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Zum Buch
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Einleitung

Dies ist der zweite Band meiner Geschichte des Westens. Der erste, im Herbst 2009 erschienene Band behandelt die Geschichte des Okzidents von seinen frühesten Prägungen durch den jüdischen Monotheismus, die Spätantike und das Christentum bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs. Im Mittelpunkt steht die Entwicklung dessen, was ich das normative Projekt des Westens nenne. Gemeint sind vor allem die Ideen der beiden atlantischen Revolutionen des späten 18. Jahrhunderts, der Amerikanischen und der Französischen Revolution – Ideen, um deren Aneignung oder Verwerfung sich der alte, europäische Westen bis weit in das 20. Jahrhundert hinein gestritten hat, gegen die auch die «Erfindernationen» von Anfang an selbst immer wieder verstoßen haben und die doch bis heute den Maßstab bilden, an dem sich der Westen, wenn er seine Werte der nichtwestlichen Welt gegenüber glaubhaft vertreten will, messen lassen muß.

Der zweite Band handelt von einer Ausnahmezeit: den drei Jahrzehnten von 1914 bis 1945, die von Kriegen, Krisen und Katastrophen in einem Maß geprägt waren wie zuvor wohl nur die Zeit des Dreißigjährigen Krieges von 1618 bis 1648. Wie in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts stand in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts Deutschland im Mittelpunkt des konfliktreichen Geschehens. Die Rolle Deutschlands war zwischen 1914 und 1945 so zentral, daß man die Zeit der beiden Weltkriege geradezu als das deutsche Kapitel in der Geschichte des Westens bezeichnen kann. Es war zugleich das schrecklichste Kapitel der Geschichte der Menschheit. Es endete mit der Vernichtung der europäischen Juden, dem am konsequentesten durchgeführten Massenmord in der an Staatsverbrechen reichen Geschichte des 20. Jahrhunderts, und dem Untergang des Deutschen Reiches.

Der Holocaust wird von manchen Autoren, namentlich dem Soziologen Zygmunt Bauman, als Resultat eines spezifisch modernen, auf Zweckrationalität ausgerichteten Strebens nach «Eindeutigkeit» und damit nach der Beseitigung von «Ambivalenz» verstanden – als ein Grenzfall jenes technologischen «social engineering», das im Denken der Zwischenkriegszeit einen markanten Platz einnahm. Viele Autoren verweisen darüber hinaus seit langem auf die Grunderfahrung entgrenzter, bisher nur in Kolonialkriegen praktizierter Gewalt im Ersten Weltkrieg, den der amerikanische Historiker und Diplomat George F. Kennan die «Urkatastrophe» des 20. Jahrhunderts genannt hat. Gesellschaftspolitische Machbarkeitsvisionen und Gewöhnung an mechanische Tötungsmethoden im Krieg waren transnationale Phänomene. Man kann viele Entwicklungen der Zeit nach 1918 in diese Perspektive rücken – und hat damit doch noch keine Erklärung dafür, warum die Shoah zum deutschen Menschheitsverbrechen wurde. Was der vorliegende Band zum Gang der deutschen Geschichte zwischen 1914 und 1945 enthält, ist vor dem Hintergrund dieses Problems zu sehen. Es ist ein Versuch zu erklären, wie es dazu kam, daß ein Land, das kulturell zum Westen gehörte, sich dem normativen Projekt des Westens, obenan der Idee der unveräußerlichen Menschenrechte, so hartnäckig verweigern konnte, daß es darüber sich und die Welt in eine Katastrophe stürzte.

Wäre es nach dem amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson gegangen, hätte die Zeit nach 1918 zum europaweiten Triumph der westlichen Demokratie werden müssen. Doch schon 1925 sprach der deutsche Wirtschaftswissenschaftler Moritz Julius Bonn von einer «Krisis der europäischen Demokratie». Im Mittelpunkt seiner Analyse standen die gesellschaftlichen und mentalen Veränderungen, die der Erste Weltkrieg bewirkt hatte: der Machtgewinn der Arbeiterschaft und die dadurch hervorgerufenen Bedrohungsängste des Bürgertums, die Militarisierung des Denkens und die damit einhergehende Geringschätzung einer zivilen Lösung von Konflikten auf der Grundlage unbestrittener Normen und im Rahmen anerkannter Institutionen.

Von den neuen, erst im Gefolge des Ersten Weltkriegs entstandenen, allesamt demokratisch verfaßten Staaten Kontinentaleuropas konnte man zwei Jahrzehnte später nur noch zwei als westliche Demokratien bezeichnen: die Tschechoslowakei und Finnland. In den anderen herrschten inzwischen mehr oder minder diktatorische Regime. Aus dem westlichen Erbe hatten sie sich ausgesucht, was den Interessen der Regierenden besser entsprach als die Idee der Demokratie, nämlich das Prinzip der «nation une et indivisible». Da die neuen Staaten keine reine Nationalstaaten, manche sogar eindeutig Nationalitätenstaaten waren, lag in dieser Rezeption westlichen, im konkreten Fall französischen, Gedankenguts der Keim schwerer Konflikte.

Ein Novum unter den politischen Systemen der Zwischenkriegszeit waren die Diktaturen neuen Typs: die totalitären Regime. Der vieldiskutierte Begriff «totalitär» zielt auf Staaten, in denen die Monopolisierung der Macht und der Grad der Repression weit über das «Normalmaß» konventioneller Diktaturen, beispielsweise offener oder verdeckter Militärdiktaturen, hinausgeht. Neu war an den totalitären Regimen vor allem der Anspruch auf den ganzen Menschen und die Ausrichtung der Politik auf das Ziel, einen neuen Menschen hervorzubringen. Bei allem, was sie trennte, waren sich die von Lenin, Mussolini und Hitler errichteten Diktaturen in diesem Punkt sehr ähnlich. Die westlichen Demokratien sahen im russischen Bolschewismus eine sehr viel größere Bedrohung als in dem 1922 in Italien an die Macht gelangten Faschismus, dem konservative Politiker und liberale Publizisten sogar lange Zeit beträchtliche Sympathien entgegenbrachten. Es bedurfte der Erfahrung eines sehr viel radikaleren, aggressiveren und «totalitäreren» faschistischen Regimes, des deutschen Nationalsozialismus, um die angelsächsischen Mächte zu einer Revision ihres Verhältnisses zur Vormacht des Kommunismus, der Sowjetunion, und schließlich zu einem Bündnis mit ihr zu bewegen.

Am Ende des vom nationalsozialistischen Deutschland entfesselten Zweiten Weltkrieges stand die Herausbildung jener «bipolaren» Welt, die der Zeit nach 1945 ihren Stempel aufdrückte. Deutschland bezahlte seinen zweiten Griff nach der Hegemonie über Europa mit der bedingungslosen Kapitulation, dem Verlust eines Viertels seines Vorkriegsterritoriums und der Besetzung des gesamten Staatsgebiets durch die Alliierten. Die größten europäischen Kolonialmächte Großbritannien und Frankreich waren durch den Krieg so nachhaltig geschwächt, daß sie den fortschreitenden Verlust ihrer Überseereiche nicht mehr verhindern konnten. Hatte der erste der beiden Weltkriege eine Partikularisierung der europäischen Staatenwelt bewirkt, so hatte der zweite ihre Polarisierung zur Folge: Die Vereinigten Staaten von Amerika und die Sowjetunion waren die Führungsmächte der Blöcke, die seit 1947 einen «Kalten Krieg» gegeneinander führten.

Der Geschichte des Westens in der Zeit nach 1945 möchte ich mich in einem weiteren Band zuwenden. Dafür, daß ich zwei Jahre nach dem ersten nunmehr den zweiten Band dieser Geschichte vorlegen kann, habe ich vielen zu danken: der Robert Bosch Stiftung, der Hans Ringier Stiftung und der ZEIT Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius, die mein Projekt seit 2007 gefördert haben; der Humboldt-Universität zu Berlin, die mir einen Raum samt dem technischen Gerät zur Verfügung gestellt hat; meiner langjährigen Mitarbeiterin Monika Roßteuscher M. A. und meinen studentischen Mitarbeiter(inne)n Angela Abmeier M. A., Sarah Bianchi, Felix Bohr und Rahel Marie Vogel, ohne deren unermüdliche Hilfe ich dieses Buch nicht hätte schreiben können. Frau Gretchen Klein, Frau Monika Roßteuscher und Herrn Felix Bohr danke ich dafür, daß sie mein handschriftliches Manuskript mit großer Sorgfalt in eine druckfertige Vorlage verwandelt haben.

Der Cheflektor des Verlages C.H.Beck, Herr Dr. Detlef Felken, hat das Manuskript des zweiten Bandes der «Geschichte des Westens» mit derselben gleichbleibenden Aufmerksamkeit gelesen wie zuvor das des ersten. Bei den Korrektur- und Registerarbeiten waren Frau Janna Rösch, Frau Tabea Spieß und Herr Alexander Goller eine große Hilfe. Ihnen allen danke ich herzlich für ihre Mühe. Dem letzten Dank gebührt eigentlich die erste Stelle: Mit meiner Frau konnte ich kontinuierlich alle Fragen erörtern, die mich während der Arbeit an diesem Band beschäftigten. Ihr Rat, ihre Ermunterung und ihre Kritik sind auch in dieses Buch eingeflossen. Deshalb ist es ihr gewidmet.



	Berlin, im März 2011

	Heinrich August Winkler






1.
Die Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts:
Der Erste Weltkrieg

Schlachten und Kriegsverbrechen:
Das militärische Geschehen 1914–1916

Kurz würde der Krieg sein und mit einem Sieg des eigenen Landes enden: In dieser Erwartung waren sich die Menschen einig, die im August 1914 in Berlin, Wien, Paris, London oder St. Petersburg den ins Feld ziehenden Soldaten zujubelten. Wenige Monate reichten aus, um in allen kriegführenden Ländern Ernüchterung einziehen zu lassen. Mit einer raschen Niederwerfung der Feinde konnte man seit Ende 1914 nicht mehr rechnen. Dieser Krieg hatte von Anfang an andere, größere Dimensionen als die europäischen Waffengänge der Vergangenheit, an denen viele der älteren Zeitgenossen selbst noch teilgenommen hatten.

Die Kriegsgegner der ersten vier Wochen waren auf der einen Seite die beiden Mittelmächte Deutschland und Österreich-Ungarn, auf der anderen die Tripelentente Rußland, Frankreich und Großbritannien sowie Serbien, Montenegro und Japan. Das neutrale Belgien wurde zum Kriegsgegner Deutschlands, weil es sich einem Berliner Ultimatum nicht gebeugt hatte, sondern sich dem Bruch des Völkerrechts widersetzte. Im Oktober 1914 trat die Türkei, im Oktober 1915 Bulgarien auf der Seite der Mittelmächte in den Krieg ein. Die Tripelentente wurde im Mai 1915 durch den Kriegseintritt Italiens verstärkt; 1916 folgten Portugal, Rumänien und Griechenland.

In den ersten Wochen des Krieges wühlte nichts die internationale Öffentlichkeit so sehr auf wie die deutschen Kriegsgreuel im neutralen Belgien. Die belgische Armee leistete unerwartet starken Widerstand gegen die deutschen Invasionstruppen; vereinzelt mögen sich auch nichtuniformierte Angehörige der Garde civique an den Kämpfen beteiligt haben. Beim deutschen Militär kam jedenfalls sogleich eine panikartige Angst vor «Franctireurs» auf, wie sie im deutsch-französischen Krieg von 1870/71 in Erscheinung getreten waren. Die Antwort bestand in der Zerstörung privater und öffentlicher Gebäude, in Geiselnahmen und der wahllosen Exekution von Zivilisten, die fälschlich beschuldigt wurden, auf deutsche Soldaten geschossen zu haben. In Löwen wurden Ende August große Teile der mittelalterlichen Stadt, darunter die wertvolle Bibliothek der Katholischen Universität, niedergebrannt. Insgesamt kamen während der Massaker zwischen August und Oktober 1914 5521 belgische Zivilisten um. Ungezählt blieben die Vergewaltigungen belgischer Frauen und Mädchen durch deutsche Soldaten. Immer wieder behauptet, aber nicht bewiesen wurden Verstümmelungen wie das Abhacken von Kinderhänden: vermutlich ein Phantasieprodukt, dessen psychologische Ursprünge in der kolonialen Praxis im Kongo Leopolds II., des 1909 verstorbenen Königs der Belgier, lagen.

John Horne und Alan Kramer, die Autoren der bislang gründlichsten Untersuchung der deutschen Kriegsgreuel von 1914, nennen den Irrglauben der Deutschen, die Belgier führten einen «Volkskrieg» gegen sie, einen «außerordentlichen Fall von Autosuggestion, wie er in einem modernen Heer seinesgleichen sucht». Was es tatsächlich an Grausamkeiten von deutscher Seite gab, war so schrecklich, daß in Belgien, Frankreich und England auch das für wahr gehalten wurde, was wohl eher einer erregten Einbildung entsprang: die abgehackten Kinderhände, die, in den Worten von Horne und Kramer, zu einer «Allegorie auf die Invasion, den Feind und den Krieg» wurden. Das brutale Vorgehen der deutschen Truppen in Belgien und kurz darauf auch in Nordfrankreich wurde als typischer Ausdruck des preußischdeutschen Militarismus gedeutet: unvereinbar mit der auch vom Deutschen Reich unterzeichneten Haager Landkriegsordnung von 1907 und dem Anspruch der Deutschen, eine der führenden Kulturnationen der Welt zu sein. Fortan fiel es den alliierten Kriegspropagandisten leicht, die barbarischen Feinde als die Hunnen der Gegenwart und Kaiser Wilhelm II. als Wiedergeburt König Attilas darzustellen.

Gegen solche Angriffe versuchten sich Anfang Oktober 1914 93 bekannte deutsche Gelehrte, Künstler und Intellektuelle, unter ihnen der Zoologe und sozialdarwinistische Philosoph Ernst Haeckel, der Philosoph und Nobelpreisträger für Literatur Rudolf Eucken, der Chemiker Fritz Haber, der Immunologe und Nobelpreisträger für Medizin Paul Ehrlich, die Historiker Eduard Meyer und Karl Lamprecht, der Maler Max Liebermann und der Dichter Gerhart Hauptmann, mit ihrer Unterschrift unter einem amtlich inspirierten «Aufruf an die Kulturwelt» zu verteidigen. Darin stritten sie eine deutsche Kriegsschuld ebenso ab wie eine freventliche Verletzung der belgischen Neutralität; sie behaupteten, daß das Leben und das Eigentum keines belgischen Bürgers angetastet worden seien, außer wenn es die bitterste Notwehr geboten habe; sie leugneten das Zerstörungswerk deutscher Truppen in Löwen und verstiegen sich zu der Aussage: «Ohne den deutschen Militarismus wäre die deutsche Kultur längst vom Erdboden vertilgt worden.» Die Wirkung im feindlichen und im neutralen Ausland war verheerend: Die geistige Elite Deutschlands schien sich von eben jener «Kulturwelt» verabschiedet zu haben, an die sie in ihrem patriotischem Manifest appellierte.

Im September 1914 kam der deutsche Vormarsch in Nordfrankreich zum Stehen. Der tief pessimistisch gestimmte deutsche Generalstabschef Helmuth Graf von Moltke («der Jüngere») gab die Schlacht an der Marne ohne zwingenden Grund verloren, ordnete überstürzt den Rückzug an und wurde am 14. September durch den preußischen Kriegsminister Erich von Falkenhayn abgelöst. Der «Schlieffenplan» – das strategische Kalkül, nach einem Durchbruch in Belgien und Lothringen die französischen Streitkräfte rasch niederzuwerfen, um dann die Hauptmasse der deutschen Armeen in den Kampf gegen Rußland zu schicken – war damit gescheitert. Den Deutschen gelang es nicht, die wichtigsten Häfen am Ärmelkanal, darunter Dünkirchen und Boulogne-sur-Mer, einzunehmen, über die der Nachschub der britischen Expeditionary Force lief. Die Materialschlachten vom Herbst 1914, bei denen mal die eine, mal die andere Seite Erfolge verbuchte, verliefen äußerst verlustreich. Die Westfront zwischen Flandern und dem Oberelsaß erstarrte zum Stellungskrieg.

Im Osten erreichte Deutschland in den ersten Kriegsmonaten, was ihm im Westen im ganzen Krieg versagt blieb: einen militärischen Triumph über den Gegner. Ende August 1914 schlug die 8. Armee unter dem nominellen Kommando des reaktivierten Infanteriegenerals Paul von Hindenburg und dem tatsächlichen seines Stabschefs General Erich Ludendorff, der kurz zuvor Lüttich erobert hatte, bei Ortelsburg die nach Ostpreußen eingedrungene russische Narew-Armee. Benannt wurde die Schlacht freilich aus Gründen der historischen Symbolik nach dem nahe gelegenen kleinen Ort Tannenberg, wo 1410 Polen und Litauer das Heer des Deutschen Ritterordens vernichtet hatten.

Im September folgte der Sieg über die Njemen-Armee an den masurischen Seen. Die schwerste und endgültige Niederlage der Russen in Ostpreußen war die in der masurischen Winterschlacht vom Februar 1915. Auch an der polnischen Front konnten die dort eingesetzten deutschen und österreichischen Verbände im Herbst 1914 beträchtliche Geländegewinne erzielen. Im Frühjahr 1915 aber scheiterte ein Versuch der österreichisch-ungarischen Truppen, die Russen in den Karpaten zurückzudrängen. Die Donaumonarchie, die bereits 1914 1,2 Millionen Mann verloren hatte, büßte weitere 800.000 Mann ein: ein Schlag, von dem sich der wichtigste Verbündete Deutschlands bis zum Kriegsende nicht mehr erholen sollte.

Zusammen konnten die beiden Mittelmächte das Zarenreich dennoch weiterhin massiv bedrängen. Zwischen Mai und Oktober 1915 eroberten sie Litauen, Kurland und Russisch-Polen und vertrieben die Russen aus Galizien. Während ihres Rückzugs deportierte die russische Armee im vermeintlichen Interesse ihrer eigenen Sicherheit über 1,6 Millionen Litauer, Letten, Juden und Polen ins russische Hinterland – ein Vorspiel zu dem noch weit grausameren Schicksal, das das Zarenreich im Jahr 1916 turkmenischen und kirgisischen Nomaden bereitete, nachdem diese sich gegen die Einbeziehung der Muslime in die allgemeine Wehrpflicht aufgelehnt hatten: Etwa 500.000 von ihnen wurden ihrer Herden und ihrer sonstigen Habe beraubt und in die Berge oder Wüste vertrieben, wo sie elend umkamen. Seit dem Herbst 1915 entwickelte sich dann auch im Osten ein zäher Stellungskrieg, der im Sommer 1916 durch die «Brussilow-Offensive» der Russen unterbrochen wurde. Die Armee der Donaumonarchie erlitt in der Bukowina eine verheerende Niederlage. Der Frontenverlauf sollte sich von da an bis zur russischen Februarrevolution von 1917 nicht mehr wesentlich verändern.

Die militärische Lage erlaubte es den beiden Mittelmächten, am 5. November 1916 durch eine gemeinsame Erklärung von Kaiser Wilhelm II. und Kaiser Franz Joseph auf dem Gebiet von Russisch-Polen einen polnischen Staat, das «Königreich Polen», zu proklamieren. Die eigentliche Exekutive lag aber nicht bei dem neugebildeten polnischen Staatsrat in Warschau, sondern in den Händen des deutschen Generalgouverneurs in Warschau und des österreichischen Generalgouverneurs in Lublin. Von einem «selbständigen» Polen konnte also keine Rede sein, ebensowenig von gesicherten Grenzen. Deutschland behielt sich die Annexion eines «Grenzstreifens» vor, zu dem auch polnische Teile des oberschlesischen Industriegebiets gehören sollten. Offen blieb die Zukunft zweier anderer von deutschen Truppen besetzter Gebiete: Litauens und Kurlands. Auf eine Angliederung des Baltikums an das Deutsche Reich drängten außer den Alldeutschen vor allem die deutschbaltische Oberschicht und viele der in Deutschland lebenden und wirkenden Deutschbalten.

Im Westen gab es 1915/16 auf beiden Seiten immer wieder Versuche, aus dem Stellungskrieg auszubrechen. Ende April 1915 setzten dabei deutsche Truppen bei Ypern erstmals Giftgas ein. Ende Februar 1916 begann Generalstabschef von Falkenhayn eine Offensive mit dem Ziel, die Festung Verdun einzunehmen. In erbitterten Kämpfen verloren bis zum Juni Deutsche und Franzosen jeweils weit über 200.000 Mann. Mitte Juli brach Falkenhayn die Schlacht ab, um die britische Offensive an der Somme abwehren zu können. Zusammen hatten hier Briten, Deutsche und Franzosen bis zum November Verluste von über 1 Million Mann. Das sachliche Ergebnis waren geringfügige Geländegewinne der Alliierten. Falkenhayn bezahlte den Mißerfolg mit seiner Ablösung als Generalstabschef. Im August 1916 wurde die Dritte Oberste Heeresleitung (OHL) mit Hindenburg als Generalstabschef und Ludendorff als Generalquartiermeister berufen.

Ludendorff war fortan der «starke Mann» des deutschen Militärs, Hindenburg aber die populäre Galionsfigur: Er wurde, entgegen den historischen Tatsachen, von den Propagandisten des Heeres zum «Sieger von Tannenberg» stilisiert und diente bald, da Wilhelm II. als Kriegsheld denkbar ungeeignet war und seit dem August 1914 nur noch wenig in Erscheinung trat, als eine Art «Ersatzkaiser». An der Westfront eine Wende zum Besseren herbeizuführen gelang den beiden Feldherren freilich nicht: Zwischen Oktober und Dezember 1916 eroberten die Franzosen jene Festungswerke bei Verdun zurück, die ihnen zuvor von den Deutschen abgenommen worden waren.

Auch zur See bewegte sich in den ersten zwei Kriegsjahren zwischen Deutschland und den beiden Westmächten nur wenig. Großbritannien hatte auf Betreiben von Marineminister Winston Churchill eine Fernblockade in der Nordsee von den Shetland-Inseln bis zum südlichen Norwegen verhängt, durch die Deutschland von Rohstoff- und Lebensmitteleinfuhren abgeschnitten wurde und keine Güter mehr nach Übersee exportieren konnte. Die deutsche Antwort war zunächst der Einsatz von Untersee- und Minenbooten, während die Hochseeflotte nach dem Willen des Staatssekretärs im Reichsmarineamt, des Großadmirals von Tirpitz, auf ihre große Stunde noch warten sollte.

Im März 1915 ordnete die OHL den uneingeschränkten U-Boot-Krieg an, was die Vollmacht in sich schloß, auch neutrale Schiffe, und zwar ohne vorherige Warnung, anzugreifen. Die erste fatale Folge dieser neuen Strategie war die Versenkung des britischen Passagierdampfers «Lusitania», der auch Munition geladen hatte, im Mai 1915. Zu den 1200 Opfern gehörten auch über 120 amerikanische Bürger. Die Regierung in Washington antwortete mit ultimativen Protesten, die im September 1915 zur Einschränkung des deutschen U-Boot-Krieges führten. Zum ersten größeren Einsatz der Hochseeflotte kam es Ende Mai 1916 im Skagerrak. Die Briten erlitten zwar schwerere Verluste als die Deutschen, konnten aber eine Durchbrechung ihrer Blockade verhindern. Die Seekriegsleitung verlangte daraufhin die Rückkehr zum uneingeschränkten U-Boot-Krieg, konnte sich damit aber bei Kaiser Wilhelm II. und Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg vorerst nicht durchsetzen. Tirpitz quittierte seine Niederlage mit dem Rücktritt vom Amt des Staatssekretärs des Reichsmarineamtes.

Verglichen mit Frankreich und Rußland waren Südosteuropa und der Mittelmeerraum Nebenschauplätze des Ersten Weltkrieges. Bis Ende 1914 konnten die Mittelmächte ganz Serbien erobern; im Januar 1915 kapitulierte auch Montenegro; im Herbst 1916 fiel der größte Teil Rumäniens in die Hände der Deutschen und Österreicher. Schwerer als diese Erfolge wog jedoch der Kriegseintritt Italiens an der Seite der Entente im Mai 1915. Vorausgegangen waren Verhandlungen, in denen Italien von Österreich-Ungarn als Kompensation für dessen Herrschaftsansprüche auf dem Balkan die Abtretung des Trentino, von Görz, Gradisca und Istrien mit Triest sowie mehreren dalmatinischen Inseln verlangt hatte: Forderungen, auf die Wien unter dem Druck Berlins in beträchtlichem Umfang, aber nicht so weitgehend einging, wie es Großbritannien, Frankreich und Rußland in parallel geführten Geheimverhandlungen taten. Deren Ergebnis war der geheime Londoner Vertrag vom April 1915, in dem sich Italien von der Entente die Angliederung von Südtirol, Triest und Istrien außer Fiume, auf kroatisch Rijeka, das nördliche und mittlere Dalmatien mit den vorgelagerten Inseln sowie die volle Souveränität über die Inseln des Dodekanes zusichern ließ. Außerdem sollte Italien eine Einflußzone an der Mittelmeerküste der Türkei und die Oberhoheit über ein verkleinertes Albanien erhalten.

Ministerpräsident Salandra neigte, ebenso wie Außenminister Sonnino, den kriegswilligen «Interventionisten» zu, hatte aber die Mehrheit der Abgeordnetenkammer gegen sich und trat am 21. Mai 1915 zurück. Sein Vorgänger Giolitti, ein Befürworter der Neutralität Italiens, konnte mit einer parlamentarischen Mehrheit rechnen, wollte aber nicht selbst die Regierung übernehmen. Am Ende gab der Druck der überwiegend bürgerlichen, häufig studentischen Demonstranten auf den Straßen Roms und anderer großer Städte den Ausschlag. Bei ihnen fanden die entschiedenen Interventionisten, an ihrer Spitze der nationalistische Dichter Gabriele D’Annunzio und der frühere radikale Marxist und Syndikalist Benito Mussolini, seit seinem Bruch mit der entschieden anti-interventionistischen Sozialistischen Partei im November 1914 Redakteur der von ihm gegründeten, von der Industrie wie auch von Frankreich finanzierten Zeitung «Il Popolo d’Italia», den größten Zuspruch. König Viktor Emanuel III. stellte sich auf die Seite der lautstarken nationalistischen Minderheit. Er nahm Salandras Rücktritt nicht an und veranlaßte ihn zur Weiterführung der Regierungsgeschäfte. Daraufhin schwenkte auch die liberale Kammermehrheit auf die interventionistische Linie ein und gewährte der Regierung die von ihr geforderten außerordentlichen Vollmachten. Am 23. Mai 1915 erklärte Italien Österreich-Ungarn den Krieg; mit den Kriegserklärungen an die Türkei und Deutschland wartete es bis zum August 1916. Im Juni begann die erste der insgesamt elf Isonzoschlachten. Sie brachten Italien bis 1917 schwere Verluste an Menschenleben und nur geringfügige Gebietsgewinne ein.

Früher als Italien war das Osmanische Reich in den Krieg eingetreten: Ende Oktober 1914 lief die türkische Flotte aus, um, ganz auf der Linie des am 2. August geschlossenen Bündnisses mit dem Deutschen Reich, russische Schwarzmeerhäfen zu verminen und zu beschießen. Das Zarenreich antwortete am 3. November mit der Kriegserklärung an die Türkei; am 5. November taten Großbritannien und Frankreich denselben Schritt. Zwei Monate später, im Januar 1915, brachten die Russen der türkischen Armee im Südkaukasus eine schwere Niederlage bei. An einer anderen Front waren die Türken hingegen erfolgreich: Sie vereitelten Ende April 1915 einen Versuch alliierter Truppen, zum großen Teil solcher aus den britischen Dominions Australien und Neuseeland, die Halbinsel Gallipoli nördlich der Dardanellen zu besetzen.

In ebendiesen Tagen, am 24./25. April 1915, begann in Istanbul die Verhaftung und Deportation von über 200 mehr oder minder prominenten Armeniern, die wenig später fast alle umgebracht wurden, das schrecklichste Kapitel des Ersten Weltkrieges: der Völkermord an den Armeniern. Brutaler Gewalt waren die Armenier schon unter Sultan Abdulhamid II. ausgesetzt gewesen: 1884 und 1896 kamen in Pogromen bis zu 200.000 Menschen um. Während der Pogrome vom Frühjahr 1909, die mit der Revolution der Jungtürken zusammen fielen, starben zwischen 15.000 und 20.000 Armenier. Es gab zwar ein Gefühl der Zusammengehörigkeit zwischen den im Osmanischen und den im Zarenreich lebenden Armeniern und seit dem späten 19. Jahrhundert auch revolutionäre Gruppen, die, teilweise mit russischer Unterstützung, gegen die Unterdrückung durch die türkischen Islamisten kämpften. Aber von einem kollektiven Widerstand der Armenier gegen die türkische Herrschaft konnte keine Rede sein.

Der regierenden Partei der Jungtürken, Ittihat ve Terakki (Einheit und Fortschritt), unter Talaat Pascha ging es von Anfang an um mehr als die Einschüchterung einer vermeintlich unzuverlässigen Bevölkerungsgruppe oder um die Beseitigung der verbliebenen Selbständigkeit der nichtmuslimischen Religionsgenossenschaften, der Millets. Ittihat Terakki wollte aus dem osmanischen Vielvölkerreich einen homogenen türkischen Nationalstaat machen und darum die Armenier, die seit dem Verlust fast des ganzen europäischen Territoriums der Türkei in den Balkankriegen von 1912/13 mit 2,1 Millionen Menschen die größte christliche Minderheit stellten, vertreiben oder vernichten. Das galt nicht nur für diejenigen unter ihnen, die in den an Rußland grenzenden Gebieten im Osten Anatoliens lebten, sondern für alle Armenier des Osmanischen Reiches. Der Krieg bot für die Durchführung dieses Vorhabens die denkbar günstigste Gelegenheit.

Dem Völkermord von 1915 fielen bis zu 1,5 Millionen armenische Männer, Frauen und Kinder zum Opfer. Sie starben auf Todesmärschen durch wüstenartige Gebiete, durch Folter und Erschießungen; sie verhungerten, wurden ertränkt oder verbrannt. In manchem, vor allem was die Vertreibung in die Wüste angeht, wirkte die Ausrottung der Armenier wie eine Nachahmung der Vernichtung der Herero durch die Deutschen in Südwestafrika in den Jahren 1904 und 1905, des ersten systematischen Genozids des 20. Jahrhunderts. Die deutschen Diplomaten und Militärs, die in der Türkei lebten und arbeiteten, waren über die Massaker genauestens informiert und durch sie auch die Regierenden in Berlin. Obwohl einzelne Augenzeugen wie der Potsdamer evangelische Theologe Johannes Lepsius die Reichsleitung immer wieder drängten, in Istanbul vorstellig zu werden, lehnten Reichskanzler und Auswärtiges Amt einen energischen Protest ab. Sie wollten den Verbündeten nicht verprellen, auf den sich das Deutsche Reich seit 1914 mehr denn je angewiesen sah, und begnügten sich deshalb mit höflichen Bitten, auf Gewaltexzesse zu verzichten.

Zur Peripherie des Kriegsgeschehens gehörten die deutschen Kolonien. Schon in den ersten Monaten des Krieges wurden Neuguinea und die Samoainseln von australischen beziehungsweise neuseeländischen Truppen, die Marschall-Inseln, die Marianen, die Palauinseln und die Karolinen von japanischen Truppen besetzt. Japan zwang im November 1914 auch Tsingtau zur Kapitulation. In Afrika fiel noch 1914 Togo in die Hände der Alliierten; es folgten 1915 Deutsch-Südwestafrika und 1916 Kamerun. Am heftigsten und längsten wurde in Deutsch-Ostafrika gekämpft. Im September 1916 eroberten Verbände des britischen Empire Daressalam. Bis Kriegsende aber konnte die deutsche Schutztruppe unter General von Lettow-Vorbeck einen großen Teil der Kolonie behaupten und darüber hinaus in den portugiesischen Teil von Ostafrika eindringen.[1]

Kriegsziele, ideologische Kriegführung, Kriegsgegnerschaft

«Uns treibt nicht Eroberungslust», hatte Kaiser Wilhelm II. in seiner Thronrede vom 4. August 1914 vor dem Reichstag erklärt und es damit den Sozialdemokraten ermöglicht, den von der Reichsleitung geforderten Kriegskrediten zuzustimmen. Doch schon bald wurde die Behauptung, Deutschland führe einen Verteidigungskrieg, von einflußreichen Kreisen in Frage gestellt. Zwar war eine öffentliche Diskussion über die deutschen Kriegsziele bis zum November 1916 verboten. Hinter den Kulissen aber wurde dafür um so eifriger über den Zugewinn an Gebieten, Ressourcen und Macht gesprochen und geschrieben, mit dem das Deutsche Reich aus dem Krieg hervorgehen sollte.

Im September 1914 faßte Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg seine Vorstellungen in einem Programm zusammen, das auf ein deutsch beherrschtes Mitteleuropa und damit auf eine deutsche Hegemonie auf dem Kontinent hinauslief. Die Annexion des nordlothringischen Erzbeckens von Longwy-Briey und der Festungsstadt Belfort gehörte ebenso dazu wie die Angliederung Luxemburgs und die Degradierung Belgiens zu einem Vasallenstaat. Zu Rußland hieß es vorerst nur ganz allgemein, daß es «von der deutschen Grenze abgedrängt und seine Herrschaft über die nichtrussischen Vasallenvölker gebrochen werden» müsse. Die Nachbarstaaten einschließlich Österreich-Ungarns, Frankreichs und eventuell «Polens» sollten einem mitteleuropäischen Wirtschaftsbund beitreten, und «zwar unter äußerlicher Gleichberechtigung seiner Mitglieder, aber tatsächlich unter deutscher Führung».

Das «Septemberprogramm» des Reichskanzlers deckte sich weithin mit dem, was auch die exportorientierten Industriebranchen und die Deutsche Bank für notwendig hielten. Sehr viel weiter gingen die extrem nationalistischen Alldeutschen und einzelne Schwerindustrielle. Heinrich Claß, der Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes, verlangte bereits Ende August 1914, Rußland müsse auf die Grenzen der Zeit vor Peter dem Großen zurückgeworfen, das Baltikum sowie Teile von Russisch-Polen, Weißrußland und Nordwestrußland deutsch besiedelt werden; die russischen Juden seien nach Palästina auszusiedeln. Der Schwerindustrielle August Thyssen forderte im September 1914 die Einverleibung Belgiens, mehrerer ostfranzösischer Departements und der baltischen Provinzen des Zarenreiches. Um die Rohstoffversorgung für die Zukunft zu sichern, sollte das Deutsche Reich möglichst auch die Krim, die Gebiete um Odessa und Asow sowie den Kaukasus unter seine Kontrolle bringen.

Im Frühjahr 1915 stellten sich die führenden Wirtschaftsverbände und zahlreiche deutsche Professoren, Beamten und Künstler, an ihrer Spitze der Berliner Theologe Reinhold Seeberg, ein Baltendeutscher, auf den Boden des alldeutschen Programms. Eine deutlich kleinere Gruppe gemäßigter Intellektueller um den Herausgeber des «Berliner Tageblatts», Theodor Wolff, und den Historiker Hans Delbrück schloß im Juli 1915 die «Einverleibung und Angliederung politisch selbständiger und an Selbständigkeit gewöhnter Völker» im Westen, nicht aber Gebietserweiterungen im Osten aus. Die ausführlichste Darlegung dessen, was die moderaten Imperialisten erstrebten, war ein 1915 erschienenes Buch des linksliberalen Politikers und studierten Theologen Friedrich Naumann mit dem Titel «Mitteleuropa». Der Autor knüpfte an das großdeutsche Erbe der Revolution von 1848 und an das 1806 untergegangene Alte Reich an, als er das Bild eines «im Kern deutschen» Mitteleuropa zeichnete, das sich um das staatenbundartig verbundene deutsch-österreichisch-ungarische Wirtschaftsgebiet herum organisieren müsse. In einem waren sich gemäßigte und radikale Imperialisten einig: Der deutsche Kolonialbesitz mußte, vor allem in Mittelafrika, beträchtlich ausgeweitet werden, weil anders der Anspruch Deutschlands, eine Weltmacht zu sein, nicht durchzusetzen war.

Die deutsche Kriegszieldiskussion ist besser erforscht als die der anderen kriegführenden Mächte, und sie war auch die am weitesten ausgreifende. In Frankreich gab es hinsichtlich eines Kriegszieles breite Übereinstimmung: Elsaß und Lothringen, die beiden Ostprovinzen, die Deutschland 1871 annektiert hatte, sollten wieder französisch werden. Ebenso unstrittig war, daß die Souveränität Belgiens wiederhergestellt werden mußte und Frankreich Anspruch auf deutsche Reparationen hatte. Führende Militärs sowie nationalistische Politiker und Intellektuelle gingen über dieses bescheidene Programm hinaus, ebenso das schwerindustrielle Comité des Forges mit seinem Generalsekretär Robert Pinot. Zu den Forderungen dieser Kreise gehörte obenan die Annexion des kohlereichen Saargebietes. Generalstabschef Joffre verlangte 1916 überdies als «Garantien» gegen jede künftige Bedrohung Frankreichs die Abtretung des linken Rheinufers von Deutschland, die Aufteilung dieses Gebiets in mehrere, von Frankreich abhängige Kleinstaaten und die Schaffung französischer Brückenköpfe am rechten Rheinufer. Die radikal nationalistische «Action française» wollte sich mit der Neutralisierung des linksrheinischen Gebiets nicht begnügen, sondern forderte die Annexion durch Frankreich. Sie stieß damit aber, als 1916 erstmals öffentlich über Kriegsziele diskutiert werden durfte, auf vehementen Widerspruch bei den Sozialisten.

Raymond Poincaré, der Präsident der Republik, teilte die Positionen der nationalistischen Rechten: Wie diese wollte er das Deutsche Reich als einheitlichen Staat zerschlagen. Aus Rücksicht auf die gespaltene öffentliche Meinung und den britischen Verbündeten hielt er sich aber mit Festlegungen zurück. Ministerpräsident Aristide Briand schloß am 10. März 1917, wenige Tage vor der russischen «Februarrevolution», einen Geheimvertrag mit der Regierung des Zarenreiches, in dem er sich die russische Zustimmung zur Annexion des Saargebietes und zur Umwandlung des linksrheinischen Deutschland in einem vom Reich abgetrennten, neutralen Staat sicherte. Rußland sollte dafür sein Gebiet im Westen, auf Kosten Polens und der Mittelmächte, vergrößern dürfen und dabei freie Hand haben, was auch ein Ja zur Annexion Ostpreußens einschloß. Eine andere Zusage hatte die russische Regierung bereits im März 1915 von Frankreich und Großbritannien erhalten: Nach der Niederwerfung der Türkei sollten Konstantinopel und die Meerengen am Bosporus an das Zarenreich fallen.

Über die Aufteilung des Osmanischen Reiches waren sich Großbritannien und Frankreich im Grundsatz einig. Im Mai 1916 steckten sie im Sykes-Picot-Abkommen ihre Interessensphären ab: Aus den arabisch besiedelten Reichsteilen sollte ein «unabhängiger» Staat oder eine Konföderation von Staaten unter einem arabischen Oberhaupt, aber unter britisch-französischer Kontrolle gebildet werden, wobei die Vorherrschaft im Libanon, in Syrien und im Gebiet um Mosul Frankreich, im übrigen Mesopotamien und in Ägypten Großbritannien zufiel. Für Palästina war eine internationale Verwaltung vorgesehen. Das wichtigste Dokument zur Zukunft Palästinas war jedoch die nach dem britischen Außenminister benannte «Balfour Declaration» vom 2. November 1917: Sie unterstützte, ganz im Sinne der Bestrebungen der Zionisten, die Schaffung einer nationalen Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina, wobei die Rechte bestehender nichtjüdischer Gemeinschaften nicht beeinträchtigt werden sollten. An der taktischen Hinterabsicht der britischen Regierung gab es nichts zu deuteln: Sie erhoffte sich von den amerikanischen Juden Unterstützung für ihr Werben um einen Kriegseintritt der USA.

Im Hinblick auf Europa beschränkte sich das Foreign Office im Herbst 1916 in einer Denkschrift auf die Forderung nach der Wiederherstellung Belgiens und die Erfüllung der französischen Wünsche in bezug auf Elsaß-Lothringen. Ansonsten sollten das Nationalitätsprinzip beachtet, ganz Polen mit Rußland in Personalunion verbunden und Deutsch-Österreich, als Ausgleich der Gebietsverluste des Reiches, mit Deutschland vereinigt werden: das letztere eine Vorstellung, die den französischen Interessen strikt zuwiderlief. Die Denkschrift folgte damit jedoch nur der alten Maxime der «balance of power»: Ein siegreiches Frankreich durfte nicht zu stark, ein geschlagenes Deutschland nicht zu schwach sein. Im übrigen stimmten Großbritannien und Frankreich darin überein, daß der preußische Militarismus beseitigt und die deutsche Wirtschaftskraft gezügelt werden mußte.[2]

Die ideologische Kriegführung stand auf deutscher Seite im Zeichen der «Ideen von 1914». Der Begriff wurde 1915 von dem Münsteraner Nationalökonom Johann Plenge geprägt; für die Verbreitung des Schlagworts sorgte vor allem der schwedische Staatsrechtler und Geopolitiker Rudolf Kjellén, der sich als Anwalt der deutschen Sache in Deutschland großer Beliebtheit erfreute. Die «Ideen von 1914» waren eine Absage an Liberalismus und Individualismus, an Demokratie und allgemeine Menschenrechte, kurz die Werte des Westens. Deutsche Werte waren dagegen Pflicht, Ordnung und Gerechtigkeit, die allesamt nur ein starker, im Dienst der «Volksgemeinschaft» handelnder Staat gewährleisten konnte. «Seit 1789 hat es in der Welt keine solche Revolution gegeben wie die deutsche Revolution von 1914», schrieb Plenge. «Die Revolution des Aufbaus und des Zusammenschlusses aller staatlichen Kräfte im 20. Jahrhundert gegenüber der zerstörenden Befreiung im 19. Jahrhundert … Unter der Not des Krieges schlug die sozialistische Idee in das deutsche Wirtschaftsleben ein, seine Organisation wuchs in einem neuen Geist zusammen, und so gebar die Selbstbehauptung unserer Nation für die Menschheit die neue Idee der deutschen Organisation, der Volksgenossenschaft des nationalen Sozialismus.»

Als eigentlicher Widerpart des «sozialistischen» Deutschland wurde das «kapitalistische» England wahrgenommen. «Sozialistisch» war Deutschland seit den Sozialversicherungsgesetzen Bismarcks, während England angeblich noch immer dem «laisser faire» des Manchesterliberalismus huldigte. Daß Großbritannien immer mehr in den Vordergrund der ideologischen Kriegführung rückte, hatte zwei Gründe. Zum einen war die Weltmacht Großbritannien, anders als Frankreich, gerade nicht der historische «Erbfeind», sondern das ebenso bewunderte wie beneidete Vorbild, was eine Art Haßliebe hervorrief und eine Dramatisierung des deutsch-britischen Gegensatzes, bis hin zur populären Grußformel «Gott strafe England!», notwendig erscheinen ließ. Zum anderen hatte Rußland nach den deutschen Siegen von 1914/15 als gefährlichster Kriegsgegner «ausgedient», während nichts für einen raschen Sieg über England sprach.

Der katholische Philosoph Max Scheler war einer der ersten, die die Behauptung aufstellten, der Krieg sei «zuerst und zuletzt ein deutsch-englischer Krieg». Der Nationalökonom Werner Sombart stellte 1915 in seinem Buch «Händler und Helden» den englischen «Kommerzialismus» dem deutschen «Militarismus» gegenüber, wobei er den Militarismus als den zum «kriegerischen Geist hinaufgesteigerten heldischen Geist», als «Potsdam und Weimar in höchster Vereinigung» beschrieb. «Er ist ‹Faust› und ‹Zarathustra› und Beethoven-Partitur in den Schützengräben. Denn auch die Eroica und die Egmont-Ouvertüre sind doch wohl echtester Militarismus.»

Die wohl anspruchsvollste Darlegung der «Ideen von 1914» erschien im letzten Kriegsjahr: Thomas Manns «Betrachtungen eines Unpolitischen». Darin deutete der Autor der «Buddenbrooks» den Krieg als Kampf zwischen deutscher Kultur und westlicher Zivilisation. Mann verteidigte den deutschen Obrigkeitsstaat, weil er das tiefste und innerste Wesen Deutschlands, wie es sich in Musik, Dichtung und Philosophie ausdrücke, von der Politik abschirme. Der Krieg war also wesentlich ein Krieg zur Abwehr der «trois pays libres» des Westens, also Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staaten, und ihrer Demokratie. «Die Politisierung des deutschen Kunstbegriffs selbst würde ja seine Demokratisierung bedeuten, ein wichtiges Merkmal der demokratischen Einebnung und Angleichung Deutschlands.»

Britische und französische Intellektuelle brauchten sich nicht einzureden, daß ihr politisches System dem deutschen überlegen war, sie wußten es. Auf der anderen Seite hinderte sie schon das Bündnis mit dem Zarenreich daran, den Krieg als einen Kampf um die Durchsetzung der Demokratie darzustellen. Im Fall Großbritanniens kam noch ein weiteres Hindernis hinzu: Es gab noch nicht das allgemeine, gleiche Männerwahlrecht zum Unterhaus, während in Deutschland dieses Wahlrecht auf Reichsebene seit 1871 galt. In der ideologischen Auseinandersetzung mit Deutschland rückte infolgedessen das in den Vordergrund, was aus der Sicht westlicher Intellektueller spezifisch deutsch war: der preußische Militarismus, den man als zutiefst reaktionär empfand. Als seine geistigen Repräsentanten wurden in England immer wieder der Militärschriftsteller Friedrich von Bernhardi, der Autor des 1912 erschienenen Buches «Deutschland und der nächste Krieg», der Historiker Heinrich von Treitschke, der Urheber des in Deutschland gern zitierten Wortes vom Krieg als dem «examen rigorosum der Völker», und, mit fragwürdigem Recht, auch Friedrich Nietzsche genannt, der alles andere als ein deutscher Nationalist war. Häufig tauchte nach 1914 auch die alte Denkfigur von den zwei Deutschland auf: dem idealistischen Land der Dichter und Denker und dem machtgierigen Soldatenstaat der Hohenzollern, der seit 1871 Deutschland beherrsche.

Mit am prägnantesten arbeitete der Londoner Philosoph und Soziologe Leonard Trelawny Hobhouse 1915 in seinem Buch «The World in Conflict», das aus einer Artikelserie für den liberalen «Manchester Guardian» entstanden war, die geistige Sonderentwicklung Deutschlands, seine Abweichung von der Hauptrichtung des westlichen Denkens, heraus. Deutschland habe eine eigene, auf sich selbst bezogene Kultur hervorgebracht, die sich auf eine bestimmte Idee vom Staat, seinen Ansprüchen an das Individuum und seinen Rechten gegenüber dem Rest der Welt stütze – eine Staatsidee, wie sie die westliche Zivilisation verabscheue. «Die ganze Bewegung der Reaktion, wie wir sie bereits bei Hegel ausgedrückt finden, zielt darauf ab, das alte Ideal wieder in Kraft zu setzen. Der Staat ist der Herr des Menschen (The State is the master of the man), und er kennt keine Gesetze von Gott und Menschlichkeit, die ihn im Umfang mit anderen binden könnten.»

In Frankreich wurde, womöglich noch stärker als in England, seit den deutschen Greueln in Belgien und, kurz darauf, der Zerstörung der Kathedrale von Reims das Klischee von den deutschen «Barbaren» wiederbelebt. Der Philosoph Henri Bergson, der Begründer der Lehre vom «élan vital», benutzte im August 1914 als einer der ersten diesen Begriff. Der Historiker und Publizist Ernest Lavisse brachte 1915 zusammen mit dem Germanisten Charles Andler einen Band unter dem Titel «Pratique et doctrine allemandes de la Guerre» heraus, in dem er in Auseinandersetzung mit Kriegsvorträgen des Leipziger Historikers Karl Lamprecht schrieb, der deutsche Militarismus sei «ein fürchterliches Bündel von materiellen Interessen, Goldgier, natürlicher und barbarischer Brutalität, durch verrückten Hochmut übersteigerter Patriotismus, ein vielschichtiger und mächtiger Mystizismus, wo alles zusammenkommt, um ‹Deutschland über alles› zu erheben». Zwei Jahre später gab Lavisse seiner Hoffnung Ausdruck, die ganze Welt werde anerkennen, daß Frankreich, indem es den barbarischen Ansturm (la ruée barbare) zum Stehen brachte, den gemeinsamen Sieg ermöglicht habe. «Indem es sein Leben verteidigt, wird es die Menschheit von dem verhaßten Joch befreien, mit dem sie eine Macht bedroht, die ihren Hochmut und ihre Begehrlichkeit über die Gerechtigkeit und das Recht stellt» (qui met son orgueil et ses appétits au-dessus de la justice et du droit).

Ganz ähnlich war der Tenor der 1915 erschienenen Schrift «L’Allemagne au-dessus de tout» (Deutschland über alles) des berühmten Soziologen Émile Durkheim. Heinrich von Treitschkes 1899/1900 posthum veröffentlichte Vorlesungen über «Politik» dienten Durkheim als Schlüssel zum besseren Verständnis eines machtversessenen Pangermanismus, den er als einen Fall von sozialer Pathologie bewertete. Der Berliner Historiker hatte gelehrt, daß der Staat Macht war und die Pflicht hatte, stark zu sein; durch internationale Verträge war er nur unter der «clausula rebus sic stantibus» gebunden, das heißt unter dem Vorbehalt, daß die bei Vertragsabschluß geltenden Bedingungen fortbestanden; es gab für den Staat kein Selbstbestimmungsrecht anderer Völker; die bürgerliche Gesellschaft hatte sich ihm unterzuordnen.

Für Durkheim war die Mentalität, zu deren Sprecher sich Treitschke machte und die er prägte, ein krankhafter Wille zur Macht. Deutschland habe sich eine Mythologie geschaffen, wonach es allen Völkern überlegen und die «höchste irdische Verkörperung der göttlichen Macht» (la plus haute incarnation de la puissance divine) sei. Doch die Welt zu bezwingen werde Deutschland nicht gelingen. «Deutschland kann seine selbstgewählte Bestimmung nicht erfüllen, ohne die Menschheit an einem Leben in Freiheit zu hindern, doch das Leben läßt sich nicht dauerhaft in Fesseln legen. Man kann es zwar durch einen mechanischen Eingriff eine Zeitlang eindämmen und lahmlegen. Doch zuletzt wird es sich immer seinen Weg bahnen und die Hindernisse wegräumen, die sich seiner freien Entfaltung entgegenstellen.»

Einer der originellsten Beiträge zur intellektuellen Auseinandersetzung mit Deutschland kam aus den Vereinigten Staaten von Amerika. 1915 legte der Soziologe und Wirtschaftswissenschaftler Thorstein Veblen, 1857 in Wisconsin als Sohn norwegischer Einwanderer geboren, sein Buch «Germany and the Industrial Revolution» vor. Veblen war einer der wortgewaltigsten Autoren der «Progressive Era»; bekannt gemacht hatte ihn seine 1899 erschienene «Theory of the Leisure Class», eine beißende, weithin satirische Kritik nicht nur der müßigen, dem Luxus frönenden Oberschicht, sondern der Gesellschaft insgesamt. Das Buch von 1915 war einerseits ein sarkastischer Angriff auf das autoritäre und militaristische Preußentum und das von ihm geprägte Deutschland, andererseits eine plakative Verherrlichung der Freiheitsliebe der englischsprechenden Völker. Bei aller polemischen Überspitzung und Verzerrung war Veblens Schrift aber auch eine scharfsinnige und brillante Analyse des «deutschen Sonderwegs» – ein Begriff, der sich freilich erst nach dem Zweiten Weltkrieg einbürgerte.

Deutschland bot, wenn man Veblen folgte, das paradoxe Beispiel eines Landes, das höchste technische Modernität mit einem extrem rückständigen Regierungssystem verband. Was die Industrialisierung betraf, so war Deutschland in die englische Schule gegangen, aber die freiheitlichen Ideen und Institutionen, die England hervorgebracht hatte, übernahmen die Deutschen nicht. Sie waren das Volk ohne erfolgreiche Revolution, in dem das Mittelalter in Gestalt des ostelbischen Junkertums und seines kriegerischen Feudalismus fortlebte. «Der Fall Deutschlands ist ohne Beispiel unter den westlichen Nationen, sowohl was die Plötzlichkeit, die Gründlichkeit und die Reichweite der Aneignung dieser (der englischen, H. A. W.) Technologie anbelangt, als auch im Hinblick auf den archaischen Charakter seines kulturellen Rüstzeugs zum Zeitpunkt der Aneignung.» Mit Preußen als Führungsmacht verfügte Deutschland über kein anderes Bindemittel als Blut und Eisen und über keine anderen als dynastische Ideale.

Deutsche und Engländer hatten infolgedessen ein gegensätzliches Verhältnis zum Militär. «Das deutsche Ideal von Staatskunst besteht … darin, alle Ressourcen der Nation auf die militärische Stärke zu konzentrieren, während es, ganz im Gegensatz hierzu, das englische Ideal ist, die militärische Macht auf das unentbehrliche Mindestmaß zu beschränken, das zur Wahrung des Friedens erforderlich ist.» Die Engländer und die englischsprechenden Völker dachten in den Kategorien der «popular autonomy», die Deutschen in denen des Staates, und zwar des dynastischen Staates. Dementsprechend unterschieden sich der deutsche und der englische Freiheitsbegriff radikal. Aus deutscher Sicht bedeutete Freiheit, Befehle zu geben und freiwillig Befehlen zu folgen; für Engländer lief Freiheit in fast schon anarchistischer Manier darauf hinaus, Befehle im Zweifelsfall nicht befolgen zu müssen.

Mit der Schaffung des Reiches unter Bismarck war Deutschland Veblen zufolge unter die «Herrschaft des aggressivsten und unverantwortlichsten, ja des archaischsten» der deutschen Staaten gekommen – eines Staates, der sein kriegerisches Wesen nicht verleugnen konnte und, gestützt auf sein großes industrielles Potential, unter Bismarcks Nachfolgern zu einer Gefahr nicht nur für seine Nachbarn, sondern für den Westen insgesamt geworden war. Veblen mußte sich gar nicht ausdrücklich für den Kriegseintritt der USA aussprechen. Seine Darstellung des «Prussian-Imperial system» als «typische Ausprägung und Verkörperung der Reaktion gegen den Prozeß der modernen Zivilisation» (the type-form and embodiment of this reaction against the current of modern civilization) ließ nur den einen Schluß zu, daß die englisch-sprechenden Völker der Welt bis zur letzten Konsequenz zusammenstehen mußten, um die westlichen Errungenschaften vor der Bedrohung durch Preußen-Deutschland zu bewahren.[3]

Veblen war ein radikaler Liberaler, aber kein Marxist. Ging man von marxistischen Prämissen aus, konnte die tiefere Ursache des Krieges nur in der Entfaltung der Widersprüche des kapitalistischen Wirtschaftssystems gesucht und gefunden werden. Der Kapitalismus war Ende des 19. Jahrhunderts in das Stadium des Imperialismus eingetreten; der Imperialismus war, wie der Führer der russischen Bolschewiki, Wladimir Iljitsch Lenin, schon im Titel einer Anfang 1916 im Züricher Exil verfaßten, im April 1917 in Petrograd (so seit 1914 der neue russische Name für St. Petersburg) veröffentlichten Schrift behauptete, das «höchste Stadium des Kapitalismus». Dieses Stadium war charakterisiert durch das Zusammenwachsen von Bank- und Industriekapital zum Finanzkapital, die Ablösung der freien Konkurrenz durch Monopole und internationale Kartelle, den Kapitalexport in die bisher noch nicht der Kapitalherrschaft unterworfenen, rohstoffreichsten, aber rückständigen Teile der Welt.

Mit dem Übergang des Kapitalismus zur Stufe des Monopolkapitalismus und des Finanzkapitals war ein Kampf um die Aufteilung der Welt verknüpft. Die Ausbeutung der rückständigen Gebiete warf, wenn man Lenin folgte, hohe Profite ab, die den Kapitalrentnern in den Metropolen ein parasitäres Leben und den Monopolisten die Bestechung von Teilen der Arbeiterklasse erlaubten. Es gab daher einen Zusammenhang zwischen dem Imperialismus und dem «Opportunismus», dem reformistischen und revisionistischen Abfall von der reinen marxistischen Lehre: eine These, mit der sich die Bewilligung von Kriegskrediten durch die sozialdemokratischen Parteien Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens trefflich denunzieren ließ.

Aber mehr als eine Gnadenfrist konnte der Imperialismus dem parasitären und verfaulenden Kapitalismus nicht verschaffen. Lenin verwarf die von ihm als unmarxistisch bewertete Annahme Karl Kautskys, des führenden Theoretikers der deutschen Sozialdemokratie, der Imperialismus könne seine Gegensätze auch friedlich, etwa im Rahmen internationaler Kartelle, ausgleichen. Unter Berufung auf Rudolf Hilferding, den aus Österreich stammenden, in der deutschen Sozialdemokratie aktiven Autor des 1910 erschienenen «Finanzkapital», sagte Lenin vielmehr die Verschärfung der kolonialen Gegensätze und das Erstarken der nationalen Unabhängigkeitsbewegungen gegen das europäische Kapital in den Kolonien und anderen abhängigen Gebieten voraus. Um das für den Imperialismus typische «Mißverhältnis zwischen der Entwicklung der Produktivkräfte und der Akkumulation des Kapitals einerseits, der Verteilung der Kolonien und der ‹Einflußsphären› des Finanzkapitals andererseits zu beseitigen», gab es auf dem Boden des Kapitalismus kein anderes Mittel als den Krieg: Das war nach Lenin die wirkliche Ursache der großen internationalen Auseinandersetzung, die im August 1914 begonnen hatte.

Theoretisch beruhte Lenins Schrift «Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus» weitgehend auf den Analysen bürgerlicher und sozialistischer Autoren von John Atkinson Hobson bis Rudolf Hilferding, von denen er auch manche Fehleinschätzungen, namentlich im Hinblick auf den wirtschaftlichen Ertrag der Ausbeutung der Kolonien, übernahm. Aber Lenin kam es vor allem auf die revolutionäre Praxis an, die er mit Hilfe seiner Imperialismustheorie rechtfertigen wollte. Das Ziel der revolutionären Strategie hatte er bereits im November 1914 in seinem Artikel «Der Krieg und die russische Sozialdemokratie» festgelegt, als er die «Umwandlung des gegenwärtigen imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg» die «einzig richtige proletarische Lösung» nannte. Den Führern der sozialistischen Parteien, die ihre Regierungen unterstützten, warf er «direkten Verrat an der Sache des Sozialismus» vor; sie hätten in einem Moment von höchster weltgeschichtlicher Bedeutung versucht, den Sozialismus durch Nationalismus zu ersetzen. Am schärfsten geißelte Lenin die deutsche Sozialdemokratie, und das schon deshalb, weil sie die stärkste und einflußreichste Partei der Zweiten Internationale sei. Er machte sich ausdrücklich eine Erklärung der italienischen Sozialisten zu eigen: «Die Führer der deutschen Sozialdemokraten entehren das Banner der proletarischen Internationale.»

Die SPD hatte den Kriegskrediten am 4. August zugestimmt, weil der Krieg mit Rußland inzwischen eine Tatsache war und ihr alles daran lag, einen Sieg des Zarenreiches, der reaktionärsten aller Großmächte, zu verhindern. Das Ja bedeutete nicht, daß die Sozialdemokraten Deutschland und Österreich-Ungarn von jeder Kriegsschuld freisprachen; das Wiener Ultimatum an Serbien vom 25. Juli hatten sie noch als frivole Kriegsprovokation angeprangert. Spätestens seit der russischen Generalmobilmachung am 20. Juli aber hielten die Führungen der SPD und der Freien Gewerkschaften die zarische Regierung für den eigentlichen Aggressor. Ein Nein zu den Kriegskrediten hätte bedeutet, das Risiko eines russischen Vormarsches auf Berlin, verbunden mit schärfster staatlicher Unterdrückung der Arbeiterbewegung, einzugehen. Der Krieg hätte in einen Bürgerkrieg umschlagen können: eine Aussicht, die die SPD mit Angst und Schrecken erfüllte.

Doch bereits im Spätjahr 1914 begann der Rückhalt für die Politik des «Burgfriedens» zu bröckeln. Als erster sozialdemokratischer Reichstagsabgeordneter stimmte am 2. Dezember der Berliner Rechtsanwalt Karl Liebknecht, ein Sohn des Parteigründers Wilhelm Liebknecht, gegen neue Kriegskredite. Am 21. Dezember 1915 taten weitere 19 sozialdemokratische Parlamentarier, unter ihnen der Ko-Vorsitzende der Partei, Hugo Haase, denselben Schritt. Liebknecht wurde im Januar 1916 aus der Fraktion ausgeschlossen. Nach einem abermaligen «Disziplinbruch», den die Mehrheit mit dem Ausschluß der Abweichler aus der Fraktion beantwortete, vereinigten sich 18 oppositionelle Abgeordnete im März 1916 zur «Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft». Die meisten ihrer Mitglieder entstammten der alten Vorkriegslinken. Der Widerstand gegen die offizielle These vom deutschen «Verteidigungskrieg» ging aber über den linken Flügel hinaus: Auch der «Zentrist» Karl Kautsky, der kein Reichstagsmandat innehatte, und der Revisionist Eduard Bernstein opponierten gegen die Mehrheitslinie.

Die Linke war ihrerseits alles andere als ein in sich geschlossenes Gebilde. Hugo Haase, der nach dem Tod August Bebels 1913 zusammen mit Friedrich Ebert zum Vorsitzenden der SPD gewählt worden war, gehörte ebenso wie Rudolf Hilferding zu den Gemäßigten, Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg und Clara Zetkin, die Vorkämpferin der sozialistischen Frauenbewegung, zu den Radikalen. Seit dem Frühjahr 1915 verfügte die äußerste Linke über eine eigene Organisation, die «Gruppe der Internationale», die sich im Lauf des Jahres 1916 in «Spartakusgruppe» umbenannte.

Die Radikalisierung der deutschen Linken stand in enger Verbindung mit Entwicklungen auf dem linken Flügel der Zweiten Internationale. Im September 1915 trafen sich in Zimmerwald in der Schweiz linke Sozialisten, die teils aus kriegführenden Ländern, darunter Deutschland, Frankreich und Italien, teils aus neutralen Ländern kamen und sich in einem einig waren: Sie lehnten die Unterstützung des «imperialistischen Krieges» durch sozialistische Parteien als Verrat an den Prinzipien der Internationale ab. Die Initiative zur Einberufung der Konferenz war Mitte Mai 1915, eine Woche bevor Italien an der Seite der Entente in den Krieg eintrat, von den italienischen und schweizerischen Sozialisten ausgegangen. Gemäßigte, von Lenin als «Sozialpazifisten» bekämpfte Gegner der Burgfriedenspolitik wie Haase, Bernstein und Kautsky waren nicht nach Zimmerwald eingeladen worden. Die äußerste Linke um Lenin, die den Burgfrieden durch den Bürgerkrieg ablösen wollte, stellte ihrerseits nur wenige Delegierte, die sogenannte Zimmerwalder Linke. In einer zuletzt einstimmig angenommenen Entschließung sprachen sich die Teilnehmer für eine rasche Beendigung des Krieges, einen Frieden ohne Annexionen und Kriegsentschädigungen und für das Selbstbestimmungsrecht der Völker aus.

Auf dem nächsten internationalen Sozialistentreffen, das im April 1916 in Kienthal im Berner Oberland stattfand, blieben Lenin und seine Anhänger ebenfalls in der Minderheit. In zwei Punkten aber gingen die Beschlüsse von Kienthal über die von Zimmerwald hinaus. Die Delegierten forderten erstens die «Ablehnung jeglicher Unterstützung der Kriegspolitik durch die Vertreter der sozialistischen Parteien» und die Verweigerung von Kriegskrediten. Zweitens warfen sie dem Büro der Internationale vor, daß es völlig versagt und sich zum «Mitschuldigen an der Politik der Prinzipienverleugnung, der sogenannten Vaterlandsverteidigung und des Burgfriedens» gemacht habe. Das war noch nicht die Spaltung der Zweiten Internationale und die Grundlegung einer neuen, revolutionären Dritten Internationale, wie Lenin sie anstrebte, aber doch ein Zeichen dafür, daß sich die Gegensätze innerhalb der internationalen Arbeiterbewegung zugespitzt hatten.

Was man in Deutschland «Burgfrieden» nannte, war in Frankreich die «Union sacrée». Sie schloß seit Ende August 1914 auch eine formelle Regierungsbeteiligung der Sozialisten ein (mit Marcel Sembat als Minister für öffentliche Arbeiten und Jules Guesde als Minister ohne Geschäftsbereich). In der Sozialistischen Partei Frankreichs, der Section Française de l’Internationale Ouvrière (SFIO), war die Opposition gegen den Krieg schwächer ausgeprägt als in der SPD. An der Konferenz von Zimmerwald nahmen zwei Führer des Metallarbeiterverbandes innerhalb der Confédération Générale des Travailleurs (CGT), Albert Bourderon und Alphonse Merrheim, aber keine sozialististischen Parlamentarier teil. Auf dem Jahreskongreß der SFIO im Dezember 1915 gab es breite Zustimmung für den «patriotischen» Kurs der Parteiführung. Eine kleine Minderheit stellte sich auf den Boden der Zimmerwalder Beschlüsse; eine vermittelnde Stellung bezog eine Gruppe um Jean Longuet, einen Enkel von Karl Marx. Im April 1916 stellte sie bereits ein Drittel der Delegierten zum Nationalrat der SFIO. Ende Dezember 1916 sprach sich nur noch eine knappe Mehrheit des Nationalrats dafür aus, daß der eben erst ernannte Rüstungsminister Albert Thomas, das einzige sozialistische Mitglied des Kabinetts Briand, sein Amt behielt.

Mitglieder der Labour Party konnten nicht an der Konferenz von Zimmerwald teilnehmen, weil die britische Regierung ihnen die Pässe verweigerte. Eine sozialistische Opposition gegen den Krieg aber gab es auch in Großbritannien; sie war hier von Anfang an sogar sehr viel stärker als in Deutschland. Am 3. August 1914 nannte der «Daily Citizen», das Organ der Labour Party, den Gedanken, daß England an der Seite des reaktionären Rußland kämpfen solle, «einfach erschreckend»; am Vormittag des 4. August verabschiedete die Exekutive der Labour Party eine Erklärung, wonach es die Pflicht der Arbeiterklasse sei, den Krieg so rasch wie möglich durch einen Frieden zu beenden, «der die Wiederherstellung der herzlichen Beziehungen zwischen den Arbeitern Europas ermöglicht».

Die Abgeordneten der Labour Party stimmten aber kurz darauf im Unterhaus den von der Regierung Asquith geforderten Kriegskrediten mit großer Mehrheit zu, was zum Rücktritt des prominentesten Kriegsgegners, des Fraktionsvorsitzenden Ramsay MacDonald, führte, der zugleich an der Spitze der International Labour Party (ILP), einer der in der Labour Party zusammengeschlossenen Gruppierungen, stand. Die ILP blieb bis zum Ende des Krieges bei ihrer pazifistischen Position, ohne daß dies disziplinarische Maßnahmen der Mehrheit nach sich zog. Mitte Oktober 1914 begründete die Labour Party ihr Ja zu den Kriegskrediten und der Werbung von freiwilligen Rekruten mit der deutschen Kriegsschuld, dem Überfall auf das neutrale Belgien und, ganz allgemein, der Notwendigkeit, einen Triumph des militärischen Despotismus Deutschlands zu verhindern.

Die Labour Party unterstützte in der Folgezeit die Regierung des liberalen Premierministers Herbert Asquith, die sich Ende Mai 1915 unter dem Eindruck der militärischen Lage auf dem Balkan und an den Dardanellen in ein Allparteienkabinett (mit dem Labourführer Arthur Henderson als Unterrichtsminister) verwandelte, bei allen ihren gesetzgeberischen Vorhaben, beginnend mit der Zustimmung zum Defence of the Realm Act vom 8. August 1914, der Grundlage einer staatssozialistisch angelegten Lenkung der Kriegswirtschaft. Anfang 1916 stimmte Labour auch einem angesichts der bisherigen englischen Geschichte geradezu revolutionär anmutenden Schritt zu: der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht. Im Frühjahr 1916 hatte Großbritannien die schwerste innere Herausforderung während des ganzen Krieges zu bestehen: die blutige Niederwerfung des von Deutschland unterstützten Osteraufstands der nationalistischen Sinn-Féin-Bewegung in Dublin, der am 24. April mit der Proklamation der Irischen Republik begann. Über 500 Menschen, darunter 300 Zivilisten, kamen ums Leben; etwa 2000 wurden verwundet. Zu den hingerichteten Führern der Erhebung gehörte auch der aus Irland stammende ehemalige britische Diplomat und international bekannte Kritiker der Versklavung der einheimischen Bevölkerung im Kongostaat des belgischen Königs Leopold II., Sir Roger Casement, der in einem deutschen U-Boot auf die Insel gebracht worden war.

Ein Dreivierteljahr später, im Dezember 1916, löste der energische Kriegsminister David Lloyd George seinen liberalen Parteifreund Herbert Asquith als Premierminister ab. Zum eigentlichen Machtzentrum wurde von jetzt ab ein fünfköpfiger Kabinettsausschuß, dem außer dem Premier drei Konservative («Unionisten»), unter ihnen der weit rechts stehende Lord Alfred Milner, und von der Labour Party Arthur Henderson, nunmehr Minister ohne Geschäftsbereich, angehörten. Als Lloyd George sich in der Folgezeit immer mehr an die Tories anlehnte, trat Henderson im August 1917 aus der Regierung aus. Die Labour Party blieb dessen ungeachtet ein Teil der britischen Kriegskoalition und stellte weiterhin Minister in der Allparteienregierung.

In den kriegführenden Ländern gab es außer der Independent Labour Party Großbritanniens nur zwei sozialistische Parteien, die dem Krieg nach Beginn der Kampfhandlungen die Unterstützung verweigerten: die serbische, deren beide Abgeordnete am 31. Juli 1914 im Parlament, der Skupschtina, als einzige Volksvertreter gegen die Kriegskredite stimmten, und die russische Partei. Beide Fraktionen der Sozialdemokratischen Partei Rußlands, die vergleichsweise gemäßigten Menschewiki und die sehr viel radikaleren Bolschewiki, hatten sich darauf verständigt, am 8. August in der Duma bei der Abstimmung über die Vertrauensfrage der Regierung und die Kriegskredite sich der Stimme zu enthalten, in einer gemeinsamen Erklärung gegen den Krieg zu protestieren und für die internationale Solidarität der Arbeiterklasse zu demonstrieren. Die scharf gehaltene Erklärung wurde von einem Abgeordneten der Menschewiki verlesen. Danach verließen die sozialistischen Abgeordneten den Plenarsaal und nahmen an der Abstimmung nicht mehr teil.

Die Haltung der Abgeordneten entsprach nicht der patriotischen Stimmung in der russischen Arbeiterschaft und auch nicht der Linie, für die sich führende Exilpolitiker, unter ihnen der Menschewik Georgi Plechanow, einsetzten: die Unterstützung des Krieges an der Seite der Westmächte. Auf der anderen Seite wurde Lenins Parole, es gelte den imperialistischen Krieg in den Bürgerkrieg umzuwandeln, auch von den meisten Bolschewiki verworfen. Die Situation Rußlands war im Herbst 1914 weit davon entfernt, revolutionär zu sein. Es sollten noch über zwei Jahre vergehen, bis sich die Verhältnisse so verschlechterten, daß Lenins radikale Thesen weitere Unterstützung zu finden begannen.[4]

Epochenjahr 1917:
Russische Revolution und Kriegseintritt der USA

In keinem Land verflüchtigte sich die anfängliche Kriegseuphorie so rasch wie in Rußland. Die Niederlagen, die die Truppen des Zarenreiches 1914/15 im Kampf gegen die Deutschen erlitten, ließen die Unzufriedenheit mit der bestehenden politischen und gesellschaftlichen Ordnung anschwellen. Im Sommer 1915 kam es erst in der Textil-, dann auch in der Metallindustrie, im Bergbau und in den Erdölgebieten um Baku und im Ural zu größeren Streikaktionen. Im August 1915 schlossen sich alle Fraktionen der Vierten Duma mit Ausnahme der äußersten Rechten und Linken zu einem «Progressiven Block» zusammen, der eine neue, auf das Vertrauen des Volkes gestützte Regierung forderte. Zar Nikolaus II., seit der Entlassung des Oberbefehlshabers Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch im September 1915 selbst Oberkommandierender der russischen Truppen, lehnte eine Parlamentarisierung strikt ab; die Zarin Alexandra Fedorowna, die während der langen Abwesenheit des Zaren von Petrograd entscheidenden Einfluß auf alle wichtigen Stellenbesetzungen bis hin zur Ernennung von Ministern erhielt, war ihrerseits seit Jahren von den Einflüsterungen ihres Günstlings, des sibirischen Wandermönchs Grigorij Rasputin, abhängig. Die Ermordung Rasputins durch zwei Angehörige des Hochadels und einen Abgeordneten der äußersten Rechten am 30. Dezember 1916 war ein dramatisches Zeichen dafür, daß selbst in der Oberschicht der Rückhalt des Zarenregimes dahinschwand.

Um dieselbe Zeit wuchs die soziale Unruhe bedrohlich an. In den ersten beiden Monaten des Jahres 1917 brach die Lebensmittelversorgung in den großen Städten und Industriezentren praktisch zusammen. Im Januar waren die Preise für Verbrauchsgüter in Petrograd sechsmal, in der Provinz fünfmal so hoch wie in der Vorkriegszeit. Im gleichen Monat warnte das Polizeidepartement vor Hungerunruhen, die jederzeit ausbrechen könnten. Seit Anfang März häuften sich die Protestdemonstrationen in der Hauptstadt. Am 8. März weitete sich eine Frauendemonstration anläßlich des Internationalen Frauentages, der sich die Arbeiter der Putilow-Werke anschlossen, zur Streikbewegung und zwei Tage später zum Generalstreik aus. Vergeblich drängte der Präsident der Duma, Michail Rodsjanko, den Zaren zur Einsetzung einer parlamentarisch verantwortlichen Regierung. Nikolaus II. blieb bei seinem Nein und ordnete stattdessen die Vertagung der Duma an. Die Provokation bewirkte eine weitere Radikalisierung. In der Nacht zum 12. März schlossen sich große Teile der Petrograder Garnison, darunter auch Offiziere, den demonstrierenden Arbeitern und Studenten an. Das war der Beginn der (nach dem alten, julianischen Kalender so genannten) Februarrevolution, die in erster Linie eines war: der Zusammenbruch eines immer weniger funktionstüchtigen Systems.

Um sich gegenüber dem Druck der Straße zu behaupten, tat die Dumamehrheit daraufhin einen revolutionären Schritt: Sie setzte ein Provisorisches Komitee aus Vertretern des Progressiven Blocks, der Menschewiki und der Sozialrevolutionäre ein. Aus ihm ging am 13. März 1917 die Provisorische Regierung unter dem Fürsten Georgij Jewgenjewitsch Lwow, einem Liberalen, als Ministerpräsidenten und dem Historiker Paul Miljukow, dem Führer der Konstitutionellen Demokraten («Kadetten»), als Außenminister hervor. Tags zuvor bereits hatte sich im Taurischen Palais, dem Tagungsort der Duma, nach dem Vorbild der Revolution von 1905 ein provisorisches Exekutivkomitee des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatenrepublik gebildet. Sein stellvertretender Vorsitzender, der Führer der sozialistischen «Trudowiki» (Werktätigen), Alexander Kerenskij, trat als Justizminister in die Provisorische Regierung ein und wurde dadurch zeitweilig zum Bindeglied zwischen den beiden neuen Machtzentren. Nikolaus II. dankte am 15. März, von der Provisorischen Regierung und zuletzt auch dem eigenen Hauptquartier zum Thronverzicht gedrängt, zugunsten seines Bruders Michail ab; dieser erklärte am folgenden Tag seinen Verzicht auf die Nachfolge. Damit endete nicht nur die dreihundertjährige Herrschaft der Dynastie der Romanows, sondern auch die über tausendjährige russische Monarchie.

Über einige der dringlichsten Fragen verständigte sich der Petrograder Sowjet unmittelbar nach seiner Konstituierung mit dem Provisorischen Komitee der Duma. Das Übereinkommen betraf die Vorbereitung von Wahlen zu einer Konstituante, die die Grundlagen für eine demokratische Entwicklung Rußlands schaffen sollte, eine sofortige und umfassende Amnestie für alle politischen Gefangenen und Verbannten, volle Rede-, Presse-, Religions-, Versammlungsund Streikfreiheit, die Ersetzung der Polizei durch eine nationale Miliz sowie demokratische Wahlen auf örtlicher Ebene. Der Sowjet organisierte die Lebensmittelversorgung der Hauptstadt und bildete eine Volksmiliz. Der «Befehl Nr. 1» vom 14. März unterstellte die Truppen der politischen Kontrolle des Sowjets. Die Offiziere mußten sich vor den neu gebildeten Mannschaftskomitees legitimieren, die Soldaten Befehlen nur gehorchen, wenn diese nicht im Widerspruch zu den Beschlüssen des Petrograder Sowjets standen. Die Anordnung zielte auf nicht weniger als die Abschaffung der Offizierskaste – und in der Folge davon der bisherigen Form von militärischer Disziplin.

Am 27. März folgte ein Manifest an die Proletarier aller Länder, in dem der Petrograder Arbeiter- und Bauernrat den Sieg der russischen Demokratie als «großen Sieg der Weltfreiheit und Demokratie» feierte, durch den «die Hauptsäule der Weltreaktion und der Gendarm Europas» zum Einsturz gebracht worden sei. Das demokratische Rußland könne keine Bedrohung der Freiheit und der Zivilisation sein. An die Proletarier erging deshalb der Aufruf, das «selbstherrische Joch» abzuwerfen, wie es die russische Arbeiterklasse getan habe, und sich nicht länger als «Waffe für Annexionen und Gewalt in der Hand von Königen, Gutsbesitzern und Bankiers» einsetzen zu lassen. Ein Kongreß der lokalen Arbeiter- und Soldatensowjets, der vom 11. bis 16. April in Petrograd tagte, brachte diesen Appell auf die einprägsame Formel von einem allgemeinen Frieden «ohne Annexionen und Kontributionen».

Mit der Konstituierung der Provisorischen Regierung und des Petrograder Sowjets begann in Rußland der Zustand der (schon damals so genannten) «Doppelherrschaft». Ihr widerspruchsvolles Wesen hat der deutsche Historiker Dietrich Geyer prägnant beschrieben: Die Räte traten «in den Behördenstaat nicht hinein, sondern beschränkten sich darauf, ihn von außen her umklammert zu halten. Sie konnten ihn lähmen, aber sie dachten nicht daran, ihn auf revolutionäre Weise aufzuheben … In Erwartung der Verfassunggebenden Versammlung kam der politische Umgestaltungswille der Revolutionäre zum Stehen … In der Praxis ergaben sich aus diesem Attentismus gegenüber der staatlichen Macht sehr merkwürdige Formen wechselseitiger Abhängigkeit zwischen Regierung und Sowjet. Der Begriff der ‹Doppelherrschaft›, der dafür geprägt worden ist, trifft den Sachverhalt nur unvollkommen. Die, denen die Akklamation der Massen versagt blieb, sollten regieren, ohne die Macht je wirklich zu besitzen, während die, denen die Revolution die Macht entgegentrug, die Macht nicht haben wollten.»

Als die Februarrevolution begann, waren die meisten führenden Bolschewiki noch im Exil: Lenin, Sinowjew und Karl Radek in der Schweiz, Bucharin in New York, wo er, zusammen mit dem bisherigen linken Menschewik Leo Trotzki, der sich in dieser Zeit immer mehr den Positionen Lenins annäherte, eine Emigrantenzeitung herausgab. Andere maßgebliche Bolschewiki, darunter Stalin, Kamenew und Swerdlow, lebten als Verbannte in Sibirien. Die letzteren kehrten als erste, noch Ende März, nach Petrograd zurück. Dort brachten sie sogleich die «Prawda», die Parteizeitung, unter ihre Kontrolle. Sie nutzten dieses Forum, um eine enge Zusammenarbeit zwischen Sowjet und Provisorischer Regierung und unverzügliche Friedensverhandlungen mit allen kriegführenden Mächten zu fordern. Bis dahin sollten die Soldaten auf ihren Posten bleiben.

Lenin war radikal anderer Ansicht. Aus dem Schweizer Exil warf er Ende März in zwei «Briefen aus der Ferne» den beiden wichtigsten bürgerlichen Mitgliedern der Provisorischen Regierung, Außenminister Miljukow und Kriegsminister Gutschkow, vor, sie seien von den anglo-französischen Imperialisten zur Machtergreifung gedrängt worden, um anschließend den imperialistischen Krieg zu verlängern. Lenin verlangte die Aufhebung der Verträge zwischen den Alliierten, die Veröffentlichung aller Geheimabkommen sowie die Befreiung aller Kolonien und forderte die Arbeiter aller Länder auf, ihre Regierungen abzusetzen und die ganze Macht Arbeiterräten zu übertragen. Das war nichts anderes als der Aufruf zur proletarischen Weltrevolution.

Für Rußland lautete die Parole, die kommunistischen und internationalistischen Elemente von den kleinbürgerlichen zu trennen und mit ihrer Hilfe die Sowjets der Arbeiter- und Bauerndeputierten nach dem Vorbild der Pariser Kommune von 1871 in Organe einer revolutionären Staatsmacht umzuwandeln (wobei sich Lenin auf Marx’ Schrift über den «Bürgerkrieg in Frankreich» berief). Konkret hieß das: Zerbrechen der alten Staatsmaschine und Ersetzung durch eine neue, wo Polizei, Armee und Bürokratie mit dem «bis auf den letzten Mann bewaffneten Volk eins» waren. Das Proletariat müsse «alle armen und ausgebeuteten Schichten des Volkes organisieren und bewaffnen, damit sie die Organe der Staatsmacht selbst übernehmen, damit sie selbst und unmittelbar die Institutionen dieser Staatsmacht bilden.»

Um tatsächlichen Einfluß auf die weitere Entwicklung in Rußland zu erlangen, mußte Lenin erst einmal die eigene Partei, die Bolschewiki, auf seine Linie bringen. Das konnte er nicht aus dem Exil, sondern nur in Rußland selbst tun. Da Frankreich es ablehnte, ihm ein Transitvisum und Reiseerleichterungen zu gewähren, konnte er nur mit deutscher Hilfe in seine Heimat zurückkehren. Die Oberste Heeresleitung und die Regierung Bethmann Hollweg hatten das größte Interesse daran, dem entschiedensten Kriegsgegner unter den russischen Emigranten jede Hilfe zu gewähren – nicht nur dadurch, daß Lenin die Rückkehr durch Deutschland ermöglicht wurde, sondern auch durch großzügige finanzielle Unterstützung seiner Agitation. Das Ziel, mit Lenins Hilfe den Krieg im Osten zu beenden und danach alle Kraft auf den Kampf an der Westfront zu konzentrieren, rechtfertigte aus deutscher Sicht auch ein höchst gefährliches Mittel: die Revolutionierung Rußlands durch die Bolschewiki, angeführt von einem Mann, der zu dieser Zeit «objektiv» ein deutscher Einflußagent war. Am 8. April reiste Lenin zusammen mit einigen seiner getreuen Anhänger, darunter seine Frau Nadeshda Krupskaja, Sinowjew und Radek, in dem legendären, angeblich «plombierten» Zug aus Zürich ab. Auf dem Weg über Schweden und das russische Finnland trafen die Rückkehrer am 16. April auf dem Finnländischen Bahnhof in Petrograd ein, wo sie von einer großen Menschenmenge erwartet wurden.

Bei den Petrograder Bolschewiki, und erst recht natürlich bei den Menschewiki, stießen Lenins radikale Thesen zunächst auf ungläubiges Staunen und massiven Widerspruch. Im Petrograder Sowjet, wo die Bolschewiki sehr viel schwächer vertreten waren als die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre, war es nicht anders. Lenin ließ sich von der geballten Opposition nicht beirren und veröffentlichte am 22. April in der «Prawda» unter der Überschrift «Über die Aufgaben des Proletariats in der gegenwärtigen Revolution» seine rasch berühmt gewordenen «Aprilthesen». Ohne den Sturz des Kapitals sei es, so hieß es da, unmöglich, den Krieg durch einen wahrhaft demokratischen Frieden zu beenden. Nachdem die erste Etappe der Revolution die Bourgeoisie an die Macht gebracht habe, müsse die zweite Etappe die Macht in die Hände des Proletariats und der ärmsten Schichten der Bauernschaft legen. Es gelte daher, die Massen darüber aufzuklären, daß die Sowjets die einzig mögliche Form der revolutionären Regierung seien.

«Keine parlamentarische Republik, … sondern eine Republik der Sowjets der Arbeiter-, Landarbeiter- und Bauerndeputierten im ganzen Lande, von untern bis oben», lautete Lenins neue Parole, die sich schlagwortartig in dem Ruf «Alle Macht den Räten» zusammenfassen ließ. Polizei, Armee und Beamtenschaft waren abzuschaffen, die gesamten Ländereien der Gutsbesitzer zu beschlagnahmen, der gesamte Boden des Landes zu nationalisieren, die Verfügung über ihn den örtlichen Sowjets der Landarbeiter- und Bauerndeputierten zu übertragen und die Banken zu einer Nationalbank zu verschmelzen, die durch den Sowjet der Arbeiterdeputierten zu beaufsichtigen sei. Das alles bedeutete, so Lenin, noch nicht die Einführung des Sozialismus, sondern nur den «Übergang zur Kontrolle über die gesellschaftliche Produktion und die Verteilung der Erzeugnisse durch den Sowjet der Arbeiterdeputierten».

In einem ausführlicheren Text über die «Aufgaben des Proletariats in unserer Revolution», den er im April schrieb, aber erst im September 1917 veröffentlichte, erklärte Lenin, die bürgerlich-demokratische Revolution sei mit der Bildung der neuen Regierung der Bourgeoisie und der verbürgerlichten Gutsbesitzer «insofern» abgeschlossen. Der jetzige Zustand sei gekennzeichnet durch eine noch nie dagewesene Verflechtung von zwei Diktaturen, der Diktatur der Bourgeoisie und der Diktatur des Proletariats. Die Februarrevolution stellte Lenin als Umwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg dar; jedes Zugeständnis an die «revolutionäre Vaterlandsverteidigung» sei Verrat am Sozialismus und völlige Preisgabe des Internationalismus. Um den Bruch mit der opportunistischen Sozialdemokratie deutlich zu machen, forderte er die Partei auf, sich in Kommunistische Partei umzubenennen. Ihre wichtigste Aufgabe war es für Lenin, den imperialistischen Weltkrieg durch einen wirklich demokratischen Frieden zu beenden, was aber ohne die gewaltigste Umwälzung in der Geschichte der Menschheit nicht möglich sei. «Es gibt keinen Ausweg außer der Revolution des Proletariats.»

Bei den Bolschewiki konnte Lenin sich mit seiner Linie innerhalb weniger Wochen durchsetzen. Mitte Mai veröffentlichte die «Prawda» eine von der «Aprilkonferenz» der Partei verabschiedete Resolution zur Agrarfrage, in der der sofortige Übergang des konfiszierten Gutsbesitzes in die Hände der Bauernschaft und die Nationalisierung des Grund und Bodens gefordert wurden. Eine weitere Resolution zur nationalen Frage verlangte für alle Nationen, die zu Rußland gehörten, das Recht auf Lostrennung und die Bildung eines eigenen Staates. Dieses Recht bedeutete aber nicht, daß die Lostrennung dieser oder jener Nation in diesem oder jenem Augenblick zweckmäßig war. Vielmehr war diese Frage vom Proletariat in jedem einzelnen Fall unter Berücksichtigung der ganzen gesellschaftlichen Entwicklung und vom Standpunkt des Klassenkampfes für den Sozialismus aus zu lösen. Bei der Agrarfrage ging es Lenin darum, die landarmen Bauern, die größte Bevölkerungsgruppe, für die Sache der Bolschewiki zu gewinnen. Bei der nationalen Frage setzte er auf die Unterstützung der nichtrussischen Völker. Selbst wenn sie vom Recht der Lostrennung von Rußland Gebrauch machten, erwartete er, daß sie sich nach einer erfolgreichen proletarischen Revolution mit dem neuen Rußland wieder verbinden würden.

Der Zustand der «Doppelherrschaft», in dem sich Rußland seit dem März 1917 befand, konnte Lenin zufolge nur ein möglichst rasch zu beendendes Übergangsstadium sein. Die Provisorische Regierung war, wie er am 22. April in der «Prawda» schrieb, die Regierung der Bourgeoisie, die Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten in Petrograd und anderen Städten waren eine vorerst noch schwache Regierung des Proletariats. Einen höheren, besseren Typus der Regierung habe die Menschheit noch nicht hervorgebracht. Um zur Staatsmacht zu werden, müßten die klassenbewußten Arbeiter die Mehrheit für sich gewinnen; solange den Massen gegenüber keine Gewalt angewendet werde, gebe es keinen anderen Weg zur Macht. «Wir sind keine Blanquisten (Anhänger der Lehre des französischen Sozialisten Louis Auguste Blanqui vom bewaffneten Aufstand, H. A. W.), keine Anhänger der Machtergreifung durch eine Minderheit. Wir sind Marxisten, Anhänger des proletarischen Klassenkampfes gegen den kleinbürgerlichen Taumel, gegen den Chauvinismus und die Vaterlandsverteidigung, gegen die Phrase, gegen die Abhängigkeit von der Bourgeoisie.» Erst wenn sich die klassenbewußten Arbeiter zu einer proletarischen kommunistischen Partei zusammengeschlossen und einen Großteil der armen Bauern auf ihre Seite gezogen hatten, konnten sie darangehen, die Alleinherrschaft der Sowjets zu errichten. Auf dem Wege zu diesem Ziel galt es, das proletarische Klassenbewußtsein zu klären und sich vom Einfluß der Bourgeoisie zu befreien.

Die «Doppelherrschaft» erwies sich schon sehr bald als überaus konfliktträchtig. Am 1. Mai 1917 versicherte Außenminister Miljukow den Alliierten, Rußland werde den Krieg weiterführen, und löste damit heftige Proteste auf der Linken aus. Unter dem Druck des Petrograder Sowjets mußte die Provisorische Regierung drei Tage später erklären, daß sie keine territorialen Ansprüche erhebe. Kurz darauf legten erst Kriegsminister Gutschkow, zwei Wochen später auch Miljukow ihre Ämter nieder. Am 18. Mai traten sechs Vertrauensleute der Menschewiki und der Sozialrevolutionäre in die Provisorische Regierung ein, was den beiden Parteien Mitte Juni auf dem Ersten Allrussischen Sowjetkongreß, auf dem sie die Mehrheit hatten, scharfe Kritik seitens Lenins und der Bolschewiki eintrug. Ende Juni ordnete Kerenskij, der Gutschkows Nachfolge als Kriegsminister angetreten hatte, mit Unterstützung des Exekutivkomitees der Sowjets eine militärische Offensive der russischen Truppen an. Drei Wochen später war sie, trotz anfänglicher Erfolge General Brussilows an der galizischen Front, vollständig gescheitert.

Am 16. Juli brach in Petrograd (in Abwesenheit Lenins, der in der weiteren Umgebung der Hauptstadt Urlaub machte) ein Aufstand aus, bei dem die führenden Bolschewiki mehr die Getriebenen als die treibende Kraft waren. Sie hatten weder den großstädtischen Pöbel, die Anarchisten und die eigene Militärorganisation unter ihrer Kontrolle noch hinreichenden Rückhalt bei den Soldaten. Bei Kämpfen zwischen Matrosen aus Kronstadt, einem probolschewistischen Regiment der Petrograder Garnison, Arbeitern der Putilow-Werke, Anhängern der Bolschewiki und Anarchisten auf der einen, regierungsfreundlichen Truppen auf der anderen Seite, gab es etwa 400 Tote und Verletzte; es kam zu Plünderungen, willkürlichen Verhaftungen durch Anhänger der Bolschewiki und schließlich zu einem Sturm auf das Taurische Palais, den Tagungsort des Petrograder Sowjets. Mit dieser Aktion brach die Erhebung nach drei Tagen faktisch in sich zusammen: Ein Aufruf des Sowjets an die Arbeiter, friedlich nach Hause zu gehen, wurde weitgehend befolgt.

Einen Tag später, am 19. Juli, ordnete die Provisorische Regierung die Verhaftung der führenden Bolschewiki an. Lenin und Sinowjew konnten sich der Festnahme durch die Flucht ins autonome Finnland entziehen. Um dieselbe Zeit veröffentlichten russische Zeitungen ausführliche Berichte über anhaltende hohe Geldzahlungen des deutschen Generalstabs an Lenin. Die Ereignisse von Mitte Juli bedeuteten einen schweren Rückschlag für die Bolschewiki. Einige Tage lang schienen sie fast von der Bildfläche verschwunden.

Am 21. Juli trat Fürst Lwow, der Ministerpräsident der Provisorischen Regierung, von seinem Amt zurück. Seine Nachfolge übernahm der energische und beredte Kerenskij. Am 22. August wurden die immer wieder hinausgeschobenen Wahlen zur Konstituante auf den 25. November 1917 festgelegt. Eine Beruhigung der inneren Lage aber trat nicht ein. Die Fälle von Befehlsverweigerungen im Militär, Desertionen und, da eine Bodenreform immer noch auf sich warten ließ, illegalen Landbesetzungen durch Bauern häuften sich; die Versorgungslage wurde immer schlechter. Eine von Kerenskij einberufene Staatskonferenz von über 2000 Vertretern aller Schichten und der Parteien mit Ausnahme der Bolschewiki im August zeitigte keine praktischen Ergebnisse. Die Antwort der nationalistischen Rechten auf den Linksruck der Provisorischen Regierung war ein Putschversuch des Oberbefehlshabers der Armee, General Kornilow, am 9. September – sechs Tage, nachdem deutsche Truppen Riga eingenommen hatten. Das Unternehmen scheiterte am passiven Widerstand der Eisenbahn- und Telegrafenarbeiter. Kornilow und seine Generäle wurden verhaftet. Am 14. September erklärte Kerenskij Rußland offiziell zur Republik.

Nutznießer der Septemberkrise war die äußerste Linke in Gestalt der Bolschewiki. Im Petrograder und Moskauer Sowjet konnten sie auf Grund ihres erfolgreichen Einsatzes im Kampf gegen Kornilow die Mehrheit der Deputierten hinter sich bringen. Leo Trotzki, der sich nach seiner Rückkehr aus dem amerikanischen Exil den Bolschewiki angeschlossen hatte, begann, tatkräftig unterstützt von den im Frühjahr gewählten Fabrikkomitees der Arbeiter, mit dem Aufbau einer bewaffneten paramilitärischen Organisation, der «Roten Garden».

Lenin hielt sich um diese Zeit noch in Finnland auf. Mitte September schrieb er einen Brief an das Zentralkomitee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands, also die Führung der Bolschewiki, in dem er die kühne Behauptung aufstellte, anders als im Juli hätten die Bolschewiki jetzt die «Mehrheit der Klasse, der Avantgarde der Revolution, der Avantgarde des Volkes», ja die Mehrheit des Volkes hinter sich. «Alle objektiven Voraussetzungen eines erfolgreichen Aufstandes sind gegeben.» Die Macht müsse jetzt sofort in die Hände der «vom revolutionären Proletariat geführten revolutionären Demokratie» übergehen. Unter dem Druck der Massen gelte es, die von Kerenskij einberufene «Demokratische Konferenz», eine Art von «Vorparlament», vor eine Alternative zu stellen: entweder restlose Annahme des bolschewistischen Programms, obenan ein Friede ohne Annexionen, der sofortige Bruch mit den Ententeimperialisten und allen Imperialisten, oder Aufstand. Der Aufstand sei, wie schon Marx gewußt habe, eine Kunst. Deswegen gab Lenin detaillierte Anweisungen für die Durchführung dieser Aktion bis hin zur Besetzung des Telegrafen- und des Telefonamtes von Petrograd. Die Geschichte der russischen Revolution war dabei, in eine neue, ihre zweite Etappe einzutreten: Das den Bolschewiki klar zu machen, war der Zweck von Lenins Appell.

Der theoretische Ertrag von Lenins unfreiwilligem Aufenthalt in Finnland war die Schrift «Staat und Revolution», die er im August und September 1917 zu Papier brachte und Anfang 1918 veröffentlichte. Die zentrale, gegen die «opportunistische» Sozialdemokratie gerichtete These lautete: «Ein Marxist ist nur, wer die Anerkennung des Klassenkampfes auf die Anerkennung der Diktatur des Proletariats erstreckt.» Lenin konnte sich bei diesem Verdikt auf Marx berufen, der in einem Brief vom März 1852 die Einsicht, daß der Klassenkampf notwendig zur Diktatur des Proletariats führe und diese Diktatur selbst nur den Übergang zur Aufhebung aller Klassen und zu einer klassenlosen Gesellschaft bilde, zum Kernbestand seiner Theorie gerechnet hatte. Ein anderer Kronzeuge Lenins war Friedrich Engels, der 1891 in seiner Einleitung von Marx’ Schrift «Der Bürgerkrieg in Frankreich» die Pariser Kommune als die Verwirklichung der «Diktatur des Proletariats» bezeichnet hatte.

Für Marx war die Entscheidung der Kommune, die Trennung von gesetzgebender und vollziehender Gewalt zugunsten einer einzigen «arbeitenden Körperschaft» aufzuheben und den Richtern ihre «scheinbare» Unabhängigkeit zu entziehen, ein großer historischer, ja ein revolutionärer Fortschritt. Auf dieses Urteil stützte Lenin seine Kampfansage an den «korrupten und verfaulten Parlamentarismus der bürgerlichen Gesellschaft». Die Diktatur des Proletariats definierte er als «die Organisierung der Avantgarde der Unterdrückten zur herrschenden Klasse zwecks Niederhaltung der Unterdrücker». Die Diktatur des Proletariats sei nicht eine einfache Erweiterung der Demokratie, sondern «Demokratismus für die Armen, für das Volk und nicht für die Reichen». «Demokratie für die riesige Mehrheit des Volkes und gewaltsame Niederhaltung der Ausbeuter, der Unterdrücker des Volkes, d.h. ihre Ausschließung von der Demokratie – diese Modifizierung erfährt die Demokratie beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus.»

Der Zustand der Freiheit war damit aber noch nicht erreicht. «Solange es einen Staat gibt, gibt es keine Freiheit. Wenn es Freiheit geben wird, wird es keinen Staat geben.» Erst in der höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft konnte der Staat im Sinne der berühmten Formulierung von Engels «absterben» und die Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen an die Stelle der Regierung über Personen treten. Bis dahin mußte die tatsächliche und nicht nur formale Gleichheit erreicht, also die klassenlose Gesellschaft verwirklicht sein. «Welche Etappen die Menschheit auf dem Weg zu diesem höheren Ziel durchschreiten wird, welche praktischen Maßnahmen sie hierzu ergreifen wird, wissen wir nicht und können wir nicht wissen.» Was Lenin zu wissen glaubte, war etwas Näherliegendes: Die Zeit war reif für die Revolution des Proletariats, die in Rußland beginnen und dann die ganze Welt erfassen sollte.

Das rückständige, immer noch überwiegend agrarisch geprägte Rußland als Avantgarde der proletarischen Weltrevolution: Das stand im krassen Widerspruch zu der Annahme von Marx und Engels, daß nur die Arbeiterklasse einer weitgehend industrialisierten Gesellschaft den Kapitalismus durch eine Revolution überwinden und eine sozialistische Gesellschaft aufbauen konnte. Lenin selbst war auch nach der Revolution von 1905 davon ausgegangen, daß Rußland ein kapitalistisches Entwicklungsstadium mitsamt einer bürgerlichen Demokratie nicht überspringen konnte. Im Sommer 1917 aber erklärte er die bürgerlich-demokratische Revolution für im wesentlichen abgeschlossen und behauptete in seinen «Aprilthesen» sogar, Rußland sei zur Zeit «von allen kriegführenden Ländern das freieste Land der Welt». Die Tatsache, daß die Bolschewiki nach dem Kornilow-Putsch in den Sowjets von Petrograd und Moskau die Mehrheit der Deputierten auf ihre Seite gebracht hatten, reichte ihm aus, seine Partei zum Vollzugsorgan des Mehrheitswillens schlechthin zu erklären. Entscheidend war bei alledem sein Wille zur Macht: Er hielt die Voraussetzungen für einen bewaffneten Aufstand für gegeben, weil er entschlossen war, mit der von ihm für notwendig gehaltenen Revolution nicht länger zu warten.[5]

Während in Rußland das Zarenregime seine letzte Krise durchlebte, verschlechterte sich das Verhältnis zwischen dem Deutschen Reich und den Vereinigten Staaten dramatisch. Am 12. Dezember 1916 erklärte die deutsche Reichsleitung ihre Bereitschaft zu Friedensverhandlungen, ohne sich genauer zu ihren Vorstellungen von einer Nachkriegsordnung zu äußern. Der eigentliche Adressat der Erklärung war der amerikanische Präsident Woodrow Wilson, der wenige Wochen zuvor mit knapper Mehrheit wiedergewählt worden war. Wilson, von Berlin gebeten, die Ententemächte über die deutsche Initiative zu informieren, antwortete mit einer Aufforderung an alle kriegführenden Mächte, in eine Diskussion über einen Verhandlungsfrieden einzutreten.

Großbritannien, Frankreich, Italien und Rumänien legten daraufhin am 11. Januar 1917 ihre gemeinsamen Kriegsziele dar, darunter die Neuordnung Europas nach dem Nationalitätenprinzip, die Räumung aller besetzten Gebiete sowie Reparationen für die von den Gegnern verursachten Kriegsschäden. Im einzelnen forderten sie die Wiederherstellung Belgiens, Serbiens und Montenegros, die «Befreiung der Italiener, Slawen (gemeint wohl: Südslawen, H. A. W.), Rumänen und Tschechoslowaken von der Fremdherrschaft», die «Freiheit der Völker, die unter der grausamen Tyrannei der Türken stehen», und die «Verbannung des Osmanischen Reiches, das der abendländischen Kultur deutlich fremd gegenübersteht», aus Europa. Die Mittelmächte wichen hingegen einer entsprechenden Klarstellung vorerst aus. Die deutsche Reichsleitung setzte in ihrer Antwortnote vom 26. Dezember 1916 Washington überdies davon in Kenntnis, daß sie eine Beteiligung des amerikanischen Präsidenten an den eigentlichen Friedensverhandlungen nicht wünschte. Von einer Bereitschaft, über eine Beendigung der Kämpfe zu verhandeln, konnte bei keinem der beiden verfeindeten Lager die Rede sein.

Wilson ließ sich dadurch nicht entmutigen. In einer Rede vor dem Senat entwickelte er am 22. Januar 1917 seine Gedanken von einer künftigen Friedensordnung. Sein Ziel war kein geringeres, als Frieden und Gerechtigkeit in der ganzen Welt durchzusetzen und zu ihrer Sicherung einen internationalen Friedensbund (League for Peace) ins Leben zu rufen. «Nur ein friedliches Europa kann ein stabiles Europa sein. Es darf dort kein Gleichgewicht der Macht, es muß eine Gemeinschaft der Macht (not a balance of power, but a community of power) geben, nicht organisierte Rivalitäten, sondern einen organisierten gemeinsamen Frieden.» Voraussetzung hierfür war ein «Friede ohne Sieg» (a peace without victory). «Kein Friede kann oder sollte Bestand haben, der nicht den Grundsatz anerkennt, daß Regierungen alle ihre rechtmäßigen Machtbefugnisse aus der Zustimmung der Regierten (consent of the governed) beziehen und es nirgendwo ein Recht gibt, Völker von einer Souveränität zur anderen weiterzureichen, als wären sie Besitztümer.» Eine ebenso hohe Bedeutung maß Wilson der Freiheit der Meere und der Begrenzung der Rüstungen bei. Dies alles seien amerikanische Prinzipien und Praktiken, aber zugleich die aller nach vorn blickenden Menschen jeder modernen Nation und aufgeklärten Gemeinschaft. «Es sind die Prinzipien der Menschheit, und sie werden sich behaupten.»

«Noch nie zuvor hat eine Versammlung eine so wunderbare Predigt darüber gehört, was menschliche Wesen zu erreichen fähig wären – wenn sie nur nicht menschlich wären»: So lautete der sarkastische, natürlich nicht öffentliche Kommentar des französischen Politikers Georges Clemenceau zur Rede des amerikanischen Präsidenten. Das Programm des Demokraten Wilson klang in der Tat überaus idealistisch. Das entsprach nicht nur seinem Denken, er konnte auch kaum anders reden, wenn er die Zustimmung der Amerikaner gewinnen wollte. In Europa sprach die Rede allen aus dem Herzen, die auf die Selbstbestimmung ihrer Völker hinarbeiteten – gleichviel, ob diese österreichisch-ungarischer, deutscher, türkischer oder russischer Herrschaft unterworfen waren. Die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs hatten zwar nicht die Absicht, den von ihnen beherrschten Kolonialvölkern das Recht der Selbstbestimmung zu gewähren. Eine (wie immer auszugestaltende) Autonomie der Völker der Habsburgermonarchie und Polens lag aber durchaus auf der Linie Londons. In Paris hing alles davon ab, ob bei Friedensverhandlungen eher «rechte» oder «linke» Kräfte das Sagen hatten: Von letzteren durfte Wilson sehr viel mehr Entgegenkommen erwarten als von ersteren. Die Praxis der Mittelmächte hingegen widersprach den Prinzipien des amerikanischen Präsidenten so sehr, daß Berlin und Wien unglaubwürdig geworden wären, wenn sie ein Bekenntnis zu einer Friedensordnung im Sinne Wilsons abgelegt hätten.

Die Reichsleitung dachte auch gar nicht daran, das zu tun. Am 19. Januar 1917, also drei Tage vor Wilsons Rede im Senat, hatte der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Arthur Zimmermann, der mexikanischen Regierung für den Fall, daß die Vereinigten Staaten nicht neutral blieben, eine Allianz vorgeschlagen und Mexiko die Unterstützung für die Rückeroberung von New Mexico, Texas und Arizona, eines Großteils der 1848 verlorenen Gebiete, versprochen. Dem Geheimdienst der britischen Marine gelang es, das einschlägige Telegramm aufzufangen und zu dechiffrieren. Am 24. Februar wurde es dem State Department zur Kenntnis gebracht; die Veröffentlichung des Dokuments am 1. März löste in Amerika eine Welle der Empörung aus. Die diplomatischen Beziehungen zwischen dem Deutschen Reich und den USA waren zu diesem Zeitpunkt bereits abgebrochen: Mit diesem Schritt hatte Washington am 3. Februar auf eine deutsche Note vom 31. Januar geantwortet, die die Rückkehr zum uneingeschränkten U-Boot-Krieg ankündigte und das mit der völkerrechtswidrigen Seeblockade durch Großbritannien begründete.

Eine verhängnisvollere Entscheidung hätte Berlin nicht treffen können. Die Seekriegsleitung hatte sich nie mit der Beendigung des uneingeschränkten U-Boot-Krieges abgefunden, wie sie von der Reichsleitung unter massivem amerikanischem Druck im September 1917 verfügt worden war. Am 9. Januar 1915 beugte sich Reichskanzler von Bethmann Hollweg dem gemeinsamen Drängen von Seekriegsleitung, Oberster Heeresleitung und Kaiser und willigte in die Wiederaufnahme des unbeschränkten U-Boot-Krieges ein. Den Ausschlag gab die Zusage des Admiralstabs, mit Hilfe der U-Boote England innerhalb von fünf Monaten in die Knie zu zwingen. Fallen konnte die Entscheidung nur, weil alle Beteiligten die Wirtschaftskraft, das militärische Potential und die moralische Energie Amerikas auf groteske Weise unterschätzten. Daß der Reichskanzler am 31. Januar dem amerikanischen Präsidenten zusammen mit der Mitteilung über die Wiederaufnahme des uneingeschränkten U-Boot-Krieges streng vertraulich eine allgemein gehaltene und eher verschleiernde Liste deutscher Kriegsziele überreichen ließ, konnte Wilson nur noch als zusätzlichen Affront empfinden.

Den Kampf um seine Wiederwahl im November 1916 hatte Woodrow Wilson vor allem mit der Parole bestritten, er sei der Präsident, der Amerika aus dem Krieg herausgehalten habe. Seine Rede vor dem Senat vom 22. Januar 1917 enthielt einen Passus, in dem er (unter Anspielung auf eine berühmte Formulierung in der ersten Inaugurationsrede von Thomas Jefferson vom 4. März 1801) «entangling alliances», also der Verstrickung in Bündnisse mit europäischen Mächten, eine klare Absage erteilte. Nach der Rückkehr Deutschlands zum unbeschränkten U-Boot-Krieg und der Veröffentlichung des «Zimmermann-Telegramms» war an die Aufrechterhaltung der amerikanischen Neutralität nicht mehr ernsthaft zu denken. Deutschland wies sogar Wilsons Bitte, ohne besondere öffentliche Erklärung den amerikanischen Schiffsverkehr nach England passieren zu lassen, brüsk zurück, und bereits im Februar wurden die ersten amerikanischen Handelsschiffe durch deutsche Unterseeboote versenkt. So blieb dem Präsidenten nichts anderes übrig, als den letzten Schritt zu tun: Am 2. April bat er die beiden Häuser des Kongresses, der Kriegserklärung an das Deutsche Reich zuzustimmen, was vier Tage später geschah. 82 Senatoren und 373 Mitglieder des Repräsentantenhauses stimmten dafür, 6 Senatoren und 50 Mitglieder des Repräsentantenhauses dagegen. Die Kriegserklärung an Österreich-Ungarn erfolgte erst acht Monate später: am 7. Dezember 1917.

Wilsons Rede vom 2. April war eine der bedeutendsten seiner Präsidentschaft. Der gegenwärtige deutsche U-Boot-Krieg gegen Handelsschiffe sei ein Krieg gegen die Menschheit und alle Nationen, sagte er und ließ bei seinen Landsleuten keinen Zweifel über die Folgen für jeden einzelnen Amerikaner aufkommen: Der Krieg, den Deutschland gegen die Regierung und das Volk der Vereinigten Staaten führe, werde die USA zur Einführung der allgemeinen Wehrpflicht zwingen. In dem nun unvermeidlich gewordenen Krieg sei es das Ziel Amerikas, die Prinzipien des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt gegen eine selbstsüchtige und autokratische Macht zu verteidigen und unter den wahrhaft freien, sich selbst regierenden Völkern ein solches Einvernehmen in Absicht und Tat (such a concert of purpose and action) herzustellen, das fortan diese Prinzipien sichere.

Der Höhepunkt der Ansprache war die visionäre Beschwörung einer künftigen Welt ohne Krieg und Unterdrückung. Amerika kämpfe für den endgültigen Frieden der Welt und für die Befreiung ihrer Völker, einschließlich des deutschen Volkes, für die Rechte der Völker, ob groß oder klein, für das Vorrecht aller Menschen, über ihre Lebensweise und ihr Regierungssystem selbst zu entscheiden (to choose their way of life and of obedience). «Die Welt muß zu einem sicheren Ort für die Demokratie gemacht werden (The world must be made safe for democracy). Ihr Friede muß auf den erprobten Grundlagen der Freiheit beruhen. Wir suchen keine Wiedergutmachung für uns selbst, keine materielle Entschädigung für Opfer, die wir aus freien Stücken erbringen. Wir sind nur einer der Vorkämpfer der Rechte der Menschheit (We are but one of the champions of the rights of mankind). Wir werden zufrieden sein, wenn diese Rechte so sicher gemacht worden sind, wie sie der Glaube und die Freiheit der Völker nur sicher machen können.»

Wäre am 15. März 1917 nicht das russische Zarentum gestürzt worden, hätte Wilson nicht zweieinhalb Wochen später jenen Aufruf zur Demokratisierung der Welt vortragen können, der seine Kongreßrede vom 2. April in die Geschichtsbücher eingehen ließ. Erst seit dem März 1917 konnte der Erste Weltkrieg als ideologischer Kampf zwischen Freiheit und Unterdrückung geführt werden, und nur weil dem so war, genoß die Entscheidung für den Kriegseintritt breiteste Unterstützung in den USA. Die Ideale von 1776 weltweit zu verwirklichen und sich selbst so eine globale Führungsrolle zu verschaffen war seit jeher eine starke Triebkraft der amerikanischen Politik gewesen. Was diesem Bedürfnis Zügel anlegte, war die ebenso alte Einsicht, daß Amerika durch Verstrickungen in Händel der alten Welt schweren Schaden nehmen würde.

Anders war die Lage, wenn eine europäische Macht oder Mächtekoalition die Vereinigten Staaten so herausforderte, daß eine massive Antwort unausweichlich wurde. Diese Situation trat infolge von Deutschlands Rückkehr zum uneingeschränkten U-Boot-Krieg Anfang 1917 ein. Wilson mobilisierte daraufhin eine Ressource, ohne die sich der Kampf gegen die Mittelmächte nicht erfolgreich führen ließ: die moralischen Energien Amerikas. Das Bekenntnis zum Recht der Völker auf Selbstregierung, zu den Menschenrechten und zur Demokratie hatte aber auch alle Aussicht, einen starken Widerhall bei den Polen und allen slawischen Völkern der Donaumonarchie zu finden. Und nicht zuletzt durfte Wilson hoffen, die Deutschen zu beeindrucken, wenn er versicherte, daß die Vereinigten Staaten keinen Krieg gegen das deutsche Volk führten, sondern auch seine Befreiung anstrebten.

Bevor es den Vereinigten Staaten gelang, etwas für die Sache der Freiheit in Europa zu tun, wurde zunächst einmal die Freiheit in Amerika drastisch eingeschränkt. Das geschah in einem Ausmaß, das das deutsche Kaiserreich um dieselbe Zeit fast schon «liberal» erscheinen ließ. Die Presse war gehalten, die regierungsamtliche Kriegspropaganda gegen Deutschland nachzudrucken und Selbstzensur zu üben; nicht-englischsprachige Zeitungen, vorneweg die auf deutsch erscheinenden, mußten Artikel, die den Krieg betrafen, vor der Veröffentlichung einem Zensor vorlegen. Der Espionage Act vom Juni 1917 und das Anti-Aufruhr-Gesetz (Sedition Act) vom Mai 1918 enthielten dehnbare Bestimmungen, mit deren Hilfe jede Art von Opposition gegen den Krieg, ja gegen den Präsidenten und die Regierung unterbunden werden konnte. Zu den betroffenen Organisationen gehörten die linksstehende Gewerkschaft Industrial Workers of the World (IWW) und die Sozialistische Partei; ihr langjähriger Vorsitzender und mehrfacher Präsidentschaftskandidat Eugene V. Debs wurde 1918 zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt (und 1921 von Präsident Harding begnadigt). Die Deutschamerikaner, von denen sich viele 1914 auf die Seite der Mittelmächte gestellt hatten, wurden zur Zielscheibe einer gehässigen Kampagne. Die antideutsche Wendung erfaßte auch die Umgangssprache: Amerikanische Patrioten verwandelten Sauerkraut in «liberty cabbage» und die Bratwurst in «liberty sausage».

Beschränkungen ihrer gewohnten Freiheit mußten auch die Unternehmer und die Verbraucher hinnehmen. Die als Druckmittel gegen die neutralen Staaten gedachte, im Juni 1917 beginnende Embargopolitik traf vor allem die Exportindustrie und die Landwirtschaft. Der Lever Food Control Act vom August 1917 schuf Handhaben, um die Versorgung mit Lebensmitteln so zu regeln, daß die Bedürfnisse der amerikanischen Truppen und der Verbündeten vorrangig berücksichtigt werden konnten. Die Rüstungsindustrie unterlag formell seit Juli 1917 der Kontrolle durch das War Industries Board; tatsächlich handelte es sich bei der Behörde eher um ein Organ korporativer Selbstverwaltung, in dem im Zweifelsfall die Vertreter der großen Konzerne das Sagen hatten. Das im April 1918 geschaffene National War Labor Board hatte die Aufgabe, Streiks in der Rüstungsindustrie auf dem Vermittlungsweg zu verhindern; im Gegenzug mußten die Arbeitgeber den Achtstundentag, Mindestlöhne und das Prinzip der gleichen Entlohnung von Männern und Frauen zugestehen und das Recht der kollektiven Aushandlung von Tarifverträgen sowie das Streikrecht anerkennen. Die Finanzierung des Krieges, darunter der Materiallieferungen an die europäischen Alliierten auf Kredit, lief zu einem großen Teil über Kriegsanleihen (Liberty Bonds), aber auch über neue Abgaben und Steuern. Als der Krieg im November 1918 zu Ende ging, hatten die Schulden der Verbündeten einen Stand von über 10 Milliarden Dollar erreicht.

Militärisch waren die USA im Frühjahr 1917 noch längst nicht ausreichend auf einen Kriegseinsatz vorbereitet. Im Mai 1917 stimmte der Kongreß dem von Wilson vorgelegten Selective Service Act zu, durch den die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wurde. Zu den Berufssoldaten und den Freiwilligen kamen in der Folgezeit fast 3 Millionen einberufene Soldaten. Insgesamt taten 1917/18 4,8 Millionen Mann Dienst in Army, Navy und der jungen Air Force. Den wichtigsten Beitrag leisteten zunächst amerikanische Zerstörer, die die britische Marine bei der Versenkung deutscher Unterseeboote und der Verminung der Nordsee unterstützten – mit der Folge, daß die Deutschen mit ihren U-Booten keinen durchschlagenden Erfolg mehr erringen konnten.

Im Oktober 1917 begann der Transport von insgesamt 42 Infanteriedivisionen nach Europa. Seit dem Frühjahr 1918 kamen Truppen der USA in größerer Zahl zum Fronteinsatz in Frankreich. Zum geflügelten Wort wurde der (oft fälschlich dem Kommandeur der American Expeditionary Forces, General Pershing, zugeschriebene) Ausspruch, den Oberst Charles E. Stanton von der 16. Infanteriedivision am 4. Juli 1917, dem Independence Day, am Grab des Marquis de Lafayette in Paris tat: «Lafayette, we are here!» Die französische Hilfe beim amerikanischen Unabhängigkeitskrieg gehörte in den USA wie in Frankreich zum historischen Allgemeinwissen. An das Erbe der beiden atlantischen Revolutionen des späten 18. Jahrhunderts zu erinnern hieß den deutschen «Ideen von 1914» eine angemessene Antwort zu erteilen: die Berufung auf die ungleich attraktiveren Ideen von 1776 und 1789.[6]

Der preußisch geprägte «Sozialismus», den die deutschen Kriegsideologen dem westlichen «Kapitalismus» entgegenstellten, nahm im Dezember 1916 Gesetzesform an: Das Gesetz über den Vaterländischen Hilfsdienst verpflichtete alle Männer vom 17. bis zum 60. Lebensjahr, soweit sie nicht eingezogen waren, zum Dienst in der Rüstungsindustrie und kriegswichtigen Einrichtungen. Gewissermaßen als soziale Kompensation wurde in Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten eine Frühform von innerbetrieblicher Mitbestimmung in Gestalt von Arbeiter- und Angestelltenausschüssen und paritätischen, von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gebildeten Schlichtungsausschüssen eingeführt. Das Hilfsdienstgesetz war ein Teil des von Generalquartiermeister Erich Ludendorff entworfenen «Hindenburg-Programms», das die deutsche Wirtschaft forciert auf Rüstungszwecke umstellen sollte. Die Gewerkschaften gewannen zwar durch das Gesetz vom 5. Dezember 1916 an Einfluß, doch rückten sie zugleich derart nahe an den Staat, das Militär und die Unternehmerschaft heran, daß sie in den Augen vieler Arbeiter aufhörten, eine proletarische Interessenvertretung zu sein.

Das Hilfsdienstgesetz fiel in eine Zeit härtester Entbehrungen, ja des verbreiteten Hungers: des «Steckrübenwinters» 1916/17. Die soziale Not steigerte die politische Unzufriedenheit auf dem linken Flügel der Sozialdemokratie; die russische Februarrevolution gab den Gegnern der Parteiführung, unter ihnen den 18 im März 1916 aus der Reichstagsfraktion ausgeschlossenen Mitgliedern der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft, den letzten Anstoß zur Trennung von der Partei. Im April 1917 gründeten sie in Gotha die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD), die dem herrschenden Regierungssystem, der Kriegspolitik der Reichsleitung, den Kriegskrediten und dem Burgfrieden den Kampf ansagte.

Kurz darauf kam es in vielen Großstädten zu «wilden» Massenstreiks. In der Berliner Metallindustrie traten dabei erstmals die Revolutionären Obleute, die auf dem linken Flügel der USPD standen, in Erscheinung. Vordergründig ging es bei dem Ausstand um eine Erhöhung der Brotrationen, in Wirklichkeit aber um den ersten großen, weite Teile des Reiches erfassenden Arbeiterprotest gegen den Krieg. Doch es waren nicht nur Arbeiter, die sich auflehnten, sondern auch Soldaten. In der Flotte mehrten sich seit Juni 1917 Hungerstreiks und unerlaubte Landgänge. Die Militärjustiz reagierte mit drakonischen, rechtlich nicht haltbaren Strafen gegen die «Rädelsführer». Gegen zehn Matrosen wurden Todesstrafen verhängt, an zweien wurden sie im September vollstreckt.

Die Reichsleitung tat wenig, um die innenpolitische Lage zu beruhigen. Reichskanzler von Bethmann Hollweg konnte den Kaiser zwar zu jener «Osterbotschaft» vom 7. April 1917 bewegen, in der Wilhelm II. Verfassungsreformen für die Zeit nach dem Krieg, darunter eine Reform des preußischen Wahlrechts, ankündigte. Aber ein Bekenntnis zum allgemeinen gleichen Wahlrecht ließ sich daraus nicht herauslesen. Um dieselbe Zeit häuften sich die Krisenzeichen beim wichtigsten Verbündeten. Kaiser Karl, der Großneffe und Nachfolger des im November 1916 verstorbenen Kaisers Franz Joseph, hatte sich zwischen Januar und April 1917, wenn auch vergeblich, um einen Sonderfrieden mit Frankreich bemüht und dabei einen (von Berlin strikt abgelehnten) deutschen Verzicht auf Elsaß-Lothringen ins Spiel gebracht. Das Scheitern der Friedensfühler machte die Habsburgermonarchie noch abhängiger von Deutschland, änderte aber nichts an dem Wunsch der Wiener Führung, um der Bewahrung des Vielvölkerstaates willen den Krieg möglichst rasch zu beenden.

Für Theobald von Bethmann Hollweg wurde die Lage im Verlauf des Sommers 1917 immer bedrohlicher. Auf der einen Seite drängten zwei der Parteien, die ihn bisher unterstützt hatten, auf einen Bruch mit der annexionistischen Rechten: das katholische Zentrum unter dem Einfluß des württembergischen Abgeordneten Matthias Erzberger, der zuvor selbst ausgreifenden Eroberungen das Wort geredet hatte, und, unter dem Druck der USPD, die Mehrheitssozialdemokraten. Auf einer von holländischen und skandinavischen Sozialisten angeregten internationalen Konferenz in Stockholm machte sich die SPD im Juni 1917 die Formel des Petrograder Kongresses des örtlichen Arbeiter- und Soldatensowjets vom «Frieden ohne Annexionen und Kontributionen» zu eigen. Wenig später forderten die Sozialdemokraten den Kanzler anläßlich einer neuen Kriegskreditvorlage ultimativ auf, sich klar zur Frage der deutschen Kriegsziele und seinen innenpolitischen Absichten zu äußern. Bethmann Hollweg weigerte sich, diesem Verlangen nachzukommen, und entzog sich damit selbst die parlamentarische Mehrheit, auf die er sich seit dem 4. August 1914 gestützt hatte.

Auf der anderen Seite stellte sich, aus dem entgegengesetzten Grund, die Oberste Heeresleitung gegen den Reichskanzler: Ihr war Bethmann Hollweg viel zu wenig entschieden bei der Durchsetzung dessen, was das Militär für notwendig hielt. Um den Kaiser zur Entlassung Bethmann Hollwegs und der Ernennung eines der OHL genehmen Reichskanzlers zu zwingen, reichten Hindenburg und Ludendorff am 12. Juli ihre Abschiedsgesuche ein. Wilhelm II. fügte sich und ernannte am 14. Juli den preußischen Staatskommissar für Volksernährung, Georg Michaelis, einen politisch unerfahrenen Verwaltungsjuristen, zum Nachfolger Bethmann Hollwegs. Von ihm hatte die OHL eine eigenständige Politik nicht zu befürchten.

Zwei Tage zuvor hatten sich die drei Parteien, die im neugebildeten Interfraktionellen Ausschuß zusammenarbeiteten, die Mehrheitssozialdemokraten, das Zentrum und die linksliberale Fortschrittliche Volkspartei, auf eine «Friedensresolution» geeinigt. Darin bekannten sich die fortan «Mehrheitsparteien» genannten Fraktionen zu einem «Frieden der Verständigung und der dauernden Aussöhnung der Völker». Ein solcher Friede sei unvereinbar mit «erzwungenen Gebietsabtretungen und politischen, wirtschaftlichen oder finanziellen Vergewaltigungen». Die Formulierung ließ durchaus Raum für eine Vergrößerung des deutschen Einflußgebietes, war aber aus Sicht der weiter rechts stehenden Parteien, von den Nationalliberalen bis zu den Deutschkonservativen, viel zu «weich». Die OHL protestierte schärfstens gegen die Entschließung, konnte aber nicht verhindern, daß der Reichstag sie am 19. Juli mit 212 gegen 126 Stimmen bei 17 Enthaltungen annahm. Der neue Reichskanzler hatte zuvor erklärt, die Ziele der Reichsleitung ließen sich «im Rahmen Ihrer Resolution, wie ich sie auffasse, erreichen».

Die nationalistische Rechte antwortete auf den Beschluß der Reichstagsmehrheit im September 1917 mit der Gründung der Deutschen Vaterlandspartei. Sie war als Sammelbecken aller «vaterländischen» Kräfte gedacht und hatte ihren wichtigsten Rückhalt im ostelbischen Preußen. Ihre Aktivisten kamen vorwiegend aus dem evangelischen Bildungsbürgertum und dem gleichfalls evangelischen Rittergutsbesitz, ihre Anhänger aus den Reihen der Konservativen und der Nationalliberalen. Da sich zahlreiche «nationale» Verbände der neuen Partei korporativ anschlossen, kam sie rasch auf hohe Mitgliederzahlen (angeblich 450.000 im März und 800.000 im September 1918). In ihrem Gründungsaufruf behauptete die Vaterlandspartei, die deutsche Freiheit stehe «himmelhoch über der unechten Demokratie mit allen ihren angeblichen Segnungen, welche englische Heuchelei und ein Wilson dem deutschen Volke aufschwatzen wollen, um so das in seinen Waffen unüberwindliche Deutschland zu vernichten». Einem Frieden ohne Annexionen und Kontributionen, von der Rechten nach einem der beiden Vorsitzenden der SPD kurz «Scheidemann-Frieden» genannt, stellte die Vaterlandspartei einen «Hindenburg-Frieden» entgegen, der den «Siegespreis ungeheurer Opfer und Anstrengungen» heimbringen werde.

Die Gründung der Deutschen Vaterlandspartei war kein Ausdruck verbreiteter «Kriegsbegeisterung», sondern im Gegenteil ein Versuch, der wachsenden Kriegsmüdigkeit entgegenzuwirken. Die Enttäuschung über die unerwartet lange Dauer des Krieges machte sich zu jener Zeit Luft in einer Jagd auf Sündenböcke, die man für Schleichhandel und Wucher, für die Verschärfung der Klassengegensätze und die Zersetzungserscheinungen im Militär verantwortlich machen konnte. Für diese Rolle war aus der Sicht der äußersten Rechten niemand so gut geeignet wie die Juden, die pauschal verdächtigt wurden, heimlich Verbündete der Feindmächte zu sein. Der Gießener Chemieprofessor Hans von Liebig, ein prominenter Alldeutscher, ging bereits im Dezember 1915 so weit, Bethmann Hollweg öffentlich den «Kanzler des deutschen Judentums» zu nennen. Der in vielen Beschwerden aus völkischen Kreisen geäußerte pauschale Vorwurf, daß unter den «Drückebergern», die sich dem Militärdienst entzögen, auffallend viele Juden seien, veranlaßte das preußische Kriegsministerium im Oktober 1916, eine «Judenstatistik» für das Heer anzuordnen. Das Ergebnis, das diese Diffamierung schlagend widerlegte, wurde erst nach dem Krieg veröffentlicht. Die bloße Tatsache der «Judenzählung» aber bedeutete bereits eine staatliche Anerkennung und Legitimierung des Antisemitismus.

Im Herbst 1917 erlebte Deutschland den zweiten Kanzlerwechsel innerhalb von vier Monaten. Ausgelöst wurde der Sturz Michaelis’ durch maßlose und unhaltbare Angriffe, die der Staatssekretär des Reichsmarineamtes, Eduard von Capelle, am 9. Oktober im Reichstag gegen die Führer der USPD richtete: Er warf ihnen vor, sie hätten Aufstandspläne bei der Hochseeflotte unterstützt. Friedrich Ebert, zusammen mit Philipp Scheidemann, Vorsitzender der Mehrheitssozialdemokraten, sagte daraufhin dem Reichskanzler offen den Kampf an. Dieser hatte mittlerweile auch die Unterstützung des Zentrums und der Fortschrittlichen Volkspartei, ja zuletzt auch der Nationalliberalen verloren.

Die Nachfolge Bethmann Hollwegs als Reichskanzler und preußischer Ministerpräsident trat am 1. November 1917 der bayerische Ministerpräsident Georg Graf von Hertling an. Hertling war ein überzeugter Föderalist und, obwohl er einen Politiker aus den Reihen der Fortschrittlichen Volkspartei, Friedrich von Payer, als Vizekanzler und den nationalliberalen Reichstagsabgeordneten Robert Friedberg als Vizepräsidenten des preußischen Staatsministeriums akzeptierte, Gegner einer Parlamentarisierung des Reiches. Er bot zwar keinerlei Grund zu der Annahme, daß er der Friedensresolution des Reichstags freundlicher gegenüberstehe als Michaelis, wurde aber schon wegen seiner Zugehörigkeit zum Zentrum von der Rechten nicht als einer der ihren betrachtet. Entschieden evangelische Kreise bei Konservativen, Nationalliberalen und Vaterlandspartei empfanden die Berufung eines katholischen Reichskanzlers auf dem Höhepunkt des Lutherjahres 1917, in dem die 400. Wiederkehr der Reformation gefeiert wurde, sogar als politische Provokation.

Geriet in Deutschland 1917 der «Burgfriede» in Bedrängnis, so in Frankreich die «Union sacrée». Seit 1916 häuften sich Streikaktionen, aber in ihrer großen Mehrheit blieb die Arbeiterschaft «patriotisch». Am 20. März, wenige Tage nach dem Sturz von Zar Nikolaus II., löste Alexandre Ribot Aristide Briand im Amt des Ministerpräsidenten ab. Von Ribot, einem Architekten des russisch-französischen Bündnisses von 1891/92, erwartete die Mehrheit der Nationalversammlung eine energischere Politik als von seinem Vorgänger. Als einziger Sozialist gehörte Rüstungsminister Albert Thomas, der dasselbe Ressort unter Briand im Dezember 1916 übernommen hatte, dem Kabinett an. Kurz zuvor hatte General Nivelle, der nach dem Mißerfolg von General Joffre in der Sommeschlacht am 26. Dezember 1916 zum Oberbefehlshaber der französischen Truppen ernannt worden war, sein Konzept einer Angriffsstrategie vorgelegt, das trotz Bedenken der Regierung, des Generals Pétain und des britischen Feldmarschalls Haig vom Obersten Kriegsrat gebilligt wurde. Diesem Plan entsprechend, begann am 16. April nördlich von Reims eine Offensive, die drei Tage später nach schweren Verlusten der Franzosen am Chemin des Dames von den Deutschen zum Stehen gebracht wurde.

Der Fehlschlag des schlecht vorbereiteten Unternehmens führte in etwa 160 Regimentern zu Meutereien, wobei mancherorts auch sozialistische Parolen zu hören waren. Nivelle, der inzwischen bei den Soldaten und in der Arbeiterschaft als «Blutsäufer» galt, wurde am 15. Mai von Kriegsminister Painlevé entlassen und durch den populären General Pétain, einen überzeugten Anhänger der Defensivstrategie, ersetzt. Die Meutereien zogen 3400 Verurteilungen, darunter 554 Todesurteile, nach sich, von denen 49 vollstreckt wurden. In dieselbe Zeit fielen größere Streikaktionen, die aber dank der vermittelnden Haltung von Innenminister Malvy rasch beendet werden konnten.

Als im September 1917 Paul Painlevé Ribot als Ministerpräsident ablöste, beteiligten sich die Sozialisten nicht mehr an der Regierung. (Die Nachfolge Thomas’ als Rüstungsminister trat bezeichnenderweise ein führender Industrieller, Louis Loucheur, an.) In der Entscheidung der SFIO spiegelte sich der wachsende Einfluß des linken kriegsskeptischen Parteiflügels. Das Ausscheiden aus der Regierung bedeutete aber noch nicht das Ende der «Union sacrée»: Die große Mehrheit der SFIO bewilligte weiterhin Kriegskredite und konnte sich dabei auf die Unterstützung der CGT, des größten gewerkschaftlichen Dachverbandes, verlassen. Am 18. November 1917 wurde die Regierung Painlevé als erstes Kriegskabinett von der Kammer aus nichtigem Anlaß gestürzt. Die Nachfolge trat ein Mann an, der an politischer Statur und Willenskraft seine Vorgänger weit überragte: der bürgerliche Radikalsozialist Georges Clemenceau. Der «Tiger», wie er respektvoll genannt wurde, blieb bis Januar 1920 im Amt. Mit ihm erhielt Frankreich im vorletzten Kriegsjahr eine politische Führungsgestalt von ähnlichem Rang wie David Lloyd George in England und Woodrow Wilson in den USA. Von den deutschen Reichskanzlern der Kriegsjahre genoß keiner ein auch nur annähernd gleich hohes Prestige.

In England steigerte sich im Verlauf des Jahres 1917, nicht anders als in Deutschland und Frankreich, die soziale Unruhe beträchtlich. Die ersten größeren Streiks hatte es im Februar 1915 gegeben. Dabei waren erstmals die «shop stewards», gewählte Betriebsvertrauensleute, als Organisatoren von Ausständen und damit auch als Herausforderer der Gewerkschaften hervorgetreten. Ähnlich wie die Revolutionären Obleute in der Berliner Metallindustrie und die USPD warfen sie, im engen Zusammenspiel mit der entschieden antimilitaristischen Independent Labour Party, den Trade Unions und der Mehrheit der Labour Party eine wachsende Mißachtung der Arbeiterinteressen vor. Die Kritik wurde schärfer, als Labour und Gewerkschaften im Juli 1915 einem Rüstungsgesetz (Munitions Act) zustimmten, das die Freiheit der Arbeiter auf vergleichbare Weise einschränkte wie später, im Dezember 1916, das Vaterländische Hilfsdienstgesetz in Deutschland. 1916 erfaßte die britische Statistik 76.000 Streikende in der Maschinenbauindustrie, an den Werften und im metallverarbeitenden Gewerbe, wobei 346.000 Arbeitstage verloren gingen. 1917 stieg die Zahl der streikenden Arbeiter auf 386.700 und die der ausgefallenen Arbeitstage auf 3 Millionen.

Die Regierung Lloyd George nahm die Arbeiterproteste so ernst, daß sie im Februar 1917 zu einer scharfen Kontrolle der Profite in der Kohlenindustrie überging und im Juni mehrere Kommissionen einsetzte, die die Ursache der sozialen Unruhen erforschen sollten. Offenkundig war, daß die russische Februarrevolution zur Radikalisierung innerhalb der britischen Arbeiterschaft beträchtlich beitrug. Im Juli 1917 forderte die Bergarbeitergewerkschaft die Einführung des Sechsstundentages und der Fünftagewoche. Im Oktober 1917 sah sich das Kriegskabinett genötigt, bestimmten Gruppen von Facharbeitern eine Lohnerhöhung von 12,5 Prozent zu gewähren. Eine Beruhigung der Lage trat dadurch jedoch nicht ein. Nach einem weiteren großen Streik in Coventry, einem Zentrum der Maschinenbauindustrie, drohte Rüstungsminister Winston Churchill den Streikenden ultimativ mit der Einberufung zum Militär, wenn sie nicht die Arbeit unverzüglich wieder aufnähmen. Eine von Churchill eingesetzte Untersuchungskommission kam zu dem Ergebnis: «Es ist augenscheinlich so, daß die Masse der Arbeiter danach strebt, die kriegsbedingte Regelung der Arbeitsbedingungen, wie sie derzeit besteht, zu mildern und so schnell wie möglich aufzuheben.»

Meutereien wie im französischen Heer im Frühjahr 1917 gab es im britischen nicht – auch nicht bei den schweren Kämpfen in der dritten Ypernschlacht bei Passchendaele, in der zwischen Juni und Oktober 1917 neben britischen auch Tausende von neuseeländischen und kanadischen Soldaten fielen. Die Offensive war, nachdem Premierminister Lloyd George seinen Widerstand dagegen aufgegeben hatte, auf Drängen von Feldmarschall Haig begonnen worden. Sie geriet, ähnlich wie die französische Offensive vom Frühjahr, zu einem katastrophalen Mißerfolg. Die Gesamtzahl der in Flandern Gefallenen auf der Seite der Truppen des Empire belief sich in der Zeit zwischen Ende Juli und Anfang November 1917 auf 245.000 (auf der deutschen Seite waren die Verluste wohl kaum sehr viel niedriger).

Die Zahlen der Desertionen in der British Expeditionary Force stiegen zwischen Februar und Dezember 1917 deutlich nach oben und sollten 1918 noch weiter wachsen, erreichten aber keine dramatischen Ausmaße: 1917 lag der Anteil der Anklagen wegen Desertion fast ständig deutlich unter 0,015 Prozent der britischen Mannschaftsstärke an der Westfront. Die Handhabung der Militärjustiz war im britischen Heer härter und willkürlicher als im deutschen, was sich auch in der unterschiedlichen Häufigkeit des Vollzugs der Todesstrafe niederschlug. Der wichtigste Grund dieses Sachverhalts lag offen zutage: Deutschland kannte die allgemeine Wehrpflicht seit langem, während das britische Heer sich nach 1914 von einer Berufsarmee in ein Freiwilligenheer und schließlich in eine Wehrpflichtarmee verwandelte, ohne daß gleichzeitig das alte Disziplinarrecht den veränderten Verhältnissen angepaßt wurde. Den tieferen Grund des deutsch-britischen «Härtegefälles» hat der deutsche Historiker Christoph Jahr in den Worten zusammengefaßt: «In Deutschland mit seiner Tradition als autoritärer Rechtsstaat entsprachen sich Zivilgesellschaft und Armee in vielerlei Hinsicht; anders dagegen in England, wo zweierlei Normsysteme für Zivilgesellschaft und Armee galten.»

Militärisch waren um diese Zeit die Mittelmächte in Europa erfolgreicher als die Entente. Anfang 1917 waren deutsche Truppen in Riga eingezogen; im Oktober nahmen sie mit Hilfe der Hochseeflotte die baltischen Inseln Ösel, Moon und Dagö ein. Wenige Tage später, am 24. Oktober, brachten die beiden Mittelmächte den Italienern bei Caporetto, auf deutsch Karfreit, am oberen Isonzo eine verheerende Niederlage bei; sie war begleitet von Massendesertionen und der Gefangennahme von etwa 275.000 Soldaten des italienischen Heeres. Im Nahen Osten hingegen konnten die Briten Siege an ihre Fahnen heften. Im März 1917 hatten sie Bagdad eingenommen; im Oktober stießen sie vom Suezkanal aus nach Palästina vor; Anfang Dezember räumten die Türken Jerusalem.

Einen politischen Gewinn konnte die Entente auch auf dem Balkan verbuchen. Im Juni erzwangen Frankreich und Großbritannien die Abdankung König Konstantins I. von Griechenland, eines entschiedenen Verteidigers der Neutralität seines Landes. Unter seinem Sohn Alexander bildete der frühere, 1915 von Konstantin entlassene Ministerpräsident Venizelos, der 1916 nach regionalen Aufständen an die Spitze einer «Vorläufigen Regierung» in Thessaloniki getreten war, eine neue Regierung. Sie brach Ende Juni 1917 die diplomatischen Beziehungen mit den Mittelmächten ab. Die Entente hatte einen neuen Bundesgenossen gewonnen.[7]

Das wichtigste Ereignis der zweiten Hälfte des Jahres 1917 war ein Vorgang von weltgeschichtlicher Tragweite: die russische Oktoberrevolution, die nach dem westlichen, dem gregorianischen Kalender eine Novemberrevolution war. Am 23. Oktober fand in Petrograd eine streng geheime Sitzung des Zentralkomitees der Bolschewiki statt, an der auch der kurz zuvor aus seinem finnischen Versteck zurückgekehrte Lenin teilnahm. Er schlug seinen Genossen vor, unverzüglich mit dem bewaffneten Aufstand zu beginnen. Gegen den Widerspruch von zwei der prominentesten Bolschewiki, Gregorij Sinowjew und Leonid Kamenew, wurde Lenins Resolution nach stürmischer Debatte angenommen. Nach der Sitzung tauchte Lenin wieder unter. Die organisatorische Vorbereitung des Aufstands lag in den Händen von Leo Trotzki, der am 5. Oktober (wie schon einmal, in der Revolution von 1905) zum Vorsitzenden des Petrograder Sowjets gewählt worden war und seit dem 22. Oktober auch an der Spitze des neugebildeten Militärrevolutionären Komitees des hauptstädtischen Sowjets stand.

Am 4. November übernahm das Komitee den Befehl über die Petrograder Garnison. Das war für die Bolschewiki der entscheidende Durchbruch zur Macht. Das Signal für den Umsturz gab die Regierung am 6. November mit der Besetzung der Newa-Brücken und der Schließung der Druckerei der bolschewistischen Zeitung «Arbeiterweg». Am Abend des folgenden Tages war Petrograd weitgehend in der Hand der Roten Garden, einer von den Bolschewiki bewaffneten Arbeitermiliz, und revolutionärer Truppen. Auf dem Zweiten Allrussischen Sowjetkongreß, der am 7. November zusammentrat, hatten die Bolschewiki zusammen mit den ihnen nahestehenden linken Sozialrevolutionären eine sichere Mehrheit. Die Delegierten sollten nach dem Willen der Bolschewiki den Staatsstreich nicht beschließen, sondern die vollendete Tatsache billigen, was nach dem Auszug der Menschewiki und der Mehrheit der Sozialrevolutionäre am 8. November geschah. Die von Lenin namens des neugebildeten Rats der Volkskommissare, der Revolutionsregierung, vorgelegten Dekrete über den Frieden und die Bodenfrage werden einstimmig beschlossen. Das erste Dekret sah die sofortige Aufnahme von Verhandlungen über einen Waffenstillstand und danach über einen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen vor, das zweite die entschädigungslose Enteignung der Gutsbesitzer und die Übertragung von Grund und Boden an die Bezirksbodenkomitees und die Kreissowjets der Bauerndeputierten, wobei die endgültige Regelung der Eigentumsverhältnisse auf dem Lande der Konstituante vorbehalten blieb.

Am gleichen Tag, dem 8. November, stürmten probolschewistische Truppen, unterstützt von den Kronstädter Matrosen auf dem Kreuzer «Aurora», die mehrere Kanonenschüsse abgaben, das Winterpalais. Die dort tagenden Mitglieder der Provisorischen Regierung wurden verhaftet – allerdings ohne Ministerpräsident und Kriegsminister Kerenskij, der inzwischen geflohen war und Unterstützung bei Generälen regierungsloyaler Truppen außerhalb der Hauptstadt suchte. Bei dem Sturm auf das Winterpalais gab es sechs Tote, die einzigen Toten der Oktoberrevolution in Petrograd. In Moskau, wo sich bewaffnete Offiziersanwärter gegen die bolschewistischen Kräfte eine Woche lang wehrten, lag die Zahl der Opfer höher. Auf entschlossenen Widerstand stießen die Bolschewiki im übrigen Land nur selten, am stärksten in Sibirien und im agrarischen Süden und Südosten Zentralrußlands, wo die Sowjets, sofern es sie schon gab, von den «rechten» Sozialrevolutionären kontrolliert wurden.

Lenin hatte einen bewaffneten Aufstand propagiert, aber was im November 1917 geschah, verdient kaum diesen Namen. Wie im März vollzog sich in Rußland ein Zusammenbruch der bisherigen Ordnung. Es war nicht mehr die alte Ordnung des Zarenregimes, sondern eine schwache republikanische Übergangsordnung, die die revolutionären Kräfte mit geringem Aufwand und ohne die Mobilisierung großer Menschenmassen zu Fall brachten. Die Provisorische Regierung hatte die Lösung der drängendsten innenpolitischen Probleme, obenan der Agrarfrage, vor sich her geschoben und nicht nur keine Anstalten getroffen, den Krieg zu beenden, sondern Ende Juni die «Kerenskij-Offensive» angeordnet, die kläglich scheiterte und Rußland Mitte Juli an den Rand des militärischen Zusammenbruchs brachte. Den Kornilow-Putsch im September überlebte die Regierung Kerenskij nur mit Hilfe der revolutionären Arbeiter und nicht zuletzt der Bolschewiki, die um dieselbe Zeit im Petrograder wie im Moskauer Sowjet die Mehrheit der Deputierten hinter sich brachten. Das großstädtische Proletariat zunehmend auf der Seite der Bolschewiki, die Bauern in wachsender Zahl entschlossen, die Agrarfrage autonom, durch illegale Landbesetzungen, zu lösen, die Soldaten nicht mehr bereit, den Befehlen ihrer Vorgesetzten zu folgen: Die Provisorische Regierung besaß im November 1917 kaum noch Rückhalt in der Bevölkerung. Die Bolschewiki ergriffen die Macht in einer Situation, auf die sich ohne große Übertreibung der Begriff «Machtvakuum» anwenden läßt.

An der Macht zu bleiben war sehr viel schwieriger als sie zu ergreifen. Lenin war überzeugt, daß das Proletariat im rückständigen Rußland sich nur durchsetzen konnte, wenn es in Mittel- und Westeuropa zu Anschlußrevolutionen kam. Deshalb appellierte er am 8. November 1917 vor dem Zweiten Allrussischen Sowjetkongreß an die «klassenbewußten Arbeiter der drei fortgeschrittensten Nationen der Menschheit und der größten am gegenwärtigen Krieg beteiligten Staaten», nämlich Englands, Frankreichs und Deutschlands, die ihnen gestellte Aufgabe der «Befreiung der Menschheit vom Schrecken des Krieges und seinen Folgen» zu erkennen, den russischen Arbeitern entschieden und energisch zu Hilfe zu kommen und so «die Sache des Friedens und zugleich damit die Sache der Befreiung der Werktätigen und ausgebeuteten Volksmassen von Sklaverei und jeder Ausbeutung erfolgreich zu Ende zu führen». Von der russischen über die mittel- und westeuropäische zur Weltrevolution des Proletariats: so sollte der Prozeß weitergehen, der im Frühjahr 1917 in Petrograd begonnen hatte.

Die Oktoberrevolution war, so gesehen, die logische Fortsetzung der Februarrevolution – die zweite, entscheidende Phase der russischen Revolution, in der die radikalen Kräfte vollendeten, was unter der Vorherrschaft der gemäßigten nur scheitern konnte: die Befreiung des Volkes. Verbündete hofften die Bolschewiki nicht nur im Proletariat der anderen kriegführenden Mächte, sondern auch unter den nichtrussischen Nationalitäten des ehemaligen Zarenreiches zu finden. Am 15. November beschloß der Rat der Volkskommissare eine Deklaration über die Rechte der Völker Rußlands, die das Recht auf selbständige Staatsbildung und damit auf Sezession und Souveränität verkündete. Die Verlautbarung entsprach einer Resolution der «Aprilkonferenz» der Bolschewiki und der Position, die Lenin 1914 in seiner Schrift «Über das Recht der Nationen auf Selbstbestimmung» bezogen hatte. Daraufhin erklärte eine Woche später Georgien seine Unabhängigkeit; am 28. November tat der Estnische Volkstag denselben Schritt. Wie sich ein unabhängiges Georgien und Estland dem neuen, von den Bolschewiki geführten Rußland gegenüber verhalten würden, blieb fürs erste offen.

Hoch umstritten war diese Frage auch in Finnland, das bis zum Sturz des Zarenregimes ein Großfürstentum unter russischer Oberhoheit gebildet hatte und völkerrechtlich immer noch zu Rußland gehörte. Mitte November 1917 hatten der finnische Gewerkschaftsverband zusammen mit den nach links gerückten Sozialdemokraten und den finnischen Bolschewiki um Otto Kuusinen einen Generalstreik mit dem Ziel der revolutionären Machtübernahme ausgelöst. Den bewaffneten Roten Garden traten auf der Seite der bürgerlichen Unabhängigkeitsbewegung paramilitärische Verbände, sogenannte Schutzkorps, entgegen. Am 6. Dezember beschloß der Landtag, in Übereinstimmung mit der neuen, rein bürgerlichen Regierung unter dem Senatspräsidenten Pehr Evind Svinhufvud, eine formlose Erklärung über die Unabhängigkeit Finnlands. Im Januar 1918 brach der offene Bürgerkrieg aus, an dem sich auf der Seite der «Roten» auch in Finnland stationierte russische, mittlerweile bolschewistische Truppen beteiligten. Ende Januar konstituierte sich nach der nahezu kampflosen Einnahme Helsinkis ein Rat der Volksbeauftragten. Sitz der «weißen» Regierung wurde Vaasa. Svinhufvud, der in Helsinki verblieben war, gelang die Flucht auf einem Eisbrecher ins estländische Tallinn, auf deutsch Reval, von wo aus er sich nach Berlin begab. Ein deutsches Eingreifen in den finnischen Bürgerkrieg auf der Seite der «Weißen» unter ihrem militärischen Führer, Generalleutnant Carl Gustav Mannerheim, war nur noch eine Frage der Zeit.

Eine nationale Unabhängigkeitsbewegung gab es auch in der Ukraine, vor allem in ihrem Westen. Von den Mittelmächten wurde der ukrainische Nationalismus aktiv unterstützt. Ein «Bund zur Befreiung der Ukraine», eine Organisation sozialistischer Emigranten, die eine selbständige, demokratische und sozialistische Ukraine anstrebten und eine umfassende Bodenreform forderten, erhielt vom Auswärtigen Amt in Berlin großzügige finanzielle Hilfe. Gezielt angeworben wurden von den Deutschen auch ukrainische Kriegsgefangene, in denen man künftige Teilnehmer eines nationalrevolutionären Aufstands sah. Zu dieser Erhebung kam es nicht, auch nicht, nachdem deutsche Truppen einen Teil der westlichen Ukraine besetzt hatten. Aber der Wille zu größerer Selbständigkeit wuchs während des Krieges so stark an, daß sich die Provisorische Regierung im Sommer 1917 genötigt sah, der Ukraine das Recht der Selbstverwaltung zuzugestehen. Vom August ab war die nach der Februarrevolution gebildete «Zentral-Rada», eine Art Vorparlament, das von Petrograd anerkannte Vertretungsorgan der Ukrainischen Volksrepublik. Den ukrainischen Nationalisten waren diese Zugeständnisse an den Autonomiegedanken viel zu wenig. Massiver Druck auf die Zentral-Rada ging auch von den ukrainischen Bolschewiki aus, die ihre Hochburgen im industriellen Osten des Landes hatten. Nach einem mißglückten Umsturzversuch in Kiew riefen sie im Dezember in Charkow eine Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik aus. Zu ihrer Unterstützung marschierten bolschewistische Truppen aus Rußland in die östliche Ukraine ein.

Auf eine Revolutionierung Mittel- und Westeuropas mochten die Bolschewiki weiter hoffen, aber bis Ende des Jahres 1917 gab es nichts, worauf sie ihre optimistischen Erwartungen stützen konnten. Die deutschen Mehrheitssozialdemokraten, seit langem die schärfsten Kritiker der Partei Lenins unter den Parteien der Zweiten Internationale, begrüßten zwar das Dekret über den Frieden, weil es ein Ende des Krieges näher zu bringen versprach, dachten aber nicht daran, den «Burgfrieden» aufzukündigen. Die USPD zollte der Revolution der Bolschewiki Beifall, ließ es jedoch beim Ruf nach einem allgemeinen Waffenstillstand und einem annexionslosen Frieden bewenden.

In Frankreich waren die Sozialisten angesichts der Gefahr eines Sonderfriedens zwischen Rußland und den Mittelmächten nicht weniger besorgt als die bürgerlichen Parteien. Die SFIO rückte daher nach der Oktoberrevolution ein Stück weit nach rechts, und sie wäre auf diesem Weg wohl noch weitergegangen, wenn nicht die nationalistische Politik des neuen Kabinetts Clemenceau eine Barriere gegen solche Neigungen gebildet hätte. Eine probolschewistische Stellung bezog lediglich die äußerste Linke: eine kleine Minderheit, die in ihrer radikalen Ablehnung des «imperialistischen Krieges» der Haltung Lenins nahekam. In der britischen Arbeiterschaft war der Widerhall der Oktoberrevolution noch schwächer als in der französischen. Nur bei den «shops stewards», den Betriebsräten, gab es gewisse Sympathien für die Bolschewiki. Die kriegsgegnerische Indepedent Labour Party war zu sehr der parlamentarischen Demokratie verpflichtet, als daß sie sich mit der Theorie und der Praxis der Leninisten hätte befreunden können. Für das Gros der Labour Party galt das erst recht.

Am 25. November 1917 begannen in Rußland die noch von der Provisorischen Regierung angesetzten Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung auf der Grundlage des allgemeinen gleichen Wahlrechts für Männer. Die Wahlsieger waren die Sozialrevolutionäre, die als einheitliche Partei antraten, obwohl sie dies seit der Abspaltung ihres linken Flügels Anfang November nicht mehr waren. Zählte man die «rechten» Sozialrevolutionäre aus allen Teilen des Reiches zusammen, so kamen sie auf eine absolute Mehrheit der Mandate: 380 von insgesamt 703 Sitzen. 39 Mitglieder der Konstituante waren den Linken Sozialrevolutionären zuzurechnen. Auf die Bolschewiki entfielen ein knappes Viertel der Stimmen und 168 Abgeordnete. Sehr viel schlechter schnitten die «Kadetten» und die Menschewiki mit 17 beziehungsweise 16 Abgeordneten ab.

Lenin ließ sich von der Niederlage seiner Partei nicht beirren. Er hatte Mehrheit nie in einem «formalen» Sinn verstanden. Für ihn war entscheidend, daß die Bolschewiki ihren Rückhalt im großstädtischen Proletariat behauptet hatten, daß sie als einzige Partei über eine feste Organisation und eine revolutionäre Strategie verfügten und dank ihrer radikalen Antikriegs- und Agrarpolitik einstweilen nicht mit der Gegnerschaft der Masse der armen Bauern zu rechnen hatten.

So lange es irgend ging, schoben die Bolschewiki die konstituierende Sitzung der Verfassunggebenden Versammlung hinaus und agierten so, als habe es die Wahl gar nicht gegeben. Am 27. November entließ der Rat der Volkskommissare ein Dekret über die Arbeiterkontrolle, das, entgegen den Vorstellungen Lenins, vielerorts zur «wilden» Enteignung von Betrieben durch Fabrikkomitees der Arbeiter führte. Am 3. Dezember nahmen revolutionäre Truppen das Hauptquartier der russischen Streitkräfte in Mogilev ein; Generalstabschef Duchonin, der es abgelehnt hatte, irgendwelche Befehle der neuen Machthaber entgegenzunehmen, wurde dabei ermordet. Zwei Tage später, am 5. Dezember, beschlossen die Volkskommissare ein Dekret, das den bisherigen Justizapparat für abgesetzt erklärte und die Wahl neuer Richter durch die Sowjets oder durch Volksabstimmung anordnete. Am 15. Dezember wurden in Brest-Litowsk die Verhandlungen über einen Waffenstillstand abgeschlossen, die zwölf Tage zuvor begonnen hatten. Die Verhandlungen über einen Friedensschluß wurden, ebenfalls in Brest-Litowsk, am 22. Dezember aufgenommen. Die Verhandlungspartner waren wiederum nur die Deutschen und ihre Verbündeten, also Österreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei, nicht aber, wie die Bolschewiki es angestrebt hatten, die Mittelmächte und die Westmächte. Das Ergebnis konnte also nicht ein allgemeiner, sondern nur ein Sonderfriede sein.

Die Waffenruhe erlaubte es den Bolschewiki, ihre innere Machtstellung auszubauen. Ein Dekret über die Demokratisierung der Armee vom 16. Dezember unterstellte alle Truppenteile der Befehlsgewalt des entsprechenden Soldatenkomitees oder Sowjets und ordnete die Abschaffung aller Rangabzeichen und die Wahl der Offiziere durch die Mannschaften an. Die Armeeorganisation, durch die Massendesertionen nach dem Umsturz ohnehin nachhaltig geschwächt, wurde durch diesen Erlaß faktisch aufgelöst. Es folgten am 15. Dezember die Gründung des Obersten Volkswirtschaftsrates zur Koordinierung der Wirtschaft, am 20. Dezember die Schaffung einer «Außerordentlichen Kommission», der berüchtigten Tscheka, unter Feliks Dzierzyński, einem gebürtigen Polen, und am 27. Dezember das Dekret über die Nationalisierung der Banken. Wäre es nach Lenin gegangen, hätten die verstaatlichten Banken die Oberaufsicht über die noch in Privateigentum befindlichen industriellen Unternehmungen ausgeübt. Das Dekret über die Arbeiterkontrolle vom 27. November und der Tatendrang von örtlichen Sowjets und Fabrikkomitees durchkreuzten dieses staatskapitalistische Konzept: Eine «Sozialisierung von unten» hatte einen massiven Rückgang der Arbeitsdisziplin, der Produktivität und der industriellen Produktion zur Folge.

Die Bodenreform, die vielerorts schon vor der Oktoberrevolution von den Bauern selbst, also «von unten», in Angriff genommen worden war, kam in manchen Teilen Zentralrußlands bereits Ende des Jahres 1917, in anderen Regionen erst sehr viel später zum Abschluß. Die landlosen oder landarmen Bauern erhielten im Durchschnitt 80 Prozent der Verteilungsmasse, während der Rest an Staat, Kommunen und Genossenschaften ging. Mit der Landverteilung allein waren die Probleme der Bauern aber schon deswegen nicht zu lösen, weil der Hunger während des Krieges eine große Zahl von Menschen aus der Stadt aufs Land getrieben hatte, wodurch die Zahl der Personen, die Anspruch auf Landzuteilung hatten, um etwa 3 Millionen wuchs. Der Landanteil der Bauern schrumpfte infolgedessen, so daß man von einer Nivellierung der ländlichen Besitzstrukturen auf einem niedrigen und häufig unrentablen Niveau sprechen kann. Die Schaffung von bäuerlichem Privateigentum entsprach nicht dem, was man gemeinhin unter «Sozialismus» verstand. Im Rußland des Jahres 1917 aber bildete diese Art von Bodenreform eine Vorbedingung der Machtergreifung und Machtbehauptung der radikalsten Sozialisten, der Bolschewiki.

Für die Friedensverhandlungen, die am 22. Dezember in Brest-Litowsk begannen, hatten die Bolschewiki eine revolutionäre Neuerung durchgesetzt: Sie wurden öffentlich geführt. Nachdem der Rat der Volkskommissare bereits Ende November alle Geheimverträge zwischen dem Zarenreich und der Entente veröffentlicht hatte, war dieser Schritt nur logisch. Die Vertreter des neuen Rußland erhielten dadurch die Möglichkeit, den Verhandlungstisch als Tribüne für revolutionäre Propaganda zu nutzen und die Mittelmächte als Imperialisten zu entlarven. Die deutsche Seite hatte sich am 18. Dezember beim Kreuznacher Kronrat auf ein expansives Programm verständigt, zu dem ein «Selbstbestimmungsrecht» für Polen, Litauen und Kurland gehörte. Die Ukraine, auf deren Unabhängigkeit Berlin und Wien hinarbeiteten, sollte nach dem Willen der deutschen Schwerindustrie das Reich mit phosphorarmen Erzen und Manganerzen beliefern, während Österreich-Ungarn vor allem am ukrainischen Getreide interessiert war.

Nachdem der österreichische Außenminister Czernin am 25. Dezember, dem ersten Weihnachtsfeiertag, nach Abstimmung mit den Deutschen in betont konzilianter Form auf die Grundsatzrede des russischen Delegationsführers Adolf Joffe, ein flammendes Plädoyer für einen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen und das Selbstbestimmungsrecht der Völker, einschließlich der Kolonialvölker, geantwortet und damit allgemeine Verwirrung gestiftet hatte, sorgte einen Tag später der deutsche Generalmajor Max Hoffmann, der Chef des «Generalstabs Oberost», für Klarheit. Die russische Seite verstehe offenbar den Verzicht auf gewaltsame Annexionen anders als die Mittelmächte, sagte er. Diese bestünden auf der freiwilligen Loslösung bestimmter Gebiete von Rußland, das heißt Polens, Litauens und Kurlands. Die russische Delegation war empört, drohte mit dem Abbruch der Verhandlungen und erreichte dann am 28. Dezember eine zehntägige Konferenzpause, in der sie neue Instruktionen einholen wollte. Innerhalb dieser Frist sollten auch die anderen kriegführenden Mächte erklären, ob sie zu einem Frieden ohne Annexionen und Kontributionen bereit waren (an diese Bedingung hatten die Mittelmächte ihre Zustimmung geknüpft). Ob die Verhandlungen wieder aufgenommen wurden, war eine Zeitlang ungewiß.

Am 8. Januar 1918 kehrte die russische Delegation, diesmal unter Führung von Leo Trotzki, seit der Oktoberrevolution Volkskommissar für auswärtige Beziehungen, nach Brest-Litowsk zurück. Trotzki nutzte die Chance, die Annexionspläne der Mittelmächte öffentlich anzuprangern, auf wirkliche und nicht bloß scheinbare, manipulierte Selbstbestimmung der Litauer, Letten und Polen zu pochen und an die Friedenssehnsucht der Völker, vor allem des deutschen Volkes, zu appellieren. Zusammen mit den inzwischen bekannt gewordenen Forderungen des Generals Hoffmann bewirkte das weltrevolutionäre Pathos Trotzkis Massenaktionen in Deutschland und Österreich, die die Bolschewiki mit höchsten Erwartungen erfüllten. In Wien rief die österreichische Sozialdemokratie für den 14. Januar zu Großkundgebungen auf; am gleichen Tag begann eine Welle von Streiks, die große Teile des Landes erfaßten.

Am 18. Januar (dem Tag, an dem der Streik auch auf Budapest übergriff) empfing Außenminister Czernin eine Abordnung des kurz zuvor gewählten Wiener Arbeiterrates und sicherte ihr zu, daß seine Regierung keine Gebietserwerbungen auf Kosten Rußlands anstrebe und vorbehaltlos das polnische Recht auf Selbstbestimmung anerkenne. Tags darauf bestätigte Czernin diese Aussagen schriftlich. Daraufhin setzten sich erst der sozialdemokratische Parteivorstand, dann auch der Arbeiterrat für einen Abbruch des Streiks ein. Es dauerte einige Tage, bis die Arbeiter diesem Aufruf Folge leisteten.

Die Nachrichten vom österreichischen Streik gaben den Revolutionären Obleuten der Berliner Metallindustrie den Anstoß, ihrerseits den Generalstreik zu proklamieren. Am 28. Januar befanden sich bereits über eine halbe Million Menschen im Ausstand. Allein in Berlin streikten mehrere Hunderttausende Arbeiter der rüstungswichtigen Metallindustrie. Neben den Führern der USPD ließen sich auch prominente Mehrheitssozialdemokraten, unter ihnen die beiden Parteivorsitzenden Friedrich Ebert und Philipp Scheidemann, in den Streikausschuß wählen, um den Ausstand, an dem sich die Gewerkschaften nicht beteiligten, möglichst rasch zum Abschluß zu bringen. Am 4. Februar war das Ziel erreicht. Bei längerer Dauer hätte der Streik die militärische Schlagkraft des Reiches bedroht. Entsprechend massiv waren die Gegenmaßnahmen der Militärbehörden, der Polizei und der Justiz: Aktive Streikteilnehmer wurden in großer Zahl verhaftet oder zum Heeresdienst eingezogen.

Inzwischen waren in Brest-Litowsk die Verhandlungen erneut unterbrochen worden. Am 18. Januar hatte General Hoffmann zusätzlich zu den bisherigen Forderungen die Räumung Livlands und Estlands verlangt und zur Bekräftigung der deutschen Position demonstrativ mit der Faust auf den Tisch geschlagen. Trotzki reagierte wie zuvor Joffe: Er forderte eine Verhandlungspause und reiste mit seiner Delegation nach Petrograd zurück.

Dort war am gleichen Tag die Verfassunggebende Versammlung zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammengetreten. Es sollte bei dieser einen Sitzung bleiben. Die Bolschewiki konfrontierten die nichtbolschewistische Mehrheit mit der ultimativen Forderung, alle Staatsgewalt sofort den Sowjets zu übertragen. Nachdem dieser Antrag abgelehnt worden war, verließen die Bolschewiki die Versammlung. Die verbliebenen Abgeordneten beschlossen Dekrete über die Abschaffung des Grundbesitzes und die Einberufung einer Friedenskonferenz; außerdem erklärten sie Rußland feierlich zu einer demokratischen föderativen Republik. Demonstranten, die der Konstituante ihre Sympathie bekunden wollten, wurden von bolschewistischen Elitetruppen unter Einsatz von Schußwaffen aufgehalten; es gab viele Tote und Verwundete. Als die Abgeordneten am nächsten Tag ihre Beratungen fortsetzen wollten, wurde ihnen der Eingang zum Tagungsort, dem Taurischen Palais, durch Soldaten versperrt, die mit Gewehren, Maschinengewehren und zwei Feldartilleriegeschützen bewaffnet waren. Zeitungen, die über die Sitzung vom Vortag berichteten, wurden durch Angehörige bolschewistischer Truppen beschlagnahmt, zerfetzt und verbrannt.

Die gewaltsame Auflösung der Konstituante entsprach einem Beschluß des Allrussischen Exekutivkomitees der Sowjets. Das einschlägige Dekret hatte Lenin verfaßt. Er behauptete, «jeder Verzicht auf die uneingeschränkte Macht der Sowjets, auf die vom Volk eroberte Sowjetrepublik zugunsten des bürgerlichen Parlamentarismus und der Konstituierenden Versammlung wäre jetzt ein Schritt rückwärts, (er) würde den Zusammenbruch der ganzen Oktoberrevolution der Arbeiter und Bauern bedeuten … Es war daher unvermeidlich, daß die Fraktion der Bolschewiki und der linken Sozialrevolutionäre, die jetzt offenkundig die ungeheure Mehrheit in den Sowjets bilden und das Vertrauen der Arbeiter und der Mehrheit der Bauern genießen, diese Konstituierende Versammlung verließen. Es ist klar, daß der übrig gebliebene Teil der Konstituierenden Versammlung infolgedessen nur die Rolle einer Kulisse spielen könnte, hinter der der Kampf der Konterrevolutionäre für den Sturz der Sowjetmacht vor sich gehen würde.»

Die Sprengung der Konstituante am 19. Januar 1918 markierte nicht mehr und nicht weniger als den endgültigen Bruch zwischen den Bolschewiki und der demokratischen Mehrheit der europäischen Arbeiterbewegung. Die Berufung auf eine höhere Mehrheit als die, die sich in Wahlen äußerte, war die leninistische Variante von Rousseaus Unterscheidung zwischen der wahren «volonté générale» und der demgegenüber unerheblichen «volonté de tous»: ein dialektischer Kunstgriff, dazu bestimmt, der einmal errungenen Macht den Schein einer theoretischen Legitimation zu verschaffen. Der Staatsstreich der Bolschewiki war von zwingender innerer Logik, wenn man von ihren Prämissen ausging und sich in ihre Situation zu Beginn des Jahres 1918 hineinversetzte. Ihre Politik war eine radikale Reaktion auf die radikale Rückständigkeit Rußlands, die gesellschaftliche sowohl wie die der politischen Kultur. Eben deshalb stieß der Januarputsch im eigenen Land zunächst auf keinen Massenwiderstand. Aber wo immer die Arbeiterschaft an mehr Freiheit und Rechtssicherheit gewöhnt war als in Rußland, mußten die Bolschewiki mit scharfem Widerspruch gegen ihr Vorgehen rechnen, und dieser Widerspruch ließ nicht lange auf sich warten. Er kam am deutlichsten und grundsätzlichsten aus dem Land, auf das die Bolschewiki ihre größten Hoffnungen setzten: aus Deutschland.

Hier waren nicht nur die Mehrheitssozialdemokraten, sondern auch die gemäßigten Kräfte unter den Unabhängigen Sozialdemokraten empört über den Gewaltakt vom 19. Januar. Karl Kautsky, der sich aus Protest gegen die Bewilligung der Kriegskredite durch die MSPD der USPD angeschlossen hatte, hielt Lenin vor, die Diktatur einer von mehreren Parteien sei nicht die «Diktatur des Proletariats» im Sinne von Marx und Engels, «sondern die Diktatur eines Teiles des Proletariats über einen anderen Teil». Die Diktatur einer Minderheit aber finde ihre kraftvollste Stütze in einer ergebenen Armee, und je mehr die Minderheit die Gewalt der Waffen an die Stelle der Majorität setze, «desto mehr drängt sie auch jede Opposition dahin, ihr Heil im Appell an die Bajonette und Fäuste zu suchen, statt im Appell an die Wahlstimmen, der ihr versagt ist: dann wird der Bürgerkrieg die Form der Austragung politischer und sozialer Gegensätze».

Der Bürgerkrieg aber war für Kautsky die grausamste Form des Krieges und darum eine Katastrophe. «Im Bürgerkrieg kämpft jede Partei um ihre Existenz, droht den Unterliegenden völlige Vernichtung … Mancher verwechselt den Bürgerkrieg mit der sozialen Revolution, hält ihn für deren Form und ist geneigt, die im Bürgerkrieg unvermeidlichen Gewalttätigkeiten damit zu entschuldigen, daß ohne solche eine Revolution nicht möglich sei … Wollte man nach dem Beispiel der bürgerlichen Revolutionen sagen, die Revolution sei gleichbedeutend mit Bürgerkrieg und Diktatur, dann müßte man auch die Konsequenz ziehen und sagen: die Revolution ende notwendigerweise in der Herrschaft eines Cromwell oder Napoleon.»

Selbst auf der äußersten Linken, in der «Spartakusgruppe», waren die Meinungen über den Januarputsch der Bolschewiki geteilt. Clara Zetkin, die Vorkämpferin der sozialistischen Frauenbewegung, und der Historiker Franz Mehring verteidigten die Zerschlagung der Konstituante ohne Vorbehalt: Zetkin meinte gar, der Verzicht auf diese Aktion «wäre ein Verbrechen gewesen, gepaart mit Narrheit». Rosa Luxemburg hingegen, seit Juli 1916 in «Schutzhaft», hielt es für unentschuldbar, daß die Bolschewiki nach der (auch von ihr gerechtfertigten) Verjagung der Verfassunggebenden Versammlung nicht unverzüglich Neuwahlen ausgeschrieben hätten. «Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für die Mitglieder einer Partei – mögen sie auch noch so zahlreich sein – ist keine Freiheit. Freiheit ist immer nur die Freiheit des anders Denkenden»: So lauteten die meistzitierten Sätze der erst posthum veröffentlichten Schrift «Die russische Revolution». Sie waren allerdings nicht als Bekenntnis zu einem liberalen, sondern zu einem revolutionären, sozialistischen Pluralismus gemeint. An «Klassenverräter» und bürgerliche «Revolutionäre» dachte die Autorin nicht, als sie das Wort von der «Freiheit des anders Denkenden» niederschrieb.

Was die Sprengung der Konstituante anging, hatte Lenin die führenden Bolschewiki hinter sich. Hinsichtlich der Friedensfrage sah es anders aus. Lenin war entschlossen, jeden Frieden hinzunehmen, der dem Regime der Bolschewiki das Überleben sicherte. Deswegen plädierte er für die unverzügliche Unterzeichnung des Friedensvertrags. Im gleichen Sinn äußerte sich Stalin. Bucharin und Dzierzyński hielten die Annahme der deutschen Bedingungen für eine politische Katastrophe. Trotzki sprach sich dafür aus, die Unterschrift zu verweigern, aber nicht weiterzukämpfen, sondern die Zersetzung in den Armeen der Mittelmächte zu fördern; «Weder Krieg noch Frieden» lautete seine Parole. Im Zentralkomitee fand sich nach heftigen Auseinandersetzungen eine Mehrheit für Trotzkis Linie. Am 10. Februar erklärte dieser, inzwischen nach Brest-Litowsk zurückgekehrt, den Krieg für beendet und brach die Verhandlungen ab. Die deutsche Seite antwortete am 16. Februar mit einem Ultimatum an die Sowjetregierung, das diese unbeantwortet ließ. Am 18. Februar machten die Deutschen ernst und gingen zum Angriff über. Lenin kämpfte nochmals mit vollem Einsatz für die Annahme der Friedensbedingungen, und diesmal setzte er sich mit 7 von 13 Stimmen im Zentralkomitee durch. Die deutsche Regierung wurde telegraphisch informiert, daß der Rat der Volkskommissare bereit sei, die Friedensbedingungen zu akzeptieren und sich zu etwaigen neuen Bedingungen sofort zu äußern.

Die deutsche Antwort vom 22. Februar ging über das bisher Bekannte noch hinaus. Neben der Aufgabe des gesamten Baltikums und Finnlands sollte Rußland die von der Zentralen Rada am 22. Januar verkündete Unabhängigkeit der Ukrainischen Volksrepublik anerkennen, was Deutschland bereits am 10. Februar in einem Sonderfrieden getan hatte. (Diese Forderung schloß auch den Rückzug der bolschewistischen Truppen ein, die am 9. Februar Kiew besetzt hatten.) Tatsächlich war die Ukraine mittlerweile ein deutsches Protektorat. Während ihrer Offensive besetzten die deutschen Truppen außer dem restlichen Baltikum auch große Teile Weißrußlands und der Ukraine, darunter am 2. März die Hauptstadt Kiew.

Einen Tag später erfolgte in Brest-Litowsk, nachdem Lenin für den Fall der Ablehnung mit seinem Rücktritt als Parteiführer und Vorsitzender des Rats der Volkskommissare gedroht hatte, die Unterzeichnung des Friedensvertrages. Es war ein brutales Diktat. Rußland verlor ein Drittel seiner Bevölkerung und seines Ackerlandes, über die Hälfte seiner gesamten Industrie, darunter drei Viertel seiner Schwerindustrie, acht Zehntel seiner Eisenvorräte und neun Zehntel seiner Kohleförderung. Durch die Bildung eines unabhängigen ukrainischen Staates und die Abtretung grusinischer und armenischer Gebiete an die Türkei wurde seine Position am Schwarzen Meer erheblich geschwächt. Zur Ostsee verblieb ihm nach der Besetzung des gesamten Baltikums durch deutsche Truppen nur noch ein schmaler Zugang.

Nachdem Rußland bezwungen war, setzten die Mittelmächte, ohne Rücksicht auf den Vertrag von Brest-Litowsk, ihren Vormarsch im Kaukasus fort, wobei das Deutsche und das Osmanische Reich in einen konfliktträchtigen Wettlauf eintraten: Deutsche Truppen besetzten im Juni 1918 Tiflis, türkische im September Baku und seine Erdölfelder. Die Demütigung des geschlagenen Landes ging auch in anderen Bereichen weiter: Durch zusätzliche Verträge mußte sich Rußland Ende August 1918 zur Zahlung von 6 Milliarden Goldmark verpflichten und definitiv auf die nordbaltischen Provinzen Livland und Estland verzichten. Wie zuvor schon im Fall Kurlands waren es auch jetzt wieder die deutschbaltische Oberschicht und ihre im Reich lebenden Repräsentanten, die besonders massiv auf die Abtretung «ihrer» Territorien und deren Germanisierung drängten.

Die öffentliche Meinung Deutschlands hätte sich aber wohl auch ohne diesen Einfluß leicht davon überzeugen lassen, daß es notwendig war, in Gestalt der «Randstaaten» Ostmitteleuropas einen Sicherheitsgürtel gegenüber Sowjetrußland zu schaffen. Einer der «Randstaaten» war Finnland, wo deutsche Truppen und ein eigens für diesen Zweck gebildetes «Hilfskorps Mannerheim» den «Weißen» zu Hilfe kamen und ihnen im Mai 1918 zum Sieg verhalfen. In einem anderen «Randstaat», der Ukraine, löste die deutsche Protektoratsmacht im April 1918 die von den Sozialisten beherrschte Zentral-Rada ab. An ihre Stelle trat eine konservative Regierung unter dem «Hetman» Pavlo Skoropadsky. Sie gab dem Staatsnamen «Ukrainische Volksrepublik» auf und ersetzte ihn durch den Namen «Ukrainischer Staat». Die Unterstützung der Mittelmächte erkaufte sich das Skoropadsky-Regime mit umfangreichen Getreidelieferungen.

Der Friedensvertrag von Brest-Litowsk brachte Deutschland dem Kriegsziel eines von ihm beherrschten Mitteleuropa so nahe, wie es Anfang 1918 nur irgend möglich war, und verstieß damit eklatant gegen die Friedensresolution des deutschen Reichstags vom 19. Juli 1917. Dennoch stimmte die Volksvertretung am 22. März 1918 dem Vertragswerk mit großer Mehrheit zu. Unter den Ja-Stimmen waren auch die der beiden bürgerlichen «Mehrheitsparteien», des Zentrums und der Fortschrittlichen Volkspartei. Die MSPD, gespalten zwischen Gegnern, Befürwortern und «Neutralen», enthielt sich der Stimme. Nur die USPD stimmte mit Nein. Zusammen mit den beiden anderen «Mehrheitsparteien» hatten die Mehrheitssozialdemokraten zuvor eine Resolution verabschiedet, die die Erwartung aussprach, das Reich werde dem Selbstbestimmungsrecht Polens, Litauens und Kurlands Rechnung tragen.

Mit dem Diktat von Brest-Litowsk durchaus vergleichbar war der Friede von Bukarest, den die Mittelmächte zwei Monate später, am 7. Mai 1918, mit Rumänien abschlossen. Das besiegte Land mußte die ganze Dobrudscha abtreten, von der das verbündete Bulgarien aber nur den südlichen Teil erhielt; der nördliche wurde der Verwaltung der Siegermächte unterstellt. Deutschland und Österreich-Ungarn erhielten besondere Rechte bei der Ausbeutung der Ölquellen, und auf die Dauer von zwei Jahren sicherten sich die beiden Mächte sämtliche Agrarüberschüsse Rumäniens. Gewissermaßen als Ausgleich durfte Rumänien das im April annektierte, zuvor zu Rußland gehörende Bessarabien behalten. Der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, hatte durchaus recht, als er im Auswärtigen Ausschuß des Bundesrates das wesentliche Ergebnis des Bukarester Friedens mit den Worten beschrieb, in wirtschaftlicher Hinsicht sei Rumänien nunmehr als Kolonie der Mittelmächte anzusehen.

Am 7. März 1918, vier Tage nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages von Brest-Litowsk, billigte der 7. Parteitag der «Kommunistischen Partei Rußlands (Bolschewiki)», so der hier beschlossene neue Parteiname, die russische Kapitulation. Lenin konnte die Delegierten davon überzeugen, daß die Unterwerfung unter die deutschen Bedingungen notwendig gewesen war, um dem Sowjetsystem zu einer «Atempause» zu verhelfen. Die eigentliche Rettung freilich konnte, wie Lenin dem Parteitag darlegte, nur die «Revolution in ganz Europa» sein, beginnend mit der deutschen Revolution, die leider nicht so rasch voranschreite, wie die Bolschewiki sich das wünschten. Aber es bleibe «absolut wahr, daß wir ohne die deutsche Revolution zugrunde gehen». Weil diese Revolution noch nicht gekommen sei und Rußland über keine einsatzfähige Armee verfüge (das Dekret über den Aufbau einer neuen, der Roten Armee war erst am 20. Februar ergangen), sei ein «Tilsiter Friede», ein Friede von der Art, wie Napoleon ihn 1807 dem besiegten Preußen auferlegt hatte, unvermeidlich geworden. Jetzt komme es darauf an, eine neue Armee aufzubauen, das Kriegswesen gründlich zu erlernen und Ordnung auf den Eisenbahnen zu schaffen. Die besten Lehrmeister seien dabei die Deutschen. «Lernt bei den Deutschen Disziplin, sonst sind wir ein verlorenes Volk und werden uns ewig in der Sklaverei befinden.»

Disziplin mußte notfalls auch mit terroristischer Gewalt erzwungen werden. Auf dem Höhepunkt der deutschen Offensive, am 21. Februar 1918, hatte der Rat der Volkskommissare den von Trotzki, dem neuen Kriegskommissar, verfaßten und von Lenin unterzeichneten Aufruf «Das sozialistische Vaterland ist in Gefahr!» erlassen (und damit bewußt auf den berühmten Aufruf der französischen Nationalversammlung vom 11. Juli 1792 Bezug genommen). Darin wurden die Arbeiter und Bauern von Petrograd und Kiew und allen Gebieten im Bereich der neuen Front verpflichtet, Bataillone aufzustellen, um unter Führung militärischer Fachleute Schützengräben auszuheben. In diese Bataillone mußten «alle arbeitsfähigen Mitglieder der bürgerlichen Klasse, Männer und Frauen, unter Aufsicht von Rotgardisten eingereiht werden; wer sich widersetzt, ist zu erschießen». Der Aufruf schloß mit den Worten: «Feindliche Agenten, Spekulanten, Einbrecher, Rowdys, konterrevolutionäre Agenten und deutsche Spione sind am Tatort zu erschießen. Das sozialistische Vaterland ist in Gefahr! Es lebe das sozialistische Vaterland! Es lebe die sozialistische Weltrevolution!»

Das Gefühl der Bedrohung ließ auch nach dem Friedensschluß von Brest-Litowsk nicht nach, und es war begründet. Am 9. März landeten britische Truppen im Eismeerhafen Murmansk. Dort lagerte von den Westmächten geliefertes Kriegsmaterial, das die Entente nicht in die Hände des ehemaligen Verbündeten fallen lassen wollte. Am 12. März verlegte der Rat der Volkskommissare seinen Sitz vom strategisch bedrohten Petrograd in das vergleichsweise sichere Moskau, das nun wieder zu dem wurde, was es vor 1712 gewesen war: zur russischen Hauptstadt. Dort tagte Mitte März der Vierte (außerordentliche) Allrussische Sowjetkongreß. Er stimmte dem Friedensvertrag gegen den erbitterten Widerstand des linken Flügels der Bolschewiki unter Bucharin und der Linken Sozialrevolutionäre zu. Die letzteren erklärten daraufhin ihren Austritt aus dem Rat der Volkskommissare, in dem sie seit dem 22. Dezember 1918 mit zwei Mitgliedern vertreten gewesen waren. Damit verloren die Bolschewiki einen wichtigen Verbündeten, der immer noch über einen gewissen Massenanhang, vor allem in den Gebieten an der Wolga, verfügte. Weitere Widerstandsherde waren das Kosakengebiet am Don und Transkaukasien, wo die Bolschewiki fast gar keinen Rückhalt hatten und innerhalb der sozialistischen Bewegung die Menschewiki stärker waren als die Partei Lenins. Die Gefahr eines umfassenden Bürgerkrieges wuchs also, und mit ihr die Gefahr eines Eingreifens der westlichen Verbündeten in die innerrussischen Machtkämpfe. Mehr als eine «Atempause» hatte der Vertrag von Brest-Litowsk dem Sowjetregime in der Tat nicht verschafft.

Der bolschewistische Terror war freilich nicht nur eine Reaktion auf die extrem schwierige innere und äußere Situation, in der Rußland sich im Frühjahr 1918 befand. Er ergab sich mit innerer Notwendigkeit aus Lenins Vorhaben, in einem rückständigen Land eine neue kommunistische Gesellschaft zu schaffen. Die Schwäche der bürgerlichen Kräfte hatte ihn zu dem Schluß geführt, daß das russische Proletariat beziehungsweise dessen Avantgarde, die Kommunistische Partei, einen Großteil der Aufgabe erledigen mußte, die Marx zufolge die historische Aufgabe der Bourgeoisie war: die Beseitigung der Grundlagen der alten, von Jahrhunderten der «zaristischen Selbstherrschaft» und der «asiatischen Willkür der Behörden» geprägten Gesellschaft und Herrschaftsordnung.

Lenin war insofern ein «Westler», als der Westen für ihn der Inbegriff der wissenschaftlichen, technischen und industriellen Modernität war und Rußland in dieser Hinsicht den Spiegel seiner Zukunft vorhielt. Der Übergang vom julianischen zum gregorianischen Kalender, am 6. Februar 1918 neuer Zeitrechnung vom Rat der Volkskommissare verfügt und am 14. Februar in Kraft getreten, war darum ein Akt von hoher symbolischer Bedeutung, mit dem das revolutionäre Rußland seinen Willen bekundete, sich auf das Niveau der fortgeschrittenen Nationen zu heben. Daß Lenin sich vorzugsweise auf das Vorbild Deutschland berief, war kein Zufall: Das deutsche Kaiserreich stand nicht für die liberale, sondern für eine autoritäre Variante des Westens. Von Deutschland lernen hieß für Lenin auf eine Modernisierung ohne Liberalisierung zu setzen. Das normative Projekt des Westens, wie es in den atlantischen Revolutionen von 1776 und 1789 Gestalt angenommen hatte, bot aus seiner Sicht nichts, woran Rußland sich orientieren konnte. An der Französischen Revolution interessierte ihn, wie schon Marx, nicht so sehr die erste, gemäßigte als vielmehr die zweite, jakobinische oder terroristische Phase. Die Schreckensherrschaft von 1793/94 mußte, wie Marx 1847 schrieb, «nur dazu dienen, durch ihre gewaltigen Hammerschläge die feudalen Ruinen wie vom französischen Boden wegzuzaubern. Die ängstlich-rücksichtsvolle Bourgeoisie wäre in Dezennien nicht mit dieser Arbeit fertig geworden».

Die Grundannahme von Marx und Engels war ein historischer Analogieschluß: So wie die Bourgeoisie eine funktionslos gewordene Klasse, den Feudaladel, abgelöst hatte, so mußte das Proletariat die Bourgeoisie, nachdem diese ihre gesellschaftliche Aufgabe erfüllt hatte, von der Macht verdrängen. Tatsächlich war der «Vierte Stand», die Arbeiterklasse, in den entwickelten Gesellschaften des Westens nie zu jenem «allgemeinen Stand» geworden, als der sich der «Dritte Stand» 1789 mit einem gewissen Recht fühlen konnte. Für das russische Proletariat galt das erst recht. Nur die strukturelle Schwäche des russischen Bürgertums gab einer Gruppe von großteils der «Intelligenzija» entstammenden Berufsrevolutionären, den Bolschewiki, die Möglichkeit, im Namen des Proletariats die Macht an sich zu reißen.

Die jakobinische «terreur» war nur ein Durchgangsstadium gewesen, dem erst der Thermidor, eine neuerliche Regierung gemäßigter Kräfte, und dann die Herrschaft Napoleons folgten. Um zu verhindern, daß sich in Rußland Ähnliches wiederholte, waren die Bolschewiki, die Lenin schon 1905 die «Jakobiner der modernen Sozialdemokratie» genannt hatte, entschlossen, ungleich härter und konsequenter gegen ihre Feinde vorzugehen als ihr historisches Vorbild. Sie glaubten sich dazu auch deswegen berechtigt und verpflichtet, weil, gemessen an den jeweiligen zeitgenössischen Maßstäben, Rußland 1917/18 um vieles rückständiger war als Frankreich 1793/94 – so rückständig, daß sich ein Ende des Terrors gar nicht absehen ließ. Die Schreckensherrschaft der Jakobiner hatte die Ideen von 1789 nicht dauerhaft verdunkeln können. Die russische Revolution von 1905 und die Februarrevolution von 1917 hatten keine Ideen hervorgebracht, die die des Oktober 1917 hätten überstrahlen können. Der Terror der Bolschewiki, der Träger dieser Ideen, war von Anfang an ein Teil ihres Projekts: des bisher radikalsten Gegenentwurfs zum normativen Projekt des Westens.[8]

Freiheit für die zivilisierten Völker:
Wilsons neue Weltordnung

Für die Westmächte bedeutete das, was seit Oktober 1917 in Rußland und zwischen Rußland und den Mittelmächten geschah, eine dreifache Herausforderung. Erstens entlastete der Sieg der Bolschewiki die Mittelmächte vom Druck des Zweifrontenkrieges: Deutschland konnte seine Kräfte nunmehr ganz auf die Westfront, Österreich-Ungarn auf die italienische Front konzentrieren. Zweitens verlangte die Propaganda der Bolschewiki eine Antwort, und zwar weniger ihre auf die proletarische Revolution als die auf den allgemeinen Frieden zielenden Parolen. Von der politischen Tribüne, die die russischen Revolutionäre aus dem Verhandlungstisch von Brest-Litowsk machten, konnten unerwünschte Wirkungen auf die Arbeiterschaft Westeuropas, vielleicht sogar Amerikas ausgehen: Mit dieser Möglichkeit mußte man in London, Paris und Washington rechnen. Drittens war die bloße Tatsache, daß in Brest-Litowsk über eine Front hinweg verhandelt wurde, für die Westmächte nicht ungefährlich: Die Mittelmächte erweckten den Eindruck, daß sie die einzigen seien, die den Friedensappell der Bolschewiki ernst nähmen.

Als erster westlicher Staatsmann gab der britische Premierminister David Lloyd George eine Antwort auf den Aufruf der Bolschewiki, alle kriegführenden Mächte sollten öffentlich ihre Bedingungen für einen Friedensschluß darlegen. Am 5. Januar 1918 hielt der liberale Politiker auf einem Kongreß der britischen Gewerkschaften in London eine Rede, in der er sich erstmals umfassend über die Kriegsziele seiner Regierung äußerte. Großbritannien führe keinen Angriffskrieg gegen das deutsche Volk, sagte er. Es beabsichtige keine Zerstörung Deutschlands und auch nicht der Verfassung des deutschen Kaiserreichs, «obwohl wir eine solche militärautokratische Konstitution im 20. Jahrhundert für einen gefährlichen Anachronismus halten». Durch die Einführung einer wahrhaft demokratischen Verfassung würde Deutschland den überzeugendsten Beweis erbringen, «daß der alte Geist militärischer Vorherrschaft in diesem Krieg tatsächlich erstorben sei, und es würde es uns viel leichter machen, mit Deutschland einen weitherzigen demokratischen Frieden zu schließen. Das jedoch ist eine Sache, die das deutsche Volk zu entscheiden hat.» Großbritannien wolle auch nicht Österreich-Ungarn zerstören oder die Türkei aus den von Türken bewohnten Gebieten Kleinasiens und Thrakiens vertreiben. Es gehe um das Recht der Selbstregierung für die Völker der Donaumonarchie, darunter der dort lebenden Italiener, und, was das Osmanische Reich betreffe, um die Anerkennung der besonderen nationalen Bedingungen Arabiens, Armeniens, Mesopotamiens, Syriens und Palästinas.

An der Spitze der britischen Forderungen stand nach wie vor die vollständige Wiederaufrichtung Belgiens. Außerdem müsse, wie Lloyd George betont vorsichtig formulierte, das Verlangen Frankreichs nach «Wiedererwägung» (reconsideration) des «großen Unrechts» von 1871, der ohne Befragung der Bevölkerung vollzogenen Annexion Elsaß-Lothringens durch Deutschland, erfüllt werden. An Rußland gerichtet, prangerte der Premierminister «Preußen» an, das sich die eroberten russischen Provinzen einverleiben wolle. «Die Demokratie Englands beabsichtigt, bis zum Letzten den Demokratien Frankreichs und Italiens und allen seinen Verbündeten beizustehen. Wir werden stolz sein, bis zum Ende weiter an der Seite der neuen Demokratie Rußlands zu kämpfen … Aber wenn die gegenwärtigen Machthaber Rußlands unabhängig von ihren Verbündeten etwas unternehmen, so haben wir keinerlei Mittel, einzuschreiten, um die Katastrophe aufzuhalten, der ihr Land sicherlich verfallen ist. Rußland kann nur durch sein eigenes Volk gerettet werden.»

Es folgten ein Bekenntnis zu einem unabhängigen Polen, das alle wahrhaft polnischen Elemente umfasse, die Forderung nach einer internationalen Regelung für die deutschen Kolonien, die den Wünschen und Interessen ihrer Bewohner Rechnung tragen müsse, die Ankündigung, daß Großbritannien auf Gutmachung des Schadens bestehen werde, den Deutschland in Vergewaltigung des internationalen Rechts verübt habe, und schließlich ein Plädoyer für eine internationale Organisation, die Kriege durch Schlichtung internationaler Streitigkeiten verhindere, Rüstungen begrenze und so einen gerechten und dauerhaften Frieden ermögliche. Für diese Ziele kämpfe das britische Empire, und um die Bedingungen eines solchen Friedens sicherzustellen, seien seine Völker bereit, noch größere Opfer als bisher zu bringen.

Lloyd George warb mit seiner Rede nicht nur um die weitere Unterstützung durch die britische Arbeiterbewegung (und das, wie das freundliche Echo bei den Trade Unions und der Labour Party zeigte, mit Erfolg). Er versuchte auch, eine Brücke über den Atlantik zu schlagen, indem er sich Forderungen des amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson wie die nach dem Recht der Völker auf Selbstregierung und einem Völkerbund mehr oder minder deutlich zu eigen machte. Wilsons engste Berater, an ihrer Spitze Oberst Edward M. House, rieten dem Präsidenten bereits seit Dezember 1917 zu einer Grundsatzerklärung über die Kriegsziele der Vereinigten Staaten. Eine solche Erklärung erschien House um so dringender, als es ihm im November auf einer interalliierten Konferenz in Paris auf Grund französischen und italienischen Widerstands nicht gelungen war, eine sehr allgemein gehaltene gemeinsame Verlautbarung der Verbündeten durchzusetzen. Der Beginn der Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk gab einen weiteren Anstoß, mit einer offiziellen amerikanischen Stellungnahme nicht länger zu warten. Am 8. Januar 1918 trug Wilson vor dem amerikanischen Kongreß seine berühmten «Vierzehn Punkte» vor, die bewußt so formuliert waren, daß sie und nicht die Rede von Lloyd George als die autoritative Antwort des Westens auf die Friedensappelle der Bolschewiki in die Geschichte eingingen und Wilson zum wahren Widerpart Lenins wurde.

Von der Rede des britischen Premierministers unterschied sich die Ansprache des amerikanischen Präsidenten unter anderem dadurch, daß sie die Bolschewiki mit überaus schmeichelhaften Worten umwarb. Die Überzeugung des russischen Volkes von dem, was recht, menschlich und ehrenhaft sei, sei mit «Offenheit, Weitsicht, Großzügigkeit des Geistes und auf eine derart allgemein menschliche Weise sympathisch» vorgetragen worden, daß dies die Bewunderung eines jeden Freundes der Menschheit erregen müsse. Ob die gegenwärtigen Führer Rußlands dies glaubten oder nicht, es sei das von Herzen kommende Bedürfnis und die Hoffnung Amerikas, daß sich eines Tages ein Weg öffnen werde, «der uns das Vorrecht einräumt, dem russischen Volk bei der Erfüllung seiner kühnsten Hoffnungen auf Freiheit und einen gesicherten Frieden zu helfen».

In seinen Vierzehn Punkten forderte Wilson öffentliche Friedensverhandlungen und Friedensverträge ohne irgendwelche Geheimklauseln, die Freiheit der Schiffahrt auf den Meeren, eine möglichst weitgehende Beseitigung von Handelsgeheimnissen, allgemeine Abrüstung, einen freien, offenen, absolut unparteiischen Ausgleich aller Kolonialforderungen, wobei die Interessen der betroffenen Bevölkerung ebenso berücksichtigt werden müßten wie die der Kolonialmächte, die vollständige Räumung russischen Territoriums von fremden Truppen und eine Regelung aller Rußland betreffenden Fragen dergestalt, daß dieses Land über seine eigene Entwicklung frei entscheiden und sich mit seinen selbstgewählten Vertretungsorganen in der Gesellschaft der freien Nationen willkommen fühlen könne. Belgien müsse geräumt und seine Souveränität wiederhergestellt werden, besetztes französisches Gebiet ebenso. Das Unrecht, das Preußen Frankreich 1871 angetan habe, müsse gutgemacht werden (should be righted). Die Grenzen Italiens gelte es entlang klar erkennbarer Nationalitätslinien (along clearly recognizable lines of nationality) neu zu ziehen. Die Völker Österreich-Ungarns sollten die denkbar freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung (the freest opportunity of autonomous development) erhalten. Zu räumen waren die Territorien Rumäniens, Serbiens und Montenegros; Serbien sollte überdies einen garantierten und sicheren Zugang zum Mittelmeer erhalten.

Für die Türken verlangte Wilson eine gesicherte Souveränität, wobei andere Nationalitäten, die jetzt unter türkischer Herrschaft lebten, in den Genuß einer freien und autonomen Entwicklung kommen und die Dardanellen ein allen Nationen offenstehender, international garantierter freier Schiffahrtsweg werden müßten. Zur polnischen Frage hieß es, es sei ein unabhängiger polnischer Staat zu errichten, der die Gebiete mit unstrittig polnischer Bevölkerung umfasse, der einen sicheren, freien Zugang zum Meer habe und dessen Status und territoriale Integrität durch internationale Übereinkunft zu garantieren seien. Schließlich sei ein allgemeiner Völkerbund (a general association of nations) zu schaffen mit dem Zweck, großen und kleinen Staaten gleichermaßen die politische Unabhängigkeit und die territoriale Integrität zu sichern.

Gegen Ende seiner Rede wandte sich Wilson an die Deutschen. Amerika neide Deutschland nicht seine Größe und nicht seine Leistungen; es wolle seinen legitimen Einfluß als Macht nicht schmälern. Die Vereinigten Staaten wünschten Deutschland «weder mit Waffen noch mit feindseligen Handelsregelungen zu bekämpfen, wenn es seinerseits willens ist, sich mit uns und den anderen friedliebenden Nationen der Welt auf der Grundlage der Gerechtigkeit, des Rechts und des fairen Umgangs miteinander vertraglich zu verbinden. Wir wünschen lediglich, daß es einen Platz der Gleichrangigkeit (a place of equality) unter den Völkern der Welt, der neuen Welt, in der wir jetzt leben, einnimmt und nicht einen dominierenden Platz (a place of mastery). Wir maßen uns auch nicht an, Deutschland eine Auswechslung oder Änderung seiner Institutionen anzuraten. Doch es ist, offen gesagt, notwendig, und zwar notwendig im Sinn einer Vorbedingung für vernünftige Verhandlungen zwischen uns und Deutschland, daß wir wissen, für wen seine Vertreter sprechen – für die Mehrheit des Reichstages oder für die Militärpartei und die Männer, deren Credo imperiale Herrschaft ist.» Die Schlußworte des Präsidenten klangen beschwörend: «Der moralische Höhepunkt dieses größten und letzten Krieges für die menschliche Freiheit ist gekommen, und sie (die Vereinigten Staaten, H. A. W.) sind bereit, ihre eigene Stärke, ihr eigenes höchstes Anliegen, ihre eigene Integrität und ihre Hingabe unter Beweis zu stellen.»

Seine Rede vom 2. April 1917, in der er die Parole «to make the world safe for democracy» ausgab, hatte Wilson nur halten können, weil zweieinhalb Wochen zuvor in Rußland das Regime des Zaren gestürzt worden war. Die Vierzehn-Punkte-Rede vom 8. Januar 1918 konnte er in dieser Form nur vortragen, weil das Ereignis des 19. Januar, die Verjagung der frei gewählten Konstituante durch die Bolschewiki, noch nicht stattgefunden hatte. Die lobenden Bemerkungen über die junge russische Demokratie und die sympathische Offenheit ihrer Führer zeugten von geringer Kenntnis dessen, was in Rußland geschah; sie waren diktiert von Wilsons Wunsch, Rußland in einen scharfen Gegensatz zu Deutschland zu bringen. Mochten die Bolschewiki sich auch erfreut zeigen über die Anerkennung aus Washington, so hatten sie doch keine Bedenken, den amerikanischen Präsidenten wenige Tage später durch ihren Gewaltakt bloßzustellen.

Die Illusionen hinsichtlich des neuen Rußland waren aber nicht die einzige anfechtbare Passage der Rede. Einige von Wilsons Punkten gingen großzügig über widerstrebende Realitäten hinweg. Der Präsident war sich schwerlich der Tatsache bewußt, daß das Prinzip der demokratischen Mehrheitsherrschaft, wenn es uneingeschränkt galt, in national gemischten Staaten leicht zur Vergewaltigung von ethnischen Minderheiten führen konnte. Er stellte überdies strategische Forderungen wie die nach dem Meereszugang für Serbien und Polen auf, ohne zu fragen, ob sich dies mit dem Nationalitätenprinzip vereinbaren ließ. Die Ausführungen zu den legitimen Interessen der Kolonialvölker waren schließlich so allgemein gehalten, daß sie die Kolonialmächte (zu denen seit dem spanisch-amerikanischen Krieg 1898 ja auch die USA gehörten) nicht ernsthaft beunruhigen mußten. Wilson war ein Südstaatler aus Virginia und teilte die Vorurteile des amerikanischen Südens gegenüber den Schwarzen. Wie die meisten Amerikaner und Europäer hielt er letztlich nur die weißen Völker für wirklich «zivilisiert». Zu einem glaubwürdigen Anwalt der Befreiung der Kolonialvölker konnte er angesichts solcher Prägungen nicht werden.

All das nahm der Rede aber nicht ihren weltgeschichtlichen Rang. Der Präsident steigerte die Brisanz der «Vierzehn Punkte» noch, als er am 11. Februar 1918 in einer weiteren Botschaft an den Kongreß die zündende, aber nicht näher definierte Parole von der «Selbstbestimmung» (self-determination) ausgab. Zu Ende gedacht, lief Wilsons Vision einer befriedeten Welt sich selbst regierender Nationen, eine an Thomas Paines «Common Sense» und Immanuel Kants Schrift «Zum ewigen Frieden» erinnernde Zielvorstellung, auf eine Infragestellung des (mit fragwürdigem Recht so genannten) «Westfälischen Systems» hinaus, das unter Berufung auf die Souveränität der Staaten Einmischungen in deren innere Angelegenheiten untersagte. Sie war zugleich eine Antwort auf Lenins revolutionäre Variante des Selbstbestimmungsrechts der Völker und konnte leicht, obgleich Wilson unter «self-determination» nichts anderes als «self-government», also innenpolitische Selbstregierung, verstand, als Propagierung eines Rechts «zivilisierter» Völker auf Sezession und Eigenstaatlichkeit gedeutet werden. Ihre die alte Ordnung sprengende Kraft entfalteten die Vierzehn Punkte und die Botschaft vom 11. Februar bereits 1918: zum einen bei den europäischen Völkern, die nach staatlicher Unabhängigkeit strebten, obenan den Polen, den Tschechen und den Südslawen des Habsburgerreiches, zum anderen bei den Kräften, die auf eine Demokratisierung des deutschen Kaiserreiches hinarbeiteten.

In Berlin wurden die «Vierzehn Punkte» völlig zu Recht als Aufruf zu einer demokratischen Umwälzung in Deutschland interpretiert. Entsprechend negativ fielen die Reaktionen der deutschen Rechten, aber auch der Reichsleitung aus. Am 24. Januar 1918 erteilte Reichskanzler Graf Hertling im Hauptausschuß des Reichstags den an die deutsche Adresse gerichteten konkreten Forderungen des amerikanischen Präsidenten eine klare Absage. Die Neuordnung im Osten gehe allein Rußland und die Mittelmächte an; eine «gewaltsame Angliederung Belgiens» habe nie einen Programmpunkt der deutschen Politik gebildet; irgendwelche Gebietsverzichte Deutschlands, ob im Westen oder im Osten, lehnte der Kanzler rundweg ab. Was die Freiheit der Meere betraf, machte Hertling sie von einem britischen Verzicht auf Gibraltar, Malta, Aden, Hongkong, die Falklandinseln und anderen Stützpunkten abhängig.

In Frankreich waren die Sozialisten dankbar für die Offenlegung der amerikanischen Kriegs- oder besser Friedensziele. Die beharrliche Weigerung von Ministerpräsident Clemenceau, die französischen Kriegsziele zu präzisieren, vertiefte den Gegensatz zwischen Regierung und Opposition; die SFIO wurde in Frankreich zur eigentlichen «Wilson-Partei» (so wie sich in Deutschland dasselbe von der gemäßigten Mehrheit der USPD und in England von der Labour Party sagen ließ). Die starre Haltung des Regierungschefs erklärte sich nicht nur aus seiner Entschlossenheit, Elsaß-Lothringen ohne Volksabstimmung an Frankreich zurückzugliedern (worauf sich bisher weder Wilson noch Lloyd George noch die französischen Sozialisten festgelegt hatten). Clemenceau hatte auch nicht das geringste Interesse daran, öffentlich über seine weitergehenden, von Generalstabschef Joffre unterstützten Forderungen im Hinblick auf das Saargebiet und das Rheinland zu sprechen. Ebenso entschieden weigerte sich die italienische Regierung unter Ministerpräsident Orlando und Außenminister Sonnino, ihre Kriegsziele zu erläutern: Zu offenkundig war der Widerspruch zwischen Wilsons Bekenntnis zum Nationalitätsprinzip und ihrem Beharren auf der Brennergrenze, auf Istrien und großen Teilen von Dalmatien.

Vittorio Emanuele Orlando war der seit Oktober 1917 amtierende Nachfolger Paolo Bosellis, unter dessen Regierung auch die beiden Reformsozialisten Leonida Bissolati und Ivanoe Bonomi Ministerposten übernommen hatten. Bissolati war der beredteste Sprecher der «Demokratischen Interventionisten», die sich im Sinne Wilsons zum Selbstbestimmungsrecht der Völker bekannten, die Forderung nach der Annexion deutsch-, slawisch- oder griechischsprachiger Gebiete also ablehnten. Orlando näherte sich den «Demokratischen Interventionisten» zumindest taktisch an, als er, auf Drängen des Generalstabs und gegen den Willen von Außenminister Sonnino mit den Südslawen zu kooperieren begann, was eine gewisse Zurückhaltung im Hinblick auf die italienischen Forderungen nach Ausdehnung auf der Ostseite der Adria verlangte. Der halboffizielle «Patto di Roma», verabschiedet auf einem «Kongreß der unterdrückten Völker» im April 1918, trug dieser neuen Linie Rechnung. Ein Widerruf der entsprechenden Teile des Londoner Geheimvertrages mit der Entente, der im November 1917 von der Sowjetregierung publik gemacht worden war, fand aber bis zum Kriegsende nicht statt.

Unter den Emigranten aus der Habsburgermonarchie, die sich für die Unabhängigkeit ihrer Länder einsetzten, stand keiner den Ideen Wilsons so nahe wie der tschechische Philosoph Tomáš Masaryk, der 1850 in Mähren geborene Sohn eines slowakischen Kutschers und einer deutsch-mährischen Bauerntochter, der von 1900 bis 1914 als Abgeordneter der von ihm gegründeten «Realistischen Partei» dem österreichischen Reichsrat angehört hatte. An den Vierzehn Punkten aber störte ihn wie seinen Mitarbeiter Edvard Beneš, daß Wilson, schon um Österreich-Ungarn nicht noch enger an die Seite Deutschlands zu drängen, ebenso wie Lloyd George (und wie dieser wohl auch im Hinblick auf einen möglichen «Sonderfrieden» mit Wien) darauf verzichtet hatte, die Auflösung der Donaumonarchie zu fordern. In dieser Hinsicht waren Ministerpräsident Clemenceau und sein Außenminister Stéphen Pichon bessere Verbündete: Beide Politiker ließen keinen Zweifel daran aufkommen, daß sie die bedingungslose Kapitulation und damit das Ende Österreich-Ungarns anstrebten. Sie wurden 1918 in dem Sinn aktiv, den Masaryk wünschte: der Förderung nationaler Unabhängigkeitsbestrebungen im Habsburgerreich.

Masaryk und Beneš konnten in diesen Kampf etwas einbringen. Beide hatten 1916 in Paris mit Zustimmung der französischen Regierung den Tschechoslowakischen Nationalrat gegründet, der auf eine gemeinsame Staatlichkeit von Tschechen und Slowaken hinarbeitete – ein Ziel, auf das sich tschechische und slowakische Exilorganisationen erstmals im Oktober 1915 in Cleveland, Ohio, und dann erneut, in verbindlicherer Form, Mitte Mai 1918 im Vertrag von Pittsburgh einigten, in dem Masaryk den Slowaken weitgehende Autonomie zusicherte. Nach der Februarrevolution ging Masaryk nach Rußland, wo er die Tschechoslowakische Legion, eine Truppe von Kriegsgefangenen und Deserteuren aus dem österreichisch-ungarischen Heer, zu einer Befreiungsarmee umorganisierte, die auf der französischen Seite der Westfront eingesetzt werden sollte. Um dorthin zu gelangen, mußte sie, da der direkte Weg durch die Staatsgebiete der Mittelmächte versperrt war, einen großen Umweg durch Sibirien bis nach Wladiwostok in Kauf nehmen, wo am 5. April 1918 japanische Truppen gelandet waren.

Die Sowjetregierung hatte den Plan zunächst gebilligt, zog aber nach mehreren Zwischenfällen ihre Zustimmung zurück. Der Befehl Trotzkis, die inzwischen auf mindestens 40.000 Mann angewachsene Legion zu entwaffnen, ließ sich nicht ausführen, da diese massiven Widerstand leistete. Binnen weniger Wochen gelang es ihr, ein großes Gebiet an der mittleren Wolga, die Gegend um Ufa im südlichen Ural, einen Teil des südwestlichen Sibirien und einen Großteil der Strecke der Transsibirischen Eisenbahn bis in die Nähe von Irkutsk unter ihre Kontrolle zu bringen. Das war nur möglich durch das Zusammenwirken mit russischen Gegnern der Bolschewiki wie den Sozialrevolutionären des Wolgagebiets. Am 8. Juni 1918, dem Tag, an dem die Legion in Samara einzog, erklärte das dortige Komitee aus sozialrevolutionären Mitgliedern der Konstituante die Regierung der Bolschewiki für abgesetzt und sich selbst zur Provisorischen Regierung. Die Tschechoslowakische Legion wurde so, anstatt nach Frankreich zu gehen, zu einem aktiven Element des beginnenden russischen Bürgerkrieges. Auf ihr Konto gingen viele Greuel, darunter die Ausplünderung der Zivilbevölkerung und die Ermordung von deutschen und österreichisch-ungarischen Offizieren, die in ihre Hände gefallen waren.

Im Sommer 1918 schien der Sturz der bolschewistischen Regierung zeitweilig nur noch eine Frage von Tagen zu sein. Anfang Juli entfesselten die Linken Sozialrevolutionäre in Moskau und Mittelrußland einen Aufstand, in dessen Verlauf am 6. Juli der deutsche Botschafter Graf Mirbach ermordet wurde. Um dieselbe Zeit gelang es «weißen» Kräften unter den Generälen Denikin und Krasnow, dem «Hetman» der Donkosaken, die Bolschewiki aus dem Kuban- und dem Dongebiet zu vertreiben. Im westlichen Sibirien sammelte Admiral Koltschak, ein Anhänger des Zaren, gegenrevolutionäre Kräfte, die zusammen mit der Tschechoslowakischen Legion Kasan einnahmen. Die Antwort der Bolschewiki war die Ermordung der Zarenfamilie in Jekaterinburg, dem späteren Swerdlowsk, am 16. August 1918. Kurz zuvor hatten «Weiße» im äußersten Norden Rußlands, in Archangelsk, die Bolschewiki aus der Stadtregierung vertrieben. Einen Tag danach, am 1. August, wurde die Stadt den Briten und Franzosen übergeben, die von Murmansk aus angerückt waren, um das in dem Eismeerhafen gelagerte alliierte Kriegsmaterial vor einem deutschen Zugriff zu sichern. (In Murmansk gab es bereits seit einiger Zeit eine ähnliche Zusammenarbeit mit dem örtlichen Sowjet, der am 29. Juni seine Beziehungen mit dem Rat der Volkskommissare in Moskau abgebrochen hatte.) Aus einer Aktion, die sich ursprünglich gegen die Deutschen gerichtet hatte, wurde schrittweise eine alliierte Intervention im russischen Bürgerkrieg.

Auf ein hartes gemeinsames Vorgehen der Verbündeten gegenüber den Bolschewiki drängte vor allem, sekundiert von Großbritannien, der einstige Hauptkreditgeber und wichtigste ausländische Investor des Zarenreiches: Frankreich. Die Intervention sollte vom ostsibirischen Wladiwostok ausgehen, wo noch sehr viel mehr alliiertes Kriegsmaterial lagerte als in Murmansk und Archangelsk. Das bisher von den Bolschewiki kontrollierte Wladiwostok wurde am 29. Juni von einem isolierten Teil der Tschechoslowakischen Legion, der in den Monaten zuvor hierher gelangt war, eingenommen. Die Absicht der Tschechen, nach Westsibirien zurückzukehren und dort ihre Kameraden beim Kampf gegen die Bolschewiki zu unterstützen, ließ sich aber nur mit Hilfe der Verbündeten, das heißt der USA oder Japans, verwirklichen.

Sympathie für die Sache der Tschechen war ein wesentlicher Grund, weshalb Präsident Wilson dem Drängen der Franzosen und Briten schließlich nachgab und die Entsendung amerikanischer Truppen, insgesamt 7.000 Mann, nach Sibirien anordnete. An Kämpfen gegen die Rote Armee nahmen die amerikanischen Verbände nur äußerst selten teil. Ihre Hauptaufgabe bestand in der Bewachung von Teilstrecken der Transsibirischen Eisenbahn, die zuvor von den Bolschewiki kontrolliert worden waren. Aber trotz dieser Zurückhaltung gab es seit August 1918 keinen Zweifel mehr, auf wessen Seite die USA im russischen Bürgerkrieg standen: auf der Seite der «Weißen», die die Herrschaft der im Januar von Wilson noch umworbenen Bolschewiki stürzen wollten.[9]


Zwei Zusammenbrüche und eine Wiedergeburt:
Deutschland, Österreich-Ungarn und Polen am Ende des Ersten Weltkriegs

Der Sonderfriede im Osten erlaubte es den Deutschen, die Hauptmasse ihrer freigewordenen Truppen an die Westfront zu verlegen. Im März 1918 befanden sich dort 192 von insgesamt 240 Divisionen mit 3,5 Millionen Mann; sie wurden in der Folgezeit durch weitere 28 Divisionen aus dem Osten verstärkt, was den deutschen Verbänden vorübergehend zu einer leichten numerischen Überlegenheit über die Truppen der Westmächte verhalf. Am 21. März begann das «Unternehmen Michael», eine großangelegte Offensive gegen Briten und Franzosen in der Picardie. Nach Anfangserfolgen kam die Angriffswelle aber bereits in der ersten Aprilwoche zum Stehen. Weitere Offensiven in Flandern, am Chemin des Dames und an der Marne brachten ebenfalls nicht den erhofften Durchbruch.

Am 18. Juli begann unter dem gemeinsamen Oberbefehl von General (seit 6. August Marschall) Foch die alliierte Gegenoffensive, an der erstmals auch in größerer Zahl amerikanische Truppen, geführt von General Pershing, teilnahmen. Entscheidend wurde der massive Einsatz von Panzern bei den Briten. Ihnen gelang am 8. August in der Schlacht bei Amiens ein Durchbruch auf breiter Front, der diesen Tag nach dem Zeugnis von General Ludendorff zum «schwarzen Tag des deutschen Heeres» machte. Seit dem 20. August mußte die deutsche Westfront unter den massiven Schlägen von Franzosen, Briten und Amerikanern immer weiter zurückgenommen werden; die deutsche Kampfmoral verfiel darüber zusehends.

Um dieselbe Zeit erlitten auch die Verbündeten Deutschlands schwere Niederlagen. In der zweiten Junihälfte scheiterte eine österreichische Offensive bei den Sette Comune auf der Hochebene von Asiago und am Unterlauf des Piave. Besonders bei den nichtdeutschsprachigen Teilen des Heeres häuften sich seitdem die Zersetzungserscheinungen, was mit dazu beitrug, daß Österreich-Ungarn die Deutschen seit August 1918 verstärkt zur raschen Beendigung des Krieges drängte und, als diese Bemühungen nicht zum gewünschten Erfolg führten, auf eigene Faust Präsident Wilson am 14. September in einem Manifest eine allgemeine Friedenskonferenz vorschlug (was dieser sogleich ablehnte). In der zweiten Septemberhälfte brach die bulgarische Armee in Mazedonien unter den Schlägen von Briten, Franzosen, Italienern, Serben und Griechen zusammen; am 30. September wurde ein Waffenstillstand geschlossen, in dem sich das Königreich Bulgarien zur Demobilmachung und zur Räumung aller besetzten serbischen und griechischen Gebiete verpflichtete. (Ein unabhängiges Königreich war Bulgarien seit dem 5. Oktober 1908, an dem sich Fürst Ferdinand I. selbst zum Zaren erklärt hatte.)

Ebenfalls im September erzielten die Briten beim palästinensischen Jaffa einen Durchbruch durch die von türkischen und deutschen Verbänden gehaltene Front. In den folgenden Wochen drangen die Briten unter General Allenby, unterstützt von arabischen Truppen, die Oberst Thomas Edward Lawrence, der legendäre «Lawrence of Arabia», zusammengestellt hatte, bis nach Aleppo, Damaskus und Beirut vor. Dem deutschen Armeekorps gelang es, sich kämpfend nach Anatolien zurückzuziehen. Am 30. Oktober 1918 legte das Osmanische Reich die Waffen nieder. Die Bedingungen der Kapitulation regelte das Waffenstillstandsabkommen, das auf einem Kampfschiff im Hafen von Mudros auf der Insel Lemnos unterzeichnet wurde.

Mehr noch als das Zurückweichen der eigenen Truppen brachten die Niederlagen der Verbündeten General Ludendorff, den «starken Mann» der Obersten Heeresleitung, zu der Einsicht, daß Deutschland den Krieg verloren hatte und darum unverzüglich ein Waffenstillstands- und Friedensangebot an Präsident Wilson richten mußte. Die Verantwortung hierfür sollte aber nicht die OHL, sondern eine neue, von den Mehrheitsparteien des Reichstags getragene Regierung übernehmen. Am 29. September, dem Tag des Waffenstillstands in Bulgarien, trug Ludendorff zusammen mit Hindenburg dem Kaiser die gemeinsame Lagebeurteilung samt den daraus abgeleiteten Schlußfolgerungen vor. Er begründete den Vorstoß mit einer Dolchstoßlegende. «Ich habe S. M. (Seine Majestät, H. A. W.) gebeten, jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen, denen wir es in der Hauptsache zu danken haben, daß wir soweit gekommen sind», erklärte der Erste Generalquartiermeister am 1. Oktober vor hohen Offizieren. «Wir werden also diese Herren jetzt in die Ministerien einziehen sehen. Die sollen nun den Frieden schließen, der jetzt geschlossen werden muß. Sie sollen die Suppe jetzt essen, die sie uns eingebrockt haben.»

In den Mehrheitsparteien des Reichstags, die sich im Juli 1917 zu einem Frieden ohne erzwungene Gebietsabtretungen und politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen bekannt hatten, wuchs im Frühherbst 1918 die Bereitschaft, die Verantwortung für die Beendigung des Krieges auf sich zu nehmen. Innerhalb der größten deutschen Partei, der Sozialdemokratie, gab es darüber zwar heftige Debatten, aber bereits am 23. September setzte sich Friedrich Ebert, zusammen mit Philipp Scheidemann einer der beiden Vorsitzenden der SPD, in den Führungsgremien mit der Auffassung durch, daß es «die verdammte Pflicht und Schuldigkeit» der Sozialdemokraten sei, sich mit den bürgerlichen Parteien und der Regierung zu verständigen, weil andernfalls Chaos und Gewaltherrschaft, Terror und Bürgerkrieg wie in Rußland drohten. Die linksliberale Fortschrittliche Volkspartei war derselben Meinung, während im katholischen Zentrum der konservative Parteiflügel noch starke Vorbehalte gegen einen Übergang zum parlamentarischen System, der logischen Konsequenz einer Regierungsbeteiligung, hatte. Erst nachdem sich am 29. September auch die Nationalliberalen für eine volle Parlamentarisierung ausgesprochen hatten, lenkte das Zentrum ein.

Wenn sich Deutschland in eine parlamentarische Demokratie verwandelte, hatte es bessere Aussichten auf milde Friedensbedingungen im Sinne der Vierzehn Punkte von Präsident Wilson, als wenn es beim alten, obrigkeitlich geprägten System mit der faktischen Oberherrschaft der OHL blieb: Das war die eine Hoffnung, die die gemäßigten bürgerlichen Parteien und die Mehrheitssozialdemokraten im Herbst 1918 zusammenführte. In der anderen Erwartung waren sich diese Parteien ebenfalls einig: Die Parlamentarisierung Deutschlands durch die Verfassungsorgane Reichstag und Bundesrat würde einer Revolution von unten den Boden entziehen – einer Revolution, von der nicht nur Ebert fürchtete, daß sie rasch zu russischen Zuständen führen könnte.

Parlamentarisierung hieß zunächst einmal Kanzlerwechsel: Graf Hertling, der amtierende Reichskanzler, war nicht bereit, selbst das neue System einzuführen, und er wäre auch von den Sozialdemokraten als Regierungschef nicht akzeptiert worden. Am 30. September trat er zurück. Zu seinem Nachfolger ernannte Wilhelm II. den als moderat geltenden Prinzen Max von Baden, mit dem sich zuvor Ludendorff und die Mehrheitsparteien einverstanden erklärt hatten. Der neuen Reichsleitung gehörten neben Mitgliedern des Zentrums, der Fortschrittlichen Volkspartei und der Nationalliberalen erstmals auch Sozialdemokraten an: Gustav Bauer, der stellvertretende Vorsitzende der Generalkommission der Freien Gewerkschaften, der an die Spitze des neugebildeten Reichsarbeitsamtes trat, und Philipp Scheidemann, der einer von vier Staatssekretären ohne Portefeuille wurde.

Am 28. Oktober 1918 wurde der Übergang von der konstitutionellen zur parlamentarischen Demokratie durch die Änderung der Reichsverfassung von 1871 besiegelt. Fortan war der Reichskanzler vom Vertrauen des Reichstags abhängig. Sprach ihm der Reichstag das Mißtrauen aus, mußte er zurücktreten. Die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers erstreckte sich auf alle Handlungen von politischer Bedeutung, die der Kaiser in Ausübung seiner verfassungsmäßigen Befugnisse vornahm. Der parlamentarischen Kontrolle unterlag damit auch die militärische Kommandogewalt des Kaisers, soweit es sich um Akte von «politischer Bedeutung» handelte. Eine andere Verfassungsänderung war kaum weniger wichtig: Ohne Zustimmung des Reichstags konnte von nun an weder ein Krieg erklärt noch ein Friede geschlossen werden.

Deutschland war durch die «Oktoberreformen», unter Beibehaltung der monarchischen Staatsform, zu einer Demokratie westlicher Prägung geworden – darin Großbritannien, Belgien, den Niederlanden und den skandinavischen Königreichen ähnlich. Der im Vergleich zu den anderen konstitutionellen Monarchien frühen Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts für Männer (1867 im Norddeutschen Bund, 1871 im Deutschen Reich) folgte rund ein halbes Jahrhundert später die Demokratisierung des Regierungssystems im engeren Sinn. Damit war der Grundwiderspruch des Kaiserreichs, der Gegensatz zwischen wirtschaftlicher und kultureller Modernität auf der einen und der Rückständigkeit der vordemokratischen Regierungsweise auf der anderen Seite, endlich aufgehoben.

Aber die Parlamentarisierung war vorerst nur ein formeller Akt. Ob sie die politische Wirklichkeit bestimmen würde, hing auch von den alten Eliten, obenan dem Militär, ab. Die bloße Tatsache, daß die Parlamentarisierung Deutschlands ursächlich mit seiner militärischen Niederlage zusammenhing, bedeutete eine schwere Vorbelastung der überfälligen Reform. Schon bevor die Verfassungsänderungen in Kraft traten, beantwortete die äußerste Rechte die Bildung der ersten (de facto) parlamentarischen Regierung mit einer Kampfansage an die Demokratie – und die Juden. So forderte etwa am 3. Oktober der Vorsitzende des Allgemeinen Verbandes, Heinrich Claß, die Gründung einer «großen, tapferen und schneidigen Nationalpartei und rücksichtslosesten Kampf gegen das Judentum, auf das all der nur zu sehr berechtigte Unwille unseres guten und irregeleiteten Volkes abgelenkt werden muß». Zweieinhalb Wochen später, am 19. und 20. Oktober, gab Claß auf einer Tagung der Hauptleitung und des Geschäftsführenden Ausschusses seines Verbandes die Parole aus, es gelte, «die Lage zu Fanfaren gegen das Judentum und die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht zu benutzen». Gegen Ende seiner Rede versicherte der Verbandsvorsitzende seinen Zuhörern, er werde vor keinen Mitteln zurückschrecken und sich in dieser Hinsicht an den Ausspruch Heinrich von Kleists halten: «Schlagt sie tot, das Weltgericht/fragt Euch nach den Gründen nicht!»

Am 4. Oktober 1918, unmittelbar nach ihrer Berufung, ließ die Regierung des Prinzen Max von Baden, gedrängt von der OHL, ein Gesuch um Waffenstillstand an Präsident Wilson herausgehen. Die endgültige Antwort kam, nachdem inzwischen Noten hin- und hergegangen waren, am 23. Oktober. Darin verlangte Robert Lansing, der Chef des State Department, in kaum verschlüsselter Form die Abdankung Wilhelms II. Die OHL forderte daraufhin den Abbruch der Verhandlungen mit den USA und «Kampf bis zum äußersten». Am 24. Oktober provozierte sie einen Konflikt mit der neuen parlamentarischen Regierung, indem sie die Truppenführer in einem Rundtelegramm zum Weiterkämpfen aufforderte. Nach Lage der Dinge war das nichts anderes als ein Versuch Ludendorffs, sich der Verantwortung zu entziehen. Am 26. Oktober wurde er auf Ersuchen der Regierung vom Kaiser entlassen. Neuer Erster Generalquartiermeister und damit faktischer Chef der OHL wurde der aus Württemberg stammende, als besonnen geltende General Wilhelm Groener.

Um den Kaiser dem Einfluß von Reichsleitung und Reichstag zu entziehen, riet Hindenburg Wilhelm II., Berlin zu verlassen und sich ins Große Hauptquartier im belgischen Spa zu begeben. Am 29. Oktober, einen Tag, nachdem er die verfassungsändernden Gesetze unterzeichnet hatte, tat der Monarch, was der populäre Generalfeldmarschall ihm empfohlen hatte. Der evangelische Theologe und Religionsphilosoph Ernst Troeltsch, ein scharfsinniger Beobachter des Zeitgeschehens, sah darin nicht mehr und nicht weniger als eine endgültige Teilung der Regierung: «Die monarchisch-militärische und die parlamentarisch-bürokratische Gewalt waren völlig getrennt und im Kampf.»

Stärker noch als von der Spitze des Heeres wurde das neue parlamentarische System von der Flottenführung herausgefordert. Die Seekriegsleitung nahm die Einstellung des U-Boot-Krieges am 20. Oktober zum Anlaß für die Feststellung, daß sie damit ihre «operative Freiheit» zurückgewonnen habe. Als der Reichskanzler diese Mitteilung von Admiral Scheer erhielt, konnte und sollte er ihre Tragweite nicht erkennen. Die Flotte war seit der Schlacht im Skagerrak Ende Mai 1916 kaum noch zum militärischen Einsatz gekommen. Jetzt sah sie die Chance, England in letzter Stunde noch empfindliche Verluste zuzufügen und auf diese Weise ihre «Ehre» zu bewahren. Schwere eigene Verluste wurden dabei billigend in Kauf genommen. Der unvermeidliche Konflikt mit der Regierung und der sie tragenden Mehrheit des Reichstags war der Seekriegsleitung willkommen: Wenn das parlamentarische System über dem Vorstoß zu Fall kam, war das eine aus ihrer Sicht erfreuliche innenpolitische Nebenwirkung der «Englandfahrt». Die Seekriegsleitung trieb Politik auf eigene Faust, und auf eine Weise, die es nahelegt, von einem Putschversuch zu sprechen.

Eine Gegenwehr der Matrosen hatte die Flottenführung nicht eingeplant. Doch es kam anders. Die Auflehnung begann am 29. Oktober auf einer Reihe von Schiffen, die vor Wilhelmshaven auf Reede lagen. Die Seekriegsleitung ergriff scharfe Gegenmaßnahmen, gab aber damit dem Protest nur neue Nahrung. Am 1. November wurde Kiel zum Vorort der Matrosenerhebung. Zwei Tage später beteiligten sich auch Werftarbeiter an den Aktionen. Am 4. November schaltete sich auf Ersuchen des Stationschefs und Gouverneurs von Kiel, Admiral Souchon, die Reichsregierung ein: Um die Lage rasch unter Kontrolle zu bringen, entsandte sie den Staatssekretär ohne Portefeuille, Conrad Haussmann von der Fortschrittlichen Volkspartei, und den Marinereferenten der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion, Gustav Noske, in die Ostseestadt. Noske gelang es, die Matrosen durch das Versprechen einer Amnestie zu beruhigen. Eine Lokalisierung des Aufruhrs aber bewirkte er damit nicht. Am 4. November war nur Kiel in den Händen der Matrosen gewesen; am 6. November waren es auch Lübeck, Brunsbüttel, Hamburg, Bremen und Cuxhaven.

Tags darauf schlug die Meuterei in Revolution um. Als erster deutscher Thron stürzte der wittelsbachische. Der Unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner, ein aus Berlin stammender Journalist, ergriff als Vorsitzender des Münchner Arbeiter- und Soldatenrates die Macht in Bayern, das er am 8. November zum «Freistaat» erklärte. Am gleichen Tag übernahm ein Arbeiter- und Soldatenrat in Köln die Macht. Am Abend des 8. November charakterisierte das preußische Kriegsministerium neun weitere Großstädte als «rot», darunter Halle, Leipzig, Düsseldorf, Osnabrück und Stuttgart.

In Berlin bemühten sich währenddessen die Sozialdemokraten um einen Thronverzicht des Kaisers und Königs von Preußen. Einige Erfolge konnten sie mittlerweile verbuchen. Die von den Mehrheitsparteien geforderte Abmilderung des Kriegszustands schritt voran: So wurden am 23. Oktober Karl Liebknecht, den das Oberkriegsgericht im Juli 1916 wegen versuchten Landesverrats zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt hatte, aus der Strafhaft und am 8. November Rosa Luxemburg aus der Schutzhaft entlassen. Am gleichen Tag erfolgte die Freilassung von inhaftierten Teilnehmern der Matrosenmeuterei von 1917. Am 7. November beantwortete die SPD ein Verbot von Versammlungen der USPD in Berlin durch den regionalen Oberbefehlshaber mit einem Ultimatum an das Kriegskabinett. Die Kernpunkte betrafen eine Umbildung der preußischen Regierung im Sinne der Mehrheitsverhältnisse im Reichstag, eine Verstärkung des sozialdemokratischen Einflusses in der Reichsregierung sowie eine Abdankung des Kaisers und einen Thronverzicht des Kronprinzen. Bei Nichterfüllung der Forderungen drohte die MSPD, ihre Vertreter noch am 8. November aus der Reichsregierung abzuberufen.

Am Abend des 8. November verlängerte die SPD ihr Ultimatum bis zur Unterzeichnung des Waffenstillstandes. (Die deutschen Unterhändler mit dem Staatssekretär Matthias Erzberger vom Zentrum an der Spitze hatten Berlin am 6. November verlassen und am Vormittag des 8. November im alliierten Hauptquartier in Compiègne, nördlich von Paris, die Bedingungen der Sieger entgegengenommen.) Wichtige Zugeständnisse der bürgerlichen Mehrheitsparteien erleichterten den Sozialdemokraten das Entgegenkommen: In Preußen und in allen Bundesstaaten sollte das allgemeine gleiche Wahlrecht auf der Grundlage der Verhältniswahl durch Reichsgesetz eingeführt werden, Preußen sofort parlamentarisiert und der sozialdemokratische Einfluß in der Reichsregierung verstärkt werden. Zu allerletzt stimmten die Fortschrittliche Volkspartei und das Zentrum auch der Einführung des Frauenwahlrechts zu. Beide Parteien forderten nun ihrerseits die Abdankung des Kaisers, und selbst die Nationalliberalen gaben zu verstehen, daß sie einen Thronverzicht Wilhelms II. begrüßen würden.

Am 9. November erreichte die Revolution Berlin. Um sich an die Spitze der Bewegung zu stellen, riefen die Mehrheitssozialdemokraten der Reichshauptstadt unter ihrem Bezirkssekretär Otto Wels gegen 9 Uhr die Arbeiter zum Generalstreik auf. Eine Stunde später trat Philipp Scheidemann von seinem Amt als Staatssekretär zurück. Gleichzeitig führte der Vorstand der MSPD Verhandlungen mit den Unabhängigen Sozialdemokraten, die sich aber nicht handlungsfähig fühlten, da ihr Vorsitzender Hugo Haase sich ins aufständische Kiel begeben hatte und noch nicht wieder nach Berlin zurückgekehrt war. Die Revolutionären Obleute, die auf dem linken Flügel der USPD standen, hatten ihrerseits erst am 11. November in der Hauptstadt losschlagen wollen. Das zeitweilige Machtvakuum links von der MSPD gab der Partei Eberts und Scheidemanns eine Chance, die sie zu nutzen verstand. Wels gelang es in einer zündenden Rede, das in Berlin stationierte Bataillon der Naumburger Jäger davon zu überzeugen, daß es jetzt seine Pflicht war, sich auf die Seite des Volkes und der Sozialdemokraten zu stellen.

Als Reichskanzler Prinz Max von Baden die Nachricht vom Übertritt dieser als besonders kaisertreu geltenden Truppe ins Lager der Revolution erhielt, wußte er, was die Stunde geschlagen hatte. Aus dem Großen Hauptquartier in Spa hatte er gegen 11 Uhr telefonisch erfahren, daß der Kaiser sich zur Abdankung entschlossen habe. Obwohl eine offizielle Bestätigung noch nicht vorlag, gab der Kanzler die Absicht Wilhelms II. in einer Mitteilung an das Wolffsche Telegraphenbüro bekannt. Er selbst, Prinz Max, wolle zurücktreten, sobald die Frage der Regentschaft geklärt sei. Dem Regenten wolle er die Ernennung des Abgeordneten Ebert zum Reichskanzler und ein Gesetz über die Wahl einer Verfassunggebenden Nationalversammlung vorschlagen, die dann über die endgültige Staatsform Deutschlands entscheiden solle.

Doch der Versuch, die Monarchie durch eine Regentschaft zu retten, konnte am 9. November nicht mehr gelingen. Kurz nach halb ein Uhr mittags erschien eine Delegation der SPD beim Reichskanzler und den um ihn versammelten Staatssekretären, um die Übergabe der Macht zu fordern. Ebert begründete dieses Verlangen damit, daß nur so Ruhe und Ordnung bewahrt und Blutvergießen verhindert werden könnten. Die USPD stehe in dieser Frage hinter der MSPD und werde sich möglicherweise an der neuen Regierung beteiligen. Vertreter der bürgerlichen Parteien könnten sich ebenfalls an der Regierung beteiligen, doch müsse das Übergewicht der Sozialdemokraten gesichert sein. Auf die Bemerkung des Prinzen Max, nun müsse noch die Frage der Regentschaft geregelt werden, erwiderte Ebert, dafür sei es zu spät. Der Regierungschef schlug daraufhin unter Zustimmung aller Staatssekretäre vor, Ebert möge das Amt des Reichskanzlers übernehmen, wozu sich dieser nach kurzem Zögern bereit erklärte. An der Spitze des Reiches stand damit erstmals ein «Mann aus dem Volk»: der aus Heidelberg stammende, damals siebenundvierzigjährige ehemalige Sattler und spätere Redakteur der örtlichen Zeitung der Bremer Sozialdemokraten, Friedrich Ebert.

Rund eine Stunde nach dem revolutionären Regierungswechsel, gegen 14 Uhr, rief der zweite Vorsitzende der MSPD, Philipp Scheidemann, ohne von Ebert dazu autorisiert worden zu sein, von einem Balkon des Reichstags die «Deutsche Republik» aus. Zwei Stunden später wurde das Ende der Monarchie nochmals durch einen sehr viel weiter links stehenden Politiker verkündet: von Karl Liebknecht, der vom Portal des Berliner Stadtschlosses aus die «freie sozialistische Republik Deutschland» proklamierte. Ebert hatte die Entscheidung über die Staatsform der Konstituante überlassen wollen. Der stürmische Beifall, den Scheidemann mit seiner kurzen Rede fand, und die Entwicklung der nächsten Stunden gaben diesem recht. Karl Liebknecht, der Führer der Spartakusgruppe, kam mit seiner Aktion zu spät.

Scheidemann unterstrich demonstrativ den Bruch mit dem alten, obrigkeitsstaatlichen System; Ebert hingegen betonte die Kontinuität. Noch am 9. November rief er die deutschen Bürger zu Ruhe und Ordnung, die Beamten, Richter und Offiziere zu weiterer Erfüllung ihrer Dienstpflichten auf. Die USPD versuchte der neue «Reichskanzler» auf eine Regierung festzulegen, in der beide sozialdemokratischen Parteien gleich stark vertreten waren, während die bürgerlichen Parteien lediglich nachgeordnete Fachminister stellen sollten. Als die Unabhängigen auf Antrag Liebknechts die Forderung aufstellten, «alle exekutive, alle legislative, alle richterliche Gewalt» den Arbeiter- und Soldatenräten zu übertragen, konterte die MSPD scharf: «Ist mit diesem Verlangen die Diktatur eines Teils einer Klasse gemeint, hinter dem nicht die Volksmehrheit steht, so müssen wir diese Forderung ablehnen, weil sie unseren demokratischen Grundsätzen widerspricht.» Auch den von der USPD verlangten Ausschluß der bürgerlichen Kräfte wies die MSPD zurück, weil dadurch die Volksernährung erheblich gefährdet, wenn nicht unmöglich gemacht werde.

Die Position der Unabhängigen trug zunächst die Handschrift Liebknechts und der Revolutionären Obleute. Nach der Rückkehr des Parteivorsitzenden Haase aus Kiel am späten Abend des 9. November setzten sich die Gemäßigten durch. Die USPD lehnte die Wahl einer Konstituante nun nicht mehr grundsätzlich ab, wollte aber die politische Macht in die Hand der Arbeiter- und Soldatenräte legen, die zu einer Vollversammlung aus dem ganzen Reich alsbald zusammenzuberufen seien. In der Erwartung, dort die Mehrheit zu erlangen, stimmte die MSPD dieser Forderung zu. Sie erklärte sich auch mit den drei von der USPD vorgeschlagenen Mitgliedern des neuen «Rats der Volksbeauftragten», so der vereinbarte Name der Provisorischen Revolutionsregierung, einverstanden, von denen zwei, Hugo Haase und Wilhelm Dittmann, zu den Gemäßigten, einer, Emil Barth, zu den Revolutionären Obleuten gehörten. Die MSPD ihrerseits nominierte Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und den Breslauer Rechtsanwalt Otto Landsberg, der seit 1912 Mitglied des Reichstags war.

Die neue Regierung hatte sich noch nicht konstituiert, als die drei mehrheitssozialdemokratischen Mitglieder des Rates der Volksbeauftragten am 10. November um 12 Uhr mittags mit fast allen Staatssekretären der alten Regierung und einigen Ministern der preußischen Regierung zu einer Sitzung zusammentrafen. Einziger Tagesordnungspunkt waren die Waffenstillstandsbedingungen, die Marschall Foch am 9. November im Wald von Compiègne der deutschen Kommission unter Matthias Erzberger überreicht hatte. Die Siegermächte verlangten unter anderem die Räumung der besetzten Gebiete in Elsaß-Lothringen, Frankreich, Belgien und Luxemburg sowie des linken Rheinufers. Wegen des Umsturzes in Rußland sollten die deutschen Truppen vorläufig noch nicht aus dem ehedem russischen Staatsgebiet abgezogen werden. Die Friedensverträge von Brest-Litowsk und Bukarest waren für ungültig zu erklären. Außerdem hatte das Deutsche Reich alle U-Boote, eine große Menge an Flugzeugen, Schiffen, Waffen und Munition sowie Lokomotiven, Waggons und Kraftfahrzeugen abzuliefern und die Hochseeflotte abzurüsten. Aus dem Großen Hauptquartier in Spa hatte Hindenburg bereits wissen lassen, daß er, falls Erleichterungen nicht auszuhandeln seien, die Annahme für zwingend geboten hielt. Entsprechend fiel der Beschluß der Sitzungsteilnehmer aus. Die drei Unabhängigen Sozialdemokraten im Rat der Volksbeauftragten wurden anschließend informiert und stimmten ebenfalls zu. Am 11. November um 6 Uhr morgens unterzeichnete die deutsche Delegation in einem Eisenbahnwagen bei Compiègne den zunächst auf 36 Tage befristeten Waffenstillstand. Um 11 Uhr trat er in Kraft.

Bevor die neue Regierung ihre Arbeit aufnehmen konnte, mußte sie sich noch, entsprechend der Vereinbarung der beiden sozialdemokratischen Parteien, von einer Versammlung von etwa 3000 Vertretern der Arbeiter- und Soldatenräte aus Groß-Berlin bestätigen lassen, die am Nachmittag des 10. November im Zirkus Busch zusammentrat. Die Forderung Barths, die Regierung durch einen von den Revolutionären Obleuten gestellten Aktionsausschuß kontrollieren zu lassen, und eine tätliche Bedrohung Eberts durch Mitglieder der Spartakusgruppe hätten fast zum Abbruch der Versammlung geführt. Es waren die Vertreter der Soldaten, die dies verhinderten. Von Wels auf die Linie der Mehrheitssozialdemokraten eingeschworen, verlangten sie ultimativ das Prinzip der Parität auch für den Aktionsausschuß. Die Revolutionären Obleute lenkten daraufhin ein. In den Arbeiterrat des «Vollzugsrats» wurden anschließend je sieben Vertreter von MSPD und USPD gewählt; im tags darauf gewählten, ebenfalls vierzehnköpfigen Soldatenrat überwogen die Parteilosen. Am späten Abend des 10. November bekräftigten MSPD und USPD nochmals ihre Koalitionsabrede. Deutschland hatte wieder eine Regierung.

Die deutsche Revolution war bis zum Abend des 10. November weitgehend unblutig verlaufen. In Berlin hatte es tags zuvor einzelne Kämpfe am Marstall und an der Universität gegeben; am 10. November bereits glaubte Theodor Wolff, der Chefredakteur des linksliberalen «Berliner Tageblatts», von der «größten aller Revolutionen» sprechen zu können. Dieser Superlativ schien Wolff gerechtfertigt, «weil niemals eine so fest gebaute, mit so soliden Mauern umgebene Bastille in einem Anlauf genommen worden ist».

Tatsächlich war am 9. und 10. November 1918 längst nicht alles zusammengebrochen, was zur alten Ordnung gehörte. Die öffentlichen Verwaltungen funktionierten weiterhin wie zuvor; daß örtliche Arbeiter- und Soldatenräte, die meist von den Mehrheitssozialdemokraten beherrscht wurden, ihre Kontrolle übernahmen, behinderte sie weniger, als daß es ihnen eine neue Legitimation verschaffte. Die Justiz, die Gymnasien und Universitäten waren von der Revolution bisher nicht erfaßt worden. Die Oberste Heeresleitung rückte schon am Abend des 10. November zum Partner der Revolutionsregierung auf: In einem legendenumwobenen Telefongespräch will der neue Erste Generalquartiermeister, General Groener, Ebert, dem Vorsitzenden des Rates der Volksbeauftragten, den Vorschlag eines antibolschewistischen Bündnisses unterbreitet haben, worauf dieser eingegangen sei. Was immer Ebert geantwortet haben mag, er brauchte die Hilfe der OHL bei der zügigen und geordneten Rückführung der Truppen in die Heimat. Die Demobilmachung war die Voraussetzung dafür, daß die deutsche Volkswirtschaft möglichst schnell und reibungslos wieder von Kriegs- auf Friedensbedürfnisse umgestellt werden konnte. Schon deshalb halfen die Volksbeauftragten dabei mit, daß es nach dem militärischen Zusammenbruch Deutschlands nicht auch noch zum Zusammenbruch des deutschen Militärs kam.

Was im November 1918 zusammenbrach, war das politische System des Obrigkeitsstaates, das in den Fürsten des Reiches und der Einzelstaaten seinen höchsten Ausdruck fand. Hinter der alten Ordnung standen im Spätjahr 1918 nur noch Minderheiten, und verschwindend gering war die Zahl derer, die bereit gewesen wären, die Monarchie mit der Waffe in der Hand zu verteidigen. Aber es gab die Royalisten. Unter den Protestanten waren sie stärker vertreten als unter den Katholiken, und nirgendwo waren sie so stark wie im ostelbischen Preußen. Die Landesherren hatten zwar in allen deutschen Staaten an der Spitze des Kirchenregiments gestanden. Doch die innere Bindung an die Einheit von Thron und Altar, an den Fürsten als den «summus episcopus», war vor allem ein Merkmal des nord- und ostdeutschen Luthertums. Es war nicht zufällig der Berliner Hof- und Domprediger Bruno Doehring, der in seiner wahrscheinlich letzten Kriegspredigt am 27. Oktober 1918 Wilsons Forderung nach dem Thronverzicht Wilhelms II. ein «satanisches Ansinnen» nannte und das Bekenntnis ablegte: «Das Königtum in Preußen ist uns Evangelischen tausendmal mehr als eine politische Frage, es ist uns eine Glaubensfrage.»

Der Soziologe Max Weber hat kurz nach dem Ersten Weltkrieg im Hinblick auf Deutschland bemerkt, die «Geschichte des Zusammenbruchs der bis 1918 legitimen Herrschaft» habe gezeigt, «wie die Sprengung der Traditionsgebundenheit durch den Krieg einerseits und den Prestigeverlust durch die Niederlage andererseits in Verbindung mit der systematischen Gewöhnung an illegales Verhalten in gleichem Maß die Fügsamkeit in die Heeres- und Arbeitsdisziplin erschütterten und so den Umsturz der Herrschaft vorbereiteten». Der soziologische Befund läßt sich in der These zusammenfassen, daß das deutsche Kaiserreich im Herbst 1918 die laut Weber «heute geläufigste Legitimationsform», nämlich den «Legalitätsglauben», weitgehend eingebüßt hatte – eine Herrschaftsressource, die derselbe Autor als «Fügsamkeit gegenüber formal korrekt und in der üblichen Form zustandegekommenen Satzungen» definiert.

Die Aushöhlung überlieferter Wertmaßstäbe durch den Krieg, die immer deutlicher sich abzeichnende militärische Niederlage der Mittelmächte und die Ausdehnung «schwarzer Märkte» als Folge des wirtschafts- und währungspolitischen Systemsversagens: So läßt sich die Trias von Faktoren umreißen, die Webers prägnanter Analyse zufolge den Zusammenbruch des Kaiserreichs verursachten. Die Verkörperung des alten Systems war der Deutsche Kaiser und König von Preußen. Er trug, so sahen es die breiten Massen der Arbeiter, «Kleinbürger» und Bauern, die oberste Verantwortung für die Dauer und den katastrophalen Ausgang des Krieges wie für die materiellen Entbehrungen des Volkes, und weil er uneinsichtig war, mußte er gehen. Wilsons «Vierzehn Punkte» hatten den Glauben genährt, daß Deutschland auf einen gerechten Frieden hoffen durfte, wenn es sein politisches System demokratisierte. Die Friedenssehnsucht förderte also den Wunsch nach Demokratie. Hinter diesen beiden Zielen stand im Herbst 1918 eine breite Mehrheit. Sie bildete den Kern eines zwar nicht allumfassenden, aber doch klassen- und konfessionsübergreifenden Konsenses am Vorabend des 9. November und in den ersten Wochen danach.

Seit dem 3. Oktober 1918 war Deutschland de facto, seit dem 28. Oktober auch de jure eine parlamentarische Monarchie. Doch das eigenmächtige Vorgehen des Kaisers, der Armee und der Seekriegsleitung in den Tagen seit der Verfassungsreform machte deutlich, daß das neue parlamentarische System nur auf dem Papier stand. Die Revolution von unten brach aus, weil die Revolution von oben an militärischer Obstruktion gescheitert war. Die Obstruktion des Militärs machte es unmöglich, die Institution der Monarchie aufrechtzuerhalten. Zusammenbruch, Obstruktion und Revolution führten zur Proklamation der Deutschen Republik am 9. November 1919. Die Revolution war damit noch nicht zu Ende. Es war nur ein neuer Abschnitt in der Geschichte der deutschen Revolution, der an diesem Tag begann.[10]

Eine Staatsumwälzung erlebte im Herbst 1918 nicht nur Deutschland. Am 12. November, drei Tage nach der Proklamation der Deutschen Republik, riefen die deutschen Abgeordneten des österreichischen Reichsrats die «Republik Deutschösterreich» aus, die einen «Bestandteil der Deutschen Republik» bilden sollte. Die Vorgeschichte der Auflösung der Habsburgermonarchie reichte bis in die Zeit vor dem Ausbruch des Weltkriegs zurück. Am 16. März 1914 war der Reichsrat, nachdem ihn die Obstruktion der tschechischen Agrarier arbeitsunfähig gemacht hatte, vertagt worden. Erst auf den 30. Mai 1917 berief ihn die Regierung wieder ein – eine Entscheidung, in die auch die Furcht einfloß, das Beispiel der russischen «Februarrevolution» könne in der Donaumonarchie Schule machen.

Das dreijährige Notverordnungsregime trug erheblich dazu bei, die Opposition zu radikalisieren. Das galt sowohl für die nationalistische Opposition, namentlich auf der Seite der Tschechen, als auch für den linken Flügel der Sozialdemokratie. Am 21. Oktober 1916 erschoß Friedrich Adler, der Sohn des Parteigründers Victor Adler, aus Protest gegen den Krieg wie gegen den «Sozialpatriotismus» der eigenen Partei den Ministerpräsidenten Graf Stürgkh. Adler wurde von einem Ausnahmegericht zum Tod durch den Strang verurteilt, dann jedoch zu achtzehn Jahren strengen Kerker begnadigt und am 1. November 1918 auf Grund einer kaiserlichen Amnestie aus der Haft entlassen. Sein Attentat machte ihn in den Augen seiner politischen Freunde zum Märtyrer. Aber die erhoffte Wirkung seiner Tat und seiner Verteidigungsrede vor Gericht trat nicht ein: Es kam zu keinem Massenstreik gegen den Krieg, ja nicht einmal zu Protestaktionen.

Die früheste Form von nationalem Widerstand gegen die Regierung in Wien war die Gründung der Geheimorganisation «Maffia» in Prag Anfang 1915. Zum Kern der Verschwörergruppe gehörten die russophilen Führer der Jungtschechen, Karel Kramár und Alois Rašin, sowie der engste Mitarbeiter Masaryks, der Soziologe Edvard Beneš. Oberstes Ziel war die Gründung eines selbständigen tschechischen, möglichst tschechoslowakischen Staates. (Als Abgeordneter der Realistenpartei im Reichsrat hatte Masaryk sich noch nicht für die vollständige Unabhängigkeit eines tschechischen Staates und damit für die Auflösung des Habsburgerreiches ausgesprochen.) Beneš verließ Anfang September mit einem falschen Paß die Doppelmonarchie, um im französischen Exil zusammen mit Masaryk für das große Projekt zu arbeiten. Kramár und Rašin waren bereits im Juli 1915 wegen Hochverrats verhaftet worden. Sie kamen erst durch eine Amnestie Kaiser Karls im Juli 1918 wieder frei. Mit ihnen gelangte auch der Führer der «Nationalsozialisten», Václav Klofác, in den Genuß des Gnadenaktes.

Solange Rußland Aussichten zu haben schien, die Mittelmächte militärisch doch noch zu bezwingen, war die rußlandfreundliche Strömung des tschechischen Nationalismus stärker als die prowestliche, für die Masaryk und Beneš standen. Die Russophilen wie Kramár konnten sich darauf berufen, daß der Oberkommandierende der russischen Armee, Großfürst Nikolaj Nikolajewitsch, schon am 16. September 1914 in einem Aufruf an die Völker des Habsburgerreiches im Namen von Zar Nikolaus II. erklärt hatte, Rußland sei in den Krieg eingetreten, um den Völkern Österreich-Ungarns die Freiheit und die Erfüllung ihrer nationalen Wünsche zu bringen. Nach der russischen «Februarrevolution» von 1917 wuchs in den entschieden nationalistischen Kreisen die Hoffnung, daß die Westmächte sich deutlicher als bisher zu Fürsprechern des nationalen Selbstbestimmungsrechtes machen würden.

Für das Gros der maßgebenden tschechischen Politiker aber war, anders als für die Emigranten und die Inhaftierten, die Auflösung des Habsburgerreiches vor 1918 noch kein Teil ihres Forderungskatalogs. Im November 1916 schlossen sich die meisten tschechischen Parteien in einem Nationalausschuß, ihre Abgeordneten im Reichsrat auch in einem Tschechischen Verband zusammen. Die erste Erklärung des Nationalausschusses vom 18. November 1916 enthielt ein Bekenntnis zur «Monarchie und der großen historischen Aufgabe des Reiches» sowie zur «völligen Gleichstellung seiner Nationalitäten». Am 21. Januar 1917 warf der Tschechische Verband in einem Offenen Brief an Außenminister Czernin den westeuropäischen Alliierten vor, die von ihnen verlangte «Befreiung der Tschechen von der Fremdherrschaft» sei eine «Insinuation, welche auf gänzlich unrichtigen Voraussetzungen» beruhe. Wie immer in der Vergangenheit erblicke das tschechische Volk auch weiterhin seine Zukunft und die Grundlage seiner Entwicklung «bloß unter dem Habsburgischen Szepter».

Nach der ersten der beiden russischen Revolutionen von 1917 und dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten wurde die Tonart der gemäßigten Nationalisten schärfer. Ein von der «Maffia» inspiriertes, von 222 Autoren unterzeichnetes «Manifest der tschechischen Schriftsteller» bezeichnete im Mai 1917 ein «aus autonomen und freien Staaten bestehendes demokratisches Europa» als das «Europa der Zukunft». An die tschechischen Abgeordneten des Reichsrates erging die Aufforderung, sich entweder diesem historischen Anlaß gewachsen zu zeigen oder ihr Mandat niederzulegen.

Am 29. Mai, einen Tag bevor der Reichsrat nach über dreijähriger Zwangspause wieder zusammentrat, stimmten die tschechischen Abgeordneten dem Entwurf einer Erklärung zu, die tags darauf zur Bestürzung der Regierung und der deutschen Volksvertreter im Plenum verlesen wurde. Darin übten die Tschechen eine bisher unerhörte Fundamentalkritik am dualistischen Staatsaufbau der Doppelmonarchie, der herrschende und unterdrückte Völker geschaffen habe, und verlangten die «Umgestaltung der Habsburgisch-Lothringischen Monarchie in einen Bundesstaat von freien und gleichberechtigten nationalen Staaten … Indem wir uns daher in diesem geschichtlichen Moment auf das natürliche Recht der Völker auf Selbstbestimmung und freie Entwicklung stützen, … werden wir an der Spitze unseres Volkes die Verbindung aller Stämme des tschechoslowakischen Volkes zu einem demokratischen Staat anstreben, wobei nicht außer Acht gelassen werden kann jener tschechoslowakische Stamm, welcher zusammenhängend an den historischen Grenzen unseres böhmischen Vaterlandes lebt» – also die Slowaken.

Die Slowaken sprachen nicht dieselbe, aber eine sehr ähnliche Sprache wie die Tschechen. Historisch hatten sich beide Völker jedoch sehr unterschiedlich entwickelt. Die Slowakei bildete einen Teil der transleithanischen, ungarischen Reichshälfte der Donaumonarchie, Böhmen und Mähren, wo die Tschechen lebten, einen Teil von Cisleithanien. Böhmen galt seit jeher als Teil des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation, Mähren, das seit 1029 mit Böhmen lehensrechtlich verbunden war, ebenso. Die Könige von Böhmen gehörten zur Kurfürstenkurie des Reiches; nach der Verbindung der Dynastie der Przemysliden mit dem Haus Luxemburg stellten sie im 14. und 15. Jahrhundert mehrfach den deutschen Kaiser. 1526 fielen Böhmen und Mähren an die Habsburger; von 1815 bis 1866 waren die beiden habsburgischen Kronländer, anders als Ungarn oder Galizien, Teile des Deutschen Bundes. Während des Ersten Weltkrieges hatten sich tschechische und slowakische Exilpolitiker in Amerika auf eine gemeinsame Staatlichkeit verständigt. Inwieweit sie dabei für ihre Völker sprachen, blieb einstweilen offen. Auch ein anderes Problem war noch nicht gelöst: Die tschechischen Nationalisten beriefen sich Wien und der Welt gegenüber auf das Naturrecht der nationalen Selbstbestimmung. Gegenüber den Deutschen Böhmens und Mährens, die meist in geschlossenen Siedlungsgebieten lebten, sollte dagegen das historische böhmische Staatsrecht gelten, woraus sich das Beharren auf der Unteilbarkeit des Territoriums ergab.

Die Erklärung vom 29. Mai 1917 forderte noch nicht die Auflösung des Habsburgerreiches, sie bekannte sich aber auch nicht mehr zu seiner Aufrechterhaltung. Im Reichsrat arbeiteten die tschechischen Abgeordneten eng mit den südslawischen, das heißt meist slowenischen Parlamentariern aus Kärnten, der Steiermark, Krain, Istrien und dem Küstenland um Triest zusammen. Diese im Südslawischen Klub zusammengeschlossenen Parlamentarier verlangten am 30. Mai im Reichsrat die Vereinigung aller von Serben, Kroaten und Slowenen bewohnten Gebiete, was, da die habsburgischen Serben und die meisten (außer den istrischen) Kroaten in Transleithanien lebten, die Sprengung des österreichisch-ungarischen Dualismus bedeutete. Auch außerhalb des Reichsrats gab es, aktiv gefördert von Masaryk, Bemühungen um eine Einigung der Südslawen. Im Juli 1917 schlossen der serbische Exil-Ministerpräsident Nikola Pašić und der kroatische Exilpolitiker Ante Trumbić als Vorsitzender des Südslawischen Komitees das Abkommen von Korfu, das ein gemeinsames Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen vorsah, auf den von den Kroaten gewünschten föderalistischen Staatsaufbau aber nicht einging.

Ähnliche Bestrebungen verfolgten die ruthenischen Abgeordneten des Reichsrats. Sie gaben am 30. Mai 1917 zu Protokoll, daß sie das gegenwärtige Kronland Galizien für eine «künstlich geschaffene administrative Einheit» hielten, die im Widerspruch mit den historischen und nationalen Rechten stehe und darum zugunsten einer von Polen unabhängigen Einheit der ukrainischen Länder, einschließlich der von Ukrainern bewohnten Gebiete Russisch-Polens und Weißrußlands überwunden werden müsse. Zurückhaltung übten dagegen die polnischen Parlamentarier. Sie begnügten sich damit, eine Erklärung über die nationalen Fragen anzukündigen, die im Lichte einer am 28. Mai in Krakau verabschiedeten Resolution gehalten sein werde. Darin hatten die polnisch-galizischen Mitglieder des Reichsrats sich zu einem machtvollen polnischen Staat mit Zugang zum Meer bekannt.

Seit Beginn des Jahres 1918 spitzte sich die innere Krise des Habsburgerreiches immer mehr zu. Am 6. Januar forderte der Tschechische Verband in seiner «Dreikönigserklärung» einen Frieden, der auf dem Selbstbestimmungsrecht der Völker beruhe und alle Nationen befreie, die unter der Fremdherrschaft litten. (Auch die Sozialisten, bei denen sich inzwischen die habsburgfeindlichen Kräfte durchgesetzt hatten, stimmten zu.) Den Januarstreiks, von denen schon die Rede war, folgte am 1. Februar die Meuterei der fünften Flotte im Golf von Cattaro, wobei die Marinekapelle die Marseillaise anstimmte und auf allen Schiffen rote Fahnen gehißt wurden. Die Forderungen der Anführer waren nach dem Urteil des tschechischen Historikers Zbynek A. Zeman ein «Gemisch aus bolschewistischen Schlagworten und den Programmen der Emigranten»; die Erhebung war nicht bloß eine Hungerrevolte, sondern auch ein sorgfältig vorbereiteter politischer Protest. Die Aktion brach zusammen, als am 3. Februar die dritte Flotte im Golf von Cattaro eintraf und die Matrosen begannen, den Führern des Aufstands die Gefolgschaft zu verweigern. Unter den 40 Matrosen, die nach der Niederwerfung der Erhebung angeklagt wurden, stellten die Tschechen mit sieben die größte nationale Gruppe, die übrigen waren Deutsch-Österreicher, Italiener, Südslawen und Polen.

Die weitere Entwicklung war zu einem guten Teil eine Folge der deutschen Frühjahrsoffensive von 1918 und der immer engeren Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn, wie sie Kaiser Wilhelm II. und Kaiser Karl bei dessen Besuch im deutschen Hauptquartier in Spa vereinbart hatten. Die politische Antwort der Westmächte war die nunmehr in entschiedenem Ton vorgetragene Forderung nach dem vollen Selbstbestimmungsrecht der Völker der Donaumonarchie, also der Auflösung des Habsburgerreiches. Im April verlangten Exilpolitiker aus allen Teilen der Doppelmonarchie auf einem von Italien und Frankreich unterstützten «Kongreß der unterdrückten Völker» in Rom die Beseitigung des Vielvölkerreiches, das ein Instrument der deutschen Herrschaft sei. Die Vertreter der italienischen und der «südslawischen Nation» vereinbarten eine Erklärung, den sogenannten «Patto di Roma», worin sie sich auf die Befreiung des Adriatischen Meeres, einen freundschaftlichen Ausgleich territorialer Streitfälle und den Schutz der jeweiligen Minderheit festlegten. (Der von der Entente im Londoner Geheimvertrag vom April 1915 anerkannte italienische Anspruch auf Triest, Istrien, mehrere istrische Inseln und große Teile der dalmatinischen Küste blieb unerwähnt.) Am 28. Juni 1918 forderte nach langem Zögern auch Präsident Wilson ausdrücklich, daß «alle Völker slawischer Rasse vom österreichischen Joch befreit» werden müßten.

Währenddessen verschlechterte sich die Wirtschaftslage Österreich-Ungarns dramatisch. Mitte 1918 beliefen sich die Reallöhne der Arbeiter auf etwas mehr als die Hälfte des Vorkriegsniveaus; gleichzeitig waren die Preise inflationär gestiegen. Die Bevölkerung vor allem Cisleithaniens litt unter einer Hungersnot: Die Ernte des Jahres 1918 erreichte nicht einmal 50 Prozent, die industrielle Produktion, wenn man von den Kriegsgütern absah, etwa 40 Prozent des Standes von 1913. Die Kohleproduktion war zwischen 1914 und 1917 um 95 Prozent zurückgegangen. In der Arbeiterschaft gärte es erneut; revolutionäre Parolen fielen angesichts der sozialen Not auf fruchtbaren Boden.

In Ungarn kamen noch besondere politische Bedingungen hinzu, die die Radikalisierung gedeihen ließen. Bis ins letzte Kriegsjahr widersetzten sich die adligen Großgrundbesitzer und die ihnen nahestehenden politischen Kräfte hartnäckig der Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Kaiser Karl zwang schließlich den Ministerpräsidenten István Tisza, einen entschiedenen Gegner der Reform, im Mai 1917 zum Rücktritt. Doch erst seinem Nachfolger Sándor Wekerle gelang es im Juli 1918 gegen starke parlamentarische Widerstände, eine bescheidene Demokratisierung des Wahlrechts durchzusetzen: 13 Prozent der Bevölkerung durften nunmehr Abgeordnete in die «Volksvertretung» entsenden. Das industrielle Proletariat, das bisher im Parlament überhaupt nicht vertreten war, konnte der Ministerpräsident mit seinem Vorhaben nicht beeindrucken. Kurz bevor das Wahlgesetz verabschiedet wurde, am 20. Juni 1918, legten die Arbeiter der staatlichen Eisenbahnwerke in Budapest die Arbeit nieder. Als der Militärkommandant der Hauptstadt das Feuer auf die Streikenden eröffnen ließ, schlossen sich die Arbeiter aller Budapester Fabriken dem Ausstand an. Er dauerte neun Tage und konnte erst durch Vermittlung der Sozialdemokratischen Partei beendet werden. Die Hauptforderungen der Protestierenden waren politischer Natur: Im Vordergrund standen ein sofortiger Friedensschluß und der Rücktritt der Regierung Wekerle.

Ein Vierteljahr später endete der österreichisch-ungarische Dualismus. Am 16. Oktober 1918, knapp zwei Wochen, nachdem Wien sich dem deutschen Waffenstillstandsersuchen vom 4. Oktober angeschlossen hatte, ließ Kaiser Karl das von seinem vorletzten Ministerpräsidenten Max Hussarek-Heinlein verfaßte und gegengezeichnete «Völkermanifest» herausgeben. Darin rief er zur Bildung von Nationalräten, bestehend aus den jeweiligen Abgeordneten des Reichsrats, auf und verkündete den Umbau der Monarchie in einen Bundesstaat. Ohne es zu wollen, hatte er damit, wie Adam Wandruszka schreibt, «den Umsturz legalisiert und den Anstoß zur Auflösung der Monarchie gegeben».

Die Regierung Wekerle hatte sich ausbedungen, daß die Integrität der transleithanischen Reichshälfte nicht angetastet werden sollte, konnte aber nicht verhindern, daß die Sezessionsbestrebungen bei den Rumänen, Südslawen und Slowaken sich verstärkten. Am 24. Oktober traf in Budapest die Nachricht von einer Meuterei kroatischer Truppen ein; am gleichen Tag demonstrierten ungarische Offiziere für den Frieden und eine Regierung des als Reformer bekannten Grafen Mihály Károlyi. Ebenfalls am 24. Oktober bildeten die Unabhängigen, die Partei Károlyis, zusammen mit den bürgerlichen Radikalen und den Sozialdemokraten ein Nationalkomitee, das seine Tätigkeit mit einer Erklärung begann, in der es einen selbständigen Staat Ungarn forderte und das Selbstbestimmungsrecht anerkannte, gleichzeitig aber an der territorialen Integrität Ungarns festhielt. Am 29. Oktober ließ sich die Budapester Garnison auf das Nationalkomitee vereidigen. Zwei Tage später ernannte Erzherzog Josef im Auftrag von Kaiser Karl Károlyi zum Ministerpräsidenten. Dieser bildete eine Regierung, an der sich auch die Sozialdemokraten beteiligten. Am selben 31. Oktober wurde der frühere Ministerpräsident Graf Tisza ermordet. Gut zwei Wochen später, am 16. November 1918, verkündete die Regierung Károlyi offiziell das Erlöschen aller staatsrechtlichen Bindungen zwischen Ungarn und Österreich, den Thronverlust des Hauses Habsburg und die Errichtung der Ungarischen Volksrepublik. Am 11. Januar 1919 folgte die Ernennung Károlyis zum provisorischen Präsidenten der Republik.

Die Auflösung des historischen Ungarn, der Länder der Stephanskrone, konnte der Regierungswechsel in Budapest nicht mehr aufhalten. Am 17. Oktober war in Czernowitz, der Hauptstadt der Bukowina, ein Nationalausschuß gegründet worden, der die Vereinigung mit Rumänien propagierte. Die rumänischen Abgeordneten des Budapester Parlaments erhoben in ihrer letzten Erklärung vor dieser Versammlung am 18. Oktober dieselbe Forderung für Siebenbürgen. Zuvor schon, am 5. und 6. Oktober, hatten Vertreter der südslawischen Parteien aus beiden Reichshälften in Zagreb, auf deutsch Agram, den bestehenden, mit tschechischer Unterstützung gebildeten Nationalausschuß zu einem erweiterten Nationalausschuß umgewandelt, der die Vereinigung aller Serben, Kroaten und Slowenen zu seinem Programm erhob. Am 20. Oktober verabschiedete der kroatische Landtag einen Gesetzentwurf, der die verfassungsmäßigen Verbindungen zwischen Kroatien, Slawonien, Dalmatien und Fiume, auf kroatisch Rijeka, mit der österreich-ungarischen Monarchie für beendet und diese Länder zu Teilen des «Staates der Serben, Kroaten und Slowenen» erklärte. Ebenfalls am 29. Oktober wurde in Ljubljana, auf deutsch Laibach, die Unabhängigkeit Sloweniens proklamiert. Am 1. November ließ sich der Nationalausschuß vom regionalen Militärkommandanten die Verwaltung Bosniens und der Herzegowina übertragen.

Die erstrebte Vereinigung mit Serbien nahm mehr Zeit in Anspruch. Am 6. November hielt der aus dem Exil in Korfu zurückgekehrte Prinzregent Alexander feierlich Einzug in Belgrad. Am 1. Dezember proklamierte er das «Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen». Daß er sich damit gegenüber dem Nationalkomitee in Zagreb durchsetzen konnte, lag auch an Italien, das unter Berufung auf das Londoner Abkommen vom April 1915 Anspruch auf große Teile der dalmatinischen Küste erhob und (obwohl das im Londoner Vertrag nicht vorgesehen war) inzwischen Fiume besetzt hatte. Das Vordringen der Italiener an der östlichen Adria war auch eine Folge ihres militärischen Triumphes über die Truppen der Donaumonarchie in der neuntägigen Schlacht von Vittorio Veneto, die am 24. Oktober, dem ersten Jahrestag der verheerenden Niederlage von Caporetto, begann und am 3. November mit der Kapitulation der österreichisch-ungarischen Verbände und der Vereinbarung über den Waffenstillstand zwischen den Westmächten und der Donaumonarchie in Padua endete. Am nämlichen 3. November fiel auch Trient in die Hände der italienischen Truppen. Mit dem Sieg über den habsburgischen Erzfeind schien sich Italien endlich die Möglichkeit zu bieten, in vollem Umfang das Programm der Heimholung der «unerlösten» Gebiete, der «Irredenta», zu verwirklichen.

Für die tschechischen Protektoren der südslawischen Einheit war der Weg in die Unabhängigkeit um einiges einfacher. In Prag wurde der Nationalausschuß von den bürgerlichen Nationalisten dominiert. Als Unterstützung ihres Strebens nach völliger Trennung vom Haus Habsburg konnten sie es verbuchen, daß am 30. Juni Italien und Frankreich, am 13. August Großbritannien und am 3. September auch Präsident Wilson die Selbständigkeit eines künftigen tschechoslowakischen Staates anerkannt hatten. Als am 27. Oktober Graf Julius Andrássy der Jüngere, der Außenminister des Kabinetts Lammasch, der letzten kaiserlichen Regierung, die USA um einen sofortigen Waffenstillstand auf der Grundlage der amerikanischen Note vom 18. Oktober ersuchte, wurde dies vom Nationalausschuß als das interpretiert, was es war: die Aufkündigung des Bündnisses mit dem Deutschen Reich und die Anerkennung des Anspruchs der Tschechen und Südslawen auf staatliche Unabhängigkeit. Am gleichen Tag, dem 27. Oktober, bat der Oberkommandierende der Armee in Böhmen den Nationalausschuß, auf die tschechischen Soldaten einzuwirken, damit diese mindestens bis zum Waffenstillstand auf ihren Posten ausharrten. Am 28. Oktober stellte der Nationalausschuß fest, der selbständige tschechoslowakische Staat sei ins Leben getreten. Am selben Tag übernahm der Nationalausschuß die militärischen Kommandos in Prag, Pilsen und Leitmeritz: Ministerpräsident Lammasch erkannte die neuen Machtverhältnisse auf seine Weise an, als er am 30. Oktober einen Abgesandten des Nationalausschusses in Wien als «Botschafter des tschechoslowakischen Staates» begrüßte.

Tatsächlich stand zu diesem Zeitpunkt noch nicht zweifelsfrei fest, ob die Slowaken bereit waren, sich mit den Tschechen zu vereinigen. Die Einheit der Tschechen und Slowaken war bislang ein überwiegend intellektuelles Projekt. Der slowakische Nationalausschuß erklärte am 30. Oktober unmittelbar nach seiner Gründung zwar, daß die Slowaken «sprachlich, kulturell und historisch ein Teil der tschechoslowakischen Nation» seien, gleichzeitig aber bestand er auf dem Selbstbestimmungsrecht der Slowaken. An die Spitze der ersten slowakischen Regierung trat der Führer der Slowakischen Nationalpartei, Vavro Šrobár, der kurz zuvor aus ungarischer Haft entlassen worden war und als einziges slowakisches Mitglied des Prager Nationalausschusses an der Verabschiedung des Gesetzes über die Gründung eines unabhängigen tschechoslowakischen Staates mitgewirkt hatte. Von Prag nach Bratislava (Preßburg) zu gelangen war indes schwieriger, als Šrobár und seine tschechischen Unterstützer angenommen hatten: Da die slowakische Hauptstadt noch in ungarischer Hand war, mußte die Regierung Šrobár ihre erste Sitzung im mährischen Skalitz abhalten.

Widerstand gegen die tschechoslowakische Staatsgründung kam von den Deutschen in Böhmen und Mähren, die in ihrer großen Mehrheit in Gebieten wohnten, die entweder an das «eigentliche» Österreich oder an das Deutsche Reich grenzten. Da in Wien mittlerweile die Sozialdemokraten den Ton angaben, wandten sich die bürgerlichen Abgeordneten aus Böhmen und Mähren an die Arbeiterpartei, um sie für eine gemeinsame Abwehr der tschechischen Staatsgründung zu gewinnen. In ihrer Antwort vom 3. Oktober sprachen sich die Sozialdemokraten für das Recht der slawischen Nationen aus, ihre eigenen Nationalstaaten zu bilden, lehnten aber gleichzeitig «unbedingt und für immer die Unterwerfung deutscher Gebiete unter diese Nationalstaaten» ab. «Wir fordern, daß alle Gebiete Österreichs zu einem deutschösterreichischen Staat vereinigt werden, der seine Beziehungen zu den anderen Nationen Österreichs und zum Deutschen Reich nach seinen Bedürfnissen regeln soll.»

Damit war die Linie vorgezeichnet, die die Vertreter Deutschösterreichs in den folgenden Monaten einschlugen. Am 21. Oktober traten die Abgeordneten der deutschsprachigen Gebiete der cisleithanischen Reichshälfte zu einer Sitzung zusammen, in der sie sich als «Provisorische Nationalversammlung des selbständigen deutschösterreichischen Staates» konstituierten. Am 30. Oktober verabschiedete die Nationalversammlung eine Provisorische Verfassung. An die Spitze der Provisorischen Regierung, der Politiker der Sozialdemokraten, der Christlichsozialen und der großdeutschen Deutschnationalen angehörten, trat, ebenfalls am 30. Oktober, der Sozialdemokrat Karl Renner als Staatskanzler. Das Außenministerium übernahm der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, Victor Adler. Er starb, völlig unerwartet, am 11. November im Alter von 66 Jahren.

Die als schmachvoll empfundene Niederlage des kaiserlichen Heeres bei Vittorio Veneto, in deren Folge 400.000 Soldaten in italienische Kriegsgefangenschaft gerieten, und der Sturz der Monarchie in Deutschland trugen entscheidend dazu bei, daß sich auch in Österreich die republikanischen Tendenzen durchsetzten. Am 11. November erklärte Kaiser Karl auf Drängen seiner Berater wie der Vertreter der Provisorischen Nationalversammlung, daß er auf «jeden Anteil an den Staatsgeschäften» verzichte und im voraus die Entscheidung anerkenne, die Deutschösterreich im Hinblick auf seine künftige Staatsform treffen werde. Tags darauf verabschiedete die Provisorische Nationalversammlung die schon zitierte Entschließung, in der Deutschösterreich zur demokratischen Republik und zum «Bestandteil der Deutschen Republik» erklärt wurde.

Mit der Abdankung Karls als Kaiser von Österreich (noch nicht, auch wenn das eine Fiktion blieb, als König von Ungarn) endete die Geschichte des habsburgischen Vielvölkerreiches. Vier Jahrhunderte lang hatte es maßgeblichen Einfluß auf den «alten Kontinent» ausgeübt und, wenn auch nicht ununterbrochen, den Status einer europäischen Großmacht innegehabt. In Deutschland war das Haus Habsburg (oder, wie es seit der Heirat von Maria Theresia und Herzog Franz Stephan von Lothringen im Jahre 1736 offiziell hieß, das Haus Habsburg-Lothringen) als Feind der Freiheit aufgetreten, erst im Kampf gegen den Protestantismus, dann gegen den Liberalismus. Mit Österreich konnten die Deutschen Einheit und Freiheit nicht erlangen: Nicht zuletzt daran ist die Revolution von 1848/49 gescheitert. Nachhaltiger noch und keineswegs nur negativ zu bewerten war die Wirkung der habsburgischen Herrschaft in ihrem engeren Machtbereich. Ganz Ostmitteleuropa, von Galizien bis Dalmatien, von den Sudeten bis zu den Karpaten, hat die Donaumonarchie durch ihre Verwaltung, ihre Gerichte und Schulen, durch Post und Eisenbahn, Polizei und Armee und nicht zuletzt durch ihre dunkelgelb («habsburgergelb») angestrichenen Amtsgebäude einen unverkennbaren Stempel aufgedrückt.

Das Habsburgerreich war nicht der «Völkerkerker», den tschechische und südslawische Nationalisten in ihm sehen wollten. Die slawischen Völker hatten aber seit dem «dualistischen» Ausgleich mit Ungarn von 1867 darunter zu leiden, daß ihnen die Deutsch-Österreicher und die Magyaren nur mindere Rechte einräumten. Die Erbitterung, die dies erzeugte, untergrub seit dem späten 19. Jahrhundert die Grundlagen der Doppelmonarchie. Die Angst vor der Auflösung des Reiches ließ Österreich nach dem Mord von Sarajewo mit übertriebener Härte auf die Herausforderung durch den großserbischen Nationalismus reagieren und, von der Reichsleitung in Berlin dazu ermutigt, die Politik betreiben, die zum Ersten Weltkrieg führte.

Zur Wiener «Kriegspartei» gehörten in der Julikrise von 1914 auch der greise Kaiser Franz Joseph, der, gestützt auf seine große Popularität, auch eine ganz andere Rolle, die des Friedenswahrers, hätte übernehmen können. Die föderalistische Reform, die sein Nachfolger in letzter Stunde durchzuführen versuchte, kam zu spät, um die Monarchie noch zu retten. Das Streben nach Unabhängigkeit war stärker als die Staatsklugheit des letzten Kaisers. Ob die neu entstandenen Staaten, die sich Nationalstaaten nannten, es aber streng genommen nicht waren, besser mit den Problemen einer nationalen Gemengelage umgehen würden als die untergegangene «k. u. k.» Monarchie: Das war eine der vielen offenen Fragen in der Umbruchszeit von 1918/19.[11]

Offen blieb während des Krieges lange auch die polnische Frage. Von den drei Teilungsgebieten fühlte sich das österreichische, also das Kronland Galizien mitsamt der bis 1846 selbständigen Freien Stadt Krakau, am wenigsten in seiner nationalen Identität bedroht. Die dort lebenden Polen waren ebenso wie die Österreicher Katholiken; das unterschied die Lage dieses Teiles von Polen von der in den anderen beiden, die es mit einer andersgläubigen Teilungsmacht zu tun hatten: einer protestantischen im Fall Preußen-Deutschlands, einer orthodoxen im Fall Rußlands. Der einheimische Landadel Galiziens war die tonangebende Gruppe, bildete einen Teil der habsburgischen Führungsschicht und war im allgemeinen «österreichisch» gesinnt. Erst die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts in Cisleithanien im Jahre 1907 gab Bürgern, Arbeitern und Bauern die Möglichkeit, ihre Interessen politisch stärker zur Geltung zu bringen. Als gefährlich empfand die Regierung in Wien das Selbständigkeitsstreben der ukrainisch sprechenden Ruthenen, die sich in «Altruthenen» und «Ukrainer» aufgliederten: Während die «Altruthenen» sich «Großrußland» und der russischen Orthodoxie verbunden fühlten (und von panslawistischen und militant orthodoxen Kreisen des Zarenreiches aktiv gefördert wurden), waren die meist jüngeren und überwiegend griechisch-katholischen (das heißt dem Ritus nach orthodoxen, kirchenrechtlich aber mit Rom verbundenen) «Ukrainer» Befürworter eines nationalen Zusammenschlusses aller Ukrainer und darum ebenso antirussisch wie antiösterreichisch eingestellt.

Der preußische Teil des historischen Polen, bestehend aus dem Großherzogtum Posen und Westpreußen, war das am meisten industrialisierte, wohlhabendste und «bürgerlichste» der drei Teilungsgebiete. (1921, nach der Wiederherstellung eines unabhängigen polnischen Staates, belief sich der Anteil der Analphabeten in den ehemals preußischen Wojewodschaften auf 4,2 Prozent der über zehn Jahre alten Bevölkerung, während der Landesdurchschnitt bei 33,1 Prozent lag. Zehn Jahre später, 1931, waren in ganz Polen 60,6 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung in der Landwirtschaft beschäftigt; in Posen waren es weniger als 50 Prozent.) Die Polen waren im preußischen Abgeordnetenhaus und im deutschen Reichstag mit einer eigenen Fraktion vertreten; zwischen dem preußischen und dem polnischen Adel gab es manche familiären Beziehungen. Aber seit den 1880er Jahren wurden die germanisierenden Bestrebungen der Berliner Politik immer stärker; die polnische Sprache geriet ebenso unter Druck wie der polnische Großgrundbesitz. Von einem «Hineinwachsen» der Polen in das Deutsche Reich konnte, wenn man einmal von den ins Ruhrgebiet eingewanderten polnischen Arbeitern absieht, keine Rede sein.

Der in das Russische Reich eingegliederte Teil des alten Polen zerfiel in zwei sehr unterschiedliche Gebiete: die «geschichtlichen Ostmarken» mit einer überwiegend litauischen, weißrussischen und ukrainischen Bauernbevölkerung und das 1815 gebildete «Königreich Polen», auch «Kongreßpolen» genannt: ein mehrheitlich von ethnischen Polen bewohntes Gebiet mit kleineren Minderheiten von Deutschen, Juden, Litauern und Ukrainern. Die Ostmarken waren seit den 1860er, Kongreßpolen seit Mitte der 1880er Jahre einer systematischen Russifizierungspolitik ausgesetzt gewesen; erst seit der Revolution von 1905 trat hier eine gewisse Milderung ein. Im Zuge der Industrialisierung war, vor allem in den Gebieten um Warschau und Lodz, eine starke Arbeiterbewegung entstanden, aufgeteilt in die nationalpolnisch geprägte, von Józef Piłsudski geführte Polnische Sozialistische Partei (PPS) und die entschieden internationalistische Sozialdemokratie des Königreichs Polen und Litauen (SDKPiL), die Partei von Rosa Luxemburg und, seit diese 1899 nach Deutschland übergesiedelt und in der SPD aktiv geworden war, Feliks Dzierzyński, die starken Einfluß auf den linken Flügel der PPS ausübte. Eng mit dem rechten Flügel der PPS arbeitete die Polnische Sozialdemokratische Partei in Galizien und Schlesien unter Ignacy Daszyński zusammen, die innerhalb der cisleithanischen Sozialdemokratie erhebliches Gewicht besaß.

Im bürgerlichen Lager war die bedeutendste Gruppierung die 1886 gegründete Demokratische Liga, die sechs Jahre später von dem jungen Roman Dmowski zur Nationalen Liga umgebildet wurde. Dmowski sah in Deutschland den eigentlichen Gegner des Polentums, woraus sich für ihn die Notwendigkeit einer Aussöhnung zwischen Polen und Rußland ergab. Während Piłsudski, der aus einer in der Umgebung von Wilna ansässigen polnischen Kleinadelsfamilie stammte, in der «jagiellonischen» Tradition einer großen polnisch-litauischen Föderation, möglichst in den Grenzen von 1772, also der Zeit vor der Ersten Teilung Polens, stand, war Dmowski ein Vertreter der «piastischen» Denkschule, die in Anknüpfung an das vermeintliche Erbe des polnisch-schlesischen Herrschergeschlechts der Piasten Polen nach Westen hin, auf Kosten Deutschlands, vergrößern wollte.

Die von Dmowski nach der Revolution von 1905 gegründete, bei der Ersten Dumawahl im Jahr darauf sehr erfolgreiche Nationaldemokratische Partei, kurz «Endecja» genannte, stellte sich aber nicht nur gegen Deutschland, sondern auch gegen die Juden, denen der Vorwurf galt, sie beherrschten das städtische Handwerk und verhinderten so die Entstehung eines gesunden polnischen Mittelstandes, und gegen die Sozialisten als Feinde des Privateigentums und damit aller bürgerlichen Ordnung. Die Zunahme der autoritären Tendenzen im Zarenreich nach 1905 führte dann dazu, daß viele enttäuschte Nationaldemokraten mit der Partei Dmowskis brachen und sich Piłsudski anschlossen, der inzwischen seinerseits begonnen hatte, weit über die PPS hinaus eine Bewegung für die polnische Unabhängigkeit zu organisieren.

Mit Blick auf Russisch-Polen hat der deutsche Historiker Hans Roos die innenpolitischen Fronten wie folgt beschrieben: «Einem antirussischen Lager stand ein antideutsches gegenüber, einem sozialistisch-bürgerlichen ein bürgerlich-adeliges, einem auf Unabhängigkeit gerichtetes ein autonomistisches, einem revolutionären ein legales.» In Galizien war der Gegensatz zwischen Nationaldemokraten und Sozialisten kaum weniger stark ausgeprägt wie in Russisch-Polen. Als eine Art von dritter Kraft kam hier aber noch die «Krakauer Schule» hinzu, die auf eine enge Zusammenarbeit mit der «mildesten» Teilungsmacht, Österreich, hinwirkte. Galizien stellte sich vor allem den jüngeren Anhängern dieser Richtung als ein «polnisches Piemont» dar: Wenn es, womit man angesichts der wachsenden Gegensätze zwischen beiden Mächten rechnen mußte, zu einem Krieg zwischen Rußland und Österreich-Ungarn kam, sollte Galizien bei der Erkämpfung der polnischen Unabhängigkeit eine ähnliche Rolle übernehmen wie das Königreich Sardinien-Piemont bei der Einigung Italiens. Piłsudski setzte seine Hoffnungen ebenfalls auf einen Krieg zwischen den Teilungsmächten. Bereits im Juni 1914 sagte der damals Sechsundfünfzigjährige in bemerkenswerter Klarsicht voraus, daß, wenn ein derartiger Krieg ausbrechen sollte, zuerst die Mittelmächte Rußland und dann die Westmächte die Mittelmächte besiegen würden. Die Träger der polnischen Staatsidee müßten sich also, so Roos über das Kalkül Piłsudskis, «zuerst mit den Mittelmächten verbünden, um dann in der Peripetie des Krieges zu den Westmächten überzugehen … Der Ausbruch des Krieges brachte für ihn die Erhörung jenes Gebetes, mit dem der berühmte Dichter Adam Mickiewicz … einst Gott um einen Krieg zur Befreiung der unterdrückten Polen angefleht hatte.»

Zwei der Teilungsmächte gingen, was die Zukunft Polens betraf, ohne klare Zielvorstellungen in den Ersten Weltkrieg. Der deutsche Reichskanzler von Bethmann Hollweg entwickelte im August 1914 den Plan eines formell unabhängigen, eng mit Deutschland verbündeten Kongreßpolen; die russische Regierung zögerte, sich auf das Programm Dmowskis, ein um die deutschen Ostprovinzen und Galizien erweitertes, mit Rußland liiertes Kongreßpolen, festzulegen. Nur Österreich-Ungarn verfolgte schon zu Kriegsbeginn eine fest umrissene Idee, nämlich die Vereinigung von Galizien mit Kongreßpolen und die Umwandlung dieses Gebiets in ein Kronland des Habsburgerreiches. In Berlin, wo das Interesse am Baltikum stärker war als das an Polen, fand diese «austropolnische» Lösung zeitweilig Unterstützung. Die militärischen Erfolge der Deutschen und die Niederlage der Österreicher führten aber rasch zur Abkehr von diesem Modell. Am 5. November 1916 riefen, wie schon erwähnt, der deutsche Generalgouverneur in Warschau und der österreichische Generalgouverneur in Lublin das «Königreich Polen» als konstitutionelle Monarchie aus, die im wesentlichen aus Kongreßpolen bestehen und politisch, wirtschaftlich und militärisch ein Satellit der Mittelmächte sein sollte.

Unter den polnischen Politikern standen sich nach 1914 «Passivisten» wie Dmowski und «Aktivisten» wie Piłsudski gegenüber. Während die ersteren in Polen selbst erst dann tätig werden wollten, wenn sich eine Niederlage der Mittelmächte abzeichnete, wollten die letzteren im Interesse Polens in das Kriegsgeschehen eingreifen. Piłsudski, militärisch ein Autodidakt, überquerte am 6. August 1914 mit einer kleinen Freischar nordöstlich von Krakau die Grenze zu Kongreßpolen, ohne damit politisch oder militärisch etwas zu bewirken. Eine Woche später brachte ihn ein österreichisches Ultimatum dazu, sich dem neugebildeten Obersten Nationalkomitee in Krakau zu unterstellen.

Die von Piłsudski kommandierte «Westliche Legion» aus polnischen Freiwilligen konnte im Winter und Frühjahr 1915 einige eindrucksvolle militärische Erfolge verbuchen. Flankierend hatte Piłsudski durch befreundete Offiziere bereits im Herbst 1914 in Warschau eine Untergrundtruppe, die Polnische Militärorganisation (POW), ins Leben rufen lassen. Die von ihm aufgebaute Legion umfaßte im Herbst 1916 etwa 1000 Offiziere und 20.000 Mann. Ihre Umwandlung in ein Polnisches Hilfskorps der Mittelmächte lehnte er ab und trat, als diese trotzdem vollzogen wurde, als Kommandant zurück. Wenig später aber, im Januar 1917, entschied er sich, in den von dem deutschen Generalgouverneur von Beseler berufenen Provisorischen Staatsrat einzutreten und dort das Referat für Heeresfragen zu übernehmen. Eine Unterordnung unter die deutsche Führung war damit nicht beabsichtigt: Piłsudski wollte die militärischen Kräfte Polens so stark machen, daß sie nach der erwarteten Niederlage des Zarenreiches an der Seite der Westmächte entscheidend an der Niederwerfung der Mittelmächte mitwirken konnten.

Die russische Februarrevolution wurde auch für Polen zu einer wichtigen Zäsur. Am 30. März 1917 ließ die Provisorische Regierung in Petrograd ein Manifest herausgehen, in dem sie sich für ein großes unabhängiges Polen aussprach, das alle von Polen bewohnten Gebiete umfassen und mit Rußland durch eine freie Militärunion verbunden sein sollte. Im Zuge der beabsichtigten Föderalisierung des Russischen Reiches beschloß die Provisorische Regierung Anfang Juni, die nichtrussischen Soldaten in den russischen Streitkräften zu nationalen Verbänden zusammenzuschließen. Das daraufhin geschaffene Oberste Polnische Heereskomitee fand sogleich die Unterstützung der Nationaldemokraten, die inzwischen von Dmowski auf eine enge Zusammenarbeit mit den Westmächten eingeschworen worden waren. Dmowski, der seit Anfang 1916 von London aus um die Unterstützung der Westalliierten für seine Vorstellungen von einem unabhängigen, auf Kosten Deutschlands erweiterten Großpolen warb, rief im August 1917 in Lausanne als Exilregierung das Polnische Nationalkomitee ins Leben und stellte sich an seine Spitze. Ganz in seinem Sinne wirkte der international berühmte Pianist Ignacy Jan Paderewski in den USA auf Präsident Wilson und seine engsten Berater ein.

Die PPS und die Untergrundorganisation POW, die zeitweilig mit dem Warschauer Staatsrat kooperiert hatten, gingen Anfang Mai 1917 in die Opposition und im Juni zum offenen Kampf gegen die Mittelmächte über. Piłsudski schloß um dieselbe Zeit seine engeren Anhänger mit der PPS und der bäuerlichen Volkspartei zur Demokratischen Liga zusammen. Am 24. Juli 1917 legte er sein Mandat im Provisorischen Staatsrat nieder und befahl den ihm gegenüber loyalen Freiwilligen des Polnischen Hilfskorps, den vorgesehenen Eid auf den deutschen Kaiser zu verweigern. Die meisten der 6500 Legionäre, etwa 4000, und 164 von 275 ihrer Offiziere befolgten diese Weisung und wurden daraufhin von der deutschen Besatzungsmacht interniert. Am 22. Juli ließ Generalgouverneur von Beseler Piłsudski verhaften. In die preußische Festung Magdeburg verbracht, konnte Piłsudski bis zu seiner Freilassung Anfang November 1918 die politische Entwicklung in Polen nicht mehr beeinflussen. Seiner politischen Autorität aber konnte die erzwungene Abwesenheit nichts anhaben. Die Internierung machte Piłsudski vielmehr erst recht zu einem nationalen Mythos.

Kurz nach der Verhaftung Piłsudskis beschlossen die Regierungen in Berlin und Wien, dem Königreich Polen ein provisorisches Staatsoberhaupt in Gestalt eines Regentschaftsrats zu geben. Der demonstrative Rücktritt des Staatsrates am 25. August 1917, ein Protest gegen die ständige Gängelung durch die Besatzungsmächte, beschleunigte die Entwicklung. Am 12. September erklärten die beiden Kaiser, Wilhelm II. und Karl, in einem gemeinsamen Patent Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung weitgehend zur Sache der Polen. Am 27. Oktober wurde ein dreiköpfiger Regentschaftsrat, bestehend aus dem Warschauer Erzbischof Kakowski, dem Warschauer Stadtpräsidenten Fürst Lubomirski und dem Grafen Ostrowski, eingesetzt. Am 7. Dezember folgte die Berufung einer polnischen Regierung unter dem Vorsitz des Juristen Jan Kucharzewski.

Kaum hatte das Königreich Polen den Zustand der Autonomie erlangt, da änderte die zweite russische Revolution des Jahres 1917 die internationale Lage radikal. Die Machtergreifung der Bolschewiki zerstörte die Hoffnung der «Passivisten», Rußland werde weiterhin an der Seite der Westmächte seinen Beitrag zum Sieg über die Mittelmächte leisten. Im Zuge der Enteignung des Großgrundbesitzes verloren auch die polnischen Gutsbesitzer in den «Ostmarken» ihre Ländereien. Das in diesem Gebiet stationierte, dem Obersten Polnischen Heereskomitee unterstellte Erste Polnische Korps unter General Dowbor-Muśnicki trat daraufhin, um den polnischen Besitz in Land und Stadt zu schützen, in den bewaffneten Kampf gegen die Bolschewiki ein. Im Januar 1918 fiel die Festung Bobruisk, im Februar die Stadt Minsk in die Hände der polnischen Verbände, die in dieser Zeit «objektiv» als Verbündete der Mittelmächte agierten. Auch die Nationaldemokraten schwenkten jetzt um: Einer ihrer prominentesten Vertreter, Jan Stecki, übernahm das Amt des Innenministers in der Regierung Kucharzewski. Hans Roos beschreibt den Einfluß der russischen Ereignisse auf Polen wie folgt: «Hatte die Februarrevolution die polnische Linke der Politik der Mittelmächte entfremdet, so brachte die Oktoberrevolution umgekehrt starke Gruppen der Rechten der Besatzungsgewalt und der von ihr eingesetzten Regierung näher.»


Die weitgehende Übereinstimmung zwischen Polen und den Mittelmächten war aber nur von kurzer Dauer. Am 9. Februar 1918 schlossen Deutschland und Österreich-Ungarn den Sonderfrieden mit der Ukraine, der dieser alle überwiegend ukrainisch besiedelten Gebiete, darunter einen kleinen Teil Kongreßpolens, das Cholmer Land, zugestand. Eine Woche später proklamierte der vom deutschen Oberkommando Ost eingesetzte Litauische Landesrat einen unabhängigen litauischen Nationalstaat; am 23. März wurde dieser vom Reichstag offiziell anerkannt. Die Deutschen schoben damit der Wiederherstellung der alten litauisch-polnischen Union, also einem «jagiellonischen» Polen, wie es Piłsudski und seine Anhänger, inzwischen aber auch Dmowskis Nationaldemokraten erstrebten, einen Riegel vor. Am wenigsten mochten die Polen aller Richtungen sich damit abfinden, daß Wilna, eine mehrheitlich von Polen bewohnte Stadt, und das östliche Galizien mit seiner teils polnischen, teils ukrainischen Bevölkerung keinen Teil des neuen polnischen Staates bilden sollten. Der Regentschaftsrat protestierte am 14. Februar 1918 gegen die «neue Teilung Polens»; die Regierung Kucharzewski trat zurück, ebenso der österreichische Generalgouverneur in Lublin, Graf Szeptycki.

Zum offenen Bruch zwischen Polen und den Mittelmächten kam es jedoch nicht. Am 4. April wurde in Warschau eine neue Regierung unter dem aus Galizien stammenden Juristen und Ökonom Jan Steczkowski und dem Prinzen Janusz Radziwill als Leiter des Politischen Departments gebildet. Was diese Regierung und die Besatzungsmächte zusammenhielt, war das gemeinsame Interesse an der Abwehr des Bolschewismus – ein «Bündnis», das in Polen allerdings heftig umstritten war, da es bei den Sozialisten, vor allem auf dem linken Flügel der PPS, starke Sympathien für die Partei Lenins gab. Die Linke boykottierte denn auch im Juni die (indirekten) Wahlen zum Staatsrat oder Landessejm (wobei nur ein Teil der Mitglieder von den Kreistagen und Stadträten gewählt, ein anderer von der Regentschaft ernannt wurde).

An einen Sieg der Mittelmächte glaubten um diese Zeit nur noch wenige Polen; die militärische Wende vom August 1918 beseitigte die letzten Zweifel. Ende September wurde eine von General Józef Haller befehligte Freiwilligenarmee in Frankreich, die etwa 20.000 Mann zählte, durch eine französisch-polnische Militärkonvention als alliierte und kriegführende Armee anerkannt. Am 8. Oktober legte Roman Dmowski Präsident Wilson namens des Polnischen Nationalkomitees, der von den Alliierten bislang nicht anerkannten Exilregierung, eine Denkschrift vor, die die Bildung einer großen, unabhängigen polnischen Republik als «Schanze gegen den deutschen Drang nach Osten» vorschlug. Zum neuen polnischen Staat sollten außer Kongreßpolen im Westen Posen, Westpreußen, Oberschlesien sowie Teile Ostpreußens gehören, im Süden Galizien und das kleine schlesische, teils polnisch-, teils tschechischsprachige Herzogtum Teschen, im Osten große Teile des historischen Großfürstentums Litauen und der westlichen Ukraine. Tags zuvor hatte bereits der Regentschaftsrat, ohne sich mit den beiden Generalgouverneuren abzustimmen, einen «Aufruf an das polnische Volk» ergehen lassen, der das von Wilson verkündete Selbstbestimmungsrecht der Völker einklagte sowie die Bildung einer Allparteienregierung und die Wahl einer Verfassunggebenden Nationalversammlung ankündigte.

Danach überstürzten sich die Ereignisse. Der Regentschaftsrat übernahm, um einem befürchteten Aufstandsversuch der POW zuvorzukommen, am 12. Oktober das Kommando über die bisher vom deutschen Generalgouverneur befehligte «Polnische Wehrmacht» und rief Freiwillige zu den Waffen. Am 26. Oktober wurde ein überwiegend von Nationaldemokraten gestelltes Kabinett berufen, in dem der immer noch internierte Piłsudski das Amt des Kriegsministers übernehmen sollte. Tags darauf etablierte sich in Krakau auf Grund des «Völkermanifests» von Kaiser Karl eine von Sozialisten, Nationaldemokraten und Bauernpartei getragene Polnische Liquidierungskommission, die faktisch als Regierung von Westgalizien auftrat. In Lemberg und Ostgalizien übernahm, gestützt auf ukrainische Schützenverbände, am 30. Oktober und 1. November ein ukrainischer Nationalrat die Macht. Kurz darauf mußte die neue Warschauer Regierung, nachdem sie vergeblich versucht hatte, den Regentschaftsrat abzusetzen, zurücktreten. In der Nacht vom 6. zum 7. November putschte die POW unter Edward Rydz-Śmigly, einem treuen Kampfgefährten Piłsudskis, in Lublin. Am folgenden Tag wurde eine Provisorische Volksregierung der Polnischen Republik unter dem galizischen Sozialistenführer Ignacy Daszyński gebildet, Rydz-Śmigly als Stellvertreter Piłsudskis zum Kommandeur aller polnischen Truppen ernannt und der Regentschaftsrat für abgesetzt erklärt.

Zwei Tage später, am 9. November, wurde Józef Piłsudski auf Grund einer Weisung der letzten kaiserlichen Regierung, des Kabinetts des Prinzen Max von Baden, aus der Festungshaft in Magdeburg entlassen. Am Morgen des 10. November traf er mit einem Sonderzug in Warschau ein. Am 11. November, der später zum Staatsgründungstag erklärt wurde, übertrug ihm der Regentschaftsrat den Oberbefehl, am 14. November, als letzte Amtshandlung vor dem eigenen Rücktritt, die politische Gewalt. Um einen Konflikt mit der Regierung in Lublin zu vermeiden, ernannte der «Vorläufige Staatschef» (ein Titel, den zuletzt Tadeusz Kościuszko beim Aufstand von 1794 geführt hatte) Daszyński zum Ministerpräsidenten, wechselte ihn aber schon wenige Tage später, am 17. November, im Sinne eines Signals an die protestierende Rechte, durch einen gemäßigteren Sozialisten, Jędrzej Moraczewski, aus, der eine Regierung aus Sozialisten und Angehörigen der Bauernpartei bildete. Ein gemeinsames Dekret von Staatschef und Regierung vom 22. November, das die beiderseitigen Kompetenzen abgrenzte, schloß den Prozeß der Staatsgründung formell ab.

Wo die Grenzen des neuen Polen liegen würden, war im November 1918 noch völlig offen. Entscheidend war zunächst, daß es erstmals seit der dritten polnischen Teilung vom 3. Januar 1795, nach fast 124 Jahren also, wieder einen unabhängigen polnischen Staat gab. Alle drei Teilungsmächte, erst Rußland, dann Preußen-Deutschland und Österreich, waren Verlierer des Ersten Weltkrieges. Ihre Niederlage war notwendig, damit das Unrecht der Teilungen von 1772, 1792 und 1795, soweit es denn möglich war, wieder gutgemacht werden konnte. Ein Weltkrieg als Voraussetzung der nationalen Befreiung Polens: Von Mickiewicz bis Piłsudski waren polnische Patrioten von diesem Zusammenhang überzeugt gewesen. Der Erste Weltkrieg hatte nicht um Polens willen begonnen. Aber der Ausgang des Krieges bedeutete für die Polen ein Stück ausgleichender Gerechtigkeit. Sie gewannen die Freiheit zurück, für die sie immer wieder, unter Napoleon und in den Erhebungen von 1830/31, 1848 und 1863, vergeblich gekämpft hatten. Wenn es so etwas wie einen Triumph der historischen Nemesis gab, dann erlebte ihn Polen im November 1918.[12]

Verspieltes Vertrauen und entgrenzte Gewalt:
Das Erbe des Ersten Weltkriegs

Mindestens 65 Millionen mobilisierte Soldaten, 8,5 Millionen Gefallene, über 21 Millionen Verwundete, 7,8 Millionen Kriegsgefangene und Vermißte, über 5 Millionen zivile Kriegstote in Europa ohne Rußland: Als der Erste Weltkrieg am 11. November 1918 mit dem Waffenstillstand von Compiègne zu Ende ging, hinterließ er tiefe Verstörungen bei Siegern und Besiegten. «La grande guerre» oder «the Great War», wie man diesen Krieg in Frankreich und England auch heute noch nennt, war von anderer Art gewesen als die europäischen Kriege des 19. Jahrhunderts. Die Zivilbevölkerung hatte zwischen 1914 und 1918 sehr viel mehr zu leiden gehabt als, beispielsweise, in den nationalen Einigungskriegen Italiens und Deutschlands zwischen 1859 und 1871. Ob freilich Hunger und Entbehrungen der Kriegszeit die unmittelbare Ursache dafür waren, daß zwischen 1918 und 1923 weltweit zwischen 25 und 50 Millionen Menschen, Zivilisten wie Soldaten, an einer Pandemie, der «spanischen Grippe», starben, ist nach neueren Forschungen durchaus strittig.

Der Erste Weltkrieg war der erste Krieg, in dem mit den Mitteln der modernen Technik Menschen massenhaft und anonym vernichtet wurden: durch Flammenwerfer und Gas, durch Torpedos von Unterseebooten und Bomben aus Flugzeugen. Die meisten Opfer forderte jedoch das Maschinengewehr, das erstmals im Amerikanischen Bürgerkrieg der Jahre 1861 bis 1865 und danach in Kolonialkriegen in Afrika zum Einsatz gekommen war. Der Schrecken der automatischen Waffen wirkte bei den Überlebenden ebenso nach wie die Faszination, die von der Entdeckung ausging, was Masse und Technik vermochten, wenn man ihnen gestattete, die Fesseln der Zivilität abzustreifen.

Es gab nicht nur ein Kriegserlebnis, sondern viele. Die Soldaten hatten den Krieg anders erfahren als die Zivilisten, die Front anders als die Etappe, Akademiker anders als «einfache» Menschen, Männer anders als Frauen, Frauen, die an Stelle Kriegsdienst leistender Männer in Fabriken oder Büros arbeiteten, anders als Frauen, die nicht erwerbstätig waren, Erwachsene anders als Jugendliche und Kinder. Wie jemand den Krieg wahrnahm und rückblickend bewertete, hing auch vom jeweiligen politischen Standort ab. Wer sich schon 1914 der «Kriegsbegeisterung» verweigert hatte oder durch den Krieg zum Kriegsgegner geworden war, konnte sich 1918 auf die radikalste aller linken Positionen stellen und den Krieg mit dem Bürgerkrieg beantworten, um die kapitalistische Gesellschaftsordnung zu beseitigen, aus der der «imperialistische» Krieg vermeintlich hervorgegangen war. Wer den Krieg als Naturnotwendigkeit bejahte und bis zuletzt daran festhielt, daß das eigene Land stets im Recht war, der war kaum bereit, eine Niederlage als endgültig zu akzeptieren; der Friede konnte für ihn nicht mehr sein als ein Zwischenspiel bis zum nächsten bewaffneten Kampf zwischen den Völkern. Diese Position, die der äußersten Rechten, war 1918 ebenso wie die der extremen Linken eine Minderheitsmeinung. Die große Mehrheit in allen Ländern hatte genug vom Krieg, ohne deswegen schon zum grundsätzlichen Pazifismus bekehrt zu sein. Wie dauerhaft der Friede sein würde, das hing vor allem davon ab, als wie gerecht oder ungerecht er empfunden wurde.

Völker, die dem Ersten Weltkrieg die ersehnte nationale Unabhängigkeit verdanken, die Polen etwa, die Finnen oder die Tschechen, blicken auf diesen Krieg mit anderen Gefühlen zurück als Deutsche, Franzosen oder Briten, die beim Ersten Weltkrieg vor allem an das grauenhafte Massensterben auf den Schlachtfeldern Flanderns und Nordfrankreichs und daran denken, daß auf den Ersten zwei Jahrzehnte später der Zweite Weltkrieg folgte. Das berühmte Wort des amerikanischen Historikers und Diplomaten George F. Kennan vom Ersten Weltkrieg als «der Urkatastrophe dieses Jahrhunderts» (the great seminal catastrophe of this century) spiegelt so etwas wie die herrschende Meinung in den einstigen Mittel- und Westmächten wider. Aber es ist keine Formel, über die es im Europa der Gegenwart Konsens gibt.

Je länger der Krieg dauerte, desto weniger genossen die Parlamente, vom britischen Unterhaus und dem amerikanischen Kongreß einmal abgesehen, das Vertrauen der breiten Massen. Tatsächlich verloren die gewählten Volksvertretungen in den meisten kriegführenden Ländern nach 1914 an Einfluß. Der österreichische Reichsrat durfte zwischen März 1914 und Mai 1917 nicht zusammentreten; die französische Deputiertenkammer tagte bis ins Spätjahr 1917 nichtöffentlich; der nur noch selten einberufenen italienischen Kammer wurde die Kontrolle über die Verwendung der von ihr bewilligten Mittel verwehrt; Haushaltsdebatten fanden nicht mehr statt. Die Machtkonzentration bei der Exekutive (in Deutschland vor allem bei der militärischen in Gestalt der Obersten Heeresleitung) förderte keineswegs das Vertrauen in den Staat und seine Institutionen. Die Behörden wurden verantwortlich gemacht für Versorgungsmängel, Teuerung und Schleichhandel; die allgegenwärtige Zensur nährte den Glauben an Gerüchte; die Justiz mußte mehr noch als in Friedenszeiten mit dem Argwohn leben, daß im Zweifelsfall vor dem Gesetz doch nicht alle gleich seien.

Langfristig mit am gefährlichsten war, daß das Vertrauen in die Stabilität der Währung Schaden nahm. In allen kriegführenden Ländern stieg die Staatsverschuldung gewaltig an. Die europäischen Westmächte konnten ihre Kriegsanstrengungen nur durch Kredite aus den USA finanzieren. (Die Sorge um die Rückzahlung dieser Gelder dürfte einer der Gründe gewesen sein, weshalb Präsident Wilsons Entscheidung für den Kriegseintritt Amerikas innenpolitisch nicht besonders umstritten war.) In der Erwartung eines Sieges des eigenen Landes nahmen alle Staaten bei ihren Bürgern Kriegsanleihen auf, in besonders großem Umfang Deutschland. Die Reichsbank stellte überdies bereits im August 1914 Schatzanweisungen und Schatzwechsel des Reiches, reine Finanzwechsel also, den Handelswechseln gleich und zog sie wie diese neben Gold zur Deckung der Reichsmark heran. Der Geldschöpfung der Reichsbank waren seitdem faktisch keine Grenzen mehr gesetzt; die Kriegsanleihen hätten nur noch durch Reparationen der Kriegsgegner zurückgezahlt werden können. Ähnlich inflationär wirkte die massive Emission von Papiergeld durch die österreichisch-ungarische Notenbank.

Die Abkehr vom Währungssystem der Vorkriegszeit war ebenso allgemein wie radikal. In den Worten des deutschen Wirtschaftshistorikers Wolfram Fischer: «Der Goldstandard mit seinen gesetzlich festgelegten Paritäten hatte für die private Wirtschaft stabile Rahmenbedingungen gesetzt. Diese gingen nun verloren. In der Binnenwirtschaft mußte man sich an steigende Inflationsraten gewöhnen, in der Außenwirtschaft an Devisenkontrollen und -zuteilungen, ja an In- und Exportverbote. Gleich bei Kriegsbeginn suspendierten die meisten Länder die Goldeinlösungspflicht der Zentralbanken – nur Großbritannien hielt sie formal bei, erschwerte sie jedoch – und verboten die Goldausfuhr, wiederum mit Ausnahme Großbritanniens, wo sie allerdings ebenfalls praktisch zum Erliegen kam. Frankreich erlaubte sie noch bis zum Juli 1915 unter erschwerten Bedingungen … Der Außenhandel, der vor dem Krieg ganz in den Händen privater Firmen gelegen hatte, wurde mehr und mehr eine Sache von zwischenstaatlichen Abmachungen, insbesondere Kreditverträgen, bei denen zunehmend nicht private Bankiers, sondern Zentralbanken und staatliche Schatzämter, erst das britische später vor allem das amerikanische, als Kreditgeber auftraten. Das internationale Kreditgeschäft geriet damit aus privaten in öffentliche Hände und wurde politisiert. Das sollte nach dem Krieg erhebliche Auswirkungen haben.»

Die faktische Verstaatlichung des Außenhandels, zu einem guten Teil eine Folge der drastischen Veränderung der internationalen Handelsströme durch die britische Seeblockade gegen Deutschland und den deutschen U-Boot-Krieg, war nur ein besonders krasses Beispiel für das, was der marxistische, 1877 in Wien geborene, seit 1907 als Redakteur des sozialdemokratischen «Vorwärts» in Berlin tätige Theoretiker Rudolf Hilferding 1915 erstmals als «organisierten Kapitalismus» bezeichnete. Hilferding entwickelte damit seine 1910, im «Finanzkapital», veröffentlichte Lehre von der Beherrschung der monopolistisch organisierten Industrie durch wenige Großbanken weiter. Die «ungeheure Stärkung der Staatsmacht», die das Finanzkapital und seine Politik erzeugt hätten, habe die Tendenz, «die Anarchie der Produktion zu mildern» und enthalte «Keime zu einer Umwandlung der anarchisch-kapitalistischen in eine organisiert-kapitalistische Wirtschaftsordnung … Anstelle des Sozialismus erscheint eine Gesellschaft zwar organisierter, aber herrschaftlich, nicht demokratisch organisierter Wirtschaft möglich, an deren Spitze die vereinigten Mächte der kapitalistischen Monopole und des Staates stünden, unter denen die arbeitenden Massen in hierarchischer Gliederung als Beamte der Produktion tätig wären. Anstelle der Überwindung der kapitalistischen Gesellschaft durch den Sozialismus träte die den unmittelbaren Bedürfnissen der Klassen besser als bisher angepaßte Gesellschaft eines organisierten Kapitalismus.»

Diese Entwicklung gab, so Hilferding weiter, dem Kapitalismus eine Überlebenschance, die sich sogar als Alternative zum Sozialismus herausstellen konnte. Mit einer Niederlage des Proletariats war das nicht unbedingt gleichzusetzen. Dieses habe in dem Maß, wie es sich organisierte und für seine Belange zu kämpfen lernte, den Kapitalismus verändert und für sich erträglicher gemacht: «Die konterrevolutionären Wirkungen der Arbeiterbewegung haben die revolutionären Tendenzen des Kapitalismus geschwächt.» Der Übergang zu einer qualitativ neuen, sozialistischen Gesellschaft blieb zwar eine politische Aufgabe, aber nachdem die Arbeiterbewegung dem Kapitalismus die Verwirklichung seiner schlimmsten Verelendungstendenzen unmöglich gemacht hatte, fehlten offenbar wesentliche Voraussetzungen für eine revolutionäre Transformation der Gesellschaft im Sinne von Marx (und Lenin). Mit dem Umfang der von der Arbeiterklasse erkämpften Rechte stiegen auch, so durfte man Hilferdings bemerkenswert optimistische Analyse wohl interpretieren, die Aussichten für eine evolutionäre Verwirklichung des Sozialismus.

Was Hilferding auf den Begriff des «organisierten Kapitalismus» brachte, nannten andere Zeitgenossen «Staatssozialismus», «Kriegssozialismus» oder schlicht «Sozialismus». In allen kriegführenden Ländern, auch den liberalsten, griff der Staat nach 1914 regulierend und organisierend in das Wirtschaftsleben ein. Der britische Defence of the Realm Act vom August 1914, die Errichtung der Kriegsrohstoffabteilung im preußischen Kriegsministerium unter Leitung von Walther Rathenau, dem Präsidenten des Aufsichtsrates der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft (AEG), ebenfalls im August 1914, die Gründung von Kriegsindustriekomitees in Rußland im Mai 1915, die Errichtung erst, 1915, eines Staatssekretariats, dann, 1917, eines Ministeriums für Waffen und Munition unter General Alfredo Dallolio in Italien, die Schaffung des amerikanischen War Industries Board im Juli 1917 waren Beispiele für das Zusammengehen von Staat und Wirtschaft in den Kriegsjahren. Dabei wirkten aber nicht nur staatliche Instanzen auf die Unternehmungen, sondern umgekehrt auch diese auf politische Entscheidungen ein.

Die organisierte Arbeiterschaft wurde ebenfalls in die Kriegswirtschaft eingebunden: in Frankreich etwa durch die Berufung des Sozialisten Albert Thomas zum Staatssekretär für die Artillerie- und Munitionsbeschaffung im Mai 1915 und zum Rüstungsminister im Dezember 1916, in Deutschland durch das Vaterländische Hilfsdienstgesetz vom Dezember 1916. Auch im Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Staat gab es wechselseitige Beeinflussungen, wobei aber eines nicht in Frage gestellt werden durfte: die Unterordnung des Faktors Arbeit unter die Erfordernisse der Kriegswirtschaft. (In Frankreich wurden die Prioritäten besonders deutlich, als nach dem Ausscheiden der Sozialisten aus der Regierung im September 1917 der Industrielle Louis Loucheur die Nachfolge von Albert Thomas als Rüstungsminister antrat.) Was von dieser Art von «Staatssozialismus» oder «Organisiertem Kapitalismus» den Krieg überleben würde, ließ sich, als Hilferding 1915 seinen Aufsatz zu Papier brachte, noch nicht absehen. Es war zudem durchaus zweifelhaft, ob, wie Hilferding und mit ihm viele Sozialdemokraten es erwarteten, eine staatliche Steuerung von Wirtschaft und Gesellschaft im Stil des Kriegssozialismus den Kapitalismus weniger krisenanfällig machen würde, als er es vor 1914 gewesen war.

Von allen Erfahrungen der Kriegsjahre war die am meisten erschreckende wohl die, wie rasch die gewohnten Normen des bürgerlichen Lebens ihre Gültigkeit verlieren konnten. Die Tötung Tausender belgischer Zivilisten und die Zerstörung des mittelalterlichen Löwen durch deutsche Soldaten im Spätsommer und Frühherbst 1914, die Tötung von mindestens 1000 serbischen Zivilisten durch ungarische Regimenter im September 1914, der erste Einsatz von Giftgas durch deutsche Truppen bei Ypern im April 1915, die Massendeportationen von Polen, Letten, Litauern und Juden durch die russische Armee und der Völkermord an den Armeniern des Osmanischen Reiches im Jahr 1915: die Zahl der Überschreitungen dessen, was in einem Krieg als «normal» galt, war gewaltig.

Die Grausamkeiten der beiden Balkankriege von 1912/13 waren vielen «zivilisierten» Europäern noch als balkanische oder orientalische Greuel erschienen. Seit 1914 zeigte sich, daß auch Völker, die an der Aufklärung teilgehabt hatten, im Krieg gegen andere Europäer zu barbarischen Akten fähig waren, wie sie sie bisher nur gegenüber Kolonialvölkern begangen hatten. Im November 1914, eineinviertel Jahre bevor er am 4. März 1916 vor Verdun fiel, verfaßte der deutsche expressionistische Maler Franz Marc einen Essay unter dem Titel «Das geheime Europa». Was die Nationalisten aller Länder über den Krieg behaupteten, war für ihn eine Lügengespinst. Er glaubte an einen tieferen, den Handlungen verborgenen Sinn des Krieges, den auch er für eine historische Notwendigkeit hielt: «In diesem Krieg kämpfen nicht, wie es in den Zeitungen steht und wie die Herren Politiker sagen, die Zentralmächte gegen den äußeren Feind, auch nicht eine Rasse gegen die andere, sondern dieser Großkrieg ist ein europäischer Bürgerkrieg, ein Krieg gegen den inneren, unsichtbaren Feind des europäischen Geistes.»

Ausfechten mußten diesen Krieg aber schon vor dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten von Amerika nicht nur Europäer. Die großen Kolonialmächte setzten auch in Europa Truppen aus Übersee ein, Frankreich vor allem solche aus Nordafrika, wobei allein 175.000 Mann aus Algerien kamen, das freilich formell keine Kolonie, sondern ein Teil des Mutterlandes war. Auf der Seite Großbritanniens kämpften neben 500.000 Kanadiern, 332.000 Australiern und 112.000 Neuseeländern, meist Freiwilligen britischer Herkunft, an allen Fronten auch 1,5 Millionen Angehörige der indischen Freiwilligenarmee sowie 90.000 Chinesen, die im britischen Weihaiwai rekrutiert worden waren und in Frankreich Schützengräben für die Alliierten ausheben mußten. Gleichermaßen unfreiwillig leisteten die ungezählten schwarzafrikanischen Träger Kriegsdienst, von denen schätzungsweise 100.000 in den Kämpfen um Deutsch-Ostafrika getötet wurden.

Die äußerste Entgrenzung der Gewalt auf dem europäischen Kontinent brachte nach 1917 der russische Bürgerkrieg, der ohne den Weltkrieg nicht möglich gewesen wäre und in vieler Hinsicht seine Fortsetzung mit nur teilweise anderen Mitteln bildete. Das Denken in den Kategorien von Freund und Feind, von Selbstbehauptung und Vernichtung richtete sich nunmehr vorrangig gegen den inneren Gegner, dem eine zumindest «objektive» Komplizenschaft mit dem äußeren Gegner nachzuweisen meist keiner besonderen Anstrengung bedurfte. Der Umschlag des Völkerkrieges in den Bürgerkrieg blieb nicht auf Rußland beschränkt: Er wurde zum Signum der Epoche, die mit dem Waffenstillstand vom 11. November 1918 begann.[13]


2.
Vom Waffenstillstand zur Weltwirtschaftskrise:
1918–1933

Die gebremste Revolution:
Deutschland auf dem Weg in die Weimarer Republik

Europa erlebte gegen Ende des Ersten Weltkrieges drei verschiedene Arten von Umbrüchen: erstens die nationalrevolutionäre Auflösung von Vielvölkerreichen, nämlich des russischen, des habsburgischen und des osmanischen, von denen nur eines, das russische, in radikal veränderter Form, als Union der sozialistischen Sowjetrepubliken, wiedererstehen sollte; zweitens sozialrevolutionäre Umwälzungen, von denen nur eine, die der Bolschewiki, langfristigen Bestand hatte; drittens die revolutionäre Umgründung eines bestehenden Staates durch Übergang von der Monarchie zur Republik unter grundsätzlicher Beibehaltung der überkommenen Gesellschaftsordnung.

Die dritte Form von Umbruch erlebte in der Form des bloßen Staatsformwechsels nur Deutschland. Von Anfang an war klar, was die maßgebliche Kraft der Umwälzung, die Mehrheitssozialdemokratie, um jeden Preis vermeiden wollte: einen Bürgerkrieg, für den das bolschewistische Rußland ein abschreckendes Beispiel lieferte. Die Sozialdemokraten um Friedrich Ebert hörten, als sie sich an die Spitze der revolutionären Bewegung stellten, nicht auf, eine staatstragende Partei zu sein. Ihre Führer sprangen auf einen fahrenden Zug, dessen Lokomotive nicht besetzt war, und brachten ihn unter ihre Kontrolle. Hätte sich die Sozialdemokratie in diesem Augenblick anders verhalten, so würde sie ihren Zusammenhalt als Partei aufs Spiel gesetzt haben. Sie handelte aus Selbsterhaltungsinteresse und aus Verantwortungsbewußtsein gegenüber dem Ganzen.

Die Sozialdemokratie hatte die Revolution nicht entfesselt, aber ohne die Sozialdemokratie konnte es keine demokratische Revolution geben. Die Furcht vor Chaos und Bürgerkrieg war begründet und ebenso die Sorge, im Falle eines Bürgerkrieges würden die Alliierten intervenieren, Deutschland also zu einem Objekt der Sieger werden. Nur wenn die bei weitem größte deutsche Arbeiterpartei die Bewegung in geordnete Bahnen lenkte, konnte diese Gefahr gebannt werden. Es gelang den Führern der Sozialdemokratie, zu vermeiden, was sie fürchteten, aber sie erreichten nur wenig von dem, was sie erstrebten. Der Preis, den sie für die Ordnung zahlten, war hoch. Wenige Monate nach dem 9. November 1918 fiel es selbst großen Teilen der SPD schwer, sich in der Republik wiederzuerkennen, die aus dem Umsturz hervorgegangen war.

Eduard Bernstein, der «Vater des Revisionismus», der 1916 der USPD beigetreten, aber schon im Dezember 1918 in den Schoß der Mutterpartei zurückgekehrt war, hat 1921 in seinem Buch «Die deutsche Revolution, ihr Ursprung, Verlauf und Werk» mit als erster auf den Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher Komplexität und Angst vor einer gewaltsamen Umwälzung der bestehenden Verhältnisse hingewiesen: Je vielseitiger und arbeitsteiliger eine Gesellschaft gegliedert sei, desto weniger vertrage sie eine radikale Umbildung. Ein weiterer Grund der politischen Mäßigung in den Wochen nach dem 9. November 1918 lag Bernstein zufolge in der fortgeschrittenen Teildemokratisierung Deutschlands: Das Deutsche Reich kannte zwar bis zum Oktober 1918 keine parlamentarisch verantwortliche Regierung, wohl aber seit einem halben Jahrhundert das allgemeine gleiche Reichstagswahlrecht für Männer.

1918 konnte es folglich nur um mehr Demokratie gehen: um die Ausweitung des demokratischen Wahlrechts auf die Frauen und auf die Einzelstaaten bis hinunter zur Kreis- und Gemeindeebene sowie um die volle Parlamentarisierung des Regierungssystems. Die Sozialdemokraten, die entschiedensten Vorkämpfer einer Demokratisierung im Kaiserreich, hätten ihre Glaubwürdigkeit verloren, wären sie 1918 von dieser Linie abgewichen und zur orthodox marxistischen Parole vom «Klassenkampf» zurückgekehrt. Aus ebendiesem Grund setzte die MSPD dem Ruf «Alle Macht den Räten», der auf die Diktatur einer Minderheit hinauslief, ein klares und festes Nein entgegen.

Die gemäßigten Unabhängigen Sozialdemokraten, unter ihnen die Volksbeauftragten Hugo Haase und Wilhelm Dittmann sowie der Theoretiker Rudolf Hilferding, waren keine Gegner der Konstituante. Sie wollten die Wahlen nur später abhalten als die Mehrheitssozialdemokraten und die so gewonnene Zeit nutzen, um der Demokratie ein festeres soziales und politisches Fundament zu geben. Wie Hilferding es am 18. November 1918 im Parteiorgan «Freiheit» ausdrückte: «Die Demokratie muß so verankert werden, daß eine Reaktion unmöglich wird, die Verwaltung darf nicht zum Tummelplatz konterrevolutionärer Bestrebungen dienen. Vor allem aber müssen wir beweisen, daß wir nicht nur Demokraten, sondern auch Sozialisten sind. Die Durchführung einer Reihe wichtiger Übergangsmaßnahmen ist ohne weiteres möglich; sie müssen vollzogen werden, damit auch hier Stellungen geschaffen werden, die jedem kapitalistischen Gegenangriff uneinnehmbar sind.»

Für eine Politik der vorsorglichen Festlegung der parlamentarischen Demokratie sprachen gute Gründe; eine Hinauszögerung des Wahltermins aber folgte daraus nicht mit Notwendigkeit. So sah es auch die große Mehrheit der Delegierten des Ersten Allgemeinen Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands, der vom 16. bis 21. Dezember 1918 in Berlin tagte. Von den 514 Abgesandten der örtlichen Räte neigten rund 300 der MSPD und etwa 100 der USPD zu; der Rest war linksliberal oder unabhängig. Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht hatten kein Mandat erhalten; ein Antrag, sie mit beratender Stimme teilnehmen zu lassen, wurde gleich zu Beginn der Tagung mit großer Mehrheit verworfen. In der maßgeblichen Frage fiel die Entscheidung am 19. Dezember. Mit 344 gegen 98 Stimmen sprachen sich die Delegierten gegen einen Antrag aus, die Verfassung der sozialistischen Republik auf das Rätesystem zu gründen. Mit etwa 400 zu 50 Stimmen wurde dagegen der Antrag angenommen, die Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung am 19. Januar 1919 durchzuführen. Das war ein noch früherer Termin als der, auf den der Rat der Volksbeauftragten sich am 29. November verständigt hatte: der 16. Februar.

Bei zwei anderen Abstimmungen wurde deutlich, daß die Mehrheit des Kongresses links von der provisorischen Revolutionsregierung stand. Mit großer Mehrheit wurde der Rat der Volksbeauftragten aufgefordert, mit der Sozialisierung aller dafür reifen Industrien, vor allem des Bergbaus, zu beginnen. Einstimmig verabschiedeten die Delegierten die sogenannten «Hamburger Punkte», die die militärische Kommandogewalt zunächst dem Rat der Volksbeauftragten, dann dem noch zu wählenden Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte übertrug. Außerdem sollten die Rangabzeichen abgeschafft und die Offiziere von den Mannschaften gewählt werden. Über die Aufrechterhaltung der Disziplin hatten die Soldatenräte zu wachen; an die Stelle des stehenden Heeres sollte eine Volkswehr treten.

Die Hamburger Punkte waren eine Reaktion auf Versäumnisse der Volksbeauftragten. Gewiß mußten sie im Interesse einer zügigen Demobilmachung mit der Obersten Heeresleitung zusammenarbeiten, aber es war keineswegs notwendig, die militärische Führung zu einem gleichberechtigten Partner der Revolutionsregierung zu machen. Hätten die Volksbeauftragten gemäßigte Reformforderungen der Soldatenräte angenommen, etwa die nach Schließung der Offizierskasinos oder dem Wegfall des Grußzwangs außer Dienst, wäre es zur Verabschiedung der teilweise utopischen Hamburger Punkte vermutlich gar nicht erst gekommen. Eine republikanische Volkswehr zu schaffen wäre gewiß sehr schwer gewesen, da es den meisten Arbeitern zutiefst widerstrebte, notfalls auch auf putschende Klassenbrüder zu schießen. Aber es gab seitens des Rates der Volksbeauftragten auch keine Ansätze zur Schaffung einer republikloyalen Truppe, auf die manche jüngeren Offiziere im Umkreis des neugegründeten Republikanischen Führerbundes drängten. Die vom Rat der Volksbeauftragten erlassenen Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten vom 19. Januar 1919 trugen bereits die Handschrift der OHL, und im Gesetz über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr, das die Nationalversammlung am 6. März 1919 verabschiedete, waren nicht einmal mehr Spuren des militärischen Beschlusses des Rätekongresses zu entdecken.

Was die Sozialisierung anging, wollten die Mehrheitssozialdemokraten in der schwierigen Übergangszeit zwischen Kriegs- und Friedenswirtschaft ungeachtet ihres grundsätzlichen Bekenntnisses zum Gemeineigentum an den Produktionsmitteln nichts überstürzen und die Entscheidung über die künftigen Eigentumsverhältnisse der Konstituante überlassen. Hemmend wirkte auch die Befürchtung, die Alliierten könnten verstaatlichte Betriebe als Pfänder für ihre Reparationsforderungen betrachten. Als Ausweg aus dem Dilemma bot sich die Einsetzung einer Sozialisierungskommission aus sachverständigen Mitgliedern beider sozialdemokratischer Parteien und bürgerlichen Experten an. Einen entsprechenden Beschluß faßte der Rat der Volksbeauftragten am 18. November 1918. Damit war das Problem zunächst einmal vertagt. Als die von Karl Kautsky geleitete Kommission Mitte Februar 1919 ihren Bericht vorlegte, in dem sie mehrheitlich eine Vergesellschaftung des Kohlenbergbaus als wirtschaftlich und politisch notwendig bezeichnete, war die Nationalversammlung bereits gewählt. In ihr gab es keine Mehrheit für eine Politik, wie die Kommission sie empfahl.

Noch vorsichtiger als die Führung der MSPD waren die Freien (das heißt sozialdemokratischen) Gewerkschaften. Am 15. November schlossen sie mit den Spitzen der Unternehmerschaft das «Stinnes-Legien-Abkommen», benannt nach den beiden Hauptakteuren, dem führenden Schwerindustriellen Hugo Stinnes und dem Vorsitzenden der Generalkommission der Freien Gewerkschaften, Carl Legien, über die Schaffung der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände Deutschlands. Ihre wichtigsten Vereinbarungen betrafen die wechselseitige Anerkennung als Tarifpartner, die Einführung des Achtstundentags als Normalarbeitstag, der freilich nur dann dauerhaft Bestand haben sollte, wenn alle Kulturländer dem deutschen Beispiel folgten, sowie die Bildung von Arbeiterausschüssen in allen Betrieben mit mehr als 50 Beschäftigten. Die Zentralarbeitsgemeinschaft entsprang einem gemeinsamen Interesse von Gewerkschaften und Unternehmerschaft: Beide wollten die Wirtschaft nicht dem Diktat des Staates unterwerfen; beiden lag aber auch daran, einer «wilden» Sozialisierung von unten zuvorzukommen. Einer Änderung der Eigentumsverhältnisse, wie sie die Mehrheit der Delegierten des Rätekongresses erstrebte, war damit zunächst einmal ein Riegel vorgeschoben.

Ein letzter, folgenschwerer Konflikt, der auf dem Rätekongreß ausgefochten wurde, betraf die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und dem künftigen Zentralrat. Die Mehrheitssozialdemokraten stellten den Antrag, dem Rat der Volks beauftragten die gesetzgebende und vollziehende Gewalt und dem Zentralrat die Aufgabe der parlamentarischen Überwachung zu übertragen. Hugo Haase war damit grundsätzlich einverstanden: Dem Zentralrat sollten alle Gesetze vorgelegt, die wichtigeren von ihm beraten werden. Die Delegierten der USPD aber wollten mehr: Der Zentralrat sollte das volle Recht haben, Gesetzen vor ihrer Verkündigung zuzustimmen oder sie abzulehnen. Die MSPD sah dadurch die Handlungsfähigkeit des Rates der Volksbeauftragten bedroht und antwortete mit einem Ultimatum: Sollte der Antrag der Unabhängigen angenommen werden, würden die mehrheitssozialdemokratischen Volksbeauftragten, Staatssekretäre und preußischen Minister zurücktreten. Nachdem der Kongreß dem Begriff «parlamentarische Überwachung» im Sinne Haases zugestimmt hatte, setzte der äußerste linke Flügel der USPD in der Fraktion den Boykott der Wahlen zum Zentralrat durch. In den 27 Mitglieder umfassenden Zentralrat der Deutschen Sozialistischen Republik wurden infolgedessen nur Mehrheitssozialdemokraten gewählt.

Die Volksbeauftragten der USPD hatten damit ihre Arbeitsgrundlage verloren. Zur formellen Aufkündigung der Koalition vom 10. November führten die «Berliner Weihnachtskämpfe», der dramatische Höhepunkt eines seit zwei Wochen schwelenden Konflikts um die Löhnung der «Volksmarinedivision», einer revolutionären Matrosentruppe, und des von ihr besetzten Stadtschlosses. Am 23. Dezember setzten die rebellierenden Matrosen die Regierung fest und «verhafteten» im Marstall Otto Wels, der das Amt des Berliner Stadtkommandanten innehatte. Die anschließenden blutigen Kämpfe um Schloß und Marstall endeten mit einer militärischen Niederlage der regulären Truppen und einer politischen Niederlage der Regierung. Die Volksbeauftragten der USPD beanstandeten zu Recht, daß ihre mehrheitssozialdemokratischen Kollegen dem von ihnen zu Hilfe gerufenen Kriegsminister eine Blankovollmacht gegeben (und damit das Leben von Wels aufs Spiel gesetzt) hatten. Als der Zentralrat am 28. Dezember das Verhalten Eberts und seiner Parteifreunde dennoch billigte, nahmen das Haase, Dittmann und Barth, die drei Vertreter der USPD, zum Anlaß, aus dem Rat der Volksbeauftragten auszuscheiden.

Zwei Tage später begann im preußischen Abgeordnetenhaus zu Berlin der Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei Deutschlands. Die neue Partei bestand aus zwei Strömungen: der Spartakusgruppe, die bislang die extreme Linke der USPD gebildet hatte, und den Internationalen Kommunisten Deutschlands, hervorgegangen aus den Hamburger und Bremer Linksradikalen. Die Stimmung der Delegierten war äußerst radikal. Vergeblich versuchte Rosa Luxemburg, den Parteitag davon zu überzeugen, daß es sinnlos und gefährlich sei, einem Antrag zuzustimmen, der die KPD auf den Boykott der Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung festlegte. Mit 62 gegen 23 Stimmen nahmen die Delegierten den Antrag an. An der antiparlamentarischen Stoßrichtung des Beschlusses gab es nichts zu deuteln. Der marxistische Historiker Arthur Rosenberg, der nach sieben Jahren aktiver Mitgliedschaft in der KPD 1927 aus der Partei austrat, hat in seiner 1935 erschienenen «Geschichte der deutschen Republik» zu Recht bemerkt, die Resolution sei «indirekt ein Aufruf zu putschistischen Abenteuern» gewesen.

Ein Anlaß, der Neigung zum Umsturz Taten folgen zu lassen, war bald gefunden. Am 4. Januar 1919, drei Tage nach Abschluß des Gründungsparteitages der KPD, entließ der preußische Ministerpräsident Paul Hirsch, ein Mehrheitssozialdemokrat, den Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn, der zum linken Flügel der USPD gehörte. Während der Weihnachtskämpfe hatte Eichhorns Sicherheitswehr sich auf die Seite der meuternden Volksmarinedivision gestellt; die Entlassung des dafür Verantwortlichen war daher unumgänglich. Keine Regierung konnte die Polizei der Hauptstadt einem Mann überlassen, der auf den Sturz dieser Regierung hinarbeitete. Die radikale Linke sah das anders. Für sie war die Amtsenthebung Eichhorns eine gezielte Herausforderung. Noch am Abend des 4. Januar beschloß der Vorstand der Berliner USPD zusammen mit den Revolutionären Obleuten aus der Metallindustrie, am folgenden Tag eine Protestdemonstration gegen Eichhorns Entlassung durchzuführen. Den entsprechenden Aufruf unterzeichnete auch die Zentrale der KPD.

Die Teilnehmerzahl und der Kampfgeist der Demonstranten gingen weit über das hinaus, was die beteiligten Organisationen erwartet hatten. Doch bereits an diesem Tag, dem 5. Januar, gerieten die Ereignisse außer Kontrolle. Während im Polizeipräsidium die Berliner USPD, die KPD und die Revolutionären Obleute noch über das weitere Vorgehen berieten, besetzten bewaffnete Arbeiter die Druckereien des sozialdemokratischen «Vorwärts» und des linksliberalen «Berliner Tageblatts», die Verlagsgebäude von Mosse, Ullstein und Scherl, die Druckerei Büxenstein und das Wolffsche Telegraphenbüro. Unter dem Eindruck von Falschmeldungen, wonach alle Berliner Regimenter, ja sogar auswärtige Garnisonen wie Frankfurt an der Oder zum bewaffneten Kampf bereit seien, gab Karl Liebknecht die verhängnisvolle Parole «Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann» aus. Gegen einzelne Proteste beschloß die Mehrheit der Versammelten daraufhin, die Besetzung der Zeitungsbetriebe aufrechtzuerhalten, die Berliner Arbeiter zum Generalstreik aufzurufen und den Kampf gegen die Regierung bis zu deren Sturz aufzunehmen.

Die Berliner Januarerhebung, mit fragwürdigem Recht auch heute noch oft «Spartakusaufstand» genannt, war von Anfang an führerlos. Ziellos aber war sie nicht. Die Parole «Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann» bedeutete nichts Geringeres als die Verhinderung der Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung und die Errichtung der Diktatur des Proletariats. Was die russischen Bolschewiki im Januar 1918 durch die Sprengung der freigewählten Konstituante bewirkt hatten, wollten ihre deutschen Gefolgsleute und Sympathisanten erreichen, bevor es zur Wahl einer Konstituante kam. Der Rat der Volksbeauftragten war also gezwungen, die Kampfansage der radikalen Minderheit des Berliner Proletariats anzunehmen und dem Aufstand gegen die Demokratie entgegenzutreten.

Die Durchführung dieser Aufgabe fiel Gustav Noske zu, der erst am 29. Dezember, einen Tag nach dem Ausscheiden der Unabhängigen, in den Rat der Volksbeauftragten eingetreten war. Der gelernte Holzarbeiter und spätere Marinereferent der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion konnte sich bei der Abwehr des Putsches zunächst nur auf einige Berliner Ersatzbataillone, Teile der Republikanischen Soldatenwehr und der Charlottenburger Sicherheitswehr sowie den eben erst gebildeten Helferdienst der Sozialdemokratischen Partei stützen. Dazu kamen rechtsstehende Freikorps, die sich auf Grund des Regierungsaufrufs «Freiwillige vor!» vom 7. Januar bildeten, sowie, vom 8. Januar ab, Freiwilligentruppen der Obersten Heeresleitung.

Zunächst war es noch ungewiß, ob es zum bewaffneten Kampf kommen würde. Am 6. Januar nahm die Regierung auf Drängen des Vorstands der USPD Verhandlungen mit den Aufständischen auf. Die MSPD verlangte die sofortige Räumung der besetzten Zeitungsgebäude, während Karl Kautsky für den gemäßigten Teil der Unabhängigen einen Kompromißvorschlag unterbreitete: Die Verhandlungen sollten dann als gescheitert betrachtet werden, wenn sie nicht zur vollen Wiederherstellung der Pressefreiheit führten. Es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß die Besetzer diese Brücke betreten hätten; ihre Gegenforderung, die Wiedereinsetzung Eichhorns, war unerfüllbar. Aber der Versuch wurde gar nicht erst gemacht, da sich die MSPD und am 7. Januar auch der Zentralrat dagegen aussprachen. Die Würfel für eine gewaltsame Lösung des Konflikts waren damit gefallen.

Am Ausgang konnte es, wie die Dinge lagen, keinen Zweifel geben. Am 11. Januar gaben die Besetzer des «Vorwärts» auf; am gleichen Tag nahmen Regierungstruppen auch die anderen besetzten Pressehäuser ein. Ebenfalls am 11. Januar begannen die auf Anweisung Noskes von der OHL aufgestellten und von General Lüttwitz befehligten Freikorps gegen Berlin aufzumarschieren. Einen zwingenden militärischen Grund für den Einzug dieser Verbände gab es nicht, da der Aufstand zu diesem Zeitpunkt im wesentlichen bereits niedergeschlagen war. Aber Noske und die OHL wollten ein Exempel statuieren, um künftigen Umsturzversuchen vorzubeugen. Unter den ersten Opfern der Freikorps waren Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die beiden prominentesten Mitglieder der Zentrale der KPD. Sie wurden am 15. Januar von Freikorpsoffizieren ermordet.

Der Berliner Januaraufstand war der Putschversuch einer radikalen Minderheit. Wäre er nicht niedergeworfen worden, hätte sich der Bürgerkrieg über ganz Deutschland ausgebreitet und eine Intervention der Alliierten ausgelöst. Für die Gewaltexzesse der Gegengewalt aber, die die Spaltung zwischen den gemäßigten und den radikalen Kräften in der deutschen Arbeiterbewegung zum Abgrund machte, gab es keine Rechtfertigung. Mehr als unumgänglich hatten sich die regierenden Mehrheitssozialdemokraten auf Freikorps gestützt, von denen die meisten nicht weniger zum Bürgerkrieg bereit waren als die Kommunisten. Den jungen Offizieren und Studenten, die in diesen Verbänden den Ton angaben, ging es nicht um die Rettung der Republik. Was sie antrieb, war Haß auf alles, was «links» stand. Den Krieg, den sie zuvor gegen äußere Feinde geführt hatten, im Innern fort zusetzen war aus ihrer Sicht nur folgerichtig. Schließlich war es die äußerste Linke, der sie die Hauptschuld an der deutschen Niederlage gaben.

Die Niederschlagung des Januaraufstands machte den Weg frei für die Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung. Außer den beiden sozialdemokratischen Parteien traten mehrere bürgerliche Parteien an. Die katholische Deutsche Zentrumspartei durfte hoffen, aus der Empörung Nutzen zu ziehen, die der preußische Kultusminister Adolph Hoffmann, ein Politiker der USPD, mit seiner radikal antikirchlichen Schulpolitik hervorgerufen hatte; die bisherige bayerische Zentrumspartei beteiligte sich als Bayerische Volkspartei (BVP) an der Wahl. Das Erbe der linksliberalen Fortschrittlichen Volkspartei trat die Deutsche Demokratische Partei (DDP), das der weiter rechts stehenden Nationalliberalen Partei die Deutsche Volkspartei (DVP) unter ihrem Vorsitzenden Gustav Stresemann an, der im Krieg umfassende deutsche Annexionen gefordert hatte. Aus den beiden konservativen Parteien des Kaiserreichs, den Deutschkonservativen und den Freikonservativen, sowie den Antisemitenparteien entstand die Deutschnationale Volkspartei (DNVP), die sich entschiedener als die DVP zur Wiederherstellung der Monarchie bekannte. Unter den jüngeren Konservativen, zumal denen aus dem preußischen Adel, gab es freilich auch viele, die dem letzten Träger der Hohenzollernkrone verübelten, daß er für sein Kaiser- und Königtum nicht gekämpft, sondern sich am 10. November 1918 ins Exil nach Holland begeben hatte.

An den Wahlen vom 19. Januar 1919, bei denen erstmals auch alle Frauen, die mindestens 25 Jahre alt waren, zu den Urnen gehen durften, beteiligten sich 83 Prozent der Wahlberechtigten (1912 waren es 84,9 Prozent gewesen). Von der Einführung des Verhältniswahlrechts profitierte vor allem die MSPD. Mit 37,9 Prozent erreichte sie 3,1 Prozentpunkte mehr als die ungeteilte Sozialdemokratie sieben Jahre zuvor. Die USPD kam auf 7,6 Prozent. Von den bürgerlichen Parteien war die DDP mit 18,5 Prozent am erfolgreichsten; das waren 6,2 Prozentpunkte mehr, als die FVP 1912 erhalten hatte. Die beiden katholischen Parteien, Zentrum und BVP, erreichten zusammen 19,7 Prozent (auf das ungeteilte Zentrum waren 1912 16,4 Prozent entfallen). Die noch kaum organisierte DVP mußte sich mit 4,4 Prozent begnügen (gegenüber 13,6 Prozent für die Nationalliberalen bei der vorangegangenen Wahl). Auch die DNVP schnitt mit 10,3 Prozent schlechter ab als die konservativen und antisemitischen Parteien, die 1912 auf 15,1 Prozent gelangt waren. Der Rückhalt der monarchistischen Kräfte war also eher schwach: eine Folge auch des persönlichen Ansehensverlustes, den Wilhelm II. schon vor 1914, aber erst recht in den Kriegsjahren erlitten hatte. Die Nutznießer des Frauenstimmrechts waren die DDP und die besonders kirchenfreundlichen Parteien, die sich bislang den Forderungen der Suffragetten hartnäckig widersetzt hatten: bei den Protestantinnen, vor allem Ostelbiens, die Deutschnationalen, bei den Katholikinnen Zentrum und BVP.

Die Entscheidungen über die Grundlegung der deutschen Republik fielen zwischen Februar und August 1919 in Weimar. Der thüringische «Musentempel» schien sicherer als das von Unruhen erschütterte Berlin; Weimar, der Inbegriff der deutschen Klassik, als Tagungsort der Nationalversammlung, würde, so hofften die maßgebenden Akteure, auch im Ausland auf ein positives Echo stoßen. Am 6. Februar 1919 trug Friedrich Ebert als bisheriger Vorsitzender des Rates der Volksbeauftragten vor der Nationalversammlung einen Rechenschaftsbericht vor, in dem er von seinen Kollegen und sich selbst sagte, sie seien «im eigentlichen Wortsinne die Konkursverwalter des alten Regimes» gewesen. Das war so ehrlich wie zutreffend. Hätten sich die regierenden Sozialdemokraten als Gründerväter einer Demokratie gefühlt, hätten sie wohl weniger bewahrt und mehr verändert. Ihr Handlungsspielraum war begrenzt, aber nicht so eng, wie sie meinten. Sie hätten dem Militär und dem hohen Beamtentum gegenüber mit mehr Selbstbewußtsein auftreten und im öffentlichen Dienst dafür sorgen können, daß offenkundige Gegner des neuen Staates nicht in Schlüsselpositionen verblieben, wie das vor allem in den altpreußischen Gebieten bis hinunter zur Ebene der Landräte durchgängig geschah.

Daß Preußen als Staat erhalten bleiben würde, war im November noch keineswegs sicher gewesen. Es gab ein starkes Streben nach Loslösung vom ehemaligen Hohenzollernstaat (und teilweise auch vom Reich) im katholischen Rheinland; der neue Staatssekretär des Reichsamts des Innern, der linksliberale Berliner Staatsrechtler Hugo Preuß, dem der Rat der Volksbeauftragten die Ausarbeitung einer neuen Reichsverfassung übertragen hatte, wollte, um ein «Übergewicht eines Staates und einen neuen Dualismus» zwischen Preußen und dem Reich zu verhindern, Preußen in mehrere kleinere Staaten auflösen. Unter den schärfsten Widersachern dieses Vorschlags waren die regierenden preußischen Sozialdemokraten mit dem Ministerpräsidenten Paul Hirsch an der Spitze. Ihre Argumente waren durchschlagend: Nur ein einheitliches Preußen könne eine Klammer zwischen Ost und West bilden, den von Frankreich geförderten Sezessionsbestrebungen im Rheinland und dem polnischen Druck auf Ostpreußen wirksam entgegentreten, also die Einheit des Reiches bewahren und darüber hinaus die weitere Politisierung des konfessionellen Gegensatzes zwischen Protestanten und Katholiken verhindern. Die «Propreußen» setzten sich durch – zur Genugtuung nicht nur der preußischen Sozialdemokraten, sondern auch ihrer schärfsten Gegner, der preußischen Konservativen und ihrer verläßlichsten Stütze, der Rittergutsbesitzer.

Eine Aufteilung des ländlichen Großgrundbesitzes zugunsten von landarmen Bauern und Landarbeitern hatte nach dem November 1918 nicht ernsthaft zur Debatte gestanden, weil die Revolutionsregierungen im Reich und in Preußen die Lebensmittelversorgung nicht gefährden wollten, die angesichts der andauernden alliierten Blockade Deutschlands ohnehin höchst prekär war. Den ostelbischen Gutsherren gestatteten die Volksbeauftragten sogar, die Bildung gemeinsamer Räte von Großgrundbesitzern, Mittel- und Kleinbauern, was einer pauschalen Garantie der ländlichen Eigentumsverhältnisse gleichkam. Auch andere alte Eliten zogen Nutzen aus der politischen Zurückhaltung der neuen Regierung: Justiz, Universitäten und Gymnasien blieben von der Revolution nahezu unberührt. Daß es dort zahlreiche Gegner der Republik gab, wußte man auch schon 1918. Eine großangelegte politische «Säuberung» aber hätte das gesamte Bürgertum gegen den neuen Staat aufgebracht, was die Sozialdemokraten nicht wollen konnten.

Die Eliten des Kaiserreichs hatten folglich die Möglichkeit, von den gesellschaftlichen Grundlagen ihrer Macht mehr in die neue Zeit hinüberzuretten, als der Republik gut tat. Den Bürgerkrieg zu vermeiden war für Ebert und seine politischen Freunde zu einem kategorischen Imperativ geworden. Das war ebenso verantwortungsbewußt wie die aus dieser Einsicht abgeleitete Bereitschaft, mit gemäßigten bürgerlichen Kräften zusammenzuarbeiten. Anders war der Aufbau einer deutschen Demokratie in der Tat nicht zu bewerkstelligen. Daß dies eine vom obrigkeitsstaatlichen Erbe geprägte und damit vorbelastete Demokratie sein würde, haben gemäßigte Unabhängige Sozialdemokraten wie Haase und Hilferding sehr viel klarer gesehen als die mehrheitssozialdemokratischen Praktiker Ebert und Scheidemann.

Am 10. Februar verabschiedete die Nationalversammlung das von Hugo Preuß ausgearbeitete Gesetz über die vorläufige Reichsgewalt, also die provisorische Verfassung. Tags darauf wählten die Abgeordneten Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten. Dieser beauftragte am 11. Februar Philipp Scheidemann mit der Regierungsbildung. Am 13. Februar konnte das Kabinett des sozialdemokratischen Reichsministerpräsidenten, bestehend aus Ministern der SPD, des Zentrums und der DDP sowie dem parteilosen Außenminister Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, seine Arbeit aufnehmen.

Die größte innenpolitische Herausforderung der Regierung war die Streikbewegung, die Deutschland in den ersten Monaten des Jahres 1919 erschütterte. Sie begann Ende Dezember 1918 im Ruhrgebiet und griff im Februar 1919 auf Mitteldeutschland über. Ihr Ziel war die Sozialisierung des Bergbaus, wobei die Vorstellungen von der Art der Vergesellschaftung weit auseinandergingen. Die mitteldeutschen Streiks endeten am 8. März, nachdem die Regierung Scheidemann die gesetzliche Einführung von Betriebsräten und die «Sozialisierung» der Kohle- und Kalisyndikate versprochen hatte. Im Ruhrgebiet weitete sich der Streik zum Generalstreik aus, auf den die Regierung mit der Entsendung von Truppen reagierte. Die heftigsten Kämpfe fanden Anfang März in Berlin statt. Der neue Reichswehrminister Gustav Noske erließ am 9. März einen durch kein Gesetz gedeckten Schießbefehl, wonach jede Person, die mit der Waffe in der Hand gegen Regierungstruppen kämpfend angetroffen wurde, sofort zu erschießen war. Rund 1000 Menschen kamen bei den Berliner Märzkämpfen ums Leben.

Die großen Streiks vom Frühjahr 1919 bildeten einen Teil der zweiten Phase der deutschen Revolution. In dieser Phase, die Anfang Mai zu Ende ging, versuchte der radikale Teil des Proletariats die gesellschaftlichen Veränderungen zu erzwingen, die die erste Phase nicht gebracht hatte. Die Ergebnisse blieben weit hinter den Erwartungen der äußersten Linken zurück. Die «Sozialisierung», wie sie in mehreren Gesetzen vom März und April 1919 Gestalt annahm, änderte nichts an den Eigentumsverhältnissen im Kohlen- und Kalibergbau. Die wichtigste Errungenschaft, die in den Frühjahrskämpfen von 1919 ihren Ursprung hatte, und zugleich das einzige bleibende Ergebnis der deutschen Rätebewegung von 1918/19 war das heiß umstrittene, von der Rechten wie von der äußersten Linken heftig bekämpfte Betriebsrätegesetz vom Februar 1920. Es führte für Betriebe mit mindestens 20 Beschäftigten Betriebsräte ein, die bei der Einstellung und Entlassung von Arbeitskräften mitentscheiden durften und gegenüber dem Arbeitgeber einen weitreichenden Anspruch auf Information über Betriebsvorgänge besaßen. Das Gesetz wurde zur Magna Charta der innerbetrieblichen Mitbestimmung und trug erheblich dazu bei, daß Deutschland zu einem Pionierland der Wirtschaftsdemokratie wurde.

Zur zweiten Phase der deutschen Revolution gehörten auch die beiden Münchner Räterepubliken. Die Vorgeschichte der ersten begann am 21. Februar 1919 mit der Ermordung des bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner: Er wurde auf dem Weg zum Landtag, wo er angesichts der verheerenden Niederlage der von ihm geführten USPD bei den Landtagswahlen vom 12. Januar seinen Rücktritt als Regierungschef erklären wollte, von dem Jurastudenten und beurlaubten Leutnant Anton Graf von Arco-Valley erschossen. Die Folge war eine politische Radikalisierung, die auch Teile der MSPD erfaßte. Am 3. April sprachen sich die Augsburger Räte, angeregt durch die Proklamation der ungarischen Räterepublik unter dem Kommunisten Béla Kun, für eine Räterepublik Bayern aus. In der Nacht vom 6. zum 7. April schloß sich der nach Eisners Ermordung gebildete, von dem linken Sozialdemokraten Ernst Niekisch geführte Zentralrat der bayerischen Republik dieser Forderung an. Die Regierung des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann, des Nachfolgers von Eisner, wurde für abgesetzt erklärt.

Die erste Münchner Räterepublik, in der Schwabinger Literaten den Ton angaben, schaffte es binnen weniger Tage, sich zum Gegenstand allgemeinen Gespötts zu machen. Der Abbruch der «diplomatischen Beziehungen» mit dem Reich, eine Botschaft an Lenin, in der diesem die Einigung des oberbayerischen Proletariats mitgeteilt wurde, und die Ankündigung von «Freigeld» zur Überwindung des Kapitalismus waren einige der spektakulärsten Aktionen des von den Kommunisten als «Scheinräterepublik» bezeichneten kurzlebigen Regimes. Als die nach Bamberg ausgewichene Regierung Hoffmann am Palmsonntag, den 13. April, die Republikanische Soldatenwehr gegen die Putschisten einsetzte, griffen die Kommunisten an der Seite der vom Zentralrat der bayerischen Republik gebildeten «Roten Armee» in die Kämpfe ein und brachten der Soldatenwehr eine empfindliche Niederlage bei. Noch am Abend des 13. April trat, ohne Anweisung der Berliner Zentrale, Eugen Leviné, der aus Rußland stammende Führer der bayerischen KPD, an die Spitze der nunmehr zweiten Münchner Räterepublik.

Der Versuch, ein überwiegend agrarisches, katholisches und konservatives Land wie Bayern der Diktatur einer kleinen revolutionären Clique zu unterwerfen, war von Anfang an zum Scheitern verurteilt. Dem roten Terror der Kommunisten folgte in der ersten Maiwoche der weiße Terror, ausgeübt von württembergischen Freikorps, die auf Noskes Weisung der legalen bayerischen Regierung zu Hilfe kamen. Als die zweite Räterepublik am 3. Mai endgültig niedergeworfen war, zählte man 606 Tote, die in den Kampfhandlungen umgekommen waren, unter ihnen 38 Angehörige der Regierungstruppen und 335 Zivilisten. Leviné wurde wegen Hochverrats angeklagt, zum Tode verurteilt und am 5. Juni 1919 hingerichtet.

Daß Kurt Eisner ein preußischer Jude, Eugen Leviné und sein Parteifreund Max Levien Ostjuden waren, daß zahlreiche intellektuelle Führer der ersten und zweiten Räterepublik, unter ihnen die Schriftsteller Ernst Toller, Erich Mühsam und der von Freikorpssoldaten ermordete Gustav Landauer, jüdischen Familien entstammten, gab weit über München und Bayern hinaus dem ohnehin starken Antisemitismus mächtigen Auftrieb. Dem begabtesten und bedenkenlosesten der antijüdischen Agitatoren, Adolf Hitler, der seine politische Laufbahn im Sommer 1919 als Vertrauensmann des bayerischen Reichskommandos begann, kamen die Verhältnisse im nachrevolutionären, durch die Erfahrung der Räterepubliken traumatisierten München außerordentlich entgegen: Nirgendwo sonst hätte er für seine Parolen einen derart günstigen Resonanzboden gefunden wie hier.

Der verarmte Beamtensohn aus dem österreichischen Braunau am Inn, ein Mann ohne Realschulabschluß und Berufsausbildung, ein Postkartenmaler und Gelegenheitsarbeiter, war im Mai 1913, damals 24 Jahre alt, um dem Militärdienst in der Doppelmonarchie zu entgehen, von Wien nach München übergesiedelt, hatte sich im August 1914 als Freiwilliger beim bayerischen Heer gemeldet und es als Meldegänger an der Westfront bis zum Gefreiten und Träger des Eisernen Kreuzes gebracht. Als Hitler sich im September 1919 einer rechtsradikalen Gruppierung, der Deutschen Arbeiterpartei, anschloß (die er wenig später, im Februar 1920, in die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei umwandelte), lag sein antisemitisches Weltbild bereits fest: «Alles, was Menschen zu Höherem streben läßt, sei es Religion, Sozialismus, Demokratie, es ist ihm (dem Juden, H. A. W.) alles nur Mittel zum Zweck, Geld- und Herrschgier zu befriedigen. Sein Wirken wird in seinen Folgen zur Rassentuberkulose der Völker, und daraus ergibt sich folgendes: Der Antisemitismus aus rein gefühlsmäßigen Gründen wird seinen letzten Ausdruck finden in der Form von Progromen (sic!). Der Antisemitismus der Vernunft jedoch muß führen zur planmäßigen gesetzlichen Bekämpfung und Beseitigung der Vorrechte der Juden, die er zum Unterschied der anderen zwischen uns lebenden Fremden besitzt (Fremdengesetzgebung). Sein letztes Ziel aber muß unverrückbar die Entfernung der Juden überhaupt sein. Zu beidem ist nur fähig eine Regierung nationaler Kraft und niemals eine Regierung nationaler Ohnmacht.»

In die Zeit zwischen den Berliner Märzkämpfen und der Proklamation der ersten Münchner Räterepublik fiel eine Sitzung des Kabinetts Scheidemann, in der es unter anderem um die Frage ging, wie Deutschland sich bei den bevorstehenden Friedensverhandlungen zur Kriegsschuldfrage äußern sollte. Mit der Edition der einschlägigen deutschen Akten hatte der Rat der Volksbeauftragten noch im November den Unabhängigen Sozialdemokraten Karl Kautsky, damals Beigeordneter im Auswärtigen Amt, und den Mehrheitssozialdemokraten Max Quarck, zu dieser Zeit Beigeordneter im Reichsamt des Innern, beauftragt. Ende März stand Kautskys Arbeit kurz vor dem Abschluß. Reichspräsident Ebert, der an der Kabinettssitzung teilnahm, empfahl, die «Sünden der alten Regierung aufs schärfste (zu) verurteilen» und die Stellung der neuen Regierung in einer Denkschrift dazulegen. Die meisten Minister stimmten Ebert zu, Reichsfinanzminister Eugen Schiffer von der DDP, der bis 1918 zu den Nationalliberalen gehört hatte, warnte aber dringend vor einem Schuldbekenntnis, das dem deutschen Volk die letzte Selbstachtung nehmen und die Gegner triumphieren lassen würde. Reichsministerpräsident Scheidemann hielt es nicht für notwendig, sich an der Kontroverse zu beteiligen.

Als sich das Kabinett am 18. April 1919 erneut mit der Kriegsschuldfrage befaßte, lag Kautskys Aktenedition vor. Die Dokumente ließen keinen Zweifel daran, daß die Reichsleitung in der Julikrise von 1914 Österreich-Ungarn in den Krieg mit Serbien gedrängt und damit die Hauptverantwortung für die Auslösung des Weltkrieges auf sich geladen hatte. Für eine Veröffentlichung der Aktensammlung sprach sich der sozialdemokratische Reichsminister ohne Geschäftsbereich Eduard David aus, dagegen Reichsjustizminister Johannes Bell vom Zentrum. Scheidemann verzichtete abermals darauf, in die Debatte einzugreifen. Am Ende empfahl er, gegen den Widerspruch Davids, von einer Publikation vorläufig abzusehen.

Eine Veröffentlichung wäre der von Ebert geforderte moralische Bruch mit dem alten Regime gewesen. Was ein derart mutiger Akt politisch bewirkt haben würde, darüber kann nur spekuliert werden. Auf das Eingeständnis einer wesentlichen deutschen Mitschuld, ja Hauptschuld am Krieg hätte die nationalistische Rechte mit einem Aufschrei der Empörung reagiert, die Behauptung, daß die Entente Deutschland den Krieg aufgezwungen habe, wäre ihr aber erschwert worden. Bei den Siegermächten hätte eine offene deutsche Selbstkritik vermutlich die verständigungsbereiten Kräfte auf der Linken gestärkt, die Regierungsvertreter, die in Paris über den Friedensvertrag berieten, aber wohl kaum beeindruckt.

Der moralische Bruch mit dem Kaiserreich unterblieb auch deshalb, weil die meisten Sozialdemokraten Verratsvorwürfe und eine kritische Debatte über die Burgfriedenspolitik fürchteten. Das Schweigen hatte schwerwiegende Folgen. Von der Regierung Scheidemann über die deutsche Politik im Juli 1914 im Unklaren gelassen, war die deutsche Öffentlichkeit nicht im mindesten auf das vorbereitet, was sie erwartete, als die Pariser Beratungen über die Friedensbedingungen der Alliierten Anfang Mai 1919 zu Ende gingen.[1]

Vorbelastete Neuanfänge:
Österreich und Ungarn 1918/19

Bewegt verliefen die ersten Monate der unmittelbaren Nachkriegszeit auch in Österreich. An der Spitze einer Regierung aus Sozialdemokraten, Christlichsozialen und großdeutschen Deutschnationalen stand seit dem 30. Oktober 1918 als Staatskanzler der Sozialdemokrat Karl Renner. Eine der ersten Amtshandlungen seiner Regierung war die Einholung von Beitrittserklärungen zur Republik Deutschösterreich durch die Landtage der Länder. Die Nachfolge des am 11. November verstorbenen Außenministers (oder, wie es zunächst offiziell hieß, Staatssekretärs) Victor Adler, des Gründers und langjährigen Parteivorsitzenden der Sozialdemokraten, übernahm am 21. November der «linke» Otto Bauer, der maßgebende Theoretiker des Austromarxismus, Verteidiger des Selbstbestimmungsrechtes der slawischen Völker und entschiedene Befürworter eines Anschlusses von Deutschösterreich an Deutschland, wie ihn die Provisorische Nationalversammlung schon am 12. November einstimmig beschlossen hatte.

Anders als in Deutschland wurde in Österreich in der revolutionären Übergangsphase zwischen dem Sturz der Monarchie und der Wahl der Konstituierenden Nationalversammlung das Militärwesen gründlich reformiert. Bereits am 8. November hatte der im Kriegsministerium tätige Sozialdemokrat und ehemalige Artillerieoffizier Julius Deutsch die einschlägigen Richtlinien vorgelegt, die er nach dem 15. November als Heeresminister in die Tat umsetzte. Ein Wehrgesetz der Provisorischen Regierung vom 18. November sah die allgemeine Wehrpflicht für Männer vom 18. bis zum 41. Lebensjahr vor. In die neue Volkswehr traten auch mit den Sozialdemokraten sympathisierende Offiziere des habsburgischen Heeres ein. Sie nahmen 1918/19 einen aktiven, ja wohl entscheidenden Anteil an den Kämpfen in den überwiegend deutsch besiedelten Gebieten Südkärntens, in die südslawische Verbände eingedrungen waren, und an der Niederwerfung mehrerer kommunistischer Umsturzversuche.

Die Kommunistische Partei Deutschösterreichs war mit tatkräftiger politischer und finanzieller Unterstützung der Bolschewiki am 3. November 1918 von linksradikalen Intellektuellen und aus Rußland heimgekehrten Soldaten gegründet worden. Eine proletarische Massenbasis zu gewinnen gelang ihr aber weder damals noch später. Die Sozialdemokratie blieb die österreichische Arbeiterpartei. Das war vor allem eine Folge der dreijährigen Zwangsvertagung des Reichsrats von 1914 bis 1917: Im Unterschied zur SPD hatte die SPÖ keine Möglichkeit gehabt, sich über der Bewilligung von Kriegskrediten zu zerstreiten. Anders als in Deutschland überlebte in Österreich auch ein Organ der Rätebewegung die Wahl der Konstituante im Februar 1919: Der zentrale Arbeiterrat wurde zu einer Gesamtvertretung der österreichischen Arbeiterschaft. An seiner Spitze stand Victor Adlers Sohn Friedrich Adler, wie schon erwähnt, der im Oktober 1916 aus Protest gegen den Krieg den Ministerpräsidenten Graf Stürgkh erschossen hatte und erst am 1. November 1918 aus der Haft entlassen worden war. Zusammen mit Otto Bauer brachte er die österreichischen Sozialdemokraten auf einen entschiedenen Linkskurs und damit in einen Gegensatz sowohl zum «sozialpatriotischen» Karl Renner als auch zu den deutschen Sozialdemokraten.

Die Frage, welche Gebiete künftig zu Deutschösterreich gehören würden, war bei der Proklamation der Republik noch keineswegs geklärt. Anfang November versuchten die Deutschen in Böhmen und Mähren auf unterschiedliche Weise, ihre Vereinigung mit Deutschösterreich durchzusetzen. Die unmittelbar an Österreich grenzenden Gebiete wollten sich als Böhmerwaldgau und Deutschsüdmähren anschließen; in Reichenberg und Troppau bildeten sich Landesregierungen für Deutsch-Böhmen und Sudetenland. Ein österreichisches Gesetz vom 22. November 1918 bestätigte den Anspruch auf das gesamte geschlossene Siedlungsgebiet der Deutschen innerhalb der bisher im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder. Rund eine Woche zuvor, am 14. November, war in Prag Tomáš Masaryk in Abwesenheit von der Provisorischen Nationalversammlung zum Staatspräsidenten der Tschechoslowakischen Republik gewählt worden (Masaryk kehrte erst am 21. Dezember aus dem Exil in seine Heimat zurück); das Amt des Ministerpräsidenten hatte der Führer der «Jungtschechen», Karel Kramár, übernommen. Im Dezember ließ seine Regierung die sudetendeutschen Gebiete durch Truppen besetzen. Wie der Wiener Anspruch auf den Anschluß der deutschsprachigen Landesteile Böhmens und Mährens gegen die neue Prager Führung und die Alliierten durchgesetzt werden sollte, war völlig offen.

Dasselbe galt für die Forderung nach der Vereinigung Deutschösterreichs mit dem Deutschen Reich. In Deutschland fand der Ruf nach der Verwirklichung der großdeutschen Idee viel Zustimmung, besonders bei den Sozialdemokraten, die sich als die wahren Erben und Testamentsvollstrecker der Revolution von 1848/49 fühlten. Als der österreichische Gesandte in Berlin, Ludo Hartmann, auf der Reichskonferenz der deutschen Länder am 25. November, gestützt auf den einstimmigen Beschluß der Nationalversammlung, den Wiener Anschlußwunsch vortrug, erhob der im Amt verbliebene Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf, unter Hinweis auf die bevorstehenden Friedensverhandlungen jedoch entschiedenen Einspruch. Dem fügten sich auch die anwesenden Volksbeauftragten mit Ebert an der Spitze. In seiner Ansprache an die deutsche Nationalversammlung begrüßte Ebert am 6. Februar 1919 zwar unter lebhaftem Beifall den Willen Deutschösterreichs zur Vereinigung mit Deutschland und sprach die Erwartung aus, daß die Nationalversammlung die künftige Regierung baldigst zu Verhandlungen mit Deutschösterreich über den endgültigen Zusammenschluß ermächtigen werde. Doch obwohl Solf im Dezember 1918 zurückgetreten war, galt sein Vorbehalt weiter: Das großdeutsche Projekt durfte die Friedensverhandlungen mit den Siegermächten nicht gefährden.

Am 16. Februar fanden die Wahlen zur Konstituierenden Nationalversammlung statt. Die Sozialdemokraten erhielten 77, die Christlichsozialen 61 und die Deutschnationalen 26 Sitze. Die Sudetendeutschen, die an der Wahl nicht hatten teilnehmen können, veranstalteten am 4. März, dem Tag des Zusammentretens der Konstituante, Demonstrationen in allen Städten. Hiergegen schritt die tschechoslowakische Polizei auf Weisung der Regierung Kramár mit großer Härte ein. In mehreren Orten machte sie von der Schußwaffe Gebrauch, namentlich in Kaaden, wo der Einsatz 52 Menschenleben forderte.

Am 14. März beschloß die Konstituierende Nationalversammlung zwei Gesetze über die Volksvertretung und die Staatsregierung, die als provisorische Verfassung dienten, und erklärte Deutschösterreich erneut zum Bestandteil des Deutschen Reiches. Tags darauf konnte Staatskanzler Renner sein neues Kabinett aus Sozialdemokraten, Christlichsozialen und Parteilosen vorstellen; unter den letzteren war der angesehene Wirtschaftswissenschaftler Joseph Schumpeter als Chef des Finanzressorts. Zu den vordringlichsten Aufgaben der neuen Regierung gehörte die Entradikalisierung der fortbestehenden Arbeiterräte, in denen es starke Sympathien für die Räterepubliken gab, die Béla Kun am 21. März in Budapest und der Zentralrat der bayerischen Republik am 6./7. April in München ausgerufen hatten. Ein von Agenten Kuns ausgelöster Umsturzversuch am 17. April wurde von der Volkswehr niedergeworfen. Den größten Anteil an der politischen Beruhigung der Arbeiterschaft hatten zwei sozialdemokratische Politiker: der Vorsitzende des zentralen Arbeiterrats, Friedrich Adler, und der für soziale Verwaltung zuständige Minister («Staatssekretär») Ferdinand Hanusch, der eine Reihe wichtiger sozialpolitischer Gesetze wie das über den Achtstundentag, das Urlaubsrecht der Arbeiter, das Tarifvertragsrecht, die Beschränkung der Frauen-, Kinder- und Nachtarbeit, die Krankenversicherung, die Invalidenfürsorge und die Einrichtung von Arbeitskammern auf den Weg zur parlamentarischen Verabschiedung brachte.

Ähnlich wie in Österreich war auch in Ungarn die Gründung der Kommunistischen Partei am 24. November zum größten Teil das Werk von aus Rußland heimgekehrten Kriegsgefangenen. Unter diesen war auch der aus einer jüdischen Familie stammende, früher in der Gewerkschaftsbewegung aktive Journalist Béla Kun. Die Sozialdemokratie war seit Ende Oktober an der Koalitionsregierung des Grafen Mihály Károlyi beteiligt, der am 11. Januar 1919 das Amt des provisorischen Präsidenten übernahm. Um diese Zeit hatte Ungarn infolge der Loslösung großer, überwiegend von Südslawen, Slowaken und Rumänen bewohnter Gebiete und ihrer Besetzung durch Truppen der Nachbarstaaten bereits über die Hälfte seines Territoriums und seiner Bevölkerung verloren. Aus Verbitterung über die Entente, die diese Entwicklung aktiv förderte, verfiel Károlyi auf den Gedanken, daß Ungarn sich außenpolitisch an Sowjetrußland anlehnen müsse, weshalb auch innenpolitisch ein dramatischer Kurswechsel notwendig sei: die Machtübertragung an die Arbeiterschaft. Den Ausschlag gab zuletzt eine Note der Verbündeten, die Károlyi am 19. März ausgehändigt wurde. Darin verfügten die Siegermächte eine neue Demarkationslinie in Transsylvanien und die Schaffung einer neutralen Zone in diesem Gebiet.

Béla Kun hatte in der Zwischenzeit mit beträchtlichem Erfolg Anhänger unter den unorganisierten Arbeitern geworben und sie, ebenso wie die Soldaten, zum bewaffneten Kampf gegen die Regierung und ihre Hauptstütze, die Sozialdemokraten, aufgerufen. Nach blutigen Zusammenstößen wurden er und andere kommunistische Führer am 21. Februar 1919 verhaftet, was ihn aber nicht daran hinderte, mit Duldung der Regierung im Gefängnis ein Parteisekretariat zu errichten. Von Károlyi und den bürgerlichen Parteien zur Zusammenarbeit mit den Kommunisten förmlich gedrängt, entschlossen sich die Sozialdemokraten am 21. März, um den Bürgerkrieg und die drohende Alleinherrschaft der Kommunisten zu vermeiden, auf Kuns Forderungen nach einem Zusammenschluß der beiden Parteien zur Ungarländischen Sozialistischen Partei, der Errichtung der Rätediktatur und der Bildung einer paritätischen Regierung einzugehen. An ihre Spitze trat noch am selben Abend nominell der Sozialdemokrat Alexander Garbai. Die faktische Führung und das Amt des Volkskommissars für auswärtige Angelegenheiten übernahm Béla Kun, der unmittelbar zuvor aus dem Gefängnis entlassen worden war. Volkskommissar für das Unterrichtswesen wurde der junge marxistische Philosoph Georg Lukács.

Die Bolschewiki, die in jenen Tagen in Moskau ihren 8. Parteitag abhielten, reagierten enthusiastisch: Béla Kun war ihr Vertrauensmann und Ungarn das erste mitteleuropäische Land, in dem das russische Beispiel Schule zu machen schien. Am 27. März 1919, als das ungarische Räteregime bereits über zwei Monate an der Macht war, beglückwünschte Lenin die ungarischen Arbeiter zu ihrem großen Erfolg: «Ihr habt der Welt ein noch besseres Vorbild gegeben als Sowjetrußland, da ihr verstanden habt, mit einem Schlage alle Sozialisten auf der Basis des Programms einer wahrhaft proletarischen Diktatur zu vereinigen.» Tatsächlich hatte die ungarische Räteregierung inzwischen eine große Zahl von industriellen Unternehmungen sozialisiert und den Großgrundbesitz enteignet, das Land allerdings nicht an die Bauern verteilt, sondern im Staatsauftrag durch die bisherigen Eigentümer verwalten lassen, was zu großer Unzufriedenheit der Bauern führte.

Populär war hingegen die ausgeprägt «nationalbolschewistische» Politik der Räteregierung: Sie betrieb die Wiederherstellung Groß-Ungarns unter dem Banner des Kampfes gegen die westlichen Imperialisten und die von ihnen unterstützten Nachbarstaaten Ungarns. Vorschläge für einen friedlichen Ausgleich der Grenzkonflikte, die der britische General (und spätere südafrikanische Premierminister) Jan Christiaan Smuts Anfang April namens der in Paris tagenden Siegermächte unterbreitete, wies Kun zurück. Am 20. April beschloß der Zentrale Soldaten-, Arbeiter- und Bauernrat den Verteidigungskrieg zum Schutz der Errungenschaften der proletarischen Diktatur und ordnete an, daß die Hälfte der Belegschaften aller Betriebe für den Kampf gegen die tschechischen, rumänischen und südslawischen Truppen zu den Waffen greifen sollten. Im Mai gelang es der von dem sozialdemokratischen Volksbeauftragten Wilhelm Böhm befehligten Roten Armee, tschechische Einheiten, die von französischen Offizieren geführt wurden, zu schlagen und vorübergehend große Teile der Slowakei zu erobern.

Damit waren die militärischen Kräfte des Revolutionsheeres aber auch erschöpft. Anfang Juni bildete sich im südungarischen Szeged, das unter französischer Militärverwaltung stand, eine «weiße» Gegenregierung unter Graf Gyula Károlyi, einem nahen Verwandten des früheren Präsidenten, mit Graf Teleki als Außenminister und dem ehemaligen Oberbefehlshaber der österreichisch-ungarischen Kriegsmarine, Admiral Miklós Horthy, als Kriegsminister. Rumänische Truppen, die bereits im April mit der Invasion Südungarns begonnen hatten, drangen im Sommer 1919 immer weiter in Richtung Budapest vor. Vergeblich bat Kun Lenin um eine Entlastungsoffensive gegen Rumänien. Ende Juli löste sich die Rote Armee, von den Rumänen in die Flucht gejagt, auf. Am 1. August liquidierte Kun das Rätesystem. Er veranlaßte den Arbeiterrat, die Regierungsgewalt an ein Kabinett aus gemäßigten Gewerkschaftsführern zu übertragen. Die Schuld am Scheitern der Diktatur des Proletariats gab er den Arbeitern, die nicht revolutionär genug gewesen seien und jetzt durch eine grausame Diktatur der Bourgeoisie lernen müßten, revolutionär zu werden. Unmittelbar nach seinem Rücktritt begab sich Kun zusammen mit einigen seiner Gefolgsleute nach Österreich, wo er dank sozialdemokratischer Vermittlung Asyl erhielt.

Am 3. August wurde Budapest von rumänischen Truppen besetzt. Tags darauf wurde die Gewerkschaftsregierung von einer rechtsstehenden Gruppierung gestürzt, woraufhin die Regierung in Szeged zugunsten des neuen bürgerlichen Kabinetts zurücktrat. Am 5. August nahm eine Mission der Entente ihre Arbeit in Budapest auf; sie erkannte die neue Regierung nicht an, ließ sich aber auf Verhandlungen mit Admiral Horthy, dem Oberbefehlshaber der von Szeged aus aufgestellten Nationalarmee, ein.

Mitte November 1919 mußten die rumänischen Truppen auf Weisung der Verbündeten aus Budapest abziehen; kurz darauf durften Horthys Verbände in der Hauptstadt einmarschieren. Zusammen mit Freikorpsoffizieren entfalteten sie in den folgenden Monaten ihren «weißen Terror» gegen wirkliche und vermeintliche Anhänger des Räteregimes und vor allem gegen Juden, wobei ihnen nicht wichtig war, wo diese politisch standen. Mehr als die Hälfte der Volkskommissare waren Juden gewesen; das gab dem ohnehin starken Antisemitismus in Ungarn gewaltigen Auftrieb. Der «rote Terror» der Revolutionstribunale hatte etwa 120 Tote gefordert; dem Terror der von Horthy befehligten Verbände fielen ungefähr 2000 Menschen zum Opfer. Etwa 70.000 Personen wurden ins Gefängnis geschickt oder interniert. Ungarn war nicht nur das einzige Land Mitteleuropas, das 1919 eine kommunistische Machtübernahme erlebte. Es war auch das erste Land, das nach dem Ersten Weltkrieg den Weg in ein rechtsautoritäres Regime einschlug.[2]

Erkämpfte Selbständigkeit:
Estland, Lettland, Litauen und Finnland

Der Untergang der ungarischen Räterepublik war nicht der einzige außenpolitische Rückschlag, den die Bolschewiki 1919 hinnehmen mußten. Nach der Niederlage der Mittelmächte hatte der Rat der Volkskommissare in Moskau bereits am 13. November 1918 erklärt, daß er sich an das Diktat von Brest-Litowsk nicht mehr gebunden fühle. Die ersten, die das zu spüren bekamen, waren die baltischen Völker. In Estland, das außer dem historischen Estland auch das nördliche Livland umfaßte, hatte der nach der russischen Februarrevolution gebildete Landschaftsrat, der Maapäev, schon am 24. Februar 1918 die Unabhängigkeit des Landes erklärt; kurz darauf war Estland jedoch von deutschen Truppen besetzt worden. Nach dem Sturz der Monarchie erkannte Deutschland, noch im November 1918, die Unabhängigkeit Estlands an; im März 1919 folgte die faktische Anerkennung durch Großbritannien und Frankreich.

Doch kaum waren die deutschen Truppen abgezogen, marschierte die Rote Armee in Estland ein; einige wenige «rote» estnische Einheiten schlossen sich ihr an. Dank der Waffen, die sie von Finnland und der Entente erhielt, konnte die Provisorische Regierung von Ministerpräsident Konstantin Päts eine schlagkräftige nationale Armee aufbauen. Die Unterstützung der Bauern gewann die Regierung mit dem Versprechen, die Rittergüter der deutsch-baltischen Oberschicht zu ihren Gunsten aufzuteilen. Bis zum Februar 1919 war ganz Estland von den Invasoren aus Sowjetrußland wieder befreit.

In der bäuerlichen Bevölkerung Lettlands, das aus dem Südteil Livlands, aus Kurland und Lettgallen, dem Gebiet um Dünaburg (Daugavpils), bestand, fanden die Bolschewiki mehr Unterstützung als in Estland. Am 18. Januar 1918 proklamierte der in der Zeit der Besetzung durch deutsche Truppen gebildete Lettische Nationalrat die unabhängige Republik Lettland und beauftragte den Vorsitzenden des Bauernbundes, Karlis Ulmanis, mit der Regierungsbildung. Sie wurde Ende November 1918 vom Rat der Volksbeauftragten in Berlin de facto anerkannt, stand jedoch von Anfang an unter dem massiven Druck der einheimischen probolschewistischen Rätebewegung und der Roten Armee, die im Januar 1919 in Lettland eindrang und die Hauptstadt Riga eroberte. Obwohl Ulmanis ein ententefreundlicher Politiker war, sah er sich genötigt, die Hilfe der Baltischen Landeswehr, einer militärischen Selbsthilfeorganisation der Deutschbalten, und deutscher Freikorps in Anspruch zu nehmen. Die letzteren operierten mit stillschweigender Zustimmung der Siegermächte im Baltikum und erhielten von der Regierung Ulmanis die vertragliche Zusage, daß ihre Angehörigen später auf Antrag lettische Staatsbürger werden (und sich damit in Lettland dauerhaft niederlassen) könnten.

Die Forderung der Baltendeutschen nach einem maßgeblichen Anteil an der Staatsführung aber lehnte Ulmanis ab, was am 18. April zum sogenannten «Libauer Putsch» des «Stoßtrupps» der Baltischen Landeswehr führte: Die Regierung Ulmanis wurde abgesetzt und durch eine den Deutschbalten ergebene Regierung unter nomineller Leitung des lettischen Pastors Andrievs Niedra ersetzt. Im Mai eroberte die Baltische Landeswehr mit Unterstützung lettischer und reichsdeutscher Verbände Riga zurück. Ulmanis aber, der sich unter britischen Schutz gestellt hatte, trat nicht von der politischen Bühne ab. Durch den Gewaltakt von Libau gewann er vielmehr erst jene nationale Solidarität der Letten, die er vorher vermißt hatte. Mit massiver Hilfe der Esten konnten ihm und seiner Regierung gegenüber loyale lettische Truppen Ende Juni die vereinigten Kräfte der deutschen Freikorps und der Baltischen Landeswehr schlagen. Der Versuch des kommandierenden deutschen Generals Graf Rüdiger von der Goltz, mit Hilfe einer gegenrevolutionären deutsch-russischen Freiwilligenarmee das Blatt doch noch zu wenden und vom Baltikum aus die «Weißen» im russischen Bürgerkrieg zu unterstützen, scheiterte im Oktober 1919 am gemeinsamen Vorgehen von lettischen, litauischen und estnischen Truppen, die ihrerseits von einem alliierten Geschwader unterstützt wurden.

Lettlands südlicher Nachbar Litauen hatte seine Unabhängigkeit mit Zustimmung der deutschen Besatzungsmacht im Februar 1918 erklärt. (Die Wahl des katholischen Herzogs Wilhelm von Urach zum litauischen König Mindaugas II. im Juni fand allerdings nicht die Billigung der Reichsleitung und des Militärkommandos Oberost und wurde im Zeichen der deutschen Niederlage vom litauischen Landesrat, der Taryba, rückgängig gemacht.) Am 28. Oktober 1918 verabschiedete die Taryba eine provisorische Verfassung; am 5. November bildete der Philologe und Historiker Augustinas Voldemaras die erste litauische Regierung.

Die litauischen Anhänger der Bolschewiki antworteten am 8. Dezember mit der Einsetzung einer Revolutionären Arbeiter- und Bauernregierung im lettischen Dünaburg, die zwei Wochen später von Sowjetrußland anerkannt wurde, aber erst nach dem Abzug der deutschen Truppen am 1. Januar 1919 in den Besitz realer Macht kam. Die inzwischen umgebildete offizielle Regierung unter dem «Volkssozialisten» Mykolas Slezevicius wich nach Kaunas (Kowno) aus. Am 5. Januar besetzte die Rote Armee Vilnius (Wilna) und Umgebung und begann von dort aus mit dem Aufbau der Sozialistischen Republik Litauens und Weißrußlands, kurz «Litbel» genannt, die am 27. Februar 1919 proklamiert wurde.

Doch die kommunistische Herrschaft über einen Teil Litauens war nur von kurzer Dauer. Ende April nahmen polnische Verbände ohne größere Kampfhandlungen die litauische Hauptstadt ein, in der mehr Polen als Litauer lebten. Ein Angebot des polnischen Staatschefs Marschall Piłsudski, Wilna an Litauen abzutreten, wenn dieses bereit war, eine Föderation mit Polen einzugehen, lehnte die Regierung in Kaunas ab. Mit deutscher Unterstützung wurde die Rote Armee bis August 1919 aus den von ihr besetzten Gebieten im Nordosten des Landes vertrieben. Im November 1919 besiegte die inzwischen kampffähige litauische Armee antibolschewistische russische Truppen unter Befehl des «weißen» Generals Fürst Pawel Bermondt-Awalow, die im Oktober von Lettland aus in Litauen eingedrungen waren. Danach begann für den jungen Staat, auch wenn er weiterhin nicht von Wilna, sondern von der provisorischen Hauptstadt Kaunas aus regiert wurde, eine Zeit allmählicher Stabilisierung.

In Finnland, das wie Estland, Lettland und Litauen bis 1917 zum Zarenreich gehört hatte, waren die einheimischen «Roten» und ihre russischen Unterstützer schon im Bürgerkrieg vom Frühjahr 1918 mit deutscher Hilfe geschlagen worden. An der Spitze des neuen unabhängigen Finnland stand seit Mai 1918 als «Reichsverweser» der Monarchist Pehr Evind Svinhufvud, an der Spitze der konservativen Regierung Juho Kusti Paasikivi. Svinhufvud sollte nur der Platzhalter für einen aus Deutschland stammenden König sein. Als solcher wurde Prinz Friedrich Karl von Hessen ausersehen, der seine Zusage jedoch unter dem Eindruck der deutschen Niederlage wieder zurückzog. Nach dem Abzug der deutschen Truppen übernahm am 12. Dezember 1918 General Mannerheim, der Sieger über die «Roten», das Reichsverweseramt. Am 17. Juni 1919 unterzeichnete er die Verfassung («Regierungsform»), die Finnland zur Republik mit einem starken, vom Volk gewählten Präsidenten und einer parlamentarisch verantwortlichen Regierung machte. Im Monat darauf wurde der eigentliche «Vater» der Verfassung, Kaarlo Juho Ståhlberg, zum ersten Präsidenten Finnlands gewählt. Im Oktober 1920 schloß Sowjetrußland Frieden mit Finnland. Vorausgegangen waren die Friedensschlüsse mit Estland im Februar, mit Litauen im Juli und mit Lettland im August 1920.[3]

Der Osten bleibt rot:
Der russische Bürgerkrieg und die Gründung der Dritten Internationale

Hätten die Bolschewiki sich im Baltikum durchgesetzt, wäre der «Revolutionsexport» nach Mitteleuropa und vor allem nach Deutschland erheblich erleichtert worden. Die Niederlagen in Estland, Lettland und Litauen brachten die Sowjetregierung hingegen in ernste Bedrängnis, zumal dies nicht der einzige schwere Rückschlag war, den die Bolschewiki auf dem Gebiet des einstigen Zarenreiches im Frühjahr und Sommer 1919 hinnehmen mußten. Nach der Aufkündigung des Vertrages von Brest-Litowsk war die Rote Armee im Dezember 1918 in die östliche Ukraine eingedrungen; im Februar 1919 marschierte sie in Kiew ein. Die Regierung des ukrainischen «Direktoriums» unter Volodymyr Vynnychenko, die im Dezember 1918 die Macht ergriffen hatte, floh nach Podolien und organisierte von dort aus unter Führung von Symon Petliura den Widerstand gegen die Bolschewiki. Im Sommer 1919 wurde die Rote Armee von Verbänden des «weißen» Generals Denikin aus der Ukraine vertrieben. Vom Baltikum aus drangen «weiße» Verbände unter General Judenitsch im Oktober bis vor die Tore von Petrograd vor. Die ehemalige Hauptstadt konnte nur dank der eisernen Energie Trotzkis und des von ihm organisierten Widerstandswillens der Bevölkerung gehalten werden. Im Süden stießen von den Generälen Denikin und Krasnow befehligte «weiße» Truppen bis nach Kursk und von dort bis nach Orel vor, so daß der Weg nach Tula und Moskau frei schien. Im Osten gelang den Gegnern der Bolschewiki unter Admiral Koltschak, seit Juni Oberbefehlshaber aller «weißen» Truppen, der Vormarsch fast bis zur Wolga.

Dazu kam die Intervention der westlichen Verbündeten. Die Niederlage der Mittelmächte veranlaßte die Westmächte, ihre auf russischem Territorium operierenden Truppen zu verstärken. Im November und Dezember 1918 wurden neue Verbände nach Murmansk und Wladiwostok gebracht. Einen antibolschewistischen «Kreuzzugsplan» von Marschall Foch lehnte der Oberste Rat der Verbündeten in Paris am 27. März 1919 zwar ab, die «Weißen» aber wurden weiterhin, vor allem finanziell und technisch, unterstützt. Im Mai 1919 erkannten die Westmächte die Regierung von Admiral Koltschak an, der sich schon am 18. November 1918 zum «Reichsverweser» erklärt hatte. Am 10. Oktober 1919 verhängten die Verbündeten eine Wirtschaftsblockade über Sowjetrußland. Dennoch wendete sich kurz darauf das Blatt zugunsten der Bolschewiki. Da die britische Flotte im Finnischen Meerbusen nicht eingriff, brach die Offensive von Judenitsch im Nordwesten zusammen. Seinem Rückzug folgte der von Koltschak, der unter dem Druck von Roter Armee und bolschewistischen Partisanen sogar bis Irkutsk zurückweichen mußte. Im Süden wurde Denikin zurückgedrängt, im Westen die Ukraine erneut besetzt. Am 4. Januar 1920 trat Koltschak als «Reichsverweser» zurück; am 16. Januar hob der Oberste Alliierte Rat die Wirtschaftsblockade auf. Der russische Bürgerkrieg war damit noch nicht zu Ende, aber im wesentlichen entschieden – zugunsten der «Roten».

Der russische Bürgerkrieg wurde von beiden Seiten nicht nur mit äußerster militärischer Härte, sondern auch mit den Mitteln des politischen Terrors geführt, wobei der «rote Terror» systematischer angelegt war als der «weiße». Die «Prawda», die Parteizeitung der Bolschewiki, verkündete am 31. August 1918, einen Tag, nach dem Lenin durch ein Attentat der Sozialrevolutionärin Fanny Kaplan schwer verletzt worden war, die «Zeit für die Vernichtung der Bourgeoisie» sei gekommen. Am 5. September erging das «Dekret über den roten Terror», das es für absolut lebensnotwendig erklärte, die Tscheka, die Geheimpolizei, zu stärken, die Klassenfeinde der sowjetischen Republik in Konzentrationslagern zu isolieren und jeden, der in weißgardistische Organisationen, Verschwörungen oder Aufstände verwickelt war, «auf der Stelle zu erschießen». Grigori Sinowjew, ein prominentes Mitglied der Parteiführung, präzisierte ein paar Tage später: «Um uns von unseren Feinden zu befreien, brauchen wir unseren eigenen sozialistischen Terror. Etwa 90 der 100 Millionen Einwohner des sowjetischen Rußland müssen wir auf unsere Seite bringen. Den anderen haben wir nichts zu sagen. Sie müssen vernichtet werden.» Den Soldaten der Roten Armee rief Sinowjew zu: «Die Bourgeoisie tötet einzelne Individuen, wir aber bringen ganze Klassen um.» Martyn Latsis, einer der Chefs der Tscheka, bestätigte Anfang Oktober 1918: «Wir sind dabei, die Bourgeoisie als Klasse auszurotten.»

Die Praxis blieb nicht hinter der Theorie zurück. Geiselnahmen und Geiselerschießungen waren an der Tagesordnung. In Nischni-Nowgorod wurden am 31. August 1918 141 Geiseln hingerichtet und innerhalb von drei Tagen 700 weitere in Gewahrsam genommen. Die revolutionären Matrosen in Kronstadt brachten etwa 500 von ihnen festgehaltene Menschen um. Die Petrograder Tscheka erschoß im September 1918 binnen weniger Tage 512 Geiseln. Der Tscheka-Verband des Uralgebiets meldete im Frühherbst 1918 innerhalb einer Woche die Hinrichtung von 23 ehemaligen Gendarmen, 154 «Konterrevolutionären», 8 Monarchisten, 28 «Kadetten», 186 Offizieren, 10 Menschewiki und rechten Sozialrevolutionären, die Tscheka von Twer 39 und die von Perm 50 Hinrichtungen. Insgesamt sollen im Herbst 1918 10.000 bis 15.000 Menschen dem «roten» Terror zum Opfer gefallen sein. Die Zahl der «Klassenfeinde», die in Konzentrationslagern gefangen gehalten wurden, stieg bis zum Mai 1919 auf 16.000 und bis zum September 1921 auf 70.000 Personen.

Am 24. Januar 1919 faßte das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Rußlands den Beschluß, in dem «der gnadenlose Kampf, der massive Terror gegen die reichen Kosaken, die bis auf den letzten Mann auszurotten und physisch zu vernichten sind, die einzig politisch korrekte Maßnahme» genannt wurde. Zwischen Mitte Februar und Mitte März 1919 wurden daraufhin über 8000 Kosaken hingerichtet. Insgesamt belief sich die Zahl der 1919/29 hingerichteten und deportierten Kosaken nach glaubwürdigen Schätzungen auf 300.000 bis 500.000 – bei einer Gesamtbevölkerung von nicht über 3 Millionen Kosaken. Daß die meisten der liquidierten Kosaken keineswegs «reich» waren, scherte ihre Verfolger nicht im mindesten.

Der «weiße» Terror richtete sich vor allem gegen die Juden, die von den Kosaken und vielen «Weißen» pauschal mit den Bolschewiki gleichgesetzt wurden. Auf das Konto von Abteilungen der «Weißen Armee» Denikins und ukrainischer Verbände unter dem Oberbefehl Petliuras gingen Pogrome, denen etwa 150.000 Menschen zum Opfer fielen. Allein in der Ukraine wurden in den Bürgerkriegsjahren 1919 und 1920 mindestens 30.000 Juden umgebracht. Sehr viel größer waren die Zahlen derer, die schwer verletzt und ihres Besitzes beraubt wurden.

Antibolschewismus und Antisemitismus waren vor allem bei den wohlhabenden Bauern, den Kulaken, populär, von denen es besonders viele in der Ukraine gab. Ihre Proteste richteten sich gegen die Einziehung zur Roten Armee und die Zwangsabgabe beziehungsweise Beschlagnahme von Getreide, Kartoffeln, Fleisch, Milch und Eiern, alles Maßnahmen des «Kriegs-Kommunismus». Im August 1918 rief Lenin zum «Bürgerkrieg in den Dörfern» und zum «schonungslosen Krieg gegen die Kulaken» auf, die er als «wütende Feinde der Sowjetmacht» bezeichnete. Er drohte ihnen nicht nur die Geiselnahme und den Tod an, sondern machte in einem Telegramm vom 11. August an den Sowjet von Pensa klar, wie er sich diesen Tod vorstellte: «Hängt (hängt sie unbedingt, so daß die Leute sie sehen) mindestens hundert bekannte Kulaken, Reiche und Blutsauger auf … Sofortige Durchführung nach Erhalt des Telegramms.» Im September 1919 wurden von den kommunistischen Gebietsverwaltungen in zehn Provinzen, für die zusammenfassende Daten vorliegen, fast 49.000 Fahnenflüchtige, meist Bauern, über 700 verhaftete «Banditen», 1826 Todesopfer und 2230 Erschießungen gezählt. Auf Seiten der Partei- und Staatsfunktionäre und des Militärs gab es 430 Tote.

Im Frühjahr 1919 kam es vielerorts auch zu Streikaktionen von Arbeitern, beginnend mit denen in den Petrograder Putilow-Werken, 1917 noch eine Hochburg der Bolschewiki, in den Tagen nach dem 10. März 1919. Die Ausstände waren in erster Linie ein verzweifelter Protest gegen die grassierende Hungernot, die niedrigen Löhne und das von der Regierung verhängte Streikverbot. Lenin und Sinowjew wurden, als sie am 12. und 13. März in den Putilow-Werken erschienen, ausgebuht und mit Rufen wie «Nieder mit den Juden und Kommissaren!» bedacht. (Tatsächlich waren einige der bekanntesten Führer der Bolschewiki wie Trotzki, Sinowjew, Kamenew, Rykow und Karl Radek Juden.) Der Streik in den Putilow-Werken wurde von tschekistischen Einheiten niedergeworfen, 900 Arbeiter wurden verhaftet, etwa 200 ohne Gerichtsverfahren hingerichtet. In Orel, Briansk, Gomel und Astrachan schlossen sich den Streikenden meuternde Soldaten an. Auch hier wurden antisemitische Parolen laut. Überall antwortete die Tscheka mit Waffengewalt und der Einziehung von Lebensmittelkarten. In Tula, wo der Chef der Tscheka, Feliks Dzierzynski, persönlich eingriff, wurden Anfang April 1919 26 angebliche «Rädelsführer» der Streiks hingerichtet. Arbeiter, die wieder eingestellt werden wollten, mußten Verträge unterschreiben, in denen sie zustimmend zur Kenntnis nahmen, daß Arbeitsniederlegungen mit Fahnenflucht gleichzusetzen und darum mit dem Tode zu bestrafen seien. An einem Ort ging die Tscheka im folgenden Jahr dazu über, Häftlinge nach dem Vorbild der jakobinischen «noyades» von 1793 in einem Fluß zu ertränken: im Lager Cholmogory an der Düna.

Daß am Ende die «Roten» über die «Weißen» obsiegten, lag nicht nur an der Wirksamkeit des kommunistischen Terrors und an der alles in allem nur halbherzigen Unterstützung der Gegenrevolution durch die Westmächte. Den Ausschlag gab die Haltung der landarmen Bauern. Für sie waren die gegenrevolutionären Kräfte die Sachwalter des adligen Großgrundbesitzes, die die Rückkehr zu den früheren Besitzverhältnissen anstrebten. Den Bolschewiki hielten diese Bauern, die die große Mehrheit der Bauernschaft und der russischen Bevölkerung stellten, die Umverteilung des Bodens zugute. Die «Roten» waren also, verglichen mit den «Weißen», das kleinere Übel. Diese Einschätzung überwog die Verbitterung über die Requisitionen von Getreide und anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und über den Zwangsdienst in der Roten Armee, in der sie, die Kleinbauern, die weitaus größte Gruppe stellten.

Wenige Tage vor dem Beginn des Streiks in den Putilow-Werken, vom 2. bis 6. März 1919, tagte im Moskauer Kreml der Gründungskongreß einer neuen, der Dritten oder Kommunistischen Internationale. Da die alte, die Zweite Internationale nach Lenins Meinung die Sache des Marxismus und damit der Arbeiterklasse verraten hatte, war es für ihn ausgemacht, daß es eine völlig neue, wahrhaft revolutionäre Internationale zu schaffen galt. Den letzten Anstoß gab die Einberufung der ersten Nachkriegskonferenz der Zweiten Internationale auf den 27. Januar 1919 nach Bern. Angesichts der Bedrohung durch konterrevolutionäre Kräfte und die militärische Intervention der Alliierten mußten die Bolschewiki unter allen Umständen verhindern, daß sich das europäische Proletariat von rechten «Sozialchauvinisten» oder «Zentristen» wie Kautsky auf eine antibolschewistische Linie festlegen ließ.

Am ersten Kongreß der Kommunistischen Internationale nahmen 54 Delegierte teil. Fünf waren aus dem Ausland nach Moskau gelangt, und zwar aus Deutschland, Österreich, den Niederlanden, Schweden und Norwegen. Einige andere Länder waren durch ehemalige Kriegsgefangene oder durch Revolutionäre vertreten, die sich ohnehin in Rußland aufhielten. Die Hochstimmung der Teilnehmer stand in auffälligem Gegensatz zur gefährdeten Lage des Sowjetstaates. Lenin und die führenden Bolschewiki glaubten an unmittelbar bevorstehende Revolutionen in Europa und damit an den baldigen Sieg der Weltrevolution. Eine Schlüsselrolle würde dabei Deutschland spielen: Sobald dort die Räterepublik gesiegt hatte, sollte die Dritte Internationale nach einem Beschluß des Kongresses den Sitz ihrer Exekutive und ihres Büros von Moskau nach Berlin verlegen. Die deutschen Kommunisten, die im März 1919 durch Hugo Eberlein in Moskau vertreten waren, widersetzten sich zunächst der Gründung der neuen Internationale. Das entsprach der Linie der ermordeten Rosa Luxemburg: Sie hatte befürchtet, daß eine Internationale, in der nur die russischen Bolschewiki einen Machtfaktor bildeten, bald in volle Abhängigkeit von Moskau geraten würde. Am Ende enthielt sich Eberlein der Stimme. Nachdem die «Komintern», so das spätere Kürzel, gegründet war, schloß sich ihr auf Drängen Eberleins die KPD als erste Partei an.

In den Entschließungen des Gründungskongresses wurden die «Sozialpatrioten» oder «Sozialchauvinisten» vom rechten Flügel der sozialistischen Bewegung und das «Zentrum» um die Independent Labour Party, die neue Mehrheit der SFIO um Jean Longuet und den gemäßigten Flügel der USPD um Haase, Hilferding und Kautsky schärfer angegriffen als Kapitalisten und Imperialisten. Die wesentliche Bedingung des Sieges der Arbeiterklasse, so hieß es in den von Bucharin verfaßten «Richtlinien», sei die Trennung nicht nur von den rechten Sozialdemokraten, «von den direkten Lakaien des Kapitals und den Henkern der kommunistischen Revolution», sondern auch vom «Zentrum» der «Kautskyaner», das in kritischen Momenten das Proletariat verlasse. Sinowjew, der in Moskau zum Präsidenten der Kommunistischen Internationale gewählt wurde, nannte in einer von ihm vorgelegten Entschließung die Zentristen sogar gefährlicher als die «Sozialchauvinisten», die zu Mördern von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg geworden seien, weil die ersteren in Wahrheit die Einheit mit den Sozialchauvinisten erstrebten und die revolutionären Elemente zu täuschen versuchten. «Der organisatorische Bruch mit dem Zentrum ist eine absolute historische Notwendigkeit.»

Auf der Berner Konferenz sozialistischer Parteien, die vom 27. Januar bis 9. Februar stattfand und den Bolschewiki den äußeren Anlaß zur Gründung der Kommunistischen Internationale gab, hatten die aus der Sicht Lenins und Sinowjews gefährlichsten aller «Sozialchauvinisten», die deutschen Mehrheitssozialdemokraten, zunächst einen schweren Stand gehabt. Die Arbeiterparteien der Siegermächte und der meisten neutralen Länder warfen ihnen Verrat an der Sache des internationalen Proletariats vor, während die USPD als Hüterin der sozialistischen Tradition galt. Der französische Sozialist Albert Thomas fand zwar keinen Anklang, als er den Ausschluß der MSPD verlangte, aber Kurt Eisner erhielt viel Zustimmung, als er die Mehrheitssozialdemokraten aufforderte, ihre Irrtümer einzugestehen. Dem kamen die Vertreter der MSPD allenfalls halbherzig nach. Sie forderten die Veröffentlichung der einschlägigen Dokumente zum Kriegsausbruch in allen beteiligten Ländern und räumten lediglich ein, daß der deutsche Einmarsch in Belgien ein Völkerrechtsbruch gewesen sei.

Am Ende siegte aber der Wille zur Versöhnung. Den deutschen Sozialdemokraten wurde die Revolution zugute gehalten, ein Urteil der Internationale über die «weltgeschichtliche Frage der Verantwortlichkeit» für den Weltkrieg einem späteren Kongreß vorbehalten. Die gemeinsame Gegnerschaft zum Kommunismus erleichterte die Verständigung. Die Linkssozialisten konnten zwar die Abstimmung über eine Resolution verhindern, die sich für die Demokratie und damit gegen die bolschewistische Diktatur aussprach. Aber an der Ablehnung des russischen Weges zum Sozialismus ließ die Mehrheit keinen Zweifel; die Wahl des schwedischen Parteivorsitzenden Hjalmar Branting, eines erklärten Reformisten, zum Präsidenten der Zweiten Internationale unterstrich diese Haltung. Nicht umstritten war der Kernpunkt des neuen Programms: das Bekenntnis zu einem Völkerbund, der nicht ein Diskussionsklub von Regierungsvertretern, sondern ein Weltparlament mit einer Weltregierung sein sollte, ausgestattet mit der Macht, alle Konflikte zwischen den Staaten friedlich zu schlichten.

Die Bolschewiki sahen in der wiedererstandenen Zweiten Internationale zu Recht ein Hindernis für ihre weltrevolutionären Bestrebungen. Die «Prawda» ließ am 6. Februar 1919 ihren Zorn auf die Teilnehmer der Berliner Konferenz, die sie als «Lakaien» und «Sozialobskurantisten» bezeichnete, freien Lauf: «Ein Gefühl vereint sie: ein wütender Haß auf die Bolschewiki. Ein Schlagwort vereint sie: das Schlagwort vom Krieg gegen die Bolschewiki. Die ersten Worte der Gelben Internationale waren ‹Kampf den Bolschewiki!›»[4]

Die Sieger rücken nach rechts:
Die Westmächte am Vorabend der Pariser Friedensverhandlungen

Während in den besiegten Ländern Deutschland, Österreich und Ungarn die linke Mitte an die Regierung gelangte, rückten drei der vier wichtigsten Siegermächte, nämlich die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Italien, um dieselbe Zeit nach rechts; in Frankreich war die Wendung nach rechts schon ein Jahr zuvor, im November 1917, durch die Wahl des «jakobinischen» Nationalisten Georges Clemenceau zum Ministerpräsidenten erfolgt. In den USA errangen bei den «off-year elections» vom November 1918, bei denen das Repräsentantenhaus und ein Drittel der Senatoren gewählt wurden, die oppositionellen Republikaner einen überragenden Sieg: Im Senat, wo die Demokraten bisher 6 Sitze mehr als die Republikaner gehabt hatten, verfügten die letzteren nun über eine Mehrheit von zwei Sitzen; im Repräsentantenhaus verwandelten sie eine Minderheit von fünf in eine Mehrheit von 45 Sitzen. Was sich für die «Grand Old Party» besonders auszahlte, waren ihre massiven Angriffe auf den «weichen» Internationalismus des demokratischen Präsidenten Woodrow Wilson und seine angeblich allzu große Nachsicht gegenüber den Deutschen.

Großbritannien erlebte im Dezember 1918 eine Neuauflage der «Khakiwahlen» von 1900, die ganz im Zeichen des Burenkrieges gestanden hatten. So «jingoistisch» wie damals agitierten nicht nur die nationalistischen Massenblätter wie die «Daily Mail» und die «Morning Post» und die Konservativen. Die demagogischste Parole gab Ende November ein dem äußersten rechten Flügel der Labour Party angehörendes Mitglied des Kriegskabinetts von David Lloyd George, der Minister ohne Geschäftsbereich George N. Barnes, aus: «Hang the Kaiser!» Der Erste Lord der Admiralität, Sir Eric Geddes, empfahl am 9. Dezember in einer Rede in Cambridge, Deutschland alles Gold und Silber und sämtliche Juwelen sowie seine Gemälde und Bibliotheken wegzunehmen und den alliierten und neutralen Mächten zu übereignen. Bei anderer Gelegenheit bekannte sich derselbe Minister zu der Devise, «die deutsche Zitrone auszuquetschen, bis die Kerne quietschen» (to squeeze the German lemon until the pips squeak). Premierminister Lloyd George gab sich überparteilich und begnügte sich mit der Forderung nach der Erstattung der gesamten Kriegskosten durch Deutschland.

Die Unterhauswahlen, die ersten seit dem Dezember 1910, waren seit drei Jahren überfällig. Erstmals wurde nach dem neuen demokratischen, im Februar 1916 beschlossenen Wahlrecht gewählt, nach dem alle Männer über 21 Jahren und alle Frauen vom vollendeten 30. Lebensjahr ab ihre Stimme abgeben durften. Die Konservativen, die sich seit ihrer Vereinigung mit den Liberal Unionists, der Partei des 1914 verstorbenen Joseph Chamberlain, im Mai 1912 offiziell Conservative and Unionist Party nannten, schlossen sich mit der Mehrheit der regierungstreuen Liberalen zu einem nationalen Wahlbündnis zusammen, was nur möglich war, weil Lloyd George sich bereit erklärte, die liberale Forderung nach Home Rule für Irland deutlich abzuschwächen. Die Minderheit der Liberalen Partei unter dem früheren Premierminister Asquith hatte am 9. Mai 1918 bei der Abstimmung über die von Lloyd George gestellte Vertrauensfrage gegen die Regierung gestimmt, um so gegen die als allzu «rechts» empfundene Politik des Premiers zu protestieren. Bei den Wahlen trat der britische Liberalismus infolgedessen gespalten, also geschwächt an.

Innerlich gespalten war auch die Labour Party. Die Independent Labour Party, ein wichtiger Teil der Gesamtpartei, unter Ramsay MacDonald hatte sich von Anfang an gegen den Krieg gestellt; die Gesamtpartei war im letzten Kriegsjahr stark nach links gerückt. Eine Parteikonferenz nahm im Februar 1918 ein neues Parteistatut an, in dem sich die Labour Party erstmals offiziell als sozialistische Partei bekannte und eine Neuordnung der Gesellschaft auf der Grundlage des Gemeineigentums forderte. In einem auf derselben Konferenz beschlossenen Programm sprach sich die Arbeiterpartei für die Vergesellschaftung von Grund und Boden, der Eisenbahnen, der Bergwerke, der Elektrizitätswerke, der Rüstungsindustrie sowie der Kanäle, Häfen und Schiffahrtsgesellschaften aus. Der Einfluß der russischen Oktoberrevolution war unverkennbar und das Echo von rechts entsprechend feindselig: Die Labour Party wurde bolschewistischer Neigungen bezichtigt. Tatsächlich blieb sie trotz ihres Kurswechsels eine entschieden reformistische Partei.

Die Wahlen vom 14. Dezember 1918 erbrachten einen klaren Sieg der Rechten. Die konservativen Unionisten allein erzielten 382 Sitze, drei Fünftel aller Mandate. Dazu kamen 136 «Koalitionsliberale» um den bisherigen und künftigen Premierminister Lloyd George und einige Nationalisten. Asquith’ Liberale gewannen lediglich 33, die Labour Party bei einem Stimmenanteil von 20,8 Prozent 59 Sitze. Fast alle bekannten Labourführer schieden aus dem Unterhaus aus; an ihre Stelle traten bislang wenig bekannte, parlamentarisch unerfahrene Gewerkschaftsfunktionäre. Im neuen Kabinett Lloyd George war Labour nicht mehr vertreten.

Von den in Irland gewählten 105 Abgeordneten gehörten 73 der 1905 gegründeten republikanischen Sinn Féin («Wir selbst»), 6 der Irischen Nationalpartei und 26 aus dem überwiegend protestantischen Ulster den Unionisten an. Die außerhalb von Ulster gewählten Abgeordneten traten ihre Mandate im britischen Unterhaus nicht an und setzten damit die Boykottpolitik fort, die sie im April 1918 aus Protest gegen die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht auch in Irland begonnen hatten. Am 21. Januar 1919 zogen die gewählten irischen Nationalisten in ein eigenes revolutionäres Parlament, das «Dáil Eireann», in Dublin ein, das sogleich eine Unabhängige Irische Republik proklamierte und am 1. April 1919 den kurz zuvor aus dem Gefängnis geflüchteten Führer von Sinn Féin, Eamon de Valera, den 1882 in New York geborenen Sohn eines spanischen Vaters und einer irischen Mutter, an die Spitze der illegalen Regierung berief. Kurz darauf nahm die Irish Republican Army (IRA), die Nachfolgerin der in den 1850er Jahren von den nationalistischen Feniern gegründeten Irish Republican Brotherhood, den bewaffneten Kampf gegen die britischen Streit- und Ordnungskräfte auf. Damit begann jener seit langem befürchtete oder erhoffte Krieg um die Unabhängigkeit Irlands, der in den Jahren zuvor zweimal nur mit knapper Not hatte verhindert werden können: im Sommer 1914 durch den Ausbruch des Ersten Weltkriegs und 1916 beim Dubliner Osteraufstand durch den massiven Einsatz des britischen Militärs.

Am Vorabend der britischen Unterhauswahlen, dem 13. Dezember 1918, war Woodrow Wilson in der französischen Hafenstadt Brest in der Bretagne eingetroffen. Frankreich war die erste Station der ersten Europareise eines amerikanischen Präsidenten überhaupt. Sie hatte nur einen Zweck: Es galt, den Einfluß der USA bei der Gestaltung der internationalen Nachkriegsordnung so stark wie möglich zur Geltung zu bringen. Von keinem politischen Milieu wurde der Präsident so freundlich, ja enthusiastisch begrüßt wie von der sozialistischen Arbeiterschaft und ihren Führern: Sie sahen in Wilson einen Verbündeten im Streben nach einem Verständigungsfrieden, nach mehr Demokratie und mehr sozialer Gerechtigkeit.

Die französischen Sozialisten taten alles, um die Regierung Clemenceau auf Wilsons Vierzehn Punkte als Grundlage eines dauerhaften Friedens festzulegen – vergeblich. Die Regierung wollte den Friedensverhandlungen nicht vorgreifen und konzentrierte sich darauf, die Unterstützung Amerikas für das Projekt eines «Cordon sanitaire», eines Sicherheitsgürtels unabhängiger ostmittel- und südosteuropäischer Staaten zur Abwehr des Bolschewismus, zu gewinnen. In einer Rede vor der Deputiertenkammer weigerte sich Clemenceau am 29. Dezember standhaft, irgendwelche konkreten Friedensziele zu nennen. Einer breiten parlamentarischen Rückendeckung konnte sich der Ministerpräsident dabei sicher sein. Bereits Ende Oktober hatten sich die meisten bürgerlichen Parteien rechts und links der Mitte zum Block der Entente Républicaine Démocratique zusammengeschlossen. Mit ihrer Hilfe gewann Clemenceau am 29. Dezember die entscheidende Abstimmung über den Staatshaushalt: Er wurde mit 414 zu 6 Stimmen angenommen. Die uneinigen Sozialisten hatten sich auf Stimmenthaltung verständigt.

Wilson war mittlerweile nach England weitergereist, wo ihm die Arbeiterschaft anläßlich einer Rede in Manchester am 30. Dezember, vier Tage nach seiner Ankunft in London, einen überwältigenden Empfang bereitete. Mit Lloyd George gelangte der Präsident zu sehr viel mehr Übereinstimmung als mit Clemenceau, aber über die Auswirkungen der Unterhauswahl gab er sich keinen Illusionen hin: Die Befürworter einer harten Linie gegenüber Deutschland, allen voran die Konservativen, waren gestärkt, die britischen «Wilsonians», die Anhänger eines Verständigungsfriedens, geschwächt worden.

Einem Zwischenaufenthalt in Paris, bei dem Wilson seine Enttäuschung über die Kammerrede Clemenceaus nicht verbarg, folgte sein Besuch in dem Land, in dem, als es 1915 in den Krieg eintrat, von einer massenhaften «Kriegsbegeisterung» weniger als irgendwo sonst die Rede sein konnte und das jetzt am Rande des wirtschaftlichen und finanziellen Bankrotts stand: Italien. Wilsons wichtigster Gesprächspartner in Rom war der seit Oktober 1917 amtierende rechtsliberale Ministerpräsident Vittorio Emanuele Orlando. Er stand einer Regierung vor, in der Außenminister Sidney Sonnino, auch er ein Rechtsliberaler, weitgehende Annexionsforderungen, vor allem im Hinblick auf Dalmatien, vertrat und dafür den Beifall der nationalistischen Rechten fand, der aber auch Anwälte eines friedlichen Ausgleichs mit den Südslawen wie der stellvertretende Ministerpräsident Leonida Bissolati, ein Reformsozialist, und der linksbürgerliche Finanzminister Francesco Nitti angehörten.

Die Rechte, am lautstärksten Mussolinis «Popolo d’Italia», verlangte die Angliederung eines großen Teiles der dalmatinischen Küste und Südtirols bis zum Brenner. Ein gemäßigter Linker wie Bissolati wollte die Grenze zu Österreich knapp nördlich von Bozen ziehen und strebte an der Ostseite der Adria den Besitz von Görz (Gorizia) und Istrien sowie einen Grenzverlauf gegenüber dem südslawischen Staat nahe Triest an; Fiume sollte den Status einer freien Stadt unter italienischem Schutz erhalten, auf Dalmatien aber ansonsten weitgehend verzichtet werden. Da er sich mit diesem vergleichsweise maßvollen Programm gegenüber Sonnino nicht durchsetzen konnte, trat Bissolati von seinem Amt als stellvertretender Ministerpräsident zurück. Kurz darauf, am 4. Januar 1919, bat auch Nitti um seine Entlassung. Aus Rücksicht auf Wilsons Staatsbesuch, der einen Tag zuvor begonnen hatte, blieb er dann auf Bitten Orlandos noch bis zum 15. Januar im Amt. Dem Kabinett gehörten zwar auch danach noch gemäßigte linke Minister, darunter der Reformsozialist Ivanoe Bonomi, an. Aber die Rechte ging aus der Regierungskrise um die Jahreswende 1918/19 stärker hervor, als sie zuvor gewesen war.

Wilson wurde während seines Italienbesuches, wo immer er sich auf Straßen und Plätzen zeigte, in Rom nicht anders als in Mailand, von der Menge bejubelt. Er sprach nicht nur mit Orlando und Sonnino, die ihm beide borniert erschienen, sondern auch mit Bissolati und Luigi Albertini, dem liberalen Herausgeber des Mailänder «Corriere della Sera». Die entschiedensten «Wilsonianer» waren auch in Italien Politiker der Linken, darunter die parlamentarischen Führer der Sozialisten, an ihrer Spitze Filippo Turati und Claudio Treves, die trotz ihres Neins zum Kriegseintritt Italiens die Kriegsanstrengungen des Königreichs, wenn auch ohne alle Begeisterung, mitgetragen hatten. Die Sozialistische Partei als Organisation und ihre Funktionäre aber waren seit 1917 unter dem Eindruck der russischen Oktoberrevolution nach links gerückt. Seit dem Parteikongreß in Rom vom September 1918 beherrschten die linken «Maximalisten» unter Giacinto Serrati die Parteiführung. Sie propagierten als Ziele die Errichtung der sozialistischen Republik und die Diktatur des Proletariats, verweigerten folgerichtig auch die Teilnahme an der Berner Konferenz der Zweiten Internationale. Wilson war für sie ein bürgerlicher Politiker, dem das Proletariat mit der gebotenen Zurückhaltung und Vorsicht zu begegnen hatte.

Unter den bürgerlichen «Wilsonianern» war der markanteste der katholische Priester Don Luigi Sturzo, ein Sizilianer, der im Januar 1919 mit Zustimmung des Vatikans den Partito Popolare Italiano, eine christlich-demokratische Partei, gründete. Sie unterstützte in ihrem Programm Wilsons Idee eines Völkerbundes und forderte einschneidende soziale Reformen, eine Verbesserung der Lebensbedingungen des Mezzogiorno und das Frauenstimmrecht. Sie bezog damit Positionen, die denen Bissolatis nahe kamen. Dieser wurde im Januar 1919 immer mehr zur Zielscheibe heftiger Angriffe Benito Mussolinis und seines «Popolo d’Italia». Aus Sicht der nationalistischen Rechten war Bissolati der gefährlichste unter den «Verzichtspolitikern», den «rinunciatori». Eine Veranstaltung des Reformsozialisten in der Mailänder Skala wurde von Mussolini und seinen Anhängern, darunter der Futurist Filippo Tommaso Marinetti, durch Zwischenrufe und Sprechchöre so massiv gestört, daß Bissolati kaum zu Wort kam.

Kurz darauf, am 15. Januar 1919, veröffentlichte der Dichter Gabriele D’Annunzio im «Popolo d’Italia» einen «Offenen Brief an die Dalmatiner»: ein Manifest des Irredentismus, das, weil es mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker nicht zu vereinbaren war, in eine Kampfansage an die «Wilsonianer» aller Länder, besonders die des eigenen, mündete. D’Annunzio nannte Italien die siegreichste aller Nationen, weil es siegreich über sich selbst und die Feinde sei. Italien dürfe sich keinen gallischen, keinen britischen und keinen amerikanischen Frieden aufnötigen lassen. Es werde vielmehr über die Alpen und die See eine «Pax Romana» errichten. «Wenn nötig, werden wir dem neuen Ränkespiel nach Art der Arditi entgegentreten, eine Granate in jeder Hand und ein Messer zwischen den Zähnen.» Die «Arditi» waren ein freikorpsartiger Verband ehemaliger Elitesoldaten. Am 16. April 1919, dem Tag eines von den sozialistischen Gewerkschaften ausgerufenen Generalstreiks, stürmten sie das Gebäude der sozialistischen Zeitung «Avanti» in Mailand, steckten es in Brand, provozierten dabei Zusammenstöße, bei denen es fünf Tote und zahlreiche Verletzte gab, und brachten anschließend vor dem Redaktionssitz des «Popolo d’Italia» Mussolini eine öffentliche Huldigung dar. Eine neue Zeit warf in Italien ihre Schatten voraus.[5]

Der fragile Frieden:
Von Versailles zum Völkerbund

Am 18. Januar 1919, dem 48. Jahrestag der Proklamation König Wilhelms I. von Preußen zum Deutschen Kaiser, begann in Paris die Friedenskonferenz. Auf ihr waren 32 Staaten, die «Alliierten und Assoziierten Mächte», mit vollen Rechten vertreten. («Alliierte» waren die Mächte der Entente cordiale, Großbritannien und Frankreich, «assoziierte» Mächte unter anderen die Vereinigten Staaten, Japan, Belgien und Italien.) Zu den vollberechtigten Teilnehmern kamen die «additional members of the British Empire», nämlich die Dominions Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika sowie Indien, neue Staaten wie Polen und die Tschechoslowakei, ferner Staaten, die lediglich die diplomatischen Beziehungen mit den Mittelmächten abgebrochen hatten, und Rumänien, das im November 1918, ein halbes Jahr nach dem Frieden von Bukarest, erneut auf der Seite der Verbündeten in den Krieg eingetreten war. Nicht vertreten waren die besiegten Länder, aber auch nicht Rußland, das im Frühjahr 1918 auf Grund der Revolution der Bolschewiki aus dem Kreis der kriegführenden Mächte ausgeschieden war.

Nur selten, insgesamt achtmal, traten alle Teilnehmerstaaten zu Plenarsitzungen zusammen. Das tatsächliche Entscheidungsgremium war bis zum 24. März 1919 der Oberste Rat der Verbündeten oder der «Rat der Zehn», in dem die Großmächte USA, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan, jeweils vertreten durch ihre Staats- beziehungsweise Regierungschefs und die Außenminister, unter sich waren. In der Zeit danach hatte ein noch kleineres Gremium, der Rat der Vier, bestehend aus den USA und den drei europäischen Großmächten, das Sagen. Eine der vier Mächte, Italien, nahm zwischen dem 23. April und dem 6. Mai 1919 nicht an den Beratungen teil, weil es über der Zukunft von Fiume zum offenen Streit zwischen den Siegermächten gekommen war und Ministerpräsident Orlando und Außenminister Sonnino sich unter dem Druck der nationalistischen Rechten entschieden hatten, ihrer Forderung nach der Angliederung dieser adriatischen Hafenstadt an Italien demonstrativen Ausdruck zu verleihen. Einer der wichtigsten Teilnehmer der Konferenz, Präsident Wilson, konnte vom 14. Februar bis zum 14. März 1919 nicht in Paris sein, weil er in Washington um seinen Rückhalt im Kongreß kämpfen mußte; er ließ sich von Außenminister Lansing vertreten. Den Staats- und Regierungschefs und ihren Außenministern arbeiteten rund 60 Kommissionen zu, von denen nur eine, die über den Völkerbund, die League of Nations oder Société des Nations, unmittelbar dem Plenum der Teilnehmerstaaten berichten durfte.

Der Völkerbund sollte dem Frieden und der Sicherheit der Welt den notwendigen organisatorischen Rahmen geben. Darum machte er es den Mitgliedern zur Pflicht, sich gegenseitig zu helfen und im Falle von Streitigkeiten zwischen ihnen den Schiedsspruch des Ständigen Internationalen Gerichtshofes in Den Haag beziehungsweise eines besonderen, von den streitenden Parteien eingesetzten Schiedsgerichts anrufen. Die Bundesversammlung, der alle Mitgliedstaaten mit je einer Stimme und bis zu drei Delegierten angehörten, konnte mit Zweidrittelmehrheit Sanktionen verhängen. Dasselbe konnte, ebenfalls mit Zweidrittelmehrheit, der Völkerbundsrat tun. Dieser bestand aus ständigen und nichtständigen Mitgliedern. Die ständigen waren die Großmächte, wenn sie denn alle dem Völkerbund beitraten, die USA, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan; die nichtständigen Mitglieder (deren Zahl nicht ein für alle Mal feststand) wurden für die Dauer von drei Jahren gewählt. Mit Zweidrittelmehrheit konnte die Bundesversammlung Mitglieder ausschließen und neue aufnehmen.

Die Bundesversammlung verfügte über ein Ständiges Generalsekretariat unter einem Generalsekretär mit Sitz in Genf. Sie setzte die Kommission für die Mandatsgebiete, das heißt die ehemaligen deutschen Kolonien und die arabischen Teile des untergegangenen Osmanischen Reiches, darunter Palästina, ein, ebenso das Hochkommissariat für Flüchtlingshilfe und Sonderorganisationen wie die für das Gesundheitswesen. Sie führte die Aufsicht über das Internationale Arbeitsamt, das Institut für geistige Zusammenarbeit in Paris und weitere internationale Einrichtungen. Außerdem erteilte die Bundesversammlung der Regierungskommission für das Saargebiet und dem Hohen Kommissar für die neu geschaffene Freie Stadt Danzig ein direktes Mandat.

Ob der Völkerbund wirklich die friedensstiftende und ausgleichende Rolle würde wahrnehmen können, die Wilson ihm zugedacht hatte, war von Anfang an fraglich. Die Mitgliedstaaten dieses Systems der kollektiven Sicherheit blieben uneingeschränkt souverän. Einen Konsens über Sanktionen herzustellen war angesichts der auseinanderstrebenden Interessen der Mitgliedstaaten, vor allem der größeren unter ihnen, erkennbar schwierig. Unter den privilegierten ständigen Mitgliedern des Völkerbundrates hatten die größeren europäischen Kolonialmächte das Übergewicht. (Daß die Vereinigten Staaten dem Völkerbund nicht beitreten würden, ahnte im Frühjahr 1919 noch niemand.)

Am ehesten waren dem Völkerbund bedeutende Leistungen auf humanitärem Gebiet zuzutrauen. Eine repräsentative «Weltregierung» aber oder eine «Föderation freier Staaten», wie Kant sie 1795 in seiner Schrift «Zum ewigen Frieden» zur Grundlage eines neuen Völkerrechts hatte machen wollen, konnte aus diesem Völkerbund, in dem die Kolonialvölker per definitionem nicht vertreten waren, nicht hervorgehen. Er war zunächst nur eine Versammlung der Sieger des Ersten Weltkrieges und der neutral gebliebenen Staaten. Die besiegten Staaten waren fürs erste ausgeschlossen. Sie konnten allenfalls hoffen, daß sich daran bald etwas ändern würde. Das galt nicht nur für Deutschland, Österreich, Ungarn, Bulgarien und die Türkei, sondern auch für Sowjetrußland.

Was Rußland betraf, so drängte Wilson in Paris auf eine Eindämmung der Revolution durch eine Kombination von Lebensmittellieferungen und die Beendigung des Bürgerkrieges durch Verhandlungen, an denen außer den Verbündeten die kommunistische Regierung in Moskau und die von den «Weißen» eingesetzten gegenrevolutionären Regierungen teilnehmen sollten. Der Versuch scheiterte zunächst, im Februar 1919, an der Weigerung der «Weißen», sich mit den «Roten» an einen Tisch zu setzen, und dann, Mitte April, nachdem durch separate Geheimkontakte der Amerikaner mit den Bolschewiki Lebensmittellieferungen scheinbar in greifbare Nähe gerückt waren, an westlichen Bedingungen, die die Bolschewiki nicht erfüllen konnten – unter anderem forderten die Verbündeten, daß das russische Transportwesen der Kontrolle der Moskauer Regierung entzogen wurde. Deutschland hingegen kam, nachdem die Franzosen ihren Widerstand gegen entsprechende angelsächsische Vorschläge aufgegeben hatten, seit Ende März in den Genuß umfangreicher Lieferungen von Getreide und Fetten. Die alliierte Blockade war damit beendet – eine Folge nicht so sehr humanitärer Erwägungen als der Furcht, die hungernden Deutschen könnten sich andernfalls Rußland und dem Bolschewismus zuwenden.

Deutschland war das Hauptthema der Pariser Friedenskonferenz. Sehr bald wurde deutlich, daß die französischen und die angelsächsischen Vorstellungen weit auseinandergingen, wobei es freilich auch zwischen Washington und London hin und wieder Meinungsverschiedenheiten gab. Clemenceau drängte, wenn auch nicht so massiv wie Marschall Foch, auf die Abtrennung des Saarlands und des übrigen linksrheinischen Deutschland (das ein autonomer, von Frankreich abhängiger Staat werden sollte) vom Reich. Lloyd George wollte im Interesse der «balance of power» Frankreich nicht übermäßig stark werden lassen und setzte darum französischen (im Osten auch polnischen) Expansionsbestrebungen hartnäckigen Widerstand entgegen. Wilson war durchaus für eine angemessene Bestrafung Deutschlands (wobei er zwischen dem untergegangenen Kaiserreich und der neuen Regierung keinen großen Unterschied machte). Er wollte aber nicht mehr als unvermeidbar mit dem von ihm verkündeten Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts der Völker in Konflikt geraten und konnte sich schon deswegen nicht dem französischen Druck beugen.

Das Ergebnis des zähen Ringens war ein Kompromiß, der dem französischen Sicherheitsbedürfnis und den Grundsätzen der Angelsachsen Rechnung trug. Zur Befriedigung des französischen Sicherheitsbedürfnisses sagten die USA und Großbritannien Frankreich einen Garantievertrag gegen einen unprovozierten deutschen Angriff zu. Elsaß-Lothringen wurde, was vorher zwischen den Siegern keineswegs unumstritten gewesen war, ohne vorherige Volksabstimmung an Frankreich zurückgegeben. Das Saargebiet wurde nicht an Frankreich abgetreten, sondern für die Dauer von 15 Jahren einem Völkerbundsregime unterstellt; danach sollte die Bevölkerung ihr Selbstbestimmungsrecht ausüben können. Auch im Hinblick auf das Rheinland mußte Frankreich zurückstecken. Das linksrheinische Gebiet wurde nicht von Deutschland abgetrennt. Vielmehr sahen die Friedensbedingungen eine in Zonen gestaffelte, auf 5, 10 und 15 Jahre befristete alliierte Besetzung nebst einigen rechtsrheinischen Brückenköpfen und eine dauerhafte «Entmilitarisierung» des linksrheinischen Deutschland vor. Belgien erhielt als Teilentschädigung des ihm von Deutschland angetanen politischen und materiellen Unrechts den Kreis Eupen-Malmedy mit seiner überwiegend deutschsprachigen Bevölkerung. Die hierzu veranstaltete «Abstimmung» mit öffentlich ausliegenden Listen, in die sich eintragen konnte, wer sich für den Verbleib bei Deutschland aussprechen wollte, war kein geeignetes Mittel, den Willen der Bevölkerung festzustellen, und erbrachte das gewünschte Ergebnis.

Für die Deutschen ungleich schmerzhafter waren die Gebietsverluste im Osten. Daß das Gebiet des ehemaligen Großherzogtums Posen an Polen fallen würde, war allgemein erwartet worden. Aber darüber hinaus sollte Polen ganz Oberschlesien und, wegen des von Wilson in den Vierzehn Punkten versprochenen sicheren und freien Zugangs zur Ostsee, den Hauptteil Westpreußens mit einem westlich von Danzig gelegenen Hafen erhalten, wodurch Ostpreußen vom übrigen Reich abgeschnitten wurde. Danzig wurde zur Freien Stadt unter einem Kommissar des Völkerbundes erklärt; das an Litauen grenzende Memelgebiet fiel unter die Verwaltung der Entente.

In zwei Gebieten, im ostpreußischen Masuren und im östlich der Weichsel gelegenen Teil von Westpreußen um Marienburg und Marienwerder, sollte die Bevölkerung entscheiden, ob sie bei Deutschland bleiben oder sich Polen anschließen wollte. Eine Abstimmung war auch für das überwiegend dänischsprachige Nordschleswig vorgesehen. Sie fand im Februar und März 1920 statt und führte zu einer Teilung Nordschleswigs zwischen Dänemark und Deutschland entsprechend den sprachlichen Mehrheitsverhältnissen; in Masuren und im Gebiet um Marienburg und Marienwerder entschied sich die Bevölkerung im Juli 1920 nahezu einhellig für Deutschland.

Einer Kompensation der Gebietsverluste in Gestalt des Zusammenschlusses von Deutschland und Österreich schob der Friedensvertrag auf Verlangen Frankreichs einen Riegel vor: Deutschland mußte in Artikel 80 des Vertrags von Versailles die Unabhängigkeit Österreichs anerkennen; eine Änderung war nur mit Zustimmung des Völkerbundsrates möglich. Durch den Friedensvertrag büßte Deutschland ein Siebtel seines Gebietes und ein Zehntel seiner Bevölkerung ein; es verlor zudem seine Kolonien. Wirtschaftlich bedeutete die Verkleinerung des deutschen Territoriums, wenn man die Teilung Oberschlesiens im Jahr 1921 mitberücksichtigt, eine Minderung der Kohlevorkommen um ein Drittel und der Erzvorkommen um drei Viertel. Über eine abschließende Reparationssumme hatten sich die Siegermächte nicht verständigen können. Fürs erste mußte Deutschland seine Fernkabel und neun Zehntel seines Rinderbestandes ausliefern sowie zehn Jahre lang jährlich rund 40 Millionen Tonnen Kohle an Frankreich, Belgien, Luxemburg und Italien liefern.

Einschneidend waren die militärischen Bedingungen, die die Alliierten Deutschland auferlegten. Die Wehrpflicht wurde abgeschafft, das Heer auf 100.000 Mann und die Marine auf 15.000 längerdienende Berufssoldaten beschränkt. Eine Luftwaffe und Unterseeboote durfte Deutschland künftig ebensowenig unterhalten wie Panzer und Gaswaffen. Der Generalstab wurde aufgelöst. Die Hochseeflotte war bis auf geringe Reste auszuliefern – eine Bestimmung, der die Marine durch die Selbstversenkung der Flotte bei Scapa Flow am 21. Juni zuvorkam.

Kein Artikel des Friedensvertrages stieß auf so leidenschaftliche Abwehr wie der von einem juristischen Berater der amerikanischen Delegation, John Foster Dulles, dem Außenminister der Jahre 1953 bis 1959, entworfene Artikel 231. In diesem Artikel mußte Deutschland anerkennen, daß es zusammen mit seinen Verbündeten als «Urheber» des Krieges für alle Verluste und Schäden verantwortlich war, welche die alliierten und assoziierten Mächte und ihre Angehörigen «infolge des ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben». Dulles und den Amerikanern ging es dabei nicht um eine moralische Verurteilung Deutschlands, sondern um einen verbindlichen Rechtstitel für den Anspruch der Verbündeten auf Reparationen. Die Begriffe «Kriegsschuld» oder «Alleinschuld» tauchten in dem Artikel nicht auf. Aber genau so wurde er in Deutschland interpretiert. Diese Deutung lag um so näher, als die These von dem von Deutschland und seinen Verbündeten geführten Angriffskrieg auch der Forderung zugrunde lag, Deutschland müsse seine Kriegsverbrecher und die für den Kriegsausbruch verantwortlichen Staatsmänner an die Verbündeten ausliefern.

Die «Friedensbedingungen der alliierten und assoziierten Regierungen» wurden der deutschen Friedensdelegation am 7. Mai 1919 in Versailles überreicht. Der parteilose Außenminister Graf Brockdorff-Rantzau hielt es für angebracht, auf eine kurze von Clemenceau als Präsident der Friedenskonferenz stehend gehaltene Eröffnungsrede mit einer bewußt arroganten Erwiderung zu antworten, die er, demonstrativ sitzen bleibend, vortrug. Er wies darin vor allem die Behauptung von der deutschen Alleinschuld am Krieg zurück und klagte seinerseits die Sieger an, Hunderttausende von Nichtkämpfern noch nach dem Waffenstillstand vom 11. November durch die Blockade kaltblütig ermordet zu haben. Die Wirkung war verheerend: Wilson empfand den Auftritt auch als persönlichen Affront und sah sich in seiner negativen Einschätzung der preußischen Junker voll bestätigt.

Die Deutschen, die immer noch auf einen «Wilson-Frieden», einen Frieden auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker, gehofft hatten, reagierten auf die Bekanntgabe der Friedensbedingungen mit einem Aufschrei der nationalen Empörung. Im Lager der regierenden Parteien der «Weimarer Koalition» aus Mehrheitssozialdemokraten, Zentrum und Deutscher Demokratischer Partei überwog zunächst die Neigung, die Friedensbedingungen für unannehmbar zu erklären. In einer Kundgebung, die die Nationalversammlung am 12. Mai in der Aula der Berliner Universität abhielt, stellte Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann die rhetorische Frage: «Welche Hand müßte nicht verdorren, die sich und uns in diese Fesseln legt?» Der preußische Ministerpräsident Paul Hirsch, wie Scheidemann ein Mehrheitssozialdemokrat, gab die Parole aus: «Lieber tot als Sklav’!» Der Präsident der Nationalversammlung, der Zentrumsabgeordnete Konstantin Fehrenbach, nannte den Friedensvertrag die «Verewigung des Krieges» und drohte den Siegern unüberhörbar mit einem zweiten Weltkrieg: «Auch in Zukunft werden deutsche Frauen Kinder gebären und diese Kinder werden die Sklavenketten zerbrechen und die Schmach abwaschen, die unserem deutschen Antlitz zugefügt werden soll.»

Doch nur eine der drei Regierungsparteien war mehr oder minder geschlossen für eine Ablehnung des Friedensvertrages: die DDP. SPD und Zentrum waren in sich gespalten. Die «Realpolitiker», unter ihnen die Reichsminister Matthias Erzberger vom Zentrum und Gustav Noske und Eduard David von der SPD, waren sich bewußt, daß die Alliierten im Fall eines deutschen Nein Deutschland besetzen würden, ohne daß das besiegte Land sie mit seinen schwachen militärischen Kräften daran hindern konnte – eine Einschätzung, die der noch immer amtierende Erste Generalquartiermeister Wilhelm Groener teilte. Gewisse Zugeständnisse aber konnten die deutschen Unterhändler, nachdem sie am 29. Mai in Versailles ihre «Bemerkungen» zum Friedensvertrag vorgelegt hatten, doch noch erreichen: Am 16. Juni erklärten sich die Siegermächte auf Betreiben von Lloyd George mit einer Volksabstimmung in Oberschlesien einverstanden, die über die Zugehörigkeit zu Deutschland oder Polen entscheiden sollte. Für das Rheinland sahen die Verbündeten bei deutschem Wohlverhalten ein vorzeitiges Ende der Besetzung vor. Die deutsche Darstellung zur Kriegsschuldfrage aber wiesen die Siegermächte ebenso scharf wie ausführlich zurück.

Unter dem Eindruck dieser Konzessionen und entsprechender Argumente Erzbergers bildete sich in den Tagen darauf in der Nationalversammlung eine Mehrheit heraus, die bereit war, der Unterzeichnung des Vertrags von Versailles unter dem doppelten Vorbehalt zuzustimmen, daß der Kriegsschuldartikel und die Verpflichtung zur Auslieferung von Kriegsverbrechern nicht bindend sein dürften. Scheidemann hatte sich jedoch bereits, ebenso wie Brockdorff-Rantzau, derart entschieden auf ein Nein festgelegt, daß er nur noch die Möglichkeit des Rücktritts sah. Am 26. Juni vollzog er diesen Schritt. Seine Nachfolge trat ein politisch farbloser Mehrheitssozialdemokrat an: der bisherige Arbeitsminister und vormalige zweite Vorsitzende der Generalkommission der Freien Gewerkschaften, Gustav Bauer. Neuer Außenminister wurde der sprachkundige Hermann Müller, der kurz zuvor zum Vorsitzenden der SPD gewählt worden war. Die DDP gehörte, anders als das Zentrum, der Regierung Bauer nicht mehr an.

Am 22. Juni stimmte die Nationalversammlung mit der Mehrheit von 237 zu 138 Stimmen bei sechs Stimmenthaltungen einer Unterzeichnung des Friedensvertrages unter den beiden Vorbehalten in der Kriegsschuld- und in der Kriegsverbrecherfrage zu. Die Antwort der Verbündeten kam prompt – in Form eines Ultimatums, den Vertrag innerhalb von 24 Stunden vorbehaltlos zu unterzeichnen. Die Nationalversammlung mußte also am 23. Juni erneut und diesmal endgültig entscheiden.

Alles hing nun vom Zentrum ab. Ein Ja zur vorbehaltlosen Annahme wurde den Parlamentariern der katholischen Fraktion dadurch erleichtert, daß Groener in einem Telegramm die Aussichtslosigkeit militärischer Kampfmaßnahmen betonte und die rechten Oppositionsparteien, die Deutschnationalen und die Deutsche Volkspartei, in einer Erklärung ausdrücklich die «vaterländischen Gründe» derjenigen Abgeordneten anerkannten, die für die Annahme stimmten. Für ein Ja sprachen sich in namentlicher Abstimmung schließlich die beiden sozialdemokratischen Parteien, die Mehrheit des Zentrums und eine Minderheit der DDP aus, für ein Nein die DNVP, die DVP, eine Mehrheit der DDP und eine Minderheit des Zentrums. Am 28. Juni setzten Außenminister Hermann Müller von der SPD und Verkehrsminister Johannes Bell vom Zentrum im Spiegelsaal des Schlosses von Versailles, dem Ort der Kaiserproklamation von 1871, ihre Unterschriften unter den Friedensvertrag.

Die tiefe und langanhaltende Entrüstung über das «Diktat von Versailles» hatte viel damit zu tun, daß sich die Regierung Scheidemann, entgegen dem Drängen von Reichspräsident Ebert, geweigert hatte, die von Karl Kautsky gesammelten deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch zu veröffentlichen und so die Deutschen auf das vorzubereiten, was sie seitens der Sieger erwartete. Auch in der Sozialdemokratie wünschte im Frühjahr und Sommer 1919 eine große Mehrheit keine offene und selbstkritische Auseinandersetzung mit der Kriegsschuldfrage. Als Eduard Bernstein auf dem ersten Nachkriegsparteitag der SPD, der vom 10. bis 15. Juni 1919 in Weimar stattfand, die Delegierten aufrief, sich der «Frage der Schuld und der Verantwortung» zu stellen und sich nicht länger zu Gefangenen jener Abstimmung vom 4. August 1914 zu machen, in der die sozialdemokratische Reichstagsfraktion den Kriegskrediten zugestimmt hatte, wurde er förmlich niedergemacht – von Hermann Müller besonders heftig und mit unüberhörbaren antisemitischen Untertönen. Scheidemann übertrumpfte Müller noch, als er Bernstein einen «Advokaten des Teufels» nannte, der in seiner Übergerechtigkeit sogar schon die feindlichen Imperialisten verteidige.

Die Scheu, die Politik der Reichsleitung in der Julikrise von 1914 vorurteilsfrei zu betrachten, schlug auf der politischen Rechten rasch um in eine Leugnung der deutschen Kriegsschuld. In Abwehr der alliierten «Kriegsschuldlüge» begann eine Kriegsunschuldlegende zu wuchern, die sich ähnlich wie ihre Zwillingsschwester, die Dolchstoßlegende, als gefährliche Waffe im Kampf nicht nur mit «Versailles», sondern auch mit «Weimar» erwies. Der Behauptung, daß die Deutschen «im Felde unbesiegt» geblieben seien, hatte Friedrich Ebert Vorschub geleistet, als er, noch als Vorsitzender des Rats der Volksbeauftragten, am 10. Dezember 1918 heimgekehrten Truppenverbänden zurief: «Kein Feind hat Euch überwunden!» Ihre klassische Form erhielt die Dolchstoßlegende am 18. November 1919. An diesem Tag legte Hindenburg, der Ende Juni, zusammen mit Groener, sein Amt als letzter Chef der Obersten Heeresleitung niedergelegt hatte, vor dem parlamentarischen Untersuchungsausschuß einem ungenannt bleibenden englischen General die Äußerung in den Mund, die deutsche Armee sei «von hinten erdolcht worden». Von hinten: Das hieß für die deutsche Rechte von der deutschen Linken, den «Marxisten» und «Bolschewisten» oder, noch einfacher und immer häufiger, von den Juden.

Doch nicht nur die deutsche Kriegsschuld von 1914 wurde von den meisten Deutschen verdrängt, sondern auch das Diktat, das das Kaiserreich im Frühjahr 1918 Rußland auferlegt hatte. Versailles war, was wirtschaftliche und territoriale Verluste anging, milder als Brest-Litowsk. Gerecht und klug war freilich weder der eine noch der andere Friedensschluß. Die Vertreter der Siegermächte standen, als sie an den Pariser Vorortverträgen arbeiteten, unter dem Druck ihrer Völker, die eine Bestrafung der ehemaligen Mittelmächte, obenan Deutschlands, und einen Ausgleich für erlittene Schäden verlangten. Die Sieger verstießen zu Lasten der Besiegten gegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker, zum Beispiel im Fall des «polnischen Korridors», der Ostpreußen fortan vom Reich trennte: Im nördlichen Westpreußen war die deutsch- und nicht die polnischsprachige Bevölkerung in der Mehrheit. Aber hatten die Deutschen nicht, wo sie siegreich waren, dasselbe getan? Hatten sie Polen nicht seit dem späten 18. Jahrhundert das Recht auf staatliche Existenz bestritten? Und war ein lebensfähiger polnischer Staat ohne Zugang zur Ostsee, also auf Kosten von deutsch besiedelten Gebieten, überhaupt vorstellbar?

In Deutschland wurde dem amerikanischen Präsidenten, auf den so viele ihre Hoffnungen gesetzt hatten, seit dem Bekanntwerden der Friedensbedingungen Verrat am obersten seiner eigenen Grundsätze, dem Selbstbestimmungsrecht der Völker, vorgeworfen. Wilson war in Deutschland fortan ähnlich verhaßt wie Clemenceau. Wilson hatte Frankreich Zugeständnisse machen müssen, aber das galt in der umgekehrten Richtung in noch höherem Maß. Die beiden angelsächsischen Mächte bewahrten Deutschland vor vielem, was es zu ertragen gehabt hätte, wenn der Friede allein von Frankreich diktiert worden wäre. Wilson mußte während der Pariser Verhandlungen auf die amerikanische Öffentlichkeit und namentlich auf den von den Republikanern beherrschten Senat Rücksicht nehmen, denn nur, wenn dieser mit Zweidrittelmehrheit zustimmte, traten internationale Verträge in Kraft. Wäre Wilson zu irgendeinem Zeitpunkt vor Abschluß der Verhandlungen unter Protest nach Washington zurückgekehrt, hätte er Clemenceau das Feld überlassen und in Europa ein Chaos angerichtet. In den letzten Konferenzwochen lautete, in den Worten des Historikers Klaus Schwabe, die Alternative, der sich Wilson gegenübersah, nicht mehr «Kompromißfrieden … oder Wilson-Frieden», sondern nur noch: «Kompromißfrieden oder gar kein Frieden.»

Der Vertrag von Versailles war hart. Aber kaum jemand in Deutschland machte sich bewußt, daß alles noch viel schlimmer hätte kommen können. Das Reich blieb erhalten und das Rheinland ein Teil von Deutschland. Deutschland war nach wie vor das bevölkerungsreichste Land westlich der russischen Grenzen und die wirtschaftlich stärkste Macht Europas. In gewisser Weise hatte sich die außenpolitische Lage Deutschlands gegenüber der Zeit vor 1914 sogar verbessert: Der Konflikt zwischen den Westmächten und Sowjetrußland bedeutete, daß Deutschland keinen Grund mehr hatte, sich «eingekreist» zu fühlen. Und schon in Versailles waren die ersten Risse zwischen den westlichen Verbündeten, Frankreich auf der einen, England und den Vereinigten Staaten auf der anderen Seite, sichtbar geworden. Die Mitgliedschaft im Völkerbund war Deutschland vorerst noch verwehrt, aber dabei mußte es nicht bleiben. Deutschland hatte gute Aussichten, wieder zur europäischen Großmacht aufzusteigen. Es bedurfte nur der nüchternen Einsicht in die neue Lage, um «Versailles» in realistischen Proportionen zu sehen.

Kritik am Friedensvertrag war nicht nur aus Deutschland zu hören. In den Staaten der Sieger waren es vor allem linksstehende Parteien und Zeitungen, die sich scharf ablehnend äußerten. Der «Daily Herald», das Blatt der Labour Party, schrieb nach der Bekanntgabe der Friedensbedingungen, diese verletzten alle Versprechungen; der geplante Völkerbund sei eine «Liga der Sieger ohne Seele» (a League of Victors without a soul). Der «Labour Leader», das Organ der Independent Labour Party, sah Wilsons Vierzehn Punkte mit «gefühlloser Verachtung» (callous contempt) behandelt. Der Führer der Mehrheit («ex-minoritaires») der französischen Sozialisten, Jean Longuet, verglich den Entwurf der Friedensbedingungen mit den Diktatfrieden von Tilsit im Jahre 1807 und Brest-Litowsk im Jahre 1918. Der «Avanti», das Sprachrohr des Partito Socialista Italiano, nannte den Vertragsentwurf unter Anspielung auf die demütigende Niederlage des italienischen Heeres vom Oktober 1917 ein «diplomatisches Caporetto» und sagte den Zusammenbruch der demokratischen Ideologie voraus, die die kapitalistischen Regierungen nur benutzt hätten, um eine Weltkatastrophe mit 12 Millionen Toten zu rechtfertigen. In den USA meinte die linksliberale «Nation», Wilson habe Friedensbedingungen akzeptiert, die allen seinen Versprechungen Hohn sprächen, und sich damit als «Autokrat und ein sich selbst kompromittierender Politiker» erwiesen. Die «New Republic» bezeichnete den Vertragsentwurf als Karthagofrieden, der nur zum «Vorspiel von Streitigkeiten in einem tief gespaltenen und schrecklich verbitterten Europa» werden könne.

Auch von der politischen Rechten in den Siegerstaaten war Kritik zu vernehmen. Sie unterschied sich freilich radikal von der der Linken. Der Historiker Jacques Bainville, einer der führenden Publizisten der «Action française», behauptete, dieser Friede sei «dafür, daß er so hart ist, zu weich». Deutschland werde als Großmacht überleben, die mit etwas Geduld auf die Befreiung von den Bedingungen hoffen könne, die sie infolge der militärischen Niederlage habe akzeptieren müssen. In 15 Jahren, also 1934, werde die entscheidende Kraftprobe kommen, wobei Deutschland sich wohl eher an Polen und der Tschechoslowakei rächen dürfte als an Frankreich. Vergleichsweise milde fiel der Tadel britischer Rechtsblätter aus. Die «Morning Post», die «Daily Mail» und der «Chronicle» fanden, daß die maritimen, militärischen territorialen Klauseln des Vertrags besser ausgefallen seien als erwartet. Dagegen blieben die finanziellen Entscheidungen weit hinter den Versprechungen aus der Zeit der Unterhauswahl vom Dezember 1918 zurück.

Zu einem anderen, ja dem entgegengesetzten Schluß gelangte der Ökonom John Maynard Keynes, der als Finanzexperte und Vertreter des britischen Schatzkanzlers an den Beratungen des Großen Wirtschaftsrates in Paris teilgenommen hatte, bis er Anfang Juni 1919 seine Ämter aus Protest gegen den Vertrag von Versailles niederlegte. 1920 begründete er seine Kritik an der Arbeit der Friedenskonferenz in dem Buch «The Economic Consequences of the Peace», das kurz darauf auch ins Deutsche übersetzt wurde und in Deutschland auf breite Zustimmung stieß. «Paris» erschien Keynes rückblickend als «ein böser Traum» und jeder der maßgebenden Teilnehmer der Verhandlungen als ein «Kranker». Über Clemenceau, in dem er den bösen Geist der Friedenskonferenz sah, urteilte er sarkastisch, er sei einer Täuschung erlegen, Frankreich, und habe eine Enttäuschung erlebt, «die Menschheit, die Franzosen und nicht am wenigsten seine Beratungsgenossen eingeschlossen». Das Ziel des französischen Ministerpräsidenten und damit Frankreichs sei es gewesen, die Uhr so weit als möglich zurückzustellen und ungeschehen zu machen, was der Fortschritt Deutschlands seit 1870 vollbracht habe. Wilson porträtierte der Verfasser als weltfremden Idealisten, der den geistig beweglichen und gerissenen Machtpolitikern Clemenceau und Lloyd George von Anfang an unterlegen gewesen und darum zum Verlierer der Konferenz geworden sei.

Die wichtigste Absicht, die Keynes mit dem Buch verfolgte, war der Nachweis, daß ein «Karthagofriede auch praktisch nicht richtig oder möglich ist». Der Grund dieser Unmöglichkeit war nach Meinung des Autors ein eklatanter Widerspruch der Ziele des Friedensvertrages: Einerseits enthalte er alles, was Deutschland in der Gegenwart berauben und seine Entwicklung in der Zukunft unterbinden könne, andererseits solle Deutschland Geldzahlungen in einem Umfang erbringen, der für Keynes ein Ausdruck von reinem Wunschdenken war. Die wirtschaftspolitischen Illusionen der Akteure führte er auf ihr Desinteresse an einer funktionsfähigen internationalen Wirtschafts- und Finanzordnung zurück. «Der Rat der Vier schenkte diesen Fragen keine Aufmerksamkeit, da er mit anderem beschäftigt war – Clemenceau, das Wirtschaftsleben seiner Feinde zu vernichten, Lloyd George, ein Geschäft zu machen und etwas nach Hause zu bringen, was wenigstens eine Woche lang sich sehen lassen konnte, der Präsident, nur das Gerechte und Rechte zu tun … Wiedergutmachung war ihr Hauptinteresse auf wirtschaftlichem Gebiet, und sie behandelten sie als eine Frage der Theologie, der Politik, der Wahltaktik, kurz, von jedem anderen Gesichtspunkt als dem der wirtschaftlichen Zukunft der Staaten, deren Schicksal in ihren Händen lag.»

Keynes geißelte die enormen Fehlbeträge im französischen Staatshaushalt als Folge der Weigerung, die Steuern zu erhöhen, wie als Ursache der fortschreitenden Entwertung des Franc und stellte dem die vergleichsweise solide britische Kriegsfinanzierung Großbritanniens gegenüber. Die Auswirkungen der verfehlten Reparationspolitik der Verbündeten trafen nicht nur die Besiegten, sondern früher oder später auch die Sieger: «Vor uns steht ein leistungsunfähiges, arbeitsloses, desorganisiertes Europa, zerrissen vom Haß der Völker und innerem Aufruhr, kämpfend, hungernd, plündernd und schwindelnd – wo soll man weniger düstere Farben hernehmen?»

Seine Kritik ergänzte Keynes durch Vorschläge, die darauf abzielten, eine Wende zum Besseren zu bewirken. Er forderte eine Pauschalsumme von 40 Milliarden Goldmark als realistische deutsche Reparationsleistung. Er drängte auf eine internationale Anleihe, verbunden mit einer internationalen Währungsreform, und ein Zusammenwirken der Verbündeten und Deutschlands beim wirtschaftlichen Wiederaufbau Rußlands. Nicht minder revolutionär wirkte der Appell, die interalliierten Kriegsschulden vollständig zu streichen. Opfer hätten dabei die Vereinigten Staaten und Großbritannien zu bringen: die USA als reine Gläubigernation, deren finanzielle Leistungen den Sieg der Westmächte überhaupt erst ermöglicht hatten, Großbritannien als ein Staat, der mehr Kredite an seine europäischen Verbündeten vergeben als Kredite von Amerika erhalten hatte.

Ein Verzicht Großbritanniens auf deutsche Reparationen zugunsten der neuen Staaten Ostmittel- und Südosteuropas war aus Keynes’ Sicht eine Vorbedingung einer solchen zukunftsweisenden Lösung des Problems der interalliierten Kriegsschulden – eines Problems, das auf Italien nicht minder als auf Frankreich lastete. Die Wirtschaftskraft der USA hielt Keynes für so stark, daß sie sich einen Verzicht auf die Rückzahlung der interalliierten Schulden leisten konnten. Ob Washington sich rasch zu dieser Einsicht durchringen würde, war allerdings höchst zweifelhaft. Keynes konnte nur hoffen, daß die Zeit für die Verbreitung seiner Erkenntnis arbeiten würde: «Soll Europa seine Not überleben, so wird es so viel Großherzigkeit von Amerika bedürfen, wie es sie selbst üben muß.»

Die schärfste Kritik am Friedensvertrag mit Deutschland kam aus Moskau. Das Exekutivkomitee der vier Monate zuvor gegründeten Kommunistischen Internationale verglich im Juli 1919 in einem Aufruf an die Werktätigen der ganzen Welt Versailles mit Brest-Litowsk. Der Friedensvertrag falle in seiner ganzen Wucht in erster Linie auf die Arbeiterklasse Deutschlands. «Wenn der Versailler Friede sich als einigermaßen dauernd erweisen würde, so bedeutet das, daß die Arbeiterklasse Deutschlands unter einem Doppeljoch zu stöhnen hätte: unter dem der eigenen Bourgeoisie und dem der ausländischen Sklavenhalter.» Die derzeitige deutsche Regierung protestiere nur mit Worten gegen den Frieden, tatsächlich helfe sie den Imperialisten der Entente, ihren teuflischen Plan in bezug auf die deutsche Arbeiterklasse auszuführen. «In Deutschland hat der Henker Clemenceau keine treueren Diener als Scheidemann und Ebert … Die proletarische Weltrevolution – das ist die einzige Rettung der unterdrückten Klassen der ganzen Welt … Solange der Kapitalismus lebt, kann es keinen dauernden Frieden geben. Der dauernde Friede wird auf den Trümmern der bürgerlichen Ordnung aufgebaut. Es lebe der Aufstand der Arbeiter gegen ihre Unterdrücker! Nieder mit dem Versailler Frieden! Nieder mit Brest! Nieder mit der Regierung der Sozialverräter! Es lebe die Rätemacht der ganzen Welt!»[6]

Die Friedensverträge, die dem Pioniervertrag mit Deutschland folgten, trugen Keynes’ Mahnung keine Rechnung. Der zweite der Pariser Vorortverträge war der am 10. September 1919 in St. Germain unterzeichnete Friedensvertrag mit Österreich. Das Anschlußverbot in Artikel 80 des Vertrags von Versailles ergänzte Artikel 88 des Vertrags von St. Germain. Der Staatsname «Deutschösterreich» mußte in «Republik Österreich» abgeändert werden. Dem Prinzip der nationalen Selbstbestimmung widersprach auch die Grenzziehung am Brenner, die das Land Tirol teilte und das deutschsprachige Südtirol Italien zuschlug, ebenso die schon vorher erfolgte Festlegung der Verbündeten auf einen tschechoslowakischen Staat, der ganz Böhmen und Mähren, also auch dessen deutschsprachige Gebiete, umfassen sollte.

Die Rechte der nationalen Minderheiten, wie der Deutschen und der im slowakischen Landesteil lebenden Ungarn, gedachten die Westmächte durch einen Minderheitenschutzvertrag mit der Tschechoslowakei zu sichern, der am gleichen Tag unterzeichnet wurde wie der Friedensvertrag mit Österreich: am 10. September 1919. Bei der Regelung zweier anderer Grenzfragen gab es Volksabstimmungen: im Oktober 1920 in Kärnten, das zuvor einen heftigen deutsch-slowenischen Nationalitätenkampf samt einer Intervention serbischer Truppen erlebt hatte und als Ganzes bei Österreich blieb, und im Dezember 1920 in Ödenburg, auf ungarisch Sopron, das sich für Ungarn entschied. Die an Österreich grenzenden, deutsch besiedelten Teile Westungarns kamen hingegen auf italienisches Drängen hin zu Österreich, wo sie fortan das Bundesland «Burgenland» bildeten. Dem von tschechischen und südslawischen Nationalisten angestrebten, auf kroatische Streusiedlungen im westlichen Ungarn gestützten «slawischen Korridor» zwischen der Tschechoslowakei und dem neuen Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen war damit ein Riegel vorgeschoben.

Der Friede mit Ungarn wurde am 4. Juni 1920 in Trianon abgeschlossen. Aus dem Nationalitätenstaat, der das Königreich Ungarn gewesen war, wurde infolge der erzwungenen Gebietsabtretungen an Rumänien, die Tschechoslowakei und Jugoslawien ein fast rein magyarischer Nationalstaat, in dem aber längst nicht alle ethnischen Magyaren lebten: Insgesamt 3,5 Millionen von ihnen wurden zu Bürgern der genannten drei Nachbarstaaten. Ungarn büßte nun auch de jure zwei Drittel seines historischen Territoriums und seiner Bevölkerung ein: ein Verlust, der viel schwerer wog als die Verkleinerung des Staatsgebietes, die der Vertrag von Versailles Deutschland zumutete. Die leicht vorhersehbare Folge war ein radikaler, auf die Revision des Vertrages auf Trianon ausgerichteter Nationalismus, der die Geschichte Ungarns in der Zwischenkriegszeit prägen sollte.

Verglichen mit Ungarn erschienen die Gebietsverluste, die Bulgarien hinnehmen mußte, weniger dramatisch. Der Friedensvertrag von Neuilly, der am 27. November 1919 unterzeichnet wurde, bedeutete für Bulgarien nicht nur die Preisgabe aller Gebiete, die es im Ersten Weltkrieg erobert hatte. Es hatte fortan auch keinen Zugang mehr zur Ägäis: Das fragliche Gebiet, Südthrakien mit dem Hafen Dedeagatsch, auf griechisch Alexandropolis, kam zunächst unter die Kontrolle der Alliierten, die es dann, im April 1920, im Vertrag von San Remo, Griechenland übergaben. Zwischen der Türkei und Bulgarien wurde für die ethnisch gemischten Gebiete ein wechselseitiger Bevölkerungsaustausch vereinbart.

Das bulgarische Territorium verkleinerte sich durch den Vertrag von Neuilly von 114.000 Quadratkilometern im Jahr 1915 auf nunmehr 103.000 Quadratkilometer. Das Königreich durfte künftig nur noch ein kleines Heer von 10.000 Mann unterhalten; es mußte Reparationen in Höhe von 2,25 Milliarden Goldfrancs zahlen. Unterzeichnet wurde der Friedensvertrag von einer vom Bauernbund geführten Koalitionsregierung unter Alexander Stambolijski, der auch die Sozialisten angehörten. Der Bauernbund blieb in den ersten Nachkriegsjahren die stärkste Kraft in dem noch ganz überwiegend agrarisch geprägten Land. Die stärksten Widersacher der größten Partei waren auf der Linken die Kommunistische Partei, die sich eines wachsenden Rückhalts bei den ärmeren Bauern erfreute, und auf der Rechten die Armee, die wichtigste Verbündete aller auf die Revision des Vertrags von Neuilly drängenden Kräfte.

Am längsten zog sich der Abschluß des Friedens mit der Türkei hin. Der Waffenstillstand von Mudros, der am 30. Oktober 1918 abgeschlossen worden war, erwies sich nur als kurzes Intermezzo. Mitte Mai 1919 landeten griechische Truppen mit britischer Unterstützung und ausgestattet mit einem Mandat des Obersten Rates der alliierten und assoziierten Mächte in Paris in Smyrna, auf türkisch Izmir, wo sie ein furchtbares Blutbad unter den einen «Fez» tragenden Bewohnern anrichteten, und begannen von dort aus mit einer Invasion in Westanatolien. Die Truppen, die kurz zuvor noch einer von Frankreich geführten antibolschewistischen Interventionsstreitmacht in Südrußland angehört hatten, sollten angeblich einem italienischen Griff nach Südanatolien zuvorkommen, waren jedoch in Wirklichkeit das Instrument einer sehr viel ehrgeizigeren Politik der Athener Regierung. Dieser ging es um nichts Geringeres als um die griechische Herrschaft über die teils griechisch, teils türkisch besiedelte kleinasiatische Küstenregion und damit um die Schaffung eines Großgriechenland.

Die griechische Intervention stieß bald auf heftigen Widerstand unter Führung von General Mustafa Kemal, dem erfolgreichsten Heerführer der Kriegsjahre und späteren Gründer und Führer der türkischen Republik, den die Regierung von Sultan Mehmed VI. mit der Demobilisierung von Teilen der osmanischen Armee beauftragt hatte. Zwei Nationalkongresse in Erzerum und Sivas wählten ihn im Sommer und Frühherbst 1919 zum Vorsitzenden. Sein Programm war der am 22. September 1919 in Sivas beschlossene «Nationalpakt», der einen türkischen Nationalstaat zum Ziel erhob. Er sollte freilich nicht nur die von ethnischen Türken, sondern auch die von Armeniern, Kurden und Griechen bewohnten Gebiete Anatoliens und Thrakiens umfassen.

Das von Mustafa Kemal gebildete «Repräsentationskomitee» mit Sitz in Ankara bekannte sich zwar zum Schutz des Sultanats und des Kalifats, bildete aber tatsächlich eine Gegenregierung zu der des Sultans. Das Wichtigste war für Mustafa Kemal die Organisierung des Kampfes um die Unabhängigkeit – eines Kampfes, der sich im Westen Anatoliens gegen die Griechen, im Norden gegen die von den Briten protegierte «Ordnungstruppe» oder «Kalifatsarmee», im Osten gegen die armenische Unabhängigkeitsbewegung und im Süden, in dem von französischen Truppen besetzten Kilikien, gegen ebendiese Streitkräfte richtete. Als sich Sultan Mehmed VI. Anfang 1920 der von Mustafa Kemal vertretenen Linie anzunähern begann und das auf seine Weisung hin neugewählte Parlament den Nationalpakt beschloß, entschieden sich die Briten für ein hartes Vorgehen: Am 16. März unterstellten sie Istanbul ihrer Militärverwaltung. Mustafa Kemal ordnete daraufhin die Wahl einer neuen, mit außerordentlichen Vollmachten versehenen Großen Nationalversammlung an, die in Ankara zusammentrat. Am 23. April erklärte sie sich angesichts der faktischen Internierung des Sultans zur vorläufigen Trägerin der gesamten türkischen Souveränität und beauftragte Mustafa Kemal mit der Bildung einer neuen Regierung. In einem auf 20 Tage befristeten Waffenstillstand, der zur Räumung Kilikiens führte, erkannte Frankreich als erste auswärtige Macht die Regierung in Ankara an. Am 18. Juli legte sich die Große Nationalversammlung durch einen feierlichen Eid auf den Nationalpakt fest und sagte damit den Friedensbedingungen den Kampf an, die die Verbündeten am 10. Juni in Sèvres vorgelegt hatten.

Dessen ungeachtet unterzeichneten die Vertreter des Sultans, wenn auch unter nachdrücklichem Protest, am 10. August 1920 den Vertrag von Sèvres. Er bestätigte den Verlust aller nichttürkischen, das heißt arabischen Reichsteile, auf den sich die Verbündeten schon während des Krieges verständigt hatten. Mesopotamien, also das spätere Königreich Irak, und Palästina wurden als Völkerbundsmandate an Großbritannien übergeben, Syrien und Libanon, ebenfalls als Mandatsgebiete, an Frankreich. Griechenland sollte das südöstliche Thrakien bis zur Tschatschalda-Linie, rund 40 Kilometer vor Istanbul, erhalten, außerdem, zunächst für fünf Jahre, Smyrna. Für Armenien war die Unabhängigkeit, für Kurdistan zunächst die Autonomie vorgesehen. Die Meerengen unterstellte der Vertrag internationaler Verwaltung und Kontrolle: ein tiefer Eingriff in die türkische Souveränität. Internationale Militärgerichte sollten osmanische Kriegsverbrechen, vor allem die massenhafte Deportation und Ermordung von Armeniern 1915/16, verfolgen und damit das Werk zu Ende führen, das türkische Militärgerichte, unter massivem Druck der Entente und in Abwesenheit der wichtigsten der damals Verantwortlichen, im April 1919 mit den «Jungtürken-Prozessen» begonnen hatten. (Von den Todesurteilen gegen den ehemaligen Großwesir Talaat Pascha, den ehemaligen Kriegsminister Enver Pascha und den ehemaligen Marineminister Djemal Pascha konnte keines vollstreckt werden, weil sich die Angeklagten dem Prozeß durch die Flucht nach Deutschland entzogen hatten. Talaat Pascha wurde am 15. März 1921 in Berlin von einem armenischen Studenten, der einer nationalistischen Verschwörergruppe angehörte, ermordet.)

Der Vertrag von Sèvres markierte keinen Aufbruch in eine neue, von der Idee des Selbstbestimmungsrechts der Völker geprägte Zeit, sondern einen Rückfall in die Hochzeit des europäischen Imperialismus. Er war der letzte der Pariser Vorortsverträge – und der einzige, der nicht in Kraft trat. Die Große Nationalversammlung verweigerte die Ratifizierung. Um den Ententemächten wirksam entgegentreten zu können, hatte Mustafa Kemal sich mittlerweile um ein taktisches Zusammengehen mit Sowjetrußland bemüht. Die langwierigen Verhandlungen wurden dadurch erschwert, daß Moskau zeitweilig die im Mai 1918 proklamierte Demokratische Republik Armenien unterstützte, gegen die die Türkei Mustafa Kemals 1920 Krieg führte. Im März 1921 kam schließlich ein Freundschaftsvertrag zwischen Sowjetrußland und der Türkei zustande, der (neben russischen Goldlieferungen) die Teilung Armeniens zwischen beiden Ländern zur Folge hatte und die kurze Phase der armenischen Unabhängigkeit jäh beendete.

Um dieselbe Zeit konnte die türkische Nationalarmee unter dem Generalstabschef Ismet Pascha wichtige militärische Erfolge erringen: Sie schlug die griechischen Interventionstruppen, die inzwischen ein Drittel des Landes erobert hatten, zweimal, im Januar und März 1921, bei einem kleinen, etwa auf halber Strecke zwischen Ankara und Istanbul gelegenen Ort namens Inönü (was Mustafa Kemal die Möglichkeit gab, dem Sieger und späteren Regierungs- und Staatschef Ismet Pascha 1934, als Familiennamen obligatorisch wurden, den Namen «Inönü» zu verleihen).

Ein großer politischer Erfolg Mustafa Kemals war es, daß Frankreich sich im Oktober 1920 genötigt sah, einen Vertrag mit der Regierung in Ankara zu schließen, der praktisch einen Sonderfrieden bedeutete. Auch Italien, dem auf Grund des Londoner Geheimvertrages vom April 1915 eine Einflußzone im südlichen Anatolien zugestanden worden war, stellte sich offen auf die Seite Mustafa Kemals. Im September 1922 drang die türkische Nationalarmee unter Führung Mustafa Kemals bis nach Smyrna (oder Izmir) vor. Am 12. September fiel Smyrna. Die vorwärts stürmenden türkischen Truppen trieben die flüchtenden griechischen Soldaten und Zivilisten ins Meer; längst nicht alle von ihnen erreichten auf Schiffen und Booten die nahe gelegenen griechischen Inseln Chios und Mytilene.

Die Jahrtausende alte Geschichte des kleinasiatischen Griechentums nahm damit ein Ende mit Schrecken. Infolge revolutionärer Unruhen in Griechenland mußte König Konstantin I. (der im Juni 1917 schon einmal, unter dem Druck der Entente, auf seinen Thron verzichtet, diesen aber nach dem Tod seines Sohnes und Nachfolgers Alexander und einer Volksabstimmung im Dezember 1920 erneut bestiegen hatte) am 27. September zugunsten seines Sohnes Georg II. abdanken. Beinahe wäre es Anfang September 1922, als die türkischen Truppen sich Tschanak in der neutralen Zone der Dardanellen näherten, auch zu einem direkten Zusammenstoß von türkischen und britischen Truppen gekommen; er unterblieb nur dank der Umsicht des kommandierenden Generals Harrington und der bewußten Zurückhaltung der Türken. Der britische Premierminister Lloyd George, der die Griechen bis zuletzt zum Kampf gegen die Türken angetrieben hatte, mußte für seine Halsstarrigkeit einen hohen Preis bezahlen: Die Konservativen kündigten die Kriegskoalition auf. Aus den Unterhauswahlen vom 15. November 1922 gingen sie als Sieger hervor.

Dem türkischen Sieg in Kleinasien folgten wenig später, am 10. Oktober, der Waffenstillstand von Mudanya und kurz darauf, am 19. Oktober, die Übernahme von Ostthrakien durch die Nationalarmee. Am 1. November 1922 begannen die Friedensverhandlungen in Lausanne. Da die Alliierten hierzu auch die Regierung des Sultans eingeladen hatten, erklärte die Große Nationalversammlung noch am gleichen Tag das Sultanat für erloschen. An Stelle des aus Istanbul geflohenen Sultans Mehmed VI. wählte sie am 18. November den Thronfolger Abdulmecid zum Kalifen und damit zum Oberhaupt der Muslime, versagte ihm aber alle politischen Herrschaftsrechte.

Auf der Konferenz von Lausanne konnte die Regierung Mustafa Kemals ihre wichtigsten politischen Ziele durchsetzen. Im Friedensvertrag, der am 24. Juli 1923 abgeschlossen wurde, erkannten die Alliierten die Unabhängigkeit und Souveränität der Türkei an. Die historischen Vorrechte ausländischer Mächte in der Türkei, die sogenannten «Kapitulationen», wurden aufgehoben, die fremden Truppen auch aus Istanbul abgezogen. Als nicht durchsetzbar erwiesen sich nur die erstrebte volle Souveränität über die Meerengen und die Wiedergewinnung der erdölreichen Provinz Mosul. Die Türkei verpflichtete sich ihrerseits, den türkischen Staatsangehörigen nichtmuslimischen Glaubens die gleichen Rechte, einschließlich der Religionsfreiheit, zu gewähren wie den Muslimen.

Mit Griechenland war bereits im Januar 1923 Einverständnis über einen Austausch nicht nur der Kriegs- und Zivilgefangenen, sondern fast der gesamten muslimischen Bevölkerung Griechenlands und der griechisch-orthodoxen Bevölkerung der Türkei (außer den Griechen in Istanbul und den Türken Westthrakiens) erzielt und eine entsprechende Konvention abgeschlossen worden, die der Vertrag von Lausanne ausdrücklich bestätigte. Insgesamt wurden etwa 1,5 Millionen Griechen und 400.000 Türken umgesiedelt. Bereits vier Jahre zuvor, im November 1919, hatte der Vertrag von Neuilly einen ähnlichen Bevölkerungsaustausch zwischen der Türkei und Bulgarien vorgesehen.

Eine von Staats wegen erzwungene, vertraglich vereinbarte, international sanktionierte, den Willen der Einzelnen mißachtende Massenumsiedlung ethnischer Minderheiten war ein Novum der internationalen Politik und des Völkerrechts. Was 1919 und 1923 zwischen der Türkei und ihren südosteuropäischen Nachbarn mit Zustimmung der westeuropäischen Großmächte vereinbart wurde, sollte die Schaffung ethnisch homogener Nationalstaaten ermöglichen. Es war ein frühes, aber, wenn man an die Massenvertreibungen während des Balkankrieges 1912/13 und die Vernichtung der Armenier 1915/16 denkt, nicht das erste Beispiel dessen, was man später «ethnic cleansing» (ethnische Säuberung) nannte – ein, wie sich nach dem Zweiten Weltkrieg zeigen sollte, gefährlicher Präzedenzfall.

Am 13. Oktober 1923, elf Tage nach dem Abzug der alliierten Truppen aus Istanbul, erklärte Mustafa Kemal Ankara zur endgültigen Hauptstadt der Türkei. Am 29. Oktober rief die Große Nationalversammlung die Republik aus und wählte Mustafa Kemal zum Präsidenten. Damit begann ein historisch einzigartiger Modernisierungsprozeß: die grundlegende gesellschaftliche, politische und mentale Erneuerung eines islamischen Landes. Aus dem einstigen osmanischen Vielvölkerreich, das zugleich die Vormacht der muslimischen Welt gewesen war, sollte ein westlicher Nationalstaat, ja, wie der Staatsgründer schon im März 1923 auf dem «Wirtschaftskongreß» in Izmir erklärt hatte, die «modernste Nation» überhaupt werden.

Der Untergang des Osmanischen Reiches, das Ende seiner Herrschaft über die arabische Welt, war notwendig, um die Türkei, soweit es nur irgend ging, vom arabischen, aus Mustafa Kemals Sicht rückständigen Erbe zu befreien. Diesem Ziel dienten die Abschaffung des Kalifats am 3. März 1924, die Aufhebung der geistlichen Schulen und der islamischen Gerichte, die schrittweise Erweiterung der Rechte der Frauen, die forcierte Industrialisierung, die Europäisierung von Bekleidung und Kopfbedeckung, das Verbot der Derwischkonvente, die Verwandlung von Klöstern in Museen, die Einführung der christlichen Jahreszählung und der lateinischen Schrift, die Türkisierung der Sprache, ihre Reinigung von arabischen und persischen Elementen und nicht zuletzt die Beseitigung des Islam als Staatsreligion durch die Verfassung vom 20. April 1924, die den türkischen Staat als «republikanisch, nationalistisch, volksverbunden, interventionistisch, laizistisch und revolutionär» bezeichnete.

Das Regime Mustafa Kemals, dem die Nationalversammlung 1934 den Ehrennamen «Atatürk» (Vater der Türken) verlieh, erinnerte in manchem an die Herrschaftssysteme des Aufgeklärten Absolutismus. Es war keine vollentwickelte Diktatur, aber noch weniger eine ausgereifte Demokratie. Die Partei des Staatsgründers, die Republikanische Volkspartei, hatte im Parlament stets die beherrschende Stellung inne und duldete nur zeitweise andere, konkurrierende Parteien neben sich. Die kemalistische Türkei orientierte sich systematisch an europäischen Vorbildern: Sie übernahm von der Schweiz das Zivil-, von Deutschland das Handels- und vom faschistischen Italien das Strafrecht. Das normative Projekt des Westens aber, die Ideen der unveräußerlichen Menschenrechte des Individualismus und des Pluralismus, eignete sie sich nicht an.

Das Ende des Osmanischen Reiches ließ, in den Worten des amerikanischen Politologen Samuel P. Huntington, «den Islam ohne Kernstaat» zurück. Die kemalistische Türkei konnte und wollte diese Rolle nicht übernehmen. Ihre Staatsideologie war ein auf politische und weltanschauliche Homogenität ausgerichteter säkularer Nationalismus. Dieser wandte sich, trotz der anderslautenden Bestimmungen des Vertrags von Lausanne, gegen jedes von der Mehrheitskultur abweichende religiöse oder sprachliche Anderssein. Die Christen, von denen es nach 1923 nur noch sehr wenige gab, die Kurden und die Alewiten bekamen das immer wieder zu spüren. Doch Religionsfreiheit genossen auch die Muslime nicht: Der Islam war zwar seit 1924 keine Staatsreligion mehr, seine Ausübung aber unterlag einer strikten staatlichen Kontrolle. Die Verfolgung und Ermordung der Armenier ging ebenso wie die Vertreibung der Griechen in die Fundamente des neuen Staates ein. Die Politiker und Militärs, die wegen des Völkermords von 1915/16 angeklagt worden waren, kamen im März 1923 in den Genuß einer politischen Amnestie. Die unmittelbare Vorgeschichte der Staatsgründung wurde fortan tabuisiert, weil sie dem idealisierenden Bild der kemalistischen Revolution widersprach.

Zur Hauptstütze der Modernisierung von oben wurde das Militär. Es diente als Bollwerk gegen eine Re-Islamisierung und gegen alles, was den straffen Zentralismus des neuen Staates bedrohen konnte. Ein starker Staat war notwendig, um die Kluft zwischen dem entwickelten, urbanisierten Westen und dem rückständigen, agrarischen Osten der Türkei zu überbrücken. Die Bereitschaft, von Europa zu lernen, war in keiner islamisch geprägten Gesellschaft so groß wie in der Türkei. Das Ergebnis war eindrucksvoll, bedeutete aber letztlich nur eine Teilverwestlichung: Die Türkei Atatürks rezipierte vom Westen alles, was sich mit den Zielen und Idealen des Kemalismus vereinbaren ließ, und nichts, was sein Selbstverständnis ernsthaft hätte herausfordern können.[7]

Die Türkei konnte sich gegen den Vertrag von Sèvres auflehnen, ohne daß sie eine massive Intervention der Verbündeten befürchten mußte. Hätte Deutschland sich gegen die Ratifizierung des Versailler Vertrags entschieden, wäre die für diesen Fall geplante Besetzung durch Truppen der alliierten und assoziierten Mächte die unmittelbare Folge gewesen. Dieser Krieg nach dem Krieg fand in Mitteleuropa nicht statt, wohl aber ein anderer: der polnisch-russische Krieg von 1920. Kurz nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, am 23. November 1918, hatte sich Piłsudskis Armee im Kampf mit den Ukrainern Lembergs bemächtigt; Ende Dezember wurden ohne größere Kampfhandlungen die Stadt Posen und die polnischsprachigen Teile der gleichnamigen Provinz eingenommen. Als Vorbedingung für die Eingliederung der neuen Westgebiete ratifizierte der polnische Sejm (bei zahlreichen Gegenstimmen der Nationaldemokraten) am 31. Juli 1919 einen Minderheitenschutzvertrag, der den Deutschen und anderen Minderheiten das Recht auf ein Mindestmaß an muttersprachlichem Schulunterricht verbürgte. Mit der Annahme des Friedensvertrages durch Deutschland war die polnische Westgrenze, abgesehen von Gebieten, in denen noch Volksabstimmungen vorgesehen waren, festgelegt.

Der Verlauf der Ostgrenze hingegen war um diese Zeit noch offen. Der russische Bürgerkrieg bot Polen die Chance, sein Gebiet im Zusammenspiel mit der einen oder der anderen Seite zu erweitern. Piłsudski sah in den großrussischen «Weißen» zunächst eine sehr viel größere Gefahr als in den Bolschewiki, die sich, wenn auch mit offenkundigen taktischen Hinterabsichten, für das Recht der nationalen Selbstbestimmung aussprachen. Deshalb verweigerte sich der Erste Marschall von Polen (dies war der Titel, den Piłsudski seit einer Akklamation seiner Legionäre vom 14. November 1918 trug) im November 1919 einem Hilferuf Denikins. Die Situation änderte sich, als seit dem Winter 1919/20 ein Sieg der «Roten» immer wahrscheinlicher wurde. Piłsudski ging von einer kurz bevorstehenden Westoffensive der Roten Armee aus. Tatsächlich wurde im Generalstab der sowjetrussischen Streitmacht im Februar 1920 ein Angriffsplan gegen Polen ausgearbeitet. Um dem erwarteten Schlag zuvorzukommen, entschied sich der Marschall von Polen, entgegen Warnungen des Großen Rates in Paris, zum Angriff auf die Rote Armee.

Als Bündnispartner kam nur die von Symon Petliura geführte ukrainische Volksrepublik in Frage. Am 21. April 1920 schlossen Piłsudski und Petliura einen Offensivpakt ab, der die Volksrepublik Ukraine östlich des Dnjepr der Regierung Petliura überließ, die sich ihrerseits bereit erklärte, eine Föderation mit Polen einzugehen. Polen hätte damit nach Osten hin fast wieder den Gebietsstand erreicht, den es vor der Ersten polnischen Teilung im Jahre 1772 besessen hatte. Fünf Tage später begann die Offensive unter Piłsudskis persönlicher Führung. Die polnisch-ukrainischen Truppen stießen rasch bis Kiew vor, fanden jedoch nicht die erhoffte Unterstützung durch die einheimische Bevölkerung. Der Juni sah dann die Rote Armee auf dem Vormarsch. Dieser verlief so erfolgreich, daß Mitte Juli bereits Wilna und Grodno in «rote» Hände fielen. Die Entwicklung schien Lenin recht zu geben, der gegen den Rat Trotzkis auf eine Offensive der Bolschewiki gedrängt hatte, um endlich die kommunistische Revolution nach Warschau und von dort nach Deutschland, ja ganz Mittel- und Westeuropa zu tragen.

Die Lage wurde für Polen so ernst, daß der neue Ministerpräsident Wladyslaw Grabski, ein Nationaldemokrat, nach Spa reiste, wo er die Alliierten um Hilfe bat. Die Verbündeten waren dazu nur unter harten Bedingungen bereit: Polen mußte sich im voraus den Entscheidungen des Obersten Rates im Hinblick auf die Grenzen zu Litauen und der Tschechoslowakei unterwerfen, zugunsten Litauens auf Wilna verzichten und seine Truppen auf eine Linie zurückziehen, die im wesentlichen die Kongreßpolens von 1815 war. Den Verlauf dieser Linie, die zugleich die künftige Ostgrenze Polens bilden sollte, teilte der britische Außenminister Curzon am 11. Juli, nachdem die Polen zugestimmt hatten, telegraphisch der sowjetrussischen Regierung mit. Die von den Bolschewiki so genannte Curzon-Linie nahm im Norden ihren Anfang an der Bahnlinie Dünaburg-Wilna-Grodno und ging dann über Brest den Bug entlang bis nach Krylów und schließlich durch Galizien westlich von Lemberg und östlich von Przemyol weiter nach Süden. Nur für den Fall, daß die Rote Armee diese Linie überschritt, sollte Polen westliche Militärhilfe erhalten.

Kurz darauf trat der «Bündnisfall» ein. Die westliche Hilfe, vor allem in Gestalt der Lieferung von Kriegsgütern, wurde aber durch viele Faktoren behindert: anhaltende Proteste der politischen Linken und der organisierten Arbeiterschaft in Großbritannien, wo Labour Party und Gewerkschaften sogar mit dem Generalstreik drohten, in Frankreich, Italien und Deutschland gegen einen Krieg gegen Sowjetrußland, die Weigerung der Danziger Hafenarbeiter, Munition von alliierten Schiffen zu entladen, das Nein der Regierungen in Berlin und Prag zum Transport von Truppen und Kriegsmaterial über deutsches beziehungsweise tschechoslowakisches Territorium. Polen war daher überwiegend auf sich selbst gestellt. Eine neue «Regierung der nationalen Verteidigung» unter dem Bauernführer Wincenty Witos, der Politiker aller Parteien mit Ausnahme der Kommunisten angehörten, stellte eine mit umgeschmiedeten Sensen bewaffnete Freiwilligenarmee von 80.000 Mann auf. Insgesamt wuchs die Stärke der polnischen Armee vorübergehend auf 900.000 Mann an.

Die militärische Wende zugunsten Polens führte Marschall Piłsudski, unterstützt von einem französischen Kontingent unter General Weygand, herbei. (Zu den Beteiligten auf französischer Seite gehörte auch der junge Charles de Gaulle, der seit 1919 als Stabsoffizier in der polnischen Armee Dienst tat.) Am 6. August entschied sich der polnische Staatschef für die Offensive. Die Schlacht von Warschau vom 13. bis 25. August 1920, die als «Wunder an der Weichsel» in die Geschichtsbücher einging, endete mit einem Sieg der Polen, dem einige Tage später ein weiterer Sieg am Njemen folgte. Die Rote Armee mußte den Rückzug antreten. Im September standen die polnischen Truppen bereits wieder tief in Weißrußland und der Ukraine. Am 9. Oktober nahmen sie kampflos Wilna ein. Sie setzten sich damit bewußt und mit Billigung Piłsudskis über ein zwei Tage zuvor unterzeichnetes polnisch-litauisches Abkommen hinweg, dem zufolge Wilna bei Litauen bleiben sollte.

Unter dem Eindruck des polnischen Vormarsches willigte Sowjetrußland in den Abschluß eines Vorfriedensvertrages ein, der am 12. Oktober 1920 in Riga unterzeichnet wurde und das Ende des Krieges bedeutete. Der endgültige Frieden, der am 18. März 1921 ebenfalls in Riga geschlossen wurde, brachte Polen eine Ostgrenze ein, die mehr als 200 Kilometer östlich der Curzon-Linie verlief. Pinsk, Lemberg und Tarnopol gehörten nunmehr zu Polen, aber damit auch Gebiete mit einer weißrussischen und ukrainischen Bevölkerung, die sich zur orthodoxen oder griechisch-unierten Kirche bekannte. «Mittel-Litauen», das von Polen, Litauern und Juden bewohnte Gebiet um Wilna, wurde, nachdem Vermittlungsversuche des Völkerbundsrates gescheitert waren, im März 1922 mit Polen vereinigt. Litauen, das in Wilna seine historische Hauptstadt sah, weigerte sich, diesen einseitigen Akt anzuerkennen. Zwischen beiden Staaten gab es infolgedessen keine diplomatischen Beziehungen. Den Zustand ihres Verhältnisses werteten beide Seiten zutreffend als «weder Krieg noch Frieden».

Von den 27 Millionen Bewohnern Polens in den Grenzen von 1922/23 bekannten sich nur 19 Millionen oder rund 70 Prozent zur polnischen Nationalität. 4 Millionen waren ethnische Ukrainer, mehr als 2 Millionen Deutsche und Weißruthenen. Dazu kamen kleinere Gruppen von Russen, Tschechen und Tataren. Das Polen von 1923 war kein «Nationalstaat» mehr, sondern, wie der Historiker Hans Roos urteilt, ein «ausgesprochener Nationalitätenstaat». Es war von Gegnern umzingelt, die alle auf eine Revision dieses Zustands drängten. In diesem einem Punkt gab es Übereinstimmung zwischen mindestens drei Nachbarn: Deutschland, Sowjetrußland und Litauen. Und auch zur Tschechoslowakei war das Verhältnis schlecht: Polen mochte sich nicht damit abfinden, daß eine alliierte Botschafterkonferenz Ende Juli 1920 das zwischen Warschau und Prag umstrittene Gebiet von Teschen entlang des Olsa-Flusses so teilte, daß die Stadt Teschen in zwei Teile zerschnitten wurde und etwa 70.000 Polen Bürger der Tschechoslowakei wurden.

Das «Wunder an der Weichsel» war ein historischer Wendepunkt nicht nur für Polen. Der polnische Sieg ließ die Aussichten, die Revolution von Ost nach West zu tragen, drastisch sinken. Frankreich, das die Rolle der kontinentaleuropäischen Vormacht und des Hauptgegners Sowjetrußlands übernommen hatte, konnte die Früchte seiner militärischen Unterstützung Piłsudskis ernten: Polen wurde zum Eckstein jenes Kartells mittlerer und kleiner Staaten, das als «cordon sanitaire» sowohl das bolschewistische Rußland als auch Deutschland daran hindern sollte, ihren Einfluß auf das mittlere und südliche «Zwischeneuropa» auszudehnen.

Am 20. März 1921, zwei Tage nach dem Friedensschluß von Riga, fand die vom Versailler Vertrag vorgesehene Abstimmung in Oberschlesien statt. Knapp 60 Prozent sprachen sich für Deutschland, 40 Prozent für Polen aus, wobei 597 Gemeinden eine polnische und 664 eine deutsche Mehrheit aufwiesen. Die Reichsregierung forderte daraufhin ganz Oberschlesien für Deutschland, während Polen und die Alliierten für eine Teilung waren. Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, unterstützte die Warschauer Regierung insgeheim einen von dem früheren Reichstagsabgeordneten Adalbert Korfanty geführten Aufstand, in dessen Verlauf polnische Insurgenten große Teile des Abstimmungsgebietes besetzten.

Die Reichs- und die preußische Regierung antworteten mit Waffenlieferungen an den oberschlesischen Selbstschutz, eine seit 1920 bestehende paramilitärische Formation, die am 23. Mai zusammen mit dem bayerischen Freikorps «Oberland» den Annaberg, die höchste Erhebung Oberschlesiens, stürmte. Ende Juni bewirkte die Interalliierte Abstimmungskommission den Abzug der bewaffneten Parteien. Am 20. Oktober 1921 entschied der Oberste Rat der Alliierten entsprechend einem Gutachten des Völkerbundsrates die Grenzfrage: Vier Fünftel des oberschlesischen Industriegebietes sollten zu Polen kommen – darunter die Städte Kattowitz und Königshütte, in denen es am 20. März große Mehrheiten für Deutschland gegeben hatte. Deutschland blieb nur der Protest gegen diese Auslegung des Selbstbestimmungsrechtes. Machtmittel, um eine günstigere Entscheidung herbeizuführen, hatte es nicht.

Polen war nicht das einzige unter den Ländern im Lager der Sieger, das mit Entscheidungen der Verbündeten haderte. Auch Italien tat dies. Es hatte zwar Südtirol, Julisch-Venetien, Triest und Istrien sowie die Inseln des Dodekanes erhalten, nicht aber, wie die radikalen Irredentisten verlangt hatten, die einstmals venetianischen Gebiete an der dalmatinischen Küste bis hinunter zur Bucht von Cattaro oder Kotor, die dem neuen Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen zugeschlagen wurden. Unerreicht blieb auch das Ziel, Albanien in ein italienisches Protektorat zu verwandeln und einen Anteil an den ehedem deutschen Kolonien zu bekommen. Als besonders schmerzhaft empfanden es die entschiedenen Nationalisten, daß die Anfang November 1918 von italienischen Truppen besetzte ostadriatische Hafenstadt Fiume oder Rijeka, in der mehr Italiener als Kroaten lebten, nicht zu Italien kam, sondern eine unabhängige freie Stadt werden sollte. Die Verbitterung der radikalen Rechten schlug sich im Schlagwort vom «verstümmelten Sieg» (vittoria mutilata) nieder.

Auf der italienischen Seite übernahmen Ministerpräsident Francesco Nitti, der Nachfolger des am 19. Juni 1919 gestürzten Orlando, und Außenminister Tommaso Tittoni, der Nachfolger Sonninos, die Verantwortung für die Ergebnisse der Friedensverhandlungen. Als Nitti im September nach Zusammenstößen zwischen italienischen und französischen Besatzungstruppen in Fiume den Abzug einiger der dort stationierten Einheiten anordnete, rebellierten diese. Sie schlossen sich den Freischärlern unter Führung des Dichters Gabriele D’Annunzio an, der am 12. September in Fiume einzog und sich dort vom italienischen Kommandanten die Gewalt über die Stadt und das anliegende Gebiet übertragen ließ. Nitti reagierte zunächst empört, mußte dann aber zur Kenntnis nehmen, daß die Armeeführung nicht bereit war, gegen D’Annunzio, den vermeintlichen Garibaldi des frühen 20. Jahrhunderts, vorzugehen. Kurz darauf begann der Ministerpräsident das Regime D’Annunzio mit Geldmitteln und Lebensmittellieferungen zu unterstützen.

Nachdem bei den Parlamentswahlen vom November 1919 sowohl die Sozialisten als auch die neuen christlich-demokratischen «Popolari» ausgezeichnete Ergebnisse erzielt hatten (zusammen verfügten sie in der Deputiertenkammer über die Hälfte der Sitze), bildete der «große alte Mann» des italienischen Vorkriegsliberalismus, Giovanni Giolitti, die neue Regierung. Er setzte zunächst die verdeckte Hilfe für D’Annunzio fort. Im November 1920 schloß Giolitti in Rapallo einen Vertrag mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, der Fiume den Status einer freien Stadt gab und die Stadt Zara oder Zadar sowie vier dalmatinische Inseln in italienischen Besitz übergehen ließ. Nach schweren Zusammenstößen zwischen italienischem Militär und D’Annunzio ergebenen Einheiten im Dezember 1920 gab die Regierung Giolitti der Armee einen offiziellen Angriffsbefehl, worauf D’Annunzio kapitulierte. Drei Jahre später wurde der Status Fiumes nochmals verändert: Im Januar 1924, im zweiten Jahr seiner Herrschaft, schloß Benito Mussolini einen Freundschaftsvertrag mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, der diesem Teile des Hafens und das gesamte Hinterland überließ, während die Stadt Fiume ein Teil Italiens wurde.[8]

Die Schaffung des Völkerbundes sollte nach dem Willen Woodrow Wilsons das positive Signal sein, das von der Pariser Friedenskonferenz ausging. Am 10. Januar 1920 trat die Völkerbundsakte zusammen mit dem Vertrag von Versailles in Kraft; am gleichen Tag nahm der Völkerbund in Genf offiziell seine Arbeit auf. Gut zwei Monate später, am 19. März, geschah im amerikanischen Senat das, was für aufmerksame Beobachter nicht mehr überraschend kam, seit es dort am 18. November 1919 eine Mehrheit für amerikanische «Vorbehalte» (reservations) gegen den Vertrag von Versailles gegeben hatte: Bei der entscheidenden Abstimmung fehlten sieben Stimmen zur erforderlichen Zweidrittelmehrheit. Abgestimmt wurde freilich über eine Vorlage, die die von Wilson abgelehnten «reservations» enthielt, so daß auch eine ausreichende Mehrheit dem Präsidenten nicht geholfen hätte. Es waren nicht die Deutschland betreffenden Teile des Vertrages, sondern die in ihm enthaltene Charta des Völkerbunds, die zum Scheitern von Wilsons großem Projekt führten. Die Niederlage des Präsidenten war das Werk der «Isolationisten» unter Führung von republikanischen Senatoren wie William E. Borah aus Idaho und Henry Cabot Lodge aus Massachusetts. Ihr Hauptargument war die Sorge, daß die USA, wenn sie Mitglied des Völkerbunds wurden, immer tiefer in jene «entangling alliances» hineingezogen werden könnten, denen Thomas Jefferson in seiner ersten Inaugurationsrede vom 4. März 1801 eine Absage erteilt hatte. Die Gefahr einer Verwicklung in europäische Händel sahen die Gegner Wilsons aber nicht nur mit dem Eintritt in den Völkerbund verbunden, sondern auch mit dem Garantievertrag, den Wilson und Lloyd George auf der Pariser Friedenskonferenz Frankreich zum Schutz gegen einen unprovozierten deutschen Angriff zugesagt hatten. Auch dieser Vertrag war durch die Entscheidung vom 19. März 1920 hinfällig geworden

Präsident Wilson hatte nach seiner Rückkehr von der Pariser Friedenskonferenz am 8. Juli 1919 im Senat wie auf zahllosen Kundgebungen im ganzen Land für den Völkerbund geworben. Am 25. September brach er nach einer Rede in Pueblo, Colorado, zusammen; nach dem Abbruch der Reise erlitt er wenige Tage später in Washington einen Schlaganfall. Acht Wochen lang konnte er seine Amtsgeschäfte nicht mehr ausüben. Er erholte sich zwar wieder, befand sich aber in den letzten 18 Monaten seiner Amtszeit in einem sehr geschwächten Zustand.

Ob Zugeständnisse an seine Kritiker im Senat das Blatt noch hätten wenden können, ist fraglich. Wilson lehnte ein Entgegenkommen ab, weil dies nach seiner Überzeugung weitere einseitige Änderungen des Vertragswerks zur Folge gehabt hätte. Bei den Präsidentschaftswahlen von 1920 hätte er nach zwei Amtsperioden, der gängigen Praxis entsprechend, ohnehin nicht mehr antreten können. Seit dem März 1920 galt er, der Träger des Friedensnobelpreises 1919, endgültig als ein gescheiterter Präsident – auf eine fast schon tragisch zu nennende Weise gescheitert am Mißverhältnis zwischen seinen hohen idealen Ansprüchen und der widerstrebenden Wirklichkeit Europas und Amerikas.

Die globale Führungsrolle, die Wilson seinem Land zugedacht hatte und die letztlich zu einer «Pax Americana» hätte führen müssen, wurde von großen Teilen der amerikanischen Öffentlichkeit und namentlich der politischen und wirtschaftlichen Eliten nicht angenommen. Amerika hatte durch seine Kredite, seine Materiallieferungen und seine Truppen Großbritannien und Frankreich zum Sieg über Deutschland und seine Verbündeten verholfen, aber es war nicht darauf vorbereitet, die weltpolitische Verantwortung zu tragen, die ihm der gemeinsam errungene Sieg aufbürdete. Die USA wandten sich, als sie den Beitritt zum Völkerbund verweigerten, von Europa zwar nicht vollständig ab: Wirtschaftlich und finanziell blieben sie auf dem alten Kontinent höchst präsent. Sie glichen damit bis zu einem gewissen Grad die Schwächung des bisherigen Weltbankiers Großbritannien aus, der während des Krieges selbst auf amerikanische Hilfe angewiesen war und auch danach weiter angewiesen blieb. Die weltpolitische Lücke aber, die der amerikanische Senat durch sein Veto gegen den Völkerbund riß, konnte keine europäische Macht schließen.

Eine «Pax Britannica» hatte es vor 1914 nur an der kolonialen Peripherie, nicht aber auf dem europäischen Kontinent gegeben. Dort war jetzt Frankreich die stärkste Macht. Doch Frankreich hatte, nachdem seine Maximalziele am Rhein nicht durchsetzbar gewesen waren, ganz auf eine Beistands- und Sicherheitsgarantie der beiden angelsächsischen Mächte gesetzt. Mit dem amerikanischen Nein zum Völkerbund und zum Vertrag von Versailles mußte es diese Hoffnung aufgeben. Frankreichs äußerlich starke Stellung im internationalen System von 1919 war folglich, wie Theodor Schieder geurteilt hat, nur eine «Scheinhegemonie». Sie war zum einen bedroht durch die Zerrüttung der französischen Staatsfinanzen, zum anderen durch die Möglichkeit eines Wiederaufstiegs Deutschlands und eines Zusammengehens der beiden «revisionistischen», den Status quo in Frage stellenden Hauptmächte, Deutschlands und Sowjetrußlands – ein Alptraum, der auch Lloyd George schon auf der Pariser Friedenskonferenz verfolgt hatte.

Die Siegermacht Frankreich fühlte sich also nach 1919 nicht sicher, und weil sie es nicht war, suchte sie sich in der Folgezeit auf dem Weg über die deutschen Reparationen zusätzliche Sicherheit zu verschaffen. Der französische Nationalismus der Nachkriegszeit war so ausgeprägt, daß an eine «Pax Gallica» gar nicht zu denken war. Eine französisch geprägte Friedensordnung hätte die Pariser Bereitschaft erfordert, das nationale Interesse in einen großen, übergeordneten Zusammenhang einzufügen, und an dieser Bereitschaft fehlte es.

Frankreich hätte zudem hinreichend starke Partner finden müssen, denen es das Gefühl einer wirklichen Partnerschaft vermitteln konnte. Vor 1917 war Rußland ein solcher Partner gewesen, doch der stand seit der Oktoberrevolution nicht mehr zur Verfügung. Der Partner der Entente cordiale von 1904, England, dachte nach 1918 nicht daran, Frankreich noch stärker und Deutschland noch schwächer zu machen. Frankreichs Partner waren jetzt Polen und die Staaten der «Kleinen Entente», zu der sich 1920/21 unter französischem Patrionat die Tschechoslowakei, Rumänien und das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen zusammenschlossen, um dem ungarischen Revisionismus wirksam entgegentreten zu können. Aber Polen, mit dem Paris im Februar 1921 einen Beistandspakt abschloß, war auch nach dem Frieden von Riga, zumindest im Hinblick auf seine Westgrenze und vor allem die zur Tschechoslowakei, selbst ein revisionistischer Staat, und die Staaten der «Kleinen Entente», mit denen der Quai d’Orsay zwischen 1924 und 1927 Bündnis- oder Freundschaftsverträge zuwege brachte, bedurften mehr der französischen Hilfe, als daß sie Frankreich, dem Erfinder des «Cordon sanitaire», solche hätten leisten können. Italien war über den «verstümmelten Sieg» verbittert und viel zu sehr mit sich selbst beschäftigt, um ernsthaft als Bundesgenosse in Frage zu kommen. Die europäische Nachkriegsordnung war also prekär und der Friede fragil: ein Zustand, über den sich die französische Politik keinen Illusionen hingeben konnte.

Das Werk der Friedenskonferenz von 1919/20 unterschied sich grundlegend von dem des Wiener Kongresses von 1814/15. Damals hatte das besiegte Frankreich mit am Verhandlungstisch gesessen; es erhielt Friedensbedingungen, die nichts von Rache und Vergeltung an sich hatten, sondern sich am Ziel eines stabilen Gleichgewichts ausrichteten. Die Friedensstifter von 1814/15 mußten noch keine Rücksichten auf ihre Völker nehmen; außer England waren sich alle einig, daß einem Anspruch der Völker auf politische Mitsprache, wenn überhaupt, dann nur in engen Grenzen Rechnung zu tragen war. Hundert Jahre später hatten die demokratischen Ideen sich soweit durchgesetzt, daß es unmöglich geworden war, Friedensverträge zu schließen, die den Willen der Völker mißachteten. Die Völker der Siegermächte wünschten die Bestrafung der Macht, der sie die alleinige Schuld am Krieg gaben, also Deutschlands, und ein Höchstmaß an Entschädigungen für das Leid, die Schäden und die Entbehrungen, die der Krieg mit sich gebracht hatte. Eine Regierung, die dieses Verlangen unter Berufung auf übergeordnete Gebote der Staatsräson zurückgewiesen hätte, wäre sofort gestürzt worden. Folglich konnte Deutschland kein Teilnehmer der Friedenskonferenz sein. Es mußte vielmehr die Bedingungen akzeptieren, die die Sieger unter sich ausgehandelt hatten.

Im Hinblick auf Ostmitteleuropa mußte sich die Pariser Friedenskonferenz mit Problemen befassen, von denen einige bereits in der Revolution von 1848/49 auf die Tagesordnung gekommen waren. Damals hatten die meisten slawischen Völker der Habsburgermonarchie, anders als die Deutschen oder Italiener, noch keinen souveränen Nationalstaat angestrebt, sondern auf einen angemessenen Platz innerhalb des Vielvölkerreiches gedrängt. Sie waren dadurch zu Gegnern aller Kräfte geworden, die die Auflösung des Habsburgerreiches betrieben oder sie billigend in Kauf nahmen: der österreichischen Deutschen, soweit sie die Schaffung eines einheitlichen deutschen Staates unterstützten, der Polen, die die Teilung ihres Landes überwinden und auf ein unabhängiges Polen hinarbeiteten, und der Ungarn, die sich gegen die Oberhoheit des Kaisers in Wien auflehnten. Aus dieser Gegnerschaft ergab sich ein Bündnis mit der habsburgischen Gegenrevolution, das wesentlich zum Scheitern der Revolution in ganz Mitteleuropa beitrug.

Sieben Jahrzehnte später gab es keine slawischen Völker mehr, die das Habsburgerreich aufrechterhalten wollten. Ihr Ziel waren jetzt unabhängige Nationalstaaten, und damit stellten sich erneut Probleme, die erstmals 1848/49 zutage getreten waren, als die Magyaren sich anschickten, aus den Ländern der Stephanskrone einen selbständigen, von Wien unabhängigen Staat zu machen, und damit den Widerstand der slawischen Nationalitäten wie auch der Rumänen und Deutschen herausforderten, die alle nicht zur ungarischen Titularnation gehörten. Die westliche, genauer gesagt französische Idee der «nation une et indivisible» setzte ein hohes Maß an nationaler Homogenität voraus oder erzwang dieses, wo es noch nicht vorhanden war. In Ostmittel- und Südosteuropa hingegen war eine nationale Gemengelage eher die Regel als die Ausnahme. Die uneingeschränkte Anwendung des Mehrheitsprinzips konnte hier nur dazu führen, daß sich die stärkste Nationalität auf Kosten der anderen durchsetzte und deren Identität bedrohte.

Die westlichen Verbündeten sahen dieses Problem und versuchten es mit Hilfe von Minderheitsschutzverträgen zu lösen. Ihre Ratifizierung war die Vorbedingung der vollen völkerrechtlichen Anerkennung der neuen, wiedererstandenen oder territorial stark vergrößerten Staaten Ostmittel- und Südosteuropas. Der erste der Minderheitenschutzverträge wurde am 28. April 1919 mit Polen abgeschlossen. Im Verlauf des Jahres 1919 folgten entsprechende Verträge mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, mit der Tschechoslowakei und Rumänien, im August 1920 der mit Griechenland. Die betroffenen Staaten sahen in den Verträgen schwerwiegende Eingriffe in ihre Souveränität und wehrten sich nach besten Kräften dagegen. Tatsächlich enthielten die Verträge nur Mindestforderungen im Hinblick auf die Gleichberechtigung aller Staatsbürger und gewisse kulturelle Rechte derjenigen unter ihnen, die nicht der Titularnation angehörten, darunter unter gewissen Voraussetzungen des Rechts auf muttersprachlichen Schulunterricht.

Ein kollektives Recht auf nationale Identität enthielten die meisten Verträge nicht. Gewisse Ausnahmen zugunsten der ungarischen und der deutschen Minderheit enthielt der rumänische Minderheitenschutzvertrag. Litauen mußte, als Preis für die völkerrechtliche Anerkennung der defacto-Annexion des Memelgebiets im Januar 1923, in der Memelkonvention vom 8. Mai 1924 dem angegliederten Gebiet einen autonomen Status mit einem eigenen Landtag und einer eigenen Regierung gewähren. Am weitesten ging aus freien Stücken Estland, das 1925 seinen nationalen Minderheiten volle Kulturautonomie einräumte, so daß sie sich als öffentlich-rechtlicher Personenverband mit dem Recht auf Steuererhebung konstituieren konnten. Sowohl die deutsche als auch die jüdische Minderheit machten davon Gebrauch. Schule aber machte das estnische Beispiel nicht. Die meisten neuen Nationalstaaten begnügten sich mit der Erfüllung der Mindestbedingungen, die vom Völkerbund garantiert wurden. Die deutschen und die ungarischen Minderheiten hatten in ihren «Mutterländern» Protektoren, die dafür sorgten, daß das Thema Minderheitenschutz nicht in Vergessenheit geriet. Anderen Nationalitäten standen solche einflußreichen Schutzmächte nicht zur Verfügung.

Der Historiker Theodor Schieder hat zwischen drei Phasen der Nationalstaatsgründung in Europa unterschieden. In der ersten Phase formten sich bereits bestehende Staaten durch die Integration ihrer Territorien in zentral regierte Nationalstaaten um: England nach den Revolutionen des 17. Jahrhunderts und Frankreich nach der Revolution von 1789 sind die beiden klassischen Beispiele. In der zweiten Phase, für die die Fälle Italien nach 1859 und Deutschland nach 1866 typisch sind, entstand der Nationalstaat aus dem Zusammenschluß mehrerer staatlich getrennter Nationsteile, wobei liberale Vereinigungsbewegungen und ein historischer Staat, Piemont beziehungsweise Preußen, zusammenwirkten. Der geographische Schwerpunkt war im Fall der ersten Phase Westeuropa, im Fall der zweiten Phase Mitteleuropa. Die Nationalstaatsgründungen von 1918/19 fallen in die dritte Phase, deren Anfänge bis zur Befreiung Griechenlands und Serbiens von der osmanischen Herrschaft in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zurückreichen. Die neuen Nationalstaaten entstanden alle aus Sezessionsbewegungen, die sich gegen ein Vielvölkerreich richteten, das osmanische, das habsburgische oder das der Romanows. Ihren Schwerpunkt hatte diese dritte und letzte Phase in Ostmittel- und Südosteuropa.

Das westliche, besser französische Prinzip, wonach eine Nation auf der politischen Entscheidung der vielen Einzelnen beruht, so daß die Existenz der Nation nach dem berühmten Wort von Ernest Renan aus dem Jahr 1882 ein sich täglich wiederholendes Plebiszit (un plébiscite de tous les jours) ist, verlor, je weiter man nach Osten kam, immer mehr an Bedeutung. Schon in Deutschland überwog seit Herder die Ansicht, daß objektive Faktoren wie gemeinsame Sprache, Kultur und Überlieferung und nicht subjektive Willensäußerungen für die Zugehörigkeit zur Nation maßgeblich waren. In den weiter östlich gelegenen neuen Nationalstaaten galt das erst recht.

In dieser verbreiteten Selbsteinschätzung lag die tiefere Ursache der Krise des Nationalstaates in Ostmittel- und Südosteuropa der Zwischenkriegszeit. Wer nicht zur Titularnation gehörte, war, was immer in den Minderheitenschutzverträgen stand, weniger «gleich» als die Angehörigen der hegemonialen oder staatstragenden Nation. Die Übernahme des westlichen Prinzips der demokratischen Mehrheitsentscheidung war von Anfang an mit der Gefahr der Diskriminierung der nationalen Minderheiten verbunden. Um sich in den neuen Nationalstaaten bewähren zu können, mußte dieses Prinzip eingeschränkt und der Schutz der nationalen Minderheiten majorisierungsfest gemacht werden. Daß es die neuen Staaten fast alle an dieser Einsicht in mehr oder minder hohem Maß fehlen ließen, belastete die Entwicklung der Demokratie in den meisten von ihnen.

So konnte es denn auch nur auf den ersten Blick so scheinen, als sei aus dem Ersten Weltkrieg die Welt hervorgegangen, von der die äußerste Linke in den Revolutionen von 1848/49 geträumt hatte: Die «Völkerkerker» waren beseitigt, unter ihnen auch die Vormacht der europäischen Reaktion, das Zarenreich; es gab in fast ganz Europa freie, demokratisch verfaßte Nationalstaaten und über ihnen einen Völkerbund, bei dessen Entstehung die Idee des Selbstbestimmungsrechts der Völker Pate gestanden hatte. Doch nur ein Teil der Linken vermochte in dem kommunistischen Regime, das im November 1917 in Rußland an die Macht gelangt war, ein fortschrittliches oder gar freiheitliches System zu erkennen. Ein anderer Teil tat, mitunter im Bund mit konservativen Kräften, alles, um eine Ausbreitung des Sowjetkommunismus nach Westen zu verhindern, und handelte sich so denselben Vorwurf ein, den 1848 die gemäßigten Liberalen auf sich gezogen hatten: den des Verrats an der Revolution. Ob in den Nachfolgestaaten des osmanischen, des habsburgischen und des russischen Vielvölkerreiches die Freiheit auf sicheren Grundlagen beruhte, daran gab es bereits 1919/20 starke Zweifel, und deshalb war auch ungewiß, ob diese Staaten zu verläßlichen Stützen einer weltumspannenden Friedensordnung werden konnten, wie sie seiner Charta zufolge der Völkerbund anstrebte.

Einer der Väter der Völkerbundsakte, der südafrikanische General und Politiker Jan Christiaan Smuts, seit 1917 einer der Vertreter der Dominions im neugeschaffenen Imperial War Cabinet, hatte ursprünglich vorgeschlagen, die neuen Nationalstaaten Ostmittel- und Südosteuropas zunächst als Mandatsgebiete des Völkerbunds ins Leben zu rufen: eine Konstruktion, die die Souveränität der neuen Staaten massiv eingeschränkt hätte und darum von diesen energisch zurückgewiesen wurde. Angewandt wurde der Mandatsgedanke hingegen, ganz im Sinne von Smuts, auf die arabischen Gebiete des Osmanischen Reiches und die ehemaligen deutschen Kolonien.

Der Gedanke des Völkerbundsmandats war auch ein Zugeständnis an die starke antikolonialistische Strömung in den USA, der Wilson freilich in Paris, aus Rücksicht auf seine europäischen Verbündeten wie aus persönlichem Desinteresse, nur widerwillig Rechnung getragen hatte. Wenn der Völkerbund eines seiner Mitglieder mit der Vormundschaft (tutelage) über ein abhängiges Gebiet betraute, mochte das als eine mildere Form des Kolonialismus und Imperialismus erscheinen als der Kolonialstatus «pur et simple». Im Prinzip war das Mandat als Durchgangsstadium zu späterer Unabhängigkeit gedacht. Realistisch war diese Aussicht zunächst nur bei der ersten der drei Kategorien, in die die betroffenen Gebiete eingeteilt wurden, der Kategorie A. Zu dieser gehörten die arabischen Gebiete des untergegangenen Osmanischen Reiches, von denen drei, Irak, Transjordanien und Palästina, Großbritannien und zwei weitere, Syrien und Libanon, Frankreich als Mandatar erhielten. Mandatsgebiete der Kategorie A galten als so entwickelt, daß die Gewährung der Unabhängigkeit relativ bald zu erwarten war. Als erstes Gebiet dieser Kategorie wurde der Irak, seit 1921 ein Königreich unter Faisal I., dem Sohn des Scherifen von Mekka, Hussein Ibn Ali, im Oktober 1932 in die Selbständigkeit entlassen.

In die Kategorie B, bei der der Zeitpunkt der Unabhängigkeit noch völlig unbestimmt war, fielen, mit der Ausnahme von Deutsch-Südwestafrika, die früheren afrikanischen Kolonien des Deutschen Reiches. Togo und Kamerun wurden zwischen Großbritannien und Frankreich aufgeteilt. Von Deutsch-Ostafrika fiel die Hauptmasse an Großbritannien; Belgien erhielt die Provinzen Ruanda und Burundi; das Kionga-Dreieck ging an Portugiesisch-Ostafrika, das heutige Mozambique. Deutsch-Südwestafrika wurde auf Drängen von Smuts der Kategorie C zugeordnet, bei der die Unabhängigkeit in noch weiterer Ferne lag als bei der Kategorie B, und der Südafrikanischen Union übertragen, die dort fortan dieselbe Diskriminierung der schwarzen Bevölkerung betrieb wie in ihrem eigentlichen Staatsgebiet. Der Kategorie C wurden auch die deutschen Kolonien in Polynesien zugeschlagen. Soweit sie südlich des Äquators lagen, wurden die Dominions Australien und Neuseeland als Mandatare bestellt; soweit sie nördlich davon lagen, fielen sie an Japan. Das fernöstliche Kaiserreich erhielt auch die früheren deutschen Rechte in China, allerdings mit der Auflage, Kiautschou später an China zurückzugeben. Das geschah als Folge einer von den USA angeregten internationalen Abrüstungskonferenz, die von November 1921 bis Februar 1922 in Washington stattfand. Dort akzeptierte Japan nicht nur eine Begrenzung seiner Flottenstärke (in einem Verhältnis von 5 zu 5 zu 3, bezogen auf die Kapazitäten der USA, Großbritanniens und Japans), es erkannte auch die Unabhängigkeit Chinas an und verpflichtete sich ihm gegenüber zu einer «Politik der offenen Tür» – aus Sicht japanischer Nationalisten und vieler Militärs ein demütigendes Zugeständnis an die Westmächte.

Was der Völkerbund im Hinblick auf die ehemaligen Kolonien und die arabischen Gebiete des einstigen Osmanischen Reiches tat, bedeutete keinen Bruch mit der bisherigen Praxis des Kolonialismus und Imperialismus. Von den Mandatsgebieten des Nahen Ostens abgesehen, hatten die «neuen» Kolonien kaum bessere Chancen, in die Unabhängigkeit entlassen zu werden, als die «alten» Kolonien der Siegermächte und der Neutralen. Durch die relative Privilegierung der Mandate der Kategorie A und die Diskriminierung aller übrigen Kolonien förderten die europäischen Kolonialmächte ungewollt das Unabhängigkeitsstreben in allen von ihnen abhängigen Gebieten, und zwar am meisten dort, wo, wie in Indien und Ägypten, der Nationalismus schon vor 1914 starken Zuspruch gefunden hatte.

Ägypten erlebte 1919 revolutionäre, von der nationalistischen Wafd-Partei geschürte Unruhen, ausgelöst durch die Weigerung Großbritanniens, eine ägyptische Abordnung («wafd») an der Pariser Friedenskonferenz teilnehmen zu lassen. Im Jahr darauf erfaßten die anti-kolonialistischen Unruhen auch die Mandatsgebiete des Nahen Ostens: In Syrien und Irak protestierten die Araber gegen die Verhinderung eines größeren beziehungsweise eines gesamtarabischen Staates durch Großbritannien, Frankreich und den Völkerbund, in Palästina gegen das Projekt einer nationalen Heimatstatt für die Juden, auf das sich die britische Politik durch die Balfour-Deklaration vom November 1917 festgelegt hatte. 1921 begann ein Aufstand der Rifkabylen erst in Spanisch-, dann auch in Französisch-Marokko, der endgültig erst 1926 niedergeschlagen werden konnte.

In Indien, das während des Ersten Weltkrieges einen großen Anteil an den Armeen des Empire gehabt hatte, kam es ein halbes Jahr nach Kriegsende zu blutigen Zusammenstößen zwischen der Kolonialmacht und der Bevölkerung. In Amritsar schossen im April 1919 Gurkha-Truppen unter dem Befehl eines britischen Generals auf eine unbewaffnete Menge, die ungeachtet eines offiziellen Verbots gegen repressive Notstandsgesetze, die nach ihrem Urheber, einem britischen Richter, benannten Rowlatt-Gesetze, protestierten; es gab 379 Tote und etwa 1200 Verletzte. Die Vorgänge von Amritsar und anderen Orten des Panjab, wo sogar Flugzeuge und Maschinengewehre gegen die Bevölkerung eingesetzt wurden, erschütterten Indien zutiefst. Die Unabhängigkeitsbewegung radikalisierte sich, und seit 1920 auch ihr bis dahin gemäßigter Wortführer Mahatma Gandhi. Die britische Herrschaft war so bedroht wie niemals zuvor seit dem Aufstand von 1857/58 – ein Warnsignal an alle, die glaubten, mit der imperialistischen Politik in Asien und Afrika nach 1918 so weitermachen zu können, als ob es den Ersten Weltkrieg gar nicht gegeben hätte.

Im August 1914, als der Krieg begann, hatte der englische Schriftsteller Herbert George Wells, ein Mitglied der sozialdemokratisch orientierten Fabian Society, von einem «War That Will End War» gesprochen und damit, ohne es zu wissen, eine Parole des deutschen Linkshegelianers Arnold Ruge aufgegriffen, der am 22. Juli 1848 in der Frankfurter Paulskirche im Hinblick auf den erhofften europäischen Befreiungskrieg gegen das autokratische Rußland behauptet hatte, dieser Krieg wäre «der letzte Krieg, der Krieg gegen den Krieg, der Krieg gegen die Barbarei, welche der Krieg ist». Wells’ Kriegsdeutung fand nicht nur in England und Frankreich, sondern auch auf der anderen Seite des Atlantiks, in den Vereinigten Staaten, einen starken Widerhall. Sie floß mit ein in die Ideen zur Befriedung der Welt, mit denen Präsident Wilson die amerikanische Öffentlichkeit von der Notwendigkeit des Kriegseintritts der USA und Europa von der Mission Amerikas zu überzeugen versuchte. Die Nachkriegsordnung, wie sie aus den Pariser Friedensverhandlungen hervorging, bot nur wenig Anlaß zu der Hoffnung, daß nun eine Ära des dauerhaften Friedens beginnen werde.[9]

Protest, Prohibition, Prosperität:
Die USA in den zwanziger Jahren

Mit 115.000 gefallenen Soldaten hatten die USA sehr viel weniger Opfer zu beklagen als die europäischen Mächte: Deutschland und Rußland kamen auf 1,8 beziehungsweise 1,7 Millionen, Frankreich auf 1,4, Österreich-Ungarn auf 1,2 und Großbritannien auf knapp 1 Million militärische Kriegstote. Dennoch bedeutete der Erste Weltkrieg für die Amerikaner einen tiefen Einschnitt. In den Jahren 1917/18 hatten sie mit vielem gebrochen, was für ihr Selbstverständnis grundlegend war: Sie hatten nicht nur in Europa gekämpft, sondern sich zeitweilig von den althergebrachten Grundsätzen des «free enterprise» und der Meinungs- und Pressefreiheit verabschiedet. Nach dem Ende der Kampfhandlungen lag also nichts näher als der Wunsch, so rasch wie möglich zu dem zurückzukehren, was vor dem Kriegseintritt normal gewesen war.

Für die Unternehmer hieß Normalisierung vor allem eines: Rücknahme der Zugeständnisse, die sie während des Krieges den Arbeitern und ihren Gewerkschaften hatten machen müssen. Die Arbeiter, die zum Militärdienst einberufen worden waren, wollten ihrerseits die Arbeitsplätze wieder einnehmen, die in der Zwischenzeit vielfach von Frauen und nicht zuletzt von Schwarzen besetzt worden waren, die in den Jahren seit 1914 im Zuge der «Great Migration» aus dem landwirtschaftlichen Süden in den industriellen Norden gekommen waren. Alle Arbeiter litten 1919/20 unter einer wirtschaftlichen Kriegsfolge: der grassierenden Inflation mit Preissteigerungsraten von bis zu 15 Prozent, die die bescheidenen Lohnzuwächse von 1917/18 rasch auffraßen.

Im Jahre 1919 erschütterten mehrere Wellen von Streiks das Land von der West- bis zur Ostküste: In Seattle im Bundesstaat Washington weitete sich im Januar ein Ausstand der Werftarbeiter zu einem mehrtägigen Generalstreik aus, der zwar von den radikalen Industrial Workers of the World (IWW), kurz «Wobblies» genannt, nicht aber vom größten, von Samuel Gompers geführten gewerkschaftlichen Dachverband, der American Federation of Labor (AFL), unterstützt wurde und nach dem Einsatz von Bundestruppen ein rasches, unblutiges Ende fand. In Boston weigerte sich im September sogar die Polizei aus Protest gegen ihre schlechte Entlohnung, weiter Dienst zu tun. Die Folge waren Ausschreitungen und Plünderungen, die den republikanischen Gouverneur von Massachusetts, Calvin Coolidge, zum Einsatz der Nationalgarde veranlaßten. Den Vorschlag von Gompers, den Lohnforderungen der streikenden Polizisten entgegenzukommen, wies er mit einem Verdikt zurück, das ihm bei konservativen Amerikanern im ganzen Land viel Beifall einbrachte: «Es gibt kein Recht, gegen die öffentliche Sicherheit zu streiken – für niemanden, nirgendwo, niemals» (There is no right to strike against public safety by anybody, anywhere, anytime).

Wenige Tage nach dem Bostoner Polizeistreik begann im Mittleren Westen ein Streik in der Stahlindustrie, an dem sich 365.000 Arbeiter und, wie in Seattle, die IWW, nicht aber die AFL beteiligten. Der blutige Höhepunkt waren Anfang Oktober Zusammenstöße zwischen Streikenden und Militär in Gary, Indiana, bei denen 19 Arbeiter ums Leben kamen. Die Produktion lief unterdessen weiter, weil unorganisierte, meist schwarze Arbeiter die Plätze der Streikenden einnahmen. Im Januar 1920 brach der Ausstand in sich zusammen – ohne daß die Arbeiter irgendeine Verbesserung erreicht hätten.

Die schwarzen Amerikaner hatten im Krieg ebenso tapfer gekämpft wie ihre weißen Kameraden. Dem Ziel der Gleichbehandlung brachte sie dieser Einsatz aber nicht näher. Schwarze, die nach 1917 in der Industrie Beschäftigung gefunden hatten, wurden seit Ende 1918 rasch durch zurückgekehrte weiße Veteranen ersetzt. Daß schwarze Arbeiter meist sehr viel weniger verdienten als weiße, machte sie in den Augen der letzteren zu Lohndrückern: ein wichtiger Grund zunehmender Ressentiments gegenüber der farbigen Minderheit. Die Zahl der gelynchten Schwarzen stieg von 48 im Jahr 1917 auf 63 im Jahr 1918 und 78 im Jahr 1919. In Chicago, wo es bereits im Frühjahr 1919 mehrere Bombenanschläge in schwarzen Wohngegenden gegeben hatte, entluden sich die Spannungen zwischen den Rassen im Juli in bürgerkriegsähnlichen Unruhen. Es gab 537 Verletzte und 38 Tote, die meisten von ihnen Schwarze. Insgesamt starben bei Rassenkrawallen im Sommer 1919.120 Menschen.

Die größte Interessenvertretung der farbigen Amerikaner, die National Association for the Advancement of Colored People (NAACP), zog aus der Eskalation der Gewalt den Schluß, daß die Schwarzen sich nicht länger mit dem Ruf nach Schutz durch die Behörden begnügen durften, sondern zur Selbstverteidigung gegenüber dem weißen Mob schreiten mußten. Radikale Schwarze um den gebürtigen Jamaikaner Marcus Garvey gingen weiter und propagierten den Bruch mit der weißen Gesellschaft und die Rückkehr nach Afrika. Einige Jahre später setzte in New York die «Harlem Renaissance» ein: eine Bewegung von schwarzen Schriftstellern und Künstlern, die das Selbstbewußtsein der farbigen Minderheit durch Rückbesinnung auf ihre afrikanischen Wurzeln und ihre kulturelle Identität als schwarze Amerikaner zu heben versuchte.

Im April 1919 wurde die amerikanische Öffentlichkeit durch eine Reihe von Bombenpäckchen aufgeschreckt, die an prominente Wirtschaftsführer und Politiker adressiert waren, von denen die Post aber, mit einer Ausnahme, alle abfangen konnte, ehe sie die Empfänger erreichten. (In dem einen Fall, wo dies nicht gelang, wurden der Hausangestellten eines Senators beim Öffnen des Päckchens beide Hände abgerissen.) Nicht mehr rechtzeitig entschärft werden konnten die Bomben, die am 2. Juni in acht Städten nahezu gleichzeitig explodierten; eine von ihnen richtete an der Fassade des Hauses von Wilsons Justizminister A. Mitchell Palmer erhebliche Schäden an. In der Presse war sofort von einer großangelegten, weitverzweigten, von der Kommunistischen Internationale in Moskau gesteuerten Verschwörung gegen die politische und gesellschaftliche Ordnung der USA die Rede. Die meisten Einzelstaaten beantworteten den «Red Scare» mit Anti-Aufruhr-Gesetzen; in zahlreichen Städten, Schulen und Universitäten kam es zu politischen Säuberungsaktionen gegen vermeintliche oder tatsächliche Revolutionäre.

Justizminister Palmer reagierte auf den «Red Scare» mit äußerster Härte. Anfang November 1919 ließ er 250 Mitglieder einer «Union of Russian Workers» festnehmen und auf dem Seeweg über Finnland nach Sowjetrußland deportieren. Im Januar 1920 holte Palmer, unterstützt von seinem jungen Mitarbeiter J. Edgar Hoover, zum entscheidenden Schlag aus: Über 6000 «Radikale», darunter Streikagitatoren, Mitglieder von zwei kleinen kommunistischen Parteien und Anarchisten, wurden vom neugegründeten Federal Bureau of Investigation (FBI) festgenommen und verhört. Etwa 500 verdächtige Ausländer wurden, obwohl den meisten weder eine extreme Gesinnung noch Straftaten nachzuweisen waren, ausgewiesen, rund 250 aus dem einstigen Zarenreich stammende Personen nach Sowjetrußland deportiert.

Die «Palmer Raids» fanden in der Öffentlichkeit zunächst viel Beifall; nur vereinzelt protestierten Liberale und Linke gegen die krasse Verletzung der bürgerlichen Freiheitsrechte. Zu den bekanntesten Opfern des Generalverdachts gegen linke «Aliens» wurden zwei italienische Einwanderer, der Schuhmacher Nicola Sacco und der Fischverkäufer Bartolomeo Vanzetti, die aus ihren anarchistischen Neigungen keinen Hehl machten. Im Mai 1920 wurden sie wegen gemeinschaftlich begangenen Raubmordes an dem Zahlmeister einer Schuhfabrik in Braintree, Massachusetts, angeklagt und am 14. Juli 1921 auf Grund höchst zweifelhafter Indizien zum Tode verurteilt. Liberale, Sozialisten und Kommunisten organisierten daraufhin weltweite, von vielen prominenten Intellektuellen, darunter George Bernard Shaw, H. G. Wells und Albert Einstein, unterstützte Solidaritätsaktionen, die aber nur einen Aufschub der Urteilsvollstreckung bewirkten. Am 23. August 1927 wurden Sacco und Vanzetti trotz internationaler Proteste auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. Die posthume Rehabilitierung der beiden italienischen Anarchisten erfolgte ein halbes Jahrhundert später, im Juli 1977, durch den Gouverneur von Massachusetts, den Demokraten Michael Dukakis.

Wenn es ein Thema gab, das die amerikanische Öffentlichkeit in den Jahren 1919/20 noch mehr bewegte als der «Red Scare», dann war es die Prohibition. Am 16. Januar 1920 trat, nachdem die notwendigen verfassungsändernden Mehrheiten im Kongreß und in den einzelstaatlichen Parlamenten zustande gekommen waren, das 18. Amendment zur Verfassung von 1787 in Kraft. Es verbot die Herstellung, den Verkauf und den Transport alkoholischer Getränke in den USA. Die Prohibition war ein altes Anliegen der Temperenzler von der Anti-Saloon League, der evangelikalen Fundamentalisten, vor allem jener aus den ländlichen Gegenden des Südens und des Mittleren Westens, vieler Frauenverbände und schließlich auch des Progressive Movement, der großen Reformbewegung des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts. Die erforderlichen Mehrheiten auf nationaler wie auf einzelstaatlicher Ebene kamen nur zustande, weil Senatoren und Abgeordnete von der Anti-Alkohol-Lobby unter massiven Druck gesetzt worden waren.

In der Praxis erwies sich das Alkoholverbot als nicht durchsetzbar. Von der großen Mehrheit der Bevölkerung wurde es abgelehnt und mißachtet. An die Stelle der verbotenen «Saloons» traten illegale, als private Clubs getarnte Kneipen, die sogenannten «speak easy»-Lokale. An der Schwarzbrennerei und dem Alkoholschmuggel über die mexikanische und kanadische Grenze verdiente das organisierte Verbrechen. Nach dem scharfen, aber zutreffenden Urteil des Politikwissenschaftlers und Juristen Ernst Fraenkel war die Prohibition «der vielleicht größte politische Narrenstreich der amerikanischen Geschichte». Sie untergrub, so Fraenkel, «die Rechtsmoral der Nation, förderte das Gangsterwesen, korrumpierte den Staatsapparat und brachte das Land an den Abgrund eines administrativen Chaos». Das Kapitel Prohibition endete im Jahre 1933 zu Beginn der Präsidentschaft von Franklin Delano Roosevelt, als die öffentliche Meinung das 21. Amendment erzwang. Es hob das 18. Amendment auf, gestattete es aber den Einzelstaaten, den Transport oder die Einfuhr von alkoholischen Getränken durch Gesetze zu verbieten.

Ein gutes halbes Jahr nach dem 18. Amendment, im August 1920, trat das 19. Amendment in Kraft. Es brachte den Frauen endlich das Recht, für das die amerikanischen Suffragetten seit Jahrzehnten gekämpft und das sie bis 1914 bereits in elf Bundesstaaten durchgesetzt hatten: das Recht, an Wahlen unter denselben Bedingungen teilzunehmen wie Männer. Die ersten Präsidentschaftswahlen, bei denen die Frauen ihre Stimme abgeben konnten, waren die vom November 1920. Aus ihnen gingen die Republikaner als überlegene Sieger hervor, obwohl ihr Kandidat, der konservative Senator Warren G. Harding aus Ohio, sich zuvor politisch in keiner Weise hervorgetan hatte und als unbeschriebenes Blatt galt. Sein «running mate» für das Amt des Vizepräsidenten war der Gouverneur von Massachusetts, Calvin Coolidge, der «Held» des Bostoner Polizeistreiks vom September 1919. Auf das demokratische «Ticket», auf dem der Gouverneur von Ohio, James M. Cox, und, als Kandidat für das Amt des Vizepräsidenten, der junge Assistant Secretary des Marineministeriums, Franklin Delano Roosevelt, standen, entfielen lediglich 34 Prozent der Wählerstimmen: das bisher schlechteste Ergebnis eines Präsidentschaftskandidaten einer der beiden großen Parteien. Der Triumph der Republikaner war Ausdruck einer überwältigenden Sehnsucht nach Rückkehr zur Normalität – jener amerikanischen «normalcy», von der Harding gern sprach und in der er seine Absage an den idealistischen Internationalismus der Wilson-Jahre bündelte.

Die Amtszeit Hardings dauerte nur etwas über zwei Jahre: Sie endete mit seinem Tod am 2. August 1923, der Folge von zwei Herzinfarkten. In die Amtszeit von Wilsons Nachfolger fielen Betrugs- und Korruptionsskandale, in die der Innen- und der Justizminister verwickelt waren. Der spektakulärste Fall war der des Innenministers, des bisherigen Senators von New Mexico, Albert B. Fall. Er hatte sich von Harding die Kontrolle über Ölreserven der Marine in Wyoming und Kalifornien übertragen lassen und diese dann insgeheim gegen großzügige Schmiergeldzahlungen an private Unternehmer verpachtet. An die Öffentlichkeit gelangte die Affäre, die Fall schließlich für ein Jahr ins Gefängnis brachte, im Sommer 1923, kurz nach dem Tod des Präsidenten. Die Nachfolge Hardings trat Vizepräsident Coolidge an. Im November 1924 gewann er die Präsidentschaftswahlen als Kandidat der Republikaner souverän. Auf ihn entfielen 54 Prozent der Wählerstimmen, auf den demokratischen Bewerber, John W. Davis, einen Wirtschaftsanwalt aus New York, 29 Prozent, auf den Senator Robert M. La Follette aus Wisconsin, der für die League for Progressive Political Action antrat, 17 Prozent.

Die Demokraten hatten während des Präsidentschaftswahlkampfes von 1924 überlegt, ob sie offensiv gegen den Ku-Klux-Klan (KKK) auftreten sollten, sich aber dann aus Rücksicht auf ihre Wählerschaft in den Südstaaten dagegen entschieden. Der KKK, die nach dem Bürgerkrieg entstandene, in den siebziger Jahren abgestorbene Geheimorganisation rassistischer Südstaatler, war 1915 neu gegründet worden. Sein «mobbing» richtete sich nicht nur gegen die Schwarzen, sondern auch gegen Juden, Katholiken und «linke» Ausländer. In der Nachkriegszeit fand er zunehmenden Widerhall nicht nur im Süden, sondern auch in kleineren Städten des Mittleren und des Fernen Westens; Indiana wurde seine neue Hochburg. Die Anhänger waren überwiegend verschuldete Farmer, kleine Ladenbesitzer, andere Selbständige und Angestellte. Die Mitgliederzahlen erreichten 1924 mit angeblich über 4 Millionen ihren Höhepunkt. Einschüchterung bis hin zu Verprügeln, «Teeren und Federn», Auspeitschen und Lynchen gehörten zu den Kampfmethoden des KKK, die schon in der Zeit der Reconstruction erprobt worden waren. Während der Prosperität der mittleren zwanziger Jahre ließ der Zulauf zum KKK nach, aber auch danach blieb er die schlagkräftigste, seit 1928 auch nicht mehr geheime Kampforganisation der äußersten Rechten.

Der Ku-Klux-Klan war die extremste Äußerung des amerikanischen «Nativismus» der Nachkriegsjahre. Der Klan machte sich damit zum Sprachrohr verbreiteter Ängste und Ressentiments, denen auch die Gesetzgebung Tribut zollte. 1921 verabschiedete der Kongreß ein Gesetz zur Beschränkung der Einwanderung. Eine darin enthaltene Quotenregelung sah vor, daß aus keinem Land mehr als 3 Prozent der Personen gleicher Nationalität einwandern durften, die schon 1910 in den USA gelebt hatten. Die Zahl der offiziell zugelassenen Immigranten sank daraufhin von 800.000 auf 300.000, was die Nativisten aber nur für eine Abschlagszahlung hielten.

1924 folgte ein weiteres Gesetz, der National Origins Act. Er sperrte, das Vorbild des kanadischen Chinese Exclusion Act von 1923 noch übertreffend, die Vereinigten Staaten für Einwanderer aus Ostasien vollständig und senkte für die europäischen Länder den 1921 festgelegten Quotenanteil von 3 auf 2 Prozent, wobei nicht mehr die Zahlen von 1910, sondern die von 1880 zugrunde gelegt wurden – eine Bestimmung, die unter anderem jüdische Einwanderer aus Ost- und Ostmitteleuropa diskriminierte. 1929 wurde die Einwanderung weiter eingeschränkt: auf eine Obergrenze von 150.000 Personen jährlich. In den folgenden Jahren lag die Zahl der zugelassenen Immigranten meist weiter unter dieser Marge. An den rassistischen Motiven der Einwanderungspolitik gab es nichts zu deuteln. Einer der Experten, die das Repräsentantenhaus bei der Erarbeitung des Gesetzes von 1924 berieten, war der Eugeniker Harry H. Laughlin. Er wurde nicht müde, seine Landsleute vor der Gefahr der «mongrelization» (Bastardisierung) zu warnen. Einer der Hauptbefürworter des Gesetzes, der demokratische Abgeordnete R. E. Allen aus West Virginia, ging so weit, am 5. April 1924 im Plenum des Repräsentantenhauses die «Reinigung und Reinhaltung des amerikanischen Blutes» (purifying and keeping pure of the blood of America) als einzigen Weg zur Rettung vor dem Bolschewismus zu bezeichnen.

Die Furcht vor dem Kommunismus war in keinem westlichen Land so wenig begründet wie in den USA. 1919 hatten sich von der kleinen Sozialistischen Partei zwei kommunistische Parteien abgespalten: die Communist Labor Party, deren 60.000 Mitglieder zu neun Zehnteln Einwanderer waren, und die kleinere, etwa 10.000 Mitglieder zählende Communist Party, der überwiegend geborene Amerikaner angehörten. Im Mai 1921 vereinigten sich beide Gruppen auf Drängen der Komintern zur Communist Party of America. Bis zum Ausschluß der Anhänger Leo Trotzkis im Jahre 1928 wurde die CPA von heftigen «Fraktionskämpfen» erschüttert. Auch danach kam sie über den Status einer Splittergruppe nicht hinaus: 1929 zählte sie weniger als 10.000 Mitglieder. Einzig die Bombenanschläge der Anarchisten und die Sympathien, die es bei den IWW anfänglich für die Sache der Bolschewiki gab, ließen 1919/20 den Anschein einer revolutionären Bedrohung aufkommen.

Die Socialist Party lehnte die gewaltsamen Methoden der Bolschewiki strikt ab, blieb aber ebenfalls eine Randerscheinung. Den Höhepunkt ihres Rückhalts in der Wählerschaft erreichte sie bei den Präsidentschaftswahlen von 1920 mit fast einer Million Stimmen, die auf ihren zu dieser Zeit noch inhaftierten Vorsitzenden Eugene V. Debs entfielen. Die große Mehrheit der amerikanischen Arbeiter war nach wie vor für eine grundlegende Veränderung der überkommenen kapitalistischen Wirtschaftsordnung nicht zu gewinnen. Was sie erstrebten, waren höhere Löhne und kürzere Arbeitszeiten, wie sie die AFL forderte, also «bread and butter» und keine Vergesellschaftung der Produktionsmittel.

Die Art und Weise, wie große Teile der amerikanischen Öffentlichkeit auf die kommunistische Herausforderung reagierten, hatte Gründe, die tief in die Geschichte zurückreichten. In keinem großflächigen Land war die Demokratie so fest in der Alltagskultur verwurzelt wie in den USA; nirgendwo wurde das private Eigentum so «heilig» gehalten wie hier. Ein System, das im Namen der «Diktatur des Proletariats» eine völlig neue, auf das Gemeineigentum gegründete Gesellschaft errichten wollte, war die denkbar radikalste Kampfansage an den «American way of life». Mehr noch: Ein solches System schien die von Gott gewollte Ordnung der weltlichen Dinge von Grund auf in Frage zu stellen. Der militante Atheismus der Bolschewiki machte diese und ihre Gefolgsleute außerhalb der russischen Grenzen für die christliche Rechte zu einer modernen Erscheinungsform des Antichrist. Unter den entschiedenen Antikommunisten waren denn auch nicht zufällig evangelikale Fundamentalisten besonders zahlreich vertreten.

Man mußte freilich kein Kommunist oder Sozialist sein, um die geballte Feindschaft dieser tief religiösen Minderheit auf sich zu ziehen. Dafür reichten öffentlich geäußerte Zweifel am Wahrheitsgehalt der biblischen Schöpfungsgeschichte völlig aus, gleichviel ob diese von liberalen Theologen oder von Anhängern der Evolutionslehre von Charles Darwin geäußert wurden. In Tennessee errangen die Fundamentalisten Mitte der zwanziger Jahre einen spektakulären Erfolg im Kampf gegen diese vermeintliche Irrlehre: Im März 1925 wurde dort ein Gesetz verabschiedet, das es Lehrern verbot, im Unterricht eine andere als die biblische Deutung der Schöpfung vorzutragen. Die Kampfansage an Aufklärung und freies Denken rief die 1917 gegründete American Civil Liberties Union auf den Plan. Sie ermunterte einen jungen Biologielehrer aus Dayton, John T. Scopes, der sich an das Gesetz nicht halten wollte, zu einem Musterprozeß, bei dem sie die Verteidiger, darunter den berühmten Anwalt Clarence Darrow, stellte und die Kosten des Verfahrens übernahm. Die Sache des Staates Tennessee und damit der Fundamentalisten vertrat der mehrmalige, erst demokratische, dann progressive Präsidentschaftskandidat William Jennings Bryan.

Am Ende wurde der inzwischen aus dem Schuldienst entlassene Scopes zu einer Geldstrafe von 100 Dollar verurteilt (die ihm wegen eines Formfehlers später von einem höheren Gericht erlassen wurde). Der im ganzen Lande, ja weit über Amerika hinaus mit großer Aufmerksamkeit verfolgte Schlagabtausch zwischen Darrow und Bryan aber ging eindeutig zugunsten des ersteren aus. Auch wenn sich in der Folgezeit noch weitere Südstaaten dem Beispiel von Tennessee anschlossen, hatten die Fürsprecher der Meinungsfreiheit mit dem Scopes-Prozeß einen wichtigen moralischen Sieg errungen und die Fundamentalisten in die Defensive gedrängt.

In der Entwicklung des gesellschaftlichen, politischen und intellektuellen Klimas im Nachkriegsamerika schlugen sich auch die jeweiligen materiellen Verhältnisse nieder. Die sozialen Unruhen des Jahres 1919 trugen den Stempel der Geldentwertung, die in mehr oder minder großem Umfang alle Länder heimsuchte, die sich am Krieg beteiligt und zum Zweck der Kriegsfinanzierung verschuldet hatten. Die Inflation wirkte zunächst konjunkturbelebend, Ende 1920 aber brach wegen der wachsenden «Schere» zwischen hohen Preisen und niedrigen Löhnen der Markt für Konsumgüter zusammen. Damit begann eine bald die ganze Welt (mit der bezeichnenden, noch zu erörternden Ausnahme Deutschlands) erfassende Nachkriegsdepression. In den Vereinigten Staaten sank das Bruttosozialprodukt zwischen 1920 und 1921 um fast 10 Prozent; etwa 100.000 Unternehmen meldeten Bankrott an; rund 5 Millionen Beschäftigte verloren ihren Arbeitsplatz. Erst in der zweiten Hälfte des Jahres 1922 begann sich die Wirtschaft wieder zu beleben.

Die USA erlebten in den sieben Jahren danach eine Periode hoher Wachstumsraten, die vor allem von zwei Faktoren bestimmt wurde: der Bauindustrie, in der es einen gewaltigen, kriegsbedingten Nachholbedarf an Investitionen gab, und in der Automobilindustrie, die dank der immensen technologischen Fortschritte des vorangegangenen Jahrzehnts so preiswert produzieren konnte, daß sie sich binnen kurzem einen Absatzmarkt von bisher unbekannten Ausmaßen schuf. Im Jahre 1917 waren 1,7 Millionen Autos hergestellt worden, 1929 waren es 4,5 Millionen. In diesem letzten Jahr der Prosperitätsperiode rollten bereits 26 Millionen Personen- und Lastkraftwagen über die Straßen der USA. Das Auto war zu einem für die meisten Haushalte erschwinglichen Luxusgut geworden. Im Heimatland von Ford, General Motors und Chrysler entfiel Ende der zwanziger Jahre ein Auto auf fünf Personen, in Großbritannien auf 43, in Italien auf 325, in Rußland auf tausend Personen. Amerika wurde in den zwanziger Jahren vollends zum Pionierland des gehobenen Massenkonsums: eine Entwicklung, die schon vor 1914 eingesetzt hatte, sich aber erst nach dem Krieg auf breiter Front durchsetzen konnte und schon Zeitgenossen begeistert von einer «New Era» sprechen ließ.

Der Boom in der Automobilbranche stimulierte viele andere Wirtschaftszweige: den Straßenbau und damit die Baubranche, die Stahlindustrie, die Reifenhersteller und zahllose andere Zulieferindustrien, die Ölkonzerne, das Tankstellen- und das Gaststättengewerbe. Das Auto ließ die Entfernungen schrumpfen und Amerika weiter zusammenwachsen; es erleichterte das tägliche Pendeln zwischen «suburb» und «downtown»; es erhöhte die Mobilität der Einzelnen und gab, ebenso wie die Überlandbusse und die immer schneller fahrenden Eisenbahnen, dem Massentourismus Auftrieb. Kaum weniger einschneidend wirkte sich der Siegeszug eines Mittels der modernen Massenkommunikation aus: des Rundfunks, der in Amerika, anders als in Europa, nicht von staatlichen, sondern von privaten Sendern betrieben wurde. 1925 gab es etwa zwei Millionen Radiogeräte in den USA; fünf Jahre später war fast jeder amerikanische Haushalt im Besitz eines solchen Apparats. Die Zeitungen erhielten Konkurrenz durch eine sehr viel schnellere Form der Nachrichtenübermittlung; Rundfunksender wetteiferten fortan mit Theatern, Opernhäusern und Varietés um die Gunst des Publikums.

Was populäre oder anspruchsvolle Unterhaltung betraf, konnte der Rundfunk das Kino aber nicht überbieten. 1922 zählten die amerikanischen Lichtspielhäuser 40 Millionen, acht Jahre später 100 Millionen Besucher. Seit 1927 verdrängte der Tonfilm allmählich den Stummfilm. Hollywood, die Filmmetropole der USA, nutzte die zeitweilige Schwächung der europäischen Konkurrenz durch den Krieg, um seinen globalen Führungsanspruch durchzusetzen. So viel Amerika auch in diesem Bereich vom «alten Kontinent» lernte, mit seinen «Stars» Buster Keaton, Charlie Chaplin, Stan Laurel, Oliver Hardy und Rudolph Valentino und den Zeichentrickfilmen von Walt Disney verhalf es der eigenen «popular culture» zu einem weltweiten Triumph, den ihm kein anderes Land streitig machen konnte. Über Hollywood machten auch europäische Stars wie Pola Negri und Greta Garbo internationale Filmkarriere. Der Tonfilm eignete sich überdies vorzüglich als Vehikel eines anderen amerikanischen Exportartikels, der nicht aus dem «weißen» Hollywood, sondern aus dem «schwarzen» New Orleans stammte: des Jazz, personifiziert durch Louis Armstrong und Duke Ellington. («The Jazz Singer» von 1927 mit Al Jolson in der Hauptrolle war der erste Tonfilm überhaupt.) In den zwanziger Jahren eroberte der Jazz endgültig auch Europa, wo sich alsbald die Geister schieden: in Bewunderer und Verächter dieser amerikanischen Musikrevolution.

Die «roaring twenties» begannen in Amerika und erfaßten rasch die ganze Welt, aber nirgendwo waren die Zwanzigerjahre so «golden» wie in den USA. Von der Prosperität der «New Era» seit 1923 profitierte nicht nur «big business», sondern auch das Gros der Bevölkerung. Henry Ford, der Chef der Ford Motor Company, hielt fest an der Philosophie des «Fordismus», zu der es gehörte, Rationalisierungserfolge in Form von Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen an die Arbeitnehmer weiterzugeben. Der «welfare capitalism» à la Ford schloß betriebliche Arbeitslosenversicherungen und Betriebsgewerkschaften ein, nicht aber eine Tarifpartnerschaft mit unabhängigen Gewerkschaften. Vielmehr gelang es den Großunternehmen nach 1919, auf breiter Front das Prinzip des «open shop» durchzusetzen, wonach kein Mitglied der Belegschaft genötigt werden durfte, einer Gewerkschaft beizutreten. Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder sank zwischen 1920 und 1929 von über 5 Millionen auf unter 3 Millionen, was freilich auch daran lag, daß die AFL ganz überwiegend eine Interessenvertretung der weißen Facharbeiter blieb und sich vergleichsweise wenig um die ungelernten Arbeiter und die in dieser Gruppe besonders zahlreichen Schwarzen kümmerte.

Die Administration von Calvin Coolidge war so unternehmerfreundlich, wie man das von einer republikanischen Regierung erwarten konnte. Coolidge, ein strenger neuenglischer Protestant, bekannte sich zu der Maxime: «Der Mann, der eine Fabrik baut, baut einen Tempel, der Mann, der darin arbeitet, verrichtet eine Andacht» (The man who builds a factory builds a temple, the man who works there worships there). Handelsminister Herbert Hoover förderte im Zeichen des «associationalism» systematisch den freiwilligen Zusammenschluß ganzer Industriebranchen zu Interessenvereinigungen, von denen er sich einen stabilisierenden Einfluß auf die Preisbildung versprach.

Die Wirtschaftspolitik der zwanziger Jahre war, der republikanischen Tradition entsprechend, liberal nach innen und protektionistisch nach außen. Bereits während der Präsidentschaft Hardings hatte die republikanische Kongreßmehrheit im Fordney-Cumber Tariff Act von 1922 die bisher höchsten Importzölle der amerikanischen Geschichte eingeführt, um die Landwirtschaft, die chemische und die Metallindustrie vor einem angeblichen Preisdumping des Auslands zu schützen. Die Farmer, die infolge der fortschreitenden Mechanisierung der Landwirtschaft unter massiver Überproduktion litten, drängten auf einen sehr viel weitergehenden Schutz und fanden dafür im Senat und im Repräsentantenhaus breite Zustimmung. Unter dem Eindruck weltweit fallender Agrarpreise stimmte der Kongreß 1927 und 1928 der McNary-Haugen Bill zu, die einen Ankauf von Weizen, Baumwolle, Tabak, Reis und Mais durch die Regierung und den anschließenden Weiterverkauf zu den niedrigeren Weltmarktpreisen vorsah. Präsident Coolidge legte aber beide Male sein Veto ein, weil er massive Vergeltungsmaßnahmen der betroffenen Länder fürchtete.

Auch ohne die McNary-Haugen Bill verdient die amerikanische Außenhandelspolitik der republikanischen Administrationen der zwanziger Jahre das Etikett «hochprotektionistisch». Die Schutzzölle der USA förderten den wirtschaftlichen Nationalismus in den Staaten, denen die Abschottung des amerikanischen Marktes besonders schadete. Betroffen war vor allem Deutschland, das darauf angewiesen war, seine Reparationszahlungen durch Exporte zu finanzieren. Mit Deutschland hatten die Vereinigten Staaten im August 1921 einen separaten Friedensvertrag abgeschlossen. Das war eine logische Konsequenz der Nichtratifizierung des Vertrags von Versailles durch den Senat. Deutschland war als Handelspartner und Standort amerikanischer Investitionen viel zu wichtig, als daß seine Entwicklung den USA hätte gleichgültig sein können. Auch deswegen stellte sich Präsident Coolidge bei der McNary-Haugen Bill zweimal der Kongreßmehrheit entgegen.

Der amerikanische Isolationismus hatte zwar den Eintritt des Landes in den Völkerbund verhindern können, aber den Verantwortlichen in Washington war klar, daß die wirtschaftlichen Interessen der Vereinigten Staaten in Europa und besonders in Deutschland einer flankierenden Politik bedurften. Die deutsche Reparationsfrage war auf engste verknüpft mit dem Problem der interalliierten Schulden, das nur von den USA gelöst werden konnte. Ein stabiles Deutschland in einem stabilen Europa war von höchster Bedeutung für Amerika: Diese Einsicht zog dem «Isolationismus» gewisse Grenzen und sorgte dafür, daß auch die Bäume der Protektionisten nicht in den Himmel wuchsen. Amerika sollte nach dem Ersten Weltkrieg auf dem «alten Kontinent» in viel höherem Maß präsent bleiben, als dies die Gegner Wilsons 1919/20 erwartet hatten.[10]

Die Weltrevolution verzögert sich:
Die Entstehung der Sowjetunion und die Spaltung der europäischen Linken

Das Land, das die meisten Amerikaner wohl als das gefährlichste der Welt eingestuft haben würden, konnte sich erst im Spätjahr 1919 einigermaßen sicher sein, daß es sich im Kampf gegen seine inneren Gegner würde behaupten können: Sowjetrußland oder, wie der offizielle Staatsname seit dem Juli 1918 lautete, die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik, abgekürzt RSFSR. Seit dem Oktober war die Rote Armee an allen Fronten auf dem Vormarsch. Admiral Koltschak, der zeitweilig gefährlichste unter den Führern der «Weißen», mußte nach Irkutsk zurückweichen, wo er von bürgerkriegsmüden Angehörigen der Tschechoslowakischen Legion den Parteigängern der Bolschewiki übergeben wurde, die ihn am 7. Februar 1920 erschossen. Im April stellte General Denikin nach mehreren schweren Niederlagen sein Amt als Oberbefehlshaber der «Weißen» in Südrußland zur Verfügung. Sein Nachfolger Wrangell scheiterte im Herbst mit einer von der Krim aus unternommenen, von den Briten unterstützten Offensive. Mit der Evakuierung seiner restlichen Truppen im November 1920 auf alliierten Schiffen war der russische Bürgerkrieg beendet, und mit ihm die halbherzige Intervention der Verbündeten, die sich 1918 auf die Seite der «Weißen» gestellt hatten.

Die Niederlage der uneinigen «Weißen» hatte ihren Hauptgrund im Unvermögen der Konterrevolutionäre, eine breite Anhängerschaft für sich zu gewinnen. Das industrielle Proletariat hatten sie fast geschlossen gegen sich; den kleinen Bauern waren sie verhaßt, weil sie als Anhänger der früheren Ordnung galten, die die Umverteilung von Grund und Boden rückgängig machen wollten; als großrussische Chauvinisten konnten sie auch keine zuverlässigen Verbündeten des ukrainischen Nationalismus sein. Was den «Weißen» schadete, nützte den «Roten»: Ihren stärksten Rückhalt hatten diese bei den Arbeitern; den meisten Bauern erschienen sie, ungeachtet aller Klagen über die laufende Beschlagnahmung von Getreide und Nahrungsmitteln, schon deswegen, verglichen mit den «Weißen», als das kleinere Übel, weil sie den Großgrundbesitz zerschlagen hatten; die nichtrussischen Nationalitäten erwarteten von den Bolschewiki mehr Rücksicht auf ihre Interessen als von den «Weißen», die durchweg Befürworter eines starken Zentralstaates waren.

1920 endete nicht nur der russische Bürgerkrieg. Dasselbe Jahr brachte auch die Anerkennung der Selbständigkeit Estlands, Litauens und Lettlands durch Sowjetrußland, im Oktober dann den Waffenstillstand im russisch-polnischen Krieg und den Frieden mit Finnland. Im März 1921 folgte, wovon schon die Rede war, der Friede von Riga mit Polen. Die von Moskau anerkannte Westgrenze der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik beziehungsweise der völlig von ihr abhängigen weißrussischen und ukrainischen Sowjetrepubliken verlief fortan weit östlich von der des Zarenreiches, schloß aber den größten Teil der Ukraine ein, darunter die Gebiete rechts des Dnjepr mitsamt Kiew, die bereits in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts (im russisch-polnischen Waffenstillstand von Andrusowo vom Januar 1667) an Rußland gekommen und überwiegend russisch geprägt waren.

Im Kaukasus gelang es den Bolschewiki hingegen, das sowjetrussische Territorium erheblich zu vergrößern. In Aserbaidschan und Armenien wurden 1920, nachdem die britischen Interventionstruppen sich zurückgezogen hatten, Sowjetregime eingesetzt. Georgien, wo sich 1918 ein unabhängiger, von den Menschewiki regierter, im Mai 1920 von Moskau offiziell anerkannter Staat konstituiert hatte, wurde im Februar 1921 von der Roten Armee besetzt und trotz scharfer internationaler Proteste, vor allem von seiten der nichtkommunistischen Linken, in eine Georgische Sozialistische Sowjetrepublik verwandelt; sie ging im Jahr darauf in der Transkaukasischen Föderation auf, die sich im Dezember 1922 an der Gründung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken beteiligte. Eine direkte Gebietserweiterung nahm die RSFSR im November 1922 im Fernen Osten vor, als sie sich kurz nach dem Abzug der Japaner zwei in der Besatzungszeit entstandene Staatswesen, die Fernöstliche und die Küstenrepublik, einverleibte. Selbständig blieben vorerst noch die beiden zentralasiatischen Sowjetrepubliken, die 1920 mit Hilfe der russischen Bolschewiki im Khanat Chiwa und im Emirat Buchara ins Leben gerufen worden waren.

Als der Bürgerkrieg zu Ende ging, war Sowjetrußland von innerer Konsolidierung noch weit entfernt. Der 5. Allrussische Sowjetkongreß hatte zwar am 10. Juli 1918 eine Verfassung angenommen, die das Rätesystem festschrieb. Aber die Verfassungswirklichkeit sah anders aus. In der Zeit des Bürgerkriegs verloren die östlichen Sowjets viele ihrer bisherigen Kompetenzen an außerordentliche Organe, die mit umfassenden Vollmachten ausgestattet waren. Eines dieser Organe war die Allrussische Außerordentliche Kommission zum Kampf gegen Konterrevolution und Sabotage, kurz Tscheka genannt, deren Maßnahmen sich bald auch gegen verdächtige Mitglieder der Sowjets richteten. Die Koordinierung aller politischen, militärischen und wirtschaftlichen Aufgaben oblag zeitweilig nicht dem Rat der Volkskommissare, sondern dem im November 1918 gebildeten Rat der Arbeiter- und Bauernverteidigung. Alle ordentlichen und außerordentlichen Organe wurden gelenkt von der Kommunistischen Partei, die dem revolutionären Prozeß auf allen Ebenen die Richtung wies. Sie wuchs bis zum März 1921 auf 730.000 Mitglieder an, wobei die relativen Anteile der Arbeiter zurückgingen, die der Angestellten und anderer Berufsgruppen stiegen.

Der Bürgerkrieg war die Zeit des «Kriegskommunismus»: einer primitiven Kommandowirtschaft, die Arbeiter, Bauern und kleine Gewerbetreibende, wo immer nötig, mit den Mitteln des Terrors zur Erfüllung der ihnen auferlegten Pflichten zwang. Die Regierung mußte versuchen, den dramatischen Rückgang der industriellen Produktion zu kompensieren: Diese erreichte, nicht zuletzt infolge der Verstaatlichung der Großbetriebe im Frühsommer 1918, Ende des Jahres 1918 nur noch ein Fünftel des Standes von 1913. Arbeitskräfte wurden im Bedarfsfall zwangsrekrutiert. Da die Inflation die Kaufkraft der Löhne weitgehend vernichtet hatte, wurden die Arbeiter in Form von Naturalien und Lebensmittelrationen entlohnt. Im Uralgebiet zogen sich 1920 37 Prozent der Arbeiter aufs Land zurück; im Jahr darauf fehlte den metallverarbeitenden Fabriken rund die Hälfte der Belegschaften. Einen privaten Handel gab es schon seit dem Herbst 1918 nicht mehr.

Die Kornkammern Südrußlands waren im Bürgerkrieg in die Hände der «Weißen» gefallen. Die anschließende Requisition von Getreide in den von den Bolschewiki kontrollierten Gebieten, durchgeführt von den neugegründeten Komitees der Dorfarmut (Kombedy) und der Roten Armee, führte dazu, daß die Bauern aufhörten, ihr Land zu pflügen und nur noch anbauten, was sie für ihren eigenen Bedarf benötigten. 1921 war die Anbaufläche auf 62 Prozent geschrumpft, der Ernteertrag auf 37 Prozent. Die logische Konsequenz der Zwangsmaßnahmen in Stadt und Land war eine wachsende, die Initiative der Einzelnen lähmende Bürokratisierung.

Das Ende des Bürgerkrieges bedeutete noch nicht das Ende des Kriegskommunismus. Es war aber verbunden mit zunehmendem Protest gegen die Fortdauer der Kommandowirtschaft und des Terrors. Das Jahr 1921 sah in seiner ersten Hälfte zahllose Bauernaufstände und Hungerstreiks der Arbeiter, unter anderem in Moskau und Petrograd. Im Januar wurde die Brotverteilung in den Städten um ein Drittel gekürzt; in Petrograd mußten über 60 der größten Fabriken wegen Brennstoffmangel schließen. Am 22. Februar verlangten die Arbeiter anderer Petrograder Großbetriebe auf einer Kundgebung, auf der vor allem Menschewiki und Sozialrevolutionäre sprachen, die Abschaffung der bolschewistischen Diktatur, die Wiederherstellung der Grundfreiheiten und riefen zur Durchsetzung dieser Forderungen zum Generalstreik auf. Die Tscheka antwortete am 24. Februar mit Schüssen auf die Teilnehmer einer Arbeiterkundgebung, wobei 12 Menschen starben; es folgten Massenverhaftungen. Dennoch schlossen sich Tausende von Soldaten den streikenden Arbeitern an. Rußland schien am Vorabend einer neuen Revolution zu stehen.

Am 2. März 1921 begann, was die Moskauer Führung am meisten befürchtet hatte: eine Meuterei der 15.000 Matrosen von Kronstadt, auf der Insel Kotlin im Finnischen Meerbusen, also vor den Toren Petrograds gelegen. Die Matrosen von Kronstadt hatten 1917 zu den treuesten und radikalsten Unterstützern der Bolschewiki gezählt. Jetzt, dreieinhalb Jahre später, verlangten sie nicht nur einschneidende materielle Verbesserungen, sondern die Rückkehr zur (folgenlos gebliebenen) Verfassung der RSFSR vom Juli 1918, die geheime Neuwahl der Sowjets, die Wiederherstellung der in der Revolution erkämpften Freiheiten, und zwar auch für die Anhänger der Anarchisten und linker sozialistischer Parteien, und die Abberufung der kommunistischen Kommissare in Armee und Marine.

Lenin sah darin einen konterrevolutionären Anschlag und ordnete am 7. März den Angriff auf Kronstadt an. Trotzki, seit März 1918 Kriegskommissar, befahl General Tuchatschewski den Artilleriebeschuß der Insel und danach ihre Einnahme durch Landtruppen. Die Folge war ein Blutbad, das am 18. März, dem 50. Jahrestag der Pariser Kommune, zum Abbruch der Erhebung führte. Drei Monate später, im Juni 1921, warf Tuchatschewski mit gleicher Brutalität den größten und längsten Bauernaufstand in der Provinz Tambow nieder. Der Anführer, Alexander Antonow, wurde festgenommen und umgebracht, 15.000 Menschen in Gefängnisse gesteckt oder deportiert.

Während Kronstadt belagert und beschossen wurde, tagte in Moskau der 10. Parteitag der russischen Kommunisten. Lenin setzte gegen erhebliche Widerstände eine Resolution durch, die die Bildung von Fraktionen innerhalb der Partei verbot und damit einen Schlußstrich unter die ein Jahr zuvor nach heftigen Auseinandersetzungen eingeleitete Phase relativer innerparteilicher Demokratie zog. Das Verbot der Fraktionsbildung richtete sich vor allem gegen die von Gewerkschaftsfunktionären getragene «Arbeiteropposition», die sich seit dem Winter 1920/21 mit massiver Kritik an der «Militarisierung der Arbeit» hervorgetan hatte – einer Politik, für die namentlich Trotzki und Nikolai Bucharin, der Chefredakteur der «Prawda», in letzter Instanz aber auch Lenin die Verantwortung trugen.

Eine ähnlich weitreichende Entscheidung betraf den Übergang zur Neuen Ökonomischen Politik, der «NEP», die freilich erst seit der 10. Parteikonferenz Ende Mai 1921 so genannt wurde. Mit dieser Wendung zog Lenin die Konsequenzen aus dem Scheitern des Kriegskommunismus. Die Bauern sollten fortan nicht mehr zur Abgabe von Getreide und anderen Erzeugnissen gezwungen werden, sondern eine Naturalsteuer zahlen und alles behalten dürfen, was sie darüber hinaus produzierten. Die kurz zuvor, Ende November 1920, beschlossene Verstaatlichung der Kleinbetriebe wurde faktisch rückgängig gemacht, der wirtschaftliche Spielraum des Handwerks erweitert. Die «Kommandohöhen» der Wirtschaft, also Großbanken, Großunternehmen, Außenhandel und Verkehrsbetriebe, blieben in staatlicher Hand; ihre Lenkung und Kontrolle oblag der im Februar 1921 geschaffenen Staatlichen Plankommission, der Gosplan.

Den Kern der Gosplan bildeten die Mitglieder der Staatlichen Kommission für die Elektrifizierung Rußlands (GOELRO), eines überwiegend aus «bürgerlichen», das heißt nichtkommunistischen Fachleuten zusammengesetztes Gremiums, das sein ehrgeiziges Projekt rechtzeitig zum 8. Sowjetkongreß Ende Dezember 1920 vorgelegt hatte. «Kommunismus ist Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen Landes»: Lenins berühmte Formel war, wie der Historiker Heiko Haumann schreibt, mit Bedacht gewählt. «Elektrifizierung wurde nicht nur im engen technischen Sinn verstanden. Mit ihr wollte man darüber hinaus die Lenkung der Wirtschaft vereinfachen und die Produktivkräfte schneller entwickeln. Vor Augen stand das Ziel, den Gegensatz zwischen Stadt und Land aufzuheben sowie die ausführende Funktion des Arbeiters in eine organisierende zu verwandeln. Nicht zuletzt gelte es, die ‹Aufklärung durch Licht› vor allem auf dem Lande voranzubringen.»

Die teilweise Rückkehr zu kapitalistischen Wirtschaftsmethoden ebnete den Weg zu Handelsverträgen mit westlichen Staaten: Der mit Großbritannien vom 16. März 1921 war der erste; es folgten im Mai ein Handelsabkommen mit Deutschland und bald ähnliche Abkommen mit Italien und den meisten europäischen Staaten; nur Frankreich und die USA verweigerten sich dem sowjetischen Wunsch. Die Währung stabilisierte sich infolge der NEP; die industrielle Produktion stieg rasch wieder an. Gegen die Mißernten von 1920 und des großen Dürrejahres 1921 aber waren Partei und Regierung machtlos. Die Folge war eine Hungerkatastrophe, die im Winter 1921/22 ihren Höhepunkt erreichte und nach fundierten Schätzungen 4 bis 5 Millionen Menschenleben forderte. Die Zahl der Opfer wäre noch sehr viel größer gewesen, hätten nicht Fridtjof Nansen, der Völkerbundskommissar für Flüchtlingsfragen und berühmte Polarforscher, der amerikanische Handelsminister Herbert Hoover und, nicht zuletzt, die kommunistischen und die nichtkommunistischen Arbeiterparteien Europas großzügige Hilfsaktionen zugunsten der hungernden Bevölkerung Sowjetrußlands organisiert.

In einer im April 1921 verfaßten Broschüre wertete Lenin die kurz zuvor eingeführte Naturalsteuer als Übergang vom Kriegskommunismus zum geregelten sozialistischen Produktentausch und die Wiederzulassung des freien Handels als «Kapitalismus», der den Kommunisten helfen werde, die Zersplitterung der Kleinproduzenten und, bis zu einem gewissen Grad, auch den Bürokratismus zu bekämpfen. Er zitierte ausführlich aus seiner 1918 veröffentlichten Schrift «Über die heutige Wirtschaft Rußlands», in der er den Staatskapitalismus einen Schritt vorwärts gegenüber dem derzeitigen Zustand genannt und als Übergangsstadium zwischen dem privatwirtschaftlichen Kapitalismus und dem Sozialismus gewertet hatte. Nach wie vor hielt Lenin Sozialismus ohne großkapitalistische Technik für undenkbar. Der Kriegskommunismus sei durch Krieg und Ruin erzwungen worden, aber keine Politik, die den wirtschaftlichen Aufgaben des Proletariats entsprochen habe, sondern nur eine zeitweilige Maßnahme. «Die richtige Politik des Proletariats, das seine Diktatur in einem kleinbäuerlichen Lande ausübt, ist der Austausch von Getreide gegen Industrieerzeugnisse, die der Bauer braucht. Nur eine solche Politik der Lebensmittelbeschaffung entspricht den wirtschaftlichen Aufgaben des Proletariats, nur sie ist geeignet, die Grundlagen des Sozialismus zu festigen und zu seinem vollen Siege zu führen.»

Der bolschewistische Massenterror, das herausragende Merkmal des Kriegskommunismus, wies viele Ähnlichkeiten mit der jakobinischen «terreur» auf, die Lenin, darin ein gelehriger Schüler von Karl Marx, als historisches Vorbild betrachtete. 1793/94 wie 1918 bis 1920 wirkte die Verbindung von innerer Konterrevolution und Intervention von außen radikalisierend: Sie forderte die entschiedensten Revolutionäre zu einem Kampf heraus, bei dem es um Sein oder Nichtsein der neuen Ordnung ging. In beiden Fällen steigerte sich die terroristische Dynamik bis zu dem Punkt, wo sie in Selbstzerstörung umzuschlagen drohte. Auf den jakobinischen Terror folgte der Thermidor, eine neue Vorherrschaft der Gemäßigten. Die Neue Ökonomische Politik war nicht der Thermidor der bolschewistischen Revolution. Die bisherigen revolutionären Machthaber blieben am Ruder; sie korrigierten selbst ihre Politik und verabschiedeten sich nicht vom Terror. Sie schränkten ihn nur auf das Maß ein, das ihnen nach Lage der Dinge erforderlich erschien, und legalisierten das, was vordem außergesetzlich geschehen war, um «Klassenfeinde» auszuschalten. Der Terror war mithin kein Durchgangsstadium der Revolution der Bolschewiki, sondern blieb auch nach dem Ende der unmittelbaren inneren und äußeren Bedrohung ihr Herrschaftsmittel – jederzeit reaktivierbar, wenn das jeweilige Machtzentrum es für erforderlich hielt.

Das Machtzentrum der Kommunistischen Partei Rußlands (Bolschewiki) war das Politbüro. Es wurde vom Zentralkomitee gewählt, das seinerseits vom Parteitag eingesetzt wurde. Innerhalb des Politbüros waren neben Lenin die maßgebenden Mitglieder zunächst die Führer der Parteiorganisationen von Petrograd und Moskau, Sinowjew und Kamenew, sowie Stalin, der im April 1922 vom Zentralkomitee zum Generalsekretär ernannt wurde. Trotzki verfügte über keinen festen organisatorischen Rückhalt in der Partei, der ökonomisch und theoretisch versierte Bucharin gewann ihn allmählich. Lenin erlitt im Mai 1922 einen ersten, im Dezember des Jahres einen zweiten Schlaganfall; nach seinem dritten Schlaganfall im März 1923 schied er aus dem politischen Leben Rußlands faktisch aus.

Die KPR wuchs 1920 durch den Übertritt konkurrierender Gruppen wie großer Teile der «maximalistischen» Sozialrevolutionäre, des Allgemeinen Jüdischen Arbeiterbundes und der Revolutionären Kommunisten. Die aktivsten Funktionäre der Menschewiki wurden wegen ihrer Beteiligung an den Arbeiterprotesten von 1921 verhaftet, ihre Partei ebenso wie die der Sozialrevolutionäre verboten. Im Juli 1922 fand ein Schauprozeß gegen 47 Sozialrevolutionäre statt, denen konterrevolutionäre Aktivitäten, vor allem im Zusammenhang mit den Bauernaufständen, vorgeworfen wurden. Das Verfahren endete mit 14 Todesurteilen, die aber auf Grund weltweiter Proteste der nichtkommunistischen Linken nicht vollstreckt, sondern durch die Einweisung in ein Arbeitslager auf der Eismeer-Insel Solowki ersetzt wurden. Der Einparteienstaat, der Sowjetrußland seit 1921 war, fühlte sich inzwischen stark genug, um sich ein solches Entgegenkommen leisten zu können.

Die KPR gab auch in den Sowjets den Ton an, die in den ersten beiden Jahren nach der Oktoberrevolution nur wenig Einfluß gehabt hatten, seit dem 7. Allrussischen Sowjetkongreß im Dezember 1919 aber erweiterte Rechte erhielten. Ihr neugebildetes Exekutivkomitee drängte den Einfluß der Außerordentlichen Kommissionen, darunter der gegen Konterrevolution und Sabotage, allmählich zurück und schuf das neue Organ der Arbeiter- und Bauerninspektion, das an die Stelle des Volkskommissariats für Staatskontrolle treten sollte. Da die Bauern in den Sowjets stärker vertreten waren als in der KPR, eigneten sich die Sowjets als Instrument zur Durchsetzung der NEP, deren Kernstück eine neue, bauernfreundliche Agrarpolitik war. Als Erfolg konnten die Sowjets die Abschaffung der Todesstrafe im Januar 1920 betrachten. Doch schon im Mai 1922 wurde sie, rechtzeitig zum Prozeß gegen die Sozialrevolutionäre, wieder eingeführt: Der Sowjetstaat wollte auch in Zukunft die schärfste Sanktion gegen politische und andere Straftäter verhängen können.

Umstritten war über mehrere Jahre hinweg die Rolle der Gewerkschaften. Die «Arbeiteropposition» erstrebte eine unabhängige Interessenvertretung des Proletariats, während Trotzki und Bucharin die Gewerkschaften den Staatsorganen unterordnen wollten. Auf dem 9. Parteitag der KPR, der Ende März und Anfang April 1920 stattfand, gewann eine von Wjatscheslaw Molotow vertretene vermittelnde Linie an Unterstützung: Die Gewerkschaften sollten eine selbständige Organisation bleiben und einen «Transmissionsriemen» zwischen Arbeiterschaft und Partei bilden, das heißt der KPR die Wünsche der Arbeiter und diesen die Weisungen der Partei nahebringen. In der Praxis lief dieses Konzept auf eine dienende Funktion der Gewerkschaften hinaus: Sie hatten die proletarischen Massen für den Kommunismus zu schulen und auf eine höhere Arbeitsproduktivität hinzuwirken. Ende 1920 schwenkte Lenin, der zunächst der Position Trotzkis zugeneigt war, auf die Linie Molotows ein. Damit hörte die Gewerkschaftsfrage auf, eine Streitfrage zu sein. Im März 1921 legte der 10. Parteitag der KPR die neue Rolle der Gewerkschaften fest – im Sinne der Theorie vom Transmissionsriemen.

In der Logik der NEP lag auch eine elastischere, den Vorrang der Zentralgewalt aber nicht antastende Nationalitätenpolitik. Die Verfassung der RSFSR vom Juli 1918 hatte noch nichts über die wechselseitigen Beziehungen der einzelnen Sowjetrepubliken, der russischen, der weißrussischen und der ukrainischen, gesagt. Nachdem die Bolschewiki 1920/21 erst Aserbaidschan und Armenien, dann auch Georgien unter ihre Kontrolle gebracht und 1922 in der Transkaukasischen Föderation zusammengeschlossen hatten, war der Weg frei für die Gründung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR), kurz Sowjetunion genannt. Die Konstituierung erfolgte in Gestalt eines Staatsvertrages der Ukrainischen, der Weißrussischen und der Transkaukasischen Sowjetrepublik mit der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik, der am 30. Dezember 1922 vom 1. Allunions-Sowjetkongreß gebilligt wurde (der seinerseits nichts anderes war als der erweiterte und umbenannte 7. Allrussische Sowjetkongreß).

Souverän waren um diese Zeit noch die beiden zentralasiatischen, muslimisch geprägten Sowjetrepubliken Chorezm (Chiwa) und Buchara. 1924/25 wurden sie im Zuge der sogenannten «nationalen Abgrenzung» mit den Generalgouvernements Steppe und Turkestan zusammengeschlossen und in die Unionsrepubliken Usbekistan und Turkmenistan umgewandelt. Der tadschikische Teil des ehemaligen Generalgouvernements Turkestan erhielt 1924 den Status einer Autonomen Republik. Fünf Jahre später wurde Tadschikistan eine eigene Unionsrepublik.

In der ersten Hälfte des Jahres 1923 wurde die Verfassung der UdSSR ausgearbeitet; im Juli wurde sie vom Zentralen Exekutivkomitee gebilligt und Ende Januar 1924 vom 2. Allunions-Sowjetkongreß ratifiziert. Sie enthielt keinen Artikel, der die Menschen- und Bürgerrechte definierte und garantierte, und keine (als «bürgerlich» charakterisierte) Gewaltenteilung: Gegen Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes konnte Protest beim Zentralen Exekutivkomitee der Sowjets eingelegt werden. Dieser ging aus dem Allunions-Sowjetkongreß hervor und bestand aus zwei Kammern, dem Unions- und dem Nationalitätensowjet.

Außenpolitik und Außenhandel waren Sache der Zentralgewalt, ebenso das Militär- und Verkehrswesen, Post und Telegraphie. In den Bereichen Staatskontrolle von Wirtschaft und Finanzen, Versorgung und Arbeit waren die Zuständigkeiten der Zentralgewalt gegenüber den Unionsrepubliken so umfassend, daß es an der politischen Gewichtsverteilung nichts zu deuteln gab: Die Sowjetunion war in der Form ein föderalistisches, in der Sache ein zentralistisches Staatswesen. Ihr Territorium ähnelte, wenn man von den Gebietsverlusten im Westen absah, stark dem Zarenreich. Wie dieses war sie ein Nationalitätenstaat. Ob sie den Belangen der nichtrussischen Nationalitäten besser gerecht werden würde als die Monarchie, war eine Frage, die nur die Verfassungswirklichkeit beantworten konnte.

In den ersten Jahren der Sowjetunion galten in der Nationalitätenpolitik die Grundsätze der «Einwurzelung» (korenizacija) und des «nationalen Aufbaus»: Die nichtrussischen Ethnien sollten durch betonte Rücksichtnahme auf ihre kulturellen Besonderheiten für das neue revolutionäre Staatswesen und damit für die Sache des Kommunismus gewonnen werden. In den islamischen Unionsrepubliken wurden die arabischen nicht durch kyrillische, sondern lateinische Schriftzeichen ersetzt und regionale Verwaltungspositionen und Parteiämter, wenn auch nicht die höchsten, einheimischen Kräften übertragen.

In der Ukraine führte die neue Nationalitätenpolitik zu einer Wiederbelebung der ukrainischen Sprache in Gebieten sprachlicher, das heißt teils russischer teils ukrainischer, Gemengelage. Die Juden, von denen sich viele schon auf Grund der Unterdrückung durch das Zarenreich den Bolschewiki angeschlossen hatten und viele ihrer leitenden Funktionäre, unter anderen Sinowjew, Kamenew und Trotzki, stellten, behielten ein Recht, das ihnen schon nach der Februarrevolution von 1917 zugestanden worden war: Sie durften sich auch außerhalb der «Ansiedlungsrayons» in 13 westlichen Gouvernements des Zarenreiches im ganzen Staatsgebiet der Sowjetunion niederlassen. Die Nationalitätenpolitik der Jahre 1922 bis etwa 1926 richtete sich in der Theorie am Prinzip der kulturellen Selbstbestimmung aus. In der Praxis stieß sie sich schon damals an den großrussischen Traditionen des Parteiapparates, die in der Folgezeit immer stärker wurden.

Was «liberal» wirkte an der Nationalitätenpolitik der frühen Sowjetunion, paßte zum relativen Pluralismus der vorstalinistischen Jahre. Am wenigsten verdiente die Kirchenpolitik das Etikett «liberal». Das Verhältnis zur orthodoxen Kirche war seit jeher belastet durch ihre reaktionäre Tradition und den militanten Atheismus der Bolschewiki. In der Revolution war der kirchliche Grundbesitz enteignet und eine radikale Trennung von Staat und Kirche verfügt worden. Die heftigen Angriffe des Patriarchen, des Metropoliten von Moskau, Tichon, auf den gottlosen Bolschewismus konterte das revolutionäre Regime mit Kirchenschließungen und der gerichtlichen Verfolgung von Popen. Während des Bürgerkrieges wurden Tausende von orthodoxen Christen und mindestens 28 Bischöfe ermordet. Die Gesamtzahl der 1922/23 getöteten orthodoxen Geistlichen belief sich auf über 8000.

1922 entbrannte ein scharfer Machtkampf zwischen regimeloyalen innerkirchlichen «Reformern» und dem Patriarchen, der fast den gesamten Klerus hinter sich wußte. Als ein von den «Reformern» beherrschtes «Konzil» im April 1923 die Abschaffung des Patriarchats beschloß, lenkte Tichon ein. Er veröffentlichte in der Regierungszeitung «Iswestija» eine Loyalitätserklärung, die dazu führte, daß sein im Mai 1922 verhängter Hausarrest im Juni 1923 aufgehoben wurde. Damit begann eine Phase der staatlichen Duldung der Orthodoxie. Nach Tichons Tod im April 1925 kam es zu neuen Machtkämpfen zwischen Staat und Kirche, die 1927 damit endeten, daß der Patriarchatsverweser, der Metropolit von Nowgorod, Sergej (Stragorodski), ein neues, umfassendes Loyalitätsbekenntnis zum Sowjetstaat ablegte.

Nicht nur für gläubige Christen, sondern selbst für viele Bolschewiki zu «radikal» waren die Positionen, die die Vorkämpferin der Frauenemanzipation, Alexandra Kollontai, in bezug auf Ehe und Familie einnahm. Sie verfocht das Recht auf freie Liebe, die auch in den von ihr propagierten Kommunehäusern praktiziert werden sollte. Als Volkskommissarin für Sozialfürsorge in dem knappen halben Jahr zwischen November 1917 und dem März 1918 war sie die erste Ministerin der Welt. In dieser Funktion und als Leiterin der Frauenabteilung des Zentralkomitees lockerte sie das Ehe- und Familienrecht, verbesserte den Mutterschutz und erkämpfte das Recht auf Schwangerschaftsabbruch. Die von ihr geforderte kollektive Kindererziehung hingegen konnte sie nicht durchsetzen und, was ihre Ansichten über Ehe und Familie betraf, so wurden diese von Lenin und den anderen maßgeblichen Bolschewiki nicht geteilt. Kollontais politischer Einfluß ging zurück, als sie sich der linken «Arbeiteropposition» anschloß und mehr innerparteiliche Demokratie forderte. Ihr vom ZK betriebener Parteiausschluß scheiterte im März 1922 am Widerstand der Delegierten des 11. Parteitages. 1923 wurde Alexandra Kollontai Gesandte der Sowjetunion in Norwegen, was zur ersten Station einer langen, diplomatischen Karriere wurde. Die von ihr geprägten liberalen Ehe- und Familiengesetze von 1918 wurden 1926 bestätigt.

Vergleichsweise «liberal» war auch die frühe sowjetische Kulturpolitik, die in den Jahren von 1917 bis 1929 den Stempel des Volkskommissars für Volksbildung, Anatoli W. Lunatscharski, trug. Lenin hatte ihm die Beseitigung des Analphabetismus als Hauptaufgabe gestellt. Obwohl Lunatscharski schon mangels geeigneter Lehrkräfte noch nicht die allgemeine Schulpflicht einführen konnte (den entsprechenden Beschluß faßte das Zentralkomitee erst im Juli 1930), gelang es ihm, den Anteil der Analphabeten von etwa 60 bis 70 Prozent bis 1926 auf 49 Prozent der Bevölkerung über neun Jahre zu drücken. Eine maßgebliche Rolle spielten dabei die Arbeiterfakultäten («Rabfak»), die an Hochschulen, aber auch in Fabriken eingerichtet wurden, um ihren Absolventen innerhalb von drei Jahren neben Lesen und Schreiben die elementaren Grundlagen der Allgemeinbildung beizubringen.

Dazu kam die Ausweitung des Schulwesens. Selbst in den Bürgerkriegsjahren 1918 bis 1921 wurden 8500 neue Schulen errichtet. Im Zeichen der NEP gab Lunatscharski der Vermittlung von Grundwissen den Vorrang vor der ideologischen Schulung, die aber zu keiner Zeit vernachlässigt wurde: Die Lehrer galten als die wichtigsten Vermittler des Sozialismus auf den Dörfern. Der Volksbildungskommissar konnte freilich nicht verhindern, daß im Gefolge der Wirtschaftsmisere zwischen 1921 und 1923 die Zahl der vierklassigen Grundschulen von 76.000 auf 50.000 und die der Schüler von 6,1 auf 3,6 Millionen sank. Erst 1926 wurde das Vorkriegsniveau wieder erreicht. Im Jahr darauf lag die Zahl der Schüler um 3 Millionen über dem Stand von 1914.

Der Kampf gegen den Analphabetismus bildete nur einen Teil der Aktivitäten des Volksbildungskommissars Lunatscharski. Im Oktober 1920 wurde ihm auf Beschluß des Politbüros auch die bislang eigenständige Arbeiterkulturbewegung «Proletkult» unterstellt, die der Philosoph und Mediziner A. A. Bogdanow, unterstützt von Lunatscharski, in den Vorkriegsjahren ins Leben gerufen hatte. Bogdanow wollte die Arbeiter in eigenen Klubs, Bibliotheken und Theatern sowohl an die «bürgerliche» Kultur heranführen als auch zu Trägern einer neuen, proletarischen Kultur machen. In der Zeit des Bürgerkrieges verstärkte sich innerhalb der Bewegung die antibürgerliche Neigung zum radikalen Bruch mit der Tradition. Der «Proletkult» beerbte vielerlei avantgardistische Richtungen vom Expressionismus über den Kubismus bis zum Futurismus. Er brachte eine bedeutende Plakatkunst und ein anspruchsvolles politisches Agitationstheater hervor und beeinflußte das Schaffen von Schriftstellern und Filmregisseuren, von den letzteren vor allem das Sergej Eisensteins, dessen «Panzerkreuzer Potemkin» von 1925 viel dazu beitrug, die Oktoberrevolution in aller Welt in den Rang eines Mythos zu erheben.


«Proletkult» brauchte, um innovativ zu sein, künstlerische Autonomie. Lunatscharski war bereit, der Bewegung auch nach der Auflösung ihrer eigenständigen Organisation ein beträchtliches Maß an Freiheit zuzugestehen, konnte sich aber auf die Dauer nicht gegen Lenin und das Politbüro durchsetzen. Als «Proletkult» 1925 der zusätzlichen Kontrolle der Gewerkschaften unterstellt wurde, setzte sein Verfall ein. Unter der Vorherrschaft Stalins verlor die Bewegung alles, was bis dahin ihre internationale Faszination ausgemacht hatte. Damit neigte sich auch die Phase dem Ende zu, in der Bolschewismus und künstlerische Avantgarde zwei Seiten einer Medaille zu sein schienen, in der es auch «Mitläufern», ja selbst zurückgekehrten Emigranten möglich war, ohne ständige Angst vor Zensur und Geheimpolizei ihren Beitrag zur sowjetischen Kultur zu leisten, und die Akademie der Wissenschaft auch noch erklärte Kritiker der Lehren von Marx und Lenin zu ihren Mitgliedern machen konnte.

Doch auch die frühe Sowjetunion hatte bereits ihre staatliche Geheimpolizei. 1922 trat die GPU (Staatliche Politische Verwaltung), die dem Innenministerium untergeordnet war, an die Stelle der «vorstaatlichen» Tscheka. Im Jahr darauf wurde aus der GPU die OGPU (Vereinigte Staatliche Politische Verwaltung). Sie hatte den Status einer obersten Behörde, verfügte über Sitz und Stimme in der Regierung, dem Rat der Volksbeauftragten, und wurde wie zuvor die Tscheka von dem gebürtigen Polen Feliks Dzierzynski geleitet. Mit ihrer Vorgängerin, der Tscheka, teilte die OGPU auch das Hauptquartier, die berüchtigte Lubjanka in Moskau. Die OGPU durfte fortan, wie Manfred Hildermeier schreibt, «im ganzen Land gegen ‹Konterrevolution›, Spionage und Banditenwesen» kämpfen. Sie konnte in allen Republiken Dependancen errichten, Truppen stationieren und Lager eröffnen. Dabei war sie allein dem SNK und dem CIK (dem Rat der Volksbeauftragten und dem Exekutivkomitee der Sowjets, H. A. W.), mithin keiner regionalen Instanz, verantwortlich. Mit dieser Aufwertung der einstigen Notstandsorganisation par excellence erklärte die Verfassung im zentralen Bereich der Herrschaftssicherung und neueren Ordnung endgültig den Ausnahmezustand zum Normalfall. Die OGPU trat als dritte Säule des revolutionären Regimes neben die monopolistisch-autoritäre Partei und die zunehmend loyale, elitäre und gesamtsstaatsbewußte Armee.»

Die Bolschewiki waren zur Zeit der Gründung der Sowjetunion nicht nur im Verhältnis zu anderen Staaten, sondern auch innerhalb der internationalen Arbeiterbewegung längst nicht mehr so isoliert wie 1918/19. Das wurde bereits beim Zweiten Weltkongreß der Kommunistischen Internationale deutlich, der am 19. Juli 1920 in Petrograd zusammentrat und vom 23. Juli bis zum 7. August in Moskau tagte. Seit dem Gründungskongreß im März 1919 war die Dritte Internationale beträchtlich angewachsen: Von den 217 Delegierten aus 36 Ländern vertraten 152 kommunistische Parteien und Organisationen. Die wichtigsten Delegationen aber waren nicht kommunistische, sondern linkssozialistische Parteien mit großem Anhang in der Wählerschaft: die Sozialistische Partei Italiens, die Sozialistische Partei Frankreichs, die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands, die kurz zuvor, bei den Reichstagswahlen vom 6. Juni 1920, mit einem Stimmenanteil von 18,6 Prozent einen sensationellen Erfolg errungen hatte, und die Arbeiterpartei Norwegens. Zwei der genannten Parteien waren freilich noch keine Mitglieder der Komintern, sondern hatten lediglich Unterhändler mit beratender Stimme entsandt, die über die Bedingungen eines Beitritts verhandeln sollten: die deutschen Unabhängigen und die französischen Sozialisten.

Vieles kam zusammen, was den Linksruck in der europäischen Arbeiterschaft bewirkt hatte: die Enttäuschung über den Verlauf der mitteleuropäischen Revolutionen, die nach Meinung der entschiedenen Linken viel zu wenig an den gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen geändert hatten; das Scheitern der großen Streikbewegungen von 1919 und 1920; der Zorn auf das Versagen der Zweiten Internationale im Krieg und die Unwilligkeit vieler ihrer Mitgliedsparteien, den Gründen dieses Versagens selbstkritisch nachzugehen, und nicht zuletzt die Bewunderung für die Partei, die als einzige eine proletarische Revolution zuwege gebracht hatte, die sich im Abwehrkampf gegen die Konterrevolution und die alliierte Intervention an der Macht behauptet und zu Beginn des Zweiten Weltkongresses, auf dem Höhepunkt des russisch-polnischen Krieges, drauf und dran schien, das siegreiche rote Banner nach Mitteleuropa zu tragen.

In Italien war der Beitritt zur Dritten Internationale auf dem Parteitag der Sozialisten in Bologna im Herbst 1919 von der Mehrheit unter Serrati gegen den Widerstand der Reformisten um Turati und Treves erfolgt, die aber in der Partei verblieben. Die französischen Sozialisten hatten sich auf ihrem Straßburger Parteitag Ende Februar 1920 zwar gegen den Beitritt zur Kommunistischen Internationale ausgesprochen, aber ihre Übereinstimmung mit deren grundlegenden Prinzipien, namentlich mit der Diktatur des Proletariats, zum Ausdruck gebracht und die Verbindung zur Zweiten Internationale abgebrochen. Die USPD hatte sich auf ihrem Berliner Parteitag im März 1919 zum Rätesystem, zur Diktatur des Proletariats und zum kompromißlosen Klassenkampf bekannt, war aber tief in Sympathisanten und Gegner des Bolschewismus gespalten.

Lenins theoretische Vorbereitung des Zweiten Weltkongresses war die im April und Mai 1920 verfaßte Schrift «Der ‹linke Radikalismus›, die Kinderkrankheit im Kommunismus». Sie war nicht nur eine scharfe Abrechnung mit putschistischen, syndikalistischen und prinzipiell antiparlamentarischen Abweichungen von der richtigen, der marxistischen Auffassung, sondern zugleich ein Manifest, in dem er für die Lehren der bolschewistischen Revolution den Anspruch auf Allgemeingültigkeit erhob. Eine Kernthese lautete: «Die Erfahrungen der siegreichen Diktatur des Proletariats in Rußland haben denen, die nicht zu denken verstehen und nicht in die Lage kamen, sich über diese Frage Gedanken zu machen, deutlich gezeigt, daß unbedingte Zentralisation und strengste Disziplin des Proletariats eine der Hauptbedingungen für den Sieg über die Bourgeoisie sind.»

Die konkrete Nutzanwendung dieser Doktrin waren die zum größten Teil von Sinowjew formulierten «21 Bedingungen» für die Aufnahme in die Komintern, die der Kongreß am 6. August mit allen gegen zwei Stimmen verabschiedete. Sie sahen die straffe Unterordnung aller Mitgliedsparteien unter die Beschlüsse von Kongreß und Exekutivkomitee der Dritten Internationale vor. Die Kommunistischen Parteien (auch dieser Name wurde jetzt obligatorisch) übernahmen das sowjetische Prinzip des «demokratischen Zentralismus»: Die Weisungen des «mit der Fülle der Macht, Autorität und den weitestgehenden Befugnissen ausgestatteten Parteienzentrums» mußten mit «eiserner Disziplin» befolgt werden. Regelmäßige Säuberungen der Parteiorganisationen sollten ideologische Abweichungen verhindern. An die Stelle «reformistischer» Politiker und gemäßigter Linkssozialisten, der sogenannten «Zentrumsleute», hatten überall «bewährte Kommunisten» zu treten. Neben dem legalen Parteiapparat war, zwecks Vorbereitung der Revolution, eine illegale Parallelorganisation aufzubauen. «Notorische Opportunisten» wie Kautsky und Hilferding oder die sozialistischen Parteiführer Turati, Longuet und MacDonald durften keiner Mitgliederpartei angehören. Gegen die reformistischen Gewerkschaften war ein «hartnäckiger Kampf» zu führen. Propaganda und Agitation mußten dem Programm der Kommunistischen Internationale entsprechen. Folglich bedurften neue oder abgeänderte Parteiprogramme der Bestätigung durch den Kongreß oder das Exekutivkomitee der Komintern.

Das Exekutivkomitee, abgekürzt EKKI, war den vom Zweiten Kongreß verabschiedeten Statuten zufolge das leitende Organ der Komintern zwischen den Weltkongressen. Die Hauptarbeit des EKKI lastete «auf der Partei des Landes, wo auf Beschluß des Weltkongresses das Exekutivkomitee seinen Sitz hat», also auf den russischen Kommunisten. Sie durften daher auch fünf Vertreter mit beschließender Stimme in das EKKI entsenden (und mit Sinowjew dessen Generalsekretär stellen). Dazu kam, gleichfalls mit beschließender Stimme, je ein Vertreter der «10 bis 13 bedeutendsten kommunistischen Parteien, deren Liste von dem ordentlichen Weltkongreß bestätigt wird». Die übrigen kommunistischen Parteien konnten je einen Vertreter mit beratender Stimme in das Exekutivkomitee entsenden.

Der Zweck der 21 Bedingungen und der Statuten war eindeutig: Alle kommunistischen Parteien sollten sich den Weisungen der Moskauer Zentrale, des EKKI, fügen. Dieses Gremium aber kontrollierten die Bolschewiki. Wer die 21 Bedingungen annahm, mußte radikal mit den demokratischen Traditionen der westlichen Arbeiterbewegung brechen und die Vormachtstellung einer Partei akzeptieren, deren Aufbau und Politik sich nur aus spezifisch russischen Verhältnissen erklären ließ. Das Zarenreich war von den großen europäischen Emanzipationsbewegungen, von der Renaissance und der Reformation über die Aufklärung und die «bürgerlichen» Revolutionen des 18. und 19. Jahrhunderts bis hin zum klassischen Liberalismus nicht ernsthaft erschüttert worden; es gab in Rußland kein Bürgertum im europäischen Sinn, dafür das Millionenheer landarmer und landhungriger Bauern, die erst in den 1860er Jahren aus der Leibeigenschaft entlassen worden waren; ein brutaler Polizeistaat hatte die frühe Arbeiterbewegung in den Untergrund gedrängt und dadurch die Organisationsform des geheimen Verschwörerbundes begünstigt.

Die Partei der Bolschewiki war ein Ausdruck extremer wirtschaftlicher und politischer Rückständigkeit. Sich von einer solchen Partei Denkweise und Kampfformen vorschreiben zu lassen war vor 1917 im Westen keinem Sozialisten in den Sinn gekommen, und die russischen Führer hatten noch 1919 als selbstverständlich angenommen, daß das Zentrum der Weltrevolution sich westwärts, nach Deutschland, verlagern würde, sobald dort das Proletariat die Macht ergriffen hatte. Erst die Niederlage der revolutionären Bewegungen außerhalb Rußlands und die eigene Selbstbehauptung gegenüber einer Welt von Feinden ließen die Bolschewiki 1920 zu der Ansicht gelangen, daß es nur einen Weg zur proletarischen Revolution gab: denjenigen, den sie eingeschlagen hatten.

Am Streit um die Annahme oder Ablehnung der 21 Bedingungen zerbrachen mehrere Arbeiterparteien des Westens. Die erste dieser Parteien war die USPD. Die meisten ihrer Funktionäre und Zeitungen waren entschieden gegen die Unterwerfung unter das Moskauer Diktat, bei den Mitgliedern aber sah es anders aus. Die Entscheidung fiel bereits bei der Urwahl der Delegierten zu dem Parteitag, der im Oktober 1920 in Halle stattfand. Gewählt wurden die Delegierten beider Lager in Mitgliederversammlungen nach dem Grundsatz der Verhältniswahl; sie gingen mit einem imperativen Mandat nach Halle. Auf die Liste der Befürworter der 21 Bedingungen entfielen knapp 58, auf die der Gegner 42 Prozent. Ihre Mehrheit verdankten die ersteren vor allem Arbeitern, die nicht in die sozialdemokratische Tradition hineingeboren, sondern erst in Krieg und Nachkriegszeit politisiert worden waren.

Auf dem Parteitag erlebten die Delegierten eine dramatische Auseinandersetzung zwischen Grigorij Sinowjew und Rudolf Hilferding und eine bewegende Anklagerede eines der angesehensten Führer der verfolgten Menschewiki, Julius Martow, gegen den blutigen Terror der Bolschewiki. Der Ausgang der Abstimmung aber stand schon vorher fest: Es wurden 236 Stimmen für und 156 Stimmen gegen die Annahme der 21 Bedingungen gezählt. Im Dezember 1920 schloß sich die linke Mehrheit mit der KPD auf einem gemeinsamen Parteitag in Berlin zur Vereinigten Kommunistischen Partei Deutschlands zusammen. Die unterlegene Minderheit blieb zunächst eine selbständige Partei, die ihren bisherigen Namen behielt.

Bei der linken Mehrheit der französischen Sozialisten stießen die 21 Bedingungen auf weniger vorbehaltlose Zustimmung als beim linken Flügel der USPD. Der Generalsekretär der Partei, Ludovic-Oscar Frossard, und der Chefredakteur der Parteizeitung «Humanité», Marcel Cachin, die am Zweiten Weltkongreß teilgenommen hatten, weigerten sich auf dem Parteitag in Tours im Dezember 1920 zunächst, Vertreter der widerstrebenden Minderheit, darunter «Zentristen» wie Jean Longuet und Paul Faure, auszuschließen. Ein Telegramm, das Lenin, Sinowjew und andere Mitglieder des EKKI unterzeichnet hatten, machte den Delegierten dann aber klar, daß Moskau einen solchen Verstoß gegen den Beschluß der Komintern nicht hinnehmen würde. Mit der klaren Mehrheit von 3028 gegen 1022 von den Delegierten vertretenen Stimmen wurde der Anschluß an die Kommunistische Internationale beschlossen. Der Parti Communiste (Section Française de l’Internationale Communiste) zählte etwa 140.000, die SFIO um Longuet nur noch 30.000 Mitglieder. In den folgenden Jahren kehrten sich die Mehrheitsverhältnisse aber um: Die SFIO zählte 1924 fast 100.000, der PC noch 68.000 Stimmen. Bei den Parlamentswahlen vom Mai 1924 erwiesen sich die Sozialisten ebenfalls als die stärkere Partei: Sie erhielten fast 1,7 Millionen, die Kommunisten nur 800.000 Stimmen.

Ein gutes halbes Jahr nach der Spaltung der alten Sozialistischen Partei mußte auch die Confédération Générale du Travail (CGT), die Dachorganisation der sozialistischen Gewerkschaften, über ihren künftigen Weg entscheiden. Auf ihrem Kongreß in Lille fielen im Juli 1921 sogar Schüsse, ehe eine relativ knappe Mehrheit den Anschluß an die kurz zuvor, zeitgleich mit dem Dritten Weltkongreß der Komintern, in Moskau gegründete Rote Gewerkschafts-Internationale (RGI) ablehnen konnte. Die Minderheit unter Führung der Eisenbahner und Bauarbeitergewerkschaften fand sich mit ihrer Niederlage nicht ab und erklärte die CGT für gespalten. Im Juni 1921 wurde in Saint-Etienne ein eigener kommunistischer Gewerkschaftsbund, die Confédération Générale du Travail Unitaire (CGTU) gegründet, die sich im Jahr darauf der RGI anschloß. Die Spaltung war mit einem massiven Rückgang der Mitgliederzahlen verbunden: 1920 hatten die sozialistischen Gewerkschaften etwa 2 Millionen Mitglieder gezählt; 1924 kamen CGT und CGTU auf weit weniger als 1 Million, von denen rund zwei Drittel den sozialistischen und ein Drittel den kommunistischen Gewerkschaften angehörten.

Die Entwicklung in Italien wies manche Ähnlichkeiten mit der in Frankreich auf. Wie Frossard wehrte sich auch Serrati gegen den Ausschluß der gemäßigten Kräfte. Lenin, der Italien am Vorabend einer proletarischen Revolution wähnte, bestand aber auf der uneingeschränkten Annahme der 21 Bedingungen und verlangte nunmehr nicht nur den Ausschluß von Turati, sondern auch, falls er bei seiner Linie blieb, den von Serrati. Diese Botschaft hatte eine Delegation des EKKI unter dem ungarischen Kommunisten Mátyás Rákosi, einem einstigen Mitglied der Räteregierung unter Béla Kun, und dem führenden bulgarischen Parteitheoretiker Christo Kabaktschieff, den italienischen Genossen zu überbringen.

Die wichtigsten Gesprächspartner der Moskauer Emissäre waren, neben Serrati und seinen Verbündeten, die «reinen Kommunisten» innerhalb der Sozialistischen Partei. Diese waren ihrerseits in drei Gruppen gespalten: Links standen die konsequent antiparlamentarischen Kräfte um Amadeo Bordiga, den Redakteur der Zeitschrift «Il Soviet», in der Mitte die Gruppe um die Zeitschrift «Ordine Nuovo» und ihren Gründer Antonio Gramsci, die die Bedingungen vorbehaltlos unterstützte und die Wahlbeteiligung und parlamentarische Betätigung der Kommunisten bejahte, rechts die Gruppe Marabini-Graziadei, die mit Gramsci weithin übereinstimmte, eine Spaltung der Partei aber für verfrüht hielt. Den «reinen Kommunisten» standen die «Unitären Kommunisten» um Serrati und die «Konzentrationisten» um Turati, Treves und Modigliani gegenüber, denen sich auch der Generalsekretär des Gewerkschaftsbundes, Ludovico d’Aragona, zugesellte. Die «reinen Kommunisten» konnten die Abgesandten des EKKI für die uneingeschränkte Annahme der 21 Bedingungen gewinnen, Serratis «Unitarische Kommunisten» hingegen nicht.

Die Entscheidung fiel im Januar 1921 auf dem Parteitag von Livorno. Auf den Antrag der Serrati-Gruppe entfielen 98.000, auf den der «reinen Kommunisten» knapp 59.000 und auf den der Gruppe um Turati annähernd 15.000 Stimmen. Delegierte, die 981 Stimmen vertraten, enthielten sich der Stimme. Nach der Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses verließen die «reinen Kommunisten» den Versammlungsraum und riefen unmittelbar danach in Gegenwart von Rákosi und Kabaktschieff im Theater San Marco den Partito Comunista Italiano ins Leben.

Lenin und das EKKI sahen in der Parteispaltung einen großen Erfolg der revolutionären Sache. Bei den Parlamentswahlen vom Mai 1921 zeigte sich jedoch, daß die Kommunisten nur eine kleine Minderheit des italienischen Proletariats hinter sich hatten: Auf sie entfielen 13, auf die Sozialisten 128 Mandate. (Die ungeteilte Sozialistische Partei hatte bei den vorangegangenen Wahlen im November 1919.156 Sitze erobert.) Eine Spaltung der Gewerkschaften blieb der italienischen, anders als der französischen Arbeiterbewegung erspart: Die Kommunisten gehörten weiterhin der Confederazione generale del lavoro an. Doch die Spaltung der Sozialistischen Partei reichte völlig aus, um eine gemeinsame Abwehr der immer gewalttätiger auftretenden Faschisten unter Benito Mussolini unmöglich zu machen. Lenin hatte in Livorno einen Pyrrhussieg errungen.

Zu einem völligen Fehlschlag wurde der Versuch, die britische Arbeiterbewegung zu spalten. Auf einem Parteitag der Labour Party in Scarborough im Juli 1920 wurde ein Antrag der kleinen (der Arbeiterpartei angeschlossenen) British Socialist Party, der Dritten Internationale beizutreten, mit überwältigender Mehrheit abgelehnt. Die Independent Labour Party, eine andere Untergliederung der Labour Party, verwarf im gleichen Jahr mit großer Mehrheit einen Anschluß an die Komintern; im März 1921 wurden die 21 Bedingungen vom Parteitag in Southport mit 618 zu 97 Stimmen abgelehnt. Für die Labour Party als Ganze verstand sich das Nein zur Unterwerfung unter ein Moskauer Diktat ohnehin von selbst. Auf der Parteikonferenz von 1923 erklärte deren Präsident, der Fabier Sidney Webb, der Gründer des britischen Sozialismus sei nicht Karl Marx, sondern Robert Owen gewesen, und der habe «nicht den ‹Klassenkampf›, sondern die uralte Lehre von der menschlichen Bruderschaft gepredigt, die Hoffnung, den Glauben, die lebendige Tatsache der menschlichen Verbundenheit».

In seiner «Geschichte der Internationale» hat der Historiker Julius Braunthal auf den evolutionären Grundzug der englischen Geschichte seit der Glorious Revolution von 1688/89 verwiesen und diese Erfahrung als Hauptgrund dafür genannt, daß sich die britische Arbeiterbewegung weder Marx noch später Lenin anschloß. Durch die Konzentration aller Macht im Parlament und die Ausweitung des Wahlrechts seien schließlich auch der Arbeiterklasse die Tore zur Macht geöffnet worden. «Sie konnte nun hoffen, ohne Bürgerkrieg und Revolution, im Ringen um die Seelen der Volksmehrheit, die sozial der Arbeiterklasse angehört, durch die Eroberung des Parlaments die Macht im Staat zu gewinnen. Der Bürgerkrieg als Methode im Kampf um den Sozialismus war jedenfalls ein fremdes Element im Gedankenbild des englischen Sozialismus gewesen. Die Theorien des Bolschewismus – die Verherrlichung der Gewalt als schöpferische Kraft des Sozialismus, der blutige Bürgerkrieg als eine unvermeidbare Phase im Kampf um den Sozialismus, die terroristische Diktatur als unerläßliches Instrument seiner Verwirklichung – vermochten in den Massen der englischen Sozialisten keinen sympathischen Widerhall zu erwecken; sie standen in Disharmonie zu ihren traditionellen Vorstellungen und Gefühlen.» Es war nach alledem nicht erstaunlich, daß die 1920 gegründete Kommunistische Partei Großbritanniens über den Status einer linken Splittergruppe nie hinauskam.

Für den Teil der sozialistischen Linken, der sich den 21 Bedingungen nicht unterwerfen wollte, ergab sich aus der Erfahrung des Jahres 1920 die Notwendigkeit, sich enger zusammenzuschließen. Ein Anschluß an die Zweite (oder, wie man sie wegen der Führungsrolle der Labour Party und des Sitzes ihres Sekretariats gern nannte, die Londoner) Internationale kam nicht in Frage: Diese hatte sich auf ihrem Kongreß in Genf Anfang August 1920 ohne jede Einschränkung zur parlamentarischen Demokratie bekannt und das kommunistische System als Tyrannei einer kleinen Minderheit gebrandmarkt. Auf eine enge Zusammenarbeit der Parteien, die weder der Moskauer noch der Londoner Internationale angehörten, drängten vor allem die Independent Labour Party, die im Frühjahr 1920 auf ihrem Glasgower Parteitag ihre Verbindungen zur Zweiten Internationale gelöst hatte, die USPD und die Sozialdemokratische Partei der Schweiz.

An einer Vorkonferenz in Bern beteiligten sich im Dezember 1920 außer diesen Parteien die sozialistischen Parteien Frankreichs, Österreichs und der Tschechoslowakei sowie die russischen Menschewiki, die damals noch keine reine Exilpartei waren. Der Zusammenschluß zu einer eigenen Internationale, der Internationalen Arbeitsgemeinschaft sozialistischer Parteien, von der Komintern spöttisch «Internationale 2½» genannt, erfolgte im Februar 1921 in Wien. An dem Treffen nahmen 20 sozialistische Parteien aus 13 Ländern, vertreten durch 71 Delegierte, teil. An die Spitze der Wiener Internationale (dies der gängige Name) trat als Sekretär der Österreicher Friedrich Adler. Die neue Internationale grenzte sich vom «reformistischen Ministerialismus» ebenso scharf ab wie vom Sektierertum der Kominternparteien, schloß aber in der Folgezeit eine zweckgebundene Zusammenarbeit mit den beiden konkurrierenden Internationalen nicht aus.

Das tat seit ihrem Dritten Weltkongreß, der vom 22. Juni bis 12. Juli 1921 in Moskau stattfand, auch die Komintern nicht mehr. In fast allen Ländern außerhalb Sowjetrußlands in die Defensive gedrängt, ließen die Bolschewiki das EKKI im Dezember 1921 Leitsätze für eine «Einheitsfrontpolitik» von Kommunisten, Sozialdemokraten und Gewerkschaften verabschieden, wobei die neue Taktik natürlich mit unvermindert scharfen Angriffen auf die «Reformisten» aller Schattierungen einherging und den Hauptzweck verfolgte, die Masse der Arbeiter von den Parteien der beiden anderen Internationalen zu den kommunistischen Parteien herüberzuziehen. Die Wiener Internationale lud daraufhin Mitte Januar 1922 die Exekutiven der Moskauer und der Londoner Internationale zu einer allgemeinen Konferenz ein, auf der allerdings nicht die ideologischen Gegensätze zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten, sondern erstens die ökonomische Lage Europas und die Aktion der Arbeiterklasse und zweitens der Abwehrkampf des Proletariats gegen die Reaktion diskutiert werden sollten.

Die von der Wiener Internationale angeregte Konferenz kam tatsächlich zustande: Sie fand Anfang April 1922 im Berliner Reichstagsgebäude statt. Die Dritte Internationale nahm teil, weil sie sich davon Erfolge für ihre Einheitsfronttaktik versprach, die Zweite, weil sie nicht als Saboteur des Einigungsstrebens dastehen wollte. Bei der Annahme der Einladung machte die letztere aber auch ihre Vorbehalte deutlich: Auf der Konferenz sollte auch über das Schicksal der politischen Gefangenen in Sowjetrußland und über das Schicksal Georgiens gesprochen werden, wo die Bolschewiki ein Jahr zuvor durch ihre militärische Intervention die Regierung der Menschewiki gestürzt und ein kommunistisches System an die Macht gebracht hatten. Außerdem sollten die Kommunisten zusichern, daß sie künftig keine Zellenbildung in den Gewerkschaften mehr betreiben würden.

Tatsächlich wurde die Berliner Konferenz, trotz aller Vermittlungsversuche der österreichischen Sozialisten Friedrich Adler und Otto Bauer, zu einem Schlagabtausch zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten. Karl Radek, der Hauptsprecher der Dritten Internationale, war aber, weil er sein Hauptziel, einen großen Weltarbeiterkongreß als Plattform internationaler kommunistischer Propaganda, nicht gefährden wollte, schließlich zu Zugeständnissen an die Reformisten bereit. In der georgischen Frage stimmte er einer Untersuchungskommission zu, die von den Exekutiven der drei Internationalen eingesetzt werden sollte. Was die 47 Sozialrevolutionäre betraf, die zu diesem Zeitpunkt in sowjetischen Gefängnissen auf Prozeß und Todesurteil warteten, so durften die beiden anderen Internationalen Verteidiger nach Moskau schicken; Todesurteile sollten nicht verhängt werden. Daraufhin beschloß die Konferenz die Bildung einer Neunerkommission, deren Hauptaufgabe es war, eine «allgemeine Konferenz» vorzubereiten. An die Arbeiter aller Länder erging die Aufforderung, gemeinsame Demonstrationen zu veranstalten für den Achtstundentag und gegen die «kapitalistische Offensive», für die «russische Revolution, für das hungernde Rußland, für die Aufnahme der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen aller Staaten mit Sowjetrußland» und für die «Herstellung der proletarischen Einheitsfront in jedem Land und in der Internationale».

Zurück in Moskau, wurden die Delegierten der Komintern jedoch sogleich von Lenin streng gerügt. Sie hätten den «geschickten Vertretern der bürgerlichen Diplomatie» und den «Bevollmächtigten der II. und der zweieinhalbten Internationale» Konzessionen gemacht, ohne selber Konzessionen zu erhalten, schrieb er am 11. April in der «Prawda». Mit der Zusage, daß Vertreter aller drei Internationalen zum Prozeß gegen die Sozialrevolutionäre zugelassen und daß keine Todesstrafen verhängt werden sollten, hatte die Delegation der Komintern nach Lenins Meinung einen zu hohen Preis gezahlt. Die Ratifizierung der Berliner Übereinkunft durch das EKKI war daher von zweifelhaftem Wert.

Die erste Sitzung der Neunerkommission fand am 23. Mai 1922 unter Vorsitz Friedrich Adlers in Berlin statt. Es war zugleich die letzte Sitzung. Radek forderte ultimativ die unverzügliche Einberufung eines Weltarbeiterkongresses; die Vertreter der beiden anderen Internationalen lehnten dies ab, da die Komintern ihre Zusagen nicht erfüllt habe. Die Moskauer Delegierten erklärten daraufhin ihre Mandate für erledigt. Tags darauf beschuldigte die Komintern die Londoner und die Wiener Internationale, sie hätten die Neunerkommission bewußt gesprengt. Die neue Parole an die Arbeiter aller Länder lautete: «Bildet die Einheitsfront von unten auf» – gegebenenfalls also gegen die Führungen der «reformistischen» Parteien und Gewerkschaften.

Das Interesse der Komintern an einem Weltarbeiterkongreß war unverkennbar zurückgegangen, nachdem es Sowjetrußland gelungen war, seine außenpolitische Isolierung auf andere Weise zu durchbrechen. Wenige Tage nach der Berliner Konferenz der drei Internationalen begann in Genua eine Weltwirtschaftskonferenz, das erste internationale Treffen, zu dem die Regierungen der Westmächte auch Sowjetrußland eingeladen hatten. Aus Moskauer Sicht war es nützlich, die eigenen Interessen auf allen Ebenen zu vertreten, der Regierungsebene ebenso wie der Klassenebene. «Realpolitik» im Verhältnis zwischen der Sowjetregierung und den kapitalistischen Mächten und revolutionäre, von Moskau finanziell und personell massiv unterstützte Untergrundarbeit bis hin zu gewaltsamen Umsturzversuchen in ebendiesen Staaten standen in keinem unauflösbaren Widerspruch zueinander, wenn man sie in ihrem «dialektischen» Zusammenhang sah. Und so wichtig Europa für die Sache der Weltrevolution war, es gab auch andere Erdteile, in denen es das kapitalistische Weltsystem herauszufordern galt: in den Kolonien und Halbkolonien Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, in denen vorerst keine kommunistische, sondern zunächst einmal national-bürgerliche Revolutionen auf der Tagesordnung standen.

Im September 1920 bereits organisierte das EKKI einen Kongreß der Arbeiter und Bauern des Nahen Ostens in Baku, auf dem Sinowjew zum «Heiligen Krieg» gegen das imperialistische England aufrief. Im Januar 1922 tagte erst in Moskau, dann in Petrograd der Erste Kongreß der kommunistischen und revolutionären Organisationen des Fernen Ostens, an dem neben den Kommunistischen Parteien Chinas, Japans, Koreas und Holländisch-Indiens sowie revolutionären Gruppen aus der Mongolei auch Vertreter der nationalistischen Kuomintang aus Südchina teilnahmen. Die Delegierten verabschiedeten eine Resolution, die die klassische Parole des Kommunistischen Manifests im antikolonialen Sinn erweiterte: «Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker der ganzen Welt, vereinigt Euch!» Der Aufruf gipfelte in einer «Kriegserklärung» an die Adresse der japanischen, amerikanischen, englischen, französischen und sonstigen Imperialisten. «Wir erklären Krieg auf Leben und Tod dem käuflichen Nachbetern und Lakaien unserer Unterjocher in China. Wir erklären Krieg auf Leben und Tod dem heuchlerischen amerikanischen Imperialismus und den habgierigen britischen Räubern. Hinaus aus China und Korea, aus Indochina und Holländisch-Indien! Weg von den Inseln des Stillen Ozean! Nieder mit allen Eindringlingen im Fernen Osten!»

Im November 1922 jährte sich der 5. Jahrestag der Oktoberrevolution. In Moskau tagte um diese Zeit der Vierte Weltkongreß der Kommunistischen Internationale. Lenin, von seinem ersten Schlaganfall kaum genesen, verteidigte in seinem Redebeitrag die Neue Ökonomische Politik, er kritisierte eine Resolution des Dritten Weltkongresses über den organisatorischen Aufbau der Kommunistischen Parteien, weil sie zu sehr vom russischen Geist durchdrungen sei, und zog aus der Entwicklung seit 1917 Schlüsse, die fern von revolutionärer Euphorie waren. Der Gegner könne die Kommunisten leicht zu einem Angriff provozieren und damit auf viele Jahre hinaus zurückwerfen. «Ich meine also, daß der Gedanke, daß wir uns auf die Möglichkeit des Rückzuges vorbereiten müssen, eine sehr große Bedeutung hat, und nicht allein vom theoretischen Standpunkt aus. Auch vom praktischen Standpunkt aus müssen alle Parteien, die sich anschicken, in nächster Zeit zu einer direkten Offensive gegen den Kapitalismus überzugehen, jetzt auch daran denken, wie der Rückzug zu sichern sei.»

Das Ziel der Weltrevolution hatte Lenin nicht aufgegeben; er bekannte sich vielmehr auch in seiner letzten Rede vor einem Kongreß der Komintern ganz ausdrücklich dazu. Aber er war inzwischen zu der Einsicht gelangt, daß der Weg dorthin sehr viel länger und schwieriger sein würde, als er zur Zeit der Oktoberrevolution geglaubt hatte.[11]

Drei Wahlen und eine Sezession:
Großbritannien in der Nachkriegszeit

Als Sinowjew im September 1920 in Baku zum «Heiligen Krieg» aufrief, war das eine Kampfansage nicht nur an die britische Präsenz in Vorderasien, sondern an das Empire überhaupt. In Europa kam als Hauptgegner Sowjetrußlands neben Großbritannien auch Frankreich in Frage, aber im Zweifelsfall sprach auch hier ein gewichtiger Grund für den Vorrang Englands: Die Londoner City war nach wie vor das internationale Finanzzentrum, und ebendies machte Großbritannien aus Moskauer Sicht zur Vormacht der kapitalistischen Welt.

Auf der Insel selbst stellten sich 1918 bald Zweifel ein, ob der Weltkrieg die Weltstellung Großbritanniens nicht doch nachhaltig erschüttert hatte. England hatte zwar den größten Teil des afrikanischen Kolonialbesitzes des Deutschen Reiches übernommen, aber die Radikalisierung des indischen und des arabischen Nationalismus war auch eine Kriegsfolge, und zwar eine, die dem Bestand des Empire sehr gefährlich zu werden drohte. 1,3 Millionen indische Soldaten waren während des Krieges an allen Fronten eingesetzt worden; daß die Überlebenden sich dauerhaft mit dem kolonialen Status ihrer Heimat abfinden würden, war in höchstem Maß unwahrscheinlich.

Anders als die Kolonien hatten die weißen Dominions aus freien Stücken Soldaten zur Unterstützung des Mutterlandes entsandt: Kanada eine halbe Million, von denen 57.000 fielen, Australien 332.000 und Neuseeland 112.000; bei den beiden letzteren Dominions lagen die Zahlen der Gefallenen bei 59.000 beziehungsweise 17.000. Auf die Kriegführung hatten die Dominions seit 1917 durch ihre Vertreter im neugeschaffenen Imperial War Cabinet Einfluß nehmen können, dem außer ihnen drei Vertreter Indiens, ein Vertreter Neufundlands, die fünf Mitglieder des britischen Kriegskabinetts sowie der Kolonialminister und der Staatssekretär für Indien angehörten.

Vier Jahre nach Kriegsende mußte Großbritannien zur Kenntnis nehmen, daß es künftig nicht mehr ohne weiteres mit einer derartigen Opferbereitschaft rechnen durfte. Als sich im türkisch-griechischen Krieg Anfang September 1922 türkische Truppen Tschanak in der neutralen Dardanellenzone näherten, drohte eine Zeit lang eine militärische Eskalation, ja ein Krieg zwischen der Türkei und Großbritannien. (Frankreich und Italien hatten während der Tschanakkrise ihre Truppenverbände bereits aus der neutralen Zone abgezogen.) In London drängte vor allem Kolonialminister Winston Churchill auf ein hartes Vorgehen gegenüber den Türken, und er wußte dabei Premierminister Lloyd George auf seiner Seite. Der kanadische Premierminister William Lyon Mackenzie King, der Regierungschef der Jahre 1921 bis 1930 und 1935 bis 1948, aber erklärte sogleich, daß das Dominion, dessen Regierung er führte, im Fall einer britischen Kriegserklärung sich, anders als 1914, nicht mehr automatisch als im Kriegszustand befindlich betrachten werde. Ähnlich äußerte sich der südafrikanische Premierminister Smuts. Diese Warnungen trugen erheblich zur Schwächung der Londoner «Kriegspartei» und zur friedlichen Lösung des britisch-türkischen Konflikts bei.

Kanada tat im Jahr nach der Tschanakkrise einen weiteren Schritt in Richtung Emanzipation vom Mutterland. Es schloß im März 1923 ein Fischereiabkommen mit den USA, ohne die britische Botschaft in Washington einzuschalten. Die Imperial Conference, die wenig später in London tagte, bestätigte das Recht der Dominions, Verträge mit dritten Staaten zu schließen. Für die weißen Dominions war der Weg damit frei zur Errichtung von Vertretungen in allen Ländern, mit denen sie diplomatische Beziehungen aufnehmen wollten – ein Recht, auf das Australien und Neuseeland, im Unterschied zu Kanada, vorerst noch keinen Wert legten. Großbritannien schuf seinerseits ein neues Amt, das Dominions Office, das gleichberechtigt neben das Colonial Office trat, auch wenn beide Ämter zunächst noch an der Spitze in Personalunion verbunden waren.

Innenpolitisch stand Großbritannien in der frühen Nachkriegszeit im Zeichen erbitterter Arbeitskämpfe und sozialer Unruhen. Ende Januar 1919 traten 70.000 Werft-, Dock- und Bergarbeiter im schottischen Industriegebiet am Clyde und im nordirischen Belfast mit dem Ruf nach der 40-Stunden-Woche in einen wilden Streik. Am Rathaus von Glasgow zogen Arbeiter im Verlauf heftiger Unruhen eine rote Fahne auf, woraufhin die Regierung den Belagerungszustand verhängte und eine 10.000 Mann starke, schwer bewaffnete Truppe mitsamt Panzern in die schottische Industriemetropole schickte. Da auch Hunderttausende von Bergarbeitern und Eisenbahnern im übrigen Land mit Streik drohten, die Bergarbeitergewerkschaft zudem die Vergesellschaftung («nationalization») der Kohlegruben forderte, schien ein landesweiter Generalstreik nicht mehr fern.

Das Militär stellte die Ordnung in Glasgow und anderen Orten rasch wieder her, für die Eindämmung der sozialen Unruhen reichte aber die Drohung mit dem Einsatz von Waffengewalt nicht aus. Die liberal-konservative Koalitionsregierung von Premierminister David Lloyd George setzte daher eine Royal Commission unter Vorsitz des hohen Richters Sir John Sankey ein, die die Lage im Kohlenbergbau untersuchen sollte. An dieser Kommission wie an der Ende Februar 1919 berufenen National Industrial Conference beteiligten sich neben Unternehmern und Experten auch die Gewerkschaften und die Labour Party. Ein erster vorläufiger Bericht der Sankey-Kommission, der im März 1919 vorgelegt wurde, trug ihre Handschrift und kam den Forderungen der Bergleute in Sachen Arbeitszeit und Lohnerhöhung weit entgegen. Der endgültige Bericht vom Juni 1919 befürwortete mit einer Stimme Mehrheit, der Stimme Sankey, die Nationalisierung der Kohlengruben. Die Regierung weigerte sich, dieser Empfehlung Folge zu leisten, erfüllte aber einige soziale Forderungen der Bergleute, was eine kurze Beruhigung bewirkte.

Im Juni 1919 traten die Arbeiter der Baumwollfabriken, im Juli die Waliser Bergleute in den Streik, woraufhin die Regierung auch in Wales Militär einsetzte. Im Herbst folgten Streiks der Eisenbahnarbeiter und der Beschäftigten der Werkstätten von Armee und Marine. Soweit die Regierung selbst mit den Gewerkschaften verhandelte, zeigte sie in Fragen der Lohnerhöhung und der Arbeitszeitverkürzung Entgegenkommen. In Sachen Nationalisierung des Bergbaus aber blieb sie hart: Es blieb beim Nein zu den Empfehlungen der Royal Commission.

Als im Frühjahr des Depressionsjahres 1921 die im Krieg eingeführte Staatskontrolle des Kohlenbergbaus zu Ende ging, nahmen die Unternehmer das zum Anlaß, Lohnsenkungen anzukündigen. Die Bergarbeitergewerkschaft, die Miners’ Federation, konterte dies mit der Forderung nach staatlicher Lohnaufsicht und einem nationalen Lohnpool und gewann dafür die Unterstützung der Gewerkschaften der Eisenbahner und der Transportarbeiter, mit denen sie sich 1914 zur «Triple Alliance» zusammengeschlossen hatte. Zum Generalstreik aber, der die Antwort auf die alsbald erfolgte Zurückweisung dieser Forderung durch Regierung und Unternehmer sein sollte, kam es nicht. Unter dem Eindruck eines drohenden Militäreinsatzes ging der Generalsekretär der Bergarbeitergewerkschaft, Frank Hodges, am 15. April 1921, dem «Schwarzen Freitag» der britischen Gewerkschaftsbewegung, auf einen Vermittlungsvorschlag ein, der lediglich eine zeitweilige Lohnerhöhung bringen sollte. Der Vorstand der Miners’ Federation lehnte den Vorschlag zwar ab, die Gewerkschaften der Eisenbahner und Transportarbeiter aber fühlten sich ihrer Solidaritätspflicht nunmehr enthoben. Die «Triple Entente» war zerbrochen.

Die isolierten Bergleute traten dennoch in den Streik, der bis zum Juli 1921 dauern sollte. Am Ende des Ausstands stand eine Vereinbarung, die für die einzelnen Bergbaugebiete eine Ankopplung regionaler Mindestlöhne an die Prozente der Kohlengruben vorsah. Die Bergarbeitergewerkschaft bezahlte ihren Mißerfolg mit einem drastischen Rückgang ihrer Mitgliederzahlen und dem Verlust der beherrschenden Stellung, die sie bisher im britischen Gewerkschaftsbund, dem Trade Union Congress, innegehabt hatte.

Insgesamt war die Gewerkschaftsbewegung im Verlauf des Krieges erstarkt: Ihre Mitgliederzahlen stiegen von 4 Millionen im Jahr 1914 auf 6,5 Millionen im Jahr 1920 und bis 1926 weiter auf 8,3 Millionen. Mit den Gewerkschaften wuchs auch die Labour Party: Sie zählte 1914 1,6, 1919 3,5 und 1920 fast 4,4 Millionen Mitglieder. Ihre Stimmenzahlen stiegen von einer halben Million bei der letzten Vorkriegswahl 1910 auf 2,2 Millionen im Dezember 1918 und 4,2 Millionen bei den Unterhauswahlen vom November 1922.

Auch nachdem sie im Dezember 1918 aus der Allparteienregierung von Lloyd George ausgeschieden war, behielt die Labour Party erheblichen Einfluß auf Politik und Gesetzgebung. Die beiden wichtigsten sozialpolitischen Gesetze der frühen Nachkriegszeit wären ohne den Druck, der von ihr und den Gewerkschaften ausging, kaum zustande gekommen: das nach dem ersten Gesundheitsminister, dem Mediziner Christopher Addison, benannte Wohnungs- und Stadtplanungsgesetz vom Juli 1919, das den staatlich geförderten Wohnungsbau einleitete, und das Gesetz über die Arbeitslosenversicherung von 1920. Es erweiterte die 1911 eingeführte Versicherung für Arbeitnehmer der Bau-, Maschinenbau- und der Schiffbauindustrie auf alle Industriezweige aus. Sie sah Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern vor, soweit die letzteren weniger als 50 Pfund Sterling im Jahr verdienten. Wenn sie mindestens zwölf Wochen lang Beiträge gezahlt hatten, konnten sie im Fall der Erwerbslosigkeit 15 Wochen lang Arbeitslosenunterstützung beziehen. Als kurz nach der Verabschiedung des Gesetzes die Konjunktur einbrach und die Arbeitslosenzahlen stark anstiegen, mußte der Staat einspringen – und das auch nach Ablauf der gesetzlich vorgesehenen Unterstützungsdauer.

Das brisanteste Problem der britischen Politik der Jahre 1919 bis 1921 war der Kampf um die Unabhängigkeit Irlands, der mit der Proklamierung der irischen Republik durch die Dáil Éireann, das revolutionäre irische Parlament, am 21. Januar 1919 begann. Der Regierung der Sinn Féin unter Eamon de Valera gelang es, sich einen breiten Rückhalt in der katholischen Bevölkerung zu verschaffen, wobei sich die neuen Parish Counts, örtliche Schiedsgerichte, als überaus hilfreich erwiesen. Den militärischen Unabhängigkeitskampf hatten die Irish Volunteers der Irish Republican Army (IRA) mit der Polizei des Vereinigten Königreiches, der Royal Irish Constabulary, und ihren freiwilligen Hilfstruppen, meist Weltkriegsteilnehmern im Offiziersrang, auszufechten. Es war ein blutiger Guerillakrieg, der auf beiden Seiten mit großer Brutalität geführt wurde und bis weit in das Jahr 1921 hinein andauerte.

Eine politische Lösung sollte aus Londoner Sicht der Government of Ireland Act vom Dezember 1920 bringen. Er sah eine Teilung Irlands in zwei Staaten vor, wobei der größere im Süden auch drei der überwiegend katholischen Grafschaften Ulsters umfassen sollte. Gemeinsames Staatsoberhaupt war dem Gesetz zufolge der König von England. Das vorgesehene Zweikammersystem sollte auch dazu dienen, den protestantischen Grundbesitzern des Südens zu einer Vertretung im Oberhaus des neuen Staates zu verhelfen. Doch angenommen wurde das Gesetz nur vom neu geschaffenen Parlament Ulsters. Im Süden gewann Sinn Féin 124 von 128 Sitzen im Unterhaus, weigerte sich aber, die Mandate auszuüben. Das Parlament konnte also seine Arbeit nicht aufnehmen. Statt auf eine militärische Lösung des Konflikts zu setzen, entschied sich London für Verhandlungen mit den irischen Republikanern.

Das erste Ergebnis der Gespräche zwischen den Regierungen von Lloyd George und Eamon de Valera war ein Waffenstillstand, der am 11. Juli 1921 vereinbart wurde. Am schwierigsten war der Versuch, einen Ausgleich zu finden zwischen dem republikanischen Credo der Iren und dem Drängen der Briten auf einen Dominionstatus Irlands (wobei Ulster, wenn es dies wollte, weiter dem Vereinigten Königreich angehören sollte). An der Spitze der Delegation aus Dublin, die im Herbst 1921 die Verhandlungen über die Verbindung Irlands zum Empire führte, standen der gemäßigte Arthur Griffith und einer der Führer des bewaffneten Aufstands, Michael Collins. Beide stimmten am 6. Dezember einem Vertragstext zu, der vorsah, daß Irland als Dominion dem Empire angehören und der König von England auch weiterhin König von Irland sein sollte. Außerdem sicherte sich Großbritannien einige Flottenstützpunkte in Irland, gestand dem Freistaat ansonsten aber die staatliche Unabhängigkeit, auch in finanzieller Hinsicht, zu.

In Irland stieß das Abkommen auf heftigen Widerspruch der entschiedenen Republikaner. Am meisten empörte sie der beabsichtigte Treueid der Beamten, Richter, Minister und Abgeordneten auf den Träger der britischen Krone in seiner Eigenschaft als Oberhaupt der Nationen, welche zusammen das «British Commonwealth of Nations» bildeten. Am 7. Januar 1927 nahm das irische Parlament den Vertrag nach heftiger Debatte mit der knappen Mehrheit von 64 zu 57 Stimmen an, woraufhin de Valera, der die volle Zugehörigkeit zum Empire und damit den Vertrag ablehnte, als Ministerpräsident zurücktrat und von Griffith abgelöst wurde. Die Öffentlichkeit, die katholischen Bischöfe und die Mehrheit der Irish Republican Brotherhood, der politischen Sammlungsbewegung der irischen Nationalisten, begrüßten den Vertrag, da er Irland der Unabhängigkeit so nahe brachte, wie das unter den gegebenen Umständen möglich erschien.

Die radikale Minderheit ließ sich davon nicht beeindrucken. Im April 1922 besetzte eine Gruppe von Offizieren der IRA einige öffentliche Gebäude in Dublin und gab damit das Signal zum irischen Bürgerkrieg. De Valera bildete eine Gegenregierung; an die Spitze der Regierungstruppen trat Collins. Mit Hilfe von Kanonen, die sich die Dubliner Regierung von den Briten auslieh, konnte er die Rebellen in der Hauptstadt nach heftigen Kämpfen niederwerfen; er selbst wurde im August 1922 aus dem Hinterhalt erschossen. Nach schweren Niederlagen der radikalen Republikaner ordnete de Valera schließlich am 24. Mai 1923 die Einstellung des Feuers an.

Die Spaltung der Unabhängigkeitsbewegung aber dauerte an. Im Sommer 1923 fanden die ersten freien Wahlen statt, an denen entsprechend der Verfassung vom Dezember 1922 auch die Frauen gleichberechtigt teilnehmen konnten. Die Vertragsgegner erlangten 35 der insgesamt 128 Mandate, nahmen sie aber nicht an. Auf den gemäßigten Flügel von Sinn Féin, der sich unter dem Namen Cumannnan Gaedheal als selbständige Partei konstituierte, entfielen 58, auf die übrigen Befürworter des Vertrags, darunter die irische Labour Party, 35 Sitze. An die Spitze der Regierung trat, an Stelle des verstorbenen Griffith, der moderate William T. Cosgrave. Eine Gruppe der entschieden republikanischen Kräfte unter de Valera schloß sich 1926 zu einer Partei, der Fianna Fáil, zusammen und stellte sich im Jahre 1927 auf den Boden des britisch-irischen Vertrages. Die 44 Abgeordneten der Fianna Fáil, die bei den Wahlen von 1927 in den Dáil gelangten, leisteten (mit dem Argument, daß dies nur eine Formalität sei) den Treueid auf den König von England. Der Freistaat begann, sich zu einer «normalen» westlichen Demokratie zu entwickeln.

Das Verhältnis zwischen dem Freistaat und dem überwiegend protestantischen Norden blieb gespannt. Nachdem es nicht gelungen war, im Rahmen einer gemeinsamen Grenzkommission die Grenze zwischen den sechs nördlichen und den 16 südlichen Counties zugunsten des Freistaates zu korrigieren, schloß dieser 1925 ein Abkommen mit Großbritannien, das die bestehenden Grenzen, von wenigen Abweichungen abgesehen, bestätigte. Die Katholiken des Nordens, die ein Drittel der Bevölkerung stellten, nahmen 1925 erstmals ihre Sitze im Belfaster Unterhaus ein, wo die probritischen Unionisten über eine unangefochtene Mehrheit verfügten. Die Feindschaft zwischen Protestanten und Katholiken wurde dadurch nicht gemildert. Sie stieg noch, als mit dem Aufstieg von Fianna Fáil die Befürworter einer Wiedervereinigung Irlands im Süden an Boden gewannen. Die radikalen Republikaner Ulsters verweigerten sich der Mitarbeit im Parlament. Über ihren militärischen Arm, die IRA, trugen sie, im Wettstreit mit den paramilitärischen Einheiten des protestantischen Oranierordens, entscheidend dazu bei, daß Ulster noch auf viele Jahrzehnte der Unruheherd Großbritanniens blieb.

Die Staatswerdung Irlands war eine historische Zäsur: Sie zog einen Schlußstrich unter vier Jahrhunderte englischer Fremdherrschaft, die mit der Unterwerfung der Insel unter Heinrich VIII. begonnen hatte. Die Konservativen hatten sich seit der Ära Gladstone gegen alle Versuche der Liberalen aufgelehnt, Irland die Home Rule zu gewähren, und sich auch noch nach 1918 der Aufkündigung der Union mit England entgegengestemmt. Unmittelbar nach dem Weltkrieg aber einen großen Krieg zur Verhinderung der Sezession Irlands zu führen waren auch die wenigsten Tories bereit. So fanden sie sich schließlich auf Drängen Lloyd Georges mit einer Lösung ab, die es der englischen Krone ermöglichte, fürs erste wenigstens den Schein der Oberhoheit über Irland zu wahren. Daß dies nur eine Zwischenstation auf dem Weg zur vollen Souveränität sein würde, dürften auch die meisten Tories geahnt haben.

Die Entlassung Irlands in die Unabhängigkeit war die letzte große Leistung des Kabinetts Lloyd George. Im Herbst 1922 mehrten sich die Zeichen, die auf ein baldiges Ende der liberal-konservativen Koalition hindeuteten. Am 7. Oktober veröffentlichte die «Times» einen Brief des konservativen Parteiführers und Lordsiegelbewahrers Andrew Bonar Law, worin dieser sich von der als herausfordernd und gefährlich empfundenen Türkeipolitik des Premierministers distanzierte. Auch vom Außenminister, Lord Curzon, wußten nicht nur die Eingeweihten, daß er nicht länger bereit war, Lloyd George zu unterstützen. Am 19. Oktober trafen sich 275 konservative Unterhausabgeordnete im Carlton Club, um über den künftigen Weg ihrer Partei zu beraten. Am Ende stand eine klare Mehrheit von 185 zu 88 Stimmen für die Beendigung der Koalition. Noch am gleichen Tag trat David Lloyd George vom Amt des Regierungschefs zurück. Am 24. Oktober übernahm Bonar Law seine Nachfolge. Lord Curzon blieb Außenminister; das Schatzministerium übernahm der bisherige Handelsminister Stanley Baldwin, der «kommende Mann» der Tories, die sich seit der staatlichen Verselbständigung Irlands nicht mehr Unionist Party, sondern wieder Conservative Party nannten.

Die erste Amtshandlung der neuen Regierung war die Auflösung des Unterhauses. Aus den Neuwahlen vom November 1922 gingen die Konservativen mit 347 Sitzen als Sieger hervor. Sie verfügten über einen Vorsprung von 87 Mandaten gegenüber der Opposition. Einen großen Erfolg verbuchte auch die Labour Party, die die Zahl der Abgeordneten von zuletzt 75 auf 142 steigern konnte. Die Liberalen der beiden Richtungen, also Asquith und Lloyd George, erlangen zusammen 117 Sitze – ein Minus von 45 Mandaten gegenüber den Wahlen vom Dezember 1918.

Bonar Law blieb nur ein halbes Jahr im Amt. Im Mai 1923 trat er wegen einer schweren Erkrankung zurück; im Oktober starb er. Sein Nachfolger wurde Stanley Baldwin, der den Tories bis 1937 seinen Stempel aufdrücken sollte, obwohl er sich bis dahin in seinen Ämtern nicht besonders hervorgetan hatte. Das drängendste Problem seines ersten Kabinetts war die hohe Arbeitslosigkeit, die Baldwin mit hohen Schutzzöllen zu bekämpfen gedachte, wie sie während des Krieges für Kraftfahrzeuge, Uhren und Musikinstrumente eingeführt worden waren. Im Oktober 1923 kündigte er einen umfassenden Zollschutz für die britische Wirtschaft an. Da sein Vorgänger Bonar Law sich ein Jahr zuvor öffentlich darauf festgelegt hatte, daß sich am Zollsystem nichts Wesentliches ändern würde, hielt Baldwin Neuwahlen für unumgänglich. Sie fanden am 6. Dezember 1923 statt und zeitigten ein Ergebnis, das die Pläne des Premiers zunichte machte. Die Konservativen blieben zwar die stärkste Partei, verloren aber gegenüber dem Vorjahr 90 Mandate. Die Wahlsieger waren die Labour Party und die Liberalen, die beide die Rückkehr zum Freihandel gefordert hatten. Labour konnte die Zahl seiner Mandate von 142 auf 192 steigern; die Liberalen erhielten 158 statt 117 Sitze.

Zusammen waren Labour und Liberale also stärker als die Konservativen. Da Baldwin keine Regierungsmehrheit zustande brachte, erteilte König Georg V. den Auftrag zur Regierungsbildung an den Labourführer James Ramsay MacDonald. Seit dem 23. Januar 1924 stand er an der Spitze der ersten Labour-Regierung, die zwar über keine eigene parlamentarische Mehrheit verfügte, aber von den Liberalen toleriert wurde. Die Politik des neuen Kabinetts war eher liberal als sozialistisch. Schatzkanzler Philip Snowden schaffte die Schutzzölle aus der Kriegszeit ab und senkte die Steuern. Das Ziel, die Arbeitslosigkeit mit Hilfe öffentlicher Arbeiten abzubauen, konnte er auf diesem Weg nicht erreichen. Das Etikett «sozial» verdiente sehr viel eher die kommunale Förderung des Wohnungsbaus für Arbeiterfamilien, die Gesundheitsminister Arthur Greenwood mit beträchtlichem Erfolg einleitete.

Die erste Labour-Regierung war gerade eine Woche im Amt, als sie einen spektakulären Schritt tat: Am 1. Februar 1924 erkannte sie die Sowjetunion diplomatisch an. Diesem Paukenschlag folgten langwierige Verhandlungen über ein neues Handelsabkommen und einen Vertrag, der die Frage der russischen Vorkriegsschulden und die Rechte der britischen Bürger in der Sowjetunion regelte und seinerseits die Voraussetzung für eine britische Anleihe bilden sollte. Als die entsprechenden Vereinbarungen am 6. August 1924 unterzeichnet wurden, hagelte es Proteste bei den Konservativen und den Liberalen der Richtung Lloyd George: Der Labour-Regierung wurde vorgeworfen, sie habe durch die Abmachungen mit der Sowjetunion gegen vitale britische Interessen verstoßen.

Ob MacDonald im Unterhaus eine Mehrheit für die Abkommen finden würde, war zweifelhaft. In dieser Situation kam es dem Kabinett höchst ungelegen, daß der Herausgeber des kommunistischen Wochenblattes «Workers Weekly», J. R. Campbell, einen vermutlich vom Vorsitzenden der Kommunistischen Partei Großbritanniens, Harry Pollitt, verfaßten Artikel veröffentlichte, in dem die britischen Arbeiter aufgefordert wurden, sich nicht an Kriegen zu beteiligen, in denen sie gegen ihre eigenen Klassenbrüder kämpfen müßten. Eine Anklage wegen Aufrufs zur Meuterei wurde vom Generalstaatsanwalt rasch wieder zurückgezogen – wie die Konservativen behaupteten, auf Druck der Regierung. MacDonald bestritt am 30. September im Unterhaus den Versuch einer Einflußnahme auf die Justiz, konnte damit aber einen Tadelsantrag der konservativen Opposition nicht verhindern. Der Premierminister verband daraufhin die Abstimmung mit der Vertrauensfrage. Am 9. Oktober mußte der Premier dann doch einräumen, daß er mit der Staatsanwaltschaft über den Fall Campbell gesprochen hatte. In der anschließenden Abstimmung über den konservativen Antrag unterlag die Regierung mit 368 zu 198 Stimmen. MacDonald antwortete mit der Auflösung des Unterhauses und der Anordnung von Neuwahlen – den dritten innerhalb von zwei Jahren.

Am 25. Oktober, vier Tage vor der Wahl, veröffentlichte die «Times» einen angeblichen Brief von Grigorij Sinowjew vom 15. September, in dem der Generalsekretär des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale die britischen Kommunisten aufforderte, die Labour Party unter ihre Kontrolle zu bringen und die Revolution vorzubereiten. Eine Kopie des Schriftstücks war auch der «Daily Mail» und am 10. Oktober dem Foreign Office zugespielt worden, das seinerseits die «Times» informierte – zusammen mit einem Protest, in dem die Echtheit des Dokuments unterstellt wurde. Tatsächlich war der «Sinowjew-Brief» eine Fälschung russischer Emigranten in Wien. In welchem Ausmaß er den Ausgang der Wahlen beeinflußte, muß offen bleiben.

Bei den Wahlen vom 29. Oktober gewann die Labour Party zwar auf Kosten der Liberalen leicht an Stimmen, die Zahl ihrer Mandate aber sank von 192 auf 151. Die Liberalen, die am 10. Oktober gegen die Regierung MacDonald gestimmt hatten, stellten nur noch 42 Abgeordnete; ihr Stimmenanteil fiel von 30 auf knapp 18 Prozent. Die Konservativen erzielten einen Stimmenanteil von 48 Prozent und 414 Sitze, was einen Gewinn von 161 Mandaten bedeutete. Ein prominenter Liberaler, Winston Churchill, der seit 1906 zahlreiche Kabinettsposten, darunter die des Handels-, des Kriegs- und des Kolonialministers, innegehabt hatte, wurde als «Constitutionalist» mit der Unterstützung vieler konservativer Wähler ins Unterhaus gewählt. Er schloß sich dort der Partei an, der er bereits vor seinem Übertritt zu den Liberalen im Jahre 1904 angehört hatte: den Tories. In der neuen Regierung übernahm Churchill das Amt des Schatzkanzlers. Premierminister wurde erneut Stanley Baldwin. Er sollte fast fünf Jahre lang, bis zu den Unterhauswahlen vom 30. Mai 1929, an der Spitze der Regierung stehen.

Die Unterhauswahlen vom Oktober 1924 markieren nicht nur das Ende der britischen Nachkriegszeit und das, was Baldwin, ähnlich wie vor ihm schon der amerikanische Präsident Warren Harding, als «Rückkehr zur Normalität» bezeichnete. Der Wahlsieg bedeutete auch die Etablierung des neuen Zweiparteiensystems: Nicht mehr die Liberale Partei, sondern die Labour Party war nun die große Widersacherin der Tories. Die Liberalen hatten sich im späten 19. Jahrhundert zur Zusammenarbeit mit der aufsteigenden Arbeiterbewegung entschlossen, aber sie blieben eine bürgerliche Honoratiorenpartei und waren darum schon strukturell nicht fähig, die Arbeitermassen dauerhaft an sich zu binden. Den Konservativen hingegen gelang es, sich zur Volkspartei der rechten Mitte zu wandeln und durch eine volkstümliche Rhetorik und soziale Versprechungen einen erheblichen Teil der Arbeiterschaft zu sich herüberzuziehen: Auch im Oktober 1924 gewannen sie mehr Arbeiterstimmen als die Labour Party. Diese hatte die Grenzen ihres Wachstums aber, wie sich zeigen sollte, noch längst nicht erreicht. Nach den Wahlen vom Mai 1929 mußte Baldwin sein Amt als Premierminister an den Politiker abtreten, den er im November 1924 abgelöst hatte: an Ramsay MacDonald.[12]

Konfrontationen und Kompromisse:
Frankreich 1919–1922

Wie in Großbritannien so war auch in Frankreich schon bald nach Kriegsende von der seit 1914 immer wieder feierlich beschworenen nationalen Einheit nicht mehr viel zu spüren. Frankreich war das Land, das, gemessen an der Bevölkerungszahl, die meisten Kriegstoten zu beklagen hatte: Über 10 Prozent der erwachsenen männlichen Bevölkerung waren gefallen. Die Kaufkraft des Franc erreichte Ende 1918 nur noch 28 Prozent des Vorkriegswertes; die Reallöhne waren 1919 um 15 bis 20 Prozent niedriger als 1914. Um die Arbeiter zu besänftigen, wurde im April 1919 der Achtstundentag eingeführt. Doch der Ausbruch von Streiks ließ sich durch solche Zugeständnisse nicht verhindern. Im Frühjahr 1919 traten nach den Grubenarbeitern die Arbeiter der Metallindustrie und der öffentlichen Verkehrsbetriebe der Hauptstadt in den Ausstand; nennenswerte praktische Ergebnisse hatten diese Arbeitskämpfe aber nicht.

Daß im Verlauf einiger dieser Streiks, namentlich in Paris, revolutionäre Parolen zu hören waren, steigerte die Angst des Bürgertums vor einer Ausbreitung des Bolschewismus. Ministerpräsident Clemenceau ließ sich, was Angriffe auf den Kommunismus betraf, von keinem anderen Politiker an Schärfe übertreffen. Rechtzeitig vor den Kammerwahlen vom 19. November 1919 schlossen sich die meisten Parteien, die die Regierung unterstützten, in einem Wahlbündnis, dem Bloc national, zusammen. Er konnte 437 von 616 Sitzen erobern. Das lag auch an einer Wahlrechtsreform, die gemeinsamen Kandidatenlisten, wenn sie in einem der acht bevölkerungsreichsten Departements die absolute Mehrheit der Stimmen erreichten, alle der dort zu vergebenden Mandate sicherte. Das Nachsehen hatten die übrigen Parteien. Die oppositionelle Linke erreichte 180 Sitze, von denen auf die bürgerlichen Radikalsozialisten, kurz «Radicaux» genannt, 88, die Sozialisten der SFIO 68 Sitze entfielen. Die rechte Mitte kam auf 130, die linke Mitte auf 100 Mandate. Die Wähler der Abgeordneten waren wie bisher nur die Franzosen männlichen Geschlechts: Das Frauenwahlrecht, das die Kammer bereits beschlossen hatte, war vom Senat verworfen worden.

Wenig später, im Januar 1920, stand die Wahl des Präsidenten der Republik an. Clemenceau, der Wahlsieger vom November, strebte die Nachfolge des Amtsinhabers Poincaré an, mußte aber zu seiner Überraschung erleben, daß viele der Abgeordneten, die ihn bisher unterstützt hatten, ganz andere Absichten verfolgten: Sie wünschten kein starkes, sondern ein lenkbares Staatsoberhaupt und entschieden sich darum für den politisch farblosen Kammerpräsidenten Paul Deschanel. Clemenceau trat daraufhin sofort als Ministerpräsident zurück und zog sich verbittert in die Provinz zurück. Seine Nachfolge übernahm Alexandre Millerand, ein ehemaliger Sozialist, der inzwischen dem rechten Spektrum zuzurechnen war. Als Deschanel wenige Monate nach seiner Wahl schwer erkrankte und im November 1920 zurücktreten mußte, wurde Millerand zu seinem Nachfolger gewählt. Neuer Ministerpräsident wurde nach einem kurzen Zwischenspiel im Januar 1921 Aristide Briand, auch er ein nach rechts gewanderter ehemaliger Sozialist.

In die Zeit, in der Millerand an der Spitze der Regierung stand, fielen neue große Arbeitskämpfe. Im Februar 1920 verlangten die Eisenbahner neben höheren Löhnen die Verstaatlichung der Eisenbahnen. Für den 1. Mai wurde der unbefristete Generalstreik beschlossen, an dem sich, nachdem die Dachorganisation der sozialistischen Gewerkschaften, die CGT, sich zur Unterstützung des Aufrufs durchgerungen hatte, auch Arbeiter aus anderen öffentlichen Betrieben sowie die Gewerkschaften der Bergleute, der Metall- und der Bauarbeiter, aber längst nicht alle Arbeiter und auch nicht alle Eisenbahner beteiligten. Millerand warf der CGT vor, sie bereite einen revolutionären Umsturz vor; Studenten und Gymnasiasten stellten sich als Streikbrecher zur Verfügung; die Eisenbahngesellschaften blieben unnachgiebig.

Ende Mai sah sich die CGT genötigt, zum Abbruch der Aktionen aufzurufen. Von den entlassenen Eisenbahnern wurden viele nicht mehr eingestellt. Eine vom Gerichtshof des Departements Seine im Januar 1921 verfügte Auflösung der CGT wurde nicht vollstreckt, an ihrer politischen Niederlage aber gab es nichts zu deuteln. Die Erfahrungen von 1920 trugen erheblich zu jener Spaltung erst der SFIO, dann auch der CGT bei, vor der bereits im Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkongreß der Dritten Internationale die Rede war. Den größten Nutzen aus der Unzufriedenheit und Verbitterung im französischen Proletariat zogen die Kommunisten. Nutznießer der Spaltung der Arbeiterbewegung aber waren andere: vorneweg die Unternehmerverbände, die sich 1919 unter die Ägide von Handelsminister Étienne Clémentel zu einem einzigen Dachverband, der Confédération générale de la production française (CGPF), zusammengeschlossen hatten.

Frankreichs nichtkommunistische Linke stand deutlich links von der deutschen Sozialdemokratie. Auf ihrem ersten Nachkriegsparteitag im April 1919 in Paris bekannte sich die SFIO zum proletarischen Klassenkampf, der eine «unnachgiebige Opposition gegen die bürgerliche Macht» verlange, und verurteilte «jedwede Teilnahme an der Ausübung der Macht» (condamne toute participation à l’exercice de ce pouvoir). Damit zogen die Sozialisten einen Schlußstrich unter die «Union sacrée» der Kriegsjahre und kehrten zurück zur «Resolution Kautsky», auf die sich die Zweite Internationale auf ihrem Pariser Kongreß vom September 1900 verständigt hatte: Demnach war die Teilnahme von Sozialisten an einer bürgerlichen Regierung ein «gefährliches Experiment», das nur dann statthaft war, wenn es sich um «einen vorübergehenden Notbehelf und eine Zwangslage» handelte.

Der maßgebliche Sprecher der SFIO war seit der Spaltung der Partei in Sozialisten und Kommunisten auf dem Parteitag von Tours im Dezember 1920 der damals achtundvierzigjährige Léon Blum, der aus einer Familie des bürgerlichen Pariser Judentums entstammte und sich einen Namen als Literatur- und Theaterkritiker gemacht hatte. Er bemühte sich, den Gegensatz zu den Kommunisten nicht als unüberbrückbar, sondern als einen «Familienzwist» (une querelle de famille) erscheinen zu lassen. Blum hielt fest am Ziel der «Diktatur des Proletariats», die er zwar als eine Klassen- und Parteidiktatur, nicht aber, wie die Kommunisten, als eine Diktatur einiger weniger Parteiführer verstanden wissen wollte. Die einzige Form der Machtausübung, die die Sozialisten in der Zeit bis zur Eroberung der Macht durch die Arbeiterklasse für legitim erklärten, war die der Duldung (tolérance) eines bürgerlichen Linkskabinetts, wie sie erstmals nach den Wahlen vom Mai 1924 in Form des «Cartel des gauches» praktiziert wurde.

Der Unterschied zur deutschen Sozialdemokratie war markant: Hätte die SPD sich nach 1918 auf ihre Vorkriegsposition zurückgezogen und einer Koalition mit gemäßigten bürgerlichen Parteien verweigert, wäre es zur Errichtung der Weimarer Republik gar nicht erst gekommen. In Frankreich verließen sich die Sozialisten darauf, daß die Kräfte des republikanischen Bürgertums links der Mitte stark genug waren, um mit parlamentarischer Duldung der SFIO regieren zu können, wenn es die Wahlergebnisse denn erlaubten.

Zwischen den gespaltenen Linken und der Rechten war fast alles strittig, was auf der Tagesordnung der französischen Politik nach 1918 stand. Nicht einmal hinsichtlich der Behandlung der nach Frankreich zurückgekehrten Provinzen Elsaß und Lothringen gab es einen umfassenden nationalen Konsens: Die Kommunisten setzten sich für eine weitreichende Autonomie dieses Gebiets ein, waren damit jedoch völlig isoliert. Die Vertreibung von rund 200.000 «Altdeutschen», die sich erst nach der Annexion von 1871 in Elsaß und Lothringen niedergelassen hatten, darunter die Professoren der «Reichsuniversität» Straßburg und alle höheren Beamten, erfolgte 1918/19, ohne daß es darüber zu größeren Debatten in Frankreich gekommen wäre. (Auf Grund massiven amerikanischen Drängens erhielt rund die Hälfte der Ausgewiesenen später die Möglichkeit, an ihre bisherigen Wohnsitze zurückzukehren.)

Wenig kontrovers war auch die forcierte sprachliche und kulturelle Reassimilierung der Elsässer und deutschsprachigen Lothringer, die fortan als vornehmste Aufgabe von Schulen und Hochschulen betrachtet wurde. Für entschiedene Laizisten war es hingegen ein Ärgernis, daß die Trennung von Staat und Kirche, die durch das Gesetz vom 5. Dezember 1905 kodifizierte Errungenschaft des französischen Kulturkampfes, um die Gefühle der überwiegend katholischen Bevölkerung zu schonen, in Elsaß-Lothringen nicht eingeführt wurde: Ihre Gehälter erhielten die katholischen und protestantischen Geistlichen nunmehr vom laizistischen französischen Staat. Elsaß-Lothringen war damit der einzige Teil Frankreichs, in dem das unter Napoleon Bonaparte 1801 abgeschlossene Konkordat fortbestand.

Das regionale Arrangement mit der katholischen Kirche fügte sich gut in die allgemeine Kirchenpolitik der Regierungen des Bloc national. Briand bereitete, um der konservativen Rechten ein positives Signal zu geben, seit Beginn seiner Regierungszeit im Januar 1921 die Wiederaufnahme der 1904 abgebrochenen Beziehungen mit dem Vatikan vor, die dann im Mai 1921 vom Senat gebilligt wurde. Papst Pius XI., der im Februar 1922 zum Oberhaupt der katholischen Kirche gewählt wurde, zeigte sich seinerseits bereit, die Trennung von Staat und Kirche, außer in Elsaß-Lothringen, anzuerkennen, und erreichte damit die stillschweigende Duldung der Tätigkeit von Mönchsorden, die durch ein Gesetz von 1901 aufgelöst worden waren. Auf das Verhältnis zwischen Staat und Kirche entspannend wirkte sich auch ein symbolischer Akt aus: 1920 wurde Jeanne d’Arc, die Jungfrau von Orléans, heiliggesprochen und neben Maria, der Mutter Jesu, zur zweiten Patronin Frankreichs erklärt – eine Geste, die auch in kirchenfernen Kreisen des patriotischen Frankreich lebhaft begrüßt wurde.

Die Annäherung zwischen Staat und Kirche wurde von der laizistischen Linken ebenso bekämpft wie von traditionsbewußten Teilen des Klerus, die eine Verwischung der bislang klaren Fronten fürchteten. In der politischen Mitte hingegen konnte sich nun eine christlich-demokratische Partei, der 1924 gegründete Parti Populaire Démocratique (PPD), entfalten, der im Rahmen der Republik, so wie sie war, um Stimmen warb (und dabei sicher erfolgreicher gewesen wäre, hätten die Frauen schon das Wahlrecht gehabt, das sie erst 1944 erhielten). Einer der führenden Parlamentarier des PPD war der Metzer Rechtsanwalt Robert Schuman, der nach dem Zweiten Weltkrieg einer der Pioniere der westeuropäischen Integration werden sollte. Kirchentreue katholische Arbeiter fanden ihre gewerkschaftliche Heimat in der im Februar 1920 gegründeten Confédération des Travailleurs Chrétiens (CFTC), die zwar den Klassenkampf, nicht jedoch das Mittel des Streiks ablehnte und sich dabei auf das Manifest der katholischen Soziallehre, die Enzyklika «Rerum Novarum» von Papst Leo XIII. aus dem Jahr 1891, berief. Mit den 150.000 Mitgliedern, die sie 1920 zählte, war sie fast ein Zwerg, verglichen mit den 2 Millionen Mitgliedern der noch ungespaltenen CGT, aber doch in manchen Regionen stark genug, um von den Unternehmerverbänden als ernstzunehmender Kontrahent eingeschätzt zu werden.

Nicht nur im Verhältnis zur katholischen Kirche verdient die Regierung Briand das Prädikat «gemäßigt». Auch im wichtigsten Bereich der auswärtigen Politik, dem Verhältnis zum besiegten Deutschland, bemühte sich der Ministerpräsident, der zugleich auch das Amt des Außenministers innehatte, seit dem Sommer 1921 um einen Ausgleich. Ein erster Versuch in dieser Richtung war das «Wiesbadener Abkommen», das nach längeren Verhandlungen am 6. Oktober 1921 vom Minister für die befreiten Gebiete, Louis Loucheur, und dem deutschen Wiederaufbauminister Walther Rathenau unterzeichnet wurde. Es sah vor, daß die deutschen Reparationszahlungen an Frankreich in großem Umfang nicht in Goldmark, sondern in Form von Sachleistungen erbracht werden konnten, was einem weiteren Verfall der deutschen Währung entgegenwirken sollte. Da die französischen Industriellen in ihrer Mehrheit die Vereinbarung zu hintertreiben verstanden, zeitigte das von der Rechten scharf kritisierte Abkommen in der Praxis jedoch keine nennenswerten Folgen.

Als Deutschland wenig später ein Moratorium für die Reparationszahlungen forderte, reagierte der britische Premierminister Lloyd George positiv. Bei einem Besuch Briands in London im Dezember 1921 empfahl er seinem französischen Kollegen, auf das Berliner Ersuchen einzugehen. Briand war dazu bereit, nicht jedoch Präsident Millerand, der in der Abwesenheit des Regierungschefs die Sitzungen des Ministerrats leitete. Auf einer interalliierten Konferenz in Cannes Anfang Januar 1922 wurde das Thema erneut aufgegriffen. Lloyd George schlug nunmehr vor, das Problem im Rahmen einer Weltwirtschaftskonferenz zu lösen, zu der auch Deutschland und Sowjetrußland eingeladen werden sollten. Französisches Entgegenkommen in der Reparationsfrage wollte der Premier mit einer britischen Garantie für die französischen und die belgischen Grenzen, nicht jedoch für die Grenzen der mit Frankreich verbündeten Staaten Ostmittel- und Südosteuropas honorieren.

Briand stimmte zu, woraufhin die Teilnehmer die Einberufung einer solchen Konferenz auf den 10. April in Genua beschlossen. Präsident Millerand und Raymond Poincaré, der Präsident des auswärtigen Ausschusses des Senats, intervenierten jedoch sogleich mit Telegrammen, die Briand desavouierten. Der Ministerpräsident kehrte nach Paris zurück, wo er am 12. Januar, ohne das als sicher anzunehmende Mißtrauensvotum der Kammer abzuwarten, seinen Rücktritt erklärte. Seine Nachfolge trat drei Tage später sein Kritiker Poincaré an, der wie Briand zugleich auch das Amt des Außenministers übernahm.

Das neue Kabinett stand deutlich rechts vom bisherigen. Das britische Garantieangebot knüpfte Poincaré an Bedingungen, die einer Ablehnung gleichkamen: Er verlangte ein Bündnis auf Gegenseitigkeit, das auch die Grenzen der ostmittel- und südosteuropäischen Staaten garantierte und auch für den Fall gelten sollte, daß Deutschland in die entmilitarisierte Zone des Rheinlandes einmarschierte. Außerdem dürfe es kein Junktim zwischen den Reparationen und dem Garantiepakt geben.

Die Weltwirtschaftskonferenz in Genua begann am 10. April und endete am 19. Mai 1922. Vertreten waren die meisten europäischen Staaten, darunter Deutschland und Sowjetrußland, außerdem Japan und die britischen Dominions, nicht jedoch die USA und die Türkei, die ebenfalls eingeladen worden waren. Chef der französischen Delegation war Justizminister Louis Barthou. Im Auftrag Poincarés verlangte er von Deutschland die unverzügliche Erfüllung seiner Reparationspflichten und von Sowjetrußland die Anerkennung der Vorkriegsschulden des Zarenreiches sowie die Entschädigung der ausländischen Aktionäre verstaatlichter Unternehmungen. Frankreich durchkreuzte damit erneut die britische Bereitschaft zu Zugeständnissen gegenüber den beiden «Parias», die erstmals nach dem Krieg an einer internationalen Konferenz teilnahmen. Ungewollt ebnete Paris damit den Weg zum deutschrussischen Vertrag von Rapallo, von dem an anderer Stelle noch die Rede sein wird. Daß die Weltwirtschaftskonferenz ergebnislos endete, war nicht nur, aber doch zu wesentlichen Teilen eine Folge der unnachgiebigen Haltung Frankreichs.

Der fortdauernde Gegensatz zu Deutschland bestimmte im Frühjahr 1922 auch die innenpolitische Debatte um ein neues Wehrgesetz. Die Regierung Poincaré bestand auf einem stehenden Heer von 400.000 Mann, verkürzte aber die Dienstzeit um die Hälfte, nämlich von 36 auf 18 Monate. Die oppositionellen Sozialisten hatten nicht die geringste Chance, ihr Konzept einer Volksmiliz mit kurzer Dienstpflicht durchzusetzen.

Im Sommer 1922, als die Nachkriegsdepression allmählich zu Ende ging, kam es erneut zu größeren Streikaktionen, die aber nicht mehr die Dimensionen von 1920 erreichten. Die französische Währung blieb schwach: Ihr Kurs sank zwischen Dezember 1920 und April 1922 gegenüber dem Pfund Sterling von 59 auf 48 Francs. Die französische Wirtschaft erholte sich 1922 nur langsam, während die exportorientierte deutsche Wirtschaft, bedingt durch die sehr viel höhere Geldentwertung, zu prosperieren schien. Poincaré hielt die deutsche Inflation für politisch gewollt, ja für einen Trick, mit dem das Reich versuchte, seinen Reparationspflichten zu entgehen. Deshalb blieb er in der Reparationsfrage hart und wies eine neue Berliner Moratoriumsforderung vom Juli 1922, die von Lloyd George verständnisvoll aufgenommen wurde, entschieden zurück. Vier Jahre nach Kriegsende deutete nichts auf eine Entspannung im deutsch-französischen Verhältnis und alles auf eine Konfrontation hin. Die «Politik der produktiven Pfänder», mit der die französisch-belgische Ruhrbesetzung vom Januar 1923 begründet wurde, warf ihre Schatten voraus.[13]

Selbstzerstörung einer Demokratie:
Italiens Weg in den Faschismus

In Italien nahmen die sozialen Kämpfe der Nachkriegsjahre ungleich dramatischere Ausmaße an als in Frankreich oder England. Die Jahre 1919 und 1920 gingen als das «biennio rosso» in die Geschichte ein. Es war eine Zeit häufiger großer Streiks und der Besetzung von Ländereien und Fabriken. Im Sommer und Herbst 1919 traten die Beschäftigten der Eisenbahnen und der Post, die Tagelöhner der Po-Ebene und die Halbpächter (mezzadri) Mittelitaliens, ja sogar die Ministerialbeamten in den Ausstand; in Latium und anderen Teilen Mittelitaliens besetzten Bauern das Land der Großgrundbesitzer; mancherorts schlugen Proteste gegen die Teuerung in offenen Aufruhr um. Aus den Parlamentswahlen vom November 1919, bei denen erstmals nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wurde, gingen die Sozialisten mit 165 Abgeordneten als stärkste Kraft hervor, gefolgt von den christlich-demokratischen Popolari, auf die 100 Sitze entfielen. Nur mit Hilfe der katholischen Volkspartei und schließlich von Notverordnungen konnte sich der liberale Ministerpräsident Francesco Nitti bis zum Juni 1920 an der Macht behaupten. Dann wurde er von dem «großen alten Mann» der Liberalen, Giovanni Giolitti, abgelöst, der dasselbe Amt erstmals 1892/93 und dann in den Jahren 1903 bis 1914 immer wieder innegehabt hatte.

Ihre Hochburgen hatten die Sozialisten im industriellen Norden des Landes, und nirgendwo waren sie so stark wie in Turin, wo der Kreis um die Zeitschrift «L’Ordine Nuovo» um Antonio Gramsci, Angelo Tasca und Palmiro Togliatti wirkte. In der piemontesischen Hauptstadt hatte im vorletzten Kriegsjahr, im August 1917, ein Arbeiteraufstand stattgefunden, der blutig niedergeworfen worden war, als Mythos des kämpfenden Proletariats aber nachwirkte; hier waren nach russischem Vorbild die ersten Arbeiterräte auf italienischem Boden gebildet worden. Für den äußersten linken Flügel der Sozialisten, aus dem nach der Parteispaltung auf dem Parteitag von Livorno im Januar 1921 die Kommunistische Partei Italiens hervorging, lag daher nichts näher als die Erwartung, Turin werde zum Ausgangspunkt der proletarischen Revolution auf der Apenninenhalbinsel, zum italienischen Petrograd, werden. Im April 1920 begann ein von den Unternehmern bewußt provozierter Streik der Turiner Metallarbeiter, in den die radikale Linke große Hoffnungen setzte. Dank der sorgfältig geplanten, höchst wirksamen Abwehrmaßnahmen des neugegründeten industriellen Dachverbandes, der Confindustria, wurde der Ausstand zu einem völligen Fehlschlag. Die Unternehmer und die politische Rechte zogen daraus den Schluß, daß die Linke besiegbar, die rote Revolution also noch aufzuhalten war.

Im September 1920 nahm die soziale Unruhe weiter zu. Nach dem Scheitern von Tarifverhandlungen in der norditalienischen Metallindustrie sperrten die Arbeitgeber die Belegschaften aus, was diese damit beantworteten, daß sie einige der größten Fabriken besetzten und dort die rote Fahne hißten. Die Aktionen wurden nicht von den Sozialisten gesteuert, sie waren spontan. Die Regierung Giolitti verzichtete auf den Einsatz von Polizei und verlegte sich aufs Abwarten. Das Kalkül des Ministerpräsidenten, das Experiment der Selbstverwaltung der Betriebe durch die Arbeiter werde binnen kurzem an seiner Ineffizienz scheitern, ging auf. Dennoch empfanden große Teile der italienischen Öffentlichkeit die Passivität der Regierung als Kapitulation vor einer radikalen Minderheit, die vor offenem Rechtsbruch nicht zurückschreckte. Die Staatsgewalt büßte infolge dieser Erfahrung viel an Autorität ein: ein Erosionsprozeß, der sich fortsetzte, als es im Herbst und Winter 1920/21 zu neuen Streiks und blutigen Ausschreitungen in Turin wie in der Toskana kam, auf die die Regierung wie ein neutraler Beobachter regierte, nämlich gar nicht.

Der Eindruck des Machtvakuums half einer Gruppierung, die entschlossen war, den Ausfall der Staatsautorität auf ihre Weise, durch systematische Anwendung von physischer und psychischer Gewalt gegen die Linke, auszugleichen: den (nach ihrem Symbol, dem Rutenbündel der römischen Liktoren, den «fasces», benannten) «fasci di combattimento», die Benito Mussolini am 23. März 1919 in Mailand gegründet hatte. Mussolini, 1883 in Predappio in der Provinz Forlì-Cesena geboren, war, nachdem er als Lehrer gescheitert war, 1902 in die Schweiz gegangen, wo er sich mit Gelegenheitsarbeiten durchschlug, in Obdachlosenheimen oder unter Brücken übernachtete, mit der russischen Revolutionärin Angelica Balabanoff in Verbindung trat, Georges Sorels «Betrachtungen über die Gewalt», Gustave Le Bons «Psychologie der Massen» und Schriften von Friedrich Nietzsche las sowie in Lausanne einige Vorlesungen des antiparlamentarischen Elitentheoretikers Vilfredo Pareto hörte.

Nach Ableistung des Wehrdienstes in Italien im Jahre 1906 begab sich Mussolini ins Trentino, von wo er 1907, von den österreichischen Behörden ausgewiesen, nach Italien zurückkehrte und dort als radikaler Syndikalist bei den Sozialisten eine Karriere begann, in deren Verlauf er es 1912 bis zum Chefredakteur des Parteiorgans «Avanti» brachte. Mit den Sozialisten brach er, als er im Oktober 1914 in das Lager der Interventionisten wechselte und kurz darauf mit finanzieller Unterstützung der Rüstungsindustrie und französischer Geldgeber ein eigenes Blatt, den nationalistischen «Popolo d’Italia», gründete. Von 1915 bis Anfang 1917 war er Soldat im Stellungskrieg an der Isonzofront, bis er nach einer Verwundung durch eine Explosion aus dem Militärdienst entlassen wurde. Danach nahm er den journalistischen und politischen Kampf an der «Heimatfront» wieder auf und wurde nach Kriegsende einer der beredtesten Verfechter der Parole vom «verstümmelten Sieg» und damit des italienischen Irredentismus.

Die Wendung von ganz links nach ganz rechts war im Fall Mussolini nicht so erstaunlich, wie es auf den ersten Blick erscheinen mag. Ein «Marxist» im strikten Sinn war der spätere «Duce» nie gewesen; er war ein Eklektizist, ein Aktionist und ein Voluntarist; Sorels Lehre von der «action directe» beeindruckte ihn wohl auch deshalb, weil sie sich «links» wie «rechts» ausdeuten ließ und ihr Autor im Lauf seines Lebens zwischen den Extremen hin- und herschwankte. Entscheidend war für Mussolini, wo er jeweils die größte Chance der Selbstverwirklichung und der Akklamation für sich und seine jeweilige Position sah. Seit 1914 erschien ihm der Kult der Nation als das geeignete Vehikel, um seinen politischen Einfluß zu steigern und schließlich zur Macht zu gelangen. Entsprechend wählte er sich seine Anhänger und Verbündeten aus. Sie konnten, da die Linke internationalistisch, antiimperialistisch und antimilitaristisch war, nur auf der rechten Seite des politischen Spektrums stehen – Männer wie Gabriele D’Annunzio und die «Arditi», jene ehemaligen Elitesoldaten, die im April 1919 in Mailand das Gebäude des «Avanti», der einstigen Zeitung Mussolinis, in Brand steckten, um ein Signal des nationalen Aufbruchs zu setzen.

Neben Mailand war Triest ein früher Schauplatz von Aktivitäten der «fasci». Hier fanden sie einen nationalen Feind in Gestalt der Slowenen, die nicht umstandslos die österreichische zugunsten der italienischen Fremdherrschaft eintauschen wollten: Die Zerstörung des Hotels «Balkan», wo der Dachverband der slowenischen Organisationen, der «Narodni Dom», ihren Sitz hatte, am 14. Juli 1920 war ein frühes Beispiel faschistischen Terrors. Den eigentlichen Durchbruch aber erzielten die faschistischen Stoßtrupps, die «squadre», am 21. November 1920 in Bologna, einer Hochburg der Sozialisten. An jenem Tag wurde die neugewählte sozialistische Stadtverwaltung in ihr Amt eingeführt. Die Anhänger Mussolinis nahmen das zum Anlaß, schwere Krawalle auszulösen und eine bürgerkriegsartige Stimmung zu erzeugen. In den folgenden Wochen und Monaten gingen die schwarz uniformierten Fasci dazu über, Einrichtungen und Funktionäre der Linken in der gesamten Emilia-Romagna sowie in der Toskana und bald auch in weiten Teilen des übrigen Italien zu überfallen.

Zu den gewaltsamen Übergriffen auf die Sozialisten und Kommunisten kamen immer häufiger auch ähnliche Attacken auf die Popolari. Erzwungenes Trinken von Rizinusöl gehörte zu den gängigen Demütigungen der politischen Gegner. In der Emilia waren es die Grundbesitzer, die die «Schwarzhemden» finanzierten, um mit ihrer Hilfe unbotmäßige, mit den Linken sympathisierende Bauern einzuschüchtern und zu bestrafen. «Spedizioni punitive» (Strafexpeditionen) nannten die Squadristen die Überfälle, in denen sie blutige Vergeltung übten, wann immer sie sich durch Kommunisten oder Sozialisten provoziert fühlten oder einer der Ihren Opfer linker Gewalt geworden war. Das «biennio rosso» wurde seit Anfang 1921 von einen «biennio nero», von zwei Jahren des schwarzen Terrors, abgelöst.

Bei den Wahlen vom November 1919 hatten die Faschisten eine schwere Niederlage erlitten: Lediglich in Mailand gelang es ihnen, eine eigene Liste aufzustellen, auf die nur 4000 Stimmen entfielen. Im Frühjahr 1921 änderte sich die innenpolitische Lage dadurch, daß die Popolari auf Drängen des Vatikans Giolitti die parlamentarische Unterstützung entzogen: Grund war ein Gesetz vom September 1920, das, um das riesige Haushaltsdefizit zu verkleinern, fiskalisch bisher nicht erfaßten Kirchenbesitz, den Besitz der sogenannten «toten Hand», der Besteuerung unterwarf, wogegen die Kurie sich energisch verwahrte. Giolitti antwortete mit der Auflösung der Kammer und Neuwahlen im Mai 1921. Um eine sichere Mehrheit zu erlangen, ging der Ministerpräsident ein Wahlbündnis mit den Nationalisten und den Faschisten ein, die zusammen mit den Liberalen der Richtung Giolitti den «Nationalen Block» (Blocchi Nazionali) bildeten. Mussolinis Bewegung wurde durch das faktische Zusammengehen mit einem Teil der Liberalen politisch aufgewertet: Sie gewann, was sie zuvor nicht besessen hatte, den Anschein gesellschaftlicher Respektabilität.

Während des Wahlkampfes unterbanden die Faschisten durch massiven Terror in vielen Gegenden faktisch jede sozialistische oder kommunistische Wahlagitation. Der Wahltag selbst, der 15. Mai, wurde durch zahlreiche blutige Zwischenfälle überschattet, die von den Faschisten ausgelöst wurden und Dutzende von Menschenleben forderten. Das Wahlergebnis war für Giolitti eine herbe Enttäuschung: Sein «Nationaler Block» kam auf 120 von insgesamt 535 Sitzen, wovon 36 auf die Faschisten entfielen – für die letzteren ein spektakulärer Erfolg angesichts der Tatsache, daß sie zuvor in der Kammer überhaupt nicht vertreten gewesen waren. Zu den Gewinnern zählten auch die Popolari, die mit 108 Abgeordneten in das Parlament einzogen, und die bürgerlichen Radikalen, die auf 68 Abgeordnete kamen. Die Sozialisten mußten Verluste hinnehmen: Sie erlangten 123, die Kommunisten 15 Sitze.

An eine stabile Regierungskoalition war unter diesen Bedingungen nicht zu denken. Giolitti verfiel daher auf den naheliegenden Gedanken, notwendige Maßnahmen, obenan die Verminderung der immensen Zahl der Staatsbediensteten, mit Hilfe einer Notverordnung durchzusetzen, erhielt dafür aber keine parlamentarische Mehrheit, woraufhin er am 27. Juni 1921 zurücktrat. Seine Nachfolge trat der bisherige Kriegsminister Ivanoe Bonomi an, ein ehemaliger Sozialist, den seine Partei ausgeschlossen hatte, weil er 1911/12 den Krieg gegen Libyen unterstützt hatte. Um sich das Wohlwollen Mussolinis zu sichern, nahm der neue Regierungschef die Gewalttaten der Faschisten mit derselben Gleichgültigkeit hin wie zuvor schon Giolitti. Er befand sich damit in bester Gesellschaft: Die gleiche Haltung legten auch die an deren Minister, die Militärs und Präfekten an den Tag. Vielerorts arbeiteten Armeeoffiziere sogar mit den «squadre» zusammen, denen sie Waffen und Kraftfahrzeuge zur Verfügung stellten. Als Bonomi nach einem Börsenkrach im August 1921 das von der Kirche befehdete Steuergesetz suspendierte, konnte er sich der Unterstützung Mussolinis erfreuen, der bald darauf die völlige Aufhebung des Gesetzes bewirkte.

Mussolini stand an der Spitze der Faschisten, aber er war nicht ihr einziger Führer. Über großen Einfluß verfügten die Vertreter des (schon von Zeitgenossen etwas zu pauschal so genannten) «Agrarfaschismus» Nord- und Mittelitaliens wie die besonders radikalen regionalen Unterführer (ras) Roberto Farinacci in Cremona, ein ehemaliger Sozialist, der «linke» Republikaner Dino Grandi in Bologna und Italo Balbo in Ferrara. Diese und andere «ras» widerstrebten einer allzu straffen Parteiführung durch Mussolini, und sie rebellierten gegen ihn, als er auf Drängen Bonomis im August 1921 einen Befriedungspakt (patto di pazificazione) mit den Sozialisten schloß. Der Waffenstillstand blieb faktisch folgenlos, was auch daran lag, daß die Unterführer bei ihrem Widerstand gegen die Abmachung von Großagrariern und Unternehmern unterstützt wurden. Auf dem Kongreß der Faschisten in Rom im November 1921 sah sich Mussolini genötigt, dieses Kapitel zu beenden.

Der Kongreß wurde dennoch zu einem großen Erfolg für den «Duce»: Er setzte gegen vielerlei Widerstände die Umwandlung der faschistischen Bewegung in eine Partei, den Partito Nazionale Fascista, durch. Danach kam es zu einer förmlichen Explosion faschistischer Gewalt. Neben Einrichtungen der Linken wurden auch solche der Popolari und der Liberalen attackiert; sozialistische Abgeordnete wurden aus ihren Wahlkreisen «verbannt», ohne daß die Polizei den Verfolgten zur Hilfe kam. Im Frühjahr 1922 häuften sich die Besetzungen ganzer Städte durch die «squadre», wobei D’Annunzios Aktion in Fiume als Vorbild diente. Im April und Mai wurde etwa Ferrara zweimal von Squadristen eingenommen, die die Stadt zeitweilig völlig von Verbindungen zu ihrer Umwelt abschnitten. Die örtlichen Polizeikräfte erwiesen sich gegenüber der geballten Gewalt von Zehntausenden paramilitärisch gedrillter Schwarzhemden als machtlos.

Den Höhepunkt erreichte der faschistische Terror Ende Juli 1922, als Italo Balbo an der Spitze einer großen Zahl von Squadristen einen Kriegszug gegen das linke Ravenna unternahm und dabei die verdeckte Unterstützung staatlicher Stellen fand. Die proletarische Gegenwehr in Gestalt der neugeschaffenen «Alleanza del lavoro», an der sich außer Sozialisten und Kommunisten auch die Anarchisten beteiligten, vermochte, da ihr staatliche Hilfe versagt blieb, der rechten Gewalt keinen wirksamen Widerstand zu leisten. Sie wurde binnen kurzem von den Faschisten zerschlagen. Angaben der Linken, wonach in den zwei Jahren zwischen Oktober 1920 und Oktober 1922.300 Faschisten und 3000 Antifaschisten bei Unruhen, Straßenkämpfen und anderen Ausschreitungen ums Leben gekommen seien, mögen anfechtbar sein. Es war aber nicht zweifelhaft, daß die Squadristen ungleich systematischer Gewalt ausübten als die zur Abwehr solcher Überfälle geschaffenen «Arditi del popolo» auf der Linken.

Während weite Teile des Landes immer mehr in Chaos und Anarchie versanken, wechselten in Rom die Regierungen. Anfang 1922 beschlossen die Sozialisten, Bonomi zu Fall zu bringen. Da sie sich auf ihrem Parteitag im Oktober 1921 gegen jede «Kollaboration» mit bürgerlichen Parteien ausgesprochen hatten und keine Konstellation absehbar war, in der sie zu mehr politischem Einfluß gelangen konnten, war dieser Schritt ein gefährlicher Beitrag zur weiteren Destabilisierung Italiens. Dieselbe Wirkung zeitigte die Entscheidung des im Februar 1922 gewählten neuen Papstes Pius XI., den Popolari Don Sturzos die kirchliche Unterstützung zu entziehen. An die Stelle Bonomis trat am 25. Februar 1922 Luigi Facta, ein Freund Giolittis vom rechten Flügel der Demokratischen Partei, der sich zeitweilig auch auf die Faschisten stützen konnte, aber über keine parlamentarische Mehrheit verfügte.

Am 19. Juli 1922 stürzte die Regierung Facta, woraufhin König Viktor Emanuel III. die Parteiführer bis hin zu den Sozialisten zu Gesprächen einlud. Auf Beschluß der Mehrheit der sozialistischen Parlamentsfraktion sollte auch Filippo Turati eine solche Unterredung mit dem Monarchen führen, was eine Premiere bedeutete, da die Sozialisten den «Hofgang» bislang konsequent verweigert hatten. Der Parteivorstand der Sozialisten aber antwortete umgehend mit dem Parteiausschluß Turatis und seiner Gruppe. Daraufhin wandte sich Turati an den Parteitag der Sozialisten, der im Oktober 1922 in Rom zusammentrat. Dieser bestätigte mit knapper Mehrheit den Beschluß des Parteivorstands. Die ausgeschlossene Gruppe konstituierte sich daraufhin in einer neuen Partei, dem Partito Socialista dei Lavoratori Italiani, die von Turati, Emanuele Modigliani und Claudio Treves geführt wurde und den Abgeordneten Giacomo Matteotti zu ihrem Generalsekretär wählte. Es gab damit in Italien nunmehr drei sozialistische Parteien: die neue Gruppierung, die sich bald in Partito Socialista Unitario umbenannte, die alte, jetzt Partito Socialista Massimalista genannte Partei und den Partito Comunista Italiano.

Da die Sondierungsgespräche am Nein der Sozialisten gescheitert waren, ernannte der König am 1. August Facta erneut zum Ministerpräsidenten, der diesmal für seine Regierung sogar eine breite parlamentarische Mehrheit erhielt. Auf den gleichen Tag hatte die antifaschistische Alleanza del Lavoro die Arbeiter zum Generalstreik aufgerufen. Dieser brachte den Eisenbahnverkehr und fast das gesamte Wirtschaftsleben zum Erliegen. Mussolini konterte die Aktion im Parlament mit einem Ultimatum an die Regierung: Wenn diese den Ausstand nicht binnen 24 Stunden beende, würden die faschistischen Kampfverbände dies tun. Der Ankündigung folgte die Tat auf dem Fuß. Der «Avanti» wurde im Verlauf blutiger Straßenkämpfe in Mailand abermals in Brand gesteckt; die Squadristen stürmten vielerorts, unter anderem in Ancona, Livorno und Genua, die Gebäude der Sozialisten, besetzten die Eisenbahnen und trieben die Arbeiter, soweit sie nicht von sich aus die Arbeit wieder aufnahmen, mit brutaler Gewalt in die Fabriken zurück. Die sozialistische Arbeiterschaft hatte ihre bisher schwerste Niederlage erlitten, die Faschisten waren auf ihrem Weg an die Macht ein entscheidendes Stück vorangekommen.

Am 24. Oktober 1922 veranstalteten die Faschisten in Anwesenheit hoher Behördenvertreter eine Großdemonstration in Neapel. Drei Tage später, am Abend des 27. Oktober, erteilte Mussolini seinen paramilitärischen Kohorten den Befehl zum «Marsch auf Rom». Ministerpräsident Facta schlug dem König daraufhin die Verhängung des Ausnahmezustands vor; dieser stimmte zunächst zu, weigerte sich aber am nächsten Morgen, obwohl die Maßnahme bereits bekanntgegeben worden war, die Anordnung zu unterzeichnen. Damit lag das Gesetz des Handelns ganz in den Händen des «Duce». Hatte Mussolini bisher nur an eine Beteiligung der Faschisten an einer rechten Regierung unter Salandra gedacht, so forderte er jetzt das Amt des Ministerpräsidenten für sich selbst. Erst als der König sich diesem Verlangen in einem Telegramm gebeugt hatte, bestieg Mussolini den legendären Schlafwagen, der ihn in der Nacht vom 29. zum 30. Oktober nach Rom brachte. Dort bildete er eine Regierung, in der er selbst auch die Ämter des Außen- und des Innenministers, der ehemalige Generalstabschef Armando Diaz das Amt des Kriegsministers und der Philosoph Giovanni Gentile das des Unterrichtsministers übernahmen.

Der «Marsch auf Rom» war nicht mehr als eine wirksame Drohkulisse gewesen – und damit etwas ganz anderes als das antike Vorbild dieser Inszenierung, die Eroberung Roms mit Hilfe römischer Legionen durch den Konsul Lucius Cornelius Sulla im Jahr 88 vor Christus. Die Willfährigkeit des Monarchen ersparte den Faschisten die tatsächliche Konfrontation mit der Staatsmacht. Als Mussolini am Morgen des 30. Oktober 1922 in Rom eintraf, lagerten seine etwa 25.000, nur teilweise bewaffneten Squadristen noch etwa 40 Kilometer vor der Hauptstadt. Sie zu schlagen wäre für Militär und Polizei ein leichtes gewesen, wenn der Wille dazu bestanden hätte. Mit der Erlaubnis des Königs durften sie am 31. Oktober vor seinem Palast demonstrieren; eine aktive Rolle bei der Machtübertragung spielten sie nicht. Die eingeschüchterte Kammer sprach dem neuen Ministerpräsidenten mit 306 zu 116 Stimmen das Vertrauen aus. Unter den Ja-Stimmen waren auch die Giolittis, Bonomis, Orlandos, Salandras und des damals 41 Jahre alten Abgeordneten Alcide de Gasperi von den Popolari, des späteren langjährigen Ministerpräsidenten und Führers der Democrazia Cristiana nach dem Zweiten Weltkrieg.

Vieles hatten Mussolini und die Faschisten von Lenin und den Bolschewiki gelernt: Nicht auf den Rückhalt bei einer Mehrheit der Wähler kam es an, sondern nur auf den festen Willen, die Gegner in Angst und Schrecken zu versetzen und im entscheidenden Augenblick nach der Macht zu greifen. War dieser Wille vorhanden, dann konnte sich auch eine entschlossene Minderheit die politische Führung sichern. Die italienischen Faschisten hatten es viel leichter als die russischen Kommunisten, ans Ziel zu gelangen, weil sie, anders als diese, Verbündete im zivilen und militärischen Staatsapparat, finanzielle und politische Gönner bei den industriellen und agrarischen Eliten hatten und die bis dahin tonangebenden bürgerlichen Liberalen bis hin zu Intellektuellen vom Rang eines Benedetto Croce inzwischen davon überzeugt waren, daß eine Herrschaft der Faschisten ein bei weitem kleineres Übel war als die Fortdauer des Chaos der Nachkriegsjahre.

Der einzige ernstzunehmende Gegner, die sozialistische Arbeiterbewegung, hatte sich durch die von den Anhängern Lenins betriebene Spaltung und die Weigerung der nichtbolschewistischen Linken, mit gemäßigten bürgerlichen Kräften zu kooperieren, auf fatale Weise selbst geschwächt. Die verbreitete, von den Kommunisten geförderte Neigung vieler Arbeiter, in anarchistischer Manier, also ohne Rücksicht auf die Rechtsordnung, vollendete Tatsachen zu schaffen, lieferte den Faschisten den vollkommenen Vorwand, sich ihrerseits systematisch über das geltende Recht hinwegzusetzen.

Die Vertreter des Staates fanden sich mit der Eskalation der Gewalt erst von links, dann, sehr viel massiver, von rechts ab, als ob es sich um Ausbrüche von Naturgewalten handelte. Bereits im Januar 1921 beklagte der junge sozialistische Abgeordnete Matteotti in der Kammer die fortschreitende Preisgabe des staatlichen Gewaltmonopols: «Die Regierung und die örtlichen Behörden sehen ungerührt dem Umsturz von Recht und Ordnung zu. Es wird eine Privatjustiz praktiziert, die die öffentliche Justiz ersetzt … So sagen die Arbeiter, der demokratische Staat sei nur ein Scherz, er habe darauf verzichtet, das gleiche Recht für jedermann durchzusetzen.» Vier Jahre nach Kriegsende hatten die Faschisten erreicht, was sie wollten: Es war ihnen gelungen, einen großen Teil des bürgerlichen Italien glauben zu machen, daß nur sie in der Lage waren, den Zustand der Gesetzlosigkeit zu beenden, den sie selbst, die extreme Linke darin weit übertreffend, zielstrebig herbeigeführt hatten.

Die Legende vom «verstümmelten Sieg», die sie ebenso entschieden propagierten wie die bürgerlichen Nationalisten der Associazione Nazionalista Italiana, mit der sie sich im Februar 1923 vereinigten, war eine wichtige psychologische Grundlage ihres Erfolges, aber nicht die einzige. Der Faschismus hätte nach 1918 nicht zu der Bedeutung aufsteigen können, die er 1922 besaß, hätte es nicht auch andere ältere Vorbelastungen der italienischen Demokratie gegeben. Der immer noch nicht überwundene Analphabetismus großer Teile der Landbevölkerung im Süden gehörte dazu, ebenso das krasse materielle Gefälle zwischen dem entwickelten industriellen Norden und dem unterentwickelten agrarischen Mezzogiorno, die Jahrzehnte lang von vielen gläubigen Katholiken beherzigte Weisung der Kurie, sich nicht an Wahlen zu beteiligen, und die Weigerung eines Großteils der Sozialisten, sich den Regeln des parlamentarischen Systems entsprechend auf Kompromisse mit bürgerlichen Kräften einzulassen. Vertrauen in den demokratischen Staat konnte auf diese Weise nicht wachsen, und nichts nützte den Faschisten mehr als das weitgehende Fehlen dieser unabdingbaren Legitimitätsgrundlage jedes auf freien Wahlen beruhenden Systems.

Daß die Faschisten mit der Macht, die ihnen im Oktober 1922 kampflos zugefallen war, rücksichtslos umgehen würden, war eine der wenigen Gewißheiten jener Zeit. Mit der Errichtung einer Diktatur neuen Typs war zu rechnen, wenn man sich an das hielt, was Mussolini und seine Unterführer in den Jahren zuvor erklärt hatten. Offen war, wie viel Zeit die Faschisten benötigen würden, um ihren Anspruch auf die ganze Macht durchzusetzen. Und noch eine Frage drängte sich auf, die erst die Zukunft beantworten konnte: War das, was im Herbst 1922 in Italien geschah, ein rein nationales Phänomen oder möglicherweise mehr – ein Beispiel, das Schule machen konnte in Ländern, die in ähnlicher Weise von sozialen, politischen und weltanschaulichen Konflikten zerrissen wurden wie die Apenninenhalbinsel?

Ein klarsichtiger Zeitgenosse, der deutsche Publizist Harry Graf Kessler, ahnte schon damals, wie die Antwort auf diese Frage ausfallen würde. Am 29. Oktober 1922 schrieb er in sein Tagebuch: «Die Fascisten haben durch einen Staatsstreich die Gewalt an sich gerissen in Italien. Wenn sie sie behalten, so ist das ein geschichtliches Ereignis, das nicht bloß für Italien, sondern für ganz Europa unabsehbare Folgen haben kann. Der erste Zug im siegreichen Vormarsch der Gegenrevolution. Bisher haben die gegenrevolutionären Regierungen z.B. in Frankreich wenigstens noch so getan, als ob sie demokratisch und friedlich seien. Hier kommt ganz offen eine antidemokratische, imperialistische Regierungsform wieder zur Macht. In einem gewissen Sinn kann man Mussolinis Staatsstreich mit dem Lenins im Oktober 17 vergleichen, natürlich als Gegenbild. Vielleicht leitet er eine Periode neuer europäischer Wirren und Kriege ein.»[14]

Zerreißproben einer Republik:
Deutschland 1919–1922

Deutschland hatte die revolutionären Kämpfe vom Frühjahr 1919 und die heftigen innenpolitischen Auseinandersetzungen um Annahme oder Ablehnung des Vertrags von Versailles bereits hinter sich, als das öffentliche Interesse sich im Sommer des ersten Nachkriegsjahres den Grundfragen der Verfassung zuzuwenden begann, an der die Nationalversammlung seit dem Februar arbeitete. Viele Entscheidungen waren bis zum Juni schon gefallen. Der Staat Preußen blieb erhalten, sollte aber sein tatsächliches Übergewicht nicht allzu stark zur Geltung bringen können: Obwohl er drei Fünftel der Bevölkerung des Deutschen Reichs umfaßte, durfte er im Reichsrat, dem föderativen Verfassungsorgan, nur zwei Fünftel der Sitze einnehmen. Diese entfielen zur einen Hälfte auf Regierungsvertreter, zur anderen auf Delegierte der Provinzialverwaltungen. Der Reichsrat hatte sehr viel weniger Mitwirkungsrechte im Bereich der Gesetzgebung als sein Vorläufer, der Bundesrat im Kaiserreich; es gab keine «Reservatrechte» der süddeutschen Staaten mehr wie zwischen 1871 und 1918. Im Endergebnis war das republikanisch verfaßte Reich unitarischer, als es die Föderalisten, und föderalistischer, als es die Unitarier gewünscht hatten.

Umstritten war lange Zeit die Gewichtsverteilung zwischen Parlament und Staatsoberhaupt. Die bürgerlichen Parteien strebten als Gegengewicht zum Reichstag einen stärkeren Reichspräsidenten an; die anfangs widerstrebenden Sozialdemokraten befreundeten sich mit diesem Gedanken erst nach den bürgerkriegsartigen Konflikten vom Frühjahr 1919. Sie stimmten der Direktwahl des Reichspräsidenten durch das Volk, der siebenjährigen Dauer seiner Amtszeit, der Möglichkeit der uneingeschränkten Wiederwahl und schließlich auch der endgültigen Fassung des Notverordnungsartikels 48 zu, wonach der Reichspräsident bei einer erheblichen Störung oder Gefährdung der öffentlichen Ordnung Maßnahmen erlassen konnte, denen der Reichstag nicht zustimmen mußte, die er aber außer Kraft setzen konnte. Der Reichspräsident konnte ein vom Reichstag beschlossenes Gesetz zum Gegenstand eines Volksentscheids machen. Ein Volksentscheid war auch anzuordnen, wenn ein Zehntel der Bevölkerung dies in einem Volksbegehren forderte. Das Prinzip der parlamentarischen und repräsentativen Demokratie wurde also nicht nur durch den Reichspräsidenten als Ersatzgesetzgeber, sondern auch durch die Möglichkeit der Volksgesetzgebung eingeschränkt.

Der Reichskanzler wurde nicht vom Reichstag gewählt, er bedurfte aber, wenn er vom Reichspräsidenten ernannt war, des Vertrauens des Reichstags und mußte zurücktreten, wenn der Reichstag ihm das Mißtrauen aussprach. Der Reichspräsident hatte damit einen großen Spielraum bei der Auswahl des Regierungschefs. Nimmt man hinzu, daß der Reichspräsident auch den Oberbefehl über die gesamte Wehrmacht hatte und über das Recht verfügte, den Reichstag aufzulösen, so wurde verständlich, warum schon Zeitgenossen von einem «Ersatzkaiser» oder «Kaiserersatz» sprachen. Der Reichstag konnte davon ausgehen, daß das Staatsoberhaupt in die Bresche springen würde, wenn sich die gerade regierenden Parteien nicht auf Kompromisse verständigen konnten oder wollten. Parlamentarischer Opportunismus und präsidialer «Bonapartismus» konnten infolgedessen leicht zu einem stillen Verfassungswandel führen: einer Machtverlagerung von der repräsentativen Volksvertretung hin zum plebiszitär legitimierten Staatsoberhaupt, ja zu einer kommissarischen Diktatur des Reichspräsidenten, die den Befürwortern dieser Konstruktion als Unterpfand von Stabilität im Krisenfall erschien.

Leidenschaftlichen Streit gab es um die Reichsfarben: Die Rechte wollte es, unterstützt von der Mehrheit der Deutschen Demokratischen Partei und einer Minderheit der katholischen Zentrumspartei, bei Schwarz-Weiß-Rot, der Flagge des Bismarckreiches, belassen, die Sozialdemokraten und Teile der bürgerlichen Mitte hingegen zu den Farben der Revolution von 1848/49, Schwarz-Rot-Gold, zurückkehren. Am Ende stand ein konfliktträchtiger Kompromiß: Die Reichsfarben waren Schwarz-Rot-Gold; angeblich der besseren Sichtbarkeit zur See wegen wurde aber daneben eine besondere Handelsflagge eingeführt, die die Farben Schwarz-Weiß-Rot «mit einer Gösch in schwarz-rot-gold in der oberen inneren Ecke» zeigte. Nicht minder kontrovers war die Neuordnung des Schulwesens: Die Sozialdemokraten setzten als Regelschule die für alle gemeinsame «Simultanschule» durch; an ihre Stelle konnte aber auf Antrag der Erziehungsberechtigten eine konfessionelle oder bekenntnisfreie Schule treten.

Der Grundrechtsteil war eine aktualisierte und erweiterte Version der «Grundrechte des deutschen Volkes» in der Reichsverfassung von 1849. Mit verfassungsändernder Mehrheit konnte der Reichstag vom Wortlauf der Verfassung abweichen, ohne daß diese selbst geändert wurde. Änderungen der Verfassung setzte die Nationalversammlung kein anderes Hindernis entgegen als das der qualifizierten Mehrheit: Zwei Drittel der Abgeordneten mußten anwesend sein, zwei Drittel der Anwesenden zustimmen. Die Verfassung selbst trug also keinerlei Garantie gegen ihre Abschaffung in sich, sofern die notwendige Mehrheit zustande kam. Konstitutionelle Vorgaben, die dem Mehrheitswillen Schranken setzten, wären den Vätern und Müttern der Verfassung von 1919 geradezu als Rückfall in den Obrigkeitsstaat erschienen.

In der Schlußabstimmung sprach sich am 31. Juli 1919 eine breite Mehrheit für die neue Reichsverfassung aus: Von den 420 Mitgliedern nahmen 338 an der Abstimmung teil; 262 Abgeordnete stimmten mit Ja, 75 mit Nein; einer enthielt sich. Die Ja-Stimmen waren die der «Weimarer Parteien», der SPD, des Zentrums und der DDP, die Nein-Stimmen kamen von der USPD, den Deutschnationalen und der Deutschen Volkspartei. Am 11. August unterzeichnete Reichspräsident Friedrich Ebert, der vorläufig im Amt blieb, die Verfassung. Am 14. August trat sie durch Verkündung im Reichsgesetzblatt in Kraft. Eine Woche später, am 21. August 1919, nahmen Reichspräsident, Nationalversammlung und Kabinett Abschied von Weimar. Deutschland wurde fortan wieder von Berlin aus regiert.

Deutschland sei nun die «demokratischste Demokratie der Welt»; nirgends sei die Demokratie konsequenter durchgeführt als in dieser Verfassung: Als der sozialdemokratische Reichsinnenminister Eduard David am 31. Juli 1919 die Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung mit diesen Worten feierte, dachte er vor allem an das, was das republikanische Grundgesetz an Elementen direkter Demokratie enthielt. Von der Öffentlichkeit wurde die Verfassung mehr hingenommen als angenommen. Zu einem Symbol der Republik wurde sie erst im Gefolge von Haßkampagnen und Gewaltakten der extremen Rechten. Der Gewinn an politischer Freiheit, den die Weimarer Reichsverfassung den Deutschen brachte, war groß. Die Bewahrung der Freiheit in schwierigen Zeiten aber war durch die Verfassung nicht gesichert. Die «demokratischste Demokratie der Welt» war nicht nur durch die Kräfte bedroht, die sie ablehnten und bekämpften. Sie war vielmehr so verfaßt, daß sie sich selbst aufheben konnte.

Die Weimarer Verfassung war gerade sieben Monate alt, als Reichswehrminister Gustav Noske am 12. März 1920 dem Kabinett von Reichskanzler Gustav Bauer mitteilen mußte, daß es Bestrebungen zum Sturz der Regierung gebe. Als treibende Kräfte nannte Noske den ostpreußischen Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp und Hauptmann Waldemar Pabst, den Hauptverantwortlichen der Morde an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht im Januar 1919. Tatsächlich standen erhebliche Teile der Reichswehr hinter dem Vorhaben, das als «Kapp-Putsch» in die Geschichtsbücher einging. Seit der Vertrag von Versailles am 10. Januar 1920 in Kraft getreten war, steuerten führende Militärs mit dem Kommandierenden General des Reichswehrgruppenkommandos I in Berlin, dem Freiherrn von Lüttwitz, an der Spitze auf einen Konflikt mit der Regierung zu. Vielen Offizieren erschien die Vorstellung, das Reich könne der alliierten Forderung nachkommen, deutsche Kriegsverbrecher wenn schon nicht an die Sieger auszuliefern, so doch vor ein deutsches Gericht zu stellen, als unvereinbar mit ihrer Vorstellung von nationaler Ehre. Dazu kam die noch nicht abgeschlossene Reduzierung der Heeresstärke auf 100.000 Mann. Davon waren vor allem die Freikorps betroffen und unter ihnen besonders die «Baltikumer», die nach Kriegsende mit Billigung der Alliierten in Lettland und Estland gegen die Bolschewiki gekämpft hatten. Eines der Freikorps nannte Noske namentlich: die Marinebrigade Ehrhardt.

Politiker der äußersten Rechten, der Deutschnationalen, ostelbische Rittergutsbesitzer und monarchistische Beamte der altpreußischen Provinzen bildeten den zivilen Flügel der Verschwörung. Ihre Schaltstelle war die im Oktober 1919 unter dem Patronat Erich Ludendorffs gegründete Nationale Vereinigung in Berlin. Ihr Nahziel war die Errichtung eines autoritären, vorerst aber noch nicht monarchischen Regimes, das nach außen eine aktive Revisionspolitik treiben sollte.

Noskes Abwehrmaßnahmen erwiesen sich als unzulänglich. Am frühen Morgen des 13. März rückte die Marinebrigade Ehrhardt in Berlin ein; gegen 7 Uhr ergriff Kapp von der Reichskanzlei Besitz. Da die meisten Generäle, unter ihnen der Chef des Truppenamtes, Hans von Seeckt, militärische Gegenwehr für aussichtslos hielten, waren Reichspräsident Ebert, Reichskanzler Bauer und die meisten Minister kurz zuvor nach Dresden aufgebrochen, weil Noske den dortigen Kommandierenden General für loyal hielt. In der Reichshauptstadt erschien währenddessen ein Aufruf zum Generalstreik und zur Einigung des Proletariats, verfaßt vom sozialdemokratischen Pressechef der Reichsregierung und angeblich unterzeichnet von Ebert und den sozialdemokratischen Mitgliedern der Reichsregierung (die sich wenig später von dem Appell distanzierten).

Das Risiko des Generalstreiks lag darin, daß er schnell jeder Kontrolle entgleiten und in den offenen Bürgerkrieg umschlagen konnte: Daß Kommunisten und Syndikalisten sich damit begnügen würden, für die Wiedereinsetzung der Regierung Bauer zu kämpfen, war ausgeschlossen. Auf der anderen Seite gab es im Frühjahr 1920 gute Gründe, auf einen erfolgreichen Generalstreik zu setzen: In Deutschland herrschte zu dieser Zeit als Folge des inflationsbedingten Booms faktisch Vollbeschäftigung. Arbeiter, die in den Ausstand traten, mußten also nicht befürchten, daß Erwerbslose ihre Arbeitsplätze einnehmen würden. Ein Generalstreik gegen einen Militärputsch und für die verfassungsmäßige Staatsgewalt besaß eine unzweifelhafte demokratische Legitimation. Und es sprach viel dafür, daß es eines starken Signals seitens der Arbeiter und Angestellten bedurfte, um die Beamten zur geschlossenen Verweigerung gegenüber den illegalen Machthabern und diese selbst zur raschen Kapitulation zu bewegen.

Die Führung des Generalstreiks übernahmen die Freien Gewerkschaften, in denen Mehrheits- und Unabhängige Sozialdemokraten weiterhin zusammenwirkten. Die KPD schloß sich dem Streik erst an, nachdem ihre Mitglieder sich vielerorts, entgegen der ursprünglichen Weisung der Parteiführung, an den Aktionen gegen die Putschisten beteiligt hatten. Deren Rückhalt blieb im wesentlichen auf das konservative Ostelbien beschränkt. Da das Gros der Ministerialbeamten den Coup boykottierte, war der Zusammenbruch des Umsturzversuches schon am 14. März absehbar. Um so erstaunlicher war, daß Gustav Stresemann, der Vorsitzende der rechtsliberalen Deutschen Volkspartei, die Regierung Bauer für den Putsch verantwortlich machte und sich selbst als Vermittler zwischen den feindlichen Lagern anbot. Noch stärker mußte es die Republikaner irritieren, daß der in Berlin verbliebene Vizekanzler Schiffer von der DDP (die seit dem Oktober wieder an der Regierung beteiligt war) und mehrere preußische Minister, darunter auch Sozialdemokraten, dem «Reichskanzler» Kapp und dem «Oberbefehlshaber» Lüttwitz weit entgegenkamen und für den Fall ihres Rücktritts die Bildung einer großen Koalitionsregierung, baldige Reichstagswahlen und eine rasche Direktwahl des Reichspräsidenten versprachen.

Die Regierung Bauer, die inzwischen nach Stuttgart ausgewichen war, ließ sich auf Kompromisse mit den Aufständischen nicht ein und tat damit das beste, was sie tun konnte. Am 17. März traten zuerst Kapp, dann auch Lüttwitz unter dem Druck des Militärs zurück. Als die Marinebrigade Ehrhardt unter den Klängen des Deutschlandliedes und in ihrer üblichen Montur («Hakenkreuz am Stahlhelm, schwarz-weiß-rotes Band/die Brigade Ehrhardt werden wir genannt») aus dem Regierungsviertel abzog, richtete sie noch ein Blutbad unter protestierenden Zivilisten an: Zwölf Menschen wurden getötet und dreißig verletzt.

Das Ende des Putsches bedeutete noch nicht das Ende des Generalstreiks. Am 18. März beschlossen die Dachverbände der sozialdemokratisch orientierten Arbeiter-, Angestellten- und Beamtengewerkschaften, den Ausstand solange fortzusetzen, bis eine Reihe von Forderungen erfüllt waren: die Entlassung Noskes, der den antirepublikanischen Umtrieben in der Reichswehr tatenlos zugesehen hatte, die Auflösung und Entwaffnung unzulässiger militärischer Einheiten und ein republikanischer Umbau der Reichswehr. Außerdem verlangten die Freien Gewerkschaften die Bestrafung aller am Putsch beteiligten Personen, die Auflösung illoyaler Verbände der Sicherheitswehr, eine gründliche Demokratisierung der Verwaltung, die Sozialisierung des Bergbaus und der Energiegewinnung sowie die Entlassung preußischer Minister, die sich den Putschisten gegenüber zu nachgiebig verhalten hatten, darunter des sozialdemokratischen Innenministers Wolfgang Heine. Erst als sich am 20. März die Erfüllung der wichtigsten Forderungen abzeichnete (was beim Thema Sozialisierung die Wiedereinberufung der im November 1918 gebildeten Sozialisierungskommission bedeutete), erklärten die drei Dachverbände den Generalstreik für beendet. Die USPD tat denselben Schritt erst drei Tage später, nachdem der Reichskanzler Bauer noch einige weitere Zugeständnisse gemacht hatte.

Am 27. März 1920 war die Umbildung der Reichsregierung abgeschlossen. An die Stelle des farblosen Reichskanzlers Gustav Bauer trat der mehrerer Fremdsprachen kundige bisherige Außenminister Hermann Müller, neben Otto Wels einer der beiden Vorsitzenden der SPD. Neuer Reichswehrminister wurde der bisherige Wiederaufbauminister Otto Geßler, der auf dem rechten Flügel der DDP stand. An die Spitze der Heeresleitung trat jener General von Seeckt, der sich am 13. März strikt geweigert hatte, Reichswehr auf Reichswehr schießen zu lassen.

Viel weiter als im Reich gingen die Veränderungen, die der Kapp-Lüttwitz-Putsch in Preußen zur Folge hatte. Nachfolger des politisch konturlosen Ministerpräsidenten Paul Hirsch wurde ein anderer, sehr viel agilerer Sozialdemokrat: der bisherige Landwirtschaftsminister Otto Braun, ein gelernter Buchdrucker aus Königsberg. Zum neuen Innenminister ernannte Braun den sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten Carl Severing, einen gelernten Schlosser aus Westfalen, der sich als Reichs- und preußischer Kommissar im unruhigen Ruhrgebiet bewährt hatte. In seiner neuen Funktion sorgte Severing für ein großes Revirement unter Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Landräten und Polizeipräsidenten. Beamte, die mit den Putschisten kollaboriert hatten, wurden durch Männer ersetzt, denen der neue Innenminister zutraute, daß sie die Republik entschlossen verteidigen würden. Damit begann ein neues Kapitel der preußischen Geschichte: Der ehemalige Hohenzollernstaat entwickelte sich binnen weniger Jahre zu einem Bollwerk der deutschen Republik.

Ganz anders verlief die Entwicklung in Bayern. Am 14. März 1920 erlebte München seine eigene Art von Staatsstreich: Der Kommandeur der Reichswehrgruppe IV, General Ritter von Möhl, der in enger Verbindung zu monarchistischen Politikern und zu den paramilitärischen Einwohnerwehren stand, forderte den sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann ultimativ auf, er möge im Interesse von Ruhe und Ordnung ihm, Möhl, die vollziehende Gewalt übertragen. Gegen den Widerspruch Hoffmanns fügte sich das bayerische Kabinett, eine Minderheitsregierung aus Sozialdemokraten, Bayerischem Bauernbund und Parteilosen, diesem Ansinnen. Am 16. März wählte der Landtag den oberbayerischen Regierungspräsidenten Gustav von Kahr, einen überzeugten Anhänger des Hauses Wittelsbach, zum Ministerpräsidenten. Seiner Regierung gehörten Mitglieder der Bayerischen Volkspartei, der DDP und des Bayerischen Bauernbundes an. Die Sozialdemokraten gingen in die Opposition, aus der sie bis zum Untergang der Weimarer Republik nicht mehr herauskamen. Bayern wurde seit dem Frühjahr 1920 zur rechten «Ordnungszelle» und damit zum Gegenpol des sozialdemokratisch geführten republikanischen Preußen: Es bildete fortan eine Schutzburg aller Kräfte, die auch im Reich einen Rechtsruck herbeiführen und die parlamentarische Demokratie durch ein autoritäres Regime ersetzen wollten.

Mit den Regierungsumbildungen im Reich, in Preußen und Bayern war noch immer kein Schlußstrich unter den Kapp-Lüttwitz-Putsch gezogen. Das blutige Ende kam erst noch: die Niederschlagung des Ruhraufstands. Im rheinisch-westfälischen Industriegebiet hatte sich im Gefolge des schwarz-weiß-roten Staatsstreichs die Rote Ruhrarmee, der bewaffnete Arm einer weit über die Anhänger der KPD hinausreichenden proletarischen Massenbewegung, gebildet und in allen größeren Orten die Macht übernommen. Die Führer dieser Armee dachten nicht daran, diese Position nach Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Ordnung in Berlin wieder zu räumen. Im «wilden Westen» des Bergbaureviers, wo Linkskommunisten und Syndikalisten das Sagen hatten, waren die örtlichen Vollzugsräte noch weit radikaler als in den östlichen und südlichen, von der Metallindustrie geprägten Teilen des Ruhrgebiets, wo die USPD den Ton angab.

Diesen Gegensatz nutzten die Reichs- und die preußische Regierung zu einer Teilung der Fronten. Severing handelte mit den moderateren Vollzugsräten das «Bielefelder Abkommen» vom 24. März aus, das aber nur diese, nicht die radikaleren Kräfte zufrieden stellte. In einigen westlichen Städten, namentlich in Duisburg, herrschten mittlerweile Anarchie und Chaos. Damit rückte eine militärische Lösung des Konflikts immer näher. Die Reichswehr setzte dabei auch Einheiten ein, die kurz zuvor noch die Putschisten unterstützt hatten. Die Gesamtzahl der Toten des Bürgerkriegs im Industrierevier ist nie genau ermittelt worden: Sie lag bei den Bergarbeitern weit über 1000; die Reichswehr zählte 208 Tote und 123 Vermißte, die Sicherheitspolizei 41 Tote.

Mit dem Ruhraufstand endeten die proletarischen Massenbewegungen in Deutschland, die mit den wilden Streiks von 1917 begonnen hatten. Vieles spricht dafür, in der Erhebung vom Frühjahr 1920 die dritte Phase der deutschen Revolution zu sehen, die im Mai 1919, nach der Niederwerfung der zweiten Münchner Räterepublik in eine Art latentes Stadium getreten war. Der Protest der radikalen Arbeiter richtete sich zum einen gegen das politische und gesellschaftliche System, das sie für den Krieg verantwortlich machten, und gegen jene, die nach 1918 dieses System wiederherstellen wollten. Zum anderen kämpften die Aufständischen gegen die überkommenen Arbeiterorganisationen, denen die radikale Linke vorwarf, sie seien inzwischen selbst ein Teil des kapitalistischen Systems geworden.

Der Wunsch nach einer radikalen Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse überlebte das Ende der Revolutionsperiode im Frühjahr 1920. Doch die Erfahrungen jener Zeit wirkten ernüchternd. Der Generalstreik war zwar insofern erfolgreich gewesen, als er das Putschistenregime binnen kurzem zu Fall brachte, er entwickelte aber auch eine Eigendynamik, der Gewerkschaften und Sozialdemokratie machtlos gegenüberstanden. Die radikale Linke verwandelte den politischen Streik gegen den Willen der Gemäßigten in einen bewaffneten Kampf, aus dem nicht die Arbeiterschaft, sondern das Militär als Sieger hervorging. Auf den Ruhraufstand folgten zwar noch mehrere kommunistische Putschversuche wie die von der Komintern initiierte, von der preußischen Polizei rasch niedergeworfene «Märzaktion» von 1921 in Mitteldeutschland, aber keine proletarische Massenerhebung mehr. Einen Generalstreik hat es in der Weimarer Republik nach 1920 nicht mehr gegeben.

Die Aufständischen an der Ruhr wurden sehr viel härter bestraft als die Teilnehmer des vorangegangenen Rechtsputsches, von denen sich die meisten, darunter Kapp und Lüttwitz, ins Ausland absetzen konnten. Dem steckbrieflich gesuchten Kapitänleutnant Ehrhardt gelang es, gedeckt von den Behörden der «Ordnungszelle» Bayern, von dort aus die nächste Etappe der Konterrevolution vorzubereiten. Von den Zusagen, die die Reichsregierung den Gewerkschaften gemacht hatten, wurden nur wenige eingelöst. Die Arbeit der neu eingesetzten Sozialisierungskommission blieb so folgenlos wie 1919. Unzuverlässige Polizeiformationen wurden nur dort aufgelöst, wo die Sozialdemokratie die nötigen Machtmittel besaßen. Die Reichswehr hielt sich zwar äußerlich politisch zurück, um nicht in den Verdacht zu geraten, sie unterstütze republikfeindliche Umtriebe. Gleichzeitig aber wurden Freikorpsoffiziere, die sich aktiv am Putsch beteiligt hatten, auf Grund einer Amnestie vom August 1920 in die endgültige Reichswehr und in die Reichsmarine übernommen. Eine entschieden antirepublikanische Gesinnung stand einer Karriere im «Staat im Staat», zu dem sich das Militär in der Ära Seeckt entwickelte, nicht im Weg.

Am 6. Juni 1920 fand die erste Reichstagswahl nach dem Krieg und der Revolution statt. Sie wurde zu einem Debakel für die republikanischen Kräfte. Die Parteien der Weimarer Koalition, die in der Nationalversammlung über eine Zweidrittelmehrheit verfügt hatten, verloren die Mehrheit der Stimmen und der Sitze. Die Mehrheitssozialdemokraten sanken von 37,9 auf 21,6 Prozent, während die Unabhängigen ihren Anteil von 7,6 auf 18,6 Prozent steigern konnten. Die KPD, die erstmals antrat, kam auf 1,7 Prozent. Die DDP fiel von 18,5 auf 8,4 Prozent, wohingegen die DVP von 4,4 auf 13,9 Prozent anwuchs. Auch die Deutschnationalen nahmen zu: von 10,3 auf 14,4 Prozent. Gering fielen die Verluste des Zentrums aus: Es sank von 15,1 Prozent im außerbayerischen Deutschland auf 13,6 Prozent.

Auf eine knappe Formel gebracht, machte die Wahl einen Rechtsruck im Bürgertum und einen Linksruck in der Arbeiterschaft sichtbar. Die Wählerinnen und Wähler belohnten die Kräfte, die die Gründungskompromisse der Republik nicht mitgetragen hatten und bestraften die Gemäßigten für das, was sie seit Anfang 1919 getan oder nicht getan hatten. Auf der Linken verübelte man den bisherigen Regierungen der Republik, daß die «Reaktion» wieder erstarkt war. Von rechts wurde den Weimarer Parteien alles angelastet, was angeblich die nationale Ehre verletzte und die Besitzinteressen beeinträchtigte. Versailles und eine vom inzwischen zurückgetretenen Reichsfinanzminister Matthias Erzberger durchgesetzte Steuerreform, die eine progressiv gestaffelte Reichseinkommensteuer und eine einmalige Vermögensabgabe, das Reichsnotopfer, brachte, der Kapp-Lüttwitz-Putsch und die anschließenden Kämpfe: Dies alles floß in die Wahlentscheidung mit ein, die unter dem Strich ein Mißtrauensvotum gegen Weimar bedeutete.

Eine neue, regierungsfähige Mehrheit aber war nicht in Sicht. Politisch nicht vorstellbar waren einstweilen ein «Bürgerblock» unter Einschluß der Deutschnationalen und eine Große Koalition, die von der MSPD bis zur DVP reichte. So blieben nur zwei Formen von Minderheitsregierung übrig: entweder eine Weimarer Koalition, die von der DVP oder der USPD toleriert wurde, oder ein von den Sozialdemokraten parlamentarisch gestütztes bürgerliches Minderheitskabinett. Die SPD zog die zweite Möglichkeit vor, weil sie bessere Aussichten zu bieten schien, sozialdemokratisches Profil zu zeigen. Am 25. Juni ernannte Reichspräsident Ebert den badischen Zentrumspolitiker Konstantin Fehrenbach, den bisherigen Präsidenten der Nationalversammlung, zum Reichskanzler. Er bildete ein Kabinett, dem Mitglieder des Zentrums, der DDP und der DVP sowie zwei parteilose Minister angehörten. Erstmals seit dem Oktober 1918 gab es in Deutschland wieder eine Regierung ohne Sozialdemokraten. Gegen die SPD aber konnte das Reich nicht regiert werden. Das wußten die Sozialdemokraten, und darauf verließ sich das bürgerliche Minderheitskabinett.

Nur ein knappes Jahr lang konnte sich die Regierung Fehrenbach an der Macht behaupten. Im Frühjahr 1921 spitzten sich zwei Krisen zu, von denen uns die erste, der Konflikt um die Zukunft Oberschlesiens, bereits im Zusammenhang mit der Entwicklung Polens nach 1918 beschäftigt hat. Die zweite Krise betraf die Reparationen. Sie belasteten den Reichshaushalt in einer Höhe, die eine «normale» Aufbringung, in Gestalt von Steuern, undenkbar machte, trieben also die Inflation weiter voran. Der Friedensvertrag hatte die Höhe der Reparationen nicht festgelegt, und das hatte fatale Folgen: Die anhaltende Ungewißheit über den Umfang der Reparationsverpflichtungen nahm potentiellen privaten Kreditgebern die Möglichkeit, die Kreditwürdigkeit des Empfängerlandes realistisch einzuschätzen. Deutschland konnte infolgedessen keine langfristigen Auslandsanleihen mehr aufnehmen.

Am 5. Mai 1921 überreichte der britische Premierminister Lloyd George namens der Alliierten dem deutschen Botschafter in London ein Ultimatum, das zeitlich gestaffelte Reparationszahlungen in einer Gesamthöhe von 132 Milliarden Goldmark Gegenwartswert, also ohne die künftig anfallenden Zinsen, zuzüglich 6 Milliarden für das 1914 von Deutschland überfallene Belgien, vorsah. 1 Milliarde Goldmark war innerhalb von 25 Tagen, also bis zum 30. Mai, zu zahlen. Weiter forderten die Alliierten die Zahlung der noch ausstehenden 12 Milliarden von insgesamt 20 Milliarden Goldmark, die nach dem Vertrag von Versailles am 1. Mai 1921 fällig gewesen waren, die Entwaffnung entsprechend den bisherigen Noten der Alliierten und die Aburteilung der deutschen Kriegsverbrecher. Für den Fall der Nichterfüllung drohten die Verbündeten, am 12. Mai mit der Besetzung des gesamten Ruhrgebietes zu beginnen. (Düsseldorf, Duisburg und Ruhrort waren schon am 8. März 1921 als Strafe dafür, daß Deutschland sich dem vorangegangenen Ultimatum nicht gefügt hatte, besetzt worden.)

Einen Tag vor der Überreichung des Londoner Ultimatums hatte die Regierung Fehrenbach ihren Rücktritt erklärt, da es ihr nicht gelungen war, die Vereinigten Staaten (die erst einige Monate später, am 25. August 1921, einen separaten Friedensvertrag mit dem Deutschen Reich abschlossen) zu einer Vermittlungsaktion in der Reparationsfrage zu bewegen. Die Reparationskrise fiel also mit einer Regierungskrise zusammen, und beide konnten nur gemeinsam gelöst werden. DNVP, DVP und KPD verlangten die Ablehnung des Ultimatums; SPD, Zentrum und USPD sprachen sich wegen der drohenden Sanktionen für die Annahme aus; die DDP war in sich gespalten.

Hätten sich die Befürworter der harten Linie durchgesetzt, wäre der wirtschaftliche Zusammenbruch Deutschlands die Folge gewesen. Das wußten auch die Rechtsparteien, aber wie bei der Abstimmung über den Vertrag von Versailles im Juni 1919 konnten sie davon ausgehen, daß es auch ohne sie eine Mehrheit für das kleinere Übel geben würde. Sie hatten richtig kalkuliert: SPD, Zentrum und DDP übernahmen die Verantwortung für die Annahme des Ultimatums und bildeten zusammen eine Regierung, das erste Minderheitskabinett der Weimarer Koalition. An seine Spitze trat am 10. Mai der badische Zentrumspolitiker Joseph Wirth. Der ehemalige Gymnasiallehrer für Mathematik hatte im März 1920 die Nachfolge Erzbergers als Finanzminister angetreten. Er war ein glänzender Redner und ein glühender Nationalist, gleichzeitig aber ein leidenschaftlicher Republikaner und, soweit es um die innere Politik ging, innerhalb des Zentrums ein «Linker». Mit der Ernennung Wirths begann, was als «Erfüllungspolitik» in die Geschichte der Weimarer Republik einging.

«Erfüllungspolitik» bedeutete, die Reparationspolitik dadurch ad absurdum zu führen, daß Deutschland sein Äußerstes tat, um die ihm auferlegten Pflichten zu erfüllen. Die Reparationen überforderten die wirtschaftliche Leistungskraft des Reiches, und daher waren katastrophale Folgen vorhersehbar. Gerade diese sollten aber die Siegermächte überzeugen, daß eine Revision des Londoner Zahlungsplans unumgänglich war. Nicht nur Wirth folgte dieser Logik, auch die Mehrheit der Abgeordneten tat es. Am 10. Mai 1921 nahm der Reichstag mit 220 gegen 172 Stimmen das Londoner Ultimatum an. MSPD, USPD und Zentrum stimmten geschlossen dafür, außerdem eine starke Minderheit der DDP und kleine Minderheiten von DVP und BVP. Die Regierung Wirth hatte ihre erste Kraftprobe bestanden.

Von den im engeren Sinn politischen Forderungen des Londoner Ultimatums wurde eine, die nach der Aburteilung von Kriegsverbrechern, praktisch nicht erfüllt. Zwischen Mai und Juli 1921 fanden zwar neun Verfahren gegen zwölf Angeklagte vor dem Reichsgericht in Leipzig statt. Aber nur in der Hälfte der Fälle kam es zu Verurteilungen. Das größte Aufsehen erregte das Urteil gegen zwei Oberleutnants zur See, die an der Versenkung von Rettungsbooten eines zuvor torpedierten Dampfers teilgenommen hatten. Beide wurden zu vier Jahren Gefängnis verurteilt, was bei der Reichsmarine leidenschaftliche Empörung hervorrief. Im Januar 1922 endete die Strafhaft abrupt: Angehörige der rechtsradikalen, von Kapitänleutnant Ehrhardt geführten «Organisation Consul» befreiten die beiden Offiziere aus ihren Gefängnissen. Die Alliierten legten gegen die geringe Zahl von Verurteilungen und die milden Strafen Protest ein, doch es blieb bei den papiernen Einsprüchen. Die deutschen Kriegsverbrechen blieben, abgesehen von den sechs Verurteilungen des Jahres 1921, ungesühnt.

Die alliierte Forderung nach Entwaffnung wurde im Frühsommer 1921 erfüllt – formell jedenfalls. Sie betraf vor allem die bayerischen Einwohnerwehren, deren Auflösung die Münchner Regierung schon im Vorjahr hartnäckig verweigert hatte. Anfang Juni 1921 mußte Ministerpräsident von Kahr unter massivem alliiertem Druck schließlich doch die Entwaffnung anordnen. Drei Wochen später, am 24. Juni, erklärte die Reichsregierung die bayerischen Einwohnerwehren, die ostpreußischen Orts- und Grenzwehren und die von dem bayerischen Forstrat Georg Escherich geführte paramilitärische «Organisation Escherich», kurz «Orgesch» genannt, im ganzen Reich für aufgelöst.

Paramilitärischer Politik war damit aber noch längst nicht der Boden entzogen. Die «Ordnungszelle» Bayern blieb das Eldorado zahlreicher «Vaterländischer Verbände», die die Einwohnerwehren an Radikalität weit übertrafen. Das staatliche Gewaltmonopol wurde im Deutschland der Weimarer Republik zwar längst nicht so weitgehend außer Kraft gesetzt wie im Italien der Jahre 1918 bis 1922. Aber paramilitärische Verbände und Parteiarmeen hatten nach dem Abschluß der offiziellen «Entwaffnung» ihre große Zeit erst noch vor sich. Die erzwungene Entmilitarisierung des Reiches wurde bis zu einem gewissen Grad durch die Paramilitarisierung der deutschen Gesellschaft überkompensiert. Eine kriegsverherrlichende Literatur tat das ihre, um den Geist am Leben zu erhalten, der sich den Körper bauen sollte: ein militärisch starkes, zur Revanche für 1918 fähiges Deutschland.

Der harte Kern des Londoner Ultimatums ließ sich nicht aufweichen: Im Jahre 1921 mußte Deutschland 3,3 Milliarden Goldmark an Reparationen zahlen, davon 1 Milliarde bereits am 30. Mai. Von dieser ersten Rate konnte das Reich lediglich 150 Millionen in bar aufbringen. Den Rest finanzierte es über Schatzwechsel mit dreimonatiger Laufzeit, die nur mit größten Schwierigkeiten zum Fälligkeitstermin eingelöst werden konnten. Die inflationstreibende Wirkung dieser Operation lag offen zutage und gab dem sozialdemokratischen Reichswirtschaftsminister Robert Schmidt am 19. Mai 1921 Anlaß zu der Forderung, die deutsche Finanzpolitik auf eine neue Grundlage zu stellen: die Enteignung von 20 Prozent des Kapitalvermögens von Landwirtschaft, Industrie, Handel, Banken und Hausbesitz.

Mit seiner Forderung nach einer «Erfassung» der Sachwerte kündigte Schmidt den stillschweigenden «Inflationskonsens» auf, der die deutsche Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik seit 1919 geprägt hatte. Hohe Löhne waren ein Mittel gewesen, mit dem Regierungen und Arbeitgeber der sozialen Radikalisierung entgegenzuwirken versuchten. Die Sozialdemokraten und die Gewerkschaften hatten diese Linie mitgetragen, im Frühjahr 1921 aber begannen sie zu begreifen, daß die Geldentwertung die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse fortschreitend zugunsten der Sachwertbesitzer, also zu Lasten der Arbeitnehmer verschob. Zum anderen erkannten sie, daß eine Sanierung der Finanzen ohne massiven Eingriff in die Vermögenssubstanz unmöglich war. Gegen diese Einsicht wehrten sich die Unternehmer und die bürgerlichen Parteien, darunter auch die Koalitionspartner der SPD. Walther Rathenau, der der DDP angehörende Wiederaufbauminister und ehemalige Präsident des Aufsichtsrats der Allgemeinen Elektricitäts-Gesellschaft, war der erste, der Schmidt scharf widersprach. Ihm schloß sich kurz darauf auch Reichskanzler Joseph Wirth an, der in Personalunion auch das Reichsfinanzministerium leitete. Der Vorstoß des sozialdemokratischen Wirtschaftsministers war damit gescheitert.

Aus der Sicht der politischen Rechten war die «Erfüllungspolitik» schon deshalb verdammenswert, weil «Marxisten», nämlich MSPD und USPD, dem Londoner Ultimatum zur Annahme verholfen hatten. Durch ihre Zusammenarbeit mit der gemäßigten Linken geriet aber auch die politische Mitte ins Schußfeld der Rechten. Heftigen verbalen Attacken folgten bald auch mörderische Taten. Am 9. Juni 1921 wurde der Fraktionsvorsitzende der USPD im bayerischen Landtag, Karl Gareis, in München von einem Unbekannten erschossen. Am 26. August brachten zwei Mitglieder der «Organisation Consul» und des Münchner «Germanenordens» den ehemaligen Reichsfinanzminister und Unterzeichner des Waffenstillstands vom 11. November 1918, Matthias Erzberger, bei Griesbach im nördlichen Schwarzwald durch Pistolenschüsse um. Die Täter entkamen über München nach Ungarn. Den Auftraggeber des Attentats, den Führer des «Germanenordens», Kapitänleutnant Manfred Killinger, sprach das Schwurgericht Offenburg im Juni 1922 von der Anklage der Beihilfe zum Mord frei.

Von großen Teilen der nationalistischen Presse wurde der Mord an Erzberger nachdrücklich verteidigt; die deutschnationale «Kreuz-Zeitung» verglich die Täter mit Brutus, Wilhelm Tell und Charlotte Corday, die 1793 den Jakobiner Marat umgebracht hatte. Die politische Linke beantwortete die Gewaltverherrlichung von rechts mit großen Demonstrationen, an denen sich auch die KPD beteiligte. Die Reichsregierung beschloß am 29. August unter Vorsitz von Reichspräsident Ebert eine Notverordnung nach Artikel 48 der Reichsverfassung, die dem Reichsminister des Innern die Befugnis gab, republikfeindliche Druckschriften, Versammlungen und Vereinigungen zu verbieten.

Das daraufhin ergangene Verbot mehrerer rechtsradikaler Zeitungen, darunter des «Völkischen Beobachters», des Organs der 1919 in München gegründeten Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, löste einen schweren Konflikt mit Bayern aus: Die Staatsregierung weigerte sich, die Verordnung durchzuführen. Eine zweite Notverordnung vom 28. September war das Ergebnis von Verhandlungen mit der bayerischen Regierung, an deren Spitze eine Woche zuvor der eher gemäßigte Graf Lerchenfeld, ein Politiker der BVP, getreten war. Die neue Verordnung schützte nicht mehr nur «Vertreter der republikanisch-demokratischen Staatsform», sondern alle «Personen des öffentlichen Lebens»; die Zuständigkeit für die Durchführung von Verboten und Beschlagnahmen zum Schutz der Republik ging auf die Landesbehörden über. Im Gegenzug verpflichtete sich der Freistaat, den seit November 1919 bestehenden Landesausnahmezustand bis spätestens zum 6. Oktober 1921 aufzuheben.

Ende Oktober geriet das Kabinett Wirth in eine durchaus vermeidbare, schwere Krise. Anlaß war die Entscheidung des Obersten Rates der Alliierten zur Teilung Oberschlesiens. Um vor aller Welt gegen die Mißachtung des Selbstbestimmungsrechts der Deutschen zu protestieren, drängten die DDP und, weniger entschieden, das Zentrum auf den sofortigen Rücktritt der Reichsregierung. Die SPD hielt diesen Schritt für ebenso riskant wie nutzlos, konnte sich aber damit nicht durchsetzen. Am 22. Oktober teilte Wirth dem Reichspräsidenten die Demission seines Kabinetts mit.

Es folgten Verhandlungen über eine Große Koalition – eine Krisenlösung, mit der sich nun auch die Sozialdemokraten einverstanden erklärten. Die DVP hingegen war dazu nicht bereit und nannte als Grund ihren Zweifel, ob die SPD wirklich den Willen habe, sich in eine «nationale Einheitsfront» in der Oberschlesienfrage einzureihen. Als daraufhin auch die DDP beschloß, sich nicht an der neuen Regierung zu beteiligen, verblieb als letzte Option nur eine Weimarer Rumpfkoalition aus SPD und Zentrum. Die DDP akzeptierte, daß ihr Parteimitglied Otto Geßler als «Fachminister» weiterhin für die Reichswehr zuständig blieb, und ließ ihr Vorgehen damit im nachhinein als Farce erscheinen. Wirth übernahm am 26. Oktober 1921 erneut die Kanzlerschaft. Am 31. Januar 1922 übertrug er das zeitweilig von ihm selbst geleitete Auswärtige Amt dem früheren Wiederaufbauminister Walther Rathenau. Damit war die DDP nach dreimonatiger Unterbrechung auch formell wieder Regierungspartei.

Zu dem Zeitpunkt, als Rathenau sein neues Amt antrat, lag Deutschland bereits seit zwei Wochen die Einladung des Obersten Rates der Alliierten zu der schon erwähnten internationalen Konferenz in Genua vor, auf der erstmals nach dem Krieg Sieger und Besiegte, unter den letzteren Deutschland und Sowjetrußland, Probleme des wirtschaftlichen Wiederaufbaus erörtern sollten. Eine vorherige Abstimmung zwischen Berlin und Moskau, den beiden «have nots» der Weltpolitik, lag nahe. Zwar gab es seit dem 5. November 1918, als die Regierung des Prinzen Max von Baden aus Protest gegen russische Geldzahlungen an deutsche Revolutionäre die diplomatischen Beziehungen mit Sowjetrußland abgebrochen hatte, keine diplomatischen Vertretungen beider Staaten im jeweils anderen Land, aber seit dem Mai 1921 immerhin Handelsvertretungen. Diese waren kurz nach dem mitteldeutschen Aufstand, der Märzaktion, errichtet worden – ein Zeichen, daß aus sowjetischer Sicht ein Umsturzversuch der Komintern eines, die amtliche Politik Moskaus etwas anderes war: Während die «Internationalisten» die Weltrevolution vorbereiteten, bemühten sich die «Realpolitiker», die Position ihres Landes im Zusammenspiel mit kapitalistischen Staaten, obenan Deutschland, zu festigen.

Im besonderen Maß galt das für den militärischen Bereich. Im September 1921 begann eine streng geheime, zunehmend systematische Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee, ausgerichtet am russischen Interesse, von der überlegenen deutschen Technik zu profitieren, und am deutschen Interesse, mit russischer Hilfe die Fesseln des Vertrags von Versailles, namentlich auf den Feldern Luftwaffe und Giftgasproduktion, abzustreifen. Dazu kam der gemeinsame Gegensatz zu Polen. Ebensowenig wie Rußland fand sich Deutschland mit seinen Gebietsverlusten an den neuen polnischen Staat ab. Der Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, hatte bereits Anfang Februar 1920, am Vorabend des polnisch-russischen Krieges, die Auffassung vertreten, nur bei «festem Anschluß an Groß-Rußland» habe Deutschland Aussichten, die an Polen verlorenen Gebiete und seine «Weltmachtstellung» wiederzugewinnen. Reichskanzler Wirth, als Finanzminister ein aktiver Förderer der geheimen Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee, teilte Seeckts Ansicht. Mehrfach forderte er 1922, daß Polen zertrümmert und Deutschland und Rußland wieder Nachbarn werden müßten.

Der eigentliche Architekt der deutschen Rußlandpolitik war der Leiter der Ostabteilung des Auswärtigen Amtes, Ago von Maltzan, ein durch und durch wilhelminisch geprägter Diplomat. Anfang 1922 handelte er mit Karl Radek, dem Deutschlandexperten der sowjetischen Führung, die Grundzüge eines Abkommens aus, das dem russischen Wunsch nach enger wirtschaftlicher Zusammenarbeit mit Deutschland Rechnung trug, und zwar ohne die Aufsicht eines internationalen Syndikats, wie es die Alliierten für den Wiederaufbau Rußlands vorgeschlagen hatten. Rathenau folgte dieser Linie zunächst nicht. Im Gegensatz zu Wirth, Seeckt und Maltzan war er, ebenso wie Reichspräsident Ebert und die Sozialdemokraten, ausgesprochen «west orientiert». Er wollte deutsch-russische Alleingänge vermeiden und trat deshalb für ein internationales Wirtschaftskonsortium ein. Die deutsch-russischen Verhandlungen gerieten infolgedessen ins Stocken. Sie wurden erst wieder aufgenommen, als die russische Delegation unter Außenminister Tschitscherin Anfang April auf dem Weg nach Genua in Berlin Station machte. Zum Abschluß eines Abkommens kam es bei dieser Gelegenheit noch nicht, aber doch zu einer Annäherung in so vielen Einzelpunkten, daß die Unterzeichnung eines Vertrags in naher Zukunft möglich erschien.

In Genua verlief dann alles anders, als von Ebert und Rathenau gewünscht. Zwar stimmten die alliierten Experten der deutschen These zu, daß die Reparationen zum Währungsverfall in Deutschland beigetragen hatten und keinesfalls die Leistungskraft des Reiches übersteigen durften. Aber gleichzeitig lief ein beunruhigendes Gerücht um: Bei den Separatverhandlungen zwischen den Alliierten und den Russen zeichne sich eine Verständigung auf deutsche Kosten ab. Unter dem Eindruck solcher (wie sich bald zeigen sollte, unzutreffender) Meldungen gab Rathenau schließlich dem Drängen Maltzans nach und beauftragte diesen, die unterbrochenen Gespräche mit den Russen wiederaufzunehmen.

Die Entscheidung fiel in der Nacht vom 15. zum 16. April 1922 auf der legendären «Pyjama-Party» in Rathenaus Hotelzimmer. Der Außenminister ließ sich vom Delegationsleiter, Reichskanzler Wirth, und Maltzan dazu überreden, entgegen der ausdrücklichen Weisung des Reichspräsidenten und ohne vorherige Information des britischen Premierministers Lloyd George am folgenden Tag ein Abkommen mit den Russen zu schließen – einen legendenumwobenen, nach dem Unterzeichnungsort, dem oberitalienischen Seebad Rapallo, benannten Vertrag, durch den Deutschland und Sowjetrußland wechselseitig auf etwaige kriegsbedingte Entschädigungsansprüche verzichteten, ihre diplomatischen Beziehungen wiederaufnahmen und sich auf die Meistbegünstigungsklausel festlegten: Handelspolitische Vorteile, die sie künftig anderen Staaten gewährten, kamen damit automatisch auch dem Vertragspartner zugute.

In Berlin fand der Vertragsabschluß ein gemischtes, aber überwiegend positives Echo. Zwar war der Reichspräsident nachhaltig darüber verstimmt, daß Kanzler und Außenminister sich über seine Weisungen hinweggesetzt hatten, doch nach außen stärkte er der Reichsregierung den Rücken. Der Reichstag billigte am 4. Juli in dritter Lesung den Vertrag gegen wenige Stimmen aus den Reihen der DNVP. Einer der Warner war der Reichstagsabgeordnete Rudolf Breitscheid von der Rest-USPD, der das Abkommen Ende April 1922 eine schwere Schädigung der deutschen Interessen nannte und dieses Verdikt damit begründete, daß der Vertrag die sich anbahnende wirtschaftliche Verständigung mit dem Westen störe.

Die Westmächte und vor allem Frankreich waren angesichts der Art und Weise, wie die deutsch-russische Vereinbarung zustande gekommen war, aufs höchste alarmiert. Zwar enthielt der Vertrag nicht, wie vielfach gemutmaßt wurde, geheime Zusatzklauseln, etwa über militärische Dinge. Aber der fast schon konspirative Charakter der Unterzeichnung war geeignet, Mißtrauen hervorzurufen, und dieses wäre noch viel größer gewesen, hätten die Alliierten Kenntnis von der geheimen Kooperation zwischen Reichswehr und Roter Armee gehabt. Ob ohne den Vertrag in Genua substantielle Fortschritte in der Reparationsfrage erzielt worden wären, ist schon wegen der Nichtteilnahme der USA fraglich. Nach dem Paukenschlag von Rapallo war ein alliiertes Entgegenkommen jedenfalls erst einmal in noch weitere Ferne gerückt als zuvor. Am 19. Mai 1922 wurde die Konferenz von Genua ergebnislos abgebrochen, da Sowjetrußland sich beharrlich weigerte, die russischen Vorkriegsschulden anzuerkennen.

Bereits am 24. April, eine Woche nach der Unterzeichnung des Vertrags von Rapallo, deutete der französische Ministerpräsident Raymond Poincaré in einer Rede in Bar-le-Duc die Möglichkeit einer militärischen Intervention Frankreichs an. Am 2. Mai mahnte General Degoutte, der Oberkommandierende der alliierten Truppen im Rheinland, in einem Brief an Kriegsminister Maginot, angesichts der in Rapallo vollzogenen deutsch-sowjetischen Annäherung dürfe Frankreich, wenn es das Ruhrbecken okkupieren wolle, keine Zeit mehr verlieren. Der Vertrag von Rapallo war ein Rückfall in wilhelminische Risikopolitik, vorangetrieben von Kräften, die dem wilhelminischen Denken verhaftet blieben. Als Wirth sich gegenüber Tschitscherin in Genua für die «Wiederherstellung der Grenzen von 1914» aussprach, wußte er sich in dieser Forderung mit großen Teilen der deutschen Führungsschicht einig.

Der Mann, der als Partner Tschitscherins auf deutscher Seite den Vertrag von Rapallo widerstrebend unterzeichnet hatte, erlebte dessen Ratifizierung nicht mehr. Am späten Vormittag des 24. Juni 1922 wurde Reichsaußenminister Walther Rathenau auf der Fahrt von seiner Villa im Grunewald ins Auswärtige Amt von zwei Männern, die sein Auto überholten, durch Pistolenschüsse getötet. Die rasch ermittelten Täter, der Oberleutnant zur See a. D. Erwin Kern und der Leutnant der Reserve Hermann Fischer, wurden am 17. Juli auf der Burg Saaleck bei Kösen von der Polizei gestellt; Kern starb durch Kugeln seiner Verfolger, Fischer nahm sich daraufhin selbst das Leben. Beide waren Mitglieder des Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes, einer damals etwa 170.000 Mitglieder zählenden, militant antisemitischen Vereinigung, und der «Organisation Consul», die auch den Mord an Erzberger vorbereitet hatte. Aus derselben geheimen Gruppe kamen auch einige der Hintermänner des Anschlags, deren die Polizei bald habhaft werden konnte.

Für die Urheber des Mordes verkörperte Rathenau die Erfüllungspolitik und die Weimarer Republik insgesamt; er war der Repräsentant alles dessen, was sie haßten. Er war ein Kritiker des alten Deutschland, der, weil er Jude war, ohne die Revolution nicht hätte Außenminister werden können. Die Erfüllungspolitik gegenüber dem Westen vertrat er ohne die nach Osten gerichteten Hintergedanken Joseph Wirths. Zugleich aber war Rathenau ein Produkt der wilhelminischen Ära und ein deutscher Patriot, der noch im Oktober 1918 die Deutschen zu einer «levée en masse» aufgerufen hatte und seit dem Sommer 1919 auf die Überwindung der Ordnung von Versailles hinarbeitete. Es waren nicht zuletzt die Widersprüche Rathenaus, die ihn zu einer Zielscheibe des Hasses für alle machten, die Weimar durch eine Revolution von rechts zu Fall bringen wollten.

Wie kein zweites Ereignis nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch erschütterte der Mord an Rathenau die Republik in ihren Grundfesten. Die Gewalteskalation von links aber, auf die die extreme Rechte gehofft hatte, fand nicht statt. An den großen Demonstrationen, zu denen der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund aufrief, nahmen neben Mehrheits- und Unabhängigen Sozialdemokraten auch die Kommunisten teil. Reichskanzler Wirth schleuderte am 25. Juni nach einer Würdigung des toten Ministers der Rechten unter stürmischem Beifall der Mehrheit des Reichstags und aller Tribünengäste Worte entgegen, die sich den Zeitgenossen einprägten: «Da steht (nach rechts) der Feind, der sein Gift in die Wunde eines Volkes träufelt. Da steht der Feind – und darüber ist kein Zweifel: Dieser Feind steht rechts.»

Der Mord an Rathenau veranlaßte die Reichsregierung zu administrativen und gesetzgeberischen Gegenmaßnahmen, zuerst in Form von zwei Notverordnungen, dann in Gestalt des Gesetzes zum Schutz der Republik, das am 18. Juli 1922 im Reichstag in dritter Lesung die notwendige verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit erhielt, weil auch die DVP Gustav Stresemanns ihm zustimmte. Das Gesetz bedrohte republikfeindliche Bestrebungen von der Beschimpfung der Reichsfarben bis zur Ermordung von amtlichen Repräsentanten der Republik, mit schweren Strafen und schuf einen für solche Delikte zuständigen Staatsgerichtshof zum Schutz der Republik beim Reichsgericht in Leipzig.

Die Sanktionen des Reichs lösten, ähnlich wie im Jahr zuvor nach der Ermordung Erzbergers, einen schweren Konflikt mit Bayern aus. Dieses hob das Gesetz einen Tag später auf und ersetzte es durch eine Verordnung, die zwar die materiellen Bestimmungen des Gesetzes übernahm, die Zuständigkeiten des Staatsgerichtshofes aber auf bayerische Gerichte übertrug. Die Reichsregierung reagierte weich, aber letztlich erfolgreich: Sie bot Bayern Verhandlungen an, die am 11. August, dem dritten Jahrestag der Weimarer Reichsverfassung, zu einem Kompromiß führten: Beim Staatsgerichtshof wurde ein zweiter Senat gebildet, der für die in Süddeutschland begangenen Delikte zuständig und mit süddeutschen Richtern zu besetzen war. Am 25. August 1922 hob die bayerische Regierung im Gegenzug die Verordnung vom 24. Juli auf. Ministerpräsident Graf Lerchenfeld aber wurde für dieses Zurückweichen von der rechten Mehrheit des Landtags bestraft. Am 2. November mußte er zurücktreten. Sein Nachfolger wurde eine Woche später Eugen Ritter von Knilling, der den «Vaterländischen Verbänden» und den Nationalsozialisten unter Führung Adolf Hitlers mit sehr vielmehr Verständnis gegenüberstand als sein Vorgänger.

Die Wirkungen des Republikschutzgesetzes blieben weit hinter den Erfahrungen seiner Befürworter zurück. Die obrigkeitsstaatlich geprägte Justiz zeigte kein Interesse, sich konsequent der Mittel zu bedienen, die das Gesetz bot, und wenn sie es tat, dann eher gegen politische Straftäter von links als solche von rechts. So erhielt etwa ein Kommunist, der von «Räuberrepublik» gesprochen hatte, eine Gefängnisstrafe von vier Wochen, während ein Angeklagter aus völkischen Kreisen, der das Schimpfwort «Judenrepublik» benutzt hatte, nur mit einer Geldstrafe von 70 Mark bedacht wurde.

Versuche, dem fanatischen Antisemitismus entgegenzuwirken, wie er sich erst in einer beispiellosen Hetzkampagne gegen Rathenau, dann in seiner Ermordung entladen hatte, waren vergeblich. Die Juden galten der extremen Rechten als Urheber der Niederlage Deutschlands im Weltkrieg, weil sie angeblich die deutschen Arbeiter systematisch mit pazifistischen, marxistischen oder bolschewistischen Ideen zersetzt oder sich auf Kosten des deutschen Volkes bereichert hatten. Sie wurden als Betreiber und Nutznießer von Revolution, Inflation und Erfüllungspolitik dargestellt. Sie dienten mithin als Sündenböcke für alles, worunter Deutschland seit dem November 1918 zu leiden hatte oder zu leiden glaubte.

Bei Studenten und Akademikern war der Antisemitismus besonders stark, weil viele von ihnen die Juden vor allem als Konkurrenten im Kampf um gehobene gesellschaftliche Positionen wahrnahmen. Daß die «marxistische» Arbeiterbewegung 1918 zur Regierungsmacht aufgestiegen war, empfanden werdende und fertige Akademiker vielfach als persönliche Kränkung. Ihr Anspruch auf die Führung Deutschlands wurde durch Kräfte in Frage gestellt, denen sie die dafür erforderliche geistige und moralische Eignung absprachen. Die Rolle von Juden in der politischen Linken reichte aus, um dem Gefühl des Statusverlustes und der Prestigeminderung eine antisemitische Wendung zu geben. Sich selbst sahen die völkischen Studenten und Jungakademiker in der Tradition der Befreiungskriege und vor allem Johann Gottlieb Fichtes, Ernst Moritz Arndts und des Turnvaters Jahn, bei denen sie fanden, was sie suchten: eine Auffassung vom ewig fortdauernden deutschen Volk, die sie umstandslos gegen die Juden als Träger eines «fremden Volkstums» und den angeblich von ihnen geprägten Staat von Weimar wendeten.

Rabiate Judenfeinde gab es nicht nur in antisemitischen Verbänden, sondern auch bei den monarchistischen Deutschnationalen, namentlich auf deren völkischem Flügel. In der «Konservativen Monatsschrift», dem Organ dieser Richtung, hatte der Reichstagsabgeordnete Wilhelm Henning im Juni 1922 einen Artikel veröffentlicht, in dem es unter anderem hieß, die «deutsche Ehre» sei «keine Schacherware für internationale Judenhände», und Rathenau und seine Hinterleute würden vom deutschen Volk zur Rechenschaft gezogen werden. Nach der Ermordung Rathenaus schien es der Parteiführung unter dem früheren preußischen Finanzminister Oskar Hergt angezeigt, einen Trennungsstrich zu den extremen völkischen Kräften zu ziehen: Der Parteiausschluß Hennings sollte den anderen bürgerlichen Parteien die Regierungsfähigkeit der DNVP beweisen. Die deutschnationale Reichstagsfraktion, der die endgültige Entscheidung überlassen wurde, begnügte sich mit dem Ausschluß Hennings aus den eigenen Reihen, hielt aber einen Parteiausschluß nicht für erforderlich. Diesen Schritt vollzogen Henning und zwei seiner Gesinnungsfreunde wenig später selbst. Im September 1922 gründeten sie die Deutschvölkische Arbeitsgemeinschaft, aus der im Dezember die Deutschvölkische Freiheitspartei entstand.

Zu einer Hochburg der neuen Partei wurde München, wo sich ihr der Kreisverein der Deutschnationalen anschloß. In der bayerischen Landeshauptstadt fanden die Deutschvölkischen ein besonders günstiges politisches Klima, freilich auch eine Konkurrenz vor, die sie an Haß auf Juden und «Marxisten» schlechterdings nicht übertreffen konnten: die von Adolf Hitler geführte Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei – diejenige Partei, die in ihrem Auftreten und ihren Kampfmethoden vielen zeitgenössischen Beobachtern als deutsche Kopie der italienischen Faschisten erschien. Die NSDAP kommentierte die Ermordung des Reichsaußenministers während einer Gedenkkundgebung der Münchner Sozialdemokraten in Flugblättern mit den Worten: «Der Rathenau ist leider tot. Es leben noch Ebert und Scheidemann.» Für die nach wie vor antisemitische DNVP hatte die Abspaltung ihres radikal völkischen Flügels mehr Vor- als Nachteile. Seit dem Herbst 1922 waren die Deutschnationalen ihrem wichtigsten Ziel ein Stück nähergekommen: der Einbeziehung in einen Bürgerblock, der eine Politik ohne und gegen die Sozialdemokraten gewährleisten sollte.

Eine Umgruppierung der politischen Kräfte im Gefolge des Mordes an Rathenau gab es auch auf der Linken: Mehrheits- und Unabhängige Sozialdemokraten bildeten im Juli 1922 eine Arbeitsgemeinschaft ihrer Reichstagsfraktionen; im September schlossen sie sich wieder zu einer Partei zusammen. Die USPD von 1922 war freilich nicht mehr die von 1917. Der linke Flügel der Unabhängigen hatte sich im Oktober 1920 auf dem Parteitag in Halle für den Anschluß an die Kommunistische Internationale und damit für die Vereinigung mit der KPD ausgesprochen. Der Teil der USPD, der sich zwei Jahre später mit den Mehrheitssozialdemokraten wiedervereinigte, bestand aus der gemäßigten Minderheit, zu der die Parteiführer Wilhelm Dittmann und Artur Crispien sowie die Parteiintellektuellen Rudolf Hilferding und Rudolf Breitscheid gehörten, außerdem ehemalige kommunistische «Rechtsabweichler» um den früheren Parteivorsitzenden Paul Levi, die 1921 aus der KPD ausgeschlossen worden waren. Es bedurfte der Erfahrung des erstarkenden Rechtsradikalismus und schließlich des Mordes vom 24. Juni 1922, um MSPD und USPD davon zu überzeugen, daß sie sich die Fortdauer ihrer Spaltung nicht mehr leisten konnten.

Der Zusammenschluß vom September 1922 stärkte das politische und vor allem das parlamentarische Gewicht der Sozialdemokratie beträchtlich. Doch es gab eine Kehrseite der Fusion: Ein Jahr zuvor, im September 1921, hatte sich die Mehrheitspartei auf ihrem Parteitag in Görlitz ein betont reformistisches, maßgeblich von Eduard Bernstein mitverfaßtes Programm gegeben, in dem sie sich als «Partei des arbeitenden Volkes in Stadt und Land» und «Kampfgemeinschaft für Demokratie und Sozialismus» präsentierte, der sich alle Gleichgesinnten, unabhängig von ihrer Klassenzugehörigkeit, anschließen konnten. Aus der Sicht der Rest-USPD war eine solche Abschwächung des Klassenkampfgedankens unvereinbar mit der weiterhin hochgehaltenen marxistischen Parteitradition. Das auf dem Vereinigungsparteitag in Nürnberg beschlossene Aktionsprogramm erinnerte in seiner Diktion sehr viel mehr an das alte Erfurter Programm von 1891 als an das Görlitzer Programm; das von Rudolf Hilferding entworfene Heidelberger Programm von 1925 las sich ebenfalls sehr viel «marxistischer» als sein Vorläufer von 1921.

Zur Reideologisierung kam die Verhärtung des Parteistandpunkts in Sachen Regierungsbeteiligung. Die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft der beiden sozialdemokratischen Reichstagsfraktionen hatte zur Folge, daß die Bemühungen «rechter» Sozialdemokraten um eine Große Koalition erst einmal vertagt werden mußten: Die meisten Abgeordneten der USPD und der linke Flügel der MSPD hätten ein Regierungsbündnis mit der unternehmerfreundlichen DVP nicht mitgetragen. Gleichwohl war die Partei Gustav Stresemanns mittlerweile ein stiller Teilhaber der Regierung Wirth. Am 19. Juli 1922, fünf Tage nach Bildung der Arbeitsgemeinschaft der Fraktionen von MSPD und USPD, bildeten DVP, DDP und Zentrum eine Arbeitsgemeinschaft der verfassungstreuen Mitte, die das neue Übergewicht der Sozialdemokraten ausgleichen sollte. Durch ihre Zustimmung zum Republikschutzgesetz war die Deutsche Volkspartei tags zuvor demonstrativ in die politische Mitte gerückt. Am 24. Oktober sorgte die DVP dafür, daß der Reichstag mit der erforderlichen verfassungsändernden Zweidrittelmehrheit die Amtszeit des (immer noch vorläufigen) Reichspräsidenten Ebert bis zum 30. Juni 1925 verlängerte. Damit wurde die für Anfang Dezember 1922 vorgesehene Direktwahl durch das Volk überflüssig – eine Wahl, die gemäßigte bürgerliche Parteien aus Sorge um den inneren Frieden lieber vermeiden wollten. (Im Falle der DVP kam das Motiv hinzu, einem direkten Votum für oder gegen Ebert tunlichst auszuweichen.)

Im Herbst 1922 hätte es sehr gute Gründe für die Bildung einer Großen Koalition gegeben. Der Mord an Rathenau hatte schlagartig zerstört, was an Vertrauen in die Mark noch vorhanden war: In- und Ausländer stießen ihre Markguthaben panikartig ab; die Kapitalflucht nahm gigantische Ausmaße an. Um dieselbe Zeit endete die inflationsbedingte deutsche «Sonderkonjunktur», die das Reich vor der Weltwirtschaftskrise der frühen zwanziger Jahre abgeschirmt hatte: Das Interesse an billigen Einfuhren aus Deutschland sank in dem Maß, wie die einheimische Industrie ihre Leistungskraft zurückgewann. Der deutsche Export verlor nun die «Prämie», die der Niedergang der Produktion in der übrigen Welt seit 1920 für ihn bedeutet hatte. Die Inflation, die im Herbst 1922 in die Hyperinflation umschlug, war damit ihres wirtschaftlichen «Reizes» endgültig beraubt, was die Chancen einer Sanierung der Währungsverhältnisse objektiv erhöhte. Politisch aber war eine Sanierung nur vorstellbar bei einem engen Zusammenwirken von Unternehmerschaft und Gewerkschaften, von gemäßigten bürgerlichen Parteien und Sozialdemokratie.

Große Teile der deutschen Unternehmerschaft verweigerten sich im Herbst 1922 noch dieser Erkenntnis, darunter auch Hugo Stinnes, der die Inflation für den Ausbau eines riesigen Industrieimperiums genutzt hatte und seit 1920 auch ein Reichstagsmandat der DVP innehatte. Seine Vorstellungen von Sanierung trug er ausgerechnet am 9. November 1922, dem vierten Jahrestag der Revolution, im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat, einem in der Reichsverfassung verankerten berufsständischen Quasiparlament ohne Entscheidungsbefugnis, vor und löste damit auf der Linken einen Sturm der Entrüstung aus: Die deutschen Arbeiter sollten für die Dauer von 10 bis 15 Jahren ohne Lohnzuschlag täglich zwei Stunden länger arbeiten. So wie Stinnes dachte der schwerindustrielle Flügel der DVP, nicht aber die Partei insgesamt und ihr Vorsitzender Gustav Stresemann. Dieser war mittlerweile von der unabdingbaren Notwendigkeit einer Zusammenarbeit zwischen den gemäßigten Kräften im Bürgertum und in der Arbeiterschaft überzeugt und stimmte darum am 26. Oktober dem Vorschlag von Reichskanzler Wirth zu, eine Kommission aus Regierungsparteien und Deutscher Volkspartei zu bilden und in deren Rahmen eine gemeinsame Plattform für die anstehenden wirtschaftspolitischen Entscheidungen, namentlich in der Reparationsfrage, zu erarbeiten.

Die DVP entsandte den Elektroindustriellen Hans von Raumer, einen Architekten der «Zentralarbeitsgemeinschaft» vom November 1918, in die Kommission, die SPD ihren theoretischen Kopf Rudolf Hilferding, den Autor des «Finanzkapital» von 1910. Beide wirkten entscheidend an der Verständigung auf einen Maßnahmenkatalog mit, der der Regierung als Material für ihre reparationspolitische Note vom 13. November 1922 diente. Die eigentliche Sensation der Kommissionsvorschläge war ein Kompromiß in der umstrittenen Arbeitszeitfrage: Der Achtstundentag sollte der «Normalarbeitstag» bleiben, «gesetzlich begrenzte Ausnahmen auf tariflichem oder behördlichem Wege» aber waren zugelassen. Die Kommission stellte damit die wichtigste soziale Errungenschaft des November 1918 zwar nicht grundsätzlich zur Disposition, empfahl aber doch, zumindest für Teilbereiche der Wirtschaft, eine zeitweilige Mehrarbeit, um auf diese Weise eine Sanierung der Finanzen, den wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands und einen friedlichen Ausgleich mit seinen Nachbarn zu ermöglichen.

Ganz in diesem Sinn war die reparationspolitische Note der Regierung Wirth vom 13. November 1922 gehalten. Sie stellte, wie von den Alliierten gefordert, großangelegte Stützungsmaßnahmen der Reichsbank zugunsten der Mark in Aussicht: Falls eine internationale Anleihe 500 Millionen Goldmark erbringe, werde die Reichsbank sich mit einem gleich hohen Betrag an der Aktion beteiligen. Dieser Note stimmten nicht nur die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen SPD, Zentrum und DDP, sondern auch die Vertreter der DVP zu.

Das Fundament einer Großen Koalition schien damit gelegt. Aber nur einen Tag später erwies sich dieser Eindruck als Trugbild. Am 14. November 1922 entschied sich die Fraktion der Vereinigten Sozialdemokratischen Partei Deutschlands mit überwältigender Mehrheit gegen eine Große Koalition. Für ein solches Bündnis hatte sich vor allem der preußische Ministerpräsident Otto Braun eingesetzt, aber er stand auf verlorenem Posten. Die Parteiführung wollte es so kurz nach der Wiedervereinigung der beiden sozialdemokratischen Parteien nicht auf eine Zerreißprobe mit den ehemaligen Unabhängigen ankommen lassen, von denen die meisten, anders als Hilferding, ein Zusammengehen mit der DVP, der «Unternehmerpartei» schlechthin, nach wie vor strikt ablehnten.

Einer Vereinbarung der Mittelparteien gemäß trat Joseph Wirth noch am gleichen Tag als Reichskanzler zurück. Zu seinem Nachfolger ernannte der Reichspräsident am 22. November den parteilosen Generaldirektor der Hamburg-Amerika-Linie, Wilhelm Cuno, einen 1876 im thüringischen Suhl geborenen Katholiken, der politisch deutlich rechts von der Mitte stand. Ebert mochte hoffen, daß ein erfahrener Wirtschaftsfachmann an der Spitze des Kabinetts das deutsche Unternehmertum stärker an die Republik heranführen und auch im Ausland einen guten Eindruck machen würde. Neben Cuno waren noch vier weitere Kabinettsmitglieder parteilos, unter ihnen der bisherige Essener Oberbürgermeister Hans Luther als Ernährungsminister und der frühere Generalquartiermeister Wilhelm Groener, der, wie schon unter Fehrenbach und Wirth, das Verkehrsministerium übernahm. Die übrigen Minister waren Mitglieder von Zentrum, BVP, DDP und DVP. Von einer parlamentarischen Mehrheit war das bürgerliche Minderheitskabinett Cuno weit entfernt. Es hatte nur dann eine Überlebenschance, wenn es von der SPD toleriert wurde.

Wie keine andere der bisherigen Weimarer Regierungen ähnelte die Ministermannschaft Cunos einem kaiserlichen Beamtenkabinett, und noch nie hatte der Reichspräsident so viel Einfluß auf die Auswahl des Reichskanzlers genommen wie im November 1922. Mit einer leichten Übertreibung könnte man die Regierung Cuno sogar ein verdecktes Präsidialkabinett nennen. Es war aber nicht nur ein Fehlgriff Eberts, daß es zu einem solchen Rückfall in den Obrigkeitsstaat kam. Die Hauptverantwortung für diese Entwicklung lag bei der Staatsgründungspartei der Weimarer Republik, der Sozialdemokratie. Aus Sorge um ihren Zusammenhalt als Partei hatte sie sich einer parlamentarischen Krisenlösung verweigert und damit die präsidiale Lösung erst möglich gemacht.[15]

Entscheidungsjahr 1923:
Von der Ruhrbesetzung zum Dawes-Plan

Die Regierung Cuno war noch keine zwei Monate im Amt, als am 11. Januar 1923 französische und belgische Truppen das Ruhrgebiet besetzten und damit die schärfste internationale Konfrontation seit dem polnisch-russischen Krieg von 1920, wenn nicht seit dem Ende des Ersten Weltkrieges herbeiführten. Die Begründung war ein Vorwand: Deutschland wurde, entsprechend den Feststellungen der alliierten Reparationskommission, eine schuldhafte Verletzung seiner Pflichten zur Lieferung von Schnittholz, Telegrafenstangen und Kohle vorgeworfen.

Das Versäumnis ging auf das Konto des vorangegangenen Kabinetts Wirth, das sich seit August 1922 bewußt an die populäre Devise «Erst Brot, dann Reparationen» gehalten hatte. Die Verzögerung war fahrlässig, da Frankreich seit dem Vertrag von Rapallo nur auf einen Anlaß wartete, um das Ruhrgebiet zu besetzen. Die Okkupation sollte Frankreich zu jener Sicherheit gegenüber dem Nachbarn im Osten verhelfen, die es wegen des Widerstands der beiden angelsächsischen Mächte in Versailles nicht hatte durchsetzen können. Hinter dem Sicherheitsinteresse aber stand mehr: die Untermauerung des französischen Anspruchs auf die Vormachtstellung in Kontinentaleuropa. Frankreichs Vorgehen war eine Politik hart am Rande des Krieges. Von den Alliierten erhielt Paris keinerlei Unterstützung; Großbritannien protestierte gegen die Ruhrbesetzung; der Vatikan verurteilte sie.

Die deutsche Antwort auf den aggressiven, auch von Großbritannien verurteilten, Akt war die Politik des «passiven Widerstandes»: der Nichtbefolgung der Anweisungen der Besatzer. Für diese Linie fand die Regierung Cuno eine große Mehrheit im Reichstag und die aktive Unterstützung der Gewerkschaften. Nur die äußerste Linke und die äußerste Rechte fügten sich nicht in die nationale Einheitsfront ein. Die Kommunisten gaben am 22. Januar die Parole aus «Schlagt Poincaré und Cuno an der Ruhr und an der Spree!», betonten in den folgenden Wochen aber doch, schon aus Rücksicht auf die «antiimperialistische», gegen Frankreich gerichtete Politik der Sowjetunion, den Gegensatz zum äußeren Gegner stärker als den zum inneren. Extremer war die Haltung der Nationalsozialisten. Am 11. Januar 1923 verkündete Hitler vor seinen Anhängern im Zirkus Krone in München, nicht «Nieder mit Frankreich!», sondern «Nieder mit den Novemberverbrechern!» müsse es heißen.

Infolge des deutschen Boykotts konnten Franzosen und Belgier bis März 1923 keine Reparationen erzwingen: Insofern erreichte die Politik des passiven Widerstands zunächst einmal ihr Hauptziel. Dann aber gingen die Besatzer dazu über, Zechen und Kokereien zu beschlagnahmen und das Eisenbahnwesen in eigene Regie zu übernehmen. Das Reich mußte nicht nur die Gehälter für die Bediensteten der Reichsbahn weiterzahlen, die aus dem besetzten Gebiet ausgewiesen wurden. Es vergab auch Kredite in Millionenhöhe an den Kohlenbergbau und die Eisen- und Stahlindustrie, um den stillgelegten Betrieben die Lohnfortzahlung zu ermöglichen. Das Ruhrgebiet wurde durch den passiven Widerstand folglich, finanziell gesehen, zu einem Faß ohne Boden. Die Hyperinflation überschlug sich förmlich. Der Außenwert der deutschen Währung, den die Reichsbank durch den Verkauf von Goldreserven und Devisen von Februar bis April 1923 bei etwa 21.000 Mark für einen Dollar vorübergehend stabilisiert hatte, fiel im Mai auf knapp 48.000 und im Juni auf 110.000 Mark.

Je deutlicher das Scheitern des passiven Widerstands sich abzeichnete, desto stärker wuchs auf der radikalen Rechten die Neigung, vom passiven zum aktiven Widerstand in Form von Sabotageakten überzugehen. Im März und April 1923 wurden mehrere Sprengstoffanschläge auf Eisenbahnanlagen im besetzten Gebiet verübt. Einen der Beteiligten, den Nationalsozialisten Albert Leo Schlageter, verhaftete die französische Kriminalpolizei im April in Essen. Am 9. Mai wurde er durch ein französisches Kriegsgericht in Düsseldorf wegen Spionage und Sabotage zum Tode verurteilt. Am 26. Mai erfolgte die Vollstreckung des Urteils durch Erschießen.

Die Hinrichtung Schlageters löste in Deutschland einen Proteststurm aus, der auch im fernen Moskau sein Echo fand. Am 20. Juni 1923 würdigte Karl Radek, der Deutschlandexperte der Kommunistischen Internationale, in einer Rede vor dem Erweiterten Exekutivkomitee den «Faschisten» Schlageter als einen «Märtyrer des deutschen Nationalismus» und mutigen Soldaten der Konterrevolution, der es verdiene, «von uns, Soldaten der Revolution, männlich ehrlich gewürdigt zu werden». Männer wie Schlageter würden jedoch, wie Radek unter Anspielung auf den Titel eines Freikorpsromans formulierte, zu «Wanderern ins Nichts», wenn sie nicht lernten, fortan für die Sache des großen arbeitenden deutschen Volkes zu kämpfen, das ein Glied sei in der Familie der um ihre Befreiung kämpfenden Völker.

Radeks «Schlageter-Rede» war ein Versuch, die nationalistischen Massen von ihren Führern zu trennen und die nationalrevolutionäre in eine sozialrevolutionäre Bewegung zu verwandeln. Aus der Sicht der Sowjetunion und der Komintern bot die deutsch-französische Konfrontation von 1923 die ungewöhnliche Chance, die gesamte Nachkriegsordnung von 1919 zu Fall zu bringen. Ein nationaler Befreiungskrieg, den Deutschland gegen Frankreich führte, konnte durch russische Unterstützung rasch die Durchbruchschlacht der Weltrevolution werden – vorausgesetzt, die von den «Faschisten» verführten nationalen Massen fanden sich zur Aktionseinheit mit den Kommunisten und unter ihrer Führung bereit. Diese Strategie in die Tat umzusetzen war das Ziel jener «nationalbolschewistischen» Agitation unter den Anhängern der nationalistischen Rechten, der sich die KPD im Sommer 1923 widmete – mit bemerkenswerten rhetorischen Zugeständnissen an den Antisemitismus, aber, aufs ganze gesehen, ohne politischen Erfolg.

Bei den Arbeitern fanden die Parolen der KPD sehr viel mehr Widerhall. Die Kommunisten waren nicht die Urheber, wohl aber die Nutznießer der «wilden Streiks», die Mitte Mai im Ruhrgebiet stattfanden. Bei Betriebsrats-, Gewerkschafts-, Kommunal- und Landtagswahlen im Sommer 1923 verzeichnete die KPD durchweg starke Gewinne; ihre Mitgliederzahl stieg von September 1922 bis September 1923 von knapp 225.000 auf 295.000. Im August 1923 schien eine politische Explosion unmittelbar bevorzustehen. Das fortschreitende soziale Elend hatte eine Verzweiflungsstimmung erzeugt, die sich in den sogenannten «Cuno-Streiks» entlud. Die Freien Gewerkschaften bemühten sich, die Betriebe der Reichsdruckerei, die auch Papiergeld druckten, vor dem Ausstand zu bewahren, hatten damit aber keinen Erfolg. Einen Tag lang, am 10. August 1923, war die Notenpresse stillgelegt, und sofort trat ein fühlbarer Mangel an Papiergeld ein.

Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die Sozialdemokraten die Regierung Cuno toleriert. Der Widerstand des linken Parteiflügels gegen eine Zusammenarbeit mit der DVP war so stark, daß die Parteiführung keine Alternative zur weiteren Hinnahme des am weitesten rechts stehenden aller bisherigen Nachkriegskabinette sah. Dazu kam die Furcht, die SPD würde, wenn sie auf dem Höhepunkt der Krise Regierungsverantwortung übernahm und die Katastrophenpolitik des passiven Widerstands abbrach, vom «nationalen» Deutschland abermals eines «Dolchstoßes» bezichtigt werden. Erst die «Cuno-Streiks» überzeugten die Parteiführung der Sozialdemokraten, daß die weitere Tolerierung der Regierung Cuno nicht das kleinere, sondern, verglichen mit einer Großen Koalition, das größere Übel war.

Da die Unzufriedenheit mit der amtierenden Regierung auch bei den bürgerlichen Parteien und den Unternehmern inzwischen kritische Ausmaße erreicht hatte, kam die überfällige Krisenlösung binnen weniger Tage zustande. Die SPD setzte in den Verhandlungen mit den bisherigen Regierungsparteien eine Reihe von Forderungen durch, darunter die schleunige Eindämmung der Inflation, die Vorbereitung einer Goldwährung, die Loslösung der Reichswehr von illegalen Organisationen sowie außenpolitische Aktivitäten zur Lösung der Reparationsfrage. Mit der in der Öffentlichkeit seit langem diskutierten Kanzlerschaft des Vorsitzenden der DVP, Gustav Stresemann, waren die Sozialdemokraten schon deswegen einverstanden, weil ihnen aus innerparteilichen Gründen daran lag, nicht selbst die Spitzenposition zu besetzen. Die stärkste Partei begnügte sich damit, die Minister für Finanzen, Wirtschaft, Inneres und Justiz zu stellen. Am 13. August 1923, einen Tag, nachdem Cuno seinen Rücktritt erklärt hatte, wurde Stresemann von Reichspräsident Ebert zum Reichskanzler ernannt. Tags darauf gewann der neue Regierungschef, der zugleich das Amt des Außenministers übernahm, die Vertrauensabstimmung im Reichstag. Rund ein Drittel der Abgeordneten von SPD und DVP blieb der Abstimmung fern – ein deutliches Zeichen, daß die Große Koalition in den beiden Flügelparteien weiterhin heftig umstritten war.

Auf der politischen Rechten, in Bayern nicht anders als im besetzten Gebiet, wurde die Rückkehr der Sozialdemokraten an die Regierung mit Empörung aufgenommen, wobei zwei Kabinettsmitglieder besonders feindselige Reaktionen hervorriefen: Finanzminister Rudolf Hilferding, weil er Jude war, und Justizminister Gustav Radbruch, weil er als Inhaber desselben Ressorts unter Wirth das verhaßte Republikschutzgesetz verkörperte. Auf die Arbeiterschaft aber wirkte die Bildung der Großen Koalition beruhigend. Die «Cuno-Streiks» verebbten. Von einer revolutionären Situation in Deutschland konnte nicht mehr die Rede sein.

Die Komintern in Moskau sah das anders. Unter dem Eindruck der «Cuno-Streiks» forderte der Generalsekretär der Dritten Internationale, Grigori Sinowjew, die KPD Mitte August auf, sich auf die herannahende revolutionäre Krise einzustellen. Am 23. August trat das Politbüro der Kommunistischen Partei Rußlands zu einer Geheimsitzung zusammen. Sinowjew, Radek und der Volkskommissar für Verteidigung, Leo Trotzki, setzten gegen den widerstrebenden Parteisekretär Stalin den Beschluß durch, einen Ausschuß zu bilden, dessen Aufgabe darin bestand, die kommunistische Revolution in Deutschland systematisch vorzubereiten.

Die endgültige Entscheidung für den «deutschen Oktober», der nach Trotzkis Auffassung am fünften Jahrestag der deutschen Revolution, am 9. November 1923, stattfinden sollte. Am 1. Oktober wies Sinowjew die Zentrale der KPD an, die Partei sollte möglichst umgehend in die sächsische Minderheitsregierung unter dem linken Sozialdemokraten Erich Zeigner eintreten, die seit März von den Kommunisten toleriert wurde. Der nächste Schritt sollte die Bewaffnung des sächsischen Proletariats sein. Sachsen war also die Rolle des Vororts der deutschen Revolution zugedacht: Es sollte zum Ausgangspunkt eines Bürgerkrieges werden, an dessen Ende der Sieg der Kommunisten über die Faschisten und die bürgerliche Republik stand.

Während die Kommunisten die Revolution vorbereiteten, spitzte sich die politische Krise in Deutschland weiter zu. Am 26. September verkündeten Reichspräsident und Reichsregierung nach langem Zögern das Ende des passiven Widerstands. Die bayerische Staatsregierung reagierte noch am selben Tag mit der Verhängung des Ausnahmezustands und der Übertragung der vollziehenden Gewalt an den Regierungspräsidenten von Oberbayern, Gustav Ritter von Kahr. Die Antwort des Reiches hierauf war eine Notverordnung vom Abend des 26. September, die den Ausnahmezustand über das ganze Reich verhängte und die vollziehende Gewalt dem Reichswehrminister übertrug, der sie seinerseits an die regionalen Militärbefehlshaber delegieren konnte. Bayern hätte, rein rechtlich gesehen, wenn Reichspräsident oder Reichstag dies verlangten, seine Maßnahmen außer Kraft setzen müssen. Aber Stresemann und die bürgerlichen Minister gingen davon aus, daß sich Kahr einem solchen Ersuchen nicht fügen würde, und hielten es darum für besser, gar nicht erst in diesem Sinn in München vorstellig zu werden.

Die Schwäche des Reichs sollte in den folgenden Tagen noch deutlicher hervortreten. Als der «Völkische Beobachter», das Organ der Nationalsozialisten, am 27. September heftige antisemitische Attacken auf die «Diktatoren Stresemann – Seeckt» richtete (auf den ersteren, weil er mit einer «Jüdin», auf den letzteren, weil er mit einer «Halbjüdin» verheiratet war), wies Reichsminister Geßler Kahr an, das Blatt zu verbieten. Kahr lehnte das ab, und General von Lossow, der Kommandeur der in Bayern stehenden Reichswehrtruppen, schloß sich dieser Haltung an. Das war ein klarer Fall von Befehlsverweigerung. Doch der Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, dachte sowenig wie beim Kapp-Lüttwitz-Putsch im März 1920 daran, Reichswehr auf Reichswehr schießen zu lassen. Er hielt sich vielmehr für eine ähnliche Rolle im Reich bereit, wie Kahr sie in Bayern übernommen hatte, und es gab viele, die ihn darin bestärkten: Eine «nationale Diktatur» unter einem von Seeckt geführten «Direktorium» war die Forderung prominenter Schwerindustrieller wie Hugo Stinnes und aller Kräfte, die ihre politische Heimat bei den Deutschnationalen sahen.

Eine andere Art von «Diktatur» schlugen in der Kabinettssitzung vom 30. September Arbeitsminister Brauns, ein Zentrumspolitiker, und Finanzminister Hilferding vor: Sie forderten ein Ermächtigungsgesetz, das es der Regierung gestatten sollte, in finanzieller und politischer Hinsicht das Notwendige zu tun. Für notwendig hielten beide eine Verlängerung der Arbeitszeit – was sie in Übereinstimmung mit den Unternehmern und in einen Gegensatz mit den Gewerkschaften brachte. Aber auch die SPD, Hilferdings Partei, war nicht bereit, den geforderten Vollmachten in der Arbeitszeitfrage zuzustimmen. Auf dem rechten Flügel der Großen Koalition nahm der Widerspruch gegen die Politik des Kabinetts Stresemann sehr viel schroffere Züge an: Der Fraktionsvorsitzende der DVP, Ernst Scholz, forderte im Einverständnis mit dem rechten Parteiflügel und namentlich mit Hugo Stinnes am 2. Oktober die umfassende Abkehr vom Achtstundentag, den «Bruch mit Frankreich» und die Einbeziehung der Deutschnationalen in die Große Koalition. Nach Lage der Dinge war das nichts anderes als eine Kampfansage an den Reichskanzler und ein verdecktes Bekenntnis zur «nationalen Diktatur». Stresemann zog noch am selben Tag die Konsequenz und reichte seinen Rücktritt ein.

Vier Tage später, am 6. Oktober, hieß der Kanzler dann doch wieder Gustav Stresemann, und abermals stand er einem Kabinett der Großen Koalition vor. Im Sinne einer Erneuerung dieses Bündnisses hatte Reichspräsident Ebert gewirkt, und er hatte damit Erfolg, weil die gemäßigten Kräfte der DVP nicht bereit waren, sich dem Druck von Stinnes zu beugen und Stresemann fallen zu lassen. In der Nacht vom 5. zum 6. Oktober gelang den Parteiführern der entscheidende Durchbruch in der Sache: Sie verständigten sich in der Arbeitszeitfrage auf eine Formel, auf die sich ihre Experten schon am 13. November 1922, am Vorabend des Auseinanderbrechens des Kabinetts Wirth, geeinigt hatten: Der Achtstundentag sollte grundsätzlich beibehalten, aber auf tariflichem oder gesetzlichem Weg überschritten werden können.

Mit einem Ermächtigungsgesetz, das die Arbeitszeitfrage aussparte und nur für die Dauer der Regierungszeit der gegenwärtigen Koalition gelten sollte, war nun auch die SPD einverstanden. Am 13. Oktober nahm der Reichstag dieses Gesetz mit der notwendigen verfassungsändernden Mehrheit an. Auf seiner Grundlage ergingen Verordnungen zur Erwerbslosenfürsorge, zum Personalabbau im öffentlichen Dienst und eine Verordnung, die die staatliche Zwangsschlichtung von Tarifkonflikten einführte und damit den Staat zum Oberschiedsrichter in Arbeitskämpfen machte. Die Parallelen zu den außerordentlichen Vollmachten des Artikels 48 lagen auf der Hand.

Zur gleichen Zeit, in der in Berlin um das Schicksal der Großen Koalition gerungen wurde, arbeiteten rechtsautoritäre Kräfte und Kommunisten auf einen Regimewechsel hin. In Bayern ließ sich Hitler am 25. September zum Führer des «Deutschen Kampfbundes», einer neuen Dachorganisation der «Vaterländischen Verbände», wählen. Vier Tage später setzte Kahr den Vollzug des Republikschutzgesetzes außer Kraft. Um die Nationalsozialisten an sich zu binden, ließ Kahr seit Mitte Oktober Ostjuden in großer Zahl aus Bayern ausweisen. Als Reichswehrminister Geßler am 20. Oktober die überzählige Amtsenthebung des Münchner Wehrkreisbefehlshabers von Lossow anordnete, holte Kahr zu seinem bisher massivsten Schlag gegen das Reich aus: Er ernannte Lossow zum bayerischen Landeskommandanten und nahm die in Bayern stationierte 7. Reichswehrdivision in die Pflicht des Freistaates.

Eine Trennung Bayerns vom Reich wollten weder Kahr noch Lossow noch ihr Verbündeter, der Landeskommandant der bayerischen Polizei, Oberst von Seißer. Das Münchner Triumvirat erstrebte vielmehr eine Umgestaltung des Reiches nach dem Vorbild der «Ordnungszelle» Bayern. Ein «Marsch auf Berlin», nach dem Muster von Mussolinis «Marsch auf Rom», sollte den Abschluß der Errichtung einer «nationalen Diktatur» bilden. Die Nationalsozialisten durften daran mitwirken, die Rolle des «Duce» aber war nicht Hitler, sondern Kahr und später, auf Reichsebene, einem Mann vergleichbarer Gesinnung vorbehalten – etwa dem General von Seeckt, von dem aber niemand wußte, ob er, der als Legalist galt, im Ernstfall gegen den erklärten Willen des Reichspräsidenten losschlagen würde.

Die Kommunisten konzentrierten ihre Aktivitäten auf Mitteldeutschland. Am 10. Oktober traten drei Kommunisten, unter ihnen der Parteivorsitzende Heinrich Brandler als Chef der Staatskanzlei, den Weisungen entsprechend, in die von dem linken Sozialdemokraten Erich Zeigner geführte sächsische Regierung ein. Am 16. Oktober wurde auch in Thüringen unter dem Sozialdemokraten August Frölich eine Koalitionsregierung aus SPD und KPD gebildet. Die Bildung der linken «Einheitsfrontregierungen» in Dresden und Weimar war verfassungskonform, und beide stützten sich auf parlamentarische Mehrheiten. Die Kabinette Zeigner und Frölich unternahmen auch keine Schritte, die man reichsfeindlich hätte nennen können. Dennoch gab es in Berlin, und zwar auch bei den regierenden Sozialdemokraten, keinen Zweifel an der Absicht der Kommunisten, von Sachsen und Thüringen aus den Kampf um die Macht in Deutschland aufzunehmen. Am 13. Oktober verbot infolgedessen der sächsische Wehrkreisbefehlshaber und Inhaber der vollziehenden Gewalt, General Alfred Müller, die paramilitärischen Proletarischen Hundertschaften der KPD. Drei Tage später unterstellte er, in Absprache mit Reichswehrminister Geßler, die sächsische Polizei der Befehlsgewalt der Reichswehr. Die Dresdener Regierung war damit ihres einzigen Machtinstruments beraubt.

Am 21. Oktober scheiterte der Versuch einer kommunistischen Revolution, bevor er ernsthaft begonnen hatte. Auf einer von der KPD einberufenen Arbeiterkonferenz in Chemnitz verweigerten sich die Sozialdemokraten dem von den Kommunisten propagierten Generalstreik, der das Signal für den proletarischen Aufstand geben sollte. Damit war der Zeitplan für den «deutschen Oktober» durchkreuzt: Der Versuch, in Deutschland zu wiederholen, was die Bolschewiki im November 1918 vorgemacht hatten, konnte nicht stattfinden. Nur in Hamburg kam es zu einer putschartigen Erhebung der Kommunisten. Nach dreitägigen blutigen Kämpfen war die Polizei am 25. Oktober auch in der Hansestadt wieder Herr der Lage.

Zur gleichen Zeit unterwarf die Reichswehr ganz Sachsen ihrer Kontrolle, wobei es in mehreren Städten zu blutigen Zusammenstößen kam. Ein Ultimatum von Reichskanzler Stresemann vom 27. Oktober, eine Regierung ohne Kommunisten zu bilden, wies Ministerpräsident Zeigner tags darauf zurück, woraufhin Stresemann, ohne vorher nochmals das Kabinett einzuberufen, eine formelle Reichsexekution und die Ernennung eines zivilen Reichskommissars, des Reichstagsabgeordneten Karl Rudolf Heinze von der DVP, für Sachsen verfügte. Am 30. Oktober erzwang Heinze den Rücktritt Zeigners. Auf Drängen des sozialdemokratischen Parteivorstands bildete ein gemäßigter Politiker, der frühere Wirtschaftsminister Alfred Fellisch, eine sozialdemokratische Minderheitsregierung, die von der DDP toleriert wurde. Am 31. Oktober, unmittelbar nach der Bestätigung des Kabinetts durch den Landtag, beendete der Reichspräsident auf Ersuchen des Reichskanzlers Heinzes Mandat als Reichskommissar.

Stresemanns Ultimatum vom 27. Oktober hatte die SPD grundsätzlich zugestimmt, im nachhinein aber erhob sie, unter Hinweis darauf, daß das Kabinett keine Gelegenheit gehabt habe, über Zeigners ablehnende Antwort zu beraten, schwere Bedenken. Unter dem massiven Druck ihres linken Flügels und gegen eindringliche Warnungen des preußischen Innenministers Severing beschloß die sozialdemokratische Reichstagsfraktion am 31. Oktober ein Ultimatum, in dem die Regierung Stresemann aufgefordert wurde, den militärischen Ausnahmezustand aufzuheben, das Verhalten der bayerischen Machthaber für verfassungswidrig zu erklären und sofort die notwendigen Schritte gegen den Freistaat einzuleiten. Die bürgerlichen Mitglieder des Kabinetts Stresemann, von der politischen und militärischen Unmöglichkeit eines Bürgerkriegs um Bayern überzeugt, lehnten die Forderungen der SPD erwartungsgemäß ab, was die sozialdemokratischen Minister am 2. November mit dem Austritt aus der Reichsregierung beantworteten. Vier Tage nach dem Ende der Großen Koalition rückte die Reichswehr mit Einwilligung Eberts in Thüringen ein und erzwang dort die Auflösung der Proletarischen Hundertschaften. Am 12. November zog die KPD, von der SPD gedrängt, ihre Minister aus der Weimarer Koalitionsregierung zurück. Bis zu vorgezogenen Neuwahlen im Februar 1924 blieb Frölich noch als Chef eines sozialdemokratischen Minderheitskabinetts im Amt.

Am Abend des 8. November eskalierte die bayerische Krise. Adolf Hitler nutzte eine Versammlung von Anhängern Kahrs im Bürgerbräukeller, um die «Nationale Revolution» auszurufen. Mit vorgehaltener Pistole preßte der Führer der Nationalsozialisten Kahr, Lossow und Seißer das Versprechen ab, sich an der Aktion zu beteiligen. Hitlers Mitverschwörer, Erich Ludendorff, der ehemalige «starke Mann» des deutschen Militärs im Ersten Weltkrieg und von Hitler soeben zum Oberbefehlshaber der «Nationalarmee» ernannt, gab jedoch wenig später dem Triumvirat die Handlungsfreiheit zurück, so daß die bayerischen Machthaber zum Gegenschlag ausholen konnten. Am Mittag des 9. November 1923 endete Hitlers Putsch unter den Kugeln der bayerischen Landespolizei an der Münchner Feldherrnhalle. Hitler selbst konnte fliehen, wurde aber zwei Tage später festgenommen. Sechzehn seiner Gefolgsleute bezahlten die «Nationale Revolution» mit ihrem Leben.

In Berlin führten die Münchner Ereignisse zu einer dramatischen Wendung. Noch in der Nacht zum 9. November übertrug Reichspräsident Ebert dem Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, den Oberbefehl über die Wehrmacht des Reiches und, in Abänderung der Verordnung vom 26. September 1923, die Ausübung der vollziehenden Gewalt. Offenbar gingen Ebert und Stresemann davon aus, daß die Machtübertragung an Seeckt der einzige Weg war, die bayerische Reichswehr in eine Frontstellung gegen die Putschisten zu bringen. Eine Garantie, daß der General nicht selbst putschen würde, gab es freilich nicht. Ebert nahm aber wohl an, daß Seeckt, wenn er ihm, dem Staatsoberhaupt, direkt unterstellt war, der Republik nicht so gefährlich sein würde wie in seiner bisherigen, kaum zu kontrollierenden Position.

Der Hitler-Putsch bedeutete eine Zäsur nicht nur für Bayern, sondern für das Reich insgesamt. Die «seriösen» Diktaturpläne Kahrs und seiner Verbündeten waren durch das Geschehen vom 8. November nachhaltig diskreditiert, die Autorität des Generalstaatskommissars Kahr war schwer erschüttert. Ohne festen Rückhalt beim bayerischen Triumvirat aber war eine «nationale Diktatur» in Deutschland kaum vorstellbar. Mit seinem Putsch bewirkte Hitler also das Gegenteil dessen, was er bezweckt hatte: Der Führer der Nationalsozialisten trug wesentlich dazu bei, die aufs höchste gefährdete Republik zu festigen.

Eine Woche nach dem Münchner Putsch, am 15. November, gelang dem bürgerlichen Rumpfkabinett Stresemann das «Wunder der Rentenmark». Die neue Währung, die an diesem Tag eingeführt wurde, war als Provisorium gedacht. Bis zur Einführung der endgültigen, durch Gold gedeckten Währung sollten nach dem Vorschlag von Finanzminister Hans Luther, der am 6. Oktober die Nachfolge Rudolf Hilferdings angetreten hatte, Grundschulden und Schuldverschreibungen zu Lasten von Industrie und Landwirtschaft den Kaufwert der «Rentenmark» garantieren. Am 20. November konnte der Kurs der Mark, der am 14. November bei 1,26 Billionen für einen Dollar gelegen hatte, bei 4,2 Billionen stabilisiert werden. Die Reichsbank setzte daraufhin ein analoges Umtauschverhältnis von 1 Billion Papiermark gleich 1 Rentenmark fest, womit der Vorkriegsstand des Wechselkurses von Mark und Dollar wieder erreicht war.

Das Opfer der Rentenmark war das Rheinland. Das besetzte Gebiet mußte bis zur Einführung der goldgedeckten Reichsmark am 30. August 1924 mit kommunalem Notgeld als Zahlungsmittel zurechtkommen, wurde also vom Reich weitgehend sich selbst überlassen. Vergeblich hatte der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer, ein Politiker des Zentrums, am 13. November protestiert, «das Rheinland müsse mehr wert sein als ein oder zwei oder selbst drei neue Währungen». Der Reichsregierung erschien die Gefahr, daß das Rheinland sich vorübergehend, in welcher Form auch immer, institutionell verselbständigen könne, als das kleinere Übel, verglichen mit dem wirtschaftlichen Zusammenbruch, der ganz Deutschland drohte, wenn die neue Währung durch die fortdauernde Totalsubventionierung des okkupierten Territoriums ruiniert wurde.

Seit dem 25. Oktober 1923 zeichnete sich noch ein anderes «Wunder» ab. An jenem Tag ließ der französische Ministerpräsident Raymond Poincaré dem britischen Premierminister Andrew Bonar Law mitteilen, daß er unter bestimmten Bedingungen bereit sei, einer Überprüfung der Reparationsfrage zuzustimmen. Damit griff der Pariser Regierungschef einen von London übernommenen Vorschlag auf, den der amerikanische Außenminister Charles Hughes Ende Dezember 1922 vor der American Historical Association in New Haven gemacht hatte: die Erörterung der Reparationsfrage auf einer internationalen Expertenkonferenz unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungskraft Deutschlands. Poincarés Bedingungen waren folgende: Ein Expertengremium war durch die Alliierte Reparationskommission zu berufen; die Höhe der deutschen Reparationsschuld, wie sie das Londoner Ultimatum vom Mai 1921 dem Reich auferlegt hatte, sollte vom Ergebnis der Untersuchung unabhängig sein; ein zweites Expertengremium hatte Höhe und Verbleib der deutschen Auslandsdevisen festzustellen. Nachdem auch die USA diesem Vorschlag zugestimmt hatten, brachte Paris am 13. November in der Reparationskommission offiziell den Antrag ein, die beiden Kommissionen einzusetzen. Damit waren die Weichen für den (nach dem Vorsitzenden der Reparationskommission, dem amerikanischen Bankier Charles G. Dawes, benannten) Dawes-Plan gestellt – dem Reparationsabkommen von 1924, das untrennbar mit dem wirtschaftlichen Aufschwung Deutschlands in den mittleren zwanziger Jahren verknüpft ist.

Die Kehrtwendung Poincarés hatte viele Ursachen: Die Ruhrbesetzung war für Frankreich zu einer großen, die Währung gefährdenden Belastung geworden; der innenpolitische Widerstand von links, vor allem von seiten der Sozialisten und Kommunisten, war immer massiver geworden; außenpolitisch hatte sich Frankreich zunehmend isoliert, wobei besonders die Verschlechterung des Verhältnisses zu Großbritannien ins Gewicht fiel. Noch wichtiger aber war ein anderer Grund: Am 23. Oktober hatte der amerikanische Außenminister Hughes Poincaré zu erkennen gegeben, daß die USA eine französische Beteiligung an der internationalen Expertenkommission honorieren und die Diskussion der Reparationsfrage mit dem Problem der interalliierten Schulden verbinden werde. Frankreich durfte also erwarten, daß es durch ein gewisses Entgegenkommen gegenüber seinem Schuldner Deutschland seine eigene Position als Schuldner der Vereinigten Staaten verbessern würde.

Sein Ziel, das Rheinland vom Reich abzutrennen, gab Poincaré mit der Kurskorrektur in der Reparationsfrage noch nicht auf. Am gleichen Tag, an dem er die britische Regierung über die neue politische Linie Frankreichs informierte, entschied er sich für die aktive und offizielle Förderung der Autonomiebestrebungen im besetzten Gebiet. Tatsächlich gab es seit dem 21. Oktober in einer Reihe von Orten, darunter Aachen, Trier, Koblenz, Bonn und Wiesbaden, Versuche, eine «Rheinische Republik» auszurufen. Von der französischen und belgischen Besatzungsmacht wurden die separatistischen Umtriebe unterstützt, nicht jedoch von breiten Kreisen der Bevölkerung. Im preußischen Rheinland wie in der zu Bayern gehörenden Pfalz war schon im November 1923 abzusehen, daß es zu einer freiwilligen Loslösung vom Reich nicht kommen würde. Im Dezember wies Poincaré den Vorsitzenden der Hohen Alliierten Kommission für die Rheinlandgebiete, Paul Tirard, an, die Unterstützung der Separatisten einzustellen.

Die Zeichen für eine allmähliche innere und äußere Entspannung standen also günstig, als in Berlin eine neue Regierungskrise ausbrach. Am 22. November brachte die SPD, allen Warnungen von Reichspräsident Ebert zum Trotz, einen Mißtrauensantrag gegen das bürgerliche Minderheitskabinett Stresemann ein, den sie damit begründete, daß die Reichsregierung gegen Sachsen und Thüringen in schärfster Form vorgegangen sei, gegen die verfassungswidrigen Zustände in Bayern aber nichts Entscheidendes getan habe. Der Antrag war so formuliert, daß die Deutschnationalen, von deren Haltung alles abhing, ihm nicht zustimmen konnten. Den Sozialdemokraten ging es also gar nicht um den Sturz Stresemanns, sondern um eine politische Demonstration, die den linken Parteiflügel besänftigen sollte. Der Kanzler aber war nicht bereit, eine weitere Schwächung seiner Position hinzunehmen, und beantwortete den Vorstoß der SPD mit der Vertrauensfrage. Mit 231 gegen 156 Stimmen bei 7 Enthaltungen lehnte der Reichstag am 23. November den entsprechenden Antrag der Regierungsparteien ab. Erstmals in der Geschichte der deutschen Republik war damit, wie Stresemann anschließend vor ausländischen Pressekorrespondenten erklärte, eine Regierung «in offener Feldschlacht» gefallen.

Die Bildung einer Nachfolgeregierung erwies sich als überaus schwierig: Sie nahm eine volle Woche in Anspruch. Am 30. November 1923 trat schließlich der Partei- und Fraktionsvorsitzende des Zentrums, der aus Köln stammende Jurist Wilhelm Marx, die Nachfolge Stresemanns an. Der letztere übernahm in der neuen Regierung wieder das Amt des Außenministers, das er schon seit August 1923 innehatte und bis zu seinem Tode am 3. Oktober 1929 behalten sollte. Das bürgerliche Minderheitskabinett Marx war auf die Tolerierung durch die Partei angewiesen, die die Vorgängerregierung gestürzt hatte: die Sozialdemokraten. Diese verhalfen unter massivem Druck des Reichspräsidenten, der hinter den Kulissen mit der Anwendung des Artikels 48 drohte, dem Kabinett Marx am 8. Dezember sogar zu einem Ermächtigungsgesetz. Es war bis zum 14. Februar 1924 befristet und gab der Regierung die Möglichkeit, dringende Maßnahmen auf dem Verordnungsweg zu ergreifen. Davon betroffen war auch die Arbeitszeit, die unbedingt einer Neuregelung bedurfte, da die bisherigen Regelungen, die mehrfach verlängerten Demobilmachungsverordnungen der Revolutionszeit, am 17. November ausgelaufen waren und seitdem von Rechts wegen überall dort, wo die Arbeitszeit nicht tariflich vereinbart worden war, wieder die Arbeitszeit der Vorkriegsjahre galt.

In dem Vierteljahr, in dem das Ermächtigungsgesetz in Kraft war, vollzogen sich in Deutschland einschneidende Veränderungen. In großen Bereichen der Wirtschaft war nunmehr, obwohl der Achtstundentag als Normalarbeitstag grundsätzlich fortbestand, der Zehnstundentag gesetzlich erlaubt. Die Freien Gewerkschaften beantworteten diese Niederlage im Januar 1924 mit der Aufkündigung der Zentralarbeitsgemeinschaft vom November 1918, was aber kaum mehr als ein symbolischer Protest war. Die Beamtengehälter wurden im Dezember 1923 auf einem Niveau festgesetzt, das weit unter dem Vorkriegsstand lag. Am 14. Februar 1924, dem Tag, an dem das Ermächtigungsgesetz auslief, wurde durch eine Steuernotverordnung der Abbau der Zwangswirtschaft auf dem Wohnungsmarkt eingeleitet: ein wichtiger Schritt zur Überwindung des «Kriegssozialismus», der den Krieg um mehr als fünf Jahre überdauert hatte.

Dieselbe Verordnung regelte auch die heiß umstrittene Aufwertung von Geldforderungen aus bestimmten, durch die Inflation vernichteten Vermögensanlagen, darunter Sparkassenguthaben, Hypotheken, Pfandbriefe und Lebensversicherungen. Der einheitliche Aufwertungssatz von 15 Prozent des Goldmarkbetrages enthielt das Eingeständnis, daß der von Finanzminister Luther bislang verfochtene Grundsatz «Mark gleich Mark» dem Gerechtigkeitsempfinden eklatant zuwiderlief. Die Tilgung der Aufwertungsschulden wurde allerdings bis 1932, der Kriegsanleihen sogar bis zur endgültigen Regelung der Reparationslasten, also auf unbestimmte Zeit, vertagt. Der erbitterte Protest von Millionen Betroffener vermochte am Inhalt der Verordnung nichts mehr zu ändern. Um die neue Währung nicht aufs Spiel zu setzen, konnte die Regierung Marx nicht anders handeln. Die Sparer und Zeichner von Kriegsanleihen waren damit die eigentlichen Opfer der Inflation.

Es waren nicht die Mittelschichten insgesamt, die durch die Geldentwertung ruiniert oder doch nachhaltig geschwächt wurden, wohl aber erhebliche Teile derselben, nämlich jene, die ihren Lebensunterhalt aus Ersparnissen oder der Tilgung und Verzinsung von Wertpapieren zu bestreiten gewohnt waren. Nutznießer waren hingegen die Haus- und Grundbesitzer, die nun schuldenfrei waren und von der allgemeinen Privilegierung von Sachvermögen profitierten. Die eigentlichen Inflationsgewinner waren die meist hochverschuldeten Großgrundbesitzer, die durch die Geldentwertung ihrer meist hohen Schulden ledig wurden, und die Besitzer großer industrieller Ver mögen. Der Staat war materiell ein Gewinner und immateriell ein Verlierer der Inflation: Die Geldentwertung half ihm, weil sie als Schuldenbefreiung wirkte, und sie schadete ihm, weil sie das Vertrauen in ihn nachhaltig erschütterte. Es war die Republik, gegen die sich das Ressentiment der Enttäuschten richtete, und nicht die Monarchie, obwohl sie den Prozeß der Geldentwertung ausgelöst hatte: Fünf Jahre nach Kriegsende begann das Kaiserreich bereits wieder, vielen Deutschen in verklärtem Licht zu erscheinen.

Die Inflation hatte nivellierende Wirkungen: Die Einkommensabstände sowohl zwischen hohen und niederen Beamten wie zwischen der Gesamtheit der Beamten und der Arbeiterschaft waren zusammengeschrumpft. Gewinner der Inflation aber waren die Arbeiter nicht: Die Realwochenlöhne lagen im Dezember 1923 bei gerade einmal 70 Prozent der Vorkriegszeit. Dazu kam eine hohe Arbeitslosigkeit. Die Gewerkschaften mußten für ihre staatstragende Rolle während des Ruhrkampfes einen hohen Preis bezahlen: Die Mitgliederzahlen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes sanken von 7,7 Millionen im September 1923 auf 4,8 Millionen im März 1924. Alles deutete darauf hin, daß das proletarische Protestpotenzial zu Beginn des Jahres 1924 um vieles größer war als ein Jahr zuvor.

Zur gleichen Zeit gab es aber auch Zeichen einer allmählichen politischen Beruhigung. Seit Ende November 1923 wurde im Ruhrgebiet wieder normal gearbeitet. Die Stabilisierung der wirtschaftlichen Verhältnisse an Rhein und Ruhr entzog dem Projekt eines mit dem übrigen Reich locker verbundenen rheinischen Bundesstaates, wie es Adenauer, in Abstimmung mit Stinnes, im Spätjahr 1923 betrieben hatte, fortschreitend den Boden. Im Januar 1924 erteilte Außenminister Stresemann dem Vorhaben des Kölner Oberbürgermeisters eine scharfe Absage. Daraufhin legte Adenauer den Plan ad acta.

Am 29. Februar 1924 wurde der militärische Ausnahmezustand auf Drängen Seeckts aufgehoben. Der Chef der Heeresleitung wollte damit verhindern, daß sich die Autorität der Reichswehr im Kleinkrieg mit Zivilbehörden, vor allem in Sachsen und Thüringen, aber auch in Preußen, abnutzte. Seeckt fürchtete überdies eine Unterwanderung durch rechtsradikale Wehrverbände. Die innere Konsolidierung der Reichswehr hatte für ihn Vorrang vor einer Machtausübung, die sich politisch nicht auszahlte.

Strittig war zunächst gewesen, ob die Verbote von KPD, NSDAP und Deutschvölkischer Freiheitspartei, die Seeckt als Inhaber der vollziehenden Gewalt am 23. November 1923 verhängt hatte, bestehen bleiben sollten oder nicht. Seeckt war für die Aufrechterhaltung, Severing für ihre Aufhebung. Der preußische Innenminister konnte sich im wesentlichen durchsetzen. Mit dem militärischen Ausnahmezustand wurden auch die Parteiverbote aufgehoben. Öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel blieben aber vorerst im Regelfall verboten; der zivile Ausnahmezustand wurde erst am 25. Oktober 1924 aufgehoben.

Im Februar 1924 gelang auch die offizielle Beilegung des Konflikts zwischen dem Reich und Bayern. Künftig sollte, entsprechend einer Verordnung vom 14. Februar, der Reichswehrkommandant im Freistaat nur im Benehmen mit der Landesregierung abgerufen werden können. Die Eidesformel von Reichswehr und Reichsmarine wurde durch eine Verpflichtung auf die Verfassung des jeweiligen Heimatstaates ergänzt. Damit war die Inpflichtnahme der bayerischen Reichswehrtruppen durch die Regierung in München erledigt. Vier Tage später traten Kahr als Generalstaatskommissar und Lossow als bayerischer Landeskommandant zurück. Irgendwelche strafrechtlichen Folgen hatte ihr reichs- und verfassungsfeindliches Verhalten im Herbst 1923 nicht.

Die Urteile gegen die Putschisten vom 8. und 9. November 1923 ergingen am 1. April 1924. Das Volksgericht München sprach General Ludendorff von der Anklage des Hochverrats frei. Fünf andere Beteiligte, darunter Ernst Röhm, der Organisator der nationalsozialistischen «Sturmabteilungen», der SA, wurden zu drei Monaten Festungshaft und 100 Mark Geldstrafe mit Bewährung, Hitler selbst wurde zusammen mit drei Mitverschwörern zu fünf Jahren Festung und 200 Mark Geldstrafe verurteilt. Nach Verbüßung von sechs Monaten stand auch den zuletzt Genannten eine Bewährungsfrist in Aussicht. (Tatsächlich wurde Hitler bereits zu Weihnachten 1924 aus der Festungshaft in Landsberg, die er zur Abfassung seines Bekenntnisbuches «Mein Kampf» nutzte, entlassen.) Allen Angeklagten hielt das Gericht zugute, sie hätten sich bei «ihrem Tun von rein vaterländischem Geiste und dem edelsten, selbstlosen Willen» leiten lassen und nach bestem Wissen und Gewissen geglaubt, «daß sie zur Rettung des Vaterlandes handeln mußten, und daß sie dasselbe taten, was kurz zuvor die Absicht der leitenden bayerischen Männer war». Moralisch kamen das Urteil und seine Begründung einem Freispruch gleich, und so wurden sie auch in Bayern und Deutschland verstanden.

Die Erregung über das Urteil im Hitler-Prozeß hatte sich noch nicht gelegt, als am 9. April 1924 ein Ereignis für Schlagzeilen sorgte, das die weitere Entwicklung der Weimarer Republik nachhaltig prägen sollte: die Veröffentlichung des Gutachtens der im Januar eingesetzten, von dem amerikanischen Bankier Charles Dawes geleiteten Expertenkommission zur Reparationsfrage. Eine Gesamthöhe der von Deutschland zu erbringenden Leistungen nannte der Bericht nicht, seine Verfasser gingen aber offensichtlich davon aus, daß die im Londoner Ultimatum vom Mai 1921 aufgestellte Forderung von 132 Milliarden Goldmark die deutsche Leistungskraft überstieg. Um die Währung nicht zu gefährden, sollte ein von den Gläubigerstaaten berufener Reparationsagent für den «Transferschutz», einen den Außenwert der Mark berücksichtigenden Zahlungsmodus, sorgen. Die Jahresraten, die Annuitäten, begannen mit einer Milliarde Goldmark, um dann innerhalb von fünf Jahren auf 2,5 Milliarden anzusteigen. Die Reichsbahn wurde, um dem französischen Verlangen nach Garantien zu genügen, in eine Gesellschaft verwandelt, die mit bestimmten Obligationen belastet wurde. Ihrem Aufsichtsrat gehörten (wie auch dem Generalrat der Reichsbank) Vertreter der Gläubigerstaaten an. Als weitere Sicherungen sah die Kommission die Verpfändung einiger Reichseinnahmen und eine verzinsliche Hypothek der deutschen Industrie in Höhe von 5 Milliarden Mark vor.

Die Beschränkungen der deutschen Souveränität, wie sie das Dawes-Gutachten vorsah, waren einschneidend und doch sehr viel leichter zu ertragen als die territorialen Garantien, die Frankreich und Belgien sich im Januar 1923 durch die Ruhrbesetzung genommen hatten. Der Dawes-Plan enthielt überdies eine für die deutsche Wirtschaft höchst erfreuliche Perspektive: eine Auslandsanleihe von 800 Millionen Mark, die den Grundstock der neu zu schaffenden Notenbank bilden sollte. Aus dem Erlös waren zunächst ausschließlich inländische Zahlungen an die Alliierten wie Sachlieferungen und Besatzungskosten zu finanzieren. Dahinter stand jedoch die Aussicht auf künftige amerikanische Kredite und Investitionen – eine Aussicht, die stimulierend wirkte. Deutschland, schon vor 1914 eines der wichtigsten Abnehmerländer amerikanischer Exporte, durfte darauf setzen, daß die Vereinigten Staaten die Chancen erkannt hatten, die mit einem wirtschaftlichen Engagement in dem kapitalbedürftigen, aber leistungsfähigen Land verbunden waren.

Der Dawes-Plan war Amerikas Beitrag zur Festigung der deutschen Verhältnisse: ein Akt, mit dem die stärkste Wirtschaftsmacht der Welt endlich jener weltpolitischen Verantwortung gerecht zu werden versuchte, die die «Isolationisten» 1919 mit dem Nein des Senats zum Völkerbund so erfolgreich geleugnet hatten. Einen anderen Beitrag der Stabilisierung Deutschlands leistete zur gleichen Zeit auf ihre Weise die andere «Flügelmacht», die Sowjetunion. Am 21. Januar 1924 war der seit langem schwer kranke Staatsgründer, Wladimir Iljitsch Lenin, gestorben. (An den Entscheidungsprozessen, die zum «deutschen Oktober» führten, hatte er schon keinen Anteil mehr gehabt.) Zum neuen «starken Mann» wurde jener Funktionär, dem Lenin wegen seiner Grobheit und Launenhaftigkeit tief mißtraute und dessen Ablösung als Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjetunion er in einem Nachtrag zu seinem Testament vom 4. Januar 1923 den Genossen nachdrücklich empfohlen hatte: Josef Wissarionowitsch Stalin. In dem Maß, wie Stalins Position sich festigte, ließ der Drang zur Weltrevolution in Moskau nach. In den Vordergrund rückte nunmehr das, was Stalin den «Aufbau des Sozialismus in einem Lande», nämlich der Sowjetunion, nannte. Improvisierte Umsturzversuche, wie sie die Komintern zuletzt im Herbst 1923 in Deutschland unternommen hatte, vertrugen sich nicht mit dieser von Stalin 1925 verkündeten, aber schon vorher befolgten Devise.

Zum weltpolitischen Szenenwechsel von 1923/24 gehörten auch die politischen Veränderungen in London und Paris. In Großbritannien hatten bei den Unterhauswahlen vom 6. Dezember 1923 die Labour Party und die Liberalen über die Konservativen gesiegt. Im Januar 1924 erhielt das Land in Ramsay MacDonald seinen ersten Labour-Regierungschef, der an der Spitze eines von den Liberalen tolerierten Kabinetts stand. In die kurze, nur neuneinhalb Monate währende Amtszeit dieser Regierung fiel die Londoner Konferenz vom Juli und August 1924, auf der die Alliierten den Dawes-Plan annahmen und zu der anschließend auch Deutschland eingeladen wurde. Der ausgleichende Einfluß MacDonalds, der in Personalunion auch Außenminister war, trug wesentlich zum erfolgreichen Verlauf der Verhandlungen und ihrem vertraglichen Niederschlag, dem Londoner Abkommen, bei.

In Frankreich verlor am 11. Mai 1924 der von Poincaré geführte «Bloc national» die Mehrheit an das «Cartel des gauches», das Wahlbündnis der Sozialisten und der bürgerlichen Radikalsozialisten. Ministerpräsident und Außenminister wurde der von den Sozialisten tolerierte Radikalsozialist Édouard Herriot, ein Freund der deutschen idealistischen Philosophie. Von der neuen Regierung durfte Deutschland mehr Entgegenkommen erwarten als von den vorangegangenen rechten Kabinetten.

Frankreichs Versuch, die Nachkriegsordnung gewaltsam zu seinen Gunsten zu revidieren, war, soviel ließ sich schon im Frühjahr 1924 erkennen, gescheitert. Deutschland ging aus dem Ruhrkampf wirtschaftlich geschwächt, aber dank des amerikanischen Eingreifens politisch gestärkt hervor. Die Nachkriegszeit war in den Monaten zwischen November 1923 und April 1924 zu Ende gegangen. Eine relative Stabilisierung in Deutschland und in den Beziehungen zwischen den wichtigsten Staaten Europas war unverkennbar.[16]

Rechts versus links:
Kultur und Gesellschaft in der Weimarer Republik

Eine gewisse Stabilisierung der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse war notwendig, damit sich das entfalten konnte, was man später, im verklärenden Rückblick der dreißiger Jahre, die «Golden Twenties» genannt hat. In den USA begannen sie mit der Rückkehr zur Prosperität seit 1922 früher als in Europa und namentlich in Deutschland, das erst seit der Jahreswende 1923/24 wieder so etwas wie festen Boden unter den Füßen spürte. Mit den «goldenen zwanziger Jahren» assoziieren wir bis heute den weltweiten Siegeszug des amerikanischen Jazz, des Charleston und des Shimmy, den Tänzen von Josephine Baker und den Filmen von Charlie Chaplin; wir denken an die Bildmontagen der Dadaisten und die Kunst des «art déco», an die gezielten Tabuverletzungen gesellschaftskritischer Maler wie George Grosz und der Schriftsteller der «révolution surréaliste» wie André Breton und Louis Aragon, an Massenkonsum, offensive Werbung und funktionales Bauen, an die Glanzzeit der Arbeiterbewegungskultur und den Durchbruch zu einer neuen, freieren Sexualmoral.

Die deutsche Ausformung des Geistes der zwanziger Jahre fassen Historiker seit langem im Begriff «Weimar culture» zusammen. Doch die unaufhörliche Infragestellung des Hergebrachten, die von rechts als Werk der Zersetzung wahrgenommen wurde, hatte lange vor 1918 begonnen: Der «Weimarer Stil» war, wie Peter Gay bemerkt hat, vor Weimar entstanden. Das gilt von der Revolution des Expressionismus in Malerei, Literatur und Theater, die im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts stattgefunden hat, und von dem nicht minder revolutionären Durchbruch zur Atonalität in der Musik. Es gilt in gleicher Weise von den großen Revolutionen in der Wissenschaft, der Psychoanalyse Sigmund Freuds, der Relativitätstheorie Albert Einsteins und der Soziologie Max Webers: Die jeweiligen Pionierstudien stammen aus der Zeit vor 1914. Selbst die «neue Sachlichkeit», die nach 1923 den Expressionismus aus allen Zweigen der Kunst verdrängte, ließ sich bis in die Vorkriegszeit zurückverfolgen. Walter Gropius, der 1926 mit dem Gebäude des Bauhauses in Dessau ein ebenso bewundertes wie befehdetes Modell der neuen funktionalen Ästhetik schuf, hatte seinen Stil schon vor dem Ersten Weltkrieg entwickelt. Was die Kultur von Weimar ausmachte, war also weitgehend bereits da, als die Republik entstand. Aber der politische Regimewechsel wirkte befreiend: den Neuerern standen Möglichkeiten offen, die sie unter dem alten System nicht gehabt hatten, und sie erzielten eine Breitenwirkung, die «Weimar» rückblickend als Großexperiment der klassischen Moderne erscheinen läßt.

Die europäische Metropole der zwanziger Jahre war, was die Kultur im weitesten Sinn betraf, Berlin. Hier schien die Moderne nach 1918 förmlich zu explodieren; hierhin zog es immer wieder die künstlerische Avantgarde Europas und Amerikas, sofern sie nicht, wie vor 1914, Paris bevorzugte; hier artikulierte sich zuerst, was dann als Trend galt. Juden spielten im Kulturbetrieb der deutschen Hauptstadt, in der Presse, in Film, Theater und Kabarett, eine führende Rolle, und das machte das neue Berlin zum Inbegriff dessen, was das konservative Deutschland am Staat von Weimar haßte. Intellektuelle Juden waren meist liberal oder standen links und nicht selten links außen; rechts konnten sie schon deswegen nicht sein, weil die Rechte antisemitisch war. Antisemitismus ging fast immer auch einher mit Antimodernismus, Antiurbanismus und Antiintellektualismus. Das machte «Weimar culture» zu einem von Anfang an gefährdeten Elitenprojekt, zu einer Kultur auf Abruf.

Am Schicksal des Bauhauses, dieser Hochburg moderner Architektur, ließ sich das Fortschreiten der kulturpolitischen Reaktion in Deutschland ablesen. Seinen ursprünglichen Sitz in Weimar hatte das Bauhaus 1925 verlassen müssen, nachdem der thüringische Landtag im Herbst 1924 die Mittel für die Einrichtung um die Hälfte gekürzt und damit die Weiterarbeit faktisch unmöglich gemacht hatte. (In Thüringen regierte seit dem Frühjahr 1924 ein bürgerliches Beamtenkabinett mit Duldung der äußersten Rechten in Gestalt des «Völkisch-Sozialen Blocks».) Aber auch an der neuen Wirkungsstätte, in der Hauptstadt von Anhalt, Dessau, wo die Sozialdemokraten von 1918 bis zum Mai 1932 fast ununterbrochen den Ministerpräsidenten stellten, war das Bauhaus den Kräften der Rechten ein Dorn im Auge. Als 1929 eine von Walter Gropius entworfene Siedlung für die Arbeiter und Angestellten der Junkers-Werke in Dessau-Törten eingeweiht wurde, protestierten Nationalsozialisten und Deutschnationale gegen die «Marokkohütten» der «Negersiedlung». Anlaß zu diesen Attacken war die Tatsache, daß die Häuser keine «deutschen» Spitzdächer hatten, sondern, wie für die Architektur der «neuen Sachlichkeit» typisch, Flachbauten waren.

Es gab anspruchsvollere Formen des Kampfes gegen den Geist der neuen Zeit. Die intellektuelle Rechte sah sich, in Deutschland nicht anders als überall in Europa, von einem nivellierenden Kollektivismus bedroht, der die Masse über die Persönlichkeit triumphieren ließ. 1927, drei Jahre bevor der spanische Philosoph José Ortega y Gasset in seinem «Aufstand der Massen» die Bedrohung der Kultur durch den «Massenmenschen», die «geistige Plebs», ein neues Barbarentum, beschrieb, veröffentlichte Martin Heidegger sein philosophisches Hauptwerk «Sein und Zeit». Darin sprach er von einer «Diktatur des Man». «Das Man ist überall dabei, doch so, daß es sich auch schon immer davon geschlichen hat, wo das Dasein auf Entscheidung drängt. Weil das Man jedoch alles Urteilen und Entscheiden vorgibt, nimmt es dem jeweiligen Dasein die Verantwortlichkeit ab. Das Man kann es sich gleichsam leisten, daß ‹man› sich ständig auf es beruft. Es kann am leichtesten alles verantworten, weil keiner es ist, der für etwas einzustehen braucht. Das Man ‹war› es immer, und doch kann gesagt werden, ‹keiner› ist es gewesen. In der Alltäglichkeit des Daseins wird das meiste durch das, von dem wir sagen müssen, keiner war es.»

Ebenso gängig wie das Klischee vom erdrückenden Kollektivismus war die These vom zersetzenden Pluralismus, der das parlamentarische System deformiere und den Staat auflöse. So behauptete der Staatsrechtler Carl Schmitt 1926 im Vorwort zur zweiten Auflage seiner 1923 erschienenen Schrift «Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus», das Parlament sei heute nicht mehr die Stätte des öffentlichen und freien Austausches von Argumenten, sondern nur noch der Ort, wo organisierte Interessen aufeinanderstößen. An die Stelle des rationalen Arguments sei die ideologische Polarisierung getreten, und infolgedessen gehe dem heutigen parlamentarischen System die Fähigkeit ab, politische Einheit hervorzubringen. «In manchen Staaten hat es der Parlamentarismus schon dahin gebracht, daß sich alle öffentliche Angelegenheiten in Beute- und Kompromißobjekte von Parteien und Gefolgschaften verwandeln und die Politik, weit davon entfernt, die Angelegenheit einer Elite zu sein, zu dem ziemlich verachteten Geschäft einer ziemlich verachteten Klasse von Menschen geworden ist.»

In Deutschland wurde die Kritik an der parlamentarischen Demokratie, der «Herrschaft der Minderwertigen», als die sie der jungkonservative Publizist Edgar Jung im Titel eines vielgelesenen Buches aus dem Jahr 1927 denunzierte, begünstigt durch die häufigen Regierungskrisen und Regierungswechsel, in denen das Erbe des monarchischen Konstitutionalismus nachwirkte: Die Parteien sahen, auch wenn sie selber gerade Minister stellten, in der Regierung ein fremdes Gegenüber, wie es die Reichsleitung der Kaiserzeit gewesen war, und nicht, wie es der Logik einer parlamentarischen Demokratie entsprochen hätte, den Exekutivausschuß der parlamentarischen Mehrheit, den es gegenüber der Opposition zu stützen und zu verteidigen galt. Aber Zweifel an der Funktionstüchtigkeit und Zeitgemäßheit des parlamentarischen Systems beschränkten sich nicht auf Deutschland und andere junge, meist erst nach 1918 entstandene Demokratien. Es gab diese Zweifel auch in alten Demokratien wie Frankreich und England, wo sie sich, wie wir noch sehen werden, etwas später als in Mitteleuropa, unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise nach 1929, ausbreiteten und radikalisierten. Und hier wie dort stellten die Kritiker der angeblichen Entartung des parlamentarischen Systems ein Idealbild gegenüber, dem die Wirklichkeit nie entsprochen hatte: Wenn je ein Regime die Kennzeichnung als «government by corruption» verdient hat, war es der frühe britische Parlamentarismus der Ära Walpole in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts.

Spezifisch deutsch war hingegen eine andere Form der ideologischen Bewältigung von Niederlage und Nachkriegskrise: die Renaissance des Reichsmythos. Den Auftakt bildete ein 1923 veröffentlichtes Buch von Arthur Moeller van den Bruck mit dem programmatischen Titel «Das dritte Reich», mit dem auch die politische Karriere dieses, auf einen italienischen Theologen des 12. Jahrhunderts, Joachim von Fiore, zurückgehenden Begriffs begann. Nach dem ersten, dem Heiligen Römischen Reich deutscher Nation und dem zweiten, von Bismarck geschaffenen kleindeutschen Reich, das der Verfasser als unvollkommenes «Zwischenreich» einstufte, sollte das «Dritte Reich» der Deutschen wieder großdeutsch sein, also Österreich mit einschließen. Moeller bezeichnete den deutschen Nationalismus als «Streiter für das Endreich»: «Es ist immer verheißen. Und es wird niemals erfüllt. Es ist das Vollkommene, das nur im Unvollkommenen erreicht wird … Es gibt nur Ein Reich, wie es nur Eine Kirche gibt. Was sonst diesen Namen beansprucht, das ist Staat, oder das ist Gemeinde oder Sekte. Es gibt nur Das Reich.»

Das Reich der Deutschen, die Schutzmacht der lateinischen Christenheit, war von alters her mit Heilserwartungen verknüpft. Dem Reichsmythos zufolge war das Heilige Römische Reich identisch mit dem christlich gewordenen Imperium Romanum und damit der «Katechon» – jene Kraft, die dem pseudo-paulinischen zweiten Brief an die Thessalonicher zufolge die Herrschaft des Antichrist aufhielt. An der Verbreitung des Reichsgedankens beteiligten sich nach 1918 Wissenschaftler und Schriftsteller aus dem Kreis um den Dichter Stefan George, obenan George selbst, katholische Geschichtsdenker, die Autoren der «Konservativen Revolution», die um 1930 maßgebenden Einfluß auf die öffentliche Meinung erlangten, und nicht zuletzt die Nationalsozialisten. Aus dem Reichsmythos ergab sich eine historische Sendung der Deutschen: der Auftrag, eine führende Rolle im europäischen Abwehrkampf gegen den östlichen Bolschewismus und die westliche Demokratie zu übernehmen.

Wie schon manche Wortführer der «Ideen von 1914», so versuchten auch die Autoren der «Konservativen Revolution» den Begriff «Sozialismus» in einem ebenso antimarxistischen wie antiwestlichen Sinn umzudeuten. 1919 legte Oswald Spengler, der Autor des zweibändigen, 1918 und 1922 erschienenen, bald in viele Sprachen übersetzten «Untergang des Abendlandes», sein Buch «Preußentum und Sozialismus» vor. Darin schrieb er, die große Weltfrage sei die Wahl zwischen preußischer oder englischer Idee, Sozialismus oder Kapitalismus, Staat oder Parlament. «Preußentum und Sozialismus stehen gemeinsam gegen das innere England, gegen die Weltanschauung, welche unser ganzes Leben als Volk durchdringt, lähmt und entseelt … Die Arbeiterschaft muß sich von den Illusionen des Marxismus befreien. Marx ist tot. Der Sozialismus als Daseinsform steht an seinem Anfang, der Sozialismus des deutschen Proletariats aber ist zu Ende. Es gibt für den Arbeiter nur den preußischen Sozialismus oder nichts … Es gibt für den Konservativen nur bewußten Sozialismus oder Vernichtung. Aber wir brauchen die Befreiung von den Formen der englisch-französischen Demokratie. Wir haben eine eigene.»

Der Sozialismus, wie ihn Spengler und andere «konservative Revolutionäre» vertraten, hatte mit einer Veränderung der Eigentumsverhältnisse nichts zu tun. Er war eher eine Frage der Wirtschaftsgesinnung als der Wirtschaftsordnung. In dieser Hinsicht gab es zwischen den Jungkonservativen und den Nationalsozialisten keine fundamentalen Unterschiede. Doch diese wollten wirklich eine Revolution, während jene nur mit dem Begriff spielten. Die jungkonservativen Intellektuellen sympathisierten vor 1933 mehr mit den italienischen Faschisten als mit den deutschen Nationalsozialisten, die ihnen zu vulgär waren.

Aber auch als «Faschisten» kann man die «konservativen Revolutionäre» nicht ohne weiteres bezeichnen. Faschisten und Nationalsozialisten mobilisierten Massen und organisierten Gewalt; die Autoren der «Revolution von rechts», von der der Soziologe Hans Freyer 1931 in einem Buch unter eben diesem Titel sprach, blieben bei allem, was sie dachten und schrieben, im Bannkreis des gebildeten Publikums, dem sie entstammten und an das sich ihre Schriften richteten. Von den Konservativen im herkömmlichen Sinn, die in der Deutschnationalen Volkspartei ihre Heimat sahen, unterschieden sich die meisten Jungkonservativen vor allem dadurch, daß sie nicht die Restauration der Monarchie erstrebten, die sich in ihren Augen spätestens durch die Flucht des letzten Kaisers nach Holland diskreditiert hatte, sondern einen berufsständisch gegliederten, plebiszitär legitimierten Führerstaat, der aber auch nach ihrer Meinung ein Rechtsstaat sein sollte.

Die Jungkonservativen waren in der Regel Antisemiten, aber sie maßen der «Judenfrage» eine geringere Bedeutung bei als die Nationalsozialisten. Sie waren radikale Nationalisten, aber sie waren in ihrem Nationalismus nicht so konsequent wie die Nationalsozialisten. Deren integraler Nationalismus fand seinen klassischen Ausdruck in einem Aufsatz, den Hitler Anfang 1924 der Verteidigung seines gescheiterten Putsches vom 8. und 9. November 1923 widmete. Darin verkündete der Führer der Nationalsozialisten: «Der marxistische Internationalismus wird nur gebrochen werden durch einen fanatisch extremen Nationalsozialismus von höchster sozialer Ethik und Moral. Man kann den falschen Götzen des Marxismus nicht vom Volke nehmen, ohne ihm einen besseren Gott zu geben … Dieses am klarsten erkannt und am folgerichtigsten durchgeführt zu haben, ist das weltbedeutende Verdienst Benito Mussolinis, der an Stelle des auszurottenden internationalen Marxismus den national fanatischen Faszismus setzte, mit dem Erfolg einer fast vollständigen Auflösung der gesamten marxistischen Organisationen Italiens.»

Um dieselbe Zeit, in der Hitler seine programmatischen Zeilen zu Papier brachte, tagte in Moskau eine vom Präsidium des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale, des EKKI, einberufene Konferenz, bei der es wesentlich um die Lehren aus dem gescheiterten «deutschen Oktober» ging. Karl Radeks These vom «Sieg des Faschismus über die Novemberrevolution» wurde von Sinowjew, dem Generalsekretär der Kommunistischen Internationale, scharf zurückgewiesen: In Deutschland herrsche seit 1918 ein «Block», in dem die Sozialdemokratie die Rolle des Mitherrschers übernommen habe. Sie sei ein «faschistischer Flügel», eine «faschistische Sozialdemokratie», geworden. Einige Monate später, im September 1924, bezeichnete Stalin die Sozialdemokratie als den «gemäßigten Flügel des Faschismus»; Sozialdemokratie und Faschismus seien «keine Antipoden, sondern Zwillingsbrüder». Damit war die Lehre vom «Sozialfaschismus» geboren, die in der Endphase der Weimarer Republik die Agitation von Komintern und KPD bestimmen sollte.

Den deutschen Kommunisten gelang es, anders als den Sozialdemokraten, sich einen festen Anhang unter Künstlern und Intellektuellen zu verschaffen. Der Maler George Grosz und der Meister der photographischen Montage, John Heartfield (eigentlich Helmuth Herzfeld) waren angeblich seit der Parteigründung am 31. Dezember 1918 Mitglieder der KPD. Die kommunistischen Maler und Bildhauer wurden 1928 in der Assoziation revolutionärer bildender Künstler, kurz «Asso» genannt, die kommunistischen Autoren im Bund proletarisch-revolutionärer Schriftsteller organisiert. Sein Aktionsprogramm definierte die «proletarisch-revolutionäre Literatur» als eine solche, «die Herz und Hirn der Arbeiterklasse und der breiten werktätigen Massen für die Vorbereitung der proletarischen Revolution gewinnt, entwickelt und organisiert». Außerdem habe sie die werktätigen Mittelschichten und Kopfarbeiter «für die proletarische Revolution zu gewinnen oder zum mindesten zu neutralisieren».

Einige der meistgelesenen zeitgenössischen Autoren bekundeten durch ihren Beitritt zum Bund proletarisch-revolutionärer Schriftsteller, daß sie dieser Zielsetzung zustimmten. Bertolt Brecht, Anna Seghers, Arnold Zweig und Ludwig Renn wurden Mitglieder, ebenso Erich Weinert, Hans Marchwitza, Willi Bredel, Johannes R. Becher und Friedrich Wolf. Die Zeitschrift des Bundes die «Linkskurve» versuchte einerseits, ein intellektuelles Publikum zu erreichen, indem sie theoretische Beiträge des Philosophen Georg Lukács zur Kritik des literarischen «Proletkults», und des Sinologen Karl August Wittfogel zur marxistischen Ästhetik veröffentlichte; andererseits bemühte sie sich, durch Preisausschreiben Romane und Schauspiele zu fördern, die sich an die arbeitenden Massen wandten.

Massenwirksamkeit war in der Tat ein auszeichnendes Merkmal vieler Schriftsteller und Künstler, die sich in der KPD und für sie engagierten: Brecht schrieb mit am Drehbuch des ersten deutschen proletarischen Spielfilms «Kuhle Wampe oder: Wem gehört die Welt?» von 1931/32, Hanns Eisler komponierte die Musik dazu, Ernst Busch sang ihre gemeinsamen Moritaten. Ihre «Agit prop» richtete sich keineswegs nur gegen die «Bourgeoisie» und die «Reaktion», sondern immer auch gegen die Sozialdemokratie – die Kraft, die nach der Sprachregelung der Komintern vom März 1931 die «soziale Hauptstütze der Bourgeoisie» war.

Unabhängige linke Intellektuelle wie Kurt Tucholsky behandelten die Staatsgründungspartei nicht mit demselben Haß, wie die Kommunisten es taten, aber doch voller Verachtung. Als die SPD sich 1921 in Görlitz ein reformistisches Programm gab, nannte sie der bekannteste Autor der linken «Weltbühne» «Skatbrüder, die den Marx gelesen». Fünf Jahre später porträtierte er sie als «bescheidene Radieschen, außen rot und innen weiß». Den Zwang zu Kompromissen, dem sich die Sozialdemokraten nicht entziehen konnten, wenn sie an der Regierung beteiligt waren, bezeichnete Tucholsky als «Parlamentsroutinendreh».

Die Intellektuellen, die sich zu Weimar bekannten, waren sich der Labilität der inneren Verhältnisse meist wohl bewußt. Thomas Mann, noch bei Kriegsende ein Verteidiger des deutschen Obrigkeitsstaates, legte im Oktober 1922, anläßlich des 60. Geburtstages von Gerhart Hauptmann, vor einem teilweise widerstrebenden studentischen Publikum in Berlin ein viel beachtetes Bekenntnis zur deutschen Republik ab. Ende November 1926 sprach er, der Wahlmünchner, auf einer von der DDP einberufenen Veranstaltung mit Zorn und Trauer davon, wie sehr sich das Verhältnis zwischen der bayerischen und der Reichshauptstadt seit der Vorkriegszeit gewandelt habe. Damals sei man in München demokratisch und in Berlin militaristisch gewesen, doch mittlerweile habe es eine Umkehrung gegeben. «Wir haben uns des renitenten Pessimismus geschämt, der von München aus der politischen Einsicht Berlins, der politischen Sehnsucht einer ganzen Welt entgegengesetzt wurde; wir haben mit Kummer sein gesundes und heiteres Blut vergiftet gesehen durch antisemitischen Nationalismus und Gott weiß welch finstere Torheiten. Wir mußten es erleben, daß München in Deutschland und darüber hinaus als Hort der Reaktion, als Sitz aller Verstocktheit und Widerspenstigkeit gegen den Willen der Zeit verschrien war, mußten hören, daß man es eine dumme, die eigentlich dumme Stadt nannte.»

Thomas Mann hoffte, Besserung dadurch zu bewirken, daß er die Dinge beim Namen nannte. Ähnlich dachten die akademischen Verteidiger der Republik, die freilich nur eine Minderheit der deutschen Professorenschaft bildeten. Innerhalb dieser Minderheit überwogen die «Vernunftrepublikaner», die sich erst nach reiflicher Überlegung von der Monarchie abgewandt und auf den Boden der neuen staatlichen Verhältnisse gestellt hatten – Gelehrte wie der evangelische Theologe Adolf von Harnack, der Staatsrechtler Gerhard Anschütz oder der Historiker Friedrich Meinecke. Der zuletzt Genannte erinnerte Anfang 1925 auf einer Veranstaltung des Demokratischen Studentenbundes in Berlin an das Gesetz, nach dem Weimar angetreten war. «Die Republik ist das große Ventil für den Klassenkampf zwischen Arbeiterschaft und Bürgertum, es ist die Staatsform des sozialen Friedens zwischen ihnen … Der soziale Unfrieden besteht nicht mehr zwischen Arbeiterschaft und Bürgertum überhaupt, sondern der Riß hat sich nach rechts verschoben und geht mitten durch das Bürgertum selbst hindurch.»

Meinecke hätte auch sagen können, der Riß habe sich nach rechts und nach links verschoben und gehe durch Bürgertum und Arbeiterschaft mitten hindurch. Denn weniger als je zuvor stimmten die politischen Trennlinien mit den gesellschaftlichen überein. Zwischen den bürgerlichen «Vernunftrepublikanern» und der extremen Rechten klaffte ein Abgrund, aber dasselbe galt für das Verhältnis zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten. Beide Arbeiterparteien benutzten teilweise noch dieselben Begriffe, verstanden aber darunter höchst Unterschiedliches. Klassenkampf etwa hieß für die Kommunisten Zuspitzung der sozialen Konflikte mit dem Endziel der proletarischen Revolution, für Sozialdemokraten und Freie Gewerkschaften dagegen pluralistische Interessenpolitik im Sinne der Arbeitnehmer.

In der deutschen Gesellschaft der Weimarer Republik gaben wie in anderen europäischen Nachkriegsgesellschaften Bürgertum und Adel sehr viel weniger den Ton an als vor 1914. Die Nachkriegsgesellschaften waren «proletarischer» als die Vorkriegsgesellschaften. In Deutschland aber war der materielle Niedergang breiter bürgerlicher Schichten infolge der Inflation besonders augenfällig. Die Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage ging einher mit einer tiefen Erschütterung des Lebensgefühls, dem fast alles abhanden gekommen war, was früher Sicherheit verbürgt hatte: ein bescheidenes Vermögen, die Berechenbarkeit der eigenen Zukunftsaussichten und jener der nächsten Generation, das Vertrauen in die überkommenen Ordnungen und ganz besonders in den Staat. Aus dem Gefühl der Bedrohung von «unten» erwuchs eine Abwehrmentalität, die den Klassencharakter der Gesellschaft noch verstärkte. Gymnasien und Universitäten blieben Klasseneinrichtungen, in die kaum eindringen konnte, wer aus der Arbeiterschaft kam. «Klassenjustiz» war nicht nur ein polemisches Schlagwort von links, sondern eine gesellschaftliche und politische Realität. Ein gegen die Sozialdemokratie gerichteter «Bürgerblock» war ein Ziel, für das sich in allen bürgerlichen Parteien, mit der bedingten Ausnahme der DDP, starke Kräfte einsetzten.

Doch nach dem Ende des turbulenten Nachkriegsjahrfünfts beherrschten diese Kräfte das Feld noch keineswegs vollständig. Es gab nach wie vor auch jene, die eine Verständigung zwischen Bürgertum und Arbeiterschaft erstrebten. Wäre es anders gewesen, hätten sich im größten deutschen Staat, in Preußen, nicht Regierungen einer Großen oder, seit April 1925, einer Weimarer Koalition an der Macht behaupten können. Mitte der zwanziger Jahre gab es Anzeichen, die auf eine Erneuerung des «Klassenkompromisses» von 1918/19 hindeuteten, und Entwicklungen, die eher für politische Polarisierung sprachen. Sicher war nur soviel: Die Stabilisierung Weimars nach 1923 war eine relative, gemessen an der Instabilität der vorangegangenen Jahre. Die innere Bedrohung der Demokratie hatte nicht aufgehört, sondern nur nachgelassen.[17]

Autoritäre Transformation (I):
Die neuen Staaten «Zwischeneuropas»

Deutschland war nicht die einzige «junge» Demokratie Europas. Von den westlich von Rußland und östlich von Deutschland gelegenen Staaten «Zwischeneuropas» (den Begriff führte der jungkonservative deutsche Publizist Giselher Wirsing 1932 in die Debatte ein), die erst im Gefolge des Ersten Weltkrieges entstanden oder durch ihn ihre volle Unabhängigkeit erlangten, beziehungsweise, im Fall Polens, wiederherstellen konnten, waren zunächst alle, zumindest auf dem Papier, demokratisch verfaßt. Aber nur zwei, die Tschechoslowakei und Finnland, konnten ihr demokratisches System über die Krisen des ersten Nachkriegsjahrzehnts hinweg bewahren. Alle anderen gingen früher oder später zu mehr oder minder autoritären Regierungsformen über. Die Ursachen des Systemwechsels waren vielfältig: Die meisten neuen Staaten waren Agrarländer mit wenigen industriellen Zentren und ohne starkes städtisches Bürgertum; den wenigsten gelang eine Bodenreform, die die Not der Kleinbauern spürbar linderte; fast nirgendwo kam es zu einem befriedigenden Ausgleich nationaler Gegensätze; überall war die autoritäre Wende eine Reaktion auf die Doppelerfahrung von ökonomischer Krise und politischer Instabilität.

Unter den neuen Staaten war einer, der gar keiner sein wollte: die Republik Österreich. In dem Wunsch, sich mit dem Deutschen Reich zu vereinigen, stimmten die drei größten Parteien, die Sozialdemokraten, die Christlichsozialen und die Großdeutschen, überein. Ansonsten gab es zwischen den Partnern der im März 1919 gebildeten Regierungskoalition, den Sozialdemokraten und Christlichsozialen, tiefe Gegensätze: Jene waren Zentralisten, sie strebten eine neue, auf Gemeineigentum beruhende Gesellschaft an und wollten den 1918/19 entstandenen Arbeiterräten eine maßgebliche Rolle bei der Kontrolle der Volkswehr sichern; diese waren Föderalisten, sie wollten die übernommene Gesellschaftsordnung erhalten und den sozialistischen Einfluß auf das Heerwesen zurückdrängen. Am Streit um die Zukunft der Soldatenräte zerbrach denn auch am 10. Juni 1920 die von dem Sozialdemokraten Karl Renner geführte Regierung der Großen Koalition. Die Nachfolge trat eine «Proporzregierung» unter dem christlich-sozialen Historiker Michael Mayr, dem bisherigen Minister für Verfassungs- und Verwaltungsreform, an, der Mitglieder beider Parteien sowie von ihnen im Konsens berufene parteilose Minister angehörten.

Die wichtigste Aufgabe des neuen Kabinetts war die Verabschiedung der endgültigen Bundesverfassung, deren Entwurf von dem Wiener Staatsrechtler Hans Kelsen stammte. Sie schuf einen Bundesstaat mit einem Zweikammersystem, bestehend aus dem Nationalrat, der aus Wahlen nach dem allgemeinen gleichen Wahlrecht für Männer und Frauen hervorging, und dem Bundesrat, in dem die Länder – Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg – vertreten waren. Die Bundeshauptstadt Wien genoß, obwohl sie einen Teil des Landes Niederösterreich bildete, einen Sonderstatus: Im Bundesrat galt sie als eigenständiges Land. (Ein gleichberechtigtes Land wurde Wien dann durch eine Verfassungsänderung vom 30. Juli 1925.) Beide Kammern wählten zusammen als Bundesversammlung in gemeinsamer Sitzung das Staatsoberhaupt, den Bundespräsidenten. (Die Volkswahl des Bundespräsidenten nach deutschem Vorbild wurde erst neun Jahre später durch eine Verfassungsänderung vom 7. Dezember 1929 eingeführt.) Am 1. Oktober 1920 nahm die Konstituierende Nationalversammlung das Gesetz über die Bundesverfassung an, am 10. November trat es in Kraft.

Am 17. Oktober 1920 fanden Wahlen zum Nationalrat statt. Aus ihnen gingen die Christlichsozialen mit 79 Mandaten als Sieger hervor. Auf die Sozialdemokraten entfielen 62, auf die Großdeutschen 18 Sitze. Dazu kamen noch 6 Abgeordnete der Deutschen Bauernpartei und der als «bürgerlicher Demokrat» gewählte frühere Außenminister Graf Czernin. An die Spitze eines Kabinetts aus Christlichsozialen und Parteilosen trat erneut Michael Mayr. Er mußte am 1. Juni 1921 zurücktreten, weil die Großdeutschen ihm ihre Unterstützung entzogen. Der Grund für den Kurswechsel der drittgrößten Partei war eine höchst unpopuläre Entscheidung der Regierung: Sie hatte unter ultimativem Druck der Alliierten eine inoffizielle Volksabstimmung über den Anschluß an das Deutsche Reich in der Steiermark verboten, bei der eine ähnlich hohe Mehrheit der Ja-Stimmen erwartet wurde wie kurz zuvor in Tirol und Salzburg (dort hatten sich jeweils rund 99 Prozent für die Vereinigung mit Deutschland ausgesprochen). Neuer Regierungschef wurde als Chef eines bürgerlichen Beamtenkabinetts der parteilose Wiener Polizeipräsident Johann Schober.

Doch auch diesem Bundeskanzler war nur eine kurze Amtsdauer beschieden. Im Frühjahr 1922 setzte sich angesichts der immer rascheren Geldentwertung bei Christlichsozialen und Großdeutschen die Einsicht durch, daß die Bildung einer stabilen, von einer festen parlamentarischen Mehrheit getragenen Regierung nicht länger hinausgeschoben werden konnte. Am 31. Mai 1922 wurde der Vorsitzende der Christlichsozialen, Prälat Ignaz Seipel, zum Bundeskanzler gewählt; seinem Kabinett gehörten Minister beider Parteien an. Seipel erhielt im Oktober 1922 von Großbritannien, Frankreich, Italien und der Tschechoslowakei in den «Genfer Protokollen» eine Garantie für eine österreichische Anleihe von 650 Millionen Goldkronen, deren Verwendung ein vom Völkerbund ernannter Generalkommissar zu kontrollieren hatte. Dafür verpflichtete sich die Alpenrepublik, zwanzig Jahre lang ihre Unabhängigkeit nicht aufzugeben und mit Hilfe außerordentlicher, vom Parlament zu bewilligender Vollmachten die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu bewahren. Die sozialdemokratische Opposition protestierte mit äußerster Schärfe gegen die Preisgabe des großdeutschen Gedankens und die nun einsetzende rigorose Sparpolitik, das «Sanierungswerk» der Regierung Seipel, richtete damit aber nichts aus: Die Christsozialen waren die Sieger der Nationalratswahlen vom Oktober 1923; sie erhielten 82, die Sozialdemokratische Partei Deutschösterreichs nur 68 Mandate.

Einen gewissen Ausgleich für die Machtlosigkeit auf Bundesebene bot den Sozialdemokraten die Position, die sie mittlerweile in der Hauptstadt errungen hatte. Unter ihrer Ägide entstand in den zwanziger Jahren das «rote Wien»: ein Zentrum der europäischen Arbeiterbewegungskultur mit mustergültigen sozialen Einrichtungen und Wohnanlagen wie dem festungsartig angelegten Karl-Marx-Hof im Bezirk Döbling, dem längsten zusammenhängenden Wohnbau der Welt. In Wien spitzte sich der Klassenkonflikt zwischen dem proletarischen und dem bürgerlichen Österreich in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre dramatisch zu. Eine wichtige Station im Prozeß der politischen Radikalisierung bildete der Linzer Parteitag der SPÖ vom November 1926. Die Sozialdemokraten gaben sich dort ein Programm, das rabiater klang, als es gemeint war: Um den Forderungen des linken Flügels entgegenzukommen, bekundete die Partei für den Fall, daß die Bourgeoisie sich nach einem Wahlsieg der Arbeiterklasse der gesellschaftlichen Umwälzung widersetzen sollte, ihre Entschlossenheit, diesen Widerstand mit den Mitteln der Diktatur zu brechen.

Den bürgerlichen Parteien kam der Verbalradikalismus der Sozialdemokratie gerade recht, um als antimarxistischer «Bürgerblock» mit einer Einheitsliste in den Wahlkampf vom Frühjahr 1927 zu ziehen. Das Wahlergebnis vom 24. April fiel dann freilich für die Christlichsozialen enttäuschend aus: Gegenüber 1923 verloren sie 9 Sitze, während die Sozialdemokraten 3 hinzugewannen. Mit ihren nunmehr 71 Abgeordneten waren sie nur noch wenig schwächer als die Christlichsozialen, die auf 73 Parlamentarier kamen. Mit Hilfe von Großdeutschen und Landbund gelang es Seipel dennoch, die gewünschte «Bürgerblockregierung» zustande zu bringen.

Beide Lager verfügten zu dieser Zeit längst über einen bewaffneten Arm: die Sozialdemokratie in Gestalt des 1923 gegründeten Republikanischen Schutzbundes, die Bürgerlichen in Form von Wehrverbänden, die sich mit Waffen aus der Kaiserzeit ausgerüstet hatten. Ende Januar 1927 kam es in Schattendorf im Burgenland zu einem folgenreichen blutigen Zwischenfall: Angehörige der rechten Frontkämpfervereinigung schossen auf Arbeiter des Republikanischen Schutzbundes und töteten dabei einen Kriegsinvaliden und ein Kind. Am 14. Juli 1927 sprach ein Wiener Geschworenengericht die drei Männer, die wegen dieser Tat angeklagt worden waren, frei und löste damit tags darauf spontane Massendemonstrationen sozialistischer Arbeiter in Wien aus, die ihrer Empörung über diesen offenkundigen Fall von «Klassenjustiz» Ausdruck verleihen wollten. Nach ersten blutigen Zusammenstößen mit der Polizei setzten einige der Protestierenden den Justizpalast an der Ringstraße in Brand, woraufhin die Regierung Seipel die Wiener Polizei mit Armeekarabinern ausrüsten ließ, um den Platz vor dem Gerichtsgebäude zu räumen. Steinwürfe der Arbeiter wurden mit Gewehrschüssen beantwortet. Am Ende der Kämpfe waren 89 Menschen, darunter vier Polizisten, tot. Die Zahl der Verletzten ging in die Hunderte.

Für die Sozialdemokraten bedeutete der Ausbruch anarchistischer Gewalt im Sommer 1927 eine schwere Niederlage. Ein landesweiter eintägiger Generalstreik und ein nach drei Tagen abgebrochener Verkehrsstreik waren die symbolischen Aktionen, mit denen Partei und Gewerkschaften zu beweisen versuchten, daß die Führung der Arbeitermassen noch immer bei ihnen lag. Aber die Chancen, in Österreich wieder einen Anteil an der Regierungsmacht zu erlangen, hatten sich nach den Ereignissen vom 15. Juli 1927 nachhaltig verschlechtert. In gewisser Weise zahlte die Sozialdemokratie damals den Preis für jenen spezifisch «austromarxistischen» Linkskurs, mit dem es ihr gelungen war, den Aufstieg einer kommunistischen Konkurrenzpartei zu verhindern. Denn es lag auf der Hand, daß die Offenheit nach links, der die Partei auch mit den revolutionär anmutenden Aussagen des Linzer Programms Tribut gezollt hatte, eine der tieferen Ursachen des Wiener Debakels war. Zu den Folgen des 15. Juli gehörte auch der Auftrieb, den die Konfrontation den rechtsstehenden paramilitärischen Heimwehren gab: Sie erfreuten sich seit dem Sommer 1927 eines starken Zulaufs an Mitgliedern und steigender finanzieller Zuwendungen aus der Unternehmerschaft wie auch aus Italien und Ungarn.

Drei Jahre später, am 9. November 1930, fanden Wahlen zum Nationalrat statt, von denen damals noch niemand wissen konnte, daß es die letzten der Ersten Republik sein würden. Das bürgerliche Lager zog zersplittert in den Wahlkampf: Um den parteilosen früheren Bundeskanzler Johann Schober, der von September 1929 bis zum September 1930 erneut Regierungschef gewesen war, hatte sich der «Schober-Block» unter Einschluß der Großdeutschen gebildet, auf den 9 Mandate entfielen. Die Christlichsozialen sanken von 73 auf 66 Sitze; der «Heimatblock» mit dem Heimwehrführer Rüdiger (Fürst von) Starhemberg an der Spitze entsandte 8 Abgeordnete ins Parlament. Stärkste Partei wurde mit 72 statt bisher 71 Sitzen die SPÖ, die damit auch, in der Person von Karl Renner, den Ersten Präsidenten des Nationalrats stellen konnte.

Von der Regierungsmacht aber war die Sozialdemokratie nach wie vor weit entfernt. Mit der Bildung des Kabinetts beauftragte Bundespräsident Miklas den Landeshauptmann von Vorarlberg, Otto Ender, einen Politiker der Christlichsozialen. Schober wurde Vizekanzler und Außenminister. Er behielt diese Ämter im Juni 1931 auch unter Enders christlich-sozialem Nachfolger, dem bisherigen Landeshauptmann von Niederösterreich, Karl Buresch. Als Außenminister trug Schober auch die Hauptverantwortung für den Fehlschlag eines Projekts, das er nach längerer Vorbereitung im März 1931 zusammen mit seinem deutschen Kollegen Julius Curtius, dem Außenminister des ersten Kabinetts Brüning, auf den Weg gebracht hatte: dem Plan einer deutsch-österreichischen Zollunion.

Das Vorhaben scheiterte, kaum überraschend, am hartnäckigen Widerstand der Westmächte, vor allem Frankreichs. Auf Antrag Großbritanniens überwies der Völkerbundsrat das Vorhaben mit der Bitte um Prüfung am 18. Mai 1931 an den Internationalen Gerichtshof in Den Haag. Dieser entschied am 5. September 1931 mit 8 gegen 7 Stimmen, daß die Zollunion dem Genfer Protokoll von 1922 über den wirtschaftlichen und finanziellen Wiederaufbau Österreichs widerspreche, also vertragswidrig sei. Zwei Tage zuvor schon hatten Curtius und Schober erklärt, daß sie den Plan nicht weiter verfolgen würden. Der Verzicht war der Preis, den Wien für die Sanierung Österreichs mit Hilfe internationaler Kredite entrichten mußte. Wäre diese Hilfe ausgeblieben, hätte der Zusammenbruch der Österreichischen Creditanstalt am 11. Mai 1931, eine Folge des Rückzugs kurzfristiger französischer Kredite, eine wirtschaftliche Katastrophe ausgelöst und direkt in den Staatsbankrott geführt. Auch nach der ausländischen Kredithilfe mußte Österreich schwer unter der Depression leiden. Bis 1938 lag die Arbeitslosenrate stets über 20 Prozent der abhängig beschäftigten Bevölkerung.


Ende Januar 1932 zerbrach das Kabinett Buresch am wechselseitigen Mißtrauen zwischen Christlichsozialen und Großdeutschen, den stärksten Befürwortern der Zollunion. Buresch blieb als Chef einer bürgerlichen Minderheitsregierung noch bis Mai im Amt. In die Zeit seines zweiten Kabinetts fielen die Landtagswahlen vom 24. April 1931, bei denen ebenso wie bei den gleichzeitigen Kommunalwahlen in Kärnten und der Steiermark die Nationalsozialisten starke Stimmengewinne verbuchten und erstmals in die Parlamente einzogen. Am 20. Juni 1932 löste der bisherige christlichsoziale Land- und Forstwirtschaftsminister Engelbert Dollfuß Buresch ab. Der neue Bundeskanzler nahm Mitglieder des Landbundes und des Heimatblocks in sein Kabinett auf, was seiner Koalition einen Vorsprung von einer Stimme vor der Opposition aus Sozialdemokraten und Großdeutschen verschaffte.

Nur mit knapper Not überstand die Regierung Dollfuß im August 1932 die parlamentarische Auseinandersetzung um die Völkerbundsanleihe von 300 Millionen Schilling entsprechend dem Lausanner Protokoll vom 15. Juli, durch das Österreich sich verpflichtete, für die Dauer von 30 Jahren keine wirtschaftliche oder politische Union mit dem Deutschen Reich einzugehen. Im November 1932 setzte Dollfuß erstmals das Mittel einer Verordnung nach dem (niemals aufgehobenen) Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz von 1917 ein, um den Risiken des normalen Gesetzgebungsverfahren zu entgehen: ein deutliches Zeichen für die Krise des parlamentarischen Systems und den Willen des Kanzlers, das Staatsleben auf eine neue, autoritäre Grundlage zu stellen.

Am 4. März 1933 erwies das Präsidium des Nationalrats der Regierung ungewollt einen großen Dienst: Nach einem Konflikt um die richtige Auslegung der Geschäftsordnung bei der Abstimmung über ein Amnestiegesetz bewogen die Sozialdemokraten den Ersten Präsidenten, Karl Renner, zum Rücktritt, damit dieser mit seiner Fraktion stimmen konnte (was er als Präsident nicht tun durfte). Da sich seine beiden Stellvertreter diesem Schritt anschlossen, war der Nationalrat nicht mehr handlungsfähig. Dollfuß sah darin die Chance, ohne Parlament weiterzuregieren. Ein Einschreiten des Verfassungsgerichts verhinderte er dadurch, daß er die Anhänger der Christlichsozialen unter den Richtern zum Rücktritt veranlaßte, womit das höchste Gericht lahmgelegt war. Am 31. März 1933 erließ die Regierung ein Verbot des Republikanischen Schutzbundes und übertrug den als regierungsloyal geltenden Teilen der Heimwehr die Funktionen einer Hilfspolizei.

Das Vorgehen der Regierung Dollfuß war nicht mehr und nicht weniger als ein Staatsstreich. Die Abstützung auf die vom faschistischen Italien geförderten Heimwehrverbände unter Starhemberg und seinem Verbündeten Emil Fay bedeutete eine innen- und außenpolitische Annäherung an den Staat Mussolinis. Im März 1933, wenige Wochen nachdem in Deutschland Adolf Hitler an die Macht gekommen war, begann in Österreich der Aufbau eines autoritären, von seinen Kritikern bald als «austrofaschistisch» bezeichneten Systems, das sich freilich stärker als das italienische Vorbild an die katholische Kirche anlehnte und aus der 1931 verkündeten Enzyklika «Quadragesimo anno» von Papst Pius XI. das Ideal eines christlichen Ständestaates ableitete. Doch nur ein Teil der Heimwehrbewegung hatte sich auf die Seite von Dollfuß geschlagen. Der betont großdeutsche «Steirische Heimatschutz» verbündete sich unter dem Eindruck der deutschen Ereignisse ebenso wie die Großdeutsche Volkspartei mit den österreichischen Nationalsozialisten, die Ende April 1933 bei den Gemeindewahlen in Innsbruck mit einem Stimmenanteil von 41,2 Prozent zur stärksten Partei aufstiegen.

Die Sozialdemokratie wirkte wie gelähmt. Sie hatte durch den Rücktritt Renners die Selbstausschaltung des Nationalrats in Gang gesetzt und damit der Regierung Dollfuß einen Anlaß für die unbefristete Ausschaltung des Parlaments geliefert. Dennoch wäre in diesem Augenblick aktiver Widerstand demokratische Notwehr zwecks Rettung der Verfassung und damit legitim gewesen, und wenn es je Aussichten gab, die Etablierung der Diktatur zu verhindern, dann im März 1933. Daß die Sozialdemokratie sowohl den Putsch als auch seine unmittelbare Folge, das Verbot des Republikanischen Schutzbundes, tatenlos hinnahm, hing wohl auch mit dem Trauma vom Juli 1927 zusammen: Die Angst vor einem neuen Ausbruch blinder Massengewalt wirkte nach. Als die Sozialdemokraten auf einem Parteitag im Oktober 1933 bewaffneten Widerstand, unter anderem für den Fall eines Verbots von Partei und Gewerkschaften, ankündigten, klang die Drohung hohl. Im Februar 1934, als die sozialistischen Arbeiter Österreichs tatsächlich zu den Waffen griffen, war es zu spät: Das austrofaschistische Regime verfügte inzwischen über alle Machtmittel, die nötig waren, um die Erhebung niederzuwerfen.

In Ungarn, das mit Österreich bis 1918 durch eine Personal- und Realunion verbunden gewesen war, begann die autoritäre Umformung des Staatswesens sehr viel früher als im ehemaligen Kernland der cisleithanischen Reichshälfte. Die Weichen wurden gestellt, als am 1. März 1920 der Oberbefehlshaber der ungarischen Truppen, Admiral Miklós Horthy von Nágybánya, zum Reichsverweser gewählt wurde. An den Wahlen vom Januar 1920 hatten die Sozialdemokraten aus Protest gegen den «weißen» Terror, der seinerseits eine Reaktion auf die kurze Phase der kommunistischen Rätediktatur unter Béla Kun war, nicht teilgenommen, so daß die rechts von ihnen stehenden Parteien im Parlament unter sich waren. Horthy proklamierte noch im März Ungarn als Monarchie mit vakantem Thron. Zwei Versuche Karls I., des letzten Habsburgerkaisers, der im November 1918 nicht als König von Ungarn abgedankt hatte, sich, gestützt auf Teile der Armee, erneut zum Träger der Stephanskrone zu machen, scheiterten 1921: Der Reichsverweser wünschte eine Restauration der Monarchie im Sinne des Habsburgers schon deswegen nicht, weil sie unweigerlich die Alliierten auf den Plan gerufen hätte. Ein Gesetz vom Oktober 1921 beendete die Thronrechte des Hauses Österreich für alle Zeiten.

Eine Nationalitätenfrage im engeren Sinn gab es für Ungarn nach dem Vertrag von Trianon kaum noch: Neun Zehntel der Bewohner, darunter auch die Roma, bekannten sich zur magyarischen, knapp 7 Prozent zur deutschen Muttersprache. Geblieben war das Problem des Umgangs mit den Juden, die etwa 6 Prozent der Bevölkerung, aber rund die Hälfte der Rechtsanwälte und Ärzte stellten und über großen Einfluß in Handel und Banken verfügten. Der Antisemitismus, der in Ungarn schon im 19. Jahrhundert weit verbreitet war, erhielt, ähnlich wie in Bayern, durch die Rätediktatur neuen Auftrieb: Da Juden in der kommunistisch geführten Regierung eine prominente Rolle gespielt hatten, wurden sie pauschal verdächtigt, auf den Umsturz der bestehenden Verhältnisse zu sinnen und Feinde des ungarischen Volkes zu sein. Bereits unter der ersten von drei «Grafenregierungen», der von Graf Pál Teleki, ging Ungarn 1920/21 zur Verdrängung der Juden aus dem Staatsapparat und, durch Einführung eines rigiden Numerus clausus an den Hochschulen, zur Verminderung der Zahl jüdischer Studenten und Akademiker über.

Eine Bodenreform, die diesen Namen verdient hätte, fand nicht statt. Zwar erhielten die ärmsten Bauern auf Drängen der Kleinlandwirtepartei ein wenig zusätzliches Land als Eigentum, aber rentabel wurde die bäuerliche Parzellenlandwirtschaft mit ihren Zwergbetrieben dadurch nicht. Der Großgrundbesitz blieb unangetastet, seine gesellschaftliche und politische Macht ungebrochen.

Der Nachfolger des Grafen Teleki war Graf István Bethlen. Er gewährte den Sozialdemokraten eine Art «Toleranzedikt», nachdem diese im Dezember 1921 unter dem strikt antikommunistischen Vorsitzenden Károlyi Peyer sich in einem Geheimabkommen mit dem Ministerpräsidenten verpflichtet hatten, keine Agitation im öffentlichen Dienst und unter den Landarbeitern zu betreiben sowie auf politische Streiks und republikanische Propaganda zu verzichten. 1922 gelang es Bethlen, die größeren Fraktionen der Nationalversammlung in einer «Einheitspartei» zu verschmelzen. Ein neues Wahlgesetz schränkte das aktive Wahlrecht so drastisch ein, daß es nur noch der Hälfte der erwachsenen Bevölkerung zustand. Das Prinzip der geheimen Wahl galt fortan nur für die größeren Städte, nicht mehr für die ländlichen Wahlkreise.

Das Ergebnis der Wahlen vom 2. Juni 1922 fiel ganz im Sinne der Regierung aus. Es gab zwar eine liberale und sozialdemokratische Opposition und eine freie Presse, aber die Machtposition der Regierung Bethlen, die bis 1931 im Amt blieb, war dadurch nicht zu erschüttern. Die Westmächte honorierten die Stabilisierung der politischen Verhältnisse im September 1922 durch die Aufnahme Ungarns in den Völkerbund und halfen dem Land, 1924 mit Hilfe einer Völkerbundsanleihe die grassierende Inflation zu überwinden. In den Jahren danach erholte sich die ungarische Wirtschaft; das Land erlebte einen Industrialisierungsschub, der bis zur Weltwirtschaftskrise anhielt.

Die ungarische Außenpolitik stand ganz im Zeichen der Revision des Vertrags von Trianon, wobei die Regierung Bethlen zunächst nur die Rückgabe von Gebieten forderte, die von einer mehr oder minder rein ungarischen Bevölkerung bewohnt wurden. Dahinter stand ein ehrgeiziges, von fast allen Parteien, gesellschaftlichen Gruppen und der Öffentlichkeit getragenes Programm: die Wiederherstellung des historischen Ungarn, wie es vor 1914 bestanden hatte. Als mögliche Partner bei der Verwirklichung dieser Vision betrachtete Bethlen das faschistische Italien: Mit ihm wurde im April 1927 ein Freundschaftsvertrag abgeschlossen. Großbritannien hingegen, von Bethlen ebenfalls umworben, ließ sich zu einer ähnlichen Geste nicht bewegen.

Das Ende der Regierung Bethlen kam im August 1931, als Ungarn im Zuge der Weltwirtschaftskrise an den Rand des Staatsbankrotts geriet. Bethlens Nachfolger, Graf Gyula Károlyi, stürzte im September 1932, weil er für seine rigorose Sparpolitik im Parlament keine ausreichende Unterstützung fand. Zum neuen Ministerpräsidenten ernannte Horthy den ehemaligen Hauptmann Gyula Gömbös de Jákfa, der ihm bei der Niederwerfung des zweiten Restaurationsversuchs Karls I. im Oktober 1920 entscheidend geholfen hatte. Gömbös, der sogleich auch den Vorsitz der nunmehr «Partei der Nationalen Einheit» genannten Einheitspartei übernahm, hatte einen breiten Rückhalt in den Mittelschichten. Er war ein glühender Nationalist und radikaler Antisemit, der aus seiner Sympathie für den italienischen Faschismus (und später auch für den deutschen Nationalsozialismus) keinen Hehl machte. Der Kampf gegen den Vertrag von Trianon wurde seit 1932 zur Richtschnur und zum obersten Ziel der ungarischen Politik erhoben.

Dabei blieb es auch nach Gombös’ Tod im Oktober 1936 unter seinen beiden Nachfolgern, Koloman Darányi und, seit Mai 1938, Béla Imrédy. Der letztere wurde im Februar 1939 von Horthy zum Rücktritt gezwungen, nachdem ruchbar geworden war, daß eine der Urgroßmütter des Ministerpräsidenten Jüdin gewesen war. Sein Nachfolger Pál Graf Teleki führte im Mai 1939 zwar eine scharf antisemitische Gesetzgebung ein, ging aber andererseits entschieden gegen die ungarischen Gefolgsleute der deutschen Nationalsozialisten, die Pfeilkreuzler unter Férenc Szálasi, vor. Sein Versuch, Ungarn auch außenpolitisch auf eine gewisse Distanz zum «Dritten Reich» festzulegen, sollte im Frühjahr 1941 ein tragisches Ende nehmen: Als Horthy und die Militärführung sich gegen den erbitterten Widerstand des Ministerpräsidenten zu Komplizen von Hitlers Überfall auf das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen machten, beging Teleki Selbstmord.

Noch krisenreicher als in Ungarn verlief die Zeit zwischen dem Ersten Weltkrieg und der Weltwirtschaftskrise im Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen. Als das weitaus schwierigste innenpolitische Problem erwies sich das Verhältnis zwischen den orthodoxen Serben und den katholischen Kroaten, die in der Volkszählung von 1921 statistisch in einer Nation, der serbokroatischen, zusammengefaßt wurden. Ihr gehörten knapp vier Fünftel der Gesamtbevölkerung an; auf die Slowenen entfielen 8,5 Prozent; dazu kamen kleinere deutsche, madjarische und albanische Minderheiten. (Die Montenegriner, Mazedonier und die muslimischen Bosniaken wurden nicht eigens erfaßt, sondern der serbokroatischen Nation zugeschlagen.) Das Wahlgesetz vom Juli 1920 gab allen männlichen Bürgern über 21 Jahren (unabhängig vom Alphabetisierungsgrad, der 1921 zwischen 91,2 Prozent in Slowenien und 16,2 Prozent in Mazedonien schwankte und im Landesdurchschnitt bei 48,5 Prozent lag) das aktive Wahlrecht; das Verhältniswahlrecht begünstigte die Zersplitterung des Parteiwesens und erschwerte stabile Regierungsmehrheiten. Bis 1928 lösten sich in Belgrad 28 Kabinette ab; keines der Parlamente erlebte das Ende der vierjährigen Legislaturperiode.

Aus den Wahlen vom November 1920 gingen die zentralistischen Parteien als Sieger und die Föderalisten als Verlierer hervor. Am 28. Juni 1921 wurde die Verfassung des Königreichs mit knapper, serbischer Mehrheit angenommen. Sie fiel, da sich die föderalistische Kroatische Bauernpartei der Mitwirkung an den Beratungen verweigert hatte, noch unitarischer aus, als es nach der Zusammensetzung des Parlaments, der Skupschtina, zu erwarten gewesen war. An die Stelle der bisherigen, überwiegend historischen Verwaltungseinheiten – Serbien, Montenegro, Bosnien-Herzegowina, Dalmatien, Kroatien-Slawonien, Slowenien und die Vojvodina – traten nach dem Vorbild der französischen Departements gebildete Verwaltungsbezirke (oblasti), denen keine Autonomierechte zustanden. Die militanteste Oppositionspartei waren die Kommunisten, die 58 von insgesamt 401 Abgeordneten stellten und damit nach Demokraten und Altradikalen die drittstärkste Partei bildeten. Nach mehreren von ihren Anhängern verübten Attentaten auf Mitglieder der Regierung wurden die kommunistischen Organisationen am 3. August 1921 verboten und die Mandate der kommunistischen Abgeordneten für ungültig erklärt. Kurz darauf, am 16. August, starb König Peter. Seine Nachfolge trat sein Sohn, der Prinzregent, als König Alexander I. an.

Im November 1925 schien es, als sei ein Ausgleich zwischen Serben und Kroaten zum Greifen nahe: Der Führer der zeitweilig verbotenen Kroatischen Bauernpartei, Stjepan Radic, trat als Unterrichtsminister in ein Kabinett des Ministerpräsidenten Nikola Pašic ein. Doch der Gegensatz zwischen Zentralisten und Föderalisten war dadurch nicht zu überbrücken. Im Frühjahr 1926 brach Radic mit Pašic’ Nachfolger Uzunovic; seit dem Februar 1927 war seine Partei nicht mehr in der Regierung vertreten. Am 20. Juni 1928 erschoß ein Abgeordneter der serbischen Altradikalen im Parlament drei Abgeordnete der Kroatischen Bauernpartei, unter ihnen Stjepan Radic’ Bruder Pavle, und verletzte zwei weitere, darunter Stjepan Radic selbst, schwer. Am 8. August erlag der Parteiführer seinen Verletzungen. Die Kroaten nahmen fortan an den Sitzungen der Skuptschina nicht mehr teil. Am 6. Januar 1929, dem orthodoxen Weihnachtsfest, zog König Alexander aus den ständigen Regierungskrisen einen radikalen Schluß: Er löste das Parlament auf und setzte die Verfassung von 1921 außer Kraft. Zum Ministerpräsidenten ernannte er einen unpolitischen General, Pera Zivkovic. So begann eine neue Phase in der Geschichte des Königreichs der Serben, Kroaten und Slowenen: die auf das Militär gestützte Königsdiktatur.

Die Beziehungen des (seit Oktober 1929 offiziell so genannten) Königreichs Jugoslawien zu seinen Nachbarn gestalteten sich vor wie nach dem Putsch des Königs überwiegend schwierig. Zwischen Belgrad und Sofia war die Mazedonienfrage strittig. (Mazedonien war 1913 nach dem zweiten Balkankrieg zwischen Serbien, Griechenland und Bulgarien aufgeteilt worden.) Auf die Vojvodina, wo überwiegend Madjaren lebten, erhob Ungarn historische Ansprüche. Von Albanien hätte das südslawische Königreich gern größere Gebiete an der Mittelmeerküste übernommen, was aber nach der Festlegung der albanischen Grenzen durch eine alliierte Botschafterkonferenz im November 1921 nicht mehr aktuell war. Italien hatte sich in Istrien und an der dalmatinischen Küste Gebiete gesichert, in denen es starke slowenische und kroatische Minderheiten, zusammen rund eine halbe Million Menschen, gab. Die Rechte seiner Minderheiten zu achten hatte sich das Königreich 1919 in einem Minderheitenschutzvertrag verpflichtet: Schutz vor ungarischen Revisionsbestrebungen sollte die «Kleine Entente» gewähren, zu der sich im August 1920 unter französischem Patronat das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen mit der Tschechoslowakei zusammengeschlossen hatte. Im Juni 1921 folgte ein entsprechender Vertrag mit Rumänien, das sich seinerseits zwei Monate zuvor mit der Tschechoslowakei verbündet hatte.

Gegenüber Italien erwies sich das neue Königreich verständigungsbereit, als es im Vertrag von Rapallo der Umwandlung Rijekas (Fiumes) in einen Freistaat und der Abtretung von Zadar (Zara) an Italien zustimmte, ohne auf einem analogen Minderheitenschutz zu bestehen, wie es ihn den ethnischen Italienern in seinem Staatsgebiet zugestand. Im Januar 1924, inzwischen war in Rom Mussolini an der Macht, folgte der «Pakt von Rom», auch «Adriapakt» genannt, in dem Belgrad der Angliederung Fiumes an Italien zustimmte und dafür einen Teil des bisherigen Freistaatsgebiets einschließlich des Hafens Baros erhielt. Beide Staaten verpflichteten sich für die Dauer von fünf Jahren überdies zu freundschaftlicher Zusammenarbeit, zur Aufrechterhaltung des Status quo und zur Neutralität im Fall eines unprovozierten Angriffs.

In der Skuptschina fand der Vertrag, ebenso wie ein anschließendes Handels- und Schiffahrtsabkommen mit Italien, nur eine knappe Mehrheit. Mehrere technische Zusatzabkommen, die sogenannten «Nettuno-Konventionen», stießen in der Öffentlichkeit auf so viel Widerstand, daß die Regierung sie zunächst zurückzog. Mussolinis Reaktion bestand im italienisch-albanischen Ausgleichsvertrag vom November 1926 und im Freundschafts- und Schiedsvertrag mit Ungarn vom April 1927, die man beide in Belgrad als gezielte Herausforderungen, ja als Einkreisungspolitik verstand. Der «Adriapakt», der im Januar 1929 auslief, wurde daher, obwohl das Parlament die Nettuno-Konventionen inzwischen doch noch ratifiziert hatte, nicht erneuert. Einen gewissen Ausgleich für den Verlust des Partners Italien hatte sich das südslawische Königreich bereits im November 1927 durch einen Bündnisvertrag mit Frankreich verschafft.

Das Verhältnis zu Bulgarien wurde seit dem Sommer 1926 durch eine Reihe von Überfällen und Anschlägen einer Organisation mazedonischer Freischärler, der IMRO (Innere Revolutionäre Organisation), belastet – Aktionen, die im Jahr darauf zu einer vollständigen Sperrung der Grenze zwischen beiden Staaten führten. Eine deutliche Besserung des bilateralen Verhältnisses trat erst 1934, nach einem Offiziersputsch in Sofia und der kurz darauf erfolgten Ausschaltung der IMRO, ein. Gegenüber Athen gelang es Belgrad nicht, seine Forderungen auf eine Hoheitszone in Saloniki und ein Abkommen zum Minderheitenschutz durchzusetzen. Im März 1929, zwei Monate nach Errichtung der Königsdiktatur, wurde ein Schiedsvertrag mit Griechenland geschlossen, in dem von diesen Zielen keine Rede war und der auch keine Bündnispflichten enthielt. Im Februar 1934 wurden die bisherigen bilateralen Verträge zwischen Jugoslawien, Rumänien, Griechenland und der Türkei in einen vierseitigen Balkanpakt umgewandelt. Fortan waren die Unterzeichnerstaaten zu wechselseitigem Beistand verpflichtet, wenn sich ein Balkanstaat am Angriff eines Nichtbalkanstaates auf einen anderen Balkanstaat beteiligte.

Unter den gesellschaftspolitischen Problemen ragte auch im König reich der Serben, Kroaten und Slowenen die Agrarfrage hervor. Eine vom Parlament im Mai 1922 beschlossene Enteignung des Großgrundbesitzes gegen Entschädigung traf vor allem die ehedem habsburgischen Gebiete. Ein Viertel der so gewonnenen Fläche wurde neu besiedelt, ein weiteres bewaldetes Viertel wurde in Staatseigentum überführt und rund die Hälfte den bisherigen Pächtern übereignet. Die Probleme der landwirtschaftlichen Überbevölkerung und der Zersplitterung des Bodens in unrentable Klein- und Kleinstbetriebe wurden dadurch ebensowenig gelöst wie in anderen Staaten Südost- und Ostmitteleuropas.

Die Königsdiktatur Alexanders I. begann 1929 mit der Aufhebung der Pressefreiheit, dem Verbot der politischen Parteien und dem Versuch, mit Hilfe neuer und größerer Verwaltungseinheiten, der Banate (banonina), und einer straffen Zentralisierung des Staatsaufbaus die Bildung einer südslawischen Nation voranzutreiben. Demselben Ziel diente auch der im Oktober 1929 eingeführte neue Staatsname «Königreich Jugoslawien». Doch längst nicht alles, was der König plante, wurde verwirklicht: Am Widerstand der orthodoxen Kirche Serbiens scheiterte sein Vorhaben, die Schrift und den Kalender zu vereinheitlichen; es blieb also beim Nebeneinander von lateinischem und kyrillischem Alphabet und von gregorianischem und julianischem Kalender, so daß die großen christlichen Feste weiterhin an unterschiedlichen Tagen gefeiert wurden. Der alte Gegensatz zwischen Ost- und Westkirche, zwischen den byzantinisch und den habsburgisch geprägten Teilen des neuen Staates ging viel tiefer und wirkte sehr viel stärker nach, als die Konstrukteure einer einzigen, der jugoslawischen Nation wahrhaben wollten.

Im September 1931 erließ Alexander eine neue Verfassung, die zwar einige der bürgerlichen Grundrechte enthielt, das Verbot politischer Parteien aber bestätigte und darüber hinaus die Bildung von Vereinigungen auf religiöser, nationaler und regionaler Grundlage untersagte. Das Wahlgeheimnis wurde beseitigt; das Wahlgesetz schrieb für die Wahl der Skuptschina ein Verfahren auf Grund gesamtstaatlicher Kandidatenlisten und mit einer einheitlichen Mindestzahl an Unterstützern in sämtlichen Wahlbezirken vor, das die stärkste Liste massiv begünstigte (sie erhielt zwei Drittel der Mandate) und der staatlichen Wahlmanipulation breiten Raum ließ. Neben der Volksvertretung sah die Verfassung einen Senat vor, dessen Mitglieder teils vom König ernannt, teils vom Volk gewählt wurden.

Die größte Herausforderung des jugoslawischen Staatswesens war auch unter der Königsdiktatur der kroatische Nationalismus. Anfang 1929 gründete der Zagreber Rechtsanwalt Dr. Ante Pavelic eine zunächst «Domabran» (Heimwehr), dann «Ustascha» («Empörer») genannte terroristische Untergrundorganisation, die die vollständige Unabhängigkeit Kroatiens, also die Zerschlagung Jugoslawiens, zu ihrem Programm erhob und in ihrem Radikalismus wie in ihrer Ideologie der mazedonischen IMRO nicht nachstand. Vom faschistischen Italien und von Ungarn unterstützt, betrieben die Anhänger der Ustascha eine rege Auslandspropaganda. In Kroatien selbst verübten sie seit 1931 Bombenattentate, unter anderem auf den Orientexpreß. Ein Aufstandsversuch im Sommer 1932 schlug mangels bäuerlicher Unterstützung fehl. Geplant war auch ein Anschlag auf König Alexander anläßlich dessen Besuchs in Zagreb im Dezember 1933. Er fand nicht statt, weil der Attentäter zuletzt von der Durchführung absah.

Im Jahr darauf erreichten die kroatischen Extremisten ihr Ziel: Am 9. Oktober 1934 wurde König Alexander I. zusammen mit dem französischen Außenminister Louis Barthou in Marseille von einem Angehörigen der IMRO, der im Auftrag einer Exilgruppe der Ustascha handelte, ermordet. An die Stelle Alexanders trat sein minderjähriger Sohn Peter II., der letzte König von Jugoslawien. Die tatsächliche Leitung der Staatsgeschäfte ging an die Regierung über, die seit 1935 von dem Geschäftsmann und Politiker Milan Stojadinovic geführt wurde. Da Frankreich sich dem Belgrader Drängen auf Bestrafung Italiens und Ungarns, der staatlichen Förderer der Ustascha, widersetzte und der Völkerbundsrat keine Sanktionen gegen die beiden Mächte beschloß, näherte sich Jugoslawien in der Folgezeit immer stärker einer Macht an, von der es inzwischen auch wirtschaftlich in hohem Maß abhängig war: dem nationalsozialistischen Deutschland.

Das schwierigste Problem blieb auch unter Stojadinovic der kroatische Nationalismus. Bei den Wahlen vom Mai 1935 erhielt die landesweit auftretende, nach dem Führer der kroatischen Bauernpartei und Nachfolger von Stjepan Radic, Vladko Macek, benannte «Liste Macek» 35,4 Prozent der Stimmen, während die Regierungsliste auf 62 Prozent kam. Infolge der einseitig die Regierungspartei begünstigenden Bestimmungen des Wahlgesetzes entfielen aber auf diese 301, auf die oppositionelle Liste nur 35 Mandate, was Macek und seine Anhänger mit dem Boykott der Skuptschina beantworteten. Bei den Wahlen vom Juli 1938 erzielte die «Liste Macek» sogar 40,2 Prozent, aber noch weniger Sitze als drei Jahre zuvor, nämlich 61 von insgesamt 371. Auf Grund der «Märzverfassung» von 1921 stand das aktive und passive Wahlrecht allen Männern und Frauen zu, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten und im Besitz der bürgerlichen Rechte waren.

Auch aus außenpolitischen Gründen, obenan dem im März 1938 erfolgten «Anschluß» Österreichs an das Deutsche Reich, der eine gemeinsame deutsch-jugoslawische Grenze zur Folge hatte, wuchs in Belgrad die Einsicht in die Notwendigkeit einer Verständigung mit der kroatischen Autonomiebewegung. Sie erfolgte im August 1939 unter dem Politiker, der im Februar die Nachfolge von Stojadinovic angetreten hatte: Dragiša Cvetkovic. Kroatien wurde, den Forderungen von Macek entsprechend, in eine Banschaft mit einem eigenen Landtag, einer eigenen Regierung und einem Banus an der Spitze umgewandelt. Die Belgrader Zentralregierung verlor wichtige Kompetenzen und wurde umgebildet: Macek übernahm das Amt des stellvertretenden Ministerpräsidenten in der Regierung Cvetkovic; vier Mitglieder seiner Partei übernahmen wichtige Ministerien. Jugoslawien schien auf dem besten Weg, sich in Richtung einer multinationalen Föderation autonomer Staaten zu entwickeln. Die Probe aufs Exempel konnte aber nicht mehr gemacht werden: Der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges verhinderte die volle Umsetzung des «Sporazum» – des Ausgleichs, den Cvetkovic und Macek im August 1939 vereinbart hatten.

Anders als Jugoslawien war Polen keine Neuschöpfung. Es erlangte nach dem Ersten Weltkrieg die staatliche Unabhängigkeit zurück, die ihm 1795 durch die dritte polnische Teilung genommen worden war. Polen war immer ein Teil des alten lateinischen Westens gewesen, es war im Unterschied zu Jugoslawien nicht belastet durch das fortwirkende Schisma zwischen Rom und Byzanz. Was seine innere Entwicklung anging, verlief sie aber ähnlich krisenreich wie die der meisten ostmitteleuropäischen und südosteuropäischen Staaten.

Die äußeren Umrisse des wiedererstandenen Polen lagen bereits fest, als am 5. und 12. November 1922 die zweiten Wahlen zum Sejm stattfanden. Wie bei den vorangegangenen Wahlen vom Januar 1919 gab es auch diesmal keine klaren Mehrheitsverhältnisse: Die Linke, zu der man außer den Sozialisten auch die Bauernpartei Wyzwolenie rechnen mußte, verlor in beträchtlichem Maß an Stimmen, während die Rechte in Gestalt der Nationaldemokraten und zweier kleinerer Parteien kräftig zulegte. Die früheren Mittelparteien waren stark geschrumpft. Nur wenn die nationalen Minderheiten mitwirkten, auf die etwa ein Fünftel der Sitze entfiel, konnten Mehrheiten für eine Regierung zustande kommen.

Zunächst stand die Wahl eines Staatspräsidenten durch beide Häuser des Parlaments, Senat und Sejm, an. Pilsudski, der bisherige Staatschef, lehnte eine Kandidatur ab, weil die Verfassung vom 17. März 1921 dem Staatsoberhaupt nur geringe Befugnisse einräumte und er nicht von seinen Gegnern, den Nationaldemokraten, abhängig werden wollte. Die Wahl fiel am 9. Dezember 1922 im fünften Wahlgang auf einen Abgeordneten von Wyzwolenie, Professor Gabryel Naturowicz. Daß er nur mit Hilfe nichtpolnischer und nicht zuletzt jüdischer Abgeordneter ins Amt gelangt war, löste eine heftige antisemitische Hetze der Rechten aus und kostete ihn das Leben: Er wurde am 16. Dezember, eine Woche nach seiner Wahl, von einem fanatischen Anhänger der Nationaldemokraten durch Revolverschüsse ermordet. Zu seinem Nachfolger wählten die beiden Kammern am 20. Dezember Stanislaw Wojciechowski, einen Mann von schwachem politischen Profil aus der rechten Bauernpartei, der bis Mai 1926 im Amt blieb und als ehemaliger Sozialist freundschaftliche Beziehungen zu Pilsudski unterhielt. Eine parlamentarische Mehrheit für einen Ministerpräsidenten aber fand sich nicht, so daß der Präsident («Marschall») des Sejm schließlich am 17. Dezember den General Wladyslaw Sikorski mit der Bildung eines kleinen überparteilichen Beamtenkabinetts beauftragte, das dann rund fünf Monate lang vom Sejm toleriert wurde.

Am 28. Mai 1923 gelang dem Führer der rechten Bauernpartei Piast, Wincenty Witos, der 1921/22 schon einmal Ministerpräsident gewesen war, die Bildung eines Mitte-Rechts-Kabinetts. Pilsudski nahm das zum Anlaß, auch seine Ämter als Generalstabschef und Vorsitzender des Engeren Kriegsrats niederzulegen und sich auf sein Landgut bei Sulejówek zurückzuziehen. Mit dem zweiten Kabinett Witos begann die Zeit der parlamentarischen Vorherrschaft, die bis zum Militärputsch Pilsudskis vom Mai 1926 dauern sollte. In diesen drei Jahren, in denen die Regierungen, durchweg Beamtenkabinette, noch dreimal wechselten, standen innenpolitische Probleme im Vordergrund des öffentlichen Interesses: die Bekämpfung der Inflation, die Agrar- und die Nationalitätenfrage.

Die Stabilisierung der Währung gelang unter der Regierung des Finanzexperten Wladyslaw Grabski. Im April 1924 wurde der (ursprünglich auf Parität mit dem Schweizer Franken festgelegte) Zloty eingeführt, über dessen Kaufkraft und Wechselkurs die im Prinzip unabhängige Bank Polski zu wachen hatte. Eine durchgreifende Agrarreform fand hingegen nicht statt, da der polnische Großgrundbesitz in der starken Rechten einen wirkungsvollen Verteidiger seiner Interessen besaß. Land abgeben mußten nach dem Inkrafttreten der Bodenreform vom Dezember 1925 im wesentlichen nur deutsche Grundbesitzer in den Westgebieten, was aber für die Schaffung eines breiten bäuerlichen Mittelbesitzes nicht ausreichte. Die polnische Landwirtschaft war weiterhin geprägt vom Gegensatz zwischen extensiv wirtschaftendem, auch für den Export produzierenden Großgrundbesitz und der Subsistenzwirtschaft nicht rentabler kleinbäuerlicher Höfe. Polen blieb in der Zwischenkriegszeit ein nur schwach industrialisiertes Agrarland mit dem typischen Problem ostmitteleuropäischer Gesellschaften: der durch Realteilung bedingten Besitzzersplitterung und ländlichen Überbevölkerung.

Den nichtpolnischen Minderheiten gewährte die Verfassung von 1921 volle Gleichberechtigung. Tatsächlich sah die Rechte in den parlamentarischen Vertretern der nationalen Minderheiten, gleichviel ob es Deutsche, Juden oder Litauer waren, keine vollwertigen Volksvertreter. Im Fall der Ukrainer und Weißruthenen gab es Ansätze einer Assimilierungspolitik, die aber dadurch erschwert wurde, daß im östlichen Galizien eine starke antipolnische Bewegung entstand, die 1922 mit einigem Erfolg die Wahlen boykottierte. Die Juden wurden von den Nationaldemokraten und den anderen Rechtsparteien, auch der Piast, mit notorischem Mißtrauen betrachtet und nach Kräften diskriminiert, die Deutschen im Gebiet um Posen und den Pomerellen an der unteren Weichsel zur Abwanderung nach Deutschland gedrängt. (Über die Hälfte der dort lebenden Deutschen, rund eine halbe Million Menschen, tat diesen Schritt.) In keiner der Regierungen der Zwischenkriegszeit gab es einen Minister aus den Reihen der nationalen Minderheiten, und für die höchsten regionalen Verwaltungsposten, den Wojewoden, und, auf Kreisebene, den Starost, galt dasselbe. Die polnische Politik orientierte sich am Ziel des homogenen Nationalstaates westlicher Prägung – einem Ziel, das mit der tatsächlichen ethnischen Vielfalt eines Nationalitätenstaates nicht zusammenpaßte.

Für die polnische Außenpolitik war die Anlehnung an Frankreich grundlegend, mit dem Warschau im Februar 1921 einen Bündnisvertrag und ein geheimes Militärabkommen abgeschlossen hatte. Hinzu kamen ein Bündnisvertrag mit Rumänien vom März 1921 und Freundschaftsverträge mit Lettland und Estland vom März 1922, die alle eine antisowjetische Stoßrichtung hatten. Ein entsprechendes Abkommen mit Finnland wurde vom Parlament in Helsinki nicht ratifiziert. Umgekehrt fand eine im November 1921 von den beiden Außenministern unterzeichnete Konvention mit der Tschechoslowakei über eine begrenzte Zusammenarbeit beider Länder im Sejm keine Mehrheit. Im April 1925 wurde dann doch ein Abkommen mit Prag über Fragen des strittigen Teschener Gebiets ratifiziert, das aber weit hinter der gescheiterten Vereinbarung von 1921 zurückblieb.

Gespannt blieb nach der Annexion des Gebiets um Wilna im März 1922 das Verhältnis zu Litauen, zu dem keine diplomatischen Beziehungen bestanden. Zu Deutschland gab es solche Beziehungen, aber sie verbürgten noch längst keine zwischenstaatliche Normalität. Das Deutsche Reich war nicht bereit, sich mit dem Verlust seiner nunmehr polnischen Ostgebiete, obenan Westpreußen und das südliche Oberschlesien, abzufinden; es stellte die Legitimität des östlichen Nachbarstaates mehr oder minder ausdrücklich in Frage und begann im Juni 1925 mit einem Handelskrieg gegen Polen, unter dem besonders die Freie Stadt Danzig zu leiden hatte. Polen baute seinerseits systematisch als Konkurrenz für Danzig den Hafen Gdingen (Gdynia) aus. Eine Wende zum Besseren war, was das deutsch-polnische Verhältnis betraf, Mitte der zwanziger Jahre nicht abzusehen. Wenn es für das immer noch tiefkatholische Polen einen gewissen Ausgleich für die fehlende Anerkennung seines territorialen Besitzstandes durch den großen Nachbarn im Westen gab, war es das Konkordat vom Februar 1925: Darin ordnete der Vatikan die katholischen Bistümer neu, und zwar entsprechend den Staatsgrenzen der Nachkriegszeit.

Von einer kontinuierlichen Regierungsarbeit konnte angesichts der Gegensätze zwischen den Parteien und der häufigen Kabinettswechsel in den Jahren nach 1918 nicht die Rede sein. Meist waren es persönliche Intrigen und parteitaktische Manöver, die zum Sturz der einen und zur Einsetzung einer anderen Regierung führten. Am 13. November 1925 versuchte Pilsudski Präsident Wojciechowski in einem persönlichen Gespräch für eine Eindämmung des parlamentarischen Systems zu gewinnen, konnte aber die verfassungsrechtlichen Bedenken des Staatsoberhaupts nicht entkräften. Zwei Tage später deutete der Marschall in einer Rede vor Legionsoffizieren an, daß er künftig nicht nur mit Worten gegen diejenigen vorgehen werde, die nach seiner Ansicht «den Staat kraftlos machten und die strafende Hand der Gerechtigkeit aufhielten».

Einen Verbündeten fand Pilsudski in General Zeligowski, dessen Ernennung zum Kriegsminister im Kabinett des Grafen Skrzynski er im November 1925 hatte durchsetzen können. Zeligowski half Pilsudski bei der militärischen Vorbereitung des nunmehr fest geplanten Putsches, indem er Regimenter sammelte, die dem Marschall treu ergeben waren. Eine weitere Regierungskrise, ausgelöst durch den Rücktritt Skrzynskis und die Bildung eines von der Linken heftig bekämpften Mitte-Rechts-Kabinetts unter Wincenty Witos am 5. Mai 1926, nutzte Pilsudski, um zum entscheidenden Schlag auszuholen. Am 12. Mai besetzte er an der Spitze von 15 Regimentern den Warschauer Stadtteil Praga auf dem rechten Weichselufer. Zwei Tage dauerten die heftigen Kämpfe mit den Regierungstruppen. Den Ausschlag für den Sieg des Marschalls gab die Partei, die er einst geführt, von der er sich aber längst innerlich gelöst hatte: die Sozialistische Partei Polens (PPS). Sie rief einen Generalstreik aus und verhinderte so den Transport regierungstreuer Truppen in die Hauptstadt. In der Nacht vom 14. zum 15. Mai traten Staatspräsident Wojciechowski und Ministerpräsident Witos zurück. Die letzten Kämpfe beschloß Pilsudski am 22. Mai 1926 mit einem Appell zur Versöhnung, in dem er dem Patriotismus der Unterlegenen seine Reverenz erwies.

Mit dem Militärputsch vom Mai 1926 begann die erste, vier Jahre währende Phase des autoritären Regimes Józef Pilsudskis. Der Marschall regierte zu Beginn dieser «moralischen Diktatur» zunächst nicht selbst; er ließ regieren. Das Amt des Ministerpräsidenten übertrug der Sejm-Marschall auf Betreiben Pilsudskis dem Mathematikprofessor Kazimierz Bartel, dem Vorsitzenden der kleinen Fraktion der Arbeiterpartei. Pilsudski selbst übernahm im neuen Kabinett das Amt des Kriegsministers. Als Senat und Sejm ihn am 31. Mai mit Zweidrittelmehrheit zum Staatspräsidenten wählten, lehnte er, wie schon vier Jahre zuvor, die Annahme des protokollarisch höchsten Staatsamtes ab und sorgte dafür, daß statt seiner der Chemieprofessor Ignacy Mozcicki gewählt wurde. Durch eine Verfassungsnovelle vom 2. August 1926, die mit Hilfe der Rechten verabschiedet wurde, erhielt der Präsident die Vollmacht, das Parlament aufzulösen und in der Vakanz zwischen den Sessionen Dekrete mit Gesetzeskraft zu erlassen, die unter dem Vorbehalt einer späteren Genehmigung durch das Parlament standen. Außerdem durfte die Regierung, wenn das Parlament den Haushalt nicht rechtzeitig verabschiedete, Ausgaben im Rahmen des vorangegangenen Budgets tätigen.

Die Macht hatte Pilsudski auf revolutionäre Weise, im Stil eines spanischen «pronunciamiento», übernommen. Die Verfassungsänderungen vom August 1926 waren als solche nicht revolutionär. Die Notstandsvollmachten des Präsidenten gingen nicht über die Befugnisse des deutschen Reichspräsidenten nach Artikel 48 der Weimarer Reichsverfassung hinaus. Die Klausel über den Nothaushalt fiel nicht aus dem Rahmen des in parlamentarischen Demokratien Üblichen heraus. Das Parlament wurde nicht aufgelöst, die Opposition nicht unterdrückt, die Presse nicht zensiert. Der gewaltsam herbeigeführte Regimewechsel bewirkte eine innenpolitische Stabilisierung, die anfangs mehr die Züge einer konservativen Demokratie als die einer Militärdiktatur trug – von einer «faschistischen» Diktatur, die Pilsudski verabscheute, ganz zu schweigen.

Im Oktober 1926 übernahm der Marschall dann doch selbst das Amt des Ministerpräsidenten. Er bildete ein überwiegend konservatives Kabinett, was zu einer Entfremdung zwischen Pilsudski und der PPS führte. Der Abstand zu seiner einstigen politischen Heimat vergrößerte sich, als Pilsudski, der selbst aus dem niederen Adel stammte, Ende Oktober 1926 durch einen Besuch auf dem Schloß der Radziwills demonstrativ seine Nähe zum östlichen Landadel unterstrich. Die hartnäckigsten Gegner des Marschalls waren aber weiterhin die Nationaldemokraten um Roman Dmowski und die Piast um Wincenty Witos. Um sich eine einigende parlamentarische Basis zu verschaffen, ließ Pilsudski rechtzeitig vor den Wahlen zum Sejm und Senat im März 1928 durch den ihm treu ergebenen Oberst Walery Slawek einen Parteilosen Block der Zusammenarbeit mit der Regierung (BBWR) bilden, der zwar über kein fest umrissenes Programm verfügte, unter Bauern und städtischen Mittelschichten aber zahlreiche Anhänger gewann.

Aus den Wahlen von 1928 ging der BBWR mit 122 von 444 Mandaten als stärkste Fraktion hervor. Dramatische Verluste mußten die Nationaldemokraten und Piast hinnehmen, während die Parteien der Linken, auf die insgesamt etwa 140 Sitze entfielen, starke Gewinne verbuchen konnten. Da die Zusammensetzung des Sejm keine feste Mehrheit für die Regierung verbürgte, überließ Pilsudski das Amt des Ministerpräsidenten persönlichen und politischen Vertrauten, zunächst Kazimierz Bartel, dann dem bisherigen Unterrichtsminister Kazimierz Switalski, danach erneut Bartel und schließlich im März 1930 Slawek. Er selbst blieb Kriegsminister und auch in dieser Funktion die beherrschende Persönlichkeit des Regimes. Zu seinen schärfsten Kontrahenten wurde der neugewählte Sejmmarschall, der Sozialist Ignacy Daszynski. Als Bedrohung empfand der «starke Mann» der Regierung die zunehmend intensivere parlamentarische Zusammenarbeit der Linken und der Mittelparteien, die im Oktober 1929 ein reguläres Bündnis, «Centrolew» oder «Zentrumslinke» genannt, eingingen. Pilsudski reagierte darauf mit heftigen verbalen Attacken auf das Parlament und die oppositionellen Parlamentarier, flankiert von massiven Einschüchterungsversuchen.

Nach dem Sturz der Regierung Switalski durch ein Mißtrauensvotum am 5. Dezember 1929 spitzte sich der Machtkampf zwischen Exekutive und Legislative immer mehr zu. Im Juni 1930 fand ein Kongreß der oppositionellen Kräfte in Krakau statt, dem im September weitere Kundgebungen für die Freiheit und gegen die Diktatur in ganz Polen folgen sollten. Am 25. August übernahm Pilsudski wieder selbst das Amt des Ministerpräsidenten. Vier Tage später löste Staatspräsident Moocicki das Parlament auf. Anfang Oktober ließ Pilsudski 18 seiner parlamentarischen Widersacher, darunter Witos, einige Abgeordnete der ukrainischen Minderheit und prominente Sozialisten, verhaften, die anschließend in der Festung Brest-Litowsk mißhandelt und gedemütigt wurden.

Die Parlamentswahlen vom 17. und 23. September 1930 waren schon nicht mehr frei. Sie fanden in einem Klima der politischen Einschüchterung und der militärischen Willkür statt und erbrachten ein Ergebnis, das weitgehend den Wünschen der Regierung entsprach: Mit 243 von 444 Mandaten verfügte der Regierungsblock im Sejm über eine sichere Mehrheit; die «Centrolew» und die nationalen Minderheiten mußten schwere Verluste hinnehmen. Noch eindeutiger fiel die gouvernementale Mehrheit im Senat aus. Eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit erreichte die Regierung allerdings nicht, so daß an die rasche Verabschiedung einer neuen Verfassung, wie Pilsudski sie erstrebte, vorerst nicht zu denken war. Seit Dezember 1930 begnügte sich der Marschall wieder mit dem Amt des Kriegsministers; das Amt des Ministerpräsidenten überließ er, wie in den Jahren zuvor, von ihm ausgesuchten Vertrauensmännern, durchweg Obersten der Armee.

Die Regierungen der Obristen versuchten mit Notverordnungen und einschneidenden Sparmaßnahmen der Weltwirtschaftskrise Herr zu werden, die inzwischen auch Polen voll erfaßt hatte. Nach Massenstreiks, die die PPS seit Februar 1932 in den wichtigsten Industriegebieten organisierte, wurden die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie die richterliche Unabhängigkeit eingeschränkt. Am 23. März 1933 (dem gleichen Tag, an dem etwas ganz Ähnliches im Deutschland Adolf Hitlers geschah) verabschiedete der Sejm ein Ermächtigungsgesetz, das der Regierung die Vollmacht gab, nicht nur Verordnungen, sondern auch Dekrete mit Gesetzeskraft zu erlassen, was auf eine weitgehende Selbstausschaltung des Parlaments hinauslief.

Polen befand sich seit dem Herbst 1930 in der zweiten Phase seiner autoritären Transformation, die von ihren Befürwortern als «sanacja» (Sanierung) bezeichnet wurde, aber durchaus eine Diktatur genannt zu werden verdient. Es gab zwar immer noch eine relativ freie Presse, eine Vielzahl von Parteien und einen gewissen Schutz der individuellen Freiheiten, aber von einer durch freie Wahlen legitimierten Staatsführung konnte keine Rede mehr sein. Der entscheidende Machtfaktor war das Militär, das Parlament führte spätestens seit dem Ermächtigungsgesetz vom März 1933 nur noch ein Schattendasein. An diesem Zustand änderte auch die Verfassung vom 23. April 1935 nichts, die dem autoritären Präsidialstaat eine neue Rechtsgrundlage verschaffte. Knapp drei Wochen später, am 12. Mai, starb im Alter von 67 Jahren der Mann, der mehr als jeder andere zur Wiedererrichtung eines selbständigen Polen beigetragen hatte, aber auch wie kein zweiter verantwortlich war für die fortschreitende Einschränkung der innenpolitischen Freiheit: der Erste Marschall von Polen, Józef Pilsudski.

Wie Polen war sein nordöstlicher Nachbar Litauen ein Agrarland mit ganz überwiegend katholischer Bevölkerung. Im April 1919 war Antanas Smetona, ein Publizist der nationalen Rechten, zum Staatspräsidenten gewählt worden. Aus den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung gingen ein Jahr später, im April 1920, die Christlichen Demokraten als Sieger hervor. Sie erhielten mit 59 von 112 Sitzen die absolute Mehrheit; 29 entfielen auf die Volkssozialisten, 14 auf die Sozialdemokraten, 9 auf die nationalen Minderheiten. (Die Juden stellten mit 7,5 Prozent der Bevölkerung die stärkste Nationalität; die Polen kamen nach der litauischen Volkszählung von 1923 auf mindestens 3,25, die Deutschen auf 1,5 Prozent.) Die völkisch-nationalistische Partei Tautininkai brachte keinen Kandidaten durch. Die Kommunistische Partei war verboten.

Regierung und Parlament nahmen ihren Sitz in der provisorischen Hauptstadt Kaunas. Die Verfassung vom 1. August 1922 sah einen Präsidenten mit überwiegend repräsentativen Aufgaben vor. Er verfügte aber über ein suspensives Veto gegen Gesetze, sofern diese vom Seimas, dem Einkammerparlament, nicht mit Zweidrittelmehrheit angenommen worden waren, und über das Recht, das Parlament aufzulösen. Als Hauptstadt bestimmte die Verfassung Wilna (litauisch Vilnius), das aber im März 1922 mitsamt dem umliegenden Gebiet durch einen einseitigen Akt Warschaus in den polnischen Staat eingegliedert worden war. Die Wilna-Frage stand einer Normalisierung des Verhältnisses zu Polen dauerhaft entgegen; sie übte eine geradezu traumatisierende Wirkung auf die litauische Politik der Zwischenkriegszeit aus.

Der Wunsch nach einer Kompensation für den Verlust des von Polen annektierten Gebiets spielte auch eine Rolle, als litauische Truppen am 10. Januar 1923, einen Tag vor der französischen Ruhrbesetzung, das Memelland, das nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Versailles einem interalliierten Kondominium mit einem französischen Oberkommissar unterstellt worden war, besetzten. In dem bislang zu Deutschland gehörenden Gebiet überwog nach der Volkszählung von 1910 die Zahl der deutschsprachigen Bewohner knapp die der litauischsprachigen (71.000 gegenüber 67.000). Eine Botschafterkonferenz der Alliierten übertrug die Souveränität über das Memelgebiet im Februar 1923 an Litauen, knüpfte daran aber zwei Bedingungen: die Gewährung eines Autonomiestatus und der polnischen Mitbenutzung des Hafens von Memel (Klaipeda). Die zweite Forderung erfüllte Litauen wegen des Streits um Wilna nicht, der ersteren trug es durch die Memelkonvention vom 8. Mai 1924 zwischen Litauen und den Alliierten Rechnung.

Das Memelgebiet erhielt dadurch einen eigenen Landtag und in Gestalt eines fünfköpfigen Landesdirektoriums eine eigene Regierung. Obwohl die ersten Landtagswahlen vom Oktober 1925 den deutschen Parteien eine überwältigende Mehrheit brachten (sie stellten 27 von 29 Abgeordneten), wurden durch den vom litauischen Präsidenten berufenen Gouverneur zehn Jahre lang gegen den Willen des Landtags nur Litauer, die von außerhalb der Region kamen, an die Spitze des Landesdirektoriums gestellt. Das Verhältnis zu Deutschland wurde dadurch nachhaltig belastet. Doch es gab einen wichtigen Unterschied zum Konflikt mit Polen: Zwischen Kaunas und Berlin bestanden diplomatische Beziehungen, zwischen Kaunas und Warschau nicht.

Die Besetzung des Memelgebiets fiel in eine Zeit innenpolitischer Instabilität: Bei den Wahlen vom Oktober 1922 hatten die Christlichen Demokraten ihre absolute Mehrheit eingebüßt; sie eroberten sie erst im Mai 1923 nach einer Parlamentsauflösung durch Präsident Stulginskis zurück. Das wichtigste innenpolitische Vorhaben der zwanziger Jahre war die Agrarreform, die angesichts der bäuerlichen Prägung des Landes eine vergleichsweise geringe Brisanz besaß. Ein Gesetz vom April 1922 sah für den kirchlichen, adligen oder sonstigen privaten Landbesitz, sofern er über 80 Hektar hinausging, eine Enteignung gegen Entschädigung vor. 1928 wurde die Obergrenze auf 150 Hektar angehoben. Nutznießer der Umverteilung waren in der ersten Phase landlose oder landarme Kleinbauern, in der zweiten auch Kommunen und gemeinnützige Einrichtungen. Die betroffenen Großgrundbesitzer waren meist Polen oder Russen, so daß die Eingriffe in die überkommenen Eigentumsverhältnisse neben der sozialen auch eine ethnische Dimension hatten: Sie dienten der Stärkung des Litauertums. Im Mai 1926 fanden erneut Parlamentswahlen statt, an denen erstmals auch die Memelländer teilnehmen konnten. Die Sieger waren diesmal die Linksparteien: Die Volkssozialisten kamen auf 22, die Sozialdemokraten auf 15 und damit zusammen auf 37 von insgesamt nunmehr 85 Sitzen; die Christlichen Demokraten erhielten nur noch 30 Mandate. Mit Hilfe der jüdischen und der polnischen Abgeordneten wurden zwei Volkssozialisten in die höchsten Ämter gewählt: Mykolas Slezevicius als Staatspräsident und Kazys Grinius als Ministerpräsident.

Die Linksregierung stieß, unter anderem wegen eines im September 1926 abgeschlossenen Nichtangriffspaktes mit der Sowjetunion, auf schärfste Opposition der Christlichen Demokraten, der völkischen Tautininkai, die erstmals mit 5 Abgeordneten im Seimas vertreten waren, und, am gefährlichsten, des Militärs. Am 17. Dezember 1926 putschte General Povilas Plechavicius, offenbar angeregt von Pilsudskis Coup vom Mai. Das Parlament wurde besetzt, die Regierung abgesetzt, das Amt des Staatspräsidenten an Antanas Smetona, das des Ministerpräsidenten an den früheren Regierungschef Augustinas Voldemaras, den Vorsitzenden der radikal nationalistischen Vereinigung Gelezinis Vilkas, übertragen. Der letztere bildete eine Regierung aus Christlichen Demokraten und Tautininkai. Vier Monate später, am 12. April 1927, löste Präsident Smetona den Seimas auf, ohne gleichzeitig Neuwahlen auszuschreiben. Damit begann eine neunjährige autoritäre Herrschaft, während derer es in Litauen keinerlei gewähltes Parlament mehr gab.

Gestützt auf die Armee, baute Smetona in der Folgezeit seine Machtstellung immer weiter aus. Eine neue Verfassung, die am 15. Mai 1928 verkündet wurde, konzentrierte alle Staatsgewalt beim Präsidenten. Im September 1929 löste Smetona, der sich als «Führer der Nation» feiern ließ, Ministerpräsident Voldemaras ab und ersetzte ihn durch seinen Schwager Juozas Tubelis. Nach einem mißglückten Militärputsch vom Juni 1934 und einem Bauernstreik vom Sommer 1935 zog das Regime die Zügel noch schärfer an. Die Oppositionsparteien mußten im Februar 1936 ihre Tätigkeit auf Grund eines neuen Vereinsgesetzes einstellen; die Wahlen vom Juni 1936, die ersten seit 1926, waren so organisiert, daß nur noch Tautininkai Abgeordnete stellen konnte. Das Einparteienparlament verabschiedete am 11. Februar 1938 eine autoritäre Verfassung, die ein parlamentarisch verbrämtes Präsidialregime vorsah und die Pflichten der Bürger sehr viel stärker betonte als ihre Rechte. Der Staat verpflichtete sich zwar, die Gewissens- und die Religionsfreiheit zu schützen, von Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit aber war keine Rede.

Praktische Auswirkungen hatte die Verfassung nicht mehr. Einen Monat nach ihrer Verabschiedung erzwang Polen durch ein Ultimatum die Aufnahme diplomatischer Beziehungen und die Anerkennung der bestehenden Grenze, also den Verzicht auf Wilna und seine Umgebung. Parlamentswahlen nach dem Verhältniswahlrecht, wie die Verfassung sie vorsah, sollte Litauen nicht mehr erleben.

Wie die Litauer gehörten auch die Letten zu den Völkern der baltischen Sprachfamilie, denen ebenfalls die ausgelöschten oder in den Ostpreußen aufgegangenen Pruzzen zuzurechnen waren. Die 1918/19 entstandene Republik Lettland umfaßte mit Lettgallen, Kurland und dem südlichen Livland Gebiete, die bis zum Untergang des Zarenreiches russischer Herrschaft unterworfen waren. Der nördliche Nachbar Lettlands, die Republik Estland, umschloß die ehedem russische Provinz gleichen Namens und die nördlichen vier Kreise Livlands. Die Esten gehörten wie die Finnen zur finnisch-ugrischen Sprachfamilie. Anders als Litauen, das katholisch blieb, waren Estland, Livland und Kurland seit der Reformationszeit evangelisch-lutherisch geprägt (was sich auch darin äußerte, daß fast die gesamte Bevölkerung des Lesens und Schreibens kundig war). Die Oberschicht bestand aus Deutschbalten; fast der gesamte Großgrundbesitz war in der Hand deutschbaltischer Adliger. Seit dem späten 19. Jahrhundert wurden Estland, Livland und Kurland, seit 1918 Estland und Lettland unter dem Begriff Baltikum zusammengefaßt; Litauen wurde erst später, verstärkt seit den dreißiger Jahren, dieser Ländergruppe zugeschlagen. Einen Beitrag zum neuen Sprachgebrauch leistete die «Baltische Entente», die entstand, als Litauen am 12. September 1934 einem bereits 1923 abgeschlossenen lettisch-estnischen Bündnis beitrat.

Die Verfassungen Estlands und Lettlands vom Juni 1920 beziehungsweise Februar 1922 gaben dem Parlament mehr Macht als der Regierung. Estland kannte keinen Staatspräsidenten; der Ministerpräsident fungierte zugleich als Staatsoberhaupt. In Lettland wurde der Staatspräsident von der Saeima, dem Parlament, gewählt; er war Oberbefehlshaber der Armee und konnte Notverordnungen erlassen, nicht aber das Parlament auflösen. In beiden Staaten wurde die Volksvertretung nach dem Verhältniswahlrecht gewählt; wie in Litauen besaßen Männer und Frauen das aktive und passive Wahlrecht. Der anfänglichen Zersplitterung folgte eine Konzentration auf drei Lager: eine Bauernpartei, eine bürgerliche Mittelpartei und die Sozialdemokraten. Am stärksten waren in Estland wie in Lettland die Bauernparteien; aus ihnen gingen die beiden wichtigsten Führer der Zwischenkriegszeit hervor: der estnische Minister- und spätere Staatspräsident Konstantin Päts und der lettische Staats- und Ministerpräsident Karlis Ulmanis. Die Kommunistische Partei wurde in Lettland als Reaktion auf den Bürgerkrieg 1920 verboten; in Estland erging ein entsprechendes Verbot Ende 1924 nach der Niederschlagung eines kommunistischen Umsturzversuchs durch General Johan Laidoner, den Helden des Freiheitskampfes und Oberbefehlshaber der estnischen Truppen.

Reine Nationalstaaten waren beide Länder nicht. Die zweitstärkste ethnische Gruppe waren die Russen mit einem Bevölkerungsanteil von 10,6 Prozent in Lettland im Jahr 1934 und 8,2 Prozent in Estland im Jahr 1935. Die Deutschen hatten um dieselbe Zeit in Lettland einen Bevölkerungsanteil von 3,2 Prozent und in Estland von 1,5 Prozent. Nur in Estland gelang, wovon im Zusammenhang mit den Minderheitenschutzverträgen schon die Rede war, eine weithin als vorbildlich betrachtete Lösung der Nationalitätenfrage: der Ausgleich von 1925. Er gewährte den nichtestnischen Volksgruppen, wenn sie sich dies wünschten, volle Kulturautonomie – ein Recht, von dem die deutsche wie die jüdische Minderheit Gebrauch machte. Lettland hingegen betrieb seit 1930 eine Politik der «Lettisierung», die zu starken Spannungen mit der deutschen Minderheit führte.

Estland und Lettland waren die einzigen ostmitteleuropäischen Staaten, die eine radikale Agrarreform durchführten. In beiden Ländern wurde der meist deutschbaltische Großgrundbesitz enteignet; etwa zwei Drittel der landwirtschaftlich genutzten Fläche wurde an bäuerliche Neusiedler verteilt; Waldbesitz ging in Staatseigentum über. In Estland erhielten die bisherigen Großgrundbesitzer, wenn sie an der Landzuweisung teilnahmen, etwa 3,6 Prozent ihres Besitzes zurück; 1926 wurde ihnen eine Entschädigung in Höhe von etwa 3 Prozent des tatsächlichen Besitzwertes gewährt, später auch in Form einer Zuweisung von Restgütern bis zu 50 Hektar. In Lettland gab es keine Entschädigung, wohl aber konnten die bisherigen Herren Restgüter von höchstens 50 Hektar behalten. Beide Staaten blieben ganz überwiegend agrarisch geprägt; der Anteil der in der Industrie beschäftigten Personen an der erwerbstätigen Bevölkerung belief sich in Estland um 1930 auf 17,4, in Lettland auf 13,5 Prozent.

Wie die meisten ostmitteleuropäischen Staaten erlebten auch Estland wie Lettland unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise schwere Staatskrisen, die zur Abwendung von der parlamentarischen Demokratie und zur Errichtung autoritärer Regime führten. In Lettland verlief dieser Prozeß wesentlich radikaler als in Estland. Im Mai 1934 schaltete Ministerpräsident Ulmanis durch einen Staatsstreich die äußerste Rechte und die äußerste Linke aus. Die Verfassung wurde aufgehoben, die Tätigkeit von Parlament und Parteien sistiert, eine Regierung aus Vertretern der gemäßigten Parteien gebildet und die Gesetzgebungsbefugnis auf die Exekutive übertragen. Im April 1936 übernahm Ulmanis zusätzlich zum Amt des Ministerpräsidenten auch das des Staatspräsidenten.

In Estland hatte sich die Regierung des starken Drucks einer rechtsradikalen antiparlamentarischen Bewegung, des Verbandes der Freiheitskämpfer, kurz «Vapsen» genannt, zu erwehren, der sich an faschistischen Vorbildern und namentlich an dem der noch zu erörternden finnischen Lapua-Bewegung orientierte. Eine von der «Vapsen» angestrengte Volksabstimmung über eine Verfassungsreform, die das parlamentarische durch ein Präsidialsystem ersetzte, war mit fast 73 Prozent Ja-Stimmen höchst erfolgreich. Den Nutzen aus den Verfassungsänderungen von 1933 zog aber Ministerpräsident Päts. Er übernahm die neuen außerordentlichen Befugnisse des Staatsoberhaupts, verhängte, um einen rechtsradikalen Staatschef zu verhindern, den Ausnahmezustand, übertrug den Oberbefehl an General Laidoner (der als Oberbefehlshaber 1925 zurückgetreten war), ließ die Führer der «Vapsen» verhaften und vertagte sowohl die Wahl des Staatspräsidenten wie die des Parlaments. Die Volksvertretung stimmte dem Ausnahmezustand zu; auch die Sozialdemokraten sahen in der Diktatur des konservativen Päts ein wesentlich kleineres Übel als in einer der «Vapsen». Seit Oktober 1934 wurde das Parlament nicht mehr einberufen, die Tätigkeit der Parteien sistiert. Päts regierte fortan mit Dekreten; die Bewegung der Freiheitskämpfer wurde nach der Aufdeckung eines Putschversuchs 1935 verboten.

Durch einen Volksentscheid ließ Päts seinen Kurs im Februar 1936 bestätigen. Eine neue, von einer Konstituierenden Nationalversammlung beschlossene Verfassung vom August 1937 führte ein System mit einem starken Präsidenten und einer Staatsversammlung ein, die aus zwei Kammern bestand: der aus Wahlen nach dem Mehrheitswahlrecht hervorgegangenen Abgeordnetenkammer und dem teils gewählten, teils ernannten Staatsrat. Im April 1938 ließ Päts sich vom Volk zum Präsidenten der Republik wählen. Die von ihm praktizierte «gelenkte Demokratie» unterschied sich sowohl von dem instabilen parlamentarischen System, in dem zwischen 1919 und 1933 die Regierungen sich im Durchschnitt jeweils acht Monate und 20 Tage hatten im Amt halten können, als auch von der autoritären Diktatur der Jahre 1934/35. Estland war damit am Vorabend des Zweiten Weltkriegs das bei weitem liberalste unter den, wenn man Litauen mitzählt, drei baltischen Republiken.

Auch auf der anderen Seite des Finnischen Meerbusens stand in der Zwischenkriegszeit das Schicksal der parlamentarischen Demokratie mehr als einmal auf des Messers Schneide. Bis weit in die dreißiger Jahre hinein mußte Finnland mit der Gefahr eines gewaltsamen Umsturzes der radikalen Rechten rechnen, und immer wieder versuchte die im August 1918 in Rußland gegründete, von Anfang an illegale Kommunistische Partei Finnlands durch Tarnorganisationen und gezielte Gewerkschaftsarbeit Massen für einen zweiten Anlauf in Richtung einer roten Revolution hinter sich zu bringen. Die Sozialdemokraten hingegen wandten sich unter Führung von Väinö Tanner vom Radikalismus der Bürgerkriegszeit ab und dem Reformismus der skandinavischen Arbeiterparteien zu: eine notwendige Voraussetzung für das parlamentarische Zusammenwirken mit den gemäßigten bürgerlichen und bäuerlichen Parteien, dem das Land eine Reihe von Arbeiterschutzgesetzen, ein Gesetz über die sechsjährige Schulpflicht und die Bodenreform von 1922 verdankte, die sich gegen den finnland-schwedischen Großgrundbesitz richtete. 1926/27 gelangte Tanner als Chef einer von der Schwedischen Volkspartei tolerierten sozialdemokratischen Minderheitsregierung ins Amt des Ministerpräsidenten, in dem er sich freilich nur ein knappes Jahr lang behaupten konnte.

Die Regierungen waren unter der Präsidentschaft des liberalen Kaarlo Ståhlberg in den Jahren 1919 bis 1926 wie unter der seines Nachfolgers Lauri Kristian Relander von der Agrarunion von 1925 bis 1931 fast immer Minderheitskabinette. Alle standen unter dem massiven Druck der staatlich geförderten, weit rechts stehenden und scharf antikommunistischen Schutzkorps, einer während der Bürgerkriegszeit gegründeten Organisation der Landesverteidigung, die 1919 fast 100.000 Mitglieder zählte. Auf ihr Betreiben ging die Regierung des Ministerpräsidenten Kyösti Kallio im August 1923 mit größerer Härte gegen die von den Kommunisten ferngesteuerte Finnische Arbeiterpartei vor: Ihre 27 Parlamentsabgeordneten und zahlreiche Funktionäre wurden verhaftet und wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu Freiheitsstrafen verurteilt; die Partei wurde aufgelöst.

Das Verbot warf die Kommunisten nur vorübergehend zurück. Eine neue Tarnorganisation, der Wahlbund Sozialistischer Arbeiter und Kleinbauern, zog 1927 erstmals und 1929 mit zusätzlichen Mandaten in den Reichstag ein. In den Gewerkschaften hatten die Kommunisten bereits 1920 die Mehrheit erobert. Ein achtmonatiger Hafenarbeiterstreik 1927/28 führte zu neuen scharfen Kampfmaßnahmen des Staates: Die meisten Führer der illegalen Kommunistischen Partei wurden im April 1928 festgenommen und wegen Vorbereitung des Hochverrats zu Zwangsarbeit im Lager Tammisaari verurteilt. Ein Jahr später, im Mai 1929, verließen die Sozialdemokraten die Führungsgremien des Finnischen Gewerkschaftsbundes und gründeten den neuen Zentralverband der Gewerkschaften Finnlands. Der linke Gewerkschaftsbund, der sich inzwischen von der Kommunistischen Partei losgesagt hatte, wurde im Juli 1930 durch Gerichtsbeschluß verboten. Die Kommunisten sammelten sich in den 1929 gegründeten illegalen Roten Gewerkschaften, denen es aber nicht gelang, größere Arbeitermassen für ihre Demonstrationen auf die Straße zu bringen.

Die Bedrohung von rechts verkörperten im ersten Jahrzehnt nach der Unabhängigkeit die Schutzkorps, die sich zum größten Teil aus der bäuerlichen Bevölkerung, sodann aus Beamten und Angestellten rekrutierten. Wegen der scharfen Polemik eines prominenten Schutzkorpsführers gegen die Politik von Außenminister Rudolf Holsti, der eine enge Zusammenarbeit mit den baltischen Staaten, Polen und den Westmächten anstrebte, entließ Staatspräsident Ståhlberg im Sommer 1921 den Oberkommandierenden der Schutzkorps, Oberst von Essen. Den Vorschlag der Schutzkorps, General Mannerheim zu seinem Nachfolger zu ernennen, wies Kriegsminister Jalander entschieden zurück. Um einen möglichen Staatsstreich der Rechten abzuwenden, bemühte sich der ehemalige Reichsverweser Svinhufvud als Vermittler um einen Kompromiß, der schließlich im September 1921 gefunden wurde: Jalander trat zurück; die Selbstverwaltung der Schutzkorps wurde erweitert und der Jägeroberst Lauri Malmberg zu ihrem Oberbefehlshaber ernannt, der dann bis zur Auflösung der Schutzkorps im Jahre 1944 diese Funktion ausüben sollte.

Im Jahr darauf, am 14. Februar 1922, wurde Innenminister Ritavuori von Rechtsradikalen ermordet: Er war zur Zielscheibe der Nationalisten geworden, die ihm vorwarfen, er habe sich Sowjetrußland gegenüber zu nachgiebig verhalten. Den Hintergrund des Attentats bildete die Krise um Ostkarelien: Dort hatte 1921 ein Aufstand gegen die Sowjetisierung dieses größtenteils finnischsprachigen Gebiets begonnen. Die Erhebung stieß auf starke Sympathien in Finnland und führte zu einer Bewegung für den Anschluß Ostkareliens, ja zum Einsatz finnischer Freiwilliger jenseits der Grenze zu Sowjetrußland. Im Sommer 1922 wurde der Konflikt durch einen Grenzfriedensvertrag mit Moskau vordergründig beigelegt.

Die Ostkarelienfrage spielte auch eine Rolle in dem Machtkampf innerhalb des Offizierskorps, der 1924 zwischen den als konservativ geltenden ehemaligen zaristischen Offizieren und den jüngeren, in Deutschland ausgebildeten Jägeroffizieren entbrannte. Die letzteren genossen die Unterstützung Malmbergs, der 1924 auch das Amt des Verteidigungsministers übernahm. Der Befehlshaber der Streitkräfte, Generalmajor Wilkman, wurde zunächst zu einem längeren Studienaufenthalt im Ausland genötigt. Im Mai 1926 entließ ihn Staatspräsident Relander. Wilkmans Nachfolger wurde der erst sechsunddreißigjährige Jägermajor Aarne Sihvo: ein klarer Sieg der jüngeren und radikaleren Kräfte des Offizierskorps über die älteren und moderateren.

Dafür, daß die Ostkarelienfrage und die Idee einer finnischen Sprachgemeinschaft nicht in Vergessenheit gerieten, sorgte vor allem die 1922 von Studenten gegründete Akademische Karelien-Gesellschaft (AKS), der es binnen kurzem gelang, die große Mehrheit der finnischsprachigen Studentenschaft hinter sich zu bringen. Außer Ostkarelien rechneten die Propagandisten dieser Vereinigung auch das zu Rußland gehörende Ingermanland, die norwegische Finnmark und das schwedische Västerbotten der großfinnischen Kulturnation zu. Seit 1924 konzentrierten sich die Bemühungen der AKS ganz auf die Zurückdrängung der schwedischen Sprache aus der finnischen Hoch- und Alltagskultur. (Etwa elf Prozent der finnischen Bevölkerung sprachen Schwedisch; von den Studenten der Universität Helsinki war es ein Viertel, von den Professoren die Hälfte.) Den Forderungen der gemäßigten Vertreter der sprachlichen Minderheit trug ein neues Sprachengesetz von 1922 Rechnung, das Festlegungen über den Gebrauch des Schwedischen im Umgang mit Behörden und Gericht sowie auf kommunaler Ebene enthielt. Ein Gesetzentwurf über die Organisationsform der Universität Helsinki wurde auf Betreiben der AKS so abgeändert, daß fortan nur noch eine kleine Minderheit der Professoren auf Schwedisch unterrichten konnte. Das Fernziel der «echtfinnischen» Bewegung mit der AKS als hartem Kern war damit aber noch längst nicht erreicht: ein einsprachiges Finnland.

Wirtschaftlich war Finnland in der Zwischenkriegszeit noch weitgehend von der Landwirtschaft geprägt: 1920 waren drei Viertel (75 Prozent), 1940 noch fast zwei Drittel (63 Prozent) der erwerbstätigen Bevölkerung im Agrarsektor beschäftigt. Eine weltweite Agrarkrise schlug hier infolgedessen Ende der zwanziger Jahre voll durch. Vor allem auf dem Lande trat nun die Sprachenfrage vorübergehend wieder hinter den politischen und sozialen Kämpfen zwischen dem «weißen» und dem «roten» Finnland zurück. Im November 1929 wurden bei einer Feier des kommunistischen Jugendverbandes im ostbottnischen Lapua den Teilnehmern von wütenden Nationalisten die roten Hemden vom Leib gerissen. Das war der Ausgangspunkt der stark bäuerlich geprägten Lapua-Bewegung, die sich rasch radikalisierte und bereits im Dezember die seit August 1929 amtierende dritte Regierung Kallio ultimativ zu gesetzlichen Maßnahmen gegen die Kommunisten und alle Vereinigungen aufforderte, die nach Meinung der Petenten gegen das Gesetz und die guten Sitten verstießen.

Im Januar 1930 kam das Parlament diesem Verlangen weitgehend nach. Eine Einschränkung der Pressefreiheit aber, wie die Lapua-Bewegung sie forderte, lehnte der Reichstag ab, was die rechtsradikalen Aktivisten mit der Zerstörung von Druckmaschinen einer in Vaasa erscheinenden linkssozialistischen Zeitung beantworteten. Der nächste Schritt waren Hunderte von Entführungen von Politikern, Funktionären und Anhängern der radikalen Linken: Sie wurden an die Grenze zur Sowjetunion gebracht, die sie passieren sollten, um sich in ihre angebliche politische Heimat zu begeben. Drei der Entführungen des Sommers 1930 endeten mit dem Tod der Opfer. Gerichtsprozesse gegen die Täter wurden dadurch ad absurdum geführt, daß sich Hunderte von Lapua-Kämpfern für schuldig erklärten.

Das Kabinett Kallio scheute vor einem energischen Einschreiten zurück, weil es für diesen Fall eine Solidarisierung zwischen Schutzkorps und Anhängern der Lapua-Bewegung fürchtete. Einem drohenden Staatsstreich der äußersten Rechten konnte die Regierung nur noch durch ein vom Vermittler Svinhufvud ausgehandeltes Zugeständnis abwehren: das Versprechen eines endgültigen Verbots kommunistischer Organisationen. Nach der Verabschiedung eines entsprechenden Gesetzes zum Schutz der Republik trat das dritte Kabinett Kallio am 2. Juli 1930 zurück. Zum neuen Ministerpräsidenten ernannte Präsident Relander Pehr Evind Svinhufvud. Unmittelbar nach der Konstituierung des neuen Kabinetts wurden zwei Abgeordnete der Sozialistischen Arbeiter- und Kleinbauernpartei während einer Sitzung des Verfassungsausschusses des Reichstags entführt. Die Regierung erreichte ihre Freilassung nur, weil sie zusagte, ihrerseits alle kommunistischen Abgeordneten verhaften zu lassen.

Da der Reichstag der Regierung auf ihrem Kampfkurs nicht vorbehaltlos folgte, löste Präsident Relander das Parlament auf und ordnete Neuwahlen für den 1. und 2. Oktober 1930 an. Die eigentliche Gewinnerin war die rechte Sammlungspartei. Die Sozialdemokraten konnten zwar auch einige Mandate hinzugewinnen, aber eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit des Regierungslagers nicht verhindern. Nachdem die antikommunistischen Gesetze angenommen worden waren, verzichtete die Lapua-Bewegung auf den Umsturzplan, den sie für den Fall der Ablehnung vorbereitet hatte.

Der Herbst 1930 markierte den Höhepunkt der Gefahr, die für die demokratischen Einrichtungen von der Lapua-Bewegung ausging. Als Anhänger derselben im Oktober den ehemaligen Staatspräsidenten Ståhlberg und seine Frau entführten und damit gegen ein von der eigenen Führung erlassenes Verbot solcher Aktionen verstießen, wandte sich die öffentliche Meinung gegen diese Träger einer finnischen Spielart von Faschismus. Der knappe Sieg, den Svinhufvud bei den Präsidentschaftswahlen vom 1. März 1931 errang (151 Wahlmänner stimmten für ihn, 149 für Ståhlberg), entzog der Lapua-Bewegung einen Großteil der bisherigen Angriffsflächen. Svinhufvud übertrug General Mannerheim den Vorsitz des neu organisierten Verteidungsrats. Ein neuerlicher Umsturzversuch der Lapua-Bewegung im September 1931 bekämpfte die Regierung mit den gesetzlichen Mitteln, die sie sich unter dem Druck der äußersten Rechten vom Reichstag hatte bewilligen lassen. Da sich das Gros der Schutzkorps loyal verhielt, konnte die Lapua-Bewegung im März 1932 vom Innenminister aufgelöst werden.

Die Nachfolgeorganisation, die Vaterländische Volksbewegung (IKL), versprach, sich im Rahmen der Legalität zu bewegen, übernahm aber vom italienischen Faschismus und dem deutschen Nationalsozialismus Kampfformen und Symbole wie die Uniformierung (darunter ein schwarzes Hemd mit einem blauen Schlips) und, allerdings nur im Fall ihrer Jugendorganisation, den «Hitler-Gruß», die erhobene Rechte. Bei den Wahlen vom Juli 1933 kam die IKL auf 14 Mandate, während die Sammlungspartei von 42 auf 18 Sitze schrumpfte. Den größten Erfolg errangen die Sozialdemokraten, die 12 Sitze hinzugewannen und jetzt 78 Abgeordnete stellten. Im April 1934 erging ein allgemeines Uniformverbot. Kurz darauf entflammte der Sprachenstreit aufs Neue. Der Entwurf eines Gesetzes zur Reorganisation der Universität Helsinki scheiterte an der Obstruktion der Anhänger der «echtfinnischen» Bewegung. 1937 wurde finnisch schließlich durch Reichsgesetz zur Unterrichtssprache an der Universität Helsinki erklärt. Schwedisch aber blieb noch lange die Sprache eines Großteils der gebildeten Oberschicht.

Im Februar 1936 verlor der seit 1932 amtierende, zur Fortschrittspartei gehörende Ministerpräsident Kivimäki die Unterstützung der Schwedischen Volkspartei und damit die parlamentarische Mehrheit. Aus den Wahlen vom Juli 1936 gingen erneut die Sozialdemokraten mit nunmehr 83 Abgeordneten als Sieger hervor. Die Partei Väinö Tanners erklärte sich bereit, erstmals seit 1927 wieder in eine Regierung einzutreten, was Präsident Svinhufvud aber zurückwies. Ministerpräsident wurde zum vierten Mal Kyösti Kallio von der Agrarunion. Im Jahr darauf, am 1. März 1937, wurde Kallio mit den Stimmen der Sozialdemokraten zum neuen Staatspräsidenten gewählt. Damit entfiel das letzte Hindernis, das einer Regierungskoalition aus Sozialdemokraten, Agrarunion und Fortschrittspartei entgegenstand. Den Ministerpräsidenten dieses breitesten Bündnisses seit der Erringung der Unabhängigkeit stellte die kleine Fortschrittspartei mit Aimo Kajander; der Sozialdemokrat Tanner übernahm das Finanzministerium, Rudolf Holsti von der Fortschrittspartei wurde erneut Außenminister. Der aus den Reihen der Agrarier stammende Innenminister Urho Kekkonen verbot mit Zustimmung des Kabinetts im Mai 1938 die Jugendorganisation der IKL. Das Verbot der rechtsradikalen Partei selbst, das Kekkonen im November aussprach, scheiterte indes am Amtsgericht Helsinki.

Die Verständigung zwischen Sozialdemokraten und Agrarunion war die wichtigste Ursache der Stabilisierung des demokratischen Systems. Die allmähliche wirtschaftliche Erholung tat das Ihre, um weitere Stimmengewinne der IKL zu verhindern und die Gefahr eines rechtsradikalen Umsturzes zu bannen. Seit Mitte der dreißiger Jahre näherte sich Finnland unverkennbar dem Entwicklungstrend der anderen nordischen Demokratien an, mit denen es zwar nicht sprachlich, wohl aber konfessionell, durch seine protestantisch-lutherische Prägung und einem hohen Alphabetisierungsgrad verbunden war. Was Dänemark, Schweden und Norwegen unter dem maßgeblichen Einfluß der Sozialdemokraten bereits zuvor begonnen hatten, tat nun vermehrt auch Finnland: Es legte den Grund für einen Wohlfahrtsstaat nordeuropäischer Prägung.

Auch auf außenpolitischem Gebiet rückten die nordischen Demokratien näher zusammen. Zwischen Finnland und Schweden hatte, abgesehen von der Sprachenfrage, lange der Streit um die Ålandinseln gestanden: Sie hatten eine schwedische Bevölkerung, die den Anschluß an Schweden wünschte, blieben aber mit Zustimmung des Völkerbunds unter bestimmten Auflagen, darunter dem Verbot des Festungsbaus, bei Finnland. Im Herbst 1933 schloß sich Finnland mit Schweden, Dänemark, Norwegen, Belgien und Luxemburg zu den «Oslo-Staaten» zusammen, die sich zu einer engen Zoll- und handelspolitischen Zusammenarbeit bekannten. 1934 nahm Finnland erstmals an einem Ministertreffen der skandinavischen Staaten teil. Im Jahr darauf legte sich die Regierung Kivimäki auf eine engere Zusammenarbeit mit den skandinavischen Staaten zwecks Sicherung der gemeinsamen Neutralität fest: eine Reaktion auf die drohende Gefahr eines neuen großen europäischen Krieges.

Kompliziert blieben die Beziehungen mit der Sowjetunion. Im Januar 1932 hatte Finnland zwar einen Nichtangriffspakt mit Moskau abgeschlossen (was im gleichen Jahr auch Estland und Lettland taten). Im Sommer 1935 aber begann von Sowjetkarelien aus eine Kampagne gegen die finnischen Nationalisten, der schließlich auch die meisten der in der Sowjetunion lebenden Führer der illegalen Kommunistischen Partei Finnlands zum Opfer fielen. Den stalinistischen Terror überlebten fast nur die finnischen Kommunisten, die in finnischen Gefängnissen inhaftiert waren. Späteren Schätzungen zufolge kamen in den stalinistischen Lagern, dem «Archipel Gulag», 20.000 Finnen ums Leben. Die großfinnische Propaganda lieferte Moskau Gründe, Finnland Annexionsabsichten in bezug auf Ostkarelien und Ingermanland zu unterstellen. Umgekehrt fühlte sich Finnland vom Bau strategisch wichtiger Eisenbahnlinien in Ostkarelien bedroht. Solange in Finnland die konservativen Kräfte mit Svinhufvud an der Spitze das Sagen hatten, wurde das Deutschland Hitlers als die, verglichen mit der Sowjetunion Stalins, bei weitem weniger gefährliche Großmacht betrachtet. Aber auch nach dem Wiedereintritt der Sozialdemokraten in die Regierung blieb die Furcht vor Moskau und dem internationalen Kommunismus stark genug, um jede Art von antideutscher Frontstellung Finnlands zu verhindern.

Anders als Finnland erlebte die Tschechoslowakei zwischen 1918 und 1938 keine innere Krise, die das parlamentarische System ernsthaft in Gefahr brachte. Die Tschechoslowakische Republik war der am stärksten industrialisierte, bürgerlichste, politisch stabilste und in diesem Sinn «westlichste» unter den neuen Staaten Ostmitteleuropas. Zugleich war es, neben Frankreich, der «laizistischste» unter den ursprünglich katholischen Staaten Europas. Die Verfassung vom 29. Februar 1920 bezeichnete die Tschechoslowakei ganz im Sinne der berühmten französischen Formel von der «nation une et indivisible», als ein einheitliches und unteilbares Ganzes. Einen Sonderstatus genoß lediglich die ehedem ungarische Karpato-Ukraine (Podkarpatská Rus), die eine zumindest nominelle Selbstverwaltung und einen eigenen Gouverneur erhielt. Die gesetzgebende Gewalt lag beim Abgeordnetenhaus, das von den volljährigen Männern und Frauen für die Dauer von sechs Jahren nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wurde, und dem Senat, der ebenfalls aus allgemeinen Wahlen hervorging und auf acht Jahre gewählt wurde. Der Präsident wurde von beiden Kammern des Parlaments auf sieben Jahre gewählt; er verfügte über ein suspensives Veto gegen Gesetze, die von beiden Kammern angenommen worden waren. Die Regierung war dem Abgeordnetenhaus verantwortlich und konnte von diesem durch ein Mißtrauensvotum zum Rücktritt gezwungen werden.

Als Staatssprache bezeichnete das gleichzeitig mit der Verfassung verabschiedete Sprachengesetz das Tschechoslowakische, das tatsächlich aus zwei Sprachen, der tschechischen und der nah mit ihr verwandten slowakischen, bestand. Den anderssprachigen Minderheiten wurden, wenn sie in einem Gerichtsbezirk nach der jeweils letzten Volkszählung mindestens von 20 Prozent der Bevölkerung gesprochen wurde, der Gebrauch ihrer Sprache im Verkehr mit Behörden und Gerichten sowie die Errichtung eigener Schulen gestattet. Die Tschechen und Slowaken machten 1921 mit knapp 8,8 Millionen (64,35 Prozent) die größte Bevölkerungsgruppe aus; es folgten die Deutschen mit 3,1 Millionen (22,94 Prozent), die Ungarn mit 745.000 (3,38 Prozent), die Karpato-Ukrainer mit 461.000 (3,4 Prozent), die Juden mit 180.000 (1,32 Prozent) und «Polen und andere» mit 102.000 Staatsbürgern (0,75 Prozent).

Das Verhältniswahlrecht begünstigte eine große Parteienvielfalt. Auf tschechoslowakischer Seite gab es zwei Parteien rechts der Mitte, die Nationaldemokraten und die Agrarier, zwei sozialistische Parteien, nämlich die Sozialdemokraten und die eher kleinbürgerlichen Nationalsozialisten, sowie die katholische Volkspartei als klassische Mittelpartei. Diese fünf Parteien, «pětka» genannt, waren die eigentlichen Staatsgründungs- und die häufigsten Regierungsparteien. In der Slowakei kamen zu den genannten Parteien noch die katholische Slowakische Volkspartei und die weit rechts stehende, aber unbedeutende Slowakische Nationalpartei hinzu. Die größten sudetendeutschen Parteien bestanden aus den Sozialdemokraten, dem Bund der Landwirte und der Christlich-Sozialen Partei, die sich ideologisch zu stark voneinander unterschieden, um je einen Block bilden zu können. Die Ungarn der Slowakei sammelten sich in einer Sozialdemokratischen und einer Christlich-Sozialen Partei. Die einzige Partei, die sich konsequent über- und international gab, war die 1918 in Rußland gegründete Kommunistische Partei, in der vor allem Tschechen und Deutsche aktiv waren. Im ersten, 1920 gewählten Parlament, für das sie noch nicht kandidierte, war sie nur infolge von Übertritten linker sozialdemokratischer Abgeordneter vertreten; bei den zweiten Wahlen von 1925 zog sie erstmals mit gewählten Abgeordneten in die Volksvertretung ein.

Die beiden maßgeblichen Politiker der Tschechoslowakischen Republik in der Zwischenkriegszeit waren Tomáš Masaryk, der Staatspräsident der Jahre 1918 bis 1935, und Edvard Beneš, der von 1918 bis 1935 ununterbrochen das Amt des Außenministers innehatte und 1935 Masaryks Nachfolge als Staatspräsident antrat. Die Prager Kabinette waren zu keiner Zeit rein bürgerliche oder rein sozialdemokratische, sondern meist «klassenübergreifende» Koalitionsregierungen. In den ersten sechs Jahren nach Verabschiedung der Verfassung gab es mehrfach Minderheitsregierungen und Beamtenkabinette, die jeweils nur kurz amtierten. Im Oktober 1926 gelang es dem Agrarier Antonin Švehla, erstmals zwei bürgerliche deutsche Parteien, die Christlich-Sozialen und den Bund der Landwirte, später, im Januar 1927, durch Zugeständnisse in Richtung größerer Autonomie auch die Slowakische Volkspartei für eine Kabinettsbeteiligung zu gewinnen.

Bereits 1920 und damit viel früher als die bürgerlichen deutschen Parteien hatten sich die deutschen Sozialdemokraten zur parlamentarischen Mitarbeit auf dem Boden des neuen Staates bereit erklärt. Ende 1929 stellten sie mit ihrem Vorsitzenden Ludwig Czech zum ersten Mal ein Kabinettsmitglied: Czech wurde Minister für Sozialfürsorge im zweiten Kabinett von František Udrzal, einem Politiker der Bauernpartei. Ohne Beteiligung der deutschen Parteien war 1921 eine Agrarreform beschlossen worden, die aber, anders als in Polen, nicht einseitig zu Lasten der Großgrundbesitzer einer nationalen Minderheit, hier der Deutschen und der Ungarn, ging. Eine Verwaltungsreform von 1927/28 verlief für die Sudetendeutschen insofern enttäuschend, als durch die Zusammenlegung des ehemals österreichischen Teils von Schlesien mit Mähren die Bildung eines Landes Schlesien unmöglich wurde, in dessen Landtag Deutsche und Polen zusammen vermutlich über eine Mehrheit verfügt hätten. Insgesamt waren die Sudetendeutschen Ende der zwanziger Jahre sehr viel besser in den tschechoslowakischen Staat integriert als Ungarn und Polen.

Die größten Probleme für den staatlichen Zusammenhalt warfen die slowakischen Autonomisten auf, die sich in der Slowakischen Volkspartei um den katholischen Priester Andrej Hlinka organisiert hatten. Bei den ersten Parlamentswahlen im April 1920 kamen sie auf zwölf Mandate. Fünf Jahre später konnten sie die Zahl ihrer Abgeordneten verdoppeln und sich damit an die Spitze aller slowakischen Parteien setzen. Zur Zäsur im Verhältnis zwischen der Prager Regierung und der Slowakischen Volkspartei wurde ein Prozeß gegen den Abgeordneten Vojtdch Tuka, den Gründer der «Rodobrana», einer slowakischen Heimatwehr. Dieser stellte den gemeinsamen Staat der Tschechen und Slowaken radikal in Frage und wurde im Oktober 1929 wegen militärischen Verrats und Hochverrats zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. Das Urteil löste in der Slowakei heftige Empörung aus und führte dazu, daß die Slowakische Volkspartei aus der Regierung ausschied und zu einer entschiedenen Oppositionspolitik überging. Der Parteivorsitzende Hlinka vertrat in der Folgezeit die Forderung nach kultureller Autonomie und politischer Selbstverwaltung der Slowakei so radikal, daß er in Prag immer mehr als Separatist wahrgenommen wurde.

Im Zeichen der Weltwirtschaftskrise radikalisierte sich die politische Stimmung in den von der Depression besonders betroffenen, von der verarbeitenden Industrie geprägten sudetendeutschen Gebieten. Die am weitesten rechts stehende Gruppierung, die 1904 (zunächst unter dem Namen Deutsche Arbeiterpartei) gegründete Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei (DNSAP), die 1929 8 von 66 deutschen Mandaten im Prager Abgeordnetenhaus erhalten hatte, erfreute sich bald eines wachsenden Zulaufs enttäuschter ehemaliger Wähler der «aktivistischen», das heißt zur Regierungsbeteiligung grundsätzlich bereiten deutschen Parteien. Als sie nach dem Vorbild von Hitlers SA eine paramilitärische Formation aufzubauen begann, mußte sie sich einem Gerichtsverfahren stellen, als dessen Ergebnis ein Parteiverbot zu erwarten war. Dem kam die DNSAP im Herbst 1933 durch Selbstauflösung zuvor. Ihre Nachfolge trat die Sudetendeutsche Heimatfront an, die der Turnlehrer und Vorsitzende der Sudetendeutschen Turnerschaft, Konrad Henlein, am 1. Oktober 1933 ins Leben rief.

Nichts förderte den Aufstieg der neuen Sammlungsbewegung so sehr wie die vermeintlichen oder tatsächlichen, propagandistisch weidlich ausgeschlachteten Erfolge des «Dritten Reiches» im Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit. Bei den Parlamentswahlen vom Mai 1935 erhielt Henleins Sudetendeutsche Partei (dies der offizielle Name seit Ende April 1935) 44 Sitze und damit zwei Drittel aller deutschen Mandate. Was sie propagierte, war noch nicht die Abspaltung des Sudetengebiets und der Anschluß an Deutschland, sondern weitgehende Autonomie. Insgesamt stellten die Gruppen, die den tschechoslowakischen Staat aus unterschiedlichen Gründen ablehnten oder im Sinn nationaler Autonomie von Grund auf neu organisieren wollten, mehr als ein Drittel der Abgeordneten des Prager Parlaments: Zu den 44 deutschen und 22 slowakischen Autonomisten kamen 9 ungarische Nationalisten, 6 Vertreter der tschechischen faschistischen Partei um den früheren Generalstabschef Radola Gajda und 30 Kommunisten. Die letzteren wurden seit 1929 von einem erklärten Gefolgsmann Stalins geführt: von Klement Gottwald, dem späteren Ministerpräsidenten der Jahre 1946 bis 1948 und Staatspräsidenten von 1948 bis 1953, der sich 1934 einer drohenden Verhaftung durch die Flucht in die Sowjetunion entziehen konnte. Das Anwachsen der rechten und linken Opposition war ein Krisenzeichen, gefährdete aber nicht die Bildung einer parlamentarischen Mehrheitsregierung: Auch nach 1935 waren die «aktivistischen» deutschen Parteien mit mindestens zwei Ministern im Prager Kabinett vertreten.

Außenpolitisch lehnte sich die Tschechoslowakei vor allem an Frankreich an, mit dem sie im Januar 1924 ein reguläres Bündnis einging. Innerhalb der «Kleinen Entente», des tschechoslowakisch-jugoslawisch-rumänischen Vertragssystems von 1920/21, fiel Prag die Rolle des «primus inter pares» zu. Das galt besonders für die Zeit der intensivierten politischen, militärischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit seit 1929, die im Februar 1933 die Form eines Organisationspaktes mit einem Ständigen Rat der Außenminister, einem Ständigen Sekretariat und einem gemeinsamen Wirtschaftsrat annahm. Zum revisionistischen Ungarn blieb das Verhältnis gespannt, und für Polen galt in abgeschwächter Form dasselbe: Zwischen beiden Staaten stand der Streit um das Teschener Gebiet, der durch ein bilaterales Abkommen vom April 1925 nur vordergründig beigelegt werden konnte.

Mit dem Deutschen Reich, das durch den Versailler Vertrag das kleine Hultschiner Ländchen an die Tschechoslowakei hatte abtreten müssen, entwickelte sich in der Zeit der Weimarer Republik hingegen ein korrektes, ja alles in allem gutes Verhältnis. Nach der «Machtübernahme» der Nationalsozialisten im Januar 1933 sollte es sich freilich bald zum Schlechteren wandeln. Das Gefühl der Bedrohung durch Deutschland mündete in eine Annäherung an die Sowjetunion: Mit ihr nahm Prag im Juni 1934 diplomatische Beziehungen auf; im Mai 1935, folgte ein Beistandspakt, der allerdings an die Bedingung einer gleichzeitigen militärischen Unterstützung Frankreichs geknüpft war.

Als Tomáš Masaryk im Dezember 1935 im Alter von 85 Jahren sein Amt als Staatspräsident aufgab und Edvard Beneš seine Nachfolge antrat, war die innere und äußere Lage der Tschechoslowakei sehr viel weniger gefestigt als noch fünf Jahre zuvor. Verglichen mit den anderen neuen Staaten Ostmittel- und Südosteuropas erschien die Tschechoslowakei aber immer noch als ein Hort demokratischer Stabilität. Die Welle der autoritären Transformation, die alle Staaten «Zwischeneuropas» und zeitweise sogar Finnland erfaßt hatte, brach sich in dem am höchsten entwickelten der neuen Staaten an der etablierten politischen Kultur pragmatischer Zusammenarbeit zwischen der Sozialdemokratie auf der einen, den bürgerlichen und agrarischen Kräften auf der anderen Seite: ein Befund, der ein Schlaglicht auf den engen Zusammenhang von gesellschaftlicher Rückständigkeit und autoritären Krisenlösungen wirft.[18]

Autoritäre Transformation (II):
Vom Balkan zur Pyrenäenhalbinsel

Eine autoritäre Transformation erlebten in der Zwischenkriegszeit nicht nur die meisten der neuen Staaten «Zwischeneuropas», sondern auch manche, die es schon vor 1914 gegeben hatte, darunter die (mit Ausnahme des überwiegend islamischen Albanien) orthodox, also nicht westlich geprägten Balkanstaaten, die ihre Unabhängigkeit im 19. oder (im Fall Albaniens) im frühen 20. Jahrhundert erlangt hatten, und die beiden Länder der iberischen Halbinsel, die zu den alten Staaten des katholischen Okzidents gehörten.

Rumänien, der Partner der Tschechoslowakei in der «Kleinen Entente» und im strikt geographischen Sinn kein Teil des Balkans, trat trotz seiner Niederlage im Kampf gegen die Mittelmächte gestärkt in die Zwischenkriegszeit ein: Noch kurz vor dem demütigenden Frieden von Bukarest hatte es im April 1918 Bessarabien annektiert; dank des Sieges der damaligen Verbündeten, der Westmächte, erhielt es bald darauf große ehemals ungarische Gebiete, darunter Siebenbürgen, und, nach einem heftigen Streit mit Serbien, zwei Drittel des Banats. Das neue, knapp 16 Millionen Einwohner zählende Großrumänien war ein Nationalitätenstaat: Nach den Volkszählungen der Vorkriegszeit waren nur zwei Drittel der Bevölkerung ethnische Rumänen; die stärkste Minderheit stellten mit knapp 12 Prozent die Madjaren. Bis zur Volkszählung von 1930 verschoben sich infolge der Auswanderung von nichtethnischen Rumänen die Gewichte zugunsten der Titularnation: Auf sie entfielen jetzt etwa 72 Prozent der Bevölkerung, auf die madjarische Minderheit knapp 8, auf die deutsche etwas über 4 Prozent. In Frage gestellt wurde der neue Staat von den Madjaren, die den Anschluß an Ungarn erstrebten, und von den Bulgaren der Dobrudscha, die sich mit Bulgarien vereinigen wollten, nicht aber von den Deutschen Siebenbürgens, die sich als loyale Bürger Rumäniens fühlten.

Nach der Verfassung von 1866, die bis 1923 das Staatsgrundgesetz bildete, war Rumänien eine konstitutionelle Monarchie. Die neue Verfassung, die am 29. März 1923 in Kraft trat, beließ es bei diesem Zustand. Unter beiden Verfassungen führten Wahlen fast immer zum Sieg der Partei, die gerade den vom König berufenen Ministerpräsidenten stellte. Wahlberechtigt (und zur Stimmabgabe verpflichtet) waren seit 1923, ungeachtet eines noch immer weit verbreiteten Analphabetismus, die Rumänen männlichen Geschlechts, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten. Das Wahlgesetz vom 27. März 1925 sorgte dafür, daß die Partei, die mindestens 40 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen erhielt, automatisch mindestens 70 Prozent der Mandate zugesprochen bekam. Der Einfluß der jeweiligen Regierung auf den Ausgang der Wahl war in der Regel nahezu unbegrenzt, so daß der Begriff «parlamentarische Demokratie» im Hinblick auf das Rumänien der Zwischenkriegszeit fehl am Platz ist.

Am 20. Juli 1927 starb nach dreizehnjähriger Regierungszeit König Ferdinand I. aus dem Hause Hohenzollern-Sigmaringen. Seine Nachfolge trat, da Kronprinz Carol wegen einer außerehelichen Affäre mit seiner Geliebten Helene Lupescu, einer Jüdin, seinem Anspruch auf den Thron entsagt hatte, dessen jüngerer Bruder, der damals erst fünfjährige Prinz Michael an, so daß zunächst ein Regentschaftsrat die tatsächliche Staatsspitze bildete. Im Juni 1930 ließ sich Carol, nachdem er seine Beziehungen zu Madame Lupescu vorübergehend unterbrochen hatte, dann doch von der Nationalversammlung als Carol II. zum König ausrufen.

Zu den größten innenpolitischen Problemen gehörte die Agrarfrage. Sie stellte sich besonders dringend im sogenannten «Regat», dem Altreich, wo 5 Prozent der Grundbesitzer über 60 Prozent des Bodens besaßen. Mehrere Gesetze, die für einzelne Regionen unterschiedliche Regelungen enthielten, führten zu einer Umverteilung des Bodens, und zwar zu Lasten des Großgrundbesitzes, der weitgehend abgeschafft wurde, und zugunsten der Mittel- und Kleinbauern. Das Resultat war dennoch unbefriedigend: Die überwältigende Mehrheit der Bauern, fast 85 Prozent, bewirtschafteten weniger als 5 Hektar des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens. Die meisten Höfe waren reine Subsistenzbetriebe; für den Export produzierte nur eine kleine Minderheit der Landwirte. Die Ausfuhr von Agrarerzeugnissen ging infolgedessen nach dem Inkrafttreten der entsprechenden Gesetze aus den Jahren 1918 und 1921 entsprechend stark zurück.

Bei den Wahlen vom Mai 1928, die ausnahmsweise ohne amtliche Manipulation abgehalten wurden, setzte sich die Nationale Bauernpartei («Nationalzaranisten») unter Iuliu Maniu durch. Da es Maniu, dem neuen Ministerpräsidenten, nicht gelang, mit den Folgen der schweren Agrarkrise fertig zu werden, büßte er bald viel von den Sympathien ein, die ihm die Bauern entgegenbrachten. Kurz nach dem Regierungsantritt Carols II. wurde Maniu entmachtet; im Oktober 1930 trat er zurück. Bei den Wahlen vom Juni 1931, die auf ähnliche Weise von «oben» manipuliert wurden wie die meisten Wahlen vor 1928, erlitt die Nationale Bauernpartei eine schwere Niederlage.

Im Oktober 1932 gelangte Maniu nochmals für kurze Zeit ins Amt des Ministerpräsidenten. Während des Jahres 1933 lösten unter dem Eindruck einer schweren Finanzkrise mehrere Regierungen der «Nationalzaranisten» einander in raschem Wechsel ab. Im November 1933 ernannte der König den Vorsitzenden der Nationalliberalen Partei, Ion Duca, zum Regierungschef. Sechs Wochen später, am 29. Dezember, wurde Duca von Aktivisten der «Eisernen Garde», einem rechtsextremen, entschieden antisemitischen Kampfbund, ermordet. Er war nicht das erste Opfer dieser Organisation des rumänischen Faschismus, die als Erkennungszeichen ein blaugelbrotes Band mit dem Hakenkreuz trug: Im Oktober 1924 hatte der Gründer und Führer Corneliu Zelea Codreanu, der Sohn eines polnischen Vaters namens Zelinski und einer deutschen Mutter, den Polizeipräfekten Constantin Manciu erschossen. Die Tat Codreanus wurde nicht geahndet: Seine Richter solidarisierten sich demonstrativ mit ihm und sprachen ihn frei.

Unter Ducas Nachfolger Gheorgiu Tatarescu, der bis 1937 im Amt blieb, trat eine gewisse finanzielle und wirtschaftliche Stabilisierung ein. Die «Eiserne Garde», ursprünglich die «Legion des Heiligen Michael» genannt, wurde verboten; sie fand jedoch in der Organisation «Alles für das Land» eine Nachfolgeorganisation, die bei den Wahlen von Dezember 1937 auf 16 Prozent der abgegebenen Stimmen kam. Da keine Partei bei dieser Wahl die Marke von 40 Prozent (und damit eine sichere Mandatsmehrheit) erreichte, fühlte sich Carol ermächtigt, einen Ministerpräsidenten nach eigenem Gutdünken zu ernennen. Er entschied sich für den Dichter und entschiedenen Antisemiten Octavian Goga, den Vorsitzenden der Christlichen Nationalisten, die 9 Prozent der Stimmen erhalten hatten. Da dieser keine parlamentarische Mehrheit zustande brachte, löste der König das Parlament auf und errichtete im Februar 1938, ähnlich wie Alexander I. 1929 in Jugoslawien, eine Königsdiktatur à la Bukarest. Er berief ein Kabinett der nationalen Konzentration unter dem Patriarchen Myron Cristea, ließ die Verfassung aufheben und alle Parteien verbieten. Ein manipuliertes Plebiszit verschaffte dem Putsch des Monarchen den Schein der Legitimität; eine neue Verfassung vom 27. Februar 1938 stattete das autoritäre Regime mit einem Anschein von Legalität aus. Die illegale Eiserne Garde, die Urheberin zahlloser Terrorakte, wurde erneut verfolgt, ihr Führer Codreanu verhaftet und Ende November 1938 auf Weisung des Königs «auf der Flucht erschossen», also ermordet. Im Jahr darauf fiel Innenminister Armand Calinescu, der entschiedenste Gegner der Eisernen Garde, einem Attentat von Anhängern Codreanus zum Opfer.

Außenpolitisch hatte sich Rumänien 1921 mit der Tschechoslowakei und Jugoslawien zur «Kleinen Entente» zusammengetan und überdies ein Bündnis mit Polen abgeschlossen. Im Juni 1926 folgten Bündnis- und Freundschaftsverträge mit Frankreich und Italien sowie erneut mit Polen. Nach der Einrichtung der nationalsozialistischen Diktatur verbesserte sich das Verhältnis zu Deutschland: Das «Dritte Reich» war aufs höchste am Import von Agrarprodukten und Erdöl aus Rumänien interessiert, während ihm gleichzeitig daran lag, Südosteuropa, also auch Rumänien, durch Export industriell von sich abhängig zu machen.

Gewissermaßen als Gegengewicht zur verstärkten deutschrumänischen Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet suchte Carol II. die politische Allianz mit Frankreich zu festigen. Ganz auf dieser Linie lagen der Balkanpakt mit der Türkei, Griechenland und Jugoslawien vom Februar 1934, der unter der Regierung Tatarescu abgeschlossen wurde. Im gleichen Jahr nahm Bukarest diplomatische Beziehungen mit der Sowjetunion auf, nachdem diese die Souveränität Rumäniens über Bessarabien anerkannt hatte. Zu einem Beistandspakt mit Moskau aber, wie ihn die Tschechoslowakei im Mai 1935 abschloß, konnte sich Rumänien nicht durchringen: Er hätte das nationalsozialistische Deutschland allzu sehr herausgefordert und der antikommunistischen Stimmung breiter Bevölkerungskreise schroff widersprochen. Die radikale antisemitische Rechte war durch die Königsdiktatur zwar äußerlich zurückgedrängt worden, sie blieb aber eine starke gesellschaftliche und politische Kraft mit einem beträchtlichen Anhang unter Studenten, Kleinbürgern und Bauern.

Rumäniens südlicher Nachbar, Bulgarien, war das Balkanland schlechthin: geographisch der Balkanhalbinsel zugehörig, kulturell von der Orthodoxie und den Jahrhunderten der osmanischen Herrschaft geprägt und, anders als Griechenland, Albanien und teilweise auch Jugoslawien, nicht der mittelmeerischen Welt zugewandt. Wie alle Balkanländer litt das Agrarland Bulgarien unter seiner ökonomischen Rückständigkeit und weit verbreitetem Analphabetismus. Von den nationalen Problemen war die mazedonische Frage das ernsteste: Die Untergrundtätigkeit der terroristischen IMRO (Innere Mazedonische Revolutionäre Organisation) belastete, wovon schon die Rede war, das Verhältnis zu Jugoslawien schwer. Im Jahr 1920 waren 83,4 Prozent der 4,8 Millionen zählenden Bevölkerung ethnische Bulgaren. Die größte nationale Minderheit bildeten mit 11 Prozent die Türken. Mit Griechenland wurde im Zusammenhang mit dem Friedensvertrag von Neuilly im November 1919 ein Bevölkerungsaustausch vereinbart und in den Jahren darauf vollzogen. Am meisten schmerzte Bulgarien der Verlust der zu erheblichen Teilen bulgarisch besiedelten südlichen Dobrudscha an Rumänien: ein in Neuilly bestätigtes Ergebnis des zweiten Balkankrieges von 1913.

Vor wie nach 1918 bildete das Königreich Bulgarien gemäß der fortgeltenden Verfassung von 1879 eine konstitutionelle Monarchie. An der Spitze des Staates stand von 1918 bis 1943 König Boris III. aus dem Hause Sachsen-Coburg-Gotha. Wahlberechtigt waren alle Männer, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten und im Besitz der bürgerlichen Rechte waren. Da um 1920 noch vier Fünftel der Bevölkerung auf dem Lande lebten, spielte die Bauernbewegung eine große Rolle im politischen Leben; anders als in Rumänien aber gelang es in Bulgarien auch den Kommunisten, einen beträchtlichen Teil der Landbevölkerung auf ihre Seite zu ziehen. Nach den Wahlen vom August 1919 berief Boris den Führer der regionalen Bauernpartei, Alexander Stambolijski, an die Spitze einer Koalitionsregierung, die auch von den Sozialdemokraten getragen wurde. Die schärfste Oppositionspartei waren die Kommunisten, die bei den Gemeindewahlen vom Dezember 1919 große Erfolge verbuchen konnten und kurz darauf durch einen von ihnen organisierten Streik der Transportarbeiter das Wirtschaftsleben des Landes bis Februar 1920 schwer beeinträchtigten.

Das zweite Kabinett Stambolijski stellte ab Mai 1920 die Bauernpartei allein. Zu den ersten legislatorischen Maßnahmen der neuen Regierung gehörte die Einführung einer allgemeinen Arbeitsdienstpflicht, die für Männer ein Jahr, für Frauen ein halbes Jahr dauerte, im Juni 1920: eine «Errungenschaft», die 13 Jahre später vom nationalsozialistischen Deutschland in Gestalt des Reichsarbeitsdienstes übernommen wurde. Höchst umstritten war die Agrarreform vom Mai 1921, durch die der private Bodenbesitz, soweit er 30 Hektar überstieg, enteignet wurde. Da die Politik Stambolijskis ausgesprochen antiurbane Züge trug, stieß sie in den Städten auf wachsende Opposition. Zu den Gegnern des Ministerpräsidenten gehörten auch große Teile des Offizierskorps. Aus seinen Reihen kamen die Putschisten, die im Juni 1923 mit Billigung des Königs die Regierung Stambolijski stürzten. Der bisherige Regierungschef, ein Befürworter einer Verständigung mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, wurde am 14. Juni von fanatischen Anhängern der IMRO ermordet. Seine Nachfolge hatte inzwischen Alexander Zankoff, ein parteiloser Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Sofia, übernommen.

Dem Staatsstreich der Offiziere folgte im September 1923 ein kommunistischer Aufstand unter Führung des Parteivorsitzenden Georgi Dimitroff und des von der Komintern in seine Heimat entsandten bulgarischen Sekretärs Vasil Kolaroff. Die Erhebung wurde binnen weniger Tage blutig niedergeschlagen; Dimitroff, Kolaroff und einigen am Aufstand beteiligten Führern der Bauernpartei gelang die Flucht ins Ausland. Die Wahlen von November 1923 führten zu einem Sieg der offiziösen Regierungspartei, der Demokratischen Vereinigung, und der mit ihr zusammenarbeitenden Sozialdemokraten. Bis 1931 konnte sich die Demokratische Vereinigung an der Macht behaupten, was Bulgarien zu einer für «balkanische» Verhältnisse erstaunlichen innenpolitischen Stabilität verhalf.

Von schweren Erschütterungen blieb aber auch dieses südosteuropäische Land nicht verschont. Sie gingen zumeist von der Kommunistischen Partei aus, die 1924 nach neuerlichen Unruhen verboten worden war, aber im Untergrund aktiv blieb. Auf eine Serie politischer Attentate folgte am 16. April 1925 ein Bombenanschlag auf die Sophienkathedrale in Sofia, der den versammelten Ministern und Offizieren mit dem König an der Spitze galt. Boris III. und die Mitglieder der Regierung entgingen dem ihnen zugedachten Schicksal; es gab aber weit über hundert Tote, darunter mehrere Generäle und der Bürgermeister von Sofia, und über 300 Verletzte. Ein halbes Jahr lang galt in Bulgarien der Ausnahmezustand. Die Popularität der Kommunisten ging nach dem Terrorakt stark zurück; die Bauernpartei distanzierte sich von der äußersten Linken, und es dauerte zwei Jahre, bis in Form der Unabhängigen Arbeiterpartei eine kommunistische Ersatzorganisation entstand, die sich in der Folgezeit auch an den Parlamentswahlen beteiligte.

Bei den Wahlen von 1931 siegten trotz massiver Beeinflussung durch die Regierung die im Nationalen Block zusammengeschlossenen Oppositionsparteien unter Führung der Bauernpartei. Die innere Zerstrittenheit des Nationalen Blocks ging aber so weit, daß die Regierung des Ministerpräsidenten Nikola Mušanoff im Mai 1934 ihre parlamentarische Mehrheit verlor. Die Auflösung des Parlaments durch König Boris nutzte eine antiparlamentarisch gesinnte Vereinigung von Offizieren, Intellektuellen und Politikern der Bauernpartei mit Namen «Zveno» (Bindeglied) am 19. Mai 1934 zu einem Staatsstreich. Die neue Regierung unter Oberst Kimon Georgiew verhängte den Ausnahmezustand, setzte die Verfassung von 1879 teilweise außer Kraft und ergriff einschneidende Sparmaßnahmen. Im Juni erging ein Verbot aller Parteien und politischen Vereinigungen. Die größte Anstrengung erforderte die Zerschlagung der IMRO; ihr Führer Ivan Mihajloff und einige seiner Mitstreiter entkamen ins Ausland, von wo aus sie die Organisation wiederzubeleben versuchten. Die militante Opposition von links wurde mit Hilfe einer Notverordnung vom 31. August 1934 systematisch unterdrückt.

Wie die Regierung des Nationalen Blocks, so war auch die der Offiziere innerlich zerstritten: Überzeugten Monarchisten standen entschiedene Republikaner gegenüber. König Boris, der den Putsch vom Mai 1934 mehr hingenommen als unterstützt hatte, griff im Januar 1935 aktiv in das Geschehen ein, indem er Georgiew aus dem Amt des Ministerpräsidenten entfernte. Die Nachfolger wechselten häufig und mußten ihre Kabinette immer wieder umbilden. Im Oktober 1937 erließ Boris ein neues Wahlgesetz, das das Parlament verkleinerte, das Frauenwahlrecht einführte und nur noch die Kandidatur von Einzelpersonen, nicht mehr von Parteien und politischen Vereinigungen zuließ. Die Wahlen vom März 1938 gestatteten eine relativ freie Stimmabgabe und brachten den Kandidaten, die der Regierung nahestanden, eine sichere Mehrheit: Sie erhielten 104, die oppositionellen Bewerber 56 Sitze. Das 1935 etablierte autoritäre Regime Boris’ III. war eine Königsdiktatur, aber, verglichen mit Jugoslawien unter Alexander I. und Rumänien unter Carol II., die liberalste im Südosteuropa der Zwischenkriegszeit.

Als einen der Gründe für den Umsturz vom Mai 1934 hatten die putschenden Offiziere die ernste politische Lage des Landes genannt, womit sie die politische Isolierung Bulgariens durch den Balkanpakt meinten, den die Türkei, Griechenland, Jugoslawien und Rumänien im Februar 1934 abgeschlossen hatten. Dessen antibulgarische Spitze war in der Tat unverkennbar. König Boris lag am meisten an einem Ausgleich mit Jugoslawien, und im Januar 1937 erreichte er nach teilweise schwierigen Verhandlungen, worauf er seit langem hingearbeitet hatte: den Abschluß eines Freundschafts- und Nichtangriffspaktes mit dem Nachbarland. Ein Nichtangriffsvertrag mit dem Balkanpakt, im Juli 1938 in Saloniki unterzeichnet, befreite Bulgarien von den Rüstungsbeschränkungen des Friedensvertrags von Neuilly und ermöglichte es ihm, Truppen in der entmilitarisierten Zone an der griechischen Grenze zu stationieren.

Ähnlich wie Rumänien baute auch Bulgarien in den dreißiger Jahren seine Handelsbeziehungen zu Deutschland aus, das traditionell der wichtigste Abnehmer bulgarischer Agrarerzeugnisse war und von dem Bulgarien seinerseits die meisten Industrieprodukte bezog. Eine engere außenpolitische Bindung an das «Dritte Reich» aber vermied Boris, und es gelang ihm, diese Linie über den Beginn des Zweiten Weltkrieges hinaus beizubehalten.

Kein Balkanland hat in der Zwischenkriegszeit so viele gewaltsame Umstürze und Umsturzversuche erlebt wie Griechenland. Auf die türkischen Siege im griechisch-türkischen Krieg folgten im Frühherbst 1922 revolutionäre Unruhen, die die Anhänger des Ministerpräsidenten der Jahre 1910 bis 1915 und 1917 bis 1920, Eleftherios Venizelos, wieder an die Macht brachten. König Konstantin I. mußte am 27. September 1922 zugunsten seines Sohnes Georg II. abdanken. Das neue Regime venizelistischer Offiziere schrieb sich in die Annalen der griechischen Geschichte mit einem Schauprozeß gegen fünf führende Politiker der gestürzten Regierung und den letzten Oberkommandierenden der griechischen Streitkräfte in Kleinasien ein: Die Angeklagten wurden, obwohl strafrechtlich nichts gegen sie vorlag, zum Tod verurteilt und trotz internationaler Proteste im November 1922 hingerichtet. Der Justizmord verschärfte die unheilvolle Polarisierung zwischen Venizelisten und Antivenizelisten: ein Gegensatz, der die beiden folgenden Jahrzehnte prägen sollte.

Ein Umsturzversuch von Teilen des Militärs im Oktober 1923, ausgelöst durch ein Wahlgesetz, das die Gegner von Venizelos benachteiligte, scheiterte nach wenigen Tagen. An den Wahlen zur Konstituierenden Nationalversammlung im Dezember 1923 nahmen die Antivenizelisten nicht teil. Nach dem Wahlsieg der verbündeten Liberalen und Republikaner wurde Georg II. faktisch zur Abdankung genötigt; im März 1924 proklamierte die Konstituante die Republik; eine Volksabstimmung bestätigte im April diese Entscheidung. Eine Stabilisierung der parlamentarischen Demokratie, die Griechenland de facto seit der liberalen Verfassung von 1863 war, gelang in den folgenden Jahren trotz eines gewissen wirtschaftlichen Aufschwungs zwischen 1924 und 1926 nicht. Ende Juni 1925 putschte General Theodoras Pangalos. Entgegen den Versprechungen, die er zunächst der weiter amtierenden Regierung von Alexandros Papanastasiou, einem Politiker der sozialdemokratischen Republikanischen Union, gegeben hatte, löste er im September die Nationalversammlung ohne Ausschreibung von Neuwahlen auf und ließ sich im April 1926 zum Präsidenten der Republik wählen.

In die Zeit der Diktatur des Generals Pangalos fiel eine schwere außenpolitische Krise: die Besetzung der grenznahen entmilitarisierten Zone Bulgariens auf Grund eines Grenzzwischenfalls. Der Völkerbund zwang Griechenland Ende Oktober 1925 zum Rückzug und zur Zahlung einer Entschädigung. Die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Landes verschlechterte sich während der Herrschaft Pangalos’ dramatisch – einer der Gründe für den Sturz des Regimes durch General Georgios Kondilis im August 1926. Aus den Wahlen vom November desselben Jahres gingen die republikanischen Parteien als Sieger hervor. Am 2. Juni 1927 trat eine neue Verfassung, die dritte seit 1925, in Kraft. Sie schuf ein Zweikammersystem, in dem die gesetzgebende Gewalt bei der Abgeordnetenkammer (Boulé) und einem Senat (Gerousía) lag, wobei das Oberhaus zum größeren Teil aus direkt gewählten, zum kleineren aus von Kammer und Senat bestimmten Mitgliedern bestand.

Im Mai 1928 kehrte Venizelos an die Macht zurück, nachdem zuvor eine Regierung der großen Koalition aus republikanischen und gemäßigt royalistischen Parteien an wirtschafts- und finanzpolitischen Streitfragen zerbrochen war. Damit begann eine vierjährige Phase relativer Stabilisierung, in der die Rechtssicherheit, unter anderem durch Schaffung eines Obersten Verwaltungsgerichts, wuchs und Griechenland Freundschaftsverträge mit Italien, Jugoslawien und der Türkei abschloß. Die innenpolitischen Spannungen aber hielten an, und unter dem Einfluß der Weltwirtschaftskrise verlor die griechische Währung, die Drachme, etwa drei Viertel ihres Wertes. Venizelos erwog eine Stärkung der Exekutive nach dem Vorbild der deutschen Präsidialkabinette seit 1930, unternahm aber nichts, was einen demokratischen Machtwechsel bei den Parlamentswahlen vom September 1932 erschwert hätte.

Die Gewinner dieser Wahlen waren die royalistische Volkspartei unter Panajotis Tsaldaris, die zusammen mit kleineren republikanischen Parteien die Regierung bildete. Die Mehrheitsverhältnisse erwiesen sich aber als außerordentlich prekär, so daß Präsident Kounthouriothes das Parlament bereits fünf Monate später wieder auflöste und Neuwahlen, diesmal nach dem inzwischen eingeführten Mehrheitswahlrecht, für den 5. März 1933 anordnete. Die Volkspartei und zwei kleinere Rechtsparteien erhielten bei dieser Wahl die absolute Mehrheit, was den venizelistischen General Nikolaos Plastiras tags darauf zu einem Staatsstreich veranlaßte, der jedoch im Offizierskorps nur eine schwache Rückendeckung fand und deshalb fehlschlug. Unter der neuen Regierung Tsaldaris spitzte sich der Gegensatz zwischen Venizelisten und Antivenizelisten weiter zu. Im März 1935 putschten ein letztes Mal die Anhänger von Venizelos; sie scheiterten an fehlendem Massenrückhalt und mangelnder militärischer Vorbereitung. Venizelos flüchtete ins Ausland; er starb im März 1936 in Paris.

Der Umsturzversuch der Venizelisten gab den antiparlamentarischen und antirepublikanischen Kräften im Regierungslager Auftrieb. Die gemäßigten Royalisten gewannen zwar die Parlamentswahl vom Juni 1935. Im Oktober aber wurde Tsaldaris von radikalen monarchistischen Offizieren zum Rücktritt gezwungen. Seine Nachfolge trat General Georgios Kondilis an, der zugleich das Amt des Reichsverwesers übernahm. Nachdem die gemäßigte Mehrheit der royalistischen Volkspartei aus der Kammer ausgezogen war, proklamierte diese die Wiederherstellung des Königtums und die Rückkehr zur Verfassung von 1911. Eine manipulierte Volksabstimmung erbrachte im November 1935 eine Mehrheit von fast 98 Prozent für die Wiederherstellung der Monarchie und damit für ein neues Königtum Georgs II.

Frei waren hingegen die Parlamentswahlen vom Januar 1936, die zu einem annähernden Gleichgewicht von Venizelisten und Antivenizelisten führten und den 15 Abgeordneten der Kommunistischen Partei die Rolle des «Züngleins an der Waage» verschafften. Da das Militär keine von den Kommunisten abhängige Regierung hinnehmen wollte, ernannte Georg, der am 25. November 1935 aus dem Exil nach Griechenland zurückgekehrt war, um die Disziplin im Heer wiederherzustellen, den General und Führer der Freisinnigen Partei, Ioannis Metaxas, im März 1936 zum Heeresminister und nach dem Tod des gemäßigten und überparteilichen Ministerpräsidenten Demertzis im April auch zu dessen Nachfolger.

Metaxas war von vornherein entschlossen, mit dem parlamentarischen System radikal zu brechen. Streiks ließ er mit äußerster Härte durch die Polizei niederwerfen; im August 1936 führte er auf dem Weg eines Staatsstreichs eine autoritäre Diktatur ein, die sich in vielem an das Vorbild des faschistischen Italien anlehnte. Die politischen Parteien wurden verboten, Zeitungen und Zeitschriften der Zensur unterworfen, Gewerkschaften, Verbände und Hochschulen von oppositionellen Kräften gesäubert. Der neu errichtete Staatssicherheitsdienst verfolgte politische Gegner mit einer bisher ungekannten Brutalität, wobei er sich auf die Hilfe zahlreicher Spitzel stützen konnte. Paramilitärische Verbände, darunter eine organisierte Staatsjugend, eine verbreitete Uniformierung und ein radikaler Nationalismus als Staatsideologie vervollständigten das Bild einer Rechtsdiktatur, deren harten Kern das gleichgeschaltete Militär bildete. Bei aller Annäherung an die Machtstruktur und die Herrschaftsmittel der faschistischen Regime achtete Metaxas aber darauf, außenpolitisch nicht von Rom und Berlin abhängig zu werden und gute Beziehungen mit den Westmächten zu unterhalten.

Die Häufigkeit, mit der in Griechenland zwischen 1922 und 1936 geputscht wurde, erinnerte nachgerade an lateinamerikanische Republiken. Eine tiefere Ursache von parlamentarischer Labilität und autoritärer Stabilisierung war die reaktionäre Grundhaltung der orthodoxen Kirche, der auch die Verfassung von 1927, und zwar demonstrativ in ihrem ersten Artikel, den privilegierten Status der vorherrschenden Religion gewährte. Mit dem Einfluß des orthodoxen Klerus hing der niedrige Grad der Volksbildung zusammen: Noch 1928 waren 23 Prozent der männlichen und 58 Prozent der weiblichen Bevölkerung des Lesens und Schreibens unkundig. Der Anteil der in der Land- und Forstwirtschaft und der Fischerei tätigen Bevölkerung stieg von 1920 bis 1928 von 58 auf 61 Prozent; die vielen bäuerlichen Zwergbetriebe waren unrentabel und hemmten das Wirtschaftswachstum. Den Ton gaben wenige Familienklans an, die vorrangig die Interessen ihrer jeweiligen Klientel bedienten.

Das Regime des Generals Metaxas brachte den Griechen zwar einige soziale Verbesserungen wie Mindestlöhne, kürzere Arbeitszeiten und eine Sozialversicherung. Als eine Modernisierungsdiktatur aber ließ sich seine Herrschaft nicht bezeichnen: Die gesellschaftliche Rückständigkeit blieb Griechenland nach 1936 ebenso erhalten wie eine politische Kultur, die von tief verfeindeten Lagern, politisierenden Militärs und verbreiteter Korruption bestimmt wurde.

Was für Griechenland gilt, trifft auf Albanien in ungleich höherem Maß zu: In der politischen Entwicklung, die das Land in der Zwischenkriegszeit durchlief, spiegelte sich gesellschaftliche Rückständigkeit. Noch 1945 machten die Analphabeten 80 Prozent der Bevölkerung aus. Albanien war um 1918 noch ein fast reines Agrarland; es war der einzige überwiegend islamische Staat Europas. Etwa 70 Prozent der Bewohner waren Muslime, 20 Prozent Orthodoxe, 10 Prozent katholische Christen. Die Oberschicht bildeten muslimische Großgrundbesitzer («Beys»), aus denen sich die herrschenden Klans rekrutierten; die Masse der Bevölkerung bestand aus zumindest formell freien Bauern und Hirten, die wirtschaftlich von den Familien der Grundherren abhingen. In Tirana, das 1920 zur Hauptstadt erklärt wurde, lebten damals 15.000, im Lande insgesamt weniger als eine Million Menschen. Seine Unabhängigkeit hatte Albanien 1912 im Gefolge des Ersten Balkankrieges erhalten. Im Ersten Weltkrieg war der Süden von griechischen, italienischen und französischen Truppen, der Norden erst von serbischen, dann österreich-ungarischen und nach deren Abzug teilweise wieder von südslawischen Armee-Einheiten besetzt worden.

Die Grenzen und der Bestand Albaniens waren nach 1918 zunächst durch Ansprüche der beiden Nachbarstaaten, Griechenlands und des neuen Königreichs der Serben, Kroaten und Slowenen, sowie durch Italien bedroht. Italien betrachtete Albanien als künftiges Protektorat und hielt als Faustpfand Valona (Vlona) besetzt, bis es nach heftigen Kämpfen im Sommer 1920 auch diese Bastion räumen mußte. Am 2. August 1920 erkannte Rom die Integrität und Unabhängigkeit Albaniens an und verpflichtete sich zum Abzug aller Truppen aus dem albanischen Festland. Von einigen Grenzgebieten abgesehen, die um diese Zeit noch von griechischen und südslawischen Verbänden besetzt waren, war Albanien damit frei. Im Dezember 1920 erfolgte seine Aufnahme in den Völkerbund.

In den Monaten zuvor hatte eine zunächst von Suleyman Bey Delvina, dann, seit November, von Elias Bey Vrioni geführte Regierung mit Sitz in Tirana ihre Autorität über ganz Albanien ausdehnen können. Im April 1921 wurde nach dem gleichen, aber indirekten Männerwahlrecht ein Parlament gewählt, in dem zwei Parteien, die von Großgrundbesitzern dominierte Fortschrittspartei und die etwas weiter links stehende Volkspartei vertreten waren. Zwecks Abwehr eines Aufstandes des katholischen Stammes der Mirditen wurde im Oktober eine neue Regierung unter Pandel Evangheli eingesetzt; ihre beherrschende Persönlichkeit war Kriegsminister Ahmed Bey Zogu, der die Erhebung rasch und energisch niederwarf. Seit Dezember 1921 war er Innenminister im neuen Kabinett von Dscharfer Ypi. Als solcher schlug er im Frühjahr 1922 einen weiteren, gegen ihn gerichteten Aufstand nieder. Im Dezember übernahm er das Amt des Ministerpräsidenten. Die Grenzen Albaniens lagen mittlerweile dank der Entscheidung einer alliierten Botschafterkonferenz vom September 1922 fest: Es waren im wesentlichen die von 1913; das südslawische Königreich und Griechenland mußten ihre Truppen vom albanischen Territorium zurückziehen.

Zur politischen Kultur des Landes gehörten politische Morde, die, entsprechend der Tradition der Blutrache, von Angehörigen der konkurrierenden Klans verübt wurden. Einem Attentat auf Zogu, bei dem dieser verletzt wurde, im Februar 1924 folgte im April ein von Zogu veranlaßter tödlicher Anschlag auf den Abgeordneten Avni Rustem. Dieser Mord löste einen neuen, diesmal landesweiten Aufstand aus. Er endete mit dem Einzug der Rebellen in die Hauptstadt und nötigte Zogu, der inzwischen als Ministerpräsident zurückgetreten war, zur Flucht ins benachbarte Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen.

Von dort aus eroberte Zogu an der Spitze einer von Jugoslawien bewaffneten Truppe im Dezember 1924 die Macht in Tirana zurück. Mitte Januar 1925 ließ er sich vom Rumpfparlament zum Ministerpräsidenten und Oberkommandierenden der albanischen Streitkräfte wählen. Am 22. Januar proklamierte das Parlament die Republik, womit die zunächst in der Schwebe gelassene Frage der Staatsform fürs erste geklärt war. Am 31. Januar ließ sich Zogu auf die Dauer von sieben Jahren zum Präsidenten wählen und eine Verfassung verabschieden, die dem Staatsoberhaupt außerordentlich weitgehende Befugnisse einräumte.

Damit begann eine 14 Jahre währende persönliche Diktatur Zogus, zu deren Kennzeichen neben einem entschiedenen Nationalismus auch politische Morde gehörten, die vom ersten Mann des Staates in Auftrag gegeben wurden. Wirtschaftlich versuchte der Präsident, das Land durch Konzessionen an italienische und britisch-persische Erdölgesellschaften zu stärken. Außenpolitisch lehnte er sich, um nicht übermäßig vom südslawischen Nachbarn abhängig zu werden, verstärkt an Italien an. 1926 und 1927 wurden die beiden Tiranapakte abgeschlossen, von denen der zweite eine gegenseitige Pflicht zur Verteidigung des Vertragspartners im Fall des Angriffs einer dritten Macht festlegte. Tatsächlich bedeutete der Pakt wegen der militärischen Schwäche der von Zogu geschaffenen albanischen Miliz eine einseitige Schutzverpflichtung Italiens gegenüber dem Land auf der Ostseite der Adria.

Im Sommer 1928 ließ Zogu beide Kammern des Parlaments auflösen und eine Konstituante wählen, die die Verfassung von 1925 so änderte, daß Zogu am 1. September 1928 zum «König von Albanien» gewählt werden konnte. Die neue Verfassung vom 1. Dezember 1928 bezeichnete Albanien als «demokratisches, parlamentarisches und erbliches Königreich». Dieses übernahm, ähnlich wie die Türkei Kemal Atatürks, Gesetzbücher anderer Staaten, darunter von Frankreich den Code Civil und vom faschistischen Italien das Strafgesetzbuch. Die Verwaltung wurde nach französischem Vorbild im zentralistischen Sinn organisiert. Eine Agrarreform aus dem Jahr 1930 nahm sich auf dem Papier radikaler aus als in der Praxis: Die Obergrenze des zulässigen privaten Grundbesitzes lag bei 40 Hektar für den einzelnen Eigentümer und jeweils weiteren 15 Hektar für die Ehefrau und jedes Kind. Zunächst mußten die Grundherren jedoch nur ein Drittel des in Frage kommenden Besitzes an die staatliche Agrarbank verkaufen; verpflichteten sie sich zur Modernisierung, konnten sie den verbleibenden Besitz noch für die Dauer von 15 Jahren behalten.

Während der Weltwirtschaftskrise wurde Albanien immer abhängiger von italienischen Krediten. Eine Zollunion, wie Mussolini sie wünschte, um eine Sicherheit für weitere Anleihen zu schaffen, konnte Italien zwar nicht durchsetzen (nicht einmal durch eine Flottendemonstration vor Durazzo, albanisch Durrës, im Juni 1934), wohl aber Bedingungen, die tief in die Souveränität Albaniens eingriffen. Seit 1935 war das Land ein wirtschaftliches Protektorat des faschistischen Italien. Für die politische Unterwerfung Albaniens bedurfte es aber noch anderer internationaler Rahmenbedingungen, die erst die europäische Krise am Vorabend des Zweiten Weltkrieges schuf.

Wenn es irgendein westliches Land gab, das im ersten Viertel des 20. Jahrhunderts immer wieder Anlaß bot, von «balkanischen» Verhältnissen zu sprechen, dann war es Portugal. Die Revolution von 1910, die den Übergang von der Monarchie zur Republik brachte, hatte nicht zur Stabilisierung geführt. Die Regierungen wechselten so häufig wie wohl nirgendwo sonst in Europa. Aufstände, gern «Revolutionen» genannt, Staatsstreiche und Bombenanschläge waren so zahlreich, daß sie außerhalb Portugals kaum noch Aufsehen erregten. Im Januar 1915 erlebte das Land unter dem General Joaquim Pereira Pimento de Castro seine erste Diktatur. Sie war indes nur von kurzer Dauer. Im April 1915 wurde sie durch eine «Revolution» gestürzt, an der sich auch Teile von Armee und Marine beteiligten.

Im Ersten Weltkrieg war Portugal, trotz seiner traditionell engen Bindung an Großbritannien, zunächst neutral geblieben. 1916 trat es dann doch auf der Seite der Entente in den Krieg ein und schickte etwa 100.000 Soldaten nach Flandern und in die afrikanischen Kolonien. Der Kriegseinsatz, der insgesamt 35.000 Tote und Verwundete forderte, und der zunehmende Mangel an Lebensmitteln lösten seit Sommer 1917 heftige Unruhen und Streiks der Anarchosyndikalisten aus. Die Regierung, die von der Demokratischen Partei gestellt wurde, antwortete mit der Verhängung des Ausnahmezustands, konnte damit aber die Ordnung nicht wiederherstellen. Die allgemeine Unzufriedenheit rief eine Gruppe von Offizieren und Zivilisten auf den Plan, die im Dezember 1917 mit einem Staatsstreich den führenden Kopf der Verschwörer, den Mathematikprofessor an der Universität Coimbra und früheren Botschafter in Berlin, Sidónio Paes, an die Macht brachte.

Paes führte das allgemeine Wahlrecht für Männer ein, ließ sich selbst zum Präsidenten wählen, gründete eine eigene Nationalrepublikanische Partei und errichtete eine Art plebiszitärer Präsidialdiktatur, die die konkurrierenden Parteien und die Gewerkschaften unterdrückte und sich auch deswegen der Unterstützung der katholischen Kirche, der Unternehmer und Grundbesitzer sowie der Armee erfreute. Im Dezember 1918 wurden zwei Attentate auf Paes verübt: Das erste mißlang, beim zweiten wurde er von Pistolenkugeln tödlich getroffen.

So kurz die Diktatur von Sidónio Paes war, so wirkte sie doch noch lange nach – als eine Vorform der faschistischen Regime der Zwischenkriegszeit. Zu deren Wegbereitern gehörte in Portugal der «Integralismo Lusitano» mit seinem maßgeblichen Ideologen António Sardinha, der sich stark an das Vorbild von Charles Maurras und der Action française anlehnte. In derselben Richtung wurde nach der Rückkehr zur Verfassung von 1911 der «Nationale Kreuzzug» aktiv, eine Organisation der radikalen Rechten, die die Ablösung der parlamentarischen Demokratie durch ein autoritäres Regime anstrebte. Neben Integralisten und Nationalisten opponierten auch die Monarchisten gegen die bestehende Ordnung. Sie unternahmen mehrere Umsturzversuche, auf die die Republikaner mit einem Aufruf zur Volksbewaffnung antworteten. Einen mörderischen Höhepunkt erreichte die innere Unruhe in der «Blutnacht» vom 19. Oktober 1921.

Als einzige zuverlässige Ordnungsmacht erschien angesichts des politischen Chaos vielen Angehörigen der besitzenden Schichten, namentlich den Großgrundbesitzern und der katholischen Kirche, immer mehr das Militär. Teile des Heeres, die diese Sicht teilten, unternahmen im April 1925 einen Umsturzversuch, der aber am Widerstand einiger Regimenter und der Republikanischen Nationalgarde scheiterte. Im Mai 1926 putschte das Militär erneut, und diesmal mit Erfolg: Die Regierung der Demokratischen Partei wurde gestürzt. Im Juli 1926 löste General Antonio Carmona den eher unpolitischen Führer der Erhebung, General Gomes da Costa, ab und errichtete eine Militärdiktatur. Im April 1928 ließ er sich zum Präsidenten wählen: ein Amt, das er bis zu seinem Tod im Jahr 1951 innehatte.

Die größte Herausforderung des neuen Regimes war die Sanierung der Finanzen. Mit dieser Aufgabe wurde im April 1928 der Professor der Wirtschafts- und Finanzwissenschaften an der Universität Coimbra, Oliveira Salazar, betraut. Salazar wurde, da er mit seiner rigorosen Stabilisierungspolitik Erfolg hatte, rasch zum «starken Mann» der Regierung. Im Juli 1932 trat er auch formell als Ministerpräsident an ihre Spitze; er behielt diese Position 36 Jahre lang, bis zum September 1968.

Die neue Verfassung vom 19. März 1933 machte aus Portugal formell ein Präsidialregime, in dem der Ministerpräsident nur dem Staatspräsidenten verantwortlich war. Tatsächlich war Ministerpräsident Salazar die beherrschende Figur. Die Abgeordneten der Nationalversammlung wurden nach einem abgestuften, also ungleichen Wahlrecht gewählt. Das Oberhaus, die Ständekammer, war berufsständisch gegliedert, wobei Arbeitgeber und Arbeitnehmer getrennt vertreten waren. Ein Arbeitsstatut vom September 1933 verbot Streiks und Aussperrungen. Ebenfalls aus dem Jahr 1933 stammten Dekrete über die Pressezensur und die Einschränkung der Versammlungsfreiheit. Beide trugen erheblich dazu bei, daß die Wahlen stets im Sinn der Regierung ausfielen. Der «Estado Novo» Salazars lehnte sich, ähnlich wie der Austrofaschismus, eng an das Ideal eines christlichen Ständestaates an, wie es in der Enzyklika «Quadragesimo anno» von Papst Pius XI. aus dem Jahr 1931 entwickelt worden war. Der Begriff «Klerikalfaschismus» kam der Wirklichkeit nahe, traf sie aber dennoch nicht ganz: Staat und Kirche blieben getrennt. Zwischen beiden kam es, da die Kirche nicht als juristische Person anerkannt war, immer wieder zu Konflikten, die erst 1940 durch ein Konkordat beigelegt wurden.

Für den Massenrückhalt sollten vor allem die 1930 geschaffene Staatspartei, die União Nacional, sowie die sechs Jahre später ins Leben gerufene paramilitärische Miliz, die Legião Portuguesa, und die ebenfalls 1936 gegründete Staatsjugend, die Mocidade Portuguesa, sorgen. Doch die Staatspartei hatte lediglich eine dienende, die Regierung stützende Funktion; anders als in vollentwickelten faschistischen (oder kommunistischen) Regimen war sie kein eigenständiger Machtfaktor. Für die Einschüchterung und Unterdrückung aller oppositionellen Kräfte war vorrangig die 1933 entstandene Geheime Staatspolizei, die Policia de Vigilância e de Defesa do Estado, die 1945 in Policia Internacional e de Defesa do Estado umbenannt wurde, zuständig. Zu ihrem Apparat gehörten Sondergerichte, Spezialgefängnisse und eine große Zahl von Spitzeln. Staatsideologie war ein mystischer Nationalismus, in dessen Mittelpunkt der Kult der katholischen Sendung Portugals und seines Kolonialreiches stand.

Portugal blieb unter dem «Estado Novo» ein Agrarland: 1940 machten die in der Industrie beschäftigten Arbeiter nur ein Fünftel der erwerbstätigen Bevölkerung aus. Die Wirtschaftspolitik war auf weitgehende Autarkie ausgerichtet und förderte ungewollt die ökonomische Stagnation. Die Zahl der Analphabeten, die 1911 bei 70 Prozent der Bevölkerung lag, ging nur langsam zurück. Von einer Modernisierungsdiktatur war der «neue Staat» also weit entfernt, von der für totalitäre Systeme typischen ideologischen Dynamik freilich auch. Der Außenwelt gegenüber trat der Salazarismus defensiv auf. Die Zustimmung, die das autoritäre System fand, war nicht nur eine Folge von Repression und Propaganda. Sie war auch eine Reaktion auf die anhaltende Erfahrung von Instabilität und Chaos in den Jahren vor 1926 und wie diese eine Folge der gesellschaftlichen Rückständigkeit des Landes – eines Erbes, für das der reaktionäre Iberokatholizismus einen Großteil der Verantwortung trug.

Anders als Portugal blieb Spanien im Ersten Weltkrieg bis zuletzt neutral – auch dann noch, als deutsche Unterseeboote 1917 im Zeichen des uneingeschränkten U-Boot-Krieges spanische Handelsschiffe versenkten. Im gleichen Jahr geriet das oligarchische System des Königreichs mehrfach in ernste Bedrängnis. 1916 hatten sich die bürgerlichen Offiziere des Heeres, die dort seit der sozialen Öffnung des Militärs unter der Cortes-Verfassung von 1812 den Ton angaben, in Juntas de Defensa zusammengeschlossen, die die adligen Großgrundbesitzer, die Regierung und das parlamentarische System scharf angriffen. Im August 1917 forderten sie König Alfons XIII. auf, zusammen mit ihnen und allen reformwilligen Kräften das Regime zu Fall zu bringen, das sie für ihre schlechte Besoldung, das innenpolitische Chaos und die Korruption verantwortlich machten. Der König verweigerte sich dem Staatsstreich, die Juntas aber blieben bestehen und bildeten weiterhin eine Gefahr für die konstitutionelle Ordnung.

Eine andere Herausforderung ging von einer parlamentarischen Fronde aus, die von der katalanischen Lliga Regionalista unter Francesc Cambó, den Republikanern und Alejandro Lerroux und den Sozialisten um Pablo Iglesias getragen wurde. Die oppositionellen Abgeordneten hätten vermutlich einiges bewirken können, wenn sie eine Allianz mit den Juntas zustande gebracht hätten. Die aber waren zu vorsichtig, um sich auf eine Verbindung mit katalanischen Regionalisten, Republikanern und Sozialisten einzulassen.

Wirklich gefährlich aber wurde die Lage, als sich im Sommer 1917 der soziale Protest gegen die wirtschaftlichen Nutznießer der Kriegskonjunktur, der Exporteure von Rohstoffen, Agrar- und Industrieprodukten, radikalisierte. Im August 1917 erweiterte sich ein Streik der Eisenbahner und Hafenarbeiter unter maßgeblicher Beteiligung von Sozialisten wie Francisco Largo Caballero und Julián Besteiro zu einem unbefristeten Generalstreik. Die Regierung des konservativen Ministerpräsidenten Eduardo Dato e Iradier antwortete mit der Verhängung des Belagerungszustandes und warf die kämpfenden Arbeiter binnen weniger Tage mit Hilfe der Armee nieder. Besonders blutig verliefen die Polizei- und Militäraktionen in Barcelona und im asturischen Bergbaugebiet, wo sich der junge Major Francisco Franco durch sein entschiedenes Vorgehen gegen die Streikenden einen Namen machte. Die proletarische Erhebung scheiterte auch deshalb, weil sie unter den Reformkräften in Parlament und Heer keine Verbündeten fand: Die einen wie die anderen dachten nicht daran, mit klassenkämpferischen Sozialisten gemeinsame Sache zu machen.

Im Februar 1918 fanden Neuwahlen zu den Cortes, dem Parlament, statt, die, wie üblich, von den örtlichen «Kaziken» gesteuert und manipuliert wurden. Einen Monat später kam eine Große Koalition aus Konservativen und Liberalen unter Antonio Maura y Montana zustande, die sich aber infolge der unüberbrückbaren Gegensätze zwischen beiden Parteien nur knapp acht Monate an der Macht behaupten konnte. Es folgten kurzlebige Kabinette, die sich seit dem Frühjahr 1919 durch eine Streikbewegung der andalusischen Landarbeiter herausgefordert sahen, bei der erstmals bolschewistische Parolen wie Hochrufe auf Lenin und die Sowjets sowie die Forderung nach einer Kollektivierung des Bodens laut wurden. Die Unruhe hielt auch unter dem letzten Kabinett Dato an, das seit Mai 1920 amtierte und der Anarchie nicht nur mit Hilfe der Guardia Civil, sondern auch mit einer sozialpolitischen Offensive, darunter der Schaffung eines Arbeitsministeriums und der Einführung einer Sozialversicherung, Herr zu werden versuchte. Doch die radikale Linke überzeugte Dato damit nicht: Am 8. März 1921 wurde er von katalanischen Anarchisten in Madrid ermordet.

In den Jahren 1919 bis 1921 schien Spanien mehr als einmal am Rand des Bürgerkrieges zu stehen. In Barcelona prallten immer wieder von den Unternehmern gedungene «pistoleros» und militante Anarchosyndikalisten aufeinander; in Andalusien kam es zu zahllosen Landbesetzungen. Gleichzeitig machte sich der Einfluß der russischen Bolschewiki geltend. Die sozialistische Dachgewerkschaft, die Unión General de Trabajadores (UGT), und der Partido Socialista Obrero Español (PSOE) lehnten einen Beitritt zur Dritten Internationale zwar mit unterschiedlichen Mehrheiten ab, konnten aber eine Spaltung der marxistischen Arbeiterbewegung nicht verhindern. Im April 1920 entstand eine erste, ein Jahr darauf eine zweite kommunistische Partei, die sich im März 1922 zum Partido Comunista de España (PCE) zusammenschlossen. Die anarchosyndikalistische Confederación Nacional de Trabajo (CNT) bekannte sich zwar zu einem Agrarkommunismus, sah aber in der russischen Oktoberrevolution kein Vorbild und verweigerte den Beitritt zur Dritten Internationale beziehungsweise der Roten Gewerkschafts-Internationale.

1921 war zudem noch das Jahr einer verheerenden Niederlage der spanischen Streitkräfte in dem seit 1909 währenden, im Ersten Weltkrieg unterbrochenen Kolonialkrieg in Spanisch-Marokko: Der Aufstand der Rifkabylen unter Abd el-Karim erreichte im Juli 1921 einen blutigen Höhepunkt im «Desastre de Annual», bei dem Spanien mehr als 12.000 Soldaten verlor. Die internationale Erschütterung, die von diesem Ereignis ausging, trug wesentlich dazu bei, daß der Ruf nach einer Ordnungsdiktatur, am besten einer des Militärs, auf immer mehr Widerhall stieß.

Zwei Jahre später war es so weit: Am 13. September 1923 putschte, auf Drängen einer Gruppe hoher Madrider Offiziere und, vor allem, führender Kreise des katalanischen Großbürgertums, der Generalkapitan von Barcelona, Miguel Primo de Rivera, gegen die Regierung des Ministerpräsidenten Manuel García Prieto. Da die Regierung sich ihres Rückhalts im Militär unsicher war, trat sie zurück, woraufhin Alfons XIII. Primo de Rivera mit der Bildung einer neuen Regierung beauftragte. Die Entscheidung des Monarchen war ein Nein zum Bürgerkrieg und ein Ja zur Militärdiktatur.

Damit war der Putsch formal legalisiert. Die faktische Legitimation des neuen Regimes war zunächst eine rein negative: das Versagen des parlamentarischen Systems, das nicht imstande gewesen war, das staatliche Gewaltmonopol durchzusetzen und damit die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten. Die Tatsache, daß das «pronunciamiento» (der spanische Begriff für Militärrevolte) ein seit langem nicht mehr funktionstüchtiges System beseitigte, verschaffte dem Staatsstreich eine überwiegend positive Resonanz in der Presse und der öffentlichen Meinung. Das galt auch für die erste Amtshandlung der Regierung Primo de Rivera: die Suspension einiger der wichtigsten Grundrechtsartikel der Verfassung von 1876, darunter jener, die die Presse-, die Versammlungs- und die Vereinigungsfreiheit garantierten.

Die wichtigsten gesellschaftlichen Stützen der Militärdiktatur waren die Großgrundbesitzer, die katalanische Industriebourgeoisie und die katholische Kirche, der weitreichende Privilegien auf dem Erziehungssektor eingeräumt wurden. Das Gros des Militärs verhielt sich zunächst distanziert. In dieser Elite gewann Primo de Rivera verstärkten Rückhalt erst durch die militärischen Erfolge, die er, nach einem Angriff Abd el-Karims auf Französisch-Marokko durch eine koordinierte französisch-spanische Offensive in Nordafrika errang: 1927 konnte der Kolonialkrieg im wesentlichen als beendet gelten.

Am erstaunlichsten war, daß die Sozialistische Partei und die UGT sich zur Zusammenarbeit mit der neuen Regierung bereit fanden. Das lag vor allem an dem sozialen «appeal» des Generals Primo de Rivera, der gute persönliche Beziehungen zu Largo Caballero, dem Sekretär der UGT und späteren Führer der Sozialisten, unterhielt und mit der Förderung des Baus preiswerter Sozialwohnungen sowie der Schlichtung von Tarifkonflikten durch gemeinsame, paritätisch besetzte Kommissionen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern die gemäßigte Linke zu beeindrucken vermochte. Die als nicht integrierbar geltenden Teile des Proletariats wurden hingegen, beginnend mit dem Verbot der Anarchosyndikalistischen Gewerkschaft CNT, bekämpft, die Führer der Kommunisten nach Generalstreiks an der Biskaya und in Asturien 1927 verhaftet. Ein Verbot traf auch die katalanische Lliga Regionalista. Die monarchistischen Parteien lösten sich bald nach dem Putsch auf; viele ihrer Mitglieder traten in die gouvernementale Einheitspartei, die 1924 gegründete Unión Patriotica, ein.

Im Dezember 1925 bildete Primo de Rivera ein Militärdirektorium, dem zivile Fachminister zugeordnet und verantwortlich waren. Zu den Schwerpunkten der Regierungsarbeit gehörten eine protektionistische Wirtschaftspolitik, die der Industrialisierung Spaniens diente, und eine Modernisierung der Infrastruktur durch den Bau von modernen Autostraßen, die Regulierung von Flüssen, die Anlage von Staudämmen und die künstliche Bewässerung trockener Regionen. Angestrebt wurde auch die Wiederaufforstung von Gebieten, die durch jahrhundertealte Abholzung verkarstet waren – eines der größten Umweltprobleme auch des heutigen Spanien. Eine mindestens ebenso drängende Aufgabe aber packte das Regime nicht an: eine Agrarreform. Sie hätte einen Konflikt mit den Großgrundbesitzern heraufbeschworen – einer Machtelite, auf deren Unterstützung Primo de Rivera nicht verzichten zu können glaubte.

Die Wünsche einer anderen wichtigen Gruppe nahm er weniger ernst: die des katalanischen Bürgertums. Es hatte sich 1923 nicht zuletzt deshalb auf die Seite des Generals gestellt, weil dieser als Anwalt regionaler Autonomie galt. Als er 1925 von diesem Programm abrückte, begann die Entfremdung zwischen ihm und einem wichtigen Träger seiner Herrschaft. Noch weniger Wert legte der General auf den Beifall der Intellektuellen, von denen viele, unter ihnen auch der Philosoph José Ortega y Gasset, 1923 Verständnis für den Militärputsch geäußert hatten. Die anfängliche Zustimmung ließ aber rasch nach, als der ganz und gar unintellektuelle Primo de Rivera sich öffentlich gegen oppositionelle Professoren und Studenten wandte und 1928 nach Protesten gegen das Regime sogar die Universität Madrid schließen ließ. Mehrere Professoren, auch Ortega, gaben daraufhin ihre Lehrstühle auf; der Philosoph Miguel Unamuno y Jugo und der Historiker Gregorio Marañon y Posadillo gingen zeitweilig ins Exil.

Seit Beginn der Weltwirtschaftskrise im Herbst 1929 verschlechterte sich die ökonomische und finanzielle Lage Spaniens dramatisch. Im Januar 1930 trat Finanzminister José Calvo Sotelo zurück, weil er mit den Problemen von Staatsverschuldung, steigenden Preisen und Abwertung der Peseta nicht fertig wurde. Ein anderes Krisenzeichen war die offenkundige Hilflosigkeit der Regierung in der Verfassungsfrage. Auf Drängen des Königs hatte Primo de Rivera im September eine beratende Versammlung aus überwiegend konservativen Honoratioren einberufen, die knapp zwei Jahre später, im Juli 1929, einen Verfassungsentwurf vorlegte. Dieser wich von der Verfassung von 1876, deren Restauration kaum jemand wünschte, in wesentlichen Punkten ab, wurde aber von Liberalen, Monarchisten und Republikanern nahezu einhellig verworfen, da sie keine parlamentarisch verantwortliche Regierung vorsah. Aus einem anderen Grund lehnte der König den Entwurf ab: Die Autoren wollten ihm gewisse Prärogativen entziehen. Damit war das Schicksal der Vorlage besiegelt. Die Regierung zog sie zurück.

Eine Verfassung, die aus den Schwächen und dem Versagen des früheren parlamentarischen Systems Konsequenzen zog und den Grund für eine funktionstüchtige repräsentative Demokratie legte, und ein Wahlgesetz, das der Wahlmanipulation örtlicher oder zentraler Autoritäten und der Zersplitterung der Parteien einen Riegel vorschob, hätte das Ende der Militärdiktatur, zugleich aber auch eine Art nachträgliche Rechtfertigung derselben bedeutet. Zu diesem historischen Schritt war Primo de Rivera nicht bereit und wohl auch nicht fähig. Fatal aber war für ihn letztlich der Verlust der Unterstützung durch das Militär, hervorgerufen durch eine Heeresreform, die den Offiziers- und Mannschaftsbestand massiv vermindern sollte. Am 26. Januar 1930 sah sich der Diktator genötigt, den zehn regionalen Generalkapitanen die Vertrauensfrage zu stellen. Sie fiel negativ aus. Alfons XIII. veranlaßte Primo de Rivera daraufhin am 28. Januar zum Rücktritt. Der gestürzte Machthaber begab sich ins freiwillige Exil nach Paris, wo er knapp sieben Wochen später an seiner Zuckerkrankheit starb.

Sein Nachfolger, General Dámaso Berenguer, ein politischer Gegner Primo de Riveras und bisher Chef des Königlichen Militärkabinetts, machte die Heeresreform rückgängig und entließ zahlreiche Beamte, die sein Vorgänger eingesetzt hatte. Die von Berenguer proklamierte Rückkehr zur Verfassung von 1876 wies keinen Ausweg aus der Krise. Im August 1930 schlossen sich republikanische und sozialistische Politiker mit Führern der katalanischen Linken im «Pakt von San Sebastián» zu einem Bündnis für Reformen und die Einführung der Republik zusammen. Maßgebliche Intellektuelle wie Ortega und der nach Spanien zurückgekehrte Marañon sprachen sich nunmehr offen für die Republik aus, und auch im Heer begannen sich die republikanisch gesinnten Offiziere organisatorisch zusammenzuschließen.

Am 18. Februar 1931 wurde Berenguer durch Admiral Juan Bautista Aznar abgelöst, der auch den früheren liberalen Ministerpräsidenten Graf Alvaro de Romanones in sein Kabinett aufnahm und Berenguer als Kriegsminister behielt. Bei den Gemeindewahlen vom 12. April 1931 (die die Regierung ausschrieb, um Wahlen auf nationaler Ebene noch hinausschieben zu können) siegten die Republikaner und Sozialisten in den größeren Städten, während auf dem Lande (und damit in Spanien insgesamt) die Monarchisten die Oberhand gewannen. Die Regierung mit Aznar an der Spitze betrachtete den Wahlausgang in einer panikartigen Reaktion als Plebiszit für die Republik. Tatsächlich wurde in mehreren Städten, darunter in Madrid, die Republik ausgerufen – die Zweite Republik, denn schon einmal, 1873/74, war Spanien eine Republik gewesen. Dem Ultimatum eines Revolutionskomitees unter Niceto Alcalá Zamora beugte sich am 14. Dezember auch König Alfons XIII.: Er verließ Spanien, ohne auf seine Thronrechte zu verzichten, auf dem Seeweg von Cartagena nach Marseille.

Der Sturz der Monarchie war das Ergebnis des Unvermögens der Militärdiktatur, die Probleme zu lösen, an denen das parlamentarische System 1923 gescheitert war: die Agrarfrage, das Verhältnis von Zentralgewalt und Regionen, die Stellung von Kirche und Militär, die Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols gegenüber den Kräften der Anarchie. Die letzteren traten bereits kurz nach dem Regimewechsel den Beweis an, daß sie aus der Geschichte nichts gelernt hatten: Auf Gerüchte hin, die Monarchisten bereiteten Anschläge auf die Republik vor, wurden in der Nacht zum 11. Mai 1931 in Madrid, anschließend auch in anderen Teilen Spaniens und besonders in Andalusien zahllose Klöster und Kirchen niedergebrannt.

Aus den Wahlen zu den Verfassunggebenden Cortes am 28. Juni 1931 gingen die Sozialisten mit 114 Sitzen als stärkste Fraktion hervor; zusammen mit den linksrepublikanischen Parteien, auf die 125 Abgeordnete entfielen, und regionalistischen Gruppen verfügten sie über eine regierungsfähige Mehrheit. Die Opposition bestand aus 89 antisozialistischen und antiklerikalen Radikalen sowie aus zersplitterten Gruppen von Liberalen, Rechtsrepublikanern, Agrariern und Traditionalisten (oder Karlisten). Die Monarchisten hatten zum Boykott der Wahlen aufgerufen und waren im Parlament nicht vertreten.

Am 9. Dezember 1931 nahm die Konstituante mit 175 gegen 59 Stimmen die Verfassung der spanischen Republik an. Sie war liberal und strikt laizistisch gehalten, stellte ausdrücklich fest, daß der spanische Staat keine offizielle Religion habe, wies religiösen Bekenntnisgemeinschaften den Status von Vereinen zu, beseitigte den bisherigen Haushalt für die Geistlichkeit, gab allen Männern und Frauen, die das 23. Lebensjahr vollendet hatten, das gleiche aktive und passive Wahlrecht, schützte das Privateigentum, erlaubte aber eine Enteignung, in der Regel gegen Entschädigung, zum Zweck des sozialen Nutzens und ließ die Bildung autonomer Regionen innerhalb des spanischen Einheitsstaates zu. Der Präsident der Republik wurde von den Mitgliedern der Cortes und von einer gleich großen Zahl von Wahlmännern und -frauen auf die Dauer von sechs Jahren gewählt; er hatte, abgesehen vom Recht der Parlamentsauflösung, überwiegend repräsentative Funktionen. Die Minister hingen vom Vertrauen der Cortes ab. Im Interesse der Staatssicherheit konnte die Regierung bestimmte Grundrechte durch eine Verordnung vorbehaltlich der nachträglichen Zustimmung der Cortes zeitweise außer Kraft setzen.

Spanien hatte, so schien es, seine autoritäre Transformation hinter sich und eine demokratische Zukunft vor sich. Doch die antirepublikanische Rechte besaß, auch wenn sie auf eine parlamentarische Vertretung verzichtet hatte, noch immer einen starken Rückhalt in der Gesellschaft, und das nicht nur in deren obersten Schichten. Die republikanischen Kräfte waren ihrerseits zutiefst in sich gespalten. Das zeigte sich schon bei der Agrarreform von 1932. Die bürgerlichen Republikaner wollten das enteignete Land der Großgrundbesitzer an landarme Bauern verteilen; ihre sozialistischen Koalitionspartner erstrebten eine Verstaatlichung und kollektive Bewirtschaftung der Latifundien. Das Gesetz vom September 1932 war ein Kompromiß: Es gab der Regierung weitreichende Enteignungsbefugnisse, überließ die Frage der privaten oder kollektiven Bewirtschaftung des enteigneten Bodens aber den Landgemeinden, was zu einer erheblichen Verzögerung bei der praktischen Umsetzung der Reform führte und wachsende Unzufriedenheit in der Landbevölkerung zur Folge hatte.

Auch die Sozialisten waren in sich gespalten: Der Parteivorsitzende und Präsident der Cortes, Julián Besteiro, wollte die Verwirklichung der sozialistischen Gesellschaftsordnung dem demokratischen Prozeß, also einer ferneren Zukunft überlassen. Arbeitsminister Francisco Largo Caballero hingegen, der 1932 an die Spitze des PSOE trat, bewegte sich unter dem Eindruck des Wachstums der anarchosyndikalistischen CNT nach links und wurde immer mehr zum Verfechter eines kompromißlosen Klassenkampfes, ja der Diktatur des Proletariats. Einig waren sich die Sozialisten und die Linksrepublikaner, die seit Dezember 1931 mit dem scharf antiklerikalen Manuel Azaña y Diaz den Ministerpräsidenten der Koalitionsregierung stellten, immerhin in der Katalonien-Frage: Am 9. Dezember 1932 erhob das «Katalanische Institut» das Katalanische neben dem Spanischen zur Amtssprache; Katalonien erhielt ein eigenes Parlament, eine eigene Regierung, die Generalitat, und eine weitreichende Verwaltungsautonomie.

Auf der gemäßigten Rechten formierte sich im Februar 1933 unter Führung des Rechtsanwalts José Maria Gil Robles y Quiñones die Confederación Española de Derechas Autónomas (CEDA), eine christlich-konservative Partei, die die Frage Republik oder Monarchie offen hielt und sich an der päpstlichen Soziallehre orientierte, also eine berufsständische Erneuerung der Gesellschaft befürwortete. Die CEDA bildete einen Teil der Acción Popular, einer konservativen Sammlungsbewegung, in der Gil Robles ebenfalls eine maßgebende Rolle spielte. Rechts von der CEDA standen die Monarchisten, die sich teils in der Alfons XIII. ergebenen Renovación Española, teils bei den «Karlisten», den Anhängern der absoluten Monarchie, sammelten.

Weit radikaler noch traten die milizartig organisierten, im Oktober ins Leben gerufenen Juntas de Ofensiva Nacional-Sindicalista (JONS) auf, die sich für eine umfassende Rekatholisierung Spaniens einsetzten. Die äußerste Rechte aber bildeten nicht sie, sondern die Falange Española, ein im Oktober 1933 von José Antonio Primo de Rivera, dem Sohn des Diktators, gegründeter, dem Beispiel der italienischen Faschisten nacheifernder Kampfverband. Im Februar 1934 schlossen sich die JONS und die Falange unter Führung José Antonio Primo de Riveras zu einer einzigen Organisation zusammen: der Falange Española de las Juntas de Ofensiva Nacional-Sindicalista. Äußeres Erkennungszeichen waren die blauen Hemden, die ihre Mitglieder trugen. Außerdem gab es noch eine rechte Fronde, innerhalb des Militärs: die Unión Militar Española (UME), die vorrangig die von Azaña durchgesetzte Militärreform und besonders deren Kern, die Verkleinerung des Offizierskorps und die Unterstellung des Militärs unter die Kontrolle der (ihrerseits parlamentarisch kontrollierten) Regierung, bekämpfte.

Im September 1933 zerbrach die Koalition der Sozialisten und Republikaner. Aus den Neuwahlen gingen die Rechten als Sieger hervor. Sie kamen auf 217 Sitze; auf die Mitte entfielen 163, auf die Linke lediglich 93 Abgeordnete. Über eine tragfähige Mehrheit aber verfügte die Rechte nicht. Das Ergebnis schwieriger Verhandlungen war eine Minderheitsregierung aus Radikalen und Unabhängigen unter dem bürgerlichen Radikalen Alejandro Lerroux, die auf die parlamentarische Unterstützung der CEDA angewiesen war. Mit der ersten Regierung Lerroux endete die zweijährige Reformphase der spanischen Republik, das «bienio de reformas». Es begann das schwarze Doppeljahr, das «bienio negro», in dem viele Reformen der ersten Phase außer Kraft gesetzt wurden. Die Nutznießer der Revision waren die Kirche und die Großgrundbesitzer: Antiklerikale Gesetze wurden aufgehoben, frühere Eigentümer erhielten beschlagnahmtes Land zurück.

Das Erstarken der Rechten war auch eine Reaktion auf die zunehmende Militanz der Anarchosyndikalisten der CNT, die im Laufe des Jahres 1933 immer mehr Zulauf hatte und im Dezember einen regelrechten Aufstand gegen die Regierung zu entfesseln versuchte. Die Rücknahme der Agrarreform steigerte den Radikalismus auf Seiten der Linken. Im Mai 1934 riefen die Gewerkschaften zu einem Landarbeiterstreik auf. Daran beteiligten sich auch die UGT Largo Caballeros und die bislang gemäßigte sozialistische Landarbeitergewerkschaft, die nunmehr die soziale Revolution propagierte. Die Regierung erklärte den Ausstand für illegal und organisierte Notmaßnahmen zur Einbringung der Ernte. Die Streikbewegung, die zeitweise auch auf Madrid und andere Städte übergriff, erreichte keines ihrer Ziele. Sie trug aber erheblich zur weiteren gesellschaftlichen und politischen Polarisierung Spaniens bei.

Anfang Oktober gingen die Radikalen eine reguläre Koalition mit der CEDA ein, wobei Lerroux erneut das Amt des Ministerpräsidenten übernahm. Da Gil Robles sich in den Monaten zuvor immer mehr nach rechts bewegt hatte, erklärte Largo Caballero den Regierungseintritt der CEDA zur Machtergreifung des Faschismus nach italienischem und deutschem Vorbild und rief die Arbeitermassen zum Generalstreik auf. In den meisten Städten brachen die proletarischen Aktionen, an denen die Anarchisten sich nicht beteiligten, nach wenigen Tagen zusammen. Nicht so in Katalonien und Asturien: In Barcelona proklamierte die Generalitat unter Lluis Companys, dem Führer der Esquierra Republicana de Catulunya (Republikanische Linke Kataloniens), am 6. Oktober die Unabhängigkeit Kataloniens innerhalb einer spanischen Bundesrepublik. Die Regierung ließ die Erhebung mit Hilfe des Militärs niederschlagen; die Autonomie Kataloniens wurde suspendiert.

In Asturien weitete sich der Generalstreik zum Bergarbeiteraufstand, ja zum regionalen Bürgerkrieg aus, in dessen Verlauf die Städte Oviedo und Gigon in die Hände der proletarischen Revolutionäre fielen und die Räterepublik proklamiert wurde. Die Regierung setzte auch hier Militär ein, darunter auf Anraten der kommandierenden Generäle Manuel Goded Llopis und Francisco Franco die Fremdenlegion, die entscheidenden Anteil am Sieg über die Rifkabylen in Spanisch-Marokko gehabt hatte. Nach zwei Wochen war der Aufstand, an dem sich bis zu 30.000 Bergarbeiter beteiligt hatten, niedergeworfen. Den zahllosen «roten» Greueltaten folgten womöglich noch schrecklichere der «Weißen». Die Zahl der Toten lag bei 1300, die der Verwundeten bei 3000. Im Anschluß an die fehlgeschlagene «Oktoberrevolution» kam es zu Zehntausenden von Verhaftungen. Zwanzig Führer der Aufstände wurden zum Tode verurteilt, zwei von ihnen exekutiert. Gegen die Begnadigung der übrigen, darunter Companys, durch Präsident Alcalá Zamora protestierte die CEDA, die deswegen zeitweilig sogar vorübergehend die Regierung verließ. Caballero und mehrere seiner Kampfgefährten wurden zu dreißig Jahren Gefängnis verurteilt. Daß sie diese Strafe voll würden verbüßen müssen, glaubte kaum jemand.

Es folgten erbitterte parlamentarische Kämpfe zwischen der Linken und der Rechten über die Niederschlagung der Oktoberaufstände, weitere Rücknahmen von Reformen, im Mai 1935 die Ernennung von Gil Robles zum Kriegsminister sowie die von diesem verfügte Ernennung von General Franco zum Generalstabschef und schließlich Ende 1935 die Aufdeckung von Korruptionsskandalen, in die führende Politiker der Radikalen verwickelt waren. Präsident Zamora sah angesichts der zunehmenden Instabilität schließlich keine Alternative mehr zur Auflösung der Cortes. Sie erfolgte am 7. Januar 1936. Rund eine Woche später, am 15. Januar, schlossen sich Linksrepublikaner, Sozialisten und Kommunisten zur «Volksfront» (Frente Popular) zusammen und stellten eine gemeinsame Kandidatenliste auf. Auf Drängen Caballeros faßten die Sozialisten den verhängnisvollen Beschluß, im Fall eines Wahlsieges der Linken keine Ministerämter zu übernehmen. Die Anarchisten, die die Wahlen bisher boykottiert hatten, beteiligten sich am 16. Februar 1936 erstmals an einem Urnengang.

Die Volksfront war die Gewinnerin der Wahl. Auf sie entfielen 4,2 Millionen Stimmen, auf die Rechte, die als «Nationale Front» angetreten war, knapp 3,8 Millionen, auf die Mitte etwa 680.000. Das Wahlgesetz prämierte die stärkste Liste und verhalf der Linken zu 278 Abgeordneten und damit zur absoluten Mehrheit. Davon entfielen 100 Sitze auf die Sozialisten, 87 auf die Izquierda Republicana, 36 auf die katalanische Linke und 17 auf die Kommunisten. Die Opposition kam auf 134, die Mitte einschließlich der 10 Basken auf 55 Mandate. Da der PSOE, die größte Fraktion, auf seiner Wahlaussage beharrte und keine Minister stellte, verständigten sich die Parteien der Volksfront darauf, den Regierungschef der Jahre 1931 bis 1933, Manuel Azaña y Diaz, einen bürgerlichen Republikaner, erneut zum Ministerpräsidenten zu machen. Eine der ersten Amtshandlungen der neuen Regierung bestand darin, die Generäle Franco und Goded auf Kommandostellen fern des Machtzentrums abzuschieben: Franco auf die Kanarischen Inseln, Goded auf die Balearen.

Auf eine Stabilisierung der inneren Lage deutete im Frühjahr 1936 nichts hin. Viele Siegesparaden der Linken schlugen in Krawalle, Angriffe auf Kirchen und Zeitungsredaktionen sowie die Stürmung von Gefängnissen um. Zu den Befreiten gehörten auch Companys und Caballero. Auf dem Land prallten plündernde Landarbeiter und Guardia Civil aufeinander; Pistoleros der Falange und der Federación Anarquista Iberica verübten Attentate auf politische Gegner; große Teile der CEDA-Jugend liefen, angeführt von Francos Schwager Serrano Suñer, zur Falange über; Largo Caballero, seit 1932 Vorsitzender des PSOE, kündigte in vielen Reden im ganzen Land unter dem Beifall von Sozialisten und Kommunisten die nahende proletarische Revolution an. Um dieselbe Zeit bereiteten militärische Verschwörer unter der Ägide von General Emilio Mola Vidal den Sturz der Volksfrontregierung vor; zu den Beteiligten gehörte neben Franco und Goded auch General José Sanjurjo, der bereits im August 1932 einen ersten, rasch niedergeschlagenen, Putschversuch gegen die Republik unternommen hatte. Die Falange des inzwischen inhaftierten José Antonio Primo de Rivera und die Monarchisten, sowohl die Karlisten wie die Anhänger Alfons’ XIII., waren in die Planungen einbezogen. Gil Robles wußte vom Vorhaben Molas, spielte aber bei der Vorbereitung des Unternehmens keine aktive Rolle.

Im Mai 1936 wechselte Azaña ins Amt des Staatspräsidenten. Neuer Ministerpräsident wurde der Linksrepublikaner Santiago Casares Quiroga, der deutlich links von seinem Vorgänger stand. Die neue Regierung forcierte die steckengebliebene und teilweise rückgängig gemachte Agrarreform, konnte damit aber nicht verhindern, daß es weiterhin zu Landarbeiterstreiks und illegalen Landbesetzungen kam. In der ersten Julihälfte verging kaum ein Tag ohne politische Morde. Am 12. Juli wurde ein Leutnant der republikanischen Guardia de Asalto (Sturmgarde), José Castillo, von Falangisten ermordet. Es war ein Racheakt: Castillo hatte im April bei einem Feuergefecht einen prominenten Falangisten erschossen. Die Reaktion der Sturmgardisten war die Ermordung eines der bekanntesten Politiker der Rechten, des monarchistischen Abgeordneten und ehemaligen Finanzministers Calvo Sotelo. Er wurde in der Nacht vom 12. zum 13. Juli 1936 von uniformierten Angehörigen der Guardia de Asalto aus seiner Madrider Wohnung geholt, in ein Auto gezwungen und dort durch Genickschüsse getötet.

Der Mord an Calvo Sotelo schockierte das bürgerliche Spanien zutiefst und beschleunigte die Umsturzplanung der militärischen Fronde. Unter dem Eindruck des Verbrechens der Sturmgarde stellten die Karlisten ihre verbliebenen Differenzen mit den Verschwörern zurück. Als Termin für das Losschlagen setzte Mola den 17. Juli, 17 Uhr, fest; das Signal zur nationalen Erhebung gegen das Spanien der Volksfront sollte von der Garnison in Melilla in Spanisch-Marokko kommen. Damit lag der Plan für eine Aktion fest, die die spanische Krise schlagartig in eine europäische verwandelte: die Auslösung des Spanischen Bürgerkrieges.

In den Jahren zwischen 1931 und 1936 war, um den Historiker  Walther L. Bernecker zu zitieren, das «Grundproblem der spanischen Gesellschaft deutlich geworden, das die Modernisierung und die Durchführung einer ‹bürgerlichen› Revolution in Spanien verhinderte: Es war die Konfrontation zwischen der grundbesitzenden und in archaischen Strukturen verwurzelten Oligarchie mit ihren Verbündeten, die zu keinerlei Veränderung ihrer aus dem 19. Jahrhundert überkommenen Stellung bereit waren, und den Sektoren der Land- und Industriearbeiter, die in der Republik das Vehikel zur Überwindung ihrer überkommenen Benachteiligung erblickten und sich, nachdem sie in ihrer Hoffnung auf schnelle Veränderung ihrer Situation enttäuscht worden waren, von der bürgerlich-demokratischen Republik ebenso abwandten, wie ihre ‹Klassenfeinde› dies bereits getan hatten. Der Bürgerkrieg war das Ergebnis dieser unüberbrückbaren Gegensätze und der verzweifelte Versuch zuerst der Rechten, in Reaktion darauf dann auch der Linken, ihr Gesellschafts-, Wirtschafts- und Staatsmodell, das mit reformistisch-friedlichen Mitteln nicht zu erreichen war, gewaltsam durchzusetzen.»

Doch es waren nicht nur soziale Strukturen und kollektive Mentalitäten, die in der Zeit der Zweiten Republik aufeinanderprallten. Es waren Akteure aus Fleisch und Blut, die Verantwortung für die zunehmende Polarisierung trugen: Politiker wie Manuel Azaña, der, unterstützt von der gesamten Linken, dem katholischen Spanien den Kampf ansagte und damit Menschen verprellte, die die Republik bei einer einfühlsameren Politik vielleicht für sich hätte gewinnen können; wie Gil Robles, der seine Vision von einer berufsständisch geordneten Gesellschaft, wenn es dafür keine parlamentarische Mehrheit gab, notfalls auch mit Hilfe des Militärs verwirklichen wollte; wie Largo Caballero, der sich immer mehr als «spanischer Lenin» fühlte und feiern ließ und nach seinem Linksruck eher kommunistische als sozialdemokratische Positionen vertrat. Eine Kompromißpolitik, sei es in Form von Mitte-rechts- oder Mitte-links-Bündnissen, war infolge der Radikalisierung der ursprünglich eher gemäßigten Kräfte immer weniger möglich. Davon profitierten die Extremisten der Linken und der Rechten: die Anarchisten und Anarchosyndikalisten auf der einen, die vereinten Faschisten und Nationalsyndikalisten auf der anderen Seite. Der äußersten Rechten war auch der nationalistische Flügel des Offizierskorps zuzurechnen. Von ihm sollte im Sommer 1936 der entscheidende Anstoß zu jenem dreijährigen blutigen Bürgerkrieg ausgehen, in dem sich die seit langem aufgestauten inneren Konflikte Spaniens entluden.[19]

Evolution der Demokratie: Von Schweden bis zur Schweiz

Verglichen mit den Staaten des Mittelmeerraumes und des Balkans boten die drei skandinavischen Königreiche in der Zwischenkriegszeit ein fast schon idyllisches Bild. Schweden, Norwegen und Dänemark waren im Ersten Weltkrieg neutral geblieben; sie hatten erst vom drastisch ansteigenden Export an die kriegführenden Mächte profitiert, dann aber, seit 1917, unter dem deutschen U-Boot-Krieg schwer zu leiden gehabt. In den Jahren zwischen der Nachkriegsdepression und der Weltwirtschaftskrise zeichneten sich ihre Volkswirtschaften durch hohe Wachstumsraten aus; trotz Massenarbeitslosigkeit nach 1929 geriet das demokratische System in keinem der drei Staaten in eine ernste Krise. In Dänemark, Schweden und Norwegen gewann die Sozialdemokratie nach 1918 mehr oder minder stetig an Einfluß. In den dreißiger Jahren war sie die stärkste politische Kraft Nordeuropas, die dort, wo sie regierte, tiefgreifende soziale Reformen durchsetzen konnte.

Unmittelbar nach Kriegsende sprach zunächst wenig für eine solche Entwicklung: Die Arbeiterbewegung spaltete sich auch in Skandinavien. Den Anfang machte Schweden, wo sich 1917 der linke Flügel der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei aus Protest gegen die Bildung einer Koalition aus Liberalen und Sozialdemokraten von der Mutterpartei trennte und als Unabhängige Sozialistische Partei verselbständigte. 1921 spalteten sich dann auch die Unabhängigen: Die Mehrheit konstituierte sich als Kommunistische Partei, die Mitglied der Dritten Internationale wurde. Das war aber noch nicht das Ende des Spaltungsprozesses. Wegen Widerstands gegen die Linie der Komintern wurden 1923 die Parteiführung um Carl Höglund und etwa 3000 ihrer Anhänger aus der Kommunistischen Internationale ausgeschlossen, woraufhin sie eine neue Partei, die Unabhängige Kommunistische Partei, gründeten. 1929 ereilte die zunächst moskauloyale KP unter Karl Kilbom dasselbe Schicksal: Sie wurde wegen Rechtsabweichung aus der Komintern ausgeschlossen und nannte sich fortan Nationalkommunistische Partei. Die Rest-KP blieb eine Splitterpartei. Die Linkssozialisten hatten sich bereits 1923 wieder der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei angeschlossen.

Anders als in Schweden übernahmen in Norwegen im Frühjahr 1918 die Radikalen die Führung der Norwegischen Arbeiterpartei. Im März 1919 beteiligte sich die Arbeiterpartei an der Gründung der Kommunistischen Internationale; der gemäßigte Flügel konstituierte sich 1921 als Norwegische Sozialdemokratische Arbeiterpartei, die aber nur eine Minderheit der Arbeiterschaft repräsentierte. Der Vorsitzende der nach links gerückten Arbeiterpartei, Martin Tranmael, war aber ebensowenig wie sein schwedischer Genosse Carl Höglund ein «Bolschewik», sondern ein Verfechter innerparteilicher Demokratie. Im September 1923 kam es zum endgültigen Bruch mit Moskau: Ein Kongreß der Arbeiterpartei beschloß den Austritt aus der Komintern; der Rest bildete die Kommunistische Partei Norwegens, die wie ihre schwedische Schwester eine Splitterpartei blieb. 1927 schlossen sich die Arbeiterpartei und die Sozialdemokratische Partei wieder zu einer Partei zusammen und legten damit den Grundstein für deren Aufstieg zur größten Partei des Königreichs. Sehr viel später als in Schweden und Norwegen, nämlich erst 1922, kam es in Dänemark zur Gründung einer Kommunistischen Partei. Sie gelangte über eine Kümmerexistenz nicht hinaus: Bei den Wahlen von 1924 entfielen auf sie etwa 6000, auf die Sozialdemokraten knapp 470.000 Stimmen.

Schweden trat mit zwei wichtigen verfassungspolitischen Neuerungen in die Nachkriegszeit ein: 1919 wurde das allgemeine gleiche Männerwahlrecht für die erste und das Frauenwahlrecht für die zweite Kammer des Reichstags eingeführt. Im Jahr darauf gab sich die Schwedische Sozialdemokratische Arbeiterpartei ein neues, reformistisches Programm, das eine progressive Einkommenssteuer, eine hohe Erbschaftssteuer und eine Arbeitslosenversicherung, aber auch eine Vergesellschaftung von Großbetrieben und eine Staatskontrolle über private Unternehmungen forderte. Im März 1920 beauftragte König Gustav V. den Vorsitzenden der Sozialdemokraten, Hjalmar Branting, mit der Regierungsbildung. Kriegsminister dieser ersten von Sozialdemokraten geführten Regierung der Welt, die ohne vorhergehenden Umsturz an die Macht gelangte, wurde der Redakteur Per Albin Hansson, einer der Väter des neuen Parteiprogramms.

Das erste Kabinett Branting blieb, da es mit seinem Gemeindesteuerprogramm scheiterte, nur wenige Monate im Amt. Bei den Wahlen von 1920 stieg die Sozialdemokratie zur stärksten Partei auf. Branting bildete erneut die Regierung. Im April 1923 trat er, nachdem er sich mit dem Plan einer Arbeitslosenunterstützung nicht hatte durchsetzen können, zurück. Sein Nachfolger, der konservative Ernst Trygger, tat denselben Schritt, als die Wahlen vom Herbst 1924 an der Kräfteverteilung in der zweiten Kammer nichts Wesentliches änderten. Es folgten Minderheitskabinette erst unter sozialdemokratischer, dann von 1926 bis 1928 unter freisinniger, von 1928 bis 1930 unter konservativer und von 1930 bis 1932 wieder unter freisinniger Führung. Die erste rein sozialdemokratische Regierung bildete 1932 Per Albin Hansson. Er war nach Brantings Tod im Jahr 1925 an die Spitze der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei getreten.

Eine der wichtigsten innenpolitischen Streitfragen war die Prohibition. Zu den Vorkämpfern eines völligen Verbots der Herstellung und des Verkaufs von alkoholischen Getränken gehörte der Führer der Volksfreisinnigen, Gustav Ekman, der von 1926 bis 1928 und von 1930 bis 1932 das Amt des Ministerpräsidenten innehatte. Ein konsultatives Referendum, ermöglicht durch eine Verfassungsänderung aus der Zeit der zweiten Regierung Branting, erbrachte im August 1922 aber lediglich ein Staatsmonopol, verbunden mit einer scharfen Prohibition des Verkaufs alkoholischer Getränke. (In Norwegen und Finnland waren schon 1919 Prohibitionsgesetze verabschiedet worden, die 1926 beziehungsweise 1932 wieder aufgehoben wurden; in Norwegen beide Male auf Grund von Volksbefragungen.)

Nach 1929 geriet auch Schweden in den Strudel der Weltwirtschaftskrise. 1931 mußte das nordische Königreich im Sog Großbritanniens den Goldstandard aufgeben. Im Herbst 1932 beging Schwedens mächtigster Unternehmer, Ivar Kreuger, der Mann an der Spitze des marktbeherrschenden Streichholzkonzerns Svenska Tändsticks AB (STAB), und, was so gut wie niemand wußte, ein betrügerischer Spekulant großen Stils, in Paris Selbstmord. Sein Tod löste den «Kreuger-Krach», den Zusammenbruch seines Finanzimperiums, aus.

Nach den Wahlen vom September 1932 gelangten wieder die Sozialdemokraten, die die absolute Mehrheit nur knapp verfehlten, an die Macht. Mit einer kurzen Unterbrechung im Jahr 1936 stellten sie fortan bis 1976 den Ministerpräsidenten; bis zu seinem Tod im Oktober 1945 war Per Albin Hansson Inhaber dieses Amtes. In seiner Regierungszeit beschleunigte sich der Wandel der Agrar- zur Industriegesellschaft: 1920 waren 44 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung in der Land- und Forstwirtschaft sowie in der Fischerei beschäftigt, 1940 nur noch 29; der Anteil der in der Industrie beschäftigten Personen stieg von 35 auf 36 Prozent. Die Arbeitslosigkeit, die im März 1933 ihren Höhepunkt erreichte, bekämpfte die regierende Koalition aus Sozialdemokraten und Bauernbund mit Notstandsarbeiten, Stützungsmaßnahmen für die Landwirtschaft und Einfuhrbeschränkungen. Hanssons soziale Vision war das «Volksheim» (folkhemmet), das er 1928 in einer Rede vor der zweiten Kammer beschrieb: eine auf der Versöhnung der Klassengegensätze beruhende Gesellschaft, die die Grundlage eines spezifisch sozialdemokratisch gefärbten Patriotismus bilden sollte.

«In einem guten Heim sind Gleichheit, Rücksicht, Zusammenarbeit und Hilfsbereitschaft die Hauptregeln», erläuterte Hansson den Begriff «Volksheim». «Wenn man dies alles auf das Heim einer Nation und eines Bürgers überträgt, dann bedeutet dies das Verschwinden der sozialen Barrieren, die heute die Bürger trennen.» Der Begriff «Volksheim» entstammte ursprünglich der bäuerlich-konservativen Vorstellungswelt des frühen 20. Jahrhunderts. Er war nicht zuletzt eine Antwort auf eine traumatische Erfahrung: die Armutsemigration, durch die Schweden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein Viertel seiner Bevölkerung verloren hatte. Seit den dreißiger Jahren wurde «Volksheim» in den Worten des deutschen Skandinavisten Bernd Henningsen zum «Topos der wohlfahrtsstaatlichen Ziviltheologie» der schwedischen Sozialdemokratie und darüber hinaus zu einem Merkmal der skandinavischen «Konsensdemokratie». Der zentrale Gedanke war der der sozialen Sicherheit (trygghet), die zu gewährleisten eine Verpflichtung des Staates war. Die Sicherheit verlangte eine Umverteilung der ökonomischen Ressourcen und eine Förderung der gesellschaftlichen Gleichheit. Vor diesem Hintergrund erschienen soziale Ausgaben nicht mehr als finanzielle Belastung des Staates, sondern als Investition zur Ankurbelung der Wirtschaft, in die Sicherung des sozialen Friedens und die Festigung der Demokratie.

1934 setzte die Regierung Hansson eine vom Staat unterstützte freiwillige Arbeitslosenversicherung durch, der 1935 ein Volkspensionsgesetz folgte, das die unzulängliche, 1913 eingeführte allgemeine «Volksrente» ablöste: zwei Säulen des schwedischen Wohlfahrtsstaates, der sich damals herauszubilden begann. 1937 wurden Gesetze über Mutterhilfe, Kinderfürsorge und die bedingte Legalisierung von Abtreibungen verabschiedet, 1938 das Recht der Arbeitnehmer auf einen zweiwöchigen Jahresurlaub verankert. Zum «schwedischen Modell» gehörte wesentlich auch die Zusammenarbeit zwischen Arbeit und Kapital, wie sie 1938 im Badeort Saltsjöbaden bei Stockholm zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden vereinbart wurde: Auf freiwilliger Basis sollten strittige Fragen, möglichst ohne Streiks und Aussperrungen, einvernehmlich geregelt werden. Der Staat war an den Absprachen nicht unmittelbar beteiligt; er förderte aber die Kooperation der Tarifpartner, weil sie es ihm erleichterte, ein immer dichteres Netz der sozialen Sicherheit zu knüpfen.

Das «Volksheim» hatte jedoch auch seine Kehrseite: den Konformitätsdruck, der jedem, auch einem milden Kollektivismus innewohnt. In einer Hinsicht war die schwedische Spielart des Kollektivismus im übrigen keineswegs milde: im Hinblick auf die sozialdarwinistische Ausgrenzung, ja Unterdrückung von als sozial minderwertig eingestuften Menschen. Bereits 1922 wurde mit breiter, parteiübergreifender Unterstützung in Uppsala das weltweit erste staatliche Institut für Rassenbiologie gegründet. Dahinter stand die gemeinsame Überzeugung rechter und linker Eugeniker, daß die Gesamtheit für eine gesunde Selektion des Nachwuchses zu sorgen hatte. Einig waren sich Rechte und Linke auch darin, daß dem unübersehbaren Geburtenrückgang mit einer «pronatalistischen» Politik entgegengewirkt werden mußte – mit Maßnahmen zugunsten von Eltern, die als erbbiologisch wertvoll zu betrachten waren.

Als minderwertig galten den Eugenikern namentlich Schwachsinnige – ein Begriff, unter dem zunehmend auch Asoziale und Frauen von ausgeprägter sexueller Promiskuität verstanden wurden. Ein erstes Sterilisierungsgesetz erging 1935 unter der Regierung Hansson, ebenso das zweite, deutlich verschärfte von 1941. Die Zustimmung der Betroffenen zur Sterilisierung verlor dabei immer mehr an Bedeutung. Bei für unmündig erklärten Personen war die Einwilligung nicht erforderlich. Von Freiwilligkeit konnte aber auch bei als rechtsmündig eingestuften Menschen meist nicht die Rede sein. Dazu war der indirekte Zwang zu massiv.

Konservative Eugeniker neigten dazu, die höheren Gesellschaftsschichten als erbbiologisch besonders wertvoll einzuschätzen und den Unterschichten dieses Prädikat zu versagen. Rechte Rassebiologen unterschieden zudem zwischen höher- und minderwertigen Rassen. Die vom amerikanischen Taylorismus geprägten sozialdemokratischen Befürworter eines «social engineering», obenan Alva und Gunnar Myrdal, zwei spätere Nobelpreisträger (Gunnar 1974 für Wirtschaftswissenschaften, seine Frau Alva 1982 für Verdienste um den Weltfrieden), dachten ebenfalls in den Kategorien von «superioren» und «inferioren» Eltern, lehnten aber eine Rassenhierarchie ebenso ab wie die Gleichsetzung von gehobenem gesellschaftlichen Status und hoher erbbiologischer Qualifikation. Sie setzten auf eine Verbesserung der Wohnverhältnisse, der Volksgesundheit und der Volksbildung.

Gleichwohl gab es einen erheblichen Fundus an Übereinstimmung von linker und rechter Eugenik. Der biologische Auslesegedanke war beiden gemeinsam; Linke und Rechte wollten die Zahl der «Minderwertigen» vermindern und den persönlichen Willen der Einzelnen den vermeintlichen Interessen des Kollektivs unterordnen. In den Worten der deutschen Historikerin Ann-Judith Rabenschlag: «Für die Rassebiologen war dieses Kollektiv die Rasse, für die Sozialingenieure das Volksheim.»

Eine Konsequenz aus dem sozialdarwinistischen Auslesegedanken zogen die schwedischen Eugeniker aber nicht: Sie wurden keine Anwälte der «Euthanasie», wie sie bereits 1920, also lange vor der nationalsozialistischen Herrschaft, zwei bekannte deutsche Wissenschaftler, der Strafrechtler Karl Binding und der Psychiater Alfred Hoche, in ihrem Buch «Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens» forderten. Die beiden Autoren lieferten damit auch eine nachträgliche Rechtfertigung einer nach 1914 nicht nur in Deutschland üblichen Praxis: Geisteskranke waren in den Hungerjahren des Ersten Weltkrieges gezielt unterernährt worden, so daß die Zahl der Todesfälle in den «Irrenanstalten» erheblich anstieg.

In Norwegen, das erst seit der Auflösung der Union mit Schweden im Jahr 1905 ein unabhängiger Staat war, konnten die bürgerlichen Parteien länger als in Schweden ihre Vormachtstellung behaupten. Die beherrschende Figur war bis Mitte der dreißiger Jahre der Führer der bürgerlichen «Venstre» (Linke), Johann Ludwig Mowinckel, der in den Jahren 1924 bis 1926, von 1928 bis 1931 und zuletzt von 1933 bis 1935 an der Spitze der Regierung stand. Die Sozialdemokraten konnten erstmals im Januar 1928, nachdem sie bei den Wahlen zum Storting die stärkste Partei geworden waren, den Ministerpräsidenten stellen. Doch für ihr sozialistisches Programm gab es keine parlamentarische Mehrheit: Schon nach zwei Wochen wurde die von Christopher Hornsrud geführte Arbeiterregierung durch ein Mißtrauensvotum gestürzt. Das Amt des Regierungschefs übernahm kurz darauf erneut Mowinckel.

Die Weltwirtschaftskrise traf das Schiffahrtsland Norwegen härter als Schweden: Um die Jahreswende 1932/33 waren zeitweilig 42 Prozent der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer arbeitslos. Die Wahlen von 1930 führten zu einem Rechtsruck. Die politische Führung ging nunmehr in die Hände der Bauernpartei (Bondeparti) über. Unter dem Ministerpräsidenten Peter Kolstad wurde der weit rechts stehende ehemalige Major im Generalstab Vidkun Quisling zum Verteidigungsminister ernannt. Nachdem er 1933 aus dem Kabinett ausgeschieden war, gründete Quisling eine neue, den italienischen Faschisten und den deutschen Nationalsozialisten nacheifernde Partei, die «Nasjonal Samling», die aber weder bei den Wahlen von 1933 noch bei denen von 1936 den Einzug ins Parlament schaffte.

Die Wahlsiegerin von 1933 war die Arbeiterpartei, auf die rund 40 Prozent der Stimmen entfielen. Aber erst zwei Jahre später, im März 1935, konnte sie durch eine Koalition mit der Bauernpartei das bürgerliche Kabinett Mowinckel ablösen. Ministerpräsident wurde der einstige Ziegeleiarbeiter Johan Nygaardsvold, der bis zur deutschen Besetzung Norwegens im März 1940 die Regierung führte. Das Amt des Außenministers übernahm der Historiker Halvdan Koht, das des Justizministers der Jurist Trygve Lie, der in den Jahren 1946 bis 1952 als erster Generalsekretär der Vereinten Nationen weltweites Ansehen gewinnen sollte.

Unter Nygaardsvold, einem erklärten Reformisten, begann auch in Norwegen die Entwicklung eines sozialdemokratisch geprägten Wohlfahrtsstaates. Die Einführung einer Volkspension für alle Norweger, die das 70. Lebensjahr vollendet hatten, fand breite Unterstützung, ebenso 1938 die Arbeitslosenversicherung. Finanziert wurde die neue Sozialpolitik zu einem großen Teil durch höhere Steuern. Die Arbeitslosigkeit sank aber nur langsam: 1939 lag sie noch bei 18 Prozent der organisierten Arbeitnehmer. Die Sozialstruktur Norwegens hatte sich mittlerweile stark verändert, und sie wandelte sich weiterhin – weg von der ländlichen Agrar-, hin zur städtischen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft. 1920 waren 36 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung im primären, dem landwirtschaftlichen Sektor und 27 Prozent im sekundären Sektor, also in Handel und Industrie, beschäftigt; drei Jahrzehnte später, 1950, lauteten die entsprechenden Zahlen 26 und 35 Prozent.

Ähnliche Verschiebungen gab es in der Zwischenkriegszeit in Dänemark. Hier waren 1920 33 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung im primären und 29 Prozent im sekundären Sektor beschäftigt; 1940 führte der sekundäre Sektor mit 33 Prozent, während der Primäre auf 29 Prozent zurückgefallen war. Die politische Führung des Königreichs lag seit 1924 meist in den Händen der Sozialdemokraten, die mit Thorvald Stauning den Ministerpräsidenten der Jahre 1924 bis 1926 und 1929 bis 1942 stellten. Schon als Mitglied einer sozialliberalen Koalitionsregierung aus der bürgerlichen Radikalen Venstre und den Sozialdemokraten hatte Stauning, der erste nordische «Arbeitsminister», den Achtstundentag, zumeist in Staatsbetrieben, seit 1920 auch in privaten Unternehmungen durchgesetzt, wie denn die dänische Sozialpolitik in den Bereichen Invalidenversicherung, Arbeitslosenunterstützung und Altersrente auch schon vor 1924 große Fortschritte machte. Das Kabinett, das Stauning im April 1924 bildete, war eine Koalitionsregierung aus Sozialdemokraten und Politikern der Radikalen Venstre. Ihr gehörte erstmals auch eine Frau, die Historikerin Nina Bang, als Unterrichtsministerin an. Das Hauptproblem der dänischen Innenpolitik bildete nach 1918 die hohe Arbeitslosigkeit. Um die Jahreswende 1925/26 waren rund 30 Prozent der organisierten Arbeitnehmer erwerbslos. Da die von Stauning geplante langfristige Krisenbekämpfung dem bürgerlichen Koalitionspartner als zu «sozialistisch» erschien, schieden die Sozialdemokraten 1926 aus der Regierung aus. Im April gelang ihnen, gestützt auf einen großen Wahlerfolg, unter Staunings Führung die Rückkehr an die Macht. Vier Jahre später erreichte die Arbeitslosigkeit mit etwa 40 Prozent der organisierten Arbeitnehmer ihren Höhepunkt – eine Folge vor allem der zuerst von Deutschland, dann von Großbritannien verfügten Einfuhrbeschränkungen (zu denen zuvor aber auch Dänemark selbst seine Zuflucht genommen hatte). Den wachsenden Bedarf an Sozialleistungen finanzierte die Koalition von Sozialdemokraten und Radikaler Venstre zu einem Teil aus Kürzungen des Verteidigungsetats.

Am 30. Januar 1933, dem Tag, an dem in Deutschland Adolf Hitler an die Macht kam, wurde in der Kopenhagener Privatwohnung von Stauning der «Kanslergade-Vergleich» zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien abgeschlossen: ein Reformwerk mit stark planwirtschaftlichen Zügen, in dem der staatlichen Valutazentrale die Aufgabe der Wirtschaftssteuerung zufiel. Zum Programm von 1933 gehörten ein neues Gesetz über die (teilweise staatsfinanzierte) Arbeitslosenversicherung, ein Gesetz über die Volksversicherung, das die Beiträge zur Alters- und Invaliditätsversicherung erhöhte, und eine Reform der 1922 eingeführten Altersrente («Folkepension») für Dänen, die das 65. Lebensjahr vollendet hatten: Die Höhe der Beiträge bestimmte fortan der Staat. Aus allen Wahlen der dreißiger Jahre gingen die Sozialdemokraten als Sieger hervor. Eine Reform der Verfassung aber, durch die die erste Kammer, das Landsting, abgeschafft werden sollte, konnten Sozialdemokraten und Radikale Venstre nicht durchsetzen: Eine Volksabstimmung im Mai 1939 erbrachte nicht die erforderliche Zustimmung von 45 Prozent der stimmberechtigten Däninnen und Dänen.

Dänemark war das einzige nordische Land, das sein Territorium im Gefolge des Ersten Weltkrieges vergrößern konnte. Das Königreich erhielt durch eine vom Vertrag von Versailles angeordnete Volksabstimmung im Februar und März 1920 das ganz überwiegend dänischsprachige Nordschleswig zurück, das es 1864 nach dem deutsch-dänischen Krieg verloren hatte. Die Rückgewinnung von «Südjütland», so der dänische Name der Region, bildete psychologisch auch eine Art Ausgleich für den Verkauf der karibischen Jungferninseln (Virgin Islands) an die USA, eine durch Volksabstimmung bestätigte Entscheidung der linksliberalen Regierung des Ministerpräsidenten Carl Theodor Zahle, im Jahr 1917, und die Konstituierung Islands als selbständiger, aber mit Dänemark in Personalunion verbundener Staat am 1. Dezember 1918. Die Insel im Nordatlantik, die sich rühmen konnte, mit dem im Jahr 930 erstmals zusammengetretenen Althing das älteste Parlament der Welt zu besitzen, war 1541 von Dänemark unterworfen worden. 1904 hatte Island das Recht der Selbstverwaltung erhalten. Die neugewonnene Souveränität wurde durch eine Volksabstimmung bestätigt. Während des Zweiten Weltkrieges, im Juni 1944, wurde die Unabhängigkeit vervollständigt: Eine Volksabstimmung hob die Personalunion mit der dänischen Krone auf; Island verwandelte sich in eine Republik.

Strittig gestaltete sich die Grönlandfrage. Grönland war 1815 nach der Auflösung der dänisch-norwegischen Personalunion bei Dänemark verblieben. Die USA erkannten 1917 die größte Insel der Welt im Zusammenhang mit dem Kauf des dänischen Teils der Jungferninseln als rechtmäßige Kolonie Dänemarks an. Norwegen aber erhob Ansprüche auf die Ostküste Grönlands, wobei Walfanginteressen eine ausschlaggebende Rolle spielten. Ein 1924 abgeschlossener Vertrag zwischen Oslo und Kopenhagen, der den Forderungen norwegischer Walfänger entgegenkam, stellte diese nicht dauerhaft zufrieden. Als die Regierung in Oslo, die von der Bauernpartei geführt wurde, 1931 eine Besetzung der Mygg-Bucht durch eine Gruppe von Norwegern offiziell anerkannte, spitzte sich der Konflikt zu. Dänemark schaltete den Internationalen Gerichtshof in Den Haag ein, der die Besetzungen (1932 war eine zweite hinzugekommen) im April 1933 für rechtswidrig und ungültig erklärte. Die Mehrheit des norwegischen Storting stellte sich auf den Boden des Völkerrechts und damit gegen die eigene Regierung. Damit war dieser innerskandinavische Zwist ausgeräumt.

Zwölf Jahre zuvor bereits, im Juni 1921, war ein anderer Streitfall zwischen zwei nordischen Ländern ebenfalls auf höherer Ebene entschieden worden: Schweden akzeptierte den Beschluß des Völkerbunds, daß die von ethnischen Schweden bewohnten Ålandinseln bei Finnland verblieben. Die Genfer Entscheidung wurde im gleichen Jahr durch einen von zehn Staaten unterzeichneten Vertrag ergänzt, der die militärische Neutralisierung der Inseln festlegte. Unkontrovers war hingegen die Anerkennung des Status von Spitzbergen: Eine Reihe von Ländern, unter ihnen die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Frankreich und Dänemark, sprachen Norwegen den Besitz der kohlereichen Inselgruppe in der Arktis zu. Die Sowjetunion stimmte vier Jahre später, nach ihrer Anerkennung durch Norwegen, dieser Regelung zu. 1925 nahm Norwegen Spitzbergen offiziell in Besitz.

Die Zusammenarbeit zwischen den nordischen Demokratien wurde im Verlauf der dreißiger Jahre immer intensiver. 1930 vereinbarten Norwegen, Schweden und Dänemark mit den Niederlanden, Belgien und Luxemburg eine zoll- und handelspolitische Zusammenarbeit, die sogenannte «Oslo-Konvention», der sich 1933 auch Finnland anschloß. Ein gemeinsames Verteidigungsbündnis der nordischen Staaten aber, auf das seit der «Machtergreifung» der Nationalsozialisten in Deutschland Dänemark drängte, kam, da Schweden auf strikter Neutralität beharrte, nicht zustande.

Was die skandinavischen Länder jenseits aller vertraglichen Vereinbarungen miteinander verband, war eine weithin gemeinsame politische Kultur. Zu ihren Grundlagen gehörten ein freies, selbstbewußtes Bauerntum, eine pragmatische, auf konkrete Verbesserungen drängende Arbeiterbewegung und, nicht zuletzt, eine vom Geist des Luthertums geprägte breite Volksbildung. Es war das Zusammenwirken dieser Faktoren, das Skandinavien nach 1918 zu einer sicheren Heimstatt der Demokratie machte, ja zur Evolution eines neuen, des nordischen Typs von moderner Demokratie führte: einer auf soziale Teilhaberechte und friedlichen Interessenausgleich gestützten Form von «representative gouvernment».[20]

Daß die Demokratie sich in Skandinavien während der Zwischenkriegszeit behaupten konnte, war, wenn man die Geschichte der Jahre vor 1918 in Rechnung stellt, keine Überraschung. Erstaunlich war hingegen, daß das parlamentarische System auch in einem Land bestehen blieb, das erst 1921 seine Unabhängigkeit erkämpft hatte und in den folgenden beiden Jahren von einem heftigen Bürgerkrieg erschüttert worden war: im Freistaat Irland. Die politische Stabilisierung des jungen Staates begann 1927, als sich die Partei der ehedem radikalen Republikaner, die Fianna Fáil unter Eamon de Valera, auf den Boden des britisch-irischen Vertrages von 1921 stellte und nach den beiden Wahlen vom Juni und September jenes Jahres, aus denen sie jeweils gestärkt hervorging, die Rolle der parlamentarischen Opposition gegen die Regierung von William T. Cosgrave übernahm.

Unter Cosgrave, dem Vorsitzenden der konservativen Regierungspartei Cumannnan Gaedheal, hatte Irland 1925 ein Abkommen mit Großbritannien abgeschlossen, das die bestehende Grenze zum britisch gebliebenen Ulster festschrieb. Einen Schwerpunkt der Dubliner Regierungsarbeit bildete in den folgenden Jahren die Pflege der irischen Sprache, die Pflichtfach an den Schulen wurde und von den angehenden Beamten beherrscht werden mußte, den Vorrang des Englischen in großen Teilen des Landes aber nicht überwinden konnte. Außenpolitisch wirkte Irland zusammen mit Kanada und Südafrika auf die Anerkennung der Unabhängigkeit der britischen Dominions durch das Mutterland hin – ein Ziel, das durch die Empirekonferenz von 1926 und das Westminster-Statut von 1931 schrittweise erreicht wurde. Wirtschaftspolitisch orientierte sich Cosgrave am Freihandel, was dem Absatz irischer Agrarprodukte in Großbritannien, nicht aber der ohnehin noch sehr schwachen Industrie des Landes zugute kam.

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise wuchs die Kritik an der liberalen Handelspolitik der Regierung Cosgrave. Nutznießer des Stimmungsumschwungs war die offen protektionistische Fianna Fáil. Aus den Parlamentswahlen vom Januar 1932 ging sie als stärkste Partei hervor; zusammen mit der Labour Party bildete sie die neue Regierung unter Führung Eamon de Valeras, der bis 1948 immer wieder im Amt des Ministerpräsidenten bestätigt wurde.

Das Verhältnis zu Großbritannien verschlechterte sich nach dem Wahlsieg der Republikaner dramatisch. Zu den ersten Maßnahmen der Regierung de Valera gehörte die Abschaffung des Treueids auf die britische Krone, den die irischen Abgeordneten bis dahin hatten leisten müssen. Eine andere, sehr viel folgenschwerere Entscheidung war die Einstellung der jährlichen Zahlungen an das Vereinigte Königreich, mit denen die britische Regierung ihre Zahlungen an Großgrundbesitzer bestritt, die im Zuge der Agrarreformen des späten 19. Jahrhunderts ihre Ländereien in Irland hatten aufgeben müssen. London antwortete mit hohen Einfuhrzöllen für irische Agrarerzeugnisse, woraufhin de Valera im Gegenzug den Import britischer Industrieprodukte durch hohe Zölle erschwerte – was ganz auf der Linie des industriellen Protektionismus lag, auf die Fianna Fáil sich festgelegt hatte.

Der Handelskrieg schadete dem Agrarland Irland weit mehr als der Industriemacht Großbritannien. Zwischen 1931 und 1938 ging das irische Bruttosozialprodukt um 3 Prozent zurück, während das des Vereinigten Königreiches um 27 Prozent wuchs. Im Februar sah sich Dublin zu einem Handelsvertrag mit Großbritannien genötigt, der die beiderseitigen Kampfmaßnahmen teilweise zurücknahm. Die endgültige Beilegung des Handelskrieges kam erst im April 1938, als sich die Regierung de Valera zu einer letzten Einmalzahlung zur Landablösung bereit erklärte, wofür London britische Marinestützpunkte auf irischem Boden an Irland zurückgab. Ein neuer Handelsvertrag öffnete der irischen Landwirtschaft nicht nur den britischen Markt, sondern auch den der von Großbritannien abhängigen Staaten des Commonwealth. Die Schließung der verbliebenen militärischen Einrichtungen erleichterte es Irland, im Zweiten Weltkrieg als einziges Land des Commonwealth neutral zu bleiben.

Von einer politischen Radikalisierung in der Zeit der Weltwirtschaftskrise blieb auch Irland nicht verschont. Im Februar 1933 gründete Eoin O’Duffy, der von der Regierung de Valera entlassene Chef der irischen Polizei, die Army Comrades Association (ACA). Die ACA war ein paramilitärischer Verband, der, wie die spanischen Falangisten, blaue Hemden trug, zunächst vor allem aus Veteranen bestand und sich der Partei Cosgraves, der Cumann na nGaedheal, als Saalschutz zur Verfügung stellte. Ihren Hauptfeind sah die ACA in der Irish Republic Army (IRA), die zunehmend in Konflikt mit der Regierung de Valera geraten war und während des Wahlkampfes vom Winter 1932/33 eine Reihe von Gewalttaten verübt hatte.

Im September 1933 schlossen sich die ACA, die sich inzwischen National Guard nannte, und die Cumann na nGaedheal mit anderen, kleineren Gruppen zu einer neuen Partei, der Fine Gael, zusammen. An ihre Spitze trat zunächst O’Duffy, aber von einer «Faschisierung» der irischen Rechten kann man trotz mancher äußeren Anlehnung an kontinentale Vorbilder nicht sprechen. Fine Gael blieb eine konservative Partei, die sich vorwiegend parlamentarisch betätigte – erst recht, seit 1935 der frühere Premierminister Cosgrave die Parteiführung übernahm. Die äußerste Linke bildete, in Ermangelung einer marxistischen oder gar kommunistischen Bewegung, die IRA. Sie wurde 1936 nach einer neuen Welle politischer Morde von der Regierung de Valera verboten, arbeitete im Untergrund aber diesseits und jenseits der Grenze zu Ulster weiter.

Am 1. Juli 1937 erhielt Irland eine neue Verfassung. Der Staatsname lautete fortan auf irisch Eire, auf englisch Ireland. Die Verfassung sollte für ganz Irland, also auch für Ulster, gelten. Eine Bezugnahme auf die britische Krone fehlte. An die Spitze des Staates trat ein auf sieben Jahre gewählter Präsident (Uachtarán na hÉireann), an die der Regierung der Premierminister (Taoiseach). Irisch war die erste, englisch die zweite Amtssprache. Das Parlament bestand aus zwei Kammern, dem Repräsentantenhaus und dem Senat. Für die Wahlen zum Repräsentantenhaus stand, wie schon nach der Verfassung von 1922, allen Männern und Frauen, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten, das aktive und passive Wahlrecht zu. Die Verfassung bezeichnete Irland als souveränen, unabhängigen, demokratischen Staat. Die Präambel berief sich auf die Allerheiligste Dreifaltigkeit als Quelle aller Autorität. Der katholischen Kirche wurde, ungeachtet des Bekenntnisses zur Religionsfreiheit, eine besondere Stellung zuerkannt. Eine finanzielle Unterstützung des Staates erhielt sie aber ebensowenig wie die anderen anerkannten Religionen. Entsprechend der katholischen Lehre galt die Familie als natürliche und ursprüngliche Grundeinheit der Gesellschaft und die Ehe als unauflöslich. Ehescheidungen waren infolgedessen ausgeschlossen.

Keine andere europäische Verfassung des 20. Jahrhunderts gab sich derart «klerikal» wie die irische. Die katholische Kirche war aus Sicht der politischen Klasse Irlands ein unabdingbarer Bestandteil der nationalen Identität, ja deren wichtigste spirituelle Stütze. Aus diesem Geist erklärt sich, um den Historiker Michael Maurer zu zitieren, «eine Besonderheit Irlands im 20. Jahrhundert …, durch die es sich weitgehend von der europäisch-amerikanischen Moderne isolierte: restriktive Zensurpraxis und Pressepolitik. Die Liste der in Irland verbotenen Schriften ergibt einen Katalog der Moderne; Sexualität und Geburtenkontrolle waren verpönte Themen, aber auch politisch und wissenschaftlich Anstößiges wurde der irischen Bevölkerung über Jahrzehnte hinweg vorenthalten.» Es war kein Zufall, daß einer der größten irischen Schriftsteller des 20. Jahrhunderts, Samuel Beckett, den älteren Beispielen von George Bernard Shaw und James Joyce folgend, seine Heimat 1937, dem Jahr der neuen Verfassung, verließ und seine Werke fortan im Ausland, meist in Paris, verfaßte.

Das Gegenstück zur katholischen Variante einer rückwärts gewandten Geisteshaltung im Süden Irlands war der protestantische Fanatismus der Unionisten und ihres paramilitärischen Arms, des Oranierordens, im Norden der Insel. Obwohl mehr als ein Drittel der Bevölkerung Ulsters katholisch war, konnte von einer Gleichberechtigung der Konfessionen keine Rede sein. Das Parlament in Belfast wurde (entgegen dem Willen Londons und den Bestimmungen des britisch-irischen Vertrages von 1921) nicht nach dem Verhältniswahlrecht, sondern nach einem Mehrheitswahlrecht gewählt, das einseitig die Protestanten begünstigte. Denselben Effekt hatte die manipulierte Zuschneidung der Wahlkreise, das berüchtigte «gerrymandering». Im öffentlichen Dienst hatten Katholiken ungleich schlechtere Chancen als Protestanten. In den Jahren vor 1925 tat ein Wahlboykott der Katholiken ein übriges, um das Übergewicht der protestantischen Mehrheit zu verstärken.

Die Regierungsübernahme durch die Fianna Fáil im Süden bewirkte eine weitere Zuspitzung des konfessionellen Gegensatzes im Norden. Ein Ausnahmegesetz, das der Polizei nach der Teilung Irlands weitreichende, aber zeitlich befristete Sondervollmachten gewährt hatte, wurde 1933 auf unbestimmte Zeit verlängert. Die Wirtschaft Ulsters, eines frühzeitig industrialisierten Gebietes, befand sich seit langem im Niedergang; die Slums von Belfast suchten in Europa ihresgleichen; ohne die Zuschüsse aus London hätte die teilautonome Provinz nicht überleben können. Erst die Rüstung im Zeichen des Zweiten Weltkrieges verhalf dem Norden Irlands zu einer gewissen wirtschaftlichen Erholung, so daß sein Lebensstandard 1950 schließlich um 75 Prozent über dem des Südens lag.

Gegenüber dem übrigen Nordwesteuropa wirkten beide Teile Irlands in der Zwischenkriegszeit wirtschaftlich, sozial und mental zurückgeblieben. Im konfessionell gespaltenen Ulster überlagerte der Gegensatz zwischen Protestanten und Katholiken alle anderen Gegensätze, auch den zwischen Kapital und Arbeit. In dem zu über neun Zehntel katholischen Süden wurde hingegen 1937 demonstrativ ein Protestant, der Gründer der Gaelic League, Douglas Hyde, gewissermaßen als Gegengewicht zu den «ultramontanen» Elementen der neuen Verfassung, zum ersten Präsidenten gewählt.

Nicht der Gegensatz zwischen den Konfessionen, sondern der Streit um die richtige Art der nationalen Selbstbehauptung drängte im unabhängig gewordenen Irland den modernen Klassenkonflikt in den Hintergrund. Vermutlich hätte eine radikale klassenkämpferische Linke auch in Irland einer faschistischen Rechten einen Zulauf verängstigter Wähler aus den Mittelschichten gebracht. Es gab jedoch noch einen anderen Grund, weshalb der irische Freistaat am parlamentarischen System festhielt: die Prägung durch die politische Kultur Großbritanniens. Dieser Einfluß war so stark, daß er den langen und schließlich erfolgreichen Kampf um die Unabhängigkeit und die Teilung der Insel in einen überwiegend katholischen Süden und einen überwiegend protestantischen Norden überdauerte.

Anders als Irland gehörte das Königreich der Niederlande zu den wenigen Ländern Europas, deren Entwicklung von ungebrochener Kontinuität zwischen Vor- und Nachkriegszeit geprägt war. Im Ersten Weltkrieg hatten die Niederlande, im Unterschied zum südlichen Nachbarland Belgien, ihre Neutralität bewahren können. Das innenpolitisch wichtigste Kriegsjahr war 1917: Damals wurde das allgemeine gleiche Wahlrecht für Männer eingeführt. 1922, fünf Jahre später, kamen auch Frauen in den Genuß dieses Rechts. Gleichzeitig wurde das Mehrheitswahlrecht durch das Verhältniswahlrecht ersetzt.

Die Regierungen der Zwischenkriegszeit waren durchweg «bürgerlich». Das lag vor allem daran, daß die Sozialdemokratische Arbeiterpartei, die nach der Wahlrechtsreform von 1922 zur zweitstärksten Partei aufstieg, bis zum August 1939 eine Teilnahme an Koalitionskabinetten strikt ablehnte. Die Kommunistische Partei kam über den Status einer Splitterpartei nicht hinaus: Bei den Parlamentswahlen vor 1925 entfielen auf sie 36.000, auf die Sozialdemokraten 706.000 Stimmen. Die bürgerlichen Parteien hatten meist konfessionellen Charakter: auf protestantischer Seite die Christlich-Historische Union und die Antirevolutionäre Partei, auf katholischer Seite seit 1926 die Römisch-Katholische Staatspartei.

Zu Beginn der dreißiger Jahre bekamen auch die Niederlande die Weltwirtschaftskrise voll zu spüren. Angesichts eines drastischen Rückgangs der Börsenkurse und der Großhandelspreise sowie steigender Arbeitslosenzahlen bildete der Vorsitzende der Antirevolutionären Partei, Hendrikus Colijn, im Mai 1933 ein Krisenkabinett, das sich rasch auf ein Bündel von Maßnahmen zur Überwindung der Finanzkrise verständigte. Dazu gehörten Produktions- und Absatzregelungen sowie Schutzzölle für die Landwirtschaft, aber keine staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Eine Abwertung des Guldens lehnte die Regierung ab; im September 1936 sah sich das dritte Kabinett Colijn dann aber doch genötigt, die Bindung des Guldens an den Goldpreis aufzugeben. Die Folge war eine Abwertung der niederländischen Währung um 20 Prozent – eine Korrektur, die die niederländische Wirtschaft binnen kurzem wieder international konkurrenzfähig machte. Die Arbeitslosigkeit aber sank nur langsam: Sie lag im Durchschnitt der Jahre 1935 bis 1939 höher als in irgendeinem anderen statistisch erfaßten Land Europas.

Colijn blieb bis zum Juli 1939 im Amt des Ministerpräsidenten. Von Anfang an sah er es als zentrale Aufgabe seines Kabinetts an, dem Radikalismus von rechts energisch entgegenzutreten. Als dessen Speerspitze präsentierte sich die Ende 1931 von dem Ingenieur Anton Adriaan Mussert in Utrecht gegründete Nationaal-Socialistische Beweging (NSB), die die deutschen Nationalsozialisten als Vorbild betrachtete und sie in vielem, bis hin zur Uniformierung, nachahmte. Im Herbst 1933 zählte sie etwa 20.000 Mitglieder; bei den Wahlen zur ersten Kammer des Landtags errang sie 1935 8 Prozent, bei den Wahlen zur zweiten Kammer 1937 noch 4,2 Prozent. Ein von der Regierung erlassenes, gegen die Mussert-Bewegung gerichtetes Uniformverbot wurde flankiert vom Verbot der Mitgliedschaft in der NSB für Beamte. Die katholischen Bischöfe der Niederlande warnten in mehreren Hirtenbriefen vor den einheimischen Nationalsozialisten. Einen breiten Massenrückhalt erlangte die Mussert-Bewegung nicht – ein Erfolg vor allem des geschlossenen Auftretens der größeren bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokraten wie der ihnen nahestehenden Zeitungen.

Furcht vor der äußersten Linken spielte auch in den Niederlanden eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung von Anhängern der radikalen Rechten. Ein von der NSB weidlich ausgeschlachtetes Ereignis, das zeitweilig große Beunruhigung hervorrief, war Anfang 1933 eine Meuterei auf dem Kriegsschiff «Zeven Provincien». Nicht nur Mussert und seine Mitstreiter, sondern auch große Teile der Bevölkerung sahen in dem Vorfall einen Anschlag der Dritten Internationale auf die Flotte und damit zugleich auf das niederländische Kolonialreich.

Tatsächlich waren kommunistische Aufstände in Java und Sumatra, zwei der größten Inseln von Niederländisch-Indien, dem heutigen Indonesien, 1926/27 nur nach schweren Kämpfen niedergeschlagen worden. In den Jahren danach ging die Führung der Unabhängigkeitsbewegung in Niederländisch-Indien mehr und mehr in die Hände radikaler Nationalisten um Achmed Sukarno über. In den dreißiger Jahren trat zu dieser Bedrohung eine weitere hinzu: die durch das immer aggressiver auftretende Japan. Von Einsicht in die Unhaltbarkeit der Kolonialherrschaft und die Legitimität des antikolonialen Befreiungskampfes waren die Niederlande zu jener Zeit aber noch weit entfernt. Der im frühen 17. Jahrhundert erworbene Kolonialbesitz in Südostasien galt als ein Unterpfand nationaler Größe. Die Angst, dieses Besitztum zu verlieren, war in den dreißiger Jahren nicht minder groß als die berechtigte Furcht, das Mutterland könne, wenn man der Mussert-Bewegung nicht entschieden entgegentrete, leicht zu einer Beute des Expansionsdrangs des nationalsozialistischen Deutschland werden.

Während die Niederlande ihren Kolonialbesitz zu bewahren strebten, konnte Belgien den seinen im Gefolge des Ersten Weltkrieges noch erweitern. 1916 besetzte die von weißen Offizieren geführte Söldnertruppe der Force Publique von Belgisch-Kongo im Zusammenhang mit einer britischen Offensive gegen Deutsch-Ostafrika einen Teil dieser Kolonie, nämlich Ruanda-Urundi, die heutigen Staaten Ruanda und Burundi. Auf Grund einer Absprache mit Großbritannien vom Mai 1919 erhielt Belgien das Völkerbundsmandat für die Verwaltung dieses Gebiets. 1925 wurde Ruanda-Urundi Belgisch-Kongo administrativ angegliedert.

Im Kongo-Staat König Leopolds II. war die einheimische Bevölkerung auf derart barbarische Weise ausgebeutet und drangsaliert worden, daß es darüber zu scharfen internationalen Protesten kam. Die Abtretung des privaten «Freistaates» an den belgischen Staat, zu der sich Leopold II. schließlich 1908 genötigt sah, änderte nicht viel am System der kolonialen Ausbeutung dieses riesigen, rohstoffreichen Gebietes. Die beherrschende Stellung innerhalb dieses Systems fiel der Union Minière du Haut Katanga zu, die 1906 mit dem Abbau der großen Kupfererzvorkommen von Katanga begonnen hatte. Die Union Minière wurde ihrerseits von der belgischen Société Générale kontrolliert, deren Aktien zur Hälfte in der Hand des Staates waren. Nach der Verschmelzung mit der Banque d’Outre-Mer im Jahre 1928 besaß die Société Générale 70 Prozent des gesamten in Belgisch-Kongo investierten Kapitals. Die Folge des Zusammenwirkens von Staat und Privatwirtschaft war die Entstehung des größten afrikanischen Industriegebietes, in dem schwarze Arbeiter zu Hungerlöhnen die Profite der weißen Eigentümer erwirtschafteten.

Mitte der zwanziger Jahre begann die Union Minière mit ihrer sogenannten «stabilisierten Arbeitskräftepolitik»: Die schwarzen Arbeiter und ihre Familien wurden unter primitivsten Bedingungen in der Nähe der Bergwerke angesiedelt, wodurch sie einer sehr viel intensiveren Kontrolle unterworfen waren als in der Zeit, in der sie noch Wanderarbeiter gewesen waren. Gegenwehr blieb nicht aus: Prophetische Bewegungen wie der «Kimbanguismus» und der «Kitwala-Kult» beriefen sich auf die Bibel, um damit ein Widerstandsrecht der unterdrückten Bevölkerung zu begründen. Die katholische Kirche Belgiens, die auf Grund des Konkordats von 1906 bei der Missionsarbeit in Belgisch-Kongo eine privilegierte Stellung genoß, war kein Verbündeter, sondern ein entschiedener Gegner solcher Art von Bibeldeutung. Was sie in den Missionsstationen für das Erziehungswesen tat, beschränkte sich auf die Ausbildung von Hilfskräften für einfachste Aufgaben in Produktion und Dienstleistungen aller Art. Belgisch-Kongo blieb auch nach dem Ersten Weltkrieg ein Paradebeispiel für die imperialistische Ausbeutung eines Kolonialgebietes, in dem die Interessen der Kapitalisten alles, die der schwarzen Arbeiter nichts bedeuteten.

Das Mutterland, das Königreich Belgien, erlebte nach dem Ersten Weltkrieg einen Demokratisierungsschub in Gestalt des allgemeinen gleichen Wahlrechts, das 1919 eingeführt wurde. (Die Frauen erhielten allerdings nur das aktive Wahlrecht, das passive erst 1949.) Die meist kurzlebigen Regierungen der Zwischenkriegszeit waren in der Regel entweder Kabinette der drei staatstragenden Parteien, der Katholiken, Sozialisten und Liberalen (so von 1918 bis 1921, 1926/27 und von 1936 bis 1939), oder katholisch-liberale Koalitionsregierungen (von 1921 bis 1925, von 1927 bis 1935 und erneut von April bis September 1939). 1925/26 und im Februar 1939 kam es zu Kabinetten von Katholiken und Sozialisten. Die Kommunisten zogen erstmals 1925 ins Parlament ein, spielten dort aber nur eine Randrolle.

Das beherrschende Thema der belgischen Innenpolitik war der Zusammenhalt des (wenn man von der kleinen deutschen Minderheit in Eupen-Malmedy absieht) binationalen Staates. Während des Ersten Weltkrieges hatte die deutsche Besatzungsmacht separatistische Bestrebungen in Flandern gefördert und bei einer Minderheit der flämischen «Aktivisten» kollaborationsbereite Partner gefunden. Nach 1918 gewann die gemäßigte Richtung der flämischen Autonomiebewegung, die eine föderalistische Umgestaltung Belgiens, vor allem aber eine Aufwertung der niederländischen Sprache auf Kosten der französischen, forderte, wieder die Oberhand. Sie tat es mit einigem Erfolg: 1930 wurde die Universität Gent in eine rein flämische Hochschule verwandelt. (Eine entsprechende Anordnung hatte die deutsche Besatzungsmacht bereits im März 1916 erlassen.) Zwischen 1932 und 1938 ergingen Gesetze über den öffentlichen Sprachgebrauch in Flandern, Wallonien und Brüssel, die den Wünschen der moderaten «Aktivisten» entgegenkamen.

Dem radikalen Flügel der flämischen Bewegung um den Vlaamsch Nationaal Verbond, der bei den Wahlen von 1935 die Zahl seiner Mandate von 8 auf 16 steigern konnte, war das nicht genug: Er machte sich für die weitgehende Autonomie Flanderns stark. Eine andere, sehr viel extremere Linie verfocht der 1931 von Joris Van Severen, einem früheren Abgeordneten der flämischen Frontistenpartei, gegründete Verbond van Dietsche Nationaalsolidaristen. Er propagierte einen großniederländischen Nationalstaat, der auch Französisch-Flandern einschließen und mit allen niederländischen und belgischen Kolonien ein Reich von mehr als 50 Millionen Einwohnern bilden sollte. (Später kamen auch, unter dem Banner der «großburgundischen» Idee, Wallonien und Luxemburg hinzu.) Der rechtsradikale Verband unterhielt eine Miliz, die Dinaso (ein Kürzel für «Dietsche Nationaalsolidaristen»). Ihre Mitglieder trugen dunkelgrüne Uniformen und grüßten mit dem erhobenen rechten Arm und dem Ruf «Heil t’Dinaso». Über einige tausend Mitglieder in Westflandern kam diese Spielart des belgischen Faschismus aber nicht hinaus.

Gefährlicher wurde dem belgischen Staat die aus der Katholischen Aktion hervorgegangene Bewegung der Rexisten, benannt nach dem rechtskatholischen Verlagshaus Rex in Löwen. Der rhetorisch hochbegabte Führer der Rexisten, Léon Dégrelle, ein Anhänger von Charles Maurras und seiner «Action française», griff seit 1935 die Politiker aller Parteien und das angeblich korrupte System mit bislang beispielloser Schärfe an und stellte die eigene Bewegung als die einzig wirkungsvolle Alternative zu Marxismus und Bolschewismus dar. («Rex ou Moscou!» lautete eine der groß plakatierten Parolen.) Dem aggressiven Wahlkampf von 1935 folgte ein triumphales Wahlergebnis: Die Rexisten stellten im neuen Parlament 21 von insgesamt 200 Abgeordneten.

Als Dégrelle zwei Jahre später, im April 1937, bei einer Ersatzwahl in Brüssel als Kandidat der Rexisten antrat, wendete sich das Blatt. Ministerpräsident Paul Van Zeeland vom Katholischen Block, der selbst bisher kein Mandat innegehabt hatte, ließ sich als Kandidat aller staatstragenden Parteien aufstellen. Auf den Ministerpräsidenten entfielen bei der Wahl 275.000, auf Dégrelle etwa 70.000 Stimmen. Zum Sieg Van Zeelands über Dégrelle trug wesentlich bei, daß sich Kardinal Josef Ernst Van Roy, vom Herausforderer um ein öffentliches Votum gebeten, gegen Dégrelle aussprach. Danach zerfiel die rexistische Bewegung rasch. Die mittelständischen und bäuerlichen Wähler, die sich ihr angeschlossen hatten, kehrten zu den bürgerlichen Parteien zurück. Ob man den Rexismus der Jahre 1935 bis 1937 als «faschistisch» bezeichnen kann, ist fraglich. So militant und demagogisch Dégrelle auftrat, so fehlten seiner Bewegung doch andere Merkmale faschistischer Parteien, obenan der Aufbau einer paramilitärischen, uniformierten Garde und die Anwendung von Gewalt gegenüber dem politischen Gegner.

In den zeitweiligen Erfolgen rechtsradikaler Organisationen spiegelten sich die schwere Wirtschaftskrise und ihre Folgen: hohe Arbeitslosigkeit, Lohnsenkungen bei den Bergarbeitern, große Streiks, mehrfache Abwertungen des belgischen Franc. Unter Paul Van Zeeland, der von März 1935 bis Oktober 1937 an der Spitze von katholisch-liberalsozialistischen Koalitionskabinetten stand, begann eine allmähliche wirtschaftliche Erholung. Sie trug mit dazu bei, daß Van Zeeland bei der Brüsseler Nachwahl vom April 1937 Dégrelle auf den zweiten Platz verweisen konnte. Noch wichtiger war das Zusammenstehen der drei Regierungsparteien. Es zeigte, daß die meisten Flamen und Wallonen etwas kannten, was ihnen wichtiger war als die Pflege ihrer sprachlichen und kulturellen Identität: das gemeinsame Interesse an der Bewahrung von Freiheit und Demokratie – und damit auch der Verfassung des belgischen Staates, die beides verbürgte.

Wie Belgien hatte auch Luxemburg im August 1914 erfahren müssen, daß seine völkerrechtlich verbürgte Neutralität keinen Schutz vor einem deutschen Einmarsch gewährte. In Belgien waren König Albert I. und die Regierung in den kleinen Teil von Westflandern ausgewichen, der nicht in deutsche Hände fiel. In Luxemburg setzten Großherzogin Marie Adelheid und die Regierung ihre Arbeit fort, soweit das unter den Bedingungen der Besetzung möglich war. (Anders als Belgien hatte Luxemburg dem Deutschen Reich nicht den Krieg erklärt, aber auf der Fortdauer seiner Neutralität bestanden.) Nach dem Einmarsch der Alliierten im November 1918 geriet das Land in eine schwere Krise: Die Sozialisten bildeten am 10. November einen Arbeiter- und Bauernrat nach russischem und deutschem Vorbild und verlangten den Rücktritt der Großherzogin und der Dynastie sowie die Sozialisierung der Schwerindustrie und die Einführung des Achtstundentags. Gleichzeitig agitierte eine profranzösische Bewegung für den Anschluß an Frankreich. Die Mehrheit der Abgeordnetenkammer beschloß am 13. November einen Volksentscheid über die künftige Staatsform und die Einsetzung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses, der die Praktizierung der Neutralität durch Krone und Regierung seit 1914 prüfen sollte.

Im Januar 1919 scheiterte ein Versuch der radikalen Linken, eine provisorische republikanische Regierung einzusetzen. Großherzogin Marie Adelheid verzichtete am 14. Januar zugunsten ihrer Schwester Charlotte auf den Thron und begab sich in ein Kloster. Im September 1919 konnte schließlich mit Zustimmung der Alliierten die Volksabstimmung über die künftige Staatsform stattfinden. Sie erbrachte eine knappe Vierfünftelmehrheit für die staatliche Selbständigkeit und die Beibehaltung der Dynastie.

Der von Luxemburg gewünschte Zollanschluß an Frankreich kam nicht zustande. Belgien strebte seinerseits eine Zollunion mit Luxemburg an, für die es einen hohen Preis zu zahlen bereit war: die geheime Militärallianz mit Frankreich vom 7. September 1920 für den Fall eines nichtprovozierten Angriffs Deutschlands, was die Preisgabe der belgischen Neutralität, einer Bedingung der Staatsgründung von 1831, bedeutete. Im Juli 1921 wurde der Vertrag über eine Zollunion zwischen Belgien und Luxemburg abgeschlossen – eine Vorstufe jener größeren, «Benelux» genannten Zollunion zwischen Belgien, den Niederlanden und Luxemburg, die am 1. Januar 1948 in Kraft trat. Die innenpolitische Beruhigung, die mit dem Volksentscheid vom September 1919 begonnen hatte, wurde gefördert durch die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts für Männer und Frauen Ende 1919. Bei den anschließenden Wahlen gewann die katholische Partei die absolute Mehrheit. Seit 1925 wurde das Großherzogtum von einer Koalition aus Katholiken, Liberalen und Konservativen regiert. Bis zur abermaligen Besetzung durch deutsche Truppen im Mai 1940 blieben der luxemburgischen Demokratie ernsthafte Erschütterungen erspart.

Im Gegensatz zu Belgien und Luxemburg hatte die Schweiz ihre Neutralität während des Ersten Weltkrieges unangefochten behaupten können. Im Herbst 1918 aber geriet die Eidgenossenschaft in eine schwere innenpolitische Krise. Pläne des Bundesrats, einen obligatorischen Zivildienst einzuführen, lösten in der Arbeiterschaft heftige Proteste aus. Als Anfang November in Zürich Truppen mobilisiert wurden, die eine geplante Kundgebung aus Anlaß des ersten Jahrestages der russischen Oktoberrevolution verhindern sollten, rief das kurz zuvor gegründete Oltener Aktionskomitee unter Vorsitz des linken Nationalrates Robert Grimm, ein faktisch in Konkurrenz zum sozialdemokratischen Parteivorstand eingesetztes Gremium, die Arbeiter zunächst zum örtlichen, dann zum landesweiten Generalstreik auf.

Der Ausstand begann am 12. November und veranlaßte Bundesrat und Bundesversammlung, das heißt Nationalrat und Ständerat, zum Einsatz von Armeeeinheiten unter dem Befehl von Oberstdivisionär Emil Sonderegger sowie zu einem bis zum 14. November befristeten Ultimatum an das Oltener Aktivistenkomitee. Da sich nur Teile der Arbeiterschaft am Streik beteiligt hatten, beugte sich das Komitee dem staatlichen Druck: Am 15. November wurde überall in der Schweiz die Arbeit wieder aufgenommen.

Eine Forderung der Streikenden, die Einführung der 48-Stunden-Woche, wurde 1919 erfüllt. Ohne positives Echo blieb hingegen der Ruf der Streikleitung nach sofortigen Neuwahlen und dem aktiven und passiven Wahlrecht für Frauen. Am 10. April 1919 wurden drei Organisatoren des Landesstreiks, darunter die Nationalräte Robert Grimm und Fritz Platten, wegen Meuterei zu sechs Monaten Gefängnis verurteilt. Eine weitere Folge des Landesstreiks war der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Sowjetrußland, dem die Regierung in Bern eine aktive Mitwirkung an den Novemberereignissen unterstellte.

Bei den Wahlen zum Nationalrat wurde im Oktober 1919 erstmals nach dem (durch eine Volksabstimmung vom Oktober 1918 eingeführten) Verhältniswahlrecht gewählt. Die Verlierer waren die bislang dominierenden liberalen Freisinnigen, die bei den vorangegangenen Wahlen von 1916.105 Sitze errungen hatten und jetzt nur noch auf 60 Mandate kamen, sowie, in geringerem Umfang, die Katholisch-Konservativen, die Gewinner die neue Bauernpartei und die Sozialdemokratie. Die erstere erhielt auf Anhieb 29 Mandate, die letztere konnte die Zahl ihrer Abgeordneten von 22 auf 41 steigern. Eine Vertretung im Bundesrat wurde den Siegern aber vorläufig verwehrt: den Bauern bis 1929, den Sozialdemokraten, nicht zuletzt wegen ihrer Rolle beim Landesstreik, noch sehr viel länger, bis 1943. Im März 1921 wurde, nachdem die Sozialdemokratische Partei im Jahr zuvor einen Beitritt zur Dritten Internationale abgelehnt hatte, auch in der Schweiz eine Kommunistische Partei gegründet, die jedoch keine große politische Bedeutung erlangte. Im gleichen Jahr endete das 1914 eingeführte Regime der Vollmachten, das die Befugnisse des Bundesrates auf Kosten von Nationalrat und Ständerat beträchtlich erweitert hatte.

Die wichtigste außenpolitische Streitfrage der Nachkriegszeit war das Verhältnis der Schweiz zum Völkerbund. Angesichts der «ewigen Neutralität», der sich die Eidgenossenschaft seit dem frühen 16. Jahrhundert verschrieben hatte, verstand sich eine Mitgliedschaft im Völkerbund keineswegs von selbst – auch nicht, als feststand, daß dieser Genf zum Sitz seiner wichtigsten Organe machen würde. Der neugewählte Nationalrat befürwortete im November 1919 unter dem Vorbehalt der Neutralität einen Beitritt, band ihn aber an die Billigung in einer Volksabstimmung. Die Londoner Deklaration des Völkerbundsrates vom 13. Februar 1920, die die eventuellen Sanktionspflichten der Schweiz in Anbetracht ihrer Neutralität auf den nichtmilitärischen Bereich beschränkte, erleichterte eine positive Entscheidung.

Dennoch blieb die Beitrittsfrage weiter umstritten. Die Führungen der bürgerlichen Parteien bezogen eine positive Haltung, sprachen damit aber nur für einen Teil der Mitgliedschaft; in der Sozialdemokratie war der linke Flügel entschieden gegen eine Mitgliedschaft im Völkerbund. Die Volksabstimmung vom 16. Mai 1920 erbrachte eine klare Mehrheit von 415.000 zu 323.000 Stimmen für den Beitritt. Der Sieg des Ja war vor allem dem positiven Votum der frankophonen Kantone der Westschweiz zu verdanken; in der deutschsprachigen Schweiz waren dagegen die Nein-Sager in der Überhand. Entsprechend knapp fiel die Ja-Mehrheit im Ständerat aus.

Die offizielle Interpretation der Neutralität der Schweiz wandelte sich infolge des Eintritts in den Völkerbund: An die Stelle der «integralen» trat eine «differentielle», durch die Verpflichtung von wirtschaftlichen Sanktionen zum Schutz des Völkerfriedens eingeschränkte Neutralität. Gewissermaßen als Ausgleich der Abschwächung des Neutralitätsprinzips legte die Schweizer Außenpolitik, die von 1920 bis 1940 von dem Tessiner Bundesrat Giuseppe Motta geleitet wurde, Wert auf gute Beziehungen auch zu jenen Nachbarstaaten, von denen am ehesten Völkerrechtsbrüche zu erwarten waren: dem faschistischen Italien und, nach 1933, dem nationalsozialistischen Deutschland.

Im Zeichen der Weltwirtschaftskrise, die das exportorientierte und vom Fremdenverkehr abhängige Land schwer traf, formierte sich auch in der Schweiz eine militante Opposition gegen das parlamentarische System und alles, was links und liberal war. In der Frontenbewegung der frühen dreißiger Jahre gab, ungeachtet eines erheblichen Anteils von Arbeitern an der Mitgliedschaft, der gewerbliche Mittelstand den Ton an. «Mittelstand, erwache!» und «Die Schweiz den Schweizern!» lauteten zwei Parolen der Nationalen Front, der größten der rechtsradikalen Organisationen, die sich, was Führerkult, Uniformierung, Grußformen und Symbole betraf, an deutschen und italienischen Vorbildern ausrichtete. Der Landesführer der Nationalen Front, Rolf Henne, agitierte gegen den «jüdischen Kulturbolschewismus» und für die Einführung eines Numerus clausus zwecks Beschränkung der Zahl jüdischer Studenten. Als die Nationale Front ihren Antisemitismus aus taktischen Gründen milderte und sich auch sonst zu mäßigen begann, gründete Emil Sonderegger, der «Held» der Niederschlagung des Landesstreiks vom November 1918, 1933 den Volksbund, der seine Judenfeindschaft und seinen Antiparlamentarismus sehr viel offener äußerte. 1934, nach Sondereggers Tod, ging der Volksbund in der Eidgenössischen Front auf. Noch radikaler gaben sich die Nationalsozialistischen Eidgenossen, die einen Anschluß an das Deutsche Reich propagierten, und der Schweizer Faschismus, der einen ausgeprägten Kult um Mussolini betrieb und zu den Veranstaltern eines internationalen faschistischen Kongresses im Dezember 1934 in Montreux gehörte.

Nur eine der rechtsradikalen Organisationen, die Nationale Front, konnte 1933 bei einigen örtlichen Wahlen (unter anderem in Schaffhausen, wo sie auf mehr als 26 Prozent kam) größere Erfolge verbuchen. Drei Jahre später existierten nur noch wenige der insgesamt zwölf Fronten. Ihre größte Niederlage war das Scheitern des Versuchs einer Totalrevision der Bundesverfassung in autoritärer und ständestaatlicher Richtung in einer Volksabstimmung vom September 1935: 194.000 Ja-Stimmen standen 510.000 Nein-Stimmen gegenüber.

Bei den Nationalratswahlen von 1935 stiegen die Sozialdemokraten zur stärksten Partei auf. Da sie sich wieder, wie zuletzt 1914, uneingeschränkt zur Landesverteidigung bekannten, entspannte sich allmählich ihr Verhältnis zu den bürgerlichen Parteien. Zwei Jahre später begannen die Gewerkschaften, beginnend mit der der Metall- und Uhrenarbeiter, Friedensabkommen mit den Organisationen der Arbeitgeber zu schließen. Die wirtschaftliche Erholung tat das ihre, um die politische Lage zu beruhigen. In der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre war von der Gefahr von rechts innerhalb der Schweiz nicht mehr viel zu spüren. Die gemäßigten Parteien, zu denen nun auch die Sozialdemokraten zählten, hatten sich behauptet; der 1936 gegründete Landesring der Unabhängigen um den Großkaufmann Gottlieb Duttweiler war mit seinem Eintreten für unbedingte Wirtschaftsfreiheit politisch sehr viel erfolgreicher als zuvor die Fronten. Die schweizerische Demokratie ging gefestigt aus den Krisenjahren hervor und konnte auch im Zweiten Weltkrieg ihre Unabhängigkeit behaupten.[21]

Der Faschismus an der Macht: Italien unter Mussolini

Der Begriff «faschistisch», mit dem die Schweizer Frontenbewegung wie viele andere rechte Bewegungen der Zwischenkriegszeit von zahlreichen Beobachtern gekennzeichnet wurde, hatte sich in den dreißiger Jahren längst von seiner italienischen «Urform» gelöst. Wenn marxistische oder liberale Kritiker vom «Faschismus» sprachen, meinten sie eine vom herkömmlichen Konservatismus unterschiedene Erscheinungsform rechter Bewegungen und Regime, die mit äußerster Militanz gegen ihre Gegner auf der Linken vorgingen und es verstanden, mit demagogischen, vor allem nationalistischen Parolen Massen hinter sich zu bringen. Den wichtigsten sozialen Rückhalt des Faschismus sahen die meisten zeitgenössischen Autoren in den städtischen und ländlichen Mittelschichten – jener gesellschaftlichen Zwischenzone zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse, die sich von zwei Seiten, vom Großkapital und dem industriellen Proletariat, bedroht fühlte und es bisher nicht zu einer eigenständigen politischen Organisation gebracht hatte.

In Italien gehörte der linke Reformist Giovanni Zibordi zu den ersten, die sich mit der sozialen Basis des Faschismus umfassend auseinandersetzten. Er nannte Italien 1922 ein Land, in dem es einen «Überfluß am Kleinbürgertum» gebe. Im Faschismus erblickte Zibordi erstens eine «Konterrevolution des eigentlichen Bürgertums gegen eine ‹rote› Revolution, die es als Akt des Aufstandes außer im Sinn der Drohung nicht gegeben hat», zweitens «eine Revolution oder besser eine Konvulsion von kleinbürgerlichen deklassierten und unzufriedenen Schichten» und drittens eine «militärische Revolution». Mit dem letzten Begriff umschrieb Zibordi jene Teile des Offizierskorps, der Carabinieri und der Polizei, die, wie viele ehemaligen Soldaten, mit dem Faschismus sympathisierten, weil er für sie eine «Verlängerung des Kriegszustandes in der Innenpolitik und eine Chance des Krieges in der Außenpolitik» bedeutete. Die große Kraft des Faschismus habe bislang darin gelegen, «daß er in sich gegen das sozialistische Proletariat die bewußte und kalte Feindseligkeit der authentischen Bourgeoisie und die fanatische und verwirrte Abneigung jener Mittelschichten vereinigte, die, durch die Krise der Nachkriegszeit niedergedrückt, auf das Proletariat statt auf die herrschende soziale Klasse oder besser auf das herrschende soziale Regime den Groll ihres Mißbehagens wälzen».

Mit dem Hinweis auf bürgerliche, mittelständische und militärische Elemente wandte sich Zibordi gegen eine einseitige soziologische Deutung des Faschismus: Dieser war aus seiner Sicht auch, aber nicht nur eine Bewegung der Mittelschichten (ceti medi). Eine Berufsstatistik des Partito Nazionale Fascista (PNF) aus dem Jahr 1921 bestätigt dieses Urteil. Damals waren 24,3 Prozent der Mitglieder der «Fasci» Landarbeiter und 15,4 Prozent Industriearbeiter. Es folgten Studenten und Schüler mit 13, Bauern, Pächter und Halbpächter mit 11,9, Privatangestellte mit 9,9, Kaufleute, Handwerker und Händler mit 9,2, freie Berufe mit 6,6 und öffentliche Angestellte mit 4,7 Prozent.

Die Daten von 1921 verweisen auf ein sehr breites soziales Einzugsfeld des Faschismus, entkräften aber nicht die These von seiner besonderen Anziehungskraft auf die Mittelschichten. Gemessen an den jeweiligen Anteilen an der Bevölkerung im ganzen, waren die Land- und Industriearbeiter unter den Mitgliedern des PNF unterrepräsentiert, die Mittelschichten, besonders der «neue Mittelstand» der Angestellten, überrepräsentiert. Im besonderen Maß galt das für Schüler, Studenten und Lehrer – Gruppen, in denen es angesichts eines viel zu kleinen Angebots an verfügbaren Stellen eine verbreitete soziale Abstiegsangst gab.

Der Historiker Jens Petersen hat den PNF die «erste bürgerliche Massenpartei Italiens» genannt. In Anbetracht eines Arbeiteranteils von fast 40 Prozent drängt sich aber eher der Begriff «Volkspartei» auf. Von den anderen Parteien unterschieden sich die Faschisten auch dadurch, daß sie besonders viele Angehörige der jungen Generation in ihren Reihen zählten: 1921 machten Jugendliche unter 21 Jahren etwa ein Viertel der Mitgliedschaft aus. In der Provinz Reggio Emilia betrug das Durchschnittsalter der Mitglieder im Oktober 1922 25 Jahre. Mit rund 300.000 Mitgliedern Ende 1922 war der PNF schon zur Zeit des «Marsches auf Rom» die mitgliederstärkste Partei Italiens. Im ersten Jahr der Regierung Mussolini wuchs die faschistische Bewegung explosionsartig an: Im Dezember 1923 zählte sie 783.000 Mitglieder.

Der Regierung Mussolini gehörten nicht nur Faschisten an. Der «Duce», in Personalunion Ministerpräsident, Außen- und Innenminister, nahm parteilose Fachleute wie den früheren Generalstabschef Armando Diaz und Admiral Paolo Thaon di Revel (jenen als Kriegs-, diesen als Marineminister) sowie Mitglieder der christlich-demokratischen Popolari, der Demokratischen und der Liberalen Partei in sein Kabinett auf. Der prominenteste Liberale war der Philosoph Giovanni Gentile, der sich damals freilich schon auf den Weg vom Liberalismus zum Faschismus begeben hatte.

Ein faschistisches Kabinettsmitglied war der Finanzminister der Jahre 1922 bis 1925, Alberto De Stefani, ein Professor der Wirtschaftswissenschaften, der von 1923 bis 1925 zugleich auch das Schatzministerium leitete. Durch seine dem «laissez faire» verpflichtete unternehmerfreundliche Finanz- und Wirtschaftspolitik trug er wesentlich dazu bei, daß sich die Industrie geschlossen hinter die neue Regierung stellte. Was ihm besonders hoch angerechnet wurde, war die Sanierung der Finanzen auf der Grundlage der außerordentlichen Sondervollmachten, die Deputiertenkammer und Senat, befristet auf ein Jahr, der Regierung Mussolini gewährt hatten. Die Hoffnung der Liberalen auf die von Mussolini versprochene «normalizzazione» im allgemeinen und eine Auflösung der Sturmtruppen im besonderen erfüllte sich aber nicht: Die Squadre wurden im Januar 1923 in die Milizia Volontaria per la Sicurezza Nazionale, eine neue, ursprünglich nicht kasernierte, freiwillige Reservearmee eingegliedert, die Mussolini als «Duce del Fascismo» unterstand, keinen Eid auf den König zu leisten hatte, aber vom Staat finanziert wurde. Einen Monat zuvor schon, im Dezember 1927, war der faschistische Großrat, der Gran Consiglio del Fascismo, das oberste Beratungs- und Beschlußgremium des PNF, geschaffen worden. Damit begann die Herausbildung der für den Faschismus typischen Doppelstruktur: Der Oberste Rat stand in Konkurrenz zum Parlament, die faschistische Miliz war eine Machtsäule neben dem Heer.

Im März 1923 wurde die Associazione Nazionalista Italiana, der 1910 von Enrico Corradini gegründete Kampfverband des radikalen Nationalismus, mit der faschistischen Partei verschmolzen. Zwei ihrer Führer, Luigi Federzoni und Alfredo Rocco, übernahmen später Schlüsselressorts in der Regierung: Federzoni im Juni 1924 das Innen-, Rocco im Januar 1925 als Justizministerium. Ende April 1923 wurden die Minister der Popolari aus dem Kabinett entlassen, nachdem zuvor ein Kongreß der katholischen Partei in Turin Kritik an den fortdauernden Gewalttaten der Faschisten und ihrer Ideologie geübt und sich gegen die von Mussolini in die Wege geleitete Wahlrechtsreform ausgesprochen hatte. Im Juli 1923 wurde das neue Wahlgesetz verabschiedet, die «Legge Acerbo». Ihr einziger Zweck war es, dem «listone», der gemeinsamen Liste der Faschisten und ihrer bürgerlichen Verbündeten, der «fianchegiattori», eine solide Mehrheit zu verschaffen: Die erfolgreichste Liste erhielt, sofern mindestens ein Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen auf sie entfiel, zwei Drittel der Sitze. In der Abgeordnetenkammer stimmten 235 Parlamentarier für und 140 gegen das Gesetz, im Senat war das Stimmenverhältnis 165 zu 41.

Unter den Nein-Stimmen waren die der Kommunisten und Sozialisten, der reformistischen Sozialdemokraten um Ivanoe Bonomi und der Abgeordneten der Demokratischen Partei Giovanni Amendolas. Die meisten Popolari enthielten sich der Stimme; die 39 Abgeordneten, die für oder gegen das Gesetz stimmten, wurden aus der Partei ausgeschlossen. Einige der dem Vatikan besonders nahestehende Senatoren der Popolari verließen daraufhin die Partei, was allgemein als Absage der Kurie an die katholische Partei verstanden wurde. Die Liberalen, unter ihnen die früheren Ministerpräsidenten Giolitti, Salandra und Orlando, stimmten für die Legge Acerbo und damit gegen das parlamentarische System. Noch immer sahen sie in der Regierung Mussolini das kleinere Übel, verglichen mit dem Chaos der frühen Nachkriegszeit. Den anhaltenden Terror lokaler Faschistenführer nahmen sie billigend in Kauf, da er sich nicht gegen sie, sondern gegen die Linke richtete.

Für den faschistischen Straßenterror bedeutete der «Marsch auf Rom» keine Zäsur: Die Zahl der Gewalttaten gegen politische Gegner ging nach der Regierungsübernahme Mussolinis nicht zurück. Allein zwischen dem 18. und dem 20. Dezember 1922 wurden, als Vergeltung für die Ermordung von zwei Faschisten, in Turin zwischen 11 und 22 (die Zahlenangaben schwanken) Kommunisten, Anarchisten und Sozialisten umgebracht. Verhaftungen und Verurteilungen von Gewalttätern aus den Reihen der Squadre waren äußerst selten. Verhaftet wurden hingegen in großer Zahl kommunistische Funktionäre: zwischen Dezember 1922 und Februar 1923 insgesamt 2235, 252 von ihnen im Zusammenhang mit der Verhaftung des ultralinken Parteiführers Amadeo Bordiga, eines erklärten Gegners einer Zusammenarbeit zwischen Kommunisten und Sozialisten. Im April 1923 wurde Bordiga vom Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale, das sich unter dem Eindruck der faschistischen Machtübernahme inzwischen auf die Taktik der linken Einheitsfront festgelegt hatte, als Parteiführer abgelöst. In der neuen, von der Komintern eingesetzten Parteiführung hatte die Gruppe um Bordiga keine Mehrheit mehr.

Die ersten Wahlen nach dem neuen Wahlgesetz fanden am 6. April 1924 statt. Der Wahlkampf war geprägt von Gewalttaten der Squadre gegen die oppositionelle Linke. Der Urnengang erbrachte trotz der massiven Einschüchterungen der Antifaschisten und zahlreicher Manipulationen «nur» 65 Prozent für die gemeinsame Liste der Faschisten und ihrer Verbündeten: Auf sie entfielen 356 Mandate, während die oppositionellen Parteien 141 Abgeordnete stellten, darunter 39 Popolari, 24 Reformisten des Partito Socialista Unitario (PSU), 22 sozialistische Maximalisten und 19 Kommunisten. In den nördlichen Regionen Piemont, Ligurien, Lombardei und Venetien hatten die Oppositionellen die Mehrheit errungen, im übrigen Italien der gouvernementale «listone».

Knapp acht Wochen nach der Wahl, am 30. Mai 1924, prangerte Giacomo Matteotti, der Sekretär der PSU, in der Deputiertenkammer den faschistischen Terror während des Wahlkampfes an und forderte, ständig von stürmischen Zwischenrufen der Mehrheit unterbrochen, die Annullierung der Wahl. Es blieb nicht bei verbalen Protesten der Faschisten. Am 10. Juni wurde Matteotti auf dem Weg ins Parlament am Lungotevere Arnaldo di Brescia von fünf Squadristen unter Führung von Amerigo Dumini überfallen, in ein Auto gezerrt und dort durch einen Dolchstoß in die Brust getötet. Die Leiche des sozialistischen Deputierten wurde erst am 16. August in der Macchia della Quartarella, einem Wald bei der Gemeinde Riano nahe Rom, entdeckt.

Das Verschwinden Matteottis stürzte Italien in einen Zustand höchster Erregung und den regierenden Faschismus in seine bisher tiefste Krise. Mit Ausnahme der Kommunisten und einiger unabhängiger Liberaler, darunter Giolitti, zogen die oppositionellen Abgeordneten unter Führung Amendolas, dem legendären antiken Beispiel der «secessio plebis» zu Beginn des 5. Jahrhunderts vor Christus folgend, aus der Kammer aus, um sich auf dem Aventin als die wahre Volksvertretung zu konstituieren. Mussolini behauptete am 13. Juni vor der Kammer, nur einer seiner Feinde habe sich eine derart teuflische Tat wie die vom 10. Juni ausdenken und ein solches Verbrechen verüben können. Tags darauf entließ er einige besonders diskreditierte faschistische Staatsfunktionäre wie den Leiter seines Presseamtes, Cesare Rossi, und den Unterstaatssekretär des Innenministeriums, Aldo Finci. Am 16. Juni gab Mussolini das Amt des Innenministers auf und übertrug es dem ehemaligen Nationalisten Luigi Federzoni. In den folgenden Wochen sorgte Polizeichef Emilio de Bono, bevor auch er entlassen (und zum Kommandierenden General der Miliz ernannt) wurde, dafür, daß die unmittelbar an der Tat beteiligten, mittlerweile verhafteten, Squadristen bis auf einen fliehen konnten und straffrei blieben.

Trotz aller Dementis zweifelte kaum jemand daran, daß die eigentliche und letzte Verantwortung an der Ermordung Matteottis, an der es seit Mitte August nichts mehr zu deuteln gab, beim Mann an der Spitze der Regierung lag. Doch zu irgendwelchen Aktionen der Gegner kam es nicht. Die Opposition auf dem Aventin hatte zwar endlich zu einer prekären Einheit gefunden, aber diese blieb praktisch folgenlos. Ein Generalstreik, wie die Kommunisten ihn forderten, wurde nicht ausgerufen, weil er dem Gros der antifaschistischen Abgeordneten als Spiel mit dem Feuer des Bürgerkriegs erschien. Statt dessen setzten viele, obenan Amendola, ihre Hoffnung auf ein Eingreifen König Umbertos II. Doch dieser verwies auf die Verantwortung der Deputiertenkammer, die seit dem Auszug der Opposition ein Rumpfparlament war, und des Senats, der der Regierung Mussolini am 26. Juni und am 5. Dezember das Vertrauen aussprach.

Am 27. Dezember veröffentlichte «Il Mondo», die Zeitung Amendolas, ein «Memoriale» des entlassenen Staatssekretärs Rossi, das Mussolini schwer belastete. Demnach hatte der «Duce» kurz nach Matteottis Rede vom 30. Mai zu Rossi gesagt: «Was macht diese Tscheka? (Cosa fa questa Ceka?). Was macht Dumini? Jener Mann (Matteotti, H. A. W.) sollte nach einer derartigen Rede aus dem Verkehr gezogen werden … (Quell’uomo dopo quel discorso non dovrebbe più circolare …).» Amerigo Dumini stand an der Spitze einer der bolschewistischen Geheimpolizei, der Tscheka, ähnlichen Organisation der Squadre. Mussolinis Worte, wenn sie denn so gefallen waren, konnten kaum anders gedeutet werden denn als Aufforderung, den oppositionellen Parlamentarier zum Schweigen zu bringen. Der Regierungschef als Auftraggeber eines Mordes: Rossis Memorandum schien den Verdacht der Antifaschisten in eine Gewißheit zu verwandeln.

Mussolini hatte im Spätsommer und Herbst 1924 lange geschwankt, ob er mehr auf radikale Faschisten wie Roberto Farinacci hören sollte, die ihn zu einem harten Vorgehen gegenüber der Opposition drängten, oder ob es besser wäre, die Zusammenarbeit mit seinen liberalen Unterstützern fortzusetzen, was auf politische Mäßigung hinauslief. Auf einem Parteitag der Liberalen in Livorno Anfang Oktober war die gouvernementale Richtung in der Minderheit geblieben. Im November wandten sich Giolitti und Orlando, Ende Dezember, nach der Veröffentlichung von Rossis «Memoriale», auch Salandra gegen die Regierung. Nach der Abwanderung seiner bisherigen Partner blieb dem «Duce» nur noch die Rückendeckung des harten Kerns der faschistischen Bewegung. Die Abwanderung seiner bisherigen Partner schwächte die Position Mussolinis. Wenn er an der Macht bleiben wollte, mußte er sich also stärker als zuvor auf den harten Kern der faschistischen Bewegung, die Radikalen, stützen. Deswegen entschloß sich der «Duce» um die Jahreswende 1924/25, die Krise durch einen Befreiungsschlag zu beenden, den man mit Fug und Recht einen Staatsstreich nennen kann – seinen zweiten, wenn man den «Marsch auf Rom» ebenfalls als Staatsstreich bewertet.

Am 3. Januar 1925 trat der Ministerpräsident, nachdem er tags zuvor seine Absichten mit dem König besprochen hatte, vor die Kammer. In seiner bisher wichtigsten Rede übernahm Mussolini persönlich die volle «politische, moralische und historische Verantwortung» für alles, was geschehen war. «Wenn der Faschismus nur Rhizinusöl und Gummiknüppel geworden ist und nicht vielmehr eine überlegene Leidenschaft der besten italienischen Jugend, dann ist es meine Schuld! Wenn der Faschismus eine kriminelle Vereinigung (un’associazione a delinquere) geworden ist, dann bin ich das Haupt dieser Vereinigung! … Wenn sich zwei Elemente im Kampf befinden und nicht nachgeben wollen, dann ist Gewalt die Lösung … Italien will Frieden, Ruhe und ungestörte Arbeit. Wir werden ihm Ruhe und ungestörte Arbeit sichern – wenn möglich in Liebe, wenn nötig mit Gewalt. Seien Sie gewiß meine Herren, daß innerhalb von 48 Stunden nach meiner Rede die Situation vollständig geklärt sein wird.» Um seine Provokation noch zu verschärfen, verwies der «Duce» die Abgeordneten auf eine Möglichkeit, die ihnen Artikel 47 der Verfassung vom März 1848 gewährte: das Recht, Minister des Königs anzuklagen und vor das Oberste Gericht zu stellen.

Der 3. Januar 1925 markiert einen Wendepunkt in der Geschichte des italienischen Faschismus. Um Begriffe von Wolfgang Schieder zu verwenden: Die «Bewegungsphase» war nun endgültig abgeschlossen, die eigentliche «Regierungsphase» begann. Das Regime etablierte sich als die offene Diktatur, auf die die Entwicklung seit dem «Marsch auf Rom» im Oktober 1922 angelegt war. Innerhalb der 48 Stunden, von denen Mussolini in seiner Rede gesprochen hatte, wurden die letzten Minister aus den Reihen der Liberalen Partei entlassen. Der ehemalige Nationalist Alfredo Rocco trat an die Spitze des Justizministeriums. Zahlreiche oppositionelle Zeitungen wurden beschlagnahmt und danach einer scharfen Zensur unterworfen. Das wichtigste Blatt des Landes, der traditionsreiche Mailänder «Corriere della Sera», hatte sich unter massivem Druck freilich schon im November 1924, nach der Entlassung des liberalen Chefredakteurs Luigi Albertini durch die Eigentümerfamilie Crespi, auf Regierungskurs begeben. Bald darauf übernahmen die Faschisten auch die Kontrolle über die Turiner «Stampa».

Am 7. Januar 1925 berichtete Innenminister Federzoni über seine Maßnahmen: Zahlreiche politische Clubs waren geschlossen, angeblich aufrührerische Organisationen aufgelöst, sämtliche politische Versammlungen verboten, viele verdächtige Häuser durchsucht und gefährliche Unruhestifter verhaftet worden. Die parlamentarische Opposition auf dem Aventin protestierte in einem Manifest vom 9. Januar gegen die Unterdrückung der bürgerlichen Freiheiten und sprach vom Beginn des «letzten Abschnitts des Konflikts zwischen Faschismus und Volk». Als einige der oppositionellen Abgeordneten in die Kammer zurückkehren wollten, wurde ihnen der Eintritt versperrt. Am 18. Februar 1925 wurde Roberto Farinacci, die treibende Kraft bei der Bekämpfung der unabhängigen Presse, vom Gran Consiglio zum Generalsekretär der faschistischen Partei gewählt. Unter Berufung auf Mussolini erklärte er, der Faschismus habe bisher nur eine Schlacht gewonnen, den Krieg müsse er noch gewinnen.

Die Opposition hätte nicht auf so breiter Front zerschlagen werden können, wäre sie rechtzeitig zu der Einsicht gelangt, daß sie nur dann etwas politisch bewirken konnte, wenn sie sich auf eine gemeinsame Strategie verständigte und sich an sie hielt. Die späte Kritik Giolittis, Orlandos und Salandras an der Politik Mussolinis wirkte wenig überzeugend, da sie durch ihre Zusammenarbeit mit den Faschisten ihre moralische Glaubwürdigkeit verspielt hatten. Der bürgerliche Liberalismus wurde zusätzlich dadurch geschwächt, daß seine wichtigsten gesellschaftlichen Stützen, die Industriellen und die Großgrundbesitzer, nicht daran dachten, sich mit einem System anzulegen, das ihre Interessen viel wirksamer schützte als die vorangegangenen Regierungen. Wer von den früheren Repräsentanten Italiens auf politische Betätigung verzichtete, konnte meist auch unter der Diktatur unbehelligt weiterleben. Prominente Vertreter des Geisteslebens wie der Philosoph Benedetto Croce, der sich erst Anfang 1924 unzweideutig gegen das faschistische Regime stellte, durften mit einem gewissen Maß an Nachsicht rechnen. Croces Zeitschrift «Critica» konnte weiter erscheinen, ohne daß sie sich ideologisch dem Faschismus unterwarf.

Die Maßnahmen vom Beginn des Jahres 1925 waren nur eine Etappe auf dem Weg in die faschistische Diktatur. Vorangetrieben wurde diese Entwicklung unter anderem durch die faschistischen Gewerkschaften, die «Sindacati nazionali», die sich Anfang 1922 unter Führung Edmondo Rossonis in der Confederazione Nazionale delle Corporazioni Sindacali zusammengeschlossen hatten. Die Sindacati propagierten einerseits die Überwindung des Klassenkampfes und die Zusammenarbeit von Kapital und Arbeit, hielten aber andererseits, im Unterschied zu den «gelben», unternehmerfreundlichen Gewerkschaften anderer Länder, am Mittel des Streiks fest. Innerhalb des PNF standen sie stets auf der Seite der Extremisten um Roberto Farinacci und Italo Balbo.

Das Bekenntnis zum Streik war kein bloß verbales. Anfang 1925 entfesselten die Sindacati nazionali eine antikapitalistische Kampagne, die im faschistischen Metallarbeiterstreik vom Februar und März gipfelte. Ein halbes Jahr später aber, am 2. Oktober 1925, schlossen die faschistischen Gewerkschaften mit der Dachorganisation der Unternehmerverbände, der Confindustria, den Patto di Palazzo Vidoni, in dem sie auf den Streik und ihre Verhandlungspartner auf die Aussperrung verzichteten. Einigkeit erzielten beide Seiten auch über die Beseitigung der Betriebsräte (commissioni interne), die die Faschisten nie unter ihre Kontrolle gebracht hatten. Die Sindacati nazionali sicherten sich das Monopol für den Abschluß von kollektiven Tarifverträgen, womit den anderen Gewerkschaften die Daseinsgrundlage entzogen wurde. Die sozialistische Confederazione Generale del Lavoro löste sich selbst auf. Im April 1926 wurden die Vereinbarungen vom Oktober des Vorjahres von Justizminister Rocco in Gesetzesform gebracht und die Spartenverbände (confederazioni) der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sofern sie mindestens ein Zehntel der Berufsangehörigen umfaßten, staatlich anerkannt.

Am 4. November 1925, einen Monat nach Abschluß des Patto di Palazzo Vidoni, versuchte ein ehemaliger Abgeordneter des Partito Socialista Unitario, Tito Zaniboni, ein Attentat auf Mussolini zu verüben, das im letzten Augenblick verhindert werden konnte, aber folgenreich war. Das Regime antwortete mit dem Verbot des PSU (ein Mitverschwörer Zanibonis, der General Luigi Capello, war Freimaurer) und den von Justizminister Rocco vorgelegten «Leggi fascistissime». Das wichtigste derselben war das Gesetz über den Capo del Governo, das den Ministerpräsidenten mit umfassenden außerordentlichen Vollmachten ausstattete und dem Parlament das Recht der Gesetzesinitiative entzog. Ein Gesetz vom 31. Januar 1926 gab der Exekutive das Recht, wann immer sie es für richtig hielt, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen, womit die Gewaltenteilung faktisch aufgehoben war. Es folgten Gesetze, die die Stellung der Präfekten (auch gegenüber der faschistischen Partei) stärkten, die kommunale Selbstverwaltung abschafften (an die Stelle des gewählten Bürgermeisters, des «sindaco», trat der vom Staat ernannte «podestà»), die Journalisten in einer Zwangsorganisation zusammenfaßten und die Entlassung politisch unzuverlässiger Beamter erlaubten.

Ein wesentliches Merkmal der Leggi fascistissime war der Etatismus: Nicht die faschistische Bewegung, sondern der Staat gab den Ton an. Aber es war nicht der überkommene Staat, der die Partei zu seinem Instrument machte, sondern der faschistische Staat mit dem «Capo del governo e Duce del fascismo», Benito Mussolini, an der Spitze. Roberto Farinacci, der Exponent der Bewegung, mußte 1926 als Generalsekretär zurücktreten, viele seiner Anhänger gingen ihrer Parteiämter verlustig. Mit Farinacci wurden auch mehrere «ras» (regionale Parteiführer) entmachtet. Wer sich der neuen Linie anschloß, konnte auf seinem Posten verbleiben. Unter dem neuen Generalsekretär Augusto Turati, der dieses Amt bis 1930 ausübte, ordnete sich der Partito Nazionale Fascista fortschreitend dem Regierungsapparat unter.

Am 5. Januar 1927, zu Beginn des Jahres, in dem die Mitgliederzahl der faschistischen Partei die Millionengrenze überstieg, unterstellte der «Duce» die Segretari Federali, die regionalen Parteisekretäre, dem Präfekten. Wolfgang Schieder sieht darin «den Wendepunkt in der Entwicklung des PNF von der regierenden zur dirigierten Einheitspartei. Die Partei wandelte sich in eine bürokratische Massenorganisation von Karrieristen und angepaßten Mitläufern, die nicht vorrangig politisch motiviert waren. Sie verlor damit die aggressive Stoßkraft, die der Extremismus in die Partei gebracht hatte. Zugleich aber stellte sich heraus, daß sich auch das Integrationskonzept Mussolinis nur begrenzt verwirklichen ließ. Die traditionellen Eliten blieben der faschistischen Einheitspartei weitgehend fern und entzogen sich damit einer direkten politischen Kontrolle durch den faschistischen Diktator.»

Im Herbst 1926 war es erneut der gescheiterte Versuch eines Anschlags auf Mussolini, der eine Steigerung der repressiven Dynamik bewirkte: das Attentat des fünfzehnjährigen Anteo Zamboni, der unmittelbar darauf vom faschistischen Mob gelyncht wurde, am 31. Oktober in Bologna. Das Regime reagierte am 5. November mit der Auflösung aller Parteien, dem Verbot oppositioneller Zeitungen, der Schaffung einer besonderen politischen Polizei, der Divisione Polizia Politica, kuz «POLPOL» genannt, und der eigentlichen Geheimpolizei, der Organizzazione di Vigilanza e Repressione dell’Antifascismo (OVRA), der Annullierung sämtlicher Reisepässe und der Einführung einer neuen Maßnahme: der Verbannung von Oppositionellen, was Inhaftierung und oft auch Folter auf einer der «isole maledette» genannten Vulkaninseln, darunter Ustica und Lipari, bedeutete. Zu den Verbannten gehörte auch der Arzt und Schriftsteller Carlo Levi, der seine Erfahrungen 1945 in dem Roman «Christus kam nur bis Eboli» literarisch verarbeitet hat.


Am 9. November erklärte die faschistische Mehrheit der Deputiertenkammer die Mandate der oppositionellen Abgeordneten für erloschen. Es folgten, auf der Grundlage des Staatsschutzgesetzes vom 25. November 1926, die Errichtung eines Sondergerichtshofes (Tribunale Speciale) für politische Straftaten, die Einführung neuer, auch rückwirkend geltender schwerer Strafen, gegebenenfalls der Todesstrafe, für antifaschistische Betätigung sowie einer Polizeihaft, die administrativ, also ohne Einschaltung von Gerichten verhängt werden konnte. Auf Grund des neuen Gesetzes wurde der faktische Führer der Kommunisten, Antonio Gramsci, den die Polizei bereits am 8. November 1926 verhaftet hatte, im Juli 1928 vom Sondergericht zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt. Wer von den prominenten Linken noch nicht emigriert oder inhaftiert war, versuchte, ins Ausland zu entkommen. Italien war seit dem November 1926 auch offiziell ein Einparteienstaat und mehr denn je ein Polizeistaat.

Die Politik der Repression konnte nur wirken, weil sie von einer Politik der Integration begleitet wurde. Auf die Gewinnung der Arbeiterschaft zielte die 1925 geschaffene Freizeitorganisation Opera Nazionale Dopolavoro (OND), die vor allem mit ihren sportlichen, kulturellen und touristischen Angeboten den proletarischen Massen einen Ausgleich für den Verlust der politischen Freiheit und wiederholte Lohnsenkungen bieten sollte und dieses Ziel in begrenztem Umfang wohl auch erreichte: Die Mitgliederzahl der OND stieg von 280.000 im Jahr 1926 auf über 1 Million 1929 und schließlich auf 4,6 Millionen im Kriegsjahr 1940.

Als sehr viel weniger wirksam erwiesen sich die Bemühungen um die Überwindung von Klassengesellschaft und Klassenkampf im «stato corporativo». Die am 21. April 1927, dem legendären «Geburtstag Roms», vom Großen Faschistischen Rat beschlossene Carta del Lavoro sah die Eingliederung der staatlich anerkannten Berufsverbände, der «confederazioni», von Arbeitgebern und Arbeitnehmern in gemeinsame «corporazioni» vor. In den Korporationen sollten die Vertreter von Kapital und Arbeit unter Führung von Staat und Partei die Produktion im nationalen Interesse regeln und planen. Ein neues Wahlgesetz vom Mai 1928 gab den «confederazioni» das Vorschlagsrecht für die vom Großen Faschistischen Rat zu beschließenden Kandidaturen auf der faschistischen Einheitsliste für die Parlamentswahlen – ein Recht, das angesichts des ausschlaggebenden Einflusses des PNF freilich nur auf dem Papier stand.

Die erste Wahl auf der Grundlage des neuen Wahlrechts im März 1929 erbrachte die erwartete plebiszitäre Akklamation: 8,5 Millionen Ja-Stimmen standen nur 136.000 Nein-Stimmen gegenüber. Nach der Wahl vergingen nochmals fünf Jahre, bis am 5. Februar 1934 ein Gesetz über die Bildung und Aufgaben der Korporationen verabschiedet und eine Nationalversammlung der insgesamt 22 Korporationen einberufen werden konnte. Eine autonome Interessenvertretung war im «stato corporativo» nicht mehr möglich. Entscheidend war die Willensbildung des faschistischen Machtzentrums um Mussolini. Die «confederazioni» und «corporazioni» mit ihrem schwerfälligen Apparat und das Einheitsparlament dienten nur als legitimatorische Fassade. Daran änderte sich auch nichts, als im Januar 1939 Parlament und Korporationen in der Camera dei fasci e delle corporazioni zusammengeschlossen wurden.

Als Integrationspolitik waren auch die Lateranverträge vom 11. Februar 1929 zu verstehen. Im ersten Vertrag, dem «Trattato», wurde der Kirchenstaat wieder hergestellt, der im Oktober 1870 durch den Anschluß Roms an das Königreich Italien aufgehört hatte zu bestehen. Die Anerkennung der Souveränität und der Regierungsgewalt des Papstes über die Città del Vaticano erlaubte es dem Heiligen Stuhl, die römische Frage für beigelegt zu erklären. Der zweite Vertrag, eine Finanzkonvention, sagte dem Vatikan als Ersatz für den alten Kirchenstaat eine hohe Entschädigung zu. Der dritte Vertrag, das Konkordat, gewährte der katholischen Kirche Bedingungen, die sie unter einer liberalen Regierung nie hätte durchsetzen können: Die katholische Religion wurde als Staatsreligion anerkannt; die Kirche erhielt eine Garantie für die Freiheit der Seelsorge und des Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen; die kirchlich geschlossene Ehe galt fortan auch als zivilrechtlich wirksam.

Ein Hindernis auf dem Weg zum Konkordat war zunächst der Monopolanspruch der faschistischen Jugendorganisation, der 1926 geschaffenen Opera Nazionale Ballila (Ballila war der Name eines fünfzehnjährigen Jungen, der 1790 mit einem Steinwurf das Signal zum Aufstand gegen die Österreicher in Genua gegeben hatte). Der Opera Nazionale Ballila sollten zwecks körperlicher und militärischer Ertüchtigung sowie politischer Erziehung alle Jungen zwischen 7 und 14 Jahren angehören, ohne daß es eine rigide Beitrittspflicht gab. (Parallel dazu waren die Piccole italiane für Mädchen zwischen 8 und 14 Jahren, die Avanguardisti und die Giovani italiane für die männliche beziehungsweise weibliche Jugend zwischen 14 und 18 Jahren zuständig.) Der Kirche gelang es, ihren Jugendgruppen, die unter dem Namen Associazione di Azione Cattolica zusammengefaßt wurden, einen Sonderstatus zu sichern: Sie blieben bestehen, mußten sich aber jeder Tätigkeit enthalten, die in die gesetzlichen Aufgabengebiete der Staatsjugend fielen. An den Universitäten hingegen blieben die katholischen wie alle anderen nichtfaschistischen Vereinigungen ausgeschaltet: Die männlichen Studenten waren fast zu 100 Prozent in den Gruppi universitari fascisti organisiert.

Die Lateranverträge zogen einen Schlußstrich unter einen langen Konflikt, der fast sechs Jahrzehnte lang das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und dem italienischen Staat schwer belastet hatte. Mit der Wiederherstellung der weltlichen Herrschaft des Papstes und der Privilegierung der katholischen Kirche Italiens wurde eine Grundentscheidung des Risorgimento, die für den laizistischen Nationalstaat, revidiert. Der Faschismus dachte zwar nicht daran, sich zu «katholisieren» oder christlicher zu geben, als er war. Aber der Friedensschluß von 1929 festigte die Position des Regimes nicht nur im Innern, indem er die Katholiken stärker als zuvor an die neue Ordnung band. Er erhöhte auch das Prestige des faschistischen Italien und seines Führers im Ausland: Die gläubigen Katholiken in aller Welt hatten nun einen Grund, Mussolini und seiner Regierung ein gewisses Wohlwollen entgegenzubringen.

Wenn in den Jahren nach dem «Marsch auf Rom» etwas dem Regime Mussolinis reale Legitimation verschaffte, war es die wirtschaftliche Erholung seit Ende 1922. Diese Entwicklung entsprach zwar dem Trend der Weltwirtschaft, wurde aber durch die liberale Wirtschafts- und die strenge Haushaltspolitik von Finanzminister De Stefani zielstrebig gefördert (ein eigenes Wirtschaftsministerium gab es damals in Italien nicht). Die Industrieproduktion wuchs zwischen 1922 und 1929 um 50 Prozent, und auch die Landwirtschaft verzeichnete beträchtliche Wachstumsraten, zu denen die von der Regierung proklamierte «battaglia di grano», eine Ankurbelung der Getreideproduktion, wesentlich beitrug. Die Landwirtschaft erfreute sich schon aus ideologischen Gründen der besonderen Aufmerksamkeit des Regimes: Von den sozialen und mentalen Schäden der Industrialisierung überzeugt, forderten die Faschisten eine «ruralizzazione» (Verländlichung) Italiens. Das als ungesund empfundene Wachstum der Städte sollte beendet, der ländliche Raum gezielt entwickelt werden. Auf diese Weise hoffte der Faschismus auch der weiteren Auswanderung nach Übersee wirksam entgegenwirken zu können.

Eine Agrarreform, die die Interessen der großen Eigentümer verletzt hätte (eine Aufteilung der Güter etwa oder eine Abschaffung der «mezzadria», des Halbpachtsystems, in der Toskana), schied von vornherein aus: Die Latifundenbesitzer durften nicht verprellt werden, weil sie die wichtigsten Verbündeten der Faschisten waren; ohne ihre Hilfe wäre die Partei Mussolinis nicht an die Macht gekommen. Die Ruralisierung konnte infolgedessen nur die Form der Binnenkolonisation annehmen. Als Raum hierfür kamen neben der toskanischen Maremma und dem Maccarese nördlich von Rom nur die Pontinischen Sümpfe im Süden der Hauptstadt in Frage.

In dem zuletzt genannten Gebiet begannen 1930 seit langem geplante großflächige Trockenlegungsarbeiten, die in der Zeit der Weltwirtschaftskrise auch im Sinne einer konjunkturbelebenden staatlichen Arbeitsbeschaffung durchgeführt wurden. In den dreißiger Jahren entstanden hier fünf neue Retortenstädte: Littoria, das heutige Sabaudia, Pomezia, Aprilia und Pontina. Sie wurden als kommunale ländliche Zentren (centri comunali agricoli) konzipiert und orientierten sich am Idealbild einer faschistischen Stadt: Im Zentrum standen das Rathaus und ihm gegenüber die katholische Kirche, beide überragt von dem örtlichen Sitz der Partei, der «casa del fascio» mit ihrem Liktorenturm. Weiter gehörten in der Regel eine Milizkaserne und ein Freizeitzentrum der Opera Nazionale Dopolavoro zum Stadtkern.

Die Ruralisierung wurde wie die «Getreideschlacht» mit großem propagandistischem Aufwand betrieben, zeitigte aber nicht die gewünschten Ergebnisse. Zwischen 1921 und 1930 nahm die Zahl der Beschäftigten insgesamt um 1,1 Millionen zu, im landwirtschaftlichen Sektor aber nahm sie um 530.000 ab. Bis 1940 wurden nur 100.000 Menschen auf neu kultiviertem Land angesiedelt. Da der Faschismus sich nicht als rückwärtsgewandt, sondern modern präsentieren wollte, konnte er in der Praxis auch gar nicht das Land systematisch gegenüber der Stadt privilegieren. Er mußte, um der Krise nach 1929 entgegentreten zu können, auch die industrielle Erzeugung beleben, was er, an die Praxis früherer Regierungen anknüpfend, mit Hilfe protektionistischer, jetzt am utopischen Ziel der Autarkie ausgerichteter Maßnahmen tat: Die Stahlindustrie produzierte zu Preisen, die zwischen 50 und 100 Prozent über denen des Weltmarkts lagen.

Das wichtigste Instrument der faschistischen Industriepolitik war das 1933 gegründete Istituto per la Ricostruzione Industriale (IRI), das zeitweilig 42 Prozent des Kapitals aller Aktiengesellschaften und sämtlicher kriegswichtigen Industrien kontrollierte. Mit seinem gemischten, teils staatlichen, teils privaten Management trug das IRI vermutlich entscheidend dazu bei, daß die Wachstumsraten des italienischen Bruttoinlandsprodukts in den dreißiger Jahren erstmals den europäischen Durchschnitt leicht übertrafen und der Anteil Italiens an der Weltindustrieproduktion 1938 mit 2,8 Prozent knapp über dem Stand von 1928, nämlich 2,7 Prozent, lag.

Nicht nur den neuen, auch den alten Städten suchte der Faschismus seinen Stempel aufzudrücken. Unter dem Stichwort «sventramento» (Niederreißung) wurden, wo immer das möglich erschien, die historischen Stadtzentren entkernt, wodurch Platz für faschistische Monumentalbauten und neue axiale Straßenzüge entstand. Besonders tiefe Spuren hat die Urbanisierungspolitik des Regimes in Rom hinterlassen. Dort ließ Mussolini durch seinen Chefarchitekten Marcello Piacentini die gesamte innerstädtische Straßenführung sternförmig auf die Piazza Venezia, wo seit 1929 sein Amtssitz, der Palazzo Venetia, lag, ausrichten. Die großen neuen Straßen eigneten sich nicht nur für Paraden, auf ihnen konnten die Massen auch rasch zu den Reden strömen, die der charismatische «Duce» vom Balkon des Palazzo Venezia aus hielt.

Von den älteren römischen Bauten galten Mussolini nur die antiken, und unter diesen vor allem die der Kaiserzeit, als wirklich erhaltenswert. Straßendurchbrüche sollten den Blick frei geben auf die Überreste des kaiserlichen Rom, den Kapitolshügel, das Forum Romanum, den Palatin, das Kolosseum und den Circus Maximus, und diese zu einem einzigen großen Erinnerungsmonument machen. Eben diesem Ziel diente auch das Projekt der Via dell’Impero, der heutigen Via dei fori Imperiali. Das antike Herrschaftszentrum wurde auf diese Weise von einem breiten faschistischen Straßenring umgeben, wobei der «Duce» auch bei diesen Straßen Wert darauf legte, daß sie sich für Paraden eigneten.

Das alte Rom wurde während der Herrschaft Mussolinis radikal umgestaltet. Das Ergebnis hat Wolfgang Schieder wie folgt zusammengefaßt: «Das Rom der Antike, vor allem das kaiserliche Rom, ist seitdem topographisch nur noch in faschistischer Verfremdung präsent. Um die antiken Monumente in ihrer authentischen Form kennenzulernen, müßten daher erst einmal die faschistischen Überlagerungen abgetragen oder zumindest deutlich gemacht werden. Solange das nicht der Fall ist, wird die römische Antike durch den Faschismus repräsentiert.»

Im faschistischen Romkult, der «romanità fascista», spiegelte sich der Wunsch des Regimes, sich durch Berufung auf ein historisches non plus ultra selbst zu erhöhen. Das Imperium Romanum galt als Vorbild des neuen, erst noch zu schaffenden Impero fascista. Aus dem alten Rom stammten die meisten Symbole und zahlreiche Begriffe der Faschisten, von «fasci» und den Liktorentürmen über die hierarchische Gliederung der Miliz in «manipoli», «centurie», «coorti» und «legioni» bis hin zum Gruß mit dem erhobenen rechten Arm. 1926 ließ sich Mussolini bei einem demonstrativen Flottenbesuch in Libyen, wo Italien in Kämpfe mit der einheimischen Unabhängigkeitsbewegung verwickelt war, als neuer Scipio Africanus feiern. Nach dem Vorbild des Augustus stilisierte er sich nach dem Abessinienkrieg von 1935/36 zum großen Friedensstifter. Rechtzeitig zum 2000. Geburtstag des ersten römischen Kaisers ließ er (als Teil eines modernen Pavillons zwischen dem völlig umgebauten Augustus-Mausoleum und dem Tiber) die Ara Pacis aus dem Jahr 9 vor Christus rekonstruieren. Italien und die Welt sollten wissen, wer der legitime Erbe des Augustus und der berufene Bewahrer seines Geistes war: der «Duce del Fascismo».

Eine ausgefeilte, wissenschaftliche Geltung beanspruchende Ideologie besaß der Faschismus, anders als der Kommunismus, nicht. Was seine Propagandisten an Bekundungen grundsätzlicher Art vortrugen, entstammte zum größten Teil der irrationalistischen Lebensphilosophie des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts, namentlich der von Henri Bergson entwickelten Lehre vom «élan vital» und Georges Sorels Plädoyer für die «action directe» und den Mut zum Mythos. Im April 1925 verabschiedete ein Kongreß faschistischer Intellektueller in Bologna ein von Giovanni Gentile verfaßtes Manifest, das sich an die «Intellektuellen aller Nationen» richtete. Der Faschismus, heißt es dort, werde «wie alle groß gewordenen geistigen Bewegungen immer stärker, immer fähiger zur Anziehung und Aufsaugung, immer wirksamer im Gewebe der Geister, Ideen, Interessen, Institutionen, kurz – in das lebendige Gefüge des italienischen Volkes besser eingefügt. Dann kann es nicht mehr darum gehen, die einzelnen Menschen zu zählen und zu messen, sondern die Idee zu beachten und richtig einzuschätzen, die wie jede wahre und lebendige Idee, welche ihre eigene Kraft ist, nicht von Menschen gemacht ist, sondern umgekehrt die Menschen macht.» In einer kurz darauf veröffentlichten Antwort nannte Benedetto Croce das Manifest eine «Schülerarbeit, in der sich überall ideologische Konfusionen und schlecht miteinander verknüpfte Überlegungen bemerkbar machen».

Mussolini selbst hielt erst 1932 die Zeit für gekommen, in einem Beitrag für die «Enciclopedia Italiana» so etwas wie eine «Doktrin des Faschismus» (Dottrina del fascismo) vorzulegen. Der «Mensch des Faschismus» verkörperte aus seiner Sicht «ein Leben, in welchem das Individuum durch Selbstverleugnung, durch Preisgabe seiner Sonderinteressen, selbst durch den Tod jenes durch und durch geistige Dasein verwirklicht, in dem seine Würde als Mensch beruht». Der Faschismus war «eine religiöse Auffassung, in der der Mensch in seiner inneren Verbundenheit mit einem höheren Gesetz gesehen wird, zu einem objektiven Geist, der über das besondere Individuum hinausgeht und es zu einem mitwissenden Glied einer geistigen Gemeinschaft macht … In diesem Sinn ist der Faschismus totalitär, und der faschistische Staat als Zusammenfassung und Vereinheitlichung aller Werte gibt dem Leben des ganzen Volkes seine Deutung, bringt es zur Entfaltung und kräftigt es.» Der Begriff der faschistischen Autorität habe nichts zu tun mit dem Polizeistaat. «Eine Partei, die eine Nation totalitär beherrscht, ist ein neues Faktum der Geschichte.»

Der Faschismus, wie Mussolini ihn authentisch deutete, verwarf die aufgeklärte Vernunft und bekannte sich zur Kraft des instinktiven Willens. Der Faschismus war antiindividualistisch, antiliberal und antimaterialistisch. Er stellte sich gegen eine Demokratie, die das Volk mit der Mehrheit gleichsetzte, und beanspruchte für sich, eine reinere Form der Demokratie zu verkörpern, weil er ein qualitatives Verständnis vom Volk habe. Der Faschismus sah im Staat ein Absolutum, in Individuen und Gruppen etwas Relatives. Er war nationalistisch, kriegerisch und expansiv und lehnte weltumspannende Verbrüderungen ab. «Der Krieg allein bringt alle menschlichen Energien zur höchsten Anspannung und verleiht den Völkern die Würde des Adels, die den Mut und die Virtù haben, dem Kampf die Stirn zu bieten … Für den Faschismus ist das Streben zum Impero, das heißt zur Expansion der Nation, ein Ausdruck der Vitalität … Völker, die steigen oder wieder aufsteigen, sind imperialistisch, nur niedergehende Völker können verzichten.»

Mussolini zögerte nicht, den Faschismus die «Doktrin des gegenwärtigen Jahrhunderts» zu nennen: ein Verdikt, das er damit begründete, daß die Völker heute ein Verlangen nach Autorität, Lenkung und Ordnung hätten. Er behauptete sogar, daß der Faschismus in der Welt nunmehr jene «Allgemeingeltung» (universalità) habe, die alle Doktrinen hätten, «die, indem sie sich verwirklichen, eine Etappe in der Geschichte des menschlichen Geistes darstellen». Der «Duce» schien in seinem Artikel von 1932 also davon auszugehen, daß der Faschismus keine reine italienische Erscheinung, sondern ein bestimmter Regimetypus sei – erreichbar auch für andere Völker, die sich zu einem radikalen Bruch mit den Illusionen des liberalen Zeitalters und den Versprechungen des Marxismus entschlossen.

Doch wenn er aus konkreten Anlässen sprach, hob Mussolini stets die Einzigartigkeit Italiens und seiner historischen Bestimmung hervor. Es waren eher die Antifaschisten auf der Linken, die frühzeitig den Begriff «Faschismus» vom italienischen Ursprungsland ablösten, um damit einen bestimmten neuen Typus gewalttätiger Bewegungen und Regime von rechts zu charakterisieren. In diesem Fall bedeutete der Begriff freilich nicht notwendig dasselbe, was er im italienischen Fall beinhaltete. Denn was immer außerhalb der Apenninenhalbinsel aus den italienischen Erfahrungen gelernt wurde, konnte nur wirksam werden, wenn es sich mit einem vergleichbar starken, die jeweilige Besonderheit betonenden Nationalismus verband. «Faschistische» Regime mochten sich zu Zweckbündnissen gegen Dritte verbinden und um Sympathisanten außerhalb der eigenen Grenzen bemühen. Aber eine «faschistische Internationale» wäre ein Widerspruch in sich gewesen.

Das Wort «totalitär» benutzte Mussolini in seinem Beitrag für die «Enciclopedia Italiana» 1932 nicht das erste Mal. Schon 1925 hatte er den «wilden totalitären Willen» (feroce volontà totalitaria) der Faschisten beschworen. Eine Neuschöpfung des «Duce» war der Begriff nicht: Vor Mussolini hatten seit 1923 liberale Kritiker wie Giovanni Amendola und Sozialisten wie Lelio Basso das faschistische Regime als «totalitario» bezeichnet. Mussolini meinte mit «totalitär» die von keiner Opposition gefährdete einheitliche Willensbildung des Staates entsprechend seiner 1925 ausgegebenen Devise «Alles im Staat, nichts außerhalb des Staates, nichts gegen den Staat» (tutto nello Stato, niente al di fuori dello Stato, nulla contra lo Stato).

Als «totalitär» gilt seit den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts ein Regime, für das Politik im Kern der Kampf zwischen Freund und Feind ist, das jede Opposition gewaltsam unterdrückt und alle Andersdenkenden durch die Allgegenwart seiner Geheimpolizei einschüchtert, das jede Art von Gewaltenteilung zugunsten des Machtmonopols einer Partei ausschaltet und mit Hilfe von Ideologie, Propaganda und Terror jene akklamatorische Zustimmung der Massen erzeugt, die es zur Legitimation nach innen und außen benötigt. In dieser Richtung hatte sich das faschistische Italien schrittweise entwickelt. Seit der Errichtung des Einparteienstaates Ende 1926 kam der Staat Mussolinis dem totalitären Regimetyp so nahe wie keine andere zeitgenössische Diktatur mit Ausnahme der Sowjetunion, in der Stalin um dieselbe Zeit seine verbliebenen Rivalen vollends ausschaltete.

Unbeschränkt aber war die Herrschaft Mussolinis nicht. Es gab neben dem «Duce del Fascismo» den König, der, wenn auch über kein persönliches, so doch über ein Amtscharisma verfügte und auch im Krieg militärischer Oberbefehlshaber der Streitkräfte in der Heimat blieb, es gab das von der faschistischen Partei nicht voll kontrollierte Militär, den zivilen Staatsapparat und die katholische Kirche, die in einem erheblichen Teil der italienischen Gesellschaft hohe Autorität genoß. Diese Gesellschaft war keineswegs vollständig gleichgeschaltet. Die Arbeiterschaft hatte das Regime zwar neutralisieren, aber nicht wirklich integrieren können. Im liberalen Bürgertum waren, wenn man aus dem Verhalten der liberalen Politiker und dem Wandel von Croces Positionen derart verallgemeinernde Schlußfolgerungen ziehen darf, die Vorbehalte gegen das Regime nach 1924 stärker als vor der Matteotti-Krise.

Zu den Stützen des faschistischen Staates gehörten nach wie vor Großgrundbesitzer und Industrielle, deren Hilfe entscheidend dazu beigetragen hatte, daß Mussolini im Oktober 1922 das Amt des Ministerpräsidenten übernehmen konnte. Aber sie bestimmten nicht die Politik des Regimes, sondern sahen sich durch den wachsenden Einfluß des faschistischen Apparats mehr und mehr in die Defensive gedrängt. Zu keiner Zeit traf auf Italien die berühmte von Georgi Dimitroff vorgetragene Faschismusdefinition des 13. Plenums des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale vom Dezember 1933 zu, wonach der «Faschismus an der Macht … die offene, terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals» war.

Sehr viel näher kam 1930 ein rechtskommunistischer Abweichler aus Deutschland, August Thalheimer, der Wirklichkeit im faschistischen Italien. Er knüpfte an die von Karl Marx 1852 in seinem «Achtzehnten Brumaire des Louis Bonaparte» vorgelegte Analyse des bonapartistischen Regimes in Frankreich an. Demnach war das politische System Louis Napoleons, des späteren Kaisers Napoleon III., die «verselbständigte Macht der Exekutivgewalt». Louis Napoleon war die höchste Staatsgewalt zugefallen, weil der offene Krieg zwischen Bourgeoise und Proletariat sich erschöpft hatte und keine der beiden Klassen stark genug war, eine neue Schlacht zu schlagen. Die Bourgeoisie war zu der Einsicht gelangt, daß sie, um ihre soziale Macht zu retten, auf die unmittelbare Ausübung ihrer politischen Macht über das Parlament verzichten und sich unter den Schutz einer starken Exekutivgewalt stellen mußte.

Parallelen zur Gegenwart lagen Thalheimer zufolge auf der Hand. Die Diktatur des italienischen Faschismus bedeutete, wie die des Bonapartismus in Frankreich, «die ‹Verselbständigung der Exekutivgewalt›, die politische Unterwerfung aller Massen, einschließlich der Bourgeoisie selbst, unter die faschistische Staatsmacht bei sozialer Herrschaft der Großbourgeoisie und der Großgrundbesitzer. Gleichzeitig will der Faschismus, wie der Bonapartismus, der allgemeine Wohltäter aller Klassen sein: daher ständige Ausspielung einer Klasse gegen die andere, ständige Bewegung in Widersprüchen im Innern.»

Mussolini als italienische Reinkarnation des zweiten Kaisers aus dem Hause Bonaparte: Bei allen Unterschieden zwischen Bonapartismus und Faschismus, die auch Thalheimer nicht leugnete, gab es in der Tat manche frappierenden Parallelen. Wie siebzig Jahre zuvor in Frankreich war es auch in Italien dem Proletariat nicht gelungen, selbst an die Macht zu kommen. Auch hier waren breite bürgerliche Kreise des instabilen parlamentarischen Systems überdrüssig und entsprechend empfänglich für das Versprechen eines starken Staates. Hier wie dort verfügte der Usurpator über eine gewaltbereite Privatarmee – Louis Napoleon über die «Gesellschaft des 10. Dezember», Mussolini über die «Squadre». Mussolini war in höherem Maß als Louis Napoleon ein charismatischer Führer, der Massen zu mobilisieren vermochte. Er verstand sich auf «Öffentlichkeitsarbeit», die notwendig war, um den Massen so zu erscheinen, wie er gesehen werden wollte: als willensstarker, durch nichts zu erschütternder, dynamischer Führer. Solange er seinen Apparat mit dem Gran Consiglio del Fascismo an der Spitze beherrschte und Erfolge vorweisen konnte, durfte er sich der plebiszitären Akklamation der Italiener einigermaßen sicher sein – zumal Terror und Wahlmanipulation im faschistischen Italien noch viel stärker ausgeprägt waren als im zweiten französischen Kaiserreich.

Im Verhältnis zur Außenwelt unterschied sich das Italien des «Duce» aber zunächst stark vom bonapartistischen Frankreich. Napoleon III. hatte immer wieder versucht, seine Herrschaft durch eine prestigeträchtige, aber riskante Außen- und Kriegspolitik zu stabilisieren. Mussolini begab sich in der Frühzeit seiner Regierung nur einmal, im Sommer 1923 nach der Ermordung des italienischen Vertreters bei der internationalen Kommission zur Festsetzung der griechisch-albanischen Grenze, General Tellini, und seiner Begleiter auf griechischem Territorium, auf den gefährlichen Boden einer Militäraktion: Er ließ, um Italien ein Faustpfand für Schadensansprüche zu sichern und das Ansehen seines Landes zu erhöhen, die griechische Insel Korfu von italienischen Truppen besetzen, räumte sie aber auf Druck des Völkerbunds und vor allem Großbritanniens rasch wieder, nachdem zuvor eine Pariser Botschafterkonferenz Griechenland zu einer Zahlung von 50 Millionen Lire verurteilt hatte.

In den folgenden Jahren blieben auswärtige Gewaltaktionen auf die italienischen Kolonien in Afrika, Eritrea, Somalia, Tripolitanien und, vor allem, der Cyrenaika, beschränkt. Dort führten Generalstabschef Badoglio, seit 1929 Generalgouverneur von Tripolitanien und der Cyrenaika, und sein Stellvertreter, General Graziani, beide Veteranen des Libyenkrieges von 1911/12, in den Jahren 1930/31 einen gnadenlosen, auch mit Hilfe von Giftgas geführten Kampf gegen eine Aufstandsbewegung im Norden des Landes, ja schließlich gegen die einheimische Nomadenbevölkerung insgesamt. Zehntausende kamen in Konzentrationslagern um. Im September 1931 wurde der Rebellenführer Omar al-Mukhtar nach einem Schauprozeß öffentlich hingerichtet. Bald darauf konnte Badoglio den erfolgreichen Abschluß des Feldzugs nach Rom melden.

In Europa hingegen gab sich das faschistische Italien außenpolitisch überwiegend maßvoll, ja in einigen Fällen betont kooperativ. Es verständigte sich im Januar 1924 mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen über Fiume, das es bereits im September 1923, noch während der Korfukrise, seinem Staatsgebiet angegliedert hatte. Mit Rumänien wurde 1926, mit Ungarn 1927 ein Freundschaftsvertrag geschlossen. Ein anderes Land auf der Ostseite der Adria erfuhr, wie schon erwähnt, eine weniger freundliche Behandlung: Albanien wurde durch die beiden Tirana-Verträge von 1926 und 1927 immer mehr in außenpolitische und militärische Abhängigkeit von Italien gebracht. Auf das Verhältnis zum benachbarten Österreich nahm das Italien Mussolinis keine Rücksicht, als es im Sommer 1923 mit der rigorosen Italianisierung Südtirols begann und Italienisch zur Amts- und Schulsprache machte. 1925 wurde Italienisch auch zur Gerichtssprache erklärt; Anfang 1926 erging ein Dekret, daß den Südtirolern die Italianisierung ihrer Namen zur Pflicht machte; 1927 erfolgte ein Verbot deutscher Parteien und Vereine. Nicht nur in Österreich, sondern auch in Deutschland rief dieses Vorgehen parteiübergreifend leidenschaftliche Proteste hervor. Die Politik des Reiches aber blieb davon im wesentlichen unberührt: Offiziell galt das Vorgehen Roms in «Alto Adige» (Oberetsch) als inneritalienische Angelegenheit. Nur einmal, im Februar 1926, beantwortete Außenminister Stresemann einen antideutschen Ausfall Mussolinis mit einer scharfen Zurechtweisung im Reichstag.

Mitte der zwanziger Jahre war das Urteil der europäischen Öffentlichkeit über das faschistische Italien gespalten. Die Sozialdemokraten und die Kommunisten sahen in Mussolini den im Interesse der Kapitalisten regierenden blutigen Unterdrücker der Arbeiterklasse. Auf der äußersten Rechten gab es begeisterte Zustimmung für die Niederwerfung der «Marxisten» und die Beseitigung des schwachen parlamentarischen Systems. Aber auch unter konservativen Politikern fand Mussolini hohe Anerkennung. Der Schatzkanzler des zweiten Kabinetts Baldwin, Winston Churchill, war bei einem Italienbesuch im Winter 1926/27 beeindruckt von der «hier herrschenden Disziplin, der Ordnung und den lächelnden Gesichtern». Nach einer Audienz beim «Duce» erklärte er am 19. Januar 1927 auf einer Pressekonferenz, «angesichts eines solchen mit größter Bereitwilligkeit angenommenen Systems wäre die Behauptung absurd, die italienische Regierung stehe nicht auf einer breiten Basis oder könne sich nicht auf die aktive Zustimmung der großen Masse stützen». Wenn er, Churchill, Italiener gewesen wäre, dann hätte er «in ihrem Kampf (dem Kampf der Regierung Mussolini, H. A. W.) gegen die bestialischen Gelüste und Begierden des Leninismus sicherlich von Anfang an und von ganzen Herzen auf ihrer Seite» gestanden.

Auch Liberale zollten dem faschistischen System Italiens und seinem Führer Reverenz. Am 11. Mai 1930 würdigte der Chefredakteur des «Berliner Tageblattes», Theodor Wolff, Mussolini nach einem ausführlichen Interview als maßvollen Realpolitiker ohne «nationalistische Eitelkeit». Die Antwort, die der «Duce» auf eine kritische Frage nach der Unterdrückung und Inhaftierung Andersdenkender gab, blieb unkommentiert: Er, Mussolini, müsse eine «autoritäre Demokratie» aufbauen.

Ein anderer deutscher Liberaler, der Schriftsteller Emil Ludwig, führte im Frühjahr 1932 eine Reihe von Interviews mit Mussolini, die er anschließend als Buch veröffentlichte. Darin feierte er den «Duce» als «großen Staatsmann», als «echten Diktator», als «Mann von der feinsten Höflichkeit» und als «natürlichsten Menschen von der Welt». Daß Mussolini ausdrücklich versicherte, der Faschismus sei «kein Exportartikel», war auch als Antwort auf Fragen nach den Gefahren der Diktatur zu verstehen. Beruhigt zeigten sich Ludwig wie Wolff, die beide aus jüdischen Familien stammten, darüber, daß der Faschismus Mussolinis Bekundung zufolge nicht antisemitisch war – eine Feststellung, die den unausgesprochenen Wunsch des «Duce» in sich schloß, nicht mit seinem leidenschaftlichsten deutschen Bewunderer in einen Topf geworfen zu werden: mit Adolf Hitler.[22]

Von Poincaré zu Poincaré:
Frankreich 1923–1929

Ein Jahr, nachdem in Italien die Faschisten an die Macht gelangt waren, schien sich auch in Frankreich eine Systemkrise anzubahnen: Am 14. Oktober 1923 hielt der Präsident der Republik, Alexandre Millerand, in Évreux, nahe Paris, eine Rede, in der er in kaum verschlüsselter Form eine Stärkung der Präsidialgewalt forderte und sich so demonstrativ auf die Seite des regierenden Bloc national unter Ministerpräsident Raymond Poincaré und gegen die Opposition stellte, daß die Linke dies als verdeckten Angriff auf das überkommene parlamentarische System verstand. Der Graben zwischen dem ehemaligen Sozialisten Millerand und den Oppositionsparteien war nun nicht mehr zu überbrücken. Die Kritik am Präsidenten wurde flankiert von einer großangelegten Kampagne der bürgerlichen Radikalsozialisten gegen die gesamte Außen-, Innen- und vor allem Finanzpolitik der Regierung Poincaré. Édouard Herriot, der Vorsitzende der Radicaux, ging im Winter 1923/24 soweit, öffentlich den Abbruch der französisch-belgischen Ruhrbesetzung zu fordern. An die Stelle der Konfrontationspolitik des Bloc national wollte die bürgerliche Linke die Zusammenarbeit mit Großbritannien und das Bemühen um eine Verständigung mit Deutschland setzen.

Zwischen den Radicaux und den Sozialisten gab es in dieser Hinsicht ein breites Feld der Übereinstimmung. Im Januar und Februar 1924 vereinbarten die Radikalsozialisten und die SFIO ein Wahlbündnis – jenes Cartel des gauches, das bei den Wahlen zur Deputiertenkammer im Mai 1924 einen großen Erfolg errang. Zwar erhielt der Bloc national mehr Stimmen als die Linke (4,5 Millionen gegenüber 4,2 Millionen), aber das Wahlgesetz und die Wahlabsprachen der Linken führten dazu, daß der letzteren eine sichere Mandatsmehrheit zufiel: Den 287 Abgeordneten der Kartellparteien (darunter 139 Radicaux und 104 Sozialisten) standen 228 Parlamentarier der Rechten gegenüber. Die Kommunisten kamen, dank einiger regionaler Hochburgen wie des Großraums Paris, auf 26 Abgeordnete. Die radikale Rechte, die Action française, blieb bedeutungslos.

Der Wahlsieg des Kartells machte die Position Millerands unhaltbar. Er hatte die Überparteilichkeit mißachtet, zu der ihn sein Amt verpflichtete, und mußte dafür einen hohen Preis bezahlen: Am 11. Juni kam er der Rücktrittsforderung der Linken nach. Zu seinem Nachfolger wurde zwei Tage später mit Unterstützung Poincarés der Senatspräsident Gaston Doumergue, ein Politiker des rechten Flügels der Radicaux, zum neuen Präsidenten der Republik gewählt. Unmittelbar danach beauftragte Doumergue Herriot mit der Regierungsbildung.

Der langjährige Bürgermeister von Lyon und Professor der Literaturwissenschaft hätte gern auch Sozialisten in sein Kabinett aufgenommen. Aber diese hatten sich schon im April 1919 auf ihrem ersten Nachkriegsparteitag in Paris gegen jedwede Beteiligung an einer Koalitionsregierung ausgesprochen. Das Nein zu einer derartigen Teilhabe an der «bürgerlichen» Macht ergab sich aus dem 1919 bekräftigten Bekenntnis zum proletarischen Klassenkampf. An diesem Credo hielt die SFIO unter der Führung von Léon Blum schon deshalb fest, weil jede Abweichung die Gefahr der Parteispaltung hervorgerufen hätte: Der linke Flügel wäre in diesem Fall von der Gründung einer linkssozialistischen Partei oder einem Anschluß an die Kommunisten vermutlich nicht mehr abzuhalten gewesen. Das Höchstmaß der Zusammenarbeit mit fortschrittlichen bürgerlichen Kräften war daher die parlamentarische Unterstützung einer Regierung der Radicaux, und eben dazu erklärte sich die SFIO im Juni 1924 bereit.

Der Machtwechsel von 1924 bedeutete vor allem eine außenpolitische Zäsur. Herriot, in Personalunion Ministerpräsident und Außenminister, konnte sich der Zustimmung der Sozialisten sicher sein, als er, entsprechend den Vorabsprachen, die er Ende Juni 1924 mit dem britischen Premierminister Ramsay MacDonald in Chequers getroffen hatte, auf der Londoner Reparationskonferenz vom Juli und August 1924 dem Dawes-Plan und der Räumung des Ruhrgebiets innerhalb eines Jahres zustimmte. Irgendwelche Sicherheitsgarantien der angelsächsischen Mächte erhielt Frankreich nicht, auch keine Anerkennung des von Paris betonten Zusammenhangs zwischen deutschen Reparationen und interalliierten Kriegsschulden. Aber angesichts der Schwäche des Franc und der daraus resultierenden Abhängigkeit von britischem und amerikanischem Wohlwollen hätte auch eine «nationalere» Regierung als die Herriots sich einen Konflikt mit London und Washington kaum leisten können. Die Ruhrbesetzung hatte sich als eklatanter Mißerfolg erwiesen: Daran konnte es im Sommer 1924 keinen Zweifel mehr geben.

Unstrittig war zwischen den regierenden Radicaux und den sie tolerierenden Sozialisten auch die (von Herriot schon in seiner ersten Regierungserklärung angekündigte) Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Sowjetunion Ende Oktober 1924. Frankreich, der Hauptgläubiger des Zarenreichs, hatte sich deshalb gegen das Regime der Bolschewiki gestellt, weil diese die Rückzahlung der russischen Vorkriegsschulden ablehnten. 1924 signalisierte Moskau seine Bereitschaft, über die Entschädigung französischer Investoren in Verhandlungen einzutreten und auf Einmischungen in die französische Innenpolitik künftig zu verzichten (beide Zusagen blieben praktisch folgenlos). Für die entschieden antikommunistische Unternehmerschaft Frankreichs aber hatte die Schuldenfrage inzwischen an Bedeutung verloren. Wichtiger erschien es ihr, die Wirtschaftsbeziehungen zur Sowjetunion zu verbessern. Auch aus diesem Grund löste die außenpolitische Kurskorrektur vom Oktober 1924 im bürgerlichen Frankreich keinen Proteststurm aus.

Anders als in der Außenpolitik gab es hinsichtlich der Finanz politik zwischen Radicaux und Sozialisten tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten: Jene wollten die Besitzenden ungeachtet des fortschreitenden, auch durch internationale Spekulation vorangetriebenen Währungsverfalls möglichst schonen, diese die Währung durch eine Kapitalabgabe in Höhe von 10 Prozent sanieren. Finanzminister Étienne Clémentel lehnte diese Forderung ab und trat am 2. April 1925 zurück. Als sein Nachfolger, der radikale Senator Anatole de Monzie, ankündigte, daß er auf die Vorschläge der SFIO eingehen wollte, setzte eine Kapitalflucht in die Schweiz ein. Am 10. April brachte der Senat eine Finanzvorlage der Regierung Herriot und damit diese selbst zu Fall.

Mit dem Rücktritt Herriots begann eine Phase der politischen Instabilität. Zwischen April 1925 und Juli 1926 erlebte Frankreich sechs verschiedene Regierungen. Einen ruhenden Pol bildete in dieser Zeit der Quai d’Orsay: An der Spitze des Außenministeriums stand seit dem 17. April 1925 der ehemalige Sozialist Aristide Briand, der diese Funktion faktisch ununterbrochen bis zum 12. Januar 1932 innehatte. In das erste Jahr seiner Tätigkeit als Außenminister fielen die am 10. Oktober 1925 unterzeichneten, noch ausführlicher zu behandelnden Locarno-Verträge, in denen Deutschland seine Westgrenzen als endgültig anerkannte. Locarno stand am Beginn jenes von Briand und seinem deutschen Kollegen Gustav Stresemann geprägten Kapitels in der Geschichte der deutsch-französischen Beziehungen, das von vielen, freilich längst nicht allen Zeitgenossen als Aufbruch in eine friedliche Zukunft des Kontinents gefeiert wurde.

Die Stabilisierung der Währungsverhältnisse gelang den vom Linkskartell getragenen Regierungen nicht. Im Sommer 1926 sank der Kurs des Franc dramatisch: Mitte 1925 waren für ein Pfund Sterling 91 Francs zu zahlen gewesen (1914 nur 25), im Juli 1926 zunächst 200, einige Tage später bereits 240 Francs. Am 17. Juli wurde ein von Finanzminister Caillaux eingebrachter Antrag auf Sondervollmachten (décrets-lois) für die Regierung, das neunte Kabinett Briand, von der Deputiertenkammer abgelehnt. Herriot, der durch eine scharfe Gegenrede dieses Ergebnis herbeigeführt hatte, war seinerseits nicht in der Lage, eine parlamentarische Mehrheit für die neue, von ihm gebildete Regierung zu gewinnen. Damit war das Cartel des gauches nach 25 Monaten endgültig gescheitert. Sein Unvermögen, dem Niedergang des Franc Einhalt zu gebieten, erschien vielen, vermutlich den meisten Franzosen als Offenbarungseid der Linken, nicht wenigen, den Anhängern der radikalen Rechten, aber als mehr: als Beweis für die Unzulänglichkeit des parlamentarischen Systems.

Die traditionelle Speerspitze der extremen Rechten, die monarchistische und radikal nationalistische Action française, verdankte ihre politische Bedeutung zu guten Teilen dem Rückhalt, den sie im französischen Klerus bis hinauf zu Bischöfen und Kardinälen besaß. Die ultrarechte Richtung im französischen Katholizismus erhielt Mitte der zwanziger Jahre vorübergehend Auftrieb, als das Cartel des gauches Anstalten traf, die kirchliche Sonderstellung Elsaß-Lothringens zu beseitigen, wo, anders als im übrigen Frankreich, auch nach der Rückgliederung von 1918 das Konkordat von 1801 fortbestand. Die Versammlung der französischen Kardinäle und Erzbischöfe beantwortete den Vorstoß der Regierung Herriot im März 1925 mit einer Verurteilung des Laizismus und aller laizistischen Gesetze. Als die Regierung ihr Vorhaben auf Grund des Widerstands in der Kammer zurückzog, verebbte sehr rasch auch die kirchliche Gegenbewegung.

Im Herbst 1926 traf ein päpstlicher Bannstrahl die Organisation, die im Kampf gegen den Laizismus der Dritten Republik immer auf der Seite der Kirche gestanden hatte: die Action Française. Pius XI. sah im «integralen Nationalismus», wie ihn Charles Maurras und seine Anhänger predigten, das, was er war: eine militante weltliche Ersatzreligion. Die Schriften von Maurras wurden auf den Index der verbotenen Bücher gesetzt, die Lektüre der Tageszeitung «L’Action Française» bei Strafe der Exkommunikation verboten. Es folgte eine Säuberung des Klerus und, vor allem, des Episkopats: Bischöfe, die sich weiter zur Action Française bekannten, wurden abgesetzt; ein mit Maurras sympathisierender Kardinal verlor seine Purpurwürde.

Der Bruch mit der Action française schwächte die Organisation des integralen Nationalismus nachhaltig. Die Nutznießer der kirchlichen Umorientierung waren jene Katholiken, die sich im Geist des «ralliement» der 1890er Jahre seit langem auf den Boden der republikanischen Staatsform gestellt hatten und eine christlich-demokratische «Realpolitik» betrieben. Der Vatikan hatte seinerseits keine Bedenken, Anfang 1927, wenige Monate nach dem Zerfall des Cartel des gauches, der auf friedliche Verständigung mit Deutschland ausgerichteten Politik Aristide Briands auf geradezu demonstrative Weise durch den Nuntius in Paris öffentlichen Beifall zu spenden.

Die Action française war Mitte der zwanziger Jahre freilich nur eine Erscheinungsform des französischen Rechtsradikalismus. Im Zuge des Kampfes gegen das Linkskartell entstanden neue Vereinigungen und Bünde wie die Ligue républicaine nationale, die sich um den ehemaligen Präsidenten Alexandre Millerand sammelte, der 1925 von dem Publizisten Georges Valois, einem bisherigen Vorstandsmitglied der Action française, gegründete Faisceau, der schon in der Wahl seines Namens die Anlehnung an das Vorbild des italienischen Faschismus deutlich machte, und die ein Jahr zuvor entstandenen Jeunesses Patriotes (JP) um den weit rechts stehenden Abgeordneten Pierre Taittinger, ein Ableger der sehr viel älteren Ligue des patriotes. Millerands Ligue zählte 1926 etwa 300.000, Valois’ Faisceau 60.000, Taittingers JP etwa 65.000 Mitglieder. Die zuletzt genannte Organisation hatte ihre Anhänger nicht zuletzt unter Gymnasiasten und Studenten. Ähnlich wie die Camelots du Roi, die Stoßtrupps der Action française, suchten sie die offensive Auseinandersetzung mit der akademischen Linken in der Ligue d’action universitaire républicaine et socialiste, mit denen sie immer wieder Straßenkämpfe im Pariser Quartier Latin ausfocht. Einig waren sich Action française, Faisceau und Jeunesse Patriotes in dem Ziel, die Dritte Republik mit Gewalt zu Fall zu bringen. Als das Cartel des gauches im Sommer 1926 zerbrach und Frankreich unter der erneuten Führung Poincarés in eine Phase der innenpolitischen Stabilisierung eintrat, ließ der Zulauf zu den rechtsradikalen Verbänden vorübergehend nach; der Faisceau hörte nach raschem Niedergang 1928 sogar zu bestehen auf. Ausgestanden aber war die Gefahr von rechts noch längst nicht, wie sich in der Zeit der Weltwirtschaftskrise nach 1930 zeigen sollte.

Auf der anderen Seite des politischen Spektrums arbeiteten um dieselbe Zeit die Kommunisten darauf hin, den Sozialisten den Rang als die große proletarische Massenpartei abzulaufen. Zwar war die Zahl der Mitglieder des Parti Communiste seit der Gründung in Tours im Dezember 1920 gesunken – von 130.000 auf 30.000 im Jahr 1930. Aber der harte Kern der «militants» bestand aus entschlossenen Kämpfern, die die Weisungen der Führung und die Generallinie der Komintern diszipliniert befolgten und sich von staatlicher Repression nicht beeindrucken ließen. Die Kommunisten suchten die Auseinandersetzung mit der Staatsgewalt und hatten für die zahllosen Zusammenstöße mit der Polizei ihren Preis zu bezahlen: Die Parteiführer mit Marcel Cachin, Maurice Thorez und Jacques Duclos an der Spitze mußten immer wieder Gefängnisstrafen verbüßen; am Vorabend des 1. Mai 1929 wurden 4000 Mitglieder des PC in Vorbeugehaft genommen; im Oktober desselben Jahres standen das gesamte Zentralkomitee und die Redaktion der «Humanité», des von der alten SFIO übernommenen Zentralorgans der Partei, vor Gericht.

Wahlbündnisse mit den Sozialisten oder der bürgerlichen Linken lehnten die Kommunisten kategorisch ab. Infolgedessen konnten sie ihre steigenden Stimmenzahlen nicht in Mandatsgewinne umwandeln: Bei den Kammerwahlen von 1924 hatte der PC 875.000 Stimmen gewonnen; 1928 kam er auf 1,06 Millionen. Die Zahl der Sitze in der Deputiertenkammer aber sank auf Grund der Einführung des Mehrheitswahlrechts und der selbstgewählten Isolierung der Kommunisten von 26 auf 12.

Die aktiven Anhänger der PC rekrutierten sich vor allem aus den Reihen der Berg- und Metallarbeiter sowie der Eisenbahner und waren zugleich auch Mitglieder des kommunistischen Gewerkschaftsverbandes, der Confédération Générale du Travail Unitaire (CGTU). Die roten Hochburgen lagen zum einen in stark industrialisierten Gegenden wie den Departments Seine und Seine-et-Oise, der alsbald «banlieue rouge» genannten Umgebung von Paris, wo die Kommunisten bei den Kommunalwahlen von 1925 mehrere Rathäuser erobern konnten (darunter Saint-Denis, wo Jacques Duclos Bürgermeister wurde). Zum anderen gelang es der Kommunistischen Partei, in ländlichen Gegenden mit alter antifeudaler Tradition, vor allem im Zentralmassiv und dessen Umfeld, viele Bauern hinter sich zu bringen. Die größten Erfolge errangen die Kommunisten hier in den Departments Corrèze, Dordogne, Haute-Vienne, Allier, Cher und Lot-et-Garonne. Anders als die radikale Rechte verfügten die Kommunisten in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre über eine starke und wachsende Massenbasis – ein Sachverhalt, der von breiten bürgerlichen Schichten mit zunehmender Besorgnis registriert wurde.

Die französische Politik trug seit dem 23. Juli 1926 für die Dauer von drei Jahren den Stempel eines Mannes: des konservativen Republikaners Raymond Poincaré. Er bildete, nachdem Herriot für sein Kabinett keine parlamentarische Mehrheit gefunden hatte, ein «großes Ministerium», dem sechs frühere Ministerpräsidenten, darunter Briand als Außen- und Herriot als Erziehungsminister, angehörten. Poincaré selbst übernahm in Personalunion auch die Leitung des Finanzministeriums. Mitglieder von der rechten Fédération républicaine unter Louis Marin bis hin zu den Radicaux waren in der Regierung vertreten; bei den Radicaux verweigerte aber eine linke Minderheitsgruppe unter Édouard Daladier die Unterstützung des Kabinetts Poincaré. Der Ministerpräsident genoß wegen seines Sachverstands und seiner Solidität einen starken Rückhalt bei Industrie und Banken. Der bloße Regierungswechsel reichte aus, um dem Franc zu einem beträchtlichen Kursgewinn gegenüber dem Pfund Sterling zu verhelfen: Innerhalb einer Woche sank der Preis des Pfundes von 245 auf 184 Franc.

Poincaré begann seine Stabilisierungspolitik mit Steuererhöhungen, die über die Empfehlungen einer Expertenkommission noch hinausgingen, umfassenden Einsparungen im Staatshaushalt und einem drastischen Personalabbau im öffentlichen Dienst. Auf diese Weise wurde zunächst das Defizit im Budget, dann das in der Zahlungsbilanz beseitigt. Die Banque de France setzte den Zinsfuß von 6 auf 7½ Prozent herauf. Die Sondervollmachten, die Poincaré für die Durchführung des neuen Kurses benötigte, waren ihm, anders als der Vorgängerregierung, von der Deputiertenkammer mit großer Mehrheit bewilligt worden. Am 16. August 1926 ließ der Ministerpräsident, um den Unterzeichnern der Kriegsanleihen und kleinen Sparern ein Gefühl der Sicherheit zurückzugeben, Deputiertenkammer und Senat als Nationalversammlung in gemeinsamer Sitzung feierlich die Errichtung einer autonomen Amortisationskasse (Caisse d’Amortisation) beschließen, deren einziger Zweck die Tilgung der Staatsgutscheine war.

Seinen ursprünglichen Plan, die Vorkriegsparität zwischen Franc und Pfund, nämlich 25 zu 1, wiederherzustellen, gab Poincaré aus Furcht vor sozialen Unruhen rasch wieder auf. Am 20. Dezember 1926 wurde die Banque de France ermächtigt, so viele Devisen einzukaufen, daß der Franc beim Stand von 122 Franc gleich 1 Pfund Sterling gehalten werden konnte. Die Prosperitätsphase, in der die westliche Welt sich 1926/27 befand, trug entscheidend dazu bei, daß die Stabilisierung ohne große Erschütterungen erfolgen konnte: An Streikaktionen des kommunistischen CGTU beteiligte sich nur eine Minderheit der Arbeiter.

Die verbliebene Zeit bis zu den Kammerwahlen von 1928 nutzte die Regierung Poincaré für einige einschneidende Reformen, darunter 1927 die schrittweise Einführung des unentgeltlichen Unterrichts an der Unterstufe der Gymnasien und im März 1928 die Einführung obligatorischer Sozialversicherungen für Krankheit, Schwangerschaft, Alter und Tod, die allerdings, nachdem sie am 1. Juli 1930 in Kraft getreten waren, wegen des hinhaltenden Widerstands der meisten Unternehmen nur schwache Wirkungen entfalten konnten. 1927 stellte die Kammer das bis 1919 gültige Mehrheitswahlrecht mit zwei Wahlgängen wieder her, wobei auch die Sozialisten, obwohl eher Anhänger des Verhältniswahlrechts, auf Betreiben Léon Blums der Änderung zustimmten. Bei den Wahlen vom April 1928 traten die Parteien der Mitte und der Rechten als Block unter der Parole «Unité nationale» an; die Radicaux und die Sozialisten gingen in vielen Wahlkreisen Wahlbündnisse ein.

Aus dem ersten Wahlgang am 22. April 1928 gingen die Sozialisten mit 1,69 Millionen Stimmen erstmals als stärkste Partei hervor. Die Radicaux kamen auf 1,66 Millionen, die Parteien der Rechten auf 2,4, die der rechten Mitte auf 2,1 Millionen. Beim zweiten Wahlgang am 29. April schwenkten viele Wähler der Radicaux zu den Parteien der Nationalen Einheit um. Das verschaffte diesen einen deutlichen Vorsprung: Sie erhielten 325 von insgesamt 610 Mandaten. Hätten die Kommunisten beim zweiten Wahlgang Kandidaten der Sozialisten oder der Radicaux unterstützt, statt ihre Bewerber im Rennen zu belassen, wäre das Ergebnis vermutlich ein ganz anderes gewesen.

Den Wahlerfolg nahm Poincaré zum Anlaß, den Franc nunmehr offiziell zu stabilisieren. Am 24. Juni 1928 wurde der Franc beim Kurs von 124 zum Pfund Sterling und 25,5 zum amerikanischen Dollar wieder auf die Goldbasis gestellt. Das entsprach einer Abwertung um 80 Prozent gegenüber dem Vorkriegskurs. Die Unterzeichner von Kriegsanleihen und kleinen Sparer waren die eigentlichen Opfer der Währungsreform, aber sie schickten sich überwiegend klaglos in das offenkundig Unvermeidbare. In der Folgezeit hortete die Bank von Frankreich Goldreserven in solcher Menge, daß sie damit britischen und amerikanischen Unmut auslöste. Zeitweilig schien es, als habe sich Frankreich dank Poincaré in eine Insel der Stabilität verwandelt.

Wenige Monate nach der Abwertung des Franc zerbrach die Regierung der Nationalen Einheit. Innerhalb der Radikalen Partei drängte der linke Flügel um Daladier und Caillaux auf eine Trennung von Poincaré. Ihr Hauptargument war, daß der kirchenfreundliche Kurs der Rechten ein Verbleiben der Partei in der Regierung unmöglich mache. Auf dem Parteitag der Radicaux Anfang November 1928 gelang es Herriot nicht, die Annahme eines Antrags zu verhindern, der die radikalen Minister zum Rücktritt aufforderte. Da die Angesprochenen sich dem Beschluß fügten, bildete Poincaré ein neues, sein fünftes und letztes Kabinett ohne die Radicaux, das deutlich rechts von der Vorgängerregierung stand. Von den Kabinettsmitgliedern verdienten zwei das Etikett «rechts» im besonderen Maß: Innenminister André Tardieu und Kolonialminister André Maginot.

Auf die Außenpolitik wirkte sich der Rechtsruck nicht aus. Poincaré hatte dem friedlichen Ausgleich mit Deutschland, für den Briand stand, bisher keine Steine in den Weg gelegt, und er tat es auch in der neuen Regierung nicht. Ein neues Reparationsabkommen, der noch zu erörternde Young-Plan, in dessen Rahmen Frankreich sich zur vorzeitigen Räumung des besetzten Rheinlands verpflichtete, wurde am 12. Juli 1929 von der Deputiertenkammer mit knapper Mehrheit angenommen. Zwei Wochen später, am 26. Juli, erklärte der gesundheitlich geschwächte Ministerpräsident seinen Rücktritt, um sich danach einer unaufschiebbaren Operation zu unterziehen. In den Jahren nach 1926 hatte sich Poincaré vom entschiedenen Nationalisten zum verständigungsbereiten Realpolitiker gewandelt. Das parlamentarische System hatte in dieser Zeit so gut funktioniert wie selten zuvor, durch die Ordnung der Staatsfinanzen war das Ansehen Frankreichs in der Welt gestiegen. Es hing nicht nur von innenpolitischen Faktoren ab, ob diese Entwicklung sich nach Poincarés Demission fortsetzen würde.

Die politische Stabilisierung Frankreichs in den Jahren nach 1926 fiel zeitlich zusammen mit einem starken Aufschwung der französischen Wirtschaft. Das Bruttosozialprodukt wuchs zwischen 1924 und 1929 um jährlich etwa 3 Prozent, die Produktivität um 2,4 Prozent. Der Motor der Prosperität war die Industrie, deren Produktion zwischen 1921 und 1929 jährlich um durchschnittlich 9,5 Prozent anstieg. Nimmt man 1913 als Basisjahr, lag der Index der industriellen Produktion 1929 bei 140. In der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre vollzog sich eine umfassende Rationalisierung der französischen Industrie im Zeichen des aus Amerika überkommenden «Taylorismus». Besonders bemerkenswert war das Wachstum beim Maschinen- und Flugzeugbau, in der Auto- und in der chemischen Industrie. Produktionsmethoden, die im Krieg in der Rüstungsindustrie entwickelt worden waren, fanden nun Anwendung bei der serienmäßigen Herstellung von hochwertigen Konsumgütern wie Personenkraftwagen.

Entgegen der verbreiteten Vorstellung von einer «blockierten Gesellschaft» vollzog sich im Frankreich der Zwischenkriegszeit ein wenn auch nicht rapider, so doch kontinuierlicher Wandel von der Agrar- zur Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft. 1906 waren 43 Prozent aller Erwerbstätigen im primären Sektor, der Landwirtschaft, beschäftigt gewesen, 1932 waren es noch 30 Prozent. Die Zahlen der im sekundären Sektor, Industrie und Handwerk, Beschäftigten stiegen in derselben Zeit von 30 auf 34, die der im tertiären, dem Dienstleistungssektor, Beschäftigten von 27 auf 30 Prozent. Die Landwirtschaft nahm am Prozeß der Modernisierung kaum Teil; sie befand sich in den zwanziger Jahren in einer Phase des Niedergangs. Nur in vier Jahren (1924, 1925, 1927 und 1929) übertraf die Agrarproduktion den Stand von 1914. Die Löhne der Arbeiter stiegen zwischen 1913 und 1929 in Paris um 12, in den Provinzen um 21 Prozent. In der gleichen Zeit wuchsen die Unternehmerprofite um 50 Prozent. Gegenüber der politisch und gewerkschaftlich gespaltenen Arbeiterschaft besaß das industrielle «Patronat» den Vorteil einer einheitlichen Interessenorganisation: Seit 1919 gab es einen einzigen, schlagkräftigen Dachverband, die auf Betreiben des damaligen Handelsministers Étienne Clémentel gegründete Confédération Générale de la Production Française.

Einen gewissen Anteil am Wirtschaftswachstum der Zwischenkriegszeit hatten, auch infolge der protektionistischen Zollpolitik, die französischen Kolonien. Der Außenhandel der Kolonien verdoppelte sich zwischen 1913 und 1933. 1929 importierten die Kolonien Waren im Wert von insgesamt 19 Milliarden Francs, davon 3 Milliarden aus Frankreich; sie exportierten 14 Milliarden, davon 6 Milliarden nach Frankreich. Im gleichen Jahr hatte das Mutterland eine Gesamteinfuhr von 53 Milliarden und eine Ausfuhr von 51 Milliarden Francs. Der wichtigste Abnehmer französischer Produkte war Algerien, das staatsrechtlich aus drei französischen Departements bestand. Diese drei Departements waren in den beiden Kammern des Parlaments vertreten, ebenso Cochinchina, die «alten» Kolonien Martinique, Gouadeloupe, Réunion, vier Städte in Senegal und die französischen Besitzungen in Indien, darunter Pondichéry, Chandernagor und Mahé. Die einheimische Bevölkerung hatte, außer in Senegal und in den französischen Besitzungen in Amerika, kein Stimmrecht.

Das Recht der Selbstbestimmung wurde den Kolonien, mit Ausnahme des syrisch-libanesischen Mandatsgebiets, mehr oder minder konsequent vorenthalten. Frankreich setzte auf kulturelle Assimilation der Eliten und hatte damit in den schwarzafrikanischen Kolonien mehr Erfolg als in Nordafrika; es tat mehr für die Entwicklung des Schulwesens als alle anderen Kolonialmächte.

In Frage gestellt und bekämpft wurde die französische Kolonialherrschaft in den zwanziger und dreißiger Jahren in Südostasien, im Nahen Osten, in Nordafrika und in Französisch-Kongo. In Indochina unternahm die 1927 in Tonking gegründete, bürgerlich geprägte, revolutionäre Vietnamesische Nationalistische Partei im Februar 1930 einen Aufstandsversuch, die sogenannte Yen-Bucht-Meuterei, die blutig niedergeworfen wurde. Die Führung des Unabhängigkeitskampfes ging danach mehr und mehr an die Kommunisten über. 1930 gründete Ngyen Ai Quoc, der spätere Ho Chi Minh, der während seiner in Frankreich verbrachten Jahre zum Marxisten und Leninisten geworden war, in Hongkong die Kommunistische Partei Indochinas. Im Mai 1930 brach nach der Tötung mehrerer Demonstranten im nördlichen Annam ein kommunistisch gelenkter Aufstand aus, der sich rasch ausbreitete und erst 1931 niedergeschlagen werden konnte. Zahllose Unabhängigkeitskämpfer wurden getötet, Zehntausende in die Plantagen von Cochinchina deportiert. Die kommunistische Bewegung aber organisierte sich im Untergrund neu und bereitete sich auf den Partisanenkampf vor, mit dem sie im Zweiten Weltkrieg die japanischen Okkupanten und nach 1945 Frankreich und schließlich die USA herausforderte.

Im Nahen Osten wurde Frankreich schon bald nach dem Ende des Ersten Weltkriegs mit dem erstarkten arabischen Nationalismus konfrontiert. Im französischen Mandatsgebiet, das Syrien und den Libanon umfaßte, setzte Paris zunächst auf die christliche Minderheit, womit es die muslimische Mehrheit gegen sich aufbrachte. Der Libanon wurde unmittelbar nach Kriegsende besetzt; in Syrien vertrieben französische Truppen im Sommer 1920 den kurz zuvor von einer Notabelnversammlung in Damaskus gewählten König Faisal. Im Libanon wurde ein abhängiger Staat geschaffen, in dem eine christliche Mehrheit einer starken muslimischen Minderheit gegenüberstand. In Syrien riefen die Franzosen erst zwei Staaten, den von Damaskus und den von Aleppo, aus und schufen dann für zwei islamische Sekten, die Drusen und die Alawiten, zwei autonome Verwaltungsgebiete.

1923 begann ein Aufstand der Drusen, der sich 1925/26 zu einem allgemeinen syrischen Aufstand ausweitete. Auf seinem Höhepunkt bombardierten die Franzosen Damaskus, was auch in Frankreich empörte Reaktionen hervorrief. (Die schärfsten Kritiker waren hier, wie auch in anderen Fragen der Kolonialpolitik, die Kommunisten.) Der verantwortliche Hohe Kommissar, General Maurice Sarrail, wurde durch den liberalen Senator Henri de Jouvenel abgelöst. 1927 konnte der Drusenaufstand beendet werden. 1928 berief Jouvenels Nachfolger, der Diplomat Henri Ponsot, eine Verfassunggebende Versammlung ein. Deren Werk fand die französische Seite allerdings nicht annehmbar: Es sah einen gemeinsamen syrisch-libanesischen Staat vor und ließ die Vorrechte der Mandatsmacht unerwähnt. 1930 oktroyierte Frankreich eine Verfassung für Syrien in einer Form, die seinen Wünschen entsprach. Auf ihrer Grundlage wurde 1932 erstmals ein syrisches Parlament gewählt.

Eine Konstituante berief die Mandatsmacht auch im Libanon ein; im Mai 1926 wurde dort eine konstitutionelle Libanesische Republik proklamiert. Ihre Verfassung sicherte die Vorrechte der Mandatsmacht, regelte aber nicht die Machtverteilung zwischen den Glaubensgemeinschaften. Ihre Gegensätze machten eine normale parlamentarische Arbeit fast unmöglich, so daß die Verfassung mehrfach außer Kraft gesetzt und abgeändert wurde. Der Unabhängigkeit war der Libanon mit der Republikgründung von 1926 gleichwohl einen großen Schritt näher gekommen – ein Faktum, das den syrischen Nationalismus zusätzlich anstachelte. Sein organisatorischer Ausdruck war der Nationale Block, dessen Präsident Haschem el-Atassi ein Vertreter des Panarabismus war. Eine andere Richtung innerhalb des Nationalen Blocks strebte vorrangig ein Groß-Syrien an, das nicht nur den Libanon, sondern auch Palästina und Transjordanien, zwei britische Mandatsgebiete, umfassen sollte. Ein im November 1933 abgeschlossener Vertrag zwischen der Mandatsmacht und der syrischen Regierung, der die Unabhängigkeit Syriens im Rahmen eines Bündnisses mit Frankreich für 1937 vorsah, scheiterte 1934 daran, daß die Nationalisten im syrischen Parlament die Ratifizierung verhinderten. Das 1932 gewählte Parlament wurde daraufhin von der Mandatsmacht aufgelöst, die Entlassung Syriens in die Unabhängigkeit zunächst einmal vertagt.

Der Panarabismus fand in der Zwischenkriegszeit nicht nur im Nahen Osten, sondern auch in Nordafrika einen gewissen Widerhall. Der intellektuelle Wortführer dieser Bewegung war ein im Libanon geborener Druse, der Schriftsteller und Historiker Schakib Arslan, der nach dem Ersten Weltkrieg von Genf aus in der Zeitschrift «La Nation Arabe» den Zusammenschluß der Araber aller Länder propagierte. Für den Maghreb forderte Arslan einen von Frankreich unabhängigen, einheitlichen großen Staat auf der Grundlage der islamischen Orthodoxie, womit er sich mit den räumlich noch weiter ausgreifenden Ambitionen der panislamischen Bewegung berührte. Einen starken Einfluß übte auch die ägyptische Wafd-Partei aus, die seit 1924 die bestimmende innenpolitische Kraft in Kairo war. Im Frühjahr 1919 appellierte sie in einem Manifest an den amerikanischen Präsidenten Wilson, sich zum Sprecher des Selbstbestimmungsrechts der arabischen Völker zu machen.

Diese Forderung machte sich auch der tunesische Scheich Ta’albi zu eigen. Im Februar 1920 gründete er die liberalkonstitutionelle Destour-Partei, die die Tunesier mehrfach zu Demonstrationen gegen die französischen Behörden aufrief. Als sie wenig später einen «realpolitischen» Kurs einschlug und das französische Protektorat grundsätzlich anerkannte, stellte sich auch das nominelle Oberhaupt Tunesiens, der Bey von Tunis, auf ihre Seite, was zu scharfen Auseinandersetzungen mit dem französischen Generalresidenten Lucien Saint führte. 1922 konzedierte die Protektoratsmacht die Bildung von gemischten, aus Europäern und Tunesiern zusammengesetzten örtlichen Gremien, die über gewisse Kompetenzen in der Gewerbepolitik verfügten. 1928 folgte die Reorganisation des Großen Rates, der aus der 1896 geschaffenen Beratenden Konferenz hervorgegangen war, und aus einer direkt gewählten französischen und einer von örtlichen Räten und Kammern beschickten tunesischen Sektion bestand.

Einer jüngeren Generation tunesischer Nationalisten war eine derart symbolische Machtbeteiligung entschieden zu wenig. 1934 spaltete sich die Destour-Partei. Die von dem damals einunddreißigjährigen Habib Bourguiba gegründete Neo-Destour-Partei verlangte die tunesische Souveränität und ein aus dem allgemeinen Wahlrecht hervorgegangenes Parlament, in dem Europäer und Juden ihrem Bevölkerungsanteil entsprechend vertreten sein sollten. In kultureller Hinsicht stärker an Frankreich ausgerichtet, weltlicher, also weniger islamisch als die alte Destour-Partei, konnte die Neo-Destour-Partei bald über die Intellektuellen hinaus einen breiten Anhang in der Mittelschicht gewinnen.

Die Reaktion des weit rechts stehenden Generalresidenten Peyrouton bestand aus einer Reihe von repressiven Maßnahmen wie dem Verbot von Versammlungen und Zeitungen sowie der Verbannung Bourguibas und anderer Funktionäre der Neo-Destour-Partei in den Süden des Landes. Im März 1936 wurden sie, nachdem die Regierung in Paris Peyrouton durch den liberalen Armand Guillon abgelöst hatte, freigelassen. Die Konflikte zwischen den tunesischen Nationalisten und der französischen Protektoratsmacht aber gingen weiter. Sie eskalierten in blutigen Zusammenstößen zwischen der Polizei und Demonstranten der Neo-Destour-Partei am 9. April 1938 und der anschließenden Verhängung des Ausnahmezustands. Die Grundlagen der französischen Herrschaft über Tunesien waren in den Jahren vor dem Zweiten Weltkrieg bereits nachhaltig erschüttert.

Die heftigsten Kämpfe mit einer einheimischen Bewegung hatte Frankreich nach 1918 in Marokko, dem jüngeren seiner beiden nordafrikanischen Protektorate, zu bestehen. Die Zahl der Europäer in diesem an Rohstoffen reichen, inzwischen teilweise industrialisiertem Gebiet war, verglichen mit Tunesien, gering: etwa 300.000 bei einer Gesamtbevölkerung von über 8 Millionen. (In Tunesien kamen 200.000 Europäer, darunter mehr Italiener als Franzosen, auf etwa 3 Millionen Einwohner). 1920 begann unter Führung von Abd el-Karim die Erhebung der Rifkabylen, eines Berberstammes, gegen die spanische Herrschaft im Nordosten Marokkos. Als die Spanier ihren Widerstand nach drei Jahren einstellten und damit einen großen Teil ihres Protektorats den Rebellen überließen, wandte sich Abd el-Karim gegen Französisch-Marokko. Unter dem Oberbefehl von Marschall Pétain gingen seit 1925 Franzosen und Spanier gemeinsam massiv gegen die Rifkabylen vor. Im März 1926 mußte Abd el-Karim kapitulieren. Seine Rebellion entsprach zu sehr älteren, «tribalen» Mustern des Kampfes der Berber gegen den höheren Herrscher, als daß man sie umstandslos als moderne antikoloniale Bewegung einstufen könnte. Daß ihr Beispiel den antikolonialen Kräften nicht nur in Marokko Auftrieb gab, erscheint aber sicher.

Nach dem Tod des Sultans Mulla Jussuf im Jahr 1927 bewog der französische Generalresident Théodore Steeg die Ulema, das oberste Gremium der Schrift- und Rechtsgelehrten des Sultanats Marokko, nicht einen der älteren Söhne des Herrschers, sondern den erst achtzehnjährigen Muhammed als Muhammed V. zum neuen Sultan auszurufen. Von Muhammed V. erhoffte die Protektoratsmacht, daß er ihren Vorgaben widerspruchslos folgen würde, und in der Regel verhielt sich der junge Sultan auch dieser Erwartung entsprechend.

1930 löste Muhammed V. eine schwere Krise aus, als er auf Drängen des neuen Generalresidenten Lucien Saint den Berberstämmen im Bereich des Zivilrechts eine autonome Gerichtsbarkeit auf der Grundlage ihres Gewohnheitsrechts gewährte, während für das Strafrecht die französische Justiz zuständig sein sollte. Damit wurden die Berber der Anwendung der Scharia, des islamischen Rechts, entzogen, und ebendies löste heftigen Widerspruch auf Seiten der arabischen Marokkaner aus. Auch säkulare Nationalisten schlossen sich den Protesten an, weil sie in der Privilegierung der Berber einen gezielten Versuch sahen, die Herausbildung einer einheitlichen marokkanischen Nation zu verhindern. Die Gegenbewegung war schließlich teilweise erfolgreich: Im April 1934 wurde auf Grund einer neuen Verordnung die Gerichtsbarkeit des Sultans und der Paschas für den Bereich des Strafrechts wiederhergestellt.

Die nationalistische Bewegung ließ sich weder von diesem Zugeständnis noch vom Verbot ihrer Zeitschriften beeindrucken und setzte ihre Proteste fort. 1934 wurde ein Marokkanisches Aktionskomitee gegründet, das Ende des Jahres in einem Reformplan eine Begrenzung des Protektoratsverhältnisses, Verbesserungen des Erziehungswesens und die Einführung repräsentativer Einrichtungen forderte. An die Spitze der nationalistischen Bewegung aber trat mit Allal el-Fassi ein Mann, der enge Beziehungen zum islamischen Panarabisten Schakib Arslan unterhielt und ein streng islamisches Gemeinwesen propagierte. In der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre gehörte die Sympathie der Massen eher ihm als den Wortführern eines säkularen Nationalismus.

Anders als Marokko und Tunesien war Algerien offiziell ein Teil Frankreichs: Seit 1848 gliederte es sich in drei französische Departements. 1936 wurden 950.000 französische Siedler gezählt, die vor allem in den großen Städten, namentlich Algier und Oran, wohnten; ihnen standen 6 Millionen Araber und Berber gegenüber. Am Ersten Weltkrieg hatten 175.000 muslimische Algerier teilgenommen; 25.000 von ihnen waren gefallen. Sie entrichteten damit den höchsten Blutzoll unter den nichteuropäischen Einheiten, die zwischen 1914 und 1918 auf französischer Seite kämpften. Als Anerkennung dieses Beitrags zum Sieg über die Mittelmächte verfügte ein Gesetz vom Februar 1919 die steuerliche Gleichbehandlung von Franzosen und Muslimen. Dasselbe Gesetz räumte Arabern und Berbern das Recht auf die Wahl von Vertretern in den örtlichen Räten ein, wo die Franzosen aber weiterhin die Mehrheit hatten. Parität zwischen beiden Gruppen gab es nur in den sogenannten Finanziellen Vertretungen.

Die Unzufriedenheit mit der Diskriminierung von Arabern und Berbern fand ihren Ausdruck in einer von der Kommunistischen Partei Frankreichs unterstützten Initiative: der Gründung des Nordafrikanischen Stern (Étoile Nord-Africaine) im Jahr 1926. Von Anfang an stand die Unabhängigkeit Algeriens an der Spitze seiner Forderungen. Unter der Führung des charismatischen Ahmed Messali Hadj löste sich der Verband allmählich vom kommunistischen Einfluß, blieb aber eine revolutionäre Organisation, die ihre Anhänger vor allem in der Arbeiterschaft hatte. Mehrfache Verbote und Verhaftungen von Messali Hadj konnten die Bewegung nicht dauerhaft schwächen. Mitte der dreißiger Jahre schloß sich Messali Hadj der panarabischen Bewegung unter Schakib Arslan an und begann, mit der extremen Rechten Frankreichs Verbindung aufzunehmen. Nach dem endgültigen Verbot des Nordafrikanischen Stern durch die Volksfrontregierung unter Léon Blum im Januar 1937 gründete Messali Hadj den Parti Populaire Algérien, der 1939, nach Beginn des Zweiten Weltkriegs, ebenfalls verboten wurde.

Im Gegensatz zum Nordafrikanischen Stern war die 1935 von Scheich Abd el Hamid Ben Badis gegründete, vor allem von Schrift- und Rechtsgelehrten getragene Association des ouléma reformistes d’Algérie, eine entschieden islamistische Unabhängigkeitsbewegung. Im Vordergrund seiner Aktivitäten standen die Gründung von Koranschulen und das Bemühen um die Wiederbelebung traditioneller islamischer Werte. Eine Massenbewegung konnte der Verband mit diesem Programm ebensowenig werden wie sein Antipode, die 1930 entstandene Fédération des Élus Algériens um den Arzt Bendeskul und den Apotheker Ferhat Abbas, eine Vereinigung von meist akademisch gebildeten, durch ihre französische Erziehung geprägten Algeriern, die die volle Gleichberechtigung von Arabern, Berbern und Franzosen im Rahmen Frankreichs, mithin die kulturelle Assimilation der Muslime anstrebte.

Diese Linie entsprach den Vorstellungen der französischen Sozialisten, stieß aber auf vehementen Widerspruch beim Nordafrikanischen Stern und beim Verband der Ulema. Die schrittweise Verleihung des französischen Bürgerrechts an Araber und Berber, wie sie die Volksfrontregierung nach 1936 plante (zunächst war an 20.000 bis 30.000 Personen gedacht), scheiterte am verbissenen Widerstand der französischen Siedler. Die Folge war eine Radikalisierung der algerischen Unabhängigkeitsbewegung: Der Zulauf zu Messali Hadjs Parti Populaire Algérien nahm zu; die frankreichfreundlichen assimilatorischen Kräfte fühlten sich zurückgestoßen; Ferhat Abbas wandelte sich zum Anwalt voller algerischer Autonomie im Rahmen einer Föderation mit Frankreich. Der Unabhängigkeitskampf der Jahre nach 1954 warf seine Schatten voraus.

Anders als im Maghreb war die französische Kolonialherrschaft in Schwarzafrika in der Zwischenkriegszeit noch keinen großen Erschütterungen ausgesetzt. Eine Ausnahme bildete Französisch-Kongo. Auf die Brutalität, mit der dort die einheimische Bevölkerung von Kolonialoffizieren und weißen Händlern und Pflanzern behandelt wurde, machte 1927 nach einer ausgedehnten Reise der Schriftsteller André Gide die französische Öffentlichkeit in einem weites Aufsehen erregenden Bericht aufmerksam. Um diese Zeit hatte bereits die religiös geprägte antikoloniale Protestbewegung des Kimbanguismus in Belgisch-Kongo auf die Nachbarkolonie übergegriffen. Im Juni 1928 kam es im Gebiet um Gbaya im Distrikt Haute Sangha zu Ausschreitungen gegen Kolonialoffiziere und durchreisende Europäer. Der charismatische Führer der Bewegung, ein Mann namens Karinou, wurde im Dezember 1928 zusammen mit seinem Bruder von Kolonialtruppen aus dem Senegal getötet. 1930 verhafteten die Behörden André Matswa, den Gründer der antikolonialen Amicale des Originaires de l’AEF (Afrique Équatoriale Française), den man für die Unruhe in der schwarzen Bevölkerung verantwortlich machte. Der Verhaftung folgten Streiks und weitere Proteste, die in gewohnter Weise unterdrückt wurden. Die Ordnung war damit äußerlich wiederhergestellt, die Erbitterung der Schwarzen über ihre anhaltende Diskriminierung aber blieb. Das französische Kolonialreich mochte in Schwarzafrika sicherer sein als in anderen Weltregionen, aber erste Risse im Fundament zeigten sich auch hier.[23]

Vom Empire zum Commonwealth:
Großbritannien in der Ära Baldwin

Wie die französischen, so gehörten auch die drei britischen Mandatsgebiete im Nahen Osten, Irak, Transjordanien und Palästina, zur Kategorie A der Völkerbundsmandate: Sie galten als so entwickelt, daß die Unabhängigkeit in relativ kurzer Zeit zu erwarten war. Der Irak, seit 1921 im Auftrag der Briten von König Faisal aus dem Haus der Haschemiten, dem kurzzeitigen Herrscher von Syrien, regiert und seit 1924 eine konstitutionelle Monarchie, war das erste Mandatsgebiet, das in die Unabhängigkeit entlassen wurde. Der Vertrag vom 30. Juni 1930, durch den dies geschah, erlegte dem Irak freilich eine enge außen- und militärpolitische Bindung an das Vereinigte Königreich auf, wozu auch die Überlassung von zwei Luftwaffenstützpunkten gehörte. In Transjordanien, dem östlichen Teil der ehemaligen türkischen Provinz Palästina, wurde 1921 ein neues Emirat unter Abdullah, dem Bruder Faisals, errichtet. In noch höherem Maß und sehr viel länger als der Irak blieb Transjordanien von Großbritannien abhängig. Erst 1946 erlangte es als Königreich Jordanien seine nominelle Unabhängigkeit.

Sehr viel konfliktreicher verlief die Entwicklung in Palästina. Die «Balfour Declaration» von November 1917, die den Juden eine nationale Heimstatt in diesem Gebiet versprach, hatte eine verstärkte jüdische Einwanderung zur Folge. Von London aus wurde die Immigration unterstützt, von den Beamten im Mandatsgebiet aus Rücksicht auf die arabische Bevölkerungsmehrheit nach Kräften behindert. (Mit knapp 84.000 Einwohnern stellten die Juden Anfang der zwanziger Jahre nur ein starkes Zehntel der Bevölkerung.) 1920 und 1921 gab es erste arabische Proteste gegen die jüdische Immigration. Der Vertrag, mit dem der Völkerbund 1922 Großbritannien die Verwaltung Palästinas übertrug, billigte den Juden eine Mitwirkung an der Gründung einer nationalen Heimstatt durch die Jewish Agency zu. Im gleichen Jahr entstand auf arabischer Seite der Oberste Muslimische Rat unter Führung des Muftis von Jerusalem, Mohammed Amin el-Husseini, der, mittlerweile Großmufti, 1931 einen Allgemeinen Islamischen Kongreß nach Jerusalem einberief, womit der Konflikt zwischen den Juden und den palästinensischen Arabern zu einer Angelegenheit der gesamten arabischen und islamischen Welt wurde.

In der Zwischenzeit hatten sich die Spannungen zwischen den beiden Bevölkerungsgruppen erheblich verschärft. Seit der Einführung strikter nationaler Einwanderungsquoten in den USA im Mai 1924 stieg die Zahl jüdischer Immigranten aus Polen sprunghaft an. 1929 kam es erstmals zu einem blutigen Aufstand der Araber, in dessen Verlauf 133 Juden und 87 Araber den Tod fanden. Vier Jahre später begann der Zustrom von Juden aus Deutschland. 1936 organisierten die Araber einen Generalstreik mit dem Ziel, einen vollständigen Ein wanderungsstopp, ein Verbot des Landverkaufs an Juden sowie die Wahl einer palästinensischen Volksvertretung durchzusetzen, was zu neuen gewaltsamen Auseinandersetzungen führte. Die Mandatsmacht konnte und wollte angesichts der Judenverfolgung im nationalsozialistischen Deutschland die jüdische Immigration nicht unterbinden. Am Vorabend des Zweiten Weltkriegs stellten die Juden knapp 30 Prozent der Bevölkerung Palästinas. Die ursprünglich von den Briten beabsichtigte Errichtung eines gemeinsamen Staates der Juden und Araber hatte sich als Utopie erwiesen. Das palästinensische Problem blieb ungelöst.

Anders als Palästina war Ägypten kein Mandatsgebiet, sondern seit 1914 ein britisches Protektorat. 1922 erklärte Großbritannien unter dem Druck der nationalistischen, von dem charismatischen Saad Saghlul geführten Wafd-Partei einseitig die Unabhängigkeit Ägyptens, behielt sich aber die Sicherung des Suezkanals, die Landesverteidigung und den Schutz der ausländischen Interessen vor. Im Jahr darauf verwandelte sich Ägypten in eine konstitutionelle Monarchie unter König Fuad I. Die Wafd-Partei stieg bei den Wahlen des gleichen Jahres zur stärksten politischen Kraft auf. Als im Februar 1925 der Generalgouverneur des Sudan und britische Oberbefehlshaber («Sirdar») der ägyptischen Armee, Sir Lee Stack, von ägyptischen Nationalisten ermordet wurde, schloß London Ägypten von der Verwaltung des Kondominiums aus, belastete es aber weiter mit den Kosten der gemeinsamen Verwaltung. 1936 veranlaßten heftige nationalistische Unruhen Großbritannien zum Einlenken: Das Kondominium über den Sudan wurde wiederhergestellt, die militärische Besetzung Ägyptens beendet. Das Vereinigte Königreich sicherte sich aber für die Dauer von zwanzig Jahren das Recht, Truppen in der Suezkanalzone zu stationieren. Im Kriegsfall war Großbritannien zur Hilfe verpflichtet, wofür Ägypten sein Gebiet den Briten zur Verfügung stellen mußte. Im März 1937 erfolgte die Aufnahme Ägyptens in den Völkerbund.

Ägypten war das einzige afrikanische Land, das sich in der Zwischenkriegszeit aus der britischen Herrschaft weitgehend löste. In Tanganyika, dem Großteil der ehemaligen deutschen Kolonie Ost-Afrika, einem Mandat der Kategorie B, versuchte das Vereinigte Königreich seine Kontrolle durch eine Politik der «indirect rule», durch Übertragung von Kompetenzen an traditionelle Autoritäten, zu sichern. Erste Ansätze zu einer Unabhängigkeitsbewegung zeigten sich 1929 mit der Gründung der Tanganyika African Association, deren große Zeit aber erst nach dem Zweiten Weltkrieg kommen sollte. Im benachbarten Kenia war schon vier Jahre zuvor mit der Kikuyu Central Association unter Jomo Kenyatta ein unabhängiges Sprachrohr der einheimischen Bevölkerung entstanden. Ins gleiche Jahr fällt die Gründung der West African Students Union in London, einer Keimzelle der Unabhängigkeitsbewegung in Nigeria. In Rhodesien, das seit 1936 eine britische Kronkolonie bildete, sicherte sich die kleine Minderheit der Weißen durch das Landverteilungsgesetz von 1930 52 Prozent des Territoriums, alle Städte, einschließlich der schwarzen Townships, und sämtliche Bodenschätze. Eine Rassentrennung nach südafrikanischem Vorbild sorgte für die anhaltende Diskriminierung der einheimischen Bevölkerung. Dasselbe Schicksal erlitten die Schwarzen im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika, einem Mandat der Kategorie C, das seit 1920 von der Südafrikanischen Union, einem Mitglied des britischen Empire, verwaltet wurde. Aufstände der Bondelzwats und Rehobother wurden zwischen 1922 und 1924 blutig niedergeworfen.

Die schwersten Erschütterungen erlebte das britische Empire während der Zwischenkriegszeit in Indien. Seit Dezember 1919 lag in Gestalt des Government of India Act eine Verfassung für den Subkontinent vor. Sie trennte die Zentralregierung, die für Außenpolitik, Verteidigung und Strafrecht zuständig und nur London verantwortlich war, von den Provinzregierungen. Hier sollte künftig das Prinzip der Dyarchie, der Doppelherrschaft, gelten: Die «reserved subjects», darunter Polizei und Finanzen, wurden von einem britischen Generalgouverneur und einem paritätischen Exekutivrat, der aus zwei Briten und zwei Indern bestand, verwaltet, die «transferred subjects» hingegen, obenan das Erziehungswesen, wurden indischen Ministern übertragen, die ihrerseits gewählten Gesetzgebungsräten der Provinz verantwortlich waren. Im Juni 1921 trat das Gesetzeswerk in Kraft.

Die praktischen Wirkungen der Reform hielten sich in engen Grenzen. Die Weigerung einer von den Briten eingesetzten Kommission, das Blutbad von Amritsar, ein schon in anderem Zusammenhang behandeltes Ereignis vom April 1919, mit der gebotenen Schärfe zu verurteilen, war für den Indischen Nationalkongreß der Anlaß, eine eigene Untersuchungskommission einzusetzen und die neue Verfassung zu boykottieren. 1920 begann unter Führung von Mahatma Gandhi eine Kampagne des Nationalkongresses für die Nichtbeteiligung (asahayoga) an den neuen Organen, zivilen Ungehorsam und Selbstregierung (svaraj); sie wurde im Februar 1922 nach der Ermordung von 22 Polizisten in Uttar Pradesch abgebrochen. Gandhi, ein Hindu aus der Kaufmannskaste, der in London Rechtswissenschaften studiert und seit den 1890er Jahren in Südafrika den Widerstand indischer Einwanderer gegen diskriminierende Gesetze organisiert hatte, wurde im März 1922 festgenommen und zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt. Ende 1924 erfolgte seine Begnadigung auf Grund von Krankheit.

Die Ablehnung der Verfassung von 1919 durch die große Mehrheit der Inder veranlaßte die britische Regierung zur Ausarbeitung von Reformvorschlägen. Da die zweite von zwei Kommissionen, die mit dieser Aufgabe betraut waren, nur aus Briten bestand, rief sie den geharnischten Protest der Kongreßpartei hervor. Diese verlangte nunmehr, im August 1928, ultimativ den Dominion-Status für Indien, der binnen Jahresfrist zu gewähren war. Der Gegenentwurf einer indischen Verfassung, der von einer Konferenz aller indischen Parteien in Kalkutta im Dezember 1928 verabschiedet werden sollte, scheiterte am Veto der Muslim-Liga unter Mohammed Ali Jinnah. Da die Regierung in London die Forderungen der Kongreßpartei nicht zu erfüllen bereit war, forderte diese im Dezember 1929 die volle Unabhängigkeit (purnasvara).

Gandhi begann im März 1930 mit einer neuen Kampagne des zivilen Ungehorsams, bei der diesmal die Aufhebung des aus dem Jahr 1836 stammenden britischen Salzmonopols im Vordergrund stand. Der «Salzmarsch» endete damit, daß Gandhi, nachdem er am 16. April 1930, seinen Anhängern ein Beispiel gebend, am Meeresstrand bei Dandi symbolisch einige Salzkörner aufgelesen hatte, zusammen mit den getreuesten seiner Gefolgsleute, verhaftet wurde. Es folgte die Massenverhaftung von Tausenden von Nachahmungstätern, die sich durch demonstratives Salzsieden auf Marktplätzen strafbar machten. Ein knappes Jahr später, im März 1931, wurden alle politischen Gefangenen auf Grund einer Vereinbarung zwischen Gandhi und dem britischen Vizekönig Lord Irwin, dem späteren Lord Halifax, freigelassen. Das Salzsieden für den Haushaltsgebrauch war fortan gestattet.

Eine Round-Table-Konferenz in London im Herbst 1931, an der auch Gandhi teilnahm, brachte keine Lösung des indischen Verfassungskonflikts, weil es nicht gelang, bei den Wahlrechtsbestimmungen den Minderheiten, von den Muslims bis zu den kastenlosen Hindus, zu einem angemessenen Schutz vor einer Überstimmung durch die Hindu-Mehrheit zu verhelfen. Ein Versuch von Premierminister MacDonald, das Problem einseitig durch Aufspaltung der Hindus in Kastenhindus und Kastenlose zu lösen, stieß auf den erbitterten Widerstand Gandhis, der in einen Hungerstreik trat und mit Fasten bis zum Tod drohte. Am 24. September 1932 wurde der britische Octroi schließlich im sogenannten «Punapakt» zurückgenommen.

Das vorläufige Ende des Streits war die von London oktroyierte Verfassung vom 4. August 1935, die eine Föderation zwischen den Provinzen von Britisch-Indien und den vertraglich an die britische Krone gebundenen indischen Fürsten vorsah. Da die meisten Fürsten den Beitritt zur Föderation ablehnten, konnte 1937 nur der nichtföderative Teil der Verfassung in Kraft treten: Die Dyarchie auf der Provinzialebene hörte auf; die Provinzen wurden nunmehr von Ministern regiert, die gewählten Parlamenten verantwortlich waren. Gleichzeitig wurde Birma aus dem indischen Imperium herausgelöst und mit einem Status teilweiser Autonomie ausgestattet: ein Erfolg der nationalistischen Studentenbewegung um Aung San. Die Kongreßpartei beteiligte sich mit Billigung Gandhis, der sich inzwischen aus der aktiven Politik zurückgezogen hatte und sozialen Fragen widmete, an den Wahlen zu den Provinzialparlamenten. Vom großen Ziel der staatlichen Souveränität aber schien Indien noch weit entfernt zu sein – weiter als Ceylon, die Insel im Süden des Subkontinents, die 1931 eine Verfassung auf der Grundlage des allgemeinen Wahlrechts auch für Frauen und mit einem Zweikammersystem erhielt, womit wesentliche Voraussetzungen für die Entlassung in die Unabhängigkeit gegeben waren.

Die sechs überwiegend englischsprachigen und europäisch geprägten Dominions des Empire hatten diesen Status damals schon längst erreicht: Kanada, Australien, Neuseeland, Neufundland und die Südafrikanische Union zwischen 1867 und 1910, Irland 1921. Bereits in der Tschanakkrise vom September 1922 hatte Premierminister Lloyd George zur Kenntnis nehmen müssen, daß Kanada und die Südafrikanische Union nicht daran dachten, Großbritannien Gefolgschaft zu leisten, wenn dieses sich entschloß, in einen Krieg mit der Türkei einzutreten. Auf der Empirekonferenz von 1933 kam es noch nicht zu einer endgültigen Klärung der Souveränitätsansprüche der Dominions. Auf der Folgekonferenz in London im Oktober und November 1926 einigte man sich auf die von dem früheren Premierminister Balfour vorgeschlagene Formel, wonach die Dominions «autonome Gemeinschaften innerhalb des Britischen Empire» waren, «gleichberechtigt in ihrem Status und bezüglich ihrer inneren und äußeren Angelegenheit in keiner Weise voneinander abhängig (equal in status, in no way subordinate to one another in any aspect of their domestic or external affairs), hingegen vereint durch die gemeinsame Treuepflicht (common allegiance) der Krone gegenüber und freiwillig zusammengeschlossen als Mitglieder des British Commonwealth of Nations». Den letzteren Begriff hatte freilich nicht Balfour geprägt, sondern der südafrikanische General und Luftfahrtminister im Kriegskabinett Lloyd George, Jan Smuts, auf einem Festbankett der Mitglieder des Ober- und Unterhauses im Mai 1917.

Damit war der Grund gelegt für das fünf Jahre später, im Dezember 1931, von einer weiteren Reichskonferenz beschlossene Statut von Westminster, das als Gesamtverfassung der Dominions diente und den Parlamenten dieser Mitglieder des Commonwealth die ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis einräumte. Der Colonial Laws Validity Act von 1865, der es den Kolonien untersagte, Gesetze zu verabschieden, die vom britischen Recht abwichen, wurde aufgehoben. Die Dominions waren, auch wenn an ihrer Spitze keine gewählten Staatsoberhäupter, sondern Generalgouverneure als Vertreter der britischen Krone standen, spätestens seit 1931 souveräne Staaten. Was sie mit Großbritannien oder untereinander vereinbarten, taten sie freiwillig – so, wenn sie sich auf der Imperial Conference von 1932 in Ottawa auf wechselseitige handelspolitische Vergünstigungen und auf das Pfund Sterling als Leitwährung der «Sterling-Zone» verständigten. Darüber hinaus blieb eine ideelle Verbundenheit der ehemaligen Kolonien mit dem Mutterland im Zeichen gemeinsamer Werte erhalten, auf die Großbritannien zurückgreifen konnte, als es 1939 durch Deutschland so massiv wie noch nie seit den napoleonischen Kriegen herausgefordert wurde.

Mit der Umformung des Empire zum Commonwealth gelang dem Vereinigten Königreich etwas Einzigartiges: eine Verstetigung seiner informellen Weltgeltung durch rechtzeitigen Verzicht auf die überholte formelle Abhängigkeit der am höchsten entwickelten Teile seines Weltreichs. Seit der «augusteischen Schwelle» (Augustan threshold) des Römischen Reiches, wie der amerikanische Politikwissenschaftler Michael W. Doyle die durchgreifende Reichsreform des Kaisers Augustus in den Jahrzehnten vor und nach Christi Geburt nennt, hat kein Imperium mehr ein solches Maß an Lernfähigkeit bewiesen wie das britische – eine bemerkenswerte Leistung angesichts des tatsächlichen Rückgangs des wirtschaftlichen Potentials des Mutterlandes (sein Anteil am Welthandel sank von 25 Prozent im Jahr 1860 auf 14 Prozent im Jahr 1938) und der fortschreitenden Verlagerung der finanziellen, militärischen und politischen Schwerpunkte der angelsächsischen Welt von London nach Washington.

Die Empirekonferenz von 1926 fiel in die Zeit des Zweiten Kabinetts des konservativen Premierministers Stanley Baldwin, der von November 1924 bis Juni 1929 an der Spitze der britischen Regierung stand. Der 1867 geborene Eisenindustrielle aus den Midlands galt als die Verkörperung des Wunsches nach einer Rückkehr zur vermeintlichen Normalität der Vorkriegszeit. Die herausragende Figur des Kabinetts war Schatzkanzler Winston Churchill, der erst 1924 von den Liberalen zu der Partei übergetreten war, die er 20 Jahre zuvor verlassen hatte: den Tories. Sein wichtigster Beitrag zur Normalisierung war die Rückkehr zu dem 1914 aufgegebenen Goldstandard, die Churchill am 28. April 1925 in seiner Haushaltsrede im Unterhaus ankündigte. Die Festigung der Währung hatte Wirkungen, die alles andere als stabilitätsfördernd waren: Das Pfund Sterling wurde überbewertet, die britische Exportindustrie geriet in große und anhaltende Absatzschwierigkeiten, die soziale Unzufriedenheit wuchs.

Am radikalsten war die Stimmung bei den Bergarbeitern. Im Juni 1925 kündigten die Arbeitgeber des Kohlenbergbaus massive Lohnsenkungen an. Die Regierung Baldwin versuchte dadurch Zeit zu gewinnen, daß sie eine Royal Commission zur Untersuchung der wirtschaftlichen Lage im Bergbau einsetzte und den Grubenbesitzern befristete Subventionen gewährte. Im März 1926 legte die Kommission ihren Bericht vor: Darin lehnte sie die von den Bergarbeitern geforderte Nationalisierung des Kohlenbergbaus ab und bejahte die Notwendigkeit von Lohnsenkungen (wenn auch nicht die einer Verlängerung der Arbeitszeit). Die Bergarbeiter antworteten am 1. Mai 1926 mit Streik. Zwei Tage später proklamierte die Führung des Trade Unions Congress (TUC) den Generalstreik, der in der Nacht vom 3. zum 4. Mai um Mitternacht begann.

Der TUC war in den Jahren zuvor deutlich nach links gerückt. Mehr als die Gewerkschaftsbünde anderer Länder hatte er sich um eine Verständigung zwischen der «Amsterdamer», das heißt reformistischen Gewerkschaftsinternationale, dem Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB), auf der einen und der kommunistischen Roten Gewerkschaftsinternationale (RGI) auf der anderen Seite bemüht und im April 1925 ein Ständiges englisch-russisches Gewerkschaftskomitee gegründet, was in Moskau als großer Erfolg auf dem Weg zur Weltrevolution gefeiert wurde. Der britische Generalstreik fand die Unterstützung nicht nur der beiden konkurrierenden internationalen Gewerkschaftsbünde, sondern auch der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, die im Mai 1923 in Hamburg aus dem Zusammenschluß der Zweiten Internationale und der weiter links stehenden «Wiener Internationale», der «Internationale 2½», entstanden war, und der Kommunistischen Internationale. In Frankreich, Deutschland, den Niederlanden, Belgien und den skandinavischen Ländern weigerten sich die Hafenarbeiter, Kohlen auf britische Schiffe zu verladen, und Eisenbahner und Seeleute, Kohle nach Großbritannien zu transportieren. Die europäische Kohlenblockade Englands war, wie Julius Braunthal in seiner «Geschichte der Internationale» schreibt, «nahezu lückenlos».

In Großbritannien selbst wurde der Generalstreikaufruf von den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern mit großer Entschlossenheit befolgt. Die Schriftstellerin Virginia Woolf notierte am 4. Mai 1926 in ihr Tagebuch: «Alle Leute fahren Fahrrad, in den Autos drängen sich zusätzliche Passagiere. Es fahren keine Busse. Es gibt keine Plakate, keine Zeitungen … Gas und Elektrizität sind noch erlaubt, aber um 11 Uhr wurde das Licht abgeschaltet.» Schatzkanzler Churchill erklärte am 3. Mai im Unterhaus, entweder würden die parlamentarischen Einrichtungen und mit ihnen die Nation aus dieser Auseinandersetzung als Sieger hervorgehen oder die bestehende Verfassung werde «auf verhängnisvolle Weise beschädigt» (fatally injured) und eine Art von Gewerkschaftssowjet (some Soviet of trade unions) errichtet werden, dem dann die tatsächliche Kontrolle des wirtschaftlichen und politischen Lebens des Landes zufalle. Die «Times» sprach von der «ernstesten Drohung, die seit dem Sturz der Stuarts über dem Land gehangen» habe, die «Daily Mail» von einer «revolutionären Bewegung», die die Regierung zu Lasten der Gesamtheit gewaltsamem Zwang unterwerfen wolle.

Die Regierung Baldwin war fest entschlossen, mit Hilfe von Notstandsmaßnahmen, zu denen sie sich am 1. Mai hatte ermächtigen lassen, den Generalstreik zügig zu beenden. Der Hyde Park verwandelte sich in ein Verteilungszentrum für Milch und Lebensmittel; in East End wurden Soldaten eingesetzt, um die Hafenbecken wieder in Betrieb zu nehmen; Polizisten patrouillierten, unterstützt von Freiwilligen der im September 1925 gegründeten halb privaten Organization for the Maintenance of Supplies und «Special Constables» in Khakiuniformen, in gepanzerten Wagen auf den Straßen und bewachten die Bahnhöfe; der Buckingham-Palast und andere königliche Gebäude wurden durch zusätzliches Wachpersonal geschützt. Nach neun Tagen endete der Generalstreik am 12. Mai mit der bedingungslosen Kapitulation des TUC. Die Regierung und die öffentliche Meinung hatten sich als stärker erwiesen als die organisierte Arbeiterschaft.

Der Erfolg auf der ganzen Linie versetzte das konservative Kabinett in die Lage, den Achtstundentag abzuschaffen und am 23. Juni 1927 den Trades Disputes and Trade Union Act verabschieden zu lassen, der General- und Sympathiestreiks für illegal erklärte und ihre Ausrufung mit zwei Jahren Gefängnis bedrohte. Außerdem wurde den Beamten und den Angestellten örtlicher Regierungsstellen die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft des TUC verboten und die Einschüchterung (intimidation) von Arbeitern durch Streikende für gesetzeswidrig erklärt. Gewerkschaftsbeiträge an die Labour Party durften fortan nur noch mit Zustimmung der Mitglieder abgeführt werden. Die Zahl der durch Streik ausgefallenen Arbeitstage ging in der Folgezeit drastisch zurück, die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder sank beträchtlich (von 5,2 Millionen im Jahr 1926 auf 4,8 Millionen im Jahr 1928). Die schwerste Niederlage mußten die Bergarbeiter hinnehmen. Sie beendeten ihren Streik erst im Dezember 1926, erreichten aber keines ihrer Ziele. Fortan mußten sie zu niedrigeren Löhnen länger arbeiten als zuvor.

Für die britische Arbeiterbewegung bedeutete der Mai 1926 eine einschneidende Zäsur. Mit dem Generalstreik endeten die Massenstreiks der Nachkriegszeit; einen weiteren Generalstreik hat Großbritannien nicht mehr erlebt. Der TUC zog aus seiner Unterwerfung unter das Diktat der Regierung den Schluß, daß die Gewerkschaften mit ihren Aktionen künftig keinerlei Zweifel mehr an ihrer Treue zur parlamentarischen Demokratie aufkommen lassen durften. Die Kommunistische Partei Großbritanniens, die den Generalstreik emphatisch unterstützt, auf seinen Ablauf aber keinen Einfluß gehabt hatte, konnte ihre Mitgliederzahl 1926 zeitweilig steigern (von rund 6ooo im Mai auf über 10.000 im Oktober), sank dann aber bis Ende 1928 auf 3500 ab. 1927 löste die Labour Party 23 örtliche Parteigliederungen auf (davon 15 in London und Umgebung), die von den Kommunisten unterwandert worden waren. Bei den Unterhauswahlen vom Mai 1929 kamen die Kommunisten auf 50.000 Stimmen (5000 weniger als fünf Jahre zuvor) und verloren das einzige Mandat, das sie 1924 errungen hatten. Von der Komintern und der Roten Gewerkschafts-Internationale wurden die britischen Gewerkschaften nach dem Scheitern des Generalstreiks als «Verräter» gebrandmarkt, was der TUC zum Anlaß nahm, eine Geldspende der sowjetischen Gewerkschaften für die streikenden Bergarbeiter zurückzuweisen und 1927 das Ständige englischrussische Gewerkschaftskomitee aufzulösen. Um dieselbe Zeit begannen jene Gespräche zwischen Vertretern von Gewerkschaften und Unternehmern, die in die Industriekonferenz vom Juli 1928 mündeten und eine wechselseitige Verständigung über die notwendige Rationalisierung der britischen Industrie und die Bewahrung des Arbeitsfriedens zum Ziel hatten.

War der Anteil der Kommunisten am Generalstreik gering, so war der Anteil der extremen Rechten an seiner Niederschlagung noch geringer. Im Mai 1923, ein halbes Jahr nach Mussolinis «Marsch auf Rom», hatte sich eine militant antikommunistische und antisemitische Vereinigung namens «British Fascisti» gebildet, die sich seit 1924 «British Fascists» nannte. Ihre Anhänger strömten im Mai 1926 in die schon erwähnte Organization for the Maintenance of Supplies und zur Hilfspolizei der Special Constables, wurden aber im allgemeinen von den Behörden auf Distanz gehalten. Einen sehr viel stärkeren Einfluß auf die öffentliche Meinung hatten ultrakonservative Pressemagnaten wie Lord Beaverbrook und Lord Rothermere, die Eigentümer des «Daily Express» beziehungsweise der «Daily Mail», und der Duke of Northumberland, der die «Morning Post» und «The Patriot» finanzierte, ebenso wie die intellektuell anspruchsvolle «English Review», die sich in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre immer mehr zu einem Sprachrohr des äußersten rechten Flügels der Tories entwickelte. Die Art und Weise, wie die Regierung Baldwin dem Generalstreik entgegentrat, nötigte aber auch den radikalsten Konservativen Respekt ab. Nach Meinung der «English Review» bewies der Streik, daß England nach wie vor über Männer verfügte, die zu regieren verstanden, und selbst der Duke of Northumberland sah sich veranlaßt, die «Kraft und Findigkeit» (vigour and resourcefulness) der Regierung zu loben.

Während das Anti-Gewerkschafts-Gesetz vom Juni 1927 ganz nach dem Herzen der Konservativen «diehards» war, löste ein anderes Gesetz der Regierung Baldwin bei ihnen verbreitetes Unbehagen aus: das Gesetz über die rechtliche Gleichstellung von Mann und Frau vom Juli 1928, mit dem auch jene diskriminierende Bestimmung des Wahlgesetzes von 1918 fiel, die den Frauen das Wahlrecht erst vom vollendeten 30. Lebensjahr ab einräumte, während Männer bereits nach Vollendung des 21. Lebensjahres über dieses Recht verfügten. Die Frau galt der äußersten Rechten, wie es William Sanderson, der spätere Gründer der esoterischen, aber einflußreichen Vereinigung «English Mistery», 1927 ausdrückte, als rein instinktgesteuert und ihr Instinkt als sexuell bedingt. «Sie besitzt keinerlei Eignung für Politik, weil sie der politischen Tugend entbehrt (She has a total ineptitude for politics, for she lacks political virtue). Da sie keine sozialen Instinkte besitzt, kann sie auch keine intellektuellen Fähigkeiten für schöpferische Kunst oder Organisation entwickeln.» Wie Sanderson sahen auch andere führende Rechtsintellektuelle, unter ihnen Douglas Jerrold, ab 1931 Herausgeber der «English Review», und Anthony Ludovici, ein prominenter Autor dieser Zeitschrift und Bewunderer Friedrich Nietzsches, im Feminismus und der angeblichen Feminisierung der Gesellschaft eine Gefahr für alles, was England groß gemacht hatte, und vor allem für die Frau selbst, die nach Meinung Ludovicis doch nur eine Aufgabe hatte: «Hüterin und Förderin des Lebens» zu sein, also ihre Fortpflanzungsfunktion zu erfüllen.

Die ersten Wahlen, bei denen nach dem neuen Wahlrecht gewählt wurde, waren die vom Mai 1929. Was die Stimmenzahlen angingen, lagen die Konservativen knapp vor der Labour Party: 8,66 Millionen gegenüber 8,36 Millionen. Auf die Liberalen entfielen 5,3 Millionen. Bei der Verteilung der Sitze kam die Arbeiterpartei aber auf 287 Mandate gegenüber 261 für die Konservativen und 59 für die Liberalen. Der Erfolg von Labour erklärte sich zu einem guten Teil aus der Tatsache, daß die Regierung Baldwin trotz einiger sozial fortschrittlicher Gesetze wie dem zur Witwen-, Waisen- und Altersversicherung von 1925 (mit gleich hohen Beiträgen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern) und der Reform der Armengesetzgebung durch den Local Government Act von 1929 seit ihren Maßnahmen gegen die Gewerkschaften als arbeiterfeindlich galt. Auf der anderen Seite half es der Labour Party, daß sie sich unter der Führung Ramsay MacDonalds während des Generalstreiks von 1926 zurückgehalten hatte. In ihrem neuen Programm «Labour and the Nation», das der Historiker R. H. Tawney entworfen und die Jahreskonferenz von Birmingham im Oktober 1928 nach ausgedehnter Debatte angenommen hatte, bekannte sich die Partei zum evolutionären Übergang von der kapitalistischen zur sozialistischen Gesellschaft. Kontinuierlich, aber ohne Überstürzung sollten zunächst das städtische und landwirtschaftliche Grundeigentum in Nationaleigentum überführt, der Bergbau, die Elektrizitätswerke, die Eisenbahnen und das Transportwesen verstaatlicht und die Bank of England staatlicher Kontrolle unterworfen werden.

Einen Auftrag, dieses Programm in die Tat umzusetzen, konnte die Labour Party aus dem Wahlergebnis nicht ableiten. Um regieren zu können, war die Arbeiterpartei wie bei der Bildung ihrer ersten Regierung im Januar 1924 auf die Tolerierung durch die Liberalen angewiesen. Wie damals wurde auch jetzt wieder Ramsay MacDonald von König Georg V. mit der Kabinettsbildung beauftragt. Außenminister wurde Arthur Henderson, der schon dem ersten Kabinett MacDonald als Innenminister angehört hatte. Schatzkanzler wurde Philip Snowden, ein überzeugter Verteidiger des Goldstandards, des Freihandels und eines ausgeglichenen Budgets, Kolonialminister der Fabier Sidney Webb, Erziehungsminister Sir Charles Philip Trevelyan, ein entschiedener Linker. Erstmals gehörte dem Kabinett auch eine Frau an: Arbeitsministerin Margaret Grace Bondfield. Der Lösung der drängendsten Aufgaben, des Abbaus der Arbeitslosigkeit, sollte sich Lordsiegelbewahrer James Henry Thomas widmen. Ihm zur Seite gestellt wurde der als Chancellor of the Duchy of Lancaster, eine Art Minister ohne Geschäftsbereich, der damals zweiunddreißigjährige, zum linken Parteiflügel gehörende Sir Oswald Mosley, der die stagnierende Wirtschaft durch eine Erhöhung der Massenkaufkraft und die Vergabe öffentlicher Arbeiten, aber auch durch Zollschutz für das Empire beleben wollte. (Mit einem ganz ähnlichen, vom früheren Premierminister Lloyd George verfaßten Programm waren die Liberalen in den Wahlkampf gezogen.)

Die Arbeitslosigkeit hatte im Frühjahr 1929 bereits die Millionengrenze überstiegen; die Zahl der Arbeitslosen zu senken war das zentrale Versprechen der Labour Party im Wahlkampf gewesen. Das neue Kabinett begann seine Arbeit mit einer Reihe von sozialen Reformgesetzen, darunter einem Programm öffentlicher Arbeiten im Umfang von einer Viertelmilliarde Pfund. Mehr zu tun, wie es neben Mosley und Lloyd George auch der Ökonom John Maynard Keynes und der Fabier und Historiker G. D. H. Cole, zwei Mitglieder des Wirtschaftsrates der Regierung, forderten, weigerten sich MacDonald, Snowden und Thomas auch dann noch, als die Arbeitslosigkeit nach dem New Yorker Börsenkrach vom Oktober 1929 weiter anstieg. Wenige Monate, nachdem das zweite Kabinett MacDonald seine Arbeit aufgenommen hatte, zeigten sich erste Risse in der Minderheitsregierung. Es waren die Vorboten einer schweren Krise, in die die Labour Party in den Jahren 1930/31 geraten sollte.[24]

Von Dawes zu Young:
Deutschland in der Ära Stresemann

Anders als Großbritannien erlebte Deutschland in den Jahren 1924 bis 1929 tatsächlich so etwas wie «goldene Jahre». Es gab wieder eine stabile Währung; Produktion, Konsum und Volkseinkommen wuchsen beständig; der Reichshaushalt wies 1924 einen beträchtlichen Überschuß, in den Jahren 1925 bis 1928 nur ein geringes Defizit auf. Bei genauerer Betrachtung aber blieb die ökonomische Lage Deutschlands, wie der Wirtschaftshistoriker Wolfram Fischer urteilt, weiterhin gefährdet. «Die Investitionen, von denen Wachstum und Schrumpfung einer Volkswirtschaft vorwiegend abhängen, zeigen auch in den Jahren 1924 bis 1929 keinen gleichmäßigen Aufwärtstrend. Zwar steigen die Anlageinvestitionen bis 1928 ohne Unterbrechung an, aber die Lagerhaltung schwankt so stark, daß die gesamten internen Bruttoinvestitionen (Anlage und Lagerhaltung) in den Jahren 1926, 1928 und 1929 gegenüber dem Vorjahr abnehmen. Ein einziges Jahr, 1927, bringt einen ‹Investitionsboom›. Auch die Handelsbilanz, die schon vor dem Krieg fast durchweg passiv gewesen war, konnte nur 1926 einen Überschuß erzielen. Die Dienstleistungsbilanz erbrachte zwar stets Überschüsse, wozu besonders die Handelsflotte beitrug; aber sie waren zu gering, um die Leistungsbilanz auszugleichen oder gar einen Überschuß für Reparationsüberweisungen zu erzielen.»

Der Grund, weshalb Deutschland seinen Reparationspflichten nach dem Dawes-Plan nachkommen konnte, lag im Überschuß bei den Kapitalbewegungen in Gestalt ausländischer, namentlich amerikanischer Kredite. Deutschland war nach 1924 ein kapitalhungriges Land; seine hohen Zinssätze und die Kreditrestriktionen der Reichsbank machten es für ausländische Investoren anziehend, und insofern war der Aufschwung in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre nicht nur eine «Dollarscheinblüte». Höchst problematisch aber war die Verwendung der Auslandskredite: Sie wurden zu einem erheblichen Teil, 1927/28 etwa zur Hälfte, kurzfristig vergeben, von den deutschen Banken aber als Investitionskredite weitergereicht und von Ländern und Kommunen für langfristige, nicht unmittelbar «produktive» Zwecke verwandt. So finanzierten die Gemeinden, die sich nicht zu Unrecht als Opfer der «Erzbergerschen» Reichsfinanzreform von 1919 fühlten, mit solchen Krediten den Bau von Schulen, Rathäusern, Krankenhäusern, Sportanlagen oder, wie im Köln des Oberbürgermeisters Konrad Adenauer, den berühmten «Grüngürtel». Solange die Wirtschaft «boomte», wurden die kurzfristigen Kredite meist problemlos prolongiert. Aber bereits in den «guten» Jahren der Weimarer Republik warnten Experten wie Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht und der Reparationsagent Parker Gilbert, ein amerikanischer Finanzfachmann, vor dem unsoliden Finanzgebaren der öffentlichen Hände: «Kippte» die Konjunktur, mußte mit einer schweren Finanzkrise gerechnet werden.

Nicht nur Länder und Gemeinden zogen sich immer wieder scharfe Kritik des Reparationsagenten und des Reichsbankpräsidenten zu, sondern auch das Reich. Eine Besoldungsreform vom Dezember 1927 brachte eine Erhöhung der Beamtengehälter um durchschnittlich 16 bis 17 Prozent: eine Art Wiedergutmachung der inflationsbedingten Verluste der Angehörigen des öffentlichen Dienstes und eine Anerkennung der Tatsache, daß die Gehälter der Beamten seit 1927 sehr viel geringer gestiegen waren als die Löhne der Arbeiter. 1927 war das Jahr, in dem die deutsche Industrie so hohe Gewinne machte wie nie zuvor und nie danach in der Weimarer Republik. Auf die Gefahr, daß der Staat die höheren Gehälter bei stark rückläufigen Steuereinnahmen nicht mehr würde bezahlen können, wies 1927 nicht nur der Reparationsagent hin, sondern auch der Haushaltsexperte der Zentrumsfraktion im Reichstag, Heinrich Brüning. Bei der Schlußabstimmung am 15. Dezember 1927 enthielt er sich der Stimme.

Doch nicht wegen der Beamtenbesoldung ging das Jahr 1927 in die Annalen der deutschen Geschichte ein, sondern wegen des größten Zugewinns an sozialer Sicherheit, den die Arbeiter und die Angestellten während der Weimarer Republik verbuchen konnten: der Einführung der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung. Das einschlägige Gesetz, das am 7. Juli von einer überwältigenden Mehrheit des Reichstags beschlossen wurde, wandelte die bisherige staatliche Erwerbslosenfürsorge in eine Versicherung um, wobei Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Beiträge in gleicher Höhe – damals 3 Prozent des Bruttolohnes – aufzubringen hatten. Aber es waren nicht nur die Faktoren Kapital und Arbeit, die die Kosten der Versicherung zu tragen hatten, sondern, ganz im Sinn der Bismarckschen Tradition, auch der Staat: Das Reich war verpflichtet, der neu errichteten Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ein Darlehen zu gewähren, wenn ihr Finanzbedarf aus dem eigenen «Notstock» nicht zu befriedigen war. Daß eine Situation eintreten konnte, in der das Reich dadurch in große finanzielle Bedrängnis geraten würde, schien 1927 kaum jemandem vorstellbar.

Der Staat war in der Weimarer Republik ein höchst aktiver Teilnehmer des Wirtschaftslebens. Eine Verordnung auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 13. Oktober 1923 hatte die staatliche Zwangsschlichtung von Tarifkonflikten eingeführt und den Staat damit zum Oberschiedsrichter in Arbeitskämpfen gemacht. Die Schlichtungsverordnung bewirkte, was der sozialdemokratische Theoretiker Rudolf Hilferding 1927 im Begriff des «politischen Lohnes» zusammenfaßte und als Ausdruck eines höher entwickelten, «organisierten Kapitalismus», ja als Schritt in Richtung auf den Sozialismus hin würdigte: eine weitgehende Außerkraftsetzung der Tarifautonomie und der Marktkräfte.

Die These des Wirtschaftshistorikers Knut Borchardt, daß die staatliche Zwangsschlichtung zu überhöhten Löhnen und damit wesentlich zur «Krankheit» der Weimarer Wirtschaft beigetragen habe, hat eine lebhafte, bis heute nicht abgeschlossene Forschungsdebatte ausgelöst. Die Rolle des Staates als Oberschlichter, so viel ist unstrittig, war ein Beitrag zur Schwächung der Marktwirtschaft. Andere staatlichen Beiträge waren die Subventionen für die ostelbische Großlandwirtschaft in Gestalt von Schutzzöllen für Getreide und andere Agrarprodukte, die der Reichstag auf Betreiben der Deutschnationalen im August 1925 wieder einführte, und die direkten Zahlungen in Form der «Osthilfe», die ein großes Thema der späten Weimarer Republik werden sollten.

An der Aushebelung der Marktgesetze wirkten aber auch die industriellen Unternehmer durch eine umfassende Kartellbildung mit, die mit der Notwendigkeit der Rationalisierung und damit der Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands begründet wurde, tatsächlich aber vor allem den Wettbewerb im Innern zurückdrängte. Im Ergebnis führte die forcierte Rationalisierung zu beträchtlichen Überkapazitäten und schon vor Beginn der Großen Krise im Herbst 1929 zu hoher Arbeitslosigkeit: Die Zahl der verfügbaren Arbeitsuchenden bei den Arbeitsämtern lag im dritten Quartal 1929 bei 1,53 Millionen. Hilferdings Formel vom «organisierten Kapitalismus» erwies sich als Euphemismus: Es gibt gute Gründe, im Hinblick auf das Deutschland der Weimarer Republik von einem fehlorganisierten Kapitalismus zu sprechen.

Politisch begann die Zeit der «relativen Stabilisierung» der Weimarer Republik mit einem Ereignis, das eher auf Instabilität hindeutete: den Reichstagswahlen vom 4. Mai 1924. Sie brachten den Radikalen von rechts und links starke Gewinne und den meisten gemäßigten Parteien große Verluste. Die monarchistischen Deutschnationalen, die im Wahlkampf vor allem die inflationsgeschädigten Teile der Mittelschichten angesprochen hatten, steigerten ihren Stimmenanteil gegenüber der vorangegangenen Wahl vom Juni 1920 von 15,1 auf 19,5 Prozent. Sie wurden damit zur stärksten bürgerlichen Partei und zur zweitstärksten Partei überhaupt. Die mit den führerlosen Nationalsozialisten verbündete Deutschvölkische Freiheitspartei erzielte auf Anhieb 6,5 Prozent. Über ein Viertel der deutschen Wähler hatte sich damit für die antirepublikanische Rechte entschieden.

Links der Mitte war zweierlei bemerkenswert: Es gab eine starke Gewichtsverlagerung von den Sozialdemokraten zu den Kommunisten und einen erheblichen Rückgang der «marxistischen» Stimmen überhaupt. 1920 hatten die Arbeiterparteien zusammen 41,7 Prozent der Stimmen erhalten, jetzt waren es noch 34 Prozent. Die SPD fiel von 21,7 auf 20,5 Prozent, was nur auf den ersten Blick als geringfügiger Verlust erscheint, in Wirklichkeit aber einer Katastrophe gleichkam: Die wiedervereinigte Sozialdemokratie erhielt 1924 weniger Stimmen als die Mehrheitssozialdemokraten vier Jahre zuvor. Von den 17,9 Prozent, die damals die USPD gewählt hatten, waren die meisten wohl zur KPD abgewandert, die sich nun erstmals auf Reichsebene als proletarische Massenpartei durchsetzte. Die liberalen Parteien DVP und DDP mußten starke, die katholischen Parteien Zentrum und Bayerische Volkspartei geringe Verluste hinnehmen. Auffallend groß war der Anteil bürgerlicher Splittergruppen, die zusammen auf 8,5 Prozent kamen.

Eine Regierungsbeteiligung der Sozialdemokraten in Form einer Großen Koalition kam für die immer noch größte Partei nach ihrer verheerenden Niederlage nicht ernsthaft in Frage: Hätte die Parteiführung sich darauf eingelassen, wäre die SPD am Widerstand ihres linken Flügels, der ehemaligen Unabhängigen, zerbrochen. Auf der anderen Seite dachten die gemäßigten bürgerlichen Parteien nicht daran, mit der radikal nationalistischen DNVP zu koalieren und dieser das Amt des Reichskanzlers zu überlassen, für das die Deutschnationalen den ehemaligen Großadmiral Tirpitz, den Schöpfer der deutschen Flotte, vorschlugen. Die Folge war die abermalige Bildung einer bürgerlichen Minderheitsregierung unter dem Zentrumspolitiker Wilhelm Marx, der Gustav Stresemann, der Vorsitzende der Deutschen Volkspartei, wieder als Außenminister angehörte. Auf die Tolerierung durch die SPD durfte die Regierung zumindest bei wichtigen außenpolitischen Fragen wie der Ratifizierung der Dawes-Gesetze rechnen.

Die Stimmen der Sozialdemokraten reichten aber nicht aus, um sämtliche Gesetze zu verabschieden, die die Regelung der Reparationsfrage erforderlich machte. Eines der Gesetze betraf die Umwandlung der Reichsbahn in eine Gesellschaft, die mit bestimmten Obligationen belastet war und die einen Aufsichtsrat erhielt, dem auch Vertreter der Gläubigerstaaten angehörten. Das Reichsbahngesetz, das tief in die deutsche Souveränität eingriff, hatte verfassungsändernde Wirkungen und bedurfte darum einer Zweidrittelmehrheit.

Diese zu erreichen erforderte die Zustimmung zumindest eines Teiles der Deutschnationalen. Um die Opposition der DNVP zu überwinden, gab die Reichsregierung am 29. August 1924, dem Tag vor der Unterzeichnung des Londoner Abkommens, eine betont «national» gehaltene Erklärung zur Kriegsschuldfrage ab. Hinzu kamen der Druck von zwei mächtigen Interessenverbänden, des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, der 1919 gegründeten Spitzenvertretung der Unternehmerschaft, und des Reichslandbundes, des schlagkräftigen Nachfolgers des Bundes der Landwirte, sowie eine Mischung von Drohung und Angeboten aus dem bürgerlichen Lager: Für den Fall der Ablehnung kündigte die Reichsregierung die Auflösung des Reichstags an, im Fall der Annahme stellte die DVP die Regierungsbeteiligung der Deutschnationalen in Aussicht. Am 29. August stimmten 52 Abgeordnete der DNVP mit Nein und 48 mit Ja. Das reichte, um dem Reichsbahngesetz zu einer Zweidrittelmehrheit und dem Londoner Abkommen insgesamt zur Annahme zu verhelfen.

Eine verläßliche Mehrheit für die laufende Regierungsarbeit aber war damit noch längst nicht gesichert. Die Regierung Marx entschied sich deshalb am 20. Oktober, den Reichspräsidenten um die Auflösung des Reichstags zu bitten. Friedrich Ebert kam dieser Bitte umgehend nach und setzte als Termin der Neuwahl den 7. Dezember 1924 fest. Der zweite Reichstagswahlkampf des Jahres stand im Zeichen der wirtschaftlichen Erholung. Am 30. August war die provisorische Rentenmark zugunsten der neuen, zu 40 Prozent durch Gold und Devisen gedeckten Reichsmark aufgegeben worden. Seit dem Abschluß des Londoner Abkommens strömten ausländische Kredite nach Deutschland, die Arbeitslosenzahlen gingen ähnlich stark zurück wie die durchschnittlichen Arbeitszeiten; die tariflichen Stundenlöhne stiegen erheblich an.

Die Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse schlug sich am 7. Dezember 1924 in einer politischen Entradikalisierung nieder. Die extremen Flügelparteien – auf der einen Seite die Deutschvölkischen, die jetzt als Nationalsozialistische Freiheitspartei antraten, auf der anderen die Kommunisten – gingen geschwächt aus dem Kampf hervor. Gewinne verbuchten die Sozialdemokraten. Die SPD stieg von 20,5 auf 26,5 Prozent, die DNVP von 19,5 auf 20,5 Prozent. Die Kommunisten fielen dagegen von 12,6 auf 9 Prozent, die vereinten Nationalsozialisten und Deutschvölkischen von 6,5 auf 3 Prozent. Vergleichsweise gering waren die Verschiebungen in der Mitte und bei der gemäßigten Rechten.

Das Wahlergebnis ließ nur zwei Arten der Regierungsbildung zu: entweder eine Große Koalition oder ein bürgerliches Mitte-Rechts-Kabinett. Die DVP sprach sich gegen eine Regierung mit den Sozialdemokraten, die DDP gegen eine Regierung mit den Deutschnationalen aus, was aber einen Bürgerblock nicht unmöglich machte, da dieser auch ohne die linksliberale Partei über eine Mehrheit verfügt. Am 15. Januar 1925 kam nach langwierigen Verhandlungen die erste Reichsregierung mit deutschnationaler Beteiligung unter dem parteilosen Hans Luther, dem bisherigen Finanzminister, zustande. Stresemann blieb Außenminister, Otto Geßler, obwohl seine Partei, die DDP, nicht in die Regierung eintrat, als «Fachminister» Leiter des Wehrressorts. Die DNVP stellte den Innen-, den Finanz- und den Wirtschaftsminister; der Landwirtschaftsminister, Graf Kanitz, stand den Deutschnationalen zumindest nahe.

Schon kurz nach der Konstituierung des Kabinetts sah sich der deutschnationale Wirtschaftsminister Karl Neuhaus genötigt, großen Teilen der deutschnationalen Wählerschaft eine herbe Enttäuschung zu bereiten: Gestützt auf das einhellige Votum der Spitzenverbände von Landwirtschaft, Industrie, Handel und Banken, erklärte er Ende Januar in einer Denkschrift, eine Aufwertung der Sparguthaben und Kriegsanleihen, die über den im Februar 1924 festgelegten (von der DNVP heftig attackierten) Satz von 15 Prozent der einstigen Goldmarkbeträge hinausgehe, sei den Sachwertbesitzern nicht zuzumuten und daher schlechthin ausgeschlossen.

Sechs Wochen nach der Bildung des ersten Bürgerblockkabinetts, am 28. Februar 1925, starb im Alter von 56 Jahren Reichspräsident Friedrich Ebert. Unmittelbare Todesursache war eine Blinddarm- und Bauchfellentzündung. In den letzten Monaten seines Lebens hatte sich der erste und einzige Sozialdemokrat im höchsten Amt der Republik gerichtlich mit dem Vorwurf des Landesverrats auseinandersetzen müssen, den ein völkischer Journalist namens Erwin Rothardt wegen Eberts Rolle beim Berliner Munitionsarbeiterstreik vom Januar 1919 gegen ihn erhoben hatte. (Der damalige Vorsitzende der SPD war nur deshalb in die Streikleitung eingetreten, um den Ausstand unverzüglich zu beenden.) Das Urteil des erweiterten Schöffengerichts des Amtsgerichts Magdeburg vom 23. Dezember 1924 war ein klarer Fall von antirepublikanischer Kampfjustiz: Der angeklagte Redakteur wurde zwar wegen Beleidigung zu drei Monaten Gefängnis verurteilt, in der Urteilsbegründung aber stellte das Gericht fest, die Behauptung Rothardts, durch seine Beteiligung an dem Streik habe Ebert Landesverrat begangen, sei im strafrechtlichen Sinn zutreffend, eine Verurteilung wegen übler Nachrede daher nicht möglich.

Das noch amtierende Kabinett Marx gab sogleich eine Ehrenerklärung zugunsten des Reichspräsidenten ab, und unmittelbar darauf erhoben sich auch in der deutschen Gesellschaft gewichtige Stimmen, darunter die des Theologen Adolf von Harnack, der Historiker Friedrich Meinecke und Hans Delbrück, der Juristen Gerhard Anschütz und Wilhelm Kahl, gegen den Rufmord der Magdeburger Richter. Das Urteil tat dennoch seine vergiftende Wirkung, und diese trug viel dazu bei, die seelische und körperliche Widerstandskraft des ersten Reichspräsidenten zu schwächen. Erst nach seinem Tod bescheinigten ihm auch politische Gegner, darunter die deutschnationalen Mitglieder der neuen Reichsregierung, daß er in schwieriger Zeit sein hohes Amt gewissenhaft und in vorbildlicher Überparteilichkeit ausgeübt habe. Von der extremen Rechten war dergleichen nicht zu hören, und auf der Seite der Kommunisten scheute sich deren Redner, der Abgeordnete Hermann Remmele, nicht, dem toten Ebert am 1. März 1925 im Reichstag nachzurufen, er sei «mit dem Fluch des deutschen Proletariats ins Grab gegangen».

Am 29. März 1925 fand die erste Direktwahl eines Reichspräsidenten durch das deutsche Volk statt. Für die gouvernementale Rechte trat der frühere Reichsinnenminister und damalige Oberbürgermeister von Duisburg, Karl Jarres, an, der von DVP und DNVP sowie der kleinen, 1920 gegründeten Reichspartei des deutschen Mittelstandes, kurz Wirtschaftspartei genannt, unterstützt wurde. Kandidat der SPD war Otto Braun, der im Zuge einer Regierungskrise gerade von seinem Amt als preußischer Ministerpräsident zurückgetreten war. Für das Zentrum ging der frühere Reichskanzler Wilhelm Marx, für die DDP der badische Staatspräsident Willy Hellpach, für die BVP Heinrich Held, seit 1924 Ministerpräsident des Freistaats Bayern, ins Rennen. Die Kommunisten hatten ihren Parteivorsitzenden Ernst Thälmann, einen früheren Hamburger Hafenarbeiter, aufgestellt. Nationalsozialistischer Bewerber war Erich Ludendorff. Beim ersten Wahlgang erreichte keiner der Kandidaten die erforderliche absolute Mehrheit. Am besten schnitt Jarres mit 38,8 Prozent ab. Braun kam mit 29 Prozent auf den zweiten, Marx mit 14,5 Prozent auf den dritten Platz.

Für den zweiten Wahlgang verständigten sich die «Weimarer» Parteien SPD, Zentrum und DDP auf Marx als gemeinsamen Bewerber (wofür sich das Zentrum verpflichtete, Braun wieder zum preußischen Ministerpräsidenten zu wählen). Gegen Marx hatte Jarres keine Chance, weshalb die Rechte nach einem populäreren Bewerber Ausschau hielt. Nach dem Gesetz über die Wahl des Reichspräsidenten vom 4. Mai 1920 konnte das auch eine Persönlichkeit sein, die am ersten Wahlgang nicht teilgenommen hatte. Die Wahl fiel auf den ehemaligen Generalfeldmarschall Paul von Beneckendorff und von Hindenburg, am 2. Oktober 1847 in Posen geboren, damals also 77 Jahre alt, der seit seinem Ausscheiden aus der Obersten Heeresleitung im Sommer 1919 im Ruhestand in Hannover lebte.

Für Hindenburg, den mythenumwobenen «Sieger von Tannenberg» und «Ersatzkaiser» des Ersten Weltkrieges, machten sich vor allem die Deutschnationalen und der Reichslandbund stark. Die Großindustrie und die Deutsche Volkspartei, an ihrer Spitze Gustav Stresemann, hatten zunächst starke Bedenken, wobei der Außenminister besonders negative Reaktionen im Ausland befürchtete. Nachdem Jarres seine Bewerbung zurückgezogen hatte, fand sich aber auch die DVP mit der Kandidatur Hindenburgs ab. Die Chancen, daß dieser als Sieger aus dem zweiten Wahlgang hervorgehen würde, standen gut. Er konnte auf die Stimmen der überzeugten Monarchisten und der meisten kirchentreuen evangelischen Christen rechnen. Für den protestantischen Preußen Hindenburg sprach sich auch die Bayerische Volkspartei aus, und das nicht zuletzt deshalb, weil sie sich an der Unterstützung der Sozialdemokraten für den Katholiken Marx stieß. Hindenburg mußte es auch von Nutzen sein, daß die KPD an der aussichtslosen Kandidatur von Thälmann festhielt, auf den im ersten Wahlgang 7 Prozent der Stimmen entfallen waren.

Tatsächlich erzielte Paul von Hindenburg als Kandidat des «Reichsblocks» beim zweiten Wahlgang am 26. April 1925 einen Vorsprung von rund 900.000 Stimmen vor Wilhelm Marx, dem Kandidaten des «Volksblocks». Auf Hindenburg entfielen 48,3, auf Marx 45,3, auf Thälmann 6,4 Prozent der Stimmen. Der Generalfeldmarschall hatte die absolute Mehrheit zwar knapp verfehlt, aber die war beim zweiten Wahlgang auch nicht erforderlich.

Die Wahl Hindenburgs kam einer konservativen Umgründung der Weimarer Republik gleich. Sein Sieg war kein Plebiszit für die Wiederherstellung der Monarchie, aber doch ein Volksentscheid gegen die Form von parlamentarischer Demokratie, die man seit 1919 erlebt hatte. Enttäuschung mit dem grauen republikanischen Alltag ging einher mit einer nostalgischen Verklärung der Vergangenheit. Die liberale «Frankfurter Zeitung» beklagte die «romantische Sehnsucht nach vergangenem Glanz und vergangener Größe». Das gleichfalls liberale «Berliner Tageblatt» sprach von einem «Überrumpelungssieg der Reaktion, gewonnen durch kommunistischen Verrat an der Republik». Wie die beiden bürgerlichen Blätter verglich auch der sozialdemokratische «Vorwärts» die Wahl Hindenburgs mit dem Sieg eines klerikalen Monarchisten, des Marschalls Mac-Mahon, zum Präsidenten der französischen Republik im Jahr 1873 und knüpfte daran die Erwartung, die deutsche Republik werde diese Gefahrenzone ebenso glücklich passieren wie ein halbes Jahrhundert zuvor die französische.

Ganz unbegründet waren solche Hoffnungen nicht. Daß Hindenburg versprach, die republikanische Verfassung zu respektieren, machte es manchem bisherigen Verächter der Republik schwer, in unversöhnlicher Feindschaft zum neuen Staat zu verharren. Bezeichnend war die «realpolitische» Wende der evangelischen Kirche, die sich erst jetzt auf den Boden der weiterhin ungeliebten Tatsache «Republik» stellte. Anlaß zur Genugtuung hatte aber vor allem das Milieu, dem Hindenburg entstammte und dem er sich nach wie vor eng verbunden fühlte: die Welt des Militärs und des preußischen Adels. Für Reichswehr und Großgrundbesitz war es von großer Bedeutung, daß sie fortan wieder über einen unmittelbaren Zugang zum Staatsoberhaupt verfügten, dem in Krisenzeiten die Rolle des eigentlichen Machthabers zufiel. Die gesellschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisse änderten sich nach dem 26. April 1925 nicht schlagartig. Aber seit jenem Tag hatte die altpreußische Führungsschicht des vorrepublikanischen Deutschland wieder einen Hebel in der Hand, dessen sie sich bedienen konnte, wenn der Reichstag nicht einsehen wollte, was das Gebot der Stunde war. Von «rechts» aus gesehen, bedeutete das einen großen Schritt nach vorn.

Für die Weimarer Republik war die Wahl Hindenburgs eines von zwei markanten Ereignissen des Jahres 1925. Das andere war der Abschluß der Locarno-Verträge, die Deutschlands Rückkehr in den Kreis der europäischen Großmächte besiegelten, am 26. Oktober 1925. Das Vertragswerk sollte den Status quo der Nachkriegsordnung festigen, tat dies aber, den deutschen Wünschen entsprechend, auf asymmetrische Weise. Völkerrechtlich abgesichert wurden nur die deutschen Westgrenzen: Deutschland, Frankreich und Belgien verzichteten auf eine gewaltsame Änderung der bestehenden Grenzen; Großbritannien und Italien garantierten sie. Mit seinen östlichen Nachbarn, Polen und der Tschechoslowakei, schloß das Reich lediglich Schiedsverträge ab. Frankreich dagegen verpflichtete sich, Polen und der Tschechoslowakei im Fall eines deutschen Angriffs militärisch beizustehen.

Eine friedliche Revision der deutschen Ostgrenze wurde durch Locarno also keineswegs ausgeschlossen. Außenminister Stresemann ließ keinen Zweifel daran, daß er, in voller Übereinstimmung mit der öffentlichen Meinung Deutschlands, auf ebendieses Ziel hinarbeitete. Eine friedliche Lösung der polnischen Grenzfrage werde, so teilte er am 19. April 1925 der deutschen Botschaft in London mit, nicht zu erreichen sein, «ohne daß die wirtschaftliche und finanzielle Notlage Polens den äußersten Grad erreicht und den gesamten polnischen Staatskörper in einen Zustand der Ohnmacht gebracht hat.» Es gelte also, «eine endgültige und dauerhafte Sanierung Polens so lange hinauszuschieben, bis das Land für eine unseren Wünschen entsprechende Regelung der Grenzfrage reif und bis unsere Machtstellung genügend gekräftigt ist … Nur ein uneingeschränkter Wiedergewinn der Souveränität über die in Rede stehenden Gebiete kann uns befriedigen.»

Im Reichstag fanden die Verträge von Locarno am 27. November 1925 nur deswegen eine Mehrheit, weil die Sozialdemokraten zustimmten. Die deutschnationalen Minister waren am 26. Oktober aus dem Kabinett Luther ausgeschieden, weil der DNVP die westlichen Zugeständnisse nicht weit genug gingen. Folgerichtig stimmten die deutschnationalen Abgeordneten gegen das Vertragswerk. Hätte die SPD ihr Ja an die Bedingung geknüpft, an der Regierung beteiligt zu werden, wären Luther und Stresemann kaum in der Lage gewesen, diese Forderung abzulehnen. Aber die innerlich zerstrittenen Sozialdemokraten verzichteten nicht nur im Spätjahr 1925, sondern auch bei zwei weiteren Gelegenheiten im Jahr 1926 darauf, einen Anteil an der Macht im Reich für sich zu verlangen.

Am 12. Mai 1926 hatte das bürgerliche Minderheitskabinett Luther wegen eines von ihm ausgelösten Flaggenstreites zurücktreten müssen. (Anlaß war ein Kabinettsbeschluß vom 1. Mai, wonach die gesandtschaftlichen und konsularischen Behörden das Recht erhielten, neben der schwarz-rot-goldenen Reichs- auch die schwarz-weiß-rote Handelsflagge zu führen.) Das nachfolgende bürgerliche Minderheitskabinett Marx war an einer Regierungsbeteiligung der SPD durchaus interessiert. Aber nun rächte sich, daß die Sozialdemokraten in den Monaten zuvor sich aktiv an dem von der KPD herbeigeführten ersten Plebiszit auf Reichsebene, dem Volksbegehren und Volksentscheid für die entschädigungslose Enteignung der ehemaligen deutschen Fürsten, beteiligt hatten. Der Volksentscheid vom 20. Juni 1926 verfehlte zwar sein Ziel, da nur 36,4 Prozent und nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmberechtigten dem entsprechenden Gesetzentwurf zustimmten. Aber nach der Episode der außerparlamentarischen Aktionseinheit mit den Kommunisten fand die SPD nicht die Kraft, gewissermaßen «auf Anhieb» zur Politik des Klassenkompromisses mit der bürgerlichen Mitte zurückzukehren. Die Große Koalition, für die zuvor auch Stresemann eingetreten war, kam also nicht zustande.

Eine weitere Möglichkeit, von der bürgerlichen Minderheitsregierung zur parlamentarischen Mehrheitsregierung in Form eines Mitte-Links-Bündnisses überzugehen, hätte Mitte Dezember 1926 bestanden. Die Regierung Marx bot auf Drängen Stresemanns der SPD eine Große Koalition an, um eine von den Sozialdemokraten beantragte Wehrdebatte zu verhindern. Doch darauf ließ sich die SPD nicht ein. Am 16. Dezember 1926 hielt Philipp Scheidemann eine spektakuläre Reichstagsrede. Der ehemalige Reichsministerpräsident sprach zur Empörung aller bürgerlichen Parteien von der geheimen Rüstung und davon, wie deren Finanzierung verschleiert worden war; er schilderte das Zusammenspiel zwischen der Reichswehr und rechtsradikalen Organisationen; er erwähnte die sogenannte «Schwarze Reichswehr» in Gestalt von Kleinkaliberschützenvereinen, mit deren Hilfe die Reichswehr ihre Beschränkung auf ein Hunderttausend-Mann-Heer umging. Die Kommunisten versetzte Scheidemann mit dem Hinweis in höchste Erregung, daß ihre Stettiner Hafenzelle über die Entladung jener sowjetischen Schiffe voll informiert gewesen sei, die im September und Oktober Waffen und Munition nach Deutschland gebracht hätten.

Am Tag nach Scheidemanns Rede, am 17. Dezember 1926, stürzte der Reichstag die Regierung Marx mit 249 gegen 171 Stimmen. Für den Mißtrauensantrag der SPD stimmten auch die Völkischen, die Deutschnationalen und die Kommunisten. Die Frage einer Großen Koalition hatte sich durch die Rede des ehemaligen Regierungschefs erledigt. Es gab in den bürgerlichen Parteien niemanden mehr, der sich für eine solche Krisenlösung eingesetzt oder sie auch nur ernsthaft erwogen hätte. Das Resultat der Regierungskrise vom Winter 1926/27 war eine Mitte-Rechts-Regierung unter Wilhelm Marx, die am 29. Januar 1927 ihre Arbeit aufnahm. Die Deutschnationalen stellten die Minister für Inneres, Justiz, Landwirtschaft und Verkehr. Das Innenressort leitete nun ein Mann, der im März 1920 als Landrat von Königsberg in der Neumark mit der Putschregierung Kapp-Lüttwitz zusammengearbeitet hatte: Walter von Keudell. Wider Willen hatte die SPD durch ihre Taktik das bisher am weitesten rechts stehende Kabinett der Weimarer Republik an die Macht gebracht.

Außenminister blieb auch im zweiten Bürgerblockkabinett Gustav Stresemann. Mit seinem Namen waren zwei Ereignisse des Jahres 1926 verbunden, die in engem Zusammenhang mit dem Vertrag von Locarno standen: der Berliner Vertrag mit der Sowjetunion und die Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund. Der deutsch-sowjetische Vertrag, den der Reichstag am 10. Juni 1926 nahezu einstimmig annahm, war zum einen dazu bestimmt, das Moskauer Mißtrauen gegen die deutsche Locarnopolitik auszuräumen. Zum anderen sollte das Abkommen den Druck auf Warschau erhöhen. Die Vertragspartner sicherten sich wechselseitige Neutralität für den Fall zu, daß einer von ihnen trotz friedlichen Verhaltens von dritten Mächten angegriffen wurde. Sie verpflichteten sich darüber hinaus, keiner Koalition beizutreten, die über die andere Macht einen wirtschaftlichen und finanziellen Boykott verhängen wollte. Deutschland versprach der Sowjetunion, was es sich im Jahr zuvor von den Westmächten ausbedungen hatte: die faktische Nichtbeteiligung an etwaigen Völkerbundssanktionen gegen Moskau. Ansonsten sollte der Vertrag von Rapallo aus dem Jahr 1922 die Grundlage der deutsch-sowjetischen Beziehungen bleiben.

Das zweite große außenpolitische Ereignis von 1926 fand am 10. September in Genf statt: Deutschlands Eintritt in den Völkerbund. Das Reich wurde, wie es die deutschen Regierungen beharrlich gefordert hatten, sogleich Mitglied des wichtigsten Organs, des Völkerbundrates, während Polen, der Hauptkonkurrent im Ringen um einen solchen Status, sich mit einem nichtständigen Sitz und der Zusage seiner Wiederwahl in dieses Gremium begnügen mußte. Die Sozialdemokraten, die früher und konsequenter als irgendeine andere deutsche Partei sich für den Beitritt zum Völkerbund eingesetzt hatten, feierten die Erreichung dieses Ziels als Sternstunde: Der «Vorwärts» sprach sogar von einem «weltgeschichtlichen Sprung».

Eine Woche nach der feierlichen Zeremonie im Genfer Völkerbundspalast, am 17. September, trafen sich die Außenminister Frankreichs und Deutschlands, Aristide Briand und Gustav Stresemann, in einem Restaurant im nahegelegenen Dorf Thoiry zu einer Generalaussprache. Das üppige Essen und der reichlich genossene Wein ließen bei beiden eine euphorische Stimmung aufkommen. Die Minister verständigten sich darauf, daß Deutschland gegen materielle Hilfe bei der Stabilisierung des Franc – konkret ging es um die vorzeitige Abtragung eines Teils der deutschen Reparationen – politische Zugeständnisse gemacht werden sollten. Mit am wichtigsten waren die vorzeitige Rückgabe des Saargebietes, eine vorgezogene Räumung des Rheinlandes bis Ende September 1927 und die Zustimmung Frankreichs zu deutschbelgischen Vereinbarungen über eine Rückgabe Eupen-Malmedys an das Reich.

Der Hochstimmung folgte der Katzenjammer auf dem Fuß. Ministerpräsident Poincaré, der Briands Verständigungspolitik ansonsten loyal unterstützte, tat es in diesem Fall nicht. Tatsächlich hatte der französische Außenminister in Thoiry, juristisch gesprochen, Geschäftsführung ohne Auftrag betrieben. Auch in Deutschland wurden schwere Bedenken laut wegen der Höhe des Preises, den Stresemann den Westmächten für etwaige politische Konzessionen zahlen wollte. Am Ende kam aus dem Treffen vom 17. September 1926 nicht viel mehr heraus als die Übereinkunft, daß die Internationale Militärkommission, die die Einhaltung der militärischen Bestimmungen des Vertrags von Versailles zu überwachen hatte, Deutschland am 31. Januar 1927 verlassen sollte. Thoiry hatte Erwartungen geweckt, die bei nüchterner Betrachtung von Anfang an nicht realistisch gewesen waren.

Deutschlands Beitritt zum Völkerbund war der Höhepunkt der «Ära Stresemann». Der Mann, der im Ersten Weltkrieg ein glühender Annexionist gewesen war, der sich noch während des Kapp-Lüttwitz-Putsches als opportunistischer Taktierer hervorgetan hatte, war in der Folgezeit zum «Vernunftrepublikaner» und zum Staatsmann gereift. Als Reichskanzler im Krisenherbst 1923 trug er mehr als jeder andere dazu bei, daß die Einheit des Reiches und die Staatsform der demokratischen Republik bewahrt wurden. Als Außenminister war er der Vorkämpfer einer Politik der friedlichen Verständigung mit dem Westen. Dem östlichen Nachbarn Polen gegenüber freilich trat Stresemann nicht weniger «national» auf als die meisten deutschen Politiker von rechts bis links. Der Außenminister der Jahre 1923 bis 1929 war ein aufgeklärter Vertreter deutscher Großmachtpolitik und der Anwalt eines engeren Zusammenschlusses der europäischen Staaten. Er konnte beides sein, weil sich aus seiner Sicht diese Ziele gar nicht widersprachen. Die internationale Öffentlichkeit zollte ihm wie keinem anderen deutschen Politiker der Nachkriegszeit Respekt: Am 10. Dezember 1926 wurden er und sein französischer Kollege Aristide Briand in Oslo mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

Die Mitte-Rechts-Regierung Marx war das achte Kabinett, in dem Stresemann das Amt des Außenministers innehatte. Die zweite Bürgerblockregierung war, alles in allem, weniger «reaktionär», als die Linke befürchtet hatte. Im Mai 1927 wurde unter der Ägide des deutschnationalen Innenministers von Keudell und mit den Stimmen der DNVP das Republikschutzgesetz von 1922 in abgemilderter Form auf zwei Jahre lang verlängert. Unter der Verantwortung des Zentrumspolitikers Heinrich Brauns, der seit dem August 1923 ununterbrochen an der Spitze des Reichsarbeitsministeriums stand, wurde im Dezember 1927 jenes Gesetz über die Arbeitslosenversicherung verabschiedet, von dem bereits die Rede war.

Um diese Zeit war der Zerfall der Mitte-Rechts-Regierung bereits in Sicht. Seit Juli 1927 stritten sich die Koalitionspartner um ein von Innenminister von Keudell vorgelegtes Schulgesetz, das die rechtliche Gleichbehandlung von christlichen Gemeinschaftsschulen und konfessionellen Schulen vorsah. Zentrum, BVP und DNVP unterstützten die Vorlage; die DVP, Erbin der «kulturkämpferischen» Nationalliberalen, lehnte sie unter Hinweis auf die Reichsverfassung ab, die den Vorrang der Simultanschule festgelegt hatte. Am 15. Februar 1928 sah sich Graf Westarp, der Vorsitzende der deutschnationalen Reichstagsfraktion und der Leiter der Sitzungen des Koalitionsausschusses, zu der Feststellung gezwungen, daß in den umstrittenen Fragen eine Einigung nicht möglich erscheine, das Regierungsbündnis infolgedessen aufgelöst sei.

In der Weimarer Republik trug offenbar jede Form von parlamentarischer Mehrheitsregierung den Keim des Zerfalls in sich. Bei einer Großen Koalition bildeten sozialpolitische Fragen, in einer Mitte-Rechts-Koalition Außen- und Kulturpolitik die vorgegebenen Konfliktzonen. Aus der Zeit der konstitutionellen Monarchie an den Zwang zu Kompromissen nicht gewöhnt, neigten die Parteien dazu, einzelne Ziele als nicht verhandelbar zu betrachten. Auch «staatstragende» Parteien verhielten sich immer wieder so, als verlaufe die maßgebliche Trennungslinie wie einst, in der Zeit vor dem Oktober 1918, zwischen Regierung und Reichstag und nicht, wie es der Logik des parlamentarischen Systems entsprach, zwischen Regierungsmehrheit und Opposition: Die Regierung wurde oft auch dann als «gegnerisch» empfunden, wenn die eigene Partei maßgeblich an ihr beteiligt war. Aus diesem Erbe der Kaiserzeit erklärt sich zu einem guten Teil die Labilität, die auch in den wenigen relativ ruhigen Jahren der ersten deutschen Republik ein Merkmal des deutschen Parlamentarismus war. Gefördert wurde das «falsche Bewußtsein» der Parlamentarier aber auch durch die Weimarer Reichsverfassung: Scheiterte eine Koalitionsregierung an der fehlenden Kompromißbereitschaft der sie tragenden Parteien, gab es als ultima ratio immer noch die präsidiale «Reserveverfassung» in Gestalt des Notverordnungsrechts nach Artikel 48.

Am 31. März 1928 löste Reichspräsident von Hindenburg den Reichstag auf und setzte als Termin der Neuwahl den 20. Mai fest. Ebenfalls am 31. März traf der Reichsrat eine Entscheidung über ein Projekt, das die nächste Regierung in eine schwere Krise stürzen sollte: den Panzerkreuzer «A». Die Reichsmarine wollte mit diesem Schiff eine Reihe von Ersatzbauten einleiten und den Gesetzgeber auf ein längerfristiges, mehrere Legislaturperioden überdauerndes Programm festlegen. Der Reichsrat hatte sich im Dezember 1927 unter Führung Preußens gegen den entsprechenden Etatposten ausgesprochen; im Reichstag aber fand sich Ende März eine Mehrheit des Bürgerblocks, die eine erste Baurate bewilligte. Diesen Beschluß beantwortete der Reichsrat am 31. März mit dem Ersuchen an das geschäftsführende Kabinett Marx, die Arbeiten an dem Panzerschiff erst nach erneuter Prüfung der Finanzlage und auf keinen Fall vor dem 1. September 1928 aufzunehmen. Dieser Auflage stimmte Reichwehrminister Wilhelm Groener zu, der am 19. Januar 1928 die Nachfolge des amtsmüden Otto Geßler angetreten hatte.

Den Parteien der Linken gab der Panzerkreuzer «A» ein zündendes Stichwort. Die KPD, die unter Führung Ernst Thälmanns in den Jahren zuvor immer mehr zu einem gefügigen Instrument Stalins geworden war, setzte dem Bau des Panzerschiffs die populäre Forderung nach kostenloser Kinderspeisung an den Volksschulen entgegen. (Die bürgerliche Reichstagsmehrheit hatte die hierfür vorgesehenen 5 Millionen Reichsmark abgelehnt.) Der Parole «Kinderspeisung statt Panzerkreuzer» bedienten sich auch die Sozialdemokraten, die sich damit radikaler gaben, als sie waren. Auf ihrem Kieler Parteitag im Mai 1927 hatte die SPD keinen Zweifel daran gelassen, daß sie entschlossen war, ein neues Rechtskabinett zu verhindern und zu diesem Zweck bei einem guten Wahlausgang Regierungsverantwortung zu übernehmen.

Auf dem äußersten rechten Rand des politischen Spektrums zog im Frühjahr 1928 eine konsolidierte NSDAP in den Wahlkampf. Adolf Hitler stand als «Führer» unangefochten an der Spitze der Nationalsozialisten. Der linke, in Norddeutschland starke Flügel um die Brüder Otto und Gregor Strasser bildete seit der Bamberger «Führertagung» vom Februar 1926 kein Gegengewicht mehr zum «Braunen Haus», der Parteizentrale, in München. Die NSDAP gab sich zwar weiterhin arbeiterfreundlich und «sozialistisch», aber schon vor der Reichstagswahl war zu erkennen, daß sie die stärkste Resonanz nicht in den großen Städten, sondern in ländlichen Gebieten fand, die besonders vom Sturz der Schweinepreise im Jahr 1927, dem Auftakt einer weltweiten Agrarkrise, betroffen war. Auf die Landbevölkerung zielte auch die neue verbindliche Deutung, die Hitler am 13. April 1928 dem Punkt 17 des Parteiprogramms von 1920 gab: Die dort geforderte unentgeltliche Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke beziehe sich lediglich auf unrechtmäßig erworbenen Besitz, in erster Linie den Besitz von «jüdischen Grundspekulationsgesellschaften».

In der Gesellschaft insgesamt war jedoch am Vorabend der Wahl von Krisenstimmung wenig zu spüren. Die Konjunkturdaten wiesen nach oben, die Arbeitslosenzahlen lagen unter denen des Vorjahres. Vor keiner anderen Reichstagswahl der Weimarer Republik hatten die demokratischen Kräfte soviel Anlaß zum Optimismus gehabt wie vor der vom 20. Mai 1928.

Die strahlenden Sieger der vierten Reichstagswahl waren die Sozialdemokraten: Sie legten gegenüber der vorangegangenen Wahl vom 7. Dezember 1924 3,8 Prozentpunkte zu und kamen auf 29,8 Prozent. Die großen Verlierer waren die Deutschnationalen, die von 20,5 auf 14,3 Prozent absanken. Von den gemäßigten bürgerlichen Parteien verlor das Zentrum mit 1,5 Prozent am meisten. Die beiden liberalen Parteien büßten jeweils 1,4 Prozentpunkte ein. Hätte es in der Weimarer Republik eine Fünfprozentklausel gegeben, wäre die DDP daran gescheitert: Sie kam nur noch auf 4,9 Prozent – 0,3 Prozentpunkte mehr als die Reichspartei des deutschen Mittelstandes. Die KPD konnte ihren Anteil von 9 auf 10,6 Prozent steigern. Die NSDAP mußte sich im Reichsdurchschnitt mit 2,6 Prozent begnügen. In einigen agrarischen Krisenregionen an der schleswig-holsteinischen Westküste aber war der Zulauf zu den Nationalsozialisten geradezu sensationell zu nennen: In Norderdithmarschen erzielten sie 28,9, in Süderdithmarschen sogar 36,8 Prozent.

Das Wahlergebnis ließ praktisch nur eine Form der Mehrheitsregierung zu: eine Große Koalition. Sie kam nach langwierigen Verhandlungen am 28. Juni 1928 zustande – aber vorerst noch nicht als formelle Koalitionsregierung, sondern zunächst nur als sogenanntes «Kabinett der Persönlichkeiten». Die politische Unabhängigkeit der Minister, die dieser Begriff suggerierte, war eine Täuschung. Tatsächlich waren die Vorbehalte gegen das Regierungsbündnis unter dem Vorsitzenden der SPD, Hermann Müller, in der DVP so stark, daß Stresemann ultimativen Druck anwenden mußte, um seine Partei zur vorläufigen Hinnahme von zwei volksparteilichen Kabinettsmitgliedern (nämlich ihm selbst als Außenminister und Julius Curtius als Wirtschaftsminister) zu bewegen.

Die Regierung Müller war erst wenige Wochen im Amt, als sie in eine schwere Krise stürzte. Am 10. August 1928 billigte das Kabinett den Bau des Panzerkreuzers «A», gegen den die Sozialdemokraten im Wahlkampf heftig agitiert hatten. Da der sozialdemokratische Reichsfinanzminister Rudolf Hilferding für sein Ressort keine Bedenken geltend machen konnte (die Kosten wurden durch anderweitige Einsparungen im Wehretat ausgeglichen), war die Bestätigung der vom vorangegangenen Reichstag getroffenen Entscheidung korrekt. Ein Nein der sozialdemokratischen Minister hätte im übrigen das sofortige Ende der Regierung Müller bedeutet. Viele Mitglieder und Anhänger der größten deutschen Partei sahen das anders – an ihrer Spitze Otto Wels, der, solange sein Mitvorsitzender Hermann Müller Reichskanzler war, die SPD faktisch allein führte. Nach dem Ende der parlamentarischen Sommerpause stellte Wels namens der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion am 31. Oktober den Antrag, den Bau des Panzerschiffs einzustellen und die dadurch freiwerdenden Mittel für die Kinderspeisung zu verwenden.

Doch es kam noch schlimmer für die sozialdemokratischen Mitglieder der Reichsregierung: Wels zwang sie, bei der Abstimmung im Reichstag am 16. November 1928 mit der Fraktion, also gegen den Kabinettsbeschluß vom 10. August, zu stimmen. Reichskanzler Müller, Innenminister Carl Severing, Finanzminister Rudolf Hilferding und Arbeitsminister Rudolf Wissell mußten sich also gewissermaßen selbst das Mißtrauen aussprechen. Die Regierung erlitt zwar keine Abstimmungsniederlage, da alle bürgerlichen Parteien und die Nationalsozialisten gegen den Antrag der SPD stimmten und ihn damit zu Fall brachten. Der öffentliche Eindruck aber war verheerend. Die Berliner «Vossische Zeitung» warf im Einklang mit der gesamten liberalen Presse der SPD fehlende Glaubwürdigkeit vor: «Sie will weiterregieren und nur ihr Gesicht wahren … Wird man sich damit zufrieden geben, daß sie mit der Hand auf den Tisch des Hauses schlägt und froh ist, wenn andere verhindern, daß etwas kaputt geht?»

Im April 1929 gelang den Regierungsparteien doch noch, woran zeitweilig kaum mehr jemand geglaubt hatte: die formelle Bildung einer Großen Koalition. Vorausgegangen war eine Einigung auf den Reichshaushalt 1929, die dadurch erleichtert wurde, daß erst Finanzminister Hilferding und dann nochmals die Sachverständigen der Fraktionen die Vorausschätzungen der Steuereinnahmen nach oben korrigierten. Der ausschlaggebende Grund der überraschenden Verständigung aber war ein außenpolitischer: Anfang Februar hatten in Paris Reparationsverhandlungen begonnen. Das Dawes-Abkommen von 1924 war ja nur eine provisorische Regelung, die die Gesamthöhe der Reparationen noch offen ließ, und 1928/29 erreichten die Jahreszahlungen nach dem Dawes-Plan, die Annuitäten, erstmals ihre volle Höhe, nämlich 2,5 Milliarden Reichsmark.

An einer Minderung dieser Last waren angesichts einer sich verschlechternden Konjunktur alle Regierungsparteien interessiert. Doch auch der Reparationsagent arbeitete auf eine Revision des Dawes-Plans hin. Solange Parker Gilbert darüber zu befinden hatte, ob die deutsche Zahlungsbilanz und die Stabilität der Mark einen Transfer der Reparationen rechtfertigten oder nicht, konnten sich die Deutschen gewissermaßen hinter ihm verstecken. Gilbert hielt das für schädlich und wollte durch ein neues Abkommen Deutschland zu wirtschaftlicher und finanzieller Selbstverantwortung zwingen.

Das Ergebnis der Pariser Verhandlungen war der Young-Plan, benannt nach dem amerikanischen Bankier Owen D. Young, dem Leiter der Expertenkonferenz, die am 7. Juni 1929 zu Ende ging. Der Übereinkunft der Sachverständigen zufolge sollte Deutschland bis 1988, also fast sechs Jahrzehnte lang, Reparationen zahlen. Während der ersten zehn Jahre lagen die Annuitäten unter der Durchschnittshöhe von 2 Milliarden RM, stiegen dann an, um nach 37 Jahren wieder abzusinken. Eine ausländische Kontrolle der deutschen Finanzen war nicht mehr vorgesehen, ebensowenig die Verpfändung von Industrieobligationen und Reichseinnahmen.

Was die Verantwortung für den Transfer anging, trat an die Stelle des Reparationsagenten die Reichsregierung. Ihr wurde die Möglichkeit eingeräumt, zwischen dem «geschützten» und dem «ungeschützten» Teil der Reparationen zu unterscheiden, wobei sie den zweiten unbedingt und fristgerecht zu zahlen hatte, beim ersten aber einen Aufschub bis zu zwei Jahren beantragen konnte. Empfänger der Zahlungen war eine neu zu errichtende Stelle: die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel. Geriet Deutschland in Zahlungsschwierigkeiten, so konnte es bei einem internationalen Sachverständigenausschuß vorstellig werden. Dieser mußte auch, wenn Deutschland sich wirtschaftlich nicht in der Lage sah, seinen Reparationspflichten nachzukommen, Vorschläge zu einer Revision des Young-Plans beraten. Auch für eine weitere Eventualität war gesorgt: Sollten die USA ihren interalliierten Schuldnern einen Schuldennachlaß gewähren, so waren davon zwei Drittel auf die deutsche Reparationslast anzurechnen.

Für Deutschland hatte der Young-Plan gegenüber dem Dawes-Plan einen großen Vorteil: Er stellte seine Souveränität auf wirtschaftspolitischem Gebiet wieder her. Ein Nachteil war hingegen der Wegfall des Transferschutzes: Anders als bisher mußte das Reich auch bei einer wirtschaftlichen Depression Reparationen zahlen. Die Aussicht, 58 Jahre lang zu Zahlungen an die ehemaligen Kriegsgegner verpflichtet zu sein, war bedrückend. Aber es gab einen politischen Ausgleich für diese Härte: Das Ja der Reichsregierung zum Young-Plan veranlaßte Frankreich, Deutschland in der Rheinlandfrage entgegenzukommen. Zum Abschluß einer Konferenz in Den Haag, an der Großbritannien, Frankreich, Italien, Belgien, Japan und Deutschland teilnahmen, wurde am 30. August 1929 ein Abkommen über die vorzeitige Räumung des Rheinlandes unterzeichnet. Aus der zweiten Zone (die erste Zone war bereits im Winter 1925/26 geräumt worden) sollten die alliierten Truppen bis zum 30. November 1929 abziehen. Die dritte und letzte Zone war zum 30. Juni 1930, fünf Jahre vor dem im Vertrag von Versailles vorgesehenen Termin, zu räumen.

Deutschlands extreme Rechte wartete das Ergebnis der Haager Verhandlungen gar nicht erst ab. Am 9. Juli 1929 trat in Berlin ein «Rechtsausschuß für das Deutsche Volksbegehren» zusammen. Beteiligt waren für den Alldeutschen Verband Heinrich Claß, für den «Stahlhelm», den Ende 1918 gegründeten paramilitärischen «Bund der Frontsoldaten», dessen Führer Franz Seldte, für die DNVP der Film-und Pressemagnat Alfred Hugenberg, der seit Oktober 1928 an der Spitze der Partei stand, und für die NSDAP Adolf Hitler. Sie unterzeichneten eine Erklärung, die das deutsche Volk zum Kampf gegen den Young-Plan und die «Kriegsschuldlüge» aufrief und die Vorlage eines entsprechenden Volksbegehrens ankündigte.

Während die Rechte ihre Kräfte sammelte, vertiefte sich die Kluft, die die gemäßigte von der radikalen Linken trennte. Seit dem Sechsten Weltkongreß der Kommunistischen Internationale im Sommer 1928, auf den zurückzukommen sein wird, galt der Kampf gegen die angeblich verbürgerlichte, ja dem Faschismus immer ähnlicher werdende Sozialdemokratie als vorrangige Aufgabe aller kommunistischen Parteien. Möglicherweise wäre diese Devise für die KPD eine abstrakte Formel geblieben, hätte nicht der Berliner Polizeipräsident, der Sozialdemokrat Karl Friedrich Zörgiebel, im Frühjahr 1929 im Kampf gegen die äußerste Linke Methoden angewandt, die der neuen «ultralinken» Generallinie der Komintern den Schein einer Rechtfertigung verschafften. Zörgiebel hielt ein Verbot aller Versammlungen und Demonstrationen unter freiem Himmel, das er in Gefolge einer Welle von gewaltsamen Auseinandersetzungen im Dezember 1928 verhängt hatte, auch für den 1. Mai, den traditionellen «Kampftag» der Arbeiter, aufrecht. Die Kommunisten mißachteten das Verbot, errichteten vereinzelt Barrikaden und lieferten damit der Polizei den Anlaß, mit äußerster Brutalität, unter Einsatz von Panzerwagen und Schußwaffen, gegen die äußerste Linke vorzugehen. Die Bilanz der Aktion waren 32 Tote, allesamt Zivilisten, außerdem fast 200 Verletzte und weit über 1000 Verhaftungen.

Dem Polizeieinsatz folgte, von Preußen ausgehend, eine administrative Maßnahme: das reichsweite Verbot des Roten Frontkämpferbundes, des 1924 gegründeten kommunistischen Wehrverbandes. Die KPD gab ihre Antwort im Juni 1928 in dem Berliner Stadtteil, wo Anfang Mai die heftigsten Kämpfe stattgefunden hatten: im Wedding. Dorthin wurde ein Parteitag einberufen, der ursprünglich in Dresden hatte zusammentreten sollen. Der «Blutmai» und das Verbot des Roten Frontkämpferverbandes dienten der Parteiführung als Beleg, daß die Sozialdemokratie auf dem Weg zum «Sozialfaschismus» sei. Ernst Thälmann, der sich auf dem Parteitag als Führer des revolutionären deutschen Proletariats feiern ließ, ging noch weiter: Er nannte den «Sozialfaschismus» der SPD eine besonders gefährliche Form der faschistischen Entwicklung.

Die politische Radikalisierung auf der Linken hing eng mit der zunehmenden Erwerbslosigkeit zusammen. Der Rückgang der Konjunktur ließ die Zahl der Arbeitslosen im Februar 1929 erstmals auf über 3 Millionen anschwellen, und die übliche Erholung im Frühjahr fiel nur schwach aus: Im März gab es immer noch 2,7 Millionen Arbeitslose. Die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung konnte aus den Beiträgen lediglich 800.000 Empfänger der «Hauptunterstützung» versorgen und war daher gezwungen, einen Kredit beim Reich aufzunehmen. Da die Mittel aus der Reichskasse nicht beizubringen waren, blieb dem Finanzminister nichts anderes übrig, als die Hilfe eines Bankenkonsortiums in Anspruch zu nehmen. Nur auf diesem ungewöhnlichen Weg konnte der Zusammenbruch der Reichsanstalt im März 1929 verhindert werden.

Spätestens zu diesem Zeitpunkt war klar, daß es ohne Reform der Arbeitslosenversicherung eine Sanierung der Reichsfinanzen nicht geben konnte. Doch nirgendwo lagen die Positionen der beiden Flügelparteien der Großen Koalition so weit auseinander wie im Bereich der sozialen Sicherheit: Die SPD sprach sich, in Übereinstimmung mit den Freien Gewerkschaften, für eine Erhöhung der Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus. Die DVP lehnte das, mit Rücksicht auf die Unternehmer, strikt ab und verlangte statt dessen eine Senkung der Leistungen.

Bis Ende September 1929 kam es trotz zahlreicher Expertengespräche zu keiner Annäherung der Standpunkte. Am 1. Oktober deutete Reichskanzler Müller erstmals die Möglichkeit seines Rücktritts für den Fall an, daß der Regierung eine Lösung des Problems nicht gelingen sollte. Doch am selben Tag lenkte die DVP ein: Wenn SPD und Zentrum sich bereit erklärten, die von ihnen befürwortete Erhöhung der Beiträge um ein halbes Prozent bis Dezember zu vertagen, wollte die Volkspartei einer Vorlage, die die Unterstützungssätze senkte und Mißstände in der Arbeitslosenversicherung beseitigte, durch Stimmenthaltung zur Annahme verhelfen. Sozialdemokraten und Zentrum ließen sich auf diesen Kompromiß ein, so daß die entsprechende Gesetzesnovelle am 3. Oktober im Reichstag eine Mehrheit fand. Die Große Koalition hatte ihre bislang schwerste Belastungsprobe bestanden.

Der Politiker, der am meisten dazu beigetragen hatte, die Regierung Müller zu retten, lebte, als der Reichstagspräsident das Ergebnis der Abstimmung bekanntgab, nicht mehr: Gustav Stresemann war am frühen Morgen des 3. Oktober 1929 im Alter von 51 Jahren einem Schlaganfall erlegen. Seit langem gesundheitlich geschwächt, hatte der deutsche Außenminister seine letzten Kraftreserven eingesetzt, um einen Regierungswechsel zu verhindern, der seiner Verständigungspolitik den Boden zu entziehen drohte. Um seine Außenpolitik nach «rechts» hin abzusichern, war Stresemann mitunter nationalistischer aufgetreten, als es seinen Auffassungen entsprach. Doch er hielt daran fest, daß die erstrebte Revision von Versailles keinen Krieg rechtfertigte. Die Bedingung der Möglichkeit einer Außenpolitik, die dieser Maxime folgte, war die Zusammenarbeit der gemäßigten Kräfte in Bürgertum und Arbeiterschaft. Weil Stresemann dies wußte, war er der entschiedenste Anwalt einer Großen Koalition in seiner Partei. Nach seinem Tod stand dieses Bündnis auf einer noch schwächeren Grundlage als zuvor. Der einzige Staatsmann, den die Weimarer Republik hervorgebracht hat, sollte sich bald als außen- wie innenpolitisch unersetzbar erweisen.

Viereinhalb Wochen nach Stresemanns Tod, am 2. November 1929, stand fest, daß der Versuch der äußersten Rechten, den Young-Plan auf plebiszitärem Weg zu Fall zu bringen, die erste Hürde, wenn auch nur knapp, genommen hatte: 4,1 Millionen oder 10,02 Prozent der Stimmberechtigen hatten sich in die ausliegenden Listen des Volksbegehrens eingetragen. Das waren 0,02 Prozentpunkte über dem von der Reichsverfassung vorgeschriebenen Quorum von 10 Prozent. Der Gesetzesentwurf des Reichsausschusses für das Deutsche Volksbegehren bedrohte «Reichskanzler, Reichsminister und deren Bevollmächtigte», die den Young-Vertrag unterschrieben, mit der Strafe für Landesverrat, nämlich Zuchthaus nicht unter zwei Jahren. Daß der Reichstag diesen Vorstoß mit überwältigender Mehrheit ablehnen würde, stand von vornherein fest. Mit Spannung wurde lediglich das Abstimmungsverhalten der DNVP erwartet. Nach mehrtägiger Debatte stimmten am 30. November von den anwesenden 72 Abgeordneten der Deutschnationalen nur 53 für den Zuchthausparagraphen. Die scharfen Gegenmaßnahmen Hugenbergs gegen die Abweichler führten zur Spaltung der Fraktion. Zwölf Abgeordnete, unter ihnen der ehemalige Reichsminister Walter von Keudell, der Gutsbesitzer Hans von Schlange-Schöningen, der Vorsitzende des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes, Walter Lambach, und der ehemalige Kapitänleutnant Gottfried Treviranus, erklärten ihren Austritt aus der Partei und gründeten die Deutschnationale Arbeitsgemeinschaft. Der Fraktionsvorsitzende Graf Westarp legte unter Protest gegen die Politik Hugenbergs sein Amt nieder.

Am 27. Dezember fand der nach der Ablehnung des Reichstags unumgängliche Volksentscheid statt. 5,8 Millionen oder 13,8 Prozent stimmten für den Gesetzentwurf. Um angenommen zu werden, wären 21 Millionen Ja-Stimmen erforderlich gewesen. Am Mißerfolg des Reichsausschusses gab es also nichts zu deuteln. Doch in 9 der 35 Wahlkreise lag der Stimmenanteil der Befürworter über einem Fünftel. Noch wichtiger war, daß es Adolf Hitler durch seine Mitwirkung im Reichsausschuß gelungen war, von der «guten Gesellschaft» akzeptiert, also «salonfähig» zu werden. Seine Partei profitierte infolgedessen auch von den Geldmitteln, mit denen schwerindustrielle und agrarische Kreise Volksbegehren und Volksentscheid unterstützt hatten.

Auch andere Anzeichen deuteten im Spätherbst darauf hin, daß sich die Nationalsozialisten im Aufwind befanden. Bei den Landtagsund Kommunalwahlen vom November und Dezember 1929 erzielten sie große Stimmengewinne. In einem Land, in Thüringen, stellten sie seit Januar 1930 sogar in einer Regierung, an der auch DNVP und DVP beteiligt waren, ein Kabinettsmitglied: Wilhelm Frick als Innen- und Volksbildungsminister. Um dieselbe Zeit begann die Partei Hitlers, die deutschen Universitäten zu erobern. Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund war der große Gewinner bei den Wahlen zu den Allgemeinen Studentenausschüssen im Wintersemester 1929/30. In Würzburg kam er auf 30, an der Technischen Hochschule Berlin auf 38, in Greifswald sogar auf 53 Prozent.

Der Rechtsruck bei den Studenten war ein Ausdruck von sozialem Protest. Eine junge Akademikergeneration lehnte sich gegen ihre «Proletarisierung» auf und sagte dem «System» den Kampf an, das sie für ihre materielle Not und ihre unsicheren Berufsaussichten verantwortlich machte. Haß auf den Staat von Weimar und Abneigung gegenüber den Juden gingen Hand in Hand. Die Juden machten zwar nur 1 Prozent der deutschen Bevölkerung aus, stellten aber 4 bis 5 Prozent der Studierenden; in manchen Fachbereichen wie Medizin und Rechtswissenschaften und an einigen Universitäten wie Frankfurt am Main und Berlin lagen die Prozentzahlen noch höher. Aus Sicht vieler ihrer nichtjüdischen Kommilitonen bedeutete das nichts anderes, als daß die Juden ungerechtfertigte Privilegien in Anspruch nahmen. Der Vormarsch der nationalsozialistischen Studentenorganisation beruhte nicht zuletzt auf einer massenhaften Mobilisierung von sozialen Neidgefühlen.

Die wirtschaftlichen Gründe des Zulaufs zur extremen Rechten lagen Ende 1929 offen zutage. Die Agrarkrise hatte sich weiter zugespitzt und zu einer Radikalisierung der bäuerlichen Landvolkbewegung in Norddeutschland geführt: Bombenattentate auf Finanz- und Landratsämter machten seit dem Frühjahr vor allem in Schleswig-Holstein immer wieder Schlagzeilen. Die Zahl der Arbeitsuchenden in ganz Deutschland stieg von 1,5 Millionen im September auf 2,9 Millionen im Dezember und lag damit um 350.000 höher als im gleichen Monat des Vorjahres. Die Aktienkurse hatten, wenn man das Niveau der Jahre 1924 bis 1926 gleich 100 setzt, im Boomjahr 1927 mit 158 ihren Höhepunkt erreicht. Dann fielen sie auf 148 Punkte im Jahr 1928 und 134 Punkte im Jahr 1929. Die schrillsten Alarmzeichen kamen aus Amerika. Am 24. Oktober 1929 gaben an der New Yorker Börse die Aktienkurse auf breiter Front und in einem Ausmaß nach, das einem Erdrutsch gleichkam. Unmittelbar darauf begannen die amerikanischen Banken, das Geld zurückzufordern, das sie in Europa und vor allem in Deutschland meist nur kurzfristig angelegt hatten.

Nicht nur für Kommunen und Länder, auch für das Reich wurde es nun immer schwieriger, Anleihen aufzunehmen. Dem Reichsbankpräsidenten Schacht, der Ende 1918 an der Gründung der DDP beteiligt gewesen war, sich inzwischen aber der politischen Rechten angenähert hatte, kam die Finanznot wie gerufen. Er nutzte ein drohendes Kassendefizit des Reiches, um die Regierung der Großen Koalition ultimativ auf eine langfristige Sanierung der Reichsfinanzen festzulegen. Unterstützt vom Reparationsagenten, zwang er Mitte Dezember Reichsregierung und Reichstag, für den Reichshaushalt 1930 eine Schuldentilgungssumme von 450 Millionen Reichsmark vorzusehen.

Erst nachdem der Reichstag dies am 22. Dezember beschlossen hatte, erhielt die Reichsregierung von einem deutschen Bankenkonsortium unter Führung der Reichsbank den Überbrückungskredit, der das Reich vor der Zahlungsunfähigkeit bewahrte. Das von der Großen Koalition beschlossene, vom Reichstag unter Vorbehalt bewilligte Finanzprogramm, zu dem die Anhebung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von 3 auf 3,5 Prozent, die Erhöhung der Tabaksteuer und die Senkung der direkten Steuern zwecks verstärkter Kapitalbildung gehörten, konnte in Kraft treten. Reichsfinanzminister Rudolf Hilferding war zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr im Amt: Er war am 21. Dezember aus Protest gegen den Eingriff Schachts zurückgetreten. Hilferdings Nachfolge übernahm der Wirtschaftswissenschaftler Paul Moldenhauer von der DVP, der erst einige Wochen zuvor, am 11. November, an die Spitze des Reichswirtschaftsministeriums getreten war, nachdem der bisherige Amtsinhaber, Julius Curtius, als Nachfolger Stresemanns zum Außenminister ernannt worden war.

Die parlamentarische Demokratie der Weimarer Republik steckte, daran gab es um die Jahreswende 1929/30 keinen Zweifel mehr, in einer schweren Krise. Nicht nur der Konflikt zwischen dem Reichsbankpräsidenten und der Reichsregierung machte das deutlich. Es gab auch Anzeichen, daß sich große Teile der «Machtelite» von der Reichsregierung, wenn nicht gar von der parlamentarischen Regierungsweise abzuwenden begannen. Die Großlandwirtschaft mit dem Reichslandbund als Interessenvertretung war von Anfang an eine Gegnerin der Großen Koalition gewesen. Der Reichsverband der Deutschen Industrie richtete im Dezember 1929 in einer Denkschrift unter dem Titel «Aufstieg oder Niedergang?» ultimativ klingende Forderungen an das Kabinett Müller, darunter eine Anpassung der Sozialpolitik an die Leistungskraft der Wirtschaft und ein Vetorecht der Reichsregierung gegen Ausgabenerhöhungen durch den Reichstag. Reichswehrminister Groener und sein engster Berater, der Chef des neugeschaffenen Ministeramtes, General Kurt von Schleicher, arbeiteten spätestens seit Ende 1929 im Zusammenspiel mit dem Staatssekretär im Amt des Reichspräsidenten, Otto Meissner, auf eine Regierung ohne Sozialdemokraten hin, die nach Lage der Dinge nur ein Präsidialkabinett sein konnte.

Hindenburg selbst hatte sich schon im Frühjahr 1929 für eine solche Kurskorrektur ausgesprochen: Graf Westarp, damals noch Fraktionsvorsitzender der DNVP, war einer der ersten, die von dieser Absicht des Reichspräsidenten erfuhren. Zu Beginn des Jahres 1930 wurde Hindenburg deutlicher. Am 6. Januar erkundigte er sich bei Hugenberg und am 15. Januar bei Westarp, ob die Deutschnationalen direkt oder indirekt ein vom Reichspräsidenten zu bildendes Kabinett ohne die Sozialdemokraten unterstützen würden, wenn es wegen der Finanzreform zu einer Regierungskrise kommen sollte. Der Parteivorsitzende der DNVP äußerte sich ablehnend, der zurückgetretene Fraktionsvorsitzende zustimmend.

Was das Regierungslager um diese Zeit noch zusammenhielt, war das gemeinsame Interesse aller beteiligten Parteien an der Verabschiedung der Young-Gesetze. Am 20. Januar 1930 wurde der Young-Plan, nachdem die Details monatelang in Unterausschüssen der Expertenkonferenz beraten worden waren, in Den Haag verabschiedet. Für Deutschland war am wichtigsten, daß das Zahlungsschema und die Zahlungssumme so blieben, wie es die Sachverständigen im Juni 1929 vorgeschlagen hatten. Am 28. Januar begann das letzte Kapitel in der Geschichte der Großen Koalition: Auf Vorschlag Heinrich Brünings, der im Dezember zum Vorsitzenden der Reichstagsfraktion gewählt worden war, beschloß das Zentrum, seine Zustimmung zum Young-Plan von einer Einigung auf die Finanzreform abhängig zu machen. Brünings Junktim war weder eine Absage an die Große Koalition noch an das neue Reparationsabkommen. Es war der Versuch, die außenpolitische Klammer des Regierungsbündnisses zum Hebel für die Sanierung der Reichsfinanzen zu machen.

Bei der SPD gab es einige Abgeordnete, die ein Gegenjunktim forderten: eine Finanzreform mit sozialdemokratischer Handschrift als Bedingung für die Zustimmung zu den Young-Gesetzen. Die große Mehrheit aber lehnte eine solche Verknüpfung von Innen- und Außenpolitik ab und schwächte so ungewollt die Verhandlungsposition der größten Regierungspartei. Auf dem rechten Flügel der Koalition weigerte sich die DVP, bei der Arbeitslosenversicherung weitere Zugeständnisse zu machen, die direkten Steuern zu erhöhen und ein (auch vom Reichspräsidenten befürwortetes) Notopfer der Beamten und anderer Festbesoldeter einzuführen. Am 5. März aber kam es, für die Beteiligten überraschend, im Kabinett doch noch zu einer Verständigung über die Deckungsvorschläge für den Reichshaushalt 1930. Finanzminister Moldenhauer von der DVP stimmte der von der SPD geforderten direkten Besitzsteuer in Gestalt einer Erhöhung der «Industriebelastung» (die nach dem Inkrafttreten der Young-Gesetze eigentlich wegfallen sollte) von 300 auf 350 Millionen RM zu. Außerdem sollte die Reichsanstalt autonom die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von 3,5 auf 4 Prozent erhöhen können. Die Minister der SPD konzedierten dafür ihrerseits, daß es 1931 keine Rückerstattung der Lohnsteuer geben sollte.

Die Einigung im Kabinett war ein Triumph der Gemäßigten aller Lager, aber sie war auf Sand gebaut. Am 6. März lehnte die Reichstagsfraktion der DVP, unterstützt von der Vereinigung der Arbeitgeberverbände und vom Reichsverband der Deutschen Industrie, den Regierungskompromiß in wesentlichen Punkten ab. Die Bayerische Volkspartei, die im Kabinett Müller den Postminister stellte, erteilte der vorgesehenen Erhöhung der Biersteuer eine Absage. Am 10. und 11. März schaltete sich erneut der Reichspräsident ein: In Gesprächen mit Brüning und Müller erklärte er seine Bereitschaft, der Regierung die Vollmachten des Artikels 48 der Reichsverfassung zu gewähren. Damit schien der Zweck von Brünings Junktim, die Verbindung von Reparationsregelung und Finanzreform, erfüllt. Am 12. März wurden die Young-Gesetze in dritter Lesung mit 256 gegen 192 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. Unter den Ja-Stimmen waren die fast aller Abgeordneten des Zentrums.

Doch was immer Hindenburg mit seinen Zusagen an Brüning und Müller im Sinn gehabt haben mochte, sein engster Beraterkreis, die vielzitierte «Kamarilla», war entschlossen, die neue Situation, wie sie mit der Verabschiedung der Young-Gesetze entstanden war, für eine entschiedene Kursänderung nach rechts, also weg vom parlamentarischen und hin zum Präsidialsystem, zu nutzen. Bereits am 18. März erfuhren schwerindustrielle Kreise in der DVP, daß sich der Reichspräsident, wohl auf Drängen von Groener und Schleicher, entschieden habe, dem Kabinett Müller den Rückgriff auf den Notverordnungsartikel 48 nicht zu gestatten. Am 19. März forderte Hindenburg in geradezu befehlendem Ton Hilfsmaßnahmen für die ostdeutsche Landwirtschaft. Sein Staatssekretär Meissner kommentierte diesen Schwenk gegenüber General von Schleicher mit den Worten: «Das ist die erste Etappe zu Ihrer Lösung! Das ist auch die Unterlage zum besten, was wir haben können, zum Führertum ‹Hindenburg›.»

Da sie über die Absichten des Reichspräsidenten informiert war, konnte es sich die Deutsche Volkspartei auf ihrem Parteitag in Mannheim am 21. und 22. März leisten, den Sozialdemokraten gegenüber gemäßigte Töne anzuschlagen. Brüning bemühte sich am 26. und 27. März nochmals um einen Kompromiß, der darauf hinauslief, den Streit um die Reform der Arbeitslosenversicherung in der Hauptsache zu vertagen: Die Reichsanstalt sollte Sparmaßnahmen einleiten, die Reichsregierung aber erst später entscheiden, ob sie auf dem Gesetzesweg entweder die Beiträge erhöhen oder die Leistungen senken oder zwecks Finanzierung von Reichsdarlehen die indirekten Steuern erhöhen wollte.

Der Vorschlag, der den Kabinettsbeschluß vom 5. März zu Lasten der Arbeitslosen abschwächte, fand am 27. März die Zustimmung der Mehrheit der Abgeordneten der DVP. In der Sitzung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion aber sprachen sich vor allem Gewerkschaftsvertreter und Arbeitsminister Wissell gegen den «Brüning-Kompromiß» aus. Reichskanzler Müller und die anderen Kabinettsmitglieder der SPD gehörten zu der kleinen Minderheit, die für den Vorschlag des Zentrums eintrat. Das Kabinett konnte anschließend nur noch sein Scheitern zu Protokoll nehmen und dem Reichspräsidenten seinen Rücktritt mitteilen.

Der 27. März 1930 bildet eine der tiefsten Zäsuren in der Geschichte der Weimarer Republik. Im Rückblick gibt es keinen Zweifel, daß an diesem Tag die Zeit relativer Stabilität definitiv zu Ende ging und die Auflösungsphase der ersten deutschen Republik begann. Aber auch schon Zeitgenossen waren sich der Bedeutung des Einschnitts bewußt. Die «Frankfurter Zeitung» sprach am 28. März von einem «schwarzen Tag …, doppelt unheilvoll, weil der Gegenstand des Streits mit seiner Kleinheit in einem grotesken Mißverhältnis zu den verhängnisvollen Folgen steht, die daraus erwachsen können.» Auch aus den Reihen der Sozialdemokratie, die mit ihrem Beschluß das Ende der Regierung Müller besiegelt hatte, wurde bald Kritik laut. Im Maiheft der von ihm herausgegebenen theoretischen Zeitschrift «Die Gesellschaft» legte Rudolf Hilferding dar, warum er dem Argument der Parteimehrheit nicht folgen konnte, nach der Zustimmung zu Brünings Vorschlägen wäre ein Leistungsabbau im Herbst 1930 nicht mehr zu verhindern gewesen. «Gerade vom Standpunkt der Sicherung der Arbeitslosenversicherung erscheint der Rücktritt aus der Regierung zumindest als kein Gewinn. Die Befürchtung, im Herbst wäre es doch zu einer Verschlechterung gekommen, erscheint für einen so schwerwiegenden Schritt nicht ausreichend; es ist nicht gut, aus Furcht vor dem Tode Selbstmord zu verüben.»

Die Machtverlagerung vom Parlament auf den Präsidenten war schon am 27. März vorhersehbar. Die parlamentarische und die außerparlamentarische Rechte hatte diese Entwicklung gewollt, und das vor allem deshalb, weil ihr anders eine Überwindung des Sozialstaats von Weimar nicht möglich erschien. Um dieses Nahziel ging es den Wegbereitern der präsidialen Wendung, und nicht nur um die Abwehr einer geringfügigen Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. Die Rechte trug mithin den größten Teil der Verantwortung für das, was auf den Sturz der Regierung Müller folgte.

Die gemäßigte Linke nahm die Abkehr von der parlamentarischen Demokratie billigend in Kauf und konnte sich daher von einer Mitverantwortung für den Übergang zum Präsidialsystem nicht freisprechen. Die Sozialdemokraten hätten den Zerfall der Großen Koalition Ende März 1930 verhindern können – freilich nur um den Preis einer Parteikrise und wohl auch nur auf kurze Zeit, denn länger als bis zum Herbst 1930 hätte das Regierungsbündnis, nachdem sein wichtigstes Ziel, die Verabschiedung der Young-Gesetze, erreicht war, schwerlich zusammengehalten. Dennoch wäre es richtig gewesen, wenn die SPD die Brücke betreten hätte, die Brüning schlug. Denn es war ein bitterer Vorwurf, den sich die Sozialdemokratie nun selber machen mußte: Sie hatte im entscheidenden Augenblick nicht alles getan, was in ihren Kräften stand, um die parlamentarische Demokratie zu bewahren und einen Rückfall in den Obrigkeitsstaat zu verhindern.[25]

Sozialismus in einem Lande:
Die Sowjetunion unter Stalin 1924–1933

Während die kapitalistischen Länder des Westens seit 1929 in den Sog einer weltweiten Wirtschaftskrise gerieten, widmete sich die Sowjetunion dem, was Stalin den «Aufbau des Sozialismus in einem Lande» nannte. «Es besteht kein Zweifel, daß unsere Aufgabe von Grund aus erleichtert würde, wenn uns der Sieg des Sozialismus im Westen zu Hilfe käme», erklärte der Generalsekretär der Kommunistischen Partei Rußlands am 9. Juni 1925 in der Moskauer Swerdlow-Universität. «Aber erstens wird der Sieg des Sozialismus nicht so schnell ‹zustande gebracht›, wie wir das wünschen, und zweitens lassen sich die Schwierigkeiten überwinden, und wir überwinden sie bekanntlich schon.»

Unter irreführender Berufung auf Lenin behauptete er, daß schon dieser 1915, während des imperialistischen Krieges, auf «die Frage des Aufbaus des Sozialismus in einem Lande» eine grundsätzlich bejahende Antwort gegeben habe. Tatsächlich hatte Lenin in seinem Aufsatz «Über die Losung der Vereinigten Staaten von Europa» den «Sieg des Sozialismus zunächst in wenigen kapitalistischen Ländern oder sogar in einem einzeln genommenen Lande» nur dann für möglich erklärt, wenn es diesem gelingen würde, die unterdrückten Klassen der anderen Länder auf seine Seite zu ziehen und bei ihnen «den Aufstand gegen die Kapitalisten (zu) entfachen und im Notfall sogar mit Waffengewalt gegen die Ausbeuterklassen und ihre Staaten» vorzugehen.

Lenin hatte sich 1922 mit Stalin überworfen, ihn als «zu grob» charakterisiert und in einem Zusatz zu seinem Testament vom 4. Januar 1923 der Partei seine Abberufung als Generalsekretär vorgeschlagen. Der Mann, ohne den es die russische Oktoberrevolution von 1917 und die Sowjetunion nicht gegeben hätte, war kein «Liberaler» geworden, als er seine Partei aufforderte, nach seinem, Lenins, Tod, Stalin durch einen Mann zu ersetzen, der «geduldiger, loyaler, höflicher, aufmerksamer gegen die Genossen und weniger launisch» sei als der amtierende Generalsekretär. Der Staat der Bolschewiki war schon zu Lenins Lebzeiten und durch niemanden mehr als durch ihn selbst zu einer Parteidiktatur geworden, in der innerparteiliche Opposition gegen die Mehrheit des Politbüros nur noch in gewissen Grenzen möglich war. Aber das kommunistische Regime war noch nicht das, was Lenin mit seiner Warnung vor Stalin verhindern wollte: die Herrschaft eines Mannes, ausgeübt durch einen ihm blind ergebenen Funktionärskörper im Partei- und Sicherheitsapparat – eines Mannes, der alle Andersdenkenden mit letzter, das heißt im Zweifelsfall tödlicher Konsequenz verfolgte.

Josef Wissarionowitsch Dschugaschwili, genannt Stalin («der Stählerne»), 1879 als Sohn eines vormals leibeigenen Flickschusters im georgischen Gori geboren, war 1898 in die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands eingetreten und im Jahr darauf wegen seiner politischen Aktivitäten, vor allem als Organisator von Streiks, aus dem Priesterseminar, an dem er ausgebildet wurde, ausgeschlossen worden. Seit 1904 hatte er sich, aus der sibirischen Verbannung entflohen, als Gefolgsmann der Bolschewiki im revolutionären Untergrund des Kaukasus betätigt, was politische Morde, Entführungen, Gefangenenbefreiungen, Schutzgelderpressung, Waffen- und Bankraub sowie Überfälle auf Geldtransporte zum Wohl der Parteifinanzen einschloß. Nach dem Sieg der Bolschewiki wurde er Volkskommissar für die Arbeiter- und Bauerninspektion, im Bürgerkrieg politischer Kommissar bei der Roten Armee. Für seine spätere Machtbasis war wichtig, daß er seit 1919 sowohl dem Polit- als auch dem Organisationsbüro der Kommunistischen Partei Rußlands angehörte und 1922 zum ersten Generalsekretär der Partei bestellt wurde. Was die marxistische Theorie anging, waren ihm die anderen führenden Bolschewiki, Lenin, Trotzki, Sinowjew, Kamenew und Bucharin, weit überlegen. Stalins Stärke lag, von seinem organisatorischen Talent abgesehen, in der instinktiven Fähigkeit, die Schwächen seiner Rivalen zu erkennen und Bündnisse zu schmieden, die seine Machtposition festigten.

Schon bevor Lenin am 21. Januar 1924 starb, hatte sich ein solches Bündnis, die Troika Stalin-Sinowjew-Kamenew, herausgeformt. Sie richtete sich gegen Trotzki, den einzigen unter den maßgeblichen Bolschewiki, der Lenin intellektuell ebenbürtig war. Trotzki, dem Schöpfer der Roten Armee und seit März 1918 Kriegskommissar, unterstellten nicht nur die Mitglieder des Triumvirats «bonapartistische» Neigungen, also das Streben nach einer auf das Militär gestützten persönlichen Diktatur. Außerdem verübelten ihm die Bolschewiki der ersten Stunde, daß er sich erst spät, im Juli 1918, der Partei und der Sache Lenins angeschlossen hatte. Als im Mai 1924, vier Monate nach dem Tod des Parteiführers, in einer Plenarsitzung des Zentralkomitees Lenins Testament mitsamt dem späteren, Stalin betreffenden Zusatz verlesen wurde, war es Sinowjew, der Stalin rettete: In bezug auf die Person des Generalsekretärs, erklärte er, hätten sich Lenins Befürchtungen nicht erfüllt. Auf das Drängen von Sinowjew und Kamenew blieb Stalin in seinem Amt – und Lenins Testament ein geheimes Parteidokument.

Mit der Bestätigung als Generalsekretär hatte Stalin das wesentliche Ziel bereits erreicht, das er mit dem Dreierpakt verfolgte. Als er seit dem Herbst 1924 begann, die Partei auf die Linie des «Aufbaus des Sozialismus in einem Lande» einzuschwören, richtete sich der Stoß nicht nur gegen Trotzki, den Hauptvertreter der «Revolution in Permanenz», sondern indirekt auch gegen Sinowjew, den Generalsekretär der Kommunistischen Internationale und Parteisekretär von Leningrad, bisher Petrograd und vorher Sankt Petersburg, und Kamenew, den ersten Mann der Moskauer Parteiorganisation. Beide hatten 1923, ebenso wie Trotzki, aktiv auf den «deutschen Oktober» hingearbeitet und waren durch den völligen Fehlschlag dieses kommunistischen Umsturzversuchs politisch geschwächt – wenn auch nicht in gleichem Maß wie Karl Radek, der Deutschlandexperte der Komintern, der ein Anhänger Trotzkis war. Im Januar 1925 mußte der letztere die Verurteilung seiner Thesen von der «permanenten Revolution» durch das Zentralkomitee hinnehmen und sein Amt als Kriegskommissar aufgeben. Er blieb aber noch, nachdem Stalin einen Antrag Sinowjews auf Ausschluß Trotzkis aus der Partei abgewehrt hatte, Mitglied des Politbüros.

Sinowjew und Kamenew galten als Vertreter der «Linken», der auf die Weltrevolution drängenden Kräfte. «Rechts» standen Nikolai Bucharin, der Chefredakteur der «Prawda» und Hauptprotagonist der von Lenin 1921 eingeleiteten «Neuen Ökonomischen Politik» (NEP), Alexei I. Rykow, der Vorsitzende des Rates der Volksbeauftragten, und Michail Tomski, der Führer der Gewerkschaften. Die drei «Rechten» im siebenköpfigen Politbüro verlangten in Reaktion auf einen Bauernaufstand in Georgien im Sommer 1924 eine entschieden bauernfreundliche Politik; Bucharin ging kurz vor der 14. Parteikonferenz Ende April 1925 soweit, die Bauern (in Anlehnung an eine dem französischen Liberalen François Guizot zugeschriebene Parole) aufzufordern: «Bereichert euch, entwickelt eure Bauernhöfe, fürchtet nicht, daß man einschränkende Maßnahmen gegen euch ergreifen wird». Stalin mißbilligte zwar diesen Appell, stimmte aber auf der Parteikonferenz für eine Senkung der Landwirtschaftssteuern und andere von den «Rechten» geforderte Maßnahmen zugunsten der Bauern.

Erst in der zweiten Hälfte des Jahres 1925 begannen Sinowjew und Kamenew, sich der Gefahr bewußt zu werden, die ihnen von Stalins strategischer Wende drohte, und gegen die «rechte» Revision der Landwirtschaftspolitik offen Front zu machen. Damit übernahmen sie die Rolle der Opposition gegen das neue, nun entstehende informelle Bündnis zwischen Stalin auf der einen, Bucharin, Rykow und Tomski auf der anderen Seite. Auf dem 14. Parteitag vom Dezember 1925, auf dem sich die Kommunistische Partei Rußlands in Kommunistische Partei der Sowjetunion umbenannte, wurde die Doktrin vom «Aufbau des Sozialismus in einem Lande» ebenso gebilligt wie die neue Landwirtschaftspolitik. Unmittelbar darauf begann die neue Führung, die Leningrader Parteiorganisation von Anhängern Sinowjews zu säubern. Eine maßgebende Rolle spielte dabei der erst neununddreißig-jährige Funktionär Sergej M. Kirow, der wenig später Sinowjews Nachfolge als Parteisekretär von Leningrad antreten sollte. Im Januar 1926 legte Stalin sein Buch «Probleme des Leninismus» vor, in dem er Sinowjew und Kamenew massiv angriff, Trotzki aber unerwähnt ließ.

Die Parole vom «Aufbau des Sozialismus in einem Lande» war innenpolitisch populär. Sie appellierte an ein Gefühl, das man später «Sowjetpatriotismus» nannte: den Stolz darauf, daß die Sowjetunion das einzige Land war, in dem die «rote» Revolution gesiegt und sich gegenüber einer Welt von Feinden behauptet hatte. Außenpolitisch führte die neue, von den «Rechten» bestimmte Linie zu einer Reihe von taktischen Bündnissen mit reformistischen Gewerkschaften und Arbeiterparteien. Der früheste Fall war die Gründung des Ständigen englisch-russischen Gewerkschaftskomitees im April 1925, ein weiterer das Zusammengehen von KPD und SPD beim Volksbegehren und Volksentscheid zur Fürstenenteignung im Jahr darauf. Beide Spielarten von proletarischer «Aktionseinheit» verfehlten ihr Ziel, aber das half den «Linken» in der KPdSU nicht in ihrem Kampf gegen die «Rechte».

Sinowjew und Kamenew begingen im Frühjahr 1926 den schweren Fehler, sich mit Trotzki zu verbünden, was ihren Machtverlust beschleunigte. Im Oktober 1926 wurde Trotzki aus dem Politbüro entfernt und Sinowjew als Generalsekretär der Komintern durch Bucharin abgelöst. Ein Jahr später, im November 1927, erfolgte der Parteiausschluß der beiden, wenig später, auf dem 15. Parteitag der KPdSU im Dezember, auch der von Kamenew. Daraufhin spaltete sich die Opposition: Sinowjew und Kamenew widerriefen ihre Ansichten, was ihnen 1928 die Wiederaufnahme in die KPdSU ermöglichte. Trotzki verweigerte jede Selbstverteidigung und mußte im Dezember 1927 in die Verbannung nach Alma Ata in Kasachstan gehen. Im Januar 1929 wurde er aus der Sowjetunion ausgewiesen. Es begann ein elfjähriges Exil, das mit seiner Ermordung durch einen Agenten der sowjetischen Geheimpolizei am 21. August 1940 in Mexiko endete.

Im Jahr 1927 erlitt Stalins Außenpolitik zwei schwere Rückschläge. Im Mai brach Großbritannien, nachdem eine Durchsuchung der sowjetischen Handelsvertretung belastendes Agitations- und Propagandamaterial zutage gefördert hatte, die diplomatischen Beziehungen zur Sowjetunion ab. (Sie wurden erst 1929 unter der neuen Labourregierung wieder aufgenommen.) Einen katastrophalen Verlauf nahm die sowjetische Chinapolitik, für die Stalin seit 1924 die Hauptverantwortung trug. Die Bolschewiki hatten die 1921 gegründete Kommunistische Partei Chinas seit 1923 angehalten, nur in enger Zusammenarbeit mit der nationalistischen Kuomintang unter Sun Yatsen, ja als Teil derselben in dem seit 1916 ausgefochtenen Bürgerkrieg tätig zu werden. Nach dem Tod Sun Yatsens im März 1925 stieg General Tschiang Kaischek zum starken Mann dieser Partei auf. 1926 begann er mit der systematischen Ausschaltung und Verfolgung der Kommunisten.

Der blutige Höhepunkt war das Massaker von Shanghai im April 1927. Shanghai war erst im März nach einem kommunistischen Aufstand gegen den örtlichen Militärbefehlshaber von Truppen der Kuomintang eingenommen worden. Tschiang Kaischek aber ließ unmittelbar nach seinem Einzug in die Stadt die Kommunisten in Shanghai und Nanking, soweit sie nicht hatten fliehen können, hinrichten, einen weiteren Arbeiteraufstand blutig niederwerfen, in Nanking eine Gegenregierung zur «linken» Kuomintang-Regierung in Wuhan, dem früheren Hankau, bilden und die Beziehungen zur Sowjetunion abbrechen.

Die Kommunisten antworteten, von der Komintern und Stalin dazu gedrängt, mit einer Reihe von putschistischen Aktionen. Die letzte dieser Unternehmungen war ein Arbeiteraufstand in Kanton, der im Dezember 1927 ähnlich blutig niedergeworfen wurde wie der in Shanghai. Das Scheitern der Kommunistischen Partei Chinas war auch Stalins persönlicher Mißerfolg. Der junge Mao Tse-tung, ein Bauernsohn und gelernter Bibliothekar, der wie alle frühen chinesischen Kommunisten stark von der antiimperialistischen Bewegung des «4. Mai» 1919 beeinflußt war, zog aus dem Debakel seine Lehren. Er war bereits 1925 zu der Einsicht gelangt, daß die Kommunisten nur durch eine Revolutionierung der Bauern die Macht in China erobern konnten. Noch 1927 drängte er die KP zur Aufstellung eigener Streitkräfte und begann, erst im Jingjang-Gebirge, dann, nach der Vertreibung von dort, an der Grenze zwischen den Provinzen Jiangxi und Fujian in Südwestchina eine kommunistische Ordnung zu errichten. Im November 1931 wurde in dieser Region der erste kommunistische Staat Chinas, die «Sowjetrepublik Jiangxi», mit Mao als Staatschef ausgerufen.

Mit der Ausbootung der «Linken» hatte Stalins Bündnis mit der «Rechten» seinen Zweck erfüllt. Bereits um die Jahreswende 1927/28 zeichnete sich beim Generalsekretär der KPdSU eine Linksschwenkung ab. Zu den auslösenden Momenten der Kursänderung gehörte vor allem die Tatsache, daß die Ernteerträge vom Sommer 1927 beträchtlich hinter den überhöhten Erwartungen zurückblieben: Das Getreideangebot auf dem sowjetischen Binnenmarkt war um ein Viertel niedriger als im Vorjahr. Die meisten Kleinbauern produzierten ohnehin nur für den eigenen Bedarf, die Großbauern, die Kulaken, aber verlangten, ihre Marktmacht voll ausschöpfend, für ihre Erzeugnisse Preise, die für die Masse der Bevölkerung nicht erschwinglich waren. Das Zentralkomitee der KPdSU beschloß infolgedessen im Dezember 1927, «außergewöhnliche», wenn auch nur zeitweilige Maßnahmen gegen die Kulaken, um so die Engpässe in der Versorgung zu überwinden.

Mitte Februar 1928 gab Stalin in einem Brief an die KPdSU bekannt, die Kulaken würden nunmehr unter verschärften Druck gesetzt, damit mehr Getreide in die Städte gelange. Die Hortung von landwirtschaftlichen Produkten durch die Bauern wurde von Stalin nicht nur behauptet, sie fand tatsächlich statt. In der Sache bedeutete Stalins Brief eine radikale Abkehr von jener Bereicherung des Dorfes, die Bucharin ausdrücklich propagiert und die «Linke» scharf kritisiert hatte. Stalin war offensichtlich entschlossen, mit Bucharin, Rykow und Tomski zu brechen. Sein persönliches Motiv, die Steigerung der eigenen Macht, und der sachliche Grund, die Angst vor einer Hungersnot, waren bei der dramatischen Kursschwenkung von Anfang 1928 kaum voneinander zu trennen.

Praktische Maßnahmen, mit deren Hilfe Lebensmittel aus den Höfen der Kulaken herausgepreßt werden sollten, beschloß das Plenum des Zentralkomitees und der Zentralen Kontrollkommission der KPdSU Anfang April 1928. Kurz darauf gab Stalin vor dem ZK zu erkennen, daß es ihm um sehr viel mehr ging als nur um die Behebung einer akuten Versorgungskrise, nämlich um die rasche Kollektivierung der Landwirtschaft. Im Mai folgte eine weitere Ankündigung Stalins: Das Tempo der Industrialisierung sollte forciert, vor allem die Entwicklung der Schwerindustrie beschleunigt werden. Das Geld für die nötigen Investitionen konnte mangels anderer Quellen nur von den Kulaken kommen. Für die «rechten» Bolschewiki war nun kein Zweifel mehr möglich: Die Tage der 1921 von Lenin eingeleiteten Neuen Ökonomischen Politik, der kalkulierten Schonung des privaten Eigentums, waren, wenn Stalin sich durchsetzte, gezählt – und mit der NEP ihre eigenen Tage als Teilhaber der politischen Macht.

Die Wendung gegen die «Rechten» der KPdSU verlangte eine flankierende Absicherung im internationalen Maßstab. Auf dem 9. Plenum des Erweiterten Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale (EKKI) im Februar 1928 wurden die entsprechenden Parolen ausgegeben: Die Sozialdemokraten und die reformistischen Gewerkschaften waren fortan als die Hauptgegner der Kommunisten zu behandeln. Der Sechste Weltkongreß der Komintern, der vom 17. Juli bis 1. September 1928 in Moskau stattfand, diente ganz der internationalen Durchsetzung des neuen linken, von Kritikern bald «ultralinks» genannten Kurses.

Es war eine Ironie des Schicksals, daß ausgerechnet der «rechte» Bucharin als Generalsekretär der Kommunistischen Internationale die radikale Wendung nach links theoretisch untermauern mußte. Bucharin zufolge hatte weltweit eine neue historische Periode in der Nachkriegsentwicklung begonnen. Auf die Periode der akuten revolutionären Krise vom Frühjahr 1917 bis zum Herbst 1923 war eine Periode der teilweisen Stabilisierung des kapitalistischen Systems gefolgt, die jetzt abgeschlossen war. Die dritte Periode war die der kapitalistischen Rekonstruktion, in der die Produktivkräfte über den Vorkriegsrahmen hinauswuchsen, aber auch die dem Kapitalismus entgegenstehenden Kräfte anwuchsen.

Bucharin nannte in diesem Zusammenhang die großen wirtschaftlichen Fortschritte in der Sowjetunion, die Entwicklung der chinesischen Revolution und die Gärungen in Indien. Die Widersprüche des Kapitalismus entwickelten sich in der schärfsten Form und gleichzeitig würde die Kriegsgefahr immer stärker. Darauf müsse sich die Komintern einstellen. «Und wenn die Stunde nahen wird, da die Kriegsfahnen des Imperialismus sich erheben, wird unsere Kommunistische Internationale, werden alle unsere Parteien und die ungezählten Massen der Werktätigen der ganzen Welt ihr gewichtiges Wort sprechen. Dieses Wort wird die Losung des Bürgerkrieges sein, die Losung des Kampfes gegen den Imperialismus auf Leben und Tod, ein Siegesruf der Kommunistischen Internationale.»

Die Beschlüsse des Sechsten Weltkongresses lagen ganz auf der von Stalin gewünschten Linie. In einer Resolution über die internationale Lage und die Aufgabe der Kommunistischen Internationale hieß es, die Spitzen des Staates und der Unternehmerverbände befänden sich in einem «Prozeß des Verwachsens» mit den Spitzen der sozialdemokratisch geführten Arbeiterorganisationen. «Dieser Prozeß der Verbürgerlichung der Spitzen der Arbeiterbürokratie wird von der Sozialdemokratie bewußt unterstützt und gefördert … Die Sozialdemokratie hat während der ganzen verflossenen Periode als bürgerliche ‹Arbeiterpartei› die Rolle der letzten Reserve der Bourgeoisie gespielt … Die Ideologie der Klassenzusammenarbeit, die die offizielle Ideologie der Sozialdemokratie ist, hat viele Berührungspunkte mit der Ideologie des Faschismus. Keime der faschistischen Methoden, die gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung angewendet werden, finden sich in der Praxis vieler sozialdemokratischer Parteien, sowie auch in der Praxis der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie.»

Die These von der ideologischen Nähe von Faschismus und Sozialdemokratie war nicht neu. Schon im Januar 1924 hatte Sinowjew die Sozialdemokratie einen «faschistischen Flügel» genannt; Stalin war im September 1924 mit der Behauptung gefolgt, Sozialdemokratie und Faschismus seien «keine Antipoden, sondern Zwillingsbrüder». Im Sommer 1928 gab es für Stalin neben dem Flügelkampf in der KPdSU auch noch einen außenpolitischen Grund für eine Kampfansage an die Reformisten. Mit der Bildung der Großen Koalition unter Hermann Müller in Berlin war die westlichste und am stärksten profranzösische deutsche Partei an die Regierung gelangt: die SPD. Jedes Zusammengehen Deutschlands und Frankreichs sah Stalin als gefährlich an, weil Frankreich aus seiner Sicht noch immer die antibolschewistische Macht schlechthin war. Auf Großbritannien konnte Moskau auch keine Hoffnungen mehr setzen, seit Gewerkschaften und Labour Party nach dem Scheitern des Generalstreiks vom Mai 1926 deutlich nach «rechts» gerückt waren. Wenn der Sechste Weltkongreß der Kommunistischen Internationale die Gefahr eines «imperialistischen Krieges» gegen die Sowjetunion beschwor, war das allerdings kein Ausdruck einer ernsthaften Analyse der internationalen Situation, sondern ergab sich aus einem strategischen Kalkül: Die kommunistischen Parteien in aller Welt mußten auf ein Feindbild eingeschworen werden, das dem Kampf gegen die «Rechte» in der Führungspartei der Komintern entsprach.

Die kommunistische Partei, auf die es dabei vor allem ankam, war die deutsche. Sie war die mitglieder- und wählerstärkste aller Mitgliedsparteien der Komintern außerhalb der Sowjetunion. In den Jahren nach 1924 hatten sich die kommunistischen Parteien «bolschewisieren», das heißt ideologisch, politisch und organisatorisch am Vorbild der KPdSU ausrichten müssen. Dazu gehörte der Ausbau von illegalen Zersetzungs- und Militärapparaten, die im Untergrund zu arbeiten hatten und zentral von Moskau aus gesteuert wurden. Mit den praktischen Ergebnissen der «Bolschewisierung» war das EKKI aber selten zufrieden, auch im Fall der KPD nicht. Erst mußten «rechte», nach dem Bruch zwischen Stalin und der Gruppe Sinowjew-Kamenew dann «linke» und im Zeichen der ultralinken Wende in der Sowjetunion schließlich wieder «rechte» Abweichungen von der Generallinie bekämpft werden. Im Oktober 1928 erzwang Stalin die Wiedereinsetzung von Ernst Thälmann, der wegen der Verwicklung in eine innerparteiliche Unterschlagungsaffäre kurz zuvor vom ZK der KPD abgesetzt worden war, in das (seit 1925 ausgeübte) Amt des Parteivorsitzenden. Unter Thälmanns Führung schritt die Stalinisierung der KPD weiter voran: Seit 1929 führte keine kommunistische Partei den Kampf gegen den «Sozialfaschismus», das heißt die Sozialdemokratie, so verbissen und haßerfüllt wie die deutsche.

Dem Mann an der Spitze der Kommunistischen Internationale half das Einlenken auf die neue ultralinke Generallinie nicht mehr lange: Bucharin beging den doppelten Fehler, sich mit dem «linken» Kamenew gegen Stalin zu verbünden und den Generalsekretär der KPdSU in verdeckter Form öffentlich zu kritisieren, womit er ungewollt die eigene Entmachtung vorantrieb. Im Juli 1929 wurde er als Generalsekretär des EKKI von Dimitri Manuilski, einem Stalin bedingungslos ergebenen Funktionär, abgelöst. Kurz zuvor bereits hatte einer der wichtigsten beiden Kampfgefährten Bucharins sein Amt verloren: Anfang Juni trat N. M. Schwernik die Nachfolge Tomskis als Vorsitzender des sowjetischen Gewerkschaftsbundes an. Als letzter der rechten «Troika» mußte Rykow weichen: Im Januar 1930 übernahm an seiner Stelle Wjatscheslaw Molotow den Vorsitz im Rat der Volkskommissare. Bucharin und Tomski wurden im November 1929 aus dem Politbüro ausgeschlossen, Rykow Ende 1930. Rykow und Tomski gestanden auf dem 16. Parteitag im Sommer 1930 ihre «Irrtümer» ein, Bucharin übte auf der 17. Parteikonferenz im Februar 1932 «Selbstkritik». Eine Gefahr für Stalin ging von ihnen, fürs erste jedenfalls, nicht mehr aus.

Ende 1929 schien Stalins Machtposition völlig unangefochten. Seine Rivalen hatte er einen nach dem anderen entmachtet. Am 21. Dezember 1929 ließ er seinen 50. Geburtstag in einer Weise feiern, die diesen Tag zu einem frühen Höhepunkt des «Personenkults» machte. Überall in der Sowjetunion wurde Stalin als «woshd», als «Führer», als der «Lenin unserer Tage» gewürdigt. Auf den öffentlichen Plätzen sah man seine Statuen, in öffentlichen Sälen seine Büsten; große Plakate zeigten in allen Städten und vielen Dörfern sein Bild – gleichrangig neben dem Lenins, der nach seinem Tod zu der großen Kultfigur des Sowjetstaates aufgestiegen war. Der Bruch mit den «Rechten» hatte Stalins Position im Politbüro weiter gefestigt. Er konnte sich nunmehr verstärkt seinem großen Ziel widmen: der Überwindung der Neuen Ökonomischen Politik durch eine zweite Revolution, die die erste, die Leninsche, an Radikalität noch übertreffen sollte.

Die Vorgaben der großen Transformation waren im Ersten Fünfjahresplan zusammengefaßt. Nach dem Entwurf, den die Staatliche Plankommission auf der Grundlage des entsprechenden Beschlusses des 15. Parteitags vom Dezember 1927 im März 1929 vorlegte, sollte die industrielle Bruttoproduktion innerhalb von fünf Jahren um mindestens 135 Prozent, bei besonders günstigen Voraussetzungen, etwa fünf guten Erntejahren, sogar um 180 Prozent gesteigert werden. Die politische Führung beschloß jedoch, die optimistische Variante zur verbindlichen Zielgröße des Industrialisierungsprogramms zu erheben, und in dieser Form wurde der Erste Fünfjahresplan im Mai 1929 vom Fünften Sowjetkongreß beschlossen. Im Sommer 1929 folgte die Ankündigung, das Gesamtprojekt bereits innerhalb von vier Jahren zu verwirklichen. Gleichzeitig wurden in einzelnen Zweigen der Schwerindustrie die Sollziffern nochmals angehoben, wodurch sich der Schwerpunkt der Industriepolitik weiter von den Konsumgütern zu den Investitionsgütern verschob. Als die unterstellten günstigen Voraussetzungen auf dem Agrarmarkt nicht eintraten, wurde der Plan nicht etwa revidiert, sondern der Druck auf die Produzenten erhöht: Die Steigerung der Repression erschien den Beteiligten als Unterpfand der Planerfüllung.

Auf dem Plenum des Zentralkomitees im Juli 1928 hatte Stalin seine neue Agrar- und Industriepolitik noch nicht gegen die Gruppe Bucharin-Tomski-Rykow durchsetzen können. Seit dem Winter 1928/29 nahm der Kampf gegen die Kulaken und für die Kollektivierung der Landwirtschaft eine neue Qualität an. Dem Widerstand der Großbauern, der sich immer wieder in lokalen Aufständen und Widersetzlichkeiten bis hin zur Ermordung von Regierungsbeauftragten äußerte, setzte der Staats-, Sicherheits- und Parteiapparat äußerste Härte entgegen. Die Behörden beschlagnahmten Getreide, die Bauern antworteten mit der Vernichtung von Getreide und der Verfütterung von Mehl an Schweine; an der mittleren Wolga kam es zu einer massenhaften Bauernerhebung.

Schon bevor im Sommer 1929 die Politik der staatlichen Getreideaufkäufe einsetzte, befanden sich große Teile der Sowjetunion in einem bürgerkriegsähnlichen Zustand, der an den «Kriegskommunismus» der Jahre vor 1921 erinnerte. Am 27. Dezember 1929 gab Stalin dann das Signal zur «Offensive gegen das Kulakentum». Eine solche Offensive unternehmen heiße «das Kulakentum zerschlagen und als Klasse liquidieren … Eine Offensive gegen das Kulakentum unternehmen heißt sich sachgemäß vorbereiten und gegen das Kulakentum einen Schlag führen, und zwar einen Schlag, daß es sich nicht mehr aufrichten kann. Das nennen wir Bolschewiki eine wirkliche Offensive.»

Die Zahl der Kulaken oder Großbauern wird für die Zeit um 1929 auf 1,5 bis 2 Millionen geschätzt, die der Mittelbauern auf 15 bis 18 Millionen, die der Kleinbauern oder Muschiks, die mit dem Holzpflug arbeiteten, auf 5 bis 8 Millionen, die Gesamtzahl der russischen Bauern auf 25 bis 28 Millionen. Statistisch gesehen war die Kollektivierung ein voller Erfolg. Zwischen Oktober 1929 und Ende Januar 1930 wuchs der Anteil der kollektivierten Betriebe an der Gesamtzahl der Bauernwirtschaften von 4,1 auf 21 Prozent; bis zum 10. März 1930 stieg er auf 58 Prozent. Die Methoden, die bei der Vergesellschaftung der landwirtschaftlichen Betriebe angewandt wurden, waren brutal. «‹Kulakenfamilien› wurden enteignet und ausgesiedelt», schreibt Helmut Altrichter. «Die Bauern schlachteten ihr Vieh ab, bevor sie in die neugegründeten Kollektivwirtschaften (russisch: Kolchozy, davon deutsch: der Kolchos, die Kolchosen) eintraten. Welle um Welle überschwemmten Partei- und Sowjetfunktionäre, Miliz, Brigaden von städtischen Industriearbeitern und Gruppen des kommunistischen Jugendverbandes (Konsomol) die Dörfer, um die Kollektivierung voranzutreiben. Dorfversammlungen hatten entsprechende Beschlüsse zu verfassen, wer sich widersetzte, galt als ‹Kulak› oder ‹Kulakenknecht›. Ein Erfolgstaumel erfaßte die Aktivisten, und die Regierung tat nichts, um sie zu bremsen.»

Anfang März 1930 sah sich Stalin angesichts des unerwartet massiven Widerstands der Bauern dann doch genötigt, gewisse ungesetzliche Übertreibungen seiner Agenten scharf zu kritisieren und die Einstellung der Gewaltmaßnahmen gegenüber den «Muschiks» anzuordnen. Viele der neuen Kolchosen lösten sich daraufhin wieder auf; der Anteil der Kollektivbetriebe sank bis September 1930 von 58 auf 21 Prozent. Es kam zu neuen Massenerhebungen in der westlichen Ukraine, im zentralen Teil des Schwarzerdegebiets, im nördlichen Kaukasus und in Kasachstan. Die Folge war eine abermalige Verschärfung der Kollektivierungspolitik. Der Anteil der Kollektivbetriebe stieg nun wieder an: bis 1931 auf über die Hälfte, bis 1934 auf etwa drei Viertel aller Wirtschaften.

Die Frage, was aus den enteigneten Kulaken werden sollte, die mitsamt ihren Familienangehörigen 8 bis 10 Millionen Menschen ausmachten, hatte Stalin sich offenbar nie gestellt. Die GPU, die Geheimpolizei, teilte die Kulaken um die Jahreswende 1929/30 in drei Kategorien ein: erstens diejenigen, die in konterrevolutionäre Aktivitäten verwickelt waren und sofort verhaftet und in Arbeitslager deportiert, bei Widerstand aber auf der Stelle liquidiert werden sollten; zweitens die oppositionellen, aber nicht offen konterrevolutionären Kulaken, die zu verhaften und mitsamt ihren Familien in entlegene Gegenden Sibiriens zu deportieren waren; drittens die dem Regime gegenüber loyalen Kulaken, die außerhalb der kollektivierten Betriebe anzusiedeln und mit Meliorisationsarbeiten zu beschäftigen waren.

Bis zum Sommer 1930 hatte die GPU ein ausgedehntes Netz von Lagern, vor allem auf den Solowki-Inseln, an der Weißmeerküste von Karelien bis in die Gegend von Archangelsk aufgebaut. Mehr als 80.000 Häftlinge mußten als Sklavenarbeiter den Weißmeer-OstseeKanal («Stalinkanal») sowie Straßen und Eisenbahnlinien bauen, Torf stechen oder Holz fällen, weitere 15.000 Häftlinge des fernöstlichen Lagerverbandes die Eisenbahnlinie bis Bogutschatschinsk bauen. Der Lagerverband von Witschera mit 25.000 Lagerinsassen hatte die Aufgabe, das große Chemiekombinat von Beresniki im Uralgebiet zu errichten. In ersten Umrissen zeichnete sich bereits um 1930 das von Alexander Solschenizyn beschriebene Straflagersystem des «Archipel GULag» ab. Deportierte der zweiten Kategorie von Kulaken mußten sich, meist ohne Proviant und Werkzeug, in unbewohnten Gegenden Sibiriens, die der Bodenverbesserung bedurften, niederlassen. Die für sie vorgesehenen Wohnungen wurden in den seltensten Fällen gebaut. Wenn die zwangsweise umgesiedelten Bauern in die Nähe einer Großbaustelle transportiert wurden, bestand zumindest die Möglichkeit der Unterbringung in primitiven Baracken.

Zu Beginn des Jahres 1934 waren mehr als eine halbe Million Menschen, darunter auch Kinder, in sowjetischen Konzentrationslagern inhaftiert; bis 1935 stieg die Zahl auf fast 790.000. Dazu kamen knapp 280.000 Häftlinge in Arbeitserziehungslagern für Gefangene mit Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren und über 160.000 Gefängnisinsassen, die meisten von ihnen Bauern. Die Zahl der Menschen, die infolge von Deportationen im Zuge der Entkulakisierung zwischen 1930 und 1932 ihr Leben verloren, schätzt der französische Historiker Nicolas Werth auf 300.000.

Die Gesamtzahl der hingerichteten Kulaken ist unbekannt. Nach Angaben der GPU wurden 1930 allein von den sondergerichtlichen Instanzen der politischen Polizei 20.200 Menschen zum Tode verurteilt. Ein Geheimbericht vom 15. Februar 1930 kam auf 65.000 Liquidationen. Die Opfer waren freilich nicht nur Kulaken, sondern auch andere «sozial fremde Elemente» wie Polizisten des alten Regimes, «weiße Offiziere», Popen, Nonnen, Bauern mit Handwerksbetrieb, ehemalige Händler und Angehörige der «dörflichen Intelligenz». An der mittleren Wolga, in der Ukraine und im Kaukasus wurden rebellierende Bauern von Einheiten der Roten Armee mit Artillerie und Giftgas bekämpft. Mehrere zehntausend Menschen kamen 1930 bei solchen Massakern im Kaukasus ums Leben.

Eine unmittelbare Folge der Kollektivierung der Landwirtschaft war die große Hungersnot von 1932/33. Die Ernteerträge waren seit 1928, vor allem infolge der brutalen Eingriffe des Regimes und des Widerstands dagegen, drastisch zurückgegangen. Verschärft wurde der Mangel an Nahrungsmitteln durch den Getreideexport ins «kapitalistische» Ausland (1933 waren es 18 Millionen Doppelzentner Weizen). An dieser Ausfuhrpolitik hielt die sowjetische Führung konsequent auch während der Zeit des größten Hungers fest – unter anderem, um Devisen zu bekommen, die für die Mechanisierung der Landwirtschaft, obenan den Kauf von Traktoren, benötigt wurden.

Vom Hunger betroffen waren vor allem die vom Staat ausgeraubten Bauern der reicheren Agrargebiete wie der Ukraine und des nördlichen Kaukasus. Aus einigen dieser Regionen meldeten 1933 sowohl die GPU wie ausländische Diplomaten Fälle von Kannibalismus. Mit Lebensmitteln versorgt wurde, so gut es ging, die proletarische Bevölkerung der Städte, die noch immer den Hauptrückhalt der Bolschewiki bildete. Wenn Bauern in die Städte flüchteten, half ihnen das nicht. Im Dezember 1932 führte das Regime die sogenannten «internen Pässe» wieder ein, die es schon einmal, in der Ära Stolypin im Jahrzehnt vor dem Ersten Weltkrieg, gegeben hatte. Die Kolchosbauern erhielten keine Pässe, sondern blieben an ihre Scholle gebunden. Wer in den Städten keinen «internen Paß» besaß, wurde ausgewiesen. Allein in Moskau waren 1933 über 300.000 Menschen von solchen Maßnahmen betroffen.

Die Hungersnot war nicht, wie das gelegentlich in der westlichen, nach 1991 auch in der ukrainischen Geschichtsschreibung behauptet wurde, ein bewußt eingesetztes Mittel, mit dem Stalin den Widerstandswillen der Bauern brechen und den ukrainischen Nationalismus vernichten wollte. Sie war vielmehr eine billigend in Kauf genommene Folge der Kollektivierung der Landwirtschaft und der forcierten Industrialisierung, die sich ohne Zwangsarbeit ehemaliger Bauern nicht durchführen ließ. Die Zahl der Opfer der großen Hungersnot von 1932/33 schätzt Werth auf mehr als 6 Millionen Menschen. Davon entfielen 4 Millionen auf die Ukraine, das Gebiet mit der größten Kulakendichte. Dazu kamen eine Million Tote in Kasachstan, die meisten von ihnen Nomaden, die man durch Beschlagnahmung ihres Viehbestandes zur Seßhaftigkeit gezwungen hatte, und nochmals eine Million Tote im nördlichen Kaukasus und in den Schwarzerdegebieten.

Die Art und Weise, wie die Kollektivierung durchgeführt wurde, hat der sowjetischen Landwirtschaft nachhaltigen Schaden zugefügt. 1933 lag der Umfang der Getreideernte um 5 Millionen Tonnen unter dem Stand von 1928. Es verging ein Vierteljahrhundert, bis die Viehhaltung wieder das Niveau von 1928 erreichte. Erst in den fünfziger Jahren kamen die Zahlen der landwirtschaftlichen Pro-Kopf-Produktion wieder an den Stand vor der Kollektivierung heran. Wenn sich die Lage der Landwirtschaft seit 1933 wieder festigte, lag das an weitreichenden Zugeständnissen an die Bauern. Stalin ließ die meisten Staatsgüter, die Sowchosen, wieder auflösen und ihr Land den Kolchosen übereignen. Es gab, von Stalin durchaus gewollt, arme und reiche Kolchosen und innerhalb der Kolchosen arme und reiche Bauern. Die Kolchose wurde nicht zur kommunistischen Gemeinschaft, sondern zu einer Genossenschaft, in der die Bauern ein kleines Stück Land, etwa 5 Prozent der Nutzfläche, privat bewirtschafteten und etwas Vieh halten konnten. Bis in die fünfziger Jahre lieferte das bäuerliche Hofland über 70 Prozent der Kartoffeln, etwa 70 Prozent der Milch und 90 Prozent der Eier. Wären die Bauern allein auf den Lohn angewiesen gewesen, den sie von der Kolchose erhielten, hätte das zum Leben nicht ausgereicht. Es war das Hofland, das ihre Existenz sicherte.

Auch bei der Industrialisierung mußte das Regime zurückstecken. Die ehrgeizigen Ziele des Ersten Fünfjahresplanes wurden nicht erreicht. Stalin hatte 1930 verlangt, die Kohle- und Stahlproduktion innerhalb eines Jahres ungefähr um die Hälfte zu steigern. Tatsächlich gelang, wie der Generalsekretär der KPdSU 1931 einräumen mußte, nur eine Erhöhung um 6 bis 10 Prozent. Es war der forcierten Industrialisierung alles andere als förderlich, daß das Regime 1928 mit dem Kampf gegen die «bürgerlichen Spezialisten» (spetzys) begonnen hatte. Den Auftakt bildete die Aufdeckung eines Falles von angeblicher «industrieller Sabotage» in einem zum Donugul-Trust gehörendem Betrieb der Schachty-Region, eines Steinkohlereviers im Donezbecken. Von den 53 Angeklagten, meist Ingenieuren und Betriebsdirektoren, wurden in einem Schauprozeß 11 zum Tode verurteilt und 5 hingerichtet.

Es folgten weitere Verhaftungen von Führungskräften, vor allem der Metallindustrie, die ihre Strafen auf Baustellen und in Betrieben des Ersten Fünfjahresplans verbüßen mußten. Im August und September 1930 erreichte die Kampagne gegen die «bürgerlichen Spezialisten» auch prominente Professoren, die in Ministerien, in der Staatsbank und der Staatlichen Planungskommission Gosplan arbeiteten, unter ihnen Nikolaj D. Kondratieff, den international angesehenen Entdecker der langen Wellen in der Konjunktur, der «Kondratieff-Zyklen», der bis 1928 an der Spitze des Konjunkturinstituts des Volkskommissariats für Finanzen gestanden hatte. Daß der Konjunkturtheoretiker Kondratieff dem Kapitalismus die Fähigkeit bescheinigte, sich aus einer zyklischen Krise wie der nach 1929 zu neuen Höhen aufzuschwingen, machte ihn aus der Sicht orthodoxer Bolschewiki zu einem gefährlichen Abweichler. Nach acht Jahren Einzelhaft wurde Kondratieff am 17. September 1938 von einem Militärtribunal zum Tode verurteilt und noch am gleichen Tag hingerichtet.

Obwohl die Ergebnisse des Ersten Fünfjahresplans weit hinter den gesteckten Zielen zurückblieben, wurde 1933 ein Zweiter Fünfjahresplan verabschiedet, dessen etwas bescheidenere Ziele man 1938, als ein Dritter Fünfjahresplan verkündet wurde, für erreicht erklärt. Die sowjetischen Daten über die Erfolge der Industrialisierung sind umstritten. Ihnen zufolge wurde die sowjetische Industrieproduktion zwischen 1928 und 1940 von 100 auf 587 Prozent gesteigert (nach westlichen Schätzungen auf 250 bis 450 Prozent). Rein quantitativ überholte die Sowjetunion bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges, was das Volumen der Industrieproduktion anging, Deutschland, Großbritannien und Frankreich und lag damit auf dem zweiten Platz hinter den USA. Die Steigerungsdaten belegen aber nur ein Mengenwachstum. Was die Produktivität betraf, lag die Sowjetunion nach wie vor weit hinter den westlichen Industrienationen. Mit der Mischung aus terroristischem Zwang und proletarischem Enthusiasmus, die für die Sowjetunion der Stalinzeit typisch ist, war dieser Rückstand nicht zu beheben.

Die Gründe, die ihn veranlaßten, durch eine zweite Revolution aus dem rückständigen Agrarland Rußland binnen weniger Jahre ein entwickeltes Industrieland zu machen, hat Stalin im Februar 1931 in einer Rede vor Wirtschaftsfunktionären bemerkenswert offen dargelegt. «Zuweilen wird die Frage gestellt, ob man nicht das Tempo etwas verlangsamen, die Bewegung zurückhalten könnte. Nein, das kann man nicht, Genossen! Das Tempo darf nicht herabgesetzt werden! Im Gegenteil, es muß nach Kräften und Möglichkeiten gesteigert werden. Das fordern von uns unsere Verpflichtungen gegenüber den Arbeitern und Bauern der UdSSR. Das fordern von uns unsere Verpflichtungen gegenüber der Arbeiterklasse der ganzen Welt. Das Tempo verlangsamen, das bedeutet zurückbleiben. Und Rückständige werden geschlagen. Wir aber wollen nicht die Geschlagenen sein … Die Geschichte des alten Rußland bestand unter anderem darin, daß es wegen seiner Rückständigkeit fortwährend geschlagen wurde … Es wurde von allen geschlagen wegen seiner Rückständigkeit, seiner kulturellen Rückständigkeit, seiner staatlichen Rückständigkeit, seiner industriellen Rückständigkeit, seiner landwirtschaftlichen Rückständigkeit. Es wurde geschlagen, weil das einträglich war und ungestraft blieb … Wir sind hinter den fortgeschrittenen Ländern um 50 bis 100 Jahre zurückgeblieben. Wir müssen diese Distanz in zehn Jahren durchlaufen. Entweder wir bringen das zuwege, oder wir werden zermalmt.»

Der politische Voluntarismus, von dem der Entschluß zur Kollektivierung der Landwirtschaft und zum Ersten Fünfjahresplan geprägt war, hatte seinen Grund in einer zutreffenden Diagnose: Rußland war so rückständig, wie es Stalin darstellte. Die Bedrohung von außen war ein wirksames Argument, um jene ins Unrecht zu setzen, die auf ein langsameres Tempo der Industrialisierung drängten. Tatsächlich gab es seit dem Ende der alliierten Interventionen bei keiner der kapitalistischen Mächte die Absicht, militärisch gegen die Sowjetunion vorzugehen und die Oktoberrevolution rückgängig zu machen. Eine Bedrohung der Sowjetunion stellte hingegen die radikalste der faschistischen Bewegungen, der deutsche Nationalsozialismus, dar, und gerade diese Bewegung wurde von Stalin dadurch gefördert, daß er im Zeichen der ultralinken Wende die kommunistischen Parteien des Auslands und in vorderster Front die deutsche zum verschärften Kampf gegen die Sozialdemokratie antrieb.

Stalin handelte auch auf andere Weise seinen eigenen Zielen entgegen: Durch die Kampagne gegen die «bürgerlichen Experten» entzog er einer rationalen Planung des industriellen Wachstums die wissenschaftliche Grundlage. Was blieb, waren der pure Wille und die nackte Gewalt. Die Folge waren die Vernichtung unzähliger Menschenleben und eine Vergeudung von materiellen Ressourcen im großen Stil. Als Stalin den Kampf gegen die bürgerlichen Experten im Juni 1931 für beendet erklärte, waren alle Schaltstellen der Wirtschaft in der Hand zuverlässiger Bolschewiken.

Anfang 1926, zwei Jahre vor der ultralinken Wende, hatte Stalin in seiner Schrift «Zu den Fragen des Leninismus» die These aufgestellt, die Hauptaufgabe der bürgerlichen Revolution bestehe darin, «die Macht zu ergreifen und sie mit der vorhandenen bürgerlichen Ökonomik in Einklang zu bringen, während die Hauptaufgabe der proletarischen Revolution darin besteht, nach der Machtergreifung eine neue, die sozialistische Ökonomik aufzubauen». Das war nichts Geringeres als eine Umkehrung der Marxschen Lehre vom Verhältnis von Basis und Überbau, aber auch noch etwas anderes: eine weitere Steigerung jener Dialektik von Rückständigkeit und Radikalität, zu der schon der junge Marx seinen Beitrag geleistet hatte, als er 1843 (in der Einleitung zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie) dem rückständigen Deutschland die Aufgabe zuschrieb, die radikalste aller Revolutionen, die proletarische, durchzuführen.

Lenin hatte ebendiese Aufgabe dem rückständigen Rußland zugewiesen, die Vollendung der proletarischen Revolution aber von erfolgreichen Anschlußrevolutionen in den entwickelten kapitalistischen Ländern abhängig gemacht. Stalin gab den Gedanken der Weltrevolution nicht auf, als er seine Doktrin vom «Aufbau des Sozialismus in einem Lande» verkündete. Aber er hielt die Arbeiterklasse und die kommunistischen Parteien des Westens nicht für fähig, aus eigener Kraft das Proletariat zum Siege zu führen, und er betrachtete solche Revolutionen auch nicht als notwendige Voraussetzung für den Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion. Je stärker die Sowjetunion wurde, desto mehr konnte sie auch die kommunistischen Parteien außerhalb ihrer Grenzen in ihrem Sinn lenken und durch diese Einfluß nehmen auf die Politik der Länder, in denen sie wirkten. Die Weltrevolution konnte warten, weil sie ohnehin nur erstrebenswert war, wenn sie den Stempel der Sowjetunion trug. In Stalins Worten aus dem Jahr 1926: «Die Macht des Proletariats wird ausgenutzt zur Unterdrückung der Ausbeuter, zur Verteidigung des Landes, zur Festigung der Verbindung mit den Proletariern der anderen Länder, zur Entfaltung und zum Sieg der Revolution in allen Ländern.»

Was den politischen Voluntarismus betraf, war Stalin Lenin kongenial. Wie dieser hielt auch sein Nachfolger es für ausgemacht, daß der Sozialismus den ganzen Menschen beanspruchen durfte, ja mußte, um einen neuen, den sozialistischen Menschen hervorzubringen. Dieser totalitäre Anspruch verlangte ein totalitäres System. Lenin hatte dessen Grund gelegt, Stalin baute es weiter aus. Sein Regime war der Bürgerkrieg in Permanenz, eine Mobilisierungsdiktatur, ausgeübt durch eine Klasse von Berufsrevolutionären, denen der Terror zur zweiten Natur geworden war. Unter Lenin war Widerspruch innerhalb der kollektiven Führung der bolschewistischen Partei noch möglich, unter Stalin immer weniger. Im Zweifelsfall verkörperte er den kollektiven Willen der Partei. Was er auf dem Weg zu dieser Identifikation im ersten Jahrzehnt nach Lenins Tod erreicht hatte, war viel, aber noch längst nicht alles, was sich aus seiner Machtposition heraus bewirken ließ.

Der Erzeugung des neuen Sowjetmenschen diente eine Kulturrevolution, die nach dem Urteil des Historikers Jörg Baberowski keine Episode, sondern das «Signum des Stalinismus» war. Die Träger der sozialistischen Kulturrevolution waren vor allem soziale Aufsteiger, die über «Arbeiterfakultäten» in Berufe gelangten, die vorher «bürgerlichen» Akademikern vorbehalten waren. Wer den «sozial fremden Elementen» zugerechnet wurde, hatte keinen Zugang mehr zu den höheren Bildungsanstalten. Der «neue Mensch» mußte sich immer aufs neue durch die Denunziation angeblicher Feinde des Sozialismus, etwa bürgerlicher Professoren, bewähren. Er brauchte den Feind, um zu begreifen, was ihn, den neuen sozialistischen Menschen, ausmachte. Er hatte einer neuen, der sozialistischen Moral zu genügen, um sich zum geistig und körperlich vollkommenen Menschen zu entwickeln, wie es ihn in keiner Klassengesellschaft je gegeben hatte oder gab.

Der Kampf um den neuen Sowjetmenschen verlangte den Kampf gegen den alten Menschen, der nicht nur übermäßigem Wodkagenuß, sondern auch dem Opium der überlieferten Religion frönte. Mit der Kollektivierung der Landwirtschaft gingen zahllose Kirchenschließungen einher, was immer wieder dörfliche Widerstandsaktionen auslöste. Kirchenglocken wurden eingeschmolzen und damit der Industrialisierung nutzbar gemacht. Nirgendwo aber war der Zusammenstoß zwischen der neuen Quasireligion der sozialistischen Utopie und der widerstrebenden Wirklichkeit so kraß wie in den islamischen Gesellschaften an der sowjetischen Peripherie in Zentralasien. 1927 wurde dort die Scharia aufgehoben. Komsomolbrigaden nahmen Frauen gewaltsam den Schleier ab. Gegen Frauen, die von sich aus den Schleier abwarfen und der Kommunistischen Partei beitraten, richtete sich der erbitterte Widerstand gläubiger Muslime. In Usbekistan wurden zwischen Frühjahr 1929 und Frühjahr 1930 annähernd 400 Frauen getötet. Sehr viel größer war die Zahl der Frauen dieser Kategorie, die von Traditionalisten verstümmelt, vergewaltigt, kollektiven Schandstrafen ausgesetzt oder aus der Dorfgemeinschaft ausgestoßen wurden.

Die Bolschewiki beantworteten den gewaltsamen Widerstand mit verschärfter Repression. In den Worten Baberowskis: «Sie entsandten fliegende Strafgerichte in die betroffenen Regionen, ließen Männer, die Frauen getötet oder vergewaltigt hatten, hinrichten und inszenierten Schauprozesse als Lehrstücke, in denen sie der Bevölkerung vorführten, wie das Regime mit Konterrevolutionären und Klassenfeinden umging. Für die Bolschewiki waren diese Frauen nicht ermordet worden, sie waren im Kampf gegen die Konterrevolution gefallen.»

Während der Terror gegen Kulaken und andere Konterrevolutionäre tobte, führte die KPdSU einen flankierenden innerparteilichen Kampf gegen unzuverlässige Elemente. Im April 1929 ordnete das ZK eine Säuberung der Partei mit dem Zweck an, die sozialistische Offensive von «kapitalistischen» und «kleinbürgerlichen» Sabotageakten freizuhalten. Etwa 11 Prozent der Mitglieder und Kandidaten wurden aus der KPdSU ausgeschlossen, die meisten wegen Verstößen gegen die Parteidisziplin, «unsozialistischen» Verhaltens und nachlässiger Ausführung von Direktiven. Seit Ende 1930 sah sich Stalin erneut durch eine «rechte» Gruppierung innerhalb der Parteiführung herausgefordert, an deren Spitze zwei Funktionäre standen, die den Generalsekretär im Kampf gegen die «Rechte» bisher unterstützt hatten: Der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare der Russischen Föderierten Sowjetrepublik, S. I. Syrzow, wagte es, eine Mustertraktorenfabrik bei Stalingrad als «Potjomkisches Dorf» zu bespötteln und den angeblichen Durchbruch bei der Industrialisierung als «Augenwischerei» zu bezeichnen; der Sekretär der transkaukasischen KP, V. V. Lominadze, warf dem Regime einen «herrenmäßig-feudalen» Umgang mit den Bauern vor.

Noch schärfer fiel die Kritik aus, die 1932 der Moskauer Parteibezirkssekretär M. N. Rjutin übte. Zusammen mit Gleichgesinnten verfaßte er eine «Plattform», in der er Stalin den «bösen Geist der russischen Revolution» nannte, dessen Rachsucht und Machtgier das Regime an den Rand des Abgrunds gebracht habe. Der empörte Stalin verlangte im Herbst 1932 im Politbüro die Hinrichtung Rjutins, konnte sich damit aber nicht durchsetzen. Die Mehrheit, zu der der Leningrader Parteisekretär Sergej Kirow gehörte, war lediglich bereit, den Ausschluß des Beschuldigten aus der Partei und seine Verbannung aus der Hauptstadt zu beschließen. Offenbar war die Kritik an Stalins Politik und Führungsstil innerhalb der KPdSU sehr viel weiter verbreitet, als selbst gut informierte Beobachter wußten. Eine zweite Parteisäuberung, die Anfang Januar 1933 beschlossen wurde und zum Ausschluß von 17 Prozent der Mitglieder und Kandidaten der KPdSU führte, vermochte Stalins Bedürfnis nach absoluter Kontrolle nicht zu befriedigen. Daß er sich im Politbüro im Zweifelsfall nur auf eine Minderheit um Wjatscheslaw Molotow und Lasar Kaganowitsch verlassen konnte, wirkte als Stachel: Die Machtfülle des Generalsekretärs war immer noch nicht unbeschränkt.

Bei den Mitgliederparteien der Komintern wußte man so gut wie nichts über die Meinungsverschiedenheiten in der Führung der KPdSU. Nirgendwo fand die Sowjetunion Stalins so glühende Verteidiger wie bei den kommunistischen Parteien des Westens. Je mehr die soziale Not in den kapitalistischen Ländern seit 1929 wuchs, desto heller leuchtete das Licht des Landes, das den Kapitalismus auf revolutionärem Weg abgeschafft hatte. Was die Sowjetunion tat, erschien nicht nur den Führungen der kommunistischen Parteien, sondern auch den breiten Massen ihrer proletarischen Anhänger als vorbildlich. Das galt für die Bücher, Theaterstücke und Filme, die aus dem Mutterland des Sozialismus kamen, es galt aber auch für die Methoden, mit denen dort der Klassenfeind bekämpft wurde. «Erschießen! Erschießen! Erschießen!» lautete die Schlagzeile der «Roten Fahne» in Berlin vom 25. November 1930. Das war zwar nicht eine Aufforderung an die deutschen Kommunisten, sondern nur «die Stimme des Volkes in den Betrieben» von Berlin zum Moskauer Schauprozeß gegen die «Industriepartei» – eine angebliche Sabotagegruppe, die laut Anklage im Auftrag des französischen Generalstabs und der französischen Regierung einen Interventionskrieg gegen die Sowjetunion organisatorisch vorbereitetet haben sollte. Aber es waren deutsche Stimmen, die das Zentralorgan der KPD zu Wort kommen ließ, und es war aus der Umfrage unschwer herauszulesen, daß im Fall eines kommunistischen Umsturzes im Deutschen Reich auch mit deutschen Konterrevolutionären «russisch geredet» werden würde.

Sympathie für die Sowjetunion gab es auch außerhalb der kommunistischen Parteien. Auf dem Kongreß der Liga für Menschenrechte in Paris im Jahre 1927 forderte deren Präsident, der einstige Verteidiger von Alfred Dreyfus, Victor Basch, die Anwesenden auf, sich nicht vor dem Wort «Revolution» zu fürchten. Unter Beifall fügte er hinzu: «Und machen wir uns bewußt, daß jede Revolution zwangsläufig eine vorübergehende Aussetzung der Legalität ist.» Die russische Oktoberrevolution war Basch zufolge die Revolution von Klassen, die von der bürgerlichen Revolution nicht profitiert hatten. Was in der Sowjetunion zur Zeit geschah, war aus dieser Sicht der terroristischen Phase der Französischen Revolution vergleichbar, also ein Durchgangsstadium zu einer neuen Legalität. Daß das russische «1793» sehr viel länger dauerte als das französische, schien einen großen Teil der französischen Linken nicht zu irritieren.

Selbst Reisen in die Sowjetunion führten nicht notwendigerweise zu einer nüchternen Erkenntnis der Wirklichkeit. Als Édouard Herriot, der Führer der französischen Radicaux, im September 1933 von einer (durch die örtlichen Machthaber sorgfältig vorbereiteten, ja inszenierten) Fahrt durch die Ukraine zurückkehrte, äußerte er sich mit Worten höchster Anerkennung über das, was ihn die Gastgeber hatten sehen lassen: «Ich habe die Ukraine bereist. Und ich kann Ihnen versichern, daß ich sie wie einen Garten erlebt habe, der vor einer ertragreichen Ernte steht. Es wird behauptet, so sagen Sie, daß diese Gegend gerade schwere Zeiten durchmacht? Ich kann nicht von etwas berichten, was ich nicht gesehen habe. Dabei habe ich mich in leidgeprüfte Gegenden fahren lassen. Und ich konnte überall nur Wohlstand feststellen …»

Womöglich noch günstigere Eindrücke gewannen einige britische Fabier, die in der ersten Hälfte der dreißiger Jahre in die Sowjetunion reisten. Zwei von ihnen, G. B. Shaw 1932 und H. G. Wells zwei Jahre später, hatten sogar die Gelegenheit, ausführlich mit Stalin zu sprechen, und verließen ihn beeindruckt von seiner Offenheit und Klugheit. Shaw behauptete anschließend, er habe in der Sowjetunion nicht eine einzige unterernährte Person gesehen. Sidney und Beatrice Webb, beide über siebzigjährig, bescheinigten, nachdem sie sich 1932 ebenfalls in die Sowjetunion begeben hatten, in ihrem 1935 erschienenen Buch «The Soviet Union – A New Civilization?» der KPdSU, sie sei ein demokratisches Sprachrohr der russischen Bevölkerung, und Stalin, daß er «nicht einmal die enormen Machtbefugnisse» besitze, die der amerikanische Kongreß zeitweilig Präsident Franklin Delano Roosevelt bewilligt habe, sondern «lediglich Generalsekretär» sei. Das Bild der Sowjetunion, das die Webbs vermittelten, war das einer Demokratie genossenschaftlicher Produzenten, die sich des Großgrundbesitzes und des Kapitalismus entledigt hatten und gemeinsam, im Namen der Wissenschaft, eine neue Gesellschaft und einen neuen Menschen hervorbrachten. Als das Buch 1937 in Zweiter Auflage erschien, fehlte das Fragezeichen hinter dem Untertitel «A New Civilization».

Die Konservativen und Liberalen von Winston Churchill bis Emil Ludwig, die sich vom faschistischen Italien und seinem Duce beeindruckt zeigten, waren derselben Täuschung erlegen wie die britischen und französischen Linken, nachdem sie sich für kurze Zeit in der Sowjetunion aufgehalten hatten: Sie fanden bestätigt, woran sie glauben wollten, und sie schotteten sich ab gegen alles, was ihre vorgefaßte Meinung hätte erschüttern können.[26]

Boom, Krise, Depression: Die USA 1928–1933

Nirgendwo in der westlichen Welt war die Begeisterung für den «Aufbau des Sozialismus» in der Sowjetunion so gering wie in dem Land, von dem der deutsche Nationalökonom Werner Sombart 1906 geschrieben hatte, es sei «für den Kapitalismus Kanaan, das Land der Verheißung»: die Vereinigten Staaten von Amerika. Aber selbst in den USA gab es neben den wenigen eingetragenen Mitgliedern der Kommunistischen Partei (1929 waren es unter 10.000) auch eine beträchtliche Zahl von Intellektuellen in der Tradition der «progressives», die mit Respekt, ja Bewunderung auf die Errungenschaften der UdSSR blickten.

Der prominenteste unter ihnen war der Philosoph John Dewey, der 1928 die Sowjetunion bereist und dort vor allem Schulen besucht hatte. In der «New Republic» nannte er die UdSSR im November 1928 ein Land, «das, befreit von der drückenden Last der Vergangenheit, von der Leidenschaft beseelt scheint, eine neue Welt zu schaffen». Der Politikwissenschaftler Frederick L. Schuman meinte im Mai 1930, ebenfalls in der «New Republic», die Sowjetunion würde nicht marxistische, sondern «progressive» Ideale verwirklichen, und das Regime Stalins sei bloß eine «Verwaltungsagentur, mit deren Hilfe wirtschaftliches Chaos und Ausbeutung durch intellektuell geleitete Planung und Zusammenarbeit ersetzt» würden. Sehr viel weiter gingen bekannte Schriftsteller wie John Dos Passos, Theodore Dreiser und Upton Sinclair, die sich im Mai 1931 an der Gründung der Workers’ Cultural Federation, einer getarnten kommunistischen Parteiinitiative, beteiligten und sich in das Ehrenpräsidium der neuen, kurzlebigen Organisation wählen ließen.

Bedeutend mehr Sympathisanten als die Sowjetunion genoß eine andere Diktatur in Amerika: das faschistische Italien. Die Fascist League of North America, in der sich die radikalsten Gefolgsleute Mussolinis aus «Little Italy», den von italienischen Einwanderern bewohnten Vierteln der großen Städte, sammelten, brachte zwar nur eine winzige Minderheit hinter sich: Bei ihrer Gründungskundgebung am amerikanischen Unabhängigkeitstag, dem 4. Juli 1928, auf Staten Island vor den Toren New Yorks standen 350 Faschisten rund 1000 Antifaschisten gegenüber; bereits Ende 1929 löste sich die Organisation nach heftigen inneren Auseinandersetzungen wieder auf. Aber in den höheren Rängen der amerikanischen Gesellschaft und auch unter manchen Intellektuellen stand der «Duce» als der Mann, der Italien vermeintlich vor Chaos und Kommunismus gerettet hatte, in hohem Ansehen. So schrieb 1924 Irving Babbitt, ein maßgeblicher Vertreter der demokratie- und wettbewerbskritischen «New Humanists», unter Umständen würden sich die Amerikaner noch einmal glücklich schätzen, wenn «sie das amerikanische Äquivalent eines Mussolini bekämen: Es könnte notwendig werden, um uns vor dem Äquivalent eines Lenin zu bewahren.»

Über den Terror der italienischen Faschisten sahen die Rechtsintellektuellen und die republikanischen Administrationen Harding und Coolidge gnädig hinweg, und zu keiner Zeit waren die Beziehungen zwischen Italien und den Vereinigten Staaten so herzlich wie unter der Präsidentschaft Herbert Hoovers zwischen 1929 und 1933. Der Außenminister jener Jahre, Henry L. Stimson, erinnerte sich nach dem Zweiten Weltkrieg, daß er und Hoover in Mussolini einen «vernünftigen und nützlichen Führer» gesehen hätten, der «in seinem Nationalismus nicht aggressiver war als mancher demokratische Staatsmann».

Herbert Hoover, der seit 1921 Handelsminister war, wurde 1928, nachdem Präsident Coolidge auf eine erneute Bewerbung verzichtet hatte, von den Republikanern als ihr Kandidat in das Rennen um die Präsidentschaft geschickt. Demokratischer Bewerber war der Gouverneur von New York, Alfred («Al») E. Smith, ein Katholik und entschiedener Gegner der Prohibition. Hoover siegte bei einer Wahlbeteiligung von knapp 57 Prozent überlegen mit einem Stimmenanteil von 58,2 Prozent gegenüber 40,7 Prozent für Smith. Von den Wahlmännern und Wahlfrauen entfielen 444 auf Hoover und 87 auf Smith. Unter den übrigen Bewerbern war der Sozialist Norman Thomas mit 0,7 Prozent oder etwas weniger als 268.000 Stimmen noch der «erfolgreichste». Der kommunistische Kandidat William Z. Foster mußte sich mit unter 49.000 Stimmen, einem Anteil von 0,1 Prozent, begnügen. Die große Mehrheit der Amerikaner war nicht nur mit der bestehenden Gesellschaftsordnung, sondern auch mit der Art und Weise einverstanden, wie die Republikaner in den letzten acht Jahren das Land geführt hatten: Anders ließ sich der eindeutige Wahlausgang nicht interpretieren. Und noch ein Befund war unbestreitbar: Das protestantisch geprägte Amerika wünschte noch immer keinen Katholiken an seiner Spitze.

Am 4. Dezember 1928 richtete der scheidende Präsident Calvin Coolidge seine letzte «State of the Union»-Botschaft an die beiden Häuser des Kongresses. Kein Kongreß der Vereinigten Staaten habe jemals unter derart erfreulichen Vorzeichen getagt wie der jetzige, sagte er. «Im Bereich der inneren Politik herrschen Ruhe und Zufriedenheit, … der höchste Grad der Prosperität der letzten Jahre. In der Außenpolitik herrschen Frieden und der gute Wille, der dem wechselseitigen Verstehen entspringt.» Die Gesetzgebungsorgane und das Land könnten die Gegenwart mit Genugtuung betrachten und der Zukunft mit Optimismus entgegensehen. «Die Hauptquelle dieser beispiellosen Segnungen sind die Rechtschaffenheit und der Charakter des amerikanischen Volkes.»

Was die internationalen Beziehungen betraf, war der von Außenminister Frank B. Kellogg zusammen mit seinem französischen Kollegen Aristide Briand initiierte Briand-Kellogg-Pakt ein gutes Beispiel für die von Coolidge beschriebene, auf wechselseitige Verständigung ausgerichtete Politik. Eine amerikanische Note vom 23. Juni 1928 faßte den wesentlichen Inhalt zusammen: Der Pakt verurteilte den Krieg als «Mittel für die Lösung internationaler Streitfälle» und als «Werkzeug nationaler Politik». Das Recht der Selbstverteidigung blieb davon unberührt, eine Definition des Angreifers und eine Sanktionsregelung fehlten. Immerhin enthielt das Abkommen, das bis Ende August 1928 von 15 Staaten, darunter Deutschland, und bis 1939 von weiteren 48 Staaten unterzeichnet wurde, eine indirekte Legitimierung eines Sanktionskrieges gegen den Angreifer und Störer der bestehenden Weltordnung.

Innerhalb der westlichen Hemisphäre, in ihrem mittelamerikanischen «Hinterhof», waren die USA unter Coolidge seit dem Sommer 1926 wieder als Interventionsmacht tätig: Mit Hilfe der Marines unterstützten sie in Nicaragua den konservativen Präsidenten Adolfo Diaz gegen einen Aufstand des Partido Liberal und des mit dieser Partei verbündeten Grupo Armado Liberal unter dem späteren «General de Hombres Libres», Augusto César Sandino. Die Kämpfe in Nicaragua dauerten noch an, als im Januar 1928 in Havanna die Panamerikanische Konferenz zusammentrat. Die Vereinigten Staaten machten auf diesem Treffen den lateinamerikanischen Staaten ein wichtiges Zugeständnis: Sie verzichteten auf die (nach dem Präsidenten Theodore Roosevelt benannte) «Roosevelt Corollary» zur Monroe-Doktrin von 1904, das von den USA beanspruchte Recht, als Polizeimacht in Lateinamerika zu intervenieren, wenn die dortigen Staaten nicht aus eigener Kraft in der Lage waren, innere Ordnung und nationale Souveränität aufrechtzuerhalten. Damit war der Grund gelegt für die von Coolidges Nachfolger Hoover so genannte «good neighbor policy»: die Pflege friedlicher Beziehungen zu Lateinamerika, der sich nach 1933 auch Präsident Franklin D. Roosevelt verpflichtet fühlte.

Der optimistische Ausblick, mit dem Präsident Coolidge den Abschied von seinem Amt vorbereitete, schien auch durch die wirtschaftlichen Daten der Boomjahre gerechtfertigt. Zwischen 1925 und 1929 wuchs die Zahl der industriellen Unternehmungen von knapp 184.000 auf knapp 207.000, der Wert ihrer Produktion von 60,8 auf 68 Milliarden Dollar. Wenn man von dem Produktionsindex des Federal Reserve Board für die Jahre 1923 bis 1925 ausgeht (also den Durchschnitt dieser Jahre gleich 100 setzt), stieg dieser Index bis zum Juli 1928 auf 110 und bis zum Juni 1929 auf 126. Die Automobilerzeugung wuchs von 4,3 Millionen 1926 auf 5,4 Millionen drei Jahre später. Das Volumen des Aktienhandels stieg zwischen dem 12. März und dem 16. Juni 1928 von 3.875.910 auf 5.052.790 Anteile.

Herbert Hoover, 1874 in Iowa geboren und von Beruf Ingenieur, war ein beredter Anwalt dessen, was er in einer New Yorker Wahlkampfrede vom 22. Oktober 1928 «robusten Individualismus» (rugged individualism) nannte. Hoover meinte damit das Wesen des amerikanischen Systems im Gegensatz zu den europäischen Doktrinen des Paternalismus und des Staatssozialismus. Nicht in Europa, sondern in Amerika habe der Liberalismus seinen wahren Geist entfaltet, sagte er in dieser Rede. «Wir sind heute dem Ideal der Abschaffung der Armut und der Verbannung der Furcht aus dem Leben der Menschen näher als je zuvor in der Geschichte. Und ich betone nochmals, daß die Abweichung vom amerikanischen System durch Einfügung schädlicher Prinzipien, wie sie unsere Gegner (die Demokraten, H. A. W.) vorschlagen, die Freiheit unseres Volkes und die Gleichheit der Chancen nicht nur dieser, sondern auch kommender Generationen gefährden würde.»

Als Handelsminister hatte Hoover das Konzept des «associationalism», des freiwilligen nationalen Zusammenschlusses der einzelnen Industriebranchen, vorangetrieben, weil er darin ein Mittel zur Steigerung der Effizienz in Produktion und Vertrieb gefunden zu haben glaubte. Als Präsident versuchte er, gestützt auf diese Erfahrungen, im Juni 1929 mit dem Agricultural Marketing Act das Problem der landwirtschaftlichen Überproduktion, eine Folge der rasanten Mechanisierung des Agrarsektors in den zwanziger Jahren, in den Griff zu bekommen. Hoovers Absicht, über staatlich geförderte, aber freiwillige Zusammenschlüsse der Farmer zu Kooperativen die landwirtschaftliche Ertragslage zu stabilisieren, war sehr viel weniger protektionistisch als der staatliche Aufkauf von landwirtschaftlichen Produkten, den der Kongreß zweimal, 1926 und 1928, in Gestalt der McNary-Haugen Bill beschloß, gegen das Veto von Präsident Coolidge jedoch nicht durchsetzen konnte. Zum Erfolg aber führte auch Hoovers Vorstoß vom Sommer 1929 nicht: Die Farmer blieben die Sorgenkinder der amerikanischen Volkswirtschaft.

Seit Beginn des Jahres 1929 war die Entwicklung der Börsenkurse ein bevorzugtes Thema nicht nur der Zeitungen, sondern auch zahlloser Menschen, die nicht hauptberuflich mit der Wirtschaft zu tun hatten – in den Worten von John Kenneth Galbraith: «Der Aktienmarkt beherrschte die Kultur.» An Warnzeichen vor einer Überhitzung der Konjunktur fehlte es nicht: Am 14. Februar regte die Federal Reserve Bank in New York, um der Spekulation Zügel anzulegen, eine Erhöhung des Diskontsatzes von 5 auf 6 Prozent an, drang damit aber beim Federal Reserve Board in Washington nicht durch. Im Juni stieg der Industrieaktienindex der «New York Times» um 52, im Juli um 25, im August um 33, innerhalb von drei Monaten also um 110 Punkte, von 339 auf 449. Im ganzen Jahr 1928 hatte die Steigerung nur 86,5 Punkte betragen. Selbst dem Federal Reserve Board schien jetzt der Zeitpunkt gekommen, den Schritt zu tun, den er im Februar noch verweigert hatte: Am 9. August wurde der Diskontsatz um ein Prozent angehoben.

Es waren vor allem Investmenttrusts, die die Spekulation mit Aktien förderten – eine in England und Schottland seit den 1880er Jahren eingeführte, in den USA erst spät übernommene Form der Ansammlung von Kapital. Anfang 1927 gab es in Amerika etwa 160 solcher Fonds; 140 kamen noch im gleichen Jahr dazu. Im Verlauf des Jahres 1928 wurden 186, 1929 nochmals 265 Investmentfonds gegründet. Das Volumen der von ihnen verkauften Anteile belief sich 1927 auf 400 Millionen, im Herbst 1929 auf geschätzte 8 Milliarden Dollar. Im Dezember 1928 rief Goldman, Sachs and Company in New York die auf das Investmentgeschäft spezialisierte Goldman Sachs Trading Corporation ins Leben. Am 26. Juli 1929 gründete diese als eigenen Trust die mit einem Kapital von über 102 Millionen Dollar ausgestattete Shenandoah Corporation, am 20. August gefolgt von der noch größeren Blue Ridge Corporation mit 142 Millionen Dollar. Beide Trusts waren durch einen gemeinsamen Board of Directors, unter ihnen der spätere Außenminister John Foster Dulles, verbunden. Binnen weniger Monate hatte sich Goldman Sachs damit an die Spitze des amerikanischen Investmentgeschäfts gestellt.

Um diese Zeit gab es längst ernste konjunkturelle Warnzeichen. Seit Jahren fielen die Ertragszahlen des Gebäudebaus, seit Juni die der Stahlindustrie, seit Oktober die der Güterwagenproduktion. Der industrielle Produktionsindex des Federal Reserve Board sank von 126 im Juli auf 117 im Oktober 1929. Ein Zusammenbruch der Börse war, bei nüchterner Betrachtung, nur noch eine Frage kurzer Fristen. Seit dem 21. Oktober fielen die Aktienkurse. Am 24. Oktober, dem «Schwarzen Donnerstag», stürzten sie so stark ab, daß in New York stundenweise bereits Panik herrschte; einige Spekulanten begingen Selbstmord. Eine gemeinsame Erklärung der größten Banken bewirkte dann nochmals eine vorübergehende Beruhigung.

Am 29. Oktober aber, dem «Schwarzen Dienstag», gab es kein Halten mehr. 16 Millionen Anteile wurden an der New Yorker Börse verkauft; der Index der Industrieaktien fiel um 43 Punkte oder um beinahe 10 Prozent, womit die gesamten Gewinne des vorangegangenen Jahres ausgelöscht waren. Am schlimmsten erging es den Investmenttrusts. Der Goldman-Sachs-Wert stürzte von 60 auf 35 Punkte ab; Blue Ridge hatte Anfang September bei 24 Punkten gelegen, fiel am 24. Oktober auf 12 und am 29. Oktober von 10 zunächst auf 3 Punkte, um sich dann auf einem etwas höheren Niveau zu «erholen». Andere Fonds sanken ins Bodenlose. Die Welt trat im Oktober 1929 in das Stadium einer langanhaltenden, schweren Depression: ein Sachverhalt, der trotz der globalen Schockwellen, die der New Yorker Börsenkrach auslöste, den Zeitgenossen erst sehr viel später bewußt wurde.

Viele Gründe sind genannt worden, die erklären sollen, warum die «Große Krise» im Herbst 1929 in der weltweit größten Volkswirtschaft, der amerikanischen, ausbrach. Der Historiker Alan Brinkley führt insgesamt fünf an, die ihm besonders wichtig erscheinen. Er nennt erstens eine schwache Diversifikation der amerikanischen Wirtschaft der zwanziger Jahre – mit der Folge, daß die Prosperität vom Wohlergehen einiger weniger Branchen, obenan der Bau- und der Automobilindustrie, abhing. Der zweite Faktor war nach Brinkley das Zurückbleiben des Massenkonsums hinter den produzierten Gütern als Folge einer höchst ungleichmäßigen Einkommensverteilung. Drittens hebt der Autor die Kreditstruktur hervor, worunter er sowohl das betrügerische Verhalten vieler Schuldner kleiner Banken als auch die verantwortungslose Kreditvergabe von Großbanken subsumiert. An vierter Stelle wird die Verschlechterung der Position der USA im Welthandel genannt, die Brinkley vor allem auf die Rationalisierung von Industrie und Landwirtschaft in Europa und den dadurch hervorgerufenen Rückgang von Importen aus Amerika zurückführt. Der fünfte Grund ist die internationale Schuldenstruktur, das heißt das Doppelproblem der britischen, französischen und italienischen Kriegsschulden an die USA und der deutschen Reparationen, die ihrerseits nur mit Hilfe amerikanischer Kredite bezahlt werden konnten. Ergänzend verweist Brinkley noch auf die hohen amerikanischen Schutzzölle, die es den Europäern schwer machten, ihre Erzeugnisse auf dem Markt der USA abzusetzen.

Die Auflistung ist instruktiv, läßt sich aber durch den Hinweis auf weitere Faktoren erweitern: die Förderung einer im Wortsinn bodenlosen Spekulation durch die Investmenttrusts; das Versagen des Federal Reserve Board, der einerseits viel zu spät und zu wenig vom Mittel der Diskonterhöhung Gebrauch machte, der sich andererseits nicht genügend Aktiva zugelegt hatte, die er gebraucht hätte, um eine wirksame «Offenmarktpolitik» betreiben und so den Kreditspielraum der Kreditbanken beeinflussen zu können; eine «blinde», von den Marktbedingungen absehende und darum Überkapazitäten schaffende Rationalisierung und Mechanisierung in Industrie und Landwirtschaft; die fehlende Distanz der republikanischen Regierungen der zwanziger Jahre gegenüber den Wünschen von «big business».


Eine ausreichende Erklärung der Weltwirtschaftskrise sind die amerikanischen Versäumnisse und Fehlentwicklungen vor und nach dem Herbst 1929 freilich nicht, sondern allenfalls Teilerklärungen für Ausmaß und Dauer der Krise. Dasselbe gilt für einige der längerfristigen Auswirkungen des Ersten Weltkrieges. Der Krieg hatte alte Handelsverbindungen zerrissen und neue geschaffen; er hatte einige Branchen verkümmern und andere anschwellen lassen. Die Überproduktion in der Textilindustrie war vorrangig eine Kriegsfolge, diejenige in landwirtschaftlichen Rohstoffen und Produkten zumindest teilweise. Was die agrarische Erzeugung angeht, war die nach 1918 nicht nur in den USA, sondern auch in Kanada, Argentinien und Australien forciert betriebene Mechanisierung der Landwirtschaft, also eine technologische Innovation, die Hauptursache. Der weltweite Verfall der Agrarpreise begann 1925 und erreichte 1927 die Dimensionen einer Weltagrarkrise.

Die Agrarkrise war wie die 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise zyklischer Natur. Die plausibelste Erklärung der Großen Depression stammt von dem Wirtschaftswissenschaftler Joseph Schumpeter, dem kurzzeitigen österreichischen Finanzminister von 1919. Demnach trafen im Herbst 1929 die beginnenden Abschwungphasen von drei Konjunkturzyklen von unterschiedlicher Dauer zusammen: ein Kitchin-, ein Juglar- und ein Kondratieff-Zyklus. Unter dem (wie die anderen beiden Zyklen nach ihrem Erfinder benannten) Kitchin-Zyklus versteht man eine 40-Monats-Welle, die den Lagerzyklus der Industrie zum Ausdruck bringt: die Zeit, die die Unternehmer für die Vergrößerung und den Abbau ihrer Lager benötigen, oder, anders gewendet, eine Art Puffer zwischen Vorproduktion und Verarbeitung. Der Juglar-Zyklus ist eine acht- bis zehnjährige Welle, die durch technologische Neuerungen im Konsumgüterbereich ausgelöst wird. Der Juglar-Aufschwung, der 1925 begonnen hatte und 1929 auslief, hatte Schumpeter zufolge seinen Ursprung in der Erschließung neuer Käuferschichten für Erzeugnisse der elektrischen, chemischen und Motorenindustrie; sein unbestrittener Vorreiter war das Kraftfahrzeug.

Ein Kondratieff-Zyklus beschreibt eine «lange Welle» von etwa sechzig Jahren, wobei jeweils wieder etwa die Hälfte auf die Aufschwung- und die Abschwungphase entfällt. Verbindet man Kondratieffs Theorie der «langen Wellen» mit Schumpeters Analyse wechselnder Leitsektoren, läßt sich folgende Abfolge von Zyklen herausarbeiten: Der erste Kondratieff-Zyklus von 1782 bis 1842 war der Zyklus der Industriellen Revolution mit der Baumwollindustrie als Leitsektor. Die zweite «lange Welle» von 1843 bis 1897 war der Zyklus von Eisen und Stahl mit dem Eisenbahnbau als konjunktureller «Lokomotive».

Der dritte Kondratieff-Zyklus begann um 1888. Er war bestimmt durch die neuen Wachstumsbranchen der Elektrizität, der Chemie und des Motors. Ihren Höhepunkt erreichte die Aufschwungphase dieses Zyklus in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg. Die Zeit von 1914 bis 1929 gehörte zum absteigenden Teil des dritten Kondratieff-Aufschwungs. Sie war charakterisiert durch zahlreiche Innovationen (nicht zuletzt solche à la Juglar), die aber nicht mehr «Basischarakter» hatten, sondern nur die Verfeinerung und Vervollständigung früherer Innovationen bedeuteten. Die Krise der frühen zwanziger Jahre, die forcierte Rationalisierung, die dadurch verursachte Arbeitslosigkeit: Dies alles waren ebenso typische Erscheinungsformen einer langen Aufschwungwelle jenseits ihres Höhepunktes wie die spekulative Überproduktion, die schließlich zum New Yorker Börsenkrach vom Oktober 1929 führte und damit die Abschwungphase des dritten Kondratieff-Zyklus einleitete. So etwa läßt sich, wenn wir Kondratieff und Schumpeter folgen, die lange Vorgeschichte der größten Weltwirtschaftskrise der bisherigen Geschichte knapp zusammenfassen.

Die Große Depression erfaßte die Vereinigten Staaten mit unerhörter Wucht. Der amerikanische Außenhandel fiel zwischen 1929 und 1932 von 10 auf 3 Milliarden Dollar, das Bruttosozialprodukt von 104 auf 76,4 Milliarden Dollar, verminderte sich also innerhalb von vier Jahren um ein Viertel. Zwischen 1930 und 1933 brachen über 9000 Banken zusammen. Das Einkommen der Farmer sank zwischen 1929 und 1932 um 60 Prozent. Ein Drittel aller Farmer verlor ihr Land, was auch an einer extremen Dürreperiode lag, die die ganzen dreißiger Jahre über anhielt und die «Great Plains» zwischen Texas und den beiden Dakotas in jene große Staubwüste verwandelte, die John Steinbeck 1939 in den «Früchten des Zorns» beschrieben hat. 1932 war mindestens ein Viertel aller Arbeitnehmer erwerbslos; bis zum Ende des Jahrzehnts sank der Anteil der Arbeitslosen nicht mehr unter 15 Prozent. Besonders davon betroffen waren die Schwarzen im Süden: Über die Hälfte von ihnen war 1932 ohne Erwerb. 1932 gab es 250.000 Heiraten weniger als 1929, die Geburtenrate sank in dieser Zeit von 18,8 auf 17,4 pro Tausend. Ohne Aussicht auf irgendeinen Broterwerb sahen sich viele Amerikaner nicht in der Lage, eine Familie zu gründen und zu ernähren.

Amerikas erste Reaktion auf die Depression sei Fatalismus gewesen, schreibt der Historiker William E. Leuchtenburg: «Konjunkturzyklen waren unvermeidlich, so argumentierten die Fatalisten, und da konnte man nichts anderes tun als das Ende dieses jüngsten Desasters abzuwarten.» Ganz so einfach durfte es sich die Regierung nicht machen. Präsident Hoover versuchte zunächst, die Vertreter von Industrie und Landwirtschaft sowie die Gewerkschaften auf eine freiwillige Zusammenarbeit im Interesse der wirtschaftlichen Erholung festzulegen. Er appellierte an die Unternehmer, den bisherigen Produktionsumfang beizubehalten und keine Arbeiter zu entlassen; die Gewerkschaften mahnte er, von Forderungen nach höheren Löhnen und geringeren Arbeitszeiten abzusehen. Praktische Wirkungen hatten solche Aufrufe nicht.

Die erste schwerwiegende wirtschaftspolitische Entscheidung Hoovers nach dem «Great Crash» war die Unterzeichnung eines Gesetzes, das die höchsten Zollsätze der amerikanischen Geschichte einführte, am 17. Juni 1930 – des «Smoot-Hawley-Tariffs», benannt nach seinen Initiatoren, dem republikanischen Senator Reed Smoot aus Utah und dem gleichfalls republikanischen Kongreßabgeordneten Willis C. Hawley aus Oregon. Beide waren überzeugte Protektionisten, die für Amerika nichts Geringeres als eine weithin autarke Volkswirtschaft erstrebten. Diesem Ziel sollten die erhöhten Zollsätze für 75 landwirtschaftliche Erzeugnisse und eine Reihe von Industriegütern dienen. Der republikanische Mehrheitsführer im Senat, Jim Watson aus Indiana, behauptete sogar, wenn dieses Gesetz erst verabschiedet sei, werde es innerhalb eines Monats in den USA wirtschaftlich wieder aufwärts gehen, und innerhalb eines Jahres würde das Land erneut auf dem Gipfel der Prosperität stehen.

Vergeblich warnten rund tausend Wirtschaftswissenschaftler den Präsidenten, wenn er gegen dieses Gesetz kein Veto einlege, würden die Verbraucherpreise steigen, die betroffenen Länder mit Vergeltungszöllen gegen amerikanische Industrieexporte antworten und die Rückzahlung der interalliierten Schulden aufs höchste gefährdet werden. Tatsächlich war der «Smoot-Hawley-Tariff» ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung des weltweiten Produktionismus und damit zur Verschärfung der Weltwirtschaftskrise. Das von den Kritikern hervorgehobene Zwillingsproblem der interalliierten Schulden und der deutschen Reparationen erwies sich bereits 1931 als so drückend, daß der Präsident sich schließlich, um die amerikanischen Kredite in Deutschland zu schützen, zu einer Kehrtwende veranlaßt sah: dem an anderer Stelle noch näher zu erörternden «Hoover-Moratorium» vom 20. Juni, dem Vorschlag einer einjährigen Unterbrechung der Zahlung von staatlichen Zwangsschulden.

Vom Mittel des Vetos machte Hoover bei anderen Gelegenheiten durchaus Gebrauch. Im März 1931 verhinderte er ein von dem demokratischen Senator Robert F. Wagner aus New York eingebrachtes öffentliches Arbeitsbeschaffungsprogramm im Umfang von 2 Milliarden Dollar nebst einer Arbeitslosenversicherung. Ebenso erging es im Februar 1932 zwei anderen Senatoren, dem Republikaner Robert M. La Follette, jr., aus Wisconsin und dem Demokraten Edward P. Costigan aus Colorado, mit einem Gesetz, das einen Bundeszuschuß in Höhe von 375 Millionen Dollar an die Einzelstaaten für soziale Zwecke vorsah.

Ein kategorisches Nein zu öffentlich finanzierten Arbeiten aber konnte sich Hoover seit den Wahlen vom November 1930, die den Demokraten die Mehrheit im Repräsentantenhaus und mehrere zusätzliche Senatssitze eingebracht hatten, nicht mehr leisten. Im Januar 1932 ließ er auf dem Gesetzesweg eine neue Behörde, die Reconstruction Finance Corporation (RFC), errichten, die Bundeskredite an gefährdete Banken, Eisenbahngesellschaften und andere Unternehmungen vergeben konnte und der für das Jahr 1932 1,5 Milliarden Dollar für öffentliche Arbeiten zur Verfügung standen. Gefördert sehen wollte Hoover nur solche Arbeiten, die sich schließlich selbst zu finanzieren versprachen – Zollbrücken und öffentlicher Wohnungsbau etwa. Die vorgesehenen Geldmittel waren aber viel zu knapp bemessen, um größere Wirkungen zu erzielen. Der Grundsatz des ausgeglichenen Haushalts blieb für Hoover ein ehernes Gesetz. Wer anderes von ihm forderte, spielte aus seiner Sicht mit der Gefahr der Inflation.

Im Verlauf des Jahres 1932 nahmen die öffentlichen Proteste gegen die Politik der Hoover-Regierung immer schärfere Züge an. Von Iowa ausgehend, organisierten sich Landwirte in der sogenannten Farmers’ Holiday Association, die zum Boykott der Märkte, also einer Art von Farmerstreik, aufrief. Kriegsveteranen verlangten, mit der vom Kongreß beschlossenen, aber erst für die Zeit nach 1945 vorgesehenen Auszahlung eines «Bonus» in Höhe von 1000 Dollar schon jetzt zu beginnen. Im Juni beteiligten sich 20.000 von ihnen, die sich in der Bonus Expeditionary Force (BEF) zusammengeschlossen hatten, an einem Marsch auf Washington, errichteten dort mehrere Zelt- und Hüttensiedlungen und kündigten an, sie würden erst abziehen, nachdem ihre Forderungen bewilligt seien. Eine Gruppe von Kommunisten gab radikalere Parolen aus, stieß damit aber bei der Führung der BEF auf Ablehnung.

Das Repräsentantenhaus stellte sich auf die Seite der Veteranen, der Senat gegen sie. Der Präsident antwortete Ende Juli mit dem Einsatz von Distriktpolizei. Bei der Räumung besetzter Regierungsgebäude kam es am 28. Juli zu Steinwürfen von Demonstranten; einige Polizisten gaben Schüsse ab; zwei Teilnehmer des Bonusmarsches kamen bei der Schießerei ums Leben.

Doch Hoover dachte nicht daran, einzulenken. Von Kriegsminister Hurley ließ er sich noch am gleichen Tag dazu überreden, Armee-Einheiten unter General Douglas MacArthur mit der Räumung des größten Veteranenlagers in Historic Anacostia, etwa drei Kilometer vom Kapitol entfernt, zu beauftragen. MacArthur standen sein Adjutant, Major Dwight D. Eisenhower, und neben anderen ein weiterer Offizier zur Seite, der im Zweiten Weltkrieg ebenfalls militärischen Ruhm erwerben sollte: George S. Patton. Zum militärischen Aufgebot gehörten ein Kavallerie- und zwei Infanterieregimenter, eine Maschinengewehrabteilung und sechs Panzer. MacArthur führte die Aktion am Abend des 28. Juli, über die Weisungen Hoovers weit hinausgehend, mit äußerster Härte, unter Einsatz von Tränengas und Bajonetten, durch. Die Veteranen zündeten selbst ihre Hütten an; Panik breitete sich aus, ein Kleinkind kam ums Leben; Hunderte von Teilnehmern der «Bonus Army» wurden verletzt.

Die Ereignisse vom 28. Juli 1932 trugen viel dazu bei, Hoovers verbliebenes Ansehen zu ruinieren. In den Augen derer, die am meisten unter der Krise litten, war aus dem einstigen Organisator humanitärer Hilfsaktionen für die hungernden Menschen in Europa ein kaltherziger Zyniker geworden. Am Rande der großen Städte gab es 1931/32 überall «Hoovervilles» genannte Behelfssiedlungen obdachlos gewordener Arbeitsloser; Männer ohne feste Bleibe, die auf Parkbänken übernachteten, bedeckten sich mit Zeitungen, die sie «Hooverdecken» nannten; leere, nach außen gewandete Hosentaschen waren «Hooverfahnen». Daß der Präsident von den Truppen MacArthurs ein weniger rabiates Vorgehen gegen die «bonus marchers» erwartet hatte, wußten nur wenige Eingeweihte. Für die breite Öffentlichkeit zählte, daß er den Befehl zum Einsatz des Militärs gegeben hatte. Deswegen mußte er nun auch die politischen Folgen tragen.

Im November 1932 standen Präsidentschaftswahlen an. Da Herbert Hoover erneut kandidieren wollte, hatten ihn die Republikaner Mitte Juni auf ihrer Convention in Chicago abermals aufgestellt. Zwei Wochen später traten die Demokraten, ebenfalls in Chicago, in ihrer Convention zusammen. Der Ausgang war bis zuletzt offen. Am 2. Juli fiel die Entscheidung für den Gouverneur von New York, Franklin Delano Roosevelt. «FDR», ein Vetter fünften Grades des Präsidenten Theodore Roosevelt, am 30. Januar 1882 in New York als Sohn einer alteingesessenen wohlhabenden Familie geboren, im bürgerlichen Beruf Rechtsanwalt, war 1910 in den Senat des Staates New York gewählt worden und hatte von 1913 bis 1920 unter Wilson das Amt des stellvertretenden Marineministers ausgeübt. 1921 war er an Kinderlähmung erkrankt und seitdem schwer gehbehindert. 1928 hatte er die Nachfolge von «Al» Smith, dem Präsidentschaftskandidaten der Demokraten, als Gouverneur von New York angetreten und war 1930 durch Wahl in diesem Amt bestätigt worden.

Vor seiner Nominierung rief er auf der Convention die Demokraten auf, eine «Partei von liberalem Geist, geplantem Handeln und aufgeklärtem internationalen Standpunkt und zum größten Wohl der größten Zahl unserer Mitbürger» zu sein. Er versprach Erleichterungen für alle Gruppen, ob oben oder unten in der sozialen Pyramide, öffentliche Sparsamkeit (retrenchment and economy), Aufhebung der Prohibition, striktere Bankgesetze, öffentliche Arbeiten, eine kürzere Arbeitswoche, Wiederaufforstung, Planung der landwirtschaftlichen Produktion, Herabsetzung der Zölle. Nichts wünsche das amerikanische Volk mehr als Arbeit und Sicherheit. Ohne Abkehr von der «Ära der Selbstsucht» gebe es keine Rettung. Der Satz, der sich den Delegierten und der Öffentlichkeit einprägte, lautete: «I pledge you, I pledge myself to a new deal for the American people» (frei übersetzt: Ich verpflichte Sie, ich verpflichte mich zu einem neuen Gesellschaftsvertrag mit dem amerikanischen Volk).

Der Begriff «New Deal» stammte nicht von Roosevelt, sondern von dem Publizisten Stuart Chase, der am 28. Juni in der linksliberalen «New Republic» eine Artikelserie unter dem Titel «A New Deal for America» zu veröffentlichen begonnen hatte. Chase wollte mit dem Kapitalismus brechen, durch öffentliche Investitionen, selbst um den Preis inflationärer Wirkungen, die Konjunktur ankurbeln, die Produktion planen, allgemein verbindliche Mindestlöhne und Höchstarbeitszeiten einführen. Bei «FDR» blieb der Inhalt des Begriffs «New Deal» offen. Er deutete in vager Form das Bemühen um sozialen Ausgleich an und wies damit in eine ähnliche Richtung wie das in vielen seiner Wahlreden verwandte Wort vom «forgotten man», um den sich die amerikanische Politik mehr kümmern müsse.

Während des Wahlkampfs versprach der Kandidat offenkundig Unvereinbares: großzügige Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einerseits, öffentliche Sparsamkeit und einen ausgeglichenen Haushalt andererseits. Seine beiden wichtigsten Berater in ökonomischen Fragen, die Professoren Rexford G. Tugwell und Adolf A. Berle von der New Yorker Columbia-Universität, waren keine ausgesprochenen Fürsprecher eines antizyklischen «deficit spending», wonach der Staat in Zeiten einer darniederliegenden Konjunktur als Investor in die Bresche springen mußte, um die Wirtschaft dem Zustand der Vollbeschäftigung näher zu bringen – also jener Lehre, die der britische Wirtschaftswissenschaftler John Maynard Keynes in ausgefeilter Form 1936 in seinem Buch «The General Theory of Employment, Interest and Money», in der Substanz aber auch schon in früheren Arbeiten verkündete. Wie Roosevelt als Präsident die angekündigten öffentlichen Arbeiten finanzieren wollte, ließ sich seinen Wahlreden nicht entnehmen.

Manchen Beobachtern auf der intellektuellen Linken erschienen die Unterschiede zwischen Hoover und Roosevelt vernachlässigenswert. Der demokratische Bewerber verkörperte aus ihrer Sicht nur eine andere Variante des bestehenden Systems, nicht eine Alternative zu ihm; er war, verglichen mit dem Amtsinhaber, nicht einmal das kleinere Übel. Der gegenteiligen Behauptung bescheinigte John Dewey einen geradezu «selbstmörderischen Charakter». Dewey war der Vorsitzende der 1929 gegründeten League für Independent Political Action (LIPA). Zu seinen Mitarbeitern gehörten Stuart Chase und der evangelische Theologe Reinhold Niebuhr. Alle drei unterstützten im Wahlkampf von 1932 die Kandidatur des Vorsitzenden der Sozialistischen Partei, Norman Thomas, der ebenfalls Mitglied der LIPA war. Radikalere Intellektuelle wie Theodore Dreiser, John Dos Passos, der Politikwissenschaftler Frederick L. Schuman und der einstige «muckraker» Lincoln Steffens sprachen sich für die revolutionäre Beseitigung der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, den Kommunismus und den kommunistischen Bewerber William Z. Foster aus. Für Steffens kann dieser Appell nicht ganz unproblematisch gewesen sein: In den Jahren zuvor hatte er seiner Bewunderung nicht nur für Lenin, sondern auch für Mussolini öffentlichen Ausdruck verliehen.

Aus den Präsidentenwahlen vom 8. November 1932 ging Franklin Delano Roosevelt mit einem Stimmenanteil von 57,4 Prozent und 472 Wahlmännern und Wahlfrauen als überlegener Sieger hervor. Auf Hoover entfielen 39,7 Prozent und 59 Wahlmänner und Wahlfrauen. Der Amtsinhaber gewann lediglich Delaware, Pennsylvania, Connecticut, Vermont, New Hampshire und Maine, in allen übrigen Staaten machte der Herausforderer das Rennen. Thomas kam auf 2,2, Foster auf 0,3 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteiligung war mit 56,9 Prozent so niedrig wie 1928. War die Wahl von 1928 ein Plebiszit für den Status quo gewesen, so entschied sich der Souverän vier Jahre später mit der gleichen Eindeutigkeit für eine Reform der gesellschaftlichen Verhältnisse auf dem Boden und im Rahmen der amerikanischen Verfassung. Die Aufhebung der Prohibition war ein wesentlicher Teil der von Roosevelt versprochenen Veränderungen.

Zwischen der Wahl und dem Amtsantritt des Präsidenten vergingen traditionsgemäß vier Monate: Die Inauguration Roosevelts erfolgte erst am 4. März 1933. In die Zwischenzeit fiel der Rückzug der amerikanischen Interventionstruppen aus Nicaragua Anfang Januar 1933. Knapp vier Jahre zuvor, im Mai 1929, hatten die aufständischen Liberalen mit Washington einen Vertrag geschlossen, der ihnen die Übernahme der Präsidentschaft sicherte. Der Grupo Armado Liberal unter Augusto César Sandino setzte den bewaffneten Kampf gegen die Marines im Norden des mittelamerikanischen Landes fort und stellte ihn erst nach deren, im Mai 1929 vereinbarten, Abzug ein. Im Februar 1934 wurde Sandino durch Angehörige der Nationalgarde unter Anastasio Somoza García ermordet. Drei Jahre später begann mit der Präsidentschaft Somoza Garcías die Familiendiktatur der Somozas, die Nicaragua bis 1979 beherrschten.

Die Außenpolitik war das einzige Gebiet, auf dem es zwischen der abgewählten Regierung, vertreten durch Außenminister Henry L. Stimson, und dem «president-elect» zu einer engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit kam. Dagegen wies Roosevelt alle Versuche Hoovers, ihn noch vor der Amtsübernahme auf die Grundlinien der bisherigen Wirtschafts- und Finanzpolitik festzulegen, zurück. Unmittelbar vor dem Tag der Inauguration spitzte sich die Krise des amerikanischen Bankensystems dramatisch zu. Am frühen Morgen des 4. März 1933, wenige Stunden vor der Vereidigung des neuen Präsidenten, ordnete der Gouverneur des Staates New York, Herbert H. Lehman, Roosevelts Nachfolger in diesem Amt, die Schließung der Banken in seinem Staat an. Kurz darauf folgte Illinois diesem Beispiel.

Die Inaugurationsrede, die Franklin Delano Roosevelt, der Tradition entsprechend, vor den Stufen des Kapitols hielt, war ein klassisches Beispiel großer politischer Rhetorik. Schon in den ersten Minuten sprach er den Satz aus, der sich den Zeitgenossen einprägte und bald zum geflügelten Wort wurde: «So lassen Sie mich zuallererst meinen festen Glauben bekräftigen, daß das einzige, was wir zu fürchten haben, die Furcht selbst ist» (that the only thing we have to fear is fear itself). Die Nation rufe nach Aktion, und zwar nach sofortiger Aktion. Konkret erwähnte Roosevelt die Notwendigkeit nationaler Planung und Überwachung des Verkehrs- und Kommunikationswesens sowie der Energieversorgung. Der Spekulation mit anderer Leute Geld müsse Einhalt geboten und die Stabilität der Währung gesichert werden. Die Gesundung der amerikanischen Volkswirtschaft habe Vorrang vor der Pflege der internationalen Handelsbeziehungen. Als Maxime der praktischen Politik nannte er die Setzung der richtigen Prioritäten (the putting of first things first). Nur in Kriegszeiten habe es bisher ein derartiges Maß an nationaler Disziplin gegeben, wie es jetzt notwendig sei. Im äußersten Fall werde er als Präsident den Kongreß ersuchen, ihm die außerordentlichen Vollmachten zu übertragen, die notwendig seien, um einen Krieg gegen die Not zu führen (broad executive power to wage a war against emergency) – Vollmachten in einem Umfang, wie sie ihm im Fall eines Angriffs durch einen äußeren Feind gegeben würden.

Auf die Weltpolitik ging Roosevelt nur ganz kurz ein. Er verpflichtete die Vereinigten Staaten auf eine «Politik der guten Nachbarschaft» (policy of the good neighbor). Ein «guter Nachbar» war demzufolge derjenige, der ein hohes Maß an Selbstachtung besaß und gerade deshalb auch die Rechte der anderen achtete, der seine Verpflichtungen und die Heiligkeit seiner vertraglichen Vereinbarungen inmitten einer Welt von Nachbarn respektierte. Indem Roosevelt die von seinem Vorgänger geprägte, auf Lateinamerika gemünzte Formel von der guten Nachbarschaft im Weltmaßstab ausweitete, gab er indirekt auch Europa ein Signal – einem Erdteil, der in seiner Rede ebensowenig ausdrücklich vorkam wie andere Weltregionen.

In den Schlußpassagen seiner Ansprache beschwor Roosevelt das Erbe und das Ethos der amerikanischen Demokratie. «Wir sehen den schweren Zeiten, die vor uns liegen, mit dem leidenschaftlichen Mut der nationalen Einheit entgegen. Wir tun das in dem klaren Bewußtsein, daß wir uns an alten und kostbaren Werten ausrichten, in dem befriedigendem Gefühl, das aus strenger Pflichterfüllung durch Alt und Jung erwächst … Wir empfinden kein Mißtrauen in die Zukunft dessen, was das Wesen einer Demokratie ausmacht (We do not distrust the future of essential democracy). Das Volk der Vereinigten Staaten hat nicht versagt. In seiner Not hat es klar zum Ausdruck gebracht, daß es unmittelbares und tatkräftiges Handeln wünscht. Es erwartet Disziplin, Richtung und Führung. Es hat mich zum derzeitigen Werkzeug seiner Wünsche gemacht. In diesem Geist nehme ich den Auftrag an.»

Der feierliche Ton war dem Anlaß angemessen. Die Rede weckte Hoffnungen, und nichts brauchte Amerika im März 1933 mehr als das. Der neue Präsident hatte seine erste Herausforderung bestanden.[27]

Die Logik des kleineren Übels:
Deutschland in der Ära Brüning

Von der Weltwirtschaftskrise war kein europäisches Land so betroffen wie das hochindustrialisierte Deutschland. Die deutsche Binnenkonjunktur befand sich bereits in einer Rezession, als die Krise in Amerika offenkundig wurde. Das Volkseinkommen wies 1929 eine leicht rückläufige Tendenz auf; die Aktienkurse fielen, wenn man den Durchschnitt der Jahre 1924 bis 1926 als Indexbasis nimmt, von 158 im Jahr 1927 auf 148 und 134 in den beiden folgenden Jahren. Im Durchschnitt der Sommermonate wurden 1929 rund 250.000 Arbeitslose mehr gezählt als im Jahr zuvor. Im September 1928 hatte es 1,16 Millionen Erwerbslose gegeben, im September 1929 waren es 1,52 Millionen. In Deutschland war der Sockel der Arbeitslosigkeit bei Beginn der Weltwirtschaftskrise damit sehr viel höher als in den USA, wo am Vorabend der Großen Depression noch nahezu Vollbeschäftigung herrschte. In Deutschland waren 1929 im Jahresdurchschnitt 9,3 Prozent aller Arbeitnehmer arbeitslos, in Amerika nur 3,2 Prozent.

Von den spezifischen Problemen der deutschen Volkswirtschaft in den zwanziger Jahren ist schon die Rede gewesen: von der Einschränkung der Marktwirtschaft durch industrielle Kartellbildung und agrarische Schutzzölle, von der staatlichen Zwangsschlichtung und den «politischen Löhnen», von den Reparationen, die mit Hilfe von Auslandsdarlehen bezahlt wurden, von der Gewohnheit der Banken, kurzfristig vergebene ausländische, meist amerikanische Kredite als Investitionskredite an Länder und Gemeinden, aber auch an die Industrie weiterzureichen.

Die deutschen Banken hatten durch die Inflation ihre Einlagen weithin verloren und daher Fremdkapital, meist in Form von Auslandskrediten, in Anspruch genommen, um ihrerseits Kredite vergeben zu können. Das Verhältnis von eigenen zu fremden Mitteln lag 1929 nicht mehr, wie es der klassischen Regel entsprach bei 1:3, sondern bei 1:10,4, bei den Berliner Großbanken bei 1:15,5. Infolgedessen konnte das deutsche Kreditwesen durch Abzug ausländischer Einlagen rasch erschüttert werden, und ebendiese Abzüge setzten bald nach dem «Great Crash» ein. Zudem hing der deutsche Kredit im Ausland stark von der Einschätzung der jeweiligen politischen Situation im Reich ab. So führte der Kampf der extremen Rechten gegen den Young-Plan im Herbst 1929 sogleich zu einer spürbaren Zurückhaltung ausländischer Banken gegenüber deutschen Kreditwünschen.

Die Arbeitslosigkeit stieg in Deutschland ähnlich rasch an wie in den USA: von 3,47 Millionen bei den Arbeitsämtern gemeldeten Erwerbslosen im ersten Quartal 1930 auf 4,97 Millionen im ersten Quartal 1931 und 6,13 Millionen im ersten Quartal 1932. Rechnete man die «unsichtbare», aus Scham verschwiegene Arbeitslosigkeit hinzu, so kam man nach Schätzung zeitgenössischer Experten im Februar 1933 auf einen absoluten Höchststand von 7,78 Millionen. Die verbreitete Kurzarbeit blieb dabei unberücksichtigt. Von 100 Gewerkschaftsmitgliedern verrichteten im September 1932 22,7 Kurzarbeit, während 43,6 arbeitslos waren. Mithin war nur noch ein Drittel (33,7 Prozent) voll beschäftigt. Die Volks- und Berufszählung vom Juni 1933 erbrachte im Bereich Industrie und Handwerk einen Arbeitslosenanteil von 32,2 Prozent, bei Handel und Verkehr von 15,5, bei den häuslichen Diensten von 14,4 und in der Land- und Forstwirtschaft von 3,3 Prozent. Auf dem Agrarsektor wurde Deutschland in der Tat weniger schwer von der Krise getroffen als die Vereinigten Staaten: Die landwirtschaftliche Produktion sank in Deutschland zwischen 1929 und 1932 um 36,7 Prozent, in den USA um 53,6 Prozent ihres Wertes. Die Industrieproduktion fiel in derselben Zeit hingegen in Deutschland mit 55 Prozent stärker als in Amerika mit «nur» 46 Prozent. Beim Volkseinkommen insgesamt lagen die amerikanischen Verluste deutlich über den deutschen: 54 gegenüber knapp 40 Prozent.

Das soziale Gesicht der Großen Depression war in vielem dem amerikanischen Bild ähnlich. Es gab auch die deutschen «Hoovervilles» in Form von Laubenkolonien obdachloser Erwerbsloser am Rande der großen Städte, das heißt Siedlungen aus primitiven Holzhütten auf gepachtetem Boden; es gab die Ströme der obdachlosen Arbeiter, die auf der Suche nach einer Beschäftigung und einer Bleibe von einem Teil Deutschlands in den anderen zogen, darunter viele landwirtschaftliche Saisonarbeiter, die im Sommer auf ostelbischen Gütern arbeiteten; es gab städtische Notküchen und immer schlechtere Ernährungsverhältnisse, die den Arzt und Ernährungswissenschaftler Helmut Lehmann 1931 veranlaßten, «vor einer verschleierten Hungersnot größten Ausmaßes mit Gefahren der schwersten Folgen für Leib und Seele» zu sprechen.

Anders als in Amerika waren die meisten Arbeiter seit 1927, wenn auch nur für begrenzte Zeit, von Staats wegen gegen Arbeitslosigkeit versichert, im Ernstfall also nicht, wie in den USA, auf Almosen von Einzelstaaten und Kommunen und freiwillige karitative Unterstützung angewiesen. Anspruch auf erstmalige Unterstützung durch die Arbeitslosenversicherung hatten nach der Neufassung des Gesetzes vom Oktober 1929 arbeitswillige und arbeitsfähige Arbeitslose, wenn sie in den letzten zwei Jahren wenigstens 52 Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gestanden hatten, und zwar für die Dauer von 26 Wochen (seit Oktober 1931 von 20 Wochen, seit Juni 1932 zunächst nur bis zu einer Bedürftigkeitsprüfung nach sechs Wochen). Die Leistungen bestanden aus der Hauptunterstützung des Versicherten und gegebenenfalls aus Zuschlägen für unterhaltsberechtigte Familienangehörige.

In Zeiten andauernd besonders ungünstiger Arbeitsmarktlage hatte der Reichsarbeitsminister eine besondere Krisenunterstützung zuzulassen. Ob die betroffenen Arbeitnehmer tatsächlich eine Krisenunterstützung erhielten, hing von einer Bedürftigkeitsprüfung durch das Arbeitsamt ab. Wer keinen Anspruch auf Krisenfürsorge oder diesen bereits erschöpft hatte, konnte unter bestimmten Voraussetzungen Wohlfahrtsunterstützung erhalten. Diese sollte den «notwendigen Lebensbedarf» decken. Hierzu gehörten vor allem Obdach, Nahrung, Kleidung, Krankenpflege sowie gegebenenfalls die Beerdigungskosten. Wohlfahrtshilfe konnte aus Geld oder Sachleistungen bestehen, wobei die Betroffenen zu frühestmöglicher Rückzahlung verpflichtet waren. Seit dem Frühjahr 1931 sank der Anteil der Hauptunterstützungsempfänger an der Gesamtzahl der Arbeitslosen, während die Anteile der Empfänger von Krisenfürsorge und Wohlfahrtshilfe stiegen. Während der Krise wurde nicht nur mehrfach die Dauer der Hauptunterstützung verkürzt, sondern auch die Höhe der Leistungen abgesenkt. Gleichzeitig mußten die arbeitslos Gewordenen längere Wartezeiten in Kauf nehmen. Die Folge war eine fortschreitende Verelendung auf den untersten Stufen der sozialen Pyramide.

Der Protest gegen die Verschlechterung der Lebensbedingungen während der Großen Krise war in Deutschland, anders als in Amerika, von Anfang an kein rein sozialer, sondern ein radikal politischer: Zum Sprachrohr der Arbeitslosen machten sich in erster Linie die Kommunisten, zur Vertretung der Schichten, die von sozialen Abstiegsängsten umgetrieben wurden, die Nationalsozialisten. Zwischen den extremen Kräften von links und rechts gab es, verstärkt seit 1929, immer wieder blutige Straßenschlachten. Nicht selten kam es auch zu Auseinandersetzungen zwischen Hitlers «braunen Bataillonen», der SA, und dem 1924 ins Leben gerufenen republikanischen, überwiegend sozialdemokratisch geprägten Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold sowie zu Kämpfen zwischen Kommunisten und Reichsbanner oder zwischen Kommunisten und Stahlhelm.

Anders als die SA griffen die Kommunisten auch direkt die Polizei an, was dazu beitrug, daß sie aus der Sicht der Behörden wie der bürgerlichen Parteien als die, verglichen mit den Nationalsozialisten, weitaus größere Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erschienen. Über einen formellen paramilitärischen Arm verfügten die Kommunisten nach dem Verbot des Roten Frontkämpferverbandes im Mai 1929 nicht mehr. Bewaffnet war seit März 1931 nur noch der geheime Parteiselbstschutz, während die Mitglieder des 1930 geschaffenen Kampfbundes gegen den Faschismus keine Waffen tragen durften. Das staatliche Gewaltmonopol wurde durch die paramilitärische Gewalt herausgefordert, aber, anders als in Italien in den Jahren zwischen 1920 und 1922, nicht zunehmend außer Kraft gesetzt: Auf die Loyalität der Polizei konnten sich die Regierungen von Reich und Ländern in der späten Weimarer Republik im allgemeinen verlassen.

Für die politischen Geschicke Deutschlands war seit dem Bruch der Großen Koalition Ende März 1930 nicht mehr eine parlamentarische Mehrheitsregierung, sondern ein bürgerliches Minderheitskabinett verantwortlich. An seiner Spitze stand der bisherige Fraktionsvorsitzende der Zentrumspartei, Heinrich Brüning, ein damals vierundvierzigjähriger asketischer Junggeselle aus dem westfälischen Münster. Nach einem breit angelegten historischen und sozialwissenschaftlichen Studium, das er mit einer volkswirtschaftlichen Promotion abschloß, war er im Ersten Weltkrieg Frontoffizier gewesen; er war verwundet und dekoriert worden. Seine Tätigkeit als Geschäftsführer der christlich-nationalen Gewerkschaften, die 1920 begann, bewahrte ihn davor, innerhalb des Zentrums, anders als der seit Ende 1928 amtierende Parteivorsitzende Prälat Ludwig Kaas, als «Rechter» abgestempelt zu werden. Auf der anderen Seite hatte sich Brüning als Haushaltsexperte im Reichstag, dem er seit 1924 angehörte, auch in konservativen Kreisen hohes Ansehen erworben. Daß Brüning Katholik war, mochte ihm in den Augen kulturkämpferischer Liberaler schaden. Aus der Sicht des Kreises um Hindenburg war die Konfession des neuen Kanzlers eher ein Vorzug: Durch Brünings Vermittlung wurde der politische Katholizismus zu einer Stütze des stillen Verfassungswandels, den der Reichspräsident und seine Umgebung anstrebten.

Die Regierung Brüning war zunächst kein offenes, sondern ein verdecktes Präsidialkabinett. Ihm gehörten, neben dem parteilosen Reichswehrminister Groener, Vertreter der bisherigen bürgerlichen Regierungsparteien an, außerdem je ein Minister der DNVP, der Wirtschaftspartei und der neuen Volkskonservativen Vereinigung, die aus ehemaligen Deutschnationalen und Abgeordneten der Bauern- und Landvolkpartei bestand. Der deutschnationale Ernährungsminister Martin Schiele legte allerdings bei seinem Eintritt in die Regierung sein Reichstagsmandat nieder, so daß einstweilen offen blieb, wie sich die Partei des Pressemagnaten Alfred Hugenberg gegenüber dem Kabinett Brüning verhalten würde. Tatsächlich stimmten die Deutschnationalen im April 1930 mehrfach uneinheitlich ab, so daß die Regierung, sehr gegen den Willen Hugenbergs, im Reichstag knappe Mehrheiten fand.

Rund ein Vierteljahr nach Brünings Ernennung trat dann die Situation ein, die Hindenburg im Blick gehabt hatte, als er den Zentrumspolitiker mit dem Amt des Reichskanzlers betraute: Eine Deckungsvorlage der Reichsregierung zum Haushalt wurde im Steuerausschuß des Reichstags abgelehnt, woraufhin der Reichspräsident am 16. Juli offiziell erklären ließ, daß er dem Reichskanzler die Vollmacht gegeben habe, das Deckungsprogramm auf Grund des Artikels 48 in Kraft zu setzen, wenn seine parlamentarische Verabschiedung scheitern sollte, und den Reichstag aufzulösen, falls dieser die Aufhebung der erlassenen Notverordnungen beschließen oder dem Kanzler das Mißtrauen aussprechen sollte.

Sozialdemokratische Proteste konnten die Entwicklung zum Regime der Notverordnungen nicht mehr aufhalten. Nach der Ablehnung der Deckungsvorlage im Plenum des Reichstags am 16. Juli erklärte Brüning, die Regierung lege auf die Fortführung der Debatte keinen Wert. Noch am gleichen Tag ergingen die beiden ersten Notverordnungen, die jedoch nur zwei Tage lang in Kraft waren. Am 18. Juli nahm der Reichstag den Antrag der SPD auf Aufhebung der Notverordnungen an. Unmittelbar danach löste der Reichspräsident den Reichstag auf. Als Neuwahltermin setzte er den 14. September 1930 fest. Am 26. Juli erließ Hindenburg eine neue «Notverordnung zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände». Sie führte unter anderem eine «Bürgersteuer» ein, die, anders als in der vorangegangenen Notverordnung, sozial gestaffelt war. Außerdem bildete die Notverordnung die Rechtsgrundlage für einen Vollstreckungsschutz für überschuldete Güter der ostdeutschen Landwirtschaft im Zeichen der «Osthilfe», eine Reichshilfe der Festbesoldeten, für einen Zuschlag zur Einkommensteuer, eine Ledigensteuer und, weil angesichts der gestiegenen Arbeitslosenzahlen unvermeidbar, für die Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von 3,5 auf 4 Prozent.

Dem Übergang von der verdeckten zur offenen Präsidialregierung im Jahr 1930 wohnte eine gewisse Zwangsläufigkeit inne. Nachdem der Reichspräsident vier Monate zuvor der parlamentarischen Mehrheitsregierung eine Absage erteilt hatte, erfüllte sich während der Julikrise nur das Gesetz, nach dem der neue Reichskanzler am 30. März sein Amt angetreten hatte. Brüning konnte den Sozialdemokraten nicht entgegenkommen, ohne den Reichspräsidenten und den rechten Flügel des Regierungslagers zu verprellen. Dies aber durfte er nicht tun, weil er sonst gegen die Logik seiner Berufung verstoßen hätte. Die Sozialdemokraten wiederum konnten die ungestaffelte Bürgersteuer, auf der die Regierung bis zur Auflösung des Reichstags bestanden hatte, nicht hinnehmen, ohne das Gerechtigkeitsempfinden der eigenen Anhänger massiv zu verletzen und den Kommunisten einen billigen Trumpf zuzuspielen. Der Handlungsspielraum der wichtigsten Akteure in der Julikrise war mithin so gering, daß man einen glimpflichen Ausgang des Konflikts nicht erwarten konnte.

Der Reichstagswahl gingen Versuche voraus, zu einer Konzentration der bürgerlichen Kräfte zu gelangen. Der Erfolg war bescheiden: Die Deutsche Demokratische Partei schloß sich mit der Volksnationalen Reichsvereinigung, dem politischen Arm des konservativen und (nach damaligen Maßstäben: moderat) antisemitischen Jungdeutschen Ordens, zur Deutschen Staatspartei zusammen, was viele ihrer jüdischen Anhänger und nicht nur sie zutiefst irritierte. Bereits Anfang Oktober erklärten die Jungdeutschen wegen unüberwindbarer weltanschaulicher Differenzen ihren Austritt aus der Partei, der neue Parteiname aber blieb bestehen. Die Industrie förderte gezielt die Konservative Volkspartei, in der sich Ende Juli die Volkskonservativen um Gottfried Treviranus und die Anti-Hugenberg-Fronde um den Grafen Westarp vereinigt hatten.

Auf der Linken blieb organisatorisch alles beim alten. Neu war höchstens der vehemente Nationalismus, den die KPD zur Schau trug. In ihrer «Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes» vom 24. August 1930 behauptete sie von den Führern der Sozialdemokratie, sie seien «nicht nur die Henkersknechte der deutschen Bourgeoisie, sondern gleichzeitig die freiwilligen Agenten des französischen und des polnischen Imperialismus. Alle Handlungen der verräterischen, korrupten Sozialdemokratie sind fortgesetzter Hoch- und Landesverrat an den Lebensinteressen der arbeitenden Massen Deutschlands.»

An der Reichstagswahl vom 14. September 1930 beteiligten sich 82 Prozent der wahlberechtigten Deutschen – mehr als an irgendeiner anderen Reichstagswahl seit 1920. Die eigentliche Sensation aber war das Abschneiden der Nationalsozialisten. Von etwas über 800.000 Stimmen im Mai 1928 waren sie auf 6,4 Millionen angewachsen. Das bedeutete einen Anstieg von 2,6 auf 18,3 Prozent und von 12 auf 107 Mandate. Beachtlich, aber weniger dramatisch waren die Gewinne der Kommunisten: Sie stiegen von 10,6 auf 13,1 Prozent und von 54 auf 77 Sitze.

Die übrigen Parteien gehörten zu den Verlierern. Die Deutschnationalen wurden halbiert: Von 14,3 fielen sie auf 7 Prozent. Die Deutsche Volkspartei sank von 8,7 auf 4,5, die Deutsche Staatspartei, die frühere DDP, von 4,9 auf 3,8 Prozent. Vergleichsweise gering waren die Verluste der katholischen Parteien: Das Zentrum, das 1928 12,1 Prozent erhalten hatte, verbuchte jetzt 11,8 Prozent, die Bayerische Volkspartei 3 statt 3,1 Prozent zwei Jahre zuvor. Weit stärker waren die Einbußen der immer noch größten Partei: Die SPD fiel von 29,6 auf 24,5 Prozent. Die neugegründete Konservative Volkspartei kam zusammen mit der regionalistischen Deutsch-Hannoverschen Partei auf ganze 1,1 Prozent.

Die Nationalsozialisten waren die Nutznießer der gestiegenen Wahlbeteiligung, aber die bisherigen Nichtwähler waren nicht die wichtigste Quelle des «braunen» Erfolgs. Die Wähler der NSDAP hatten in ihrer Mehrzahl früher für andere Parteien gestimmt, zumeist für die Deutschnationalen und die liberalen Parteien. Protestanten waren für die Nationalsozialisten doppelt so anfällig wie Katholiken. Selbständige, Bauern, Beamte, Rentner und Pensionäre waren unter den Wählern stärker vertreten, als es ihrem Anteil an der Bevölkerung entsprach, Arbeiter und Angestellte dagegen deutlich schwächer. Die Arbeitslosen schließlich, deren Zahl im September 1930 bei etwas über 3 Millionen lag, trugen zum Aufstieg des Nationalsozialismus nur verhältnismäßig wenig bei: Erwerbslose Arbeiter gaben ihre Stimme häufiger der Partei Ernst Thälmanns als der Adolf Hitlers.

Die starke Anziehungskraft, die die NSDAP auf die selbständigen und unselbständigen Mittelschichten ausübte, hat manchen zeitgenössischen Beobachter dazu gebracht, im Nationalsozialismus eine Mittelstandsbewegung zu sehen. Tatsächlich reichte das Einzugsfeld der Partei Hitlers über diese Schichten so weit hinaus, daß man ihr, soziologisch betrachtet, den Status einer «Volkspartei» zuerkennen muß. Die alten sozialen und konfessionellen «Milieus» waren um 1930 längst nicht mehr so fest gegeneinander abgeschottet wie im Kaiserreich: Schallplatte, Film und Rundfunk hatten begonnen, einer neuen, die Milieugrenzen überspringenden Massenkultur den Boden zu bereiten. Doch die «alten» Parteien erkannten die Herausforderung kaum, die in dieser Entwicklung lag. Die Nationalsozialisten dagegen nutzten die Mittel der modernen Massenkommunikation konsequent und trugen einem verbreiteten Bedürfnis nach Gemeinschaft jenseits von Stand, Klasse und Konfession Rechnung – einem Bedürfnis, das vor allem in der jüngeren Generation stark ausgeprägt war, politisch aber bislang brachgelegen hatte. So rückwärts gewandt vieles war, was die NSDAP ihren Wählern versprach, so war der Erfolg dieser Partei doch vor allem eine Frucht ihrer Fähigkeit, sich den Bedingungen des Massenzeitalters anzupassen und in diesem Sinn «Modernität» zu beweisen.

Die Antwort, die die Nationalsozialisten auf das Gemeinschaftsbedürfnis gaben, war, 1930 nicht anders als in den Jahren zuvor, ein extremer Nationalismus, der sich vor allem gegen einen inneren Feind, den «Marxismus» aller Schattierungen, richtete, aber auch vorzüglich dazu taugte, die «Young-Parteien» insgesamt und mit ihnen das verhaßte «System» von Weimar an den Pranger zu stellen. Der Nationalismus sollte alles überwölben, was die Deutschen trennte. Judenfeindliche Parolen wie etwa Attacken auf das angebliche «Sklavenjoch der Weltfinanz» gingen mit dem Appell an die nationalen Instinkte häufig Hand in Hand, wurden aber während des Wahlkampfes von 1930 weniger stark in den Vordergrund gerückt als früher, und das vor allem deshalb, weil es der NSDAP um die Gewinnung der Arbeiter ging, die aber, soweit sie SPD oder KPD zuneigten, für eine antisemitische Agitation weithin unempfänglich waren. Der Begriff «Sozialismus», der geeignet war, viele bürgerliche Wähler und zumal die älteren unter ihnen, zu verschrecken, wurde von der NSDAP beharrlich umgedeutet: Sozialismus im Sinne Hitlers meinte demnach nicht die Abschaffung des privaten Eigentums, sondern Gleichheit der sozialen Chancen und eine Wirtschaftsgesinnung, die auf dem Grundsatz des nationalsozialistischen Parteiprogramms von 1920 «Gemeinnutz vor Eigentum» beruhte.

Die Sitzverteilung im neuen Reichstag zwang das Kabinett Brüning zur Suche nach Bundesgenossen. Eine Erweiterung des Regierungslagers nach rechts außen, zu den Nationalsozialisten, war für die bürgerlichen Mittelparteien undenkbar, und auch Reichswehr und Industrie hielten die NSDAP nicht für eine regierungsfähige Partei. Daran änderte auch Hitlers spektakulärer Auftritt im Hochverratsprozeß gegen drei mit den Nationalsozialisten sympathisierende Ulmer Reichswehroffiziere nichts: Der Führer der NSDAP sagte am 25. September 1930 vor dem Reichsgericht in Leipzig unter Eid aus, seine Partei werde die Macht nur auf legalem Weg übernehmen. Auf Fragen des vorsitzenden Richters kündigte er aber anschließend an, auf dem Weg der ordentlichen Gesetzgebung werde nach der Machtübernahme ein Staatsgerichtshof gebildet werden, der die Schuldigen am November 1918 abzuurteilen habe. Deren Hinrichtung werde also auf gesetzlichem Weg erfolgen.

Ebensowenig wie eine Regierungsbeteiligung der NSDAP erschien eine Rückkehr zur Großen Koalition möglich: Der Reichspräsident und der rechte Flügel des Regierungslagers lehnten eine solche Lösung strikt ab. Aber auch bei den Sozialdemokraten gab es massive Widerstände gegen jede Art der Zusammenarbeit mit Brüning und den Kräften, die hinter ihn standen. Auf dem linken Flügel der SPD galt der Zentrumskanzler als ein Politiker, dessen Absichten nicht weniger «faschistisch» seien als die der Nationalsozialisten. Da also weder die NSDAP noch die SPD als Regierungspartei in Frage kam, mußte sich das bürgerliche Minderheitskabinett um eine Tolerierungsmehrheit bemühen. Die Nationalsozialisten schieden hierfür schon aus außenpolitischen Gründen aus. Abgesehen davon hätte sich auch Hitler auf eine derartige Politik nicht eingelassen. Folglich gab es keine realistische Alternative zu einem Arrangement mit der Sozialdemokratie.

Die Führung der SPD teilte diese Einschätzung. Es waren aus sozialdemokratischer Sicht vor allem drei Gründe, die nach den Septemberwahlen für eine Tolerierung Brünings sprachen. Erstens ließ sich nur auf diese Weise eine noch weiter rechts stehende, von den Nationalsozialisten abhängige Reichsregierung vermeiden. Zweitens war die Weimarer Koalition in Preußen unter dem Sozialdemokraten Otto Braun auf das höchste gefährdet, wenn die SPD im Reich den Zentrumskanzler Heinrich Brüning zu Fall brachte. Der Abschied von den Regierungsämtern im größten deutschen Staat hätte aber auch den Verzicht auf die Kontrolle über die preußische Polizei, das wichtigste staatliche Machtmittel in der Auseinandersetzung mit Nationalsozialisten und Kommunisten, bedeutet. Drittens gab es zwischen Sozialdemokraten und Regierungslager ein breites Feld sachlicher Übereinstimmung. Sie beruhte auf der Einsicht, daß die Folgen der unsoliden «Pumpwirtschaft» nach 1924 nur durch eine konsequente Sparpolitik überwunden werden konnten. Der Sanierungskonsens schloß einen Dissens über die Verteilung der sozialen Kosten des Sparens nicht aus, wurde mithin durch diesen fortbestehenden Gegensatz nicht aufgehoben.

Der Grund der Tolerierungspolitik wurde Ende September in vertraulichen Gesprächen zwischen Brüning und der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion gelegt. Am 3. Oktober verabschiedete die sozialdemokratische Reichstagsfraktion eine Entschließung, in der sie ihre Absicht, das Minderheitskabinett Brüning zu stützen, damit begründete, daß nach dem Ausgang der Reichstagswahl die erste Aufgabe der SPD in der Erhaltung der Demokratie, der Sicherung der Verfassung und dem Schutz des Parlamentarismus liege. Weiter hieß es, die Sozialdemokratie kämpfe für die Demokratie, um die Sozialpolitik zu schützen und die Lebenshaltung der Arbeiterschaft zu heben. «Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion wird unter Wahrung der Lebensinteressen der arbeitenden Massen für die Sicherung der parlamentarischen Grundlage und für die Lösung der dringendsten finanzpolitischen Aufgaben eintreten.»

Die Reichstagsdebatten vom 17. und 18. Oktober 1930 waren die stürmischsten, die die Weimarer Republik bisher erlebt hatte. Am Ausgang der Abstimmungen aber gab es keinen Zweifel: Am 18. Oktober stimmte der Reichstag mit den Stimmen der SPD erst dem von der Regierung vorgelegten Gesetz über die Schuldtilgung zu, dann der Überweisung der Anträge auf Aufhebung der Notverordnung vom 26. Juli an den Haushaltsausschuß und einem Antrag der Regierungsfraktionen, über alle Mißtrauensanträge zur Tagesordnung überzugehen. Anschließend vertagte sich der Reichstag unter den wütenden Protesten von Nationalsozialisten und Kommunisten bis zum 3. Dezember. Die Regierung hatte nicht nur eine Schlacht gewonnen, sondern, was ebenso wichtig war, Zeit.

Mit Hilfe der SPD überstand das Kabinett Brüning auch die ähnlich turbulente Dezembersession des Reichstags. Der Preis, den die Regierung dafür bezahlen mußte, waren gewisse soziale Zugeständnisse: Die Bürgersteuer wurde schärfer gestaffelt und den Erwerbslosen Gebührenfreiheit bei der Krankenversicherung gewährt. Dafür übernahm die SPD die Mitverantwortung für die Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von 4,5 auf 6,5 Prozent, eine sechsprozentige Senkung der Beamtengehälter und neue Maßnahmen zum Schutz der Landwirtschaft, darunter höhere Zölle für Weizen und Gerste. Am 7. Dezember vertagte sich der Reichstag bis zum 3. Februar 1931.

Das sozialdemokratische Parteiorgan sah das Hohe Haus gern in die Ferien ziehen. Drei Monate nach der Neuwahl, hieß es am 13. Dezember im «Vorwärts», seien wohl aller einer Meinung darüber, «daß dieser Reichstag eine Mißgeburt ist und man froh sein kann, wenn man von ihm nichts hört und sieht». Der Vorsitzende der preußischen Landtagsfraktion, Ernst Heilmann, der auch ein Reichstagsmandat innehatte, meinte, ein Reichstag mit 107 Nationalsozialisten und 77 Kommunisten könne in Wirklichkeit nicht effektiv arbeiten. «Ein Volk, das einen solchen Reichstag wählt, verzichtet damit effektiv auf die Selbstregierung. Und sein Gesetzgebungsrecht wird automatisch durch Art. 48 ersetzt.» Otto Braun vertrat am 17. Dezember in einem Rundfunkvortrag die Ansicht, wenn das Parlament, zum Teil infolge seiner Durchsetzung mit antiparlamentarischen Gruppen, nicht willens und nicht fähig sei, seine verfassungsmäßigen Aufgaben zu erfüllen, «dann, aber auch nur dann muß das politische SOS-Notzeichen gegeben werden, dann muß das Notventil der Verfassung für so lange Zeit geöffnet werden, bis der akute Notstand beseitigt ist, den das Parlament nicht meistern konnte oder nicht meistern wollte.» Der «Vorwärts» veröffentlichte den Vortrag Brauns unter der Überschrift «Erziehung zur Demokratie».

Als die Sozialdemokraten Ende Mai 1931 in Leipzig zu ihrem ersten Parteitag nach dem Abschied von der Regierungsmacht zusammenkamen, gab es zwar viel Kritik des linken Flügels an der Tolerierungspolitik, aber noch mehr Beifall für das Hauptargument ihrer Verteidiger. «Der Nationalsozialismus ist durch uns von der Regierungsmacht zurückgehalten worden», erklärte Wilhelm Sollmann, der stellvertretende Vorsitzende der Reichstagsfraktion, «und wenn es im Oktober 1930 gelungen ist, die Auslieferung der Reichswehr und der Schupo (Schutzpolizei, H. A. W.) an die Nationalsozialisten zu verhindern, dann glaube ich, sollte keine Kritik im einzelnen uns an der Feststellung hindern: das ist nicht nur ein großer, das ist ein europäischer Erfolg der deutschen Sozialdemokratie.»

So wie die Kräfteverhältnisse seit den Septemberwahlen von 1930 lagen, gab es für die SPD tatsächlich keine verantwortbare Alternative zur Tolerierung der Regierung Brüning. Doch diese Politik hatte eine Kehrseite, die sich im Frühjahr 1931 nicht mehr übersehen ließ. Die Tatsache, daß der Reichstag nur noch selten zu Sitzungen zusammentrat (am 26. März hatte er sich bis zum 13. Oktober vertagt) gab den antiparlamentarischen Kräften der äußersten Rechten und Linken Auftrieb und niemand wußte diese Chance so geschickt zu nutzen wie Hitler. Er konnte nunmehr an beides gleichzeitig appellieren: einmal an das verbreitete Ressentiment gegenüber der westlichen und damit «undeutschen» parlamentarischen Demokratie von 1919, die seit dem Herbst 1930 zu einer bloßen Attrappe geworden war, zum anderen an den seit Bismarcks Zeiten verbrieften, durch das Präsidialkabinett Brüning aber weitgehend um seine Wirkung gebrachten politischen Teilhabeanspruch des Volkes in Gestalt des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Hitler wurde also zu einem Nutznießer der ungleichzeitigen Demokratisierung Deutschlands: der frühen Einführung eines demokratischen Wahlrechts und des späten Übergangs zu einer parlamentarisch verantwortlichen Regierung. Und nicht nur das: Seit die Sozialdemokraten die unpopuläre Sparpolitik Brünings tolerierten, konnte der Führer der Nationalsozialisten seine Partei als die einzige volkstümliche Oppositionsbewegung rechts von den Kommunisten und zugleich als Alternative zum «Marxismus», sowohl in seiner bolschewistischen als auch in seiner reformistischen Spielart, ausgeben.

Am 5. Juni 1931 – dem Tag, an dem der Leipziger Parteitag der SPD zu Ende ging – erließ Reichspräsident von Hindenburg eine seit längerem erwartete neue Notverordnung. Ihre sozialen Härten übertrafen die schlimmsten Erwartungen: Die Unterstützungssätze in der Arbeitslosenversicherung wurden um durchschnittlich 10 bis 12 Prozent gesenkt; die Beamten und öffentlichen Angestellten mußten Gehaltskürzungen hinnehmen, die sich zwischen 4 und 8 Prozent bewegten; Invaliden und Kriegsversehrte erhielten niedrigere Renten. In den allgemeinen Aufschrei stimmten auch die Sozialdemokraten ein. Ihre Forderung, den Reichstag oder zumindest den Haushaltsausschuß einzuberufen, lehnte Brüning, der das Reich am Rande der Zahlungsunfähigkeit, ja des Bürgerkriegs sah, entschieden ab. Alles, was er den Sozialdemokraten in Aussicht stellte, war die Milderung mancher sozialer Härten in den Ausführungsbestimmungen zur Notverordnung. Um die SPD zum Einlenken zu bewegen, drohte der Kanzler mit der Aufkündigung der Preußenkoalition – und das wirkte. Am 16. Juni zogen die Vertreter der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion im Ältestenrat den Antrag auf Einberufung des Haushaltsausschusses zurück.

Der linke Parteiflügel rebellierte daraufhin und veröffentlichte am 1. Juli einen «Mahnruf» wider die Fortsetzung der Tolerierungspolitik, der zur Keimzelle einer neuen Gruppierung, der Anfang Oktober gegründeten Sozialistischen Arbeiterpartei, werden sollte. Die Mehrheit der SPD aber war nicht bereit, mit Brüning zu brechen und auf die Macht in Preußen zu verzichten. Rudolf Hilferding sprach im Juliheft der «Gesellschaft» von einer «tragischen Situation» seiner Partei. Begründet sei diese Tragik in dem Zusammentreffen der schweren Wirtschaftskrise mit dem politischen Ausnahmezustand, den die Wahlen vom 14. September geschaffen hätten. «Der Reichstag ist ein Parlament gegen den Parlamentarismus, seine Existenz eine Gefahr für die Demokratie, für die Arbeiterschaft, für die Außenpolitik … Die Demokratie zu behaupten gegen eine Mehrheit, die die Demokratie verwirft, und das mit den politischen Mitteln einer demokratischen Verfassung, die das Funktionieren des Parlamentarismus voraussetzt, es ist fast die Lösung der Quadratur des Kreises, die da der Sozialdemokratie als Aufgabe gestellt wird – eine wirklich noch nicht dagewesene Situation.»

Erst im Verlauf des Jahres 1931 begann sich in Deutschland die Einsicht durchzusetzen, daß der Tiefpunkt der wirtschaftlichen Krise noch längst nicht erreicht war und die Welt sich inmitten einer «Großen Depression» befand. Am 20. Juni gab es nochmals so etwas wie einen Hoffnungsschimmer: Der amerikanische Präsident Hoover regte ein internationales «Schuldenfeierjahr», eine befristete Unterbrechung der Zahlungen von staatlichen Zwangsschulden, darunter der deutschen Reparationen, an, und am 6. Juli trat, nachdem die USA französische Widerstände überwunden hatten, das «Hoover-Moratorium» vorläufig, vorbehaltlich der Bestätigung durch den amerikanischen Senat, in Kraft. Doch schon wenige Tage später wurde Deutschland von einer schweren Bankenkrise erschüttert. Ihre unmittelbare Ursache war der Zusammenbruch der Darmstädter und Nationalbank, der «Danatbank», am 13. Juli, ihre langanhaltende Folge eine weitere tiefe Erschütterung des Vertrauens in Kapitalismus und Marktwirtschaft. Der Devisenverkehr wurde auf Beschluß von Reichsregierung und Reichsbank am 15. Juli rigoros beschränkt, was nichts Geringeres bedeutete als die Aufhebung des Goldstandards für die Privatwirtschaft. Die drastische Erhöhung des Diskont- und des Lombardsatzes hatte fatale Auswirkungen auf die daniederliegende Konjunktur. Die Sanierung der Banken, die einer teilweisen Verstaatlichung gleichkam, erfolgte mit Steuermitteln.

Im September 1931 mußte die Regierung Brüning eine schwere außenpolitische Niederlage hinnehmen: Das von Stresemanns Nachfolger, Außenminister Curtius, zusammen mit dem Wiener Bundeskanzler und Außenminister Schober initiierte Projekt einer deutsch-österreichischen Zollunion scheiterte, wovon in anderem Zusammenhang schon die Rede war, am Internationen Gerichtshof in Den Haag. Curtius und sein Staatssekretär Bernhard von Bülow hatten in voller Übereinstimmung mit Brüning in der Zollunion ein Mittel gesehen, den deutschen Einfluß in Mittel- und Südosteuropa zu festigen und einer späteren staatlichen Vereinigung der beiden deutschsprachigen Länder den Weg zu ebnen; eben darum war das Vorhaben auf massiven französischen Widerstand gestoßen.

Nach dem demütigenden Fehlschlag seiner Österreichpolitik war Curtius’ Position als Außenminister unhaltbar geworden. Am 3. Oktober bat er den Kanzler, seine Entlassung zu beantragen. Doch inzwischen ging es nicht mehr nur um einen Wechsel an der Spitze des Auswärtigen Amtes. Bereits im September hatten erst General von Schleicher, Chef des Ministeramtes im Reichswehrministerium und politischer Berater Groeners, und dann Hindenburg den Kanzler zu einer kräftigen Wendung nach rechts aufgefordert. Diesem Drängen versuchte Brüning am 9. Oktober mit einer Kabinettsumbildung nachzukommen. Das Amt des Außenministers übernahm er selbst; Reichswehrminister Groener wurde in Personalunion kommissarischer Innenminister und damit Nachfolger des «linken» Zentrumspolitikers und früheren Reichskanzlers Joseph Wirth; der hochkonservative Staatssekretär Curt Joël rückte zum Justizminister auf.

Die DVP, die Partei von Curtius, war im zweiten Kabinett Brüning nicht mehr vertreten. Ihr schwerindustrieller Flügel hatte am 3. Oktober verlangt, die Partei solle in die Opposition überwechseln und im Reichstag einen Mißtrauensantrag gegen die Regierung einbringen. Eine Woche später beschlossen Parteiausschuß und Reichstagsfraktion, einen solchen Antrag zu stellen. Ein Jahr nach Beginn der Tolerierungspolitik erhielt der Kanzler somit die Quittung dafür, daß er genötigt war, den Sozialdemokraten, von deren parlamentarischer Duldung er abhing, gelegentlich soziale Zugeständnisse zu machen: Der rechte Flügel des Unternehmerlagers vollzog den Bruch mit Brüning, weil seine Politik der industriellen Rechten nicht rechts genug war.

Am 11. Oktober 1931 hätte für den konservativen Teil der Ruhrindustrie die Gelegenheit bestanden, noch einen Schritt weiter zu gehen und sich vor aller Öffentlichkeit in die «nationale Opposition» einzureihen. Auf diesen Tag hatten die Parteien und Verbände der entschiedenen Rechten zu einer Heerschau nach Bad Harzburg aufgerufen. Doch außer Ernst Brandi, einem der Kohlebergwerksdirektoren der Vereinigten Stahlwerke, nahm an diesem von Alfred Hugenberg angeregten Treffen kein bekannter Großindustrieller teil. Offenbar scheuten auch die härtesten Kritiker Brünings in der Unternehmerschaft noch davor zurück, sich vorbehaltlos der radikalen Rechten anzuschließen.

An der «Harzburger Front» beteiligten sich NSDAP, DNVP, Stahlhelm, Reichslandbund und Alldeutscher Verband sowie zahlreiche Mitglieder ehedem regierender Häuser, der frühere Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, der seit 1930 Reichstagsabgeordneter der DVP war, und der ehemalige Reichsbankpräsident Schacht, der im März 1930 aus Protest gegen den Young-Plan von seinem Amt zurückgetreten war. Schacht gelang es, mit Angriffen auf die Reichsbank eine tagelange hektische Debatte auszulösen. Hitler, der tags zuvor erstmals von Hindenburg empfangen worden war, erregte vor allem deshalb Aufsehen, weil er, als nach dem Vormarsch seiner SA Formationen des Stahlhelm folgten, demonstrativ die Tribüne verließ, um so auf bewußt provozierende Weise seine Unabhängigkeit von der «alten» Rechten zur Schau zu stellen.

Der Ablauf der Harzburger Tagung erleichterte es den Sozialdemokraten, sich mit dem deutlich nach rechts gerückten zweiten Kabinett Brüning abzufinden. Daß die «faschistische Reaktion» die Reichsregierung massiv angriff, genügte fast schon, diese in den Augen der SPD erträglich erscheinen zu lassen. Schachts Ausführungen zur Währungspolitik inspirierten den «Vorwärts» am 12. Oktober zu der Schlagzeile «Die Harzburger Inflationsfront». Mit Brüning, der sich ebenfalls scharf gegen alle Experimente mit der Währung aussprach, gab es in diesem Punkt volle Übereinstimmung. In der kurzen Reichstagssession, die zwei Tage nach dem Harzburger Treffen begann, konnte sich der Reichskanzler abermals auf die SPD stützen. Mit ihren Stimmen wurden am 16. Oktober alle Mißtrauensanträge abgelehnt.

Brüning nutzte die Wiederbefestigung seiner Position, um am 9. Dezember eine neue Notverordnung zu erlassen, die unter massivem Eingriff in die Tarifautonomie und die unternehmerische Freiheit Lohn- und Preissenkungen derart miteinander verband, daß die Massenkaufkraft nicht wesentlich abnahm und die Absatzchancen deutscher Erzeugnisse im Ausland wieder stiegen. Der Reichskanzler reagierte damit auch auf die Abkehr Großbritanniens vom Goldstandard am 21. September 1931, die zu einer Abwertung des Pfundes Sterling gegenüber der Reichsmark um etwa 20 Prozent und entsprechenden Vorteilen für die britische Ausfuhr geführt hatte. Auf den Londoner Schritt mit einer Abwertung der Reichsmark zu antworten, verbot sich aus Brünings Sicht nicht nur auf Grund des deutschen Inflationstraumas, sondern auch wegen der Abhängigkeit des Reiches von amerikanischen Krediten, der deutschen Reparationsverpflichtungen und nicht zuletzt aus Gründen des nationalen Prestiges.

Eine kreditfinanzierte Arbeitsbeschaffung, wie sie seit dem Sommer 1931 Teile der Wirtschaft und seit dem Dezember auch Experten des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes forderten, lehnte der Kanzler nach wie vor kategorisch ab. Sie hätte nicht nur seiner Grundüberzeugung von der Unabdingbarkeit eines ausgeglichenen Haushalts, sondern auch seinen außenpolitischen Prioritäten widersprochen. Deutschland durfte nicht den Eindruck erwecken, als verfüge es noch über finanzielle Ressourcen, weil sonst das Argument an Durchschlagskraft verloren hätte, die Reparationslast erdrossele die deutsche Wirtschaft. Das Ende der Reparationen aber war das Nahziel, das Deutschland erreichen mußte, um auch alle anderen Fesseln von Versailles, nicht zuletzt die militärischen, abstreifen und seinen alten Großmachtstatus wiedergewinnen zu können.

Als sich Ende 1931 die Chance eines Kompromisses in der Reparationsfrage bot, griff Brüning deshalb nicht zu. Am 22. Dezember stimmte der amerikanische Senat nach zäher Debatte dem Hoover-Moratorium zu. Am folgenden Tag legte der Beratende Sonderausschuß der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel einen Bericht vor, um den ihn die Reichsregierung, der im Young-Plan vorgesehenen Prozedur entsprechend, im November gebeten hatte. Das Gremium kam zu dem Ergebnis, daß, um neues Unheil zu vermeiden, alle zwischenstaatlichen Schulden, also auch die deutschen Reparationen, unverzüglich der gegenwärtigen zerrütteten Lage der Welt angepaßt werden müßten.

Das war nicht mehr und nicht weniger als ein Plädoyer für eine Totalrevision des Young-Plans. Doch Brüning hatte an der Reparationskonferenz, die auf Grund dieses Berichts Anfang 1932 in Lausanne stattfinden sollte, gar kein Interesse, weil sie aus seiner Sicht nur zu einem neuen Moratorium und einer Minderung der Reparationslast, also zu einer halben und provisorischen Lösung, nicht aber zu dem erstrebten definitiven und vollständigen Ende der Reparationszahlungen führen konnte. Die Reichsregierung setzte darum auf einen Aufschub der Konferenz, und sie hatte damit Erfolg: Am 20. Januar 1932 wurde das Treffen, das am 25. Januar hatte beginnen sollen, abgesagt. Der innenpolitische Preis dieser außenpolitischen Entscheidung war gewaltig: Der rigorose Deflationskurs wurde unvermindert fortgesetzt; die soziale Verelendung und die politische Radikalisierung schritten weiter fort.

Innenpolitisch drehte sich in Deutschland zu Beginn des Jahres 1932 alles um die im Frühjahr fällige Reichspräsidentenwahl. Für Brüning stand von Anfang an fest, daß der inzwischen vierundachtzigjährige Amtsinhaber erneut antreten mußte, um den Sieg eines extremen Nationalisten, womöglich eines Nationalsozialisten, zu verhindern. Hindenburg selbst wollte sich freilich nur dann einer Volkswahl stellen, wenn er sich eines ausreichenden Rückhalts auf der Rechten sicher sein konnte.

Ob diese Bedingung sich erfüllen ließ, war zunächst keineswegs sicher. Im «Hindenburg-Ausschuß», der am 1. Februar 1932 zur Wiederwahl des greisen Feldmarschalls aufrief, wirkten neben anderen der Dichter Gerhart Hauptmann, der Maler Max Liebermann, der Vorsitzende des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, Carl Duisberg, und zwei ehemalige Reichswehrminister, Otto Geßler und Gustav Noske, mit. Von den Führern der nationalen Verbände und der Großlandwirtschaft aber hatte keiner den Aufruf unterzeichnet. Da der Stahlhelm, dem der Reichspräsident als Ehrenmitglied angehörte, kein Votum für den Amtsinhaber abgeben wollte, zögerte auch der Reichskriegerbund Kyffhäuser, sich zu Hindenburg, seinem Ehrenpräsidenten, zu bekennen. Erst am 14. Februar legte der Gesamtvorstand des Kyffhäuserbundes dann doch ein Treuebekenntnis zum Reichspräsidenten ab, und einen Tag später gab Hindenburg schließlich bekannt, daß er sich im Bewußtsein seiner «Verantwortung für das Schicksal unseres Vaterlandes» für eine etwaige Wiederwahl zur Verfügung stelle.

Die Erklärung Hindenburgs veranlaßte die Parteien der gemäßigten Rechten und der Mitte, sich öffentlich auf seine Seite zu schlagen. Die Harzburger Front brach hingegen auseinander. Stahlhelm und Deutschnationale wollten sich dem Führungsanspruch der Nationalsozialisten nicht unterwerfen und stellten am 22. Februar einen eigenen Kandidaten auf: den stellvertretenden Bundesführer des Stahlhelm, Theodor Duesterberg. Am gleichen Tag verkündete Joseph Goebbels, der Berliner Gauleiter der NSDAP, im Sportpalast: «Hitler wird unser Reichspräsident». Vier Tage später ließ sich der Führer der Nationalsozialisten zum Regierungsrat bei der braunschweigischen Gesandtschaft in Berlin ernennen – der Vertretung eines Landes, das seit Oktober 1930 von einem Koalitionskabinett aus Deutschnationalen und Nationalsozialisten regiert wurde. Damit erhielt der gebürtige Österreicher, seit April 1925 staatenlose Adolf Hitler, was ihm für eine Bewerbung um das Amt des Reichspräsidenten noch fehlte: die deutsche Staatsbürgerschaft.

Auf der äußersten Linken gab es bereits seit dem 12. Januar einen Präsidentschaftsbewerber: Ernst Thälmann. Von ihm erwarteten Komintern und deutsche Parteiführung, daß er, sollte sich die SPD für die Unterstützung Hindenburgs entscheiden, einen erheblichen Teil der sozialdemokratischen Arbeiter zu sich herüberziehen würde. Ganz abwegig war dieses Kalkül nicht. Denn auch wenn die Mitglieder und Anhänger der SPD seit dem Beginn der Tolerierungspolitik im Oktober 1930 vieles mitgetragen hatten, was den überkommenen Vorstellungen der Partei strikt zuwiderlief, so mußte eine Wahlempfehlung für den überzeugten Monarchisten Hindenburg vielen Sozialdemokraten doch als Zumutung sondergleichen erscheinen.

Am 26. Februar 1932, dem letzten Tag einer kurzen, wiederum turbulenten Reichstagssession, gab die SPD offiziell ihre Entscheidung für Hindenburg bekannt. Am 13. März 1932, dem Tag der Reichspräsidentenwahl, so hieß es im Aufruf des Parteivorstands, stehe das deutsche Volk vor der Frage, ob Hindenburg bleiben oder durch Hitler ersetzt werden solle. «Hitler statt Hindenburg, das bedeutet: Chaos und Panik in Deutschland und ganz Europa, äußerste Verschärfung der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosennot, höchste Gefahr blutiger Auseinandersetzungen im eigenen Volke und mit dem Ausland. Hitler statt Hindenburg, das bedeutet: Sieg des reaktionärsten Teils der Bourgeoisie über die fortgeschrittensten Teile des Bürgertums und über die Arbeiterklasse, Vernichtung aller staatsbürgerlichen Freiheiten, der Presse, der politischen, gewerkschaftlichen und Kulturorganisationen, verschärfte Ausbeutung und Lohnsklaverei … Schlagt Hitler! Darum wählt Hindenburg!»

Der leidenschaftlichste Streiter für Hindenburg im eigentlichen Regierungslager war der Reichskanzler. Am 11. März zeichnete Brüning auf seiner letzten großen Wahlkundgebung im Berliner Sportpalast vom Reichspräsidenten ein Bild, das einer Apotheose gleichkam. Er möchte den Menschen finden, sagte der Kanzler, der in gleicher Weise wie Hindenburg in der Lage sei, «die Dinge scharf und schnell zu durchschauen und ihnen in wenigen Sätzen eine klassische Formulierung zu geben.» Brüning rechnete Hindenburg zu den «wirklichen Führern» und den «von Gott gesandten Männern», nannte ihn das «Symbol deutscher Kraft und Einheit in der ganzen Welt» und schloß mit dem Ausruf: «Hindenburg muß siegen, weil Deutschland leben muß.»

Am späten Abend des 13. März 1932 stand fest, daß es einen zweiten Wahlgang geben würde: Mit 49,6 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen hatte Hindenburg die erforderliche absolute Mehrheit knapp verfehlt. Hitler war mit 30,1 Prozent Zweiter geworden, mit weitem Abstand gefolgt von Thälmann, auf den 13,2 Prozent entfielen, und Duesterberg, der es auf 6,8 Prozent brachte.

173.000 Stimmen hätten genügt, um dem amtierenden Reichspräsidenten zum Sieg zu verhelfen. Anders als 1925 schnitt er überall dort gut ab, wo die Sozialdemokraten ihre Hochburgen hatten und der Bevölkerungsanteil der Katholiken überdurchschnittlich groß war. In den evangelisch-agrarischen Gebieten dagegen, in denen er sieben Jahre zuvor überlegen gesiegt hatte, lagen seine Ergebnisse weit unter dem Reichsdurchschnitt. Wenn man von Bayern absah, verlor Hindenburg bei seinen Stammwählern, während er bei seinen früheren Gegnern gewann.

Hitler hatte zwar 5 Millionen Stimmen mehr erobert als seine Partei bei der letzten Reichstagswahl im September 1930, aber dennoch nur geringe Chancen, Hindenburg in dem nun notwendig gewordenen zweiten Wahlgang zu schlagen. Die Kommunisten entschieden sich, Thälmann abermals ins Rennen zu schicken. Getreu einer Weisung Stalins vom November 1931, wonach der «Hauptstoß in der Arbeiterklasse» gegen die Sozialdemokratie zu richten sei, unterstrich die KPD den wichtigsten Zweck der «Kampfkandidatur des Genossen Thälmann»: Es gelte, «den Charakter der SPD als des gemäßigten Flügels des Faschismus und des Zwillingsbruders des Hitlerfaschismus klar zum Bewußtsein zu bringen». Duesterberg trat zum zweiten Wahlgang nicht mehr an. Der Stahlhelm empfahl Stimmenthaltung; die Deutschnationalen schlossen für sich eine aktive Beteiligung am zweiten Wahlgang aus.

Der Tag des zweiten Wahlgangs war der 10. April 1932. Am Abend stand fest, daß der bisherige Reichspräsident einen klaren Auftrag für eine zweite Amtsperiode erhalten hatte. Auf Hindenburg entfielen 53 Prozent, auf Hitler 36,8 Prozent auf Thälmann 10,2 Prozent. Der Sieg Hindenburgs war vor allem eines: ein Ergebnis der sozialdemokratischen Tolerierungspolitik. Hätten die Anhänger der SPD nicht seit dem Herbst 1930 Gelegenheit gehabt, sich an eine «Politik des kleineren Übels» zu gewöhnen, wären sie im Frühjahr 1932 kaum davon zu überzeugen gewesen, daß sie einen eingefleischten Monarchisten an die Spitze der Republik wählen mußten, um die nationalsozialistische Diktatur zu verhindern. Ebendies war die Alternative der Reichspräsidentenwahl: Außer dem Feldmarschall gab es niemanden, der in der Lage war, über den verbliebenen Anhang der einstigen Weimarer Koalition hinaus einen Teil der traditionellen Rechten an sich zu binden und damit Hitler auf den zweiten Platz zu verweisen. Daß Hindenburg kein Mann der Demokratie war, wußten die Sozialdemokraten so gut wie irgend jemand sonst. Doch bislang hatte sich der zweite Reichspräsident der Weimarer Republik als ein Mann von Recht und Gesetz erwiesen, der auch die ungeliebte Verfassung respektierte. Mehr war, wie die Dinge lagen, bei den Reichspräsidentenwahlen des Jahres 1932 von Weimar nicht mehr zu retten. Gemessen an dem, was am 10. April nochmals vermieden wurde, nämlich die Proklamation des «Dritten Reiches», war es viel.

Doch dem Sieger bereitete das Ergebnis des zweiten Wahlgangs keine reine Freude. Hindenburg schmerzte es tief, daß er seinen Erfolg nicht der Rechten, sondern in erster Linie Sozialdemokraten und Katholiken zu verdanken hatte. Seinen Groll ließ er an dem Mann aus, der sein aktivster Wahlkämpfer gewesen war: Heinrich Brüning. Einen Anlaß, dem Kanzler Vorwürfe zu machen, bot das Verbot von Hitlers Privatarmeen, SA («Sturmabteilungen») und SS («Schutzstaffeln»), durch die «Notverordnung zur Sicherung der Staatsautorität» vom 13. April. Das Verbot ging auf das Betreiben der wichtigsten Länder – Preußen, Bayern, Württemberg, Baden, Hessen und Sachsen – zurück und stützte sich auf Material über die geheime Militärpolitik der Nationalsozialisten, das die preußische Polizei bei Hausdurchsuchungen Mitte März sichergestellt hatte.

Unter dem Eindruck dieses Materials hatte zunächst auch General von Schleicher, der Chef des Ministeramtes im Reichswehrministerium, das Verbot von SA und SS befürwortet. Aber noch vor dem zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl vollzog er eine Kehrtwende. Über seinen ehemaligen Regimentskameraden Oskar von Hindenburg gelang es ihm, dessen Vater, den Reichspräsidenten, davon zu überzeugen, daß ein Verbot von SA und SS politisch nicht opportun sei, weil es zu einem Konflikt zwischen Hindenburg und der Rechten führen müsse. Die Notverordnung unterzeichnete der Reichspräsident zwar widerstrebend, doch zwei Tage später ließ er sich, hinter dem Rücken von Reichswehrminister Groener, vom Chef der Heeresleitung, General von Hammerstein, Material über das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold beschaffen, das aus seiner, Hindenburgs, Sicht diesen republikanischen Wehrverband belastete und ein Verbot rechtfertigte.

Dazu kam es aber nicht. Der kommissarische Reichsinnenminister Groener schätzte das Material, das aus dem ebenfalls von ihm geleiteten Reichswehrministerium stammte, als belanglos ein und verständigte sich mit dem Führer des Reichsbanners, Karl Höltermann, auf eine taktische Maßnahme: Die Eliteeinheiten des Reichsbanners, die Schutzformationen, kurz «Schufos» genannt, wurden in Urlaub geschickt. Die Notverordnung vom 13. April blieb in Kraft, aber Groener waren im Gefolge der Auseinandersetzungen drei einflußreiche Gegner erwachsen: sein bisheriger politischer Berater Kurt von Schleicher sowie Vater und Sohn Hindenburg.

Zwei Wochen nach dem zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl wurden die meisten Deutschen erneut zu den Urnen gerufen: Am 24. April 1932 fanden in Preußen, Bayern, Württemberg, Anhalt sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg Landtagswahlen statt. In allen fünf Ländern erzielten die Nationalsozialisten gewaltige Stimmengewinne; mit der Ausnahme Bayerns, wo die BVP einen Vorsprung von zwei Mandaten halten konnte, wurde die NSDAP überall die stärkste Partei. In Preußen verlor die Weimarer Koalition die Mehrheit, ohne daß die Rechtsparteien NSDAP, DNVP und DVP ihrerseits eine Mehrheit erlangt hätten.

Zu seiner letzten Sitzung vor der Wahl hatte der alte Landtag am 12. April für diesen Fall vorgesorgt: Mit der Mehrheit der Regierungsparteien – SPD, Zentrum, Deutsche Staatspartei – änderte er seine Geschäftsordnung. Bislang war für die Wahl des Ministerpräsidenten im zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden aussichtsreichsten Kandidaten vorgesehen; es reichte also die relative Mehrheit der Stimmen aus. Infolge der Änderung war für den zweiten und jeden weiteren Wahlgang die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Die Wirkung kam der eines konstruktiven Mißtrauensvotums gleich: Der Landtag konnte den amtierenden Regierungschef nur dadurch ablösen, daß er mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen einen Nachfolger wählte. Am 24. Mai trat der neugewählte Landtag zu seiner ersten Sitzung zusammen. Am gleichen Tag erklärte die Koalitionsregierung des Sozialdemokraten Otto Braun ihren Rücktritt – und blieb, da sich keine Mehrheit für die Wiederherstellung der alten Geschäftsordnung fand, geschäftsführend im Amt.

Am 9. Mai 1932 begann eine viertägige Session des Reichstags. Sie sollte zum unmittelbaren Vorspiel von Brünings Entlassung werden. Den äußersten Anlaß lieferte am 10. Mai Groener mit einer verunglückten Rede, die in einer Flut höhnischer Zwischenrufe aus den Reihen der Nationalsozialisten unterging. Brüning konnte tags darauf mit einer Rede, in der er auf die bevorstehende Reparationskonferenz in Lausanne hinwies und Parlament und Öffentlichkeit ermahnte, «an den letzten hundert Metern vor dem Ziel» nicht die Ruhe zu verlieren, den entstandenen Schaden nur mühsam begrenzen.

Am 12. Mai gewann die Regierung mit Hilfe der SPD zwar nochmals alle Abstimmungen. Aber inzwischen war die Reichswehrführung mit Schleicher an der Spitze nicht nur zum Bruch mit Groener, sondern auch zum Sturz Brünings entschlossen. Groener selbst erklärte am 12. Mai öffentlich, er wolle als Reichswehrminister zurücktreten und sich künftig ganz auf das (von ihm nur kommissarisch geleitete) Innenministerium konzentrieren. Das hätte das Einverständnis Hindenburgs erfordert. Doch unter Schleichers Einfluß bestand dieser nunmehr darauf, daß Groener ganz aus der Regierung ausschied. Als der Reichspräsident am 12. Mai zum Pfingsturlaub auf sein Gut Neudeck in Ostpreußen aufbrach, machte er es Brüning zur Auflage, in der Zwischenzeit keinerlei personelle Änderungen vorzunehmen.

Schleichers Wendung gegen Brüning hatte im SA-Verbot einen, aber nicht seinen einzigen Grund. Der politisierende General war spätestens im April 1932 zu der Auffassung gelangt, daß die deutsche Staatskrise nur unter Einbeziehung der Nationalsozialisten gelöst werden konnte. Am 28. April und 7. Mai führte er Geheimgespräche mit Hitler. Zumindest bei dem zweiten Gespräch ging es um die Frage, unter welchen Bedingungen die NSDAP ein nach «rechts» hin um- oder neugebildetes Kabinett tolerieren würde. Seit dem 7. Mai kannte Schleicher Hitlers Preis: die Auflösung des Reichstags, Neuwahlen und die Aufhebung des Verbots von SA und SS. Hindenburg wußte von diesen Gesprächen. Was Brünings Position in beider, Hindenburgs und Schleichers, Augen weiter schwächte, war die Tatsache, daß der Kanzler und Außenminister am 30. April mit nahezu leeren Händen von der Abrüstungskonferenz in Genf zurückgekehrt war, die dort am 2. Februar ihre Arbeit aufgenommen hatte. Die Presse hatte gute Gründe zu der Annahme, daß sich der Reichskanzler nicht mehr lange im Amt würde halten können, nachdem Groener seinen Rücktritt als Reichswehrminister angekündigt hatte.

Während Hindenburg in Neudeck weilte, wurde eine andere Machtelite aktiv, die schon seit langem Brünings Sturz herbeiwünschte: der ostelbische Rittergutsbesitz. Der Reichslandbund, seit dem Herbst 1930 fest in den Händen der «nationalen Opposition», das heißt der Deutschnationalen und der Nationalsozialisten, war die einzige bedeutende wirtschaftliche Interessenorganisation, die sich vor dem zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl für Hitler ausgesprochen hatte. Am 21. Mai erhielt der wichtigste landwirtschaftliche Dachverband von der Reichsregierung selbst das Stichwort, das er benötigte, um eine großangelegte Kampagne gegen Brüning zu beginnen: Der Reichskommissar für die Osthilfe, Reichsminister Schlange-Schöningen, legte den vom Kabinett gebilligten Entwurf einer Siedlungsverordnung vor, die die Möglichkeit vorsah, nicht mehr entschuldungsfähige Güter «freihändig» oder auf dem Weg der Zwangsversteigerung für das Reich zu erwerben und für Zwecke der bäuerlichen Siedlung zu verwenden.

Unmittelbar nach der Bekanntgabe des Entwurfs wurden die Präsidenten des Reichslandbundes und des Deutschen Landwirtschaftstages sowie mehrere regionale Geschäftsstellen des Landbundes brieflich bei Hindenburg vorstellig. Der Tenor war in allen Eingaben derselbe. Das Zwangsversteigerungsrecht, so formulierte es der Direktor der Ostpreußischen Landgesellschaft, Freiherr von Gayl, bedeute ein weiteres «Abgleiten in den Staatssozialismus» und schwäche die «Widerstandskräfte der Kreise, welche bisher Träger des nationalen Wehrwillens gegenüber den Polen sind».

Der Druck zeitigte rasch die erhoffte Wirkung. Am 25. Mai ließ Hindenburg Schlange-Schöningen durch Staatssekretär Meissner wissen, daß er der Verordnung in der vorliegenden Fassung nicht zustimmen könne. Zwei Tage später sprach die deutschnationale Reichstagsfraktion in einer Entschließung mit Blick auf die Siedlungsverordnung von «vollendetem Bolschewismus». Spätestens seit dem 27. Mai konnte Hindenburg hinter sein Nein nicht mehr zurück: Gegen die Deutschnationalen war die von ihm gewünschte Rechtsschwenkung nicht durchzusetzen.

Nach Berlin zurückgekehrt, empfing der Reichspräsident am 29. Mai, einem Sonntag, Brüning, um ihm mitzuteilen, daß er den Rücktritt der Regierung erwarte. Am Vormittag des 30. Mai berichtete der Kanzler dem Kabinett von dem Gespräch mit Hindenburg. Kurz vor 12 Uhr überbrachte Brüning dem Staatsoberhaupt die Demission der Reichsregierung. Die Unterredung dauerte nur wenige Minuten. Um 12 Uhr mußte der Reichspräsident vor das Portal seines Amtssitzes treten, um eine Parade der Skagerrakwache, einer Ehrenformation der Marine, abzunehmen.

Von keinem Reichskanzler der Weimarer Republik läßt sich mit so viel Recht wie von Heinrich Brüning sagen, daß sein Charakterbild von der Parteien Gunst und Haß verzerrt in der Geschichte schwankt. Den einen gilt er als ein Mann, der die Grundlagen der deutschen Demokratie systematisch unterhöhlt hat und darüber zu einem unfreiwilligen Wegbereiter Hitlers wurde. Andere sehen in ihm den Vertreter einer konservativen Alternative sowohl zum gescheiterten parlamentarischen System als auch zur nationalsozialistischen Diktatur. Der zweiten Lesart zufolge war Brünings Politik auf weiten Strecken historisch notwendig und erst sein Sturz der Beginn des Wegs in die Katastrophe.

Richtig ist, daß die parlamentarische Demokratie von Weimar bereits gescheitert war, als Brüning am 30. März 1930 Kanzler wurde. Nach dem Zerbrechen der Großen Koalition war der Übergang zum offenen Präsidialsystem nur noch eine Frage der Zeit. Brüning wurde zum Exekutor einer Politik, deren Grundrichtung in letzter Instanz vom Reichspräsidenten und seiner Umgebung bestimmt wurde. Auf wirtschaftspolitischem Gebiet vertrat der Kanzler bis in die zweite Hälfte des Jahres 1931 hinein den partei- und lagerübergreifenden Sanierungskonsens, der auf Deflation hinauslief. Bis zur Jahreswende 1931/32 gab es überdies ein objektives Hindernis, das einer anderen, einer antizyklischen Konjunkturpolitik entgegenstand: das ungelöste Reparationsproblem. Erst nachdem klar war, daß eine Rückkehr zum Young-Plan ausschied, hätte Brüning seinen wirtschafts- und finanzpolitischen Kurs ändern können. Doch das wollte der Reichskanzler nicht, weil er aus Gründen des nationalen Prestiges und weiterreichender außenpolitischer Ziele einen Kompromiß in der Reparationsfrage ablehnte. Vermutlich hätte Brüning eine weniger revisionistische Außenpolitik 1931/32 aber auch gar nicht mehr treiben können: Er wäre damit höchstwahrscheinlich am Veto Hindenburgs gescheitert.

Die Stellung des Reichspräsidenten war so stark, daß die Frage nach Brünings eigenen langfristigen Zielvorstellungen nur bedingt von Interesse ist. Im Exil und in seinen 1970, kurz nach seinem Tod, erschienenen Memoiren hat der Reichskanzler der Jahre 1930 bis 1932 behauptet, er habe zielstrebig auf die Wiederherstellung der Monarchie hingearbeitet und damit eine Barriere gegen eine Diktatur der Nationalsozialisten errichten wollen. An Brünings Sympathie für das 1918 untergegangene Kaiserreich gibt es keinen Zweifel. Doch wenn er wirklich während seiner Regierungszeit die Restauration der Hohenzollernmonarchie betrieben hätte, müßten sich dafür Belege finden lassen, und die fehlen. Die nachträgliche Darstellung war offenkundig eine Selbststilisierung: Brüning wollte sich ein Monument als konservativer Staatsmann mit weitreichenden Perspektiven setzen.

Tatsächlich war Brüning der halb willige, halb unfreiwillige Vollstrecker einer Politik, die sich mit «konservativ» nicht hinreichend beschreiben läßt. Das eigentliche Machtzentrum der späten Weimarer Republik bestand aus Hindenburg und seiner Kamarilla. Was sie anstrebten, lief zunehmend auf einen autoritären Staat hinaus, in dem der Wille des Volkes nur noch gedämpft zur Geltung kommen sollte. Brüning hingegen wollte sich mit einer Beschränkung der Parlamentsrechte, vor allem was ausgabenwirksame Beschlüsse anging, begnügen (und setzte dieses durchaus zweckmäßige Reformvorhaben im Februar 1931 auch durch). Er hielt die Nationalsozialisten für zähmbar, knüpfte an ihre Regierungsbeteiligung jedoch Bedingungen, die diese nicht annehmen konnten, ohne ihr Wesen radikal zu ändern. Er befürwortete, ebenso wie der Parteivorsitzende des Zentrums, Prälat Kaas, eine Rechtsschwenkung der deutschen Politik, wollte dabei aber strikt verfassungskonform bleiben. Als Hindenburg und sein Kreis sich im Frühjahr 1932 entschlossen, jede Rücksichtnahme auf die tolerierende Sozialdemokratie fallen zu lassen und dem Nationalsozialismus weiter entgegenzukommen, als Brüning dies für verantwortbar hielt, mußte der Zentrumskanzler gehen.

Der Sturz Brünings war ein tiefer historischer Einschnitt. Am 30. Mai 1932 endete die erste, gemäßigte, parlamentarisch tolerierte Phase des Präsidialsystems. Es begann eine zweite, autoritäre, offen antiparlamentarische Phase. Reichswehrführung und Rittergutsbesitz, die den Regimewechsel mit herbeigeführt hatten, wollten die Nationalsozialisten gewissermaßen als Juniorpartner engagieren – nicht um sie herrschen zu lassen, sondern um sie in einen Rückhalt ihrer eigenen Herrschaft zu verwandeln. Die Erfüllung von Hitlers Bedingungen für die Hinnahme eines Rechtskabinetts schloß die Auflösung eines Reichstags in sich, dessen Legislaturperiode erst im September 1934 endete. Wäre die Wahl eines neuen Reichstags zu jenem Zeitpunkt erfolgt, hätte Deutschland anders ausgesehen als im Sommer 1932. Im Gefolge der wirtschaftlichen Erholung, mit der man rechnen durfte, wäre die Arbeitslosigkeit und mit ihr der Zulauf zu den extremen Parteien zurückgegangen. Mit dem Übergang vom gemäßigten zum antiparlamentarischen Präsidialsystem zerstörten Hindenburg und die alten preußischen Machteliten diese Chance. Sie spitzten die Staatskrise dramatisch zu und brachten Deutschland damit in eine Lage, die mit verfassungsmäßigen Mitteln kaum noch zu meistern war.[28]

Stagnation und Systemkritik:
Frankreichs Dritte Republik 1929–1933

Während die USA, Deutschland und Großbritannien schwer unter der Weltwirtschaftskrise zu leiden hatten, konnte Frankreich sich im Jahr 1930 als eine Insel der Prosperität fühlen. Die wichtigsten Industriebranchen meldeten noch bessere Ergebnisse als im Vorjahr; die Automobilindustrie lag mit einer Jahresproduktion von 254.000 Fahrzeugen international an zweiter Stelle hinter den Vereinigten Staaten. Erst 1931 machte sich die Krise auch in Frankreich bemerkbar. Die Preise fielen, und die Produktionsziffern gingen zurück. 1931 lag der Produktionsindex der Eisenindustrie um 17 Punkte, 1932 um 48 Punkte unter dem Stand von 1929. Die Großhandelspreise erreichten 1934 noch 46 Prozent des Standes von 1929. 1931 brach unter skandalösen Begleitumständen die Banque Oustric zusammen. 1934 mußten die Citroën-Automobilwerke Konkurs anmelden; sie wurden nach einer Staatsintervention vom Reifenhersteller Michelin übernommen. Die Arbeitslosigkeit stieg, erreichte aber zu keiner Zeit britische, deutsche oder amerikanische Ausmaße. Für 1935 wird die Zahl der abhängig Beschäftigten auf 12,5 Millionen, die der erwerbslosen Arbeitnehmer auf eine halbe Million geschätzt.

Daß Frankreich von der Großen Depression weniger hart betroffen wurde als die hochentwickelten Industrieländer, verdankte es vor allem seiner relativen Rückständigkeit. Sein Industrialisierungsgrad war nach wie vor sehr viel niedriger als der deutsche, britische oder amerikanische. Bis zur Volkszählung von 1931 lebte die Mehrheit der Bevölkerung in Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern. Die Landwirtschaft und die kleinen und mittleren Betriebe in Handwerk und Gewerbe bekamen die weltweite Depression sehr viel mehr zu spüren als die gut mit Kapital ausgestattete Großindustrie. Hatte die Krise in Frankreich später eingesetzt als in Deutschland, so dauerte sie hier auch länger als rechts des Rheins. In den frühen dreißiger Jahren begann eine Zeit der industriellen Stagnation, die bis Anfang der fünfziger Jahre anhielt. Die Historiker Serge Berstein und Pierre Milza sprechen im Hinblick auf den größten Teil der französischen Wirtschaft von einer zwei Jahrzehnte währenden Modernisierungssperre, die ihr Gegenstück im archaischen, protektionistisch geprägten ökonomischen Denken der Regierenden und der öffentlichen Meinung gefunden habe.

Die Pariser Regierungen stützten sich zunächst bis zu den Kammerwahlen vom Mai 1932 auf die rechte Mitte. In den knapp drei Jahren zwischen dem Rücktritt Poincarés im Juli 1929 und dem Ende der Legislaturperiode sah Frankreich acht Kabinette, darunter drei, die von André Tardieu geleitet wurden. Der geborene Pariser Tardieu, der lange als Clemenceaus «Kronprinz» gegolten hatte, war ein geschickter Repräsentant des französischen Großbürgertums. Er war sich der wirtschaftlichen Rückständigkeit seines Landes voll bewußt und setzte darum auf eine Stärkung der industriellen Kapazitäten, aber auch auf einen Ausbau der Sozialgesetzgebung. (Zu letzterem Bereich gehörten die stufenweise Einführung der schulgeldfreien Gymnasialbildung 1930 und die Einführung eines allgemeinen Kindergeldes 1932.) An der Spitze von zwei Kabinetten stand Pierre Laval, der aus Châteaudun im Departement Puy-le-Dome stammte und seine politische Laufbahn bei den Sozialisten begonnen hatte. Wie Tardieu rückte auch er in den Krisenjahren immer weiter nach rechts.

Außenminister blieb bis zum Januar 1932 Aristide Briand. Sein wichtigstes Ziel, ein deutsch-französischer Ausgleich als Unterpfand eines befriedeten Europa, verschaffte ihm die kontinuierliche parlamentarische Unterstützung der oppositionellen Sozialisten, die einst, bis 1910, seine politische Heimat gewesen waren. In Deutschland fand Briand nach dem Tod Stresemanns im Oktober 1929 aber nicht mehr die Partner, die er für eine erfolgreiche Fortsetzung seiner Außenpolitik gebraucht hätte. Den Ton gaben in Berlin seit 1930 Politiker und Diplomaten an, für die die Revision der Nachkriegsordnung das vordringlichste Anliegen war: Reichskanzler Heinrich Brüning, Außenminister Julius Curtius und der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Bernhard von Bülow.

Im Mai 1930 legte Briand den europäischen Regierungen sein «Memorandum über die Organisation eines Systems europäischer föderativer Union» vor. Es war die ausgefeilte Form von Vorstellungen, die er in einer Rede vom 5. September 1929, noch zu Stresemanns Lebzeiten, im Völkerbund entwickelt hatte: Der französische Außenminister skizzierte in dem Schriftstück seine Vision eines eng kooperierenden Europas souveräner Staaten, die sich in ständiger wechselseitiger Abstimmung auf ihre gemeinsamen wirtschaftlichen und politischen Interessen verständigten, um diese, wo immer möglich, im Völkerbund mit einer Stimme zu vertreten. Doch in Deutschland wie in Großbritannien wurde das Projekt, zumindest was den im engeren Sinn politischen Teil betraf, reserviert aufgenommen: in Berlin, weil man sich von den weitergehenden Revisionszielen nichts abhandeln lassen wollte, in London, weil das Commonwealth eine sehr viel näherliegende Form übernationaler Gemeinschaft bildete als ein «föderiertes» Europa. «Naiv» kann man die französische Politik jener Jahre dennoch nicht nennen. Ende 1929 begann der Bau der (nach dem damaligen Kriegsminister benannten) Maginotlinie: eines Systems von Wällen und Festungsanlagen an der Nordostgrenze wie an der Grenze gegenüber Italien, mit dem sich Frankreich für den Fall eines Angriffs von Osten und Südosten her wappnen wollte.

Die Wirtschaftskrise hatte auch in Frankreich eine politische Radikalisierung zur Folge. Auf der Rechten hatte sich die früheste unzweideutig profaschistische Gruppierung schlechthin, der Faisceau von Georges Valois, im Jahr 1928 wieder aufgelöst. Die Action française und ihr gewalttätig auftretender Stoßtrupp, die Camelots du Roi, bestanden aber ebenso fort wie die Jeunesses Patriotes um den Abgeordneten Pierre Taittinger. Die rechtsradikalen Organisationen hatten im Zuge der wirtschaftlichen und finanziellen Stabilisierung an Zulauf und öffentlichem Widerhall stark eingebüßt. Zu Beginn der dreißiger Jahre änderte sich das Bild. Seit 1931 stieg der vier Jahre zuvor gegründete, seit 1929 von dem Oberst Graf Casimir de La Rocque geführte Frontkämpferbund Croix de Feu zur schlagkräftigsten der rechten «Ligues» auf. Die Feuerkreuzler waren keine Faschisten, wohl aber radikale Nationalisten. Sie genossen die finanzielle Unterstützung von rechts stehenden Industriellen wie François Coty und Ernest Mercier, verdeckt aber auch von einem Politiker wie André Tardieu, der vom März bis Dezember 1930 die Ämter des Ministerpräsidenten und des Innenministers innehatte.

1933 zählten die Croix de Feu etwa 80.000 Mitglieder, fast durchgängig ehemalige Soldaten, wozu noch 40.000 Jugendliche, die Volontaires nationaux, kamen. Bis 1936 wuchs die Zahl der Feuerkreuzler nach eigenen Angaben auf 2 bis 3 Millionen an. Sie waren paramilitärisch organisiert, bekannten sich als französische Nationalisten und erstrebten ein System, in dem die entscheidende Macht nicht mehr beim Parlament, sondern beim Präsidenten der Republik liegen sollte. Auf einen gewaltsamen Umsturz aber arbeitete der Verband La Rocques nicht hin. Faschistisch waren hingegen ihrem Selbstverständnis nach der im September 1933 gegründete, von François Coty wie vom Italien Mussolinis finanziell geförderte Bund Francisme und die ebenfalls 1933 entstandene und von Coty unterstützte, paramilitärisch auftretende Solidarité française, die freilich beide nur einige Tausend Gefolgsleute hinter sich scharen konnten.

Ein bevorzugter Ort für gewaltsame Auseinandersetzungen mit der Linken waren, wie schon Mitte der zwanziger Jahre, die Universitäten und namentlich die Pariser Sorbonne. Die Jeunesses Patriotes und die Camelots du Roi wetteiferten miteinander bei Kampagnen gegen linke und pazifistische Professoren und die Studenten, die sich zu den Radicaux oder den Sozialisten bekannten. Intellektuelle Unterstützung erhielten die militanten Ligen von «nonkomformistischen» Vereinigungen wie der Jeune Droite und dem Ordre Nouveau, von denen die erste aus der Action française hervorgegangen war, während die Sprecher der zweiten mit sozialistischen Ideen sympathisiert hatten. Zu den publizistischen Organen dieser Gruppierungen gehörten Zeitschriften wie «Cahiers», «Réaction», «Revue Française», «Ordre Nouveau» und «Plans». Den politischen Standort einer der Gruppen der jungen Rechten, des Ordre Nouveau, versuchte deren Wortführer Robert Aron im Dezember 1932 in den Worten zusammenzufassen: «Wir stehen weder rechts noch links, aber wenn man uns unbedingt in der parlamentarischen Begrifflichkeit einordnen will, so betonen wir, daß wir uns in der Mitte zwischen der extremen Rechten und der extremen Linken befinden, hinter dem Präsidenten und mit dem Rücken zur Nationalversammlung.»

Daß die Position des Ordre Nouveau keine der politischen Mitte, sondern eine der Rechten war, machten Aron und sein Mitstreiter, der Literaturkritiker Arnau Dandieu, in zwei Schriften aus dem Jahr 1931 mit den bezeichnenden Titeln «Décadence de la Nation Française» und «Le cancer Américain» (Der amerikanische Krebs) deutlich. Die beiden Autoren sahen Europa sowohl durch den russischen Bolschewismus wie durch den amerikanischen Kapitalismus bedroht. Das Hoover-Moratoium erschien ihnen als ein Versuch, den alten Kontinent der hegemonialen Kontrolle der «neuen Welt» zu unterwerfen. Frankreichs Mission war die Rettung des Abendlandes, was aber zunächst eine radikale innenpolitische Wende, eine Abkehr vom Parlamentarismus und die Stärkung der Präsidialgewalt, verlangte. Einig war sich die junge Rechte im «Antibriandismus»: 1931 unterzeichneten 202 Intellektuelle ein «Manifest der jungen ‹wehrfähigen› Intellektuellen gegen die Demission Frankreichs», das sich scharf gegen eine weitere Aushöhlung der Friedensordnung von 1919 und die Gefahr einer neuen Teilung Polens aussprach.

Einige Gruppen der jungen französischen Rechten wie der Ordre Nouveau unterhielten dessen ungeachtet enge Verbindungen zur intellektuellen Rechten Deutschlands bis hin zu jungen Nationalsozialisten wie Otto Abetz, der während des Zweiten Weltkriegs deutscher Botschafter im besiegten Frankreich werden sollte. Ein maßgeblicher Vertreter dieser «prodeutschen» Strömung war Marc Alexandre, der eigentlich Marc-Alexandre Lipiansky hieß, aus einer jüdischen Familie in Odessa stammte, nach der russischen Oktoberrevolution mit seiner Familie nach Frankreich geflüchtet war und in Deutschland Philosophie studiert hatte. Am stärksten beeinflußten ihn Max Schelers «ethischer Personalismus» und das 1931 erschienene Buch des Breslauer Universalhistorikers Eugen Rosenstock-Huessy «Die europäischen Revolutionen und der Charakter der Nationen», das den weltgeschichtlichen Rang der Französischen Revolution von 1789 erheblich relativierte. Mit der Kritik an der Französischen Revolution und ihrem Zentralismus ging bei Marc wie bei Aron und Dandieu das Eintreten für die Autonomie der Regionen einher, wobei sich Berührungspunkte mit dem Neothomismus Jacques Maritains und zumal mit dem Subsidiaritätsprinzip der katholischen Soziallehre ergaben, wie sie Papst Pius XI. 1931 in der Enzyklika «Quadragesimo anno» weiterentwickelt hatte.

Mit den Autoren der «Konservativen Revolution» in Deutschland, denen Rosenstock-Huessy freilich nur bedingt zuzurechnen war, hatten Ordre Nouveau und Jeune Droite vieles gemeinsam: die antiparlamentarische Ausrichtung, das wohlwollende Interesse am italienischen «stato corporativo», den dezidierten Antiliberalismus und Antimarxismus, die Kritik am Rationalismus der Aufklärung, am östlichen Materialismus und westlichen Utilitarismus. In einem wesentlichen Punkt aber unterschieden sich die französische und die deutsche junge Rechte: Es gab in Frankreich kein Gegenstück zur Kriegsverherrlichung rechts des Rheins.

Der Erste Weltkrieg wirkte in Frankreich als Trauma und als Mahnung nach – als das Ereignis, das sich auf keinen Fall wiederholen durfte. Was die Franzosen aller politischen Richtungen beunruhigte, war die demographische Stagnation, die das Land gegenüber dem bevölkerungsreichen und geburtenstarken Deutschland ins Hintertreffen brachte. Um 1930 hatte nur ein starkes Drittel (35 Prozent) der französischen Familien drei und mehr Kinder. Der Prozentsatz der Personen über 60 Jahre war in Frankreich mit 13,5 Prozent sehr viel höher als in Deutschland, Großbritannien oder in Italien, wo er bei etwa 9 Prozent lag. Der «Malthusianismus», die Angst vor der Überbevölkerung, war immer noch weit verbreitet. Seinen Bevölkerungszuwachs (von 39,2 Millionen im Jahr 1919 auf knapp 42 Millionen 1939) verdankte Frankreich ausschließlich der Einwanderung aus europäischen Ländern und aus Nordafrika. Von einem Krieg befürchtete man einen neuen furchtbaren Aderlaß. Für einen Bellizismus, wie er auf der Rechten im besiegten Deutschland gepflegt wurde, fehlten bei der Siegermacht Frankreich wichtige Voraussetzungen.

Auf der äußersten Linken hatte sich die Kommunistische Partei Frankreichs wie alle Mitgliedsparteien der Dritten Internationale seit 1924 einer strikten «Bolschewisierung» unterziehen müssen und darüber viele ihrer Mitglieder verloren. Im Zeichen der ultralinken Wende, wie sie vom Sechsten Weltkongreß der Komintern im Sommer 1928 beschlossen worden war, grenzte sich auch der PCF verschärft von den Reformisten in der SFIO und CGT ab und mußte dafür den Preis der politischen Isolierung und parlamentarischen Marginalisierung bezahlen. (In der im April 1928 gewählten Kammer gab es freilich ohnehin nur 12 kommunistische Deputierte, 14 weniger als in der vorigen Legislaturperiode.)

Die vom PCF bewußt herbeigeführten Konfrontationen mit der Polizei brachten die führenden Funktionäre immer wieder vor Gericht und ins Gefängnis. Im Frühjahr 1930 übernahm der einstige Bergarbeiter Maurice Thorez, kurz nachdem er aus dem Gefängnis entlassen worden war, die faktische Parteiführung; 1931 wurde er zum Generalsekretär gewählt. Politische Entscheidungen traf er nur in engster Abstimmung mit dem Beauftragten der Komintern, dem tschechischen Kommunisten Eugen Fried. Bei den «militants» und vielen Arbeitern war der redegewandte Thorez ähnlich beliebt wie Ernst Thälmann in Deutschland. Wie dieser gab er Stalin keinen Anlaß, an seiner Linientreue zu zweifeln.

Wo die Kommunisten ihren stärksten Massenrückhalt hatten, bei den Arbeitern der «banlieue rouge» um Paris und den Bauern einiger südwestfranzösischer Departements wie dem Corrèze, war das Votum für den PCF vor allem ein sozialer Protest gegen die französische Klassengesellschaft. Der politische Extremismus war bei den französischen Kommunisten schwächer ausgeprägt als bei den deutschen – was vor allem daran lag, daß es in Frankreich weniger Massenelend als in Deutschland und zwar rechtsradikale Strömungen, aber keine faschistische Massenbewegung ab: Der bürgerlich-republikanische Radikalismus der Radicaux war auch in den dreißiger Jahren noch stark genug, um als Barriere gegen eine breite Radikalisierung nach rechts zu wirken.

Wie alle kommunistischen Parteien hatte auch die französische neben intellektuellen Parteimitgliedern wie dem Mitbegründer der surrealistischen Bewegung, Louis Aragon, eine größere Zahl von intellektuellen Sympathisanten, wobei die meisten von ihnen sich mehr für die Sowjetunion als für den PCF engagierten: am bedingungslosesten Henri Barbusse, der Autor des Antikriegsbuches «Das Feuer» von 1916, mit stärkeren Vorbehalten Romain Rolland, André Gide und André Malraux. Sie alle beteiligten sich seit 1932/33 an der Association des écrivains et artistes révolutionnaires und schrieben für die Zeitschrift dieser prokommunistischen Vereinigung, die «Commune». Die Hinwendung zum Kommunismus hatten bei den meisten von ihnen ihren wichtigsten Grund im Aufstieg des Nationalsozialismus in Deutschland. Wer ihn wirksam bekämpfen wollte, konnte das nach der Überzeugung dieser Intellektuellen nur im Bund mit den Kommunisten tun. Die Begegnung mit der Realität des sowjetischen Kommunismus stand ihnen erst noch bevor – nachdem Hitler an die Macht gelangt war.

Der Aufstieg der Nationalsozialisten und das Erstarken der französischen Rechten waren eine Herausforderung auch für die Partei, die bei den Wahlen von 1928 die meisten Stimmen, wenn auch nicht die meisten Mandate erhalten hatte: die Sozialisten. Noch immer galt in der SFIO die Devise, die der Vorsitzende der sozialistischen Fraktion in der Deputiertenkammer und faktische Parteiführer, Léon Blum, im Januar 1926 auf dem außerordentlichen Parteitag in Paris ausgegeben hatte: Die Ausübung der Macht (exercice du pouvoir) im parlamentarischen System war sorgfältig von der revolutionären Eroberung der Macht (conquête du pouvoir) zu unterscheiden. Die Ausübung der Macht in Form einer Koalition mit bürgerlichen Parteien war für Sozialisten, ganz im Sinn der legendären «Resolution Kautsky», dem Beschluß der Internationale vom September 1900, nur in Ausnahmefällen, wie im Krieg oder zur Abwehr von Gefahren wie Faschismus oder Konterrevolution, vertretbar. Blum zufolge war die Machtausübung gefährlich, weil sie die Arbeiter dazu verleiten konnte, sich von ihr Ergebnisse zu erhoffen, die nur von der Eroberung der Macht zu erwarten waren.

Wenn sich die deutschen Sozialdemokraten anders verhielten und mit bürgerlichen Parteien Regierungsbündnisse eingingen, war das aus Blums Sicht durchaus zu verantworten (und schon aus außenpolitischen Gründen zu begrüßen). Die Gefahr der «confusion» war in Deutschland nämlich viel geringer als in Frankreich, denn die Partner der SPD waren katholische und liberale Parteien, also Kräfte, die sich von den Sozialisten klar unterschieden, und nicht bürgerlich-progressive, entschieden republikanische und laizistische Radikalsozialisten, die den Sozialisten in vielen Bereichen relativ nahestanden. Für das eigene Land kam im Regelfall also nur die Unterstützung einer Regierung in Frage, die sich der Reaktion nachdrücklich entgegenstellte. Die Grenze zur Regierungsbeteiligung nicht zu überschreiten war, so gesehen, für die französischen Sozialisten geradezu ein Gebot der Selbsterhaltung. Eine Änderung dieser Position stellte Blum in der Folgezeit nur für den Fall in Aussicht, daß es der SFIO gelingen sollte, wie die SPD zur stärksten Fraktion des Parlaments aufzusteigen.

Innerhalb der SFIO war Blums Doktrin keineswegs unumstritten. Im Oktober 1929 sprach sich die Fraktion erstmals gegen den erbitterten Widerstand ihres Vorsitzenden mit großer Mehrheit für eine «participation ministérielle» aus. Nur ein Veto des Parteivorstands konnte eine Koalitionsregierung aus Radicaux und Sozialisten verhindern (und damit dem ersten Kabinett Tardieu an die Macht verhelfen). Der Wortführer der «Partizipationisten», der «rechte» Pierre Renaudel, ließ sich von diesem Rückschlag nicht entmutigen. Er gewann den Vater der Resolution von 1900, Karl Kautsky, für ein fulminantes, nicht zuletzt außenpolitisch begründetes Plädoyer zugunsten einer sozialdemokratischen Koalitionspolitik, das in der Neujahrsausgabe 1930 des «Vorwärts» und im Januarheft der von Renaudel herausgegebenen «Vie Socialiste», dem Organ der Reformisten, erschien. «Es gibt Situationen», schrieb Kautsky, «in denen das Übel der Koalitionsregierung das kleinere Übel ist gegenüber den größeren, die uns drohen, wenn wir die Verfügung über die ungeheuren Machtmittel des Staates unseren schlimmsten Gegnern ausliefern, obwohl wir diese Gefahr durch Eintritt in die Koalition vermindern könnten.»

Auf dem außerordentlichen Parteitag der Sozialisten Ende Januar 1930 erlitten die «Partizipationisten» erneut eine Niederlage. Als der «rechte» Abgeordnete Marcel Déat ankündigte, die Minderheit werde sich weiterhin für ihre Meinung einsetzen, schleuderte ihm der Generalsekretär der SFIO, Paul Faure, eine Kampfansage entgegen, die viele um die Einheit der Partei fürchten ließ. Daß eine derart zerstrittene Partei objektiv nicht regierungsfähig war: die SFIO hatte es, sehr gegen den Willen der «Partizipationisten», vor aller Welt demonstriert. Im Jahr darauf nahm eine Gruppe von Reformisten unter Führung des Abgeordneten Joseph Paul-Boncour einen anderen Konflikt, den Streit um die Landesverteidigung, auf dem Parteitag in Tours im Mai 1931, zum Anlaß, einen Schlußstrich zu ziehen: Paul-Boncour und seine Anhänger traten aus der SFIO aus und gründeten eine neue Partei, die Républicains Socialistes, die sich im Gegensatz zu den Sozialisten klar zu einer Politik hinreichender militärischer Stärke bekannten.

Am 1. Mai 1932 fand der erste Wahlgang der Wahlen zur Deputiertenkammer statt. Die bisherigen Regierungsparteien hatten zuvor noch gegen den Widerstand der Linken das Wahlrecht geändert: Danach war ein Kandidat gewählt, wenn er im ersten Wahlgang mindestens 40 Prozent der Stimmen erhielt, so daß sich ein zweiter Wahlgang erübrigte. Dennoch erhielt die Linke insgesamt rund 1 Million mehr Stimmen als die Rechte, wobei die SFIO mit 1,96 Millionen vor den Radicaux («Radicaux-Socialistes») mit 1,84 Millionen lag. Die Kommunisten fielen von 1,06 Millionen auf 797.000 Stimmen. Die radikale Rechte war nicht angetreten. Am 7. Mai, einen Tag vor dem zweiten Wahlgang, wurde der im Jahr zuvor gewählte Präsident der Republik, Paul Doumer, bei der Eröffnung einer Buchausstellung von einem antikommunistischen russischen Emigranten ermordet, der auf diese Weise dagegen protestieren wollte, daß Frankreich nichts unternahm, um das Sowjetregime zu Fall zu bringen. Am 10. Mai wählten Senat und Deputiertenkammer als Nationalversammlung den konservativen Senatspräsidenten Albert Lebrun zum neuen Staatsoberhaupt.

Der zweite Wahlgang der Kammerwahlen am 8. Mai erbrachte dank regionaler Wahlabsprachen zwischen den Sozialisten und den Radicaux eine Mitte-Links-Mehrheit. Die Radicaux-Socialistes wurden mit 157 Deputierten die stärkste, die SFIO mit 129 Mandaten die zweitstärkste Fraktion. Auf der Rechten gab es drei größere Fraktionen: die Union républicaine démocratique mit 76, die Républicains de gauche mit 72 und die Radicaux-Indépendants mit 62 Sitzen. Die Kommunisten kamen auf 12, die zwischen SFIO und PCF stehenden Socialistes-Communistes auf 11 Mandate. Paul-Boncours Républicains-Socialistes stellten 37 Abgeordnete.

Die bürgerlichen Radicaux-Socialistes waren eine in sich alles andere als einheitliche Partei. Der Parteivorsitzende Édouard Herriot, der den Auftrag zur Regierungsbildung erhielt, war inzwischen von links in die Mitte gerückt. Die Linken, unter ihnen die sogenannten «Jungtürken» Pierre Cot, Pierre Mendès-France und Jean Zay, bildeten die Minderheit. Für die künftige Zusammenarbeit zwischen Radicaux und Sozialisten war es kein gutes Vorzeichen, daß die meisten Radicaux bei der Präsidentenwahl gegen den sozialistischen Kandidaten Paul Faure und für Lebrun stimmten.

Herriot bot den Sozialisten eine gemeinsame Regierung an. Diese erklärten sich auf einem außerordentlichen Parteitag in Paris dazu grundsätzlich bereit, knüpften den Eintritt in die Regierung aber (mit der Zustimmung des reformistischen Abgeordneten Déat) an rigorose Bedingungen, die sogenannten «Cahiers d’Huyghens», darunter die Verstaatlichung der Eisenbahnen, der öffentlichen Verkehrsunternehmen und Versicherungsgesellschaften, eine scharfe Bankenaufsicht, die Einführung der Vierzig-Stunden-Woche und die Senkung der Militärausgaben. Da Herriot auf diesen Forderungskatalog nicht eingehen konnte, bildete er ein Kabinett, das überwiegend aus Radicaux und einigen Vertretern der Mitte bestand. Herriot selbst übernahm in Personalunion das Außenministerium. Der ehemalige Sozialist Paul-Boncour wurde Kriegsminister. Die Vertrauensabstimmung gewann das Kabinett Herriot dank der Tolerierung durch die Sozialisten.

In die kurze Amtszeit Herriots fiel die Reparationskonferenz in Lausanne, von der noch die Rede sein wird. Daß Herriot am 9. Juli einem Abkommen zustimmte, das die deutschen Reparationszahlungen faktisch beendete, ohne daß zuvor mit den USA eine Vereinbarung über die Beendigung der Zahlung der interalliierten Schulden abgeschlossen worden war, wurde ihm zum Verhängnis. Im Gegensatz zur Mehrheit der Kammer und auch seiner eigenen Partei war der Ministerpräsident bereit, die nach Ablauf des Hoover-Moratoriums Ende 1932 fällige Rate für 1932 an die Vereinigten Staaten zu überweisen. Am 14. Dezember 1932 erlitt er bei der Abstimmung hierüber eine Niederlage und mußte zurücktreten.

Dem Sturz Herriots folgten bis Ende Januar 1934 vier kurzlebige Kabinette unter Joseph Paul-Boncour, Édouard Daladier, Albert Sarraut und Camille Chautemps. Hauptursache der innenpolitischen Labilität waren die tiefen Meinungsverschiedenheiten zwischen Radicaux und Sozialisten in der Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik. Die linksbürgerlichen Kabinette betrieben eine deflatorisch wirkende Sparpolitik und beharrten, trotz der Nachteile für die Exportwirtschaft und der hohen sozialen Kosten, auf der Beibehaltung des Goldstandards, den Großbritannien und die USA inzwischen, diese im September 1931, jene im April 1933, aufgegeben hatten. Die Sozialisten waren gegenteiliger Ansicht, wobei die Parteiorganisation sehr viel antigouvernementaler auftrat als die Fraktion.

Im Mai 1933 kam es zu einem schweren Konflikt zwischen dem Parteivorstand und der Fraktion der SFIO, nachdem diese gegen den erklärten Willen der Parteiführung für das Haushaltsgesetz der Regierung Daladier gestimmt hatte. Die reformistische Kerngruppe um Pierre Renaudel und Paul Ramadier und die jüngeren Abgeordneten Marcel Déat, Adrien Marquet und Barthélemy Montagnon, die «Neosozialisten» oder «Néos», legten ihre Position in einer Plattform dar, in der sie sich zur Zusammenarbeit mit der bürgerlichen Linken, zu einem sozialen Patriotismus und der sozialen Öffnung gegenüber den Mittelschichten bekannten. Namentlich Déat sah in der Umwerbung der Mittelschichten die wichtigste Lektion aus dem Scheitern der deutschen Sozialdemokraten und damit letztlich dem Untergang der Weimarer Republik: Wenn die Sozialisten dem Faschismus den Weg verlegen wollten, mußten sie um die Schichten kämpfen, aus denen sich der Massenanhang der faschistischen Bewegungen vor allem rekrutierte.

Der «Neosozialismus» war eine Reaktion auf die ideologische Sterilität und den politischen Immobilismus des offiziellen Parteisozialismus, wie ihn Léon Blum in Reinkultur verkörperte. Um die Einheit der Partei zu erhalten, hatte Blum die SFIO seit ihrer Neugründung 1920/21 durch Formeln zu integrieren versucht, von denen er hoffte, daß die auseinanderstrebenden Flügel mit ihnen leben konnten. Seine scholastisch anmutenden Distinktionen waren Ausdruck dieser Politik der Balance. Da aber die Mehrheit der «militants» links stand, glaubte der Parteiführer dem linken Traditionalismus mehr Rechnung tragen zu müssen als den reformistischen Vorstellungen der rechten Minderheit. Je mehr sich die wirtschaftliche Krise seit 1931 auch in Frankreich zuspitzte, desto deutlicher traten die politischen Defizite der SFIO hervor. Auf die neuen Herausforderungen gab sie immer nur die alten Antworten; auf das Drängen der rechten Aktivisten reagierte der Apparat fast nur noch administrativ. Seit dem Frühjahr 1933 gaben die Neosozialisten die Hoffnung auf eine Erneuerung der Partei von innen auf. Sie begannen, wie ihre Kontrahenten, die Spaltung für unvermeidbar zu halten.

Daß es auf dem Pariser Parteikongreß vom Juli 1933 zu einer Zerreißprobe kommen würde, war also absehbar. Die Wortführer der «Néos» machten der Parteimehrheit die Verständigung vollends unmöglich, als sie in ihrer Entschlossenheit, vom faschistischen Gegner zu lernen, bis zu einem Punkt gingen, wo sie sich selbst dem Verdacht aussetzten, auf dem Weg zum Faschismus zu sein. Als Marquet sich in einer Parteitagsrede zum Dreigestirn der Werte «ordre, autorité, nation» bekannte, gab Blum in einem Zwischenruf seinem «Entsetzen» Ausdruck. Sein Gefühl, daß sich bei einigen «Néos» faschistische Tendenzen abzeichneten, trog nicht. Déat und Marquet wurden in der Tat später zu Protagonisten der Bewegung, die sie 1933 noch zu bekämpfen glaubten. Andere Neosozialisten kehrten hingegen Jahre nach dem Bruch in den Schoß der SFIO zurück.

Der Pariser Parteikongreß verurteilte das Verhalten der Fraktion mit großer Mehrheit; Renaudel protestierte namens der «Néos» gegen dieses Verdikt; Blum führte mit einer Artikelserie im Parteiorgan «Populaire», in der er seinen Faschismus-Vorwurf zu erhärten versuchte, die ideologische Auseinandersetzung fort. Der endgültige Bruch wurde im Herbst 1933 vollzogen. Bei der Abstimmung über eine Budgetvorlage Daladiers stimmten am 24. Oktober 91 sozialistische Abgeordnete gegen die Regierung, 28 stimmten für sie, 11 enthielten sich. Am 4. und 5. November verfügte der Conseil National der SFIO den Parteiausschluß der führenden «Néos», darunter Renaudel, Déat, Marquet und Montagnon.

Dem von den Neosozialisten Anfang Dezember 1933 gegründeten Parti Socialiste de France – Union Jean Jaurès schlossen sich 27 Abgeordnete und 7 Senatoren der SFIO an. Die neue rechtssozialistische Partei fand keinen Massenanhang, aber der Bruch mit den «Néos» traf die SFIO doch sehr viel härter als zwei Jahre zuvor die Abspaltung der Sozialistischen Arbeiterpartei die deutschen Sozialdemokraten. Es war offenkundig, daß eine sozialistische Partei nicht nur durch ihren Reformismus, sondern auch durch einen orthodoxen Antireformismus in eine Krise geführt werden konnte.[29]

Die Kraft der Kontinuität:
Großbritannien in den frühen dreißiger Jahren

Früher und schwerer als Frankreich wurde Großbritannien von der Weltwirtschaftskrise getroffen. Das Vereinigte Königreich hatte die ganzen zwanziger Jahre über unter einer hohen strukturellen Arbeitslosigkeit zu leiden: 1921 hatte der Anteil der Erwerbslosen an der Arbeitnehmerschaft erstmals die Zahl von 10 Prozent überschritten und nur in einem Jahr, 1927, knapp unterschritten. 1929 lag der Anteil der Erwerbslosen bei 10,4 Prozent. Ihren Höhepunkt erreichte die Arbeitslosigkeit im Jahr 1932 mit 22,7 Prozent. Danach fiel sie, aber erst im Kriegsjahr 1940 lag sie wieder unter 10 Prozent. In absoluten Zahlen war die Arbeitslosigkeit mit knapp unter 3 Millionen zwischen August 1931 und Januar 1933 am höchsten. Im Sommer 1932 lag sie bei 2,5, im Juni 1932 bei etwas über 2 Millionen.

Von der Krise besonders betroffen waren die alten Industrieregionen in Mittel- und Nordengland, in Süd-Wales, Schottland und Nordirland. In den Kohlerevieren gab es Orte mit einer Arbeitslosigkeit von bis zu 70 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung. Der Niedergang des Bergbaus, der Stahl-, der Schiffbau- und der Baumwollindustrie hatte freilich schon lange vor 1929 eingesetzt; die Baumwollfabriken von Lancashire waren das Hauptopfer des Verlustes der Überseemärkte, vor allem des indischen, während des Ersten Weltkriegs. 1913 hatte eine Million Bergleute 787 Millionen Tonnen Kohle produziert; 1933 belief sich die Zahl der Bergarbeiter auf eine halbe Million; die Förderung war auf 207 Millionen Tonnen gesunken. Die Stahlproduktion fiel zwischen 1929 und 1932 von 9,6 auf 5,2 Millionen Tonnen. Die Exportindustrie litt seit 1925 unter der Rückkehr zum Goldstandard, die eine etwa zehnprozentige Überbewertung des Pfundes Sterling zur Folge hatte. Die allmähliche wirtschaftliche Erholung seit 1933 lag im allgemeinen Trend: Ihren Tiefpunkt erreichte die Depression im Sommer 1932.

Die Wirtschafts- und Finanzpolitik des seit Juni 1929 regierenden zweiten Labourkabinetts unter Ramsay MacDonald, das wie das erste im Jahr 1924 von den Liberalen parlamentarisch toleriert wurde, unterschied sich nicht wesentlich von jener der Regierung Brüning in Deutschland. Schatzkanzler Philip Snowden war ein überzeugter Anhänger eines ausgeglichenen Haushalts und des Freihandels. Forderungen nach großzügiger staatlicher Arbeitsbeschaffung, nach Schutzzöllen und dem Übergang zu flexiblen Wechselkursen wies er entschieden zurück. Als der Minister ohne Geschäftsbereich Sir Oswald Mosley im Februar 1930 ein mit George Lansbury, dem Minister für öffentliche Arbeiten, abgestimmtes Memorandum vorlegte, das die Massenkaufkraft durch öffentliche Arbeiten wie Straßenbau heben wollte, stieß das Vorhaben im Kabinett auf nahezu geschlossene Ablehnung.

Mosley hatte seine politische Karriere Ende 1918, damals als jüngstes Mitglied des Unterhauses, bei den Konservativen begonnen. Seine erste Frau, Cynthia («Cimmie»), war die Tochter des einstigen Vizekönigs von Indien und späteren Außenministers Lord George Curzon. Mit den Tories zerstritt sich Mosley bald über der irischen Frage. Bei den Wahlen von 1922 und 1923 kandidierte er, beide Male erfolgreich, als Unabhängiger. Im März 1924 trat er der Labour Party bei, wo er auf dem linken Flügel, bei der Independent Labour Party, aktiv wurde. Die Zurückweisung seines Memorandums beantwortete er im Mai 1930 mit der Niederlegung seines Regierungsamtes. Im Oktober 1930 scheiterte er nur knapp mit dem Versuch, den Parteitag der Labour Party auf seine Linie festzulegen. Innerhalb der Fraktion genoß er um diese Zeit die Unterstützung gewichtiger Abgeordneter wie Aneurin Bevan und John Strachey.

Am 28. Februar 1931 verließ Mosley die Labour Party und gründete tags darauf die New Party, die sich sein Programm zur Krisenbekämpfung zu eigen machte. Darin forderte er neben einer staatlichen Bankenkontrolle, öffentlicher Arbeitsbeschaffung und einem Entwicklungsplan für die Landwirtschaft ein Kernkabinett mit außerordentlichen Befugnissen, wie sie im Ersten Weltkrieg das War Cabinet besessen hatte. Vier Abgeordnete der Labour Party, darunter Lady Cynthia Mosley und John Strachey, schlossen sich ihm an. Für die Parteizeitung «Action» konnte er den Schriftsteller Harold Nicolson als Herausgeber gewinnen. Bei Nachwahlen in dem (bisher von der Labour Party vertretenen) Wahlkreis Ashton-under Lyne, wo die Arbeitslosenquote bei 46 Prozent lag, erreichte die New Party auf Anhieb 16 Prozent. Gewonnen wurde die Wahl von den Tories.

Auch wenn das, was die Labourregierung zur Überwindung der Arbeitslosigkeit tat, nach Meinung Mosleys und anderer Kritiker viel zu wenig war, konnte man dem Kabinett Mac Donald nicht Untätigkeit auf sozialem Gebiet vorwerfen. Der Unemployment Insurance Act vom Dezember 1930 erhöhte die Leistungen der Arbeitslosenversicherung und machte es den Erwerbslosen leichter, diese Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Die Staatszuschüsse zur Arbeitslosenversicherung stiegen infolgedessen weiter an: Hatten sie 1929 bei 51 Millionen Pfund gelegen, so beliefen sie sich zwei Jahre später auf 125 Millionen Pfund. Anfang des Jahres 1931 gelangte Schatzkanzler Snowden zu dem Schluß, daß eine drastische Senkung der Staatsausgaben unabweisbar war. Im Februar setzte er, Anträgen der Konservativen und der Liberalen entsprechend, ein unabhängiges Komitee unter Vorsitz des scheidenden Präsidenten der Prudential Insurance Company, Sir George May, ein, das Sparvorschläge ausarbeiten sollte.

Die Arbeiten des Komitees waren noch nicht abgeschlossen, als sich im Juni eine Royal Commission, die die Probleme der Arbeitslosenversicherung untersuchen sollte, in einem Zwischengutachten für eine Erhöhung der Beiträge zu dieser Versicherung und eine Senkung ihrer Leistungen aussprach. Im Juli legte das May-Komitee gegen die Stimmen der beiden Labour-Mitglieder seinen bewußt dramatisch gehaltenen Bericht vor. Aus den Defiziten der Arbeitslosenversicherung und des Gesamtbudgets zogen die Experten die Folgerung, daß Großbritannien am Rande eines finanziellen Desasters stehe. Empfohlen wurde eine Senkung der staatlichen Ausgaben um insgesamt 96 Millionen Pfund und der Arbeitslosenversicherung allein um 66,5 Millionen Pfund. Die Leistungen zugunsten der Erwerbslosen hätten um 20 Prozent vermindert werden müssen, um der zweiten Forderung Genüge zu tun. Außerdem sprach sich das Komitee für eine Senkung der Lehrergehälter und der Ausgaben für öffentliche Arbeiten aus.

Die Regierung setzte sogleich einen Wirtschaftsausschuß ein, der unter Vorsitz des Premierministers tagen und die Umsetzung der Empfehlungen vorbereiten sollte. Zu den Folgen des Berichts gehörte eine Flucht aus dem Pfund ins Gold, womit sich eine Entwicklung verstärkte, die schon im Mai nach dem Zusammenbruch der Österreichischen Kreditanstalt eingesetzt hatte. Als die Bank of England sich um neue Auslandsanleihen aus New York und Paris in Höhe von 80 Millionen Pfund bemühte, wurde sie mit der Bedingung konfrontiert, die britische Regierung möge die Empfehlungen des May-Komitees befolgen, in jedem Fall aber sich auf rigorose Einsparungen festlegen und den Goldstandard beibehalten.

Am 20. August 1931 berichteten MacDonald und Snowden den Führungen der Labour Party und des Trade Union Congress (TUC) von den geplanten Einschnitten bei der Arbeitslosenversicherung. Die Reaktion der Gewerkschaften war negativ: Die Vorsitzenden des TUC, Walter Citrine, und der Transportarbeitergewerkschaft, Ernest Bevin, gaben zu Protokoll, daß sie den Kürzungen nicht zustimmen könnten. Im Kabinett kam drei Tage später nur eine knappe Mehrheit von 11 zu 9 Stimmen für das Programm des Premierministers und des Schatzkanzlers zustande. MacDonald hielt diese Unterstützung nicht für ausreichend und begab sich am Morgen des 24. August zu Georg V. in den Buckingham-Palast, um seinen Rücktritt zu erklären. Der König ersuchte den Premierminister jedoch, ein Koalitionskabinett aus Labour Party, Konservativen und Liberalen zu bilden – eine Aufforderung, der MacDonald ohne zu zögern und offenbar nicht ungern nachkam.

Am 25. August bereits trat die neue «Nationale Regierung» ihr Amt an. Sie bestand aus vier Ministern des bisherigen Labour-Kabinetts, darunter MacDonald und Snowden, die ihre Posten behielten, vier Tories, unter ihnen Stanley Baldwin als Lord President of the Council und faktischer Vizepremier, sowie zwei Liberalen, darunter Innenminister Sir Herbert Samuel. Die Labour Party wurde von MacDonald vor vollendete Tatsachen gestellt, und sie rebellierte. Noch am 25. August übernahmen faktisch die Gewerkschaften und die außerparlamentarische Parteiorganisation die Macht. In der Fraktionssitzung vom 25. August, an der nur vier Mitglieder des «alten» Kabinetts MacDonald teilnahmen, wurde der bisherige Außenminister Arthur Henderson zum Vorsitzenden gewählt. Am 28. August folgte der Parteiausschluß von MacDonald, Snowden und den beiden anderen Labour-Mitgliedern des National Government, Kolonialminister James Henry Thomas und Lord Chancellor (Justizminister) John Sankey. In der Mitgliedschaft und bei den Anhängern der Labour Party galten MacDonald, Snowden und ihre Getreuen fortan als Verräter.

Das Verhalten der Labour-Fraktion und der Gewerkschaften Ende August 1931 erinnerte in manchem an die Auflehnung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion und der Freien Gewerkschaften gegen Reichskanzler Hermann Müller und zwei der drei weiteren sozialdemokratischen Mitglieder der Reichsregierung am 27. März 1930, nachdem diese dem «Brüning-Kompromiß» zur Reform der Arbeitslosenversicherung zugestimmt hatten. In beiden Fällen stellten sich Partei und Gewerkschaften gegen soziale Einschnitte, die die gouvernementale Minderheit für notwendig hielt. In Deutschland bewirkte die Konfrontation den Sturz der letzten parlamentarischen Mehrheitsregierung und den Übergang zum Präsidialregime. In Großbritannien hatten das Veto der Gewerkschaften und der Riß innerhalb der Labour Party die Bildung einer alternativen Mehrheitsregierung zur Folge. Zur gleichen Zeit, als in England die kleine rechte Minderheit der Arbeiterpartei sich als National Labour neu konstituierte, spaltete sich in Deutschland am linken Rand der SPD aus Protest gegen die Tolerierungspolitik die Sozialistische Arbeiterpartei ab, die bei den Wählern noch geringeren Anhang finden sollte als National Labour. In beiden Ländern bedeutete die Partei- und Regierungskrise einen Machtverlust der Sozialdemokratie und einen Ruck nach rechts. In Deutschland geriet dadurch die parlamentarische Demokratie unmittelbar in Gefahr. In Großbritannien hingegen konnte sich das parlamentarische System auch in der Krise behaupten.

Im September 1931 überstürzten sich im Vereinigten Königreich die Ereignisse. Zur Stützung des Pfundes wurden neue Anleihen aufgenommen. Schatzkanzler Snowden legte einen Nothaushalt vor, der den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes Gehaltskürzungen von 10 Prozent auferlegte; bei den Lehrern waren es sogar 15 Prozent, während die Polizisten aus Sorge um die öffentliche Sicherheit mit 5 Prozent davonkamen. Am 15. September kam es auf der Flotte vor Invergordon zu einer Meuterei gegen eine Soldkürzung. Am 21. September sah sich die Regierung auf Anraten der Bank of England genötigt, den Schritt zu tun, den sie bislang immer abgelehnt hatte: Großbritannien gab die Bindung des Pfunds an den Goldstandard auf und wertete damit das Pfund Sterling ab. Es fiel von 4,86 Dollar erst auf 3,80, dann auf 3,40 Dollar. Ein wirksameres Mittel der Krisenbekämpfung hätte der Regierung gar nicht einfallen können. Daß die britische Wirtschaft sich seit dem Sommer 1932 zu erholen begann, hing ursächlich mit der gestiegenen Wettbewerbsfähigkeit der Exportindustrie und nicht zuletzt der Automobilbranche zusammen.

Für die Außenwelt hatte die Londoner Entscheidung fatale Konsequenzen, die der britische Wirtschaftshistoriker Adam Tooze wie folgt beschreibt: «Der Anker des globalen Finanzsystems hatte sich losgerissen. Großbritanniens Abschied vom Goldstandard verwandelte eine tiefe Rezession in eine weltwirtschaftliche Katastrophe. Bis Ende September waren zwölf Staaten Großbritannien gefolgt und hatten ihre Wechselkurse ebenfalls freigegeben. Elf weitere Länder werteten ihre Devisenkurse unter Beibehaltung des Goldpreises ab. Die Staaten, die im alten Paritätsverhältnis beim Gold geblieben waren – Deutschland, Frankreich und die Niederlande –, hatten keine andere Wahl, als ihre Zahlungsbilanzen durch drakonische Beschränkungen der Konvertierbarkeit und den Protektionismus ihrer Währungen zu verteidigen.» Tooze führt es wesentlich auf die britische Pfundabwertung zurück, daß das Volumen der deutschen Exporte 1931/32 um weitere 30 Prozent fiel.

Es entsprach dem britischen Verständnis von Demokratie, daß das National Government trotz parlamentarischer Mehrheit sich zum frühestmöglichen Zeitpunkt ein Mandat der Wähler verschaffen wollte. Wahlen wurden auf den 27. Oktober 1931 festgesetzt. Die Regierungsparteien traten gemeinsam an, das heißt sie verständigten sich für jeden Wahlkreis auf einen Kandidaten. Niemand griff im Wahlkampf die Labour Party so scharf an wie Philip Snowden: Er behauptete, bei der Wahl gehe es um die Entscheidung zwischen Wohlstand und Untergang (between prosperity and ruin), und warf seinen ehemaligen Parteifreunden einen «verrückt gewordenen Bolschewismus» (bolschevism run mad) vor. Die Konservativen warben offen für Schutzzölle; ein erheblicher Teil der Liberalen um Sir John Simon, 29 von 59 Abgeordneten, schloß sich dieser Forderung im Sinne einer Notmaßnahme an und kandidierte als Liberal National Party; 30 liberale Parlamentarier mit Sir Herbert Samuel an der Spitze blieben Freihändler. Gemeinsam baten die Parteien des National Government die Wählerinnen und Wähler um «a doctor’s mandate», also eine Vollmacht, das jeweils Notwendige zu tun.

Das Ergebnis der Wahl war ein Triumph für die Regierungsparteien. Sie gewannen 67 Prozent der Stimmen und stellten 554 Abgeordnete. Auf die Konservativen entfielen bei einem Stimmenanteil von 55 Prozent 473 Mandate, auf die Liberal National Party 35, auf die Liberal Party 33, auf National Labour 13 Sitze. Die Stimmenanteile der drei kleineren Regierungsparteien lagen bei 3,7, 6,5 und 1,5 Prozent. Die Labour Party fiel von 288 Sitzen im Mai 1929 auf nunmehr 52. Der Rückgang beim Stimmenanteil war weniger dramatisch: Er lag 1929 bei 37,1 und zweieinhalb Jahre später bei 30,8 Prozent. Die oppositionellen Independent Liberals konnten 4, andere Parteien 5 Mandate erobern. Die Kommunistische Partei und die New Party gingen leer aus: Die erstere verbuchte rund 70.000 (0,3 Prozent), die letztere etwa 40.000 Stimmen (0,2 Prozent). Vielleicht hätten mehr Wähler für die radikalen Flügelparteien gestimmt, wenn das Wahlrecht ein anderes, nämlich ein proportionales gewesen wäre. Das traditionelle Mehrheitswahlrecht ließ jedoch jede Stimme für extreme Gruppierungen als «verloren» erscheinen; es förderte den Trend zur Mitte – zu Parteien, denen man zutraute, die nächste Regierung zu stellen oder zumindest an ihr beteiligt zu werden.

Trotz des großen Wahlerfolgs der Konservativen behielt Ramsay MacDonald im wechselseitigen Einvernehmen der Regierungsparteien das Amt des Premierministers. Das Außenministerium übernahm Sir John Simon, der Vorsitzende der Nationalliberalen, Schatzkanzler wurde der Tory Neville Chamberlain. Im Februar 1932 wurden die im Wahlkampf versprochenen Schutzzölle in Form eines Aufschlags von 10 Prozent auf die importierten Güter eingeführt, womit Großbritannien sich vom viktorianischen Erbe des Freihandels verabschiedete. Für die Staaten des Commonwealth wurde im August 1932 auf der Reichskonferenz in Ottawa ein differenziertes System von Zollpräferenzen vereinbart und das Pfund Sterling zur Leitwährung der «Sterling-Zone» erhoben. Die Beschlüsse von Ottawa zahlten sich in meßbarer Form aus: Der Anteil der britischen Exporte in die Staaten und Kolonien des Empire stieg zwischen 1934 und 1938 von 35 auf 41,3 Prozent des Vorkriegsstandes, der Anteil der Importe aus dem Empire von 29,6 auf 41,2 Prozent – ein wichtiger Beitrag zur Überwindung der Depression im britischen Mutterland wie im Commonwealth, nicht aber in der übrigen Welt.

Vom Wirtschaftsliberalismus wandte sich die Nationale Regierung auch auf dem Binnenmarkt ab. Zwei Agrarmarktgesetze von 1931 und 1933 schufen Aufsichtsgremien, die für eine zweckmäßige Vermarktung von Kartoffeln, Milch, Schweinefleisch und anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen sorgen sollten. Ein Weizengesetz von 1932 setzte für diesen Bereich einen staatlich garantierten Standardpreis fest. Es folgten in den Jahren 1934 bis 1936 Gesetze, die den wirtschaftlichen Wiederaufbau in den besonders von der Krise betroffenen Regionen fördern und die Produktions- und Absatzbedingungen in der Baumwollindustrie und bei den Werften verbessern sollten. Auf dem Höhepunkt der Depression hatten die Arbeitslosen aber nicht den Eindruck, daß die Regierung in London sich hinreichend um eine Linderung ihrer Not kümmerte. 1931 kam es, häufig aus Anlaß von Hungermärschen, in über 30 britischen Städten, darunter in Rochdale, Belfast und Merseyside, zu (verglichen mit Deutschland freilich meist harmlos wirkenden) Zusammenstößen zwischen der Polizei beziehungsweise zu Hilfe gerufenen Armeeeinheiten und demonstrierenden Erwerbslosen.

Große Beachtung fand im Oktober 1932 ein «Nationaler Hungermarsch», der wie viele andere dieser Märsche von dem National Unemployed Workers Movement (NUWM) organisiert wurde. An der Spitze dieser Ende 1920 gegründeten Vereinigung standen zunächst Wal Hannington und später Sid Elias, zwei Mitglieder der Kommunistischen Partei, und auch in den meisten Aktionsgruppen gaben Kommunisten den Ton an. Im Verlauf der Demonstrationen vom Oktober 1932 wurden vielerorts öffentliche Gebäude und Wohlfahrtsbüros belagert; in London, Manchester, Glasgow und Südwales kam es zu Zusammenstößen mit der Polizei. Bis Dezember 1932 wurden 1300 Angehörige des NUWM verhaftet und 421, darunter Hannington und Elias, zu Freiheitsstrafen wegen Aufruhrs verurteilt. Der TUC unternahm im Januar 1933 einen eher zaghaften Versuch, einen eigenen Erwerbslosenverband aufzubauen, hatte damit aber keinen Erfolg.

Die Labour Party grenzte sich scharf von den Kommunisten ab, indem sie 1930 die Zugehörigkeit zu prokommunistischen Organisationen wie der Liga gegen den Imperialismus, dem Left Wing Movement, den Freunden Sowjetrußlands und dem NUWM für unvereinbar mit der Übernahme von Wahlämtern der eigenen Partei erklärte. Dem linken Parteiflügel erschienen solche Maßnahmen aber allzu defensiv. Die Independent Labour Party (ILP), die der Gesamtpartei ein scharfes sozialistisches Profil geben wollte, distanzierte sich seit dem Sommer 1930 immer mehr von der Labour Party und stellte bei der Unterhauswahl vom Oktober 1931 unabhängig von der Labour Party eigene Kandidaten auf.(Die ins Unterhaus gewählten fünf Abgeordneten der ILP schlossen sich dann doch der Labour-Fraktion an). Im Jahr 1932 kam es zum endgültigen Bruch. Die Mehrheit der ILP entschied sich für die organisatorische Trennung von der Labour Party. Die Folge war ein rascher Zerfall der ILP: Die Zahl ihrer Mitglieder sank von 17.000 im Jahr 1932 auf 4400 im Jahr 1935.

Kurz vor dem Labour-Parteitag in Leicester im Oktober 1932, auf dem George Lansbury an Stelle des zurückgetretenen Henderson die Führung der Partei übernahm, schlossen sich zahlreiche Aktivisten der ILP unter ihrem Vorsitzenden Frank Wise mit der im Jahr zuvor gegründeten, von Ernest Bevin geführten Society for Socialist Inquiry and Propaganda zur Socialist League zusammen. Die Führung übernahm zunächst Wise, nach seinem Tod im Jahr 1933 der linke Labour-Abgeordnete Sir Stafford Cripps. Der scharfe Linksruck der Arbeiterpartei, auf den die Socialist League hinarbeitete, fand aber nicht statt: Auch in der Opposition vertrat die Labour Party eine moderate Politik der sozialen Reformen im Rahmen des bestehenden politischen Systems.

Auf dem rechten Rand des politischen Spektrums veränderte sich 1931/32 mehr als auf dem linken. Von Mosleys New Party war nach dem Debakel der Unterhauswahl nicht mehr viel übrig. Im Januar 1932 besuchte Mosley, begleitet von Harold Nicolson und anderen Mitstreitern, Italien und hatte dort Gelegenheit, das faschistische Regime Mussolinis näher kennenzulernen und vom «Duce» empfangen zu werden. Mosley war von dem, was er zu sehen und zu hören bekam, tief beeindruckt. Im April trennte er sich von Nicholson, der dem Faschismus ähnlich kühl gegenüberstand wie Lady Cynthia Mosley. Im Sommer 1932 brachte Mosley eine Programmschrift unter dem auf Charles Dilkes berühmtes Buch von 1868 anspielenden Titel «The Greater Britain» zu Papier, in der er die technologische Rückständigkeit Großbritanniens anprangerte, eine konsequent protektionistische Wirtschaftspolitik forderte und dem parlamentarischen System vorhielt, es genüge allenfalls Ansprüchen des 19. Jahrhunderts. Die Alternative konnte nur ein autoritärer Staat sein – eine moderne Diktatur, in der ein ständisch zusammengesetztes Parlament von Zeit zu Zeit die Rechenschaftsberichte der Regierung entgegennehmen und gegebenenfalls auch mit einem Mißtrauensvotum beantworten konnte. In letzterem Fall hatte der König und nicht etwa das Parlament eine neue Regierung zu berufen.

Am 1. Oktober 1932 rief Mosley die British Union of Fascists (BUF) ins Leben. Innerhalb von zwei Jahren gelang es der BUF nach eigenen Angaben, 40.000 bis 50.000 Mitglieder zu gewinnen, womit sie freilich auch schon den Gipfel ihrer Anziehungskraft erreicht hatte. Mit ihren schwarzen Parteiuniformen erregten die Anhänger Mosleys ebensoviel Aufsehen wie mit ihrem gewaltsamen Auftreten gegenüber politischen Gegnern, obenan den Kommunisten, und ihren Angriffen auf die Juden. Bis 1935 war das faschistische Italien Mosleys Idealstaat. Erst nach seiner ersten Begegnung mit Hitler im April 1935 begann das nationalsozialistische Deutschland mit dem Regime Mussolinis gleichzuziehen.

In seiner Sympathie für den Nationalsozialismus wurde Mosley durch Diana Mitford, die Tochter von Lord Redesdal, bestärkt, die seit Anfang 1933 seine Geliebte war und 1936, drei Jahre nach dem Tod von Lady Cynthia, seine Frau wurde. Von den rechten Massenblättern erhielt die British Union of Fascists zeitweilig nachhaltige Unterstützung. «Hurrah für the Blackshirts!» lautete die Schlagzeile, die Lord Rothermere am 15. Januar 1934 über den ersten einer Reihe von Artikeln über die Mosley-Bewegung in der «Daily Mail» setzte. Knapp fünf Monate später, am 7. Juni 1934, kam es auf einer Großkundgebung der BUF in der Londoner Olympia Hall während einer Rede von Mosley zu organisierten Gewaltaktionen seiner Anhänger gegenüber linken Störern. Die Öffentlichkeit reagierte überwiegend schockiert auf diesen demonstrativen Bruch mit dem britischen Stil der politischen Auseinandersetzungen. Die publizistische Sympathie für die BUF begann nachzulassen, die Organisation verlor binnen kurzem einen Großteil ihrer Mitglieder.

Außer der British Union of Fascists bekannten sich zwei weitere Organisationen offen zum Faschismus: die 1923/24 entstandenen British Fascists und die 1928 gegründete Imperial Fascist League, von denen die erste die Bewegung um Mosley unterstützte, während die zweite sich durch das plebejische Auftreten der «Blackshirts» abgestoßen fühlte. Die Sympathien für den italienischen Faschismus gingen aber über die Vereinigungen, die sich faschistisch nannten, weit hinaus. Das galt vor allem für die «Neo-Tories» (der Begriff wurde 1945 von George Orwell geprägt) um den Publizisten Douglas Jerrold, seit 1931 Herausgeber der «English Review», die Historiker Charles Petrie und Arthur Bryant, den Nietzsche-Verehrer Anthony Mario Ludovici, den zeitweiligen Chefredakteur des «Everyman», Francis Yeats-Brown, und den konservativen Abgeordneten Viscount Lymington – eine Gruppierung, die vor allem über die genannten Zeitschriften seit Ende der zwanziger Jahre Einfluß auf das intellektuelle Leben des Landes nahm.

Die Neo-Tories bezogen Positionen, die in vielem denen der Autoren der «Konservativen Revolution» in Deutschland ähnlich waren. Mit der intellektuellen Rechten Deutschlands, mit der sie in regem Gedankenaustausch standen, teilten sie ein Merkmal, das der Jeune Droite und dem Ordre Nouveau in Frankreich gänzlich abging: die Verherrlichung des Kriegserlebnisses. Die Kritik der Neo-Tories an Liberalismus und Demokratie war vergleichbar radikal wie die der deutschen Jungkonservativen. Wie diese sahen sie im Parlamentarismus ein überlebtes politisches System, das durch einen straff geführten, autoritären Staat abgelöst werden sollte. Allerdings wollten sie diesem, anders als die meisten deutschen Jungkonservativen, keine plebiszitäre Massenbasis geben, sondern die Monarchie auf Kosten der Volksvertretung stärken. Ihr Ideal war nicht ein charismatischer Führer, sondern ein König von der Art, wie England ihn vor der Glorious Revolution von 1688 gekannt hatte. Eine stärkere Rolle als bei den Autoren der Konservativen Revolution spielte bei den Neo-Tories die Eugenik: Sie war ihre Antwort auf die Furcht vor einer fortschreitenden biologischen Degeneration der britischen Gesellschaft. Ähnlich wie die deutschen waren auch die britischen Jungkonservativen Antisemiten, die gleichzeitig physische Gewalt gegenüber Juden verabscheuten.

Das faschistische Italien faszinierte die Neo-Tories vor allem auf Grund der Entschiedenheit, mit der dieses die Linke in die Schranken verwiesen hatte. Im «stato corporativo» sahen sie, auch darin manchem deutschen Jungkonservativen vergleichbar, eine Alternative zum überkommenen parlamentarischen System. Der eigentliche «Faschismusexperte» der Neo-Tories war Charles Petrie, den Douglas Jerrold 1931 zum außenpolitischen Redakteur der «English Review» machte. Im November 1932 nahm Petrie, zusammen mit Lymington, an einer von der Fondazione Volta veranstalteten internationalen Tagung über den Faschismus teil, zu deren deutschen Teilnehmern neben anderen die Nationalökonomen Werner Sombart und Erwin von Beckerath, der ehemalige Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht und zwei prominente Nationalsozialisten, Reichstagspräsident Hermann Göring und der Chefredakteur des «Völkischen Beobachters», Alfred Rosenberg, gehörten. Petrie hielt einen Vortrag über das Thema «The Fundamental Unity of European Civilization», der ein einziger Angriff auf den Geist der Französischen Revolution war und Mussolinis ausdrückliche Zustimmung fand. Das faschistische Italien in seiner Verbindung von Tradition und Moderne nannte der britische Neo-Tory einen «Mikrokosmos des Kontinents». Seine Gefühle bei der Rückkehr nach Großbritannien umschrieb Petrie als «returning to nonsense from sense» (Rückkehr vom Sinn zum Unsinn).

Bei aller Bewunderung für Mussolini (und bei einigen von ihnen wie Bryant und Yeats-Brown später auch für Hitler) hielten die Neo-Tories doch Distanz zur faschistischen (und erst recht zur nationalsozialistischen) Inszenierung von Politik als Bewegung, zur Mobilisierung der Straße, zur paramilitärischen Uniformierung und zum Kult der Gewalt. Einer Übernahme des faschistischen Systems durch das eigene Land oder irgendeiner Art von gewaltsamem Umsturz redeten sie nicht das Wort. Im Vordergrund stand für die Neo-Tories die Kritik des innenpolitischen Status quo, als dessen Inkarnation sie den stets auf Ausgleich der Gegensätze bedachten konservativen Parteiführer Baldwin empfanden.

Daß Baldwin die schrittweise Entlassung Indiens in die Unabhängigkeit unterstützte, die MacDonald mit den Round-Table-Gesprächen von 1930 und 1931 anstrebte, stieß nicht nur bei den Neo-Tories, sondern auch bei konservativen «diehards» wie Lord Lloyd, dem früheren Gouverneur von Bombay und nachmaligen Hohen Kommissar in Ägypten und Sudan, und Winston Churchill auf empörte Ablehnung. Der letztere schied im Januar 1931 aus Protest gegen die Indienpolitik aus dem Schattenkabinett Balfours aus. Lord Lloyd erregte im November 1933 Aufsehen mit einem radikal konservativen Forderungskatalog, in dem er unter anderem Autarkie für das Empire und einen nationalen Arbeitsdienst verlangte. Zu dem von den Neo-Tories erhofften Griff nach der Macht, einem Parteiputsch gegen Baldwin, aber war er nicht bereit.

Publizistische Unterstützung erhielten die konservativen Kritiker Baldwins von den Presselords Beaverbrook und Rothermere. Über ihre Zeitungen und die im Februar 1931 von ihnen gegründete United Empire Party agitierten sie für die Umwandlung des Empire in eine Freihandelszone und gegen jede weitere Schwächung des britischen Weltreichs. Die beiden Pressemagnaten, die mit ihren auflagenstarken Massenblättern, an ihrer Spitze Beaverbrooks «Daily Express» und Rothermeres «Daily Mail», ein Millionenpublikum erreichten, traten 1933/34 nicht mehr als Verteidiger der parlamentarischen Demokratie auf, sondern priesen die Vorzüge rechter Diktaturen wie Italien und, seit 1933, Deutschland so vorbehaltlos an, daß die «New York Times» im Oktober 1933 daraus den Schluß zog, beide strebten ein ähnliches System für Großbritannien an. Wenn es dazu komme, würde es seinen symbolischen Ausdruck aber nicht in Schwarz- oder Braunhemden finden, sondern eher in einem «Anflug von Scharlachrot, um auf die zeremoniellen Roben hinzudeuten, die Viscount Rothermere und Baron Beaverbrook im Oberhaus bei besonderen Gelegenheiten tragen».

Die Neo-Tories waren keine bloße Randerscheinung der britischen Politik. Sie hatten einen festen Rückhalt in der hochkonservativen Oberschicht und wie diese zeitweilig keine Bedenken, in elitären Zirkeln wie dem Anfang 1934 gegründeten Januarclub auch Verbindungen zu Mosleys Faschisten zu pflegen. Wie viele der konservativen «diehards» wandten sie sich, angeregt durch das 1931 erschienene Buch des Historikers Herbert Butterfield «The Whig Interpretation of History», gegen die angebliche liberale Verfälschung der englischen Geschichte seit der Magna Charta von 1215 und stellten ihr ein glorifizierendes Bild des ritterlichen «Merry England» des Mittelalters gegenüber. Mit einem sich kriegerisch gebenden Männlichkeitskult machten sie, auch darin mit der chauvinistischen Massenpresse einig, Front gegen den weit verbreiteten Pazifismus, wie er sich im regen Publikumsinteresse an der (amerikanischen) Verfilmung des deutschen Antikriegsromans «Im Westen nichts Neues» von Erich Maria Remarque oder in der legendären Resolution der Oxford Union, des Parlaments der Undergraduates der ältesten englischen Universität, vom Februar 1933 niederschlug, wonach «dieses Haus nicht für König oder Vaterland kämpfen» wollte (This House will not fight for King or country).

In keinem anderen Bereich traten die Unterschiede zwischen dem politischen Klima Großbritanniens und dem Deutschlands zu Beginn der dreißiger Jahre so deutlich hervor wie beim Streit zwischen Pazifisten und Bellizisten. In Deutschland wurden Ende 1930 nach massiven Störungen durch die Nationalsozialisten auf Betreiben von Reichspräsident und Reichsregierung öffentliche Aufführungen des Remarque-Films «wegen Gefährdung des deutschen Ansehens» verboten. Kriegsverherrlichende Bücher, die meist sehr viel geringere literarische Qualitäten aufwiesen als Ernst Jüngers «Unter Stahlgewittern» von 1920, fanden in Deutschland, anders als in England, ihr Massenpublikum. Um die Zeit, als die Oxforder Studenten ihren unbedingten Friedenswillen bekundeten, wurden die Allgemeinen Studentenausschüsse der deutschen Universitäten längst vom Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund beherrscht.

In Deutschland repräsentierten die jungkonservativen Autoren in den frühen dreißiger Jahren die vorherrschende intellektuelle Strömung. Die britischen Neo-Tories blieben auf ein gehobenes gesellschaftliches Milieu und innerhalb desselben auf die Generation der Frontkämpfer des Ersten Weltkriegs beschränkt. Die Erringung der kulturellen Hegemonie in England lag jenseits ihrer Möglichkeiten. «Bloomsbury», die Hochburg und der Inbegriff des linksintellektuellen England, war im Zweifelsfall immer noch einflußreicher als der Zirkel um die «English Review»; der Left Book Club des Verlegers Victor Gollancz hatte mit 50.000 Abonnenten eine größere Ausstrahlung als die rechte Gegengründung, der 1937 gegründete Right Book Club, der auf 10.000, höchstens aber 20.000 Abonnenten kam.

Die Unterschiede zwischen Großbritannien und Deutschland zu Beginn der dreißiger Jahre hatten ihren tieferen Grund in unterschiedlichen politischen Traditionen im allgemeinen und in der unterschiedlichen Beharrungskraft des politischen Liberalismus im besonderen. Während in Deutschland die Wähler der liberalen Parteien zwischen 1930 und 1933 fast ausnahmslos zu den Nationalsozialisten abwanderten, war es dem englischen Liberalismus längst gelungen, die Konservativen und die Labour Party gewissermaßen zu unterwandern. Der Niedergang der Liberalen Partei bedeutete folglich nicht den Untergang des englischen Liberalismus. Er lebte in den beiden großen Parteien fort und blieb auch in der Krise nach 1929 die politisch prägende Kraft des Vereinigten Königreichs und ein Unterpfand der Kontinuität seiner Institutionen.[30]

Weimars Untergang: Hitlers Weg an die Macht

Am Abend des 1. Juni 1932 erschien der sozialdemokratische «Vorwärts» mit einer Schlagzeile, die in die Geschichtsbücher einging: «Das Kabinett der Barone». Der Regierung, die dem Kabinett des gestürzten Heinrich Brüning folgte, gehörten ein Graf, vier Freiherren, zwei weitere Adelige und nur drei «Bürgerliche» an. An der Spitze stand ein von General Kurt Schleicher, dem neuen Reichswehrminister, ausgesuchter Politiker: Franz von Papen, ein 1879 geborener ehemaliger Generalstabsoffizier und Militärattaché an der deutschen Botschaft in Washington, westfälischer Gutsbesitzer, Herrenreiter, Hauptaktionär und Aufsichtsratsvorsitzender der Zentrumszeitung «Germania» sowie Vorstandsmitglied mehrerer landwirtschaftlicher Organisationen, der überdies durch seine Frau eng mit der saarländischen Schwerindustrie verbunden war.

Bis zur Wahl vom 24. April 1932 hatte Papen dem preußischen Landtag als einer der am weitesten rechts stehenden Hinterbänkler der Zentrumsfraktion angehört. Die Parteimitgliedschaft des Reichskanzlers sollte nach Schleichers Kalkül das katholische Zentrum in ähnlicher Weise an die neue Regierung binden, wie das unter Brüning der Fall gewesen war. Der Vorsitzende des Zentrums, Prälat Kaas, machte Papen jedoch am 31. Mai, unmittelbar nachdem dieser von Reichspräsident von Hindenburg mit der Regierungsbildung beauftragt worden war, klar, daß es das Zentrum als Verrat betrachten würde, wenn dieser tatsächlich die Nachfolge des gestürzten Brüning antreten sollte. Von Hindenburg «am Portepee» gefaßt, entschied sich Papen für das Kanzleramt und trat aus dem Zentrum aus. Ihre bisherige Partei verließen auch, um der Regierung eine Aura der Überparteilichkeit zu verschaffen, die deutschnationalen Kabinettsmitglieder, Innenminister Wilhelm Freiherr von Gayl, Ernährungsminister Magnus Freiherr von Braun und Justizminister Franz Gürtner. Den Deutschnationalen nahe standen Außenminister Konstantin Freiherr von Neurath, zuvor deutscher Botschafter in London, und Finanzminister Lutz Graf Schwerin von Krosigk. Als «starker Mann» der Regierung galt allgemein Reichswehrminister von Schleicher.

Am 4. Juni, zwei Tage nach der Ernennung des Kabinetts von Papen, erfüllte Hindenburg eine der Bedingungen, die Hitler an die Duldung der neuen Regierung geknüpft hatte: Er löste den Reichstag auf und setzte als Neuwahltermin den 31. Juli fest. Am 14. Juni unterzeichnete der Reichspräsident die erste Notverordnung des Kabinetts von Papen. Sie beruhte auf Vorarbeiten der Regierung Brüning und brachte in der Arbeitslosenversicherung eine Senkung der Unterstützungssätze um durchschnittlich 23 Prozent und eine Kürzung der Betreuungszeit von 20 auf 6 Wochen. Danach erlosch praktisch jeder versorgungsähnliche Anspruch; an seine Stelle trat ein Fürsorgesystem auf einem Niveau weit unterhalb dessen, was man gemeinhin «Existenzminimum» nannte. Zwei Tage später löste die Regierung eine andere Zusage ein, die Schleicher am 4. Juni Hitler gegeben hatte: Das Verbot von SA und SS, das die Regierung Brüning am 13. April 1932 verhängt hatte, wurde aufgehoben und das seit Dezember 1931 verbotene Tragen von Uniformen allgemein wieder zugelassen.

Am selben Tag, dem 16. Juni 1932, begann in Lausanne die Reparationskonferenz, die eigentlich schon im Januar hatte stattfinden sollen, auf Brünings Ersuchen hin jedoch vertagt worden war. Papen konnte nun die Früchte der Durchhaltepolitik seines Vorgängers ernten: Das Abkommen, das der neue Kanzler am 9. Juli unterzeichnete, sah eine deutsche Abschlußzahlung von höchstens 3 Milliarden Reichsmark vor, die frühestens nach Ablauf von drei Jahren und innerhalb eines längeren Zeitraums in Form von Reichsschuldverschreibungen zu zahlen waren – vorausgesetzt, daß das wirtschaftliche Gleichgewicht inzwischen völlig wiederhergestellt war. Die Ratifizierung des Abkommens durch die Parlamente in Paris, London und Rom hing zwar noch davon ab, ob sich die Vereinigten Staaten zu einer befriedigenden Regelung der interalliierten Schulden bereit fanden. Tatsächlich trat das Abkommen von Lausanne de jure nie in Kraft. De facto bedeutete es das Ende sowohl der deutschen Reparationen als auch der interalliierten Kriegsschulden.

Die Regierung von Papen hatte mit dem Ergebnis der Konferenz von Lausanne einen außenpolitischen Erfolg errungen, der aber nur von der liberalen Presse und den Sozialdemokraten als solcher gewürdigt wurde, also keine innenpolitische Beruhigung bewirkte. Der Reichstagswahlkampf vom Sommer 1932 war der blutigste, den Deutschland je erlebt hatte. Die meisten Gewalttaten gingen auf das Konto von Kommunisten und Nationalsozialisten. Unmittelbar nach Aufhebung des SA-Verbots kam es in vielen Gebieten des Reiches, besonders häufig im Industrierevier an Rhein und Ruhr, zu blutigen Zusammenstößen politischer Gegner. In der ersten Junihälfte starben in Preußen drei Menschen bei politischen Ausschreitungen, und zwar zwei Nationalsozialisten und ein Kommunist. In der zweiten Hälfte des Monats, nach Aufhebung des SA- und Uniformverbots, stieg die Zahl der politisch motivierten Todesfälle auf 17 an, darunter 12 auf nationalsozialistischer und 5 auf kommunistischer Seite. Unter den 86 Toten des Julis waren 38 Nationalsozialisten und 30 Kommunisten. Besonders blutig verliefen regelmäßig die Sonntage. Am 10. Juli etwa gab es im gesamten Reichsgebiet 17 Tote, 10 tödlich Verletzte und 181 Schwerverletzte.

Der Zusammenhang zwischen der Aufhebung des SA-Verbots und der Eskalation der Gewalt war offenkundig. Dennoch machte das Kabinett von Papen die preußische Polizei und damit die geschäftsführende Regierung des größten Staates für den Straßenterror verantwortlich. In der Kabinettssitzung vom 11. Juli verlangte Reichsinnenminister von Gayl erstmals die Einsetzung eines Reichskommissars für Preußen und empfahl dem Reichskanzler, dieses Amt selbst zu übernehmen und dann Unterkommissare zu ernennen. Die Reichsregierung stimmte dem Vorschlag zu und setzte tags darauf als Termin der Reichsexekution gegen Preußen den 20. Juli fest. Der preußische Innenminister, der Sozialdemokrat Carl Severing, durchkreuzte diese Planung jedoch, als er durch einen Erlaß vom 12. Juli ein Verbot von Versammlungen und Aufzügen unter freiem Himmel erleichterte und die Polizei zu schärfstem Vorgehen gegen unbefugtes Waffentragen anhielt. Dem Schlag gegen Preußen war damit fürs erste der Boden entzogen.

Daß die Reichsregierung ihren ursprünglichen Zeitplan doch noch einhalten konnte, lag am «Blutsonntag von Altona», dem 17. Juli. Eine ungewöhnliche Häufung von politischen, administrativen und polizeilichen Fehlentscheidungen trug mit dazu bei, daß ein Demonstrationsmarsch der SA durch «rote» Hochburgen der (damals noch preußischen) Stadt 19 Tote aus der Zivilbevölkerung forderte – die meisten von ihnen Opfer von Kugeln der Polizei. Da Severing es unterließ, sofort den Ausnahmezustand über Altona zu verhängen und dadurch Stärke zu demonstrieren, konnte die Reichsregierung nun von sich aus tätig werden. Ohne Absprache mit den Ländern erließ sie am 18. Juli ein allgemeines Verbot von Versammlungen unter freiem Himmel und bestellte drei preußische Kabinettsmitglieder, Wohlfahrtsminister Hirtsiefer vom Zentrum, der den krankheitshalber beurlaubten Ministerpräsidenten Otto Braun vertrat, Innenminister Severing und den parteilosen Finanzminister Klepper für den 20. Juli, 10 Uhr, in die Reichskanzlei ein.

Was den drei Ministern von Papen bei dieser Gelegenheit mitgeteilt wurde, war der «Preußenschlag». Gestützt auf Artikel 48 der Verfassung, ernannte der Reichspräsident den Reichskanzler zum Reichskommissar für Preußen und ermächtigte ihn, die Mitglieder des preußischen Staatsministeriums ihrer Ämter zu entheben, selbst die Dienstgeschäfte des preußischen Ministerpräsidenten zu übernehmen und andere Personen als Kommissare des Reichs mit der Führung der preußischen Ministerien zu betrauen. Sodann gab Papen bekannt, daß er auf Grund der Verordnung den Ministerpräsidenten Braun und den Minister des Innern Severing ihrer Ämter enthoben und den Essener Oberbürgermeister Franz Bracht zum preußischen Innenminister ernannt habe.

Die geschäftsführende preußische Regierung antwortete mit einer Klage beim Staatsgerichtshof beim Reichsgericht in Leipzig, da die Maßnahmen des Reichs sowohl die Reichs- als auch die preußische Verfassung verletzten. Das Volk aber oder die arbeitenden Massen riefen die preußische Regierung, die SPD, die Freien Gewerkschaften und das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold nicht zum Abwehrkampf gegen den «Preußenschlag» auf. Die sozialdemokratische Parole lautete vielmehr, dem «Kabinett der Barone» müsse die Antwort bei den Reichstagswahlen vom 31. Juli gegeben werden. Vor allem junge Aktivisten aus dem Reichsbanner waren empört über den Verzicht auf Widerstand, weil sie darin eine Kapitulation vor der Gewalt sahen – ein Urteil, das sein Echo auch in der Geschichtsschreibung gefunden hat.

Doch für das Verhalten der Sozialdemokratie gab es triftige, ja zwingende Gründe. Die Mehrheit des Volkes stand nicht mehr hinter der preußischen Regierung; sie hatte ihr bei der Wahl vom 24. April das Vertrauen entzogen und damit dem demokratischen Legitimitätsbewußtsein der SPD einen schweren Schlag versetzt. Bei einer Massenarbeitslosigkeit, die im Juni 1932 offiziell bei 5,5 Millionen, in Wirklichkeit noch um einiges höher lag, war ein Generalstreik undenkbar. Insofern war die Situation im Juli 1932 eine völlig andere als beim Generalstreik gegen den Kapp-Lüttwitz-Putsch im März 1920: Damals herrschte in Deutschland annähernde Vollbeschäftigung. Zu jener Zeit wußten sich die Streikenden zudem in Übereinstimmung mit der legitimen Staatsgewalt. Der «Preußenschlag» aber war vom kurz zuvor vom Volk gewählten Reichspräsidenten angeordnet worden. Zu erwarten, daß sich eine größere Zahl von Beamten und Polizisten gegen ihn erheben würde, wäre nicht realistisch gewesen.

Es kam hinzu, daß die Arbeiterschaft tiefer denn je in sich gespalten war. Im Sommer 1931 hatten die Kommunisten, um die preußische Koalitionsregierung zu Fall zu bringen, einen von der nationalistischen Rechten initiierten, letztlich erfolglosen Volksentscheid zur Auflösung des preußischen Landtags unterstützt. Ein gemeinsamer Kampf von SPD und KPD für die Wiedereinsetzung der Regierung Braun war schlechthin unvorstellbar, die Frage der Kommunisten an Sozialdemokraten und Freie Gewerkschaften vom 20. Juli, ob sie zum Generalstreik bereit seien, daher nur eine rhetorische. Für einen bewaffneten Widerstand gegen die Reichswehr war das Reichsbanner im übrigen weder militärisch noch psychologisch gerüstet. In dieser Hinsicht war der republikanische Wehrverband auch den paramilitärischen Organisationen der Rechten, SA, SS und Stahlhelm, unterlegen, die mit Sicherheit aktiv an einem Kampf gegen die «Marxisten» teilgenommen hätten. Einen Bürgerkrieg konnte die demokratische Linke im Sommer 1932 nur unter furchtbarsten Opfern verlieren.

Die Gründe dieses Dilemmas reichen weit hinter das Jahr 1932 zurück. Die Hinnahme des Preußenschlags war auch eine Folge der zwanzig Monate währenden Tolerierungspolitik und der langjährigen führenden Beteiligung der SPD an der preußischen Regierung. Regierungspartei zu sein, formell in Preußen und informell im Reich, und gleichzeitig Bürgerkriegspartei im Wartestand: Das war objektiv unmöglich. Die SPD büßte am 20. Juli 1932 die Reste der Macht ein, die sie nur deshalb so lange hatte behaupten können, weil sie seit dem Herbst 1930 alles auf eine Karte gesetzt hatte: die Abwehr des Nationalsozialismus auf dem Boden der Verfassung und im Bunde mit den gemäßigten Kräften des Bürgertums. Als die Sozialdemokratie sich für diese Politik entschied, blieb sie sich selbst treu: Ihr Legalitätskurs entsprang der Absicht, dem Bürgerkrieg, in dem sie das größte aller Übel sah, um jeden Preis zu vermeiden. Dieser Überzeugung war sie schon bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs im Sommer 1914 und in der Revolution von 1918/19 gefolgt. An diesem Credo hielt sie fest, als es außer ihr und dem Zentrum kaum noch überzeugte Verteidiger der Weimarer Reichsverfassung gab und die demokratischen Parteien zusammen nur noch eine Minderheit des Volkes hinter sich wußten.

Mit der Absetzung der Regierung Braun endete ein ungewöhnliches Kapitel der preußischen Geschichte. Aus dem Staat der Hohenzollern war nach 1918 die zuverlässigste Stütze der Republik unter allen deutschen Ländern geworden. Das alte Preußen war nicht von der Bildfläche verschwunden, aber die Szene beherrschten bis zum Frühjahr 1932 die drei Weimarer Koalitionsparteien. Unmittelbar nach dem «Preußenschlag» begann die große Säuberung. Staatssekretäre und Ministerialdirektoren, Ober-, Regierungs- und Polizeipräsidenten, die den bisherigen Koalitionsparteien angehörten, wurden in den einstweiligen Ruhestand versetzt und durch konservative Beamte, häufig Deutschnationale, ersetzt. Von den vier sozialdemokratischen Oberpräsidenten blieb nur einer übrig: Gustav Noske, der Mann an der Spitze der Provinzialverwaltung von Hannover. Der ehemalige sozialdemokratische Volksbeauftragte und Reichswehrminister stand nach Meinung der Reichsregierung so weit rechts von seiner Partei, daß er sein seit Juli 1920 ausgeübtes Amt behalten konnte.

Die Hoffnung der Sozialdemokraten, der Regierung von Papen bei der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932 die Antwort auf den «Preußenschlag» geben zu können, ging nicht in Erfüllung. Das Wahlergebnis war, auf den ersten Blick jedenfalls, ein triumphaler Erfolg Hitlers. Bei einer Wahlbeteiligung von 84,1 Prozent, der höchsten seit 1920, entfielen 37,4 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen auf die NSDAP. Das war ein Zuwachs von 19,1 Prozentpunkten gegenüber der vorangegangenen Reichstagswahl vom 14. September 1930. Die Zahl der nationalsozialistischen Mandate stieg von 107 auf 230. Sehr viel bescheidenere Gewinne verbuchten die Kommunisten, die von 13,1 auf 14,3 Prozent kletterten. Zuwächse erzielten auch die beiden katholischen Parteien: Das Zentrum verbesserte sich von 11,8 auf 12,5, die Bayerische Volkspartei von 3 auf 3,2 Prozent. Alle anderen Parteien gehörten zu den Verlierern. Die SPD sank von 24,5 auf 21,6, die DNVP von 7 auf 5,9, die DVP von 4,5 auf 1,2 und die Deutsche Staatspartei von 3,8 auf 1 Prozent. Die übrigen Parteien kamen zusammen auf 2,5 Prozent.

Den Nationalsozialisten war es gelungen, die Parteien der liberalen Mitte und der gemäßigten Rechten sowie die Splitterparteien zu beerben und zahlreiche Erst- und Nichtwähler zu sich herüberzuziehen. Der Norden und der Osten Deutschlands waren sehr viel stärker «braun» eingefärbt als der Süden und der Westen; aber auch in Hessen, Franken, der Pfalz und im nördlichen Württemberg hatte die NSDAP alle anderen Parteien überrundet. Nationalsozialistischer «Spitzenreiter» unter den 35 Wahlkreisen war Schleswig-Holstein, wo 51 Prozent der Stimmen auf die NSDAP entfielen.

Vergleichsweise immun gegenüber den Parolen des Nationalsozialismus waren, wie schon 1930, das katholische Milieu und, in geringerem Maß, das in sich gespaltene «marxistische» Lager. In der bürgerlich-protestantischen Wählerschaft hatte nur das konservative Milieu einen Rest an Eigenständigkeit gegenüber der NSDAP behauptet. Der Liberalismus war nahezu ausradiert: Er konnte sich auf kein festgefügtes Milieu stützen und war so stark vom Nationalismus geprägt, daß seine Wähler eben dadurch für die Versprechungen der Nationalsozialisten anfällig wurden. Die NSDAP war zu der großen Protestpartei gegen das «System» geworden, der sich anschloß, wen nicht starke Überzeugungen von diesem Schritt abhielten. Daß die Partei Hitlers ihren Wählern höchst Widersprüchliches versprach, wurde von diesen kaum bemerkt. Was zählte, war die Hoffnung, daß es Deutschland und den Deutschen nach einer «nationalen Revolution» besser gehen würde als in der Gegenwart.

Eine parlamentarische Mehrheit aber war nach dem 31. Juli nicht in Sicht. Es gab eine negative Mehrheit der beiden totalitären Parteien, der Nationalsozialisten und der Kommunisten, die zusammen auf 51,7 Prozent der Stimmen und im Reichstag auf 319 von insgesamt 608 Mandaten kamen. Zählte man die Sitze der Parteien der Rechten, also der NSDAP, der DNVP, der DVP und einiger kleinerer Gruppen, zusammen, so verfügten sie über keine Mehrheit. Eine numerische Mehrheit hätte eine braun-schwarze Koalition gehabt, aber diese Variante schied aus, weil die beiden katholischen Parteien bei ernsthaften Verhandlungen auf Verfassungsgarantien bestanden hätten, die Hitler nicht zu geben bereit war.

Die Nationalsozialisten waren bitter enttäuscht, daß sie trotz ihres Wahlerfolgs der politischen Macht offenbar nicht näher gekommen waren. Die Verbitterung entlud sich Anfang August in einer Welle blutiger Attentate auf politische Gegner, wobei die SA vor allem dort zuschlug, wo sie besonders stark war: im Osten des Reiches. Am 9. August sah sich die Regierung genötigt, eine neue Notverordnung gegen den politischen Terror zu erlassen, die die Todesstrafe auf Totschlag aus politischen Beweggründen ausdehnte und in den besonders gefährdeten Bezirken Sondergerichte einrichtete.

Drei Tage zuvor, am 6. August, hatte sich Hitler in der Nähe von Berlin zu einem langen Geheimgespräch mit dem Reichswehrminister getroffen. Dem Führer der NSDAP gelang es im Verlauf dieser Unterredung, Schleicher davon zu überzeugen, daß er, Hitler, die Führung der Reichsregierung und seine Partei die Ämter des preußischen Ministerpräsidenten sowie, in Personalunion, die Ressorts für Inneres, Erziehung und Landwirtschaft im Reich und in Preußen, ferner das Reichsjustizministerium und ein neu zu schaffendes Luftfahrtministerium übernehmen müsse. Mit seiner grundsätzlichen Zustimmung zu Hitlers Forderungen vollzog Schleicher eine dramatische Kehrtwendung. Anfang August 1932 hielt er es für eine ausreichende Sicherung gegen die Alleinherrschaft der NSDAP, wenn die Reichswehr ihrer Kontrolle entzogen blieb.

Der Reichspräsident, der sich zu dieser Zeit auf seinem Gut Neudeck in Ostpreußen aufhielt, sah das ganz anders und lehnte Schleichers Vorschlag unwirsch ab. Nicht anders reagierte Hindenburg, als er, nach Berlin zurückgekehrt, am 10. August von Reichskanzler von Papen mit der Überlegung konfrontiert wurde, Hitler als Kanzler an die Spitze einer das Zentrum einbeziehenden Mehrheitsregierung zu berufen. Bei dieser Gelegenheit fiel die vielzitierte Bemerkung, es sei doch ein starkes Stück, daß er, Hindenburg, den «böhmischen Gefreiten» zum Reichskanzler machen solle.

Auch in der Reichsregierung gingen am 10. August die Meinungen über den Kurs, der Hitler gegenüber einzuschlagen war, weit auseinander. Justizminister Gürtner und Finanzminister Schwerin von Krosigk waren für eine Regierungsbeteiligung der Nationalsozialisten, Innenminister von Gayl strikt dagegen. Er zeigte sich sogar bereit, mit der NSDAP einen Kampf «auf Leben und Tod» zu führen, und befürwortete eine «Revolution von oben»: die Auflösung des Reichstags, den Aufschub von Neuwahlen über die in der Verfassung vorgesehene Frist von sechzig Tagen hinaus und die Oktroyierung eines neuen Wahlrechts.

Tags darauf, am 11. August, fand in Gegenwart des Reichspräsidenten die traditionelle Verfassungsfeier der Reichsregierung statt. Es war das erste Mal in der Geschichte der Weimarer Republik, daß der Festredner bei dieser Gelegenheit eine Ansprache gegen das Verfassungswerk von 1919 hielt. Reichsinnenminister von Gayl begann mit der Feststellung, daß die Weimarer Verfassung die Deutschen nicht einige, sondern trenne, und plädierte dann für eine Verfassungsreform im autoritären Sinn. Kernpunkte waren die Heraufsetzung des Wahlalters, die Gewährung von Zusatzstimmen an Familienernährer und Mütter, eine Verselbständigung der Regierungsgewalt und die Schaffung einer berufsständischen ersten Kammer, die ein Gegengewicht zum Reichstag bilden sollte. Was Gayl vortrug, waren die Umrisse des «Neuen Staates», wie ihn wenig später der Publizist Walther Schotte in einer offiziösen, vom Reichskanzler eingeleiteten Broschüre unter ebendiesem Titel ausführlicher beschrieb. Es war zugleich die Quintessenz der innenpolitischen Reformvorstellungen, wie sie seit geraumer Zeit von Autoren der «Konservativen Revolution», vor allem von der «Ring-Bewegung» um Heinrich von Gleichen-Russwurm, den Gründer des «Herrenklubs», und dem Kreis um die Zeitschrift «Die Tat» und ihren Herausgeber Hans Zehrer, diskutiert wurden.

Für den 12. und 13. August waren Verhandlungen Hitlers erst mit dem Reichskanzler, dann mit dem Reichspräsidenten vorgesehen. Um seinen Anspruch auf die Macht zu unterstreichen, hatte der Führer der Nationalsozialisten rund um Berlin starke Verbände der SA zusammengezogen. Von Schleicher und Papen erfuhr Hitler am Vormittag des 13. August, daß Hindenburg nicht bereit sei, ihm das Amt des Reichskanzlers zu übertragen. Papen bot ihm unautorisiert den Posten des Vizekanzlers an und versprach ihm sogar, nach einiger Zeit zu seinen Gunsten zurückzutreten. Hitler lehnte die Offerte jedoch ab und bestand weiterhin auf seiner Kanzlerschaft.

Die Begegnung mit dem Reichspräsidenten am Nachmittag des 13. August, an der auch Papen und Hindenburgs Staatssekretär Meissner, auf seiten der Nationalsozialisten der Stabschef der SA, Ernst Röhm, und der Fraktionsvorsitzende der NSDAP im Reichstag, Wilhelm Frick, teilnahmen, wurde für Hitler zur schwersten politischen Niederlage seit seinem gescheiterten Münchner Putsch vom 8. und 9. November 1923. Hindenburg setzte Hitlers Forderung nach der Kanzlerschaft laut Meissners Protokoll ein «klares, bestimmtes ‹Nein›» entgegen. «Er könne es vor Gott, seinem Gewissen und seinem Vaterlande nicht verantworten, einer Partei die gesamte Regierungsgewalt zu übertragen, noch dazu einer Partei, die einseitig gegen Andersdenkende eingestellt wäre.» Als weitere Gründe für seine ablehnende Haltung nannte Hindenburg die Sorge vor inneren Unruhen und die Wirkung auf das Ausland.

Die amtliche Verlautbarung über die Zusammenkunft fiel knapp und scharf aus, so daß sich Hitler nun auch öffentlich gedemütigt fühlte. Noch bevor er das Kommuniqué zu lesen bekam, machte er dem Kanzler schwere Vorwürfe: Dieser habe ihm nicht im voraus klar gesagt, daß Hindenburgs Entschluß bereits feststehe. Er drohte Papen und Meissner, die weitere Entwicklung würde doch unaufhaltsam zu der von ihm vorgeschlagenen Lösung oder zum Sturz des Reichspräsidenten führen. Die Regierung werde in eine schwierige Lage kommen und die Opposition sehr scharf werden. Für die Folgen, die sich daraus ergäben, könne er keine Verantwortung übernehmen. Das war eine unverhüllte Erpressung: Für den Fall, daß sein Machtanspruch nicht erfüllt werde, drohte Hitler die Aufkündigung seines Legalitätskurses, also revolutionäre Gewalt und Bürgerkrieg, an.

Zweieinhalb Wochen später, am 30. August, fanden sich Papen, Gayl und Schleicher bei Hindenburg in Neudeck zu einem Gespräch über die innenpolitische Lage ein. Der Reichskanzler sprach von der schon bald erforderlich werdenden Auflösung des Reichstags und empfahl, die Neuwahlen über die verfassungsmäßige Frist von sechzig Tagen hinaus zu verschieben. Ein solcher Aufschub verletze zwar den einschlägigen Artikel 25, es liege aber ein «staatlicher Notstand» vor, der den Reichspräsidenten zu einem solchen Schritt berechtige. «Der Herr Reichspräsident habe in seinem Eid auch die Pflicht übernommen, Schaden vom deutschen Volk abzuwenden; eine Neuwahl in dieser politisch erregten Zeit mit all den Terrorakten und Mordtaten wäre aber ein großer Schaden am deutschen Volke.» Im gleichen Sinn sprach sich Gayl aus, der am 10. August im Kabinett als erster den Aufschub von Neuwahlen vorgeschlagen hatte.

Hindenburg zögerte nicht, auf die Empfehlung Papens und Gayls einzugehen. Um Nachteil vom deutschen Volk abzuwenden, erklärte er, könne er es vor seinem Gewissen verantworten, «bei dem staatlichen Notstand, der nach Auflösung des Reichstags gegeben sei, die Bestimmungen des Artikels 25 dahin auszulegen, daß bei der besonderen Lage im Lande die Neuwahl auf einen späteren Termin verschoben werde.» Für Papen, Gayl und Schleicher war diese Zusage ebenso wichtig wie die umstandslos erteilte und sogleich unterzeichnete Blanko vollmacht zur Auflösung des Reichstags.

Der 30. August 1932 war nicht nur der Tag des Neudecker Notstandstreffens, sondern auch der konstituierenden Sitzung des neugewählten Reichstags. Zum Präsidenten wurde, entsprechend einem ungeschriebenen Gesetz, der Kandidat der stärksten Fraktion, der Nationalsozialist Hermann Göring, gewählt. Am 12. September trat der Reichstag zu seiner zweiten Sitzung zusammen. Einziger Punkt der Tagesordnung war die Entgegennahme einer Regierungserklärung. Doch gleich zu Beginn stellten die Kommunisten den Antrag, die Tagesordnung zu ändern und zunächst die Anträge der Fraktion der KPD auf Aufhebung von zwei neuen Verordnungen, der Notverordnung zur Belebung der Wirtschaft vom 4. September und der auf sie gestützten Verordnung zur Vermehrung und Erhaltung der Arbeitsgelegenheit vom 5. September, und dann die Mißtrauensanträge gegen das Kabinett von Papen zu erledigen. Obwohl der Widerspruch eines einzigen Abgeordneten genügt hätte, um die Änderung der Tagesordnung zu verhindern, erhob niemand Einwände. Die NSDAP beantragte, um Hitlers Entscheidung über das weitere Vorgehen einzuholen, die Unterbrechung der Sitzung um eine halbe Stunde und erhielt für diesen Antrag eine Mehrheit.

Papen war durch den Vorstoß der KPD völlig überrumpelt worden. Erst in der Sitzungspause besorgte er sich die «rote Mappe» mit der Auflösungsorder des Reichspräsidenten und legte diese, nachdem Reichstagspräsident Göring zwei Wortmeldungen des Reichskanzlers geflissentlich übersehen hatte, auf den Tisch des Präsidenten. Göring ignorierte die Mappe und ließ das Plenum über die beiden Anträge der KPD gemeinsam abstimmen. Nachdem die Mitglieder der Regierung den Reichstag längst verlassen hatten, gab er das Ergebnis der Abstimmung bekannt: Von 560 abgegebenen Stimmzetteln war einer ungültig; 512 Abgeordnete hatten mit Ja gestimmt, 42 mit Nein, 5 hatten sich enthalten. Die Nein-Stimmen kamen von DNVP und DVP; die Abgeordneten einiger kleinerer Gruppierungen waren der Abstimmung fern geblieben. Alle anderen Fraktionen, von den Nationalsozialisten bis zu den Kommunisten, hatten für die Anträge der KPD gestimmt.

Die Abstimmung war ungültig, weil der Reichstag in dem Moment aufgelöst war, wo der Reichskanzler die Auflösungsorder auf den Tisch des Reichstagspräsidenten legte. Aber der politische Effekt der Abstimmung ließ sich nicht mehr aus der Welt schaffen. Mehr als vier Fünftel der Abgeordneten hatten der Regierung von Papen das Mißtrauen ausgesprochen, und es war die Nachlässigkeit des Reichskanzlers, die zu diesem Debakel geführt hatte.

Als das Kabinett zwei Tage später über das weitere Vorgehen beriet, traute sich Papen die große Kraftprobe nicht mehr zu, für die er am 30. August in Neudeck die Unterstützung Hindenburgs gewonnen hatte. Nur Gayl und Schleicher plädierten für eine unbefristete Vertagung von Neuwahlen, wobei der Reichswehrminister darauf verwies, daß die Staatsrechtslehrer Carl Schmitt, Erwin Jacoby und Carl Bilfinger, die Prozeßvertreter des Reiches im Rechtsstreit «Preußen contra Reich», für diesen Fall das Vorliegen eines «echten Staatsnotrechtes» bejaht hätten. Papen und die übrigen Minister hielten den Zeitpunkt für ein Abweichen von der Verfassung noch nicht für gekommen. Am 17. September beschloß das Kabinett, dem Reichspräsidenten als Termin für die Neuwahl des Reichstags den 6. November 1932, das spätestmögliche Datum, vorzuschlagen. Am 20. September unterzeichnete Hindenburg die entsprechende Verordnung.

An der Absicht einer grundlegenden Verfassungsrevision hielt Papen trotz der politischen Niederlage im Reichstag fest. Am Abend des 12. September trug er über den Rundfunk seine Regierungserklärung vor, in der er die Ausarbeitung einer berufsständisch-autoritären Verfassung entsprechend der von Gayl am 11. August skizzierten Linie und einen Volksentscheid hierüber ankündigte. Einen Monat später, am 12. Oktober 1932, nutzte der Reichskanzler eine Tagung des Bayerischen Industriellenverbandes in München, um seine Vorstellungen von einer konservativen Reichsreform in einen großen historischen, ja geschichtstheologisch überhöhten Zusammenhang einzuordnen. Vermutlich von dem jungkonservativen Schriftsteller Edgar Jung, einem katholisierenden Protestanten und Autor des 1927 erschienenen, scharf antiparlamentarischen und antidemokratischen Buches «Die Herrschaft der Minderwertigen» angeregt, beschwor Papen den «unsichtbaren Kraftstrom des sacrum imperium, der unzerstörbaren Idee des heiligen Deutschen Reiches».

Der Mythos des Reiches gewann während der deutschen Staatskrise in dem Maß an Strahlkraft, wie die Republik an Rückhalt verlor. Die Reichsidee diente aber auch der Rechtfertigung des deutschen Anspruches, etwas anderes und mehr zu sein als ein Nationalstaat im westlichen, durch die Ideen von 1789 geprägten Sinn. «Nur ein von Deutschen geführtes Europa kann ein befriedetes Europa werden», verkündete 1932 Wilhelm Stapel, der Herausgeber der jungkonservativen Zeitschrift «Deutsches Volkstum». «Das Reich wird zur innen- und außenpolitischen Losung», stellte der katholische Publizist Waldemar Gurian, ein Kritiker der neuen politischen Romantik, im gleichen Jahr 1932 fest. «Für das Reich – gegen Versailles und die parlamentarische Demokratie … Man kann das Reich als das deutsche Menschenbild bezeichnen, das dem westlichen Humanitarismus entgegengestellt wird und sich doch von der östlichen Apokalyptik durch seine Verbundenheit mit der europäischen Geschichte unterscheidet.»

Die Reichsidee erlebte in den frühen dreißiger Jahren eine konfessionsübergreifende Renaissance. Sie ging regelmäßig einher mit einem Bekenntnis zum großdeutschen Gedanken, oft auch zu einem alle staatlichen Grenzen überwölbenden deutschen Volkstum. Die protestantischen wie die katholischen Reichsideologen sahen, seit es das Habsburgerreich nicht mehr gab, den Gegensatz zwischen «kleindeutsch» und «großdeutsch» ohnehin als überholt an, und sie wußten sich darin einig mit der zeitgenössischen deutschen Geschichtswissenschaft. Man konnte sich, um dem Westen und dem Staat von Weimar eine «positive» Antwort zu geben, auf die Idee eines übernationalen deutschen Reiches als mitteleuropäischer Ordnungsmacht oder auf das friderizianische Preußen berufen, aber auch beide Mythen gleichzeitig beschwören, und die meisten Autoren der «Konservativen Revolution» und namhafte deutsche Historiker taten das. Die mystische Überhöhung des «sacrum imperium» aber war vor allem ein Kennzeichen jenes Rechtskatholizismus, dem Papen zuzuordnen war. Es war ein Credo, das nicht nur politischen Gegnern Anlaß gab, am Wirklichkeitssinn des Reichskanzlers zu zweifeln.

Von der politischen Realität wurde Papen spätestens am 25. Oktober wieder eingeholt. An diesem Tag verkündete der Staatsgerichtshof beim Reichsgericht in Leipzig sein Urteil zum «Preußenschlag» vom 20. Juli 1932. Das Gericht erklärte die Verordnung des Reichspräsidenten für verfassungsmäßig, soweit sie den Reichskanzler zum Reichskommissar für das Land Preußen einsetzte und ihn ermächtigte, preußischen Ministern vorübergehend Amtsbefugnisse zu entziehen und diese selbst zu übernehmen. Die Ermächtigung durfte sich aber, so hieß es dann weiter wörtlich, «nicht darauf erstrecken, dem preußischen Staatsministerium und seinen Mitgliedern die Vertretung des Landes Preußen im Reichsrat oder gegenüber dem Landtag, dem Staatsrat oder gegenüber anderen Ländern zu entziehen».

Das Leipziger Urteil hob den vielbeklagten Dualismus zwischen Preußen und dem Reich nicht auf. Es gab vielmehr teils dem Kläger, teils dem Beklagten recht. Die preußische Staatsgewalt wurde dementsprechend zwischen der geschäftsführenden Regierung Braun und der vom Reich eingesetzten kommissarischen Regierung aufgeteilt. Diese behielt die tatsächliche Exekutivgewalt, jene als wichtigstes Recht die Vertretung Preußens im Reichsrat. Das Kabinett Braun gewann zwar keine reale Macht zurück, konnte es aber als Erfolg verbuchen, daß ihm eine schuldhafte Pflichtverletzung nicht nachzuweisen war. Die Reichsregierung übte weiterhin die Kontrolle über die staatlichen Machtbefugnisse des größten deutschen Einzelstaates, darunter seine Polizei, aus, mußte jedoch die Feststellung hinnehmen, daß sie am 20. Juli mit der Absetzung der preußischen Regierung verfassungswidrig gehandelt hatte. Dieses Verdikt traf auch den Reichspräsidenten, in dessen Namen die Maßnahme ergangen war. Wie immer man die Dinge drehen und wenden mochte: Für die Verfechter einer autoritären Reichsreform bedeutete der Urteilsspruch vom 25. Oktober 1932 einen Rückschlag.

Auf die zweite Reichstagswahl des Jahres 1932 wirkte sich das Leipziger Urteil kaum aus – ganz im Gegensatz zu einem Ereignis, das wenige Tage vor der Wahl im ganzen Reich Schlagzeilen machte: dem Streik bei der Berliner Verkehrsgesellschaft. Die Sensation bestand darin, daß bei diesem Ausstand, der am 3. November begann, Kommunisten und Nationalsozialisten gemeinsam gegen Staat und Gewerkschaften kämpften. Bei Straßenkämpfen am 4. November wurden drei Menschen durch Polizeikugeln getötet, acht schwer verletzt. Erst am 7. November, einen Tag nach der Reichstagswahl, kam der Verkehr in der Reichshauptstadt allmählich wieder in Gang.

Das herausragende Merkmal der Wahlen vom 6. November waren nicht nur in Berlin, sondern im ganzen Reich starke Stimmenverluste der NSDAP. Gegenüber der vorangegangenen Wahl vom 31. Juli büßten die Nationalsozialisten über 2 Millionen Stimmen ein. Ihr Anteil sank von 37,3 auf 33,1 Prozent. Zu den Verlierern gehörte auch die SPD, die über 700.000 Stimmen weniger erhielt als im Juli und von 21,6 auf 20,4 Prozent fiel. Gewinner waren die Deutschnationalen und die Kommunisten: Die Partei Alfred Hugenbergs legte über 900.000 Stimmen zu, was einem Zuwachs von 5,9 auf 8,9 Prozent entsprach; die KPD kletterte dank eines Zugewinns von rund 600.000 Stimmen von 14,5 auf 16,9 Prozent und von 89 auf die magische Zahl von 100 Mandaten. Bei den übrigen Parteien gab es nur geringe Veränderungen. Auffallend stark war der Rückgang der Wahlbeteiligung: Sie fiel gegenüber dem Juli von 84,1 auf 80,6 Prozent.

Im Wahlergebnis schlug sich vor allem politische Frustration nieder. Die Wahl vom 6. November war, wenn man die beiden Wahlgänge der Reichspräsidentenwahl und die fünf Landtagswahlen vom 24. April mitrechnet, für die meisten Deutschen der fünfte Urnengang des Jahres 1932. Die NSDAP, die zuvor den größten Nutzen aus der Politisierung von bisherigen Nichtwählern gezogen hatte, war von Rückgang der Wahlbeteiligung am meisten betroffen: Gerade «unpolitische» Wähler mußten enttäuscht sein, daß ihre Stimmabgabe auf die praktische Politik kaum Einfluß hatte.

Nicht zu übersehen war auch ein gewisser, obschon begrenzter Vertrauensgewinn des Kabinetts von Papen, ablesbar an dem vergleichsweise guten Abschneiden von DNVP und DVP (die letztere stieg von 1,2 auf 1,9 Prozent). Die Regierung und die sie stützenden Parteien zogen Nutzen aus den ersten Anzeichen einer wirtschaftlichen Erholung, die sich als Erfolg von Papens, im September eingeleiteter aktiver Konjunkturpolitik deuten ließ. Dazu kam Ernüchterung über den politischen und sozialen Radikalismus der Nationalsozialisten. Das Zusammenspiel mit den Kommunisten beim Berliner Verkehrsstreik schockierte nicht nur in den Villenvierteln der Reichshauptstadt, sondern wirkte abschreckend auf viele bürgerliche Wähler in ganz Deutschland. Zu Triumphgefühlen hatte die Regierung dennoch keinen Anlaß: Fast neun Zehntel der Deutschen hatten für Parteien gestimmt, die in Opposition zum «Kabinett der Barone» standen.

Die Stimmenverluste der Nationalsozialisten erfüllten ihre politischen Gegner, allen voran die Sozialdemokraten, mit Genugtuung: Sie wähnten Hitler bereits für endgültig geschlagen. Doch zugleich waren sie angesichts der Stimmengewinne der Kommunisten zutiefst beunruhigt. Der Abstand zwischen SPD und KPD war von 7,1 Prozentpunkten im Juli auf nunmehr 3,5 Prozentpunkte geschrumpft, hatte sich also halbiert. Führende Funktionäre gaben ihrer Befürchtung Ausdruck, daß bei abermaligen Neuwahlen, etwa Anfang 1933, auf dem Höhepunkt der Massenarbeitslosigkeit, die Sozialdemokraten von den Kommunisten überholt werden könnten. War die KPD aber erst einmal die stärkste Arbeiterpartei, drohte aus sozialdemokratischer Sicht das, worauf die Kommunisten hofften: eine dramatische Zuspitzung der Krise, ja ihr Umschlag in eine revolutionäre Situation.

Scharfsinnigen Beobachtern in Deutschland entging freilich nicht, daß im Zusammentreffen von kommunistischen Gewinnen und nationalsozialistischen Verlusten eher eine Chance für Hitler als für Thälmann lag. In der liberalen «Vossischen Zeitung» kommentierte Julius Elbau am 8. November: «Hundert Kommunisten im Reichstag! Wonnetaumel am 15. Jahrstag der Oktober-Revolution in Moskau! 89 haben keine Rolle gespielt, weder im Parlament, noch im Lande, aber hundert: das ist eine Sache, mindestens aber eine schöne runde Zahl. Und für Hitler ein wahres Gottesgeschenk.» Nach Meinung des Leitartiklers war nämlich abzusehen, «daß die Bürger, besinnungslos vor Angst, sich in die Arme des einzig wahren Patent-Retters flüchten». Die Angst vor dem Bürgerkrieg als nunmehr wichtigste Verbündete Hitlers: Elbaus Analyse traf ins Schwarze, und sie entsprach völlig dem Kalkül der führenden Nationalsozialisten in den Wochen nach der Novemberwahl.

Am Zustand der «Verfassungslähmung», den der Staatsrechtler Johannes Heckel im Oktober 1932 diagnostiziert hatte, änderte sich durch den Wahlausgang vom 6. November nichts: Es gab weiterhin eine negative Mehrheit von Nationalsozialisten und Kommunisten; für eine parlamentarische Mehrheit hätte nun nicht einmal mehr ein Zusammengehen von NSDAP, Zentrum und Bayerischer Volkspartei ausgereicht; der Reichstag fiel, so wie die Dinge lagen, als konstruktives Verfassungsorgan aus. Reichsinnenminister von Gayl befürwortete am 10. November im Kabinett eine Rückkehr zum Staatsnotstandsplan vom 30. August, also der Auflösung des Reichstags ohne Neuwahlen innerhalb von sechzig Tagen, fand damit aber bei seinen Ministerkollegen keine Zustimmung.

Der Reichskanzler betrieb im November 1932, ähnlich wie schon im August, eine zweigleisige Politik: Auf der einen Seite erklärte er sich gegenüber Hindenburg bereit, es beim Präsidialkabinett unter seiner, Papens, Führung zu belassen; andererseits unterstützte er hinter den Kulissen eine Eingabe von pronationalsozialistischen, vorwiegend mittelständischen Industriellen sowie Bankiers und Gutsbesitzern an den Reichspräsidenten, in der die Übertragung des Kanzleramts an Hitler gefordert wurde. Am 19. November wurde der entsprechende Brief Hindenburg überreicht. Unterschrieben hatten neben anderen der geschäftsführende Präsident des Reichslandbundes, Eberhard Graf von Kalkreuth, der frühere Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht, der Kölner Bankier Kurt von Schröder und die Großindustriellen Fritz Thyssen und August Rosterg. Zwei maßgebliche Schwerindustrielle, der Aufsichtsratvorsitzende der Gutehoffnungshütte, Paul Reusch, und der Generaldirektor von Hoesch, Fritz Springorum, sympathisierten zwar mit dem Anliegen des Briefes, verzichteten aber auf eine Unterschrift, weil sie die Ruhrindustrie politisch nicht spalten wollten. Ein Votum der Großunternehmerschaft war die Eingabe an Hindenburg also nicht.

Am 17. November erklärte die Reichsregierung, nachdem Versuche des Kanzlers, mit den Parteien ins Gespräch zu kommen, zu keinem positiven Ergebnis geführt hatten, ihren Rücktritt, blieb aber auf Bitten des Reichspräsidenten geschäftsführend im Amt. Am 18. November nahm Hindenburg Verhandlungen mit ausgewählten Parteiführern auf. Die wichtigsten Gespräche waren die mit Hitler am 19. und 21. November. Ihr Resultat war negativ: Eine parlamentarische Mehrheit für den Führer der NSDAP war, da Hugenberg eine Kanzlerschaft Hitlers strikt ablehnte, nicht in Sicht, und der Reichspräsident war seinerseits nicht bereit, Hitler die Führung eines Präsidialkabinetts zu übertragen. Der Führer der Nationalsozialisten konnte Hindenburg auch nicht mit der Drohung beeindrucken, eine Fortdauer der autoritären Regierungsweise werde schon in den nächsten Monaten eine neue Revolution und das bolschewistische Chaos zur Folge haben.

Am 24. November ließ der Reichspräsident über Staatssekretär Meissner Hitler eine schriftliche, sogleich der Presse übermittelte Botschaft zukommen, die im Kern keine andere war als die des 13. August: Der Reichspräsident müsse unter den gegebenen Umständen befürchten, «daß ein von Ihnen geführtes Präsidialkabinett sich zwangsläufig zu einer Parteidiktatur mit all ihren Folgen für eine außerordentliche Verschärfung der Gegensätze im deutschen Volke entwickeln würde, die herbeigeführt zu haben, er vor seinem Eid und seinem Gewissen nicht verantworten könne».

Aus den Gesprächen mit Hitler zog Hindenburg den Schluß, daß an der Proklamation des Staatsnotstands nun nicht mehr vorbeizukommen war. Kanzler und Kabinett aber waren keineswegs so kampfentschlossen wie das Staatsoberhaupt. Reichswehrminister von Schleicher erhielt am 26. November auf seine nachdrückliche Bitte hin vom Reichspräsidenten den Auftrag zu einer weiteren Sondierungsrunde. In diese bezog der Minister bewußt auch die Freien Gewerkschaften und die SPD ein: Schleicher strebte, angeregt von dem Publizisten Hans Zehrer, dem «spiritus rector» des Tatkreises, eine «Querachse» von der reformistischen Linken bis hin zu den Nationalsozialisten oder zumindest zu deren vermeintlich «realpolitischem» Flügel unter dem Reichsorganisationsleiter Gregor Strasser an.

Das Gespräch mit dem Vorsitzenden des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, Theodor Leipart, am 28. November verlief erfreulich, da der Reichswehrminister eine Aufhebung der umstrittenen Verordnung vom 5. September versprach, die den Arbeitgebern, wenn sie neue Arbeitskräfte einstellten, eine Unterschreitung der Tariflöhne gestattete. Ganz anders reagierte am gleichen Tag Rudolf Breitscheid, der Vorsitzende der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion, auf das Werben Schleichers. Der kritische Punkt war erreicht, als der Minister das Verhalten der SPD bei einem etwaigen Aufschub von Neuwahlen bis zum Frühjahr 1933 ansprach. Schleichers Frage, «ob dann die Sozialdemokratie sofort auf die Barrikaden gehen werde», beantwortete Breitscheid wie folgt: «Ich erwiderte ihm, daß ich mich nicht auf die ‹Barrikade› festlegen wolle, daß ich ihm aber erklären müsse, die Sozialdemokratie werde sich gegen einen solchen Verfassungsbruch mit allen Kräften zur Wehr setzen. Unter diesen Umständen, so meinte Schleicher, sehe die Zukunft allerdings recht trübe aus.»

Auf der rechten Seite des politischen Spektrums war Schleicher noch weniger erfolgreich als auf der linken. Hitler sagte ein Gespräch mit dem Reichswehrminister kurzfristig ab, und Strasser gelang es nicht, seinen «Führer» umzustimmen. Ein durch Oberstleutnant Ott übermitteltes Angebot, in einem Kabinett Schleicher das Amt des Vizekanzlers zu übernehmen, lehnte Hitler am 30. November ab. Hätte er es angenommen, wäre freilich die Flankensicherung nach links gescheitert. Nationalsozialistische Minister mußten eine entschiedene Opposition der Sozialdemokraten zur Folge haben – und, unbeschadet der Differenzen zwischen ADGB und SPD, auch die Gegnerschaft der Freien Gewerkschaften. Die Polarisierung, die Schleicher eindämmen wollte, wäre also stärker gewesen als zuvor. Die Politik der «Querachse» erwies sich mithin als Quadratur des Kreises.

Dennoch verfügte Schleicher über einen breiteren politischen und gesellschaftlichen Rückhalt als Papen. Er unterhielt gute Beziehungen zu den Mittelparteien, den christlich-nationalen, liberalen und neuerdings auch den «Freien», das heißt der Sozialdemokratie nahestehenden Gewerkschaften sowie zum Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und, was immer das im Ernstfall wert sein mochte, zu Gregor Strasser. Schleicher galt allgemein als deutlich weniger «reaktionär» als der amtierende Reichskanzler und hatte klar zu erkennen gegeben, daß er von irgendwelchen autoritären Verfassungsexperimenten nichts hielt. Das alles konnte von großer Bedeutung sein, wenn in einer längeren parlamentslosen Zeit mit dem militärischen Ausnahmezustand regiert werden mußte. Von Papen unterschied sich Schleicher im November 1932 ja nicht etwa darin, daß er die Verhängung des Staatsnotstands ausschloß. Er sah nur die Risiken einer wie auch immer verhüllten Militärdiktatur realistischer als Papen, und eben darum wollte er vorbeugend alles tun, was geeignet erschien, einen Bürgerkrieg zu verhindern.

Damit geriet Schleicher in einen Gegensatz zu Hindenburg, der Ende November 1932 entschlossen war, den gordischen Knoten zu zerschlagen, indem er den Reichstag erneut auflöste und Neuwahlen aufschob, also eine Art von übergesetzlichem Staatsnotstand proklamierte. Papen war, wenn auch widerstrebend, bereit, diesen Weg mitzugehen, konnte sich damit aber am 2. Dezember im Kabinett nicht durchsetzen. Schleicher ließ seinen Ministerkollegen durch Oberstleutnant Ott die Lehre aus einem kurz zuvor durchgeführten «Kriegsspiel» erläutern. Die Reichswehr konnte demnach einen Zweifrontenkampf gegen Kommunisten und Nationalsozialisten nicht gewinnen – schon gar nicht, wenn sie gleichzeitig einen, in der Studie unterstellten, polnischen Angriff auf die deutsche Ostgrenze abwehren mußte. Das Kabinett war tief beeindruckt. Als Papen dem Reichspräsidenten vom Verlauf der Sitzung berichtete, gab dieser seinen Widerstand gegen eine Kanzlerschaft Schleichers auf. «Ich bin zu alt geworden, um am Ende meines Lebens noch die Verantwortung für einen Bürgerkrieg zu übernehmen»: Mit diesen Worten begründete er, dem Bericht Papens zufolge, die Abkehr von dem Standpunkt, den er noch tags zuvor vertreten hatte.

Schleichers Ernennung zum Reichskanzler erfolgte am 3. Dezember 1932. Sein bisheriges Amt als Reichswehrminister hatte er auch in der neuen Regierung inne. Der Vorgänger im Kanzleramt, der nach wie vor Hindenburgs besonderes Vertrauen genoß, durfte mit Schleichers Zustimmung seine Dienstwohnung in der Wilhelmstraße beibehalten. So konnte er sich etwas bewahren, was unter Umständen wichtiger war als ein staatliches Amt: das Privileg des unmittelbaren Zugangs zum Reichspräsidenten. Die Mitglieder des Kabinetts von Papen blieben mit einer Ausnahme an der Spitze der von ihnen geleiteten Ressorts. Die Ausnahme war das Reichsministerium des Innern: Neuer Amtschef wurde an Stelle von Wilhelm von Gayl der stellvertretende Reichskommissar für Preußen, Franz Bracht.

Die erste Hürde seiner Amtszeit nahm Kurt von Schleicher ohne größere Mühe. In der kurzen Reichstagssession, die am 6. Dezember begann, wurde kein Mißtrauensantrag gegen die Regierung auf die Tagesordnung gesetzt. Mit dem Einverständnis des Kanzlers hob der Reichstag den Teil der Notverordnung vom 4. September auf, der die Regierung zur weitgehenden Außerkraftsetzung der Tarifautonomie ermächtigt hatte. Ebenfalls in Abstimmung mit der Regierung nahmen die Abgeordneten ein Amnestiegesetz an. Der Reichstag änderte darüber hinaus auf Antrag der NSDAP den Artikel 51 der Reichsverfassung, der vorsah, daß der Reichspräsident im Fall seiner Verhinderung oder der vorzeitigen Erledigung der Präsidentschaft vom Reichskanzler vertreten wurde. Hindenburg hatte am 2. Oktober 1932 seinen 85. Geburtstag begangen. Wenn er während der Kanzlerschaft Schleichers starb oder so schwer erkrankte, daß er sein Amt nicht mehr ausüben konnte, wären die Befugnisse des Reichspräsidenten, des Reichskanzlers und des Reichswehrministers in den Händen eines Mannes, des Generals von Schleicher, vereinigt gewesen. Um dies zu verhindern, schlugen die Nationalsozialisten vor, die Stellvertretung dem Präsidenten des Reichsgerichts zu übertragen. Sie erhielten dafür die Zustimmung der meisten bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokraten, denen ein weiterer Machtzuwachs Schleichers ebenfalls gefährlich erschien. Mit der notwendigen verfassungsändernden Mehrheit wurde der Antrag am letzten Tag der parlamentarischen Sitzungsperiode, dem 9. Dezember, angenommen.

Seine Regierungserklärung trug Schleicher am 15. Dezember 1932 über den Rundfunk vor. Darin räumte er der Arbeitsbeschaffung höchste Priorität ein, betonte seinen Abstand zu Kapitalismus und Sozialismus und verlieh sich selbst das Etikett eines «sozialen Generals». Seinen Amtsvorgänger Franz von Papen nannte er einen «Ritter ohne Furcht und Tadel», distanzierte sich aber gleichzeitig von ihm: «Es sitzt sich sehr schlecht auf der Spitze der Bajonette, das heißt man kann auf die Dauer nicht ohne eine breite Volksstimmung hinter sich regieren.» Die neue Regierung werde sich deshalb das Motto des einstigen Chefs des Großen Generalstabs, Helmuth Graf von Moltke des Älteren, «Erst wägen, dann wagen», zur Richtschnur nehmen.

Der «Ritter ohne Furcht und Tadel» war nicht der Meinung, daß der «soziale General» ein besserer Kanzler sei als er selbst. Um wieder ins Zentrum der Macht zurückzukehren, tat er sich mit einem anderen Widersacher Schleichers zusammen: Am 4. Januar 1933 trafen sich Papen und Hitler im Haus des Bankiers Kurt von Schröder in Köln. Die Aussprache, die, entgegen den Absichten der Beteiligten, nicht geheim blieb, sondern in den folgenden Tagen für Schlagzeilen in der deutschen und der internationalen Presse sorgte, sollte einen Brückenschlag zwischen dem Führer der Nationalsozialisten und dem Reichspräsidenten und, auch darin waren sich Hitler und Papen einig, zum Sturz Schleichers vorbereiten. Bevor Papen als Vermittler zwischen Hitler und Hindenburg tätig werden konnte, mußte er aber zunächst sein persönliches Verhältnis zu Hitler bereinigen, das seit dem 13. August sehr angespannt war. Nachdem das gelungen war, verständigten sich beide auf eine Art «Duumvirat», wobei freilich zunächst offen blieb, wer an die Spitze der neuen Reichsregierung treten würde.

Seinen Anspruch auf die Kanzlerschaft hat Hitler in Köln mit Sicherheit wiederholt. Papen dürfte nach allem, was wir über seine Haltung im August und November wissen, nicht darauf bestanden haben, daß ihm die Führung eines «Kabinetts der nationalen Konzentration» zufallen müsse. Aber die fortdauernden Vorbehalte Hindenburgs gegen einen Reichskanzler Hitler hat er gewiß auch am 4. Januar nicht unerwähnt gelassen. Im weiteren Verlauf der Unterredung schloß Hitler dann offenbar nicht mehr ganz aus, daß es eine zeitweilige Alternative zu seiner Kanzlerschaft geben könnte, nämlich die Übernahme des Reichswehrund des Reichsinnenministeriums durch Nationalsozialisten. Diesen Schluß legen jedenfalls Tagebuchaufzeichnungen von Joseph Goebbels vom 10. Januar 1933 nahe. Entsprechend äußerte sich Papen am 7. Januar in Dortmund gegenüber den führenden Großindustriellen Krupp, Reusch, Springorum und Vögler. Hindenburg gewann aus dem, was ihm der frühere Reichskanzler am 9. Januar berichtete, den Eindruck, daß Hitler nicht mehr auf der Übertragung der gesamten Regierungsgewalt bestehe und mittlerweile zur Teilnahme an einer «rechten» Koalitionsregierung bereit sei. Auf dieser Basis ermächtigte der Reichspräsident Papen, streng vertraulich mit Hitler in Fühlung zu bleiben.

Zwei Tage nach der Unterredung zwischen Hindenburg und Papen, am 11. Januar 1933, machte jener Interessenverband gegen Schleicher mobil, der acht Monate zuvor aktiv am Sturz Brünings mitgewirkt hatte: der Reichslandbund. Unmittelbar vor einer Besprechung beim Reichspräsidenten, an der auch Reichskanzler von Schleicher, Reichswirtschaftsminister Warmbold und Reichsernährungsminister von Braun teilnahmen, übergab der Verband der Presse eine Entschließung, die einer Kriegserklärung gleichkam. Darin behaupteten die Agrarier, unter Duldung der derzeitigen Regierung habe die Verelendung der deutschen Landwirtschaft, insbesondere der bäuerlichen Veredelungswirtschaft, ein Ausmaß angenommen, das man selbst unter einer rein marxistischen Regierung nicht für möglich gehalten habe. Die Reichsregierung brach daraufhin die Beziehungen zum Reichslandbund ab. Der Reichspräsident aber, der sich dem ostelbischen Rittergutsbesitz seit jeher persönlich eng verbunden fühlte, schloß sich dem Boykott nicht an. Am 17. Januar schrieb er dem Präsidium der größten landwirtschaftlichen Interessenorganisation, er hoffe, daß die von ihm am gleichen Tag unterzeichnete Verordnung über einen verbesserten Vollstreckungsschutz zur Beruhigung der Landwirtschaft beitragen werde.

Dem Eklat zwischen der Reichsregierung und dem Reichslandbund folgte wenig später ein anderes schlagzeilenträchtiges Ereignis: die Landtagswahl in Lippe-Detmold. Die Nationalsozialisten hatten den zweitkleinsten deutschen Staat unter stärkstem persönlichen Einsatz Hitlers mit einer beispiellosen Welle von Kundgebungen überzogen, um die Scharte der Stimmenverluste bei der Reichstagswahl vom 6. November auszuwetzen, und sie schafften es tatsächlich, 6000 Stimmen hinzuzugewinnen, was einen Anstieg von 34,7 auf 39,6 Prozent bedeutete. Der Sieg wurde propagandistisch weidlich ausgeschlachtet. Ein Verzicht Hitlers auf den Posten des Reichskanzlers in einer «nationalen Regierung» war fortan undenkbar. Am 16. Januar rechnete der Führer der Nationalsozialisten scharf mit seinem ehemaligen Reichsorganisationsleiter ab. Das Ergebnis war eindeutig: Gregor Strasser fand keine Verteidiger mehr; Hitlers innerparteiliche Stellung war so unangefochten wie nie zuvor.

Am gleichen Tag legte sich die Reichsregierung für den Fall eines Mißtrauensvotums auf die Auflösung des Reichstags und den Aufschub von Neuwahlen bis zum Oktober oder November 1933 fest. Eine Alternative zu diesem Bruch der Reichsverfassung, die die Neuwahl innerhalb von sechzig Tagen vorsah, hätte darin bestanden, das Mißtrauensvotum einer negativen, das heißt nicht regierungsfähigen Mehrheit zu ignorieren und die gestürzte Regierung geschäftsführend im Amt zu belassen. Zu einem solchen Vorgehen, das auch namhafte Staatsrechtslehrer, darunter Heinrich Herrfahrdt und Carl Schmitt, für gerechtfertigt hielten, hatten um die Jahreswende 1932/33 mehrere politische Praktiker dem Reichskanzler geraten; ein entsprechendes Gutachten ist dem Protokoll der Ministerbesprechung vom 16. Januar beigefügt. Doch offenbar sah Schleicher in einem Mißtrauensvotum eine derart schwerwiegende Minderung des Prestiges seiner Regierung, daß er diesen Ausweg nicht ernsthaft in Erwägung zog. Ob der Reichspräsident der vom Kabinett vorgeschlagenen, ungleich riskanteren Krisenlösung, dem Aufschub von Neuwahlen, zustimmen würde, war höchst ungewiß: Mit dem «Planspiel Ott» hatte Schleicher, ohne es zu wollen, dem Staatsoberhaupt Gründe geliefert, sich in dieser Frage gegen die Reichsregierung zu stellen.

Wenige Tage nach der Kabinettsitzung war die Presse voll von Spekulationen über die möglicherweise unmittelbar bevorstehende Proklamation des Staatsnotstands. Am 19. Januar teilte der Fraktionsvorsitzende der Sozialdemokraten im Reichstag, Rudolf Breitscheid, auf einer Funktionärsversammlung der SPD in Berlin-Friedrichshain mit, was Schleicher ihm am 28. November über einen eventuellen Aufschub von Neuwahlen gesagt habe, und er zitierte auch seine eigene Antwort: «Eine solche Provokation wird ohne Zweifel die stärksten Stürme hervorrufen.»

Noch mehr Aufsehen erregte am gleichen Tag eine andere Enthüllung: Im Haushaltsausschuß des Reichstags berichtete der Zentrumsabgeordnete Joseph Ersing, ein Sekretär der christlichnationalen Gewerkschaften, über den Mißbrauch öffentlicher Gelder für die Sanierung hochverschuldeter Rittergüter, namentlich in Ostpreußen – den «Osthilfeskandal». Wenn die Kreise hinter dem Reichslandbund, die vom ganzen deutschen Volk immer wieder gewaltige Summen erhalten hätten, eine solche Sprache führten wie unlängst gegenüber der Reichsregierung, sagte Ersing, dann müsse sich der Reichstag damit befassen. Und wenn die vom Reich gegebenen Gelder nicht zur Abdeckung von Schulden, sondern zum Ankauf von Luxusautos und Rennpferden und zu Reisen an die Riviera verwendet würden, dann müsse das Reich die Rückzahlung der Gelder verlangen. Die Großgrundbesitzer seien bemüht, eine weitere parlamentarische Verhandlung der Osthilfefragen unmöglich zu machen. Deshalb werde hinter den Kulissen die stärkste Aktivität für die sofortige Auflösung des Reichstags entfaltet.

Einen Tag nach Ersings spektakulärer Rede beschloß der Ältestenrat des Reichstags, die für den 24. Januar vorgesehene Einberufung des Plenums auf den 31. Januar zu verschieben. Die Änderung des Zeitplans ging auf die Nationalsozialisten zurück, die allen Grund hatten, einer Plenarsitzung vorerst auszuweichen. Denn nichts sollte die politischen Verhandlungen stören, die Hitler kurz nach der Landtagswahl in Lippe-Detmold wieder auf nah m. Am 17. Januar traf er sich mit Hugenberg und tags darauf erneut mit Papen – beide Male ohne konkretes Ergebnis. Am 21. Januar kündigte die deutschnationale Reichstagsfraktion dem Kabinett Schleicher die offene Opposition an. Der Hauptvorwurf lautete, die Wirtschaftspolitik gleite immer deutlicher in «sozialistisch-internationale Gedankengänge» ab und fördere damit die «Gefahr des Bolschewismus auf dem flachen Lande» – eine Anklage, die die Deutschnationalen in ähnlicher Form im Mai 1932 gegen Brüning erhoben hatten.

Am 22. Januar kamen Papen und Hugenberg ein drittes Mal innerhalb von drei Wochen zusammen, und zwar wie am 18. Januar in der Villa des politisierenden Sektkaufmanns Joachim von Ribbentrop in Berlin-Dahlem. Die Begegnung erhielt besonderes Gewicht dadurch, daß Staatssekretär Meissner und Hindenburgs Sohn Oskar sowie auf nationalsozialistischer Seite Göring und Frick an dem Treffen teilnahmen. Die wichtigste Botschaft Hitlers war die Versicherung, daß er bereit sei, in ein von ihm geführtes Präsidialkabinett in größerer Zahl bürgerliche Minister, wenn auch nicht als Parteivertreter, aufzunehmen.

Als der Reichspräsident am 23. Januar den Reichskanzler empfing, war er über das Dahlemer Treffen bereits informiert. Schleicher berichtete von der Notstandsplanung des Kabinetts und holte sich eine Abfuhr. Die Frage der Auflösung des Reichstags wolle er sich noch überlegen, sagte Hindenburg, den Aufschub der Wahl aber könne er zur Zeit nicht verantworten. «Ein solcher Schritt würde ihm von allen Seiten als Verfassungsbruch ausgelegt werden; ehe man sich zu einem solchen Schritt entschließe, müsse durch Befragen der Parteiführer festgestellt werden, daß diese den Staatsnotstand anerkennen und den Vorwurf eines Verfassungsbruchs nicht erheben werden.»

Am 27. Januar schwirrte Berlin von Gerüchten über die Errichtung einer Diktatur – aber nicht die Schleichers, sondern Papens. Richtig war, daß Hindenburg immer noch Papen und nicht etwa Hitler zum Nachfolger Schleichers machen wollte. Aber der Reichspräsident setzte dabei auf die Mitwirkung der Nationalsozialisten und eine ausreichende Rückendeckung im Reichstag. Den Gedanken eines antiparlamentarischen Kampfkabinetts propagierten dagegen die Deutsch nationalen. Ihr Parteivorsitzender Hugenberg stieß am 27. Januar mit Hitler in der strittigen Frage, welche Partei das preußische Innenministerium übernehmen solle, so heftig aneinander, daß Hitler ein für diesen Tag vereinbartes Gespräch mit Papen absagte. Eine öffentliche Erklärung der NSDAP, sie würde eine von dem früheren Kanzler geführte Diktaturregierung schärfstens bekämpfen, beeindruckte Papen so stark, daß er sich am Abend des 27. Januar Ribbentrop gegenüber nachdrücklicher als bisher für die Leitung des Kabinetts durch Hitler aussprach.

Tags darauf, am 28. Januar, erklärte Schleicher seinen Rücktritt. Unmittelbarer Anlaß war Hindenburgs Weigerung, ihm die Auflösungsorder zu geben. (Von einer Vertagung der Neuwahl war an diesem Tag schon keine Rede mehr.) Noch mehr als die Nachricht von Schleichers Entlassung erregte die Öffentlichkeit die offizielle Mitteilung, der Reichspräsident habe dem früheren Reichskanzler von Papen den Auftrag gegeben, durch Verhandlungen mit den Parteien die politische Lage zu klären und die vorhandenen Möglichkeiten festzustellen. Aufs höchste alarmiert, wiesen die geschäftsführenden Präsidiumsmitglieder des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und des Deutschen Industrie- und Handelstages, Ludwig Kastl und Eduard Hamm, Staatssekretär Meissner auf die Gefahren hin, die der deutschen Wirtschaft aus der politischen Krise zu erwachsen drohten. Die Gewerkschaften aller Richtungen warnten den Reichspräsidenten, die «Berufung einer sozialreaktionären und arbeiterfeindlichen Regierung» würde von der gesamten deutschen Arbeitnehmerschaft als Herausforderung empfunden werden.

Was Papen anstrebte, blieb der Öffentlichkeit zunächst verborgen: ein Kabinett Hitler, in dem er selbst, Papen, Vizekanzler mit besonderen Rechten werden sollte. Mehrere Mitglieder der bisherigen Regierung, darunter Außenminister von Neurath und Finanzminister Graf Schwerin von Krosigk, erklärten sich bereit, einem solchen Kabinett anzugehören. Als Hindenburg das am Abend des 28. Januar von Papen erfuhr, war er beeindruckt und zeigte sich erstmals bereit, seine Bedenken gegen einen Reichskanzler Hitler fallen zu lassen. Die größten Schwierigkeiten hatte Papen mit den Deutschnationalen, unter denen es nach wie vor entschiedene Gegner einer Kanzlerschaft Hitlers gab. Hugenberg hatte starke Vorbehalte gegen die nationalsozialistische Forderung nach Neuwahlen, sah aber eine große Verlockung darin, daß Hindenburg bereit war, ihm, dem Führer der Deutschnationalen, die Ämter des Wirtschafts- und des Ernährungsministers sowohl im Reich als auch in Preußen zu übertragen.

Auf der nationalsozialistischen Seite mußte Hitler sich damit abfinden, daß nicht er, sondern Papen Reichskommissar für Preußen wurde. Als Ausgleich erhielt Reichstagspräsident Göring das Amt des Stellvertretenden Reichskommissars, der für den Bereich des preußischen Innenministeriums zuständig war und damit über die preußische Polizei verfügte. In Personalunion wurde Göring Reichsminister ohne Geschäftsbereich und Reichskommissar für den Luftverkehr. Das Reichsministerium des Innern übernahm Wilhelm Frick. Dem Kabinett gehörten also nur drei Nationalsozialisten an. Die Konservativen, denen auch Arbeitsminister Franz Seldte, der Erste Bundesführer des Stahlhelm, zuzurechnen war, hatten numerisch eindeutig das Übergewicht.

Ein Mitglied des Kabinetts suchte Hindenburg selbst aus: Er bestimmte den Wehrkreisbefehlshaber für Ostpreußen, General von Blomberg, der sich am 29. Januar noch als technischer Berater der deutschen Delegation bei der Abrüstungskonferenz in Genf aufhielt, zum Nachfolger Schleichers als Reichswehrminister. Gerüchte über Putschabsichten der Potsdamer Garnison (die sich als unbegründet erweisen sollten) veranlaßten Hindenburg, Blomberg am Morgen des 30. Januar, unmittelbar nach seiner Ankunft in Berlin, als Reichswehrminister zu vereidigen. Da der Reichspräsident Reichsminister nur auf Vorschlag des Reichskanzlers ernennen durfte, dieser selbst aber noch gar nicht ernannt war, beging Hindenburg damit einen Verfassungsbruch.

Ob der Reichspräsident die nationalsozialistische Forderung nach Auflösung des Reichstags und Neuwahlen erfüllen würde, blieb lange offen. Hitler begründete dieses Verlangen vor allem damit, daß es in dem am 6. November 1932 gewählten Reichstag keine Mehrheit für das von ihm für unabdingbar gehaltene Ermächtigungsgesetz gebe. Papen scheint am 29. Januar eine Eventualzusage Hindenburgs für den Fall erreicht zu haben, daß es nicht gelang, das Zentrum und die Bayerische Volkspartei für eine wie auch immer geartete Unterstützung der neuen Regierung zu gewinnen. Hitler fiel es nicht schwer, Gespräche mit den beiden katholischen Parteien anzukündigen. Nachdem zuletzt auch Hugenberg in der Neuwahlfrage nachgegeben hatte, konnten am späten Vormittag des 30. Januar 1933 Hitler und die Mitglieder seines Kabinetts vom Reichspräsidenten auf die Weimarer Reichsverfassung vereidigt werden. Hindenburg schloß die kurze Zeremonie mit den Worten: «Und nun, meine Herren, vorwärts mit Gott!»

Irgendwelchen Widerstand gegen die Berufung der neuen Reichsregierung gab es nicht. In den Tagen vor dem 30. Januar hatten Meldungen über ein «Putschkabinett» Papen-Hugenberg in der Öffentlichkeit, bei den Unternehmerverbänden, den Gewerkschaften, Mittelparteien und selbst bei der SPD mehr Beunruhigung ausgelöst als die Möglichkeit einer von Hitler geführten Regierung. Die erste Variante wurde nicht grundlos mit der Gefahr des Bürgerkriegs gleichgesetzt: Ein deutschnational geprägtes Präsidialkabinett hätte neun Zehntel der Bevölkerung gegen sich gehabt und wäre von den Kommunisten über die Sozialdemokraten und die Gewerkschaften bis hin zu den Nationalsozialisten vehement bekämpft worden. Wenn es einer «nationalen Regierung» unter Hitler gelang, einen parlamentarischen Rückhalt bei den katholischen Parteien zu finden, erschien sie den meisten Beobachtern, unter Einschluß des entlassenen Reichskanzlers von Schleicher, als das kleinere Übel. Am Abend des 28. Januar hatte sich selbst der sozialdemokratische «Vorwärts» in diesem Sinn geäußert.

Am Vormittag des 30. Januar tagte, während in der Wilhelmstraße die Würfel über das Schicksal Deutschlands fielen, im nahen Reichstagsgebäude der Parteivorstand der SPD zusammen mit Vertretern der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion und den Freien Gewerkschaften. Auf die Nachricht von der Ernennung des Kabinetts Hitler reagierten Parteivorstand und Reichstagsfraktion der SPD mit einem Aufruf, der vor «undiszipliniertem Vorgehen einzelner Organisationen und Gruppen auf eigene Faust» warnte und «Kaltblütigkeit, Entschlossenheit» das Gebot der Stunde nannte. Tags darauf lehnte Rudolf Breitscheid, der den erkrankten Parteivorsitzenden Otto Wels vertrat, im Parteiausschuß außerparlamentarische Aktionen ausdrücklich ab: Wenn Hitler sich zunächst auf dem Boden der Verfassung halte, wäre es falsch, ihm den Anlaß zum Verfassungsbruch zu geben.

Die Kommunisten hielten hingegen am 30. Januar die Stunde zum Losschlagen für gekommen. Erstmals seit dem «Preußenschlag» vom 20. Juli 1932 sprach das Zentralkomitee der KPD die Führungen der Sozialdemokratischen Partei und der Gewerkschaften wieder direkt an. An die SPD, den Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund, die Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände und die christlichen Gewerkschaften erging die Aufforderung, «gemeinsam mit den Kommunisten den Generalstreik gegen die faschistische Diktatur der Hitler, Hugenberg, Papen, gegen die Zerschlagung der Arbeiterorganisationen, für die Freiheit der Arbeiterklasse durchzuführen».

Eine proletarische Einheitsfront war jedoch am 30. Januar 1933 ein noch aussichtsloseres Unterfangen als am 20. Juli 1932. Angesichts von über 6 Millionen offiziell registrierten Arbeitslosen war ein längerer Generalstreik nicht durchzuführen. Ein befristeter Generalstreik aber wäre von der neuen Regierung eher als Schwächezeichen denn als Demonstration der Stärke begriffen worden. Zudem war extrem unwahrscheinlich, daß die Kommunisten einem Aufruf zum Abbruch des Ausstands gefolgt wären. Nachdem die KPD die Sozialdemokraten jahrelang als «soziale Hauptstütze der Bourgeoisie» und als «Sozialfaschisten» bekämpft und die «Rote Fahne» noch am 26. Januar den Vorschlag des Vorwärts, SPD und KPD sollten sich auf einen «Nichtangriffspakt» verständigen, als «infame Verhöhnung des antifaschistischen Berlin» zurückgewiesen hatte, fehlte der kommunistischen Parole des gemeinsamen Abwehrkampfes die elementarste Voraussetzung: die Glaubwürdigkeit. Sozialdemokratie und Freie Gewerkschaften mußten damit rechnen, daß die Kommunisten sofort zu jener revolutionären Gewalt greifen würden, auf die die Nationalsozialisten nur warteten, um ihrem Terror den Schein der Legitimation zu verschaffen. Ein Bürgerkrieg aber konnte nur mit einer blutigen Niederlage der Arbeiterorganisationen enden: Gegenüber dem, was die paramilitärischen Verbände der Rechten, die Polizei und die Reichswehr aufzubieten hatten, war die gespaltene Linke chancenlos.

Am Abend des 30. Januar gehörten die Straßen nicht nur in Berlin, sondern vielerorts in Deutschland Hitlers «braunen Bataillonen». Am folgenden Tag nahm der neue Reichskanzler jene Verhandlungen mit dem Zentrum auf, zu denen er sich Papen gegenüber verpflichtet hatte. Hitler führte die Gespräche nur zum Schein: Es ging ihm um den Nachweis, daß mit dem am 6. November 1932 gewählten Reichstag nicht regiert werden konnte. Das Zentrum hingegen war an einer echten Koalition mit der NSDAP interessiert und über die Ernennung Hitlers sehr viel weniger ungehalten als über die «reaktionäre» Zusammensetzung seines Kabinetts. Hitlers Forderung, den Reichstag ein Jahr lang zu vertagen, mußte der Vorsitzende der Zentrumspartei, Prälat Kaas, jedoch ablehnen. Damit lieferte er dem Kanzler den Vorwand, die Verhandlungen noch am 31. Januar für gescheitert zu erklären und die erste wichtige Entscheidung seines Kabinetts herbeizuführen: das Ersuchen an Hindenburg, den Reichstag aufzulösen. Am 1. Februar ergingen das entsprechende Dekret und eine weitere Verordnung des Reichspräsidenten, die als Wahltermin den 5. März 1933 bestimmte. Bis dahin konnte und mußte sich das Kabinett Hitler auf die Notstandsvollmachten des Artikels 48 stützen.

Die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler war nicht der unausweichliche Ausgang der deutschen Staatskrise, die mit dem Bruch der Großen Koalition am 27. März 1930 begonnen und sich seit der Entlassung Brünings am 30. Mai 1932 dramatisch zugespitzt hatte. Hindenburg mußte sich von Schleicher so wenig trennen, wie er genötigt gewesen war, Brüning durch Papen auszuwechseln. Er hätte Schleicher nach einem Mißtrauensvotum des Reichstags als Chef einer geschäftsführenden Regierung im Amt halten oder durch einen nicht polarisierenden «überparteilichen» Kanzler ersetzen können. Die neuerliche Auflösung des Reichstags innerhalb der verfassungsmäßigen Frist von sechzig Tagen war ihm nicht verwehrt; der Aufschub von Neuwahlen bis in den Herbst 1933 war hingegen nach den entsprechenden Erklärungen aus der politischen Mitte und von seiten der Sozialdemokratie kaum weniger riskant als im Jahr zuvor. Nichts zwang den Reichspräsidenten dazu, Hitler zum Reichskanzler zu machen. Hitler war zwar immer noch, trotz seiner Niederlage in der Reichstagswahl vom 6. November 1932, der Führer der stärksten Partei, aber eine Mehrheit im Reichstag gab es für ihn nicht.

Bis in den Januar 1933 hinein hatte sich der Reichspräsident, um eine Parteidiktatur der Nationalsozialisten zu verhindern, der Kanzlerschaft Hitlers widersetzt. Hindenburg änderte seine Haltung, weil ihn nun auch seine engsten Berater dazu drängten und weil er das Risiko der Diktatur durch das Übergewicht konservativer Minister im Kabinett Hitler verringert, wenn nicht beseitigt sah. Vermutlich spielte auch persönliche Enttäuschung über Schleicher eine Rolle: Vorwürfen, die im Zusammenhang mit dem «Osthilfeskandal» gegen den Reichspräsidenten und seine Umgebung erhoben wurden, trat der letzte Kanzler der Weimarer Republik nicht ausdrücklich entgegen. Auf Schleichers Entlassung und Hitlers Ernennung arbeiteten einflußreiche Kreise der seit Bismarcks Zeiten vom Staat subventionierten ostelbischen Großlandwirtschaft hin, sowie, vorzugsweise auf dem Weg über Papen, der rechte Flügel der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie. Entsprechenden Druck übten zuletzt fast alle Personen aus, die Zugang zum Reichspräsidenten hatten. Diesem Druck zu widerstehen war der Greis nicht mehr stark genug. Das Machtzentrum um Hindenburg hatte sich im Januar 1933 für das Wagnis mit Hitler entschieden, und Hindenburg als Person war nur ein, wenn auch der wichtigste, Teil des Machtzentrums.

Der 30. Januar war also weder ein zwangsläufiges Ergebnis der vorangegangenen politischen Entwicklung noch ein Zufall. Hitlers Massenrückhalt machte seine Ernennung möglich, aber erst durch den Willen Hindenburgs und des Milieus, das er verkörperte, wurde er Kanzler. Die politische Stärke jener «alten Eliten», die auf eine «Regierung der nationalen Konzentration» unter Hitler drängten, war ebenso wie der Zulauf zu seiner Partei eine soziale Tatsache mit langer Vorgeschichte. Zu dieser Vorgeschichte gehörte auch die Erosion des Vertrauens in den demokratischen Staat. Daß der «Legitimitätsglaube», Max Weber zufolge die wichtigste immaterielle Herrschaftsressource, in Weimar von Anfang an schwach war, hatte Gründe, die mit der Geburt der Republik aus der Niederlage im Ersten Weltkrieg zusammenhingen und zugleich weit hinter diesen Krieg zurückreichten. Wenn es eine Ursache «letzter Instanz» für den Zusammenbruch der ersten deutschen Demokratie gibt, liegt sie in der historischen Verschleppung der Freiheitsfrage im 19. Jahrhundert – oder, anders gewendet, in der Ungleichzeitigkeit der politischen Modernisierung Deutschlands: der frühen Demokratisierung des Wahlrechts und der späten Parlamentarisierung des Regierungssystems. In diesem Widerspruch lag der tiefere Grund für den Erfolg, den Hitler seit 1930 mit seiner pseudodemokratischen Agitation gegen das halbautoritäre Präsidialsystem hatte.

In der Absicht, den Staat von Weimar zu vernichten, schöpfte Hitler die Möglichkeiten, die ihm die Weimarer Verfassung bot, bis zum letzten aus. Die Legalitätstaktik, die er seiner Partei verordnete, war ungleich erfolgreicher als das Bekenntnis zur revolutionären Gewalt, dem er sich zehn Jahre zuvor, in der Zeit bis zu seinem Münchner «Bierhallenputsch» vom 8. und 9. November 1923, verschrieben hatte und dem die andere totalitäre Partei, die KPD, nach wie vor huldigte. Da die Kommunisten den Bürgerkrieg offen propagierten, gaben sie den Nationalsozialisten, die selbst die größte Bürgerkriegsarmee unterhielten, die Möglichkeit, sich als Hüter der Verfassung darzustellen – als Ordnungsfaktor, der bereitstand, einen gewaltsamen Umsturzversuch von links zusammen mit der Reichswehr niederzuschlagen. Gleichzeitig konnte Hitler den Regierenden für den Fall, daß sie selbst das Recht brachen oder, wie bei der Notverordnung gegen den politischen Terror vom 9. August 1932, zu Lasten der Nationalsozialisten änderte, mit revolutionärer Gewalt und damit dem Bürgerkrieg drohen.

Die Angst vor dem Bürgerkrieg war seit der deutschen Urkatastrophe, dem Dreißigjährigen Krieg, die deutsche Angst schlechthin. Mit seiner Legalitätstaktik trug Hitler dieser Angst gekonnt Rechnung. Sein bedingtes Legalitätsversprechen, das eine Erpressung in sich schloß, erfüllte seinen Zweck. Die Furcht der etablierten Rechten vor dem revolutionären Charakter des Nationalsozialismus wich schließlich dem Glauben, der Führer der «nationalen» Massen werde einer autoritären Politik die dringend benötigte populäre Basis verschaffen. Die Illusion der Autoritären wurde flankiert von der Illusion der Demokraten. Um den Rechtsstaat zu bewahren, hätten seine Verteidiger (und sei es auch nur in Form der faktischen Nichtbeachtung eines negativen Mißtrauensvotums) gegen den Buchstaben einer Verfassung verstoßen müssen, die letztlich gegen ihre eigene Geltung neutral war. Doch dem stand eine «funktionalistische» Auffassung von Legalität entgegen, die Carl Schmitt in seiner im Sommer 1932 erschienenen Schrift «Legalität und Legitimität» mit den Worten geißelte, sie gehe «in ihrer Neutralität bis zum Selbstmord». Der sozialdemokratische Jurist Ernst Fraenkel meinte nichts anderes, als er Ende 1932 in einem Aufsatz in der «Gesellschaft» den verbreiteten «Verfassungsfetischismus» anprangerte. Weimar hatte sich in der Legalitätsfalle gefangen, die die Schöpfer der Verfassung selbst, wenn auch ungewollt, aufgestellt hatten.

Am 10. Februar 1933 eröffnete Hitler den Reichstagswahlkampf mit einer Rede im Berliner Sportpalast. Seinen Anklagen gegen die «Parteien des Zerfalls, des Novembers, der Revolution», die vierzehn Jahre lang das deutsche Volk zerstört, zersetzt und aufgelöst hätten, folgte der Aufruf an die Deutschen, der neuen Regierung vier Jahre Zeit zu geben und dann über sie zu richten. Die letzten Worte der Rede waren der Bibel und der evangelischen Fassung des Vaterunser nachempfunden. Hitler versuchte auf diese Weise, den eigenen Willen zur Macht als Dienst am «Reich» und als Erfüllung eines göttlichen Auftrags erscheinen zu lassen: «Denn ich kann mich nicht lossagen von der Überzeugung, daß diese Nation wieder einst auferstehen wird, kann mich nicht entfernen von der Liebe zu diesem meinem Volk und hege felsenfest die Überzeugung, daß eben doch einmal die Stunde kommt, in der die Millionen, die uns heute hassen, hinter uns stehen und mit uns begrüßen werden das gemeinsam geschaffene, mühsam erkämpfte, bitter erworbene neue deutsche Reich der Größe und der Ehre und der Kraft und der Herrlichkeit und der Gerechtigkeit. Amen!»

Was er zu tun gedachte, wenn die Deutschen seinem Appell folgten, hatte Hitler eine Woche zuvor, am 3. Februar 1933, in einer geheimen Rede vor den Befehlshabern des Heeres und der Marine in der Dienstwohnung des Chefs der Heeresleitung, General von Hammerstein-Equord, umfassend, wenn auch nicht vollständig dargelegt: «Ausrottung des Marxismus mit Stumpf und Stiel … Straffste autoritäre Staatsführung. Beseitigung des Krebsschadens der Demokratie! … Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung zur Erreichung des Ziels: Wiedererringung der politischen Macht. Allgemeine Wehrpflicht muß wieder kommen … Wie soll politische Macht, wenn sie gewonnen, gebraucht werden? Jetzt noch nicht zu sagen. Vielleicht Erkämpfung neuer Exportmöglichkeiten, vielleicht – und wohl besser – Eroberung neuen Lebensraumes im Osten und dessen rücksichtslose Germanisierung.»[31]

Wetterleuchten in Fernost:
Die Besetzung der Mandschurei durch Japan

In einem anderen Teil der Welt hatte ein Lebensraumkrieg, der in den Zweiten Weltkrieg münden sollte, um diese Zeit bereits begonnen: in Ostasien. Es war der Krieg, mit dem Japan seit 1931 seine Einflußsphäre auf dem Festland ausweiten wollte. Vieles an der politischen Entwicklung, die das fernöstliche Kaiserreich nach 1918 einschlug, wies Parallelen zu europäischen Staaten auf. Japan gehörte zu den Siegermächten des Ersten Weltkrieges, fühlte sich aber, ähnlich wie Italien, um die Früchte seines Kampfes betrogen. Es hatte auf Drängen seiner westlichen Verbündeten 1921 die ehemalige deutsche Kolonie Kiautschou an China zurückgegeben, sich gegenüber China zu einer «Politik der offenen Tür» verpflichtet und im Washingtoner Flottenabkommen vom Februar 1922 in eine Beschränkung seiner Flottenstärke eingewilligt. Für die nationalistische Rechte waren die entsprechenden Verträge ein wichtiger Grund, Stimmung gegen den Westen zu machen, dem man eine Politik des Rassendünkels vorwarf.

Tatsächlich verhielten sich vor allem die Vereinigten Staaten in der Zwischenkriegszeit Japan gegenüber in einer Weise, die diese Einschätzung stützte. Zusammen mit Großbritannien verhinderten die USA auf der Pariser Friedenskonferenz 1919 die Aufnahme des von Japan geforderten Verbots rassischer Diskriminierung in die Satzung des Völkerbundes. 1921 führte Kalifornien getrennte Schulen für Weiße und Asiaten ein. 1922 verbot der Supreme Court die Verleihung der amerikanischen Staatsbürgerschaft an Japaner. 1924 schob ein Bundesgesetz der (zuvor schon beschränkten) Einwanderung von Japanern einen Riegel vor. Amerikas unverhohlener Rassismus war Wasser auf die Mühlen der japanischen Nationalisten. Ähnlich wie für die deutsche Rechte der Weimarer Republik wurde der «Westen» für die radikale japanische Rechte zu einem propagandistisch gepflegten Feindbild.

Japan hatte seit der Meiji-Restauration von 1868 einen in Asien einzigartigen Modernisierungsprozeß durchlaufen. Technisch und industriell waren Großbritannien und die USA seine Vorbilder gewesen, in politischer und verfassungsrechtlicher Hinsicht aber Preußen-Deutschland. Wie das deutsche Kaiserreich war das Kaiserreich Japan eine konstitutionelle Monarchie. 1919 wurde das Wahlrecht zum Unterhaus des Parlaments auf alle männlichen Steuerzahler ausgeweitet; im März 1925 erfolgte der Übergang zum allgemeinen gleichen Wahlrecht für Männer, die das 25. Lebensjahr vollendet hatten. Eine Woche später verabschiedete das Unterhaus ein Gesetz zur Wahrung der öffentlichen Ordnung, das sich gegen kommunistische, anarchistische und internationalistische Strömungen richtete, der polizeilichen Bekämpfung der Linken also Tür und Tor öffnete. Tatsächlich spielten sozialistische und kommunistische Parteien in den zwanziger Jahren so gut wie keine Rolle. Die «Reisunruhen», die Japan 1918 erschütterten, waren nicht politisch motiviert, sondern reine Hungerrebellionen; sie hatten keine anhaltende Mobilisierung von Arbeitern, Bauern und landwirtschaftlichen Pächtern zur Folge.

Die beiden maßgeblichen Parteien, die ältere Seiyukai und die jüngere Minseito, bezeichneten sich als liberal, waren aber Gruppierungen der Rechten. Sie unterhielten enge Beziehungen zu den großen Industriekonzernen, den «zaibatsu», verfügten aber über keinen organisierten Massenrückhalt. Seit dem Ersten Weltkrieg vollzog sich in Japan eine de-facto-Parlamentarisierung, auch wenn manche Regierungen eher den Charakter von Beamtenkabinetten hatten. Der wirtschaftliche Aufschwung verbürgte bis Ende der zwanziger Jahre eine relative politische Stabilität: Der Produktionsindex stieg, wenn man den Durchschnitt der Jahre 1910 bis 1914 als Basis nimmt und gleich hundert setzt, auf 313 im Durchschnitt der Jahre 1925 bis 1929. Der Wert der Importe wuchs vom Indexjahr 1913 auf 199 Punkte im Jahr 1929; der Wert der Exporte stieg in der gleichen Zeit auf 205 Punkte.

Der Parlamentarismus wurde eine Zeitlang praktiziert, von der japanischen Gesellschaft aber nicht wirklich akzeptiert. Die tieferen Gründe der verbreiteten Abneigung gegenüber dieser westlichen Errungenschaft sieht der britische Historiker W. G. Beasley in den «Ideen und Institutionen, die das japanische Volk vom Streben nach individuellen Freiheiten abgehalten und zur Verfolgung kollektiver Ziele geführt hatten: dem prägenden Druck des Erziehungssystems; einer Staatsreligion mit dem Kaiser als Mittelpunkt; der allgemeinen Wehrpflcht und der damit verbundenen Indoktrination; der Fortdauer autoritärer Traditionen in wichtigen Bereichen des Beamtenapparates und des familiären Lebens». Das Parlament galt als unjapanisch, weil es den Ruf nach Volksrechten und freier Entfaltung der Individuen fördere. In der Meiji-Ära war alles, was man vom Westen übernommen hatte, als Preis von Wohlstand und Stärke betrachtet worden. «Zudem war es damals gelungen, wesentliche Bestandteile der japanischen Überlieferung erfolgreich zu verteidigen: das kaiserliche System, die konfuzianische Ethik, die Samuraitradition im öffentlichen Dienst. In den zwanziger Jahren schien es zunehmend so, als ob auch all das in Gefahr gerate und das Japanertum selbst zum Opfer der Modernisierung zu werden drohe.»

Bereits im Jahr 1919 hatte ein Autor, den man in Deutschland der «Konservativen Revolution» zugerechnet hätte, Kita Ikki, in einem Buch über den Wiederaufbau Japans auf der einen Seite einschneidende soziale Veränderungen, darunter die Verstaatlichung der Großindustrie, die Konfiskation großer Vermögen und eine Landreform gefordert und auf der anderen Seite sich für einen Staatsstreich der Militärs zum Zweck einer expansionistischen Außenpolitik auf dem asiatischen Festland und einer wirksamen Verteidigung asiatischer Interessen gegenüber dem Westen ausgesprochen. Ähnlich wie Enrico Corradini, der Gründer der Associazione Nazionalista Italiana, begründete Kita Ikki sein imperialistisches Plädoyer mit dem Argument, daß Japan zu den proletarischen Nationen gehöre, den Klassenkampf also auf der internationalen Ebene führen müsse.

Über die zusammen mit Okawa Shumei 1921 gegründete Gesellschaft für die Bewahrung des nationalen Wesens (Yuzonsha) beeinflußte Kita Ikki das Denken maßgeblicher Militärs und militärfreundlicher Clubs. Zwei Parolen spielten in der japanischen Erscheinungsform von «Konservativer Revolution» eine Schlüsselrolle: der «Kaiserliche Weg» oder «Kodo» und die «Showa-Restauration» oder «Showa Ishiu». (Showa Tenno war der Titel des jungen Kaisers Hirohito, der 1926 auf den Thron gelangte.) «Fraktion des Kaiserlichen Weges» oder «Kodo» nannte sich die von den Ideen Kita Ikkis geprägte Offiziersgruppe. Eine andere Vereinigung, die «Kontroll-Fraktion» oder «Tosei», gab sich im Unterschied zu «Kodo» nicht sozialistisch, sondern unternehmerfreundlich. Ihr Ziel war es, Japan durch ein dichtes Netz von Staatskontrollen auf einen totalen Krieg vorzubereiten. In der Absicht der territorialen Expansion waren sich «Kodo» und «Tosei» einig.

Die ersten Wahlen, bei denen das Unterhaus nach dem allgemeinen gleichen Männerwahlrecht gewählt wurde, fanden Anfang 1928 statt. Sie erbrachten eine äußerst knappe Mehrheit für die Seiyukai. An die Spitze der Regierung trat General Tanaka Giichi. Im Juni 1928 ermordeten japanische Offiziere in der Mandschurei, deren südlicher Teil seit 1905 eine japanische Einflußsphäre bildete, den dortigen chinesischen Warlord Tschang Tso-lin. Obwohl Tanaka im allgemeinen eine harte Linie gegenüber China vertrat, drängte er auf eine disziplinarische Untersuchung des Vorfalls und geriet darüber in einen Konflikt mit dem Generalstab. Im Juli 1929 mußte der Premierminister unter dem Druck der Armee zurücktreten. Sein Nachfolger wurde Hamaguchi Yuko, der Vorsitzende der Minseito.

Unter Hamaguchi willigte Japan im April 1930 in das Londoner Flottenabkommen ein, das dem Kaiserreich weiterhin Rüstungsbeschränkungen auferlegte. Der 1921 in Washington vereinbarte Schlüssel, wonach das Verhältnis der größeren Kriegsschiffe der USA, Großbritannien und Japans eines von 5:5:3 sein sollte, wurde nun auf kleinere Kriegsschiffe ausgedehnt, während das Kräfteverhältnis zwischen der amerikanischen und der japanischen Flotte insgesamt zugunsten des Kaiserreichs auf 5:3,5 angehoben wurde. Im Kabinett stimmten alle Minister, auch der für die Marine, dieser Regelung zu. Der Oberbefehlshaber der Marine aber legte, unterstützt von den ultranationalistischen Organisationen, sein Veto ein und begründete dies damit, daß die Regierung durch den Vertragsabschluß den in der Verfassung von 1889 festgelegten kaiserlichen Oberbefehl mißachtet habe. Kaiser Hirohito stellte sich auf die Seite der Regierung und unterzeichnete das Abkommen im Oktober 1930. Im Monat darauf verübte ein nationalistischer Jugendlicher ein Attentat auf Hamaguchi, der im August 1930 an seinen Verletzungen starb. Sein Nachfolger wurde Wakatsuki Reijiro, ein Politiker der Minseito, von dem das Militär weniger Konfliktbereitschaft zu erwarten hatte als von seinem ermordeten Vorgänger.

Inzwischen hatte die Weltwirtschaftskrise auch Japan voll erfaßt. Die Preise des wichtigsten Ausfuhrartikels, der Rohseide, fielen, bezogen auf das Indexjahr 1914, von 225 Punkten im Jahr 1925 auf 151 im Jahr 1929 und 67 im Jahr 1931. Gleichzeitig sank die Nachfrage nach japanischen Baumwollprodukten. Die Folge waren eine steigende Arbeitslosigkeit in der Textilindustrie und die Verelendung breiter ländlicher Regionen, vor allem im Norden und Nordosten des Inselreiches, aus denen die Armee die meisten Rekruten bezog.

Die Depression führte auch in Japan zu einer fortschreitenden Radikalisierung des politischen Klimas. Im Mai 1931 verfaßte Ishiwara Kanji, der seit 1928 für die strategische Planung der (zum Schutz der Eisenbahnzone in der südlichen Mandschurei eingesetzten) Kwantung-Armee verantwortlich war, eine Schrift unter dem Titel «Private Ansicht über die mandschurisch-mongolische Frage». Darin vertrat er die Auffassung, die Mandschurei und die Mongolei seien für die Verteidigung Japans, die Kontrolle Koreas, die Lenkung Chinas und die Rettung der japanischen Wirtschaft von herausragender Bedeutung, und leitete daraus die Folgerung ab, die Annexion der Mandschurei und der Mongolei sei angesichts der internationalen Lage eine Überlebensfrage für Japan: «Die Welt, die nach dem großen europäischen Krieg dabei ist, fünf Supermächte zu bilden, wird ganz sicher weiter voranschreiten und am Ende einem einzigen System angehören. Wo die Kontrolle über das Zentrum dieses Systems liegt, wird in einem Kampf um die Vorherrschaft zwischen dem Repräsentanten des Westens, den USA, und dem Meister des Ostens, Japan, entschieden werden. Deshalb muß unser Land unverzüglich die Grundlagen einer nationalen Politik verwirklichen, indem es sich den Status eines Meisters des Ostens erwirbt. Um die gegenwärtige Lage zu überwinden und die Meisterschaft des Ostens zu erringen, müssen wir unsere Machtsphäre unverzüglich im nötigen Umfang erweitern.»

Ishiwaras Aufruf zum Handeln blieb nicht folgenlos. Nach gründlicher Vorbereitung inszenierte die Kwantung-Armee am 18. September 1931 einen angeblichen Bombenanschlag chinesischer Banditen auf die Südmandschurische Eisenbahn. Der vorgetäuschte Zwischenfall diente als Vorwand für Angriffe auf Festungen des regionalen Warlords Tschang Xueliang, eines Verbündeten des chinesischen Präsidenten Tschiang Kaischek und Sohnes des ermordeten Tschang Tso-lin, und für die Besetzung mehrerer mandschurischer Städte, darunter Mukden. Die Regierung Wakatsuki war in die Planungen nicht ein geweiht. Ein von der Kwantung-Armee finanzierter Putsch, an dem der Generalstabsoffizier Hashimoto Kingoro und der Ultranationalist Okawa Shumei beteiligt waren, wurde im letzten Augenblick von der Militärpolizei aufgedeckt und vereitelt. Gegen den Willen Kaiser Hirohitos brachte die Kwantung-Armee den 1912 abgesetzten letzten chinesischen Kaiser Pu Yi in die Mandschurei und setzte dort eine Marionettenregierung unter seiner nominellen Leitung ein. Im Dezember trat das Kabinett Wakatsuki zurück. Neuer Premierminister wurde Inukai Tsuyoshi von der Seiyukai. Die Besetzung der Mandschurei durch die Kwantung-Armee ging währenddessen ungehindert weiter.

Auf der anderen Seite des Pazifiks, in den USA, gab es Meinungsverschiedenheiten über die Frage, wie Amerika auf die japanische Aggression reagieren sollte. Außenminister Stimson sah im Vorgehen der Japaner eine «tödliche Gefahr für die großen Friedensverträge» von 1919/20. Präsident Hoover war im Gegensatz zum Chef des State Department nicht einmal bereit, Japan Sanktionen anzudrohen. Aus seiner Sicht gefährdete die Besetzung der Mandschurei «weder die Freiheit noch die wirtschaftliche oder moralische Zukunft» des amerikanischen Volkes. Immerhin stimmte der Präsident einer Zusammenarbeit mit dem Völkerbund zu, der seinerseits im Dezember 1931 eine Untersuchungskommission unter dem Vorsitz des britischen Diplomaten Victor Lytton einsetzte. Am 7. Januar 1932 verkündete Stimson die nach ihm benannte Doktrin, wonach die Vereinigten Staaten es ablehnten, die Veränderung des Status quo, die Japan in Verletzung des Prinzips der Offenen Tür in China vorgenommen hatte, in irgendeiner Weise anzuerkennen. Im März 1932 schloß sich der Völkerbund diesem Völkerrechtsvorbehalt an.

Massiver waren die inoffiziellen chinesischen Reaktionen auf die Besetzung eines Gebiets, das völkerrechtlich noch immer einen Teil Chinas bildete. In mehreren chinesischen Städten kam es zu Angriffen auf japanische Einrichtungen und zu einer Boykottbewegung gegen japanische Waren. Nach einem schweren Zwischenfall in Shanghai griff dort die japanische Marine, unterstützt von der Marineinfanterie, ein und bombardierte die Stadt von der See und von der Luft aus. Im Februar schickte die Regierung Inukai zusätzliche Truppen in die Region. Nach heftigen und verlustreichen Kämpfen wurde die Intervention am 2. März 1932 durch ein Abkommen mit Präsident Tschiang Kai-schek beendet. Mehr als ein Waffenstillstand war es nicht: Es ließ sich absehen, daß Japan mit der Besetzung der Mandschurei nur ein Etappenziel seiner Expansion auf Kosten Chinas erreicht hatte.

Bereits zwei Wochen zuvor, am 18. Februar, hatte der von der Kwantung-Armee inzwischen geschaffene neue «Staat» Mandschukuo seine Unabhängigkeit von China erklärt. Im März wurde Pu Yi zum Staatsoberhaupt ernannt. Die Regierung Inukai lehnte die Anerkennung von Mandschukuo ab. Ein besonders entschiedener Widersacher der Mandschurei-Aktion, Finanzminister Inoue Junnosuke, war am 9. Februar von Angehörigen einer Verschwörergruppe, der Blutsbrüderschaft des radikalen Nationalisten Inoue Nissho, ermordet worden. Am 15. Mai 1932 ereilte Premierminister Inukai an seinem Amtssitz dasselbe Schicksal. Seine Ermordung war Teil eines Umsturzversuchs einer anderen rechtsradikalen Gruppe, an dem auch Okawa Shumei, der Mitgründer von Yuzonsha, beteiligt war. Neuer Premierminister wurde im Mai 1932 Admiral Saito Makoto, der im Juli 1934 von einem anderen Admiral, Okada Keisuka, abgelöst wurde. Die Zeit der von Parteipolitikern geführten Regierungen war abgelaufen. In den folgenden Kabinetten gab es keinen zivilen Widerstand mehr gegen die Expansionspläne der Armee. Im September 1932 erkannte das Unterhaus einstimmig das faktische Protektorat Mandschukuo als selbständigen Staat an.

Im Monat darauf legte die vom Völkerbund eingesetzte Lytton-Kommission ihren Bericht vor. Sie konnte in dem von Japan besetzten Gebiet kein Streben nach nationaler Selbständigkeit erkennen und empfahl, der Mandschurei einen autonomen Status innerhalb Chinas zu gewähren und der japanischen Polizei Überwachungsrechte einzuräumen. Am 24. Februar 1933 stimmte der Völkerbund diesem Vorschlag zu. Japan, seit der Gründung der Weltorganisation Ständiges Mitglied des Völkerbundsrates, stimmte als einziger Mitgliedstaat mit Nein, und nur ein Staat, Siam, enthielt sich der Stimme. Am 27. März 1933 beantwortete Japan die Entscheidung mit dem Austritt aus dem Völkerbund. Es sollte nicht der letzte Austritt des Jahres 1933 bleiben: Am 14. Oktober folgte das nationalsozialistische Deutschland dem Beispiel, das ihm Japan gegeben hatte.

Japan hatte sich bis 1932/33 zu einem autoritären, militaristischen und radikal nationalistischen Staat entwickelt, der manche Ähnlichkeiten mit dem faschistischen Italien aufwies und dennoch nicht einfach als «faschistisch» bezeichnet werden kann. Es fehlten ihm wesentliche der für faschistische Regime typischen Merkmale: die straff geführte Einheitspartei, die ständige Mobilisierung der Massen, der systematische Terror einer allgegenwärtigen Geheimpolizei und der eine Führer als Mittelpunkt des Machtzentrums und als Gegenstand eines propagandistisch betriebenen Personenkults. Die politische Partizipation des Volkes war in Japan sehr viel schwächer entwickelt als in Italien, von Deutschland ganz zu schweigen. Anders als in Europa gab es im Japan der Zwischenkriegszeit keine militante proletarische Massenbewegung, die von den Ober- und Mittelschichten als Bedrohung ihres sozialen Status hätte empfunden werden können. Deswegen vermochten in dem fernöstlichen Kaiserreich die Militäreliten dem immer autoritärer auftretenden Regime ihren Stempel aufzudrücken, ohne auf eine pseudoplebiszitäre Akklamation als Legitimation ihrer Herrschaft angewiesen zu sein.

Gemeinsam war Japan und zahlreichen europäischen Staaten der Zwischenkriegszeit die Abwendung von der parlamentarischen Demokratie. Fast überall, wo dieses System nicht schon vor dem Ersten Weltkrieg fest in der jeweiligen Gesellschaft verwurzelt war, wurde es im Verlauf der zwanziger oder dreißiger Jahre durch autoritäre oder totalitäre Systeme abgelöst. Von den neuen nach 1918 entstandenen Staaten Europas wurden nur drei, die Tschechoslowakei, Finnland und Irland, in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre noch parlamentarisch regiert. Die von rechten Diktaturen unterschiedlichen Typs geführten Länder waren mit einer Ausnahme überwiegend agrarisch geprägte Gesellschaften. Die Ausnahme war das hochindustrialisierte Deutschland, das mit der Machtübertragung an den Führer der Nationalsozialisten einen radikalen Schlußstrich unter die vierzehn Jahre seiner ersten Demokratie und die sehr viel ältere Tradition eines Rechts- und Verfassungsstaates zog. Welche Zukunft die westliche Demokratie und mit ihr das gesamte normative Projekt des Westens noch haben würden, das war 1933, im vierten Jahr der Großen Depression, in dem fast gleichzeitig Adolf Hitler in Deutschland und Franklin Delano Roosevelt in den Vereinigten Staaten von Amerika an die Spitze ihrer Regierungen traten, eine offene Frage.[32]


3.
Demokratien und Diktaturen:
1933–1939

Ein New Deal für Amerika:
Die Präsidentschaft F. D. Roosevelts 1933–1936

Der Anfang sei schon die Hälfte des Ganzen, so besagt eine von Aristoteles in seiner «Politik» zitierte griechische Redensart. Wenn sich je eine Regierung an diese Einsicht gehalten hat, dann die erste Administration Franklin Delano Roosevelts im Jahrs 1933. In die berühmten «ersten hundert Tage» fielen 15 Botschaften des Präsidenten an den Kongreß und 15 große Reformgesetze. Der Tag der Amtseinführung, der 4. März, war ein Samstag. Über das Wochenende verständigte sich die Regierung auf eine viertägige allgemeine Bankenschließung («bank holiday»). Sie folgte damit dem Beispiel von New York und Illinois, die ihre Banken bereits am Morgen des 4. März geschlossen hatten.

Am 9. März erging der im Schnellverfahren verabschiedete Emergency Banking Act. Er gab der Regierung umfassende Vollmachten für Maßnahmen zugunsten bedrohter privater Banken und ermächtigte sie zur Kontrolle aller Goldbewegungen und der Ausgabe neuer Noten durch die Federal Reserve. Das energische Vorgehen verhinderte eine Panik und in ihrem Gefolge den völligen Zusammenbruch des amerikanischen Bankensystems. Im Juni 1933 folgte der (nach seinen Urhebern, dem Senator Carter Glass aus Virginia und dem Kongreßabgeordneten Henry B. Steagall aus Alabama, benannte) Glass-Steagall Act, der, um der Spekulation straffe Zügel anzulegen, Geschäfts- und Investmentbanken trennte und die Federal Deposit Insurance Corporation ins Leben rief, die alle Spareinlagen bis zur Höhe von 2500 Dollar garantierte.

Die Regierung Roosevelt war noch keine sieben Wochen im Amt, als sie eine währungspolitische Entscheidung von weltweiter Bedeutung traf: Sie gab am 19. April 1933 den Goldstandard auf. Der Präsident hoffte, dadurch unpopulären Preiserhöhungen durch die Regierung zu entgehen und die Gefahren einer fortschreitenden Deflation bannen zu können. Tatsächlich profitierten Landwirtschaft und Exportindustrie vom fallenden Dollarkurs, während die Importe in die USA zurückgingen. Auf die weltwirtschaftlichen Auswirkungen nahm Roosevelt keine Rücksicht. Die Weltwirtschaftskonferenz, die seit 12. Juni 1933 in London tagte, beschied er am 3. Juli, daß der Wert des Dollars sich künftig ausschließlich an seiner inneren Kaufkraft bemessen werde. Der Sinn der «bombshell message» war klar: Die USA gedachten nicht, sich von anderen Nationen währungspolitische Fesseln anlegen zu lassen.

Die lange Reihe von sozialpolitischen Neuerungen, die mit dem Begriff des New Deal verbunden sind, begann am 31. März 1933 mit der Schaffung des Civilian Conservation Corps (CCC). Das CCC sollte arbeitslosen jungen Männern im Alter von 18 bis 25 Jahren gegen die eher symbolische Entlohnung von einem Dollar pro Tag zu einer Beschäftigung im Dienst des Gemeinwohls verhelfen. Der Schwerpunkt seiner Tätigkeit war Umweltschutz in Gestalt von Bodenkultivierung und Wiederaufforstung. Die Lager des CCC wurden vom Kriegsministerium errichtet. Im September 1935 belief sich die Zahl der Jugendlichen, die in solchen Lagern lebten, auf über 500.000; bis 1941 hatten insgesamt zweieinhalb Millionen Jungen und junge Männer eine Zeitlang beim Civilian Conservation Corps verbracht.

Aus der Sicht der Gewerkschaften war das Experiment gefährlich: Es drohte die Tendenz zum Lohnabbau zu verstärken und die Entrechtung der Arbeiterschaft zu fördern. «Nach meinem Eindruck schmeckt es nach Faschismus, Hitlerismus, nach einer Art von Sowjetismus», erklärte der Präsident der American Federation of Labor, William Green, 1933 vor einem Ausschuß des Senats. Tatsächlich gab es in Deutschland schon seit 1931 einen Freiwilligen Arbeitsdienst, der im Juni 1935 dem Reichsarbeitsdienst (RAD) wich, in dem alle Deutschen zwischen 18 und 25 Jahren ein halbes Jahr lang Dienst tun mußten. Das CCC hingegen blieb eine freiwillige Einrichtung, was erheblich zu seiner Popularität beitrug. Eine paramilitärische Note hatte freilich nicht nur der RAD, sondern auch das CCC. In den USA wirkte dieses Element als ein Fremdkörper, im nationalsozialistischen Deutschland fügte sich diese Ausrichtung nahtlos in das Gesamtsystem.

Der CCC folgten am 12. Mai FERA und AAA: Hinter dem Kürzel FERA steckte die Federal Emergence Relief Administration unter Leitung von Roosevelts langjährigem Mitarbeiter Harry Hopkins, die Sozialhilfemaßnahmen zugunsten der Arbeitslosen zu koordinieren hatte. Unter Hopkins Ägide wurde die Civil Works Administration (CWA) errichtet, die öffentliche Arbeiten zu Mindestlöhnen vergab und Mitte Januar 1934 über 4 Millionen Menschen mit dem Bau von Straßen, Schulen, Kinderspielplätzen, Sportanlagen und Flugplätzen beschäftigte.

AAA («Triple A») stand für die Agrarian Adjustment Administration. Ihre Aufgabe bestand darin, unter Mitwirkung von Farmerorganisationen die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse von Weizen und Mais über Baumwolle und Molkereiprodukte bis zu Schweinefleisch durch Mengenbeschränkung, Bebauungsverzicht und Produktvernichtung, einschließlich der massenhaften Tötung von Schweinen, anzuheben. Das Einkommen der Farmer stieg infolge dieser Maßnahmen, aber es waren nicht die Landarbeiter, sondern die Landbesitzer, und vor allem die größeren unter ihnen, denen die Eingriffe von «Triple A» am meisten zugute kamen. Flankiert wurde der Agrarian Adjustment Act von dem ebenfalls am 12. März 1933 verabschiedeten Emergency Farm Mortgage Act, der das landwirtschaftliche Hypothekenwesen auf eine neue finanzielle Grundlage stellte. Ihm folgte am 16. Juni in Gestalt des Farm Credit Act eine Reform des landwirtschaftlichen Kreditwesens.

Das spektakulärste Projekt der ersten hundert Tage war die Errichtung der Tennessey Valley Authority (TVA) am 18. Mai 1933. Mit diesem gigantischen Vorhaben zur Energiegewinnung griff die Roosevelt-Administration die Forderung progressiver Reformer auf, die großen Wasserressourcen des Landes für die Erzeugung preiswerter Elektrizität zu nutzen. Die TVA wurde ermächtigt, ein während des Ersten Weltkriegs in Angriff genommenes, aber nicht fertiggestelltes Projekt, den Bau eines Staudamms bei Muscle Shoals in Alabama, zu vollenden, andere Staudämme im Tal des Tennessey zu errichten, Kraftwerke zu bauen und so einer großen unterentwickelten Region zu wirtschaftlichem Aufschwung zu verhelfen. Das letztere Vorhaben wurde nur in bescheidenem Umfang verwirklicht, aber der TVA gelang es doch, Elektrizität in Gegenden zu bringen, wo es diese zuvor nicht gegeben hatte, und die privaten Energieversorger im ganzen Land zu Preissenkungen zu bewegen.

Die ersten hundert Tage waren knapp verstrichen, als am 16. Juni 1933 der National Industrial Recovery Act in Kraft trat. Auf seiner Grundlage wurde unter Leitung von General Hugh Johnson die National Recovery Administration (NRA) errichtet. Sie bildete das Dach über Selbstverwaltungsorganen der einzelnen Wirtschaftszweige – Gremien, in denen die Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer paritätisch vertreten waren. Sie hatten branchenspezifische «codes» mit Regelungen über Mindestlöhne (zwischen 30 und 40 Cents pro Stunde), wöchentlichen Höchstarbeitszeiten (zwischen 35 und 40 Stunden), dem Verbot von Kinderarbeit und allgemeinen Bestimmungen über Beschäftigung und Produktion zu vereinbaren. Das Gesetz sicherte in Absatz 7 (a) den Arbeitnehmern das Recht zu, sich gewerkschaftlich zu organisieren und Löhne tariflich zu verein baren. Allerdings sah der entsprechende Passus keine Maßnahmen vor, mit deren Hilfe Tarifverhandlungen erzwungen werden konnten. Die NRA erhielt 3,3 Milliarden Dollar für die Finanzierung öffentlicher Arbeiten im Rahmen der Public Works Administration (PWA) – Arbeiten, die überall in den USA unter dem werbewirksamen Symbol des «Blauen Adlers» vergeben wurden. Weniger sichtbar waren die Mängel, die dem System von Anfang an innewohnten: die Begünstigung großer Firmen auf Kosten der kleineren und die Willkür, mit denen in manchen Codes Löhne und Preise fixiert worden waren.

Eine einheitliche «Philosophie» lag dem New Deal nicht zugrunde. Die meisten Ideen, die in ihn einflossen, entstammten dem «progressive movement» des frühen 20. Jahrhunderts. Gemeinsam war den Intellektuellen, die Roosevelt berieten, die Überzeugung, daß die Marktmechanismen nicht ausreichten, um Amerika aus der Krise herauszuhalten, weshalb der Staat planend und intervenierend tätig werden mußte. Weder der Präsident noch die Wirtschaftswissenschaftler, auf die er hörte, waren «Keynesianer». Vielmehr versuchte Roosevelt, so weit es nur irgend ging, am Prinzip des ausgeglichenen Haushalts festzuhalten. Zumindest eines der frühen New-Deal-Gesetze hatte einen ausgeprägt «prozyklischen» Charakter: Der Economy Act vom 20. März 1933 kürzte die Pensionen der Kriegsveteranen und die Gehälter der Bundesbediensteten um 15 Prozent und senkte damit die Massenkaufkraft. Das Civil Works Program beendete Roosevelt 1934 rasch wieder, als er fand, daß es zu kostspielig war. Öffentlicher Arbeitsbeschaffung maß er 1933/34 keineswegs die Priorität bei, die sie nach Meinung von John Maynard Keynes und seinen Gefolgsleuten haben sollte.

Am 31. Dezember 1933 veröffentlichte die «New York Times» einen offenen Brief, in dem der britische Ökonom den Präsidenten aufforderte, durch großzügiges staatliches «deficit spending» die fehlende Nachfrage der Verbraucher auszugleichen und so die Wirtschaft anzukurbeln. Fünf Monate später, am 28. Mai 1934, wurde Keynes von Roosevelt im Weißen Haus empfangen. Überzeugen konnte er seinen Gastgeber nicht. Gegenüber seiner Arbeitsministerin Frances Perkins, dem ersten weiblichen Kabinettsmitglied der amerikanischen Geschichte, bemerkte der Präsident wenig später, Keynes habe ihn mit Zahlen überschüttet und sei wohl eher Mathematiker als Ökonom. Keynes gewann seinerseits den Eindruck, der Präsident verstehe überhaupt nichts von Wirtschaft.

Die große Mehrheit der Amerikaner war beeindruckt von der Art und Weise, wie die neue Regierung ihre Aufgaben anpackte. Roosevelt, seine Minister und Behördenchefs strahlten Dynamik und Tatkraft aus und hoben sich dadurch positiv von dem Fatalismus ab, der rückblickend das herausstechende Merkmal der Regierung Hoover gewesen zu sein schien. Roosevelt verstand es, durch regelmäßige Rundfunkansprachen vor dem Kamin des Oval Office, die legendären «fireside chats», die Amerikaner direkt anzusprechen und so das neue Massenmedium in ein Herrschaftsmittel zu verwandeln. Er war ein begnadeter, ja charismatischer Redner, dem es immer wieder gelang, seine politischen und publizistischen Gegner dadurch in die Defensive zu drängen, daß er sich zum unmittelbaren Sprachrohr des Volkes machte. Daß er nur wenige unverrückbare Überzeugungen besaß, klaren Festlegungen gern auswich und am liebsten den Weg des geringsten Widerstands ging, wußten die, die Zugang zu ihm hatten. Seiner öffentlichen Wirkung taten diese Eigenschaften keinen Abbruch.

Die Große Krise verstärkte in allen Ländern den Hang zur nationalen Abschottung. Die USA gaben dieser Neigung ohne zu zögern nach und huldigten, unter Roosevelt noch stärker als zuvor unter Hoover, einem Primat der Innenpolitik, der ganz nach dem Geschmack der Isolationisten war. Um nicht erneut in europäische Händel hineingezogen zu werden, ließ Washington die Diktatoren in Rom und Berlin gewähren. Die antijüdischen Ausschreitungen vom April 1933 in Deutschland wurden mit Besorgnis registriert, riefen aber keine massiven Reaktionen hervor. Hitler galt zu Beginn seiner Herrschaft in weiten Kreisen als ein eher gemäßigter Repräsentant der nationalsozialistischen Bewegung. Im November 1933 nahmen die Vereinigten Staaten als letzte westliche Großmacht diplomatische Beziehungen zur Sowjetunion auf – ein Schritt, der der Regierung Roosevelt lebhaften Beifall der am Exportgeschäft interessierten Wirtschaftskreise einbrachte.

Lateinamerika gegenüber setzte Washington unter der neuen demokratischen Administration die von Hoover eingeleitete «Politik der guten Nachbarschaft» fort. Im Dezember 1933 erklärte Außenminister Cordell Hull in Montevideo ausdrücklich, daß kein Staat das Recht habe, sich in die Angelegenheiten eines anderen einzumischen. Roosevelt bekräftigte diese Position wenige Tage später zur Freude der Lateinamerikaner durch eine klare Absage an eine Politik der bewaffneten Intervention. Diese Linie galt freilich auch gegenüber brutalen Diktaturen wie der Rafael Trujillos in der völlig von den USA abhängigen Dominikanischen Republik. Ihrer einzigen überseeischen Kolonie, den Philippinen, die sie im Krieg von 1898 Spanien abgenommen hatten, gewährten die Vereinigten Staaten durch die Verabschiedung des Tydings-McDuffie Act im März 1934 den Status eines autonomen «Commonwealth», das nach Ablauf von zehn Jahren in die Unabhängigkeit entlassen werden sollte. Für diesen Schritt sprachen vor allem finanzielle Gründe. In Japan freilich wurde der Kongreßbeschluß als Zeichen dafür verstanden, daß Amerika sich zu einem Rückzug aus Asien entschlossen hatte.

Ein Jahr, nachdem die ersten New-Deal-Gesetze in Kraft getreten waren, war die erste Euphorie längst verflogen. Die meiste Kritik zog die National Recovery Administration auf sich. Die Gewerkschaften waren unzufrieden mit der weitgehenden Folgenlosigkeit der Bestimmungen, die die tarifliche Lohnvereinbarung betrafen; die Unternehmer beklagten sich über die ständigen Einmischungen der Regierung; für die Verbraucher waren die steigenden Preise der Stein des Anstoßes. «Progressives» unter den Republikanern wie die Senatoren William Borah aus Idaho und Gerald Nye aus North Dakota sahen in den codes Mittel zur Unterdrückung von Kleinbetrieben und zur Förderung der Monopolbildung. Selbst Präsident Roosevelt gewann mehr und mehr den Eindruck einer Überregulierung durch die NRA. Im September 1934 veranlaßte er General Johnson zum Rücktritt. Sein Nachfolger Donald Richberg war ein enger Vertrauter des Präsidenten. Er bemühte sich fortan um Lösungen, von denen er sicher sein konnte, daß sie von «big business» mitgetragen werden würden. Die Public Works Administration, die unter der Leitung von Innenminister Harold Ickes stand, war inzwischen von der NRA organisatorisch abgetrennt worden.

Wenn es im ersten Jahr des New Deal noch eine breite Unterstützung der Maßnahmen der Regierung gegeben hatte, begann dieser Rückhalt 1934 zu bröckeln. Roosevelts «Maklerstaat» (broker state), eine amerikanische Variante des Korporativismus, stieß nicht nur bei Großindustrie und Banken, sondern auch bei konservativen Demokraten, bis hin zum Präsidentschaftskandidaten von 1928, «Al» Smith, auf Widerspruch. Im August 1944 artikulierte sich der Protest in der Gründung der American Liberty League, in der Konzerne wie Du Pont und General Motors über großen Einfluß verfügten. Unter den Demokraten, die sich der neuen Vereinigung anschlossen, waren auch solche, die es Roosevelt besonders verübelten, daß seine Regierung, ein demokratisches Wahlkampfversprechen erfüllend, 1933 durch das 21. Amendment einen Schlußstrich unter das Kapitel Prohibition gezogen hatte.

Die American Liberty League beschwor den Geist der amerikanischen Verfassung, der allen ausländischen Regierungssystemen wie Kommunismus, Nationalsozialismus und Faschismus weit überlegen sei. Es gelte, so erklärte ihr Vorsitzender, Jouett Shouse, im November 1934, gegenüber subversiven Theorien und fremdartigen Doktrinen den «fundamental Americanism» aufrechtzuerhalten. Gemeint war damit die freie, nicht von der staatlichen Bürokratie regulierte Unternehmerwirtschaft im Sinne des Manchesterkapitalismus – eine liberale Idylle, die angesichts der Weltwirtschaftskrise notwendigerweise reaktionäre Züge annahm. In der Tat schlug die American Liberty League ernsthaft vor, alle direkten Fürsorgefälle dem Roten Kreuz zu übertragen. Für alle übrigen hieß das Allheilmittel «Selbsthilfe».

Weitaus massiver als die Aktivität der Liberty League war die Agitation des Pressemagnaten William Randolph Hearst, der sich 1933 binnen kurzem von einem Anhänger zu einem Gegner Roosevelts gewandelt hatte. Daß die Regierung sich in die Privatwirtschaft «einmischte», setzte sie bereits dem Verdacht aus, kommunistisch infiltriert zu sein. Gegen den Kommunismus aber mußte mit allen Mitteln vorgegangen werden, und das in Europa getan zu haben, war das ausgiebig gewürdigte Verdienst Mussolinis und Hitlers. In den Vereinigten Staaten sah Hearst, wie er im November 1934 die Chefredakteure seiner etwa 30 Zeitungen und Zeitschriften wissen ließ, noch («as yet») keine wirklich faschistische Bewegung am Werk. Für die Zukunft schloß er die Notwendigkeit einer solchen jedoch nicht aus. «Der Faschismus ist ganz eindeutig eine Bewegung mit dem Ziel, den Kommunismus zu bekämpfen und unschädlich zu machen, und so die am wenigsten fähige und glaubwürdige Klasse davon abzuhalten, die Kontrolle über dieses Land zu gewinnen. Der Faschismus wird in den Vereinigten Staaten erst entstehen, wenn eine solche Bewegung wirklich nötig wird, um uns vor dem Kommunismus zu bewahren.»

Für wünschenswert hielt Hearst diese Entwicklung nicht. Solange die bestehende Gesellschaftsordnung mit den traditionellen Mitteln aufrechtzuerhalten war, zeigte sich der Pressemagnat geneigt, dem amerikanischen Regierungssystem den Vorzug vor allen «crazy isms» zu geben. Allerdings mußte man zu diesem Zweck bereit sein, gravierende Abstriche an durchaus nicht unamerikanischen Errungenschaften vorzunehmen. So erklärte die Hearst-Presse die akademische Freiheit für eine «Phrase, die von den radikalen Gruppen als eine neue Tarnung übernommen wurde, um uns fremdartige Doktrinen zu lehren». Im Herbst 1934, unmittelbar nach seiner Rückkehr von einem Besuch bei Hitler, organisierte Hearst eine Pressekampagne zur gewaltsamen Unterdrückung eines Generalstreiks in San Francisco. Die Bewunderung für die faschistischen Regime Europas schlug zusehends um in die Propagierung einer Politik, die Amerika diesen Systemen angleichen mußte.

Eine außerparlamentarische Opposition gegen Roosevelt formierte sich 1934 nicht nur in der «upper class», sondern auch in breiteren Bevölkerungsschichten. Die frühesten Anzeichen einer solchen Entwicklung kamen aus Louisiana, einer Hochburg der Südstaatendemokraten, ja faktisch einem Einparteienstaat. Dort war 1928 der fünfunddreißigjährige, mit großen rhetorischen Fähigkeiten ausgestattete Rechtsanwalt Huey P. Long zum Gouverneur gewählt worden. Seine Wahlerfolge hatte er vor allem in ländlichen Gebieten errungen, wo vor der Jahrhundertwende die «Populists» stark gewesen waren. Sein «Image» war das eines Sprechers der weißen Unterschichten, und in der Tat betrachtete Long als Gouverneur das überkommene Honoratiorenregime der Plantagenbesitzer und der Standard Oil Company als seinen Hauptgegner. Seine innenpolitischen Errungenschaften – eine armenfreundliche Steuergesetzgebung, umfangreiche Straßenbauarbeiten, die Einführung kostenloser Lernmittel an den Schulen – sicherten ihm eine breite Resonanz nicht nur bei den weißen, sondern auch bei den schwarzen Unterschichten. Die Verwaltung brachte er durch ein System perfektionierter Patronage unter seine Kontrolle. Binnen kurzem beherrschte er überdies die Legislative und die Justiz und hatte derart umfassende Möglichkeiten zur Manipulation von Wahlergebnissen, daß es keine Übertreibung war, von einer persönlichen Diktatur Longs zu sprechen. Daran änderte sich auch nichts, als er 1932 das Amt des Gouverneurs aufgab und fortan Louisiana im amerikanischen Senat vertrat.

Zu einem Faktor der nationalen Politik wurde Long erst, als er sich im Sommer 1933 vom Unterstützer zum Gegner Roosevelts wandelte. Nach Meinung des jungen Senators war die Politik des Präsidenten viel zu wenig radikal; Roosevelt wiederum sah in Long einen politischen Demagogen und gefährlichen Rivalen. Seine Entscheidung, Anhänger Longs von der Ämterpatronage auszuschließen, machte den Bruch perfekt. Long warf nunmehr dem Präsidenten öffentlich die Kürzung der Veteranenrenten, mangelnde Bereitschaft zur Umverteilung des Vermögens und eine wachsende Abhängigkeit von Banken und Konzernen vor.

Die nationale Plattform Longs bildete seit Januar 1934 das «Share-Our-Wealth»-Programm, eine Sammlung werbewirksamer wirtschaftspolitischer Leitsätze, deren Prämissen freilich nicht durchwegs von ökonomischem Sachverstand zeugten. Nach den Vorstellungen Longs sollte jeder Familie ein schuldenfreies Mindestvermögen von 5000 Dollar garantiert und, um dieses Ziel zu erreichen, eine obere Vermögensgrenze etwa bei 5 Millionen Dollar gezogen werden. Ferner sollten alle Personen über 60 Jahren eine monatliche Rente erhalten, jedermann ein jährliches Mindesteinkommen von 2000 Dollar gewährleistet, die Arbeitszeit verkürzt, die Agrarproduktion durch Regierungskäufe ausbalanciert und begabten Kindern eine kostenlose College-Ausbildung gewährt werden. Angesichts der raschen Ausbreitung der Share-Our-Wealth-Clubs über das ganze Land – ihre Zahl betrug im Februar 1935 27.000 – und der erfolgreichen Werbefeldzüge Longs bei den Farmern des Mittelwestens nahm man im Weißen Haus die offenkundigen Ambitionen des Senators auf das höchste Amt der Vereinigten Staaten durchaus ernst. Zur Nominierung Longs als Präsidentschaftskandidat einer dritten Partei kam es jedoch nicht mehr. Am 8. September 1935 wurde der Senator in Baton Rouge Opfer des Attentats eines linksstehenden jungen Arztes. Zwei Tage später erlag Long seinen schweren Schußverletzungen.

Vielen Zeitgenossen hatte Long als potentieller amerikanischer Hitler gegolten, und noch häufiger war er dem Vorwurf ausgesetzt gewesen, ein faschistisches System nach Art Mussolinis in den USA errichten zu wollen. Doch die weitgehende Abschaffung aller für eine demokratische Repräsentativverfassung konstitutiven Elemente in Louisiana Huey Longs reicht kaum aus, sein Regime als faschistisch zu bezeichnen. Von den faschistischen Diktaturen unterschied es sich schon darin, daß es nicht gegen die organisierte Arbeiterschaft gerichtet war. Indem Long die traditionelle Oberschicht aus ihrer politischen Führungsrolle verdrängte, blieb er vielmehr durchaus der populistischen Tradition treu. Sein Regime trug manche Züge einer Entwicklungsdiktatur lateinamerikanischen Typs. Ein solches System hatte wohl nur unter den besonderen Bedingungen Louisianas entstehen können. Bei einem Versuch, es auf die Vereinigten Staaten zu übertragen, wäre Long mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gescheitert.

Long war nicht der einzige Agitator, der 1934 Massen gegen die Politik der Roosevelt-Administration zu mobilisieren versuchte. In der gleichen Absicht und mit beträchtlichem Erfolg betätigte sich Father Charles Coughlin, ein katholischer Priester aus Holy Oak in Michigan, der mit seinen regelmäßigen, seit 1930 überall in den USA ausgestrahlten Rundfunkansprachen zeitweilig ein Publikum von 40 Millionen Menschen erreichte. Wie Long hatte Coughlin als Anhänger Roosevelts und des New Deal begonnen, um dann seit 1934 eine immer schärfere Sprache gegenüber dem Präsidenten anzuschlagen. Über die mangelnde Würdigung seiner rhetorischen Hilfsdienste für Roosevelt enttäuscht, konzentrierte Coughlin seine Attacken auf das nach seiner Ansicht zu langsame Tempo beim Kampf gegen die Depression, die nicht ausreichenden Schutzmaßnahmen für die Farmer und die unverändert große Macht des Finanzkapitals. Seine Kampagne stellte er folgerichtig einmal auf das agrarische Amerika ab, das dem modernen Kapitalismus innerlich fremd gegenüberstand, zum anderen auf die städtische Unterschicht, soweit sie sich vom New Deal nicht hinlänglich berücksichtigt sah. In diesem Milieu fand Coughlin, als er sich im November 1934 in der National Union for Social Justice eine politische Plattform schuf, auch die meisten Anhänger: neben Farmern im mittleren Westen schlecht entlohnte Arbeiter und Arbeitslose im Nordosten, während «small business» weniger stark in Erscheinung trat.

Das Programm der neuen Vereinigung forderte unter anderem einen gerechten Mindestlohn für jede Art von Arbeit, gerechte Preise für die Farmer, die ausschließliche Zuständigkeit des Kongresses für Fragen der monetären Politik, das Koalitionsrecht für die Arbeiter bei gleichzeitiger Pflicht des Staates, die Organisationen der Arbeiter vor den «vested interests of wealth and intellect» zu schützen. Der radikalste Programmpunkt bestand in der Forderung nach einer Nationalisierung von solchen Wirtschaftssektoren, «die ihrer Natur nach zu wichtig sind, um von Privatpersonen kontrolliert zu werden» – gemeint waren Energieversorgung und Bodenschätze. In allen übrigen Bereichen sollte das Privateigentum unangetastet bleiben.

Ihre regionalen Schwerpunkte hatte die National Union for Social Justice in katholischen Stadtbezirken der Staaten Massachusetts und New York, wo es 1935 viermal so viele lokale Untergruppen gab wie in den agrarisch-protestantisch geprägten Staaten Minnesota und Wisconsin. Coughlin griff damit über das Einzugsfeld des agrarischen Populismus vor 1900 weit hinaus. Seine das unverdorbene Volk gegen die korrupten Führungsschichten ausspielende Rhetorik, der Ruf nach einer Silberwährung – im Effekt einer Politik des leichten Geldes also – und die direkte Berufung auf Wortführer des Farmerprotests des späten 19. Jahrhunderts machten aber deutlich, in welcher Tradition sich Coughlin selber sah. Einen «Faschisten» konnte man ihn, was die Jahre 1934/35 angeht, nicht nennen. Falls er schon damals mit den faschistischen Regimen Europas sympathisierte, ließ er das in seinen Reden und Verlautbarungen nicht erkennen.

Auch im äußersten Westen der USA, in Kalifornien, regte sich im zweiten Amtsjahr Roosevelts Protest gegen «Washington». Im Januar 1934 rief der damals siebenundsechzigjährige promovierte Mediziner Francis Townsend zusammen mit einem Grundstücksmakler, Robert Clements, eine Bewegung zur Reform der Altersrenten, die Old Age Revolving Pensions Limited, ins Leben. Ihre zentrale Forderung war eine Altersrente von 200 Dollar im Monat, die alle über 60 Jahre alten Bürger erhalten sollten, wenn sie sich aus jeder Art von Erwerbstätigkeit zurückzogen und sich verpflichteten, den gewährten Betrag innerhalb eines Monats in den USA auszugeben. Finanziert werden sollte die Rente über eine zweiprozentige Steuer auf Geschäftstransaktionen. Der Ertrag war in einen «revolving fund» genannten nationalen Rentenfonds einzuzahlen. Townsend und seine Mitstreiter glaubten, auf diese Weise die Massenarbeitslosigkeit überwinden zu können: Junge Erwerbslose sollten die frei gewordenen Arbeitsplätze der Älteren besetzen und diese die Konjunktur durch einen Nachfrageschub beleben. Offenbar sahen viele Amerikaner der älteren Generation im «Townsend-Plan», ungeachtet aller rasch laut gewordenen Expertenkritik, einen Ausweg aus ihren materiellen Nöten: Ende 1934 gab es bereits 1200 Clubs, die sich zur Idee des «revolving fund» bekannten, die meisten von ihnen im Westen der USA.

Kein Protest gegen die Regierung, wohl aber gegen die Konzerne waren die großen und vielfach gewaltsam verlaufenen Streikaktionen von 1934. Milwaukee erlebte Ausschreitungen anläßlich eines Ausstands der Straßenbahner; in Philadelphia und New York gab es Taxifahrerstreiks, in Des Moines einen Streik der Arbeiter der Elektrizitätswerke, in Kalifornien und im südlichen New Jersey Landarbeiterstreiks. Besonders blutig verliefen ein Streik der Lastkraftwagenfahrer in Minneapolis im Mai, bei dem zwei von den Unternehmern bezahlte Streikbrecher ums Leben kamen, und ein Generalstreik in San Francisco im Juli, bei dem zwei Streikende getötet wurden. Am Labor Day, dem ersten Montag im September, der seit 1894 ein gesetzlicher Feiertag war, begann ein Ausstand der Textilarbeiter, der sich zum bislang größten Streik in der Geschichte der USA entwickelte. In Rhode Island wurden bei einer heftigen Auseinandersetzung zwischen Streikenden und Miliz 50 Arbeiter verwundet, in Honea Path im südlichen Kalifornien sechs Arbeiter von bezahlten Streikbrechern getötet. Fast alle Arbeitskämpfe endeten mit Niederlagen der Arbeiter. Bei vielen Aktionen gehörten Sozialisten, Kommunisten oder Trotzkisten zu den treibenden Kräften. Von einer revolutionären Bewegung zur Abschaffung des kapitalistischen Wirtschaftssystems aber konnte 1934 keine Rede sein: Der Masse der Arbeiter ging es ausschließlich um höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen.

Wirtschaftlich gesehen war 1934 noch immer ein Depressionsjahr. Die Zahl der Arbeitslosen lag bei 11,3 Millionen; das waren etwa 1,5 Millionen weniger als 1933, als die Erwerbslosigkeit ihren absoluten Höhepunkt erreicht hatte. Bezogen auf die erwerbstätige Bevölkerung war der Anteil der Arbeitslosen zwischen 1933 und 1934 von 24,9 auf 21,7 Prozent gesunken. Das Nationaleinkommen lag 1934 um ein Viertel über dem des Vorjahres, erreichte aber nur etwas mehr als die Hälfte des Standes von 1929. Als Erfolgsbilanz konnte die Regierung Roosevelt solche Daten nicht deuten, aber sie eigneten sich noch weniger als Argumente gegen den New Deal.

1934 war das Jahr der Halbzeitwahlen. Von den außerparlamentarischen Bewegungen drohte der Regierung keine Gefahr, da sie sich noch nirgendwo parteiförmig organisiert hatten. Die Republikaner hatten bisher noch keine überzeugende Antwort auf den New Deal gefunden. Gewöhnlich gewann bei den Zwischenwahlen die jeweilige Oppositionspartei Sitze hinzu. Diesmal war alles anders. Die Republikaner eroberten im neuen Repräsentantenhaus 13 Abgeordnete weniger als im alten und erzielten damit prozentual ihr schlechtestes Ergebnis überhaupt. Im Senat, der zu einem Drittel neu zu wählen war, waren die Verluste der «Grand Old Party» noch dramatischer. Die Demokraten erreichten hier eine satte Zweidrittelmehrheit und das beste Resultat, das je eine Partei hatte verbuchen können. Einer der neuen demokratischen Senatoren war Harry S. Truman aus Missouri, der Präsident der Jahre 1945 bis 1953.

Der Wahlsieg der Demokraten war ein persönlicher Triumph Franklin Delano Roosevelts: Das konnten auch die Gegner des Präsidenten nicht bestreiten. Doch der große Erfolg hatte seine Kehrseite: Bei den Demokraten gab es eine starke Tendenz, «FDR» zu einer radikaleren Politik zu drängen, als er sie bisher betrieben hatte. Der Demokratischen Partei lag mehr an ihrem Massenrückhalt als an der Sympathie der Eliten. Der Präsident hingegen wollte sich nicht damit abfinden, daß «big business» inzwischen in mehr oder minder geschlossener Opposition zu ihm stand, und bemühte sich weiter um eine Verständigung mit Banken und Großindustrie. Daß er um eine vorsichtige Kurskorrektur nach «links», ja um einen «Second New Deal» nicht herumkam, war aber Roosevelt wohl bewußt.

Zu den Gesetzen des «Zweiten New Deal», die die Regierung Roosevelt Anfang 1935 auf den Weg brachte, gehörte ein tatsächlicher Schlag gegen die Macht der «corporate interests»: der Public Utility Holding Company Act, dessen Ziel es war, die Holdinggesellschaften im Bereich der Energieversorgung zu zerschlagen, sofern sie nicht bis zum 1. Januar 1940 ihre gesellschaftliche Notwendigkeit gegenüber der Securities and Exchange Commission (SEC) nachweisen konnten. Auf Drängen der betroffenen Unternehmen machte das Repräsentantenhaus daraus schließlich eine Ermessensentscheidung der SEC.

Einen noch tieferen Einschnitt brachte der vom Arbeitsministerium unter Frances Perkins ausgearbeitete Social Security Act. Er sah eine Altersbeihilfe des Bundes von 15 Dollar monatlich vor und schuf eine Altersversicherung, die von Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch einen Steuerzuschlag finanziert wurde. Die Zahlungen sollten 1942 beginnen und den Empfängern vom vollendeten 65. Lebensjahr ab zwischen 10 und 85 Dollar monatlich einbringen. Landarbeiter und Hausangestellte waren von der Versicherung ausgeschlossen. Für Personen, die nicht in den Genuß der Versicherung kamen, sollten Bund und Einzelstaaten Fürsorgeleistungen übernehmen. Das Gesetz enthielt ferner eine rudimentäre, von Bund und Einzelstaaten einzurichtende Arbeitslosenversicherung, deren Kosten allein die Arbeitgeber zu tragen hatten, Bestimmungen über eine Bundeshilfe für alleinerziehende Mütter und Behinderte sowie öffentliche Dienstleistungen im Gesundheitswesen. An europäischen Maßstäben gemessen wirkten diese Neuerungen überaus bescheiden, ja kärglich. Für die USA bedeutete die Einführung eines obligatorischen öffentlichen Versicherungswesens gleichwohl einen Durchbruch in Richtung Sozialstaat.

Angesichts der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit sah sich die Regierung auch zu neuen, ehrgeizigen Anstrengungen auf dem Gebiet der Arbeitsbeschaffung («work relief») und damit zu einer «keynesianischeren» Politik als bisher genötigt. Die Verantwortung hierfür übernahm eine neue, von Harry Hopkins geleitete Behörde, die Works Progress Administration (WPA). Unter ihrer Ägide wurden über 1 Million Kilometer Straßen, darunter vielspurige National Parkways durch landschaftlich besonders schöne Gegenden, fast 125.000 Brücken, über 125.000 öffentliche Gebäude, über 800 Parks und 850 Flughäfen gebaut. Der WPA standen 5 Milliarden Dollar zur Verfügung; sie beschäftigte im Durchschnitt mehr als 2 Millionen Menschen zur gleichen Zeit. Einer Unterbehörde der WPA, der Emergency Housing Division, oblag die Förderung des öffentlichen Wohnungsbaus mit Bundesmitteln. Die Rural Electrification Administration widmete sich der Elektrifizierung des ländlichen Amerika: 1935 waren neun von zehn Farmen ohne Stromversorgung, 1941 waren es noch sechs, 1950 nur noch eine.

Unter dem Dach der WPA standen auch besondere Einrichtungen für die Jugend, für Künstler und Schriftsteller. Die National Youth Administration sorgte für gemeinnützige Arbeit, auch Teilzeitarbeit, für erwerbslose Jugendliche und vergab Hochschulstipendien. Das Federal Writers Project unterstützte arbeitslose Schriftsteller, das Federal Music und das Federal Theater Project arbeitslose Musiker beziehungsweise Theaterschaffende. Von den Regierungsaufträgen, die im Rahmen des Federal Art Project an erwerbslose Maler und Bildhauer vergeben wurden, zeugen noch heute die Mauer- und Wandmalereien in vielen von der WPA errichteten öffentlichen Gebäuden wie Bibliotheken und Postämtern. Ein beliebtes Motiv waren dabei Arbeiter in Heldenpose, die von ferne an den sowjetischen «Proletkult», mitunter auch an zeitgenössische «Kunstwerke» aus Deutschland und Italien erinnerten.

Bis Ende Mai 1935 war erst eines der Gesetze des «Second New Deal», die Relief Bill, vom Kongreß verabschiedet worden, was seinen Hauptgrund im Widerstand «progressiver» Senatoren und Abgeordneter gegen die nach ihrer Meinung allzu unternehmerfreundliche Politik des Präsidenten hatte. Am 27. Mai 1935 erlebte die Regierung Roosevelt ihren bisher schwersten Rückschlag: Der Oberste Gerichtshof erklärte in einer einstimmig ergangenen Entscheidung den National Industrial Recovery Act für verfassungswidrig. Ausgelöst hatten den Richterspruch die Gebrüder Schechter in Brooklyn, die lebendes Geflügel an koschere Schlachthäuser lieferten und unter anderem wegen der Verletzung von «codes», betreffend Mindestlöhne und Arbeitszeiten, nach Absatz 7 (a) des Gesetzes vom 16. Juni 1933 verurteilt worden waren. Der Supreme Court stufte die wirtschaftliche Betätigung der Firma Schechter als «intrastate commerce» (innerstaatlichen Handel) und nicht als «interstate commerce» (zwischenstaatlichen Handel) ein und bestritt der Bundesregierung damit das Recht, hier gesetzgeberisch tätig zu werden. Durch diese restriktive Auslegung der «commerce»-Bestimmung in Artikel 1 der Verfassung der Vereinigten Staaten stellte das Gericht einen Großteil der New-Deal-Gesetze in Frage. Die Schlagzeile der Londoner «Daily Express» traf ins Schwarze: «Amerika wie betäubt; Roosevelts Arbeit von zwei Jahren in zwanzig Minuten vernichtet» (America Stunned; Roosevelt’s Two Years’ Work Killed in Twenty Minutes).

Hinter dem Urteil vom 27. März 1935 standen nicht nur die konservativen Richter, die zusammen mit sogenannten «middle-of-the-roaders» über eine knappe Mehrheit verfügten, sondern auch erklärte «progressives» wie Louis D. Brandeis und Benjamin N. Cardozo. Für sie war die Schwächung des Wettbewerbs durch die monopolfreundlichen Bestimmungen des National Industry Recovery Act Anlaß zu juristischem Einspruch. Bei ihren weiteren Urteilen gegen New-Deal-Gesetze waren die eher konservativen Richter unter sich: Die Entscheidungen ergingen mit einer Mehrheit von 5 zu 4 oder 6 zu 3 Stimmen. Die öffentliche Meinung stellte sich überwiegend gegen die Urteile des Supreme Court, lehnte aber auch die Absicht des Präsidenten ab, durch Gesetz die Zahl der Richter dadurch zu erhöhen, daß für jeden Richter, der das 70. Lebensjahr überschritten hatte, ein zusätzlicher Richter bestellt wurde. Im März 1937 lehnte der Kongreß einen entsprechenden Gesetzentwurf des Präsidenten ab. Kurz darauf löste sich aber der Konflikt zwischen dem Gericht und der Regierung auf überraschende Weise: Ein gemäßigt konservativer Richter, Owen J. Roberts, wechselte seinen Standort und schloß sich seinen liberalen Kollegen an. Bald darauf traten mehrere Richter der bisherigen Mehrheit zurück. Sie wurden durch liberale ersetzt. Der Oberste Gerichtshof hörte auf, ein Bollwerk der New-Deal-Gegner zu sein.

«FDR» hatte sich schon kurz vor dem Urteilsspruch vom 27. Mai 1935, auf Grund einer unverblümten Kampfansage der United States Chamber of Commerce von Anfang Mai, zu der Einsicht durchgerungen, daß er einer offenen Konfrontation mit «big business» nicht länger ausweichen konnte. Die Aufhebung der National Industrial Recovery Act durch den Supreme Court war nur noch der letzte Anstoß für eine neue politische Offensive, die von Historikern mitunter die «zweiten hundert Tage» Roosevelts genannt wird. Anfang Juni ließ der Präsident den Kongreß wissen, daß er auf eine rasche Verabschiedung mehrerer wichtiger Gesetze Wert lege, darunter der Social Security Bill, der Public Utility Holding Company Bill und des Entwurfs eines neuen Bankgesetzes. Senat und Repräsentantenhaus kamen dem Drängen nach, so daß alle Gesetze noch 1935 in Kraft treten konnten.

Überraschend war, daß der Präsident sich nunmehr auch für ein bislang von ihm und Arbeitsministerin Perkins mit Skepsis aufgenommenes Vorhaben aussprach: den von dem demokratischen Senator Robert Wagner, einem geborenen Deutschen, vorgelegten Entwurf eines National Labor Relations Act. Wagners Bill war der «radikalste» Gesetzesentwurf der gesamten New-Deal-Ära. Sie erhob das Prinzip des «collective bargaining», der tariflichen Lohnvereinbarung, zu rechtsverbindlicher Geltung und verpflichtete die Unternehmer, der gewerkschaftlichen Organisation ihrer Belegschaften keine Hindernisse in den Weg zu legen. Vergleichbare Auflagen für die Gewerkschaften sah der Entwurf nicht vor, was von konservativen Kritikern scharf gerügt wurde. Der Senat hatte der Bill bereits am 2. Mai zugestimmt; am 27. Juni fand sie auch im Repräsentantenhaus eine große Mehrheit. Am 5. Juli setzte der Präsident seine Unterschrift unter das Gesetz.

Die Verabschiedung des Wagner Act erhöhte die Schlagkraft der Gewerkschaften, die sich um diese Zeit in einer schweren organisatorischen Krise befanden. Die American Federation of Labor (AFL), der größte gewerkschaftliche Dachverband, hatte sich seit jeher um die handwerklich ausgebildeten Facharbeiter gekümmert und die ungelernten Arbeiter in den auf Massenproduktion beruhenden Wirtschaftszweigen vernachlässigt. Eine Minderheit um den Präsidenten der Bergarbeitergewerkschaft, der United Mine Workers of America, John L. Lewis, hinter der knapp 30 Prozent aller Mitglieder der AFL standen, machte seit 1934 offen Front gegen die einseitige Betonung des überkommenen Prinzips der Berufsgewerkschaft (craft union) und stellte ihm das modernere Prinzip der berufsübergreifenden Industriegewerkschaft (industrial union) gegenüber.

Auf dem Kongreß der AFL in Atlantic City im Oktober 1935 kam es zur Zerreißprobe: Die Mehrheit erteilte dem Prinzip der Industriegewerkschaft eine klare Absage, woraufhin sich die in der Minderheit gebliebenen Verbände der Berg-, Bekleidungs- und Textilarbeiter zu einer eigenen Unterorganisation, dem Committee for Industrial Organization (CIO), zusammenschlossen. Da die Mehrheit einen solchen Dualismus nicht hinnehmen wollte, eskalierte der Konflikt. 1936 wurde die Mitgliedschaft der oppositionellen Verbände suspendiert. Versuche, diese Maßnahme mit juristischen Mitteln außer Kraft zu setzen, waren erfolglos. Im Oktober 1938 verwandelte sich daraufhin das Committee for Industrial Organization unter Beibehaltung des Kürzels «CIO» in einen selbständigen Dachverband, den Congress of Industrial Organizations.

Der CIO erreichte sehr viel mehr weibliche und schwarze Arbeiter als die AFL und trat insgesamt deutlich militanter auf als der ältere Dachverband. Zu einer antikapitalistischen Kraft aber entwickelte sich der CIO, obwohl in seinen Reichen auch viele Sozialisten und Kommunisten mitarbeiteten, nicht. Die Entfaltungsmöglichkeiten, die der Wagner Act den Gewerkschaften bot, trug viel dazu bei, daß sich der CIO ähnlich «systemstabilisierend» verhielt wie die AFL. Die Gegensätze zwischen den beiden Dachverbänden schliffen sich bald ab, so daß schließlich der Weg für ihre Wiedervereinigung zur AFL-CIO im Jahr 1955 frei wurde.

Zu den «linken» Signalen, die im Frühsommer 1935 vom Präsidenten kamen, gehörte auch die Ankündigung eines Steuergesetzes vom 19. Juni. Roosevelt sprach sich in seiner Botschaft an den Kongreß für eine nationale Erbschaftssteuer, Abgaben auf besonders hohe Nettoeinkommen, eine Schenkungssteuer und eine nach der Größe der Unternehmen gestaffelte Steuer auf Kapitalgesellschaften aus. Am Motiv des Vorstoßes ließ der Präsident gegenüber seinem Berater Raymond Moley keinen Zweifel: Er wollte Huey Long und seiner «Share-Our-Wealth»-Bewegung «den Donner stehlen». William Randolph Hearst antwortete sogleich mit einer Kampagne: Er schlug seinen Redakteuren vor, den «Bastard»-Vorschlag einem «zusammengesetzten Wesen» namens «Stalin Delano Roosevelt» zuzuschreiben, statt von «New Deal» von «Raw Deal» zu sprechen und dem Präsidenten eine Politik nach der Devise «Schröpft die Erfolgreichen!» (Soak the Successful) vorzuhalten.

Im Repräsentantenhaus fand die Botschaft des Präsidenten starken Beifall bei den Demokraten; der Senat aber reagierte mit demonstrativem Schweigen. Am Ende des Gesetzgebungsverfahrens stand eine abgeschwächte Vorlage ohne Erbschaftssteuer und mit einer sehr niedrigen Progression bei der Kapitalgesellschaftssteuer. Nach dem Urteil des Historikers William E. Leuchtenburg tat der Wealth Tax Act zwar wenig, um kleinere Unternehmen steuerlich besser zu stellen als große, den Wohlstand gerechter zu verteilen und die Staatseinkünfte zu vermehren. «Aber da das Gesetz die Steuern auf Grundbesitz, Schenkungen und Kapitalvermögen erhöhte, eine von Roosevelt gar nicht verlangte Sondersteuer auf exzessive Gewinne einführte und die Steuerzuschläge auf den höchsten Stand der Geschichte brachte, rief es in Wirtschaftskreisen mehr Ressentiments hervor als jedes andere New-Deal-Gesetz.»

Alle Gesetze von 1935, für die Roosevelt sich persönlich einsetzte, dienten auch der Verbesserung seiner Chancen, im Jahr darauf als Präsident wiedergewählt zu werden. Nach dem Bruch mit «big business» traten die Konturen der «Roosevelt Coalition» so klar wie nie hervor: Sie umfaßte vor allem Arbeiter, Katholiken, Frauen, die ethnischen Minderheiten und die schwarzen Amerikaner. Die organisierten Arbeiter waren die Zielgruppe des Wagner Act, die erwerbslosen Arbeiter die Adressaten einer Vielzahl von Hilfsprogrammen; um die Frauen kümmerte sich besonders Eleanor Roosevelt, die Frau des Präsidenten; die Katholiken und die noch nicht voll assimilierten ethnischen Minderheiten gehörten meist zu den weniger gut situierten Bevölkerungsschichten und standen darum den besonders unternehmerfreundlichen Republikanern ferner als den Demokraten, die sich gern als die Partei der «kleinen Leute» gaben.

Die schwarze Bevölkerung zog aus dem New Deal Nutzen, soweit er den unteren Gesellschaftsschichten zugute kam. Eine Politik zur Durchsetzung der Bürgerrechte der Schwarzen aber betrieb Roosevelt nicht. Er nahm es hin, daß die CCC separate Lager für schwarze Amerikaner errichtete, die NRA Tarifverträge akzeptierte, die für schwarze Arbeiter trotz gleichwertiger Leistung niedrigere Löhne vorsah als für weiße und die WPA Schwarzen regelmäßig die am schlechtesten bezahlten Arbeitsplätze gab. Der Präsident machte sich nicht einmal zum Anwalt des Entwurfs eines Anti-Lynching-Gesetzes, den die demokratischen Senatoren Robert F. Wagner aus New York und Edward P. Costigan aus Colorado 1935 vorlegten. (1935 wurden insgesamt 18 Lynchmorde im Süden der USA begangen.) Der Präsident fürchtete, durch ein solches Engagement die Unterstützung der Südstaatendemokraten zu verlieren und so den New Deal insgesamt zu gefährden. Wenn es trotzdem gelang, die Schwarzen in die «Roosevelt Coalition» einzugliedern, dann nur, weil die Demokraten inzwischen aus ihrer Sicht ein kleineres Übel darstellten als die einstige Partei Abraham Lincolns.

Für die Republikaner ging 1936 der Gouverneur von Kansas, Alfred M. Landon, ins Rennen um die Präsidentschaft. Father Coughlin, der als gebürtiger Kanadier nicht selbst kandidieren konnte, Francis Townsend und Gerald L. K. Smith, der an Stelle des ermordeten Huey Long an die Spitze der Share-Our-Wealth-Bewegung getreten war, schlossen sich im Juni 1936 zu einer neuen Partei, der Union Party, zusammen und stellten den nominell republikanischen Kongreßabgeordneten William Lemke aus North Dakota als ihren Kandidaten auf. Von einem gemeinsamen Wahlkampf der Union Party konnte keine Rede sein: Coughlin und Smith verschreckten gemäßigte Wähler durch antisemitische Tiraden und Smith noch deutlicher als Coughlin durch offen bekundete Sympathie für den Faschismus, was Lemke und Townsend veranlaßte, sich zumindest vom Nachfolger Longs zu distanzieren. Für die Sozialisten trat erneut Norman Thomas, für die Kommunisten ihr Parteivorsitzender Earl Browder an.

Der Wahlkampf der Republikaner litt darunter, daß der Partei sowohl ein faszinierender Kandidat als auch zündende Parolen fehlten. Lemke appellierte vor allem an die Furcht der Arbeiter vor einer Lohnsenkung als Folge der Abzüge zugunsten der Altersversicherung, die am 1. Januar 1937 in Kraft trat. Roosevelt nahm seine erneute Nominierung als Präsidentschaftskandidat der Demokraten am 27. Juni in Philadelphia mit einer Rede an, von der ein (von seinem Pressesprecher Thomas Corcoran formulierter) Satz in die Geschichtsbücher einging: «This generation of Americans has a rendezvous with destiny». Was er damit sagen wollte, machte er wenig später deutlich: «Wir kämpfen, um eine große und kostbare Regierungsform für uns selbst und für die Welt zu bewahren» (We are fighting to save a great and precious form of government for ourselves and for the world).

Die Wahl vom 3. November 1936 brachte Roosevelt einen Stimmanteil von 60,8 Prozent und damit die größte Mehrheit, die je ein Präsidentschaftsbewerber errungen hatte. Entsprechende Rekorde verbuchten die Demokraten in Senat und Repräsentantenhaus. Der republikanische Bewerber Landon kam auf 36,5 Prozent. Nur in zwei Staaten, Maine und Vermont, hatte er mehr Stimmen auf sich ziehen können als der Amtsinhaber. Der «Unionist» William Lemke verbuchte 2,0, der Sozialist Norman Thomas 0,4, der Kommunist Earl Browder 0,2 Prozent.

Father Coughlin hatte im Wahlkampf erklärt, er würde aufhören, Rundfunkansprachen zu halten, wenn es ihm nicht gelinge, Lemke 9 Millionen Stimmen einzubringen. Tatsächlich mußte sich der Kandidat der Union Party mit weniger als 900.000 Stimmen begnügen. Für kurze Zeit hielt sich Coughlin an sein Versprechen. Dann nahm er seine Agitation redend und schreibend mit extremeren Botschaften als je zuvor wieder auf. 1938 bezeichnete er sich offen als Antisemit und Kommunismus und internationales Finanzkapital als verschiedene Formen derselben jüdischen Weltverschwörung. In seiner Zeitschrift «Social Justice» druckte er die «Protokolle der Weisen von Zion», eine antisemitische Fälschung, ab. Er gründete einen neuen rechtsradikalen Kampfbund, die «Christian Front», die antijüdische Demonstrationen organisierte und Waffenlager anlegte, und feierte Hitler, Mussolini und Franco als Retter der abendländischen Kultur. 1940 wurde seine «Christian Front» verboten. 1942 mußte er auf Grund öffentlichen Drucks und eines kirchlichen Verbots seine Rundfunkreden einstellen. Damit endete die politische Betätigung des Pfarrers der Gemeinde von Holy Oak.

Roosevelts triumphale Wiederwahl fiel in eine Zeit, in der es schien, als habe Amerika wirtschaftlich das Schlimmste hinter sich. Das Nationaleinkommen war gegenüber 1933 um 50 Prozent gestiegen, die Zahl der Arbeitslosen sank 1936 erstmals seit 1932 wieder unter die 10-Millionen-Grenze und lag jetzt mit 16,9 Prozent um 8 Prozentpunkte unter dem Höchststand von 1933. Der Dow-Jones Industrial Index übertraf 1936 den Stand von 1933 um 80 Prozent. Für die Automobilindustrie war 1936 das erfolgreichste Jahr seit 1929. Der Aufschwung war so bemerkenswert, daß Winthrop Aldrich, der Mann an der Spitze der Chase Manhattan Bank, bereits vor der Gefahr einer Inflation warnen konnte.

Die wirtschaftliche Erholung war eine relative; von einer endgültigen Überwindung der Depression konnte, wie sich bald zeigen sollte, 1936 noch nicht gesprochen werden. Der Anteil, den Gesetze und Maßnahmen der Regierung an der Behebung der Konjunktur hatten, ließ sich nicht exakt bestimmen. Leichter war es, das zu benennen, was der New Deal nicht erreicht hatte: Es gab keine Umverteilung der Einkommen und keine energischen Maßnahmen zur Durchsetzung der faktischen Gleichberechtigung von Männern und Frauen; die rassische Diskriminierung der schwarzen Bevölkerung hielt an; die untersten Schichten der Gesellschaft wie Slumbewohner, arbeitslose Schwarze, landwirtschaftliche Saisonarbeiter und kleine Pächter hatten, weil kaum oder gar nicht organisiert, an der politischen Willensbildung nach wie vor keinen Anteil; den «American Indians» wurde zwar durch den Indian Reorganization Act von 1934 das Recht zurückgegeben, kollektives Grundeigentum zu besitzen und eigene Stammesregierungen zu wählen, das Land, das sie besaßen, war aber in der Regel von so schlechter Qualität, das weiße Amerikaner daran kein Interesse hatten.

Teils waren es politische Widerstände, die die New Dealer daran hinderten, mehr zu erreichen, teils war es ihre innere Bindung an den «American way of life», die sie davon abhielt, radikalere Veränderungen anzustreben. Immerhin konnten sie sich zugute halten, daß das Risiko, aus purer Not zu verhungern, inzwischen sehr viel geringer war als vor 1933. Sie hatten Amerika ein wenig sozialer, genauer gesagt: sozialstaatlicher, und damit «europäischer» gemacht. Sie hatten die Modernisierung der USA durch die Elektrifizierung großer ländlicher Regionen vorangetrieben. Ihr größter Erfolg aber war die Überwindung der psychologischen Depression, die die Vereinigten Staaten nach 1929 befallen hatte. Und weil Amerika bald nach dem Regierungsantritt Roosevelts wieder an sich zu glauben begann, war das demokratische System während der Weltwirtschaftskrise niemals ernsthaft in Gefahr geraten. Darin lag der fundamentale Unterschied zwischen den USA und jenen europäischen Staaten, die sich in den zwanziger oder frühen dreißiger Jahren in Diktaturen verwandelt hatten.

Viele Zeitgenossen sahen freilich Amerika unter Roosevelt sich in eine Richtung entwickeln, die der Italiens unter Mussolini und Deutschlands unter Hitler ähnlich war. Ein linksliberaler Publizist wie I. F. Stone meinte schon 1933, Roosevelts Politik werde als Ganzes nur unter der Hypothese verständlich, daß er sich auf den Faschismus zubewege. Der Sozialistenführer Norman Thomas fand 1934, die Wirtschaftspolitik des New Deal sehe dem Korporativismus Mussolinis und Hitlers Totalitarismus zum Verwechseln ähnlich. Im gleichen Jahr nannte der Vorsitzende der Kommunistischen Partei der USA, Earl Browder, Roosevelts Programm eines «des Hungers, der Faschisierung und des imperialistischen Krieges»; es sei seinem politischen Wesen und seiner Richtung nach dasselbe wie Hitlers Programm.

Doch man mußte nicht links stehen, um den New Deal in die Nähe von Faschismus oder Nationalsozialismus zu rücken. Der demokratische Senator Carter Glass aus Virginia prangerte 1933 im Zusammenhang mit den «codes» der NRA «die äußerst gefährlichen Bemühungen der Bundesregierung in Washington» an, «den Hitlerismus in jeden Winkel des Landes zu verpflanzen» (to transplant Hitlerism to every corner of this nation). Ein isolationistischer Republikaner wie der Senator Arthur Vandenberg aus Michigan hatte 1934 keine Bedenken, die Ermächtigung des Präsidenten, Zollsätze nach dem Prinzip der Reziprozität zu senken, «faschistisch in ihrer Philosophie, faschistisch in ihrer Zielsetzung» zu nennen. Der Kongreßabgeordnete J. W. Taylor, ein Parteifreund Vandenbergs, erklärte in einer Rede, die er am 18. Juni 1934 anläßlich des Geburtstags von Abraham Lincoln im Repräsentantenhaus hielt, unter Hinweis auf die Machtverlagerung vom Kongreß zur Exekutive, er sei zum Zeugen der Entstehung einer Diktatur geworden, «die die Nasen von Herrn Hitler, Stalin, Mussolini und Mustafa Kemal in der Türkei grün vor Neid färben mußte. Unabhängigkeit in der Privatwirtschaft gehört der Vergangenheit an, und individuelle Freiheit ist nur noch eine Erinnerung.»

Roosevelts amerikanische Gegner waren nicht die einzigen, die dem New Deal eine große Nähe zu Faschismus und Nationalsozialismus unterstellten. Kein Geringerer als Benito Mussolini entdeckte in einer Rezension der italienischen Ausgabe von Roosevelts Buch «Looking Forward» im «Popolo d’Italia» vom 7. Juli 1933 Ähnlichkeiten zwischen dem faschistischen Italien und den USA des New Deal. «Der Appell an die Jugend und die Entschlossenheit und männliche Nüchternheit, mit der hier der Kampf aufgenommen wird, erinnern an die Art und Weise, in der der Faschismus das italienische Volk erweckt hat … An den Faschismus erinnert, daß der Staat die Wirtschaft sich jetzt nicht mehr selber überläßt, weil ihr Wohlergehen mit dem des Volkes identisch ist. Die Stimmung dieses Umbruchs ähnelt zweifellos der des Faschismus. Mehr läßt sich jedoch gegenwärtig nicht sagen.»

Ähnlich positiv äußerte sich das Organ der deutschen Nationalsozialisten. Am 17. Januar 1934 bekannte der «Völkische Beobachter»: «Auch wir deutschen Nationalsozialisten schauen nach Amerika … Roosevelt macht Experimente, und sie sind kühn. Auch wir fürchten die Möglichkeit ihres Fehlschlags.» Am 21. Juni 1934 bescheinigte das Blatt dem amerikanischen Präsidenten: «Roosevelt hat auf einer schmalen und unzureichenden Basis alles nur Menschenmögliche erreicht.»

Gewisse Ähnlichkeiten zwischen dem Amerika Roosevelts und den Diktaturen Mussolinis und Hitlers sind in der Tat offenkundig. Die Stärkung der Exekutivgewalt, die staatliche Lenkung der Wirtschaft, der Kult der Arbeit und eine kriegerische Rhetorik im Kampf gegen die Wirtschaftskrise, die pathetische Berufung auf die historische Sendung der eigenen Nation: All das gab es nicht nur in Italien und Deutschland, sondern nach 1933 auch in den USA. Wer der National Mall entlang durch das Zentrum der amerikanischen Hauptstadt wandert, findet es noch heute geprägt von klassizistischen Monumentalbauten, die meist aus den Jahren 1933 bis 1939 stammen und auffallend der Staatsarchitektur des faschistischen Italien und des nationalsozialistischen Deutschland ähneln – von Bauten wie dem Ensemble des Federal Triangle mit der National Gallery, den National Archives, dem Supreme Court, dem Komplex der Smithsonian Institution, dem Jefferson Memorial, vielen Ministerien und Behörden.

Die Architekten der New-Deal-Periode brauchten allerdings nicht bei ihren Kollegen aus europäischen Diktaturen in die Lehre zu gehen, um monumental zu bauen. Sie verwirklichten Pläne, die in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts, ja teilweise schon im ausgehenden 18. Jahrhundert entwickelt worden waren und der klassizistischen Bautradition Amerikas entsprachen. Die Wirtschaftskrise förderte aber in vielen Ländern, unabhängig vom politischen System, den Hang zu Demonstrativbauten, die die gewachsene Bedeutung der Staatsgewalt unterstreichen sollten und insofern «postliberal» wirken. In den Worten des Kulturhistorikers Wolfgang Schivelbusch: «Egal ob es sich um bolschewistisch und faschistisch umgekrempelte oder um kapitalistisch-demokratisch reparierte Gesellschaften handelte, sie bedurften gleichermaßen einer Architektur, die dem Gemeinwesen, für das oder besser über dem sie sich tempelartig erhob, Vertrauen, Respekt, ja religionsähnlichen Sinn und Zusammenhalt vermittelte und auch dem Rest der Welt klarmachte, wer sie waren.»

Die Ähnlichkeiten der Anti-Depressions-Architektur verweisen auf gleichartige Herausforderungen der Krisenjahre. Die Antworten aus Rom, Berlin und Washington aber waren, wo immer es um die politischen Grundlagen des Gemeinwesens ging, denkbar unterschiedlich. Die Vereinigten Staaten vollzogen keinen Regimewechsel, sondern festigten ihre Demokratie durch Reformen. Sie behielten ihre Verfassung, die 1933.146 Jahre alt wurde, und gaben nichts von dem preis, was ihren Gründervätern als wesentlich erschienen war. Eine derart ungebrochene demokratische Tradition und eine durch sie geprägte politische Kultur kannten nur wenige europäische Länder. Italien und Deutschland gehörten nicht dazu. Wäre es anders gewesen, hätten sie der Errichtung der Diktatur wohl mehr Widerstand entgegengesetzt.[1]

Machtergreifung als Prozeß:
Die Errichtung der nationalsozialistischen Diktatur 1933/34

An der Spitze der deutschen Reichsregierung stand seit dem 30. Januar 1933 ein Mann, der sich als den von der Vorsehung auserwählten Erlöser der Deutschen und damit zugleich der germanischen Rasse betrachtete. Erlösen wollte er die Deutschen nicht nur von der Schmach des Versailler Vertrags, vom Marxismus, Liberalismus und Parlamentarismus, sondern vom Bösen schlechthin, das sich der unterschiedlichsten Masken bediente, um sein Zersetzungswerk zu tarnen: dem internationalen Judentum. Der Marxismus war aus Hitlers Sicht nur eine, aber die bislang erfolgreichste Verkleidung des Juden: Sie hatte ihm zur Beherrschung der Arbeiterschaft verholfen. Die Arbeiter dem Einfluß des internationalistischen Marxismus zu entreißen und für die Sache der Nation zu gewinnen konnte folglich nur einer Bewegung und einem Führer gelingen, die zum rücksichtslosen Kampf gegen das Judentum entschlossen waren.

Als ein solcher Führer wußte sich Adolf Hitler. In «Mein Kampf» hatte er während seiner Landsberger Festungshaft 1924 den Glauben an seine Sendung in Worte gefaßt, die so apokalyptisch gemeint waren, wie sie klangen: «Siegt der Jude mit Hilfe seines marxistischen Glaubensbekenntnisses über die Völker dieser Welt, dann wird seine Krone der Totentanz der Menschheit sein, dann wird dieser Planet wieder wie einst vor Jahrmillionen menschenleer durch den Äther ziehen. Die ewige Natur rächt unerbittlich die Übertretung ihrer Gebote. So glaube ich heute im Sinne des allmächtigen Schöpfers zu handeln. Indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich für das Werk des Herrn.»

Die sakrale Wendung machte deutlich, was der Nationalsozialismus nach dem Willen seines Führers sein sollte: eine innerweltliche «ecclesia militans», außerhalb deren es kein Heil gab – eine totalitäre Religion, in ihrem Totalitätsanspruch nur dem italienischen Faschismus auf der einen und dem Sowjetkommunismus auf der anderen Seite vergleichbar. Als totalitäres Regime war der Nationalsozialismus eine Diktatur neuen Typs, die sich von autoritären Systemen, europäischen oder lateinamerikanischen Militärdiktaturen etwa, deutlich unterschied. Neu waren gegenüber den herkömmlichen Diktaturen vor allem die Mobilisierung der Massen und der Anspruch auf den ganzen Menschen, der zu einem «neuen Menschen» erzogen werden sollte. Ein solches System gab es in Deutschland am 30. Januar 1933 und in den ersten Wochen danach noch nicht. Aber wer Hitlers öffentliche Bekundungen aus der «Kampfzeit» ernst nahm, wußte, daß es ihm um die Errichtung eines Regimes ging, das mindestens so «totalitär» sein würde wie das faschistische System Benito Mussolinis.

Mit dem italienischen Faschismus hatte der deutsche Nationalsozialismus vieles gemein: radikalen Nationalismus, Antimarxismus und Antiliberalismus, die Militarisierung des innenpolitischen Kampfes, den Kult von Jugendlichkeit, Männlichkeit und Gewalt, die zentrale Rolle des charismatischen Führers. Beide Bewegungen hatten ihren Ursprung in der traumatischen Erfahrung der Ergebnisse des Ersten Weltkriegs. So wie die Nationalsozialisten die deutsche Niederlage auf einen «Dolchstoß» der «Novemberverbrecher» zurückführten, so lasteten die italienischen Faschisten den «verstümmelten Sieg», die Durchkreuzung ehrgeiziger Annexionspläne durch die westlichen Verbündeten, der Schwächlichkeit der Liberalen und dem Internationalismus der Linken an. Beide Parteien verstanden es, die verbreitete Angst vor einer «roten Revolution» nach dem Vorbild der russischen Bolschewiki auszunutzen. Beide zogen Gewinn aus der Spaltung der marxistischen Arbeiterbewegung im Gefolge von Weltkrieg und Oktoberrevolution.

Die Gemeinsamkeiten zwischen den Bewegungen Mussolinis und Hitlers waren so ausgeprägt, daß viele Zeitgenossen, vor allem auf der Linken, im Nationalsozialismus von Anfang an nur die deutsche Erscheinung des «Faschismus» zu erkennen vermochten. Das war er auch, sofern man den Begriff «Faschismus» zur Kennzeichnung eines neuen Typs von militanter Massenbewegung der extremen Rechten verwendet, wie es sie vor dem Ersten Weltkrieg noch nirgendwo in Europa gegeben hatte. Doch der Nationalsozialismus war nicht nur der «deutsche Faschismus». Er war in viel höherem Maß als der italienische Faschismus eine den ganzen Menschen beanspruchende politische Religion (und insofern eher seinem Antipoden, dem Bolschewismus, ähnlich). Er war in jeder Hinsicht extremer und totalitärer als das römische Vorbild, und er verfügte über ein mythologisches Feindbild, das Mussolini, seine Bewegung und sein Regime nicht besaßen: Der italienische Faschismus kannte nicht den tödlichen Haß auf die Juden, der im Mittelpunkt von Hitlers «Weltanschauung» stand.

Die «positive» Kehrseite des Kampfes gegen die Juden war der Kampf für das rassisch reine deutsche Großreich der Zukunft, hinter dem die früheren deutschen Reiche, das mittelalterliche wie das Bismarcksche, verblassen mußten. «Die Grenzen des Jahres 1914 bedeuten für die Zukunft der deutschen Nation gar nichts. In ihnen lag weder ein Schutz der Vergangenheit, noch läge in ihnen eine Stärke für die Zukunft», heißt es in «Mein Kampf». «Deutschland wird entweder Weltmacht oder überhaupt nicht sein. Zur Weltmacht aber braucht es jene Größe, die ihm in der heutigen Zeit die notwendige Bedeutung und seinen Bürgern das Leben gibt. Damit ziehen wir Nationalsozialisten bewußt einen Strich unter die außenpolitische Richtung unserer Vorkriegszeit. Wir setzen dort an, wo man vor sechs Jahrhunderten endete. Wir stoppen den ewigen Germanenzug nach dem Süden und Westen Europas und weisen den Blick nach dem Land im Osten. Wir schließen endlich ab die Kolonial- und Handelspolitik der Vorkriegszeit und gehen über zur Bodenpolitik der Zukunft.»

Der Osten: das hieß «Rußland und die ihm untertanen Randstaaten». Es war das Schicksal selbst, das nach Hitlers Überzeugung Deutschland diesen Fingerzeig hatte geben wollen, indem es Rußland dem Bolschewismus überantwortete. Die Machtübernahme der Bolschewiki bedeutete aus seiner Sicht die Ersetzung der bisherigen ursprünglich germanischen Führungsschicht durch die Juden, die aber das mächtige Reich auf die Dauer nicht zusammenhalten konnten. «Das Riesenreich im Osten ist reif zum Zusammenbruch. Und das Ende der Judenherrschaft in Rußland wird auch das Ende Rußlands als Staat sein. Wir sind vom Schicksal ausersehen, Zeugen einer Katastrophe zu werden, die die gewaltigste Bestätigung für die Richtigkeit der völkischen Rassentheorie sein wird.»

Die größte westliche Großmacht, die Vereinigten Staaten von Amerika, betrachtete Hitler mit einer Mischung aus Bewunderung und Besorgnis. In seinem 1928 verfaßten, zu seinen Lebzeiten aber nicht veröffentlichten «Zweiten Buch» bezeichnete er die USA als einen «neuen Machtfaktor … von Ausmaßen, der die gesamten bisherigen Kraft- und Rangordnungen der Staaten über den Haufen zu werfen droht». Er sah im «Amerikanertum» ein «junges, rassisch ausgesuchtes Volk», und nur eine «bewußte völkische Rassenpolitik» könne die europäischen Nationen davor retten, «das Gesetz des Handelns an Amerika zu verlieren, infolge des minderen Wertes der europäischen Völker gegenüber dem amerikanischen». An anderer Stelle des Manuskripts heißt es, in ferner Zukunft lasse sich vielleicht eine neue Völkervereinigung denken, «die aus Einzelstaaten mit hohem Nationalwert bestehend, dann der drohenden Überwältigung der Welt durch die amerikanische Union entgegentreten könnte. Denn mir scheint, daß den heutigen Nationen das Bestehen der englischen Weltherrschaft weniger Leiden zufügt als das Aufkommen einer amerikanischen.»

Von England, der anderen angelsächsischen Großmacht, sprach Hitler in seinem «Zweiten Buch» in Tönen höchsten Respekts. Wenn die Erde heute ein englisches Weltreich besitze, dann gebe es aber auch «zur Zeit kein Volk, das auf Grund seiner allgemeinen staatspolitischen Eigenschaften sowie seiner durchschnittlichen politischen Klugheit mehr dazu befähigt wäre». Ein Bündnis der Landmacht Deutschland mit der Seemacht England erschien Hitler nicht nur denkbar, sondern so erstrebenswert, daß er bereit war, auf eine künftige deutsche Kolonialpolitik zu verzichten. Frankreich hingegen blieb für Hitler der Erbfeind, der es seit 300 Jahren auf die Auflösung Deutschlands abgesehen hatte. Den Gegenpol dazu bildete das faschistische Italien: Es war der geborene Bündnispartner eines nationalsozialistischen Deutschland, weshalb es sich für Hitler von selbst verbot, die italienische Südtirolpolitik zu kritisieren oder gar den Status Südtirols in Frage zu stellen. In diesem Punkt unterschieden sich die Nationalsozialisten schroff von allen anderen deutschen Parteien, gleichviel ob rechts oder links.

Was Hitler zwischen 1930 und 1933 öffentlich verkündete, ließ den Kern seiner Überzeugungen kaum erkennen – und das war einer der Gründe des Massenzulaufs zu den Nationalsozialisten. Die Verbindung von Nationalismus und Sozialismus unterschied Hitlers Bewegung von den rechten Sammlungsbewegungen des Kaiserreichs. Die NSDAP war keine Partei von Honoratioren; sie verdankte ihre Wahlerfolge mehr den demagogischen Fähigkeiten ihres Führers und dem Einsatz seiner Anhänger als der finanziellen Unterstützung durch rechtsstehende Industrielle und Bankiers. Der «Sozialismus» der Nationalsozialisten verschreckte viele bürgerliche Wähler, namentlich solche in den selbständigen Mittelschichten. Noch im Dezember 1932 hielt es die zuständige Parteigliederung, der neugegründete Kampfbund des gewerblichen Mittelstandes, für notwendig, den kleinen Gewerbetreibenden zu versichern, das Ziel der nationalsozialistischen Wirtschafts- und Sozialpolitik sei die «Entproletarisierung» des deutschen Arbeiters: «Sinn der sozialistischen Idee ist die Beeignung der Besitzlosen. Damit steht der Sozialismus Adolf Hitlers in schärfstem Gegensatz zu dem verlogenen Scheinsozialismus der Marxisten, der sich die Enteignung der Besitzenden zum Ziel gesetzt hat.» Für «nationale» Arbeiter und Angestellte, für Studenten und jüngere Akademiker aber bedeutete der «nationale Sozialismus» ein Angebot: Sie konnten sich unter diesem Panier sowohl vom internationalistischen Marxismus als auch von der nationalistischen «Reaktion» absetzen und eine «dritte» Position beziehen – eine, wie es schien, zukunftsweisende Position jenseits von proletarischem Klassenkampf und bürgerlicher Besitzstandswahrung.

Der Nationalismus der NSDAP war das, was sie mit dem bürgerlichen Deutschland verband – oder doch zu verbinden schien. Es gab keine Partei, die Versailles rechtfertigte oder das Streben nach Großdeutschland ablehnte. Die Nationalsozialisten verlangten die Gleichberechtigung Deutschlands und die Vereinigung mit Österreich in einer radikaleren Tonlage als irgend jemand sonst. Aber in der Sache selbst, der Revision der Nachkriegsordnung, bestand, vordergründig jedenfalls, ein breiter nationaler Konsens. Es kam Hitler zugute, daß er, der Großdeutsche aus Österreich, keinerlei Schwierigkeiten hatte, die Forderung nach dem Anschluß seiner Heimat an das Deutsche Reich mit dem Bekenntnis zur preußischen Tradition, zu Friedrich dem Großen und Bismarck, zu verbinden. Es schadete ihm auch nicht, daß er von Hause aus Katholik war. Die jüngeren Deutschen, soweit sie weder Marxisten noch «kirchlich» waren, hielten den konfessionellen Gegensatz für historisch ebenso überholt wie den Klassenkampf. Hitlers Chance lag darin, daß ihm viele zutrauten, er werde miteinander versöhnen, was ehedem unvereinbar schien: nicht nur Nationalismus und Sozialismus, sondern auch das evangelische und katholische Deutschland.

«Volksgemeinschaft» und «Reich» waren die Zauberworte der großen Synthese. Das Wort «Volksgemeinschaft» hat als erster wohl Friedrich Schleiermacher in einem Manuskript aus dem Jahr 1809 verwendet. In den folgenden Jahrzehnten fand der Begriff Eingang erst in die Rechtswissenschaft, dann in die Soziologie. Seit dem Ersten Weltkrieg sprachen dann alle politischen Richtungen mit Ausnahme der erklärten Marxisten von «Volksgemeinschaft»: Konservative und Liberale bedienten sich des Wortes ebenso wie Gewerkschaftsführer und sozialdemokratische Reformer.

Je nachdem, von wem der Begriff verwendet wurde, konnte er höchst Unterschiedliches bedeuten: ein Bekenntnis zum friedlichen Ausgleich sozialer Gegensätze im freien Volksstaat etwa oder den Ruf nach einer autoritären Ordnung, in der von «oben» bestimmt wurde, was dem Gemeinwohl diente und was ihm abträglich war. Die Nationalsozialisten aber waren die radikalsten Vertreter dieser Parole: Sie kündigten die Zerschlagung des Marxismus an, weil der Aufruf zum Klassenkampf die Verneinung der «Volksgemeinschaft» in sich schließe. Außerdem deuteten sie, und das unterschied sie von allen anderen Parteien der Weimarer Republik, die «Volksgemeinschaft» im Sinne ihrer rassischen Vorstellungen: In der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft hatten nur «arische» Deutsche einen Platz, nicht aber Juden, Zigeuner und Angehörige anderer, als minderwertig erachteter Rassen.

Das «Reich» war in den Jahren vor 1933 immer mehr zum rechten Kampfbegriff gegen die Republik geworden. Zugleich aber wies die Reichsidee in Vergangenheit und Zukunft. Das «Reich» war von alters her mit Heilserwartungen verknüpft. Sie traten besonders deutlich zutage, wenn vom «Dritten Reich» gesprochen wurde – einem Begriff, von dessen Karriere bereits im Zusammenhang mit dem 1923 veröffentlichten Buch «Das dritte Reich» des jungkonservativen Publizisten Arthur Moeller van den Bruck die Rede war.

Die Nationalsozialisten übernahmen schon bald nach Erscheinen von Moellers Buch das Schlagwort vom «Dritten Reich», das ihre Bestrebungen einprägsam zu bündeln schien. Zum Führer der NSDAP gelangte der Begriff durch die Vermittlung von Gregor Strassers Bruder Otto, der im Juli 1930 mit Hitler brach, weil dieser, so lautete der Vorwurf, den «Sozialismus» des Parteiprogramms von 1920 preisgegeben habe. Erst sehr viel später kamen Hitler Bedenken. Der Begriff «Drittes Reich» konnte leicht zu Spekulationen über ein weiteres, ein viertes Reich verführen und war überdies geeignet, die Kontinuität des Reiches der Deutschen in Frage zu stellen. Im Juni 1939 teilte die Parteikanzlei den Willen des «Führers» mit, die Bezeichnung «Drittes Reich» nicht mehr zu verwenden. Doch zu diesem Zeitpunkt hatte der Begriff längst seine Wirkung getan: Er trug mit dazu bei, daß viele Deutsche in Hitler ihren Erlöser sahen.

Vom «Reich» aber hörte Hitler nicht auf zu sprechen. Fast neun Jahre nachdem er an die Macht gelangt war, in der Nacht vom 17. zum 18. Dezember 1941, bemühte er sich im Führerhauptquartier in der «Wolfsschanze» bei Rastenburg in Ostpreußen um eine historische Einordnung der damaligen Ereignisse. «Zur Zeit der Machtübernahme», sagte er, «war es für mich ein entscheidender Moment: Will man bei der Zeitrechnung bleiben? Oder haben wir die neue Weltordnung als das Zeichen zum Beginn einer neuen Zeitrechnung zu nehmen? Ich sagte mir, das Jahr 1933 ist nichts anderes als die Erneuerung eines tausendjährigen Zustands. Der Begriff des Reiches war damals fast ausgerottet, aber er hat sich heute siegreich durchgesetzt bei uns und in der Welt: Man spricht von Deutschland überall nur als vom Reich.» Hitler überschätzte sein «Verdienst». Im gebildeten Deutschland war «das Reich» bereits in den Jahren zuvor zu neuer, wenn auch nur zu gedanklicher Größe erwacht. Hitler erntete nur, was andere gesät hatten.

Wie die «Volksgemeinschaft» und der Mythos vom «Reich» war auch der «Führergedanke» keine nationalsozialistische Erfindung. Nicht nur auf der nationalistischen Rechten, sondern auch in der bürgerlichen Mitte erlebten Begriffe wie «Führer», «Führerschaft» und «Führung» in der Endphase der Weimarer Republik eine Hochkonjunktur. Von rechts wurde der Führergedanke der Anonymität der Funktionärsherrschaft, der parteipolitischen Zersplitterung und dem parlamentarischen Meinungsstreit entgegengesetzt. Bei manchen jungkonservativen Autoren erschien der «Führer» als nationaler Messias, als Werkzeug der Geschichte und als kommender Träger einer nationalen Diktatur. Wenn Hitler sich als «Führer» feiern ließ, setzte er auf einen weit verbreiteten Überdruß am «System» von Weimar und eine Erlösungssehnsucht, der andere den Boden bereitet hatten. Aber nur ein Charismatiker wie er konnte den Eindruck hervorrufen, daß allein er berufen war, die Rolle des Retters aus aller Not zu übernehmen. Ohne diese Fähigkeit wäre er nicht in der Lage gewesen, Reichskanzler zu werden und dieses Amt zwölf Jahre lang zu behaupten.[2]

Der Reichstagswahlkampf im Zeichen der «nationalen Erhebung» war der erste, bei dem die NSDAP von der Gesamtheit der Großindustrie und der Großbanken (und nicht nur wie zuvor von einigen Konzernherren wie Fritz Thyssen und Friedrich Flick oder den leitenden Direktoren der IG Farben) finanziell großzügig unterstützt wurde. Neu war auch, daß sich die Nationalsozialisten bei ihrer Agitation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bedienen konnten. Überschattet wurde der Wahlkampf von zahllosen Terrorakten der SA, denen vor allem Kommunisten und Sozialdemokraten zum Opfer fielen. Am 17. Februar forderte Hermann Göring, der kommissarische preußische Innenminister, die Polizeibeamten auf, im Zweifelsfall rücksichtslos von der Schußwaffe Gebrauch zu machen. Fünf Tage danach setzte er SA, SS und Stahlhelm als freiwillige Hilfspolizei ein, um die angeblich zunehmende Gewalt von links wirksamer als bisher bekämpfen zu können. Abermals fünf Tage später, am 27. Februar, ging das Reichstagsgebäude in Flammen auf.

Hitler, Göring und Goebbels erklärten sofort, ohne irgendeinen Beweis für ihre Unterstellung beibringen zu können, die Urheber des Verbrechens seien die Kommunisten, die damit ein «Fanal zum blutigen Aufruhr und zum Bürgerkrieg» hätten setzen wollen. Für die naheliegende Vermutung vieler Zeitgenossen und Nachlebender, die Nationalsozialisten selbst hätten den Brand gelegt, gibt es ebenfalls keinerlei Beweis. Nach der überwiegenden Meinung der Forschung war die Brandstiftung das alleinige Werk des am Tatort festgenommenen holländischen Anarchosyndikalisten Marinus van der Lubbe, der auf diese Weise seiner Abscheu vor Nationalsozialismus und Faschismus Ausdruck verleihen wollte.

Noch in der Nacht zum 28. Februar verabschiedete das Reichskabinett die «Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat», die die wichtigsten Grundrechte «bis auf weiteres» außer Kraft setzte, neue Handhaben zum Vorgehen gegen die Länder schuf und für eine Reihe von Terrordelikten, darunter Brandstiftung, die Todesstrafe einführte. Die Verordnung nach Artikel 48 der Reichsverfassung war nichts Geringeres als die Liquidation des Rechtsstaates in Deutschland. Zu den ersten Opfern des Willkürakts gehörten neben kommunistischen Funktionären bekannte Intellektuelle. In «Schutzhaft» genommen wurden noch am 28. Februar der Herausgeber der «Weltbühne», Carl von Ossietzky, die Schriftsteller Erich Mühsam und Ludwig Renn, der «rasende Reporter» Egon Erwin Kisch, der Sexualforscher Max Hodann und der Rechtsanwalt Hans Litten, ein bekannter Strafverteidiger. Am 3. März konnte die Polizei in einem Geheimquartier in Berlin-Charlottenburg den Vorsitzenden der KPD, Ernst Thälmann, und einige seiner engsten Mitarbeiter festnehmen.

Terror und Propaganda taten ihre Wirkung: Aus der Reichstagswahl vom 5. März 1933 ging die Regierung Hitler als Siegerin hervor. 51,9 Prozent entfielen auf die beiden Formationen, die das neue Kabinett trugen: Die NSDAP erzielte 43,9 Prozent, die Kampffront Schwarz-Weiß-Rot, ein Zusammenschluß von Deutschnationalen, Stahlhelm und parteimäßig nicht gebundenen konservativen Politikern, darunter Vizekanzler Franz von Papen, 8 Prozent. Die Kommunisten, von der Verfolgung durch die Nationalsozialisten härter betroffen als alle anderen Parteien, erlitten starke, die Sozialdemokraten vergleichsweise bescheidene Verluste (4,6 beziehungsweise 2,1 Prozentpunkte). Die beiden katholischen Parteien konnten sich dagegen gut behaupten: Auf das Zentrum entfielen 11,2, auf die Bayerische Volkspartei 2,7 Prozent. Die beiden liberalen Parteien blieben Splittergruppen: Die Deutsche Volkspartei verbuchte 1,1, die Deutsche Staatspartei 0,9 Prozent. Dramatisch war neben dem Stimmenzuwachs der NSDAP (sie stieg um 10,8 Prozentpunkte) die Zunahme der Wahlbeteiligung von 80,6 Prozent am 6. November 1932 auf jetzt 88,8 Prozent.

Dem Wahlsieg Hitlers folgte, was die Nationalsozialisten die «nationale Revolution» nannten. Eines ihrer wichtigsten Ergebnisse war die «Gleichschaltung der Länder»: die Ersetzung rein bürgerlicher oder von den Sozialdemokraten mitgetragener Landesregierungen durch nationalsozialistisch geführte Kabinette. Die «Gleichschaltung» war ein Produkt kombinierten Drucks von «oben», durch Reichsinnenminister Frick, und von «unten», durch die Sturmkolonnen der SA und SS. Am längsten dauerte der Machtwechsel in der Hochburg des deutschen Föderalismus, in Bayern. Seit dem 16. März regierten auch in München die Nationalsozialisten.

Parallel zur Gleichschaltung der Länder vollzog sich die Eroberung der Macht in Städten und Gemeinden. SA und SS besetzten die Rathäuser, nahmen vielerorts «marxistische», das heißt sozialdemokratische Gemeinderäte fest und zwangen Bürgermeister und Oberbürgermeister, die ihnen nicht genehm waren, zum Rücktritt. Denselben Übergriffen waren Arbeitsämter und Ortskrankenkassen ausgesetzt.

Viele, aber längst nicht alle festgenommenen politischen Gegner wurden der Polizei überstellt. Häufig übernahmen SA und SS den «Strafvollzug» in eigene Regie. In Berlin und Umgebung entstanden kurz nach der Reichstagswahl die ersten «wilden» Konzentrationslager, in denen gnadenlos mit den «Bolschewisten» abgerechnet wurde. Noch im März 1933 folgten, beginnend mit dem bayerischen Dachau, die ersten offiziellen Konzentrationslager. In diese von SA und SS kontrollierten Lager wurden nicht nur Kommunisten, sondern zunehmend auch Sozialdemokraten und andere Gegner des Regimes eingeliefert. Ende Juli 1933, als der Terror der SA bereits abgeflaut war, gab es amtlichen Angaben zufolge im ganzen Reich 27.000 «Schutzhäftlinge». Die Zahl derer, die in den ersten Monaten des «Dritten Reiches» in den Folterkellern von SA und SS ermordet wurden, hat keine Statistik erfaßt.

Zur «nationalen Revolution» gehörten auch zahllose Pogrome. In Breslau veranstaltete die SA einen Putsch gegen jüdische Anwälte und Richter; vielerorts wurden beamtete jüdische Ärzte für abgesetzt erklärt sowie jüdische Theater, Kabaretts, Juweliergeschäfte, Kleiderläden, Banken und Warenhäuser gestürmt. Deutschnationale Proteste veranlaßten Hitler am 10. März, seinen Anhängern «Belästigungen einzelner Personen, Behinderungen von Autos oder Störungen des Geschäftslebens» zu untersagen. Zwei Tage später verkündete Hitler zur Freude des konservativen Deutschland über den Rundfunk einen (verfassungswidrigen) Erlaß des Reichspräsidenten: Bis zur endgültigen Regelung der Reichsfarben sollten fortan die schwarz-weiß-rote Flagge des Kaiserreichs und die Hakenkreuzfahne gemeinsam gehißt werden.

Der Flaggenerlaß war ein Vorspiel zum «Tag von Potsdam». In der Garnisonkirche der heimlichen Hauptstadt Preußens fand am 21. März die feierliche Eröffnung des neugewählten Reichstags statt. «Marxisten» nahmen daran nicht teil: Die kommunistischen Abgeordneten waren verhaftet worden oder untergetaucht; die sozialdemokratische Fraktion hatte tags zuvor in Abwesenheit von neun Mitgliedern, die sich in «Schutzhaft» befanden, beschlossen, der Zeremonie fernzubleiben. Die Feierlichkeiten waren darauf angelegt, Hitlers Bekenntnis zur Verbindung von «alter Größe» und «junger Kraft» zu unterstreichen. Unter lebhafter Beteiligung der beiden großen christlichen Kirchen wurde Weimar endgültig zu Grabe getragen. Als Hindenburg in der Garnisonkirche allein in die Gruft zum Sarg Friedrichs des Großen hinunterstieg, um stumme Zwiesprache mit dem König zu halten, trat bei vielen Deutschen die gleiche patriotische Rührung ein, die seit Jahren die Fridericus-Filme aus Alfred Hugenbergs Filmkonzern, der «Ufa», hervorriefen.

Am 23. März trat der Reichstag an seinem neuen Tagungsort, der Krolloper am Platz der Republik in Berlin, zusammen, um über den (nominell von den Fraktionen der NSDAP und der DNVP vorgelegten) Entwurf eines Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich zu beraten. Das Ermächtigungsgesetz gab der Reichsregierung für die Dauer von vier Jahren pauschal das Recht, Gesetze zu beschließen, die von der Reichsverfassung abwichen. Die einzigen «Schranken» bestanden darin, daß die Gesetze nicht die Einrichtung des Reichstags und des Reichsrats als solche zum Gegenstand haben und nicht die Rechte des Reichspräsidenten berühren durften. Reichstag und Reichsrat hatten fortan keinen Anspruch mehr darauf, an der Gesetzgebung beteiligt zu werden. Das galt ausdrücklich auch für Verträge mit fremden Staaten. Für das Inkrafttreten der von der Reichsregierung beschlossenen Gesetze genügten nunmehr die Ausfertigung durch den Reichskanzler und die Verkündung im Reichsgesetzblatt.

Um die notwendige verfassungsändernde Mehrheit sicherzustellen, brach die Reichsregierung bereits vor der Verabschiedung des Gesetzes die Verfassung. Sie behandelte die kommunistischen Mandate als nicht existent, wodurch sich die «gesetzliche Mitgliederzahl» des Reichstags um 81 verminderte. Sodann änderte der Reichstag am 23. März seine Geschäftsordnung: Unentschuldigt fehlende Abgeordnete durften vom Reichstagspräsidenten bis zu sechzig Sitzungstagen von den Verhandlungen ausgeschlossen werden; die ausgeschlossenen Abgeordneten galten dennoch als «anwesend». Die SPD hätte also, selbst wenn sie geschlossen der Sitzung ferngeblieben wäre, nicht die beiden Voraussetzungen einer Verfassungsänderung verhindern können: Zwei Drittel der Anwesenden mußten zustimmen.

Die Zustimmung des Zentrums und der Bayerischen Volkspartei gewann Hitler dadurch, daß er einige Formulierungen des Zentrumsvorsitzenden, des Prälaten Kaas, zum Verhältnis von Staat und Kirche in seine Regierungserklärung aufnahm und den Unterhändlern der katholischen Partei zusätzliche Versprechungen machte (auf deren schriftliche Bestätigung das Zentrum am 23. März dann vergeblich wartete). Das ablehnende Votum der 93 anwesenden Sozialdemokraten war einkalkuliert. Zur Begründung des Nein hielt der Parteivorsitzende Otto Wels eine Rede, mit der er die Ehre nicht nur der SPD, sondern der deutschen Demokratie rettete. «Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre nicht»: So lautet der berühmte Satz, der sich inzwischen in das kollektive Gedächtnis der Deutschen eingegraben hat. Die Abgeordneten der kleineren bürgerlichen Parteien, darunter auch die der Deutschen Staatspartei, stimmten der Vorlage zu. Mit 444 Ja- gegen 94 Nein-Stimmen wurde die verfassungsändernde Mehrheit bequem erreicht. Es hätte nicht einmal der verfassungswidrigen Manipulation der gesetzlichen Mitgliederzahl bedurft, um diese Hürde zu nehmen.

Das Ja der bürgerlichen Parteien war das Ergebnis von Täuschung, Selbsttäuschung und Erpressung. Aus ihrer Sicht war die von der Mehrheit gewünschte «legale» Diktatur immer noch ein kleineres Übel als die illegale Diktatur, die bei Ablehnung des Gesetzentwurfs drohte. Der Schein der Legalität förderte den Schein der Legitimität und sicherte dem Regime die Loyalität der Mehrheit, darunter, was besonders wichtig war, der Beamten. Die Loyalitätstaktik, eine wesentliche Vorbedingung der Machtübertragung an Hitler, hatte ihren Zweck am 30. Januar 1933 noch nicht zur Gänze erfüllt. Sie bewährte sich ein weiteres Mal am 23. März 1933, als sie zur faktischen Abschaffung der Weimarer Reichsverfassung herangezogen wurde. Hitler konnte fortan die Ausschaltung des Reichstags als Erfüllung eines Auftrags erscheinen lassen, der ihm vom Reichstag selbst erteilt worden war.

Die erste große Aktion des Regimes nach dem Ermächtigungsgesetz war der Boykott jüdischer Geschäfte am 1. April 1933. Die nationalsozialistische Führung wollte damit zum einen ein Ventil für den Druck von «unten», aus den Reihen der eignen Anhänger, öffnen, zum anderen auf die scharfe Kritik reagieren, die jüdische Organisationen sowie liberale und sozialistische Zeitungen in aller Welt an den deutschen Märzpogromen übten. Mit der Leitung der Aktionen gegen die «Weltgreuelhetze» wurde Julius Streicher, der fränkische Gauleiter der NSDAP und Herausgeber des antisemitischen Kampfblattes «Der Stürmer», beauftragt. Eigentlicher Regisseur aber war der Berliner Gauleiter Joseph Goebbels, der am 14. März an die Spitze des neuen Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda getreten war. Mit dem Ablauf des eintägigen reichsweiten Boykotts war Goebbels zufrieden. «Das Ausland kommt allmählich zur Vernunft», schrieb er unter dem Datum des 2. April in sein Tagebuch. «Die Welt wird einsehen lernen, daß es nicht gut tut, sich von den jüdischen Emigranten über Deutschland aufklären zu lassen.» Die Warnung an die deutschen Juden war unüberhörbar. Die Verdrängung aus dem Wirtschaftsleben schwebte fortan wie ein Damoklesschwert über ihnen. Das Regime behielt sich vor, über Zeitpunkt und Reichweite der nächsten Schritte gegen den wirtschaftlichen Einfluß des Judentums zu bestimmen: Das war die Botschaft des 1. April 1933.

Der Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft ging ihre Verdrängung aus dem öffentlichen Dienst voraus. Am 7. April 1933 erließ die Reichsregierung das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. Es richtete sich gegen alle Beamten, die den regierenden Nationalsozialisten als nicht zuverlässig galten: gegen sogenannte «Parteibuchbeamte» der Weimarer Republik und namentlich solche, die einer Linkspartei angehört oder nahegestanden hatten, aber auch gegen die «nichtarischen» Beamten. Sie waren in den Ruhestand zu versetzen, soweit sie nicht Frontkämpfer, Väter oder Söhne von Kriegsgefallenen oder schon vor dem 1. August 1914 verbeamtet gewesen waren. Die Ausnahmeregelungen gingen auf den Reichspräsidenten von Hindenburg zurück, der seinerseits vom Reichsbund jüdischer Frontsoldaten um einen entsprechenden Vorstoß bei Hitler gebeten worden war.

Das Gesetz vom 7. April 1933 beendete die Phase der «wilden Säuberungen» des öffentlichen Dienstes und leitete eine «geordnete» und umfassende Säuberung von Staats wegen ein. Zu den Betroffenen gehörten Hunderte von Hochschullehrern. Die Berliner und die Frankfurter Universität verloren fast ein Drittel ihres Lehrkörpers, Heidelberg ein Viertel und Breslau mehr als ein Fünftel. Unter denen, die aus dem Amt gedrängt wurden, waren mehrere Nobelpreisträger, darunter die Physiker Albert Einstein und Gustav Hertz und der Chemiker Fritz Haber. Ihre Stellung verloren, aus rassischen oder politischen Gründen oder weil beides zusammentraf, die Philosophen Theodor Adorno, Max Horkheimer und Helmuth Plessner, die Juristen Hermann Heller, Hans Kelsen und Hugo Sinzheimer, die Soziologen Karl Mannheim und Emil Lederer, die Wirtschaftswissenschaftler Moritz Julius Bonn und Wilhelm Röpke, der Psychologe Erich Fromm, der evangelische Theologe Paul Tillich und zahlreiche andere. Die meisten Entlassenen emigrierten; ganze Forschungsstätten wie das Frankfurter Institut für Sozialforschung und Fachrichtungen wie die Psychoanalyse Freudscher Prägung wurden ausgelöscht.

Zur Säuberung des Lehrkörpers kam die der Studentenschaft. Am 28. April wurde im Zuge eines allgemeinen Numerus clausus der Anteil der «nichtarischen» Studenten in etwa dem jüdischen Anteil an der Bevölkerung angepaßt und auf 1,5 Prozent gedrückt. Studenten, die der KPD angehört oder mit ihr sympathisiert hatten, mußten ihr Studium abbrechen. Mißliebige Rektoren wurden durch neue ersetzt, die dem Regime freundlich gegenüberstanden. In Freiburg wurde am 20. April 1933, dem 44. Geburtstag Hitlers, Martin Heidegger zum Rektor gewählt. Am 1. Mai (dem gleichen Tag, an dem der Staatsrechtler Carl Schmitt denselben Schritt tat) trat er der NSDAP bei. Am 27. Mai schwor Heidegger Lehrende und Lernende in seiner Rektoratsrede auf den Dreiklang der Bindungen von Arbeitsdienst, Wehrdienst und Wissensdienst ein.

Der Kampf gegen alles, was die Nationalsozialisten als «undeutsch», «dekadent» und «zersetzend» empfanden, richtete sich gegen Lebende und Tote. Am 10. Mai 1933 fanden in den deutschen Haupt- und Universitätsstädten öffentliche Bücherverbrennungen statt. Mitglieder des Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbundes warfen Schriften linker, pazifistischer, liberaler und jüdischer Autoren in die Flammen, darunter Werke von Heinrich Heine, Karl Marx, Karl Kautsky, Sigmund Freud, Alfred Kerr, Heinrich Mann, Erich Kästner, Lion Feuchtwanger, Erich Maria Remarque, Arnold Zweig, Theodor Wolff, Bertolt Brecht, Kurt Tucholsky und Carl von Ossietzky. Die meisten lebenden Opfer der Aktion hatten Deutschland bereits verlassen; einer, Carl von Ossietzky, war am 28. Februar verhaftet worden; ein anderer, Erich Kästner, wohnte in Berlin unerkannt der nächtlichen Zeremonie auf dem Platz vor der Friedrich-Wilhelms-Universität bei.

Der Bücherverbrennung folgten Kampagnen gegen alle Formen «entarteter Kunst» in Literatur und Musik, Malerei und Architektur. Rundfunk, Film, Theater und Presse wurden 1933 binnen weniger Monate gesäubert und gleichgeschaltet, wobei das Regime bei den Zeitungen einen gewissen Sinn für Nuancen zeigte. Daß ein international angesehenes Blatt wie die «Frankfurter Zeitung» einen sachlicheren Stil pflegte als der «Völkische Beobachter», ja in engen Grenzen sich sogar kritisch äußerte, lag im wohlverstandenen Interesse des «Dritten Reiches». Eine Fassade von professioneller Gediegenheit und dosierter Vielfalt war aus außenpolitischen, einstweilen aber auch aus innenpolitischen Gründen zweckmäßig. Entscheidend war, daß, wo immer es um wichtige Dinge ging, die Sprachregelungen des Propagandaministeriums beachtet und so umgesetzt wurden, wie Goebbels es wünschte.

Der 7. April 1933 war nicht nur der Tag des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. Am gleichen Tag stellte die Reichsregierung auch das Verhältnis von Reich und Ländern auf eine neue gesetzliche Grundlage. Ein erstes Gleichschaltungsgesetz vom 31. März hatte die Zusammensetzung der Landtage dem Ergebnis der Reichstagswahl vom 5. März im jeweiligen Land (natürlich ohne Berücksichtigung der kommunistischen Stimmen) angepaßt und die Landesregierungen ermächtigt, ohne Beschlußfassung der Landtage Gesetze, auch solche mit verfassungsänderndem Charakter, zu erlassen. Das Zweite Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich vom 7. April schuf die Institution des Reichsstatthalters, der fortan die höchste Gewalt im Land verkörperte. In den meisten Ländern betraute Hitler die Gauleiter der NSDAP mit diesem Amt. Reichsstatthalter in Preußen, wo am 5. März ein neuer Landtag gewählt worden war, wurde Hitler selbst. Am 11. April ernannte er einen neuen preußischen Ministerpräsidenten: Es war Hermann Göring, in Personalunion Reichstagspräsident und Reichsminister ohne Geschäftsbereich.

Der wichtigste politische Gegner des Nationalsozialismus, der «Marxismus», war durch die Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes geschwächt, aber noch nicht vernichtet worden. Von Ausschaltung konnte man nur im Fall der Kommunisten sprechen. Ihre Mandate wurden am 31. März kassiert, was aber nur noch symbolische Bedeutung hatte. Die SPD bestand als Organisation fort. Einige ihrer besonders gefährdeten Führer waren emigriert, so Otto Braun, Rudolf Hilferding und Philipp Scheidemann; andere befanden sich in Haft. Die verbliebenen höheren Funktionäre taktierten mit größter Vorsicht, vermieden aber meist eine Anpassung an das neue Regime, wie sie zur gleichen Zeit der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund betrieb. Dessen Bundesvorstand begrüßte am 15. April ausdrücklich den Beschluß der Reichsregierung, den 1. Mai zum «Tag der nationalen Arbeit» zu erklären und fortan als gesetzlichen Feiertag zu begehen.

Am 1. Mai 1933 wurden die Gewerkschaftshäuser schwarz-weiß beflaggt. Der Textilarbeiterverband marschierte auf der zentralen Kundgebung des Regimes auf dem Tempelhofer Feld sogar unter einer Hakenkreuzfahne auf. Hitler hielt eine große, von allen Rundfunksendern übertragene Rede, in der er von der «gigantischen Aufgabe» des Straßenbaus sprach, die Einheit von Kopf- und Handarbeit beschwor und seinen Friedenswillen beteuerte. Doch der Opportunismus der Gewerkschaftsführer zahlte sich nicht aus. Dem «Tag der nationalen Arbeit» folgte der 2. Mai: der Tag, an dem, seit längerem generalstabsmäßig geplant, das Regime zum Schlag gegen die Freien Gewerkschaften ausholte. Überall im Reich besetzten SA und SS die Gewerkschaftshäuser, die Redaktionen der Gewerkschaftszeitungen sowie die Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten mit ihren Filialen. Der Vorsitzende des ADGB, Theodor Leipart, und andere Gewerkschaftsführer wurden in «Schutzhaft» genommen, die in den meisten Fällen etwa zwei Wochen, bei Leipart und seinem Stellvertreter Peter Grassmann bis in den Juni hinein, dauerte. An weniger prominente Funktionäre erging die Aufforderung, unter neuer Führung, nämlich der Nationalsozialistischen Betriebszellen-Organisation (NSBO), weiterzuarbeiten.

Das Schicksal der Freien (das heißt: der Sozialdemokratie nahestehenden) Gewerkschaften vor Augen, unterstellten sich die anderen beiden Richtungsgewerkschaften, die christlich-nationalen Gewerkschaften und die liberalen («Hirsch-Dunckerschen») Gewerkvereine, am 4. Mai bedingungslos der Führung Hitlers. Zwei Tage später kündigte Robert Ley, Gregor Strassers Nachfolger als Reichsorganisationsleiter der NSDAP, die Gründung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) an. Ihr erster Kongreß fand am 10. Mai in Berlin unter Hitlers Schirmherrschaft statt, der sich bei dieser Gelegenheit als «ehrlicher Makler» zwischen den verschiedenen Schichten des deutschen Volkes bezeichnete. Ley wurde zum Führer der DAF ernannt. Die Führung der Arbeiterverbände übernahm Walter Schumann, der Leiter der NSBO. Das «Dritte Reich» hatte damit seine Organisation der Arbeit. Unabhängige Organisationen der Arbeiter aber gab es seit dem 4. Mai 1933 nicht mehr. Tarifliche Lohnvereinbarungen gehörten ebenfalls der Vergangenheit an. Die Bedingungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen rechtsverbindlich zu regeln oblag auf Grund eines Gesetzes vom 19. Mai 1933 Treuhändern der Arbeit, die vom Reichskanzler ernannt wurden.

Im Unterschied zu den Gewerkschaften konnten die Unternehmerverbände ihre organisatorische Selbständigkeit behaupten. Sie mußten sich zwar von ihren jüdischen und, in den Augen der Nationalsozialisten, politisch belasteten Spitzenfunktionären trennen, sicherten sich dadurch aber ein hohes Maß an korporativer Kontinuität. Im Juni 1933 schlossen sich der Reichsverband der Deutschen Industrie und die Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände zum Reichsstand der deutschen Industrie zusammen. Der Begriff «Stand» kam der Sprache der nationalsozialistischen Mittelstandsideologen entgegen. In der Sache aber erlitten diese im Sommer 1933 eine schwere Niederlage: Es gelang ihnen nicht, die Großwirtschaft ihrer Kontrolle zu unterwerfen; sie mußten auf Weisung des «Stellvertreters des Führers», Rudolf Heß, ihre Kampagnen gegen die «jüdischen» Warenhäuser und die «marxistischen» Konsumvereine einstellen. Eine Zerschlagung von Warenhäusern und Konsumgenossenschaften hätte die Entlassung zahlreicher Arbeiter und Angestellten zur Folge gehabt, kam also nicht in Frage. Die Mittelstandsfunktionäre der NSDAP mochten auf die anderslautenden Aussagen des Parteiprogramms von 1920 pochen, doch nachdem die Partei an der Macht war, hatten übergeordnete Gesichtspunkte den Vorrang.

Wiederum anders verlief die Entwicklung bei den landwirtschaftlichen Organisationen. Der Reichslandbund, der im Januar 1933 viel dazu beigetragen hatte, daß Hitler Reichskanzler werden konnte, ging im Juli 1933 im neugeschaffenen Reichsnährstand auf. An seine Spitze trat Richard Walther Darré, der Führer des Agrarpolitischen Apparates der NSDAP, der im Monat zuvor die Nachfolge Hugenbergs als Reichswirtschafts- und Reichsernährungsminister übernommen hatte. Der Machzuwachs des nationalsozialistischen Landwirtschaftspolitikers ging einher mit einer Machtminderung des ostelbischen Rittergutsbesitzes, der über Jahre hinweg der Politik des Reichslandbundes und der Deutschnationalen Volkspartei seinen Stempel aufgedrückt hatte. Die Verlagerung der Gewichte von den Großagrariern zur bäuerlichen Landwirtschaft entsprach einer strategischen Zielsetzung Hitlers: der Herstellung größtmöglicher Autarkie als Voraussetzung eines Lebensraumkrieges, der Deutschland vollständige Unabhängigkeit in allen Bereichen der Wirtschaft verschaffen sollte. Die Neuordnung der landwirtschaftlichen Interessenorganisation war, so gesehen, ebenso «logisch» wie der Verzicht auf radikale Veränderungen im industriellen Verbandswesen.

Die Zerschlagung der Freien Gewerkschaften konnte nicht ohne Folgen auf die Sozialdemokratie bleiben. Am 4. Mai beschloß der Parteivorstand der SPD, daß drei hauptamtliche Vorstandsmitglieder mit Otto Wels an der Spitze außer Landes gehen sollten, um den Kampf gegen Hitler von draußen weiterzuführen. Erste Station des Exilvorstands war Saarbrücken. Damit bahnte sich eine politische Teilung der SPD an: hier die Gruppe um Wels, dort die «Reichs-SPD», die in dem ehemaligen Reichstagspräsidenten Paul Löbe ihren inoffiziellen Sprecher fand.

Kurz darauf kam es zum offenen Konflikt zwischen den beiden «Lagern». Auf den 17. Mai war der Reichstag zu seiner ersten Sitzung nach der Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes einberufen worden. Hitler wollte an diesem Tag eine Regierungserklärung zur Genfer Abrüstungskonferenz abgeben. Um der außenpolitischen Isolierung des Reiches entgegenzuwirken, lag dem Kanzler an einer Demonstration nationaler Geschlossenheit. Der Parteivorstand in Saarbrücken empfahl der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion eine andere Demonstration: die Nichtbeteiligung an der Sitzung. In der Fraktion vertrat nur eine Minderheit unter der Führung des Abgeordneten Kurt Schumacher diese Position. Die Mehrheit fügte sich einer Erpressung des Reichsinnenministers Wilhelm Frick: Dieser hatte im Ältestenrat des Reichstags den Sozialdemokraten mit der Ermordung internierter Genossen gedroht, wenn die Fraktion nicht der gemeinsamen Erklärung zustimmen sollte, in der der Reichstag die Regierungserklärung billigte.

Die Rede Hitlers vom 17. Mai 1933 war die maßvollste und friedfertigste, die er je gehalten hat. Er äußerte Verständnis für die Sicherheitsbedürfnisse der Nachbarvölker, zumal der Franzosen und der Polen, und legte ein Bekenntnis zum Frieden ab, wie es eindringlicher keiner seiner Vorgänger hätte tun können. Für Deutschland forderte er nur gleiches Recht. Selbst eine versteckte Drohung klang defensiv: «Als dauernd diffamiertes Volk würde es uns schwer fallen, noch weiterhin dem Völkerbund anzugehören.» Im Anschluß an die stürmisch bejubelte Regierungserklärung verlas Reichstagspräsident Göring die gemeinsam von den Fraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums und der BVP eingebrachte Billigungsresolution und bat die Abgeordneten, die der Entschließung zustimmen wollten, sich von ihren Plätzen zu erheben. Das taten alle, auch die Sozialdemokraten. Sie stimmten auch in das Deutschlandlied ein, das anschließend vom Hohen Haus gesungen wurde. Beim Horst-Wessel-Lied («Die Fahne hoch, die Reihen fest geschlossen»), das der Nationalhymne folgte, blieben die Nationalsozialisten dagegen unter sich.

Das Votum für Hitler hatte den Bruch zwischen der «Reichs-SPD» und der Sozialistischen Arbeiter-Internationale zur Folge. Deren Büro mißbilligte das Abstimmungsverhalten der sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten. Für den Parteivorsitzenden Otto Wels gab es seit dem 17. Mai keinen Zweifel mehr, daß mit der Reichstagssitzung ein Kampf um die Partei begonnen hatte, den der Parteivorstand nur mit Hilfe der Internationale gewinnen konnte. Am 21. Mai beschloß der Parteivorstand, seinen Sitz von Saarbrücken nach Prag zu verlegen. Für die Wahl der tschechoslowakischen Hauptstadt sprach ein strategisches Argument: Über die dichtbewaldeten Gebirge im Westen und Norden konnte man leicht die Grenze nach Bayern, Sachsen und Schlesien passieren – eine wichtige Voraussetzung jener illegalen Arbeit, zu der die emigrierten Parteiführer nun keine Alternative mehr sahen. Am 18. Juni erschien in Karlsbad die erste Ausgabe des «Neuen Vorwärts» mit einem Aufruf des Exilvorstands unter der Überschrift «Zerbrecht die Ketten!» Es war die schärfste Kampfansage, die bisher von Sozialdemokraten gegen das Regime Hitlers gerichtet worden war.

Tags darauf trat die «Löbe-SPD» im preußischen Landtag zu einer Reichskonferenz zusammen. Die Linie der Mehrheit brachte der Vorsitzende der preußischen Landtagsfraktion, Ernst Heilmann, auf die klassische Formel: «Wir müssen den Faden der Legalität weiterspinnen, so lange er weitergesponnen werden kann.» Mit der Führung der Parteigeschäfte wurde ein sechsköpfiges Direktorium beauftragt, das rein «arisch» zusammengesetzt war. Vom Prager Exilvorstand distanzierte sich der neue Vorstand, dem auch Löbe angehörte, mit klaren Worten: Parteigenossen, die ins Ausland gegangen seien, könnten keinerlei Erklärungen für die Partei abgeben. «Für alle Äußerungen lehnt die Partei jede Verantwortung ausdrücklich ab.»

Den Reichsinnenminister konnte die «Löbe-SPD» damit nicht beeindrucken. Am 21. Juni ordnete Frick unter Hinweis auf «hoch- und landesverräterische Unternehmungen gegen Deutschland», die vom Exilvorstand ausgingen, ein umfassendes politisches Betätigungsverbot für die SPD an. Am 22. Juni trat der Erlaß in Kraft. Am gleichen Tag wurden im Rahmen einer groß angelegten Welle von Verhaftungen neben zahlreichen Funktionären, Reichs- und Landtagsabgeordneten der SPD auch vier Mitglieder des neuen Direktoriums, darunter Löbe, festgenommen. Ein Mitglied, der frühere Ministerpräsident von Mecklenburg-Schwerin, Johannes Stelling, wurde von SA-Leuten im Zuge der «Köpenicker Blutwoche» auf bestialische Weise umgebracht. Am 6. Juli nahm die Geheime Staatspolizei (Gestapo) den schärfsten Kritiker des «Löbe-Kurses», den Reichstagsabgeordneten Kurt Schumacher, fest. Im August folgte die Einlieferung in sein erstes Konzentrationslager auf dem Heuberg bei Stuttgart. Es sollte zehn Jahre dauern, bis Schumacher wieder freikam.

Die Ausschaltung der Sozialdemokratie bildete den Auftakt zur Zerschlagung des Parteiwesens insgesamt. Am gleichen 21. Juni, an dem das politische Betätigungsverbot für die SPD erging, ordnete Frick auch ein Verbot der Deutschnationalen Kampfringe, der paramilitärischen Organisation der Deutschnationalen Front (wie sich die DNVP seit Mitte Mai nannte), mit der abenteuerlich klingenden Begründung an, sie seien durch kommunistische und andere staatsfeindliche Elemente unterwandert worden. Hugenberg, der einige Tage zuvor auf der Weltwirtschaftskonferenz in London ein deutsches Kolonialreich in Afrika gefordert und damit den Unwillen Hitlers erregt hatte, erklärte daraufhin am 27. Juni seinen Rücktritt von sämtlichen Ministerämtern im Reich und in Preußen. Die Selbstauflösung der Deutschnationalen Front vollzog sich am gleichen Tag in Gestalt eines «Freundschaftsabkommens» mit der NSDAP, das den deutschnationalen Mandatsträgern die Aufnahme in die nationalsozialistischen Fraktionen zusicherte. Der deutsche Konservativismus verlor damit seinen politischen Arm durch Kapitulation vor der revolutionären Bewegung, die zu zähmen er sich vorgenommen hatte.

In den folgenden Tagen lösten sich die beiden liberalen Parteien, die Deutsche Staatspartei und die Deutsche Volkspartei, auf. Über das Ende des politischen Katholizismus wurde in Rom entschieden – während der Verhandlungen über ein Konkordat, die Vizekanzler von Papen seit April 1933 führte, wobei der (seit Anfang Mai nur noch nominelle) Zentrumsvorsitzende Kaas als päpstlicher Hausprälat auf kirchlicher Seite eine wichtige Rolle spielte. Gegen die Zusicherung eines kirchlichen Entfaltungsspielraums gab die Kurie die politischen, sozialen und berufsständischen Organisationen des deutschen Katholizismus preis. Am 5. Juli, drei Tage vor der Paraphierung des Konkordats, löste sich das Zentrum auf. Die Bayerische Volkspartei hatte denselben Schritt schon am Tag zuvor getan.

Am 14. Juli 1933 – dem 144. Jahrestag des Sturms auf die Bastille – erließ die Regierung Hitler ein Gesetz, wonach in Deutschland nur noch eine einzige politische Partei bestand, die NSDAP, und jeder mit Gefängnis- oder Zuchthausstrafen bedroht wurde, der es unternahm, «den organisatorischen Zusammenhalt einer anderen politischen Partei aufrechtzuerhalten oder eine neue politische Partei zu bilden». Weniger als ein halbes Jahr hatten die Nationalsozialisten benötigt, um sich als Monopolpartei durchzusetzen. Noch gab es andere Teilhaber der Macht wie die Reichswehr, das hohe Beamtentum und die Großindustrie. Aber im Prozeß der «Machtergreifung», der am Tag der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler begonnen hatte, war die Ausschaltung der anderen Parteien eine wichtige Zäsur.[3]

Um Popularität zu gewinnen, mußte die Regierung Hitler vor allem eines vorweisen können: rasch sichtbare Erfolge in der «Arbeitsschlacht», dem Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit. Pläne zur Arbeitsbeschaffung mußten nicht erst neu entwickelt werden: Die vorangegangenen Kabinette, vor allem das des Generals von Schleicher, hatten das meiste von dem geplant, was die Nationalsozialisten nun in die Tat umsetzten. Dazu gehörte ein Sofortprogramm mit 500 Millionen Reichsmark als Reichsgarantie für die mit der Arbeitsbeschaffung betrauten Stellen und die Vorfinanzierung der öffentlichen Maßnahmen mit Hilfe von prolongierbaren, vom Reich garantierten und von der Reichsbank mit einer Rediskontzusage versehenen Wechseln. Im Vordergrund stand wie bei Schleicher zunächst die Förderung der ländlichen Siedlung durch Bodenverbesserung. Auf die Zeit der Weimarer Republik ging auch das Projekt von Reichsautobahnen zurück, das von den Nationalsozialisten propagandistisch überhöht wurde und von Anfang an auch einem militärischen Zweck, der raschen Verlagerung von Truppen, dienen sollte. Für den Abbau der Arbeitslosigkeit spielten die Autobahnen hingegen nur eine geringe Rolle: Ende Juni 1934 waren in ganz Deutschland nicht mehr als 38.000 Arbeiter in diesem Bereich beschäftigt. In der Summe trugen die von der Regierung Hitler verfügten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen dazu bei, daß die Arbeitslosigkeit im Winter 1933/34 nicht wesentlich über die Vier-Millionen-Marke stieg, auf die sie im September 1933 gefallen war.

Erschwert wurde die wirtschaftliche Erholung Deutschlands durch die Abwertung des Dollars, die Präsident Roosevelt im April 1933 durch die Preisgabe des Goldstandards herbeiführte. Die deutsche Handelsbilanz stürzte daraufhin ins Defizit ab, die Devisenbestände der Reichsbank schmolzen dahin. Am 8. Juni 1933 beschloß die Reichsregierung ein einseitiges Moratorium für alle privaten Auslandsschulden (soweit sie nicht unter frühere Stillhaltevereinbarungen fielen). Die deutschen Schuldner mußten zwar weiterhin, angeblich als Zeichen des guten Willens, anstehende Beträge auf Konten überweisen, die von der Reichsbank verwaltet wurden, eine Übertragung in Devisen erfolgte aber nicht mehr. Adam Tooze bezeichnet das Schuldenmoratorium zu Recht als den «ersten offen aggressiven außenpolitischen Schritt der Hitlerregierung».

Um dieselbe Zeit fiel die Entscheidung für ein äußerst riskantes Mittel der Finanzierung der deutschen Aufrüstung: die von Hjalmar Schacht, dem im März 1933 in sein früheres Amt zurückgekehrten Reichsbankpräsidenten, erdachten Sonderwechsel auf die Metallurgische Forschungsgesellschaft, die sogenannten Mefowechsel, mit denen ab April 1934 alle Rüstungslieferanten bezahlt werden mußten. Die Mefowechsel, ein zentraler Bestandteil von Schachts «Neuem Plan» zur Ankurbelung der Wirtschaft, konnten von den mit Rüstungsaufträgen versorgten Unternehmen mit einem kleinen Diskont bei der Reichsbank eingelöst werden, blieben aber, da sie gut verzinst waren, meist längere Zeit im Umlauf. Die ersten dieser Wechsel wurden bereits im Herbst 1933 ausgegeben. Im großen Umfang begannen die Auszahlungen aber erst im April 1934 – zur gleichen Zeit, als das Regime mit großem propagandistischem Aufwand eine zweite Welle von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einleitete. Flankiert wurden die Mefowechsel von einer rigorosen Devisenbewirtschaftung und einer staatlich subventionierten Exportoffensive.

Dem Schuldenmoratorium und der Weichenstellung für die forcierte Aufrüstung folgte am 14. Oktober 1933 der bislang spektakulärste außenpolitische Schritt des «Dritten Reiches»: der Auszug aus der Genfer Abrüstungskonferenz und der Austritt aus dem Völkerbund. Hitler reagierte damit auf den westlichen Vorschlag eines Kontrollsystems, das der Aufrüstung Deutschlands für die Dauer von acht Jahren einen Riegel vorschieben sollte. Die demonstrative Kampfansage an das Versailler System war populär, und eben deshalb gelang es Hitler, eine außenpolitische Niederlage in einen innenpolitischen Sieg zu verwandeln. Am 12. November 1933 hatten die Deutschen Gelegenheit, ihr Votum zum Austritt aus dem Völkerbund abzugeben und gleichzeitig einen neuen Reichstag zu wählen. 95,1 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen bei der Volksabstimmung waren Ja-Stimmen, was eine Zustimmung von 89,9 Prozent der Stimmberechtigten bedeutete. Bei der Reichstagswahl entfielen 92,1 Prozent der gültigen Stimmen auf die Einheitsliste der NSDAP. Das entsprach einem Anteil von 87,8 Prozent der Stimmberechtigten.

Zwei Monate nach Volksabstimmung und Reichstagswahl konnte Deutschland seine außenpolitische Isolierung mit Hilfe eines überraschenden Partners mildern: Polen. Der östliche Nachbarstaat war in den Jahren der Weimarer Republik fast einhellig als Bedrohung wahrgenommen worden; seine Grenzen, ja seine bloße staatliche Existenz galten weithin als unvereinbar mit den Interessen Deutschlands. Nachdem Hitler Reichskanzler geworden war, hatte Polens «starker Mann», Marschall Pilsudski, mit großer Wahrscheinlichkeit im April 1933, möglicherweise auch schon im März, über streng vertrauliche Kanäle sondieren lassen, ob Frankreich sich an einer eventuellen Präventivaktion nach Art der Ruhrbesetzung von 1923, nämlich einer zeitweiligen Besetzung von Danzig, Ostpreußen und Deutsch-Oberschlesien, beteiligen würde, um das Deutsche Reich zur Einhaltung der Rüstungs- und Grenzbestimmungen des Vertrags von Versailles zu zwingen, von Paris aber keine positive Antwort erhalten. Am 2. Mai 1933 ließ Pilsudski daraufhin Hitler eine ultimative Anfrage nach etwaigen deutschen Revisionsabsichten übermitteln. Hitlers Antwort zielte auf die Beruhigung Warschaus ab: Deutschland gedenke, die bestehenden Grenzen gegenüber Polen zu respektieren.

Nachdem auch eine zweite Sondierung Pilsudskis in Paris im Dezember 1933 erfolglos geblieben war, entschied sich der Marschall für eine Verständigung mit Deutschland. Das Ergebnis der Verhandlungen war der deutsch-polnische Nichtangriffspakt vom 26. Januar 1934. Dem gebürtigen Österreicher Hitler fiel diese sensationelle Kehrtwende der deutschen Außenpolitik leichter als dem preußisch geprägten, traditionell antipolnischen Auswärtigen Amt. Dem Kanzler war eine andere Gegnerschaft sehr viel wichtiger: die zur Sowjetunion. Aus seiner Sicht konnte das antikommunistische und antirussische Polen durchaus die Rolle eines Juniorpartners einer gegen Moskau gerichteten deutschen Politik übernehmen: eine Perspektive, die vor 1933 ganz undenkbar gewesen wäre.

Vier Tage nach dem Abschluß des deutsch-polnischen Nichtangriffsvertrags jährte sich zum ersten Mal die sogenannte «Machtergreifung». Die Reichsregierung nahm den 30. Januar 1934 zum Anlaß, vom neugewählten Reichstag das verfassungsändernde Gesetz über den Neuaufbau des Reiches beschließen zu lassen. Es hob die Volksvertretungen der Länder auf und übertrug ihre Hoheitsrechte dem Reich. Die Länderregierungen unterstanden fortan der Reichsregierung und die Reichsstatthalter der Dienstaufsicht des Reichsinnenministers. Das schien einen epochalen Einschnitt zu bedeuten: den endgültigen Sieg der unitarischen über die partikularistischen Kräfte.

Tatsächlich dachten die mächtigeren unter den Reichsstatthaltern gar nicht daran, sich bedingungslos Berliner Ministerien unterzuordnen, und da sie immer wieder Hitler für sich gewinnen konnten, war ihre Opposition keineswegs wirkungslos. Hitler war auf seine Endziele fixiert; in Fragen der inneren Staatsordnung hatte er keine klare Konzeption und wich Entscheidungen am liebsten aus. Damit durchkreuzte er wiederholt Tendenzen, die an sich in der «Logik» des Nationalsozialismus lagen – wie etwa die von Reichsinnenminister Frick geforderte systematische Zentralisierung im Sinne des Führerprinzips. Aber in gewisser Weise hatte auch die Inkonsequenz System: Hitlers Politik war mehr auf «Bewegung» als auf «Ordnung» angelegt, und ständige Dynamik war mit der Herausbildung stabiler Strukturen nicht vereinbar. Im übrigen hatten Rivalitäten zwischen seinen Gefolgsleuten auch ihr Gutes: Er mußte als Schiedsrichter angerufen werden, und auch wenn er nicht entschied, blieb er doch der Meister des Spiels.

Auch im Verhältnis zu den christlichen Kirchen suchte Hitler sich, wenn es zu Konflikten kam, als über den Dingen stehende letzte Instanz zu präsentieren. Die Regelung der Beziehungen zwischen dem «Dritten Reich» und der katholischen Kirche hatte er weithin Vizekanzler von Papen überlassen. Das Ergebnis war das Konkordat, das am 20. Juli 1933 im Vatikan unterzeichnet wurde und am 10. September 1933 in Kraft trat. Die katholische Kirche durfte ihre inneren Angelegenheiten selbständig ordnen; sie erhielt staatliche Zusicherungen im Hinblick auf die Bekenntnisschulen, den Religionsunterricht und das kirchliche Vereinswesen, darunter die Jugendbünde. Die wichtigste Gegenleistung der Kurie war der Verzicht des Klerus auf politische Betätigung. Damit hatte das Regime einen Etappensieg errungen: Die politische Neutralisierung des Katholizismus war die Grundlage, die der Nationalsozialismus benötigte, um den weltanschaulichen Einfluß der katholischen Kirche zurückzudrängen.

Im evangelischen Deutschland hatte der Nationalsozialismus schon vor dem 30. Januar 1933 starke Bastionen erobert – unter den Kirchenmitgliedern freilich mehr als in den überwiegend deutschnational gesinnten Kirchenleitungen. Der nationalsozialistischen «Glaubensbewegung Deutsche Christen» (DC), die sich selbst gelegentlich als «SA Jesu Christi» oder «SA der Kirche» bezeichnete, war bei den preußischen Kirchenwahlen vom November 1932 bereits ein Drittel der Sitze zugefallen. Vor den allgemeinen evangelischen Kirchenwahlen im Juli 1933 rief Hitler, nominell immer noch katholisch, von Bayreuth aus, wo er gerade an den Richard-Wagner-Festspielen teilnahm, über den Rundfunk zur Wahl der «Deutschen Christen» auf. Der Appell verfehlte nicht seine Wirkung: Die «DC» errangen eine Zweidrittelmehrheit. Es folgte der Versuch der Machtergreifung in der evangelischen Kirche, der zunächst auf Anhieb zu gelingen schien: Ende September wurde auf der Deutschen Nationalsynode zu Wittenberg der ostpreußische Wehrkreispfarrer Ludwig Müller, ein «Deutscher Christ» und Hitlers persönlicher Berater in Kirchenfragen, in das Amt eines Reichsbischofs der neugegründeten Deutschen Evangelischen Kirche gewählt.

In Wittenberg trat aber erstmals auch eine Gegenbewegung in Erscheinung: der Pfarrernotbund um den Pastor Martin Niemöller aus Berlin-Dahlem, einen ehemaligen U-Boot-Kommandanten und Freikorpskämpfer, den Berliner Privatdozenten Dietrich Bonhoeffer sowie Otto Dibelius, den die «DC» im Juni 1933 aus seinem Amt als Superintendent der Kurmark entfernt hatten. Aus dem Pfarrernotbund erwuchs binnen weniger Wochen die Bekennende Kirche (BK), der sich bis Ende 1933 etwa ein Drittel der evangelischen Pfarrer anschloß.

Die Bekennende Kirche verstand sich nicht als politische Opposition. Sie tat dies auch nicht, als sie im Mai 1934 auf der Barmer Bekenntnissynode den von den «DC» beherrschten Kirchenleitungen den Gehorsam aufkündigte. Die «BK» wandte sich lediglich gegen die Politisierung des Evangeliums, gegen politischen Zwang innerhalb der Kirche und gegen den von den Deutschen Christen geforderten Arierparagraphen, der darauf abzielte, Judenchristen aus allen kirchlichen Ämtern zu entfernen. Eine Kampfansage gegen die allgemeine Politik der nationalsozialistischen Führung aber bedeutete das ebensowenig wie eine Solidarisierung mit den Juden, die nicht zum Christentum übergetreten waren.

Aus der Sicht der Deutschen Christen war allerdings auch dieser begrenzte Widerstand politisch, weil er dem Anspruch des Nationalsozialismus auf den ganzen Menschen widersprach. Hitler sah das im Prinzip nicht anders, aber er war auch «Realpolitiker». Als solchen erschienen ihm andere Ziele vordringlicher als die Eroberung der evangelischen Kirche von innen. Die unerwartete Stärke der Gegenkräfte veranlaßte ihn im Herbst 1934 zu einer Art «Frontbegradigung». Bischöfe, die von den «DC» abgesetzt worden waren, konnten in ihre Ämter zurückkehren. Der «Reichsbischof» behielt seinen Titel, hatte aber keinen tatsächlichen Einfluß mehr auf die Kirche.

Der Kampf um die weltanschauliche Gewinnung von Protestanten und Katholiken wurde nach dem Abbruch des Kirchenkampfes von «außen» und gegen die Kirchen fortgesetzt. Die Leitung übernahm der Schriftleiter des «Völkischen Beobachters», Alfred Rosenberg, seit Januar 1934 offiziell der «Beauftragte des Führers für die gesamte geistige und weltanschauliche Erziehung der NSDAP». Rosenberg galt frommen Lutheranern und gläubigen Katholiken gleichermaßen als der Vertreter des nationalsozialistischen «Neuheidentums»; sein Buch «Der Mythus des 20. Jahrhunderts» wurde im Februar 1934 durch päpstliches Dekret auf den Index der verbotenen Bücher gesetzt. Hitler selbst war es am wichtigsten, daß die Jugend dem Einfluß der Kirche und kirchlich gebundener Elternhäuser entzogen wurde. Auf diesem Gebiet war der Kirchenkampf kein Fehlschlag: Ende 1933 wurden die 1,2 Millionen Mitglieder der evangelischen Jugendbünde der Hitler-Jugend eingegliedert. Ihre Erziehung zu Nationalsozialisten konnte beginnen.

Daß Hitler sich aus dem Kirchenkampf zurückgezogen hatte, kam seinem Ansehen in kirchlichen Kreisen und besonders im konservativen Bildungsbürgertum zugute. Dessen wichtigste Bannerträger waren nach wie vor die Universitätsprofessoren. Nach der Entfernung ihrer jüdischen und linken Kollegen brauchten sie weder ihre Lehre noch ihre Forschung grundlegend zu ändern: Wer vor 1933 «national» gewesen war, blieb unbehelligt, solange er auf Kritik am Nationalsozialismus und an der Führung des Reiches verzichtete. Den Professoren wurde auch kein Bekenntnis zum Antisemitismus abverlangt. Dennoch taten viele freiwillig, was vor 1933 vom Katheder aus noch nicht üblich gewesen war: Sie machten aus ihrer Abneigung gegen die Juden keinen Hehl mehr.

Ähnlich wie in den beiden Kirchen war es auch im Lehrkörper der Universitäten die junge Generation, aus der sich das Gros der überzeugten Nationalsozialisten rekrutierte. Viele der jüngeren Dozenten waren durch die «bündische» Jugendbewegung und die Ideen der «Konservativen Revolution» geprägt. Wer von dort kam, mußte nicht Nationalsozialist werden. Aber nachdem der Nationalsozialismus an der Macht war, bedurfte es starker Überzeugungen, um sich ihm nicht anzuschließen. Nur eine Minderheit der jungen Akademiker verfügte 1933 über solche geistigen und moralischen Ressourcen.

Was von der Wissenschaft galt, traf auch für alle Bereiche der Kultur zu. Die Vertreibung der Juden und Linken aller Schattierungen ging mit zunehmender Selbstgleichschaltung einher. Im September 1933 konnte Goebbels die Reichskulturkammer errichten: eine Mammutbehörde, unter deren Dach die «Kulturschaffenden» aller Sparten in zahlreichen für sie zuständigen Spezialkammern organisatorisch und damit politisch und weltanschaulich erfaßt wurden. Die Mitgliedschaft in einer Kammer, sei es für Schrifttum, Presse, Rundfunk, Theater, Musik oder bildende Künste, war erforderlich, um weiter am deutschen Kulturleben teilnehmen zu können. Der Erfassung der Erwünschten entsprach die Ausgrenzung der Unerwünschten. Sie waren mittlerweile nicht nur aus den Akademien verdrängt, sondern verloren auch, soweit sie sich ins Ausland begeben und von dort aus Kritik an den Zuständen in Deutschland geübt hatten, am 23. August 1933 die deutsche Staatsbürgerschaft. Ihr Vermögen wurde eingezogen. Betroffen waren, neben zahlreichen Politikern der Linken, der Theaterkritiker Alfred Kerr, der Schriftsteller Lion Feuchtwanger und die Publizisten Kurt Tucholsky und Leopold Schwarzschild.

Den absoluten Gegenpol zur urbanen Intelligenz, die im Herbst 1933 zu einem großen Teil bereits aus Deutschland vertrieben worden war, bildete, den nationalsozialistischen Ideologen zufolge, das bodenständige Bauerntum. Dieses zu erhalten und zu festigen war der Zweck des Reichserbhofgesetzes vom 29. September 1933. Es trug die Handschrift des maßgeblichen Vertreters des Mythos von «Blut und Boden», des Führers des Reichsnährstands und Reichsernährungsministers Richard Walther Darré. Das Gesetz galt für etwa ein Drittel der landwirtschaftlichen Betriebe – weder die ganz großen noch die ganz kleinen, sondern für die mittleren bäuerlichen Familienbetriebe. Der Hoferbe, in der Regel der jüngste Sohn, mußte Bauer werden; sein Besitz war nur noch bedingt hypothekarisch belastbar und durfte nicht mehr, wie etwa im Südwesten Deutschlands üblich, zwischen den Familienmitgliedern aufgeteilt werden.

Eine verstärkte Landflucht war die unausweichliche Folge. Diese widersprach zwar den agrarromantischen Parolen der NSDAP, diente aber einem übergeordneten Ziel der Führung. Die neue industrielle Reservearmee lieferte Arbeitskräfte für die Rüstungsindustrie, bei der die Löhne sehr viel höher waren als in der Landwirtschaft. Dem dadurch hervorgerufenen Mangel an landwirtschaftlichen Arbeitskräften sollte der (1931 eingeführte) Freiwillige Arbeitsdienst abhelfen – die Vorstufe des paramilitärisch geprägten Reichsarbeitsdienstes, in dem, im Prinzip jedenfalls, vom Juni 1935 ab alle Deutschen, Männer wie Frauen, zwischen 18 und 25 Jahren ein halbes Jahr lang Dienst tun mußten. Der Arbeitsdienst wiederum bot die Gelegenheit, ein Versprechen einzulösen, das Hitler in seiner Rede vom 1. Mai 1933 gegeben hatte: Auch Kopfarbeiter mußten mindestens einmal in ihrem Leben körperliche Arbeit kennenlernen.

Die psychologische Aufwertung der Arbeit war das Gegenstück zur tatsächlichen Entrechtung der Arbeiter. Am 20. Januar 1934 erließ die Reichsregierung das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, die «Magna Charta» der Betriebsverfassung im «Dritten Reich». Das Gesetz übertrug dem «Führer des Betriebs» die Aufgabe, für das Wohl der «Gefolgschaft» zu sorgen und ihr gegenüber in allen betrieblichen Angelegenheiten zu entscheiden. Dem Betriebsführer trat ein Vertrauensrat mit beratender Kompetenz zur Seite. Er wurde in einer Listenwahl gewählt, wobei der Betriebsführer und der Obmann der Deutschen Arbeitsfront sich im Voraus über die Kandidaten verständigten. Mit den Betriebsräten der Weimarer Republik hatten die Vertrauensräte nichts mehr gemeinsam. Die Nutznießer der Neuordnung waren die Unternehmer, die sich wieder als «Herren im Hause» fühlen konnten – sofern sie nicht mit der DAF in Konflikt gerieten. Von Opposition gegen das Regime bei den Arbeitern war dennoch wenig zu spüren. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit (sie sank zwischen Dezember 1933 und November 1934 von 4,1 auf 2,3 Millionen) wurde vielfach dem «Dritten Reich» und seinem «Führer» zugute gehalten. Für den Verlust an politischer und gewerkschaftlicher Freiheit gab es eine Entschädigung: Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes begann zu schwinden.

Das galt auch für die meisten weiblichen Arbeitskräfte. Die Nationalsozialisten hatten zwar vor dem 30. Januar 1933 dem «Doppelverdienertum» den Kampf angesagt und taten dies auch danach – doch nur in Worten. Auf die Praxis hatte die Devise, die Frau gehöre ins Heim und an den Herd, habe sich, mit anderen Worten, vorrangig Mann und Kindern zu widmen, kaum Auswirkungen. Die Erwerbsarbeit verheirateter Frauen ging im «Dritten Reich» nicht nur nicht zurück, sondern stieg an. Lediglich Beamtinnen in leitender Stellung, also Akademikerinnen, wurden systematisch aus dem Berufsleben verdrängt. Außerdem senkte das Regime, gestützt auf das Reichsgesetz gegen die Überfüllung von deutschen Schulen und Hochschulen vom 25. April 1933, den Anteil der Studentinnen an der Gesamtheit der Studierenden bis zum historischen Tiefststand von 11,2 Prozent im Sommer 1939. Was Deutschland an rechtlicher und tatsächlicher Gleichstellung der Frauen erreicht hatte, wurde nach 1933 weitgehend rückgängig gemacht. Der Nationalsozialismus war radikal antiemanzipatorisch: ein Befund, der sich ganz und gar nicht mit der These mancher Historiker und Soziologen verträgt, das «Dritte Reich» habe, gleichviel ob gewollt oder ungewollt, zu einer umfassenden Modernisierung der deutschen Gesellschaft beigetragen.

Die «Volksgemeinschaft» der Nationalsozialisten begann ein Jahr nach der «Machtergreifung» festere Konturen anzunehmen. Die «Volksgemeinschaft» wollte die Unterschiede im Bewußtsein von Protestanten und Katholiken, Stadt- und Landbewohnern, «Arbeitern der Stirn und der Faust» einebnen; sie war männlich dominiert, in Ständen, Kammern und in der Deutschen Arbeitsfront erfaßt und dem «Führerprinzip» unterworfen. Der Unternehmer hatte sich in den Betriebsführer, die Belegschaft in die Gefolgschaft verwandelt; an die Stelle von gewählten Vertretern landwirtschaftlicher Organisationen waren die vom Reichsnährstand ernannten Orts- und Kreisbauernführer getreten; an den Universitäten fiel dem vom Kultusministerium ernannten Rektor die Rolle des Führers zu; bei Zeitungen und Zeitschriften übernahm auf Grund eines Gesetzes vom 4. Oktober 1933 der Schriftleiter die Verantwortung für alle Äußerungen seiner Mitarbeiter. Und es gab die riesige Zahl kleiner und mittlerer Führer der NSDAP vom Blockwart über den Zellenleiter, den Ortsgruppenleiter und den Kreisleiter bis zum Gauleiter, wozu noch die Funktionäre der Gliederungen und angeschlossenen Verbände der Partei, der NS-Frauenschaft etwa, der NS-Volkswohlfahrt und des Nationalsozialistischen Kraftfahrerkorps, kamen. Sie alle waren vom Willen des einen Führers abhängig – und konnten sich doch gleichzeitig als Teilhaber seiner Herrschaft fühlen.

Wenn sich jemand kritisch über die Führung oder gar über Hitler selbst äußerte, mußte er mit Denunziationen und, je nach der Schwere des Falls, mit der Einlieferung in ein Konzentrationslager rechnen. Um die Deutschen zu kontrollieren, war das Regime nicht ausschließlich auf die bezahlten Spitzel und vergleichsweise wenigen Beamten der Geheimen Staatspolizei (Gestapo) angewiesen. Die Nationalsozialisten konnten sich vielmehr auf unzählige «Volksgenossinnen» und «Volksgenossen» verlassen, die dem «Führer» zu helfen glaubten, wenn sie vermeintliche «Volksschädlinge» den Behörden meldeten.

Bereits im ersten Jahr der nationalsozialistischen Herrschaft war der Glaube an Hitler und seine geschichtliche Sendung zur wichtigsten Klammer der «Volksgemeinschaft» geworden. Der Führermythos durfte seine Wirkung nicht verlieren, weil das «Dritte Reich» ohne ihn nicht denkbar war. Auf dieser durchaus zutreffenden Einsicht beruhte die tagtägliche, von Goebbels koordinierte Propaganda, der sich auf die Dauer kaum ein Deutscher zu entziehen vermochte.[4]

Bedroht wurde die Herrschaft Hitlers ein Jahr nach seiner Ernennung zum Reichskanzler nicht durch irgendwelche Untergrundaktivitäten verbotener Parteien wie der Kommunisten oder der Sozialdemokraten, sondern aus dem Innern der nationalsozialistischen Bewegung heraus: von der SA. Bereits im Juni 1933 hatte ihr Stabschef Ernst Röhm in einem Artikel in den «Nationalsozialistischen Monatsheften» in ultimativer Form die Forderung erhoben, endlich von der «nationalen» zur «nationalsozialistischen Revolution» überzugehen. Der SA gehörten, seit ihr im Juli 1933 der Stahlhelm angegliedert worden war, mindestens 1,5 Millionen Mitglieder an. Röhm aber fühlte sich nach wie vor als Sprecher der «alten Kämpfer», die es als ihr Verdienst betrachteten, daß Hitler am 30. Januar 1933 an die Spitze der Reichsregierung getreten war. Sie waren unzufrieden mit dem, was sich bisher in Deutschland geändert hatte, und verlangten eine «zweite Revolution», die sie, die «braunen Bataillone», an die Schalthebel von Staat und Gesellschaft bringen sollte.

Hitler hingegen wußte sehr wohl, daß seine langfristigen Ziele nicht gegen Reichswehr, Beamtenschaft und Unternehmertum durchzusetzen waren. Am 6. Juli 1933 beantwortete er vor den in Berlin versammelten Reichsstatthaltern Röhms Herausforderung mit der Feststellung, daß die Revolution kein permanenter Zustand sei, sondern in das sichere Bett der Evolution übergeleitet werden müsse. «Die Partei ist jetzt der Staat geworden. Alle Macht liegt bei der Reichsgewalt. Es muß verhindert werden, daß das Schwergewicht des deutschen Lebens wieder in einzelne Gebiete oder gar Organisationen verlagert wird.»

Die öffentliche Belehrung des Stabschefs der SA blieb ebenso wirkungslos wie seine Ernennung zum Reichsminister ohne Geschäftsbereich am 4. Dezember 1933 – eine Maßnahme, von der Hitler sich eine Zähmung der SA erhoffte. Röhm forderte nunmehr, daß die SA auch bei der «Wiederwehrhaftmachung» Deutschlands die Schlüsselrolle spielen und den Kern einer künftigen Miliz bilden sollte. Am 1. Februar 1934 sandte er Reichswehrminister von Blomberg ein Memorandum, in dem die Reichswehr auf die Funktion eines reinen Ausbildungsheeres herabgedrückt wurde. Röhms Absicht war klar: Reichswehr und SA sollten einen militärischen Rollentausch vornehmen.

Dem Reichswehrminister fiel es leicht, Hitler auf die Seite des regulären Militärs zu ziehen. Vor den Spitzen von Reichswehr, SA und SS erteilte der Reichskanzler am 28. Februar den Milizplänen Röhms eine klare Absage. Er sei entschlossen, sagte er, «ein Volksheer, aufgebaut auf der Reichswehr, gründlich ausgebildet und mit den modernsten Waffen ausgerüstet, aufzustellen». Diese neue Armee müsse nach fünf Jahren für jede Verteidigung, nach acht Jahren auch für den Angriff geeignet sein. Von der SA verlangte Hitler, daß sie sich seinen Anweisungen füge. Für die Übergangszeit werde sie für Aufgaben des Grenzschutzes und der vormilitärischen Ausbildung herangezogen werden. Im übrigen müsse die Wehrmacht der einzige Waffenträger der Nation sein. Die Reichwehr honorierte Hitlers Entgegenkommen mit einem Erlaß vom 28. Februar 1934: Darin verpflichtete Blomberg die Wehrmacht zur Anwendung des Arierparagraphen des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums.

Röhm stellte in den folgenden Wochen die neuen Richtlinien seines Führers nach außen nicht in Frage. Aber die Reden des Stabschefs, darunter eine vor dem Diplomatischen Korps am 18. April, blieben so «revolutionär» wie eh und je, und die Zwischenfälle zwischen SA und Reichswehr mehrten sich. In der Bevölkerung bereitete sich erstmals seit dem Beginn der Kanzlerschaft Hitlers der Eindruck von Führungsschwäche aus – eine Mißstimmung, gegen die Goebbels im Mai 1934 mit einer Kampagne gegen «Miesmacher und Kritikaster» anzugehen versuchte. Die fortdauernde Unruhe veranlaßte konservative Kreise in der Umgebung des Vizekanzlers Franz von Papen, auf eine Klärung der Machtfrage in ihrem Sinn hinzuarbeiten. Ein geeignetes Mittel hierzu erschien ihnen die Wiederherstellung der Monarchie nach dem Tod Hindenburgs – einem Ereignis, mit dem für die nächste Zukunft gerechnet werden mußte, da sich der Gesundheitszustand des greisen Staatsoberhaupts im Frühjahr 1934 deutlich verschlechtert hatte.

Am 17. Juni 1934 hielt Papen an der Universität Marburg eine Rede, die das Signal zur konservativen Sammlung gegen die radikalen Kräfte im Nationalsozialismus bilden sollte. Den Text hatte einer der engsten Mitarbeiter des Vizekanzlers, der jungkonservative Publizist Edgar Jung, verfaßt. Jung ließ Papen ein Bekenntnis zu Menschlichkeit, Freiheit und Gleichheit vor dem Richter ablegen – Werten, die keine liberalen, sondern germanisch-christliche Begriffe seien. Die Kampfansage an die Vertreter der Parole von der zweiten Revolution war unüberhörbar. «Kein Volk kann sich den ewigen Aufstand von unten leisten, wenn es vor der Geschichte bestehen will. Einmal muß die Bewegung zu Ende kommen, einmal ein festes soziales Gefüge, zusammengehalten durch eine unbeeinflußbare Rechtspflege und durch eine unbestrittene Staatsgewalt, entstehen. Deutschland darf nicht ein Zug ins Blaue werden, von dem niemand weiß, wann er zum Halten kommt …»

Papen erhielt für seine Rede überwältigenden Beifall der Zuhörer, und das Echo in Deutschland wäre wohl nicht minder stark gewesen, wenn Goebbels nicht sofort die Verbreitung der Ansprache in Rundfunk und Presse untersagt hätte. Edgar Jung wurde am 25. Juni von der Gestapo verhaftet. Hitler aber hatte mittlerweile begriffen, daß er sich in einem innenpolitischen Zweifrontenkampf befand und seine einzige Chance darin lag, beide Gegner, Röhms «revolutionäre SA» und die monarchistische «Reaktion», gleichzeitig zu schlagen. Hätte er sich nur gegen den Kreis um Papen und damit gegen die alten Eliten gewandt, wäre das ein für Hitler äußerst gefährlicher Triumph der SA gewesen. Wenn er nur gegen die SA vorging, mußte das seine «bürgerlichen» Verbündeten stärken, was er auch nicht wollen konnte. Die Marburger Rede Papens gab ihm nun den Anlaß zu einer Überraschungsaktion nach zwei Seiten und die Möglichkeit, die innenpolitische Krise radikal zu lösen.

Die Ereignisse von Ende Juni und Anfang Juli 1934 haben sich den Zeitgenossen und der Nachwelt als «Röhm-Revolte» (dies die nationalsozialistische Bezeichnung) oder als «Röhm-Putsch» eingeprägt. Tatsächlich hat es einen Putsch oder eine Revolte des Stabschefs der SA nicht gegeben. Röhm hatte, nach einem längeren Gespräch mit Hitler, Anfang Juni eine Kur angetreten und für den Juli einen allgemeinen «Urlaub» der SA verfügt. Das erleichterte es Hitler sehr, im Zusammenspiel mit der Reichswehr und der SS, die formell immer noch der SA angegliedert war, zum großen Schlag gegen seinen langjährigen Freund und Kampfgefährten auszuholen. Am 30. Juni wurden Röhm und andere SA-Führer im bayerischen Bad Wiessee unter persönlicher Beteiligung Hitlers verhaftet, anschließend in das Gefängnis München-Stadelheim verbracht und dort, mit Ausnahme Röhms, ohne irgendein Gerichtsverfahren noch am gleichen Tag erschossen. Den abgesetzten Stabschef der SA ließ Hitler am 1. Juli erschießen.

SA-Führer waren nicht die einzigen Opfer des angeblichen «Röhm-Putsches». Hitler, Göring und die SS unter ihrem «Reichsführer» Heinrich Himmler nutzten die Gelegenheit zur Liquidation von politischen Gegnern aus unterschiedlichen Lagern. Ermordet wurden am 30. Juni der ehemalige bayerische Generalstaatskommissar Gustav Ritter von Kahr, der Papen nahestehende Vorsitzende der Katholischen Aktion, Ministerialdirektor Erich Klausener, Papens Mitarbeiter Herbert von Bose und Edgar Jung, der frühere Reichsorganisationsleiter der NSDAP, Gregor Strasser, der ehemalige Reichskanzler General Kurt von Schleicher und sein Mitarbeiter General Ferdinand von Bredow. Seinem Amtvorgänger Schleicher warf Hitler nachträglich Hoch- und Landesverrat in Zusammenspiel mit Röhm, dem General von Bredow außenpolitische Hilfsdienste für Schleicher vor – beides haltlose Unterstellungen. Gesichert ist dagegen die Zahl der namentlich bekannten Menschen, die während der Mordaktion ums Leben kamen: 85, davon 50 Angehörige der SA.

Neben der SA-Führung hatte Hitler sich am 30. Juni also auch mißliebiger Konservativer entledigt. Papen, die zeitweilige, alles in allem eher passive Galionsfigur der Fronde, kam glimpflich davon: Er wurde von Göring zwei Tage lang unter Hausarrest gestellt, erhielt dann aber wenig später von Hitler die erbetene persönliche Ehrenerklärung. Am 7. August schied er aus dem Amt des Vizekanzlers aus und übernahm auf Ersuchen Hitlers die Aufgabe eines deutschen Sonderbotschafters in Wien: Dort hatten am 25. Juli mit Billigung des «Führers» die österreichischen Nationalsozialisten geputscht und dabei, entgegen der Planung, Bundeskanzler Engelbert Dollfuß erschossen. Der Umsturzversuch wurde zwar rasch niedergeschlagen, löste aber eine internationale Krise aus: Mussolini, mit dem Hitler kurz zuvor, Mitte Juni, in Venedig erstmals zusammengetroffen war, ließ, um Deutschland vor einem Anschluß Österreichs zu warnen, italienische Truppen am Brenner aufmarschieren. Papens Mission bestand darin, in Wien an der Wiederherstellung des deutschen Ansehens zu arbeiten. Eine Wiederholung von Zwischenfällen wie seiner Marburger Rede war damit nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen.

Am 3. Juli 1934 beschloß die Reichsregierung ein rückwirkendes Gesetz, wonach die zur «Niederschlagung hoch- und landesverräterischer Angriffe» am 30. Juni, 1. und 2. Juli 1934 vollzogenen Maßnahmen als «Staatsnotwehr» rechtens waren. Am 13. Juli rechtfertigte Hitler sein Vorgehen vor dem Reichstag: «Wenn mir jemand den Vorwurf entgegenhält, weshalb wir nicht die ordentlichen Gerichte zur Aburteilung herangezogen hätten, dann kann ich ihm nur sagen: In dieser Stunde war ich verantwortlich für das Schicksal der deutschen Nation und damit des deutschen Volkes oberster Gerichtsherr!»

Dem Staatsrechtler Carl Schmitt, seit November 1933 Reichsgruppenleiter der Fachgruppe Hochschullehrer im Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen, blieb es vorbehalten, den von Hitler befohlenen, vom «gesunden Volksempfinden» gebilligten Morden den Schein einer naturrechtlichen Legitimation zu verschaffen und damit die Unabhängigkeit der rechtsprechenden Gewalt theoretisch zu liquidieren. Unter der Überschrift «Der Führer schützt das Recht» machte er sich Hitlers Formel vom «obersten Gerichtsherrn» zu eigen. «Der wahre Führer ist immer auch Richter», schrieb Schmitt. «Aus dem Führertum fließt das Richtertum. Wer beides voneinander trennen oder gar entgegensetzen will, macht den Richter entweder zum Gegenführer oder zum Werkzeug eines Gegenführers und sucht den Staat mit Hilfe des Staates aus den Angeln zu heben … In Wahrheit war die Tat des Führers echte Gerichtsbarkeit. Sie untersteht nicht der Justiz, sondern war selbst höchste Justiz … Das Richtertum des Führers entspringt derselben Rechtsquelle, der alles Recht jedes Volkes entspringt. In der höchsten Not bewährt sich das höchste Recht und erscheint der höchste Grad richterlich rächender Verwirklichung des Rechts. Alles Recht stammt aus dem Lebensrecht des Volkes.»

Die Gewinner der SA-Krise waren, außer Hitler selbst, die Reichswehr und die SS. Die Reichswehrführung hatte sich zum Komplizen eines Verbrechens gemacht, um ihr Monopol als Waffenträger der Nation durchzusetzen; um dieses Zieles willen nahm sie sogar die Ermordung von zwei Generälen hin; sie war seitdem moralisch erpreßbar. Die SS wurde am 20. Juli 1934 von Hitler in Anerkennung ihrer Verdienste bei der Ausschaltung der SA-Führung zur selbständigen Organisation im Rahmen der NSDAP erhoben. Heinrich Himmler, der «Reichsführer SS», der seit April 1934 an der Spitze der Politischen Polizei in ganz Deutschland stand, rückte damit in der Hierarchie des «Dritten Reiches» ein weiteres Stück nach oben. Seine «Schutzstaffeln» konnten beginnen, sich zum Staat im Staat zu entwickeln.

Am 2. August 1934 starb auf seinem Gut Neudeck, wo er seit Anfang Juni geweilt hatte, im Alter von 86 Jahren Paul von Hindenburg. Das zweite Staatsoberhaupt der Weimarer Republik hatte dem Parteiführer Hitler bis in die letzten Januartage des Jahres 1933 mißtraut, dem Reichskanzler Hitler gegenüber aber bald alle Vorbehalte aufgegeben. Ein mäßigender Einfluß des Reichspräsidenten war nach dem 30. Januar 1933 nur noch zweimal spürbar geworden: bei der Milderung der antisemitischen Bestimmungen des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums im April 1933 und im Sommer desselben Jahres im Kirchenkampf. Unter Hitlers Kanzlerschaft schien sich dem greisen Reichspräsidenten die langersehnte innere Beruhigung Deutschlands anzubahnen. Die Niederwerfung des vermeintlichen «Röhm-Putsches» begrüßte Hindenburg, dem der homosexuelle Stabschef der SA persönlich zutiefst zuwider gewesen war, in Glückwunschtelegrammen an Hitler und Göring. Was er von den Ereignissen noch zur Kenntnis nahm, war geeignet, seine Wertschätzung für den Kanzler zu erhöhen.

An das Ziel seiner politischen Wünsche war Hindenburg, als er starb, aber noch nicht gelangt. Am 18. Januar 1871 hatte er als junger preußischer Offizier der Kaiserproklamation in Versailles beigewohnt. Im Mai 1934 unterschrieb er seinen «Letzten Wunsch», ein Bekenntnis zur Wiederherstellung der Hohenzollernmonarchie. Der «Letzte Wunsch» war an den «Herrn Reichskanzler» gerichtet und sollte diesem nach dem Tod des Reichspräsidenten ausgehändigt werden. Hitler kannte den Inhalt des Briefes längst, als Papen ihm das Schriftstück im Auftrag Oskar von Hindenburgs am 14. August in Berchtesgaden übergab. Veröffentlichen ließ der Reichskanzler tags darauf jedoch nur Hindenburgs «Testament», das ihm ebenfalls vom früheren Vizekanzler überreicht worden war. Dieses Dokument enthielt Worte höchster Anerkennung für «meinen Kanzler Adolf Hitler und seine Bewegung», aber nichts, was den «letzten Wunsch» des verstorbenen Reichspräsidenten erkennen ließ.

Hitler handelte so, wie es seinem Interesse entsprach. Eine monarchische Restauration lehnte er ab, weil sie mit seiner Auffassung vom eigenen Führertum unvereinbar war. Hindenburgs Tod bot die Chance, dieses Führertum weiter auszubauen. Bereits am 1. August, also einen Tag, bevor der Reichspräsident starb, beschloß die Reichsregierung die Vereinigung der Ämter des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers und legte sich damit auf eine Lösung fest, die Hindenburgs «letztem Wunsch» strikt zuwiderlief und überdies dem Ermächtigungsgesetz widersprach, das die Rechte des Reichspräsidenten ausdrücklich unberührt gelassen hatte. Und nicht nur das: In der gleichen Kabinettssitzung kündigte Reichsminister von Blomberg an, daß er unmittelbar nach dem Ableben Hindenburgs die Soldaten der Wehrmacht auf den «Führer und Reichskanzler» vereidigen werde.

Am 2. August 1934 mußten die Soldaten die neue, durch kein Gesetz gedeckte Eidesformel nachsprechen, die keinerlei Verpflichtung auf Volk, Vaterland und Verfassung enthielt, sondern nur die Bindung an einen Mann vorsah: «Ich schwöre bei Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem Obersten Befehlshaber der Wehrmacht, unbedingten Gehorsam leisten und als tapferer Soldat bereit sein will, jederzeit für diesen Eid mein Leben einzusetzen.»

Hitlers persönliche Machtfülle hatte am 2. August 1934 ein Ausmaß erreicht, wie es das seit der Zeit des Absolutismus in Deutschland nicht mehr gegeben hatte. Der Prozeß der Machtergreifung war, institutionell gesehen, abgeschlossen. Was noch ausstand, war die Akklamation des Volkes. Am 19. August 1934, vier Tage nach der Veröffentlichung von Hindenburgs Testament, hatten die Deutschen Gelegenheit, über das Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches vom 1. August zu befinden. Wie nicht anders zu erwarten, sprach sich eine große Mehrheit für das Gesetz aus. 89,9 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen waren Ja-Stimmen. Das bedeutete eine Zustimmung von 84,3 Prozent der Stimmberechtigten.

Auf den ersten Blick war das Ergebnis ein überwältigender Erfolg. Ein Vergleich mit der Volksabstimmung vom 12. November 1933 aber wirkte ernüchternd. Die Zahl derer, die sich dem Regime durch Nichtteilnahme verweigerten, war gewachsen, die Zahl der Zustimmenden gesunken: von 89,9 auf 84,3 Prozent der Stimmberechtigten. Besonders hoch lag der Anteil der Nein-Stimmen in den großstädtischen Stimmkreisen Hamburg (20,4 Prozent), Aachen (18,6 Prozent) und Berlin (18,5 Prozent). In der Reichshauptstadt meldeten sämtliche Bezirke zweistellige Nein-Quoten, wobei der ehedem «rote» Wedding mit 19,7 Prozent an der Spitze lag.

Offenkundig war der Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund sehr viel populärer als die Zusammenlegung der beiden wichtigsten Staatsämter. Hitlers Prestige wurde durch die Bekundung des Mißtrauens einer Minderheit nicht ernsthaft beeinträchtigt. Gemessen an den eigenen Erwartungen, war der Ausgang des zweiten Plebiszits jedoch jener «Mißerfolg», von dem Goebbels am 22. August in einem Tagebucheintrag sprach.

In der zeitweilig rückläufigen Popularität des Regimes spiegelten sich nicht zuletzt wirtschaftliche Faktoren. Ungeachtet massiver Ausfuhrsubventionen bekam die Bevölkerung 1934 den Rückgang des deutschen Außenhandels, zu erheblichen Teilen eine Folge des internationalen, aber auch des deutschen Protektionismus, zu spüren. Der Versuch, den faktischen Zusammenbruch des Handels mit den USA und Großbritannien durch eine Umorientierung des deutschen Außenhandels in den Donauraum nach Südosteuropa, aber auch nach Lateinamerika auszugleichen, zeitigte erst allmählich Erfolge. Am 14. Juni 1934 verkündete Reichsbankpräsident Schacht ein vollständiges Moratorium der Auslandsschulden und die Einführung von Devisenzuteilungen auf Tagesbasis. Gestapoberichten zufolge waren die Deutschen wegen der Wirtschaftsprobleme, die aus der Devisenkrise herrührten, stärker beunruhigt als durch die sogenannte «Röhm- Revolte».

Von Staatsaufträgen profitierte seit 1934 vor allem die Rüstungsindustrie: Militärausgaben machten schon im zweiten Jahr des «Dritten Reiches» über die Hälfte aller Staatsausgaben für Waren und Dienstleistungen aus: Der Anteil des Militärbereichs am Wachstum des Bruttoinlandsprodukts steigerte sich zwischen 1933 und 1934 um mehr als das Zehnfache: von 4,2 auf 47 Prozent. Auf diesen Sektor, nicht auf zivile Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, gingen 1934 die sinkenden Arbeitslosenzahlen zum größten Teil zurück. Wenn die Löhne gegenüber dem Tiefststand von 1929 geringfügig stiegen, dann allein wegen der längeren Arbeitszeiten. Der hohe Anteil der Nein-Stimmen beim Plebiszit vom 19. August in den Arbeiterbezirken von Großstädten kam also nicht von ungefähr.

Von einer breiten proletarischen Opposition gegen den Nationalsozialismus konnte im Sommer 1934 aber keine Rede sein. Die Anfang des Jahres geschaffene, dem italienischen «Opera nazionale Dopolavoro» nachempfundene, der DAF unterstellte Freizeitorganisation «Kraft durch Freude» (KdF) trug mit ihrem reichhaltigen Angebot an Urlaubsreisen, Volkssport, Konzert- und Theaterbesuchen sowie «bunten Abenden» erheblich dazu bei, das «Dritte Reich» bei den Arbeitern populär zu machen. Ein Berliner Vertrauensmann des Prager Exilvorstands der SPD kam kurz nach dem sogenannten «Röhm-Putsch» zu dem Ergebnis: «Die Stellung der Arbeiterschaft zum Regime muß nach wie vor als wohlwollend neutral bezeichnet werden, eine Änderung hat sich auch nach den letzten Ereignissen noch nicht bemerkbar gemacht.»[5]

Roms zweite Reichsgründung:
Das faschistische Italien und der Abessinienkrieg

Keinem europäischen Land fühlte sich Hitler ideologisch so eng verbunden wie dem faschistischen Italien; keinem politischen Führer zollte er so viel Respekt und Bewunderung wie Benito Mussolini. Als Hitler am 30. Januar 1933 das Amt des Reichskanzlers antrat, war Italien das einzige Land, dessen Presse positiv auf den Machtwechsel reagierte. Der «Popolo d’Italia» titelte am 31. Januar «Der Zusammenbruch der alten demoliberalen Systeme in der Welt. Adolf Hitler übernimmt in Koalition mit den nationalistischen Kräften und Wehrverbänden die Regierung in Deutschland». Der «Resto del Carlino» erschien am gleichen Tag mit der Schlagzeile: «Auf den Spuren des Faschismus. Reichskanzler Hitler führt in Deutschland die jungen Kräfte der Erneuerung an die Macht.»

Nach der Reichstagswahl vom 5. März 1933, die Hitler im Besitz der Macht bestätigte, versuchte Mussolini sich als Mittler zwischen Deutschland und den Westmächten zu profilieren. Der «Duce» beteiligte sich aktiv an dem vom britischen Premierminister MacDonald bereits im Sommer und Herbst 1932 angeregten Projekt eines Konsultativpakts zwischen Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien, wie er dann tatsächlich am 7. Juli 1933 in Rom paraphiert wurde. Ratifiziert wurde der Vertrag im August und September 1933 dann freilich nur von Italien und Großbritannien. Das Scheitern des Vorhabens hing eng mit der aggressiven Politik zusammen, die Deutschland gegenüber Österreich einschlug – dem Land, an dessen fortdauernder Unabhängigkeit Mussolini schon deswegen gelegen sein mußte, weil er das Deutsche Reich nicht als unmittelbaren Nachbarn an der Brennergrenze zu bekommen wünschte.

Im Mai und Juni 1933 spitzte sich der Konflikt zwischen den österreichischen Nationalsozialisten und der autoritären Regierung des christlich-sozialen Bundeskanzlers Engelbert Dollfuß dramatisch zu. Attentate, Bombenanschläge und Brückensprengungen brachten die Alpenrepublik an den Rand eines Bürgerkrieges; die Regierung antwortete mit Verhaftungen, Hausdurchsuchungen und Versammlungsverboten. Nach mehreren aufrührerischen Reden, die er in Wien und Graz hielt, wurde der kurz zuvor eingereiste nationalsozialistische bayerische Justizminister Hans Frank Ende Mai des Landes verwiesen. Die Reichsregierung verhängte daraufhin die «Tausendmarksperre», durch die die Einreise deutscher Touristen nach Österreich unterbunden wurde. Berlin setzte darauf, daß mit diesen und anderen Kampfmaßnahmen die Regierung Dollfuß binnen kurzer Zeit zur Kapitulation gezwungen werden würde.

Um sich an der Macht zu behaupten und eine deutsche Annexion Österreichs zu verhindern, bat die Wiener Regierung Ende Juli London und Rom, in Berlin auf eine Abkehr von der völkerrechtswidrigen Politik gegenüber dem Nachbarland zu drängen. Mussolini hatte sich bisher bemüht, einer Parteinahme zwischen den Westmächten und Deutschland auszuweichen, und versuchte daher zunächst im Alleingang auf die Reichsregierung einzuwirken. Er hatte damit jedoch ebensowenig Erfolg wie London und Paris mit einer Demarche vom 4. August. Die Folgerung, die der «Duce» aus diesem Fehlschlag zog, war eine Politik, die auf die «Faschisierung des österreichischen Staates» und damit seine Umwandlung in einen italienischen Satellitenstaat hinauslief. Dollfuß mußte sich am 19./20. August 1933 bei einem Treffen mit Mussolini in Riccione, dem dritten Italienbesuch innerhalb von vier Monaten, verpflichten, seiner Regierung einen betont diktatorialen Charakter zu geben, wozu auch ein verschärfter Kampf gegen die Sozialdemokratie gehörte.

Den Republikanischen Schutzbund, den Wehrverband der Sozialdemokraten, hatte die Wiener Regierung bereits im März 1933 aufgelöst und damit in die Illegalität gedrängt. Im Oktober 1933 beschlossen die Sozialdemokraten auf einem außerordentlichen Parteitag, in vier Fällen zum bewaffneten Widerstand zu schreiten: bei einem Verbot der Partei, bei einem Verbot der Gewerkschaften, einem Angriff auf das «rote Wien» oder der Einführung einer faschistischen Verfassung. Am 18. Januar 1934 kam ein Abgesandter Mussolinis, der Unterstaatssekretär im Außenministerium, Fulvio Suvich, nach Wien, um von Dollfuß eine konsequente Durchführung der Vereinbarungen von Riccione zu fordern, wobei er auf einen scharf antiparlamentarischen und antimarxistischen Kurs drängte. Im gleichen Sinn wurden Ende Januar und Anfang Februar die paramilitärischen Heimwehren tätig.

Am 12. Februar kam es bei einer Polizeiaktion gegen das Linzer Arbeiterheim zu einer Verzweiflungstat des verbotenen Schutzbundes: der Beschießung der Ordnungskräfte aus dem belagerten Gebäude heraus. Als die Nachricht von den Linzer Ereignissen in Wien eintraf, proklamierte der sozialdemokratische Parteivorstand den Generalstreik. Damit begann auch in der Hauptstadt der bewaffnete Kampf. Drei Tage benötigten Polizei, Bundesheer und Wehrverbände, um den Widerstand der Arbeiter zu brechen, die sich in großen Wohnblocks wie dem Karl-Marx-Hof im Wiener Bezirk Döbling verschanzt hatten und von dort aus die Ordnungskräfte beschossen. Auf Seiten der letzteren gab es über 100 Tote und fast 500 Verwundete, auf Seiten des Schutzbunds und der Zivilbevölkerung fast 200 Tote und weit über 300 Verwundete. Es folgten standrechtliche Erschießungen von Aufständischen, das Verbot aller sozialdemokratischen Organisationen und die Annullierung der Mandate sozialdemokratischer Parlamentarier. Die Sieger waren das «austrofaschistische» Dollfuß-Regime und die beiden Mächte, die es massiv unterstützten: das faschistische Italien und das autoritär regierte Ungarn unter dem Reichsverweser Admiral Horthy und dem rechtsradikalen und antisemitischen Ministerpräsidenten Gyula Gömbös.

Einen Monat später, am 17. März 1934, vereinbarten diese drei Staaten in den Römischen Protokollen eine enge politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit. Im Mai erließ das Dollfuß-Regime eine neue Verfassung, die dann vom Rumpfparlament verabschiedet wurde und Österreich unter Berufung auf den allmächtigen Gott zum «christlichen, deutschen Bundesstaat auf ständischer Grundlage» erklärte. Eine Befriedung bewirkte die Verschärfung des autoritären Charakters des österreichischen Staates nicht. Am 25. Juli 1934 putschten die österreichischen Nationalsozialisten auf Weisung der Landesleitung unter Theo Habicht, die ihren Sitz in München hatte und in engster Abstimmung mit Hitler handelte. Bei der Erstürmung des Bundeskanzleramtes wurde Dollfuß durch Pistolenschüsse getötet. Insgesamt forderte der Umsturzversuch 269 Menschenleben und zwischen 430 und 660 Verwundete.

Der nicht vorgesehene gewaltsame Tod von Dollfuß brachte den Putsch zum Scheitern. Mussolini ließ noch am 25. Juli vier Divisionen am Brenner und in Tarvisio aufmarschieren; Hitler verleugnete seine stümperhaften Gefolgsleute und verfügte in der Nacht vom 25. zum 26. Juli demonstrativ die Entlassung Habichts und die Auflösung der österreichischen Landesleitung der NSDAP. Die Nachfolge Dollfuß’ trat der bisherige Unterrichtsminister Kurt von Schuschnigg an, der die autoritäre, am faschistischen Italien ausgerichtete Politik seines Vorgängers fortsetzte. Das deutsch-italienische Verhältnis war im Gefolge des nationalsozialistischen Putsches an einem historischen Tiefpunkt angelangt.

Österreich war nicht der einzige Streitpunkt zwischen den deutschen Nationalsozialisten und den italienischen Faschisten. Eine angrenzende Region, wo die Interessen der beiden Regime hart aufeinander stießen, war der Donauraum. Das «Dritte Reich» sah in den Agrarländern des südlichen Ostmittel- und Südosteuropa einen wirtschaftlichen Ergänzungsraum der Industrienation Deutschland, den es fest mit dem Reich zu verbinden und seiner Führung zu unterstellen galt. Das besondere Augenmerk der Berliner Politik richtete sich auf Ungarn und Jugoslawien. Mit Budapest wurde im Juli 1933 ein Handelsvertrag abgeschlossen, der eindeutig darauf ausgerichtet war, Ungarn zum Teil eines deutsch beherrschten Großwirtschaftsraums zu machen. Seit Anfang 1934 begann Deutschland, gezielt Belgrad zu umwerben und die ungarischen Revisionsbestrebungen von Jugoslawien ab- und auf die Tschechoslowakei hinzulenken. Die Römischen Protokolle vom März 1934 weckten in Berlin die Furcht vor einer Durchkreuzung der deutschen Südosteuropastrategie. Tatsächlich strebte Rom seit langem danach, Ungarn und Jugoslawien in immer stärkere Abhängigkeit von sich zu bringen.

Da Jugoslawien ein Mitglied der Kleinen Entente von 1920/21 und seit 1927 auch direkt mit Frankreich verbündet war, verfolgte Paris die italienische und mehr noch die deutsche Politik gegenüber Belgrad mit Argwohn. Der nationalsozialistische Putsch in Österreich und der immer größere Einfluß Deutschlands auf Jugoslawien führten dann im Herbst 1934 zu einer von Berlin nicht erwarteten Annäherung Roms an Paris. Sie wurde auf französischer Seite begünstigt durch die Sympathien, die Außenminister Pierre Laval für Mussolini und die italienischen Faschisten hegte. Beim «Duce» spielte der Wunsch nach kolonialer Expansion in Afrika eine entscheidende Rolle bei dem Versuch, Frankreich als Bundesgenossen zu gewinnen. Im Januar 1935 unterzeichneten Mussolini und Laval in Rom eine Reihe von Protokollen, die nach den Worten des Historikers Jens Petersen «den endgültigen Übertritt Italiens in das Lager der antirevisionistischen Mächte zu besiegeln schienen». Bei deutschen Verstößen gegen den Versailler Vertrag wollten beide Mächte die zu ergreifenden Gegenmaßnahmen miteinander abstimmen. Dasselbe galt für eine Bedrohung der österreichischen Unabhängigkeit.

Das Kernstück der Vereinbarungen aber bildete eine geheime Absprache über Nordostafrika: Frankreich gab Italien freie Hand gegenüber Abessinien, was die Anwendung militärischer Gewalt einschloß. Damit eröffnete sich für Rom die Chance, die «Schmach von Adua», die Niederlage, die abessinische Truppen den Italienern 1896 beigebracht hatten, endlich zu beseitigen – ein Ziel, auf das der «Duce» seit dem Frühsommer 1932 systematisch hingearbeitet hatte. Das imperialistische Projekt sollte Italien zu einer der führenden Kolonialmächte machen und ihm zum seit langen erstrebten Status eines «Reiches», des «Impero», verhelfen. Eine wirksamere Antwort auf den «verstümmelten Sieg» von 1918 und die niederdrückende Erfahrung der wirtschaftlichen Depression gab es aus der Sicht der italienischen Faschisten nicht.

Zur weiteren Annäherung Italiens an die Westmächte leistete erneut Hitler seinen Beitrag. Im März 1935 brach er gleich zweimal den Versailler Vertrag: Am 1. März verkündete Deutschland die Wiederaufstellung der Luftwaffe, zwei Wochen später, am 16. März, die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht. Auf die zweite Herausforderung reagierte die italienische Presse mit einem Aufschrei der Empörung; der «Duce» stimmte der französischen Forderung nach einer Gipfelkonferenz zu, auf der die Vertragsverletzungen Hitlers verurteilt werden sollten. Vom 11. bis 14. April fand dieses Treffen statt, und zwar auf italienischem Boden: in Stresa am Lago Maggiore. Die Ministerpräsidenten Großbritanniens, Frankreichs und Italiens, Ramsay MacDonald, Pierre-Étienne Flandin und Benito Mussolini, kamen überein, «sich mit allen geeigneten Mitteln jeder einseitigen Aufkündigung von Verträgen zu widersetzen, die den Frieden in Europa gefährden könnten», und «zu diesem Zweck in einiger und freundschaftlicher Zusammenarbeit» vorzugehen.

Zu den wenigen praktischen Folgen der Konferenz von Stresa gehörten Militärabsprachen zwischen Frankreich und Italien, die für die Fälle einer deutschen Aktion gegen Österreich und eines deutschen Angriffs auf Frankreich galten. Die «Stresafront» hielt aber nicht lange zusammen. Das Thema «Abessinien» war bei dem Treffen am Lago Maggiore nicht erörtert worden. Bald danach machte London deutlich, daß es schwerste Bedenken gegen die kriegerischen Absichten Italiens in Nordostafrika hatte. Das britische Widerstreben veranlaßte Mussolini, sich außenpolitisch neu zu orientieren: Er begann, sich auf Hitler zuzubewegen. Deutschland war inzwischen der weitaus wichtigste Handelspartner Italiens; das galt sowohl für den Bereich des Imports wie für den des Exports. Dazu kam die ideologische Nähe von italienischem Faschismus und deutschem Nationalsozialismus. Für die von ihm beabsichtigte aggressive Expansionspolitik konnte der «Duce» nördlich der Alpen sehr viel mehr Verständnis erhoffen als bei den beiden westlichen Demokratien, mit denen er in Stresa an einem Tisch gesessen hatte.

Ein Verzicht auf den Krieg gegen Abessinien kam für Mussolini nicht in Frage. Expansionistische Kräfte gab es ja nicht nur, wie der Historiker Hans Woller schreibt, in der faschistischen Partei, sondern darüber hinaus in einer breiten, imperialistisch gesinnten Öffentlichkeit. «Mussolini hatte hier eine nationale Mission zu erfüllen, er wollte dabei aber nicht stehen bleiben, sondern diesen Auftrag mit einem weiteren nationalen Großanliegen verbinden: der Schaffung eines neuen Menschen, den er ganz nach seinen faschistischen Maßen formen wollte. Mussolini wollte sein Volk härter und unnachsichtiger mit sich und anderen Völkern machen, zu deren Beherrschung die Italiener angeblich berufen waren. Ohne Expansion, ohne Bewährung im Krieg wäre sein Regime in Stagnation versunken, es wäre Stückwerk und seine anthropologische Revolution nur ein Traum geblieben.»

Am 21. Mai 1935 tat Hitler seinerseits einen großen Schritt auf Mussolini zu. In einer Reichstagsrede bestritt er jede Absicht Deutschlands, sich in die inneren Angelegenheiten Österreichs einzumischen oder dieses zu annektieren. Er bedauerte ausdrücklich, daß durch den Konflikt mit Österreich eine Störung des früher so guten Verhältnisses zu Italien eingetreten sei, mit dem es sonst keinerlei Interessengegensätze gebe. Fünf Tage später erklärte der «Duce» einem deutschen Diplomaten, der am 2. Mai abgeschlossene französisch-sowjetische Beistandspakt habe einen völlig neuen Faktor in die internationale Politik hineingebracht und mache eine grundlegende Neuorientierung notwendig. Ende Mai vereinbarten Deutschland und Italien, die gegenseitigen Pressepolemiken einzustellen. Kurz darauf berief Mussolini den in Berlin seit längerem mißliebigen Botschafter Vittorio Cerruti ab und versetzte ihn nach Paris.

Hitler aber dachte gar nicht daran, Italien zu einem schnellen Erfolg in Abessinien zu verhelfen. Er wünschte zwar keine Niederlage des «Duce», wohl aber eine längere Kriegsdauer, um die Aufmerksamkeit der Westmächte von Deutschland und Mitteleuropa abzulenken. Im Juli 1935 reagierte er, nach Rücksprache mit Außenminister von Neurath, positiv auf eine Bitte des Negus Negesti, Kaiser Haile Selassie, um Militärhilfe: Äthiopien erhielt, streng geheim, für rund 3 Millionen Reichsmark auf Kreditbasis 10.000 Gewehre, 10 Millionen Patronen, Maschinengewehre, Handgranaten und etwa 70 Geschütze. In den folgenden Monaten versuchte Berlin den Eindruck hervorzurufen, es sei in der abessinischen Frage ein gänzlich unbeteiligter Beobachter.

Bei der ideologischen Kriegsvorbereitung griffen Mussolini und die faschistischen Propagandisten auf die alte von den italienischen Vorkriegsnationalisten eingeführte Gegenüberstellung von kapitalistischen und proletarischen Nationen zurück. Am 2. Oktober 1935, dem Tag vor dem Angriff auf Äthiopien, benutzte der «Duce» die Formel «Italia proletaria e fascista», um den Anspruch Italiens auf koloniale Expansion zu begründen. Der Krieg gegen das Kaiserreich Abessinien, ein Mitglied des Völkerbunds, begann ohne Kriegserklärung. Der Völkerbund verurteilte Italien als Aggressor, verhängte aber keine militärischen, sondern auf Drängen Frankreichs nur milde wirtschaftliche Sanktionen: Es gab kein Lieferverbot für Erdöl, Stahl und die wichtigsten Metalle. Das über Italien verhängte Waffen- und Rohstoffembargo und die Kreditsperre wurden überdies längst nicht von allen Ländern strikt befolgt. Von Deutschland, das am 7. November seine Neutralität erklärte und gleichzeitig ein Verbot der Ausfuhr von Rüstungsgütern an die kriegführenden Staaten verkündete, erhielt Italien Rohstofflieferungen in großem Stil, für die es freilich immense Mittel aufzubringen hatte.

Der Abessinienkrieg war ein an Völkermord grenzender rassistischer Vernichtungskrieg – der erste Krieg dieser Kategorie im 20. Jahrhundert und zugleich der größte Kolonialkrieg der bisherigen Geschichte. Dem Angriffskrieg und dem anschließenden Besatzungsregime fielen zwischen 1935 und 1941 zwischen 350.000 und 760.000 der rund 10 Millionen Abessinier zum Opfer. Der Krieg gegen die militärisch hoffnungslos unterlegenen Untertanen des Negus sah, wie der Schweizer Historiker Aram Mattioli feststellt, «den massivsten und brutalsten Luftwaffeneinsatz, den die Welt bis zu diesem Zeitpunkt erlebt hatte. Von höchster Stelle dazu ermächtigt, flogen die Geschwader der Regia Aeronautica Tausende von Angriffen, bei denen sie Splitter-, Brand- und Gasbomben auf menschliche Ziele abwarfen. Vor Italien hatte nur Spanien in seinem Protektorat Nordmarokko Giftgas von Flugzeugen aus eingesetzt. Damit war Italien überhaupt erst der zweite Staat, der diese Massenvernichtungswaffe aus der Luft zur Anwendung brachte.» In globaler Perspektive bildete der Abessinienkrieg nach Mattiolis Urteil «die ‹Brücke› zwischen den Kolonialkriegen des imperialistischen Zeitalters und Hitlers Lebensraumkrieg».

Italien hatte im Juni 1925 in Genf das Protokoll über das Verbot von erstickenden giftigen und ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im Krieg ratifiziert, das den Ersteinsatz von chemischen Kampfstoffen verbot. Dessen ungeachtet wurde seit Dezember 1935 unter dem Oberbefehl von Marschall Badoglio im abessinischen Hochland systematisch Giftgas aus der Luft nicht nur gegen Soldaten, sondern immer wieder auch gegen die Zivilbevölkerung sowie zur Besprühung von Flüssen, Wasserstellen und Viehweiden eingesetzt. Gegen Angriffe aus der Luft waren auch Lazarette des Roten Kreuzes und Krankenhäuser nicht sicher. Flüchtende Soldaten und Zivilisten wurden aus der Luft mit Maschinengewehren niedergemäht. Die Äthiopier, die älteste Nation Afrikas, galten als unzivilisierte Wilde, gegen die auch Mittel angewandt werden durften, auf die man gegenüber Europäern nicht zurückgegriffen hätte. In voller Absicht bedienten sich die italienischen Militärs im Kampf gegen die christlichen Abessinier auf breiter Front auch muslimischer Hilfstruppen aus Eritrea und Libyen, die sich ihres Auftrags auf besonders grausame Art entledigten.

Der Giftgaseinsatz war die von «Duce» und vom italienischen Oberkommando angeordnete Reaktion auf den unerwartet hartnäckigen Widerstand der Äthiopier. Den italienischen Kriegskorrespondenten wurde verboten, darüber zu berichten. Die Proteste des Negus Negesti und der kaiserlichen Regierung in Addis Abeba gegen die systematische Verletzung des Völkerrechts verhallten ungehört. Um die Sanktionen wirksam werden zu lassen, hätte der Völkerbund sie auf Treibstoffe, vor allem auf Öl, ausdehnen müssen. Außerdem wäre es notwendig gewesen, den unter britischer Kontrolle stehenden Suezkanal für italienische Truppen- und Militärtransporte zu sperren, was aber beides nicht geschah. Zwar mußte der britische Außenminister Samuel Hoare am 18. Dezember 1935 zurücktreten, nachdem ein zwischen ihm und seinem französischen Kollegen Pierre Laval ausgehandeltes Vermittlungsangebot, das Mussolini weit entgegenkam, durch eine gezielte Indiskretion vorzeitig bekannt geworden war und einen Proteststurm in der britischen Presse hervorgerufen hatte. Aber zu einem energischen Vorgehen konnte sich Großbritannien auch unter Hoares Nachfolger Anthony Eden nicht entschließen. Am 5. Mai 1936 zogen die italienischen Truppen in Addis Abeba ein, was formell das Ende des Krieges, nicht jedoch das Ende des äthiopischen Widerstands gegen die Okkupanten bedeutete.

Wenige Wochen nach dem Fall seiner Hauptstadt, am 30. Juni 1936, hielt Kaiser Haile Selassie, von seinem Exil in Südengland kommend, als erstes Staatsoberhaupt eine Rede vor der Plenarversammlung des Völkerbunds in Genf. Es gebe keinen Präzedenzfall dafür, sagte der Negus Negesti, «daß ein Volk Opfer solcher Greueltaten wurde und Gefahr läuft, völlig seinem Aggressor preisgegeben zu werden. Noch hat es je zuvor ein Beispiel für eine Regierung gegeben, die durch barbarische Mittel zur systematischen Ausrottung einer Nation schritt, unter Bruch der feierlichen Versprechungen, die allen Nationen dieser Welt gemacht wurden, daß Eroberungskriege illegitim seien und daß die schreckliche Giftgaswaffe gegenüber unschuldigen Menschen nicht angewendet werden dürfe.»

Der Appell des vertriebenen afrikanischen Herrschers an das Weltgewissen war vergeblich. Der Völkerbund hatte sich während des Abessinienkrieges um seine verbliebene moralische Autorität gebracht; folgerichtig hob er am 4. Juli 1936 die gegen Italien verhängten Sanktionen vollständig auf. Die meisten Staaten zögerten danach nicht lange mit der Anerkennung der Eroberung und Annexion Abessiniens durch das faschistische Italien. Die wenigen Ausnahmen waren die USA, die Sowjetunion, Mexiko, Neuseeland und Haiti. Das Urteil Aram Mattiolis trifft ins Schwarze: «Um des Friedens in Europa willen war das Kaiserreich Abessinien dem Expansionsdrang einer Diktatur geopfert worden. Damit sandten die Westmächte ein Zeichen der Ermutigung für Nachahmungstäter aus.»

Der Krieg in Äthiopien, von dem die italienische Presse nur berichtete, was das Regime verbreitet sehen wollte, erfreute sich der Unterstützung nicht nur der eingeschworenen Faschisten, sondern aller «national» gesinnten Italiener. Die Revanche für die Niederlage, die die Italiener vier Jahrzehnte zuvor in Adua erlitten hatten, brachte den «Duce» auf den Gipfel seiner persönlichen Popularität und dem Faschismus eine breitere Zustimmung als je zuvor. Wenige Stunden nach dem Fall von Addis Abeba rief Mussolini am 5. Mai 1936 vom Balkon des Palazzo Venezia vor einer jubelnden Menge den «römischen Frieden» aus. «Äthiopien ist italienisch! Italienisch der Sache nach, weil es von unserer siegreichen Armee besetzt ist, italienisch von Rechts wegen, weil es mit dem römischen Schwert zugleich die Zivilisation ist, die über die Barbarei triumphiert, die Gerechtigkeit, die über grausame Willkür triumphiert, die Befreiung der Elenden, die über eine Jahrtausende alte Sklaverei triumphiert.» Vier Tage später, am 9. Mai, proklamierte der «Duce» in einer weiteren, von den Massen frenetisch gefeierten Rede das neue römische Reich, das «Impero». «Das italienische Volk hat mit seinem Blut das Imperium geschaffen. Es wird es mit seiner Arbeit befruchten und gegen jedermann mit seinen Waffen verteidigen. In dieser höchsten Gewißheit, o ihr Legionäre, hebt die Zeichen, Schwerter und Herzen in die Höhe, um nach 15 Jahrhunderten das Imperium auf den schicksalhaften Hügeln Roms zu begrüßen.»

König Viktor Emanuel III. führte seit dem 9. Mai 1936 den Titel eines «Kaisers von Äthiopien»; Italien war fortan nach Großbritannien und Frankreich die drittgrößte Kolonialmacht. Der Prestigegewinn, den der gewonnene Krieg abwarf, ging einher mit einem Vormarsch des Rassismus in Italien. Er nahm seinen Ausgang im Gefühl der Überlegenheit (superiorità) gegenüber den dunkelhäutigen Afrikanern, mit denen es keinerlei Rassenmischung geben durfte. Schon bald aber wurde daraus ein Kult der rassischen Reinheit, der zur Ausgrenzung auch der «ebrei», der italienischen Juden, und damit zu einer Annäherung an den Antisemitismus der Nationalsozialisten führte.

Die Realität von «Africa Italiana Orientale», der durch die Legge organice vom 1. Juni 1936 geschaffenen, aus Äthiopien, Eritrea und Somalia bestehenden, von einem italienischen Vizekönig regierten Großkolonie, stand in scharfem Kontrast zum hohen Ton der faschistischen Propaganda. Zwischen 1935 und 1940 beanspruchte das Gebiet mehr als 20 Prozent des gesamten italienischen Staatshaushalts. Nur rund 300.000 italienische Siedler fanden dort eine immer wieder bedrohte und oft eher karge Heimstatt. Der anhaltende Widerstand der Äthiopier nahm rasch die Form des Guerillakrieges an und rief immer neue Wellen brutaler Repression seitens der Kolonialmacht hervor. Das Motto der Vergeltungsaktionen gab Mussolini am 8. Juli 1936 in einer Weisung an den Vizekönig, General Graziani, vor: Der oberste Vertreter Italiens in Äthiopien wurde aufgefordert, «systematisch mit einer Politik des Terrors und der Ausrottung gegen die Rebellen und die Bevölkerung, die mit diesen unter einer Decke steckt, zu beginnen und eine solche zu führen. Ohne das Gesetz der Vergeltung 1 zu 10 kann man der Plage nicht in der nötigen Zeit Herr werden.»

Der Vizekönig tat, was Rom von ihm erwartete. Als am 19. Februar 1937 zwei Intellektuelle aus Eritrea ein Bombenattentat auf ihn verübten, bei dem er selbst durch Splitter verletzt und sieben Menschen getötet wurden, entfesselte Graziani eine pogromartige Gewaltorgie, an der sich neben faschistischen Milizionären auch viele Mitglieder der italienischen Kolonie beteiligten. Innerhalb von drei Tagen wurden etwa 3000 unbeteiligte Menschen umgebracht. Im Mai erfolgte als weitere Repressalie ein Schlag gegen die mittelalterliche Klosterstadt Debre Libanòs, deren Geistliche pauschal einer Mitschuld an dem Anschlag verdächtigt wurden. Zwischen 1000 und 2000 Mönche, Diakone und Klosterbesucher kamen dabei ums Leben.

Dem Chauvinismus, der sich während des Abessinienkrieges breitmachte, zollten Bischöfe, Kardinäle und Intellektuelle wie der Dichter Luigi Pirandello, aber auch einige liberale und linke Antifaschisten, unter ihnen der Philosoph Benedetto Croce, der Journalist Luigi Albertini und der frühere Sozialist Arturo Labriola, Tribut. Unbeirrt in ihrer Gegnerschaft zum Faschismus und zum Krieg blieben die Wortführer des italienischen Exils, gleichviel ob sie Kommunisten, Sozialisten oder Linksliberale waren. Das einflußreichste, auch nach Italien hineinwirkende Sprachrohr der Emigranten war die Zeitschrift «Giustizia e Libertà», die der Publizist Carlo Rosselli nach seiner abenteuerlichen Flucht aus der Verbannung auf der Insel Lipari 1929 zusammen mit gleichgesinnten Intellektuellen wie Gaetano Salvemini und Emilio Lussu, gegründet hatte. «Alles am Faschismus ist Krieg», schrieb Rosselli 1936, «der Ursprung, die Mentalität, die Weltanschauung … Seit 1925 ist der Faschismus nichts anderes als Kriegsvorbereitung … Der Faschismus ist ein Klassenkrieg, der im Innern beginnt und der sich nicht zufällig, sondern weil er sich anders nicht erhalten kann, nach außen wendet.»

Am 11. Juni 1937 wurde Carlo Rosselli zusammen mit seinem Bruder Nello, vermutlich im Auftrag von Galeazzo Graf Ciano, dem italienischen Außenminister und Schwiegersohn des «Duce», durch Angehörige einer rechtsradikalen französischen Geheimorganisation in Bagnoles de l’Orne getötet. Der Doppelmord an den Brüdern Rosselli war der brutalste Schlag des Regimes gegen den italienischen Antifaschismus seit der Ermordung Giacomo Matteottis am 10. Juni 1924.[6]

Der große Terror:
Der Ausbau der stalinistischen Herrschaft in der Sowjetunion

Der politische Antipode des faschistischen Italien war in den dreißiger Jahren, nicht anders als zur Zeit des «Marsches auf Rom», die Sowjetunion. Der ideologische Gegensatz hinderte Stalin aber nicht, im September 1932 auf ein Angebot Mussolinis einzugehen und einen Nichtangriffspakt mit Italien zu schließen. Entsprechende Verträge hatte die Sowjetunion zwischen 1925 und 1927 bereits mit der Türkei, Afghanistan, Litauen und Persien abgeschlossen. 1932 folgte eine förmliche Lawine von Nichtangriffspakten: Außer mit Italien ging die Sowjetunion solche vertraglichen Vereinbarungen mit Finnland, Polen, Lettland, Estland und schließlich, am 29. November, mit Frankreich ein.

Im Mai 1933, ein Vierteljahr nach der Regierungsübernahme Hitlers, wurde der Berliner Vertrag, das deutsch-sowjetische Neutralitäts- und Freundschaftsabkommen von 1926, um drei Jahre verlängert, womit ein von der Regierung Brüning eingeleitetes, aber nicht ernsthaft betriebenes Ratifizierungsverfahren zum Abschluß kam. Die geheime Zusammenarbeit zwischen der Reichswehr und der Roten Armee allerdings brach Hitler im Juli 1933 demonstrativ ab. 1934 wurden, auch als Reaktion auf den deutsch-polnischen Nichtangriffspakt vom Januar, die Nichtangriffsverträge mit den baltischen Staaten, Polen und Finnland verlängert. Im September desselben Jahres wurde die Sowjetunion Mitglied des Völkerbundes: Der einstige Paria von 1917 war nunmehr ein gleichberechtigtes Mitglied eines (dem Anspruch nach) weltweiten Systems kollektiver Sicherheit.

Die Westmächte reagierten positiv auf die demonstrative Mäßigung der offiziellen sowjetischen Außenpolitik. 1929 nahm Großbritannien die zwei Jahre zuvor abgebrochenen diplomatischen Beziehungen zu Moskau wieder auf; im November 1933 erfolgte die diplomatische Anerkennung der Sowjetunion durch die USA. 1934 normalisierte Moskau durch den Verzicht auf Bessarabien und die wechselseitige Anerkennung der bestehenden Grenzen sein Verhältnis zu Rumänien. Seinen größten Erfolg erreichte der als entschieden «westorientiert» geltende Außenminister Maxim Litwinow 1935 mit den Beistandsverträgen mit Frankreich und der Tschechoslowakei – Verträgen, die sich eindeutig gegen das nationalsozialistische Deutschland richteten und namentlich eine Antwort auf den deutsch-polnischen Nichtangriffspakt vom Januar 1934 bildeten.

Von der Annäherung an die westlichen Staaten unberührt blieb zunächst die Politik der Kommunistischen Internationale. Sie beharrte nach der «Machtergreifung» der Nationalsozialisten auf dem Standpunkt, daß ihre «Generallinie», einschließlich des Kampfes gegen die «bürgerliche» Demokratie und die «Sozialfaschisten» der Zweiten Internationale, unverändert richtig war, und bestritt sogar, daß die Kommunisten oder die Arbeiterklasse in Deutschland eine Niederlage erlitten hätten. Stalin äußerte sich am 26. Januar 1934, also ein Jahr nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler, erstmals zum «Sieg des Faschismus in Deutschland». Dieser Sieg sei «nicht nur als ein Zeichen der Schwäche der Arbeiterklasse und Ergebnis der Verrätereien an der Arbeiterklasse seitens der Sozialdemokratie (zu) betrachten, (sondern auch) als Zeichen dafür, daß die Bourgeoisie nicht mehr imstande ist, mit den alten Methoden des Parlamentarismus und der bürgerlichen Demokratie zu herrschen, und in Anbetracht dessen gezwungen ist, in der Innenpolitik zu terroristischen Regierungsmethoden zu greifen – als Zeichen dafür, daß sie nicht mehr imstande ist, einen Ausweg aus der jetzigen Lage auf dem Boden einer friedlichen Außenpolitik zu finden, weshalb sie gezwungen ist, zur Politik des Krieges zu greifen … Wie Sie sehen, geht es einem neuen imperialistischen Krieg entgegen, der als Ausweg aus der jetzigen Lage dienen soll.»

Die Nichtangriffs- und Beistandspakte mit ausgewählten europäischen Ländern, bis hin zum faschistischen Italien, waren seit 1933 ein Versuch, einen Keil zwischen die «imperialistischen» Mächte zu treiben – die weniger aggressiven unter ihnen gegen die aggressivste, das nationalsozialistische Deutschland, in Stellung zu bringen und sich bei ihnen rückzuversichern. Die offizielle sowjetische Außenpolitik war ein klassischer Fall von staatlicher «Realpolitik». Auf der Ebene der Kommunistischen Internationale hingegen konnte und durfte der ideologische und politische Kampf gegen die Bourgeoisie zunächst weitergeführt werden. Erst eineinhalb Jahre nach dem Regimewechsel in Deutschland setzte sich in Moskau die Einsicht durch, daß die Fortsetzung dieses kalkulierten Dualismus die «antifaschistischen» Kräfte des Westens schwächte und der extremsten Erscheinungsform des Faschismus, dem Nationalsozialismus, nützte.

Als erste kommunistische Partei schloß die französische im Juli 1934 mit den Sozialisten einen Aktionspakt gegen den Faschismus ab. Im Februar 1935 forderte dann die Moskauer Exil-KPD zur Bildung einer «geeinten antifaschistischen Volksfront» auf, in der alle zusammenarbeiten und kämpfen sollten, «die willens sind, auf den Sturz der Hitlerregierung und des faschistischen Barbaren-Regimes hinzuarbeiten». Eine Festlegung auf die kommunistischen «Endzielsetzungen» sollte es dabei nicht geben. «Die proletarische Einheitsfront ist der Hebel zur Volksfront, zur Volksrevolution. Die kommunistischen und sozialdemokratischen Arbeiter und Funktionäre haben den Hebel in der Hand, sie können die Einheitsfront zur Volksfront führen und damit zum Massenkampf, zum Kampf breiter Massen des werktätigen Volkes für den Sturz der faschistischen Diktatur.»

Im August 1935 wiederholte Georgi Dimitroff, der Generalsekretär der Komintern, auf dem Siebten Weltkongreß der Dritten Internationale die im Dezember 1933 vom XIII. Plenum verabschiedete Formel, wonach der Faschismus an der Macht «die offene terroristische Diktatur der am meisten reaktionären chauvinistischen und imperialistischen Elemente des Finanzkapitals» war. Neu war hingegen der Appell an die Anhänger und Organisationen der Zweiten Internationale, sich mit der Dritten Internationale zur «antifaschistischen Volksfront» zusammenzuschließen. «Die Herstellung der Aktionseinheit aller Teile der Arbeiterklasse, unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu der einen oder anderen Partei und Organisation, ist notwendig, bevor noch die Mehrheit der Arbeiterklasse sich zum Kampf für den Sturz des Kapitalismus und für den Sieg der proletarischen Revolution vereinigt haben wird.» Von kommunistischer Selbstkritik war bei Dimitroff keine Rede. Die Reformisten sollten vergessen, daß sie von der Komintern und ihren Mitgliedsparteien jahrelang als «soziale Hauptstütze der Bourgeoisie» und «Sozialfaschisten» diffamiert worden waren. Wenn sie es nicht taten, sabotierten sie aus der Sicht der Kommunisten das, worum es jetzt vor allem ging: den umfassenden Zusammenschluß aller Antifaschisten unter der Führung der Arbeiterklasse.

Die neue Generallinie der Komintern bedeutete keine Aufgabe des Ziels der kommunistischen Revolution, sondern nur einen neuen Weg zu diesem Ziel. Die Dritte Internationale war seit 1935 mehr als zuvor ein Instrument der sowjetischen Außenpolitik. Ihre leitenden Funktionäre wurden bald darauf ebenso vom stalinistischen Terror erfaßt und, wenn es Stalin zweckmäßig erschien, liquidiert wie die ehedem maßgeblichen Bolschewiki. Der siebte Weltkongreß war, so gesehen, der Anfang vom Ende der Komintern: ihrer Auflösung im Mai 1943.

Eine Zeitlang schien es seit 1933, als sei die Sowjetunion auch innenpolitisch in eine Phase der Mäßigung und Konsolidierung, einer Art von russischem Thermidor, eingetreten. Im März 1933 erhielten «Kulakenkinder» das Wahlrecht zurück. Im Mai 1934 erging der Beschluß, den ausgesiedelten Großbauern die Bürgerrechte wieder zuzuerkennen, sofern sie ihre Loyalität gegenüber dem Sowjetstaat glaubwürdig bewiesen hatten. Im Juli wurde die OGPU, die Geheimpolizei, formell aufgelöst und mit dem Innenministerium, dem NKWD, verschmolzen. Im Februar 1935 schlugen das Zentralkomitee der KPdSU und der Sowjetkongreß vor, die seit 1934 geltende Verfassung mit dem Ziel der «weiteren Demokratisierung» abzuändern und das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht einzuführen. Im Juni 1936 lag der von einer Kommission erarbeitete Entwurf einer Verfassung vor, der in den folgenden Monaten in zahllosen Versammlungen breit, offen und bemerkenswert kontrovers diskutiert wurde. Dabei trat deutlich zutage, wie mißtrauisch und feindselig große Teile der Landbevölkerung dem Sowjetregime gegenüberstanden.

Am 5. Dezember 1936 nahm der Sowjetkongreß die inzwischen leicht abgeänderte Vorlage an. Die neue Verfassung brachte der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ein direkt und in geheimer Abstimmung gewähltes gemeinsames Parlament, den Obersten Sowjet, der sich in den Unions- und den Nationalitätensowjet gliederte. Der Allrussische Rätekongreß und das Zentrale Exekutivkomitee waren damit abgeschafft. Die Sowjetunion wurde als «sozialistischer Staat der Arbeiter und Bauern» bezeichnet, dessen politische Grundlage die Sowjets der Deputierten der Werktätigen bildeten – «erwachsen und erstarkt im Ergebnis des Sturzes der Macht der Gutsherren und Kapitalisten und der Eroberung der Diktatur des Proletariats». Im Abschnitt über die gesellschaftliche Ordnung wurde die Arbeit als Pflicht und Ehrensache jedes arbeitsfähigen Staatsbürgers bezeichnet, getreu dem Grundsatz «Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen». Unter der Überschrift «Grundrechte und Grundpflichten der Staatsbürger» gewährleistete die Verfassung das Recht auf Arbeit, auf Erholung, auf materielle Versorgung im Alter und im Fall von Krankheit, auf Bildung, auf Gewissensfreiheit, auf die Freiheit der Ausübung religiöser Kulthandlungen und der Freiheit antireligiöser Propaganda. Weiter wurden verbürgt die Rede-, Presse- und Versammlungsfreiheit, die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie die aller Nationalitäten und Rassen, die Unverletzlichkeit der Person und der Wohnung sowie die Unabhängigkeit von Richtern und Staatsanwälten.

So liberal sich viele Artikel lasen, so enthielt die Verfassung doch auch Vorkehrungen, die deutlich machten, daß die bestehenden Machtverhältnisse in keiner Weise zur Disposition standen. Der Führungsanspruch der Kommunistischen Partei wurde im Artikel 126 festgeschrieben, der die KPdSU als «Vortrupp der Werktätigen in ihrem Kampf um die Festigung und Entwicklung des sozialistischen Systems» und als «führenden Kern aller Organisationen der Werktätigen, der gesellschaftlichen wie der staatlichen» bezeichnete. Die Artikel 130 und 131 verpflichteten die Bürger, die Arbeitsdisziplin zu wahren, ihren gesellschaftlichen Pflichten nachzukommen und die Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens einzuhalten sowie das gesellschaftliche Eigentum zu hüten und zu festigen. Wer sich an diesem Eigentum vergriff, wurde zum Volksfeind erklärt. Das Recht, Kandidaten für die Sowjets aufzustellen, war nach Artikel 141 den gesellschaftlichen Organisationen und Vereinigungen der Werktätigen, das heißt der Kommunistischen Partei, den Gewerkschaften, Genossenschaften, Jugendorganisationen und Kulturvereinigungen, vorbehalten. Die Möglichkeit, gegen eine Verletzung der Grundrechte durch Partei- oder Staatsorgane Rechtsmittel einzulegen, gab es nicht. Die Unabhängigkeit der Gerichte stand nur auf dem Papier, was es den Machthabern erlaubte, die Verfassung so auszulegen, wie sie es für richtig hielten.

Die Verfassung von 1936 diente sicherlich auch dem Zweck, das Bemühen der Sowjetunion um bessere Beziehungen mit den westlichen Demokratien glaubwürdig erscheinen zu lassen. Doch für Stalin war vermutlich etwas anderes wichtiger: die dauerhafte, äußerlich rechtsförmige, institutionelle Absicherung dessen, was das Sowjetregime und er selbst in den knapp zwei Jahrzehnten seit der Oktoberrevolution an gesellschaftlichen und politischen Umwälzungen hervorgebracht hatten. Zeitweilig schien Stalin sich diesen Effekt auch von der Aufstellung mehrerer Kandidaten für die Wahlen zu den Sowjets versprochen zu haben. Warnungen örtlicher Parteigliederungen, auf diese Weise könnten feindliche Elemente an Einfluß gewinnen, reichten aber aus, um dieses Experiment bereits im Herbst 1937 abzubrechen und zur Scheinwahl von jeweils nur einem Kandidaten zurückzukehren. Was die Realität der Parteidiktatur betraf, erbrachte die Verfassung von 1936 nichts, was sich als historischer Einschnitt deuten ließe.

Nichts erhellte den Fassadencharakter der Verfassung so deutlich wie die Tatsache, daß zur Zeit ihrer Beratung und Verabschiedung längst eine neue Terrorwelle begonnen hatte. Am 1. Dezember 1934 fiel der als relativ «liberal» geltende, in der KPdSU beliebte Parteisekretär von Leningrad, Sergej Mironowitsch Kirow, den Revolverschüssen eines jüngeren, arbeitslosen Kommunisten zum Opfer. Die örtliche Abteilung des NKWD, Innenkommissar Jagoda und Stalin unterstellten sofort eine antisowjetische Verschwörung, während bei den Gegnern des Generalsekretärs frühzeitig die Vermutung aufkam, Stalin selbst habe den Mord in Auftrag gegeben. Dieser Verdacht drängte sich geradezu auf, da alle Tschekisten, die an der Untersuchung beteiligt waren, einer nach dem anderen und manche auf mysteriöse Weise umgebracht wurden. Beweise für eine mittelbare Täterschaft Stalins aber gibt es nicht.

Der Mord an Kirow war das Signal für eine großangelegte Verfolgung wirklicher oder vermeintlicher Regimefeinde innerhalb oder außerhalb des Parteiapparates. Noch am 1. Dezember 1934 veranlaßte Stalin eine Verordnung, die es dem NKWD gestattete, Verdächtige ohne Gerichtsurteil zu deportieren und zu töten. Eine Weisung des Generalsekretärs schloß bei Strafverfahren mit «terroristischem» Hintergrund eine Verteidigung und Kassationsbeschwerden fortan aus. Verfahren vor dem Militärtribunal des Obersten Gerichts waren am Tag der Anklageerhebung zu beenden, Todesurteile sofort zu vollstrecken. Eine Verordnung vom April 1935 weitete die Anwendung der Todesstrafe auf Jugendliche aus, die das zwölfte Lebensjahr vollendet hatten.

Unmittelbar nach dem Leningrader Attentat wurden Stalins ehemalige Widersacher Sinowjew und Kamenew verhaftet und in einem Geheimprozeß zu zehn Jahren Haft verurteilt. Beiden warf das NKWD eine Beteiligung am Mord an Kirow vor. Dem Prozeß gegen Sinowjew und Kamenew schloß sich eine vom zuständigen ZK-Sekretär und Nachfolger Jagodas als Innenkommissar, Nikolai Jeschow, einem gebürtigen Litauer, geleitete Aktion an, in deren Verlauf Anhänger der beiden Altbolschewiken im ganzen Land sowie Trotzkisten und andere Abweichler aufgespürt, aus der Partei ausgeschlossen und verhaftet wurden. Im Sommer 1935 folgte die Verhaftung von 110 Angestellten des Kreml, denen vorgeworfen wurde, sie hätten im Auftrag von Trotzki und Sinowjew die Festsetzung und Ermordung der Parteiführung vorbereitet.

Ein Jahr später, im Sommer 1936, begann eine Serie von Schauprozessen gegen bekannte ehemalige Parteiführer, zuerst gegen Sinowjew und Kamenew, 1937 auch gegen Bucharin, Rykow, Jagoda und viele andere. Die Angeklagten hatten vor Gericht keine Chance. Für ihre systematische Einschüchterung sorgte Stalins Chefankläger, Generalstaatsanwalt Wyschinski, der sich in den frühen dreißiger Jahren noch als Befürworter einer relativ unabhängigen Justiz hervorgetan hatte. Mit absurden Beschuldigungen konfrontiert, räumten die meisten der einst führenden Bolschewiki, um vielleicht doch mit dem Leben davonzukommen, die ihnen zur Last gelegten Verbrechen ein. Bucharin erklärte sich allgemein verantwortlich für politische Verbrechen, bestritt aber eine persönliche Mitwirkung. Viele, darunter auch Bucharin, flehten Stalin brieflich um Gnade an (und sei es, so Bucharin in seinem letzten Brief vom 10. Dezember 1937, um die Zustimmung zur Selbsttötung durch Morphium statt Erschießung) und versicherten ihn ihrer unverbrüchlichen Treue und Zuneigung – vergeblich.

Die meisten Schauprozesse endeten mit Todesurteilen und der Hinrichtung der Angeklagten. Nur wenige wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt. Einer von ihnen war der ehemalige Deutschlandexperte der Komintern, Karl Radek, der 1939 in der Lagerhaft starb. Beträchtlich war die Zahl der führenden Bolschewiki, die sich, durch den Terror in Panik getrieben, aus Furcht vor einem Schauprozeß oder der erpreßten Denunziation Unschuldiger das Leben nahmen. Der prominenteste von ihnen war der Volkskommissar für die Schwerindustrie, Grigorij K. («Sergo») Orshonikidze: Er erschoß sich am 18. Februar 1937. Die Mediziner, die auf Befehl von oben einen Tod durch Herzstillstand diagnostizierten, wurden wenig später angeklagt und erschossen.

Mit den Schauprozessen ging eine radikale Säuberung des Parteiapparates einher, die sich gegen angebliche Spione, Saboteure, Weißgardisten, Trotzkisten, Alkoholiker und korrupte Elemente richtete. Dem Chef des NKWD, Jeschow, zufolge fiel in der zweiten Hälfte des Jahres 1935 ein Drittel aller ausgeschlossenen Parteimitglieder unter die Kategorien «Spione», «Weißgardisten» und «Trotzkisten». Das waren mehr als 43.000 Mitglieder der KPdSU. Nach Angaben des späteren Ersten Sekretärs der Partei, Nikita Sergejewitsch Chruschtschow, aus dem Jahr 1956 wurden 1937/38 98 der insgesamt 139 im Jahr 1934 gewählten Mitglieder des Zentralkomitees, also über 70 Prozent, liquidiert. Von der großen Säuberung betroffen waren auch kommunistische Exilparteien, vor allem die deutsche. 1937 wurden 619 Mitglieder der KPD verhaftet. Die meisten starben, vermutlich in der Haft. Von 82 weiß man, daß sie hingerichtet wurden, 132 wurden 1939/40 an das Deutsche Reich ausgeliefert.

Seit dem Frühjahr 1937 wurde auch die Armeeführung verdächtigt, mit Spionen und Saboteuren unter einer Decke zu stecken. Als erster wurde ein Held des Bürgerkriegs, der stellvertretende Verteidigungsminister Marschall Tuchatschewski, angeklagt, ein deutscher Agent zu sein. Das belastende Material bestand zum großen Teil aus Fälschungen des deutschen Sicherheitsdienstes, des SD, der die Akten über den ahnungslosen tschechoslowakischen Präsidenten Edvard Beneš der sowjetischen Seite zugespielt hatte. Der populäre Marschall wäre wohl auch ohne die Intrige des SD entmachtet und liquidiert worden: Stalin und Jeschow sahen in ihm seit längerem den Hauptverantwortlichen für zahllose Mißstände in der Roten Armee. Tuchatschewski wurde in der Haft gefoltert, von einem Militärtribunal zum Tode verurteilt und am 12. Juni 1937 durch Genickschuß exekutiert. Als angebliche Mitverschwörer erlitten sechs weitere hohe Generäle dasselbe Schicksal.

Insgesamt wurden 1937/38 im Zusammenhang mit der behaupteten «Militärverschwörung» mindestens 33.400 Offiziere aus der Armee ausgeschlossen und mindestens 7280 von ihnen verhaftet, darunter drei von fünf Marschällen der Sowjetunion, 15 von 16 Armee- und 60 von 70 Korpskommandeuren. Etwa 5000 Offiziere wurden hingerichtet. Damit war das Offizierskorps der Roten Armee weitgehend vernichtet. Es war das Opfer einer Parteiführung geworden, die die bewaffnete Macht von Feinden durchsetzt wähnte und sich durch systematischen Terror unbedingte Loyalität sichern wollte.

Während die Parteiführung die angebliche «Militärverschwörung» zerschlug, lief gleichzeitig eine mörderische Aktion gegen verdächtige Partei-, Staats- und Wirtschaftsfunktionäre. Das NKWD unter Nikolai Jeschow lieferte Stalin seit Juni 1937 fast täglich Listen mit den Namen von Todeskandidaten. In den meisten Fällen entsprach der Generalsekretär den Vorschlägen seines Sicherheitsministeriums. Zwischen 1937 und 1938 erhielt Stalin 383 solcher Listen. Knapp 39.000 der verdächtigten Funktionäre, darunter auch zahlreiche Tschekisten, wurden auf Stalins Weisung ohne Gerichtsverfahren erschossen. Der Diktator handelte nach der Devise, die er im Juni 1937 vor den Sicherheitsorganen ausgab: Jeder Kommunist, so gut er sich auch immer tarnen möge, sei potentiell ein «versteckter Feind». Und weil sich Feinde nicht jedem sogleich zu erkennen gäben, müßten möglichst viele Menschen getötet werden. Das Ziel sei erreicht, wenn auch nur fünf Prozent aller Liquidierten tatsächliche Feinde seien.

Beim Terror gegen Wirtschaftsfunktionäre spielten Aktivisten der «Stachanow-Bewegung» eine maßgebliche Rolle. Der Grubenarbeiter Alexei Stachanow aus Irmino im Donbass war dadurch berühmt geworden, daß er 1935 im Zuge des «sozialistischen Wettbewerbs» seine Norm bei der Kohleförderung um das Vierzehnfache übertroffen hatte. Die «Stachanow-Bewegung» rekrutierte sich aus ungelernten Stoßarbeitern, die bereit waren, diesem Vorbild nachzueifern. Vom kommunistischen Regime wurden sie eingesetzt, um den Widerstand von Fabrikdirektoren gegen überhöhte Planziffern zu brechen. Dieser Aufgabe widmeten sich die bei den übrigen Werktätigen verhaßten Stachanow-Arbeiter mit solcher Leidenschaft, daß die Zahl der von ihnen denunzierten und von den Sicherheitsorganen zur Rechenschaft gezogenen Wirtschaftsfunktionäre explosionsartig wuchs. Im Donbass wurde bis zum April 1938 ein Viertel aller Ingenieure und Manager verhaftet und liquidiert.

Die Stachanow-Bewegung hatte ihren tieferen Grund darin, daß sich das Wachstum der sowjetischen Industrieproduktion in den Jahren 1933 bis 1936 verlangsamt hatte. Das lag auch daran, daß die Sollzahlen des zweiten Fünfjahresplans von 1933 gegenüber dem ersten von 1929 gesenkt worden waren, vor allem aber am massenhaften Zustrom ungelernter, an industrielle Arbeitsdisziplin nicht gewöhnter dörflicher Arbeitskräfte in die Städte und Fabriken. Das Regime antwortete mit drakonischen Strafen auf Bummelei am Arbeitsplatz, Pfusch und Trunksucht. Auf dem Land richtete sich der Terror 1937 vor allem gegen Kolchosvorsitzende und Agrotechniker. In Schauprozessen mußten sie sich wegen Ernteausfällen und der Erzeugung von Unzufriedenheit bei den Bauern verantworten.

In der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre sah sich das Regime erneut mit der Kulakenfrage konfrontiert. Seit 1935 kehrten zahlreiche ehemaligen Großbauern in ihre Dörfer zurück. 78.000 Kulaken und Geistliche fielen unter eine im August 1935 erlassene Amnestie, die ihnen die Rückkehr gestattete. Die meisten Kulaken wurden von den Dorfbewohnern in die Kolchosen aufgenommen. Ein sehr viel größeres Problem stellten die fast 400.000 ehemalige Kulaken dar, die zwischen 1931 und 1937 aus den ihnen zugewiesenen Sondersiedlungen in Sibirien entflohen waren. Vor allem östlich des Ural schlossen sich entwichene Kulaken, geflohene Häftlinge, Landstreicher und gewöhnliche Verbrecher zu Räuberbanden zusammen, die Überfälle auf Kolchosen, Eisenbahnzüge und Polizeistationen verübten und häufig auch nicht vor Vergewaltigung und Mord zurückschreckten. Im nördlichen Kaukasus ging die Gewalt von «unten» meist auf das Konto bewaffneter Banken von Tschetschenen und Inguschen.

Im Juni 1937 erteilte das Politbüro der sibirischen Parteileitung den Befehl, die Mitglieder aller «konterrevolutionären Aufstandsorganisationen verbannter Kulaken» zu registrieren und die Aktivisten zu erschießen. Stalin präzisierte die Weisung in einem Telegramm vom 3. Juli 1937 in dem Sinne, daß die feindseligsten unter den Kulaken, Priestern, Kriminellen, ehemaligen Offizieren und Mitgliedern der vorrevolutionären Parteien zu liquidieren seien. Dem Zentralkomitee war innerhalb von fünf Tagen mitzuteilen, wer zu deportieren und wer zu erschießen sei. Die westsibirische NKWD-Leitung empfahl daraufhin in 11.000 Fällen Erschießung und in 15.000 Fällen Lagerhaft. Der Moskauer Parteichef Chruschtschow schlug dem Politbüro vor, 8500 Menschen erschießen zu lassen und 32.000 in ein Konzentrationslager einzuweisen. Auf Grund solcher Zahlenangaben erließ das Politbüro am 31. Juli 1937, demselben Tag, an dem Stalin freie und geheime Wahlen anordnete, den geheimen «Befehl 00447». Demnach waren Kulaken, die aus der Verbannung zurückgekehrt waren oder sich irgendwo versteckt hielten, Mitglieder ehemaliger antisowjetischer Parteien, Geistliche, Sektierer, Weißgardisten und führende Beamte des Zarenreiches, Banditen, Kriminelle sowie inhaftierte Wiederholungstäter festzunehmen. 75.950 waren zu töten, 193.000 in ein Lager der Lagerverwaltung GULag einzuliefern.

In der Folgezeit ersuchten regionale NKWD-Chefs um die Erhöhung der Tötungsquoten, woraufhin das Politbüro seinerseits die Sollzahlen nach oben korrigierte. Ende Januar 1938 verlangte Stalin, bis Mitte März nochmals 57.200 Volksfeinde zu verhaften und 48.000 von ihnen zu erschießen, um die Zahl der Lagerhäftlinge zu vermindern. Etwa 30.000 Menschen, meist solche, die wegen politischer Delikte verurteilt worden waren oder gegen die Lagerordnung verstoßen hatten, fielen diesem Befehl zum Opfer. In Moskau wurden die Massentötungen auch auf Invaliden, Beinamputierte, Blinde und Tuberkulosekranke, in Leningrad auf Taubstumme ausgedehnt – allesamt Menschen, die in den Lagern als Arbeitskräfte nicht zu verwenden waren.

Seit 1936 traf die kollektive Verfolgung auch ethnische Minderheiten, die antisowjetischer Umtriebe verdächtigt wurden – darunter Deutsche, Polen, Letten, Armenier, Koreaner und Chinesen. Im Juli 1937 wurden alle Deutschen verhaftet und deportiert, die in der sowjetischen Rüstungsindustrie arbeiteten, darunter auch Mitglieder der KPD. 42.000 Menschen wurden bei dieser Aktion umgebracht. Ende Dezember 1937 verurteilte ein Leningrader Gericht 992 Letten zum Tode. Im Sommer 1938 wurden 35.000 Polen aus dem polnisch-ukrainischen Grenzgebiet deportiert. Wegen des Verdachts der Spionage für Polen wurden 1937/38.143.810 Personen, die meisten von ihnen Polen, verhaftet und 111.091 hingerichtet. Die Zahl der erschossenen Angehörigen verfolgter Ethnien belief sich Ende 1938 auf fast eine Viertelmillion. Insgesamt wurden nach Angaben des NKWD zwischen dem 1. Oktober 1936 und dem 1. November 1938, als der Massenterror auf Stalins Weisung endete, weit über 1,5 Millionen Menschen verhaftet und 668.305 von ihnen erschossen.

Die Gründe für den Abbruch der Tötungsorgie sind unklar. Stalin hatte erstmals im Januar 1938 auf einem ZK-Plenum Kritik an Exzessen im Kampf gegen Parteimitglieder geübt. Im November 1938 wurde Sicherheitschef Jeschow durch Stalins getreuen Gefolgsmann Berijà ersetzt. Möglicherweise war es die drohende Kriegsgefahr, die es Stalin ratsam erscheinen ließ, den Massenterror zu beenden. Nicht auszuschließen ist, daß sich der Generalsekretär der KPdSU auch vor einer Verselbständigung der Sicherheitsorgane, einer Machtsteigerung auf seine Kosten, fürchtete. Jeschow wurde im Februar 1940 in einem Geheimverfahren als angeblicher Anführer einer ausländischen Verschwörung im NKWD zum Tod verurteilt und erschossen. Mit ihm fanden seine engsten Mitarbeiter und deren Angehörige, darunter Frauen und Kinder, zusammen 346 Menschen, den Tod.

Einen überzeugenden Versuch, den stalinistischen Massenterror strukturgeschichtlich und sozialpsychologisch zu erklären, hat Jörg Baberowski unternommen. Der deutsche Historiker beschreibt die stalinistische Sowjetunion als «feudalen Personenverbandsstaat, der von mächtigen Cliquen und ihren Gefolgschaften regiert wurde» – einen Staat, in dem die Provinzpotentaten zu den Vasallen Stalins gehörten, «die, wenn sie dem Führer gehorchten, eigene feudale Netze unterhalten durften». Stalins Gesellschaftsmodell war Baberowski zufolge «die Räuberbande, deren Mitglieder in der rauhen Wirklichkeit nur überlebten, wenn sie einander auf Gedeih und Verderb die Treue hielten … Der stalinistische Funktionär kam aus dem Dorf, er war eine Kreatur jener Kultur, die er mit Feuer und Schwert verfolgte … Der Stalinismus war ein gewalttätiges Verfahren zur Herstellung eindeutiger Verhältnisse, er war ein Versuch, den neuen aus der physischen Vernichtung des alten Menschen hervorzubringen. Aber der Stalinismus triumphierte in der unablässigen Ausübung exzessiver Gewalt, einer Gewalt, die aus den Traditionen kam, die er bekämpfen wollte … Es war die Allianz von manichäischen Wahnvorstellungen und archaischen Gewalttraditionen, die den Stalinismus in seinen schlimmsten Exzessen ermöglichte. Deshalb führte die Idee der kulturellen Homogenität unter ‹bolschewistischen› Bedingungen in den Massenterror.»

Stalin war in der Tat kein Einzeltäter. Er bedurfte der Gleichgesinnten an der Spitze und auf allen Stufen der Machtpyramide, bis hinunter zu den vielen, die in der von oben propagierten Denunziation angeblicher Feinde der sozialistischen Ordnung ihre staatsbürgerliche Pflicht sahen, und den Massen, die weisungsgemäß die strengste Bestrafung, also die Erschießung, von Verrätern und Saboteuren forderten. Daß der Generalsekretär in der KPdSU solche Kampfgenossen in großer Zahl fand, lag in der extremen Rückständigkeit der politischen Kultur Rußlands begründet, die ihn und die Bolschewiki hervorgebracht hatte. Die Kategorie des Klassenkampfes, die Marx entwickelt und Lenin den russischen Verhältnissen angepaßt hatte, nutzte Stalin, um die innerparteilichen Machtkämpfe zu seinen Gunsten zu entscheiden: Wer sich gegen ihn stellte oder von wem er annahm, daß er sich ihm künftig widersetzen könnte, war «objektiv» ein Verbündeter des Klassenfeindes und mußte eliminiert werden. Hatte Lenin noch das Fernziel der Herrschaftsfreiheit durch Überflüssigmachung des Staates beschworen, so gab es für Stalin kein Jenseits des Massenterrors mehr. Der Terror war die «raison d’être» des Regimes geworden. Es bewies seine Daseinsberechtigung, indem es immer wieder die Feinde ausspürte, die es zu liquidieren galt. Phasen der Milderung und der Mäßigung waren darum nicht auf Dauer angelegt. Eine Sowjetunion ohne äußere und innere Feinde war für den Stalinismus die gefährlichste aller Bedrohungen: Ein solcher Zustand hätte das Regime um seinen Sinn gebracht.

Spätere Apologeten haben dem Stalinismus immer wieder zugute gehalten, daß er, im Gegensatz zum italienischen Faschismus und erst recht zum deutschen Nationalsozialismus, eine Modernisierungsdiktatur gewesen sei. Tatsächlich war es eine enorme Leistung, daß die Sowjetunion sich unter Stalin in wenig mehr als einem Jahrzehnt von einer Agrar- in eine Industriegesellschaft verwandelte. Was das Volumen der industriellen Produktion betraf, lag die Sowjetunion am Vorabend des Zweiten Weltkriegs nur noch hinter den USA, also vor Deutschland, Großbritannien und Frankreich. Ohne massiven Zwang wäre ein derart rasantes Mengenwachstum nicht vorstellbar gewesen.

Die institutionelle Verkörperung dieses Zwangs war der von Alexander Solschenizyn so genannte «Archipel GULag», in dem 1938 821.000 und zwei Jahre später 1,5 Millionen Häftlinge arbeiteten. Ohne ihre Sklavenarbeit hätten solche gigantischen Bauprojekte wie der Weißmeer-Ostsee-Kanal und der Moskwa-Wolga-Kanal nicht binnen weniger Jahre gebaut werden können. Kurz nach der Eröffnung des ersten, nach Stalin benannten Kanals im August 1933 unternahmen 120 sowjetische Schriftsteller unter Führung von Maxim Gorki eine Spazierfahrt auf der neuen künstlichen Wasserstraße. In einem Band unter dem Titel «Der Weißmeer-Ostsee-Kanal namens Stalin» rühmten die Autoren die Organisation von «menschlichem Rohstoff» in Form von Zwangsarbeit und bezeichneten das System der Konzentrationslager, aus denen die Arbeitskräfte stammten, als «Leuchte des Fortschritts». Als der Moskwa-Wolga-Kanal, eines der größten Vorhaben des zweiten Fünfjahresplans, im Juli 1937 dem allgemeinen Fracht- und Personenverkehr übergeben wurde, überschlug sich die staatliche Propaganda abermals. Die Tausende von Menschen, die beim Bau ums Leben gekommen waren, blieben unerwähnt. Nach der Fertigstellung des Kanals wurden 55.000 Häftlinge als Stoßarbeiter aus dem Lager entlassen, andere mit Orden ausgezeichnet. Vielen der Techniker und Ingenieure, die das Projekt geleitet hatten, war ein anderes Schicksal beschieden: Sie wurden unter verschiedenartigen Anschuldigungen, darunter Sabotage und Agitation, verhaftet und erschossen.

Daß Produktionssteigerung nicht Produktivitätszuwachs bedeutete, war den meisten Betriebsleitern bewußt. Die «Stachanow-Bewegung» bedeutete nicht nur eine exzessive Selbstausbeutung der Stoßarbeiter, sie führte auch zur Störung von Produktionsabläufen, zur Überlastung von Maschinen und zu zahllosen Unfällen. Alles spricht dafür, daß sich mit weniger brutalen Methoden ein höheres Maß an nachhaltigem Wachstum hätte erreichen lassen. Mit rationalen Kriterien noch weniger faßbar war die Vernichtung eines Großteils des Offizierskorps der Roten Armee. Wäre es Stalin wirklich, wie manche seiner nachträglichen Verteidiger meinen, vor allem darum gegangen, die Sowjetunion gegen den drohenden Angriff des nationalsozialistischen Deutschland zu wappnen, hätte sich eine derartige Schwächung seiner bewaffneten Macht von selbst verboten. Doch das Bedürfnis, überall Feinde auszumachen, wo Mißstände eine Jagd auf Sündenböcke nahelegten, war stärker als jedes nüchterne Kalkül.

1936 gab eine Mißernte Anlaß, Saboteuren die Schuld an der anschließenden Versorgungskrise in die Schuhe zu schieben. Schwarzhandel und Menschenschlangen vor den Geschäften gehörten auch in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre zum sowjetischen Alltag; die Wohnungsnot war weiterhin drückend. Ansonsten mochte, wer vom Terror verschont blieb, das Leben als relativ «normal» empfinden. Das Rationierungs- und Kartensystem war seit 1935 abgeschafft; die bäuerlichen Massenerhebungen gehörten der Vergangenheit an; an Arbeit herrschte kein Mangel. Zur «Normalität» gehörten der allgegenwärtige Kult um den großen Führer (woschd) Stalin, die pathetische Verherrlichung von Arbeitern und Bauern durch die Maler, Bildhauer und Schriftsteller des «sozialistischen Realismus», eine staatlich gelenkte Körperkulturbewegung, scheinbar unpolitische Unterhaltungsfilme wie «Fröhliche Jungs», «Wolga, Wolga» oder «Zirkus», Musik, Tanz und Sport im 1937 eröffneten Gorki-Kultur- und Erholungspark in Moskau, eine ebenso heroisch-monumentale wie kitschig-ornamentale Architektur, das 1935 ergangene Publikationsverbot für den Dichter Boris Pasternak und die Uraufführung der Fünften Symphonie von Dimitri Schostakowitsch am 21. November 1937 in der Leningrader Philharmonie.

Manches an der Sowjetunion der mittleren und späten dreißiger Jahre wirkte demgegenüber wie eine teilweise Restauration: Historienfilme wie «Peter der Erste» von Wladimir Petrow und Eisensteins «Alexander Newski», ein Ausdruck des neuen, den «proletarischen Internationalismus» ergänzenden und relativierenden «Sowjetpatriotismus», die Popularisierung von Klassikern der russischen Literatur, obenan Puschkin, die Wiedereinführung der in der Revolutionszeit abgeschafften Offiziersränge und die erneute Wertschätzung der Familie. Noch immer gab es, ausweislich der Volkszählung von 1937, in der Sowjetunion mehr Gläubige als Nichtgläubige (56,7 gegenüber 43,3 Prozent der über 16 Jahre alten Bevölkerung). Der Atheismus trat zwar weniger militant in Erscheinung als in den zwanziger Jahren, die Kirchenverfolgung aber hörte nicht auf. Nach älteren Schätzungen von Dissidenten wurden zwischen 1936 und 1938 800.000 Geistliche verhaftet und 670 Bischöfe ermordet. Nach neueren Angaben sollen allein 1937 150.000 Gläubige verhaftet und 80.000 ermordet worden sein. Von ehedem 80.000 orthodoxen Kirchen dienten nur noch 20.000 ihrem ursprünglichen Zweck; viele waren, wie Ende 1931 die Moskauer Christi-Erlöser-Kathedrale, weggesprengt oder auf andere Weise zerstört worden.

Über die tatsächliche Verbreitung der Religiosität im eigenen Land erfuhr die sowjetische Öffentlichkeit nichts. Die Ergebnisse der Volkszählung von 1937 wurden nicht bekanntgegeben – vor allem deshalb nicht, weil sie Rückschlüsse auf die Verluste durch Kollektivierung, Hungersnöte, Exekutionen und Deportationen erlaubt hätten: 1934 war die Bevölkerungszahl der Sowjetunion offiziell mit 168 Millionen angegeben worden, 1937 belief sie sich nur noch auf 162 Millionen. Bei der Geheimhaltung und teilweisen Vernichtung der statistischen Daten aber blieb es nicht. Die verantwortlichen Statistiker des Zentralarchivs der Volkswirtschaft und die an der Volkszählung beteiligten Funktionäre bis hinunter zur Ortsebene wurden in großer Zahl als «trotzkistisch-bucharinistische Spione» und «Volksfeinde» vor Gericht gestellt, zum Tode verurteilt und erschossen.

Das Echo, das der stalinistische Terror in den westlichen Demokratien fand, war uneinheitlich. Die Schauprozesse wurden von konservativen, liberalen und sozialdemokratischen Zeitungen kritisch kommentiert; Berichte über Zwangsarbeit in sowjetischen Lagern führten in den USA zu Aufrufen, Waren aus der Sowjetunion zu boykottieren. Linke Intellektuelle zogen es aber auch Mitte der dreißiger Jahre zumeist vor, in der Sowjetunion ein Bollwerk des Fortschritts und des Antifaschismus zu sehen. Der französische Schriftsteller Romain Rolland erteilte mit seiner Moskaureise im Jahre 1935 nach dem Urteil François Furets «der Sowjetunion gewissermaßen den Segen des demokratischen Universalismus». Der Nobelpreisträger für Literatur und überzeugte Pazifist, dem Stalin die Ehre einer zweistündigen Unterredung gewährte, kehrte mit dem Eindruck nach Frankreich zurück, daß die Sowjetunion unter der Führung eines Aufklärers das Fanal der Französischen Revolution, die Erneuerung des Menschen, aufgegriffen habe. Ein anderer Sympathisant der Oktoberrevolution, Rollands Dichterkollege André Gide, der im Juni 1936 in Moskau eintraf, verließ hingegen das Reich Stalins einige Wochen später am 23. August, dem Tag der Urteilsverkündung im Prozeß gegen Sinowjew, Kamenew und andere angebliche Parteifeinde, zutiefst ernüchtert. In seinem Buch «Retour de l’U. R. S. S.», das im Oktober 1936 erschien, bezweifelte er, ob «in irgendeinem Land der Gegenwart, und wäre es Hitlers Deutschland, der Geist weniger frei, mehr gebeugt sei, mehr terrorisiert, in tiefere Abhängigkeit geraten».

Gides Buch löste bei den französischen Kommunisten einen Aufschrei der Empörung aus. Die intellektuellen Wortführer der Partei warfen dem berühmten Autor Leichtfertigkeit und Beeinflussung durch den Trotzkismus vor. Mit solchen Vorhaltungen mußte der Berichterstatter und Rechtsexperte der Ligue pour les droits de l’homme, Raymond Rosenmark, nicht rechnen. In einer Beurteilung des ersten der Moskauer Schauprozesse gegen Sinowjew, Kamenew und andere Altbolschewiken erklärte er es im Oktober 1936 für ausgeschlossen, daß die Schuldeingeständnisse der 16 Angeklagten durch Folter oder Androhung von Folter erpreßt sein könnten. Er hielt die Existenz eines nationalsozialistischen Komplotts für erwiesen und gelangte zu dem bemerkenswerten Schluß: «Wir würden die Französische Revolution verleugnen, die nach einem berühmten Wort (von Georges Clemenceau, H. A. W.) ein Block ist, wenn wir einem Volk das Recht absprächen, gegen die Hetze zum Bürgerkrieg und gegen Verschwörer, die mit dem Ausland paktieren, mit aller Härte vorzugehen.»

Ähnlich verständnisvoll äußerte sich der aus dem nationalsozialistischen Deutschland emigrierte, im französischen Sanary-sur-Mer lebende Schriftsteller Lion Feuchtwanger, der um die Jahreswende 1936/37 in die Sowjetunion reiste, wie Gide von Stalin zu einem mehrstündigen Gespräch empfangen wurde und über seine Eindrücke und Erkenntnisse ein Buch schrieb. Darin kritisierte er zwar den überbordenden Personenkult um Stalin und mancherlei Mißstände, konnte aber in dem Schauprozeß gegen den stellvertretenden Volkskommissar für die Schwerindustrie, Georgi Pjatakow, Karl Radek und andere angebliche Mitglieder eines sowjetfeindlichen trotzkistischen Zentrums nichts Erschreckendes erkennen: «Das Ganze glich weniger einem hochnotpeinlichen Prozeß als einer Diskussion, geführt im Konservationston, von gebildeten Männern, die sich bemühten, festzustellen, welches die Wahrheit war und woran es lag, daß geschehen war, was geschehen war. Ja, es machte den Eindruck, als hätten Angeklagte, Staatsanwälte und Richter das gleiche, ich möchte fast sagen, sportliche Interesse, die Geschehnisse lückenlos aufzuklären …» Da die Angeklagten, die fast alle zum Tode verurteilt wurden, gestanden, die ihnen zur Last gelegten Verbrechen bis hin zur Sabotage und zur Vorbereitung von Terrorakten begangen zu haben, sah der Prozeßbeobachter aus dem Westen keinen Grund, am Wahrheitsgehalt ihrer Selbstbeschuldigungen zu zweifeln.

Feuchtwangers Buch «Moskau 1937. Ein Reisebericht für meine Freunde» erschien im Sommer 1937 auf deutsch im Amsterdamer Verlag Querido, im September auf englisch im Verlag des Left Book Club von Victor Gollancz in London. Unter den linken Intellektuellen fanden wohlwollende Schilderungen sowjetischer Zustände wie die Feuchtwangers sehr viel mehr Anklang als kritische Einlassungen in der Art von Gide. Das war in London nicht anders als in Paris oder New York, wo Viking Press 1937 eine amerikanische Ausgabe von «Moskau 1937» herausbrachte. Verglichen mit den faschistischen Diktaturen in Rom und Berlin erschien die Sowjetunion auch in der Zeit des großen Terrors als das bei weitem kleinere Übel, wenn nicht als Hort der Hoffnung für alle, die Europa und die Welt vor dem Faschismus retten wollten.[7]

Weichenstellungen für den Krieg:
Das nationalsozialistische Deutschland 1934–1938

Am 13. Januar 1935 konnte das nationalsozialistische Deutschland einen Triumph feiern: An diesem Tag fand die vom Versailler Vertrag vorgesehene Volksabstimmung im Saargebiet statt. Sie erbrachte eine überwältigende Mehrheit von 90,8 Prozent für die Rückkehr ins Reich; 0,4 Prozent votierten für den Anschluß an Frankreich; 9,8 Prozent folgten den Parolen von SPD und KPD, die für den Status quo unter der Verwaltung des Völkerbunds geworben hatten, um wenigstens diesen Teil Deutschlands vor der Herrschaft des Nationalsozialismus zu bewahren. Das Regime konnte das Ergebnis auch als Beweis seines starken Rückhalts in der Arbeiterschaft interpretieren; die Arbeiterparteien hingegen mußten sich eingestehen, daß sie eine schwere Niederlage erlitten hatten.

Im «Altreich» stand um diese Zeit nur eine Minderheit dem Nationalsozialismus in strikter Opposition gegenüber. Noch kleiner war die Zahl derer, die Widerstand leisteten, indem sie illegale Aufrufe verbreiteten oder regimefeindliche Parolen an Häuserwände oder Brücken malten. Kommunistische Widerstandsgruppen, die sich auf diesem Gebiet besonders hervortaten, wurden als erste von der Geheimen Staatspolizei unterwandert – was mit dazu beitrug, daß andere oppositionelle Kräfte sich von ihnen fernhielten. Bis Ende 1934 wurden annähernd 2000 Kommunisten umgebracht. Die Zahl der verhafteten Kommunisten belief sich 1933/34 auf rund 60.000, 1935 nochmals auf 15.000.

Die Sozialdemokraten agierten meist vorsichtiger als die Kommunisten. Sie pflegten ihren Zusammenhalt, indem sie sich im Rahmen von Versammlungen der Konsumgenossenschaften oder, wie schon unter Bismarcks Sozialistengesetz, bei Beerdigungen von Genossen trafen. Die besonders Mutigen hielten die Verbindung zur «Sopade», dem Prager Exilvorstand, aufrecht und verteilten dessen Schriften, die sich regelmäßig hinter unpolitischen Tarntiteln, von klassischen Dramen oder von Kochbüchern etwa, verbargen.

1935 häuften sich die Verhaftungen «marxistischer» Gegner und die erfolgreichen Schläge gegen illegale Gruppen von Sozialdemokraten und Gewerkschaftern. Die Oppositionellen wurden in Massenprozessen abgeurteilt: einmal 400 Sozialdemokraten, ein andermal 628 Gewerkschafter, dann wieder, in Köln, 232 Sozialdemokraten. Als Gegner nahm das Regime nach wie vor auch das kirchlich gebundene Christentum wahr, sofern dieses sich seiner eigenen Gleichschaltung zu entziehen versuchte. 1936/37 wurden katholische Geistliche und Ordensangehörige mit einer Welle von Sittlichkeitsprozessen überzogen, die mit Pressekampagnen gegen die römische Kirche einhergingen. Um dieselbe Zeit erfolgten Anordnungen, die Kruzifixe aus den Schulen zu entfernen, was jedoch bei den Gläubigen auf so viel Widerspruch und Gegenwehr stieß, daß die Nationalsozialisten den Rückzug antraten und die entsprechenden Verordnungen wieder aufheben mußten.

Eine vergleichbare Art des Widerstands gab es auch unter den Protestanten der Bekennenden Kirche. Martin Niemöller, der Pfarrer der St. Annen-Gemeinde in Berlin-Dahlem, der von der Kanzel Hitler immer wieder vorwarf, er habe seine der evangelischen Kirche gegebenen Versprechungen gebrochen, wurde am 1. Juli 1937 von der Gestapo verhaftet. Das Urteil des Sondergerichts von Berlin vom 2. März 1938 – sieben Monate Festungshaft, die durch die Untersuchungshaft als verbüßt galten, sowie 2000 Reichsmark Geldstrafe – und erst recht die Urteilsbegründung kamen dann einem moralischen Freispruch gleich. Hitler aber fand sich mit der Entscheidung der Richter nicht ab. Niemöller wurde als «Häftling des Führers» direkt vom Gerichtsgebäude in Moabit in das Konzentrationslager Sachsenhausen bei Oranienburg verbracht. Im Juli 1941 folgte die Verlegung in das KZ Dachau, wo Niemöller bis zum Kriegsende gefangengehalten wurde.

Der evangelische Pfarrer war ein privilegierter Häftling – bis zu einem gewissen Grad geschützt durch seine Stellung in der Kirche und durch die weltweiten Proteste, die seine beiden Verhaftungen ausgelöst hatten. Das Gros der politischen KZ-Häftlinge lebte unter ungleich schwereren Bedingungen. Vor allem Kommunisten und Sozialdemokraten mußten in den Konzentrationslagern dafür büßen, daß sie sich vor oder nach 1933 als Gegner des Nationalsozialismus hervorgetan hatten. Demütigungen, Schläge, Folterungen und Erschießungen «auf der Flucht» gehörten zum Alltag. Der frühere sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete Kurt Schumacher, ein einarmiger Kriegsinvalide, wurde in Dachau gezwungen, schwere Steine zu schleppen. Erst nach einem vierwöchigen Hungerstreik stellte die Lagerleitung den Versuch ein, Schumacher durch Arbeit zu vernichten. Entlassen wurde er erst im März 1943. Zwei seiner Fraktionskollegen, Julius Leber und Carlo Mierendorff, kamen früher, 1937 beziehungsweise 1938, frei. Ernst Heilmann, in der Weimarer Zeit Fraktionsvorsitzender der SPD im preußischen Landtag und Reichstagsabgeordneter, war als Jude besonders sadistischen Quälereien ausgesetzt. Anfang April 1940 wurde er auf Weisung Himmlers, der seit 1936 auch «Chef der Deutschen Polizei» war, im KZ Buchenwald ermordet. Ebenfalls in Buchenwald starb Ernst Thälmann, der im März 1933 verhaftete langjährige Vorsitzende der KPD: Er wurde am 18. August 1944 auf Befehl Hitlers erschossen.

Ende Juli 1933 hatte es in ganz Deutschland etwa 27.000 politische Häftlinge gegeben. Im Juni 1935 belief sich die Zahl der KZ-Häftlinge auf weniger als 4000, was sich als Zeichen einer Stabilisierung der nationalsozialistischen Herrschaft deuten ließ. 1937 bestanden im gesamten Reich noch vier Konzentrationslager: Dachau, Sachsenhausen, Buchenwald und Lichtenburg. Sie wurden von der SS verwaltet, die bei jedem der Lager einen «Totenkopfverband» mit 1000 bis 1500 Mann stationierte. Zu den «Politischen» waren seit 1934 weitere Kategorien von Häftlingen hinzugekommen: sogenannte «volksschädigende Elemente» wie «Asoziale», «Arbeitsscheue», Homosexuelle, Zeugen Jehovas, zeitweilig oder dauerhaft nach Deutschland zurückgekehrte Emigranten, Juden, die einer (oder mehrerer) dieser Gruppen zugezählt wurden. Im normalen Strafvollzug gab es für diese «Elemente» nach geltendem Recht keinen Platz, in der «Volksgemeinschaft» des Nationalsozialismus aber auch nicht. Die nationalsozialistische Antwort auf dieses Dilemma war die Einlieferung in ein KZ.

Der sozialdemokratische Jurist Ernst Fraenkel, dem 1938 die Emigration in die Vereinigten Staaten gelang, hat 1941 in seinem Buch «The Dual State» (Der Doppelstaat) die Unterscheidung zwischen dem fortexistierenden «Normalstaat» und dem ständig expandierenden «Maßnahmenstaat» eingeführt. Die Konzentrationslager waren der sinnfälligste Ausdruck des «Maßnahmenstaates». Zugleich wurden die Lager immer mehr zum Rückgrat des Wirtschaftsimperiums der SS. Die Häftlingsarbeit wurde so lukrativ, daß der Bedarf an neuen Häftlingen stieg. Aus den Steinbrüchen, in denen KZ-Häftlinge Zwangsarbeit verrichteten, stammte zu wesentlichen Teilen das Baumaterial für die unter der Regie von Hitlers Chefarchitekt Albert Speer errichteten nationalsozialistischen Monumentalbauten in Nürnberg, München und Berlin. Neue Lager entstanden aus Gründen der Zweckmäßigkeit von vornherein in der Nähe von Granitsteinbrüchen: so bei Flossenbürg in der Oberpfalz und, nach dem «Anschluß» Österreichs, in Mauthausen bei Linz. Wie im «Altreich» rekrutierten sich auch in dem zuletzt genannten Lager die Häftlinge aus so unterschiedlichen Gruppen wie Kriminellen, «Asozialen», Homosexuellen, Zigeunern, Juden sowie aus religiös und politisch motivierten Regimegegnern.

Zwischen Widerstand in der Absicht, Hitlers Regime zu Fall zu bringen, und der vorbehaltlosen Unterstützung des Nationalsozialismus gab es ein breites Spektrum an Haltungen. Häufig gingen Bewunderung für den «Führer» einher mit Verachtung für die «kleinen Hitlers» in der näheren Umgebung. Dieser Zwiespalt reichte bis weit in die NSDAP hinein, der anzugehören für viele eine Frage des beruflichen Fortkommens war. (Bei Kriegsende zählte die Partei 8,5 Millionen Mitglieder.) Viele «Volksgenossen» bejahten die Politik des «Dritten Reiches» im großen und ganzen, hatten aber Vorbehalte gegenüber Maßnahmen auf einzelnen Gebieten, etwa der Kirchen- und Schulpolitik. Bei manchen gingen die Vorbehalte so weit, daß sie, wo immer es möglich war, den Hitlergruß oder das Hissen der Hakenkreuzflagge vermieden, nationalsozialistischen Organisationen entweder gar nicht oder, wo es unvermeidlich erschien, nur «harmlosen» Gliederungen wie der NS-Volkswohlfahrt beitraten. Das war noch kein Widerstand, aber doch Distanz, Nichtmitmachen, teilweise Verweigerung. Im privaten Kreis, wo man sicher sein konnte, daß niemand etwas hörte, was er nicht hören sollte, konnten auch Zweifel und Kritik an Hitler geäußert werden. Für die große Mehrheit der Deutschen aber war «der Führer» sakrosankt: Hitlers Erfolge und seine Popularität glichen weithin aus, was es im Alltag des «Dritten Reiches» zu beanstanden gab.

Bei der großen Masse der Deutschen wurde Hitler um so beliebter, je länger die Friedensjahre seiner Herrschaft dauerten. Bei vielen «rechten» Intellektuellen sah es anders aus. Manche, die 1933 der «Machtergreifung» Beifall gezollt hatten, wandten sich in den folgenden Jahren, abgestoßen vom plebejischen Habitus der «Bewegung» und enttäuscht vom Mittelmaß ihrer «geistigen» Repräsentanten, von der offenen Unterstützung des Nationalsozialismus wieder ab. Das galt etwa für den Dichter Gottfried Benn, für den Soziologen Hans Freyer, der mit seiner «Revolution von rechts» 1931 eines der wenigen intellektuell bemerkenswerten Bücher jungkonservativer Provenienz vorgelegt hatte, den Philosophen Arnold Gehlen und, mit Einschränkungen, für Martin Heidegger, der sich seinerseits Angriffen radikaler Nationalsozialisten ausgesetzt sah, die ihn für weltanschaulich unzuverlässig erklärten.

Bei dem Staatsrechtler Carl Schmitt lag der Fall so, daß nicht er am Nationalsozialismus, sondern der Nationalsozialismus an ihm irre wurde. Im Oktober 1936 veranstaltete Schmitt als Leiter der Reichsgruppe Hochschullehrer im NS-Rechtswahrverbund eine Tagung über das Thema «Das Judentum in der Rechtswissenschaft». In seinem Schlußwort berief er sich auf Hitlers Wort «Indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich für das Werk des Herrn». Schmitt verlangte bei jedem Zitat aus der Schrift eines Juden, wenn es denn überhaupt angeführt werden müsse, die jüdische Herkunft des Autors zu vermerken, und gab seiner Hoffnung Ausdruck, daß «schon von der bloßen Nennung des Wortes ‹jüdisch› … ein heilsamer Exorzismus ausgehen» werde.

Schmitts Rede war eine Mischung aus tiefsitzender Abneigung gegenüber dem Judentum und opportunistischem Kotau vor den Herrschenden. Doch er zog aus seinem Unterwerfungsakt keinen Nutzen. Anfang Dezember 1936 griff «Das Schwarze Korps», das Organ der SS, angeregt durch Kritik aus der deutschen Emigration, Schmitt wegen seiner früheren Verbindungen zu Juden, seiner Nähe zum politischen Katholizismus und seiner Gegnerschaft zum Nationalsozialismus in der Zeit vor 1933 scharf an. Schmitt verlor seine politischen Ämter, mit Ausnahme der Mitgliedschaft im Preußischen Staatsrat, die er Göring verdankte, behielt aber die Professur. Dem «Dritten Reich» war er weiterhin, bis in den Zweiten Weltkrieg hinein, durch seine Veröffentlichungen verbunden.

Die Intellektuellen, die 1933 Deutschland nicht verlassen, aber auch keine Wendung zum Nationalsozialismus vollzogen hatten, fanden sich in der «inneren Emigration» wieder. Zu ihnen gehörten einige der bekanntesten Schriftsteller, darunter Ernst Jünger, Ricarda Huch, Reinhold Schneider, Ernst Wiechert und Werner Bergengruen. Soweit sie sich nicht offen politisch äußerten, konnten sie auch publizieren. Selbst verfremdete Kritik am Nationalsozialismus passierte mitunter die Zensur: so Bergengruens «Der Großtyrann und das Gericht» von 1935 und Jüngers «Auf den Marmorklippen» von 1939. Die Literatur der inneren Emigration wurde gelesen, aber von der Parteipresse totgeschwiegen. Offiziell gaben andere Schriftsteller den Ton an: Hans Friedrich Blunck zum Beispiel, Autor norddeutscher Mythenprosa und zeitweiliger Präsident der Reichsschrifttumskammer, Hans Grimm, Verfasser des Kolonialromans «Volk ohne Raum», und Werner Beumelburg, Autor von Romanen, die das «Kriegserlebnis» der Jahre 1914 bis 1918 verklärten.

Die «innere Emigration» blieb ein Phänomen der mittleren und älteren Generation. Jüngere Intellektuelle neigten dazu, im Nationalsozialismus die Kraft einer umfassenden Erneuerung der Nation zu sehen – oder ihn dazu zu machen. In den Schaltstellen der SS, ihres Sicherheitsdienstes, des SD, und der Gestapo saßen Mitte der dreißiger Jahre junge Akademiker, die ihr Studium in der «Systemzeit», der Weimarer Republik, absolviert hatten – Männer wie der 1903 geborene Mainzer Beamtensohn und Jurist Werner Best, der der Geheimen Staatspolizei als Organisator, Personalchef, Justitiar und Ideologe diente.

Das «Kriegserlebnis» der jungen nationalsozialistischen Technokraten waren die bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen in Deutschland zwischen 1919 und 1920 und von 1930 bis 1933, vor allem aber die Kämpfe um Oberschlesien und während der Ruhrbesetzung von 1923. Die jungen nationalsozialistischen Intellektuellen waren geprägt vom völkischen Nationalismus und entschlossen, mit den Mitteln des totalen Staates eine rassisch homogene Volksgemeinschaft aufzubauen. Die Ausschaltung von «Bolschewisten», «Marxisten» und anderen Staatsfeinden war ihr Verantwortungsbereich, und sie waren auf diesem Gebiet seit 1933 ein gutes Stück vorangekommen. Die Ausschaltung der Juden aber war eine noch weithin ungelöste Aufgabe. Die jungen Akademiker in SS, SD und Gestapo, die der Historiker Michael Wildt als «Generation des Unbedingten» charakterisiert hat, wußten das, und sie arbeiteten an einer Lösung.

Theoretisch hätte eine forcierte Auswanderung aus Deutschland eine «Lösung der Judenfrage» im nationalsozialistischen Sinn sein können. Ein Versuch in dieser Richtung wurde tatsächlich schon 1933 unternommen. Im August jenes Jahres schloß das Reichwirtschaftsministerium mit zionistischen Vertretern aus Deutschland und Palästina das «Haavarah-Abkommen», das es jüdischen Emigranten erleichterte, einen Teil ihres Vermögens indirekt nach Palästina zu transferieren (einen anderen Teil eignete sich das Deutsche Reich an, das überdies mehr Waren als bisher in Palästina absetzen konnte). Für die meisten der 60.000 Juden, die zwischen 1933 und 1939 nach Palästina auswanderten, bedeutete das Abkommen eine gewisse materielle Hilfe. Von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen erforderte jedoch erhebliche Geldmittel, über die nur ein Teil der deutschen Juden verfügte. Und auch von den vermögenden Juden hielt einstweilen nur eine Minderheit die Lage in Deutschland für so bedrohlich, daß sich ihr der Gedanke an Emigration aufdrängte. In den Jahren 1933 bis 1937 verließen etwa 129.000 von insgesamt 525.000 Juden Deutschland, die meisten davon in Richtung Westeuropa.

Im Frühjahr 1935 verstärkte sich wieder der antisemitische Druck von «unten», wobei vor allem nationalsozialistische Mittelständler in Erscheinung traten, die sich durch spontane Aktionen wie Überfälle auf jüdische Läden unliebsamer Konkurrenten zu entledigen versuchten. Die wirtschaftlichen Schäden waren beträchtlich, und das negative Echo im Ausland war so massiv, daß sich das Regime, auf Betreiben vor allem des «bürgerlichen» Hjalmar Schacht, der seit dem August 1934 zusätzlich zum Amt des Reichsbankpräsidenten auch das des Reichswirtschaftsministers bekleidete, im August 1935 zu einer legalistischen Kanalisierung des Protests entschloß.

Das Ergebnis waren die «Nürnberger Gesetze», die der Reichstag am 15. September 1935, während des Reichsparteitags der NSDAP und an dessen Tagungsort, verabschiedete. Das Reichsflaggengesetz beseitigte das im März 1933 eingeführte Nebeneinander der Hakenkreuzfahne und der schwarz-weiß-roten Flagge des Kaiserreichs zugunsten des nationalsozialistischen Symbols, das nun zur alleinigen Nationalfahne erklärt wurde. Das Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre verbot Eheschließungen zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder «artverwandten» Blutes; es untersagte überdies Juden, «arische» Hausangestellte weiblichen Geschlechts unter 45 Jahren zu beschäftigen und die Hakenkreuzfahne zu hissen. Das Reichsbürgergesetz definierte den Begriff des «Staatsangehörigen» und schuf für die «arischen» Deutschen die Rechtsfigur des Reichsbürgers. Nur Reichsbürger hatten die vollen politischen Rechte wie das Wahlrecht; die bloßen Staatsangehörigen wurden auf den Status von geduldeten Gästen herabgedrückt.

Hitler wählte von den vier Entwürfen des Staatsbürgergesetzes, die ihm vorgelegt wurden, den «mildesten» aus, strich aber die einschränkende Bestimmung, wonach das Gesetz nur für «Volljuden» galt. Die Folge war, daß auf dem Verordnungsweg festgelegt werden mußte, wer «Volljude», wer «Mischling ersten und zweiten Grades», wer «Geltungsjude», wer «Deutschblütiger» war – und welche Konsequenzen sich für die nicht rein «Deutschblütigen» ergaben. Die Rolle des obersten Schiedsrichters in Zweifelsfällen behielt sich Hitler selbst vor.

Die «Nürnberger Gesetze» hoben die Judenemanzipation auf und reduzierten das Deutschsein auf eine Frage der Biologie. Die Kampfansage an die Kultur war offenkundig und traf in Deutschland doch nicht selten auf Zustimmung. Die Beschränkung des jüdischen Einflusses auf dem Gesetzesweg wurde eher akzeptiert als wilde Aktionen gegen die Juden. In einem amtlichen Bericht aus Berlin hieß es, nach Jahren des Kampfes zwischen Deutschtum und Judentum seien nun «endlich klare Verhältnisse geschaffen», was «überall große Befriedigung und Begeisterung im Volke» ausgelöst habe. In Koblenz gab es «Genugtuung», weil das Blutschutzgesetz «mehr als die unerfreulichen Einzelaktionen die erwünschte Isolierung des Judentums herbeiführen» werde. Die Vertrauensleute der Sozialdemokratie sprachen hingegen von Ablehnung der Judengesetze in Arbeiterschaft und Bürgertum, ja «bis weit in nationalsozialistische Kreise hinein». Mindestens ebenso häufig wie die Entrechtung der Juden wurde freilich dieser Quelle zufolge die Verdrängung der kaiserlichen Flagge durch das Hakenkreuz kritisiert – also dasjenige der «Nürnberger Gesetze», das auch nach Meinung der offiziellen Berichterstatter eher unpopulär war.

Äußerlich trat nach den «Nürnberger Gesetzen» eine gewisse Beruhigung ein. 1936 war das Jahr der Olympischen Spiele in Garmisch-Partenkirchen und Berlin, und aus diesem Anlaß wollte die nationalsozialistische Führung der Welt ein freundliches Bild von Deutschland vermitteln. Als am 5. Februar der jüdische Medizinstudent David Frankfurter den Landesgruppenleiter der Auslandsorganisation der NSDAP in der Schweiz, Wilhelm Gustloff, erschoß, unterband das Regime alle antisemitischen Kundgebungen und Aktionen: Am Tag darauf begannen die Olympischen Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen.

Zwei Monate nach der Saarabstimmung tat Hitler einen Schritt, der zu den wichtigsten Stationen auf dem Weg in den Zweiten Weltkrieg gehört: Am 16. März 1935 ordnete er die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht an. Der «Führer und Reichskanzler» brach damit offen den Vertrag von Versailles, der Deutschland auf ein Berufsheer von 100.000 Mann festgelegt hatte. Die neue Wehrmacht sollte eine Friedensstärke von 36 Divisionen und 550.000 Mann besitzen.

Die europäischen Siegermächte, darunter zunächst auch Italien, begnügten sich mit papiernen Protesten; Großbritannien hatte nicht einmal Bedenken, nur drei Monate später, am 18. Juni 1935, ein Flottenabkommen mit Deutschland abzuschließen, in dem es sich mit einer Stärke der deutschen Kriegsmarine in einem Verhältnis von 35 zu 100 der britischen einverstanden erklärte. Hitler fühlte sich daher ermutigt, im folgenden Jahr zum nächsten, diesmal endgültigen Schlag gegen das System von Versailles und Locarno auszuholen: Am 7. März 1936 kündigte er die Locarnoverträge faktisch auf und ließ, um die militärische Souveränität des Reiches wiederherzustellen, die entmilitarisierte Zone des Rheinlands besetzen. Wäre Frankreich den einmarschierenden deutschen Truppen mit Waffengewalt entgegengetreten, hätte sich die Wehrmacht weisungsgemäß zurückziehen müssen – eine unvorstellbare Blamage für Hitler. Doch Frankreich war nicht kriegsbereit, und Großbritannien noch viel weniger. Zudem hatte Paris sich kurz zuvor nach dem Beginn des Krieges in Abessinien harten Sanktionen gegenüber Italien verweigert und damit die Glaubwürdigkeit des Westens insgesamt erschüttert. Daß die Weltöffentlichkeit sich Anfang 1936 nicht mit Deutschland, sondern mit Italien beschäftigte, kam Hitler überaus gelegen. Es war eine Chance, die er nicht ungenutzt vorübergehen lassen wollte.

Flankiert wurde die Rheinlandbesetzung durch einen propagandistischen Vorstoß Hitlers: In einer Rundfunkrede und in einem Memorandum schlug er den Signatarmächten der Locarnoverträge eine umfassende vertragliche Neuregelung vor. Mit Frankreich und Belgien wollte er Nichtangriffspakte schließen, die auf die Dauer von 25 Jahren gelten und von Großbritannien und Italien garantiert werden sollten. England versuchte er mit einem Luftpakt zu ködern, und falls der Westen auf sein Angebot einging, stellte er sogar eine Rückkehr in den Völkerbund in Aussicht. Die Rheinlandkrise endete so, wie Hitler es erhofft hatte: Der Völkerbund beließ es bei einer Verurteilung Deutschlands wegen Verletzung des Versailler Vertrags, verhängte aber keine Sanktionen. Frankreich, Belgien und Großbritannien garantierten sich wechselseitig ihre Territorien für den Fall, daß eines der Länder von Deutschland angegriffen werden sollte.

In Deutschland ließ der Erfolg des Überraschungsschlags die Popularität des «Führers» gewaltig ansteigen. Diesem bot der Prestigegewinn eine willkommene Gelegenheit, sich seine Macht plebiszitär bestätigen zu lassen: Bei den kurzfristig anberaumten Reichstagswahlen vom 29. März 1936, an denen die Juden nicht mehr teilnehmen durften und örtliche Wahlvorstände die Ergebnisse im Bedarfsfall kräftig nach oben korrigierten, stimmten 98,8 Prozent für die «Liste des Führers». Hitler schien nun selbst von seiner eigenen Unfehlbarkeit überzeugt, ja, wie der britische Historiker Ian Kershaw bemerkt, «ein Gläubiger seines Mythos» geworden zu sein. Wenn er in der bisher gefährlichsten außenpolitischen Krise des «Dritten Reiches», der Rheinlandbesetzung, mit seiner Politik der vollendeten Tatsachen Erfolg gehabt und aller Welt gezeigt hatte, daß die westlichen Demokratien und der Völkerbund zu entschlossenem Handeln nicht fähig waren – was konnte ihm da noch künftig mißlingen? Auf dem «Parteitag der Ehre» sprach er im September 1936 in der Pose des nationalen Erlösers von der mystischen Einheit zwischen sich und dem Volk: «Das ist das Wunder unserer Zeit, daß ihr mich gefunden habt (brausende Heilrufe!), daß ihr mich gefunden habt unter so vielen Millionen! Und daß ich euch gefunden habe, das ist Deutschlands Glück!»

Zur Beliebtheit Hitlers trug wesentlich auch der starke Rückgang der Arbeitslosigkeit bei: Zwischen 1935 und 1936 fiel die Zahl der Erwerbslosen von 2,1 auf 1,6 Millionen, was einer Minderung von 11,6 auf 8,3 Prozent entsprach. (In den USA lag die Arbeitslosigkeit 1936 noch bei 16,9 Prozent.) Als der britische Ökonom John Maynard Keynes 1936 seine «Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes» vorlegte, meinte er im Vorwort der noch im gleichen Jahr erschienenen deutschen Ausgabe des Buches, daß seine allgemeine Theorie der Produktion als Ganzes viel leichter an «die Verhältnisse eines totalen Staates» angepaßt werden könne als die klassische Theorie, die auf den freien Wettbewerb abstelle. In der Tat war der Staat im nationalsozialistischen Deutschland während der Weltwirtschaftskrise in viel höherem Maß als Investor aufgetreten als in irgendeinem anderen kapitalistischen Land, hatte also jene «ziemlich umfassende Verstaatlichung der Investition» betrieben, die Keynes als Mittel zur Belebung der Konjunktur empfahl.

Doch fast die Hälfte (47 Prozent) des volkswirtschaftlichen Wachstums der Jahre 1936 bis 1938 war direkt auf die Anhebung der öffentlichen Militärausgaben zurückzuführen. Nimmt man die Investitionen hinzu, die stark durch die Prioritäten der Autarkie- und Rüstungsmaßnahmen bestimmt waren, so kommt man nach der Analyse von Adam Tooze auf einen Zweidrittelanteil (67 Prozent) von unmittelbar und mittelbar militärischen Staatsinvestitionen. Der private Konsum war zwischen 1935 und 1938 nur für 25 Prozent des Wachstums verantwortlich, obwohl er noch 1935 für 70 Prozent aller volkswirtschaftlichen Aktivitäten gesorgt hatte. Von allen Waren und Dienstleistungen, die der Staat abnahm, entfielen 1935 70 und drei Jahre später 80 Prozent auf die Wehrmacht. Keynes, der in seiner antizyklischen Konjunkturpolitik ein Stück Friedenspolitik sah, begründete diese optimistische Annahme damit, daß kriegerische Expansion nicht mehr erforderlich sein würde, wenn Vollbeschäftigung durch «Inlandspolitik» zu erreichen sei. Die Wirtschaftspolitik des nationalsozialistischen Deutschland «keynesianisch» zu nennen, wie das immer wieder geschieht, heißt daher die politische Botschaft von Keynes zu ignorieren.

Zum Zeitpunkt des «Parteitags der Ehre» hatte Hitler seinen geheimen Zeitplan für die Vorbereitung des Krieges bereits ausgearbeitet. Seine im August 1936 verfaßte Denkschrift zum Vierjahresplan ging von denselben geostrategischen Maximen aus, die er schon in «Mein Kampf» dargelegt hatte: «Seit dem Ausbruch der Französischen Revolution treibt die Welt in immer schärferem Tempo in eine neue Auseinandersetzung, deren extremste Lösung Bolschewismus heißt, deren Inhalte und Ziel aber nur die Beseitigung und Ersetzung der bislang führenden Gesellschaftsschichten der Menschheit durch das international verbreitete Judentum ist. Kein Staat wird sich dieser geschichtlichen Auseinandersetzung entziehen oder auch nur fernhalten können. Seit sich der Marxismus durch seinen Sieg in Rußland eines der größten Reiche der Welt als Ausgangsbasis für seine weiteren Operationen geschaffen hat, ist diese Frage zu einer bedrohlichen geworden. Einer in sich selbst weltanschaulich zerrissenen demokratischen Welt tritt ein geschlossener autoritärer weltanschaulich fundierter Angriffswille entgegen. Die militärischen Machtmittel dieses Angriffswillens steigern sich dabei von Jahr zu Jahr.»

Deutschland war wie immer der «Brennpunkt der abendländischen Welt gegenüber den bolschewistischen Angriffen». Ein «Sieg des Bolschewismus über Deutschland würde nicht zu einem Versailler Vertrag führen, sondern zu einer endgültigen Vernichtung, ja Ausrottung des deutschen Volkes … Gegenüber der Notwendigkeit der Abwehr dieser Gefahr haben alle anderen Erwägungen als gänzlich belanglos in den Hintergrund zu treten … Das Ausmaß und das Tempo der militärischen Auswertung unserer Kräfte können nicht groß und nicht schnell genug gewählt werden! … Wenn es uns nicht gelingt, in kürzester Frist die deutsche Wehrmacht in der Ausbildung, in der Aufstellung der Formationen, in der Ausrüstung und vor allem auch in der geistigen Erziehung zur ersten Armee der Welt zu entwickeln, wird Deutschland verloren sein!»


Auf die wirtschaftliche Lage eingehend, kam Hitler zu dem Ergebnis, daß Deutschland überbevölkert und nicht in der Lage war, sich auf seiner eigenen Grundlage zu ernähren. Dasselbe galt für einen Großteil seiner Rohstoffbedürfnisse. Exportsteigerungen waren theoretisch möglich, praktisch aber unwahrscheinlich. Fürs erste folgte daraus, daß Deutschland sich dort, wo es nur irgend möglich war, auf Selbstversorgung umstellen mußte. Benzin und Gummi waren ohne Rücksicht auf die Kosten synthetisch herzustellen, die deutsche Stahl- und Kohleproduktion außerordentlich zu steigern. Wirtschaftssabotage mußte mit dem Tod bestraft werden, für alle Schädigungen der deutschen Wirtschaft war das gesamte Judentum haftbar zu machen. Die endgültige Lösung aber konnte nur «Erweiterung des Lebensraumes bzw. der Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes» heißen, also Krieg, und zwar nicht irgendwann, sondern schon in naher Zukunft. Die beiden Folgerungen, mit denen die Denkschrift schloß, waren ebenso klar wie apodiktisch: «I. Die deutsche Armee muß in 4 Jahren einsatzfähig sein. II. Die deutsche Wirtschaft muß in 4 Jahren kriegsfähig sein.»

Um das ehrgeizige Ziel der größtmöglichen Autarkie in kürzester Frist zu erreichen, schuf das Regime einen großen staatswirtschaftlichen Sektor unter Leitung des im Oktober 1936 ernannten Beauftragten für den Vierjahresplan. Hermann Göring, der damit seinen bisherigen Ämtern, denen des Reichstagspräsidenten, des preußischen Ministerpräsidenten, des Reichsministers für die Luftfahrt, des Oberbefehlshabers der Luftwaffe und des Reichsforst- und Reichsjägermeisters, ein neues hinzufügen konnte. Görings Behörde wurde damit zum Gegenpol des Reichswirtschaftsministeriums und Göring selbst zum Widerpart Hjalmar Schachts, der seinerseits in Personalunion Reichsbankpräsident, Reichswirtschaftsminister und (seit Mai 1935) Generalbevollmächtigter für die Kriegswirtschaft war.

Der Vierjahresplan, schon begrifflich eine Anleihe bei der Sowjetunion, leitete den Übergang zum nationalsozialistischen Staatskapitalismus ein: Der Einfluß des Regimes auf die Wirtschaft gewann eine neue Qualität. Im Juli 1937 wurde in Salzgitter die «A. G. für Erzbergbau und Eisenhütten Hermann Göring» gegründet – die Keimzelle der ein Jahr später ins Leben gerufenen «Reichswerke Hermann Göring», eines Mammutkonzerns, der 1940 fast 600.000 Menschen beschäftigte und alle Produktionsstufen in sich vereinigte. Schacht zog aus seiner fortschreitenden Entmachtung die Konsequenzen: Im August 1937 bat er Hitler um seine Entlassung als Reichswirtschaftsminister und Generalbevollmächtigter für die Kriegswirtschaft. Am 26. November 1937 gab Hitler dem Antrag statt. Das Amt des Reichsbankpräsidenten behielt Schacht noch bis zum Januar 1939.

Die Entscheidung für den absoluten Vorrang der Rüstung mußte die Staatsverschuldung in schwindelnde Höhen treiben – jedenfalls dann, wenn das Regime eine entsprechende höhere Besteuerung der Bevölkerung und damit eine Minderung des Massenkonsums ausschloß. Diese Option aber kam für Hitler zu keiner Zeit in Frage. Es gab nichts, was ihn mehr ängstigte als Unzufriedenheit bei den Arbeitern. Der britische Historiker Timothy W. Mason hat in seinem 1975 erschienenen Werk «Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft» von der geradezu traumatischen Erinnerung Hitlers und anderer führender Nationalsozialisten an den November 1918 gesprochen: ein Ereignis, das sie entsprechend der «Dolchstoßlegende» als Verhinderung des Endsiegs durch eine Revolution in der Heimat deuteten.

Der wirtschaftliche Aufschwung seit 1933 hatte den meisten Deutschen eine Verbesserung ihrer materiellen Lebensverhältnisse gebracht: Die durchschnittlichen Wochenverdienste lagen 1937 um 20,6 Prozent höher als im Depressionsjahr 1932, aber um 28,8 Prozent niedriger als 1929; der Index der Lebenshaltungskosten hingegen war zwischen 1932 und 1937 nur um 3,7 Prozent gestiegen. Viele «Volksgenossen» konnten sich nun erstmals ein so wertvolles Konsumgut wie den «Volksempfänger» leisten (der zugleich das wichtigste Mittel zur Verbreitung der nationalsozialistischen Propaganda war). Zwischen August 1933 und August 1934 wurden 650.000 dieser preiswerten Rundfunkgeräte verkauft, weitere 854.000 bis Ende 1935. 1938 stand in 70 Prozent aller großstädtischen Haushalte ein solcher Apparat. Auf dem Lande freilich war der Besitz eines «Volksempfängers» viel seltener.

1933 besaß nur jeder 37. Haushalt einen Personenkraftwagen. 1934 versprach Hitler, ein Auto für das Volk bauen zu lassen, das nicht mehr als 1000 Reichsmark kosten sollte. Im Juli 1936 entschied sich der «Führer» für den Bau des «Volkswagens» in einem staatseigenen Werk, das der populären Freizeitorganisation «Kraft durch Freude», einer Abteilung der Deutschen Arbeitsfront, unterstand; im Mai 1938 nahm das von Ferdinand Porsche geleitete Volkswagenwerk in der kurz darauf gegründeten Stadt Wolfsburg am Mittellandkanal seine Arbeit auf. Bis 1939 unterzeichneten 270.000, bis zum Kriegsende 340.000 Deutsche einen Sparvertrag, der, wenn die Summe von 750 Reichsmark erreicht war, zum Kauf eines solchen Autos berechtigen sollte. Zwar erhielt bis 1945 kein einziger ziviler Kunde einen «Volkswagen», und die inzwischen angesparten 275 Millionen Reichsmark, deren Zinsen das Reich eingestrichen hatte, wurden durch die Nachkriegsinflation vernichtet. Aber in den Vorkriegsjahren des «Dritten Reiches» genügte schon die Erwartung, in absehbarer Zeit im eigenen «Volkswagen» auf den Reichsautobahnen, den «Straßen des Führers», durch Deutschland fahren zu können, um die Popularität des Regimes und Hitlers persönlich zu steigern.

Im Jahr 1937 sank die Zahl der Arbeitslosen auf 912.000, was einem Erwerbslosenanteil von 4,6 Prozent entsprach. Bis zum folgenden Jahr wurde die Zahl der Erwerbslosen nochmals halbiert: Sie fiel auf 430.000 oder 2,1 Prozent. Damit erreichte Deutschland als erste der von der Weltwirtschaftskrise hart getroffenen Industrienationen den Zustand der Vollbeschäftigung. Die Hochkonjunktur beruhte zum größten Teil auf einer «kreativen» Kreditschöpfung, den Mefowechseln – auf einer Staatsschuld, die nur durch die Eroberung fremder Territorien und die Ausbeutung ihrer Ressourcen und Arbeitskräfte abgetragen werden konnte. Hätte Hitler den Krieg nicht schon seit langem geplant, so hätte er ihn spätestens seit 1936 planen müssen: Anders war der Folge gigantischer Investitionen in unproduktive Zwecke, dem Zusammenbruch der Staatsfinanzen, nicht zu entgehen. Um den Beginn des Krieges nicht in eine fernere Zukunft hinausschieben zu müssen, lehnte Hitler eine «Tiefenrüstung», wie sie der Chef des Wehrwirtschaftsstabes im (seit Mai 1935 so genannten) Reichskriegsministerium, Oberst Georg Thomas, forderte, ab und setzte auf eine «Breitenrüstung» – eine Rüstung, die es nicht erlaubte, einen längeren Krieg, sondern lediglich «Blitzkriege» zu führen. Aus der Beute dieser Kriege sollten die nächsten Blitzkriege finanziert werden: So wollte Hitler die unkalkulierbaren Kosten der Verwirklichung seines Lebensraumprogramms bestreiten.

Je mehr die Arbeitslosenzahlen sanken, desto mehr erhöhte sich der Marktwert des Produktionsfaktors Arbeit. In den prägnanten Worten Masons: «Die Lage auf dem Arbeitsmarkt machte es ab 1936 den Arbeitern möglich, in einem gewissen Maße Bedingungen für die eigene politische Unterwerfung zu stellen. Da der DAF die Stabilisierung dieser Unterwerfung oblag, machte sie sich die Bedingungen der Arbeiterklasse dafür zum guten Teil zu eigen: Diese zielten zu allermindest auf einen Anteil an der steigenden Prosperität, was notwendigerweise eine Verschärfung der Konflikte zwischen der DAF und denjenigen Instanzen und Interessen führte, die sich allen Lohnsteigerungen, der Bezahlung von Feiertagen, dem Ausbau betrieblicher Wohlfahrtseinrichtungen widersetzen mußten.» Hätte die Deutsche Arbeitsfront die Unternehmer, die staatliche Bürokratie und das Militär bei der erstrebten Einschränkung des Konsums unterstützt, wäre sie Masons treffendem Urteil zufolge als Massenorganisation für das Herrschaftssystem in kürzester Zeit unbrauchbar geworden. «Wegen der anhaltenden Sorge der Herrschenden um ihre Legitimation erwies sich die negative Macht der Arbeiterklasse als stark genug, diesen Weg von vornherein ungangbar zu machen. Um ihre Gunst mußte in le plébiscite de tous les jours (dem sich täglich wiederholenden Plebiszit [Ernest Renan], H. A. W.) geworben werden.»

Zwischen Dezember 1935 und Juni 1939 stiegen die durchschnittlichen Stundenlöhne in der Industrie um 10,9 Prozent, im Produktionsgütersektor, zu dem die meisten Rüstungsbetriebe gehörten, sogar um 11,3 Prozent. Die Wochenlöhne erhöhten sich infolge verlängerter Arbeitszeiten noch stärker, nämlich um 20,7 Prozent, wobei hier die Konsumgüterbranchen mit einem Zuwachs von 20,7 Prozent noch vor den Produktionsgüterindustrien lagen. Im Durchschnitt verdiente der männliche Arbeiter 1939 wöchentlich 5,80 Reichsmark, die Arbeiterin 2,50 Reichsmark mehr als 1936. Die Konsumkraft der arbeitenden Bevölkerung wuchs dadurch um 85 Millionen Reichsmark und durch die steigenden Beschäftigungszahlen nochmals um 115 bis 120 Millionen Reichsmark pro Woche.

Die Einkommenssteigerungen der Jahre seit 1935 gingen den zeitgenössischen Quellen zufolge zu einem erheblichen Teil auf den Druck der Arbeiter zurück. Dieser äußerte sich in unterschiedlichen Formen der Zurückhaltung von Arbeit – in Krankfeiern, achtloser Arbeit, Bummelantentum und Aufsässigkeit. Der Inhaber einer Dresdner Gerberei sprach im Sommer 1939, wohl ohne zu übertreiben, von einem «getarnten Streik». Mason nennt die sich häufenden Disziplinlosigkeiten «eigentlich eine Art von passiver politischer Opposition» und eine «primitive Form von Klassenkampf». Die zweite Formel ist vermutlich zutreffend, die erste hingegen eine Überinterpretation: Die Widerständigkeit der Arbeiter scheint in den seltensten Fällen politisch motiviert gewesen zu sein. Dennoch rief sie überall die Gestapo auf den Plan: Die Antwort des Regimes bestand aus forciertem Terror.

Eine weitere Steigerung der Rüstungsproduktion erschien im Sommer 1939 nach Lage der Dinge nicht mehr möglich. Die Politik des «Dritten Reiches» hatte ein paradoxes Resultat gezeitigt: Die fortschreitende Abnahme der Arbeitslosigkeit und die gestiegenen Einkommen, beides in erster Linie Folgen der Aufrüstung, führten zu einer Expansion des privaten Konsums, die schließlich auf Kosten der Aufrüstung ging. Den Konsum massiv zu beschränken erschien dem Regime politisch gefährlich. Aus diesem Dilemma gab es auf längere Sicht keinen anderen Ausweg mehr als kriegerische Expansion. Der Krieg wurde am 1. September 1939, wie wir noch sehen werden, nicht aus ökonomischen Gründen ausgelöst. Aber ohne Rückgriff auf militärische Gewalt hätte Deutschland seine Kriegswirtschaftspolitik schwerlich noch lange durchhalten können.

Als Hitler im August 1936 der deutschen Armee den Auftrag erteilte, innerhalb von vier Jahren einsatzfähig zu sein, beschwor er nur die Gefahr aus dem Osten, die Drohung des Bolschewismus. Über die westlichen Demokratien äußerte er sich abfällig, aber er bezeichnete sie nicht als künftige Kriegsgegner, und er wünschte auch keinen Krieg mit ihnen. Dem französischen Journalisten Bertrand de Jouvenel versicherte er im Februar 1935, während in Frankreich die Auseinandersetzung um die Ratifizierung des Beistandspaktes mit der Sowjetunion tobte, die Behauptung von der deutsch-französischen Erbfeindschaft sei «Unsinn»; die gegenteiligen Äußerungen in «Mein Kampf» gehörten längst der Vergangenheit an; die entsprechende Korrektur versprach er in das «große Buch der Geschichte» einzutragen.

Großbritannien, den Partner des Flottenabkommens vom 18. Juni 1935, umwarb Hitler nach wie vor als künftigen Bundesgenossen. Wenn er seit ebendieser Zeit die kolonialpolitische Propaganda des Reiches verstärkte, dann nicht, weil er in kolonialer Expansion ein vorrangiges Ziel deutscher Politik oder gar eine Alternative zur Eroberung von «Lebensraum» im Osten gesehen hätte. Die Kolonialfrage war für ihn vielmehr vor allem ein Mittel, mit dem er London unter Druck zu setzen gedachte: Großbritannien sollte in ein Bündnis einwilligen, das ihm freie Hand in Osteuropa ließ, während er das Empire als britische Interessensphäre anzuerkennen versprach.

Die größte Durchschlagskraft maß Hitler im Blick auf Westeuropa und Amerika dem militanten Antibolschewismus des Reiches bei. Wenn die westlichen Demokratien endlich lernten, in Deutschland das entscheidende Bollwerk gegenüber der von der Sowjetunion ausgehenden Gefahr zu sehen, würden sie sich mit der fortschreitenden Außerkraftsetzung der Friedensordnung von 1919 abfinden. Der Abschluß des französisch-sowjetischen Beistandspaktes vom Mai 1935 und die Bildung von Volksfrontregierungen, zuerst in Madrid im Februar, dann in Paris im Juni 1936, waren außenpolitische Rückschläge, die jedoch zugleich eine propagandistische Chance in sich schlossen: Hitler konnte hoffen, mit seinen antikommunistischen Parolen bei der Rechten in Frankreich und Spanien, aber auch in Großbritannien mehr Resonanz als bisher zu finden.

Zwei Monate nach dem Beginn des Spanischen Bürgerkrieges präsentierte sich der «Führer und Reichskanzler» am 13. September 1936 auf dem «Parteitag der Ehre» den Deutschen und der Welt abermals als Retter vor dem Bolschewismus. Die Kämpfe in Spanien rechnete er in apokalyptischer Manier zu den «Zeichen einer bösewerdenden Zeit»: «Was wir jahrelang predigten über die größte Weltgefahr dieses endenden zweiten Jahrtausends unserer christlichen Geschichte, wird furchtbare Wirklichkeit. Überall beginnt die Minierarbeit der bolschewistischen Drahtzieher wirksam zu werden. In einer Zeit, da bürgerliche Staatsmänner von Nichteinmischung reden, betreibt eine internationale jüdische Revolutionszentrale von Moskau aus über alle Rundfunksender und durch tausend Geld- und Agitationskanäle die Revolutionierung dieses Kontinents.» Die Folgerung, die Hitler aus dieser Lagebeurteilung zog, schien in sich schlüssig: So wie der Nationalsozialismus im Innern mit dieser «Weltverhetzung» fertig geworden sei, werde er «auch jeden Angriff von außen mit brutalster Entschlossenheit abwehren» – und deshalb rüste Deutschland auf.

Sehr viel leichter als London war Rom für eine Art von antikommunistischer Internationale zu gewinnen. Der Abessinienkrieg hatte die Kluft zwischen dem faschistischen Italien und den westlichen Demokratien vertieft und nahezu zwangsläufig zu einer Annäherung an das Deutsche Reich geführt, von dem Italien wirtschaftlich ohnehin in hohem Maß abhängig war. Hitler hatte Mussolini durch umfangreiche Rohstofflieferungen geholfen, die Sanktionen des Völkerbundes weithin wirkungslos zu machen, was der «Duce» dadurch honorierte, daß er den Streitpunkt Österreich entschärfte und Bundeskanzler Schuschnigg zu einer Verständigung mit Deutschland drängte. Der schärfste Widersacher einer solchen Politik, Vizekanzler und Heimwehrführer Rüdiger Starhemberg, war, nachdem er anläßlich der Eroberung von Addis Abeba ein unautorisiertes und höchst undiplomatisches Glückwunschtelegramm an Mussolini geschickt hatte, von Schuschnigg aus der Regierung entfernt worden. Die Führung der «Vaterländischen Front», der Dachorganisation der regierungsnahen Kräfte, übernahm an Stelle Starhembergs Schuschnigg. Infolgedessen konnte sich in den folgenden Wochen in Wien ohne größeren Widerstand jene Linie eines «deutschen Weges» durchsetzen, auf die von Seiten des Deutschen Reiches Botschafter von Papen seit seiner Berufung im August 1934 mit Unterstützung Hitlers hingearbeitet hatte.

Am 11. Juli 1936 wurde ein Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Österreich geschlossen. Im öffentlichen Teil des Abkommens erkannte Deutschland die «volle Souveränität des Bundesstaates Österreich» an und hob die im Mai 1934 verhängte Tausend-Mark-Sperre für Reisen nach Österreich auf. Österreich bekannte sich seinerseits als «deutscher Staat». Im geheimen Teil verpflichtete sich Wien, seine auswärtige Politik «unter Bedachtnahme auf die friedlichen Bestrebungen der deutschen Reichsregierung zu führen» und bei Fragen, die beide Regierungen berührten, mit Berlin in einen Meinungsaustausch einzutreten. Österreich versprach überdies eine großzügige politische Amnestie und in naher Zukunft eine Regierungsbeteiligung der «bisherigen sogenannten nationalen Opposition in Österreich». Tatsächlich galten bereits zwei am 11. Juli ernannte Mitglieder der Regierung als Vertrauensmänner der betont nationalen Kreise: der Staatssekretär im Bundeskanzleramt Guido Schmidt und der Minister ohne Geschäftsbereich Edmund Glaise-Horstenau. (Im November wechselte Schmidt in das von Schuschnigg geleitete Außenministerium, Glaise-Horstenau übernahm das Innenministerium.) Im Oktober 1936 wurden die Heimwehren aufgelöst, im Juni 1937 der nationalsozialistische Rechtsanwalt Arthur Seyß-Inquart in den Staatsrat berufen. Er fungierte fortan als Verbindungsmann sowohl zwischen Schuschnigg und Hitler wie zwischen dem Bundeskanzler und der «nationalen Opposition». Die österreichische NSDAP freilich blieb verboten. Österreich war seit dem Juli 1936 ein Staat mit drastisch eingeschränkter Souveränität – wenig mehr als ein Satellit des Deutschen Reiches.

Die einvernehmliche, wenn auch nur scheinbare Lösung der Österreichfrage ebnete den Weg für eine intensive Ausgestaltung des deutsch-italienischen Verhältnisses. Am 23. Oktober 1936 unterzeichneten die beiden Außenminister, Konstantin Freiherr von Neurath und Galeazzo Graf Ciano, der Schwiegersohn des «Duce», ein geheimes Kooperations- und Konsultationsabkommen, womit der Grund für die «Achse Berlin-Rom» gelegt war, die Mussolini am 1. November proklamierte. Um sie herum sollten sich fortan alle europäischen Staaten bewegen können, «die vom Willen zur Zusammenarbeit und zum Frieden beseelt waren»: eine eigenwillige Umschreibung der Kooperation beider Mächte im Spanischen Bürgerkrieg auf der Seite der Nationalisten um General Franco, dessen Putschregime Berlin und Rom am 18. November 1936 offiziell anerkannten.

Eine Woche später, am 25. November, schlossen Deutschland und Japan den Antikominternpakt: ein von Joachim von Ribbentrop, dem deutschen Botschafter in London und außenpolitischen Berater Hitlers, am chinafreundlichen Auswärtigen Amt vorbei lanciertes Abkommen, das eine gemeinsame Propagandatätigkeit gegen die Zersetzungsarbeit der Dritten Internationale vorsah und es in seinem geheimen Teil den Unterzeichnerstaaten untersagte, Maßnahmen zu treffen, die die Sowjetunion entlasten könnten, wenn diese einen der Partner angriff. Außerdem durfte keiner der Signatarstaaten Verträge mit der Sowjetunion abschließen, die dem Antikominternpakt widersprachen.

In Japan hatte sich nach der Niederschlagung eines blutigen Militärputsches rechtsradikaler Offiziere im Februar 1936 die Armee als der entscheidende Ordnungsfaktor durchgesetzt. Innerhalb der Armee gab die unternehmerfreundliche Tosei (oder Kontrollfraktion) den Ton an. Seit August 1936 orientierte sich Tokio an den «Grundsätzen nationaler Politik». Sie waren ein Kompromiß zwischen der Armee, die eine kontinentale Expansion in Ostasien anstrebte, und der Marine, für die eine maritime Machtausdehnung im pazifischen Raum Vorrang hatte. Demnach sollte sich das Kaiserreich für eine Auseinandersetzung sowohl mit der Sowjetunion als auch mit den Westmächten und hier vor allem mit den USA wappnen.

Am 7. Juli 1937, wenige Wochen nachdem Fürst Konoe Fumimaro, das Oberhaupt einer angesehenen Adelsfamilie, an die Spitze der Regierung getreten war, kam es an der Marco-Polo-Brücke in Peking zu einem Schußwechsel zwischen Angehörigen der chinesischen Streitkräfte und japanischen Soldaten, die dort seit dem «Boxerprotokoll» vom September 1901 ein Stationierungsrecht hatten. Damit begann der japanisch-chinesische Krieg, der vier Jahre später in den Zweiten Weltkrieg einmünden sollte. Die chinesische Führung unter Tschiang Kai-schek schloß kurz darauf einen Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion. Japan legte im November Friedensbedingungen vor, die darauf hinausliefen, China in eine japanische Satrapie zu verwandeln. Deutschland, das seit der Zeit der Weimarer Republik die chinesische Armee durch inoffizielle Militärberater unterstützte und umfangreiche Handelsbeziehungen zu Peking unterhielt, schaltete sich als Vermittler ein, hatte damit aber keinen Erfolg.

Am 13. Dezember 1937 nahmen die Japaner Nanking ein. Es folgten ein Blutbad unter den chinesischen Soldaten und der Zivilbevölkerung, dem bis zu 300.000 Menschen zum Opfer fielen, Massenvergewaltigungen und Plünderungen. Bis Ende 1938 eroberte die japanische Armee große Teile von Nord- und Zentralchina sowie die wichtigsten Verkehrslinien und Küstenabschnitte, führte danach aber keine größeren Offensiven mehr durch. Am 3. November 1938 proklamierte die Regierung Konoe die «Neue Ordnung in Ostasien» – eine Zone des Friedens, die aus Japan, China und Mandschukuo bestehen sollte. Das Deutsche Reich hatte um diese Zeit bereits seine Militärberater aus China abgezogen und sich zur Einstellung seiner Rüstungslieferungen an Chiang Kai-shek sowie zur Einschränkung seines Handels mit China verpflichtet. Zu dem von Tokio gewünschten Bündnis mit den Achsenmächten aber kam es nicht. Berlin und Rom bestanden auf einer Allianz, die sich nicht nur gegen die Sowjetunion, sondern auch gegen Großbritannien und Frankreich richten sollte. Diesem Ansinnen verweigerte sich vor allem die japanische Marine, die sich für einen großen Seekrieg noch nicht stark genug fühlte.

Das faschistische Italien rückte im Verlauf des Jahres 1937 noch näher an das nationalsozialistische Deutschland heran. Ende September unternahm Mussolini eine triumphale Deutschlandreise. Ihr Höhepunkt war der kunstvoll inszenierte Besuch des «Duce» in Berlin. Am 28. September legte Mussolini in Gegenwart Hitlers vor den jubelnden Massen auf dem Maifeld in deutscher Sprache dar, was für ihn die «Ethik des Faschismus» und zugleich seine «persönliche Moral» war: «… klar und offen reden, und wenn man einen Freund hat, mit ihm zusammen bis ans Ende marschieren.» Knapp sechs Wochen später, am 6. November, trat Italien dem Antikominternpakt bei. Am 11. Dezember tat Mussolini den Schritt, den Hitler schon vier Jahre zuvor getan hatte: Er erklärte den Austritt seines Landes aus dem Völkerbund.

Zu diesem Zeitpunkt lag bereits ein genauer Zeitplan Hitlers für den großen Krieg vor. Am 5. November 1937 entwickelte der «Führer und Reichskanzler» in einer Geheimrede in Gegenwart des Reichskriegsministers von Blomberg, des Außenministers von Neurath, der Oberbefehlshaber der drei Wehrmachtsteile, Fritsch für das Heer, Raeder für die Marine und Göring für die Luftwaffe, sowie des Wehrmachtadjutanten Oberst Hoßbach sein militärisch-strategisches Gesamtprogramm. Einer von Hoßbach fünf Tage später angefertigten Aufzeichnung zufolge konnte die deutsche Raumnot nach Hitlers Überzeugung nur noch auf dem Weg der Gewalt behoben werden. Die Rohstoffgebiete, die Deutschland für sein, von einem festen Rassekern beherrschtes Weltreich benötige, seien zweckmäßigerweise im unmittelbaren Anschluß an das Reich und nicht in Übersee zu suchen. Es sei sein, Hitlers, «unabänderlicher Entschluß, spätestens 1943/45 die deutsche Raumfrage zu lösen». Vielleicht müsse aber auch schon vorher gehandelt werden, falls es in Frankreich zum Bürgerkrieg komme oder das Land in einen Krieg mit einer dritten Macht gerate. Zur Verbesserung der militärisch-politischen Lage Deutschlands müsse in jedem Fall einer kriegerischen Verwicklung die Niederwerfung der «Tschechei» und Österreichs das erste Ziel sein. Dies sei notwendig, um die Flankenbedrohung eines etwaigen Vorgehens nach Westens auszuschalten.

Was Hitler den versammelten Ministern und Militärs vortrug, war im Kern nichts anderes als eine Kurzfassung seines in «Mein Kampf» entwickelten Lebensraumprogramms. Daß er als Reichskanzler an diesen Zielsetzungen festzuhalten entschlossen war, hatte er der militärischen Führung schon am 3. Februar 1933 klar gemacht. Seine Darlegungen vom 5. November 1937 dürften insoweit die Zuhörer kaum überrascht haben. Was einige, nämlich Neurath, Blomberg und Fritsch, zu Widerspruch veranlaßte, war zum einen Hitlers Annahme, Großbritannien und Frankreich würden einem deutschen Angriff auf die Tschechoslowakei tatenlos zusehen, zum anderen seine Hoffnung, im Gefolge des Spanischen Bürgerkrieges werde es demnächst zu einem Krieg Frankreichs und Großbritanniens gegen das faschistische Italien kommen. Die Bedenken des Außenministers scheinen besonders gravierend gewesen zu sein. Sie waren jedenfalls von Kritik an Hitler nicht mehr zu unterscheiden, so daß manches für die Vermutung spricht, Neurath habe an jenem Tag selbst den Grund für seine Entlassung Anfang Februar 1938 gelegt.

Anhaltspunkte für die Annahme, daß sich Hitler schon am 5. November 1937 auch zur Trennung von Blomberg und Fritsch entschlossen hätte, gibt es aber nicht. Daß sie drei Monate später nicht mehr im Amt waren, war die Folge von zwei unvorhergesehenen Affären. Sie gaben Hitler Anlaß, ein großes Revirement vorzunehmen, das sich vorzüglich eignete, Vorgänge von äußerster Peinlichkeit zu verschleiern. Die erste Affäre betraf die zweite Ehe des Kriegsministers: Am 21. Januar erfuhr Hitler, der neun Tage zuvor zusammen mit Göring Trauzeuge bei der Hochzeit Blombergs und Margarete Gruhns gewesen war, daß die Frau des Ministers früher als Modell für pornographische Aufnahmen und als Prostituierte gearbeitet hatte.

Unter den denkbaren Nachfolgern des kompromittierten Blomberg war der Oberbefehlshaber des Heeres, Generaloberst Werner Freiherr von Fritsch. Über ihn lag jedoch eine Polizeiakte vor, deren Vernichtung Hitler 1936 (vergeblich) angeordnet hatte. Darin war die Aussage eines Berufsverbrechers festgehalten, daß Fritsch wegen eines homosexuellen Vergehens erpreßt worden sei. Die Anschuldigung war, wie ein Kriegsgericht im März 1938 feststellte, falsch: Sie beruhte auf einer Namensverwechslung. Zunächst aber schien das, was die Gestapo auf Weisung Himmlers ermittelte, Fritsch zu belasten. Die Folge war, daß außer dem Reichskriegsminister auch der Oberbefehlshaber des Heeres sein Amt verlor – beide, wie es offiziell hieß, wegen ihres angegriffenen Gesundheitszustands.

Seit dem 4. Februar 1938 gab es keinen Reichskriegsminister mehr. Die Geschäfte des Reichskriegsministers nahm fortan das neu geschaffene Oberkommando der Wehrmacht wahr. An seine Spitze trat Hitler; ihm unmittelbar untergeordnet war der neue «Chef des OKW», der General der Artillerie Wilhelm Keitel, der im Rang einem Reichsminister gleichgestellt war. Zum Nachfolger von Fritsch berief Hitler Generaloberst Walther von Brauchitsch. Göring, der Oberbefehlshaber der Luftwaffe, wurde zum Generalfeldmarschall ernannt und war damit der ranghöchste deutsche Soldat. Zu zahlreichen weiteren Umbesetzungen im militärischen Bereich, die als gezielte Maßnahmen zur Verjüngung der Generalität ausgegeben wurden, kamen zwei Wechsel an der Spitze von Ministerien. Die Nachfolge von Außenminister von Neurath trat Joachim von Ribbentrop an. Ebenfalls am 4. Februar 1938 wurde bekanntgegeben, daß Walther Funk, bisher Staatssekretär des Propagandaministeriums, an Stelle des Ende November zurückgetretenen Schacht die Leitung des Reichswirtschaftsministeriums übernommen habe.

Die Affären um Blomberg und Fritsch hatten Wirkungen, die Hitler höchst gelegen kamen: Die Wehrmacht hatte jetzt endlich eine einheitliche Führung, wobei das «preußische» Heer seine Sonderstellung verlor und Hitlers Macht weiter wuchs. Der Einfluß der «alten Eliten» ging auch in der Diplomatie und in der Wirtschaft zurück; dafür sorgten die Umbesetzungen an der Spitze des Auswärtigen Amtes und des Reichswirtschaftsministeriums. Die Gewichtsverlagerungen vom 4. Februar 1938 fügten sich zu einem Gesamtbild zusammen, das Zeitgenossen und Historiker vermuten ließ, es sei das Ergebnis langfristiger Planung. Tatsächlich bewiesen die Ereignisse von Anfang Februar 1938 einmal mehr, daß Hitler ein Genie der Improvisation war: Er verstand es meisterhaft, sich Vorgänge nutzbar zu machen, die für ihn so überraschend waren wie für den Rest der Welt.[8]

Anfänge des Appeasement:
Großbritannien 1933–1938

Hitlers Wunschpartner Großbritannien hatte den Machtwechsel in Deutschland vom 30. Januar 1933 mit bemerkenswerter Gelassenheit aufgenommen. Die konservativen und liberalen Zeitungen sahen im hohen Maß an personeller Kontinuität zwischen den Kabinetten Schleicher und Hitler ein Zeichen dafür, daß mit dramatischen Veränderungen der deutschen Politik vorerst nicht zu rechnen war; die der Labour Party nahestehende Presse gab der neuen Regierung meist keine lange Lebenszeit. Allgemeine Empörung löste der Boykott jüdischer Geschäfte am 1. April 1933 aus, nach dem Ende der Aktion legte sich die Erregung aber rasch wieder. Die britische Öffentlichkeit blieb, was Hitlers Deutschland anging, gespalten: Es gab die rechten Massenblätter wie die «Daily Mail» und den «Daily Express», die vor allem den militanten Antibolschewismus der Nationalsozialisten lobenswert fanden; in moderater Form taten das auch konservative Zeitungen wie die «Times» und der «Daily Telegraph»; die liberalen Blätter, obenan die «News Chronicle» und der «Manchester Guardian», bezogen eine zunehmend kritische Position; der «Daily Herald», das Blatt der Labour Party, war entschieden antifaschistisch und antinationalsozialistisch.

Seit dem zweiten Jahr das «Dritten Reiches» bemühten sich prominente Publizisten und Politiker Großbritanniens, einen persönlichen Eindruck von Hitler und anderen bekannten Repräsentanten seines Regimes zu gewinnen. Im Dezember 1934 empfing der «Führer und Reichskanzler» den ihm wohlgesonnenen Lord Rothermere, den Verleger der «Daily Mail», im Januar 1935 Lord Lothian, ein führendes Mitglied der Liberalen Partei, im Lauf des Olympiadejahres 1936 den früheren liberalen Premierminister Lloyd George, der aus seiner Bewunderung für Hitler keinen Hehl machte, den Pressemagnaten Lord Beaverbrook und nochmals Lord Rothermere, außerdem die pazifistischen Labourpolitiker Lord Allen of Hartwood und George Lansbury. Mehrfach führten Hitler, Göring und Ribbentrop ausführliche Gespräche mit dem im Mai 1935 zurückgetretenen konservativen Luftwaffenminister Lord Londonderry; Ribbentrop genoß seinerseits zweimal, im Mai und im November 1936, die Gastfreundschaft des Lords auf dessen Landsitz in Ulster. Die ersten offiziellen Gesprächspartner Hitlers aus Großbritannien waren Außenminister Sir John Simon und sein parlamentarischer Staatssekretär Anthony Eden, die Ende März 1935 nach Berlin kamen, um die Möglichkeit einer Verständigung auszuloten, aber mit leeren Händen nach London zurückkehrten.

Was die Besucher Hitlers von diesem zu hören bekamen, war fast immer dasselbe: seine Warnungen vor der Drohung des Bolschewismus, sein Beharren auf der militärischen Gleichberechtigung Deutschlands und sein Interesse an einem deutsch-britischen Arrangement, das dem Reich freie Hand in Mittel- und Osteuropa lassen und dem Empire die Anerkennung als britische Interessensphäre durch Deutschland bringen sollte. Dazu kam die vor allem taktisch gemeinte, also verhandelbare Forderung nach der Rückgabe der deutschen Kolonien in Afrika. Eine Chance, damit Gehör zu finden, hatte Hitler nicht nur bei seinen inoffiziellen Besuchern aus London, sondern auch in diversen Zirkeln der britischen Oberschicht wie des «Clivedon Set», einem Kreis von überwiegend konservativen Persönlichkeiten, der sich in Clivedon, dem Wohnsitz von Lord und Lady Astor, zu treffen pflegte und eine enge deutsch-britische Zusammenarbeit im Zeichen der gemeinsamen Gegnerschaft zum Bolschewismus erstrebten. Demselben Ziel widmete sich die 1935 gegründete, von der deutschen Botschaft in London geförderte Anglo-German Fellowship unter Vorsitz des früheren Armeegenerals Ian Hamilton, der auch an der Spitze des schottischen Zweiges der British Legion, der größten Veteranenorganisation, stand. Die Vorgängergesellschaft der Anglo-German Fellowship, die 1928 entstandene Anglo-German Association, hatte sich im April 1935 aufgelöst, um eine Diskussion über den Ausschluß ihrer jüdischen Mitglieder zu vermeiden.

Bei den meisten Neo-Tories, jüngeren Intellektuellen vom rechten Rand der Konservativen Partei, genoß Mussolini auch nach 1933 eine sehr viel höhere Wertschätzung als der «vulgäre» Hitler. Ausgeprägt pronationalsozialistisch äußerten sich aus ihren Reihen vor allem der Historiker Arthur Bryant und der Publizist Francis Yeats-Brown. Die radikalsten Gefolgsleute der Nationalsozialisten in Großbritannien waren die Mitstreiter Sir Oswald Mosleys in der von ihm im Oktober 1932 gegründeten Union of British Fascists (BUF). Was sie an Sympathien bei den Konservativen genossen, verloren sie zu einem Teil wieder, als sie, wovon schon die Rede war, bei einer Großkundgebung in der Londoner Olympia Hall im Juni 1934 mit größter Brutalität gegen linke Zwischenrufer vorgingen.

Als größere Gefahr galt dem National Government unter Ramsay MacDonald zu dieser Zeit aber noch die Umsturzpropaganda des kommunistisch gesteuerten National Unemployment Workers’ Movement. Gegen die Zersetzungsarbeit dieser Organisation in den Streitkräften richtete sich die heftig umstrittene Incitement to Disaffection Bill, die im November 1934 in Kraft trat. Flankierende Maßnahmen gegen die extreme Rechte wurden erst sehr viel später auf Betreiben der Labour Party und der Gewerkschaften und unter dem Eindruck der immer militanteren Judenfeindschaft des BUF ergriffen.

Am 4. Oktober 1936 führte ein Aufmarsch von 1900 uniformierten Blackshirts in der Londoner Royal Mint Street zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen einem Teil der sehr viel zahlreicheren antifaschistischen Demonstranten und der Polizei, die einen Zusammenstoß zwischen der Linken und der Rechten verhindern wollte. Innenminister Simon verbot daraufhin den geplanten Durchmarsch der Faschisten durch das proletarische East End und zwang Mosley auf diese Weise, seine Parade auf das andere Themseufer zu verlegen. Die gesetzgeberische Antwort auf die Oktoberkämpfe war der Public Order Act vom 1. Januar 1937, der Uniformen und paramilitärische Verbände verbot und der Regierung Handhaben zur wirksameren Kontrolle öffentlicher Aufmärsche und Kundgebungen verschaffte. Das Gesetz trug wesentlich dazu bei, daß das politische Leben Großbritanniens bald wieder zur gewohnten Zivilität zurückkehrte.

Die offiziellen Beziehungen zwischen Großbritannien und Deutschland traten 1935 in eine neue Phase. Die Regierung in London war zwar verblüfft, als Göring am 9. März die in England natürlich längst bekannte Existenz einer deutschen Luftwaffe öffentlich einräumte und Hitler eine Woche später die Wiedereinführung der Wehrpflicht ankündigte. Aber es blieb bei den höflichen Vorhaltungen wegen des zweifachen Bruchs des Versailler Vertrags, die Simon und Eden bei ihrem schon erwähnten Besuch in Berlin am 25. und 26. März vortrugen. Nur knapp drei Monate später, am 18. Juni 1935, ging Großbritannien auf das seit November 1934 vorliegende deutsche Angebot eines bilateralen Flottenabkommens ein, das es dem Reich gestattete, seine Kriegsmarine bis zu dem Punkt zu vergrößern, wo sie 35 Prozent der britischen Kapazitäten erreichte.

Zu diesem Zeitpunkt erschien den Briten von Japan eine sehr viel ernstere Gefahr auszugehen als von Deutschland. Wäre man auf die deutsche Offerte nicht eingegangen, hätte Berlin womöglich in noch höherem Maß aufgerüstet. Außerdem zeigte die Zuspitzung des italienisch-abessinischen Konflikts, daß die britisch-französisch-italienische «Stresafront» vom April nur noch auf dem Papier stand. Frankreich war über das selbstherrliche Vorgehen Londons empört. Aber die britische Regierung war auch nicht um ihre Zustimmung gebeten worden, als Frankreich im Mai seinen Beistandspakt mit der Sowjetunion abschloß – ein Abkommen, das im antibolschewistischen Großbritannien schwere Bedenken hervorrief.

Wäre es nach dem britischen Luftfahrtminister Lord Londonderry gegangen, hätte es nicht nur ein Flottenabkommen, sondern auch eine Vereinbarung über die zahlenmäßigen Stärken von Royal Air Force und Luftwaffe gegeben. Londonderry wollte die britischen Luftstreitkräfte verstärken, was ihm 1934 nur in sehr bescheidenem Umfang gelang, und gleichzeitig eine Verständigung mit Deutschland auch auf diesem Gebiet erreichen. Im Unterschied zu seinem Vetter Winston Churchill, der schon vor 1933 vor der Gefahr einer deutschen Hochrüstung im Bereich der Luftfahrt gewarnt hatte, sah Londonderry sein Land in dieser Hinsicht für die nächsten Jahre durch das Reich nicht bedroht. Als Hitler Ende März 1935 gegenüber Simon und Eden behauptete, die deutsche Luftwaffe habe bereits die Parität mit der Royal Air Force erreicht, geriet Londonderry unter massiven Druck. Selbst Premierminister MacDonald, von seiner Prägung her ein Pazifist, meinte intern, das Luftfahrtministerium habe die deutsche Luftrüstung «verschlafen».

Am 22. Mai 1935 mußte Londonderry seine Politik im Oberhaus verteidigen. Er fand anerkennende Worte für Hitlers angeblichen Willen zur Rüstungsbeschränkung und befürwortete, ohne konkreten Anlaß, die Möglichkeit zu Bombeneinsätzen an den Grenzen des Empire. Damit brachte er nicht nur die Linke, sondern auch, was noch gefährlicher war, viele seiner konservativen Parteifreunde gegen sich auf. MacDonald, der ihn bisher in Öffentlichkeit und Parlament unterstützt hatte, war amtsmüde, krank und immer weniger fähig, den Anforderungen seines Amtes gerecht zu werden. Am 27. Juni 1935 trat er zugunsten des konservativen Parteiführers Stanley Baldwin, des Regierungschefs der Jahre 1923/24 und 1924 bis 1929, zurück. Dieser machte Londonderry zum Lordsiegelbewahrer und damit zu einem Minister ohne Geschäftsbereich. Das Amt des Luftfahrtministers übernahm ein anderer Tory, der bisherige Kolonialminister Philipp Cunliffe-Lister. Der nationalliberale Außenminister Sir John Simon wechselte ins Innenministerium. Seine Nachfolge trat Sir Samuel Hoare, ein alter Freund Baldwins, an. Schatzkanzler blieb Neville Chamberlain.

Am 18. Oktober 1935, zwei Wochen nach dem Beginn des Abessinienkrieges, bat Baldwin König Georg V. unter Hinweis auf die angespannte internationale Lage um die Auflösung des Unterhauses und Neuwahlen, die spätestens im Oktober des folgenden Jahres fällig gewesen wären. Die Labour Party warf dem Premierminister daraufhin vor, er wolle die Kriegsangst im Volk schüren. Sie selbst trat mit einem Bekenntnis zur internationalen Abrüstung und zur kollektiven Sicherheit im Rahmen des Völkerbundes und einer klaren Absage an höhere britische Militärausgaben an. Die Tories hingegen bezeichneten die Aufrüstung als Bedingung des Friedens, wobei Baldwin das Versprechen abgab, es werde «no great armaments» geben.

Die Antikriegsrhetorik der Labour Party blieb nicht ohne Wirkung. Bei der Unterhauswahl vom 14. November 1935 konnte sie ihren Stimmenanteil gegenüber 1931 um 7,4 Prozentpunkte auf 38 Prozent und die Zahl Mandate von 102 auf 154 steigern. Die Konservativen erreichen 47,8 Prozent, was ein Minus von 7,2 Prozentpunkten bedeutete, und kamen auf 386 Sitze, 83 weniger als bisher. Die oppositionelle liberale Partei kam bei geringen Verlusten auf 6,7 Prozent und 21 Sitze (–11), die mitregierende National Liberal Party mit geringen Gewinnen auf 3,7 Prozent und 33 Mandate (–2). MacDonalds National Labour Party gewann mit einem Stimmenanteil von 1,5 Prozent 8 Sitze, 5 weniger als 1931. Von den übrigen Parteien erzielte keine mehr als 0,7 Prozent. Die Kommunisten hatten im Sinne der neuen Einheitsfronttaktik ihre Bewerbungen in allen bis auf zwei Wahlkreisen zurückgezogen (und einen der beiden auf Kosten von Labour gewonnen). Obwohl die Tories über eine breite Mehrheit im Unterhaus verfügten, nahm Baldwin erneut Mitglieder der National Liberal und der National Labour Party in sein Kabinett auf, das sich infolgedessen weiterhin als «National Government» bezeichnen konnte.

Wenige Wochen nach der Wahl geriet die Regierung Baldwin in ihre erste schwere Krise. Außenminister Hoare traf sich auf dem Weg in den Erholungsurlaub in der Schweiz am 7. und 8. Dezember in Paris mit Pierre Laval, der in Personalunion Ministerpräsident und Außenminister war, und vereinbarte mit ihm einen gemeinsamen Vorschlag zur Beilegung des Abessinienkonflikts: Große Teile im Nordosten und Süden des ostafrikanischen Kaiserreiches sollten dem faschistischen Italien übereignet werden, der Rest unabhängig bleiben und einen Zugang zum Meer erhalten. Durch eine Indiskretion aus dem Quai d’Orsay gelangte der «Hoare-Laval-Pakt» an die Öffentlichkeit. Während der publizistische Proteststurm tobte, versuchte Baldwin den Chef des Foreign Office im Unterhaus zu verteidigen, konnte aber nicht einmal das eigene Kabinett überzeugen.

Am 18. Dezember beschloß die Regierung, den britisch-französischen Vorschlag nicht weiter zu verfolgen. Hoare mußte zurücktreten. Am 22. Dezember wurde der für Angelegenheiten des Völkerbundes zuständige Minister ohne Geschäftsbereich Anthony Eden zu seinem Nachfolger ernannt. Eden versuchte in der Folgezeit, Frankreich und die USA für die Sanktion gegen Italien zu gewinnen, die Mussolini am meisten fürchtete und mit Krieg zu beantworten drohte: das Verbot von Erdöllieferungen. Erfolg hatte der neue Außenminister damit nicht.

Im Februar 1936 löste die Regierung Baldwin ein Wahlkampfversprechen ein: Der Premierminister ersuchte das Unterhaus um die Bewilligung von 394 Millionen Pfund Sterling, mit denen, auf fünf Jahre verteilt, die britische Rüstung gesteigert werden sollte. Die Verteidigung des Vereinigten Königreiches sollte ein neuer «Minister for Defence Co-ordination» überwachen. Einige konservative Politiker wollten den resoluten Winston Churchill auf diesem Posten sehen. Baldwin dachte zunächst an Hoare, folgte dann aber einem Vorschlag aus der Fraktion und ernannte den bisherigen Kronanwalt (Attorney General) Sir Thomas Inskip.

Das herausragende Ereignis des Frühjahrs 1936 war die bislang stärkste außenpolitische Provokation Hitlers: die Besetzung des entmilitarisierten Rheinlands. In Paris und London hatte man mit einem derartigen Vorgehen gerechnet, aber keine gemeinsamen Abwehrmaßnahmen vereinbart. Nach Hitlers Coup drängten der belgische Ministerpräsident Paul Van Zeeland und der französische Außenminister Pierre-Étienne Flandin auf ein koordiniertes Vorgehen von Brüssel, Paris und London: Die drei Regierungen sollten beim Völkerbund Sanktionen gegen den deutschen Vertragsbruch beantragen. Die britische Antwort war negativ. Die großen Zeitungen hatten die jüngsten Ereignisse nicht als bedrohlich bewertet. Die Rheinlandbesetzung wurde weithin als innerdeutsche Angelegenheit betrachtet; von Lord Lothian war zu hören, die Deutschen hätten ihren «eigenen Hinterhof» besetzt. Baldwin bemerkte gegenüber dem nach London geeilten Flandin, Sanktionen erforderten einen militärischen Rückhalt, über den Großbritannien nicht verfüge. Im Kabinett gab der Premierminister zu bedenken, in einen Krieg würde auch die Sowjetunion eingreifen, und am Ende würde Deutschland kommunistisch werden.

Hitlers Vertragsbruch blieb infolgedessen unbeantwortet, was nach Lage der Dinge kaum anders sein konnte, diesen aber zu weiteren Aktionen nach demselben Muster ermutigen mußte. Baldwins Hoffnung war, daß sich Hitlers Aggressivität nicht gegen den Westen, sondern, im Sinne dessen, was man in «Mein Kampf» lesen konnte, gegen den Osten richten werde. Im Juli 1936, dem Monat, in dem der Spanische Bürgerkrieg begann, erklärte der Premierminister gegenüber Churchill: «Wenn es denn in Europa zu irgendeinem Kampf kommt, dann möchte ich, daß es die ‹Bolschies› und die ‹Nazis› erledigen» (If there is any fighting in Europe to be done, I should like to see the Bolschies and the Nazis doing it).

In die britische Geschichte ist 1936 als das Jahr eines zweifachen Thronwechsels und einer einzigartigen Königskrise eingegangen. Am 20. Januar starb im Alter von siebzig Jahren Georg V., der im Jahr zuvor den 25. Jahrestag seiner Thronbesteigung hatte begehen können. Neuer König wurde sein Sohn Eduard VIII., damals 41 Jahre alt und noch unverheiratet. Eduard war wegen mehrerer Affären mit verheirateten Frauen und wegen der Sympathien bekannt, die er Deutschland entgegenbrachte. Zum Verhängnis wurde ihm die Verbindung zu einer geschiedenen und zum zweiten Mal verheirateten Amerikanerin namens Wallis Simpson, mit der er im Sommer 1936 eine gemeinsame Mittelmeerreise auf einer gemieteten Yacht unternahm. Während amerikanische, kanadische und kontinentaleuropäische Zeitungen darüber breit berichteten, schwieg die britische Presse. Als sich im Herbst auch am Hof die besorgten Stimmen mehrten, schaltete sich Baldwin ein. Sein Gespräch mit dem König am 14. Oktober zeitigte kein Ergebnis. Tags darauf ließ der Sekretär des Königs den Premierminister wissen, daß Mrs. Simpson sich scheiden lassen wolle. Am 16. Oktober überredete Eduard die Pressemagnaten Beaverbrook und Rothermere in seinem schottischen Sommersitz Schloß Balmoral, vorerst nichts über die Angelegenheit zu berichten.

Während der König entschlossen war, Mrs. Simpson zu heiraten, drohte Schatzkanzler Chamberlain für diesen Fall mit seinem Rücktritt. Die anglikanische Kirche stellte sich gegen die Heiratspläne des Königs; der Generalgouverneur von Kanada, Lord Tweedsmuir, warnte vor verheerenden Folgen der Affäre in diesem besonders puritanischen Dominion und darüber hinaus für die Monarchie als Zentrum des ganzen Empire. Im Namen Australiens erklärte Ministerpräsident Joseph Lyons, falls Eduard Mrs. Simpson heirate, müsse er abdanken. Baldwin sah sich gezwungen, den Druck auf den König zu erhöhen und ihm, falls er auf seiner Meinung beharrte, die Abdankung nahezulegen. Zu den wenigen Mitgliedern der «King’s party» gehörte Churchill. Die große Mehrheit der «politischen Klasse» hielt die Heirat des Königs für unvereinbar mit der Würde des Monarchen und damit des Vereinigten Königreichs, und nach dem Eindruck der meisten Unterhausabgeordneten dachte auch die Mehrheit der Bevölkerung so. Am 10. Dezember 1936, eine Woche, nachdem Mrs. Simpson sich nach Paris begeben hatte, gab Eduard schließlich dem Drängen des Premierministers nach und verzichtete auf den Thron. Die Nachfolge trat sein jüngerer Bruder Georg VI. an.

Baldwins Ansehen hatte durch den Hoare-Laval-Pakt schwer gelitten. Die Art und Weise, wie er die Thronkrise überwand, verhalf ihm zu neuem Prestige. Wo immer er öffentlich auftrat, wurde er mit starkem Beifall begrüßt. Doch Baldwin war im August 68 Jahre alt geworden, erschöpft und amtsmüde. Er wollte noch die Krönung am 12. Mai 1937 abwarten und dann zurücktreten. Der König folgte seinem Vorschlag und ernannte am 28. Mai Neville Chamberlain zum neuen Premierminister. Der damals 68 Jahre alte Sohn Joseph Chamberlains war Unternehmer in Birmingham und 1915/16 Bürgermeister der Stadt gewesen; seit 1922 hatte er mehrfach an der Spitze von Ministerien, erst des Post-, dann des Gesundheitsministeriums, seit 1931 des Schatzamtes, gestanden. Neuer Schatzminister wurde Innenminister Sir John Simon, neuer Innenminister Sir Samuel Hoare. Daß die politische Linie der Regierung sich unter Chamberlain wesentlich ändern würde, war nach allem, was man von Baldwins Nachfolger hörte, fürs erste nicht zu erwarten.

1937 war ein vergleichsweise gutes Konjunkturjahr: Mit 10,8 Prozent lag die Zahl der Arbeitslosen so niedrig wie nie seit 1929, als sie sich auf 10,4 Prozent belaufen hatte. Chamberlain war als Schatzkanzler ein orthodoxer Anhänger gesunder Finanzen gewesen; unter seinem Nachfolger schlug das Schatzamt einen mittleren Weg zwischen Steuer- und Anleihefinanzierung der Staatsausgaben ein, wobei die letztere seit dem Rezessionsjahr 1938, in dem die Arbeitslosigkeit auf 13,5 Prozent stieg, immer mehr an Bedeutung gewann. Noch 1938 wehrte sich das Schatzamt aber dagegen, in einer vermehrten Aufrüstung ein Mittel zur Belebung der Konjunktur zu sehen.

Was die Aufrüstung betraf, so hielt Chamberlain sie konsequent auf der Linie einer Verteidigungsstrategie. Flankiert wurden die erhöhten Militärausgaben durch die National Fitness Campaign von 1937/38, die sich, ausgelöst durch die Erfolge deutscher Sportler bei der Olympiade von 1936, am deutschen Vorbild orientierte und, wie die Linke sogleich monierte, eine wehrpolitische Absicht verfolgte. Doch während Hitlerjugend, Bund Deutscher Mädel und Reichsarbeitsdienst mit Mitteln des Zwangs arbeiteten, sollten der National Fitness Council und der Board of Education durch Appelle an die Einsicht die körperliche Ertüchtigung der Jugend fördern. Von Deutschland Nützliches zu übernehmen erschien den Verantwortlichen sinnvoll, das eigene System im autoritären Sinn umzugestalten aber forderte lediglich eine kleine Minderheit am rechten Rand des politischen Spektrums.

Außenpolitisch zog das Kabinett Chamberlain in den ersten Monaten seiner Amtszeit an einem Strang. Unverändert galt die schon unter Baldwin eingeschlagene Linie der Nichtintervention im Spanischen Bürgerkrieg. Seit dem Herbst 1937 aber ließen sich gewisse Unterschiede in den politischen Haltungen des Premierministers und des Außenministers nicht mehr verkennen. Beide wollten keine Konfrontation mit den Diktaturstaaten Deutschland, Italien und Japan; beide strebten eine friedliche Verständigung mit den drei weltpolitischen Rivalen an. Doch während Chamberlain eher zum Entgegenkommen neigte, setzte Eden auf Klarstellung dessen, was nicht verhandelbar war. Eden hielt militärische Stärke für notwendig, um Hitler und Mussolini von kriegerischer Expansion abzuhalten. Chamberlain ging davon aus, daß der «Führer» ein rassisch reines Großdeutschland anstrebe, ohne deswegen einen großen Krieg entfesseln zu wollen.

Im November 1937 bot sich eine aus Sicht des Premierministers überaus günstige Gelegenheit zu Gesprächen zwischen einem hochrangigen Mitglied der britischen Regierung und der nationalsozialistischen Führung: Lord Halifax, der ehemalige Vizekönig von Indien, kurzzeitige Kriegsminister, jetzige Vorsitzende des Geheimen Rates, enge Berater Chamberlains und überdies auch noch «Master of the Middleton Hounds», einer Vereinigung von aktiven Freunden der Fuchsjagd, hatte eine Einladung zur Internationalen Jagdausstellung nach Berlin angenommen und traf am 17. November in der Reichshauptstadt ein, wo er mit Neurath, Göring, Goebbels, Blomberg und Schacht zusammentraf. Die wichtigste Unterredung war die mit Hitler am 19. November in Berchtesgaden. Halifax rühmte die Verdienste des «Führers» um die Niederwerfung des Kommunismus in Deutschland, nannte das Deutsche Reich ein Bollwerk des Westens gegen den Kommunismus und erklärte, daß Großbritannien keine Bedenken gegen eine friedliche Entwicklung im Hinblick auf Streitfragen wie Danzig, Österreich und die Tschechoslowakei habe, sofern daraus keine weiterreichenden Probleme entstünden. Hitler sprach von seiner Entschlossenheit, den Bolschewismus zu vernichten, und forderte die Briten auf, ihm freie Hand in Mittel- und Osteuropa zu lassen. Chamberlain sah sich durch Halifax’ Bericht in seiner Einschätzung Hitlers bestätigt und befürwortete intern kolonialpolitische Zugeständnisse an Deutschland in Afrika, nicht zuletzt auf Kosten Portugals, um zu einem Ausgleich mit dem Reich zu gelangen. Eden hingegen blieb skeptisch.

Im Januar 1938 sorgte ein Brief des amerikanischen Präsidenten an den britischen Premierminister für Meinungsverschiedenheiten zwischen Chamberlain und Eden: Roosevelt schlug eine internationale Konferenz vor, auf der Grundregeln des Umgangs zwischen den Staaten beschlossen werden sollten. Eden hielt das für einen nützlichen Vorstoß, mit dem Hitler und Mussolini auf die Probe gestellt werden konnten. Der Premierminister hingegen vermochte dem Gedanken nichts abzugewinnen, weil er negative Reaktionen in Berlin und Rom für sicher hielt, und erteilte, ohne seinen Außenminister zu konsultieren, dem Präsidenten eine abschlägige Antwort.

Den unmittelbaren Anlaß zum Bruch zwischen Chamberlain und Eden lieferte Hitler. Am 12. Februar 1938 empfing er den österreichischen Bundeskanzler Schuschnigg in seiner Alpenresidenz, dem Obersalzberg bei Berchtesgaden. In demonstrativer Abwesenheit hoher Generäle, darunter Keitel, verlangte der «Führer» ultimativ eine Amnestie für die in Haft befindlichen österreichischen Nationalsozialisten, Betätigungsfreiheit für die NSDAP, die Berufung des Nationalsozialisten Arthur Seyß-Inquart zum Innen- und Sicherheitsminister und erste Schritte zur Eingliederung Österreichs in das deutsche Wirtschaftssystem. Die Erfüllung seiner Forderungen erwartete Hitler bis zum 15. Februar. An diesem Tag wurde aus Wien denn auch Vollzug gemeldet.

Drei Tage später erlebte der italienische Botschafter in London, Graf Dino Grandi, anlässlich einer Unterredung mit Chamberlain und Eden einen peinlichen Zusammenstoß zwischen beiden. Der Botschafter hatte es zuvor abgelehnt, die Haltung Italiens zur österreichischen Frage darzulegen, aber mitgeteilt, daß Mussolini bereit sei, in neue Verhandlungen mit Großbritannien einzutreten. Chamberlain wollte darauf eingehen, während Eden, der dem «Duce» zutiefst mißtraute, das Angebot für nicht ernst gemeint hielt und vermutete, daß Mussolini dem Anschluß Österreichs an Deutschland bereits zugestimmt habe. Um ihre Differenzen zu klären, zogen sich beide kurz zurück; Grandi wurde aber Zeuge, als der Premierminister dem Außenminister vorhielt, er habe Chance um Chance verpasst und könne so einfach nicht weitermachen. Im Kabinett stellten sich alle bis auf zwei Minister auf die Seite des Regierungschefs. Am 20. Februar trat Eden zurück. Fünf Tage später übernahm Lord Halifax die Leitung des Foreign Office.

Es wäre falsch, in der Ablösung Edens durch Halifax den Beginn der britischen Appeasementpolitik zu sehen. Der Wechsel an der Spitze des Außenministeriums stand für den Übergang von einer vorsichtigen und dosierten zu einer bedenkenloseren und umfassenden Form von Appeasement. Appeasement, was man sowohl mit Befriedung wie mit Besänftigung oder Beschwichtigung übersetzen kann, war Anfang 1938 in der Tat keine neue britische Politik mehr. Auch die Nichtreaktionen auf die Wiedereinführung der Wehrpflicht in Deutschland und die Rheinlandbesetzung sowie die Duldung des Transports italienischer Truppen und Waffen durch den Suezkanal während des Abessinienkrieges waren, streng genommen, Fälle von Appeasement. Im Verhältnis zu Deutschland hatte schon in den zwanziger Jahren, mit ausgelöst durch Keynes’ 1920 erschienene Schrift über die wirtschaftlichen Folgen des Friedensvertrages, eine selbstkritische Betrachtung des Vertrags von Versailles eingesetzt. Deutschland erschien in der Folgezeit vielen Briten als ein Land, das man übermäßig hart behandelt hatte und dem man im ureigensten britischen Interesse, schon um Frankreich nicht zu stark werden zu lassen, entgegenkommen mußte.

An dieser grundsätzlich wohlwollenden Haltung änderte sich in konservativen Kreisen auch nach 1933 wenig. Manche Politiker und Ökonomen räumten auch ein, daß Deutschlands wirtschaftliche und finanzielle Probleme zum Teil eine Folge jenes Protektionismus waren, zu dem Großbritannien 1931 übergegangen war. Folglich lag es nahe, von einer Liberalisierung des Außenhandels positive Wirkungen auf das politische Verhältnis zu Deutschland zu erwarten, also nicht nur ein politisches, sondern auch ein «economic appeasement» zu betreiben.

Bei allen «Appeasers» spielte der Gedanke an das britische Weltreich eine wichtige Rolle. Wurde Großbritannien in Konflikte auf dem Kontinent hineingezogen, so drohte das in Übersee Kräfte zu stärken, die sich aus jeder Art von kolonialer Bevormundung und Abhängigkeit befreien wollten. Schon dieser Gedanke sprach dafür, einer Konfrontation mit den Diktaturen in Italien und Deutschland tunlichst aus dem Weg zu gehen. Zudem waren diese Regime entschieden antikommunistisch, also mögliche Verbündete bei der Abwehr einer Ausbreitung des Bolschewismus. Die «Appeasers» waren nicht so naiv, um an den unbedingten Friedenswillen Hitlers und Mussolinis zu glauben. Ein gewisses Maß an «rearmament» war aus ihrer Sicht notwendig, um beide von kriegerischen Abenteuern in Europa oder zumindest Westeuropa abzuhalten. Diese Aufrüstung hatte 1936 begonnen, aber noch längst nicht Ausmaße erreicht, die es gerechtfertigt hätten, von «Abschreckung» zu sprechen. Außerdem bestand zwischen den «Appeasers» grundsätzliche Übereinstimmung darin, daß Großbritannien mit der anderen großen angelsächsischen Macht, den USA, eng zusammenarbeiten mußte. Im Zweifelsfall erschien eine Abhängigkeit von Amerika weniger gefährlich als eine solche von einem übermächtigen Deutschland.

Strittig war zwischen den «Appeasers» die Frage, wieweit man den Diktatoren in Berlin und Rom entgegenkommen durfte. «Pessimisten» wie Eden wollten da sehr viel weniger weit gehen als «Optimisten» wie Chamberlain und Halifax. Eden begann sich in seiner Skepsis seit Ende 1937 einem «Anti-Appeaser» wie Winston Churchill zu nähern, der seit langem viel stärkere Anstrengungen auf dem Gebiet der Rüstung verlangte, weil er sich über Hitlers Willen zum Krieg keinen Illusionen hingab. Das stärkste Hindernis auf dem Weg zur militärischen Parität mit Deutschland – einem Ziel, das schon Baldwin für nicht mehr erreichbar gehalten hatte – war aber nicht die fehlende Einsicht konservativer Politiker, sondern die Kriegsunwilligkeit der breiten Masse der Bevölkerung. Um die Jahreswende 1934/35 hatte die League of Nations Union, die Vereinigung der Freunde des Völkerbundes, in einem «Peace Ballot» 11,5 Millionen Briten nach ihrer Haltung zur kollektiven Sicherheit befragt und dabei ermittelt, daß 10 Millionen wirtschaftliche und nur 6,8 Millionen überdies auch militärische Sanktionen gegen eine Aggression befürworteten.

Die entschiedensten Verfechter von internationaler Abrüstung und kollektiver Sicherheit waren traditionell die Labour Party und die Gewerkschaften. Radikale Pazifisten wie der Parteivorsitzende der Jahre 1932 bis 1935, George Lansbury, der auch Landesverteidigung und Völkerbund ablehnte, blieben nur eine kleine Minderheit. Lansburys Nachfolger Clement Attlee verweigerte zwar bis 1937 dem «rearmament» die Unterstützung seiner Partei, aber während des Spanischen Bürgerkrieges sprach er sich für Waffenlieferungen an die spanische Republik und ihre Unterstützung durch Freiwillige aus anderen Ländern aus. 1937 beschloß der Parteitag der Labour Party, daß die Unterhausfraktion sich bei Abstimmungen über Erhöhungen des Wehretats künftig der Stimme enthalten und nicht mehr dagegen stimmen sollte. Im Jahr darauf vollzog die Labour Party unter dem Eindruck der aggressiven Politik Hitlers und der Nachgiebigkeit der eigenen Regierung eine weitere Kurskorrektur: Im September sprach sie sich scharf gegen ein weiteres Appeasement aus (was Churchill zu dem telefonischen Kompliment an Attlee veranlaßte, die Erklärung der Arbeiterpartei ehre die britische Nation).

Konsequent blieb die Labour Party in ihrer doppelten Frontstellung gegen rechte und linke Diktaturen. Das kommunistische Werben um eine linke Einheitsfront wurde auf allen Parteitagen zurückgewiesen. Mochten die seit 1932 unabhängige, inzwischen zur Splittergruppe geschrumpfte Independent Labour Party und die Socialist League, der von Victor Gollancz 1935 gegründete Left Book Club und «Bloomsbury», die Londoner linke Intelligenz, sich noch so sehr für einen antifaschistischen Block der vereinigten Linken einsetzen, aus der Sicht der Parteiführung war das eine Politik, die auf eine kommunistische Unterwanderung der Labour Party hinauslief und sie um jede Chance bringen mußte, wieder zur stärksten Partei aufzusteigen.

Auf dem Parteitag von 1937 wurde die organisatorische «affiliation» der Socialist League an die Labour Party aufgehoben und die Einheitsfrontpolitik ausdrücklich verworfen. Kurz darauf löste Sir Stafford Cripps die von ihm mitgegründete Socialist League auf, setzte aber seine Propaganda für die linke Einheitsfront und gegen alle Militärvorlagen der Regierung bis zu seinem Parteiausschluß (und dem seiner engsten Gesinnungsfreunde, darunter Sir Charles Trevelyan und Aneurin Bevan) im Mai 1939 fort. Die Labour Party war entschlossen, an ihrem Bekenntnis zu einem demokratischen Sozialismus nicht den geringsten Zweifel aufkommen zu lassen. Deshalb fiel ihre Kampfansage an Stalin kaum minder scharf aus als die an Hitler.[9]

Mobilisierung von rechts, Volksfront von links:
Frankreich 1933–1938

Wie in Großbritannien wurde auch in Frankreich die Machtübertragung an Hitler von den wenigsten Beobachtern als tiefe historische Zäsur empfunden. Die Sozialisten und die Kommunisten waren in sehr viel höherem Maß alarmiert als die bürgerlichen Parteien, sahen aber den Frieden Europas und die Sicherheit Frankreichs nicht unmittelbar bedroht. Auf der parlamentarischen Rechten gab man der angeblich schwächlichen Außenpolitik des «Briandismus» die Schuld am Aufstieg des Nationalsozialismus; die gemäßigte Linke in Gestalt der Sozialisten hielt bei allem Entsetzen über die Innenpolitik der neuen Machthaber in Deutschland fest an ihrem Bekenntnis zur internationalen Abrüstung und der kollektiven Sicherheit im Rahmen des Völkerbunds. Der radikalsozialistische Ministerpräsident Édouard Daladier, der am 31. Januar 1933, einen Tag nach Hitler, an die Spitze der Regierung getreten war, konnte am 13. Februar vor der Armeekommission des Senats keine Verschlechterung der internationalen Situation Frankreichs erkennen, da die Außenpolitik Hitlers sich so wenig von der Schleichers unterscheide, wie diese sich von der Außenpolitik Brünings unterschieden habe. Außenminister Joseph Paul-Boncour, ein entschiedener Kritiker pazifistischer Illusionen bei seinen ehemaligen Parteifreunden in der SFIO, sah in der konsequenten Fortführung der Genfer Abrüstungskonferenz die beste Chance, eine Remilitarisierung Deutschlands zu verhindern.

Einen ersten inoffiziellen Kontakt zwischen den Regierungschefs in Paris und Berlin stellte ein persönlicher Freund Daladiers, Fernand de Brinon, her, der gute Kontakte zu Ribbentrop unterhielt. Ein Gespräch mit dem Reichskanzler am 9. September 1933 erbrachte außer der Beteuerung von Hitlers Friedenswillen keine konkreten Ergebnisse. Als de Brinon am 16. November erneut mit Hitler zusammentraf, hatte Deutschland seine Mitwirkung an der Genfer Abrüstungskonferenz und die Mitgliedschaft im Völkerbund bereits aufgekündigt; in Frankreich waren mittlerweile der Radikalsozialist Albert Sarraut Ministerpräsident und Daladier Kriegsminister. Das Ergebnis des Gesprächs erschien am 22. November mit Zustimmung Hitlers als Interview im «Matin». Der «Führer» versuchte darin erneut, französische Befürchtungen zu zerstreuen, er steuere, entsprechend seinen Darlegungen in «Mein Kampf», eine Abrechnung mit dem «Erbfeind» Frankreich an. Da wenige Tage zuvor, auf Veranlassung von Außenminister Paul-Boncour, in der französischen Presse aus Südamerika stammende angebliche deutsche Dokumente veröffentlicht worden waren, die ausgreifende Expansionsabsichten des Reiches belegen sollten, verfehlte das Interview die erhoffte Wirkung.

Ende Dezember 1933 wurde Frankreich von einem Ereignis erschüttert, das das politische System der Dritten Republik ins Wanken bringen sollte. In Bayonne brach infolge betrügerischer Machenschaften des Finanzspekulanten Alexandre Stavisky der Crédit Municipal zusammen. Am 8. Januar 1934 wurde der von der Polizei gesuchte Stavisky, der enge Kontakte zu Journalisten und Politikern der Radikalsozialistischen Partei unterhalten hatte, in einem Schloß in Chamonix durch einen Revolverschuß tödlich verletzt aufgefunden – ob es sich um Selbstmord oder Mord handelte, blieb ungeklärt. Kurz darauf mußten zwei Mitglieder des Kabinetts des Radikalsozialisten Camille Chautemps, Kolonialminister Albert Dalimier und Justizminister Eugène Raynaldi, zurücktreten: der erste, weil er in den Stavisky-Skandal, der zweite, weil er in eine andere Affäre verstrickt war. Aus der Sicht der nationalistischen Rechten, an ihrer Spitze der Action française, hatte sich damit nicht nur die Radikalsozialistische Partei, sondern das parlamentarische System insgesamt diskreditiert. Unter dem Eindruck dieser immer heftiger werdenden Kampagne sah sich die Regierung Chautemps – das vierte Kabinett, das Frankreich seit Januar 1933 erlebt hatte – zur Demission genötigt.

Die Nachfolge Chautemps’ trat Daladier an. Er sollte nur eine Woche im Amt bleiben. Um die Unterstützung der SFIO zu gewinnen, setzte er den Polizeipräsidenten von Paris, Jean Chiappe, einen erklärten Feind der Linken und Sympathisanten der Rechten, ab, was die beiden Minister der gemäßigten Rechten, die dem Kabinett angehörten, mit ihrem sofortigen Rücktritt beantworteten.

Am 6. Februar stellte sich das zweite Kabinett Daladier der Kammer. Auf der Place de la Concorde, nicht weit vom Palais Bourbon, dem Sitz des Parlaments, hatten sich, aufgerufen von rechten Gruppierungen wie der Action française, den Croix de Feu, den Jeunesses Patriotes und der Solidarité Française, Tausende von Demonstranten versammelt. Eine andere Demonstration, die sich sowohl gegen die Regierung als auch gegen die «Faschisten» richtete, war die der Kommunisten. Abends kam es zu schweren Zusammenstößen zwischen Demonstranten und Polizei. Es gab 15 Tote, die meisten von ihnen Demonstranten, und über 1500 Verletzte. Seit der Kommune von 1871 hatte Paris derart blutige Straßenkämpfe nicht mehr erlebt.

Vermutlich war die Rechte viel zu zersplittert und zu uneins, um am 6. Februar 1934 mehr anstreben zu können als den Sturz der Regierung Daladier, nämlich die Abschaffung des parlamentarischen Systems und damit der Dritten Republik. Ihr nächstliegendes Ziel erreichte sie, obwohl die Kammer ihre Sitzung abhielt und der Regierung Daladier mit 343 zu 237 Stimmen das Vertrauen aussprach. Am folgenden Tag rief die größte Gewerkschaft, die CGT, zu einem Generalstreik auf, um die Regierung zu einem entschiedenen Vorgehen gegen die Kampfverbände der Rechten anzuhalten. Doch Daladier betrachtete die Bildung einer sehr viel breiteren Koalition als unbedingt notwendig und trat, entgegen dem dringlichen Rat des Fraktionsvorsitzenden der SFIO, Léon Blum, am 7. Februar zurück. Die Rechte triumphierte: Durch massiven außerparlamentarischen Druck hatte sie eine Regierung zu Fall gebracht, der es soeben gelungen war, eine Mehrheit der Deputierten hinter sich zu bringen.

Die Nachfolgeregierung, die am 9. Februar vom Präsidenten der Republik, Albert Lebrun, ernannt wurde, stand deutlich rechts von den sechs Kabinetten, die seit den Kammerwahlen vom Mai 1932 Frankreich regiert hatten. Ministerpräsident wurde der Staatspräsident der Jahre 1924 bis 1931, Gaston Doumergue, ein in die rechte Mitte gerückter Radikalsozialist. Außer dem Regierungschef selbst gehörten noch fünf weitere frühere Ministerpräsidenten dem Kabinett an: Außenminister Louis Barthou, Innenminister Albert Sarraut, Kolonialminister Pierre Laval und als Minister ohne Portefeuille Édouard Herriot und André Tardieu. Kriegsminister wurde Marschall Philippe Pétain, der Oberbefehlshaber von 1917/18. Das Ministerium für öffentliche Arbeiten übernahm ein Neosozialist, Adrien Marquet, das Gesundheitsministerium Louis Marin, der Vorsitzende der konservativen Union Républicaine Démocratique. Außer den Sozialisten und den Kommunisten sprachen alle Fraktionen, zusammen 402 Deputierte, der Regierung Doumergue das Vertrauen aus; die Zahl der Nein-Stimmen belief sich auf 125. Gestützt auf seine große Mehrheit, ließ sich das Kabinett von der Kammer Vollmachten bewilligen, die es ihm erlaubten, die Wirtschafts- und Finanzkrise mit Notverordnungen (décrets-lois) zu bekämpfen: ein Verfahren, das die Sozialisten, und wohl nicht nur sie, an die Politik eines Reichskanzlers der späten Weimarer Republik, Heinrich Brüning, erinnerte.

Auf den Straßen der Hauptstadt kehrte nach dem 6. Februar so rasch nicht wieder Ruhe ein. Eine kommunistische Demonstration führte am 9. Februar zu blutigen Zusammenstößen mit der Polizei, bei denen es mehrere Tote gab. Drei Tage später fand ein zunächst von der SFIO, dem sozialistischen Gewerkschaftsverband CGT und der Ligue pour les droits de l’homme ausgerufener, dann auch von den Kommunisten und ihrer Gewerkschaft, der CGTU, unterstützter Generalstreik statt, an dem die Arbeiter sich in großer Zahl beteiligten. Die Sozialistische und die Kommunistische Partei hatten getrennte Demonstrationen organisiert, die sich aber schließlich, unter dem Druck der Massen, zu einer einzigen vereinigten. Auf eine Überbrückung des tiefen Grabens zwischen Sozialisten und Kommunisten drängten in den folgenden Wochen vor allem linke Intellektuelle, die sich Anfang März unter Führung des sozialistischen Anthropologen Paul Rivet zu einem Comité de vigilance des intellectuels antifascistes zusammenschlossen.

Daß die Kommunisten seit ihrer Parteikonferenz von Ivry im Juni 1934 von ihrem verbissenen Kampf gegen die Sozialisten abließen und für ein antifaschistisches Aktionsbündnis zunächst von Kommunisten und Sozialisten, dann, seit dem Herbst 1934, für eine breite «Volksfront» unter Einschluß fortschrittlicher Radicaux eintraten (den Begriff «Front populaire» benutzte Maurice Thorez, der Generalsekretär der Kommunistischen Partei, erstmals am 9. Oktober 1934), lag nicht am Engagement der linken Intelligenz, sondern an einem Kurswechsel der Kommunistischen Internationale, der seinerseits mit einer Änderung der französischen Außenpolitik zusammenhing: dem beharrlichen Bemühen von Außenminister Barthou um eine enge französisch-sowjetische Zusammenarbeit mit Stoßrichtung gegen das nationalsozialistische Deutschland. Der Parteisekretär der SFIO, Paul Faure, und der Fraktionsvorsitzende Léon Blum mißtrauten zunächst der plötzlichen Kehrtwende der Kommunisten, entschlossen sich dann aber Mitte Juli, die Chance zu einem Bündnis gegen den Faschismus zu nutzen. Am 27. Juli 1934 schlossen beide Parteien ein Abkommen, in dem sie sich zur Beendigung der wechselseitigen Polemik verpflichteten und zum gemeinsamen Kampf gegen die «Ligen» der nationalistischen Rechten und alle Erscheinungsarten von Faschismus sowie zur Abwehr der drohenden Kriegsgefahr bekannten.

An der Gefahr, die in der Dritten Republik von rechts drohte, gab es seit dem 6. Februar 1934 nichts mehr zu deuteln. «Rechts» waren alle Organisationen, die an jenem Tag für einen starken, nicht mehr von der Legislative, sondern der Exekutive dominierten Staat demonstriert hatten. Aber der Begriff «faschistisch» trifft auf die wenigsten Ligen und anderen Vereinigungen der Rechten zu. Wenn einige von ihnen den politischen Kampf mit gewaltsamen Mitteln führten, war ihnen doch nichts fremder als der revolutionäre «appel au peuple», wie er für den italienischen Faschismus und den deutschen Nationalsozialismus typisch war. Die monarchistische Action française und die Jeunesses Patriotes waren von ihrem sozialen Profil und Habitus her eher elitäre Bewegungen; die Feuerkreuzler um Oberst de la Rocque erwiesen sich, wenn es ernst wurde, als Legalisten. Sie standen in der Tradition entweder der Gegenrevolution oder des Bonapartismus und waren schon deswegen nicht willens, sich an außerfranzösischen Vorbildern zu orientierten.

Der Faschismus ist nach der prägnanten Deutung René Rémonds eine «entartete Form der Demokratie»; er bezieht «seine Legitimität aus der Berufung auf die Souveränität des Volkes, das diese Souveränität auf andere überträgt». Legt man diesen Maßstab an, dann war der Bund Francisme um Marcel Bucard mit seinen höchstens 10.000 Mitgliedern eine faschistische Gruppierung, desgleichen die noch kleinere Solidarité française, die wie der Francisme von dem Industriellen François Coty finanziell unterstützt wurde. Faschistisch im eben beschriebenen Sinn kann man auch den sehr viel erfolgreicheren, aber erst 1936 gegründeten Parti Populaire Français (PPF), die Partei des ehemaligen führenden kommunistischen Funktionärs Jacques Doriot, nennen, der im Juni 1934 von seiner Partei ausgeschlossen worden war, nachdem er als Bürgermeister von St. Denis eigenmächtig, einige Monate vor der Kehrtwende seiner Partei, eine antifaschistische Volksfront ins Leben gerufen hatte. Zu einer Massenbewegung großen Stils wurde aber auch der PPF nicht: Die demokratischen Traditionen in der politischen Kultur Frankreichs waren zu stark, als daß eine «entartete Form der Demokratie» sich hier auf ähnlich breiter Front wie in Italien oder Deutschland hätte durchsetzen können.

Wider Willen war es die eher «rechte» als «linke» Regierung Doumergue, die durch ihre Wirtschaftspolitik der radikalen Rechten (und, in gewissem Umfang, auch der Linken) neue Anhänger zuführte. Eine Deflationspolitik hatten auch schon die vorausgegangenen Kabinette betrieben, aber unter Doumergue wurden die Beamtengehälter und Pensionen nochmals massiv gekürzt, den Kriegsopferwitwen, wenn sie wieder verheiratet waren, die Renten gestrichen und durch all diese Maßnahmen die Konsumkraft der breiten Massen so geschwächt, daß zahlreiche Betriebe schließen mußten. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen, die 1926 bei 243.000 gelegen hatte, stieg 1935 auf über 453.000 und 1936 auf 864.000 an (was 8 Prozent der arbeitenden Bevölkerung entsprach). Es waren vor allem kleine Gewerbetreibende, die sich der antiparlamentarischen Rechten zuwandten, während unzufriedene Beamte eher der linken Opposition zuneigten.

Von den höheren Rüstungsausgaben, die von der Regierung Doumergue beschlossen wurden, profitierten nur Minderheiten der Unternehmer wie der Arbeiterschaft. Die Mehrausgaben überwogen die Einsparungen aber so stark, daß das Defizit im Staatshaushalt, das das Kabinett hatte senken wollen, weiter anstieg. Von einer Abwertung des Franc, die die Exporte belebt und das Steueraufkommen erhöht hätte, wollte die Regierung nichts wissen: Am Goldstandard festzuhalten erschien den Verantwortlichen als ein Gebot der nationalen Ehre.

Kein Erfolg war den Bemühungen um eine Verfassungsreform beschieden. Der Ministerpräsident erstrebte, beraten von André Tardieu und einer Kommission, der der konservative Politiker Paul Reynaud und der Staatspräsident der Jahre 1954 bis 1959, René Coty, angehörten, eine stärkere Stellung des Regierungschefs, die Beschränkung des Ausgabenbewilligungsrechtes des Parlaments, die Möglichkeit einer Auflösung der Kammer durch den Präsidenten der Republik auch ohne Billigung des Senats, die Erweiterung der Befugnisse des Nationalen Wirtschaftsrates und ein höheres Maß an richterlicher Unabhängigkeit. Das Vorhaben von Doumergue und Tardieu war mitnichten antiparlamentarisch, vielmehr richtete es sich weithin am britischen Modell einer funktionstüchtigen repräsentativen Demokratie aus. Nichtsdestoweniger wurde es nicht nur von den oppositionellen Sozialisten und Kommunisten, sondern auch von den meisten bürgerlichen Radikalsozialisten bekämpft. Die Linke aller Schattierungen vermochte in den Reformplänen des Ministerpräsidenten nur den Versuch einer autoritären Krisenlösung zu erkennen.

Die eindrucksvollste Leistung aller Kabinettsmitglieder erbrachte Außenminister Louis Barthou, der der konservativen Alliance Démocratique angehörte. Barthou, Jahrgang 1862, sprach fließend deutsch. Er liebte die deutsche Kultur und vor allem das musikalische Werk von Richard Wagner. Im Sinne der alten französischen Unterscheidung zwischen den «deux Allemagnes», dem geistig-literarischen und dem machtpolitischen, stand er jedoch der deutschen Politik seit jeher scharf kritisch gegenüber; nach dem Ersten Weltkrieg trat er für die Auflösung des Deutschen Reiches ein. Als wohl einziger französischer Politiker hatte er «Mein Kampf» im deutschen Original gelesen. Entsprechend gering war seine Bereitschaft, sich von den Friedensbeteuerungen Hitlers täuschen zu lassen.

Barthous übergeordnetes Ziel war die politische Isolierung Deutschlands. Deswegen arbeitete er auf einen «Ostpakt» (oder ein «Ost-Locarno») unter Beteiligung der Sowjetunion hin, das Polen und die Staaten der «Kleinen Entente», also die Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien, vor dem deutschen Hegemonie- und Expansionsstreben schützen sollte. Auch Deutschland wurde aufgefordert, diesem neuen Sicherheitssystem beizutreten, obwohl Barthou zurecht davon ausging, daß Berlin diesen Vorschlag zurückweisen würde. Außerdem bemühte er sich, das faschistische Italien wieder enger an Frankreich zu binden und damit eine von Hitler umworbene Macht in eine Stellung gegen das Deutsche Reich zu bringen.

Um seinen großen Plan zu verwirklichen, entfaltete Barthou eine rege Reisetätigkeit. Er begab sich im April 1934 nach Polen und im Juni nach Rumänien und Jugoslawien (wobei er in Warschau in den Gesprächen mit Marschall Pilsudski auf starke Vorbehalte gegenüber einer bündnispolitischen Verbindung mit der Sowjetunion stieß). Im Mai verhandelte er in Genf mit dem sowjetischen Außenminister Litwinow und legte in diesen Gesprächen den Grund für den späteren französisch-sowjetischen Beistandspakt. Dessen Unterzeichnung am 2. Mai 1935 sollte Barthou nicht mehr erleben. Am 9. Oktober 1934 wurde er zusammen mit König Alexander I. von Jugoslawien in Marseille von einem kroatischen Nationalisten ermordet. Die Amtszeit des neben Briand bedeutendsten Außenministers der Zwischenkriegszeit fand damit nach nur sieben Monaten ein tragisches Ende.

Das Attentat von Marseille wäre bei wirksameren Sicherheitsvorkehrungen der französischen Polizei zu verhindern gewesen: ein Sachverhalt, den Innenminister Sarraut am 11. Oktober mit seinem Rücktritt bezahlen mußte. Zwei Tage später sah sich Justizminister Henri Chéron genötigt, sein Amt aufzugeben: Seine Verwicklung in den Stavisky-Skandal machte sein Verbleiben im Kabinett unmöglich. Die Nachfolge Barthous als Außenminister trat am 13. Oktober Pierre Laval an, einer der wendigsten Politiker, die Frankreich je erlebt hat. Anders als Barthou war er im Hinblick auf Deutschland von Anfang an überaus kompromissbereit. Das zeigte sich unter anderem darin, daß er auf jede profranzösische Propaganda im Saargebiet vor der Abstimmung im Januar 1935 verzichtete. Wenige Wochen nach der Ernennung Lavals am 8. November, verließen Herriot und die anderen Minister der Radicaux aus Protest gegen die Verfassungspläne Doumergues und Tardieus das Kabinett. Damit hatte die Regierung Doumergue ihre parlamentarische Mehrheit verloren, so daß dem Ministerpräsidenten nichts anderes übrigblieb, als zu demissionieren.

Die Nachfolge Doumergues trat am 9. November 1934 Pierre-Étienne Flandin, ein Politiker aus den Reihen der Alliance Démocratique, an; das Außenministerium behielt Pierre Laval. Die neue Regierung versuchte der Wirtschafts- und Finanzkrise mit denselben deflatorischen Mitteln wie die früheren Kabinette Herr zu werden, und war dabei nicht erfolgreicher als diese. Die Militärdienstpflicht wurde, weil inzwischen die geburtenschwachen Kriegsjahrgänge die Rekruten stellten, gegen die vehementen Proteste von Sozialisten und Kommunisten am 15. März 1935 von ein auf zwei Jahre verlängert (was Hitler einen Tag später als Vorwand für die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht in Deutschland benutzte). Einzelne Politiker wie Paul Reynaud forderten, entsprechend dem Plädoyer eines publizistisch aktiven Militärexperten, Oberst Charles de Gaulle, des Autors des 1934 erschienenen, vielbeachteten Buches «Vers l’armée de métier», den Aufbau einer zu offensiver Kriegführung fähigen, auf große Panzerverbände gestützten Armee von Berufssoldaten, stießen dabei aber auf den hartnäckigen Widerstand der Generalität, an ihrer Spitze der neue Oberbefehlshaber General Gamelin und sein Vorgänger General Weygand, die weiterhin auf eine erfolgreiche Verteidigung an der Maginotlinie setzten.

Auf der äußersten Linken vollzog sich in Sachen Landesverteidigung im Mai 1935 ein bemerkenswerter Wandel: Während die Sozialisten auf internationaler Abrüstung und kollektiver Sicherheit im Rahmen des Völkerbundes beharrten, schwenkten die Kommunisten auf ein klares Ja zur nationalen Verteidigung um. Sie reagierten damit auf den französisch-sowjetischen Beistandspakt, den Außenminister Laval und der sowjetische Botschafter Potjomkin am 2. Mai 1935 in Paris unterzeichnet hatten, und ein sensationell wirkendes Kommunique zum Gegenbesuch Lavals in Moskau am 13. Mai: Darin erklärte Stalin namens der Sowjetunion, daß er die Politik der nationalen Landesverteidigung voll und ganz billige, die Frankreich mit dem Ziel verfolge, seine Streitkräfte auf dem Niveau zu halten, das für seine Sicherheit erforderlich sei.

Kurz darauf ging die knapp siebenmonatige Regierungszeit Flandins abrupt zu Ende: Am 30. Mai 1935 verweigerte die Deputiertenkammer dem Kabinett die erbetenen Krisenvollmachten, woraufhin Flandin zurücktrat. Am 7. Juni ernannte Präsident Lebrun Pierre Laval zum dritten Mal zum Ministerpräsidenten; das Amt des Außenministers behielt der neue Regierungschef bei. Laval erhielt die Vollmachten, die die Kammer Flandin nicht hatte geben wollen, und nutzte sie sogleich für einschneidende Maßnahmen: Die Regierung senkte die Gehälter und Pensionen der Beamten um 10 Prozent und setzte die Tarife für öffentliche Dienstleistungen, Gas und Elektrizität, Mieten und Pachtzinsen ebenfalls um 10 Prozent herab.

Als Außenminister des Kabinetts Flandin hatte sich Laval im Januar 1935 bei einem Besuch in Rom mit dem von ihm bewunderten Mussolini auf ein kolonialpolitisches Arrangement verständigt: Der «Duce» akzeptierte den allmählichen Abbau der Vorrechte, die die Italiener in Tunesien genossen; Laval machte Italien einige territoriale Zugeständnisse in Nordafrika und sicherte Mussolini in einem Geheimgespräch «freie Hand» in Abessinien zu (eine Erklärung, die er später nur auf die wirtschaftliche Durchdringung des Kaiserreichs bezogen wissen wollte). Nach Beginn des Abessinienkriegs im Oktober 1935 wollte Laval Mussolini so weit entgegenkommen, daß man in London sogar argwöhnte, er sei vom «Duce» mit Geldzahlungen bestochen worden. Die Italien weit entgegenkommende Vereinbarung, die Laval am 8. Dezember auf dem britischen Außenminister Hoare traf, scheiterte, wie schon erwähnt, an den empörten Reaktionen der britischen Öffentlichkeit.

Auch in der französischen Deputiertenkammer mußte sich Laval Ende Dezember wegen seiner Haltung im Abessinienkrieg scharfe Kritik von seiten Léon Blums, des radikalen Abgeordneten Yvon Delbos und des konservativen Paul Reynaud anhören. Am 10. Januar 1936 verabschiedete die Kammer mit Zustimmung der Rechten ein Gesetz, das der Regierung das Verbot der bewaffneten Verbände aller politischen Richtungen erlaubte, und außerdem die Gesetzesbestimmungen verschärfte, die sich gegen Verleumdungen in der Presse richteten. Da Laval zögerte, entsprechende Maßnahmen zu treffen, rückten die Radicaux von ihm ab und bekräftigten ihre Zugehörigkeit zur «Volksfront», die am 14. Juli 1935 offiziell von den Parteien, Gewerkschaften und Vereinigungen der Linken sowie Künstlern und Intellektuellen wie André Gide, Pablo Picasso, Irène Joliot-Curie und Julien Benda aus der Taufe gehoben worden war. Auf Veranlassung der Parteiführung erklärten am 22. Januar 1936 Édouard Herriot, auch er ein entschiedener Kritiker der italien- und deutschlandfreundlichen Außenpolitik Lavals, und die anderen radikalen Minister ihren Austritt aus dem Kabinett, das damit seine parlamentarische Mehrheit verlor und demissionieren mußte.

Das neue Kabinett unter dem Radikalsozialisten Albert Sarraut war von vornherein als Übergangsregierung bis zu den Kammerwahlen gedacht, die im Mai 1936 stattfinden mußten. Das Außenministerium übernahm der frühere Ministerpräsident Flandin. Arbeitsminister wurde Ludovic-Oscar Frossard, der erste Generalsekretär der Kommunistischen Partei, der 1924 zur SFIO zurückgekehrt war und sich 1935 von dieser als Exponent des rechten Flügels getrennt hatte, Luftfahrtminister der Neosozialist Marcel Déat. Der relative Ruck nach links sicherte der Regierung bei der Abstimmung über die Vertrauensfrage die Zustimmung der Sozialisten; die Kommunisten enthielten sich erstmals bei einer solchen Abstimmung der Stimme.

Am 27. Februar ratifizierte die Kammer, am 4. März dann der Senat den innerhalb der Rechten heftig umstrittenen französisch-sowjetischen Beistandspakt (was Hitler wenig später als Begründung der Rheinlandbesetzung mit heranziehen sollte). Was die Innenpolitik betraf, ging die Regierung Sarraut, anders als das Kabinett Laval, entschieden gegen die äußerste Rechte vor und löste im Februar die Kampforganisation der Action française, die Camelots du Roi, auf. Den Anlaß bot ein tätlicher Angriff von Anhängern der Action française auf Léon Blum am 13. Februar. Charles Maurras, der Gründer und «Chefideologe» der Action française, wurde wegen Anstiftung zum Mord angeklagt, weil er im April 1935 öffentlich dazu aufgerufen hatte, den «naturalisierten deutschen Juden» Blum als Verräter zu erschießen, und zwar «in den Rücken». Die viermonatige Gefängnisstrafe, zu der Maurras verurteilt wurde, verbüßte dieser im Jahr 1937 (was die Académie Française nicht daran hinderte, ihn 1938 zu ihrem Mitglied zu wählen).

Die Hetzkampagnen und gewaltsamen Attacken der nationalistischen Rechten trugen erheblich dazu bei, daß sich der Zusammenhalt der Linken festigte. Das organisatorische Dach der Volksfront bildete seit dem Januar 1936 das Rassemblement populaire. Das Programm der Volksfront stellte auf die Verteidigung der Freiheiten und des Friedens ab und begnügte sich mit dem Versprechen sozialer Verbesserungen zugunsten der arbeitenden Schichten wie der Verkürzung der Arbeitszeit, einer öffentlichen Unterstützung der Arbeitslosen und der Einrichtung einer staatlichen Getreidestelle. Eine Nationalisierung des Kreditwesens und einzelner Industrien, wie die SFIO sie in das Programm aufgenommen wissen wollte, lehnten die Kommunisten aus taktischen Gründen, die Radicaux aus Überzeugung ab. Lediglich die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie wurde von allen Partnern der Volksfront befürwortet.

Anfang März 1936 fand in Toulouse die Wiedervereinigung der größten gewerkschaftlichen Dachverbände, der sozialistischen CGT und der kommunistischen CGTU, statt. Die vereinigte CGT verlangte sogleich, was die Volksfront als ganze nicht fordern konnte: öffentliche Arbeiten zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die Vierzig-Stundenwoche und umfassende Verstaatlichungen. Wäre es nach den Kommunisten gegangen, hätten sich nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch PCF und SFIO vereinigt. Die Sozialisten aber mißtrauten diesem plötzlichen Willen zur Harmonie und beließen es bei einer Wahlkoalition aller Volksfrontparteien.

Die politische Kehrtwende der Kommunisten schloß demonstrative Bekenntnisse zur Trikolore, zur Marseillaise und zur jakobinischen Tradition der Französischen Revolution ein. Den Höhepunkt der auf nationale und soziale Versöhnung eingestellten, an alle Schichten des Volkes appellierenden Wahlkampfrhetorik bildete eine Rundfunkrede von Maurice Thorez am 17. April 1936. Darin erklärte der Generalsekretär der Kommunisten, seine Partei, eine Partei von Laizisten, reiche ihre Hand dem Katholiken, dem Arbeiter, dem Angestellten, dem Bauern, weil sie ihre Freunde und von denselben Sorgen bedrückt seien wie sie. Doch Thorez ging noch weiter und umwarb auch die Anhänger der Rechten: «Wir reichen die Hand Dir, dem freiwillig Dienenden, dem Veteranen, der ein Feuerkreuzler geworden ist, weil Du ein Sohn unseres Volkes bist, weil Du wie wir unter der Unordnung und Korruption leidest, weil Du, wie wir, vermeiden willst, daß das Land in den Ruin und in die Katastrophe abgleitet.»

Die bevorstehende Kammerwahl war einer der Gründe, weshalb Frankreich am 7. März 1936 nicht massiv auf die Besetzung des entmilitarisierten Rheinlands durch die Wehrmacht reagierte. Sarraut wollte zunächst zwar, unterstützt vor allem vom Minister ohne Geschäftsbereich Paul-Boncour, den erneuten Bruch des Versailler Vertrags mit einer sofortigen militärischen Aktion beantworten, stieß damit aber auf entschiedenen Widerstand bei Kriegsminister General Maurin, Generalstabschef Gamelin und Luftfahrtminister Déat. Eine Einberufung von Reservisten, die sie selbst für den Fall einer bloßen militärischen Demonstration für notwendig hielten, befürwortete kein einziges Mitglied der Regierung. Ein solcher Schritt hätte womöglich schwere Unruhen ausgelöst, was wenige Wochen vor der Parlamentswahl als ein unkalkulierbares Risiko erschien. Von der äußersten Rechten bis zur äußersten Linken bildete sich daher rasch ein breiter Konsens heraus: Frankreich mußte alles vermeiden, was die Gefahr eines europäischen Krieges heraufbeschwören konnte.

Die Linke zog sehr viel geschlossener als die Mitte und die Rechte in den Wahlkampf, und das zahlte sich aus: Die Volksfront ging als eindeutige Siegerin aus den beiden Wahlgängen am 26. April und 3. Mai 1936 hervor. Bei den Stichwahlen wurde der jeweils erfolgreichste Kandidat der linken Parteien, der SFIO, des PCF und der kleinen Union Socialiste Républicaine, von den Anhängern der anderen Partner des Wahlbündnisses diszipliniert unterstützt, so daß der Front populaire am Ende auf 369 Sitze kam, während auf die Parteien der Mitte und der Rechten 236 Mandate entfielen. Insgesamt hatten 5,13 Millionen für die Linke und 4,3 Millionen für die Rechte im weitesten Sinn gestimmt. Die größten Gewinne verbuchten die Kommunisten, denen es mit ihrer patriotischen Linie gelang, in neue Wählergruppen einzudringen: Gegenüber 1932 gewannen sie fast 700.000 Stimmen hinzu und erreichten jetzt knapp 1,5 Millionen Stimmen, wohingegen die Sozialisten geringfügige, die Radicaux starke Verluste hinnehmen mußten (–37.000 beziehungsweise –360.000 Stimmen). Die Rechte büßte gegenüber der vorangegangenen Wahl 84.000 Stimmen ein. Stärkste Fraktion wurde erstmals die SFIO mit 146 Abgeordneten, gefolgt von den Radikalsozialisten mit 115 und den Kommunisten mit 72 Deputierten.

Für die Führung der Regierung kam nach dem Wahlausgang nur eine Partei in Frage, die Sozialisten, und für das Amt des Ministerpräsidenten nur ein Politiker, der Fraktionsvorsitzende der SFIO, Léon Blum. Der Sieg der Volksfront bedeutete aus seiner Sicht zwar noch längst nicht, daß die Stunde der Eroberung der Macht (conquête du pouvoir) durch das Proletariat geschlagen hatte, wohl aber waren erstmals die Bedingungen für eine Ausübung der Macht (exercice du pouvoir) im Rahmen des kapitalistischen Systems gegeben, die über die bloße Beteiligung an einer bürgerlich geführten Koalitionsregierung (participation ministérielle) hinausging. Eine derartige Koalitionspolitik hatte Blum, seit er der faktische Parteiführer der SFIO war, seit dem legendären Parteitag von Tours im Dezember 1920 also, immer wieder abgelehnt, weil sie zur ideologischen «confusion» führen müsse. Wahlkampfabsprachen mit den Radicaux und die parlamentarische Unterstützung einer linksbürgerlichen Regierung waren etwas anderes, da sie nicht mit der Gefahr der «Verwirrung» verbunden waren, und deshalb hatte die SFIO, wann immer es möglich war, solche Vereinbarungen getroffen. Jetzt aber, wo sie die stärkste Fraktion und Sozialisten und Kommunisten zusammen sehr viel stärker waren als die Radicaux, erschien die Übernahme der Regierungsverantwortung nicht nur vertretbar, sondern politisch unbedingt geboten.

Der Verfassung entsprechend, konnte eine neue Regierung erst gebildet werden, nachdem die neue Kammer zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammengetreten war. Traditionsgemäß geschah dies etwa vier Wochen nach der Wahl. In der Zeit zwischen der Wahl und der Ernennung der ersten Volksfrontregierung erlebte Frankreich die größte Welle von Streiks und Unruhen in seiner bisherigen Geschichte. Zu den ersten Ausständen kam es am 11. Mai, gut eine Woche nach der Kammerwahl, in Le Havre und Toulouse. Drei Tage später griffen die Streiks auf Paris, und hier vor allem auf die Metallindustrie, über. Doch es blieb nicht bei Arbeitsniederlegungen: Überall im Land wurden Fabriken besetzt, die von den Streikenden als Faustpfänder für die Erfüllung ihrer Forderungen nach höheren Löhnen, kürzeren Arbeitszeiten und nach besseren Arbeitsplatzbedingungen, vor allem im Bereich von Hygiene und Sicherheit, betrachtet wurden. René Rémond hat die «cahiers de revendications», in denen die Streikenden ihre Beschwerden zusammenfaßten, mit den «cahiers de doléances» von 1789 verglichen. Doch «revolutionär» war ihr Charakter nicht. Was die Arbeiter verlangten, lief auf soziale Reformen hinaus, die in vielen anderen Ländern, obenan den skandinavischen, längst verwirklicht waren.

Die Aktionen waren weitgehend spontan; weder die CGT noch der PCF hatten sie organisiert; eine aktive Rolle spielten hingegen, wo es sie noch gab, anarchosyndikalistische Gewerkschafter, Trotzkisten und Kräfte auf dem äußersten linken Flügel der SFIO um Marceau Pivert, dem Mann an der Spitze des Parteibezirks Paris und Umgebung, der Fédération de la Seine, der am 27. Mai im sozialistischen «Populaire» die Parole ausgab: «Alles ist möglich» (Tout est possible). Die «Humanité» hielt es zwei Tage später für angebracht, dem revolutionären Überschwang entgegenzutreten. «Nicht alles ist möglich» (Tout n’est pas possible) lautete die Schlagzeile des kommunistischen Parteiorgans. Anfang Juni setzte eine zweite Streikwelle ein. Mit 12.000 Streiks und 1,8 Millionen Streikenden erreicht die Ausstandsbewegung im Juni ihren Höhepunkt.

Große Teile des Bürgertums reagierten auf die Ereignisse vom Mai und Juni 1936 mit einer Angst vor der roten Revolution, wie es sie seit der Pariser Kommune von 1871 nicht mehr gegeben hatte. Eine massive Kapitalflucht ins Ausland war die Folge: Die Banque de France verlor innerhalb eines Monats 1,5 Milliarden Franc. Der Historiker Charles Bloch beschreibt die «bourgeoise» Stimmungslage jener Wochen mit den Worten: «Man zog eine Parallele zwischen der Streikbewegung und den Vorgängen in Rußland 1917 oder in Italien 1919/20, wo die revolutionären Arbeiter und Bauern ebenfalls die Fabriken beziehungsweise die Latifundien besetzt hatten. Man übersah den wesentlichen Unterschied, daß dort die wirklich revolutionären Massen die Enteignung der Großgrundbesitzer und Industriellen angestrebt hatten, während die französischen Arbeiter nur eine friedliche Besetzung der Betriebe vornahmen, um sie als Pfand bis zur Einführung von Reformen zu behalten, ohne – zumindest vorläufig – das Prinzip des kapitalistischen Wirtschaftssystems in Frage zu stellen.» Bloch schlägt einen Bogen vom Frühsommer 1936 ins Jahr 1940: Auf der Suche nach einem «Retter vor der kommunistischen Gefahr» hätten Teile der französischen Bourgeoisie sogar auf das «Dritte Reich» geblickt. «Vielleicht mehr als jedes andere Ereignis schufen die Vorgänge vom Mai/Juni 1936 die Mentalität, die 1940 zur Akzeptierung der deutschen Besetzung und zur Billigung des autoritären Regimes von Marschall Pétain führen sollte.»

Die Regierung, die bis zum 4. Juni 1936 die Verantwortung für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung trug, war das Kabinett Sarraut. Auf Drängen der Kommunisten verzichtete die Regierung auf alles, was die gespannte Lage hätte verschärfen können; deswegen gab es keinerlei Polizeieinsätze gegen die Streikenden und zur Räumung besetzter Fabriken. Die Kommunisten selbst entschieden sich währenddessen, das Angebot Blums, in ein von ihm geführtes Kabinett einzutreten, nicht anzunehmen. Am 14. Mai erklärte der PCF, die Kommunisten seien überzeugt, daß sie, wenn sie loyal, ohne Vorbehalte und Hintertüren, eine von den Sozialisten geführte Regierung unterstützten, der Sache des Volkes besser dienten, als dadurch, «daß sie, durch ihre Anwesenheit im Kabinett, den Vorwand für Panik- und Verwirrungskampagnen der Feinde des Volkes (campagnes de panique et d’affolement des ennemies du peuple) liefern».

Die Begründung für das Nein zur Regierungsbeteiligung war vermutlich nicht einmal vorgeschoben. Nicht zuletzt außenpolitische Erwägungen sprachen für diese Entscheidung: Kommunistische Minister hätten, weil sie die Bourgeoisie verschrecken mußten, die von Moskau dringend gewünschte enge Zusammenarbeit zwischen Frankreich und der Sowjetunion erschwert. Eine andere Überlegung dürfte ebenfalls eine Rolle gespielt haben: Da die Regierung der Volksfront nur eine reformistische und keine revolutionäre Politik betreiben konnte und sollte, war ein Eintritt des PCF in das Kabinett nicht nur nicht erforderlich, sondern eher schädlich. Den Kommunisten fiel es als bloß tolerierende Partei leichter, nicht die unmittelbare Verantwortung für Entscheidungen übernehmen zu müssen, von denen sie sicher war, daß sie weit hinter den Erwartungen vieler, wenn nicht der meisten ihrer Anhänger zurückbleiben würden. Daß die Taktik des PCF von einem Teil der Massen honoriert wurde, zeigt auch das Wachstum der Mitgliederzahlen: Sie stiegen von 50.000 im Jahr 1933 bis auf 280.000 Ende 1936 an.

Am Abend des 4. Juni, wenige Stunden nach der konstituierenden Sitzung der Deputiertenkammer, konnte Léon Blum sein Kabinett dem Präsidenten der Republik, Albert Lebrun, vorstellen. Außenminister war der Radikalsozialist Yvon Delbos, Innenminister der Sozialist Roger Salengro, der wenige Monate später, von der extremen Rechten mit der falschen Beschuldigung, er sei 1915 desertiert und zum Feind übergelaufen, in den Selbstmord getrieben wurde. (Seine Nachfolge trat im November 1936 der Sozialist Marx Dormoy an). Der Radikalsozialist Édouard Daladier übernahm das Verteidigungs-, der Sozialist Vincent Auriol, der Staatspräsident der Jahre 1947 bis 1954, das Finanzministerium. Der SFIO gehörte auch Charles Spinasse, der erste sozialistische Wirtschaftsminister der Dritten Republik, an. Sensationell wirkte angesichts der Tatsache, daß die Frauen in Frankreich noch immer nicht über das Wahlrecht verfügten, die Berufung von drei weiblichen Unterstaatssekretären: der Feministin Cécile Brunschvicg für Unterricht, der sozialistischen Lehrerin Suzanne Lacorre für den Schutz von Kindern und Jugendlichen und der Physikerin Irène Joliot-Curie für wissenschaftliche Forschung. Erstmals gab es im Kabinett Blum auch Unterstaatssekretäre für Freizeit und für körperliche Erziehung sowie Sport.

Die erste große Herausforderung der Volksfrontregierung war die Beendigung der Streiks und Fabrikbesetzungen. Am 7. Juni trat eine von Blum einberufene Konferenz der Spitzenverbände von Unternehmern und Arbeitnehmern, der Confédération Générale de la Production Française und der Confédération Générale du Travail, im Hôtel Matignon, seit 1935 Amtssitz des Ministerpräsidenten, zusammen. Noch in der Nacht zum 8. Juni unterzeichneten die Verhandlungspartner den «Accord Matignon». Sein Inhalt ähnelte in mancher Hinsicht dem, was 18 Jahre zuvor, im November 1918, im Rahmen der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeberund Arbeitnehmerverbände Deutschlands, vereinbart worden war. Die Kernpunkte betrafen die sofortige Einführung kollektiver Tarifverträge (die bisher, obwohl es das Instrument als solches schon seit 1919 gab, nur für eine kleine Minderheit der Arbeitnehmer galten), die Freiheit der gewerkschaftlichen Organisation und Betätigung, die Wahl von Arbeiterdelegierten in den Betrieben und eine allgemeine Lohnerhöhung um 7 bis 15, im Durchschnitt um 12 Prozent. Die Themen Vierzig-Stunden-Woche und bezahlter Urlaub wurden an das Parlament verwiesen. Die Arbeiter sollten die besetzten Fabriken räumen und die Arbeit wieder aufnehmen; Sanktionen gegen sie sollten nicht ergriffen werden.

Der «Accord Matignon» bedeutete noch nicht das Ende der Streiks und der Fabrikbesetzungen. Trotz aller Appelle Blums und des Vorsitzenden der CGT, Léon Jouhaux, weigerten sich die Arbeiter vielerorts, ihre Faustpfänder aufzugeben. Erst als Thorez am 11. Juni namens der Kommunisten zur Einstellung der Kampfaktionen aufrief, bröckelte die Streikfront spürbar. Aber noch im Juli wurden 1688 Streiks und 176.947 Streikende gezählt.

Die Konferenz im Hôtel Matignon hatte sich auf das beschränkt, was Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter sich regeln konnten. Den großen sozialpolitischen Nachholbedarf der Dritten Republik zu befriedigen blieb Regierung und Parlament überlassen. Noch im Juni legte Blum die ersten grundlegenden Gesetze vor: Sie brachten den Arbeitnehmern das Recht auf einen bezahlten zweiwöchigen Jahresurlaub, die Senkung der wöchentlichen Arbeitszeit von 48 auf 40 Stunden (wobei möglichst an fünf Tagen jeweils acht Stunden lang gearbeitet werden sollte), die gesetzliche Verankerung kollektiv ausgehandelter Tarifverträge und die Anhebung der Gehälter und Pensionen der Beamten.

Es folgten, noch im Sommer 1936, Gesetze über das Verbot der Kinderarbeit, wobei die Landwirtschaft ausgenommen wurde, die Verlängerung des obligatorischen Schulunterrichts bis zum Alter von 14 Jahren, die Verstaatlichung der Rüstungsbetriebe, ein großangelegtes Programm zur öffentlichen Arbeitsbeschaffung, der Ausbau der Invalidenrenten und der Familienbeihilfen, eine gründliche Reorganisation der Banque de France, die enger als bisher an die Staatsmacht angebunden wurde und, um ihren Charakter als Nationalbank zu unterstreichen, in Banque de la France umbenannt wurde, die Einrichtung einer staatlichen Getreidestelle, des Office National Interprofessionel du Blé, das Produktion, Verkauf und Preise regeln sollte und ein Ein- und Ausfuhrmonopol besaß. Im Dezember 1936 schloß sich ein Gesetz an, das die obligatorische Schlichtung von Tarifkonflikten vorsah. Die großen sozialpolitischen Materien, die weiterhin einer Neuregelung bedurften, waren Arbeitslosenunterstützung und Altersversicherung.

Die wirtschaftlichen Folgen der Verringerung der Arbeitszeit, des zweiwöchigen Jahresurlaubs und die Erhöhung der Löhne ließen nicht lange auf sich warten. Die Unternehmer mußten ihren Belegschaften im Durchschnitt 25 bis 35 Prozent mehr zahlen als zuvor; die Produktion ging zurück, während die Preise stiegen; die internationale Konkurrenzfähigkeit Frankreichs litt; die Goldvorräte der Bank von Frankreich sanken, da die Regierung Vorschüsse benötigte, bis auf das gesetzliche Minimum von 30 Milliarden Franc; die Kapitalflucht hielt an. Am 26. September 1936 wurde die freie Konvertierbarkeit des Franc in Gold aufgehoben; im Zuge des Übergangs zu flexiblen Wechselkursen verlor der Franc 25 bis 35 Prozent seines Wertes.

Da der Franc seit langem überbewertet war, hatten einige Politiker, unter ihnen Paul Reynaud, immer wieder seine Abwertung gefordert, bislang ohne Erfolg. Die Reformen vom Sommer 1936 ließen die Abwertung höher ausfallen, als in den Jahren zuvor zu erwarten gewesen wäre. Die französische Produktion stieg infolge der Zäsur vom 26. September 1936 etwas an, aber international wettbewerbsfähig wurde die französische Industrie dadurch nicht. Die Arbeitslosenzahlen sanken nur um 20 bis 25 Prozent, was weiter unter den Erwartungen der vom New Deal und von den Lehren Keynes’ beeinflußten Experten der Volksfront lag; die Großhandelspreise stiegen weiter an, und da die Regierung Blum vor Devisenkontrollen zurückschreckte, hörte auch der Kapitalabfluß ins Ausland nicht auf.

Die Regierung Blum war gerade sechs Wochen im Amt, als am 17./18. Juli nationalistische Offiziere in Spanien putschten und damit den Spanischen Bürgerkrieg auslösten. Die volle Sympathie des Front populaire galt dem Frente popular, der seit dem 16. Februar 1936 in Madrid regierte. Als die spanische Regierung in Paris vertraulich um Waffenhilfe bat, war es denn auch Blums erster Impuls, dem Ersuchen, gestützt auf den bestehenden Handelsvertrag zwischen beiden Ländern, nachzukommen. Aber sowohl der Präsident der Republik als auch die Präsidenten von Deputiertenkammer und Senat warnten den Ministerpräsidenten dringend vor einem Eingriff in den spanischen Konflikt, der leicht auf Frankreich übergreifen, ja einen europäischen Krieg auslösen könnte.

Kammerpräsident war Édouard Herriot, und er sprach für die Mehrheit seiner Partei, der Radicaux. Auch innerhalb des Kabinetts wandten sich die meisten radikalen Mitglieder, darunter Außenminister Delbos und Verteidigungsminister Daladier, gegen eine französische Einmischung; dafür waren lediglich Luftfahrtminister Pierre Cot und der Minister für Nationale Erziehung Jean Zay. Widerspruch kam auch von leitenden Beamten des Außenministeriums. Die nationalistische Rechte betrieb eine massive Agitation gegen jede Parteinahme für die spanische Republik, und es war zu vermuten, daß diese Kampagne auch viele Offiziere beeindruckte. Großes Gewicht hatte auch das britische Nein: Premierminister Baldwin und Außenminister Eden stellten Ende Juli anlässlich eines Besuches von Ministerpräsident Blum und Außenminister Delbos in London unmissverständlich klar, daß Frankreich, falls es in den Spanischen Bürgerkrieg eingriff, nicht mit der Unterstützung des Vereinigten Königreichs rechnen durfte.

Eine enge Zusammenarbeit mit Großbritannien war aus Blums Sicht eine Grundbedingung jeder verantwortlichen französischen Außenpolitik. Nach Lage der Dinge blieb dem Chef der Volksfrontregierung also nichts anderes übrig, als im Hinblick auf Spanien die Linie zu verfolgen, die auch London befürwortete: die Politik der Nichteinmischung aller maßgebenden europäischen Mächte. Tatsächlich unterzeichneten bis Ende August 1936 27 europäische Staaten, unter ihnen auch Italien und Deutschland, die von London und Paris angeregte Nichteinmischungserklärung. In London wurde in der zweiten Septemberwoche ein Nichteinmischungskomitee eingesetzt, in dem außer Großbritannien und Frankreich Deutschland, Italien und die Sowjetunion vertreten waren. Da Berlin und Rom nicht daran dachten, sich an das Prinzip der Nichteinmischung zu halten, und bald darauf auch Moskau aktiv in den Bürgerkrieg eingriff, waren Großbritannien und Frankreich die einzigen europäischen Großmächte, die der vertraglich vereinbarten Devise folgten – die Londoner Regierung freilich sehr viel konsequenter als die Pariser.

Angesichts des Scheiterns der Politik der Nichteinmischung erwog Blum zeitweilig ernsthaft seinen Rücktritt als Regierungschef, ließ sich dann aber vom Präsidenten der Zweiten Internationale, dem belgischen Sozialistenführer Louis de Brouckère, und dem spanischen Botschafter davon abbringen. In der Folgezeit erhielt die spanische Republik, trotz des am 8. August 1936 offiziell beschlossenen Exportembargos für Rüstungsgüter, teilweise auch auf dem Umweg über Mexiko, Flugzeuge aus Frankreich; den Aufbau und das Kommando einer französischen Fliegerstaffel mit dem Namen «España» übernahm, obwohl er selbst nicht fliegen konnte, der Schriftsteller André Malraux. Die Pariser Regierung duldete außerdem die Anwerbung von Freiwilligen für die Internationalen Brigaden, die auf Seiten der spanischen Republik kämpften und in denen Franzosen das größte Kontingent stellten, und handhabte die Kontrollen an der Grenze zu Spanien bewußt großzügig. Mehr vermochte die in sich gespaltene Volksfront für die Sache der spanischen Republik nicht zu tun. Die Kommunisten, die ein sehr viel stärkeres Engagement forderten, distanzierten sich am 6. Dezember 1936 erstmals von der Regierung Blum, indem sie sich nach einer großen außenpolitischen Kammerdebatte bei der Abstimmung über die Vertrauensfrage der Stimme enthielten.

Der französischen Rechten bot der Spanische Bürgerkrieg einen willkommenen Anlaß, ihre Angriffe auf die Volksfront zu verstärken. Die Regierung Blum betreibe, so lautete der Vorwurf, eine ideologische Politik, die Frankreich in einen europäischen Krieg zu stürzen drohe. Aber auch auf innenpolitischem Gebiet fand die Opposition hinreichend Anlaß zu Kampagnen gegen die Linke. Am 18. Juni löste die Regierung Blum auf Grund des Gesetzes vom 10. Januar 1936 die antiparlamentarischen Ligen der Rechten, darunter die Croix de Feu von Oberst de La Rocque, auf. Die Feuerkreuzler, die inzwischen gewerkschaftsähnliche Zusammenschlüsse, die Syndicats professionels français, ins Leben gerufen hatten, schlossen sich wenig später zu einer politischen Partei, dem Parti Social Français (PSF), zusammen, der sich über ganz Frankreich ausbreitete, fast die Hälfte seiner Mitglieder aber im Großraum Paris hatte. Anfang 1937 zählte die neue Partei vermutlich über 1 Million Mitglieder. Der PSF gab sich entschieden rechts, antimarxistisch und antiparlamentarisch, stellte sich aber in seiner Praxis auf den Boden des parlamentarischen Systems und der geltenden Gesetze.

Damit unterschied er sich von einer anderen Neugründung des Sommers 1936, dem schon erwähnten Parti Populaire Français (PPF) des Bürgermeisters von St. Denis und ehemaligen Kommunistenführers Jacques Doriot. Mit seiner Forderung nach einem korporativen Staat näherte sich der PPF dem faschistischen Italien an, desgleichen mit dem gezielten Appell an die Arbeiterschaft, seinem radikalen Nationalismus und der Anwendung von physischer Gewalt gegenüber dem politischen Gegner. Die Zahl der Mitglieder, überwiegend Arbeiter und Bauern, scheint zu keiner Zeit 100.000 überstiegen zu haben.

Keine andere Rechtspartei war so offen «faschistisch» wie die Doriots; keine andere wurde so massiv von Industrie- und Finanzkreisen mit Geldmitteln unterstützt wie sie; keine andere erfreute sich so wie sie einer breiten publizistischen Unterstützung, die bis zu den angesehenen Tageszeitungen «Figaro» und «Temps» reichte; keine andere zog so viele prominente Intellektuelle an wie sie, darunter die Schriftsteller Pierre Drieu La Rochelle, Alfred Fabre-Luce und Bertrand de Jouvenel (die alle im Herbst 1938, nach dem Münchner Abkommen über die Verkleinerung der Tschechoslowakei, den PPF wieder verlassen sollten). Autoren des «Combat», des Blattes der Jeune Droite, wie Robert Brasillach, Georges Blond und Thierry Maulnier, schrieben für Doriots Parteiorgan, «Émancipation nationale»; umgekehrt veröffentlichten La Rochelle und de Jouvenel, beide Mitglieder des Zentralkomitees des PPF, Artikel im «Combat». Unter den jüngeren Aktivisten des PPF waren zwei, die später zu großer Bekanntheit gelangten: der Politikwissenschaftler Maurice Duverger und der Mittelstandsrebell Pierre Poujade.

Einen verbissenen Kampf gegen die Volksfront führten auch rechtsradikale Zeitschriften wie «Candide» und, vor allem, «Gringoire», der die Kampagne gegen Innenminister Salengro entfesselte und mit einer Auflage von 600.000 Exemplaren eine breite Leserschaft erreichte. Blum war die bevorzugte Zielscheibe der Antisemiten in der Action française, die ihm unterstellten, eigentlich Karfunkelstein zu heißen, in Bessarabien geboren zu sein und Weisungen aus Moskau zu befolgen. Der Historiker Pierre Gaxotte sah am 13. Juni 1936 in der von ihm gegründeten Zeitschrift «Je suis partout» Frankreich vor die Alternative «Bolschewismus oder nationale Revolution» gestellt. Ein Jahr später trat ein noch radikalerer Antisemit, Robert Brasillach, an die Spitze der Redaktion von «Je suis partout». Zu den prominenten Autoren der Zeitschrift gehörte ein anderer fanatischer Judenfeind, der Schriftsteller Louis Ferdinand Céline, der Ende 1937 das scharf antisemitische Pamphlet «Bagatelles pour un massacre» veröffentlichte.

Im Herbst 1936 reagierte der rechte, dem Accord Matignon gegenüber feindlich eingestellte Flügel des industriellen Spitzenverbandes mit einer Rebellion gegen die Verbandsführung. Er setzte die demonstrative Umbenennung der Confédération Générale de la Production Française in Confédération Générale du Patronat Français durch. An die Spitze des Verbandes trat der Sprecher der jüngeren Unternehmer, der Rechtsprofessor Claude Grignoux, ein Bewunderer der faschistischen Regime, der den Liberalismus für überholt hielt und ein korporatives System ähnlich dem italienischen befürwortete. Unter seiner Führung schlug die umbenannte CGPF seit Oktober 1936 eine scharf antikommunistische, gegen die Volksfront gerichtete Linie ein.

Am 31. Oktober 1936 riefen die fünf französischen Kardinäle die Katholiken auf, den «praktischen Atheismus» (athéisme pratique) zu bekämpfen und die «revolutionären Viren» zu vertreiben. Aus militärischen Kreisen ging die republikfeindliche Verschwörergruppe «La Cagoule» (Die Kutte) hervor, die für die Ermordung der beiden italienischen Antifaschisten Carlo und Nello Rosselli in Bagnoles-de-l’Orne im Juli 1937 verantwortlich war. Das strategische Ziel von «Cagoule» war ein gewaltsamer Umsturz zum Zweck der Errichtung einer Militärdiktatur. Nach der Aufdeckung der Verschwörung im November 1937 ließ Innenminister Marx Dormoy die Anführer verhaften. Eine ernste Gefahr für die Republik bildeten die Bestrebungen der äußersten Rechten Ende 1936 noch nicht. Aber die Volksfront sah sich bereits wenige Monate, nachdem sie an die Macht gelangt war, einer Gegenbewegung ausgesetzt, die gute Aussichten hatte, weiter anzuwachsen.

Bei aller ideologischen Gegnerschaft bemühte sich die Volksfrontregierung auch um korrekte diplomatische Beziehungen zum nationalsozialistischen Deutschland (was auch in der Umkehrrichtung galt). Am 28. August 1936, vier Tage nachdem in Deutschland die zweijährige Dienstzeit eingeführt worden war, empfing Blum einen Abgesandten Hitlers: den Reichswirtschaftsminister und Reichsbankpräsidenten Hjalmar Schacht. Der Ministerpräsident bekannte sich einleitend als «Marxist und Jude» und betonte dann, daß es ungeachtet des deutschen Antikommunismus und des französischen Antifaschismus zu einer «allgemeinen Regelung» zwischen beiden Ländern kommen könne. Schacht forderte die Rückgabe der deutschen Kolonien und die Annullierung des Versailler Vertrages und stellte für den Fall, daß diese Forderungen erfüllt wurden, die Rückkehr Deutschlands in den Völkerbund und neue Abrüstungsverhandlungen in Aussicht. Blum übermittelte Schachts kolonialpolitische Vorstellungen zwar nach London; irgendwelche praktische Konsequenzen aber hatte die Begegnung nicht.

Auch im Verhältnis zum faschistischen Italien gab es keine Annäherung. Als Mussolini im Januar 1937 einen entsprechenden Vorstoß unternahm, ihn aber an die Bedingung knüpfte, daß Frankreich Spanien Franco überließ, wies Blum dies entschieden zurück. Abweisend verhielt er sich auch, als der stellvertretende Generalstabschef General Schweisguth von einem Besuch in Moskau den Vorschlag von Verteidigungskommissar Marschall Woroschilow überbrachte, eine französisch-sowjetische Militärallianz abzuschließen. Wäre der Ministerpräsident auf diese (von Schweisguth negativ kommentierte) Initiative eingegangen, hätte dies die Beziehungen zu Großbritannien schwer belastet – ein Risiko, das Blum nicht eingehen konnte.

Auf das Verhältnis zu den meisten Verbündeten Frankreichs wirkte sich der Pariser Regierungswechsel vom Juni 1936 eindeutig negativ aus. Rumänien und Jugoslawien hatten schon vorher begonnen, sich Deutschland anzunähern; die Bildung der Volksfrontregierung verstärkte die Entfremdung zwischen ihnen und Frankreich. Das autoritär regierte Polen, dessen Außenminister Oberst Beck als ausgeprägt deutschfreundlich galt, rückte seit dem Sommer 1936 auch aus ideologischen Gründen von seinem französischen Verbündeten ab. Belgien, das im Oktober 1920 eine Militärallianz mit Frankreich abgeschlossen hatte, betonte seit der widerstandslosen Zerstörung des Vertragswerks von Locarno durch Deutschland seine Unabhängigkeit. Die Abneigung gegen die Volksfront trug aber mit dazu bei, daß König Leopold III. am 14. Oktober 1936 das Militärbündnis mit Frankreich formell aufkündigte, was faktisch die Rückkehr zur Neutralität bedeutete. Hitler erklärte daraufhin am 30. Januar 1937, daß das Deutsche Reich die belgische Unabhängigkeit garantieren wolle. Ein entsprechender Vertrag wurde am 13. Oktober 1937 unterzeichnet. Die Westmächte hatten bereits ein halbes Jahr zuvor, am 24. April 1937, erklärt, sie würden das Königreich im Fall eines Angriffs militärisch unterstützen.

Der Linksruck der französischen Politik führte keineswegs zu dem, was viele angesichts der früheren antimilitaristischen Rhetorik von Sozialisten und Kommunisten vermutet hatten: zu verminderten Anstrengungen auf dem Gebiet der Verteidigung. Blum unterstützte Daladiers Forderung nach einer Erhöhung der Militärkredite auf 14 Milliarden Franc für vier Jahre und ließ im März 1937 mit breiter Zustimmung der Deputiertenkammer eine große Verteidigungsanleihe auflegen. Am 14. Oktober 1936 empfing er Oberst Charles de Gaulle und ließ sich von ihm dessen Vorstellungen von einer professionellen Panzerarmee und einer französischen Offensivstrategie für den Fall eines deutschen Angriffs auf die Tschechoslowakei oder Polen erläutern. Der Ministerpräsident zeigte sich beeindruckt, das Militär um Generalstabschef Gamelin, seinen immer noch einflussreichen Vorgänger General Weygand und Marschall Pétain, keineswegs. Es blieb infolgedessen bei der defensiven Ausrichtung der französischen Rüstung – und der Überzeugung, daß Deutschland nicht imstande sein würde, die Maginotlinie zu überwinden.

Anfang 1937 empfand Blum die wirtschaftliche Lage Frankreichs als so bedrohlich, daß er am 13. Februar eine sozialpolitische Pause ankündigte und weiteren Lohnerhöhungen eine Absage erteilte. Es folgten Maßnahmen, die die Privatwirtschaft beruhigen sollten, darunter die Rückkehr zum freien Goldhandel. Der linke Flügel der SFIO reagierte empört; Marceau Pivert sprach von einer Kapitulation vor dem Militarismus und den Banken und legte unter Protest seine Funktionen im Generalsekretariat des Ministerpräsidenten nieder. Die Erbitterung unter den Arbeitern stieg, als die Polizei am 16. März in Clichy, um einen Zusammenstoß zwischen Anhängern der Linken und des PSF von Oberst de La Rocque zu verhindern, in die Menge schoß, fünf Menschen tötete und etwa 200 verletzte. Währenddessen häuften sich wilde Streiks, die auch die Pariser Weltausstellung (Exposition des Arts et des Techniques) in Mitleidenschaft zu ziehen drohten. Als diese am 24. Mai 1937 mit mehr als dreiwöchiger Verspätung und inmitten von Bauschutt eröffnet wurde, waren zwar die monumentalen Pavillons des Deutschen Reiches und der Sowjetunion fertiggestellt, nicht aber die Frankreichs sowie die vieler anderer Nationen. Unter den auswärtigen Gästen war auch Hjalmar Schacht, der erneut mit Blum zusammentraf. Die Unterredung verlief ebenso ergebnislos wie die erste im August 1936.

Mitte des Jahres 1937 konnte die Regierung Blum keinen Zweifel mehr daran haben, daß der Kampf gegen die Verschlechterung der Wirtschaftslage keinen Erfolg gezeitigt hatte. Am 15. Juni ersuchte der Ministerpräsident das Parlament daher um die Gewährung von Sondervollmachten, die der Regierung neue Besitzsteuern und energische Maßnahmen gegen die Kapitalflucht erlauben sollten. In der Deputiertenkammer erhielt er dafür eine Mehrheit von 346 zu 247 Stimmen, der Senat aber verwarf die Vorlage am 21. Juni mit 168 zu 96 Stimmen. Zur Mehrheit gehörten auch die meisten der radikalen Senatoren. Einen Tag später erklärte Blum seinen Rücktritt.

Die Demission Blums warf ein Schlaglicht auf den Zerfall der Volksfront, bedeutete aber noch nicht ihr definitives Ende. Am 22. Juni beauftragte Präsident Lebrun den radikalen Politiker Camille Chautemps, der bereits zweimal, 1930 und 1933/34, das Amt des Ministerpräsidenten innegehabt hatte, mit der Regierungsbildung. Blum übernahm das Amt des stellvertretenden Ministerpräsidenten; die meisten Minister seines ersten Kabinetts blieben im Amt. Der sozialistische Wirtschaftsminister wurde durch Fernand Chapsal von den Radicaux ersetzt; der sozialistische Finanzminister Auriol wechselte ins Justizministerium. Das Finanzressort übernahm Georges Bonnet, der auf dem rechten Flügel der Radicaux stand. Dieser Gruppierung waren auch der Minister für öffentliche Arbeiten, Henri Queuille, und der Minister ohne Geschäftsbereich Albert Sarraut zuzurechnen. Die drei weiblichen Unterstaatssekretäre schieden aus. Hatten im Kabinett Blum die Sozialisten ein leichtes Übergewicht gegenüber den Radicaux gehabt, so war es im Kabinett Chautemps umgekehrt. Die neue Regierung stand deutlich rechts von der alten.

Zu den ersten Maßnahmen des Kabinetts gehörte die endgültige Ablösung des Franc vom Gold am 1. Juli 1937, die eine abermalige Abwertung des Franc um etwa 25 Prozent nach sich zog. Mit der Zustimmung auch der Kommunisten wurden neue Steuern beschlossen und die französischen Eisenbahnen unter dem Dach der neugeschaffenen Société Nationale des Chemins de Fer (SNCF) in Staatseigentum überführt. Einen Ruck nach rechts gab es in der Außenpolitik. Außenminister Delbos drängte die tschechoslowakische Regierung zur Nachgiebigkeit gegenüber Deutschland in der Sudetenfrage; bei einem neuerlichen Besuch Schachts in Paris im November 1937 sprach sich Finanzminister Bonnet für eine enge Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Österreich und eine weitreichende Autonomie der Sudetengebiete aus. Chautemps machte keinen Hehl aus seinem Antikommunismus und kam damit einer Stimmung entgegen, die sich angesichts der Moskauer Schauprozesse in weiten Teilen der französischen Gesellschaft ausbreitete. Gleichzeitig betonte der Ministerpräsident seine Bereitschaft zur Kooperation mit Deutschland.

Im Spätjahr 1937 wurde angesichts der weiteren Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage der Ruf nach einer Abkehr von der Vierzig-Stunden-Woche immer lauter. Um dieselbe Zeit kam es zu einer neuen Streikwelle. Als die Regierung im Januar die Kammer um Vollmachten für Maßnahmen zur Stabilisierung der Währung bat, kündigten die Kommunisten ihre Stimmenthaltung an. Chautemps erklärte daraufhin die parlamentarische Allianz mit dem PCF für beendet. Die SFIO sah darin eine Aufkündigung des Volksfrontbündnisses und zog ihre Minister aus dem Kabinett zurück. Am 15. Juni 1938 demissionierte Chautemps.

Vier Tage später bildete er ein neues Kabinett, dem keine Sozialisten, sondern nur noch Radicaux und zwei Mitglieder der unabhängigen Union Socialiste Républicaine (USR) angehörten. Dennoch stimmten SFIO und PCF, um eine noch weiter rechts stehende Regierung zu verhindern, am 21. Januar für das neue Kabinett. Es blieb nur knapp zwei Monate im Amt. Als Chautemps am 10. März die Vertrauensfrage stellte, trieb die Krise um Österreich gerade ihrem Höhepunkt entgegen (Hitlers Einmarsch erfolgte am 12. März). Nachfolger Chautemps’ wurde sein Vorgänger. Nachdem Blum mit dem Versuch gescheitert war, eine Regierung der nationalen Konzentration von Thorez bis Reynaud zu bilden, formte er ein Kabinett, das in seiner politischen Zusammensetzung seiner ersten Regierung ähnelte. Blum selbst übernahm auch das Finanzministerium, Außenminister wurde der energische Paul-Boncour von der Union Socialiste Républicaine. Ein junger Politiker vom linken Flügel der Radicaux, Pierre Mendès-France, der Ministerpräsident der Jahre 1954/55, wurde Unterstaatssekretär im Schatzamt.

In die kurze Amtszeit des zweiten Kabinetts Blum fiel eine wichtige außenpolitische Entscheidung: Unmittelbar nach dem Einmarsch deutscher Truppen in Österreich, am 15. März, versicherte Außenminister Paul-Boncour der Tschechoslowakei, Frankreich werde ihr im Fall eines deutschen Angriffs auf Grund seiner Verpflichtungen aus dem französisch-tschechoslowakischen Vertrag vom Januar 1924 zu Hilfe kommen. Als Blum Anfang April um Vollmachten zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Krise, einschließlich der Einführung einer Kapitalsteuer und einer Devisenkontrolle, bat, erhielt er dafür zwar eine Mehrheit in der Deputiertenkammer. Der Senat aber votierte auf Betreiben des konservativen Joseph Caillaux am 7. April mit Nein. Tags darauf trat Blum zurück. Wäre es nach dem linken Flügel der SFIO um Pivert und die Fédération de la Seine gegangen, hätte sich der Ministerpräsident dem Beschluß der ersten Kammer widersetzt und die Massen zum Kampf gegen die konservative Obstruktionspolitik des Senats aufgerufen. Das wäre zwar kein Verfassungsbruch gewesen, aus Blums Sicht aber der Entfesselung der Revolution gleichgekommen. Dafür hielt er die Verhältnisse im Frühjahr 1938 nicht für reif, und deswegen dachte er keinen Augenblick lang an eine Kraftprobe mit dem Oberhaus des Parlaments.

Das Scheitern des zweiten Kabinetts Blum markierte das Ende der Volksfront. Dieser Ausgang war nicht nur das Ergebnis des massiven Drucks von rechts, dem die Regierungen der Linken seit dem Juni 1936 von Anfang an ausgesetzt waren, sondern auch der Unerfahrenheit der Sozialisten in Regierungs- und Verwaltungsfragen: Von den Kriegsjahren 1914 bis 1917 abgesehen, hatte die SFIO noch nie Minister gestellt. Entsprechend abstrakt waren ihre Vorstellungen von der Ausübung der Macht, und dieser Mangel schlug sich in vielen, teilweise überhastet verabschiedeten Gesetzen nieder. Das doktrinäre Nein zur «participation ministérielle», dessen beredter Anwalt der theoretische Maximalist und praktische Antirevolutionär Léon Blum war, forderte, als es im Frühsommer 1936 schließlich aufgegeben wurde, seinen Preis.

Vergeblich aber war das Wirken der Volksfrontregierungen keineswegs. Es brachte Frankreich einen großen Schritt voran auf dem Weg zum modernen Sozialstaat. Es trug dazu bei, die äußerste Linke in Gestalt der Kommunisten in das politische System der Dritten Republik zu integrieren und die äußerste Rechte in Schach zu halten. Daß Frankreich trotz der schweren wirtschaftlichen Krise nach 1936 nicht in revolutionäre Gewalt und Bürgerkrieg abglitt, war das Verdienst lernfähiger Kräfte in der Arbeiterschaft und auf dem linken Flügel des Bürgertums. In gewisser Weise holte Frankreich zwischen 1936 und 1938 jenen «Klassenkompromiß» nach, den in Deutschland die Revolution von 1918/19 gebracht hatte. Dauerhaft war dieser Kompromiß freilich in Frankreich so wenig wie in Deutschland. In beiden Fällen zerbrach die Koalition der sozialen Verständigung nach relativ kurzer Zeit an inneren Gegensätzen und dem Verlust der parlamentarischen Mehrheit. In Deutschland wurde dieses Stadium im Juni 1920 erreicht, in Frankreich im Frühjahr 1938. Gleichwohl haben die Entscheidungen, die in der Zeit einer gesteigerten Reformpolitik getroffen wurden, auf beiden Seiten des Rheins noch lange nachgewirkt – zu erheblichen Teilen bis in die Gegenwart hinein.

Blums Nachfolge trat am 10. April 1938 der Radikalsozialist Édouard Daladier an, der damit ein drittes Mal Regierungschef wurde. Er blieb bis zum 20. März 1940 im Amt, eine für die Dritte Republik ungewöhnlich lange Zeit. Sein Kabinett bestand aus Radikalsozialisten, meist des rechten Flügels, und Mitgliedern der USR. Das Außenministerium übernahm der «rechte» Georges Bonnet, der als Vertreter einer französischen Variante des Appeasement, eines «apaisement» gegenüber Deutschland, galt. Der neue Ministerpräsident erhielt von beiden Kammern des Parlaments die Vollmachten, die der Senat Blum verweigert hatte. Bei der Abstimmung über die Vertrauensfrage stimmten auch SFIO und PCF, um Frankreich nicht weiter zu destabilisieren, für Daladier. Der äußerste linke Flügel der Sozialisten um Piverts Fédération de la Seine, der gegen die parlamentarische Unterstützung der Regierung rebellierte, wurde auf dem Parteitag von Rouen im Juni 1938 aus der SFIO ausgeschlossen: eine Mahnung an die verbleibende Linke, den Kurs der Führung nicht weiter zu bekämpfen.

Im Verlauf des Sommers wurde aber immer deutlicher, daß Daladier mit Hilfe seiner «décrets-lois» die Reformpolitik der Volksfrontregierungen nicht fortsetzen, sondern teilweise rückgängig machen wollte. Als der Ministerpräsident am 21. August über den Rundfunk die Parole ausgab, es gelte «Frankreich wieder an die Arbeit zu schicken», und eine Verlängerung der Wochenarbeitszeit in der Rüstungsindustrie ankündigte, verließen die beiden Kabinettsmitglieder der USR, Arbeitsminister Paul Ramadier und der Minister für Öffentliche Arbeiten Ludovic-Oscar Frossard, die Regierung. Ihre beiden Nachfolger entstammten zwar derselben Partei, waren aber sehr viel gemäßigter als Ramadier und Frossard. Wilde Streiks wurden fortan mit Polizeigewalt beendet, Fabrikbesetzungen nicht mehr geduldet. Die CGT protestierte, SFIO und PCF verlangten den Rücktritt Daladiers, aber die Regierung konnte sich weiterhin auf eine Mehrheit der Parteien der Mitte und der Rechten stützen.

Vor einer außerparlamentarischen Mobilisierung der Arbeitermassen aber schreckten Sozialisten und Kommunisten wegen der angespannten internationalen Lage zurück. Frankreich erlebte infolgedessen eine Phase der innenpolitischen Stabilisierung von rechts. Sie erleichterte es der Regierung Daladier, gegenüber dem nationalsozialistischen Deutschland eine Außenpolitik zu betreiben, die um nahezu jeden Preis auf friedliche Verständigung setzte.[10]

Kampfplatz der Extreme:
Der Spanische Bürgerkrieg 1936–1939

Am Nachmittag des 17. Juli 1936 begann mit einem Militärputsch in Melilla, einer zum spanischen Protektorat Marokko gehörenden Exklave, einige Stunden früher als geplant der Spanische Bürgerkrieg. Ausgelöst wurde die Aktion wider Willen durch republikloyale Sicherheitskräfte, die bei dem Versuch, die Verschwörergruppe zu verhaften, scheiterten, weil eine zu Hilfe gerufene Einheit der spanischen Fremdenlegion zu den Putschisten überlief. Die rebellierenden Offiziere brachten die Küstenfestung Melilla binnen weniger Stunden unter ihre Kontrolle. Das nationale Zentrum des «pronunciamiento» um General Emilio Mola gab daraufhin das Signal zum Losschlagen auf breiter Front. Nach Melilla fielen Tetuán, der Sitz des Hochkommissars für Spanisch-Marokko, und Ceuta in die Hände der Putschisten. Ein britischer Neo-Tory, der Publizist und Verleger Douglas Jerrold, hatte in den Tagen zuvor durch die Entsendung eines kleinen Flugzeuges auf die Kanarischen Inseln, nach Las Palmas, dafür Sorge getragen, daß ein nach Teneriffa verbannter Mitverschwörer, General Francisco Franco y Bahamonde, der den Oberbefehl über die Afrikaarmee übernehmen sollte, am 18. Juli nach Tetuán gelangen konnte. Noch von Las Palmas aus hatte Franco über den Rundfunk die Divisionskommandeure und Flottenchefs aufgerufen, die Erhebung zu unterstützen.

Auf dem spanischen Festland schlossen sich seit dem 18. Juli zahlreiche Garnisonen den Putschisten an. General Gonzalo Queipo de Llano y de Serra hatte den Auftrag, von Sevilla aus das unruhige Andalusien auf die Seite der «nationalen» Kräfte zu ziehen. In Sevilla, Córdoba und Cádiz gelang das nach teilweise heftigen Kämpfen mit loyalen Truppeneinheiten und streikenden Arbeitern. In Granada, wo der Kommandierende General Miguel Campins zwei Tage lang zögerte, ehe auch er sich Queipo unterstellte, wurde Artillerie gegen das Arbeiterviertel Albaicín eingesetzt. Zu den Opfern auf der republikanischen Seite gehörte der Dichter Federico García Lorca, der Verfasser des Dramas «Bluthochzeit», der am Morgen des 18. August erschossen wurde. General Campins bezahlte sein Zögern mit dem Tod: Auf Betreiben Queipos wurde er vor ein Kriegsgericht gestellt, zum Tode verurteilt und gegen den Widerspruch Francos exekutiert.

Erfolgreich war die Erhebung der nationalistischen Militärs im Sommer 1936 außer in Marokko und kleineren Teilen von Andalusien in Galicien, Navarra, Leon, auf der Insel Mallorca, in den überwiegend agrarischen Gegenden Altkastiliens, so um Burgos und Valladolid, in Oviedo und Saragossa. Republikanisch blieben der gesamte Osten Spaniens mit Katalonien, Valencia, Murcia, ein großer Teil des Nordens mit dem Baskenland, Santander und Asturien, im Süden Neukaledonien, Extremadura und Teile von Andalusien. Die Republik behielt damit die Kontrolle über die größeren Städte und die wirtschaftlich am stärksten entwickelten Regionen, nämlich Katalonien und das Baskenland, sowie Madrid, insgesamt über etwa zwei Drittel des spanischen Territoriums. Von den 17 höchsten Generälen beteiligten sich nur vier am Aufstand, von allen Chefs einer Militärregion nur einer, der von Saragossa; von den über 15.000 Offizieren bewahrten aber lediglich 3500 der Republik die Treue. In der Marine neigten die Offiziere den Rebellen, die Matrosen und Unteroffiziere hingegen der Republik zu. Insgesamt verfügten die Republikaner über Truppen mit einer Stärke von 112.000, die Nationalisten von 98.500 Mann. Einen stärkeren Rückhalt in der Bevölkerung hatten die Aufständischen zunächst nur in Navarra und den konservativen Teilen Altkastiliens.

Dem Lager der Rebellen gehörten außer den putschistischen Militärs die Karlisten oder monarchistischen Traditionalisten an, die gute Beziehungen zu General Mola unterhielten, und die Anhänger von José Antonio Primo de Rivera, dem charismatischen Führer der Falange Española de las JONS (Juntas de Ofensiva Nacional Sindicalista), die von allen politischen Gruppierungen Spaniens den italienischen Faschisten und den deutschen Nationalsozialisten am nächsten stand. Außer im Baskenland stellte sich die katholische Kirche überall auf die Seite der Aufständischen; der einzige Bischof, der dies nicht tat, war der von Vitoria, zu dessen Diözese die baskischen Gebiete gehörten. Es gab jedoch auch in «Nationalspanien» Geistliche und Mönche, die bei den Militärs Einspruch gegen die willkürlichen Hinrichtungen wirklicher oder vermeintlicher Widersacher einlegten. Der «jefe» der katholisch-konservativen Oppositionspartei Confederación Española des Derechos Autónomas (CEDA), José Maria Gil Robles y Quiñones, war nach der Ermordung des monarchistischen Politikers José Calvo Sotelo in der Nacht vom 12. Juni zum 13. Juni nach Nordspanien geflüchtet, dann nach Frankreich und von dort, nach seiner Ausweisung durch die Regierung Blum, nach Portugal emigriert. Vom Exil aus unterstützte er die Nationalisten und übertrug General Mola das Parteivermögen der CEDA.

Die Regierung der Republik war, als Ergebnis der Wahlen vom 16. Februar 1936, ein Kabinett der Volksfront (Frente Popolar). An ihrer Spitze stand, seit der erste Regierungschef der Linken, Manuel Azaña, am 16. Mai zum Staatspräsidenten gewählt worden war, der Linksrepublikaner Santiago Casares Quiroga. Die stärkste Partei, der Partido Socialista Obrero Español (PSOE) unter Largo Caballero, hatte bereits im Wahlkampf angekündigt, daß sie nach einem Sieg keine Minister stellen werde, und hielt sich anschließend an diese Aussage. Nach dem Militärputsch bildete José Giral von der Izquierda Republicana am Abend des 18. Juli ein neues, ebenfalls rein bürgerliches Kabinett. Es beschloß sofort die Volksbewaffnung. Am frühen Morgen des 19. Juli wurden die beiden größten Gewerkschaften, die sozialistische Unión General de Trabajadores (UGT) und die anarchistische beziehungsweise anarchosyndikalistische Confederación Nacional de Trabajadores (CNT), vom Kriegsministerium mit Waffen beliefert. In den Arbeitervierteln Madrids und in vielen anderen Städten ertönte daraufhin überall der Ruf, den die bekannteste Politikerin der Kommunisten, Dolores Ibárruri («La Pasionaria»), am späten Abend des Vortages über den Rundfunk ausgegeben hatte: «No pasarán!» (Sie werden nicht durchkommen!). Die Macht lag seit dem 19. Juli in Madrid nicht mehr bei der Regierung, sondern bei den Gewerkschaften – und letztlich auf der Straße.

In der Nacht vom 19. zum 20. Juli gingen in der Hauptstadt etwa fünfzig Kirchen in Flammen auf. Heftige, für die Verteidiger der Republik erfolgreiche Kämpfe gab es am 20. Juli um die Festung und an der Punta del Sol. Zahlreiche Putschisten wurden nach der Eroberung der Festung umgebracht; von den Offizieren, die an der Punta del Sol gekämpft hatten, entkamen viele nach Toledo und Guadalajara, wo die Rebellion gesiegt hatte. In Barcelona hatte Lluis Companys, der Präsident der Generalitat, der Regionalregierung von Katalonien, die Volksbewaffnung abgelehnt. Die CNT stürmte daraufhin mehrere Waffenlager und übernahm damit die Führung der republikanischen Kräfte. Auf ihre Seite stellte sich auch, was in Spanien damals selten geschah, die Guardia Civil. Am Abend des 20. Juli war, ebenso wie in Madrid, auch in Barcelona der Aufstand niedergeschlagen.

Wie viele Menschen in der Frühphase des Aufstands bei Massenhinrichtungen und Massakern umkamen, ist unsicher. Franco ließ sich Begnadigungsgesuche grundsätzlich erst nach vollzogener Hinrichtung vorlegen; Ausnahmen gab es bei journalistischen Sympathisanten der Linken aus dem Ausland wie Arthur Koestler, der Anfang Februar 1937 als Berichterstatter der liberalen britischen «News Chronicle» die Eroberung von Malaga miterlebt hatte, ohne rechtliches Gehör zum Tode verurteilt wurde und ein Vierteljahr in einem nationalspanischen Gefängnis verbringen mußte. Die Gesamtzahl der Opfer von politisch motivierten Morden im nationalistischen Spanien zwischen 1936 und 1939 ist unbekannt. Belegt sind nach neueren Forschungen 90.194 Tote.

Im republikanischen Spanien fielen nach neueren Schätzungen zwischen 1936 und 1939 etwa 50.000 Menschen Hinrichtungen und Massakern zum Opfer. Zum linken Terror gehörte die «vorsorgliche» Erschießung von 2000 Gefangenen auf Befehl des Beauftragten für öffentliche Sicherheit der Madrider Verteidigungsjunta und späteren Generalsekretärs der Kommunisten, Santiago Carillo, im November und Dezember 1936 in der Nähe der Hauptstadt. Einen großen Anteil an den Opfern republikanischer Gewaltexzesse hatte der katholische Klerus: 13 Bischöfe und über 6800 Geistliche, Mönche, Nonnen und Novizen wurden umgebracht, die meisten von ihnen in den ersten sechs Wochen des Bürgerkriegs und überdurchschnittlich viele in Katalonien, einer Hochburg des Anarchismus und Anarchosyndikalismus, in der der Haß auf die katholische Kirche besonders tiefe Wurzeln geschlagen hatte.

In den vom Großgrundbesitz geprägten Gebieten Spaniens, obenan in Andalusien, war der militante Antiklerikalismus Teil einer radikalen Agrarrevolution: Tagelöhner und Landarbeiter hielten nach dem Militärputsch und der Volksbewaffnung den Zeitpunkt für gekommen, mit ihren Ausbeutern, den Latifundienbesitzern, und ihren engsten Verbündeten, der Bourgeoisie und der Kirche, abzurechnen. Das geschah auf primitiv gewaltsame Weise: durch das Niederbrennen von Klöstern und Kirchen wie durch die Entführung und Ermordung besonders verhaßter Repräsentanten des alten Regimes. Der amerikanische Schriftsteller Ernest Hemingway, der als Kriegsberichterstatter in Spanien tätig war, hat in seinem Roman «To Whom the Bell Tolls» geschildert, wie in einem kleinen andalusischen Pueblo zuerst alle männlichen Angehörigen des Bürgertums mit Dreschflegeln zusammengetrieben und dann von einem Felsen gestürzt wurden. Das Vorbild dieser Darstellung waren Ereignisse in der Stadt Ronda, wo im ersten Monat des Bürgerkriegs 512 Menschen umgebracht wurden.

Die CNT und die sozialistische Landarbeitergewerkschaft Federación Nacional de Trabajadores de la Tierra (FNTT) machten sich zum organisatorischen Träger der revolutionären Bewegung von unten. Sie besetzten Lagerhallen und Silos, verteilten die Vorräte an Lebensmitteln und Saatgut an das Landproletariat, enteigneten die meisten Großgrundbesitzer, darunter auch solche, die den Putsch nicht unterstützt hatten, und leiteten damit die Kollektivierung der Landwirtschaft ein. Im Winter 1936/37 gab es im republikanischen Spanien 1500, im August 1938 über 2200 legalisierte landwirtschaftliche Kollektive.

In Katalonien war die anarchosyndikalistische CNT die treibende Kraft der Kollektivierungsbewegung, ja zeitweilig die eigentliche Machthaberin. Mit der Generalitat, die im Amt verblieb, wußte sie sich einig in Sachen Autonomie Kataloniens; sie überließ der Regionalregierung zunehmend die Lenkung der Wirtschaft. Ende September 1936 trat die CNT sogar offiziell in den Rat der Generalitat ein.

Auch im Baskenland bildete der Regionalismus den gemeinsamen Nenner höchst unterschiedlicher gesellschaftlicher und politischer Kräfte. Nachdem die Cortes, das Zentralparlament in Madrid, im Oktober 1936 den Basken ein Autonomiestatut gewährt hatten und der Führer des konservativen Partido Nacional Vasco (PNF), José Antonio Aguirre, zum ersten Präsidenten (Lehendakari) des Baskenlandes gewählt worden war, bekannte sich auch der PNF voll und ganz zur Verteidigung der Republik. Die weitgehende Unabhängigkeit, die die Regierung Aguirre durchsetzte, sorgte zwar immer wieder für Konflikte mit der Zentralregierung, trug aber auch wesentlich dazu bei, daß der baskische Klerus sich mehrheitlich der Republik gegenüber loyal verhielt.

Das politische Zentrum der Nationalisten wurde Burgos, wo sich am 24. Juli 1936 eine Junta der nationalen Verteidigung (Junta de defensa nacional) unter General Miguel Cabanellas etablierte. Am 1. Oktober wurde General Franco, der sich zwei Tage zuvor zum «Generalissimo» und damit zum Oberbefehlshaber aller nationalspanischen Truppen hatte proklamieren lassen, von der Junta in Burgos feierlich zum Staatsoberhaupt ernannt. Auf republikanischer Seite löste am 4. September der sozialistische Partei- und Gewerkschaftsführer Largo Caballero den bisherigen Ministerpräsidenten Giral ab. In das neue Volksfrontkabinett traten neben Liberalen, Republikanern und Sozialisten die Kommunisten und am 4. November, unter dem Eindruck des Vormarsches der Nationalisten auf Madrid, auch die Anarchisten der CNT ein, deren politisches Lenkungszentrum die Federación Anarquista Iberica (FAI) war. Das Amt des Justizministers übernahm der ehemalige Terrorist García Oliver, der kurz zuvor noch die Ermordung von Klerikern und anderen Klassenfeinden als Vollzug der Gerechtigkeit durch das Volk verteidigt hatte.

Auf den ersten Blick überraschend bildeten die Kommunisten zusammen mit den bürgerlichen Parteien den konservativen Flügel der Regierung: Für den Partido Comunista de España (PCE) hatte, was ganz auf der Linie Stalins und der Komintern lag, die Verteidigung der Republik gegen den faschistischen Anschlag absoluten Vorrang vor der proletarischen Revolution, ja vor jeder Änderung der Eigentumsverhältnisse. In einem Brief an Largo Caballero empfahlen Stalin, Woroschilow und Molotow am 21. Dezember der spanischen Regierung Maßnahmen zugunsten der Bauern in Agrar- und Steuerfragen, Anstrengungen zur Gewinnung des städtischen Klein- und Mittelbürgertums, eine Garantie des freien Handels und ein Verbot jeder Art von Beschlagnahmungen. Die Sowjetführer betonten sogar ausdrücklich, daß der parlamentarische Weg für Spanien ein wirksameres Mittel der revolutionären Entwicklung sein könnte als für Rußland.

Der sozialistische Regierungschef bedankte sich am 12. Januar 1937 für die Moskauer Ratschläge, merkte aber auch ausdrücklich an, daß noch nicht einmal unter einfachen Republikanern «enthusiastische Verteidiger der parlamentarischen Institutionen» zu finden seien. Innerhalb des Kabinetts gehörte Largo Caballero zu den entschiedenen Anwälten tiefgreifender sozialer Veränderungen. Dasselbe galt für die anarchistischen Minister. CNT und FAI befanden sich jedoch in einem unauflösbaren Dilemma. Durch die Regierungsbeteiligung und ihre Mitwirkung an der Auflösung der im Sommer 1936 überall entstandenen räteähnlichen Komitees und der örtlichen Milizen der rivalisierenden Arbeiterorganisationen wurden sie zu Mitträgern eines Prozesses, der auf die Zentralisierung und Militarisierung der Macht hinauslief. Dadurch rückten sie das Ideal einer herrschaftsfreien Gesellschaft in eine immer weitere Ferne und entfremdeten sich großen Teilen ihrer Basis, die dieser Art von «Realpolitik» nichts abgewinnen konnten.

Zum Zeitpunkt des Regierungswechsels in Madrid war bereits klar, daß die beiden westlichen Demokratien Großbritannien und Frankreich sich nicht auf der Seite der Republik in den Spanischen Bürgerkrieg einmischen würden. Die Nationalisten um Franco hingegen genossen mittlerweile die Unterstützung zweier Großmächte: Italiens und Deutschlands. Rom war, anders als Berlin, über die Aufstandspläne der Rechten in groben Umrissen informiert. Gleichwohl zögerte Mussolini zunächst, ehe er am 30. Juli 1936 dem Ersuchen der Rebellen entsprach und ihnen zunächst 12 Flugzeuge von Sardinien nach Tetuán schicken ließ. Die Absicht des «Duce» war klar: ein von Sympathisanten des Faschismus regiertes, Italien zu Dank verpflichtetes Spanien würde ein wertvoller Verbündeter im Kampf um die strategische Kontrolle des Mittelmeeres, seine Verwandlung in ein «mare nostro», sein. Von besonderer Bedeutung war in diesem Zusammenhang die Errichtung eines italienischen Stützpunktes auf den Balearen, vielleicht gar deren Angliederung an Italien.

Einen Kontakt zu Hitler stellte Franco über zwei Angehörige der Auslandsorganisation der NSDAP her, die am Abend des 25. Juli Gelegenheit hatten, am Rande der Wagner-Festspiele in Bayreuth mit dem «Führer» zu sprechen. Dieser entschied noch in der Nacht zum 26. Juli, ohne Rücksprache mit dem Auswärtigen Amt, aber nach Fühlungnahme mit Göring und Blomberg, die sich ebenfalls in Bayreuth aufhielten, 20 unbewaffnete, aber von sechs Jagdflugzeugen begleitete Transportmaschinen vom Typ Ju 52 nach Tetuán zu schicken. Es waren diese Flugzeuge, mit deren Hilfe es Franco gelang, die von ihm befehligte Afrikaarmee, etwa 35.000 Mann, die meisten muslimische Marokkaner, von Spanisch-Marokko nach Spanien zu bringen.

Über die Motive, von denen Hitler sich leiten ließ, als er Ende Juli 1936 Franco zu Hilfe kam, ist viel spekuliert worden. Sicher ist, daß er, nachdem es eine Volksfrontregierung nicht nur in Madrid, sondern auch in Paris gab, sich durch den Spanischen Bürgerkrieg in seiner ständigen Warnung vor einer Ausdehnung des Kommunismus bestätigt sah. Wenn das Reich Nationalspanien unterstützte und dieses sich gegenüber «Rotspanien» durchsetzte, hatte Deutschland gute Aussichten, einen Verbündeten für die bevorstehende Neuordnung Europas zu gewinnen. Mindestens ebenso wichtig war für Hitler die Chance, in Spanien zusammen mit Italien tätig werden und auf diese Weise einen Keil zwischen Rom und London treiben zu können. Wirtschaftliche und militärische Überlegungen kamen offenbar erst später hinzu. Für Göring als Oberbefehlshaber der Luftwaffe war es wichtig, den deutschen Fliegern in Spanien einen idealen Übungsplatz unter den Bedingungen des militärischen Ernstfalls zu verschaffen. Als Beauftragter für den Vierjahresplan mußte Göring daran liegen, von Spanien kriegswichtige Rohstoffe wie Eisenerz und Schwefelkies zu erhalten. Am 25. Juli 1936 scheinen diese Erwägungen aber noch keine größere Rolle gespielt zu haben. Um außenpolitische Verwicklungen tunlichst zu vermeiden, versuchte Hitler während der Gesamtdauer des Spanischen Bürgerkrieges, den Schein der Nichteinmischung Deutschlands aufrechtzuerhalten. Auf keinen Fall wollte er mit Mussolini in einen Wettstreit um die größtmögliche Unterstützung Nationalspaniens eintreten.

Italien schickte seit Ende 1936 70.000 bis 80.000 Soldaten, Deutschland etwa 10.000 Piloten, Techniker und Ausbilder nach Spanien. Die Zahl der italienischen Panzerkraftwagen dürfte die der deutschen Panzer, etwa 200, ebenfalls übertroffen haben. Auf das Konto der «Legion Condor», der nach Spanien entsandten Luftwaffeneinheit, ging der dreistündige Terrorangriff auf die kleine Stadt Guernica, eine Art baskisches Nationalheiligtum, am 26. April 1937, bei dem 1654 Menschen, allesamt Zivilisten, getötet und 889 verwundet wurden. Das Deutsche Reich dementierte sofort jede Beteiligung. Das militärische Oberkommando der Nationalisten in Salamanca, das an der Planung des Angriffs beteiligt war, behauptete, die Basken selbst hätten Guernica in Brand gesteckt, um die Schuld dann den Nationalisten in die Schuhe zu schieben. Die Öffentlichkeit der westlichen Demokratien ließ sich dadurch nicht täuschen: Die Splitter deutscher Bomben verrieten die tatsächliche Urheberschaft. Die Nachwelt verbindet mit «Guernica» das berühmte Bild Pablo Picassos, das wenige Wochen nach dem Ereignis im Pavillon der spanischen Republik auf der Pariser Weltausstellung gezeigt wurde.

Mehr Zeit als Mussolini und Hitler nahm sich Stalin, ehe er sich für die Unterstützung «seiner» Seite im Spanischen Bürgerkrieg entschied. Dabei ging es ihm kurzfristig nicht darum, die Kommunisten in Madrid an die Macht zu bringen. Vielmehr war es sein offenkundiges Ziel, Spanien zum Teil einer antifaschistischen Front zu machen, in die sich auch das von der Volksfront regierte Frankreich und, spätestens nach einem Sieg der Labour Party, Großbritannien einreihen sollten. Auf einem anderen Blatt stand Stalins mutmaßliches längerfristiges Kalkül: Je besser die Kommunistische Partei Spaniens die ihr zugedachte Rolle ausfüllte, desto mehr wuchsen auch die Aussichten für das, was einstweilen noch nicht auf der Tagesordnung stand: eine kommunistische Revolution.

Wann immer in Moskau der grundsätzliche Beschluß für eine verdeckte Intervention gefallen ist: Ende September 1936 stach von der Krim aus ein Schiff mit Waffen für die spanische Republik in See. Die Sowjetunion ließ sich ihre Hilfe teuer bezahlen. Die Regierung Largo Caballero transportierte einen Großteil der spanischen Goldreserven, mit denen bereits Waffenkäufe in Frankreich getätigt worden waren, nach Moskau. Die 510 Tonnen Gold im Wert von eineinhalb Milliarden Goldpeseten, die Beauftragte der Sowjetunion in der zweiten Hälfte Oktober 1936 im Hafen von Cartagena übernahmen, wurden seit Anfang Februar 1937 innerhalb von 14 Monaten in Devisen verwandelt. Mit ihnen erstand die spanische Republik die Waffen, die sie dringend benötigte.

Mindestens ebenso wichtig wie die Waffenlieferungen aus der Sowjetunion waren die von der Kommunistischen Internationale gesteuerten Internationalen Brigaden: Einheiten von Freiwilligen aus Europa und Amerika, die bereit waren, auf der Seite der spanischen Republik in den Kampf zu ziehen. Die ersten Einheiten trafen Anfang November 1936, zur gleichen Zeit wie die ersten Waffenlieferungen, teils auf dem Seeweg, teils über die Pyrenäen kommend, in Spanien ein. Es waren, ungeachtet der Führungsrolle der Kommunisten, keineswegs nur Mitglieder kommunistischer Parteien, die zu diesen Verbänden strömten, sondern Linke im weitesten Sinn, von Sozialdemokraten bis hin zu bürgerlichen Liberalen, die ihren persönlichen Beitrag zum Kampf gegen den internationalen Faschismus leisten wollten. Manche unabhängige Linke wie die Schriftsteller George Orwell und W. H. Auden aus Großbritannien und Simone Weil aus Frankreich zogen es freilich vor, sich außerhalb der Internationalen Brigaden für die spanische Republik zu engagieren: Orwell in einer linkskommunistischen Miliz in Katalonien, Auden als Ambulanzhelfer einer republikanischen Einheit, Weil bei einer anarchistischen Miliz.

Im Juni 1937 sollen einer antifaschistischen Quelle zufolge 25.000 Franzosen, 5000 Polen, 5000 Briten und Amerikaner, 5000 Deutsche und Italiener, 3000 Belgier, 2000 «Balkanesen» und 1000 Lateinamerikaner, zusammen 46.000 Mann als Mitglieder der Internationalen Brigaden in Spanien eingesetzt gewesen sein. Vorsichtigere Schätzungen sprechen von 25.000 Brigadisten. Die politischen und militärischen Führungsfunktionen in den Internationalen Brigaden hatten fast durchgängig Kommunisten inne, unter ihnen der Franzose André Marty, der dem Exekutivkomitee der Komintern angehörte und die Rolle des obersten politischen Kontrolleurs und Instrukteurs übernahm, der Italiener Luigi Longo, der Ungar László Rajk, die Deutschen Franz Dahlem, Wilhelm Zaisser und Hans Beimler, der im Dezember 1936 bei den Kämpfen um Madrid fiel. Kommunisten waren auch die deutschen Schriftsteller Ludwig Renn, ein ehemaliger Frontoffizier, der eigentlich Arnold Vieth von Golssenau hieß, und Gustav Regler, für den die Erfahrungen des Spanischen Bürgerkrieges der Anlaß zum Bruch mit dem Kommunismus wurden, sowie, wenn auch nur für kurze Zeit, der britische Dichter Stephen Spender. Zu den prominenten Sozialisten in den Internationalen Brigaden gehörten Pietro Nenni aus Italien und der einstige Schutzbundführer Julius Deutsch aus Österreich. Aus Österreich stammte auch der legendenumwobene General Emilio Kléber, der eigentlich Lazarus Stern hieß, im Ersten Weltkrieg als Kriegsgefangener in Rußland zum Bolschewiken bekehrt worden war, in der Folgezeit erst im illegalen Militärapparat der KPD, dann als Militärberater der Komintern in China und als Truppenbefehlshaber im Fernen Osten im Kampf gegen die Japaner gewirkt hatte, bevor er in Spanien militärischen Ruhm als Verteidiger von Madrid erwarb.

Als die ersten Internationalen Brigaden Anfang November 1936 in Spanien eintrafen, hatte sich die Lage der Republik gegenüber dem Sommer erheblich verschlechtert. Am 7. November wurde die Junta von Burgos durch Deutschland und Italien diplomatisch anerkannt. Auf der nationalspanischen Seite kämpften Ende des Jahres, neben der spanischen Fremdenlegion, dem Tercio, fast 50.000 Marokkaner. Dieselben Offiziere, die durch ihre Erfahrungen im Kolonialkrieg gegen die Rifkabylen geprägt waren und in voller Übereinstimmung mit der Kirche den Bürgerkrieg als einen «Kreuzzug» (cruzada) gegen den Kommunismus und als neue «reconquista» betrachteten, versuchten den nordafrikanischen Söldnern beizubringen, daß es beim Kampf gegen die «Roten» um einen Krieg gegen die Atheisten, die Feinde jeder Religion, also auch des Islam, ging. Zu den Marokkanern kamen hinzu die deutschen Piloten der «Legion Condor», Soldaten aus dem autoritär regierten Portugal Antonio Salazars und, verstärkt seit Anfang 1937, aus dem Italien Mussolinis sowie Freiwillige aus den Reihen der irischen Blauhemden des Generals Eoin O’Duffy.

Dem republikanischen «ejército popular» inzwischen zahlenmäßig und im Hinblick auf Ausrüstung und Disziplin weit überlegen, hatten die nationalspanischen Truppen bis zum November 1936 fast die Hälfte des gesamten Staatsgebiets erobert. Am 27. September war ein Symbol nationalistischen Widerstandswillen, der seit Juli belagerte Alcázar von Toledo, von Truppen Francos befreit worden. Große Teile Zentralspaniens und Andalusiens unterstanden mittlerweile der Herrschaft der Nationalisten. Mitte Oktober war die Front Madrid so nahe gerückt, daß der Fall der Hauptstadt unmittelbar bevorzustehen schien. In Avila, wo er sein Hauptquartier aufgeschlagen hatte, gab General Mola auf die Frage ausländischer Journalisten, welche seiner vier Kolonnen Madrid erobern würde, die sprichwörtlich gewordene Antwort: «Die fünfte Kolonne» – womit die dortigen Sympathisanten der Nationalisten gemeint waren. Am 6. November verlegte die Regierung Largo Caballero in Erwartung des Kommenden ihren Sitz nach Valencia.

Unmittelbar danach übernahmen die Kommunisten und ihre sowjetischen Militärberater die tatsächliche Macht in der Hauptstadt. Die Rolle des Koordinators der Verteidigung von Madrid fiel dem Altbolschewisten Jan Antonowitsch Bersin zu, der schon 1923 als Militärberater an der Vorbereitung des «deutschen Oktober» beteiligt gewesen war und in Spanien als «General Gorjew» auftrat. Die Kommunisten arbeiteten eng mit General José Miajá Menant, dem Regierungsvertreter in der am 6. November eingesetzten, von den Kommunisten dominierten Junta für die Organisation und Überwachung der Verteidigung der Hauptstadt und regionalem Oberkommandierenden, zusammen. Sie mobilisierten das Gros der proletarischen Bevölkerung einschließlich der Frauen. Die letzteren bildeten ein eigenes Bataillon, das kurz darauf an der Segoviabrücke mitkämpfte.

Am 7. November begann die Schlacht um Madrid. Die Nationalisten belegten die Hauptstadt mit Artilleriefeuer; Flugzeuge warfen, um Panik in der Bevölkerung zu erzeugen, nahezu pausenlos Brandbomben ab. Feuerwehrleute wurden von Flugzeugen aus mit Maschinengewehren beschossen. Auf der republikanischen Seite tat sich eine besonders diszipliniert agierende, von sowjetischen Militärinstrukteuren geschulte, von den Kommunisten beherrschte Truppe, das sogenannte Fünfte Regiment, hervor. Ihr Kommandant war der Kommunist Enrique Líster, ein in Moskau ausgebildeter ehemaliger Steinbrucharbeiter, den André Malraux in seinem Roman «L’Espoir» als «Manuel» porträtiert hat. Am 8. November griffen die ersten Internationalen Brigaden in die Kämpfe ein. Emilio Kléber übernahm den Oberbefehl über alle republikanischen Truppen in der Universitätsstadt und die Casa del Campo.

Am 12. November gelangten auch 3000 bewaffnete Anarchisten unter ihrem Führer Buonaventura Durruti nach Madrid. Durruti, ein «Sozialbandit» mit bewegter terroristischer Vergangenheit, fiel am 21. November – angeblich durch eine verirrte Kugel aus der inzwischen von den Nationalisten eroberten Universitätsstadt. Möglicherweise aber wurde er von einem Anarchisten erschossen, der mit seinem Befehlshaber haderte, weil dieser von seinen Leuten ein ungewöhnliches Maß an Disziplin und Risikobereitschaft erwartete. Anfang Januar 1937 erstarrte die Front um Madrid – ein großer Erfolg der Verteidiger, denen es gelungen war, durch ihren Heldenmut die Nationalisten von der Eroberung der Hauptstadt abzuschrecken.

Der nächste große Erfolg der republikanischen Kräfte war im März 1937 der Sieg über italienische Truppen, die auf Drängen Mussolinis mit 50.000 Mann bei Sigüenza, nordöstlich von Madrid, aufmarschiert waren, um von dort auf Guadalajara und die Hauptstadt vorzustoßen. Ihnen traten Einheiten der Internationalen Brigaden, darunter das italienische Bataillon «Garibaldi» unter dem Republikaner Randolfo Pacciardi, und spanische Miliztruppen unter Führung von Enrique Líster und Valentín González, genannt «El Campesino», gegenüber. Die Verteidiger der spanischen Republik bekämpften die Verbündeten Francos nicht nur mit Waffen, sondern auch mit äußerst geschickt und wirkungsvoll abgefaßten Flugblättern, in denen sie an die proletarische Brüderlichkeit und die internationale Solidarität appellierten. Am 18. März waren die Brigadisten am Ziel: Etwa 2000 Italiener waren gefallen und 4000 verwundet; die meisten ihrer überlebenden Landsleute ergriffen die Flucht, wobei sie Kriegsmaterial, Waffen und Munition zurückließen; mehrere Hundert, nach anderen Angaben mehr als 1000, wurden gefangen genommen und anschließend politisch «umerzogen».

Die französischen Historiker Pierre Broué und Émile Témime bewerten die Schlacht von Guadalajara nicht nur als militärischen Erfolg, sondern auch als politischen Sieg, weil es den Siegern gelungen war, Teile der feindlichen Truppen auf ihre Seite zu ziehen. «Der Sieg erschien als Triumph des internationalen ‹Antifaschismus›, wie ihn (Michail) Kolzow (der Korrespondent der Moskauer Parteizeitung ‹Prawda›, H. A. W.) in seinen ‹Prawda›-Meldungen feierte. Aber der ‹Antifaschismus› hatte hier seinen letzten Sieg erlebt. Der Krieg verschlang nicht nur die Revolution, sondern auch seine Sondergestalt: den revolutionären Krieg. Zum Selbstzweck geworden, kehrte sich der Krieg gegen die revolutionären Antriebe, die ihm die lodernde Flamme des geistig Sinnhaften, des Menschlichen geliehen hatten.»

Militärisch bildeten die Kämpfe von Guadalajara, die Hemingway, ein Sympathisant der Republik, den Entscheidungsschlachten der Weltgeschichte zuordnete, keine Zäsur des Spanischen Bürgerkrieges. Die Nationalisten, die am 8. Februar Malaga eingenommen hatten, setzten nach dem Rückschlag vom März 1937 an mehr als einer Front ihren Vormarsch fort. Im Norden eroberten die Truppen Francos im Juni 1937 erst Bilbao, in den Monaten darauf dann Santander und schließlich Asturien, womit ganz Nordspanien und mit ihm einige der wichtigsten Industriegebiete des Landes der Kontrolle der Aufständischen unterworfen waren. Im Februar 1938 fiel Teruel, das die Republikaner zwei Monate zuvor zurückerobert hatten, wieder in die Hände der Nationalisten. Im März setzte ihre Offensive in Aragon ein, im August drangen sie bei Vinaroz bis zur Küste des Mittelmeeres vor und trennten damit Katalonien vom übrigen republikanischen Spanien. Im Juli 1938 begann die Schlacht am Ebro, die bis Ende Oktober dauerte und den Republikanern den letzten größeren Geländegewinn brachte. Er war jedoch nur von kurzer Dauer. Bereits im November 1938 mußten sich ihre Verbände vom Ebro zurückziehen. Einen Monat später nahmen die Nationalisten den Kampf um Katalonien auf. Die Republikaner kamen seit dem Herbst 1938 aus der Defensive nicht mehr heraus.

In politischer Hinsicht zerfiel seit dem Frühjahr 1937 die zeitweilige Einheit der Linken, während die Rechte sich enger zusammenschloß. Im April vereinigte sich die Falange, die seit der Hinrichtung von José Antonio Primo de Rivera im Gefängnis von Alicante am 20. November 1936 ihres einzigen charismatischen Führers beraubt war, mehr gezwungenermaßen als freiwillig mit den Karlisten zu einer Einheitspartei, der Falange Española Tradicionalista y de las JONS, unter der Führung Francos. Eine «faschistische» Partei war die neue Gruppierung nicht. Dazu überwogen die traditionalistischen und klerikalen Züge ihres Programms zu sehr: Es war autoritär, nicht totalitär. Die Falange war nie eine wirkliche Massenbewegung gewesen. Der Mann an der Spitze der neuen Partei, der «Caudillo» und «Generalissimo» Franco, war ein Mann des Militärs und der alten Machteliten und kein faschistischer «Führer». Die umgeformte Falange übernahm im System Francos wichtige soziale und propagandistische Aufgaben, aber die Politik des Landes bestimmte sie weder im Bürgerkrieg noch danach.

Als der Bürgerkrieg im Sommer 1936 begann, waren nicht Faschisten und Kommunisten die treibenden Kräfte, sondern Militärs und Anarchisten. Auf der Rechten änderte sich an dieser Konstellation in der Folgezeit nichts, auf der Linken durchaus. Seit ihrem Eintritt in die Regierung Largo Caballero im September 1936 wurde das politische Gewicht des Partido Comunista de España immer stärker; in Katalonien galt dasselbe für die neu gebildete, von den Kommunisten dominierte linke Einheitspartei Partit Socialista Unificat de Catalunya (PSUC), die sich kurz darauf am Rat der Generalitat beteiligte. Die mit Moskau abgestimmte legalistische, ganz auf die Verteidigung der Republik abgestellte Linie von PCE und PSUC machte beide Parteien zu Ordnungsfaktoren und als solche attraktiv für das Kleinbürgertum. Innerhalb der Zentralregierung präsentierten sich die Kommunisten als Anwälte völliger Religionsfreiheit und der Wiederherstellung des Rechts der Gläubigen, Gottesdienste in den Kirchen zu besuchen (eines Rechts, das nur faktisch, nicht auf Grund eines Gesetzes, abgeschafft worden war), stießen damit aber auf den energischen und erfolgreichen Widerstand des Ministerpräsidenten und des Justizministers, des Anarchisten García Oliver.

Für Largo Caballero war der starke Rückhalt der Kommunisten und ihrer sowjetischen Militärberater in der Armee ein Gegenstand ernster Sorge. Am 23. April 1937 löste er die Madrider Junta, eine Machtbastion des PCE, auf. Kurz darauf beschränkte er die Vollmachten der politischen Armeekommissare, die durchweg Kommunisten waren (darunter auch solche, die später zu großer Prominenz gelangen sollten, Josip Broz Tito, Klement Gottwald, Palmiro Togliatti und zeitweilig Walter Ulbricht); einige von ihnen setzte er ab. Die Kommunisten sahen darin eine gezielte Provokation und antworteten mit einer heftigen Kampagne gegen den Regierungschef. Was die Lage für den Ministerpräsidenten gefährlich machte, war die Annäherung des rechten, reformistischen Flügels der eigenen Partei, des PSOE, um Marine- und Luftfahrtminister Indalecio Prieto und Finanzminister Juan Negrín, an den PCE. Beide teilten die Auffassung der Kommunisten, daß ernsthafte Schritte in Richtung einer sozialistischen Gesellschaft warten mußten, bis die Faschisten geschlagen waren. Largo Caballero und die Anarchisten hingegen wollten beiden Zielen möglichst gleichzeitig näherkommen.

Zum großen Zusammenstoß zwischen den Kommunisten und den Kräften der sozialen Revolution kam es im Mai 1937 – aber nicht in Madrid, sondern in Barcelona. Im September 1936 war neben dem PSUC und der CNT auch der Partido Obrero de Unificación Marxista (POUM) in den Rat der Generalitat eingetreten; sein Generalsekretär Andrés Nin wurde Justizminister. Der POUM war eine kleine linkskommunistische Partei, hervorgegangen aus der Izquierda Comunista, die sich in ihrer scharfen Kritik am Stalinismus zunächst an Trotzki orientierte, 1934 aber mit diesem brach, als er sie aufforderte, in die Sozialistische Partei einzutreten und deren linken Flügel zu bilden. Stattdessen vereinigte sich die Izquierda Comunista 1935 mit dem marxistischen Arbeiter- und Bauernblock Kataloniens zum POUM. Für Stalin war der POUM nichtsdestoweniger eine trotzkistische Partei und damit, entsprechend der neueren sowjetischen Sprachregelung, ein Sammelbecken von Agenten des Faschismus. Am 16. Dezember 1936 trat Nin unter dem massiven Druck der Kommunisten aus der katalonischen Regionalregierung aus. Die «Prawda» kommentierte diesen Schritt tags darauf als Beginn einer «Säuberung von Trotzkisten und Anarchisten», die in Spanien ebenso energisch durchgeführt werde wie in der Sowjetunion.

Am 3. Mai 1937 drangen auf Anordnung des Ordnungsbeauftragten der Generalitat, eines Politikers des PSUC, Zivilgardisten in das seit Juli 1936 von der CNT besetzte Telegrafenamt von Barcelona, die Telefónica, ein, woraufhin die Besatzer ihnen den Zugang zu den oberen Stockwerken mit Maschinengewehrfeuer verwehrten. Unmittelbar darauf traten die Arbeiter der katalonischen Hauptstadt, ohne von der CNT dazu aufgerufen worden sein, in den Generalstreik, umzingelten die strategisch wichtigsten Punkte, bauten Barrikaden und brachten auf diese Weise binnen kurzem große Teile der Stadt unter ihre Kontrolle. Während die CNT sich um eine Verständigung mit der Generalitat bemühte, riefen die Mitglieder einer neuen Organisation extremer Anarchisten, die sich «Freunde Durrutis» (Amigos de Durruti) nannte, die anarchistische Jugendorganisation Juventud Libertaria und der POUM zum aktiven Kampf gegen den inneren Feind auf. Ob dabei «agents provocateurs» des Franco-Regimes die Hand im Spiel hatten, ist ungewiß. Entsprechende Vermutungen wurden schon damals laut.

Fünf Tage lang wurde in Barcelona gekämpft; Zivilgardisten und Kommunisten schossen auf Anarchisten, und diese schossen zurück. Zeitgenössische Schätzungen sprechen von 400 bis 500 Toten und 1000 Verwundeten. Die Zentralregierung in Valencia entsandte am 6. Mai eine Polizeitruppe und drei Kriegsschiffe nach Barcelona. Ihre Präsenz trug mit dazu bei, daß die dringenden Appelle der CNT, die Kämpfe einzustellen, schließlich Gehör fanden. Am 8. Mai zog in Barcelona wieder so etwas wie Ordnung ein.

Der regionale Bürgerkrieg im Bürgerkrieg war, was die bewaffneten Arbeiter betraf, der Ausdruck eines spontanen Protests anarchistischer Massen gegen die staatstragende Politik der Arbeiterorganisationen, bis zu einem gewissen Grad einschließlich der CNT. Der POUM versuchte, den völligen Bruch mit der CNT zu vermeiden, und verhielt sich seit dem 6. Mai eher abwiegelnd; er beschränkte sich auf den Aufruf an die Arbeiter, die Barrikaden nicht zu verlassen. Der PSUC, der in der umgebildeten Generalitat nicht mehr vertreten war, und der PCE sahen aber endlich die Gelegenheit gekommen, um mit den «Trotzkisten» systematisch abzurechnen. Die kommunistische Presse sprach von den Mitgliedern des POUM als «verkappten Faschisten» und der «fünften Kolonne Francos».

In der Zentralregierung verlangten zwei kommunistische Kabinettsmitglieder, Erziehungsminister Jesús Hernández und Landwirtschaftsminister Uribe Galdeano, am 15. Mai ein Verbot des POUM. Ministerpräsident Largo Caballero weigerte sich zwar, dieser Forderung nachzukommen, wurde darin aber nur von den Anarchisten unterstützt. Die meisten Sozialisten, darunter Prieto und Negrín, und die bürgerlichen Republikaner stellten sich auf die Seite der Kommunisten und verließen die Sitzung. Die Regierungskrise endete mit dem Rücktritt Largo Caballeros am 17. Mai und der Ernennung von Finanzminister Juan Negrín Lopez zum neuen Ministerpräsidenten. Der pragmatische Sozialist, von Haus aus Professor der Physiologie, war auch der Kandidat der Kommunisten: Wie für sie hatte auch für ihn der Sieg über die «Faschisten» absolute Priorität vor allen anderen Zielen. Die Anarchisten weigerten sich, in das neue Kabinett einzutreten. Da mit Prieto ein Sozialist des rechten Flügels das (zuvor von Largo Caballero in Personalunion geführte) Kriegsministerium übernahm und Negrín nicht daran dachte, sich zum Werkzeug der Kommunisten und der Sowjetunion machen zu lassen, kann man den PCE kaum als Gewinner der Krise bezeichnen.

Die Unterdrückung des POUM aber konnte oder wollte Negrín nicht verhindern. Ende Mai erging das Verbot der Parteizeitung «La Batalla»; Mitte Juni wurden die Mitglieder des Exekutivkomitees des POUM, darunter Nin, verhaftet. In der Anklageschrift vom 11. Juni lautete der Hauptvorwurf, die Partei habe die gewaltsame Beseitigung der Republik und ihrer demokratischen Regierung und die Errichtung der Diktatur des Proletariats angestrebt. Die Handschrift der sowjetischen Hintermänner der spanischen Kommunisten wurde besonders in der weiteren Behauptung deutlich, der POUM habe (im Zusammenhang mit den Moskauer Prozessen) die Sowjetjustiz angegriffen und Verbindungen zu internationalen trotzkistischen Organisationen unterhalten, deren Handlungen «auf dem Gebiet einer befreundeten Macht» bewiesen, daß sie im Dienst der Faschisten stünden.

Bei den Ermittlungen der Polizei, die inzwischen weithin unter der Kontrolle des PCE stand, spielten gefälschte Dokumente eine Rolle, die belegen sollten, daß Nin ein Agent der Faschisten war. Im Prozeß, der erst im Oktober 1938 begann, wurden diese Vorwürfe fallen gelassen. Aufrechterhalten blieb der Anklagepunkt «versuchter Umsturz der bestehenden Ordnung». Fünf führende Funktionäre des POUM wurden zu Gefängnisstrafen zwischen 11 und 15 Jahren verurteilt; der POUM und seine Jugendorganisationen, die Juventud Comunista Ibérica, wurden verboten. Obwohl das Verfahren nicht, wie von den Kommunisten erhofft, zu einem Schauprozeß nach Moskauer Art geworden war, hatte der PCE sein Hauptziel damit erreicht.

Andrés Nin erlebte den Prozeß nicht mehr. Sein Name fehlte bereits auf der Liste der am 29. Juli 1937 vom Justizministerium genannten angeklagten Funktionäre des POUM. Der Generalsekretär der linkskommunistischen Partei war nach seiner Verhaftung in ein «privates» Gefängnis der kommunistischen «Tscheka», einer Filiale des sowjetischen NKWD, gebracht worden. Am 4. August mußte die Regierung einräumen, daß Nin in ein besonderes Schutzhaftgefängnis verschleppt worden und von dort «verschwunden» sei. Der Vorgang erregte weit über Spanien hinaus größtes Aufsehen und löste internationale Proteste aus. Bereits Anfang August meldete der Korrespondent der «New York Times», Nin sei am Rande der Hauptstadt ermordet aufgefunden worden. Tatsächlich war Nin von Agenten des (im republikanischen Spanien faktisch überall präsenten) sowjetischen NKWD entführt, verhört und gefoltert worden, hatte sich aber standhaft geweigert, nach Moskauer Vorbild seine angeblichen Verbrechen zu gestehen. Er mußte seine Gradlinigkeit teuer bezahlen. Deutsche Mitglieder der Internationalen Brigaden täuschten einen Befreiungsversuch der Gestapo aus dem Gefängnis in Alcalá vor, wo Nin festgehalten wurde. Anschließend wurde er in einen geschlossenen Wagen gebracht und ermordet. Nin war eines von zahlreichen Opfern des NKWD, aber das bisher bekannteste unter ihnen.

Nichts hat die Sympathien europäischer Linker und Liberaler für die spanische Republik so erschüttert wie die zahllosen Morde, die Agenten des sowjetischen Geheimdienstes hinter der Bürgerkriegsfront an den angeblichen Trotzkisten des POUM verübten. (Daß bald auch kommunistische Führer wie Emilio Kléber, der 1937 in die Sowjetunion zurückbeordert wurde, dem stalinistischen Terror zum Opfer fielen, erfuhr man erst später). Der POUM unterhielt enge Beziehungen zu einigen linkssozialistischen Parteien Europas, darunter der Independent Labour Party (ILP) und der Anfang Oktober durch Abspaltung von der SPD entstandenen Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP). Unter den Sympathisanten der ILP war auch George Orwell, der die blutigen Maitage in Barcelona in seinem 1938 erschienenen «Homage to Catalonia» eindringlich geschildert hat.

Die SAP entsandte Willy Brandt, 1913 unter dem Namen Herbert Frahm in Lübeck geboren und seit April 1933 im Auftrag seiner Partei in Norwegen tätig, Anfang März 1937 nach Barcelona. In seinen Berichten kritisierte er die Politik des POUM als ultralinks und sektiererisch und darum als weithin falsch. Der Kommunistischen Partei Spaniens aber warf er vor, sie untergrübe mit ihren Verleumdungen proletarischer Widersacher die Kampfmoral im antifaschistischen Krieg. «Die KP ist heute die ausschlaggebende politische Kraft im antifaschistischen Spanien. Wenn sie auch nicht die Führung der Regierung in den Händen hat, so beherrscht sie doch heute den größten Teil des Staatsapparates. Die Offiziere sind zum größten Teil bei ihr organisiert, die Polizei ist überwiegend in ihren Händen. Spanien ist in einer Entwicklung zur kommunistischen Parteidiktatur. So sind wir denn, wenn nicht auf dem Wege zu einem kommunistischen, so doch zu einem KP-Spanien …»

Die Selbstschwächung der Linken nutzte der Rechten. Als der britische Außenminister Eden im Mai 1937 eine Initiative von Staatspräsident Azaña aufgriff und einen Waffenstillstand zwischen den Bürgerkriegsparteien vorschlug, der zunächst einen Abzug aller ausländischen «Freiwilligen» und dann Verhandlungen über einen Friedensschluß ermöglichen sollte, erhielt er zwar die Zustimmung des Vatikans, von Franco aber kam ein klares Nein: Er bestand auf der bedingungslosen Kapitulation der Republik. Francos Position im nationalen Lager war im Sommer 1937 so unangefochten wie nie zuvor. Ein möglicher Rivale, General Mola, war am 3. Juni bei einem Flugzeugabsturz ums Leben gekommen. Es stärkte das Regime des «Generalissimus» national wie international, daß die katholischen Bischöfe Spaniens am 31. Juli 1937 in einem Sendschreiben an die Bischöfe der ganzen Welt den Kampf gegen die republikanische Regierung als gerecht und notwendig würdigten. Am 28. August folgte die offizielle Anerkennung der Behörden von Burgos als Regierung Spaniens durch den Vatikan.

Seit dem August 1937 intensivierten Deutschland und Italien den Seekrieg, um die sowjetische Hilfe für die Republik soweit wie möglich zu unterbinden. Zum Ausgleich tolerierte Frankreich unter der Regierung Chautemps seit dem Oktober 1937 den Waffenschmuggel über die seit August 1936 geschlossene Pyrenäengrenze, und im März 1938 öffnete das zweite Kabinett Blum die Grenze zu Spanien sogar wieder offiziell für den Waffenverkehr. Im Juli 1938 aber machte die Regierung Daladier diese Maßnahme unter dem Druck Londons rückgängig. Da Deutschland und Italien ihre Hilfsleistungen in der Folgezeit weiter steigerten, wurde der militärische Vorsprung des nationalen Lagers immer größer. Am 1. Februar 1938 bildete Franco seine erste Regierung, der neben fünf Militärs auch zivile Minister angehörten. Sein Schwager Ramón Serrano Suñer, der im Auftrag des «Caudillo» den Zusammenschluß von Falangisten und Traditiona listen zur neuen Einheitspartei herbeigeführt hatte, übernahm die Ämter des Innenministers und des Ministers für Propaganda und Presse. Die Hauptaufgabe der Regierung war die Grundlegung des autoritären Staatswesens, zu dem ganz Spanien nach dem Sieg der Rechten im Bürgerkrieg werden sollte.

Die Regierung der spanischen Republik hatte ihren Sitz bereits am 31. Oktober 1937 von Valencia nach Barcelona verlegt, wo sie sich sicherer fühlte. Am 5. April 1938, zehn Tage, bevor Francos Truppen das Mittelmeer bei Vinaroz erreichten, wurde Kriegsminister Prieto, der die Siegeschancen zunehmend düster beurteilte, auf Drängen der Kommunisten, aber auch weil Negrín seinen Pessimismus nicht teilte, aus dem Kabinett entlassen; der Ministerpräsident übernahm selbst das Kriegsministerium. Seit die Zentralregierung von der Hauptmasse des republikanischen Spaniens in der Mitte und im Südosten des Landes abgeschnitten war, hing sie mehr denn je vom Militär ab; in der südlichen Zone mußte sie fortan die politischen und militärischen Regierungsbefugnisse General Miajá überlassen. Negrín setzte gleichwohl auf das Durchhalten der Republik und vertraute darauf, daß demnächst auf Grund der aggressiven Politik Deutschlands gegenüber der Tschechoslowakei ein großer europäischer Krieg ausbrechen und die spanische Republik retten würde.

Die britisch-französische Appeasement-Politik, die am 30. September 1938 im Münchner Abkommen gipfelte, zerstörte dieses Kalkül. Sie hatte aber auch Auswirkungen auf den wichtigsten Verbündeten der Republik: die Sowjetunion. Stalin hielt fortan ein Bündnis mit Großbritannien und Frankreich gegen Hitler kaum noch für erreichbar. Ob er zu diesem Zeitpunkt bereits an ein Zusammengehen mit dem Erzfeind in Berlin dachte, muß offen bleiben. Jedenfalls wollte er das immer riskanter gewordene Engagement in Spanien massiv reduzieren. Die Internationalen Brigaden hatten aus seiner Sicht ihre Aufgabe erfüllt: In den meisten überwogen die Spanier die Ausländer bei weitem; es gab inzwischen genügend ausgebildete Flieger; der Abzug der ausländischen Freiwilligen würde also leicht zu verschmerzen sein – eine Position, die Negrín teilte. Am 1. Oktober übernahm der Völkerbund auf Vorschlag der spanischen Republik die Aufgabe, den Abzug aller Freiwilligen aus Spanien zu überwachen. Am 15. November hielten die Internationalen Brigaden ihre Abschiedsparade in Barcelona ab. Tags darauf endete die Schlacht am Ebro – mit dem Rückzug der Republikaner auf das Gebiet links des Flusses.

Im Dezember 1938 begann die letzte Phase des Bürgerkrieges. Die Nationalisten drangen in Katalonien vor, am 26. Januar 1939 fiel, nahezu kampflos, Barcelona. Staatspräsident Azaña begab sich am 7. Februar zusammen mit der Regierung Negrín nach Frankreich. Zwei Tage später endete der Widerstand in Katalonien. Ministerpräsident Negrín kehrte am 10. Februar nach Spanien zurück und begab sich am 24. Februar nach Madrid. Am 28. Februar erklärte Azaña seinen Rücktritt vom Amt des Staatspräsidenten, nachdem Großbritannien und Frankreich tags zuvor die Regierung Franco diplomatisch anerkannt hatten.

Der unbedingte Wille Negríns, den aussichtslos gewordenen Kampf fortzusetzen, löste einen Putsch aus: In Madrid übernahm am 5. März eine Junta unter dem bislang republikloyalen General Sigismondo Casado und dem gemäßigten Sozialisten Julián Besteiro, dem bisherigen Botschafter in London, die Regierungsgeschäfte und übermittelte der Regierung Franco in Burgos das Angebot eines Verständigungsfriedens. Ein kommunistischer Divisionskommandeur begann daraufhin mit einem Marsch auf Madrid, dem die Armeekommandeure aber ihre Unterstützung versagten. Negrín floh tags darauf erneut aus Spanien, und diesmal endgültig; mit ihm und den Mitgliedern seiner Regierung verließen auch die führenden Kommunisten das Land. Am 7. März begann in Madrid ein viertägiger Bürgerkrieg im Bürgerkrieg, nachdem sich ein kommunistischer Armeekommandeur von Casado abgewandt und zum Widerstand gegen die Junta aufgerufen hatte. Casado konnte seine Position behaupten, die Verhandlungen mit der Regierung Franco, die über Vertreter von dessen «Fünfter Kolonne» in Madrid geführt wurden, zeitigten aber kein Ergebnis, das der Junta annehmbar erschien. Die Truppen der Nationalisten rückten inzwischen weiter vor. Am 28. März, einen Tag nachdem die Regierung in Burgos den Beitritt Spaniens zum Antikominternpakt erklärt hatte, besetzten sie Madrid. Am 31. März fiel Alicante, das zuvor zu Casado übergegangen war. Am 1. April 1939 war der Bürgerkrieg zu Ende.

Die Zahl der Menschen, die während der Kampfhandlungen und durch den Terror beider Seiten starben, ist zwischen den Fachleuten umstritten. Die Schätzungen schwanken zwischen 270.000 und 500.000. Was die im Bürgerkrieg Gefallenen betrifft, so werden Zahlen zwischen 100.000 und 300.000 genannt. Das Ende des Bürgerkrieges bedeutete noch längst nicht das Ende des Schreckens. Gonzalo de Aguilera, der Presseoffizier Francos, kündigte 1939 gegenüber einem amerikanischen Journalisten, dem Korrespondenten von Associated Press, Charles Foltz, an: «Unser Programm ist die Tötung eines Drittels der männlichen Bevölkerung. Damit wird das Land sauber werden.»

Die Absicht, die dieser Äußerung zugrunde lag, hatte tiefe historische Wurzeln: Aguilera orientierte sich an dem Ideal der «limpieza de sangre», der Reinheit des Blutes, von dem sich die Verfolger der «conversos», der zum Christentum bekehrten Juden, im späten 15. und im 16. Jahrhundert hatten leiten lassen. Die Säuberung der spanischen Gesellschaft von denen, die «falsch», nämlich auf irgendeine Weise links, dachten, erschien Männern wie dem zitierten Mitarbeiter Francos als historische Aufgabe.

Im vollen Umfang wurde das Projekt nicht verwirklicht. Aber die Massenerschießungen, die überall stattfanden, wo die Nationalisten die Republikaner vertrieben hatten, nahmen gewaltige Ausmaße an. Nach britischen Schätzungen wurden in den ersten fünf Monaten nach Kriegsende mindestens 10.000 Todesurteile vollstreckt. Die bloße Mitgliedschaft in einer linken Organisation reichte oft aus, um denunziert, angeklagt, verurteilt und hingerichtet zu werden. Die Gesamtzahl der Opfer des nationalistischen Terrors in den Jahren von 1936 bis 1950 soll nach neueren Forschungen bei 150.000 liegen. Die Zahl läge mit Sicherheit sehr viel höher, wäre es nicht 441.000 Spaniern gelungen, bis April 1939 die Pyrenäengrenze nach Frankreich zu überqueren. Da viele von ihnen nach Spanien zurückkehrten (was auch an den anfangs katastrophalen Zuständen in den ersten improvisierten Auffanglagern lag), war die Zahl der dauerhaft Emigrierten deutlich niedriger: Sie soll zwischen 160.000 und 300.000 gelegen haben.

Von den Flüchtlingen, die im Ausland, meist in Frankreich und auch in Mexiko, blieben, beteiligten sich viele während des Zweiten Weltkrieges auf alliierter Seite an den Kämpfen oder wurden in der französischen Résistance aktiv. Rund 15.000 wurden nach der deutschen Besetzung Frankreichs in Konzentrationslager verschleppt, was etwa die Hälfte nicht überlebte. Largo Caballero, einer dieser Häftlinge, starb 1946, im Jahr nach seiner Befreiung, in Paris. Andere ehemals prominente Politiker, unter ihnen Lluis Companys, der frühere Präsident der katalanischen Generalitat, und der ehemalige sozialistische Innenminister Julián Zugazagoitia, wurden von den Deutschen an Spanien ausgeliefert und dort hingerichtet. Negrín erhielt in Großbritannien Asyl.

Von den kommunistischen Spanienkämpfern aus Ostmitteleuropa und der Sowjetunion wurden viele Opfer der stalinistischen Säuberungen: Kléber wohl schon 1939, andere nach dem Budapester Schauprozeß gegen László Rajk im Jahre 1949, der mit der Hinrichtung des Angeklagten endete. Liquidiert wurden auch Marcel Rosenberg, der Sowjetbotschafter in der Regierungszeit von Largo Caballero, der Koordinator der Verteidigung von Madrid, General Bersin, und der Spanienkorrespondent der «Prawda», Michail Kolzow, der auch als politischer Berater und militärischer Organisator tätig gewesen war. Der spanische Milizführer «El Campesino» konnte zweimal aus der Sowjetunion fliehen, das zweite Mal aus dem Straflager Workuta. Das Exil überlebten die «Pasionaria», Enrique Líster und Santiago Carillo, der als Generalsekretär der spanischen Kommunisten nach Francos Tod im Jahr 1975 eine bedeutende Rolle spielte und zu den Pionieren des Eurokommunismus gehörte.

Manche der bekanntesten spanischen Künstler und Intellektuellen blieben dauerhaft im Exil, so der Maler Pablo Picasso, der freilich schon seit 1906 in Paris lebte, der Filmregisseur Luis Buñuel und der Historiker Salvador de Madariaga. Der Philosoph José Ortega y Gasset, der Spanien bereits 1936 verlassen hatte, kehrte 1946 in seine Heimat zurück. Der Dichter Antonio Machado starb kurz nach seiner Emigration im Juli 1939 im französischen Collioure nahe der spanischen Grenze.

Von den Anhängern der Republik, die Spanien nicht hatten verlassen können oder wollen, wurden rund 270.000 zu Gefängnisstrafen verurteilt und weit über 100.000, angeblich zum Zweck der Umerziehung, in Arbeitslager oder «Arbeitsbataillone» eingewiesen. Sie mußten beim Wiederaufbau der zerstörten Gebiete, im Straßenbau, im Bergbau oder unter besonders unmenschlichen, weil extrem gesundheitsschädlichen Bedingungen in den Quecksilberminen von Almadín Zwangsarbeit verrichten. Freilassung aus der Haft oder dem Arbeitslager hieß keineswegs Rückkehr in die Normalität, sondern häufig Verbannung aus dem Heimatort oder tägliche Meldung bei der Polizei. Vom öffentlichen Dienst blieben die Republikaner faktisch ausgeschlossen. Nach einem Dekret vom August 1939 waren 80 Prozent aller frei werdenden Stellen Personen vorbehalten, die auf der Seite der Nationalisten gekämpft hatten oder unter den Volksfrontregierungen verfolgt worden waren. Viele Anhänger der Republik wurden zu Geldstrafen verurteilt oder völlig enteignet; «roten» Eltern sprachen die Behörden Francos oft das Recht ab, ihre Kinder zu erziehen. 1942 wurden etwa 9000 Kinder gezählt, die unter staatlicher Obhut aufwuchsen.

Die gesellschaftlichen Neuerungen der republikanischen Ära überlebten den Sieg der Nationalisten nicht. Das galt für die landwirtschaftlichen und industriellen Kollektive, die Säkularisierung des Schulwesens, die volle gesetzliche Gleichberechtigung der Frauen, die Autonomieregelungen für Katalonien und das Baskenland und erst recht natürlich für das personelle Revirement in Verwaltung, Justiz, Polizei und Militär. In ganz Spanien erlangte im April 1939 jenes im März 1938 von der Regierung in Burgos erlassene «Grundgesetz der Arbeit» (Fuero del Trabajo) Gültigkeit, das über das Vorbild der italienischen Carta del lavoro von 1927 noch hinausging und staatlich kontrollierte, einheitliche, «vertikale» Syndikate von Arbeitgebern und Arbeitnehmern schuf. Die «Rangstellen» der nationalen Syndikate mußten mit Kämpfern der einzigen zugelassenen Partei, der Falange, besetzt werden.

Erst drei Jahre nach dem Ende des Bürgerkrieges, im Juli 1942, erging ein Gesetz über die Bildung der Cortes, wonach diese aus gewählten Mitgliedern und Abgeordneten von Amts wegen bestehen sollten, darunter Ministern, hohen Funktionären der Nationalräte der Falange und des nationalen Syndikats sowie vom Staatschef für besonders würdig befundene Personen. Die Frage der Staatsform blieb zunächst offen. Auch die verfassungsartige «Charta der Spanier» vom Juli 1945 schuf keine Klarheit. Im Juli 1947 wurde Spanien durch Volksentscheid dann zum Königreich erklärt, was aber erst «nach Erledigung des Amtes des Staatsführers» praktische Folgen haben sollte. Es war das Vorrecht des «Caudillo Spaniens und des Kreuzzuges, des Generalissimus der Heere, Don Francisco Franco Bahamonde», den Cortes, wann immer er wollte, die Person vorzuschlagen, die eines Tages seine Nachfolge antreten sollte.

Spanien war nach dem Bürgerkrieg ein wirtschaftlich weithin ruiniertes Land. Der größte Teil der Produktionsanlagen war zerstört; das Volkseinkommen war 1940 auf den Stand von 1914 zurückgefallen. Die Industrieproduktion war zwischen 1935 und 1939 um 31 Prozent, die Agrarerzeugung um etwa 21 Prozent, das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen um 28,3 Prozent gefallen. Das Land blieb, weil die Sieger entschlossen waren, ihren Sieg voll auszukosten, zutiefst gespalten. Das Regime, das seit dem April 1939 im ganzen Land das Sagen hatte, war autoritär, klerikal und reaktionär; es war eine Militärdiktatur und ein Polizeistaat. Aber totalitär und faschistisch war es nicht. Dazu fehlte ihm die ideologische und soziale Dynamik, die für die Regime Mussolinis und Hitlers charakteristisch war.

Kein anderer zeitgenössischer Beobachter hat die spezifischen Merkmale Spaniens in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts so prägnant analysiert wie der 1900 in Wien geborene, 1933 aus Deutschland emigrierte ehemalige Kommunist Franz Borkenau, der im Sommer 1936 und im Frühjahr 1937 Spanien bereist hatte und noch im selben Jahr in London sein Buch «The Spanish Cockpit» herausbrachte. Die spanische Rechte war Borkenau zufolge viel zu sehr von Kirche und Armee abhängig, um ein ähnliches Maß von «Modernisierung» im Sinne von mehr Koordination und Effizienz zu erreichen wie die faschistischen Diktaturen. Eine Kraft der Modernisierung war aber auch die spanische Linke nicht. «Die Geschichte des Spanischen Bürgerkrieges, soweit sie das linke Lager betrifft, ist die Geschichte des Widerstandes der Massen gegen zwei Dinge: einerseits gegen die Revolte von Klerus und Armee, andererseits gegen die Notwendigkeit, diesen Krieg mit den modernen Mitteln der Kriegführung und Organisation niederzuschlagen. Die Massen wollten kämpfen, und sie kämpften heroisch, aber sie wollten, daß dieser Krieg nach der alten Guerilla von 1707 und 1808 als eine Erhebung von Dorf zu Dorf, von Stadt zu Stadt gegen die Bedrohung der Tyrannei ausgetragen wird. Aber das konnte nicht so sein.»

Die spanische Arbeiterbewegung und die spanische Linke ganz allgemein waren nach Borkenaus Urteil zwar «in der Lage, zu kämpfen, waren aber unfähig, einen effizienten Kampf zu organisieren», was analog auch für das rechte Lager galt. «Wäre die spanische Revolution nur auf Franco gestoßen, hätte sie wahrscheinlich eine ähnliche Überlegenheit entwickelt, wie sie die Revolutionäre in Frankreich und Großbritannien erreicht hatten. Hier aber traf die Revolution nicht auf ihre eigenen reaktionären Feinde, sondern auf die stärksten Militärmächte der Welt.» Die Republik lieferte sich daher der Gnade jener Macht aus, die Hilfe gewährte: der Sowjetunion. Diese trat in Spanien aber nicht nur nicht als revolutionäre Kraft auf; sie war vielmehr überzeugt, daß hier eine Revolution nicht stattfinden durfte. «Auf dem Schlachtfeld von Zentralspanien treffen heute die Komintern und die Faschisten zu ihrer ersten Militärschlacht aufeinander; der Lauf der Geschichte hat die Spanier mit ins Geschehen gezogen, aber die Spanier sind nur Hilfstruppen.»

Zwei Jahre vor dem Ende des Bürgerkrieges gelangte Borkenau zu einem Verdikt, das das spanische Dilemma pointiert zum Ausdruck brachte: «Wie immer der bewaffnete Kampf enden wird, Spanien wird nicht als ein genuin europäisches Land aus ihm hervorgehen, sei es im faschistischen, im liberaldemokratischen oder im kommunistischen Sinn. Es wird bleiben, was es war: ein Land, dessen Entwicklung am Ende des 17. Jahrhunderts gestoppt wurde, das seitdem ein enormes Maß an Widerstand gegen ausländische Eindringlinge gezeigt hat, aber keinerlei Fähigkeit zur Erneuerung. Es mag am Ende ein Regime geben, das liberal-demokratisch oder faschistisch zu sein beansprucht, in Wirklichkeit aber wird es etwas sein, das grundsätzlich verschieden von dem ist, was damit in Europa bezeichnet wird.»[11]

Vorbild Deutschland:
Die Judenpolitik des faschistischen Italien

Für ein Land bedeutete die aktive Beteiligung am Spanischen Bürgerkrieg eine wirtschaftlich und finanziell kaum tragbare Belastung: Italien. Die Staatsausgaben waren 1936/37 mit 40,9 Millionen Lire fast doppelt so hoch wie 1934/35 (20,9 Millionen). Das Defizit im Staatshaushalt hatte sich in dieser Zeit fast verachtfacht (16,2 gegenüber 2,1 Millionen Lire). Die Lebenshaltungskosten stiegen 1937 infolge einer starken Abwertung der Lira im Jahr zuvor um 20 Prozent.

Das Engagement auf Seiten Francos trieb Mussolini in immer größere Abhängigkeit von Hitler. Das Deutsche Reich war längst der wichtigste Handelspartner Italiens, während der Handelsaustausch mit Großbritannien und Frankreich an Bedeutung verlor. Selbst die USA mußten sich Ende der dreißiger Jahre als Importeur mit dem zweiten Platz hinter Deutschland begnügen. Beim italienischen Import war die Reihenfolge dieselbe. 1935 bezog Italien bereits mehr als die Hälfte seiner Kohlelieferungen aus Deutschland. 1940 sollte das Reich auf diesem Feld zum faktischen Monopolisten aufsteigen.

Die wirtschaftliche Abhängigkeit fand ihr Gegenstück in einer ideologischen Annäherung. Sie lag angesichts der vielen Berührungspunkte zwischen italienischem Faschismus und deutschem Nationalsozialismus gewissermaßen in der Natur der Sache, war aber bis zum Vorabend des Abessinienkrieges durch außenpolitische Gegensätze behindert worden. Der Spanische Bürgerkrieg führte dann Berlin und Rom enger denn je zusammen. In diese Zeit fällt auch die allmähliche Angleichung auf einem Gebiet, auf dem sich italienische Faschisten und deutsche Nationalsozialisten bislang deutlich unterschieden hatten: der Rassenideologie und hier besonders des Antisemitismus. Dabei war es nicht so, daß Deutschland Italien zur Nachahmung genötigt hätte. Vielmehr kam alles, was das faschistische Italien gegen die Juden unternahm, aus eigenem Antrieb.

Innerhalb der faschistischen Partei gab es eine radikal antisemitische Strömung um den Generalsekretär der Jahre 1925/26, Roberto Farinacci, die schon seit den zwanziger Jahren gegen die Juden hetzte. Die Tatsache, daß Juden in antifaschistischen Exil- und Widerstandsgruppen eine aktive Rolle spielten (so waren etwa die 1937 in Frankreich ermordeten Brüder Nello und Carlo Rosselli Juden), führte 1934 zu einer ersten «offiziösen» antisemitischen Kampagne. Mussolini war nie frei von antijüdischen Vorurteilen gewesen, hatte aber keine Bedenken gehabt, Juden in der faschistischen Bewegung zu fördern und mit Regierungsämtern zu betrauen. Erst seit Ende der zwanziger Jahre verhärtete sich seine Haltung. In der Folgezeit witterte er hinter allem, was sich gegen sein Regime richtete, jüdische Machenschaften – vor allem, wenn es aus den westlichen Demokratien und dem Völkerbund kam.

Eine antisemitische Massenstimmung zu erzeugen aber war in Italien schon deshalb schwer, weil im ganzen Land in den zwanziger Jahren nur etwa 48.000 Juden (ebrei) mosaischer Religion lebten, unter ihnen 8500 Juden, die nicht aus Italien stammten. 1931 lag die Gesamtzahl der Juden bei etwa 50.000. Zusammen machten die Juden ganze 1,1 Promille der italienischen Bevölkerung aus. Die größten jüdischen Gemeinden waren die von Rom, Mailand und Triest. Nach den Lateranverträgen von 1920 verschlechterte sich die Lage der Juden. Sie blieben zwar italienische Staatsbürger, aber da der Katholizismus nunmehr zur Staatsreligion erklärt worden war, gehörten die Juden fortan nur noch zu den «vom Staat zugelassenen Religionsgemeinschaften». Infolgedessen wuchs der Druck auf jüdische Schüler, am katholischen Religionsunterricht teilzunehmen.

Den größten Schub in Richtung Rassismus brachte der Abessinienkrieg. Das Denken in den Kategorien einer rassischen «superiorità» richtete sich traditionell vor allem gegen Slawen und Afrikaner. Durch den Kolonialkrieg in Nordostafrika erhielt es starken Auftrieb. Es bedeutete nicht nur eine diskriminierende Abgrenzung gegenüber Menschen dunkler Hautfarbe, sondern weitete sich bald aus auf die Abwehr von Personen, die «nur» im juristischen Sinne Italiener, nicht aber rassisch zur «razza italiana» gehörten, obenan den Juden. In den Worten des Historikers Hans Woller: «Der eifernde Rassismus, der seine stärksten Wurzeln in den Kolonien hatte, verband sich mit einer Kampfansage gegen den überall lauernden und bremsenden bürgerlichen Geist, wobei unweigerlich auch die Juden in das Zentrum der Aufmerksamkeit rückten. Sie galten als die Verkörperung der bürgerlichsatten Mentalität, die jetzt permanent angeprangert wurde, und sie störten das Bild nationaler und rassischer Homogenität, das Mussolini so teuer war. Wenn man die Juden schikanierte und entrechtete, so das Kalkül, konnte man auch dem Bürgertum, dem Königshaus und dem Vatikan vor Augen führen, was ihnen blühte, wenn sie sich den faschistischen Neuordnungsplänen weiter widersetzten.»

Die fortschreitende Ausgrenzung der Juden war Teil jener permanenten Radikalisierung, in der Woller zu Recht eines der Lebensgesetze des Faschismus sieht. «Jede Mäßigung bedeutete Bedrohung, und jeder Stillstand konnte zum Verlust des plebiszitären Rückhalts in der Gesellschaft führen, der nur durch ständige Mobilisierung und Erregung, durch eine Art permanenten Ausnahmezustand, zu gewährleisten war. Daß Mussolini diesem Lebensgesetz ebenso gehorchen mußte wie Hitler und die Führer der kleineren faschistischen Bewegungen, die nie aus eigener Kraft an die Macht gelangten, dürfte ihn nicht weiter bekümmert haben. Nichts lag ihm ferner, als stehen zu bleiben und sich auf den Lorbeeren seiner faschistischen Revolution auszuruhen, die zu seinem Leidwesen noch längst nicht vollendet war.»

Es war denn wohl auch kein Zufall, daß die systematische Diskriminierung der Juden nach dem Vorbild der Nürnberger Gesetze im Herbst 1938 zeitlich mit einer heftigen, von Parteisekretär Achille Starace organisierten Kampagne gegen die Bourgeoisie zusammenfiel, die sich fortan dem Vorwurf ausgesetzt sah, privaten Profit dem Sieg der nationalen Sache überzuordnen. Mussolinis erster Aufruf zu erhöhter Wachsamkeit gegenüber den Juden datiert vom Februar 1938. An den Universitäten, in der Verwaltung, in der freien Wirtschaft und im Kulturleben sollte der Anteil der Juden auf ihren tatsächlichen Bevölkerungsanteil herabgedrückt werden. Ein im Juli veröffentlichtes, vom «Duce» redigiertes «Manifesto degli scienziati razzisti» schloß die Juden kategorisch von der «razza italiana» aus.

Es folgten eine Reihe von Maßnahmen, die den Alltag der italienischen Juden radikal veränderten. Jüdische Schüler und Lehrer mußten italienische Schulen verlassen. In Italien lebenden ausländischen Juden wurde der Status des italienischen Staatsbürgers aberkannt; sie mußten das Land innerhalb von sechs Monaten verlassen. Im Oktober 1938 definierte der Gran Consiglio del Fascismo in einer «Erklärung über die Rasse» Juden als Personen, die einen jüdischen Vater und eine jüdische Mutter hatten; die Religion spielte dabei keine Rolle. Sie wurde hingegen dann wichtig, wenn jemand aus einer «Mischehe» stammte: War er getauft, galt er als Italiener; andernfalls wurde er als Jude eingestuft. Im Unterschied zu Deutschland gab es demnach in Italien keine Halb-, Viertel- und Achteljuden.

Ein Gesetz zum Schutz der italienischen Rasse (Provvedimenti per la difesa della razza italiana) vom 17. November 1938, das eine Woche nach dem großen Judenpogrom in Deutschland verabschiedet wurde, bündelte die bisher erlassenen Maßnahmen und führte neue diskriminierende Regelungen ein. Fortan durften Juden nur noch Juden heiraten; bestehende «Mischehen» sollten aufgelöst werden; Juden waren der Dienst in den Streitkräften und eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst verwehrt, ebenso die Mitgliedschaft im Partito Nazionale Fascista. Dazu kamen drastische Beschränkungen im Wirtschaftsleben. Juden durften keine größeren Firmen mehr leiten und keine Grundeigentümer mehr sein, wenn der Besitz 50 Hektar überstieg.

Ausnahmeregelungen galten für Juden, die sich um Italien und den Faschismus verdient gemacht hatten. Aber auch für diese «Privilegierten» galt der Ausschluß von öffentlichen Ämtern, den Streitkräften und der Mitgliedschaft in der faschistischen Partei. Viele Juden verließen das Land; einer von ihnen war der berühmte Physiker Enrico Fermi, der in seiner neuen Heimat, den Vereinigten Staaten, maßgeblichen Anteil an den Forschungen zur Herstellung der ersten Atombombe hatte. Populär war das, was der Staat gegen die Juden unternahm, nicht. Aber von einer breiten Protestbewegung war auch nichts zu spüren. Die katholische Kirche beschränkte sich darauf, Solidarität mit den Juden zu zeigen, die katholisch getauft waren.

Das faschistische Italien hatte sich dem nationalsozialistischen Deutschland in Sachen Rassismus aus freien Stücken angenähert, in mancher Hinsicht, etwa was die Auflösung von «Mischehen» betraf, dieses sogar übertroffen. Hitler konnte, so schien es, mit seinem gelehrigen Achsenpartner, der einmal sein Vorbild gewesen war, zufrieden sein. Am 9. Mai 1938 ließ er sich bei einem Staatsbesuch in Rom zusammen mit Mussolini triumphal feiern. Beide nutzten die Gelegenheit, ihren Willen zur weiteren Angleichung der inneren und äußeren Politik Deutschlands und Italiens zu bekunden.

Ein knappes Jahr später, im April 1939, besetzten italienische Truppen Albanien. Mussolini versuchte auf diese Weise, mit Hitler gleichzuziehen, der im Monat zuvor die sogenannte «Resttschechei» seiner Herrschaft unterworfen hatte. Von beiden Aktionen erfuhr der jeweils andere Achsenpartner erst, als sie bereits liefen. Schon im Frühjahr 1939 war die Achse Berlin-Rom jene «brutale Freundschaft», von der Francis William Deakin im Titel seines Buches über das Kriegsbündnis beider Staaten gesprochen hat.[12]

Gefährdete Nachbarn:
Die Tschechoslowakei, Polen und das «Dritte Reich» 1935–1938

Das Verhältnis zwischen dem Deutschen Reich und der Tschechoslowakei, das seit dem Frühjahr 1938 seinen Schatten auch auf Spanien warf, war spätestens seit 1935 angespannt. Im Mai jenes Jahres schloß Prag einen Beistandspakt mit der Sowjetunion ab, der die Verträge im Rahmen der Kleinen Entente, also mit Rumänien und Jugoslawien, von 1920/21 und den Freundschafts- und Bündnisvertrag mit Frankreich von 1924 ergänzen sollte, die sowjetische Hilfe freilich an die gleichzeitige Unterstützung durch Frankreich band. Der Vertrag mit Moskau richtete sich gegen Deutschland, hinderte Hitler aber nicht daran, im November 1936 bei Edvard Beneš, der am 18. Dezember 1935 als Nachfolger von Tomáš Masaryk zum Staatspräsidenten gewählt worden war, wegen eines Nichtangriffspakts mit der CSR vorfühlen zu lassen – eine Initiative, die trotz der positiven Reaktion Beneš’ von Berlin jedoch nicht weiterverfolgt wurde.

In der von Oberst Hoßbach protokollierten Geheimbesprechung vom 5. November 1937 sprach Hitler bereits von «Handeln gegen die Tschechei», für das der Zeitpunkt gekommen sei, wenn die innere Schwäche Frankreichs und seiner Armee es erlaube oder Frankreich in einen Krieg mit einer dritten Macht verwickelt werde. Die Einverleibung der «Tschechei» und Österreichs würde, so kalkulierte Hitler, eine zusätzliche Ernährungsgrundlage für 5 bis 6 Millionen Menschen bedeuten und Deutschland eine wesentliche militärisch-politische Entlastung bringen. Von «Deutschtum in der Tschechoslowakei» war am 5. November 1937 nur am Rande die Rede. Dem «Führer» ging es nicht um das Selbstbestimmungsrecht der Sudetendeutschen, sondern um die Erweiterung des deutschen «Lebensraumes».

Bei den Wahlen zum tschechoslowakischen Parlament erhielt die Sudetendeutsche Partei (SdP) Konrad Henleins im Mai 1935 zwei Drittel aller deutschen Stimmen; mit einem Stimmenanteil von 15,2 Prozent war sie nunmehr sogar die stärkste Partei der CSR vor den Agrariern, die auf 14,3 Prozent kamen, gefolgt von den Sozialdemokraten und den Kommunisten, die 12,6 beziehungsweise 10,3 Prozent erreichten. Die SdP gab sich um diese Zeit noch gemäßigt; Henlein hatte sich im Herbst 1934 vom Nationalsozialismus distanziert und jede Absicht einer Grenzrevision bestritten. Engere Verbindungen mit Berlin nahm die SdP erst nach ihrem großen Wahlerfolg auf. Ihre öffentlichen Forderungen zielten vor wie nach der Wahl auf die Autonomie, nicht auf die Abtretung der Sudetengebiete. In einem Vortrag, den er im Dezember 1935 im Londoner Chatham House hielt, griff Henlein den Panslawismus wie den Pangermanismus an und erklärte die Bildung reiner Nationalstaaten im Ostmitteleuropa für unmöglich.

Zwei Jahre später, am 19. November 1937, äußerte sich Henlein in einem «Bericht an den Führer und Reichskanzler über aktuelle Fragen der deutschen Politik in der Tschechoslowakischen Republik» schon ganz anders. Die SdP müsse «das Bekenntnis zum Nationalsozialismus als Weltanschauung und als politisches Prinzip tarnen»; als Partei in dem demokratisch-parlamentarischen System der Tschechoslowakei müsse sie sich der demokratischen Terminologie und demokratisch-parlamentarischer Methoden bedienen. Mittlerweile sei es aber «realpolitisch sinnlos geworden, für eine Autonomie des sudetendeutschen Gebietes einzutreten, weil gerade dieses Gebiet zum Betonwall und Festungsgürtel des tschechoslowakischen Staates gemacht worden ist». Auf weiteren Vortragsreisen nach England, die Henlein im Juli 1936, im Oktober 1937 und Mai 1938 unternahm, bekamen seine britischen Gesprächspartner, darunter Winston Churchill, das Gegenteil zu hören: Er versicherte auf Ehrenwort, daß er keine Weisungen aus Berlin bekomme und eine Autonomielösung innerhalb der Tschechoslowakei anstrebe. Bei den meisten britischen Konservativen, wenn auch nicht bei Churchill, stieß seine Erklärung auf Verständnis und Zustimmung.

An der Regierung in Prag, die seit November 1935 von dem slowakischen Agrarier Milan Hodza geführt wurde, waren die «aktivistischen» deutschen Parteien, die Sozialdemokraten und der Bund der Landwirte, seit Juli 1936 auch die Christlich-Sozialen, beteiligt. Am 18. Februar 1937 versprach Hodza in einem Abkommen mit den genannten drei Parteien, die allerdings nur ein Drittel der Sudetendeutschen vertraten, eine Dezentralisierung im Sinne eines wirtschaftlichen und administrativen Regionalismus, lehnte aber eine Autonomie ausdrücklich ab. Außerdem sagte er den aktivistischen Parteien mehr Beamtenstellen für Deutsche und höhere staatliche Zuschüsse für Krisengebiete zu. Tatsächlich änderte sich an der tschechoslowakischen Politik nichts Wesentliches. Für Beneš und die meisten maßgeblichen Prager Politiker blieb die CSR der «Nationalstaat der tschechoslowakischen Nation», als der er Ende 1918 aus der Taufe gehoben worden war. Die ethnischen Minderheiten genossen in der Tschechoslowakei mehr politische Freiheit und mehr politischen Einfluß als in irgendeinem anderen der Staaten Ostmittel- und Südosteuropas, die 1918 neu- oder wiedererstanden waren. Aber für Nationalitäten neben der «tschechoslowakischen Nation» war im offiziellen Selbstverständnis der CSR kein Platz.

Zu den aktiven Gegnern dieser Staatsideologie gehörte neben der Sudetendeutschen Partei die klerikale Slowakische Volkspartei um den Pater Andrej Hlinka, mit dem Henlein im Februar 1938 Verbindung aufnahm. Ein Gespräch zwischen Henlein und Ministerpräsident Hodza im September 1937, in dem der Vorsitzende der SdP die sofortige Einführung der Selbstverwaltung für die deutschen Gebiete forderte, blieb folgenlos. Am 14. November 1937 kam es in Teplitz zu schweren Zusammenstößen zwischen Anhängern Henleins und der Polizei, wobei ein Abgeordneter der SdP, der eine besonders scharfmacherische Rede gehalten hatte, verhaftet wurde. Die Folge war eine weitere Verschlechterung im Verhältnis zwischen der Prager Regierung und der Mehrheit der Sudetendeutschen – eine Entwicklung, die in Berlin mit großer Genugtuung beobachtet wurde.

Die viertstärkste Partei der CSR, die KPC, stand seit jeher in scharfer Opposition zur Regierung. Da allen Kabinetten seit 1929 auch die dezidiert reformistischen Sozialdemokraten angehörten, war an ein Volksfrontbündnis in der Tschechoslowakei nicht ernsthaft zu denken. Der tschechoslowakisch-sowjetische Beistandspakt von 1935 und die neue Generallinie der Komintern zwangen aber auch Stalins Prager Gefolgsleute mit ihrem Generalsekretär Klement Gottwald an der Spitze zu gewissen taktischen Kurskorrekturen: Sie mußten die offizielle Außenpolitik der Regierung in dem Maß unterstützen, wie diese zum Bündnis mit der Sowjetunion stand.

Diese Notwendigkeit ergab sich schon daraus, daß Stalin die strategische Bedeutung der Tschechoslowakei wegen ihrer geographischen Lage und ihres Bündnisses mit Frankreich Mitte der dreißiger Jahre außerordentlich hoch einschätzte. Die neue Linie der KPC vertrug sich aber durchaus mit massiven Drohungen an die Regierenden. So erklärte der kommunistische Abgeordnete Bohumír Šmeral am 22. April 1936 im Prager Parlament, wenn die Bourgeoisie nicht imstande sei, die heutige Konzeption der Allianzpolitik mit der Sowjetunion beizubehalten, dann liege es im Interesse aller Nationalitäten des Staates, «in den machtpolitischen Verhältnissen dieses Landes eine Änderung herbeizuführen».

Die Tschechoslowakei war nicht nur der einzige Staat Ostmitteleuropas, der sein demokratisches System über die Weltwirtschaftskrise hinwegrettete. Sie war auch der industriell am höchsten entwickelte Staat in diesem Teil des Kontinents. Mit Ausnahme des Jahres 1932 hatte die CSR stets eine aktive Handelsbilanz, ihre Zahlungsbilanz war, außer in den Jahren 1932, 1933 und 1936 stets aktiv. Die hauptsächlich für den Export produzierenden Verbrauchsgüterindustrien hatten unter der Depression in den Agrarländern Ostmittel- und Südosteuropas schwer zu leiden (was sich besonders in den deutschsprachigen Gebieten auswirkte, wo die Arbeitslosenzahlen deutlich über dem nationalen Durchschnitt lagen). Die Wirtschaftshistorikerin Alice Teichova hat die Folgen der Großen Krise für die Tschechoslowakei in den Worten zusammengefaßt: «Im Vergleich zu 1929 hatte die tschechoslowakische Volkswirtschaft einen stärker autarken Charakter. Ihr Außenhandel blieb unter dem Niveau von 1929, während ihre Industrieproduktion es fast wieder erreicht hatte. Dies verschlechterte die Lage der CSR in der Weltwirtschaft in einer Zeit großer militärischer Bedrohung und trug zu ihrer politischen Schwäche bei.»12

Schwerer noch als die Tschechoslowakei wurde Polen von der Weltwirtschaftskrise betroffen. 1930 endete die kurze Phase der Hochkonjunktur, die das Obristenregime als Erfolg der nach dem Militärputsch Pilsudskis vom Mai 1926 eingeleiteten «Sanierung» (sanacja) interpretierte. Der Index der Industrieproduktion sank, wenn man von 1929 als Basisjahr ausgeht und seine Daten gleich 100 setzt, auf 69.1931 und 54 im Jahr darauf. An der Warschauer Börse wurden 1932 Kurse notiert, die bei 20 Prozent des Standes von 1928 lagen. Die Agrarpreise sanken in derselben Zeit um zwei Drittel. Noch 1935 erhielt ein Bauer für seine Erzeugnisse im Durchschnitt ein Drittel dessen, was er 1928 erhalten hatte. «Während die Große Krise in der Stadt an deutsche und amerikanische Zustände erinnerte, nahm sie auf dem Land die Ausmaße einer Zivilisationskatastrophe an», schreibt der Historiker Wlodzimierz Borodziej.

Die Jahre der Weltwirtschaftskrise waren für Polen auch politisch bewegte Zeiten. 1929 war in Ostpolen eine Vereinigung radikaler ukrainischer Nationalisten, die Organizacija Ukrainskich Nacjonalistiv (OUN) gegründet worden, die auch vor bewaffnetem Terror nicht zurückschreckte. Am 15. Juni 1934 ermordete die OUN mitten im Stadtzentrum von Warschau den polnischen Innenminister Bronislaw Pieracki. Im gleichen Jahr entstand auf Grund eines Dekrets von Präsident Moocicki in Bareza Kartuska ein Konzentrationslager, in das Verdächtige auf Beschluß der örtlichen Behörden, also ohne Gerichtsurteil, für drei bis höchstens sechs Monate eingeliefert werden konnten. Die ersten Sträflinge waren Rechtsextremisten aus dem Obóz Naradowo-Radikalny (ONR), denen fälschlich der Mord an Pieracki angelastet wurde. Am 14. September 1934 kündigte Außenminister Józef Beck vor dem Völkerbund den Minderheitenschutzvertrag vom Juli 1919 mit der Begründung, daß es bisher kein allgemeines, europaweit geltendes Minderheitenschutzgesetz gebe.

Das politische Regime Polens war seit Pilsudskis Militärputsch von 1926 ein Provisorium. De jure galt noch die parlamentarisch-demokratische, am Beispiel der dritten französischen Republik orientierte, «Märzverfassung» von 1921; de facto war sie weithin außer Kraft gesetzt. Seit Pilsudski Ende November 1930 ein zweites Mal als Ministerpräsident zurückgetreten war, standen fast nur noch Offiziere an der Spitze der Regierung: Sieben von acht Ministerpräsidenten der Jahre 1931 bis 1939 sowie 15 Minister und 15 Wojewoden, also regionale Verwaltungschefs, entstammten der Armee, viele von ihnen im Rang eines Obersten. Marschall Pilsudski, der «starke Mann» des Regimes, blieb Kriegsminister und Generalinspekteur der Streitkräfte.

Seit dem März 1931 arbeitete ein Sonderausschuß des Sejm an einer neuen, autoritären Verfassung, die der Diktatur einen festen Rechtsrahmen verschaffen sollte. Das Ergebnis war die «Aprilverfassung» von 1935. Sie war ganz auf Pilsudski als künftigen Staatspräsidenten zugeschnitten. Auf dem Staatsoberhaupt beruhte «die Verantwortung für das Schicksal des Staates vor Gott und der Geschichte»; in seiner Person war die «einheitliche und unteilbare Staatsgewalt zusammengefaßt»; er ernannte nach seinem Ermessen den Ministerpräsidenten, designierte seinen eigenen Nachfolger, war «Oberherr der Streitkräfte» und ernannte ein Drittel der Mitglieder des Senats. Unter seiner Oberhoheit standen die anderen Staatsorgane: die Regierung, der Sejm, der Senat, die Streitkräfte, die Gerichte und die «Staatskontrolle» in Gestalt eines Rechnungshofes, der Obersten Kontrollkammer. Der Staatspräsident wurde durch eine Wahlversammlung gewählt; ihre Mitglieder bestanden ihrerseits zum größten Teil aus den «würdigsten Bürgern», die zu zwei Dritteln vom Sejm und zu einem Drittel vom Senat ausgewählt wurden. Die Kandidaten für den Sejm wurden entsprechend einer gesondert verabschiedeten Wahlordnung nicht durch die politischen Parteien, sondern von örtlichen Wahlversammlungen ausgewählt, was dem Staatsapparat breiten Einfluß sicherte. Das Wahlalter wurde von 21 auf 24 Jahre heraufgesetzt.

Pilsudski wäre durch die «Aprilverfassung» eine nahezu unbeschränkte Machtfülle zugewachsen, aber er erlebte die Wahl zum Staatspräsidenten nicht mehr. Der Marschall, seit langem schwerkrank, starb am 12. Mai 1935. Das Amt des Staatsoberhaupts blieb in den Händen des Pilsudski treu ergebenen Chemieprofessors Ignacy Moocicki, der seit Mai 1926 an der Spitze des Staates stand. Pilsudski wurde unter großem Gepränge auf der Königlichen Burg im Krakauer Wawel bestattet; an den Trauerfeierlichkeiten nahmen von deutscher Seite Hermann Göring, aus Frankreich Pierre Laval teil, die die Gelegenheit zu einem intensiven Gespräch nutzten. Noch mehr als der lebende wurde der tote Pilsudski zu einem polnischen Mythos. Die autoritäre Spätphase seiner Herrschaft trat in der kollektiven Erinnerung allmählich zurück hinter seinen Verdiensten als Feldherr, Staatsgründer und Staatsmann, der Polen 1926 vor dem wirtschaftlichen, finanziellen und politischen Niedergang bewahrt hatte.

Die ersten Wahlen auf Grund der neuen Verfassung fanden im September 1935 bei schwacher Beteiligung statt: Nur 46,5 Prozent der Wahlberechtigten nahmen daran teil, wozu Boykottaufrufe der Linken einen erheblichen Beitrag geleistet hatten. Der 1928 geschaffene Regierungsblock BBWR (Parteiloser Block der Zusammenarbeit mit der Regierung des Marschalls Józef Pilsudski) erhielt eine Dreiviertelmehrheit, löste sich aber wenig später auf. An seine Stelle trat im März 1937 das straffer organisierte, von Oberst Adam Koc geführte Lager der Nationalen Vereinigung (OZN), das organisatorisch eine gewisse Ähnlichkeit mit der Staatspartei des faschistischen Italien aufwies, aber nie deren Dynamik entwickelte. Ins Zentrum der Propaganda der neuen Sammelpartei rückte Pilsudskis Nachfolger als Generalinspekteur der Streitkräfte, General Edward Rydz-Smigly, der als «Führer der Nation» gefeiert wurde, aber bei weitem nicht die Autorität und Popularität des Marschalls erreichte. Im Mai 1938 trat das OZN mit der Forderung auf, die Juden aus dem öffentlichen Leben zu verdrängen. Die Hoffnung, damit eine Volksbewegung zugunsten der Regierung auszulösen, erfüllte sich aber nicht: Das OZN blieb eine Honoratiorenvereinigung.

Der Rechtsruck des Obristenregimes blieb nicht ohne Antwort von links. Die Sozialistische Partei Polens (PPS) hatte sich in den Jahren seit 1929 radikalisiert. Sie forderte 1935 eine entschädigungslose Bodenreform und nicht mehr die Wiederherstellung der parlamentarischen Demokratie, sondern die Diktatur des Proletariats. Ein Volksfrontbündnis mit der illegalen Kommunistischen Partei Polens (KPP) aber lehnte sie, von einem kurzen Zwischenspiel 1935/36 abgesehen, ab. Was die KPP sehr viel mehr schwächte, waren Stalins Säuberungen. Zwischen 1933 und 1937 wurden die in den Verdacht des Trotzkismus geratenen Führungskader der Partei, soweit sie sich in der Sowjetunion aufhielten, fast in Gänze deportiert oder liquidiert. Von über 3800 Funktionären überlebten nur 100 den stalinistischen Terror. 1937 begann die «polnische Operation», die sich kollektiv gegen die in der Sowjetunion lebenden Polen richtete. Die KPP wurde im Mai 1938 offiziell aufgelöst. Die im Jahr darauf nachgereichte Begründung lautete, die Partei sei von Agenten des polnischen Faschismus unterwandert gewesen.

Im Frühjahr 1936 kam es in den Industriegebieten zu großen Streiks und in ihrem Gefolge zu blutigen Kämpfen, die in Krakau 8 und in Lemberg 14 Menschenleben forderten. Ein Jahr später, im April 1937, wurde das Land durch blutige Bauernstreiks erschüttert. Dazu aufgerufen hatte die Bauernpartei, die neben wirtschaftlichen auch politische Forderungen, obenan die nach Rückkehr zur parlamentarischen Demokratie, aufstellte. Bei schweren Auseinandersetzungen mit der Polizei wurden über 40 Demonstranten erschossen und etwa 100 Polizisten verletzt. 5000 Bauern wurden festgenommen, rund 1000 vor Gericht gestellt. Die Kontrolle über die staatlichen Machtmittel funktionierte inzwischen so gut, daß das Obristenregime auch diese bisher schwerste Krise überstand.

Auch von rechts formierte sich eine scharfe Opposition. Die National-Demokratische Partei Roman Dmowskis hatte sich unter der Herrschaft Pilsudskis radikalisiert und ihre antisemitische Agitation gesteigert. Im Januar 1937 gingen die Nationaldemokraten (ND) so weit, die Deportation aller Juden aus Polen zu verlangen. Im Mai und Juni 1937 machte sich auch das gouvernementale OZN die Deportationsforderung zu eigen. Eine rechtsextreme Konkurrentin der ND war das schon erwähnte, 1934 ins Leben gerufene National-Radikale Lager (ONR), das ein Polen nur für die Polen und einen totalitär-faschistischen «katholischen Staat der polnischen Nation» zu seinen zentralen Programmpunkten erhob. In der Bevölkerung gab es durchaus einen Resonanzboden für antisemitische Parolen: Mitte der dreißiger Jahre kam es immer wieder, vor allem auf Wochenmärkten, zu pogromartigen Ausschreitungen, denen 20 Menschen, darunter 14 Juden, zum Opfer fielen.

Eine Schlüsselrolle beim Schüren antijüdischer Ressentiments spielte der katholische Klerus. Im März 1936 forderte die katholische Bischofssynode die Trennung jüdischer Kinder von den nichtjüdischen an den Schulen. Im gleichen Jahr verkündete der Primas der katholischen Kirche, Kardinal August Hlond, in einem Hirtenbrief vom 29. Februar, das Judenproblem werde solange fortbestehen, wie die Juden Juden blieben. Ein allgemeiner Haß auf die Juden sei abzulehnen, doch es sei «eine Tatsache, daß die Juden gegen die katholische Bewegung kämpften, daß sie Freidenker sind, daß sie die Vorhut bilden für den Atheismus und jene bolschewistische Bewegung, die für die Revolutionen in unserer Welt verantwortlich zeichnet. Es ist weiterhin eine Tatsache, daß der Einfluß der Juden auf die Moral unseres Volkes ein fataler ist und daß jüdische Verlage pornographische Literatur verbreiten. Es läßt sich nicht leugnen, daß die Juden Betrug und Wucher betreiben und mit weißen Sklaven handeln. … Man muß sich gegen den schädlichen Einfluß, der vom Judentum ausgeht, schützen. Aus diesem Grund müssen wir uns in diesem Land gegen alle Äußerungen antichristlicher Kultur abschirmen und vor allem die jüdische Presse mit ihren demoralisierenden Publikationen boykottieren.»

Der Ministerpräsident der Jahre 1936 bis 1939, Felizian Slawoj-Skladkowski, lehnte physische Gewalt gegen Juden ab, erklärte aber den wirtschaftlichen Boykott gegen sie für gerechtfertigt. Um dieselbe Zeit wurden in Regierungskreisen Pläne für eine international koordinierte Zwangsaussiedlung der Juden nach Madagaskar ausgearbeitet: ein Projekt, das als Alternative zu der von polnischen Zionisten geforderten, von Großbritannien aber zunehmend restriktiv gehandhabten Auswanderung nach Palästina gedacht war und über das 1937 zeitweilig ernsthaft, wenn auch letztlich erfolglos, mit der Pariser Volksfrontregierung unter Léon Blum verhandelt wurde. Die zwangsweise Aussiedlung der Juden nach Madagaskar sollte in erster Linie ein gesellschaftspolitisches Problem lösen: das der ländlichen Überbevölkerung. In die Städte konnten die überzähligen polnischen Bauern nur abwandern, wenn zuvor der dort ansässige Mittelstand aus jüdischen Handwerkern, Kaufleuten und anderen Kleingewerbetreibenden entfernt worden war, den die bisherigen Landbewohner ersetzen sollten.

Sehr viel leichter zu verwirklichen waren innerpolnische Maßnahmen wie die Einführung eines Numerus clausus für jüdische Studenten. Mit seiner Hilfe gelang es, den Anteil der jüdischen Studierenden, der 1928/29 noch bei etwas über 20 Prozent gelegen hatte, bis 1937/38 auf 10 Prozent herabzudrücken – ein Prozentsatz, der dem Bevölkerungsanteil der Juden entsprach. Flankiert wurde die offizielle Judenpolitik durch ein von antisemitischen Studenten gefordertes, von den Universitätsrektoren durchgesetztes «Sitzbankghetto» an den polnischen Hochschulen: Juden hatten auf besonderen Sitzreihen Platz zu nehmen. Dazu kam die Einführung eines Arierparagraphen in vielen Berufsvereinigungen mit dem Zweck, die Juden aus den freien Berufen zu verdrängen.

Wirtschaftspolitisch hatte sich Polen bis 1935 orthodoxen Maximen verschrieben: der Aufrechterhaltung der Stabilität des Zloty, einem ausgeglichenen Haushalt und einer aktiven Handelsbilanz. Mitte der dreißiger Jahre schwenkte die Regierung in Richtung einer antizyklischen Konjunkturpolitik im Sinne von Keynes um, wobei die staatlichen Investitionen vor allem der Aufrüstung zugute kamen. Im Zuge eines 1936 beschlossenen Vierjahresprogramms sollten vor allem im südlichen Zentralpolen 100.000 neue Arbeitsplätze geschaffen und das krasse Gefälle zwischen den industrialisierten und den agrarischen Regionen allmählich eingeebnet werden.

Die wirtschaftliche Entwicklung Polens profitierte von der neuen Politik, wenngleich nur in bescheidenem Maß. 1938 wurde erstmals das Produktionsniveau der polnischen Fabrikindustrie von 1913 übertroffen: Es hatte, wenn man die Daten des letzten Vorkriegsjahres gleich 100 setzt, 1929 den Stand von 86 Prozent erreicht, war 1932 auf 52 gesunken und stieg bis 1938 auf 105 Prozent. Die Sozialstruktur freilich änderte sich in den Jahren zwischen den Kriegen nur geringfügig: Nimmt man 1921 als Indexjahr, sank der Anteil der Bauern an der erwerbstätigen Bevölkerung bis 1939 auf 94 Prozent, während die Anteile der Arbeiter auf 106, die des «Kleinbürgertums» auf 107 und der «Intelligenz» auf 112 Prozent anwuchsen. Borodziej gelangt auf Grund der statistischen Daten zu dem nüchternen Schluß, daß Polen zu den Staaten gehörte, «die in der Zwischenkriegszeit insgesamt keinen wirtschaftlichen Fortschritt verzeichnen konnten».

Außenpolitisch fühlte sich Polen nach dem Abschluß von Nichtangriffsverträgen mit seinen beiden potentiell gefährlichsten Nachbarn, zuerst im Juli 1932 mit der Sowjetunion, dann im Januar 1934 mit Deutschland, in einer komfortablen Situation: Pilsudski sprach im März 1934 im vertrauten Kreis von einer Situation, wie Polen sie noch nie gekannt habe. Der Marschall war aber nüchtern genug, den guten Beziehungen zu Deutschland nur eine Lebensdauer von vier Jahren vorherzusagen (abgeschlossen war der Vertrag auf zehn Jahre).

Außenminister Józef Beck, der seit November 1932 allen polnischen Kabinetten angehörte und als Vertreter einer betont deutschfreundlichen Richtung galt, honorierte den Vertrag mit Berlin dadurch, daß er die Rheinlandbesetzung im März 1936 nur verbal kritisierte, praktisch aber billigte. Den von Hitler gewünschten Beitritt Polens zum Antikominternpakt lehnte er ab, um Polen nicht in eine einseitige Frontstellung gegen die Sowjetunion (und indirekt gegen die Volksfrontregierung in Frankreich) und damit in Abhängigkeit von Deutschland zu bringen. Im November 1937 schloß Beck mit Deutschland einen bilateralen Minderheitenschutzvertrag, der zu einer weiteren «klimatischen» Verbesserung zwischen Berlin und Warschau führte. Die Verschlechterung im Verhältnis Deutschlands zur Tschechoslowakei kam Beck durchaus gelegen. Zwischen Polen und der CSR lag immer noch der Streit um das Gebiet von Teschen, das von einer alliierten Botschafterkonferenz im Juli 1920 in einer Weise geteilt worden war, die in Polen als unzumutbar empfunden wurde. Zerfiel die CSR unter deutschem Druck, mochte sich für Polen daraus die Chance ergeben, die Teschener Frage in seinem Sinn zu lösen.

Am 17. März 1938 gelang Beck ein spektakulärer Coup. Im Windschatten des deutschen Einmarsches in Österreich stellte er Litauen ein Ultimatum: Das Nachbarland sollte endlich diplomatische und wirtschaftliche Beziehungen zu Polen aufnehmen und damit die bestehende Grenze samt dem Verlust des Gebietes um Wilna anerkennen. Die Regierung in Kaunas sah angesichts der militärischen Überlegenheit Polens keine andere Möglichkeit, als sich der Forderung zu fügen.

Beck schien seinem Ziel, ein «Drittes Europa» in Gestalt eines polnisch geführten ostmitteleuropäischen Staatenblocks zu schaffen, ein gutes Stück näher gekommen zu sein. Verwirklichen konnte er dieses ehrgeizige Vorhaben freilich nur, wenn die deutsch-polnischen Beziehungen so gut blieben, wie sie es im Frühjahr und Sommer 1938 dem äußeren Anschein nach waren. Ob auch Hitler daran ein Interesse hatte, war eine offene Frage. Der Herbst 1938 sollte eine Klärung bringen – allerdings eine andere als die von Warschau erhoffte.[13]

Roosevelts Realpolitik: Die USA 1936–1938

Appeasement gegenüber den Diktaturen in Berlin und Rom war keine rein europäische Angelegenheit. Auch die Vereinigten Staaten von Amerika waren daran beteiligt. Als sich im Sommer 1935 die Abessinienkrise zuspitzte, wünschte Präsident Roosevelt Sondervollmachten, die ihm die Verhängung von Sanktionen gegenüber dem Aggressor erlauben sollten, hatte damit aber beim überwiegend isolationistisch gestimmten Kongreß keinen Erfolg. Ein Neutralitätsgesetz vom August 1935, das gegen den Willen Roosevelts wie auch von Außenminister Cordell Hull verabschiedet wurde, verbot amerikanischen Schiffen lediglich, kriegführende Staaten mit Kriegsmaterial zu beliefern. Öl und Stahl fielen weder unter das amerikanische Embargo noch unter die Sanktionen des Völkerbundes, und davon profitierten neben dem faschistischen Italien die einschlägigen Industriebranchen der Vereinigten Staaten.

Nach Ausbruch des Spanischen Bürgerkriegs im Juli 1936 unterstützte die Regierung in Washington die britische Linie der strikten Nichtintervention. Der Präsident ersuchte den Kongreß um ein Verbot der Lieferung von Kriegsmaterial in Länder, die sich im Bürgerkrieg befanden und erhielt dafür im Januar 1937 die Zustimmung von Senat und Repräsentantenhaus. Das Embargo traf die spanische Republik sehr viel härter als die mit Waffen aus Deutschland und Italien gut versorgten Aufständischen. Aus innenpolitischen Gründen war Roosevelt dieser Effekt aber nicht unwillkommen. Innenminister Harold Ickes gegenüber meinte der Präsident, eine Aufhebung des Embargos würde die Demokraten bei den Halbzeitwahlen von 1938 viele katholische Stimmen kosten. Daß die Mehrheit der amerikanischen Katholiken auf Seiten Francos stand, verlor das Weiße Haus nie aus den Augen. Ebenso waren die Interessen großer Unternehmen wie Texaco und General Motors zu bedenken, die die spanischen Nationalisten während des Bürgerkrieges mit großen Mengen von Öl beziehungsweise Lastkraftwagen belieferten.

Die öffentliche Meinung Amerikas war angesichts der Ereignisse in Spanien gespalten. Eine starke Minderheit unterstützte Franco, eine sehr viel schwächere die Republik. Aus den Reihen der letzteren rekrutierten sich die 2000 bis 3000 Freiwilligen, die im Abraham-Lincoln- oder im George-Washington-Bataillon im Rahmen der Internationalen Brigaden auf der Seite der spanischen Republik kämpften. Die große Mehrheit war neutral. Ihrem Willen dürfte ein vom Kongreß im Mai 1937 verabschiedetes Gesetz entsprochen haben, das, ganz im Sinne der Isolationisten, im Kriegsfall ein allgemeines Waffenembargo verhängte und damit dem Ziel der Isolationisten, der permanenten Neutralität, nahe kam. Die Interessen von «big business» kamen aber auch diesmal nicht zu kurz: Eine «cash and carry»-Klausel sah vor, daß, von Kriegsmaterial abgesehen, kriegführende Staaten Waren gegen Barzahlung kaufen und auf eigenen Schiffen aus Amerika abtransportieren konnten. Ein erklärter Isolationist wie Senator William Borah aus Idaho empfand diesen Kompromiß «auf schäbige Weise feige» (sordid cowardly). Die überzeugten Internationalisten, unter ihnen Außenminister Cordell Hull, sahen in dem Gesetz eine Knebelung der amerikanischen Außenpolitik.

Der Präsident, selbst eher ein Internationalist, scheute als «Realpolitiker» Konflikte mit den Isolationisten, weil er ihre Stimmen für seine innenpolitischen Gesetzesvorhaben benötigte. Am 5. Oktober 1937, ein knappes Jahr nach seiner triumphalen Wiederwahl, hielt er, ausgelöst durch den japanischen Angriff auf China, in Chicago, einer traditionellen Hochburg des Isolationismus, eine Rede, die als «Quarantine Speech» in die Geschichtsbücher einging und seitdem oft als Signal einer interventionistischen Wende interpretiert worden ist. «Die friedliebenden Nationen», sagte Roosevelt, «müssen eine konzertierte Anstrengung (a concerted effort) unternehmen angesichts von Vertragsverletzungen und einer Mißachtung menschlicher Instinkte, die heute einen Zustand von internationaler Anarchie und Instabilität schaffen, dem man durch bloße Isolierung und Neutralität nicht entrinnen kann … Wenn sich eine Krankheit epidemisch verbreitet, bejaht und verfügt die Gemeinschaft die Einweisung der Patienten in eine Quarantänestation, um sich vor einer weiteren Ausbreitung der Krankheit zu schützen … Krieg, ob erklärt oder unerklärt, ist eine ansteckende Krankheit … Der Friedenswille seitens der friedliebenden Nationen muß sich so artikulieren, daß Nationen, die versucht sind, ihre Verpflichtungen und die Rechte anderer zu verletzen, von diesem Kurs ablassen. Es bedarf einer positiven Anstrengung, um den Frieden zu bewahren.»

Tatsächlich markierte die Rede von Chicago keinen Wendepunkt. «Quarantäne» war nach Roosevelts Meinung ein milderes Wort als «Sanktionen». Der Präsident hatte die moralische Position seines Landes nach innen und nach außen deutlich machen wollen; irgendwelche Verpflichtungen ging er damit nicht ein. Als am 12. Dezember 1937 japanische Flugzeuge ein beflaggtes amerikanisches Kanonenboot, die «Panay», die im Jangtsekiang vor Anker lag, mit Bomben bewarfen und aus Maschinengewehren beschossen, wobei zwei Besatzungsmitglieder und ein italienischer Journalist getötet wurden, verzichteten die USA angesichts der sofortigen Entschuldigung Tokios auf Vergeltungsmaßnahmen. An eine Kriegserklärung war in Washington ohnehin in keinem Augenblick gedacht worden.

Als ernste Bedrohung empfanden die USA ein die westliche Hemisphäre betreffendes Element der handelspolitischen Neuorientierung Deutschlands im Zuge von Schachts «Neuem Plan»: die Ausrichtung der deutschen Exporte nach Südamerika, aus dem das Reich seinerseits auf Verrechnungsbasis, also ohne Devisen in Anspruch zu nehmen, immer mehr Rohstoffe importierte. Während die deutsche Gesamtausfuhr im ersten Quartal 1935 gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres um 2,73 Prozent zurückging, stieg die deutsche Einfuhr aus Südamerika um 17,50 Prozent; bei der Gesamtausfuhr belief sich der Rückgang auf 11,62 Prozent, wohingegen die Ausfuhr nach Südamerika um 18,32 Prozent anwuchs. Zwischen 1932 und 1936 stieg der Anteil Deutschlands an der Gesamteinfuhr Lateinamerikas von 7,3 auf 14 Prozent, verdoppelte sich also beinahe. Die Vereinigten Staaten konnten ihren Anteil in dieser Zeit nur um 0,6 Prozent (von 28,8 auf 29,4 Prozent) erhöhen.

Die USA versuchten nach Kräften gegenzusteuern. Es gelang ihnen, außer in Argentinien, Brasilien und Chile, den drei größten Volkswirtschaften des Subkontinents, ihren Vorsprung als stärkster Handelspartner zu behaupten. Auf Brasilien, das von Präsident Getúlio Vargas seit 1930 autoritär und seit dessen Staatsstreich im November 1937 auf eine an den «Estado Novo» Salazars in Portugal angelehnte Weise diktatorisch regiert wurde, übte Washington solange Druck aus, bis es auf den Abschluß eines neuen Handelsvertrages mit Deutschland verzichtete (der bisherige aus dem Jahr 1931 war zum Juli 1936 gekündigt worden). Der Erfolg der USA war aber nur ein scheinbarer: Brasilien setzte seinen devisenfreien Warenaustausch mit Deutschland bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs fort.

Gewaltsame Interventionen in Lateinamerika gab es unter Roosevelt nicht mehr. Sie paßten nicht zum Stil der «good neighborhood», zu der sich der Präsident im März 1933 in seiner Inaugurationsrede bekannt hatte. Die Politik der Nichtintervention bedeutete allerdings auch die Hinnahme und Unterstützung von Diktaturen wie der von Fulgencio Batista, dem von den Amerikanern protegierten Sieger im Bürgerkrieg von 1933, in Kuba, und Rafael Trujillo in der Dominikanischen Republik. Hingenommen wurden auch die linksnationalistische, sozialreformerische und scharf antiklerikale Politik unter Präsident Lázaro Cárdenas in Mexiko nach 1934 und der Wahlsieg einer Volksfrontkoalition aus Radikalen, Sozialisten und Kommunisten 1938 in Chile, die dort bis 1946 an der Macht blieb.

Auf drei panamerikanischen Konferenzen, die im Dezember 1933 in Montevideo, im November 1936 in Buenos Aires und im Dezember 1938 in Lima stattfanden, versuchte Roosevelt, die Staaten Lateinamerikas auf die außenpolitischen Maximen der USA festzulegen. Argentinien, seit 1930 ein verdecktes Militärregime, widersetzte sich jedoch erfolgreich dem Bemühen der Vereinigten Staaten, die Republiken des Subkontinents zur gemeinsamen Abwehr einer Bedrohung von außen zu verpflichten. Das Ergebnis war ein wechselseitiges Konsultationsversprechen, verbunden mit einem Einmischungsverbot, das faktisch einer Selbstverpflichtung der USA gleichkam. Erst im Juli 1940, ein knappes Jahr nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs, beschloß eine interamerikanische Konferenz in Havanna, dem Wunsch Washingtons entsprechend, jeden von außen kommenden Angriff auf ein Unterzeichnerland als einen Angriff auf alle zu betrachten.

Innenpolitisch stand das erste Jahr von Roosevelts zweiter Amtszeit im Zeichen von drei Krisen. Die erste Krise erwuchs aus dem im Februar 1937 vorgelegten, schon erwähnten Plan des Präsidenten, die konservative Mehrheit im Supreme Court dadurch zu brechen, daß für jeden Richter, der das 70. Lebensjahr vollendet hatte, ein zusätzlicher Richter ernannt wurde. Nicht nur die Republikaner, sondern auch viele Demokraten, darunter betont liberale, sahen in dem beabsichtigten «Court-packing» einen Anschlag auf die amerikanische Verfassung. Das Problem der Obstruktion wichtiger New-Deal-Gesetze durch den Obersten Gerichtshof löste sich dadurch, daß ein eher konservativer Richter Ende März 1937 ins liberale Lager wechselte und damit den Reformfreunden zur Mehrheit verhalf. Wenig später traten mehrere konservative Richter zurück; sie wurden durch progressive ersetzt, so daß man fortan von einem «Roosevelt Court» sprechen konnte. Die Erbitterung über den (im August 1937 definitiv zu Fall gebrachten) Versuch des Präsidenten, die Mehrheitsverhältnisse im Obersten Gericht zu manipulieren, überdauerte jedoch den aktuellen Streit. Roosevelt konnte sich seit 1937 auf die loyale Unterstützung der eigenen Partei im Kongreß nicht mehr im gleichen Maß wie zuvor verlassen.

Die zweite Krise war sozialer Natur. Ende Dezember 1936 hatten die Arbeiter von General Motors in Flint, Michigan, mit Sitzstreiks, das heißt Werkbesetzungen, begonnen, die viele Beobachter an die Frühphase der Volksfrontära in Frankreich erinnerten. Im Februar 1937 kapitulierte die Konzernleitung und erfüllte die Forderungen der United Automobile Workers (UAW), bei denen in der Tat Sozialisten, Kommunisten und Trotzkisten wichtige Schlüsselpositionen innehatten. Daß der alte Dachverband, die American Federation of Labor (AFL), die Automobilarbeitergewerkschaft 1937 ausschloß, schadete den UAW nicht im mindesten: Ihre Mitgliederzahlen schnellten binnen kurzem von 35.000 auf 400.000 empor; sie bildeten fortan eine der stärksten Säulen des neuen, radikaleren Dachverbands, des Congress of Industrial Organization (CIO). Sitzstreiks gab es 1937 auch in anderen Großunternehmen, unter anderem bei United Steel, Firestone Tire and Rubber und American Woolen. Was die Unternehmer und die Konservativen empörte, war die Haltung der demokratischen Gouverneure und des Präsidenten. Die Gouverneure weigerten sich, die Fabrikbesetzungen mit Einheiten der National Guard zu beenden; Roosevelt vereitelte den Versuch des demokratischen Senators James F. Byrnes, den Senat zu einer Verurteilung der «Sit-downs» zu bewegen.

Die dritte Krise war die der amerikanischen Wirtschaft insgesamt. Im Juni 1937 hatte Roosevelt unter dem Eindruck positiver Konjunkturdaten die öffentlichen Ausgaben drastisch gesenkt. Die Kürzungen betrafen vor allem die Works Progress Administration (WPA); die Arbeit der Public Works Administration (PWA) wurde ganz eingestellt. Zwei Monate später verzeichnete die industrielle Produktion den massivsten Rückgang der amerikanischen Geschichte. Die Auslastung der Stahlindustrie sank innerhalb von drei Monaten von 80 auf 19 Prozent. In der zweiten Jahreshälfte fiel der Börsenindex der «New York Times», der im Frühjahr erstmals den Stand vor 1929 (= 100) übertroffen hatte, von 110 auf 85 Punkte und löschte damit alle seit 1935 gemachten Gewinne aus. Der Dow-Jones-Index sank zwischen August und Oktober von 190 auf 115 Punkte. Dazu kam der fortschreitende Fall der Agrarpreise, der den Kongreß im Februar 1938 zu umfangreichen Hilfsmaßnahmen, darunter die Quotierung des Weizen-, Baumwoll- und Tabakanbaus, nötigte.


Innerhalb des Kabinetts war Finanzminister Henry Morgenthau der entschiedenste Befürworter eines ausgeglichenen Haushalts und eines Abbaus der Staatsverschuldung. Den Produktionsrückgang führte er ausschließlich auf die fehlende Investitionsneigung der Industrie zurück; höhere Staatsausgaben konnten aus seiner Sicht nur zu Inflation und höheren Steuern führen. Sein energischster Widersacher war neben Innenminister Ickes der Gouverneur des Federal Reserve Board, Marriner Eccles. Er argumentierte, ohne Keynes gelesen zu haben, wie der britische Ökonom: Während der Deflation mußte die Regierung die Investitionsschwäche durch höhere, kreditfinanzierte Ausgaben kompensieren und in Zeiten der Hochkonjunktur entsprechende Rücklagen bilden. Der Präsident bezog in den ersten Monaten der (bald so genannten) «Roosevelt Depression» die Position der Orthodoxen um Morgenthau.

Die Meldungen über die wachsende Not der Unterstützungsempfänger und erste Hungertote konnte er aber nicht ignorieren, ebenso wenig die steigenden Arbeitslosenzahlen: Von 1937 bis 1938 wuchs der Anteil der Erwerbslosen an der erwerbstätigen Bevölkerung von 14,3 auf 19 Prozent, in absoluten Zahlen von 7,7 auf 10,4 Millionen. 1939, zehn Jahre nach dem großen Börsenkrach, belief sich die Zahl der Arbeitslosen noch oder wieder auf 10 Millionen. Ein erneuter Kurssturz an der New Yorker Börse am 25. März 1938 trug entscheidend dazu bei, daß Roosevelt sich nunmehr auf die Seite der Anhänger des «deficit spending» schlug. Am 14. April forderte er vom Kongreß ein großes anleihefinanziertes Hilfsprogramm: Die PWA sollte fast eine Milliarde Dollar erhalten, die wiedererstehende WPA über 1,4 Milliarden; weitere Mittel flossen in den Bau preiswerter Wohnungen, in die landwirtschaftliche Kredithilfe und die Arbeitsvermittlung für jugendliche Arbeitslose.

Ende April 1938 ersuchte der Präsident den Kongreß um die Einsetzung einer Untersuchungskommission, die sich dem Problem der Machtkonzentration in der amerikanischen Wirtschaft widmen sollte, aber nur wenig konkrete Ergebnisse zeitigte. Im Juni verabschiedete der Kongreß den von Roosevelt geforderten Fair Labor Standard Act in einer Fassung, die so viele Ausnahmen zuließ, daß von einer Verbesserung der Lage der Lohnempfänger kaum gesprochen werden konnte. Es war das letzte der Reformgesetze des New Deal und fiel in eine Zeit, in der es erste Anzeichen für eine wirtschaftliche Erholung gab. 1938 war ein Jahr der Halbzeitwahlen, in dem das Repräsentantenhaus und ein Drittel der Senatoren neu zu wählen waren. Die Demokraten konnten erneut die Mehrheit im Repräsentantenhaus erobern, wenn auch nur knapp: Sie erhielten 48,6, die Republikaner 47 Prozent, was für die «Grand Old Party» gegenüber 1936 einen Zuwachs von 7,4 Prozentpunkten bedeutete. Im Senat gewannen die Republikaner 6 Sitze hinzu, die Demokraten behaupteten aber mit 69 Sitzen (gegenüber 23 der Republikaner) ihre Zweidrittelmehrheit. Die Wahlen vom November 1938 waren kein Plebiszit gegen den New Deal, aber sie schwächten die New Dealers. Diese hatten bereits im April 1938 eine schwere Niederlage erlitten, als die Reorganization Bill, die den Präsidenten ermächtigen sollte, Regierungsagenturen zum Zweck der Effizienzsteigerung umzugestalten, vom Repräsentantenhaus mit 204 gegen 196 Stimmen abgelehnt wurde. Seit 1939 wurden die Mittel für Einrichtungen des New Deal gesenkt, einige von ihnen, darunter im Juni 1939 das populäre Federal Theatre Project, abgeschafft.

Anders als die Krise der frühen dreißiger Jahre löste die «Roosevelt Depression» keine neue Radikalisierungswelle aus. Am rechten Rand gab es die extremen Antisemiten, die den New Deal als «Jew Deal» denunzierten – Gruppen wie die Silver Shirts um den Hitler-Verehrer William Dudley Pelley, die Christian Front von Father Coughlin, den von der NSDAP geförderten German-American Bund und die im Mittleren Westen aktive Terrororganisation Black Legion, die aber allesamt Splittergruppen blieben. Links außen gewannen die Kommunisten, seit sie im Zuge der Volksfrontstrategie eine breite antifaschistische Bündnispolitik betrieben und sich als die wahren Erben der Amerikanischen Revolution ausgaben, neue Anhänger hinzu, nicht zuletzt beim CIO, wo sie als tüchtige Organisatoren willkommen waren. Eine Massenbewegung aber wurden die Kommunisten auch in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre nicht.

Das im Mai 1938 vom Repräsentantenhaus eingesetzte House Committee on Un-American Activities unter Vorsitz des demokratischen Abgeordneten Martin Dies aus Texas widmete sich nahezu ausschließlich kommunistischen Umtrieben und kaum solchen von amerikanischen Anhängern des Faschismus und des Nationalsozialismus oder des Ku-Klux-Clan. Es stellte eine kommunistische Unterwanderung der Public Works Administration, vor allem des Federal Theatre Project und des Federal Writers’ Project, fest und identifizierte 640 Organisationen, 483 Zeitungen und 280 Gewerkschaftsgliederungen als kommunistisch infiltriert oder gesteuert. Während des Wahlkampfes vom Herbst 1938 wurden liberale Kandidaten, darunter, wegen seiner guten Beziehungen zu kommunistischen Funktionären im CIO, der Gouverneur von Michigan, Frank Murphy, als Schachfiguren der Kommunisten diffamiert. Murphy erhielt daraufhin die demonstrative Unterstützung des Präsidenten, der dem Dies-Committee vorwarf, es lasse sich für den unamerikanischen Zweck einer Wahlbeeinflussung benutzen. Nachdem Murphy die Wahl verloren hatte, ernannte ihn Roosevelt im Februar 1939 zum Justizminister.

Die Rückschläge, die Roosevelt seit 1937 erlitt, weckten weltweit Zweifel, ob die westlichen Demokratien sich gegenüber den Diktaturen von rechts und links würden behaupten können. Die hämischen Hinweise aus dem nationalsozialistischen Deutschland auf den Kontrast zwischen eigenen Erfolgen im Kampf gegen die Wirtschaftskrise und den Mißerfolgen der Roosevelt-Adminstration wurden auch auf der anderen Seite des Nordatlantiks zur Kenntnis genommen. Roosevelt ließ sich aber weder von seinen ausländischen noch von seinen amerikanischen Gegnern beeindrucken. Im Januar 1938 schlug der Präsident, wie schon erwähnt, dem britischen Premierminister Neville Chamberlain vor, gemeinsam die Einberufung einer internationalen Konferenz über fundamentale Normen in den zwischenstaatlichen Beziehungen anzuregen, fand damit jedoch in London keine Zustimmung. Im September 1938 appellierte er angesichts der Sudetenkrise zweimal an Hitler, Chamberlain, Daladier und Beneš, alles für die Aufrechterhaltung des Friedens zu tun; in seiner zweiten Botschaft vom 28. September schlug er eine internationale Konferenz auf neutralem Boden vor und bat Mussolini, in diesem Sinn tätig zu werden.

Das Münchner Abkommen vom 30. September bewertete er zunächst sogar als Beitrag zur internationalen Entspannung, ja als Erfolg seiner Bemühungen, korrigierte sich aber kurz danach. Am 11. Oktober kündigte er als Antwort auf ein neues Rüstungsprogramm Hitlers amerikanische Rüstungsausgaben in Höhe von 300 Millionen Dollar an. Am 2. November 1938 unterzeichnete der Präsident ein amerikanisch-britisches Handelsabkommen, dessen antideutsche Spitze unübersehbar war. Die Judenpogrome vom 9. und 10. November wurden für Roosevelts Verhältnis zu Deutschland zum «point of no return». Ende des Jahres setzte er sich dafür ein, daß Frankreich in den USA bis zu 1000 Kampfflugzeuge einkaufen konnte. Um die Jahreswende 1938/39 gab es nichts mehr daran zu deuteln, daß die Abkehr vom bisherigen Kurs strikter Neutralität begonnen hatte.

Die amerikanische Öffentlichkeit war um diese Zeit noch keineswegs darauf vorbereitet, einer nationalsozialistischen Aggression in Europa mit militärischen Mitteln entgegenzutreten. Die Frage des führenden Meinungsforschungsinstituts, des Gallup Poll, ob die USA, wenn Großbritannien und Frankreich Deutschland den Krieg erklärten, sich aus dem Konflikt heraushalten könnten, wurde Mitte September 1938 von 57 Prozent der Befragten bejaht. 68 Prozent sprachen sich dafür aus, eine amerikanische Kriegserklärung, abgesehen vom Fall einer direkten Invasion des eigenen Landes, an den Ausgang eines nationalen Referendums zu binden. Falls Roosevelt eines Tages zu dem Schluß gelangen sollte, daß die Vereinigten Staaten sich einer militärischen Unterstützung der westeuropäischen Demokratien nicht entziehen könnten, hatte er noch viel zu tun, um die Amerikaner von dieser Notwendigkeit zu überzeugen.[14]

Griff über die Grenzen:
Vom Anschluß Österreichs zum Münchner Abkommen

Am 9. März 1938, drei Wochen nachdem er unter ultimativem Druck demütigende Forderungen Hitlers erfüllt hatte, ordnete der österreichische Bundeskanzler Kurt von Schuschnigg eine Volksbefragung an, mit der er das, was von der Unabhängigkeit Österreichs noch übrig war, sichern wollte: Er forderte die Österreicher über den Rundfunk auf, sich am 13. März für «ein freies und deutsches, unabhängiges und soziales, für ein christliches und einiges Österreich» auszusprechen. Hitler sah darin einen Bruch der Vereinbarungen, die er am 12. Februar in Berchtesgaden mit Schuschnigg getroffen hatte. Er verlangte deshalb am 11. März die Absetzung des Plebiszits und, nachdem Wien diesen Schritt getan hatte, den Rücktritt Schuschniggs und die Ernennung des Nationalsozialisten Arthur Seyß-Inquart zu seinem Nachfolger. Als der widerstrebende Bundespräsident Miklas auf Drängen des Bundeskanzlers auch diesen Forderungen nachkam, hatten die österreichischen Nationalsozialisten vielerorts bereits die Macht an sich gerissen. In den frühen Morgenstunden des 12. März marschierte die Wehrmacht in den Nachbarstaat ein. Zu diesem Zeitpunkt wußte Hitler schon, daß Mussolini ihm diesmal, anders als im Juli 1934, nicht in den Arm fallen würde.

Bis Linz begleitete der «Führer» die deutschen Truppen. Der Jubel, mit dem er überall empfangen wurde, trug mit dazu bei, daß er noch am 13. März in Linz das Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich unterzeichnete. Zwei Tage später erstattete Hitler in Wien vor einer riesigen, ihm zujubelnden Menge die «größte Vollzugsmeldung» seines Lebens: «Als der Führer und Kanzler der deutschen Nation und des Reiches melde ich vor der Geschichte nunmehr den Eintritt meiner Heimat in das Deutsche Reich.»

Bei seinem ersten Griff über die Grenzen setzte sich Hitler erneut über internationales Recht, die Verträge von Versailles und St. Germain, hinweg, aber mit massivem Widerstand seitens der westlichen Demokratien brauchte er nicht zu rechnen: Weder in Frankreich noch in Großbritannien war die Bevölkerung bereit, für ein Siegerrecht in den Krieg zu ziehen, das die Deutschen und die Österreicher bisher an der Ausübung ihres Selbstbestimmungsrechts gehindert hatte. Zudem befand sich Frankreich, als die Wehrmacht in Österreich einmarschierte, gerade in einem politischen Vakuum: Camille Chautemps war am 10. März zurückgetreten, Léon Blum trat erst am 13. März seine Nachfolge an. Der britische Premierminister Neville Chamberlain verurteilte zwar das deutsche Vorgehen, nahm es aber zugleich als fait accompli hin.

Das Echo im «Altreich» auf den «Anschluß» und die Ankündigung einer Volksabstimmung hierüber am 10. April war überwältigend. Selbst die Prager Exil-SPD kam auf Grund der Berichte ihrer Vertrauensleute im Reich zu dem Ergebnis, «daß die nationale Hochstimmung … echt ist und nur eine weitsichtigere, in der Kritik standfeste Minderheit sich ausschließt». In Österreich warben die katholischen Bischöfe und selbst ein prominenter Sozialdemokrat, der frühere Staatskanzler Karl Renner, für ein Ja bei der Volksabstimmung. Am 10. April stimmten jeweils über 99 Prozent in Österreich wie im «Altreich» für die «Wiedervereinigung» und gleichzeitig für die «Liste unseres Führers Adolf Hitler» – die einzige Liste bei der Wahl des neuen, nunmehr «großdeutschen» Reichstages.

Von einer geheimen Wahl konnte im April 1938 nicht mehr die Rede sein; ungültige Stimmen wurden mancherorts in Ja-Stimmen verwandelt oder Nein-Stimmen als ungültig bewertet. An der Popularität des «Anschlusses» konnte es dennoch keinen Zweifel geben – und auch nicht an der Popularität des Mannes, der ihn herbeiführte. Hitler galt nun auch bei vielen, die ihm bislang mißtraut hatten, als der Staatsmann, der Bismarcks Werk vollendete, indem er den Bruch von 1866 überwand und eine Brücke schlug zum «alten», dem 1806 untergegangenen ersten Reich der Deutschen. Überzeugte «Kleindeutsche» gab es 1938 ohnehin kaum noch: Die Zeit der protestantischen Nationalliberalen war schon seit langem abgelaufen, und die Einsicht der späten Paulskirche, daß sich mit Österreich ein deutscher Nationalstaat nicht bilden lasse, war seit der Auflösung der Habsburgermonarchie historisch überholt.

Von den wirtschaftlichen und strategischen Vorteilen der nunmehr verwirklichten großdeutschen Lösung sprachen fast nur die Experten. Daß Göring als Beauftragter für den Vierjahresplan besonders hartnäckig auf einen raschen «Anschluß» gedrängt hatte, war in sich logisch: Österreich vergrößerte das deutsche Industrievolumen um etwa 8 Prozent. Am wertvollsten waren die reichen Eisenerzvorkommen im Steirischen Erzberg, die bisher von der Österreichisch-Alpinen Montangesellschaft ausgebeutet worden waren und jetzt in den Besitz der Reichswerke Hermann Göring übergingen. Die etwa 400.000 Arbeitslosen Österreichs (das war über ein Fünftel der abhängig Beschäftigten) bildeten eine Arbeitskraftreserve, die die deutsche Rüstungsindustrie gut gebrauchen konnte. Die Gold- und Devisenreserven in Höhe von mindestens 782 Millionen Reichsmark ermöglichten es dem Reich, die Importkürzungen zu vermeiden, die angesichts des neuerlichen, von Amerika ausgehenden Einbruchs der Weltwirtschaft sonst nötig geworden wären. Materiell mit das Wichtigste am «Anschluß» aber war die Stärkung der deutschen Position gegenüber den Ländern Ostmittel- und Südosteuropas, die im Zuge des «Neuen Plans» zu den bevorzugten Außenhandelspartnern Deutschlands gehörten.

Ein Nachbarstaat hatte freilich seit dem März 1938 Grund zu größter Besorgnis: die Tschechoslowakei. Sie war jetzt durch das Großdeutsche Reich von drei Seiten, im Norden, Westen und Süden, förmlich in die Zange genommen. Daß Hitlers Expansionsstreben mit dem «Anschluß» Österreichs nicht befriedigt war, lag für die Politiker in Prag offen zutage. Am 20. Februar hatte der «Führer und Reichskanzler» in einer Reichstagsrede ein Schutzrecht des Reiches für jene «10 Millionen Deutschen» in «zwei der an unseren Grenzen liegenden Staaten» beansprucht, die «bis 1866 mit dem deutschen Gesamtvolk noch in einem staatsrechtlichen Bund» vereinigt ge wesen seien. Einer dieser Staaten, Österreich, war inzwischen ein Teil Deutschlands. Der andere, die Tschechoslowakei, unterhielt Bündnisse mit zwei Großmächten, Frankreich und der Sowjetunion. Deutsche Drohungen gegenüber Prag mußten also sofort zu schweren internationalen Verwicklungen führen.

Hitlers «fünfte Kolonne» in der CSR war die Sudetendeutsche Partei Konrad Henleins, die bei den Wahlen zum tschechischen Parlament im Mai 1935 zwei Drittel aller deutschen Stimmen erhalten hatte (und bei den Kommunalwahlen im Mai und Juni ihren Anteil auf 85 Prozent steigern konnte). Die Einverleibung der sudetendeutschen Gebiete in das Deutsche Reich durfte Henlein noch nicht verlangen, weil seine Partei sonst sofort verboten worden wäre. Aber er konnte tun, worauf Hitler ihn bei einer Zusammenkunft am 28. März 1938 festlegte: Er war in der Lage, der Prager Regierung unerfüllbare Forderungen zu stellen. Ebendies war fortan die Linie der Sudetendeutschen Partei.

Die Bedrohung der Tschechoslowakei war inzwischen so offenkundig, daß der sowjetische Außenminister Litwinow am 17. März gegenüber Auslandskorrespondenten in Moskau von der Notwendigkeit einer kollektiven Aktion zur Erhaltung des Friedens sprach und kurz darauf den Regierungen in Prag, Paris, London und Washington die Einberufung einer internationalen Konferenz zu ebendiesem Zweck vorschlug. Die britische Regierung, die sich durch die Erfahrung des Spanischen Bürgerkriegs in ihrer negativen Einschätzung der sowjetischen Politik noch bestärkt fühlte, antwortete ablehnend. Eine solche Konferenz würde, so erklärte Premierminister Chamberlain am 24. März im Unterhaus, die internationalen Spannungen noch erhöhen. Ebenso negativ war die Reaktion aus Washington. Die französische Regierung, das zweite Kabinett Blum, konnte nach dem Londoner «No» keine Zustimmung mehr signalisieren. Auch in der Folgezeit betonte Litwinow immer wieder die Bereitschaft der Sowjetunion, ihre Bündnispflichten gegenüber der Tschechoslowakei zu erfüllen, wenn auch Frankreich dies tue – und Polen oder Rumänien der Roten Armee den Durchmarsch durch ihr Territorium gestatteten.

Am 28. und 29. April erfuhren Blums Nachfolger Daladier und der neue Außenminister Bonnet bei einem offiziellen Besuch in der britischen Hauptstadt von Chamberlain und Lord Halifax, daß das Vereinigte Königreich im Fall eines deutschen Angriffs auf die CSR keine Verpflichtung gegenüber Frankreich eingehen wolle – eine Mitteilung, die die französische Seite nicht überraschen konnte, da Chamberlain sich bereits in einer Note vom 22. März entsprechend geäußert hatte. Für die Lösung des sudetendeutschen Problems empfahl Chamberlain weitgehende Zugeständnisse der tschechoslowakischen Regierung und direkte Verhandlungen zwischen Prag und Berlin. Diese abwiegelnde Haltung entsprach ziemlich genau dem, was auch Daladier und Bonnet für zweckmäßig und geboten hielten.

In der zweiten Maihälfte spitzte sich die Krise zwischen Berlin und Prag dramatisch zu. Die tschechoslowakische Seite machte in der irrigen, möglicherweise vom sowjetischen Geheimdienst inspirierten Erwartung eines unmittelbar bevorstehenden deutschen Angriffs am 20. Mai einen Teil ihrer Streitkräfte mobil. Die britische Regierung ließ Hitler mitteilen, sie würde kaum anders können als Frankreich beizustehen, falls dieses seinem tschechoslowakischen Verbündeten zu Hilfe komme, gab aber gleichzeitig dem Quai d’Orsay zu verstehen, daß mit einem Waffengang der Briten nicht zu rechnen sei. Am 30. Mai setzte Hitler die Wehrmacht von seinem «unabänderlichen Entschluß» in Kenntnis, «die Tschechoslowakei in absehbarer Zeit durch eine militärische Aktion zu zerschlagen». Als Termin, bis zu dem die Wehrmacht bereit sein müsse, in die Tschechoslowakei einzumarschieren und Böhmen und Mähren in Besitz zu nehmen, nannte er den 1. Oktober 1938.

Die akute Gefahr eines großen europäischen, ja vielleicht eines zweiten Weltkrieges vor Augen, lehnten sich im Sommer 1938 erstmals führende Militärs, Diplomaten und namhafte Konservative gegen Hitler auf. Der Generalstabschef des Heeres, Generaloberst Ludwig Beck, forderte, gestützt auf eigene Denkschriften zur militärischen Lage, den Oberbefehlshaber des Heeres, General von Brauchitsch, auf, das Signal zur kollektiven Befehlsverweigerung der Generalität zu geben, und trat, als Brauchitsch sich zu diesem Entschluß nicht durchringen konnte, am 18. August von seinem Posten zurück. Becks Nachfolger, General Halder, unterstützte zeitweilig Planungen für einen Umsturz, an denen neben anderen der Berliner Wehrkreisbefehlshaber, General von Witzleben, der Chef der Abwehr, Admiral Canaris, und der Londoner Botschaftsrat Theodor Kordt beteiligt waren. Zu den Verschwörern gehörte auch der ehemalige Leipziger Oberbürgermeister Carl Goerdeler, der sich aber, wohl aus Sorge vor polizeilicher Verfolgung, von August bis Mitte Oktober 1938 in der Schweiz aufhielt.

Brauchitsch war nicht eingeweiht. Verweigerte er sich, konnte das Vorhaben kaum gelingen. Eine andere Voraussetzung für das Losschlagen war eine unnachgiebige Haltung der Briten: Nur wenn London Hitler entschieden entgegentrat, sah die konservative Widerstandsbewegung eine Chance, den Diktator zu stürzen und, das erschien vielen Verschwörern die volkstümlichste Alternative zu sein, die Monarchie unter einem der Söhne des Kronprinzen Wilhelm wiederherzustellen.

Beck und die anderen Konservativen schlossen Krieg als Mittel zur Erweiterung des deutschen Einflusses in Mitteleuropa keineswegs aus; auch sie sahen in der Tschechoslowakei eine unerträgliche Bedrohung Deutschlands. Aber Deutschland mußte nach ihrer Überzeugung eine realistische Chance haben, diesen Krieg zu gewinnen, also darauf bedacht sein, seine Kriegsziele zu begrenzen, die Zahl der Gegner möglichst klein zu halten und Umsicht walten zu lassen bei der Wahl des Zeitpunktes für den Kriegsbeginn. Einen militärischen Konflikt mit Großbritannien und Frankreich wollten sie um nahezu jeden Preis vermeiden. In dieser Hinsicht stimmten sie nicht nur mit dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Ernst von Weizsäcker, und Reichsbankpräsident Schacht, sondern sogar mit Göring überein. Die konservative Fronde wollte eine expansive Großmachtpolitik im wilhelminischen Stil, freilich ohne deren antienglische Spitze, betreiben. Die Zukunft Deutschlands durch die Vabanquepolitik Hitlers aufs Spiel zu setzen lehnte sie ab.

Als ein Abgesandter Becks, der ehemalige konservative Politiker Ewald von Kleist-Schmenzin, im August 1938 London aufsuchte, drang er nur zu konservativen Kritikern der Appeasementpolitik wie Winston Churchill und Lord Vansittart, dem Chefberater des früheren Außenministers Anthony Eden und Under Secretary of State im Foreign Office, vor. Chamberlain wurde zwar über das Drängen der Frondeure auf britische Härte unterrichtet, hielt Kleists Warnungen vor Hitlers kriegerischen Absichten aber für übertrieben. Die konservativen Verschwörer in Berlin erinnerten den Premierminister an die «Jakobiten am französischen Hof zur Zeit König Wilhelms», also an die emigrierten Anhänger Jakobs II., die nach der Glorious Revolution von 1688/89 auf die Restauration der Stuartmonarchie hinarbeiteten.

Ähnlich ging es Botschaftsrat Kordt, der am 7. September von Außenminister Halifax empfangen wurde und diesen mit Wissen und Billigung Weizsäckers aufforderte, bei Hitler keine Zweifel an der Kriegsbereitschaft Großbritanniens aufkommen zu lassen. Doch wie Chamberlain versprach sich auch Halifax keine Vorteile von einem Pakt mit preußischen Politikern und Militärs, deren außenpolitische Ziele, darunter auch die Forderung nach deutschen Kolonien, ihnen womöglich noch gefährlicher schienen als die Hitlers. Diesem hielten die regierenden Tories zugute, daß er Deutschland zu einem Bollwerk des Antibolschewismus gemacht hatte – eine Errungenschaft, die aus ihrer Sicht im britischen und europäischen Interesse lag und daher nicht von einem offen reaktionären Regime gefährdet werden durfte.

Die britische Regierung hatte zum Zeitpunkt, als Kordt mit Halifax zusammentraf, bereits ein weiteres Kapitel der Appeasementpolitik aufgeschlagen. Am 4. August 1938 traf als Abgesandter Chamberlains der frühere Handelsminister Lord Runciman, ein nationalliberaler Politiker und Schiffsmagnat, in Prag ein, um zwischen der tschechoslowakischen Regierung und den Sudetendeutschen zu vermitteln. Runciman entwickelte große Sympathien für die Sache der deutschen Minderheit. Die Prager Regierung war inzwischen zwar bereit, den Sudetendeutschen eine weitreichende Autonomie innerhalb der CSR zuzugestehen, womit sie praktisch alle bisherigen Forderungen der Sudetendeutschen Partei erfüllte und sich überdies, wenn auch sehr spät, von ihrer eigenen Gründungslegende, der vom Nationalstaat der tschechoslowakischen Nation, verabschiedete. Aber das alles genügte der Partei Konrad Henleins nun nicht mehr. Auf Hitlers Veranlassung hin setzte sie jetzt vielmehr auf Selbstbestimmung bis hin zum Recht der Sezession und des Anschlusses an das Deutsche Reich.

Runcimans Mission schlug infolgedessen fehl. Nach London zurückgekehrt, gab er der Prager Regierung die Hauptschuld an dem Mißerfolg seiner Vermittlungsversuche und befürwortete das Recht der Sudetendeutschen, sich mit Deutschland zu vereinigen. Im gleichen Sinn äußerte sich am 7. September, dem Tag der Zusammenkunft zwischen Halifax und Kordt, die «Times» in einem Leitartikel, der weltweit als «offiziös» interpretiert wurde, was das Foreign Office allerdings sogleich dementierte.

Am 6. September begann in Nürnberg der Reichsparteitag «Großdeutschland». In seiner Abschlußrede griff Hitler am 12. September die Tschechoslowakei scharf an. Er warf der Prager Führung «terroristische Erpressung» und «verbrecherische Ziele» vor, hob die gewaltigen militärischen Anstrengungen Deutschlands hervor, beteuerte, daß es ihm nur um das Selbstbestimmungsrecht der viereinhalb Millionen Deutschen in der Tschechoslowakei gehe, und drohte: «Wenn die Demokratien aber der Überzeugung sein sollten, daß sie … mit allen Mitteln die Unterdrückung der Deutschen beschirmen müßten, dann wird dies schwere Folgen haben! … Die Deutschen in der Tschechoslowakei sind weder wehrlos noch sind sie verlassen. Das möge man zur Kenntnis nehmen.»

Gegen Ende seiner Rede versuchte Hitler seiner Politik ein großes historisches Relief zu geben. Er setzte die Entwicklung Deutschlands unter seiner und Italiens unter Mussolinis Führung in Parallele und berief sich nicht zufällig auf den besonderen Rang des «alten Deutschen Reiches», zu dem ja auch Böhmen und Mähren gehört hatten. In diesem Zusammenhang gewann selbst die von Hitler angeordnete Rückführung der alten Reichsinsignien, darunter Krone, Reichsapfel, Szepter und Schwert, von Wien nach Nürnberg, also aus der Stadt der Habsburger Kaiser in die Stadt der Reichsparteitage, aktuelle Bedeutung. «Wenn wir die unerhörten Zumutungen bedenken, die in den letzten Monaten selbst ein Kleinstaat glaubte Deutschland stellen zu dürfen, dann finden wir eine Erklärung dafür nur in der geringen Bereitwilligkeit, im Deutschen Reich einen Staat erkennen zu wollen, der mehr ist als ein friedfertiger Emporkömmling … Das Römische Reich beginnt wieder zu atmen. Deutschland aber, wenn auch geschichtlich unendlich jünger, ist ebenfalls als staatliche Erscheinung keine neue Geburt. Ich habe die Insignien des alten Deutschen Reiches nach Nürnberg bringen lassen, um nicht nur dem eigenen deutschen Volk, sondern auch der ganzen Welt zu bedenken zu geben, daß über ein halbes Jahrtausend vor der Entdeckung der Neuen Welt schon ein gewaltiges germanisch-deutsches Reich bestanden hat … Das deutsche Volk ist nun erwacht und hat seiner tausendjährigen Krone sich selbst als Träger gegeben … Das neue italienisch-römische Reich genau so wie das neue germanisch-deutsche Reich sind in Wahrheit älteste Erscheinungen. Man braucht sie nicht zu lieben. Allein, keine Macht der Welt wird sie mehr entfernen.»

Kaum war der Nürnberger Parteitag vorbei, da überschlugen sich die deutschen Zeitungen mit Berichten über angebliche tschechoslowakische Gewalttaten in den von Deutschen bewohnten Gebieten. Die Prager Regierung hatte nach mehreren Zwischenfällen am 13. September in 13 Bezirken das Standrecht verhängt. Am 18. und 20. September erschien der «Völkische Beobachter» mit Schlagzeilen wie «Furchtbare Greueltaten der tschechischen Mordbanditen», «Mörder ohne Maske», «Zeugen des tschechischen Blutterrors», «23.000 Flüchtlinge», «Kommune und Hussiten – Hand in Hand», «Deutsches Blut klagt an» und «Mord mit jedem Mittel». Fabriziert wurden die Meldungen im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda. Sie beruhten auf der freien Erfindung des dafür abgestellten Experten.

Während die Sudetenkrise ihrem Höhepunkt zutrieb, tat der britische Premierminister am 14. September einen sensationellen Schritt: Er kündigte seine Absicht an, mit Hitler zusammenzutreffen. Neville Chamberlain wußte in diesem Augenblick nicht nur die eigene Regierung, sondern auch die der meisten Dominions hinter sich: Die Premierminister von Kanada und Australien, William Mackenzie King und Joseph Lyons, hatten ihn in den Wochen zuvor zur Fortsetzung seiner Bemühungen um den europäischen und damit den Weltfrieden aufgefordert; dem Premierminister der Südafrikanischen Union, James Hertzog, einem Verfechter einer scharfen Rassentrennungspolitik, konnte die Politik Londons ohnehin nicht deutschfreundlich genug sein; eine ähnliche Position bezog der irische Regierungschef Eamon de Valera. Lediglich der neuseeländische Premierminister Michael Joseph Savage, der seit 1935 an der Spitze einer Labour-Regierung stand, war ein entschiedener Gegner des Appeasement. Eindeutig war hingegen die Unterstützung Chamberlains durch Frankreich: Unter dem Eindruck der pessimistischen Lagebeurteilung des eigenen Militärs, besonders des Chefs der Luftwaffe, General Vuillemin, drängte Daladier den britischen Premierminister, einen ehrenhaften Ausweg aus der Sudetenkrise zu suchen.

Bereits einen Tag nach der Ankündigung des britischen Premierministers, am 15. September, fand die Begegnung zwischen Chamberlain und Hitler im Berghof des «Führers» auf dem Obersalzberg bei Berchtesgaden statt. Hitler versuchte Chamberlain ebenso einzuschüchtern, wie er es sieben Monate zuvor in den Verhandlungen mit Schuschnigg getan hatte. Doch der Regierungschef der Macht, in der Hitler stets seinen maritimen Wunschpartner gesehen hatte, verhielt sich anders als der österreichische Bundeskanzler: Chamberlain beantwortete die Kriegsdrohungen des «Führers» mit der Frage, warum er ihn überhaupt habe kommen lassen, wenn er, der Reichskanzler, ohnehin zur Gewaltanwendung entschlossen sei. Unter diesen Umständen sei es wohl das Beste, wenn er gleich wieder abreise.

Hitler lenkte daraufhin ein. Wenn Chamberlain den Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts der Sudetendeutschen anerkenne, könne man sich anschließend über die Umsetzung in die Praxis unterhalten. Der Premierminister versprach, über das Selbstbestimmungsrecht beziehungsweise die Abtretung der Gebiete mit mehr als 50 Prozent deutscher Bevölkerung mit seinen Kabinettskollegen zu beraten, und nahm Hitler seinerseits das Versprechen ab, in der Zwischenzeit keine Gewalt gegenüber der Tschechoslowakei anzuwenden.

Vom britischen Kabinett erhielt Chamberlain Rückendeckung, ebenso der französische Ministerpräsident Daladier von seiner, damals noch von den Sozialisten tolerierten Regierung. Unter dem massiven, ja zuletzt ultimativen Druck aus London und Paris fügte sich am 21. September auch die Prager Führung unter Staatspräsident Beneš und Ministerpräsident Hodza in das Unvermeidliche und stimmte den britischen Vorschlägen, nämlich der Abtretung der rein deutschen Gebiete an Deutschland und Abstimmungen unter internationaler Aufsicht in den strittigen Gebieten, zu.

Am 22. September traf Chamberlain erneut mit Hitler zusammen, diesmal in Bad Godesberg. Doch die Verhandlungen wurden nicht zu dem Erfolg, mit dem der Premierminister gerechnet hatte. Hitler bestand auf dem sofortigen Einmarsch der Wehrmacht und der Befriedigung der von ihm ermutigten Gebietsansprüche Ungarns und Polens – Forderungen, auf die Chamberlain nicht eingehen konnte, ohne sich dem Vorwurf auszusetzen, er habe sich einer Erpressung gebeugt. Während die Gespräche noch andauerten, kam am späten Abend des 23. September die Meldung von der tschechoslowakischen Mobilmachung. Trotz der dramatischen Zuspitzung erklärte sich Chamberlain bereit, das «Memorandum» genannte Ultimatum mit den deutschen Forderungen der Regierung in Prag zuzustellen. Als Frist für die bedingungslose Annahme setzte Hitler den 28. September, 14 Uhr.

Als Hitler am 26. September die Nachricht von der Ablehnung seiner Forderungen durch die tschechoslowakische Regierung erhielt, schien die Welt am Rande eines großen Krieges zu stehen. Tags zuvor hatte Großbritannien seine Flotte in Kriegsbereitschaft versetzt, Frankreich Reservisten einberufen. Am 26. September erklärte die britische Regierung, England werde im Fall einer militärischen Aktion gegen die Tschechoslowakei Frankreich unterstützen. Am Abend desselben Tages forderte Hitler Beneš in einer von allen deutschen Rundfunksendern übertragenen Rede im Berliner Sportpalast ultimativ auf, zwischen Frieden und Krieg zu wählen, und versicherte, das Sudetenland sei seine letzte territoriale Forderung an Europa: «Wir wollen gar keine Tschechen.» Die fanatische Rede wurde mit frenetischem Beifall aufgenommen. Aber die Stimmung im Sportpalast war nicht die des deutschen Volkes. Den amtlichen Berichten zufolge war bei den Deutschen von Kriegsbegeisterung so gut wie nichts zu spüren. Die Hoffnung auf die Bewahrung des Friedens war vielmehr allgegenwärtig.

Am Tag nach der Sportpalastrede, dem 27. September, gab Hitler den Befehl, Kräfte für eine erste Angriffswelle bereitzustellen und 19 Divisionen mobil zu machen. Die deutschen Verschwörer mußten jetzt damit rechnen, daß der Ernstfall schon am kommenden Tag eintreten würde. Doch das Signal, der «Angriffsbefehl», kam nicht. Am 28. September, noch vor Ablauf des deutschen Ultimatums an die Tschechoslowakei, machte Mussolini, von Chamberlain und Roosevelt darum gebeten, das Angebot einer Vermittlung durch Italien, wenn auch zunächst in der Form, daß er Hitler bat, die deutsche Mobilmachung um 24 Stunden zu verschieben.

Hitler hätte den Vorschlag des «Duce», mit dem er im Oktober 1936 die «Achse Berlin-Rom» vereinbart hatte, nicht ablehnen können, ohne vor aller Welt und auch in den Augen des deutschen Volkes als Kriegstreiber dazustehen. Folglich ordnete er den Aufschub an. Einige Stunden später ging er auf Chamberlains Vorschlag einer internationalen Konferenz zur Beilegung des Streits um die Sudetengebiete ein – allerdings mit einer wichtigen Modifikation: Er lud Chamberlain, Daladier und Mussolini ein, am nächsten Vormittag mit ihm in München zusammenzutreffen, nicht aber Beneš, den der britische Premierminister mit dabei haben wollte.

Am 29. September trafen sich die vier Staats- und Regierungschefs in der bayerischen Hauptstadt. Das Ergebnis kam den Godesberger Forderungen des «Führers» sehr nahe. Die Tschechoslowakei mußte am 1. Oktober mit der Räumung des rein deutschen Gebietes beginnen und sie am 10. Oktober abschließen. Während dieser Zeit, beginnend am 1. Oktober, rückte die Wehrmacht etappenweise in das geräumte Gebiet ein. Für die ethnisch gemischten Gebiete war eine Abstimmung vorgesehen (auf die später verzichtet wurde); ferner sollte es ein Optionsrecht für Deutsche jenseits und Tschechen diesseits der neuen Grenze geben. Großbritannien und Frankreich garantierten den Bestand des restlichen Staatsgebietes der Tschechoslowakei für den Fall eines unprovozierten Angriffs. Deutschland und Italien wollten sich dieser Garantie nach Regelung der Frage der polnischen und der ungarischen Minderheiten anschließen, lösten dieses Versprechen aber nicht ein.

Hitler war der Gewinner, in anderer Hinsicht aber auch ein Verlierer der Konferenz. Er hatte wiederum ohne Schwertstreich ein deutsch besiedeltes Gebiet für Deutschland erobert, was sich als neuer Beleg seiner staatsmännischen Genialität propagandistisch ausschlachten ließ. Aber er hatte sehr viel mehr gewollt als die Aneignung des Sudetenlandes, nämlich einen Vorstoß der Wehrmacht nach Prag, die völlige Vernichtung des tschechoslowakischen Staates und die Inbesitznahme von Böhmen und Mähren. So weit war er nun, infolge der Vermittlungsaktion Mussolinis, nicht gelangt. Er hätte dieses Ziel auch nicht ohne Krieg und zwar vermutlich einen Krieg von mindestens europäischen, wenn nicht globalen Ausmaßen erreichen können. Darauf aber waren die Deutschen im Herbst 1938 nicht vorbereitet. «Mit diesem Volk kann ich noch keinen Krieg führen», hatte Hitler selbst zugeben müssen, als er am Nachmittag des 26. September von einem Fenster der Reichskanzlei aus sah, wie teilnahmslos und bedrückt die Berliner auf den von ihm angeordneten Vorbeimarsch einer motorisierten Division reagierten. Der Beifall der Münchner für Chamberlain und Daladier bezeugte abermals die Friedensliebe der deutschen Bevölkerung. Unter diesen Umständen war das Münchner Abkommen denn doch für Hitler ein höchst respektables Zwischenergebnis.

Die Regierungschefs der westlichen Demokratien wurden bei ihrer Rückkehr aus München mit Blumen überschüttet und bejubelt. Die meisten britischen und französischen Zeitungen äußerten sich geradezu euphorisch über den Ausgang des Treffens. Chamberlain wertete ein von Hitler und ihm unterzeichnetes Schriftstück, in dem beide die Entschlossenheit ihrer Völker bekundeten, nie wieder Krieg gegeneinander zu führen und alle Streitfragen auf dem Verhandlungsweg lösen zu wollen, als Unterpfand des Friedens für absehbare Zeit («peace for our time»).

Im Unterhaus freilich mußte sich der Premierminister scharfe Kritik nicht nur von seiten der Labour Party, sondern auch von seinen konservativen Parteifreunden Anthony Eden, Duff Cooper und Winston Churchill anhören. Cooper legte aus Protest gegen das Münchner Abkommen sein Amt als Marineminister nieder. Churchill brandmarkte am 5. Oktober das Ergebnis der Konferenz als Erfolg einer beispiellosen Erpressung durch Hitler. Das britische Volk solle wissen, «daß wir einen schrecklichen Meilenstein unserer Geschichte passiert haben, wobei das ganze europäische Gleichgewicht gestört wurde, und daß jetzt das furchtbare Urteil über die westlichen Demokratien gefällt worden ist: ‹Man hat dich in einer Waage gewogen und zu leicht befunden.› Glauben Sie nicht, daß das das Ende ist. Das ist erst der Beginn einer Abrechnung, bloß der erste Schluck, der erste Vorgeschmack des bitteren Trankes, der uns Jahr für Jahr vorgesetzt werden wird, es sei denn, daß wir in einer großartigen Wiedergewinnung unserer moralischen Gesundheit und kriegerischen Stärke von neuem erstehen und mutig für die Freiheit eintreten wie in alter Zeit.»

Bei der Abstimmung im Unterhaus stimmten am 6. Oktober nach viertägiger Debatte 366 Abgeordnete für und 144 gegen die Haltung, die der Premierminister in München eingenommen hatte. Die Nein-Stimmen kamen von der Labour Party und den Liberalen; 80 Tories, darunter Churchill, Eden, Cooper und der Premierminister der Jahre 1957 bis 1963, Harold Macmillan, enthielten sich der Stimme. Für Chamberlain hatte die Münchner Konferenz noch eine angenehme Nebenwirkung: Am 16. April hatte seine Regierung mit Italien einen Vertrag geschlossen, in dem sich beide Mächte für die Aufrechterhaltung des Status quo im Mittelmeer verbürgten. In Kraft treten sollte der Vertrag aber erst, wenn Italien seine Truppen aus Spanien abgezogen hatte. In München kündigte Mussolini gegenüber Chamberlain den Abzug von 10.000 italienischen Soldaten aus Spanien an, was eine günstige Atmosphäre für das Inkrafttreten des anglo-italienischen Mittelmeerpaktes schaffen würde. Der Premierminister teilte diese Ansicht, zumal die italienischen Angriffe auf britische Schiffe in republikanischen Häfen gemäß einer Weisung Francos nun ihr Ende fanden. Obwohl zu diesem Zeitpunkt noch 12.000 ausgesuchte italienische Soldaten auf der «nationalen» Seite in Spanien kämpften, trat der Vertrag am 16. November 1938 während der letzten Rückzugsgefechte der Republikaner am Ebro in Kraft.

In Frankreich kam der publizistische und parlamentarische Widerspruch gegen das Münchner Abkommen und damit gegen die Preisgabe eines stets loyalen Verbündeten Frankreichs fast nur von den Kommunisten, während die extreme Rechte der Regierung applaudierte. Bei der Abstimmung über die Außenpolitik Daladiers stimmten am 4. Oktober 535 Deputierte, darunter, mit der Ausnahme eines Parlamentariers, die Sozialisten Léon Blums, für die Regierung und 75 gegen sie; drei Parlamentarier enthielten sich der Stimme. Die Nein-Stimmen kamen von den 73 Kommunisten, dem sozialistischen Abgeordneten Jean Bouhey und dem rechten Deputierten Henri de Kerillis. Außenminister Bonnet, weit mehr noch als Daladier ein Anwalt des «apaisement» gegenüber Deutschland, hielt es für angebracht, seinen tschechoslowakischen Kollegen Kamil Krofta am 2. Oktober in einer Botschaft der «tiefen Sympathie» zu versichern, «mit welcher ich von Stunde zu Stunde während der nationalen und so schmerzhaften Prüfung Ihre noble und mutige persönliche Aktivität verfolgte». Eine Umfrage zeigte, daß längst nicht alle Franzosen die Haltung ihrer Regierung und der Mehrheit der Deputiertenkammer billigten. 57 Prozent beantworteten die entsprechende Frage mit Ja, 37 Prozent verneinten sie. Auf die Frage, ob Frankreich und Großbritannien sich künftigen Forderungen Hitlers widersetzen sollten, gaben 70 Prozent eine bejahende und 17 Prozent eine verneinende Antwort.

Eine unmittelbare Folge des Münchner Abkommens war das endgültige Zerbrechen des Volksfrontbündnisses. Die Radicaux verweigerten auf Drängen Daladiers nach dem «Non» des PCF jede weitere Zusammenarbeit mit den Kommunisten. Kurz darauf gingen auch die Sozialisten, als Reaktion auf die rigorose Finanzpolitik des neuen, am 1. November ernannten Finanzministers Paul Reynaud und seine Kampagne gegen die Vierzig-Stunden-Woche, in die Opposition. (Bei der Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz, auf das sich Reynauds Maßnahmen stützten, hatte sich die SFIO am 4. Oktober der Stimme enthalten). Ein Generalstreik, zu dem die CGT am 30. November 1938 aufrief, erwies sich zwar nicht als Fehlschlag, aber noch weniger als voller Erfolg: Weniger als die Hälfte der Arbeitnehmer nahmen daran teil.

Der Streit um das Münchner Abkommen trieb Ende des Jahres innerhalb der SFIO einen Keil zwischen den Generalsekretär Paul Faure und den Fraktionsvorsitzenden Léon Blum: Faure wollte die Besänftigungspolitik gegenüber Deutschland konsequent weiterführen, während Blum, ungeachtet seines Bekenntnisses zur internationalen Abrüstung, Widerstand gegenüber der Aggression forderte und sich damit der kämpferischen Haltung des linken Parteiflügels um Jean Zyromski annäherte. Eine entsprechende Entschließung Blums fand im Dezember auf einem Sonderkongreß der Sozialisten im Pariser Vorort Montrouge eine knappe Mehrheit. Ein ähnlicher Riß ging durch die CGT, wobei die Kritiker des Münchner Abkommens um den Vorsitzenden Léon Jouhaux auf einem Kongreß der Gewerkschaft Mitte November in Nantes aber eine Zweidrittelmehrheit hinter sich brachten. Die Regierung Daladier, durch den Fehlschlag des Generalstreiks und die Gespaltenheit der Opposition noch gestärkt, konnte ihren Kurs der Verständigung gegenüber Deutschland unbehindert fortsetzen. Am 6. Dezember unterzeichneten die Außenminister Bonnet und Ribbentrop in Paris einen Nichtangriffspakt, in dem Deutschland auch die bestehenden Grenzen zu Frankreich ausdrücklich als endgültig anerkannte. Das Abkommen hatte denselben Wert wie jene schriftliche Bekundung des wechselseitigen Friedenswillens, zu der Chamberlain Hitler am 1. Oktober in München hatte bewegen können – nämlich keinen.

Für den Hauptbetroffenen des Münchner Abkommens, die Tschechoslowakei, war der Vertragsabschluß eine Katastrophe: Sie war von den Westmächten zur Kapitulation vor Hitler gezwungen worden. Erst nach Abschluß der Verhandlungen hatten Briten und Franzosen die nach München gereisten Vertreter der CSR über die Beschlüsse offiziell in Kenntnis gesetzt. Es blieb nicht beim Verlust der überwiegend von Deutschen bewohnten Gebiete der Tschechoslowakei. Am späten Abend des 30. September, kurz vor Mitternacht, ging in Prag ein polnisches Ultimatum ein, das die Abtretung des Gebiets um Teschen bis zum 1. Oktober, 12 Uhr, verlangte. Die tschechoslowakische Regierung fügte sich; am 2. Oktober erfolgte die Besetzung des umstrittenen Territoriums durch polnische Truppen. Der mit Deutschland abgestimmte Coup war in Polen so populär, daß der Regierungsblock OZN bei den Neuwahlen im November bei einer Wahlbeteiligung von 67,4 Prozent fast alle wählbaren Senatorensitze und 161 von 208 Mandaten im Sejm erobern konnte.

Drei Tage nach dem Einmarsch der Polen im Teschener Gebiet, am 5. Oktober, trat Präsident Beneš zurück. Am 2. November mußte sich die CSR dem (ersten) Wiener Schiedsspruch der beiden Achsenmächte Deutschland und Italien unterwerfen, der einen großen Teil der südlichen Slowakei mit überwiegend ungarischer Bevölkerung Ungarn zuschlug. Am 19. November schuf Prag den gesetzlichen Rahmen für die faktisch schon bestehende Autonomie der restlichen Slowakei und der Karpato-Ukraine.

Der neben Frankreich wichtigste Verbündete der Tschechoslowakei, die Sowjetunion, war zur Münchner Konferenz nicht eingeladen worden und zog aus der europäischen Herbstkrise den Schluß, daß die kapitalistischen Mächte den politischen Gegensatz zwischen Demokratie und Faschismus leicht überwinden konnten, um gemeinsame Sache gegen die Sowjetunion zu machen. Der Sowjetunion bleibe jetzt keine andere Möglichkeit, als sich mit Deutschland zu verständigen, erklärte der stellvertretende Außenminister Potjomkin am 4. Oktober dem französischen Botschafter Coulondre. Tatsächlich war der Gegensatz zur revolutionären Macht im Osten ein Element, das die Teilnehmerstaaten der Münchner Konferenz verband. Was London und Paris betraf, war der Antibolschewismus der Regierungen aber defensiv und nicht offensiv. Eine offensive Politik gegenüber der Sowjetunion betrieben drei Großmächte: das nationalsozialistische Deutschland und Japan, die im November 1936 den Antikominternpakt abgeschlossen hatten, und Italien, das ihm ein Jahr später beigetreten war.

Stalin hatte also Grund, sich bedroht zu fühlen. Aber auch von der Sowjetunion gingen Drohungen aus. Einen deutschen Angriff auf die Tschechoslowakei wollte sie mit einem Angriff auf Polen beantworten, von dem man in Moskau annahm, daß es der Roten Armee im Ernstfall kein Durchmarschrecht einräumen würde. Über die Komintern unterstützte Moskau die Absicht der tschechoslowakischen Kommunisten, einen nationalen Verteidigungskrieg in einen mitteleuropäischen Bürgerkrieg umzuwandeln, um die proletarische Revolution zum Sieg zu führen. Daß Hitler mit seinem Antibolschewismus in den westlichen Demokratien Widerhall fand, war auch ein Echo auf die Politik Stalins – die großen Säuberungen in der Sowjetunion, die Bürgerkriegspropaganda und die revolutionären Aktivitäten der Kommunistischen Internationale westlich der sowjetischen Grenzen.

Die Gefahr, daß die Sowjetunion aus einem europäischen Krieg gestärkt hervorgehen würde, war den Regierungen der westlichen Demokratien, aber auch der Prager Führung im Krisenjahr 1938 stets bewußt. Gegenüber der Gefahr, die vom nationalsozialistischen Deutschland ausging, schlossen hingegen nicht nur die meisten britischen Konservativen und die in Frankreich wieder tonangebenden bürgerlichen Parteien die Augen, es war vielmehr in beiden Ländern die breite Mehrheit der Gesellschaft, die den Ernst der Bedrohung nicht wahrhaben wollte.

Ob konfliktbereite Realisten wie Churchill schon im Herbst 1938 eine Mehrheit für eine Politik hinter sich zu bringen vermocht hätten, die notfalls zur militärischen Konfrontation mit Hitler bereit war, muß ebenso offen bleiben wie die Frage, ob eine zum Krieg entschlossene Regierung damals der Unterstützung der Dominions des Commonwealth hätte sicher sein können. Möglicherweise bedurfte es der Erfahrung des Scheiterns einer zunehmend illusionär gewordenen Appeasementpolitik, um der Einsicht zum Durchbruch zu verhelfen, daß die Demokratien Westeuropas über die militärische Rüstung hinaus äußerste Anstrengungen unternehmen mußten, wenn sie sich gegenüber dem gefährlichsten aller Aggressoren behaupten wollten. Daß sich bis zum September 1938 nur Minderheiten zu dieser Erkenntnis durchgerungen hatten, machte die Politik erst möglich, die mit innerer Logik zum moralischen Debakel von München führte: die Aufopferung des einzigen demokratisch gebliebenen Staates des östlichen Mitteleuropa durch die westlichen Demokratien, dargebracht auf dem Altar einer vermeintlichen Realpolitik.[15]

9. November 1938:
Vorgeschichte, Ablauf und Folgen der Judenpogrome in Deutschland

Vom deutschen Griff über die Grenzen war keine Menschengruppe so sehr betroffen wie die Juden. Allein durch den Anschluß Österreichs fielen 190.000 Juden in die Hände der Nationalsozialisten. Die Verfolgung der Juden in der nunmehrigen «Ostmark» des Reiches und namentlich in Wien, einer Hochburg der österreichischen Antisemiten, ging, wie Saul Friedländer schreibt, über das hinaus, was man zuvor in Deutschland erlebt hatte. «Die öffentliche Demütigung war krasser und sadistischer, die Enteignung besser organisiert, die Zwangsemigration rascher. Die Österreicher … dürsteten anscheinend mehr nach antijüdischen Aktionen als die Bürger des nunmehrigen Altreichs. Die Gewalttätigkeiten hatten bereits begonnen, bevor die Wehrmacht die Grenze überschritten hatte; trotz offizieller Bemühungen, ihre chaotischsten und pöbelhaftesten Aspekte einzudämmen, dauerten sie wochenlang an. Der Mob genoß die öffentlichen Schauspiele der Erniedrigung; zahllose Gauner aus allen Schichten, die entweder Parteiuniformen trugen oder nur improvisierte Hakenkreuz-Armbinden angelegt hatten, griffen zu Drohungen und Erpressungen im größten Ausmaß: Geld, Juwelen, Möbel, Autos, Wohnungen und Betriebe wurden ihren entsetzten jüdischen Besitzern entrissen.»

Von Amts wegen wurden zwischen März und November 1938 etwa 5000 Juden in Richtung Tschechoslowakei, Ungarn und Schweiz abgeschoben. Daneben lief die legale Auswanderung, wobei die Emigration ärmerer Juden durch Zwangsabgaben der jüdischen Kultusgemeinden finanziert wurde. Unter denen, die mit behördlicher Genehmigung das Land verlassen durften, war im Juni 1938 auch der zweiundachtzigjährige Sigmund Freud, der zuvor erklären mußte, daß er nicht mißhandelt worden sei (was er mit dem sarkastischen Zusatz tat: «Ich kann die Gestapo jedermann auf das beste empfehlen.») Bis Mai 1939 hatten ungefähr 100.000 Juden Österreich verlassen; das war mehr als die Hälfte aller Juden, die zur Zeit des Anschlusses in Österreich lebten. Mit der Zwangsemigration Hand in Hand ging die «Arisierung» jüdischen Besitzes, die in Österreich zügiger und systematischer als im Altreich vonstatten ging, wo sie seit 1936 in beschleunigtem Tempo betrieben wurde.

Die Abschiebung und Abwanderung der Juden machte das jüdische Flüchtlingsproblem endgültig zu einer internationalen Frage. Auf Initiative von Präsident Roosevelt befaßte sich im Juli 1938 in Evian auf der französischen Seite des Genfer Sees eine Konferenz, an der Vertreter von 32 Ländern teilnahmen, mit der jüdischen Flüchtlingsfrage. Das Ergebnis stand jedoch, wie Friedländer bemerkt, von Anfang an fest: Von keinem Land wurde, wie es in der Einladung hieß, erwartet, daß es mehr Emigranten aufnehme, als seine Gesetze gestatteten. Das galt auch für die USA mit ihrem restriktiven Einwanderungsgesetz von 1924. Tatsächlich brachte das Treffen trotz vieler humanitärer Appelle von «außen» keine konkreten Ergebnisse, wenn man einmal von der Einsetzung eines zwischenstaatlichen Komitees für Flüchtlinge unter dem Amerikaner George Rublee absieht. Die Nationalsozialisten schlugen aus dem Mißerfolg der Konferenz propagandistisches Kapital. Da kein Land seine Einwanderungspraxis zugunsten der Juden änderte, konnte der «Völkische Beobachter» seinen Bericht mit der triumphierenden Schlagzeile «Niemand will sie» überschreiben. Am 12. September erklärte Hitler auf dem Nürnberger Reichsparteitag, die großen dünn besiedelten demokratischen Reiche böten den Juden keine Hilfe, sondern nur «Moral».

Schon vor dem Anschluß Österreichs hatte es in Deutschland Anzeichen für eine Radikalisierung der antijüdischen Politik gegeben. Anfang 1938 wurden alle Juden gezwungen, ihre Pässe abzugeben; neue Pässe erhielten nur die, die ihre Auswanderung planten. Im April erging eine Anweisung an alle Juden, ihr Vermögen anzugeben. Im Juni definierte eine Verordnung zum Reichsbürgergesetz von 1935, wann ein Gewerbebetrieb als «jüdisch» zu gelten hatte. Ein Gesetz vom 6. Juli 1938 listete gewerbliche Dienstleistungen auf, die Juden künftig untersagt waren, darunter der Beruf des Immobilienmaklers. Eine von Ministerialrat Hans Globke aus dem Reichsinnenministerium, dem späteren Chef des Bundeskanzleramtes unter Konrad Adenauer, verfaßte Verfügung vom 17. August 1938 schrieb Juden, die keinen spezifisch jüdischen Vornamen trugen, vor, als weiteren Vornamen «Israel» oder «Sara» zu führen; am 1. Januar 1939 trat die Verordnung in Kraft. Am 30. September wurde die Zulassung jüdischer Ärzte aufgehoben. Parallel dazu liefen von Goebbels als Gauleiter von Berlin veranlaßte Aktionen zur Vertreibung der Juden aus der Reichshauptstadt: Parteigenossen in Zivil malten das Wort «Jude» und einen Davidstern auf die Schaufenster jüdischer Geschäfte. Im Herbst häuften sich in vielen Teilen des Reiches antisemitische Ausschreitungen; in München und Nürnberg wurden Synagogen in Brand gesteckt.

Auch andere Staaten beteiligten sich an der Diskriminierung von Juden. Nach Polen verabschiedete auch Ungarn im Mai 1938, noch vor dem faschistischen Italien, ein erstes antisemitisches Gesetz. Doch es waren nicht nur autoritäre oder totalitäre Regime, die antijüdische Maßnahmen trafen. Durch die von den Nationalsozialisten betriebene Zwangsemigration von Juden fühlte sich in besonderem Maß die Schweiz bedroht. Am 28. Mai 1938, zwei Wochen nach dem Anschluß Österreichs, beschloß der Bundesrat in Bern, von Inhabern österreichischer Pässe bei der Einreise ein vorher ausgestelltes Schweizer Visum zu verlangen. Nach der Ersetzung österreichischer durch deutsche Pässe wurde die Maßnahme auf die Inhaber deutscher Reisedokumente ausgedehnt. Die unausweichliche Folge war, daß auch Schweizer Bürger bei der Einreise nach Deutschland ein deutsches Visum benötigten. Um diesen unerwünschten Effekt zu korrigieren, schlug die Schweiz dem zuständigen Hauptamt Sicherheitspolizei (dem späteren Reichssicherheitshauptamt) in Berlin vor, die Pässe von Juden besonders zu kennzeichnen. Das Ergebnis war das große rote «J», mit dem die deutschen Behörden fortan Pässe von Juden stempelten. Die Neuregelung, die am 4. Oktober 1938 in Kraft trat, erlaubte es der Schweizer Polizei dem amtlichen Berner Bericht zufolge, bereits an der Grenze zu prüfen, «ob der Inhaber eines deutschen Passes Arier oder Nichtarier» war.

Dem Einmarsch deutscher Truppen in das Sudetenland folgte die Ausweisung der dort lebenden Juden in das verbliebene Staatsgebiet der Tschechoslowakei, was die Prager Behörden mit der Abschiebung der betreffenden Personen beantworteten. Da sich Ungarn weigerte, die vertriebenen Juden aufzunehmen, landeten mehrere Tausend Juden im Niemandsland zwischen der Tschechoslowakei und Ungarn an der Donau, wo sie in improvisierten Zeltlagern unter unerträglichen Bedingungen kampieren mußten.

Das Schicksal der aus den Sudetengebieten vertriebenen Juden war ein Vorspiel zu dem, was einer viel größeren Gruppe von Juden bevorstand: den über 56.000 polnischen Juden, die laut der Volkszählung von 1933 im Deutschen Reich lebten. Ihre Abschiebung nach Polen verhinderte die Warschauer Regierung mit einem Gesetz vom 31. Januar 1938, das es den Behörden gestattete, im Ausland lebenden Bürgern unter bestimmten Bedingungen, die meist nur auf Juden zutrafen, die polnische Staatsangehörigkeit zu entziehen. Im Oktober erfolgte eine verschärfende Verordnung, die Pässe von Auslandspolen für ungültig erklärte, sofern deren Inhaber bis zum Ende des Monats keine besondere Einreisegenehmigung vorweisen konnten. Wer diese Genehmigung nicht erhielt, wurde mit Wirkung vom 1. November 1938 staatenlos.

Die deutsche Seite beschloß daraufhin, sofort zu handeln. Auf Befehl des «Reichsführers SS und Chefs der Deutschen Polizei», Heinrich Himmler, sollten bis zum 29. Oktober alle männlichen polnischen Juden, die in Deutschland lebten, zwangsweise nach Polen abgeschoben werden. (Daß Frauen und Kinder sich den Männern anschließen würden, galt als sicher.) Da die polnische Grenzpolizei die deportierten Juden zurückschickte, irrten diese mehrere Tage lang ohne Nahrung im Niemandsland hin und her. Die meisten wurden schließlich in ein polnisches Konzentrationslager bei Zbaszyn eingewiesen, die restlichen durften nach Deutschland zurückkehren.

Unter den 16.000 polnischen Juden, die Ende Oktober 1938 aus Deutschland vertrieben wurden und nach Zbaszyn kamen, war auch die Familie Grynszpan aus Hannover. Ein Familienmitglied, der siebzehnjährige Herschel Grynszpan, hielt sich um diese Zeit illegal in Paris auf. Durch seine Schwester über das Schicksal seiner engsten Angehörigen informiert, beschloß er, seinen Protest auf eine Weise zu äußern, die in der ganzen Welt gehört wurde. Er kaufte sich eine Pistole, ging am 7. November in die deutsche Botschaft und schoß dort auf den Ersten Sekretär Ernst vom Rath. Der deutsche Diplomat wurde so schwer verwundet, daß er am Nachmittag des 9. November seinen Verletzungen erlag.

Das Attentat von Paris diente den Nationalsozialisten als Fanal für die größte Pogromwelle, die Deutschland seit den Judenmorden der Pestzeit von 1348 bis 1350 erlebt hatte. Wenige Stunden, nachdem der Tod Ernst vom Raths bekannt gegeben worden war, brannten in ganz Deutschland die Synagogen. 267 jüdische Gotteshäuser wurden zerstört, etwa 7500 jüdische Geschäfte verwüstet. Mindestens 91 Juden wurden getötet, Hunderte begingen Selbstmord oder starben infolge von Mißhandlungen in den Konzentrationslagern, wohin vermögende Juden zu Zehntausenden verbracht worden waren, um sie zur Auswanderung zu zwingen.

Das Signal zu den Pogromen der (vom Volksmund so genannten) «Reichskristallnacht» hatte Goebbels nach Rücksprache mit Hitler gegeben, der sich anläßlich der alljährlichen Veranstaltung zum Gedenken seines «Marsches zur Feldherrnhalle» von 1923 in München aufhielt. Verübt wurden die Greueltaten von SA, SS und zahllosen Parteigenossen als der organisierten Vorhut des deutschen Antisemitismus. Die Bevölkerung war aktiv kaum beteiligt und ließ nur wenig Sympathie für die Akte des Vandalismus erkennen: «Auch den Gesichtern war ganz selten einmal anzumerken, was ihre Besitzer dachten», hieß es in einem Bericht aus München. «Hier und da fielen Worte der Schadenfreude, aber auch solche des Abscheus konnte man gelegentlich hören.» Im kleinen Heilbrunn bei Bad Tölz begrüßte ein Teil der Beobachter «das Vorgehen gegen die Juden, andere sahen dem Vorgehen gelassen zu, und wieder andere haben eher Mitleid, auch wenn sie das nicht offen aussprechen». Dem Exilvorstand der SPD, der seinen Sitz inzwischen von Prag nach Paris verlegt hatte, berichteten Vertrauensleute aus dem Reich, daß die «Ausschreitungen von der großen Mehrheit des deutschen Volkes scharf verurteilt» würden.

Die Zeitungen der demokratischen Länder, obenan die britischen und die amerikanischen Blätter, berichteten ausführlich und meist voller Entsetzen über das, was in Deutschland in der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 geschah. Aber nur ein Land reagierte massiv: Präsident Roosevelt beorderte den amerikanischen Botschafter Hugh R. Wilson zur Berichterstattung nach Washington, um ihn kurz darauf aus Berlin abzuberufen. Sein Posten blieb demonstrativ unbesetzt. Daran änderte sich nichts bis zur Schließung der Botschaft nach der deutschen Kriegserklärung an die USA im Dezember 1941. In einer Pressekonferenz am 15. November (dem gleichen Tag, an dem Botschafter Wilson seinen Abschiedsbesuch bei Ribbentrop machte) erklärte Roosevelt zur Pogromnacht in Deutschland, er habe es kaum zu glauben vermocht, «daß solche Dinge sich in einer Zivilisation des 20. Jahrhunderts ereignen könnten» (that such things could occur in a twentieth century civilization). Der ehemalige Präsident Herbert Hoover, Innenminister Harold Ickes und Sprecher unterschiedlicher religiöser Gruppen äußerten in einer landesweit ausgestrahlten Rundfunksendung ihre Empörung über die neue Welle der Judenverfolgung in Deutschland. Fortan galten die Vereinigten Staaten in Berlin als Hauptquartier des Weltjudentums.

Am 10. November ordnete Goebbels das Ende des Pogroms an. Die endgültige Antwort, so verlautete aus dem Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, werde dem Judentum auf dem Weg der Gesetzgebung erteilt. Am 12. November ergingen die ersten Verordnungen. Die deutschen Juden mußten eine «Sühneleistung» in Höhe von 1 Milliarde Reichsmark entrichten, die Kosten für die Wiederherstellung ihrer Geschäfte selbst tragen und etwaige versicherungsrechtliche Ansprüche an das Reich abtreten. Die Verordnung über die Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben untersagte Juden den Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstellen, Versandgeschäften, Bestellkontoren und den selbständigen Betrieb eines Handwerks. Bis zum 1. Januar 1939 mußten Juden ihren Grundbesitz, ihre Unternehmen, Aktien, Juwelen und Kunstwerke verkaufen. Der Erlös, den die Juden dabei erzielten, war so niedrig, daß die «Arisierung» einer Enteignung gleichkam. In der Wirkung war sie eine gigantische Umverteilung von Vermögenswerten zugunsten nichtjüdischer Konkurrenten – eine Umverteilung, die bis in die Gegenwart fortwirkt.

Zur «Arisierung» des jüdischen Besitzes kamen reine Schikanemaßnahmen hinzu. Juden durften Schwimmbäder, Kinos, Theater, Konzerte und Museen nicht mehr besuchen; die Benutzung von Eisenbahnabteilen, in denen sich «Arier» aufhielten, wurde ihnen untersagt. Es war ihnen nicht länger gestattet, Gold, Silber, Edelsteine und Rundfunkgeräte zu besitzen; Telefonanschlüsse und Führerscheine wurden ihnen entzogen. Die Zusammenlegung von Juden in «Judenhäusern» und Zwangsarbeit konnten angeordnet werden. Deutsche Schulen waren fortan für Juden gesperrt, ebenso das allgemeine Wohlfahrtssystem.

Die gesellschaftliche Isolierung der Juden war seit der Jahreswende 1938/39 nahezu komplett. Eine Entscheidung darüber, was aus den 214.000 Juden werden sollte, die den Ergebnissen einer Volkszählung zufolge im Mai 1939 in «Großdeutschland» lebten, war um diese Zeit aber noch nicht gefallen. Der im Februar 1939 gegründeten Reichszentrale für jüdische Auswanderung, die Reinhard Heydrich als Chef der Sicherheitspolizei unterstand, gelang es zwar, die Zahl der in Deutschland lebenden Juden um etwa 30.000 zu vermindern. Aber da kein Staat bereit war, die verarmten deutschen Juden aufzunehmen, und Großbritannien wegen der zunehmend achsenfreundlichen Stimmung in der arabischen Welt die jüdische Einwanderung nach Palästina seit Frühjahr 1939 praktisch blockierte, war eine rasche und umfassende Lösung der deutschen «Judenfrage» auf dem Weg der forcierten Auswanderung nicht zu erwarten.

Am Willen der nationalsozialistischen Führung, sich der deutschen Juden zu entledigen, gab es dennoch keinen Zweifel. Er sei fest entschlossen, «die Juden aus Deutschland herauszubringen», sagte Hitler am 5. Januar 1939 in Berchtesgaden gegenüber dem polnischen Außenminister Józef Beck. «Man würde ihnen jetzt noch gestatten, einen Teil ihres Vermögens mitzunehmen … Je länger sie aber zögerten auszuwandern, desto weniger würden sie mitnehmen können.» Dreieinhalb Wochen später, am 30. Januar 1939, dem sechsten Jahrestag der sogenannten «Machtergreifung», erklärte Hitler im Reichstag, er wolle, wie schon so oft in seinem Leben, wieder ein Prophet sein: «Wenn es dem internationalen Finanzjudentum in und außerhalb Europas gelingen sollte, die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis nicht die Bolschewisierung der Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa.»[16]

Allianz der Antipoden:
Die Entfesselung des Zweiten Weltkriegs

Die Richtung der künftigen deutschen Politik wurde im Spätjahr 1938 in zwei Geheimreden umrissen. Am 8. November erklärte Himmler vor den höchsten Führern der SS, der «Führer» werde ein «großgermanisches Reich schaffen …, das größte Reich, das von dieser Menschheit errichtet wurde und das die Erde je gesehen hat». Die Alternative lautete für Himmler: «das großgermanische Imperium oder das Nichts». Hitler selbst legte zwei Tage später vor ausgewählten Vertretern der deutschen Presse vertraulich dar, daß die Friedenspropaganda des Regimes, zu der man aus außenpolitischen Gründen gezwungen gewesen sei, die aber auch «ihre bedenklichen Seiten» habe, überholt war. Mittlerweile sei es notwendig geworden, «das deutsche Volk psychologisch umzustellen und ihm langsam klarzumachen, daß es Dinge gibt, die, wenn sie nicht mit friedlichen Mitteln durchgesetzt werden können, mit Mitteln der Gewalt durchgesetzt werden müssen».

Es war nicht nur Hitlers Friedenspropaganda, die sich im nachhinein als teilweise «bedenklich» erwies. Die Umerziehung zur Kriegsbereitschaft mußte auch berücksichtigen, daß der Alltag der Deutschen in den späten dreißiger Jahren trotz Hitler-Jugend, Reichsarbeitsdienst und allgemeiner Wehrpflicht von den zivilen Errungenschaften des Regimes geprägt war: der zunehmenden Sicherheit des Arbeitsplatzes, einer Reihe von sozialen Verbesserungen, vor allem zugunsten von Frauen und Familien, und den Freizeitangeboten von «Kraft durch Freude», der populärsten Einrichtung der Deutschen Arbeitsfront. Die Erwartungen von ungezählten Millionen richteten sich nicht auf kriegerische Eroberungen, sondern auf «KdF»-Schiffsreisen nach Norwegen oder im Mittelmeer oder gar auf den Erwerb eines «Volkswagens».

Im Jahr 1938 lag die Zahl der Arbeitslosen im Altreich bei 0,4 Millionen oder 1,9 Prozent der abhängigen Erwerbspersonen. In welchem Umfang der Abbau der Arbeitslosigkeit auf das Konto der Rüstungskonjunktur ging, wieviel höher das persönliche Einkommen ohne die gigantischen Ausgaben für die Rüstung gewesen wäre, was die Reichsmark tatsächlich wert war, vorausgesetzt, sie wäre frei in andere Währungen umtauschbar gewesen und Preise, Löhne und Mieten hätten sich nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage und nicht nach staatlichen Vorgaben gerichtet: Darüber konnte man nur spekulieren. Worauf es ankam, war, daß das, was man erreicht hatte, nicht aufs Spiel gesetzt wurde. Die meisten Deutschen glaubten freilich Ende 1938 auch gar nicht, daß der «Führer» auf Krieg aus war. Den offiziellen Stimmungsberichten zufolge bewies das Münchner Abkommen in den Augen der überwältigenden Mehrheit der «Volksgenossen» einmal mehr, daß Hitler in der Lage war, auch schwerste internationale Krisen ohne Krieg zu meistern.

Zu dem Zeitpunkt, als Hitler und Himmler ihre Geheimreden hielten, waren die nächsten Etappen der gewaltsamen Machterweiterung Deutschlands bereits festgelegt: Am 21. Oktober hatte Hitler die Weisung zur «Erledigung der Rest-Tschechei» sowie zur Inbesitznahme des (1923 von Litauen annektierten, seit 1924 autonomen) Memellandes gegeben. Am 24. November ergänzte er diese Instruktionen um den Befehl, die Besetzung der Freien Stadt Danzig vorzubereiten, die auf Grund des Vertrages von Versailles seit 1920 unter dem Schutz des Völkerbunds stand.

Mit der Danzigfrage rückte Polen ins Visier der expansiven deutschen Machtpolitik. Am 24. Oktober schlug Außenminister von Ribbentrop dem polnischen Botschafter Lipski ein Arrangement vor. Seine wichtigsten Punkte waren die Rückkehr Danzigs zum Deutschen Reich, exterritoriale Verkehrsverbindungen zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich, ein polnischer Freihafen auf Danziger Gebiet mit ebenfalls exterritorialer Verbindung dorthin, Verlängerung des Nichtangriffpaktes um 25 Jahre, Beitritt Polens zum Antikominternpakt. Wäre Polen auf die deutschen Vorschläge eingegangen, hätte es allenfalls noch als deutscher Juniorpartner beim sicherlich wenig später beginnenden Krieg gegen die Sowjetunion eine ungewisse Zukunft gehabt: eine Aussicht, die von einer Selbstpreisgabe Polens kaum noch zu unterscheiden war.

Als Hitler am 5. Januar 1939 dem polnischen Außenminister Józef Beck in Berchtesgaden dieselben Vorstellungen in leicht abgewandelter Form nahezubringen versuchte, sagte dieser zwar noch nicht definitiv Nein, ließ aber keinen Zweifel daran, daß ein Verschwinden des Freistaates Danzig der öffentlichen Meinung Polens nicht zuzumuten sei. Die endgültige Zurückweisung erfolgte drei Wochen später anläßlich eines Besuches von Ribbentrop in Warschau zwischen dem 25. und 27. Januar. Die Kompensationen, die der deutsche Außenminister in der gemeinsam zu erobernden Sowjetukraine in Aussicht stellte, waren nicht geeignet, die polnische Staatsführung unter Präsident Moscicki, Marschall Rydz-Smigly und Beck zu einer Änderung ihrer Position zu bewegen. «Wir sind doch keine Tschechen», beschied der polnische Außenminister seinen deutschen Kollegen.

Am 10. Februar 1939 legte Hitler vor Truppenkommandeuren dar, was ihn antrieb, auf Krieg und nur auf Krieg zu setzen. Die Erfolge von 1938 waren demnach lediglich Zwischenstationen auf dem Weg zu einem viel ehrgeizigeren Ziel. «Als im Jahre 1918 der Zusammenbruch erfolgte, hat das ziffernmäßig stärkste Volk Europas seine machtpolitische Stellung verloren und damit die Möglichkeit einer Durchsetzung seiner wichtigsten und natürlichsten Lebensinteressen mit allen Mitteln und unter allen Umständen. Es handelt sich wirklich um das stärkste Volk nicht nur Europas, sondern … praktisch der Welt.» Es gehe darum, «die Interessen unseres Volkes zu vertreten, als ob das Schicksal unserer Rasse in kommenden Jahrhunderten ausschließlich heute in unsere Hand gelegt wäre … Wir können uns nicht freisprechen von der Verpflichtung, so zu handeln, als ob tatsächlich durch unser Handeln jetzt die ganze deutsche Zukunft gestaltet würde … Wir haben wiedergutzumachen, was drei Jahrhunderte versäumten … Seit dem Westfälischen Frieden ist unser Volk einen Weg gegangen, der uns von der Weltmacht immer mehr zur Verelendung und zur politischen Ohnmacht führte.» Deutschland stehe mit seiner Erneuerung, die 1933 begonnen habe, nicht am Ende seines Weges, sondern erst am Beginn. Und auch darin war sich Hitler sicher: «Der nächste Krieg wird ein Weltanschauungskrieg, d.h. bewußt ein Volks- und ein Rassenkrieg sein.»

Die Rede vom 10. Februar 1939 machte klar, was Hitlers Programm von dem der wilhelminisch geprägten alten Eliten unterschied: Sie wollten hinter den Ersten Weltkrieg, er wollte hinter den Dreißigjährigen Krieg zurück; sie meinten, deutsche Interessen zu vertreten, er wußte sich im Besitz der einzig richtigen, der nationalsozialistischen Weltanschauung. Wenn Hitler von «Weltmacht» sprach, benutzte er einen Begriff, der seinen Zuhörern geläufig war. Aber für den Mann, der an der Spitze des angeblich stärksten Volkes der Welt stand, genügte es nicht, eine Weltmacht unter anderen zu führen; das Reich mußte zum stärksten Weltreich werden, was auf Weltherrschaft hinauslief. In diesen Zusammenhang paßte es, daß Hitler Ende Januar 1939 den Bau einer großen Unterwasserflotte befahl und im März vorbereitende Arbeiten für die Errichtung eines Reichskolonialamtes anordnete.

Am 12. Februar, zwei Tage nach seiner geheimen Grundsatzrede, empfing Hitler den slowakischen Politiker Vojtdch Tuka, der wegen Hochverrats 1929 zu einer langjährigen Zuchthausstrafe verurteilt worden war, und bekundete ihm seine Sympathie für die slowakische Unabhängigkeitsbewegung. Hitlers Entscheidung, das Problem der «Resttschechei» binnen kürzester Zeit zu lösen, war gefallen. Tatsächlich setzte er mit Hilfe slowakischer Separatisten durch, daß die Slowakei am 14. März ihre Unabhängigkeit erklärte.

Für den Abend desselben Tages bestellte Hitler den Nachfolger Beneš’ im Amt des Präsidenten der Tschechoslowakischen Republik, Emil Hácha, nach Berlin, um ihn zur bedingungslosen Übergabe seines Staates zu zwingen. Am frühen Morgen unterzeichneten Hácha und Außenminister Chvalkovský ein «Abkommen», in dem es hieß, der tschechoslowakische Staatspräsident habe erklärt, daß er, «um eine endgültige Befriedung zu erreichen, das Schicksal des tschechischen Volkes und Landes vertrauensvoll in die Hände des Führers des Deutschen Reiches legt».

Unmittelbar danach begann der Einmarsch der Wehrmacht in die «Resttschechei». Am 16. März verkündete Hitler im Prager Hradschin die Errichtung des «Protektorats Böhmen und Mähren». Am 18. März wurde der frühere Außenminister von Neurath zum Reichsprotektor mit faktisch unbegrenzter Eingriffskompetenz ernannt; Staatspräsident Hácha bedurfte fortan des Vertrauens des «Führers und Reichskanzlers». Mit der Slowakei schloß das Reich am 18. März einen Schutzvertrag, der dem neuen Staat enge Bindungen an Deutschland, vor allem in außenpolitischer, militärischer, wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht auferlegte.

Das Protektorat Böhmen und Mähren bedeutete wegen seiner großen industriellen Kapazitäten für die deutsche Rüstungswirtschaft eine beträchtliche Stärkung. Geschickt verstanden es die Nationalsozialisten, Teile des tschechischen Bürgertums an der nun auch hier systematisch betriebenen «Arisierung» des jüdischen Besitzes zu beteiligen und auf diese Weise sich gefügig zu machen. Der unmittelbare militärische Vorteil der Zerschlagung der «Resttschechei» lag darin, daß das von der deutschen Propaganda so oft apostrophierte «Mutterflugzeugschiff» der Sowjetunion in Mitteleuropa nunmehr beseitigt war. Das Deutsche Reich hatte seit dem Frühjahr ein geradezu erdrückendes strategisches Gewicht, das ihm die Hegemonie über Ostmittel- und Südosteuropa dauerhaft zu sichern schien.

«Prag» wurde in mehr als einer Hinsicht zur Zäsur. Hitler hatte bei seinem dritten Griff über die Grenzen auch die Grenze überschritten, die einem deutschen Nationalstaat vom Begriff her gesetzt war: die der Zugehörigkeit zur deutschen Nation. Indem Deutschland sich den tschechischen Teil der Tschechoslowakei als Protektorat Böhmen und Mähren angliederte, hörte das Deutsche Reich auf, ein Nationalstaat wie andere zu sein. Der Begriff des «Reiches» gewann nun eine neue, gleichzeitig aber auch wieder sehr alte Qualität. Wenn im Mittelalter, schrieb 1940 der österreichische, seit 1935 im westfälischen Münster lehrende Rechtshistoriker Karl Gottfried Hugelmann, ein entschiedener Großdeutscher, in seinem Buch «Volk und Staat im Wandel deutschen Schicksals», «Größe, Macht und Würde» die «Wesensmerkmale» des Reiches gewesen seien, so gründe sich nunmehr diese Würde «auf das Bewußtsein einer Sendung». Die «Eingliederung» des tschechischen Volkes in das Deutsche Reich sei vom Reichsbegriff her berechtigt und sinnvoll. Es müsse sogar einleuchten, «daß mit der Eingliederung des Protektorats Böhmen und Mähren in das großdeutsche Reich sein Charakter als Reich … nur noch stärker hervortritt.»

Der Staatsrechtler Carl Schmitt verwies 1939 in seiner unmittelbar nach der Errichtung des Protektorats verfaßten Schrift «Völkerrechtliche Großraumordnung mit Interventionsverbot für raumfremde Mächte», der erweiterten Fassung eines am 1. April an der Universität Kiel gehaltenen Vortrags, auf den deutschen Sprachgebrauch, der «die großen, geschichtsträchtigen Gebilde – das Reich der Perser, der Mazedonier und der Römer, die Reiche der germanischen Völker wie die ihrer Gegner – in einem spezifischen Sinne immer ‹Reiche› genannt hat». Das Deutsche Reich in der Mitte Europas liege «zwischen dem Universalismus der Mächte des liberaldemokratischen völkerassimilierenden Westens und dem Universalismus des bolschewistisch-weltrevolutionären Ostens» und habe «nach beiden Fronten die Heiligkeit einer nicht-universalistischen, volkhaften, völkerachtenden Lebensordnung zu verteidigen». Der völkerrechtliche Begriff des Reiches sei der «einer von bestimmten weltanschaulichen Ideen und Prinzipien beherrschten Großraumordnung, die Interventionen raumfremder Mächte ausschließt und deren Garant und Hüter ein Volk ist, das sich dieser Aufgabe gewachsen zeigt … Der neue Ordnungsbegriff eines neuen Völkerrechts ist unser Begriff des Reiches, der von einer von einem Volk getragenen, volkhaften Großraumordnung ausgeht.»

Nationalsozialistische Juristen aus der Umgebung Himmlers warfen Schmitt sogleich vor, sein Versuch, ein deutsches Gegenstück zur amerikanischen «Monroe-Doktrin» von 1923 zu schaffen, sei halbherzig und weltanschaulich inhaltslos. Werner Best, der Personal- und Organisationschef der SD, bestritt im August 1939, daß es sich im völkischen Verständnis beim Völkerrecht überhaupt um «Recht» handle. «Jedes Volk hat nur den Zweck der Selbsterhaltung und Selbstentfaltung und kennt nur Maßstäbe des Handelns, die auf diesen Zweck ausgerichtet sind. In seinem Verhalten gegenüber anderen Völkern kann sich kein Volk an Regeln binden lassen, die ohne Rücksicht auf seine Lebenszwecke Gültigkeit haben sollen.» Hitlers Reich konnte also nicht etwa nur ein höheres Recht für sich beanspruchen als andere Staaten und Völker in «ihrem» Großraum; es war das Reich, und es gab überhaupt kein Recht, das andere Staaten und Völker ihm gegenüber hätten geltend machen können.

Für die beiden größten Demokratien Westeuropas bedeuteten die «Ideen des März» 1939 eine Art Wasserscheide. In Frankreich war die Empörung über den brutalen Bruch des Münchner Abkommens womöglich noch größer als in Großbritannien. Fast die gesamte Presse und die meisten Politiker, an ihrer Spitze Ministerpräsident Daladier, waren jetzt für einen harten Kurs gegenüber Hitler; Außenminister Bonnet, der weiterhin vor einer Konfrontation mit Deutschland zurückschreckte, war mit dieser Haltung innerhalb des Kabinetts isoliert. Der britische Premierminister Chamberlain nannte am 17. März, dem Vorabend seines 70. Geburtstages, in einer Rede vor konservativen Parteifreunden in Birmingham, die Zerschlagung der Tschechoslowakei eine vollständige Mißachtung der Verpflichtungen, die die deutsche Regierung in München eingegangen sei, und stellte eine Reihe von rhetorischen Fragen, die seine Befürchtungen erkennen ließen: «Ist dies das Ende einer Geschichte oder der Beginn einer neuen? Ist dies der letzte Angriff auf ein kleines Land oder werden weitere folgen? Ist dies in Wirklichkeit der erste Schritt in Richtung eines Versuches, die Welt durch Gewalt zu beherrschen?»

Am 21. März zog Großbritannien eine erste praktische Konsequenz aus der deutschen Aggression: Es schlug Polen einen Konsultationspakt vor, dem auch Frankreich und die Sowjetunion beitreten sollten. Am gleichen Tag wurde Polen von Ribbentrop in ultimativer Form aufgefordert, den deutschen Forderungen nach Rückkehr Danzigs zum Reich und einer exterritorialen Verbindung zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland zuzustimmen. Zwei Tage später marschierten deutsche Truppen, mit der erzwungenen Billigung Litauens, in das Memelgebiet ein, das damit wieder Teil des Reiches wurde. Am gleichen Tag, dem 23. März 1939 schloß Deutschland einen außerordentlich vorteilhaften Handelsvertrag mit Rumänien ab, das sich seit dem Beginn der Verhandlungen am 23. Februar massivem Druck aus Berlin ausgesetzt gesehen hatte.

Am gleichen Tag, dem 23. März 1939, begann Polen auf den erpresserischen Druck zu reagieren, den Deutschland in den Tagen zuvor auf die Slowakei, auf Litauen und auf Polen selbst ausgeübt hatte: Warschau leitete eine Teilmobilmachung ein; unter anderem wurden drei Divisionen und eine Kavalleriebrigade in die Nähe der Westgrenze verlegt. Zwei Tage später lehnte Polen die deutschen Forderungen vom 21. März definitiv ab. Am 31. März gab Chamberlain im Unterhaus eine Erklärung ab, in der das Vereinigte Königreich die nationale Unabhängigkeit, wenn auch nicht die Grenzen und die Integrität Polens garantierte – eine Erklärung, der sich Frankreich unmittelbar danach anschloß. Dem polnischen Außenminister Beck gelang es bei einem Besuch in London am 6. April, die einseitige britische Garantie in einen vorläufigen britisch-polnischen Beistandspakt zu verwandeln. Von einer gleichartigen sowjetischen Hilfe wollte Beck nichts wissen, aber auch einen Dreierpakt mit Frankreich, mit dem Polen ja schon seit 1924 verbündet war, hielt Beck nicht für opportun. Am 5. Mai hielt der polnische Außenminister im Sejm eine berühmt gewordene Rede, in der er die Prioritäten seines Landes auf programmatische Weise klarstellte: «Der Frieden ist eine kostbare und erwünschte Sache. Unsere durch den Krieg in Blut getaufte Generation verdient sicherlich eine Periode des Friedens. Doch der Frieden, wie fast alles in dieser Welt, hat einen hohen, aber doch berechenbaren Preis. Den Begriff des Friedens um jeden Preis kennen die Polen nicht. Im Leben der Völker und der Staaten gibt es nur ein Gut, das keinen Preis hat: die Ehre.»

Einen Tag nach dem Abschluß des vorläufigen britisch-polnischen Paktes, es war Karfreitag, der 7. April 1939, marschierten italienische Truppen in Albanien ein. König Zoglu floh nach Griechenland; am 12. April bot eine ad hoc einberufene «Nationalversammlung» König Viktor Emanuel III. die Krone Albaniens an, die dieser vier Tage später dankend annahm. Es folgten die Einsetzung eines Vizekönigs, der Erlaß einer neuen Verfassung, die Gründung einer faschistischen Partei und die Bildung eines Obersten Faschistischen Rates nach italienischem Vorbild. Mussolini wollte offenbar aller Welt zeigen, daß nicht nur Hitler, sondern auch er in der Lage war, einem anderen Land mit Hilfe des Militärs seinen Willen aufzuzwingen. Sein Vorbild in Berlin hatte bereits drei Tage zuvor, am 3. April, die Anweisung gegeben, den Angriff auf Polen militärisch so vorzubereiten, daß er ab dem 1. September 1939 zu jedem beliebigen Zeitpunkt beginnen konnte.

Am 13. April konterten Großbritannien und Frankreich die Aggressivität der Achsenmächte mit Garantieerklärungen für Rumänien, Griechenland und die Türkei. Die Niederlande, die Schweiz und Dänemark, denen entsprechende Erklärungen angeboten wurden, lehnten diese, um Deutschland nicht zu provozieren, ab. Einen Tag später forderte Chamberlain die Sowjetunion auf, ihren Nachbarn für den Fall eines unprovozierten Angriffs militärische Hilfe zuzusagen. Moskau lehnte dies am 18. April ab und schlug stattdessen ein britisch-französisch-sowjetisches Dreierbündnis vor. Fünf Wochen vorher, am 10. März, hatte Stalin allerdings in seiner legendären «Kastanienrede» vor dem 18. Parteitag der KPdSU erklärt, daß die Sowjetunion nicht daran denke, «den Kriegsprovokateuren, die es gewohnt sind, sich von anderen die Kastanien aus dem Feuer holen zu lassen, … die Möglichkeit (zu) geben, unser Land in Konflikte hineinzuziehen». Das war nur so zu verstehen, daß Großbritannien und Frankreich, die ein halbes Jahr zuvor ohne irgendeine Absprache mit ihm das Münchner Abkommen mit Hitler geschlossen hatten, sich nicht auf sowjetische Hilfe bei einer Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Deutschland verlassen durften.

Am 17. April gab der sowjetische Botschafter in Berlin, A. F. Merekalow, im Gespräch mit Staatssekretär von Weizsäcker zu erkennen, daß seine Regierung an einer Verbesserung der Beziehungen zu Deutschland interessiert sei. Am 4. Mai kam noch ein deutlicheres Signal aus Moskau: Stalin wechselte seinen als völkerbundfreundlich und westorientiert geltenden Außenminister Litwinow, der in der nationalsozialistischen Presse beharrlich als «der Jude Finkelstein» apostrophiert wurde, zugunsten des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare, Wjatscheslaw Molotow, aus, womit erstmals ein Mitglied des Politbüros das Außenministerium übernahm. Wirksamer als zuvor konnte Stalin nun die sowjetische Außenpolitik nach seinen Wünschen gestalten und ihr gegensätzliche Optionen offenhalten – ein Arrangement mit den Westmächten ebenso wie eines mit dem «faschistischen» Erzfeind in Berlin.

Am 28. April beantwortete der «Führer und Reichskanzler» in einer Rede vor dem Reichstag die diplomatischen Aktivitäten der Westmächte und Polens mit der Aufkündigung des deutsch-britischen Flottenabkommens von 1935 und des deutsch-polnischen Nichtangriffspakts von 1934. Auf weiten Strecken war die Rede eine rhetorisch überaus geschickte Erwiderung auf einen Vorstoß des amerikanischen Präsidenten. Am 14. April hatte Roosevelt Hitler und Mussolini um die Zusicherung ersucht, 31 namentlich genannte Länder zumindest in den nächsten 25 Jahren nicht anzugreifen. Wenn Deutschland und Italien eine ähnliche Aufforderung an die Vereinigten Staaten richten sollten, sagte Hitler, würde Roosevelt sich gewiß auf die Monroe-Doktrin berufen (wonach europäische Mächte sich nicht in die Angelegenheiten Nord-, Mittel- und Südamerikas einmischen durften). «Genau die gleiche Doktrin vertreten wir Deutsche nun für Europa, auf alle Fälle aber für den Bereich und die Belange des Großdeutschen Reiches». Eine «deutsche Monroe-Doktrin» im Sinne der Forderung «Deutschland für die Deutschen» hatte Hitler bereits im Oktober 1930 in einem Interview mit einer amerikanischen Nachrichtenagentur postuliert. Die Ausweitung auf Europa ging vermutlich auf Carl Schmitt zurück, der in seinem Kieler Vortrag auf das amerikanische Vorbild verwiesen hatte. Offenkundig über hochrangige nationalsozialistische Juristen war das Konzept zur Kenntnis Hitlers gelangt, der es fortan als seine Schöpfung betrachtete.

Dreieinhalb Wochen nach seiner Reichstagsrede, am 22. Mai 1939, schloß Hitler mit Mussolini den sogenannten «Stahlpakt». Er verpflichtete beide Länder, dem jeweils anderen unverzüglich militärisch zu Hilfe zu kommen, wenn dieses Krieg führen sollte. Dabei war es völlig unerheblich, ob es sich um einen Verteidigungs- oder einen Angriffskrieg handelte. Vielmehr waren allein der «Lebensraum» und die «Lebensinteressen» beider Mächte maßgeblich. Der italienische Außenminister Graf Ciano, Mussolinis Schwiegersohn, kommentierte das Abkommen in seinem Tagebuch mit der Bemerkung: «Ich habe noch nie einen ähnlichen Vertrag gelesen: Er ist reinstes Dynamit.»

Der «Duce» war auf das Ansinnen des «Führers» eingegangen, weil er dessen Beteuerung Glauben schenkte, der große Krieg werde erst in einigen Jahren zu führen sein. Tatsächlich war Italien im Jahr 1939 militärisch noch keineswegs in der Lage, die Rolle zu spielen, die Hitler ihm zugedacht hatte. Das Lager der «Verbündeten» Deutschlands im weiteren Sinn war inzwischen weiter angewachsen: Nach Japan und Italien hatten sich am 24. Februar 1939 der japanische Satellitenstaat Mandschukuo und Ungarn, am 27. März das Spanien Francos dem Antikominternpakt angeschlossen. Was diese Länder im Ernstfall zugunsten des Reiches unternehmen würden, blieb aber völlig offen – namentlich dann, wenn Hitler das Unerhörte wagen und sich mit Stalin verbünden sollte.

Über die künftige außenpolitische Richtung der Sowjetunion konnte man bis zum August 1939 ebenfalls nur spekulieren. Am 24. Mai fiel im britischen Kabinett die von Chamberlain nur widerstrebend akzeptierte, von Daladier erhoffte Entscheidung, mit Moskau in Verhandlungen über ein militärisches Bündnis einzutreten. Die öffentliche Meinung Großbritanniens befürwortete einen solchen Pakt: In einer Umfrage sprachen sich im Juni 1939 84 Prozent der Befragten für eine britisch-französisch-sowjetische Militärallianz aus. Doch erst am 24. Juli kam eine Übereinkunft zustande, die nach Abschluß einer Militärkonvention in Kraft treten sollte. Die gegenseitige Beistandspflicht galt demnach für den Fall eines direkten oder indirekten Angriffs auf eine der drei Mächte sowie auf Finnland, die baltischen Staaten, Polen, Belgien, Rumänien, Griechenland und die Türkei. Auf der Ausdehnung des casus belli auf den Fall der nur schwer definierbaren indirekten Aggression hatte Stalin bestanden, ebenso auf der Einbeziehung der baltischen Staaten und Finnlands, die sowjetische Hilfe gar nicht wünschten.

Die Militärverhandlungen, zu denen die westlichen Experten auf dem zeitraubenden Seeweg über Leningrad anreisten, begannen am 12. August. Als neuralgischer Punkt erwies sich eine sowjetische Forderung, auf die die Warschauer Regierung nicht einzugehen bereit war: das Recht der Roten Armee, über das polnische Territorium nach Westen vorzustoßen. Der französische Vertreter erhielt von Paris den Auftrag, dem Vertrag in der von der sowjetischen Seite gewünschten Form trotzdem zuzustimmen. Der britische Vertreter wurde von seiner Regierung lediglich zu der Erklärung ermächtigt, daß Polen im Kriegsfall wahrscheinlich die sowjetische Unterstützung annehmen würde. Das war kein Ergebnis, mit dem die sowjetische Seite zufrieden sein konnte.

Chamberlains Mißtrauen gegenüber Stalin war auch im Sommer 1939 mindestens ebenso tief wie das Mißtrauen, das der Generalsekretär der KPdSU gegenüber den Westmächten und vor allem gegenüber der Regierung der Tories in London empfand. Tatsächlich hatte der britische Premierminister bei aller Empörung über Hitlers Vertragsbruch vom 15. März 1939 seinen Glauben an eine Zukunft des Appeasement noch nicht vollständig aufgegeben. Er stand damit nicht allein. Die Federation of British Industry, seit jeher eine Vorkämpferin eines «economic appeasement», nahm Verhandlungen mit der (1934 geschaffenen) Reichsgruppe Industrie ausgerechnet an jenem Tag auf, an dem die Wehrmacht in die «Resttschechei» einmarschierte. Zwei Tage später, am 17. März 1939, unterzeichneten beide Organisationen eine Vereinbarung, in der sie sich für deutsch-britische Verhandlungen aussprachen, die der zerstörerischen Konkurrenz ein Ende bereiten und ein Höchstmaß an wirtschaftlicher Zusammenarbeit ermöglichen sollten. Im Juni und Juli 1939 kam es zwischen Chamberlains diplomatischen Chefberater Sir Horace Wilson und Ministerialdirektor Helmut Wohlthat aus Görings Vierjahresplanbehörde zu mehreren Gesprächen, in denen Wilson den britischen Willen zur wirtschaftlichen Kooperation, zur Erleichterung des Zugangs zu britischen Märkten für deutsche Produzenten und zu kolonialpolitischen Zugeständnissen bekräftigte – freilich unter der Voraussetzung, daß Deutschland etwas zur Wiederherstellung der internationalen Stabilität tat.

Seine Rüstung hatte Großbritannien auch in der Hochzeit des Appeasement nicht aus den Augen verloren. Im Oktober 1938, kurz nach der Münchner Konferenz, erhöhte das Unterhaus den Militäretat von 1,5 auf 2,1 Milliarden Pfund Sterling, was vor allem der Royal Air Force zugute kam. Am 29. Mai 1939 stimmte das Unterhaus gegen die Stimmen der Labour Party der Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht zu, die 1920 außer Kraft gesetzt worden war. Frankreich, das sich unter dem Regime der Sondervollmachten wirtschaftlich rasch zu erholen begann, forcierte unter dem Eindruck der deutschen Aggression vom März 1939 ebenfalls seine Anstrengungen auf dem Gebiet der Rüstung. Als Marcel Déat, der ehemalige Sozialist und nunmehrige Chef des rechtsradikalen Rassemblement National Populaire, am 4. Mai 1939, in der Zeitung «L’Œuvre» seine berüchtigte Frage «Mourir pour Dantzig?» mit einem Nein beantwortete, sprach er nicht für die Mehrheit der Franzosen. Bei einer Umfrage, ob man Hitler mit Gewalt entgegentreten sollte, falls er sich anschickte, die Freie Stadt Danzig zu erobern, entschieden sich um dieselbe Zeit 76 Prozent für ein Ja und 17 Prozent für ein Nein; 7 Prozent enthielten sich der Stimme.

Einen Rückschlag erlitten die militärischen Bemühungen der beiden größten westeuropäischen Demokratien am 11. Juli 1939: An diesem Tag durchkreuzte der außenpolitische Ausschuß des amerikanischen Senats mit 12 gegen 11 Stimmen die Absicht von Präsident Roosevelt, das geltende Neutralitätsgesetz von 1937 so zu lockern, daß Großbritannien und Frankreich im Kriegsfall, entsprechend der «cash and carry»-Praxis, militärisches Material in den USA kaufen und auf eigenen Schiffen abtransportieren konnten. Das Repräsentantenhaus hatte am 30. Juni einem entsprechenden Antrag mit der knappen Mehrheit von 200 gegen 188 Stimmen zugestimmt. Im Senat aber hatten die Isolationisten das Übergewicht. An eine aktive Unterstützung Großbritanniens und Frankreichs durch die Vereinigten Staaten im Fall eines Krieges mit Deutschland war im Sommer und Herbst 1939 nicht zu denken. Japan gegenüber gingen die USA auf Konfrontationskurs: Am 26. Juli 1939 kündigte Außenminister Hull auf Betreiben des Senats Tokio das Auslaufen des Handelsvertrages von 1911 an.

In die Zeit zwischen den politischen und den im engeren Sinn militärischen Verhandlungen, die Großbritannien und Frankreich im Sommer 1939 mit der Sowjetunion führten, fiel auch eine Begegnung von zwei sowjetischen Diplomaten, dem Berliner Geschäftsträger Georgi Astachow und dem stellvertretenden Leiter der Handelsmission in Berlin, Ewgenij Bacharin, mit dem Legationsrat Julius Schnurre vom Auswärtigen Amt in einem Berliner Weinlokal am 26. Juli. Bei dieser Gelegenheit warb der Vertreter der Wilhelmstraße unverhohlen um eine deutsch-sowjetische Verständigung, konkret um einen Nichtangriffspakt und eine Einigung über die beiderseitigen Interessen in Ostmitteleuropa. Sein Hauptargument lautete, Großbritannien könne der Sowjetunion nur die Teilnahme an einem europäischen Krieg und die Feindschaft mit Deutschland anbieten, während eine Übereinkunft mit dem Reich Neutralität und damit die Nichtbeteiligung an einem europäischen Konflikt bedeute.

Von da ab intensivierten sich die deutsch-sowjetischen Kontakte. Anfang August erklärte Ribbentrop dem sowjetischen Geschäftsträger direkt, von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer gebe es kein Problem, über das Deutschland und die Sowjetunion sich nicht verständigen könnten. Am 14. August verwies der Reichsaußenminister die Sowjetunion auf den gemeinsamen Gegensatz zu den «kapitalistischen westlichen Demokratien» und bot Moskau nochmals eine Abgrenzung der Interessensphären zwischen Ostsee und Schwarzem Meer an. Am 16. August ließ Molotow durchblicken, daß der Sowjetregierung ein Besuch des deutschen Außenministers in Moskau nicht unwillkommen sei. Am 19. August verständigten sich Berlin und Moskau auf Rahmenbedingungen für einen Kredit- und Handelsvertrag. Am 20. August bat Hitler Stalin in einem Telegramm direkt, Ribbentrop, der mit einer umfassenden Vollmacht zur Unterzeichnung eines Nichtangriffspakts ausgestattet sei, in Moskau zu empfangen. Am Abend des 21. August ging in Berlin die Antwort ein: Der Reichsaußenminister werde am 23. August in der sowjetischen Hauptstadt erwartet.

Am 24. August 1939 erfuhr die verblüffte, ja überwiegend schockierte Welt von der kurz nach Mitternacht, aber noch mit dem Datum des 23. August nach dreistündigen Verhandlungen erfolgten Unterzeichnung eines deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes durch die Außenminister Ribbentrop und Molotow. Auf zehn Jahre wollten die beiden Staaten sich aller aggressiven Akte enthalten, eine dritte Macht bei einem Krieg mit dem Vertragspartner in keiner Weise unterstützen und sich nicht an Mächtegruppierungen beteiligen, die sich mittelbar oder unmittelbar gegen den anderen Teil richteten.

Was der internationalen Öffentlichkeit nicht mitgeteilt wurde, war der gleichzeitige Abschluß eines Geheimen Zusatzprotokolls. Es sah die Aufteilung des Baltikums, dem auch Finnland zugerechnet wurde, und Polens in eine deutsche und eine sowjetische Interessensphäre vor. Die Nordgrenze Litauens und eine Linie, die durch die Flüsse Narew, Weichsel und San markiert war, trennte die beiden Sphären. Was Südosteuropa betraf, erkannte Deutschland das sowjetische Interesse an Bessarabien an, das zu Rumänien gehörte. Offen blieb, «ob die beiderseitigen Interessen die Erhaltung eines unabhängigen polnischen Staates erwünscht erscheinen lassen und wie dieser Staat abzugrenzen wäre». Diese Frage, so hieß es vielsagend, könne erst im Laufe der weiteren politischen Entwicklung geklärt werden.

Der Pakt lud Hitler zum Angriff auf Polen förmlich ein – eine Perspektive, die Stalin nicht erschreckte. Er gewann nicht nur ein großes Territorium hinzu, das ihm die Westmächte nicht zu bieten vermochten. Er gewann auch die Zeit, um weiter zu rüsten und sich besser für den Fall zu wappnen, daß Hitler auf sein Ziel zurückkam, den deutschen Lebensraum auf Kosten der Sowjetunion auszudehnen. In der Zwischenzeit konnte er zusehen, wie sich die kapitalistischen Mächte untereinander zerfleischten. «Der Krieg wird zwischen zwei Gruppen von kapitalistischen Staaten geführt … um die Neuverteilung der Welt, um die Weltherrschaft», sagte Stalin im kleinen Kreis, zu dem auch der Generalsekretär der Kommunistischen Internationale, Georgi Dimitroff, gehörte, am 7. September 1939. «Wir haben nichts dagegen, daß sie kräftig aufeinander einschlagen und sich schwächen. Nicht schlecht, wenn Deutschland die Lage der reichsten kapitalistischen Länder (vor allem Englands) ins Wanken brächte.» Er, Stalin, sei es, der die kapitalistischen Mächte gegeneinander ausspiele.

Ideologisch war das Zusammengehen der Sowjetunion mit dem Deutschland Hitlers, eine Allianz der Antipoden, schwer zu begründen. Der «Faschismus an der Macht» war, so die im Dezember 1933 von Dimitroff geprägte, seit dem Siebten Weltkongreß der Komintern im August 1935 «offizielle» Formel, die «offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals». Mit einem solchen System sich verbünden hieß bisher hochgehaltene Grundsätze preisgeben, und just das war, im ersten Augenblick jedenfalls, der Vorwurf, den viele Kommunisten im Westen gegen die Hitler-Stalin-Pakt erhoben. Aber wenn man davon ausging, daß es einen Widerspruch zwischen den wohlverstandenen Interessen der internationalen Arbeiterklasse und der Sowjetunion nicht geben konnte, waren die deutsch-sowjetischen Vereinbarungen vom 23. August sehr wohl als Dienst am Weltproletariat und an der Weltrevolution zu rechtfertigen. Es bedurfte dazu nur der richtigen, einer dialektischen Sichtweise.

Nach kurzem Zaudern schlossen sich auch die kommunistischen Parteien Westeuropas, an ihrer Spitze die französische, dieser Deutung an: Das «Land des Sozialismus», hieß es nun beim PCF, habe die «Front der imperialistischen Staaten» durchbrochen, dadurch seine Zukunft und den Frieden in Europa gesichert. Schuld am Scheitern einer Verständigung zwischen der Sowjetunion, Großbritannien und Frankreich waren demnach ausschließlich die «imperialistischen» Westmächte: Sie hatten in München den deutschen «Drang nach Osten» unterstützt und sich einer Politik der kollektiven Sicherheit verweigert. Gleichzeitig bekräftigten die französischen ebenso wie die britischen Kommunisten und auch die Moskauer Exil-KPD ihre Entschlossenheit, den Kampf gegen die faschistischen Kriegstreiber konsequent fortzusetzen.

Die bemerkenswerteste Würdigung des Hitler-Stalin-Paktes kam von Mao Tse-tung, dem Generalsekretär der Kommunistischen Partei Chinas, die nach dem Beginn des japanischen Krieges gegen China im Jahr 1937 ein neues, wenn auch sehr prekäres Einheitsfrontbündnis mit der nationalistischen Kuomintang Tschiang Kai-scheks eingegangen war. In einem Interview bescheinigte Mao dem Moskauer Abkommen, es habe den Versuch der «internationalen reaktionären Bourgeoisie in Gestalt Chamberlains, Daladiers und anderer» durchkreuzt, einen Krieg zwischen der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und Deutschland zu provozieren und die Einkreisung der Sowjetunion durch den antikommunistischen deutsch-italienisch-japanischen Block gesprengt. «Im Osten versetzte dieser Vertrag Japan einen Schlag, erwies China eine Hilfe, festigte in China selbst die Positionen jener, die sich für die Fortsetzung des Krieges gegen die japanischen Eindringlinge sind, war ein Schlag gegen die Kapitalisten … Der Abschluß des sowjetisch-deutschen Vertrages hat dem japanischen Imperialismus einen schweren Schlag versetzt, und in Zukunft erwarten ihn noch größere Schwierigkeiten.»

In der Tat war der Vertrag vom 23. August 1939 für Tokio eine böse Überraschung. Im Zuge des japanisch-chinesischen Krieges war es am 11. Mai an der Grenze zu Mandschukuo und der (1924 gegründeten, völlig von Moskau abhängigen) Mongolischen Volksrepublik zu schweren Konflikten mit der Sowjetunion, dem sogenannten Nomonhankrieg, gekommen. Die deutsch-sowjetische Verständigung verstieß nicht nur gegen den Antikominternpakt, sie erweckte in Japan den Eindruck, vom nationalsozialistischen Deutschland fallengelassen worden zu sein. Das kompromittierte Kabinett Hiranuma wurde gestürzt. In dem europäischen Krieg, der am 1. September 1939 ausbrach, blieb Japan neutral, zugleich aber auch in Fernost isoliert. Der Nomonhankrieg endete am 15. September mit einem Waffenstillstand, der einer vollständigen Niederlage des Kaiserreichs gleichkam und in der japanischen Armee eine schwere moralische Erschütterung auslöste.

Nicht nur den fernöstlichen Partner des Antikominternpaktes stürzte Hitler mit seiner dramatischen Kehrtwende in einen Zustand tiefer Verwirrung, sondern auch viele seiner getreuen Gefolgsleute in Deutschland. Den Vertrag vom 23. August 1939 zu rechtfertigen fiel dem «Führer und Reichskanzler» nicht leichter als Stalin. Immer wieder hatte er dem nationalsozialistischen Deutschland die Rolle der Macht zugeschrieben, die das Böse in Gestalt des Bolschewismus aufzuhalten bestimmt war. Auf dem Nürnberger Reichsparteitag vom September 1934 war er weit in die Geschichte zurückgegangen, um diese deutsche Mission zu untermauern: «So wie sich … früher schon die Völker und Rassenstöße aus dem Osten in Deutschland brachen, so ist auch diesmal unser Volk der Wellenbrecher einer Flut geworden, die Europa, seine Wohlfahrt und seine Kultur unter sich begraben hätte.» Im Jahr darauf, am 26. November 1935, erklärte er gegenüber dem amerikanischen Journalisten Hugh Baillie, dem Präsidenten von United Press: «Deutschland ist das Bollwerk des Westens gegen den Bolschewismus und wird bei dieser Abwehr Propaganda mit Propaganda, Terror mit Terror und Gewalt mit Gewalt bekämpfen.» Auf dem «Parteitag der Arbeit» im September 1937 nannte er den «jüdischen Weltbolschewismus … einen absoluten Fremdkörper» in der «Gemeinschaft europäischer Kulturnationen» und den «Anspruch einer unzivilisierten jüdisch-bolschewistischen internationalen Verbrechergilde, von Moskau aus über Deutschland als altes Kulturland Europas zu regieren», eine «Frechheit».

Jetzt, knappe zwei Jahre später, schloß Hitler nach seinen eigenen Worten vom 28. August 1939 einen Pakt mit dem «Satan», um den «Teufel» auszutreiben. Die Entmachtung Litwinows (und rückblickend auch die Trotzkis und anderer jüdischer Bolschewiki) diente ihm nun als Beleg dafür, daß die Sowjetunion unter Stalin gewillt war, mit dem bisherigen Internationalismus und Interventionismus zu brechen und sich in Richtung auf eine Art nationalen Sozialismus hinzuentwickeln. Vom «jüdischen Bolschewismus» und vom Kampf gegen ihn durfte ab sofort nicht mehr gesprochen werden. Zahllose Agitationsschriften mit der entgegenstehenden alten Botschaft waren über Nacht zu Makulatur geworden; antibolschewistische Propagandafilme wurden aus dem Verkehr gezogen.

Nach dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt wähnte Hitler die Position Deutschlands so stark, daß er ernsthaft mit der Annahme des Angebots rechnete, das er am 25. August dem britischen Botschafter Sir Neville Henderson machte: Das Deutsche Reich werde seine Kraft zur Sicherung des Bestands des Empire einsetzen, wenn England Deutschland nicht an der Lösung des deutsch-polnischen Problems hindere. Anschließend legte er den Kriegsbeginn auf den folgenden Tag, 4 Uhr 30, fest. Noch am 25. August mußte Hitler dann aber zur Kenntnis nehmen, daß Mussolini, der erst am 12. August von dem in Bälde zu erwartenden Angriff auf Polen erfahren hatte, sich infolge des Widerstands von König Viktor Emanuel III., Außenminister Ciano und führender Militärs nicht in der Lage sah, sein Land an der Seite Deutschlands in den Krieg zu führen. Außerdem erfuhr Hitler, daß der Abschluß des nunmehr endgültigen britisch-polnischen Beistandspaktes unmittelbar bevorstand. Damit drohte die Situation einzutreten, an die er immer noch nicht glauben wollte: ein Zweifrontenkrieg wie 1914. Unsicher geworden, nahm Hitler am Abend des 25. August den Vormarschbefehl auf Vorschlag Brauchitschs zurück.

Die Atempause nutzten Staatssekretär von Weizsäcker und in London Botschaftsrat Theodor Kordt zu hektischen Versuchen, doch noch den Frieden zu retten. Auch Göring bemühte sich, unter Einschaltung eines schwedischen Vermittlers, des Geschäftsmannes Birger Dahlerus, den Krieg im letzten Augenblick zu verhindern. Aber weder Brauchitsch noch der Generalstabschef des Heeres, General Halder, dachten daran, sich dem Krieg gegen Polen zu widersetzen. Hitler selbst war zum Krieg entschlossen. Er hoffte zwar noch immer, Großbritannien und Frankreich vom Eingreifen abhalten zu können, aber mehr als eine Hoffnung war das nicht.

Die Vorschläge, die Hitler Großbritannien unterbreitete, konnte London nicht annehmen, ohne seine Verpflichtungen gegenüber Polen zu verletzen; die Vorschläge, die am 29. August in ultimativer Form Warschau zugestellt wurden, waren ohnehin nur als Alibi vor der Geschichte gedacht. Irreal war auch Mussolinis Anregung vom 31. August, die britische Regierung möge der Rückkehr Danzigs ins Deutsche Reich zustimmen, um so den Boden für eine Konferenz der Großmächte zu bereiten. Am gleichen Tag um 12 Uhr 40 gab Hitler den endgültigen Befehl für die Eröffnung des Krieges gegen Polen: Er hatte am 1. September 1939 um 4 Uhr 45 zu beginnen. Um den Anschein einer Begründung zu schaffen, mußte die SS an der deutsch-polnischen Grenze für geeignete «Zwischenfälle» sorgen. Einer davon war der fingierte Überfall auf den Sender Gleiwitz durch SS-Männer, die polnische Uniformen trugen, am späten Abend des 31. August.

Hitler stand nicht unter irgendwelchen ökonomischen Zwängen, als er am 1. September den Zweiten Weltkrieg entfesselte. Seine Kriegswirtschaftspolitik hätte Deutschland zwar ohne Eroberung fremden Territoriums nicht mehr lange fortsetzen können, der Anschluß Österreichs, die Angliederung des Sudetenlandes und die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren aber hatten bereits eine gewisse wirtschaftliche Entlastung gebracht. Der Krieg sollte nach Hitlers festem Willen zum frühestmöglichen Zeitpunkt beginnen. Ein Abwarten hätte bedeutet, Großbritannien und Frankreich mehr Zeit für ihre Aufrüstung zu lassen, so daß Deutschland seinen Vorsprung auf diesem Gebiet zu verlieren drohte. Der Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion befreite Hitler von der Gefahr eines «großen» Zweifrontenkrieges. Der amerikanische Isolationismus war im Sommer 1939 noch stark genug, um einen raschen Kriegseintritt der USA an der Seite Großbritanniens und Frankreichs unwahrscheinlich zu machen. Unter diesen Umständen empfahl sich ein rasches Losschlagen gegen Polen – zumal Hitler noch keineswegs davon überzeugt war, daß London und Paris ihre Beistandsversprechen gegenüber Warschau einlösen würden.

Von Kriegsbegeisterung konnte im September 1939, anders als ein Vierteljahrhundert zuvor, in Deutschland nirgendwo die Rede sein. «Der Wille zum Frieden ist stärker als der zum Krieg», beobachtete Ende Juni der Landrat von Ebermannstadt in Oberfranken. «Bei dem weitaus überwiegenden Teil der Bevölkerung besteht deshalb mit einer Lösung der Danziger Frage nur dann Einverständnis, wenn dies in der bisherigen Weise schlagartig und unblutig vor sich geht, wie die bisherigen Eingliederungen im Osten … Mit einer Begeisterung, wie sie 1914 war, könnte heute nicht gerechnet werden.» Einen Monat später faßte derselbe Beamte die Stimmung der Bevölkerung in den Worten zusammen: «Die Beantwortung der Frage, wie das Problem, ‹Danzig und der Korridor› zu lösen ist, ist in der Öffentlichkeit noch immer die gleiche: Angliederung an das Reich? Ja. Durch Krieg? Nein.» Am 31. August, dem letzten Friedenstag, notierte der Landrat, was auch aus anderen Regionen des Reiches gemeldet wurde: «Das Vertrauen zum Führer wird jetzt wohl der härtesten Feuerprobe seit je unterstellt. Der überwiegende Teil der Volksgenossen erwartet von ihm die Verhinderung des Krieges, und zwar, wenn es nicht anders möglich ist, selbst unter Verzicht auf Danzig und den Korridor.»

In seiner Reichstagsrede vom 1. September 1939 berief sich Hitler wenige Stunden nach Kriegsbeginn auf das historische Idol, dem er sich am nächsten fühlte: Friedrich den Großen. Er wurde als Zeuge dafür aufgerufen, daß Deutschland gegebenenfalls auch einer großen Mächtegruppierung trotzen könne. «Ein Wort habe ich nie kennengelernt, es heißt: Kapitulation. Wenn aber irgend jemand meint, daß wir vielleicht einer schweren Zeit entgegengehen, so möchte ich bitten zu bedenken, daß einst ein Preußenkönig mit einem lächerlich kleinen Staat einer der größten Koalitionen gegenübertrat und in drei Kämpfen am Ende doch erfolgreich bestand, weil er jenes gläubige, starke Herz besaß, das auch wir in dieser Zeit benötigen. Der Umwelt aber möchte ich versichern: Ein November 1918 wird sich niemals mehr in der deutschen Geschichte wiederholen!»

Dem deutschen Überfall auf Polen folgten noch am 1. September Aufforderungen der britischen und der französischen Regierung, Deutschland möge seine Angriffshandlungen einstellen und seine Truppen aus polnischem Gebiet zurückziehen. Am 2. September verlieh London seiner Note vom Vortag Nachdruck, in dem es daraus ein Ultimatum machte – befristet auf den 3. September, 11 Uhr. Da eine deutsche Antwort zu diesem Zeitpunkt nicht vorlag, befand sich Großbritannien nunmehr im Krieg mit Deutschland. Das französische Ultimatum wurde am 3. September um 12 Uhr 20 übereicht. Es lief um 17 Uhr ab. Danach herrschte zwischen Frankreich und Deutschland Kriegszustand. Vom gleichen Tag datieren die Kriegserklärungen von zwei Mitgliedern des Commonwealth, Australien und Neuseeland, sowie von Britisch-Indien. Am 6. September folgte die Südafrikanische Union (wo sich Premierminister Hertzog, der sich für die Neutralität seines Landes eingesetzt hatte, der interventionsbereiten Mehrheit von Regierung und Parlament fügen mußte) und am 10. September Kanada. Von Anfang an hatte Hitlers Krieg also nicht nur europäische, sondern auch globale Dimensionen.

Das britische Unterhaus gab der Regierung Chamberlain am 3. September volle Rückendeckung; die Labour Party hatte bereits am 1. September ein eigenes Kriegsmanifest mit einem Aufruf zum bewaffneten Widerstand gegen Hitlers neueste Aggression veröffentlicht. Neville Chamberlain trat trotz des Scheiterns seiner bisherigen Politik gegenüber Deutschland nicht zurück; er stärkte seine innerparteiliche Position dadurch, daß er am 3. beziehungsweise 4. September drei konservative «anti-appeasers» in das Kabinett aufnahm: Winston Churchill als Ersten Lord der Admiralität, Anthony Eden als Minister für die Dominions und Harold Macmillan als Chef des neu geschaffenen Informationsministeriums.

Die französische Regierung konnte sich bei ihrer Kriegserklärung ebenfalls auf die volle Rückendeckung des Parlaments stützen: Am 2. September hatten Deputiertenkammer und Senat einstimmig, durch Handaufheben, die Regierung Daladier ermächtigt, neue Kredite aufzunehmen, von denen alle wußten, daß es, auch wenn der Ministerpräsident das Wort «Krieg» vermied, Kriegskredite waren. In beiden Kammern des Parlaments stimmten auch die Kommunisten für die Vorlage der Regierung. Dreieinhalb Wochen später, am 26. September, wurde die Kommunistische Partei für illegal erklärt, nachdem diese auf Weisung der Komintern begonnen hatte, auch unter Soldaten gegen den «imperialistischen Krieg» zu agitieren und den inzwischen erfolgten Einmarsch der Roten Armee in Ostpolen als Befreiungsaktion zu verteidigen.

Hitler, der von den prompten Reaktionen der westlichen Demokratien überrascht wurde, trat die Flucht nach vorn an. Seit dem 3. September hatte er wieder ein klares Feindbild: das Judentum. Doch es war nun nicht mehr das Judentum in seiner «bolschewistischen», sondern in seiner «demokratischen», «plutokratischen», «kapitalistischen» Erscheinungsform. Ihm gab Hitler, als Dialektiker nunmehr Stalin fast ebenbürtig, die Schuld an dem von ihm entfesselten Krieg. Nicht das britische Volk könne für den Krieg verantwortlich gemacht werden, hieß es im Aufruf an das deutsche Volk vom 3. September, den er noch vor dem Kriegseintritt Frankreichs verfaßt hatte. «Es ist jene jüdisch-plutokratische und demokratische Herrenschicht, die in allen Völkern der Welt nur gehorsame Sklaven sehen will, die unser neues Reich haßt, weil sie in ihm Vorbilder einer sozialen Arbeit erblickt, von der sie fürchtet, daß sie ansteckend auch in ihrem eigenen Lande wirken könne.»

Den «Nationalsozialisten und Nationalsozialistinnen» gegenüber behauptete Hitler am 3. September: «Unser jüdisch-demokratischer Weltfeind hat es fertiggebracht, das englische Volk in den Kriegszustand gegen Deutschland zu hetzen. Die Gründe dafür sind genau so verlogen und fadenscheinig, als (sic!) es die Gründe 1914 waren.» An die Parteigenossen erging der Aufruf: «In wenigen Wochen muß die nationalsozialistische Kampfbereitschaft sich in eine auf Leben und Tod verschworene Einheit verwandelt haben. Dann werden die kapitalistischen Kriegshetzer Englands und seiner Trabanten in kurzer Zeit erkennen, was es heißt, den größten Volksstaat Europas ohne jede Veranlassung angegriffen haben.»

Die Sprache Hitlers erinnerte am 3. September 1939 stark an eine besondere Spielart der «Ideen von 1914»: die Gegenüberstellung des sozialen, ja sozialistischen Deutschland und des kapitalistischen, ja plutokratischen England. Die «jüdische Weltverschwörung» schien fast über Nacht ihr Hauptquartier vom Moskauer Kreml in die Londoner City verlegt zu haben. Vermutlich fand Hitlers antikapitalistische Rhetorik in der Arbeiterschaft dank der inzwischen erreichten Vollbeschäftigung, des Ausbaus des Wohlfahrtsstaates und mancher populärer Freizeitangebote der Deutschen Arbeitsfront sogar einen gewissen Anklang, und um die Unterstützung durch die Arbeiter mußte es Hitler besonders gehen, wenn er einen neuen «November 1918» ausschließen wollte. Neu war gegenüber dem wilhelminischen Deutschland, daß der Appell an das antijüdische Ressentiment nicht von irgendwelchen gesellschaftlichen oder politische Gruppen, sondern von «oben» kam, also offiziellen Charakter trug. Wie immer es um den Widerhall dieser Parolen stand: In Deutschland befand sich seit 1933 der Antisemitismus an der Macht. Darin lag ein grundlegender Unterschied zwischen den Kriegsausbrüchen von 1914 und 1939 – und zwischen den Kriegen, die damals begannen.

Einen anderen Unterschied markierte Hitler durch einen Erlaß, den er im Oktober 1939 unterzeichnete und auf den 1. September, den Tag des Kriegsbeginns, zurückdatierte. Er lautete: «Reichsleiter Bouhler und Dr. med. Brandt sind unter Verantwortung beauftragt, die Befugnisse namentlich zu bestimmender Ärzte so zu erweitern, daß nach menschlichem Ermessen unheilbar Kranken bei kritischster Beurteilung ihres Krankheitszustandes der Gnadentod gewährt werden kann. Adolf Hitler.»

Damit machte sich der «Führer» endgültig zum Herrn über Leben und Tod. «Sein» Krieg sollte ihm die Möglichkeit geben, auch nach innen die letzten Konsequenzen aus seiner sozialdarwinistischen Weltanschauung zu ziehen und einem neuen, reinrassigen und gesunden, arischen Menschentypus zum Durchbruch zu verhelfen. Während die Aufmerksamkeit des deutschen Volkes dem Kampf an den Fronten zugewandt war, mochte es leichter sein als zuvor, ohne großes Aufsehen den Schritt von der «Verhütung erbkranken Nachwuchses», die ein Gesetz vom 14. Juli 1933 erlaubte, zur «Vernichtung lebensunwerten Lebens», von der «Eugenik» zur «Euthanasie», zu tun. Vorkämpfer der letzteren waren vor allem der Strafrechtler Karl Binding und der Psychiater Alfred Hoche, die, wie schon an anderer Stelle erwähnt, 1920 die «Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens» (so der Titel des gemeinsam verfaßten Buches) gefordert hatten. Aber in breiten Kreisen der Gesellschaft und zumal bei den christlichen Kirchen galt der «Gnadentod» für Geisteskranke nach wie vor als Mord. Im Zeichen des Krieges hoffte Hitler, den Zivilisationsbruch, den er wollte, durchsetzen zu können. Hinderliche Normen aus der Tradition des bürgerlichen Rechtsstaates im Bedarfsfall außer Kraft zu setzen lag in der Logik des totalitären Staates. Im nationalsozialistischen Deutschland konnte diese Logik sich erst im Krieg voll entfalten.[17]


4.
Zivilisationsbrüche:
Zweiter Weltkrieg und Holocaust

Krieg als Vernichtung: Die fünfte Teilung Polens

Nur eine Macht hatte 1939 zielstrebig auf die Entfesselung eines Krieges hingearbeitet, von dem sie wissen mußte, daß es nicht in ihrer Macht lag, ihn zu lokalisieren: das nationalsozialistische Deutschland. Ob Hitler Polen im Herbst jenes Jahres auch dann angegriffen hätte, wenn Stalin ihm nicht durch den Moskauer Vertrag vom 23. August 1939 zu Hilfe gekommen wäre, muß offen bleiben. Ein Kriegsverzicht des «Dritten Reiches» war 1939 freilich schon in Anbetracht seiner eigenen Hochrüstung und der fortschreitenden Aufrüstung der anderen Mächte kaum noch vorstellbar. Der deutsch-sowjetische Nichtangriffsvertrag, der in Wahrheit ein Angriffsvertrag war, verminderte die Risiken von Hitlers Va-banque-Spiel: Er machte die Sowjetunion zum Ko-Aggressor und auf absehbare Zeit von der Politik des Hauptaggressors abhängig.

Als Grund des Krieges gegen die östlichen Nachbarn nannte Hitler am 22. August vor der hohen Generalität auf dem Obersalzberg die «Vernichtung Polens. Ziel ist Beseitigung der lebendigen Kräfte, nicht die Erreichung einer bestimmten Linie». Einer anderen, in ihrem Quellenwert zeitweilig umstrittenen, aber durchaus glaubwürdigen Aufzeichnung zufolge fügte der «Führer» dieser Vorgabe noch die Bemerkung hinzu, er habe, «einstweilen nur im Osten», seine Totenkopfverbände bereitgestellt mit dem Befehl, «unbarmherzig und mitleidlos Mann, Weib und Kind polnischer Sprache in den Tod zu schicken. Nur so gewinnen wir den Lebensraum, den wir brauchen. Wer redet heute noch von der Vernichtung der Armenier?»

In der Armeeführung durfte Hitler bei seiner Wendung gegen Polen breiter Unterstützung gewiß sein. Während der Sudetenkrise im Sommer und Frühjahr des Vorjahres hatte es eine Militäropposition gegen Hitler gegeben, der auch der spätere Generalstabschef Halder zuzurechnen war. Als Hitler im Frühjahr 1939 die Weichen für den Angriff auf Polen stellte, war von einer Gegnerschaft im Heer nichts mehr zu spüren. Die Sudetengebiete hatten nie zum Reich von 1871 gehört, wohl aber große Teile Polens, das eben darum auch den deutschen Rechten als «Raub-» und «Saisonstaat» galt. Die Aufkündigung des deutsch-polnischen Nichtangriffspaktes am 28. April 1939 ließ Generalstabschef Halder «einen Stein vom Herzen» fallen. Innerhalb von zwei bis drei Wochen werde die Wehrmacht mit Polen fertig sein, verkündete Halder Ende April oder Anfang Mai in einer vertraulichen Rede. Nach dem polnischen «Cannae» könne man, wenn nötig, zum Schlag gegen die Westmächte ausholen.

Der Krieg gegen Polen war von Anfang an ein rassischer Vernichtungskrieg. Er war kein europäischer «Normalkrieg» mehr, sondern der erste völkische Krieg in Europa und damit ebenso wie die anschließende Besatzungsherrschaft ein Vorgriff auf das, was dem slawischen Osten noch bevorstand. Schon im Ersten Weltkrieg waren die slawischen Nationen, im Unterschied zu den germanischen und romanischen, von den deutschen Eliten nicht den hochstehenden Kulturnationen zugerechnet, sondern mit ethnischen Ressentiments und negativen Klischees wie «dreckig» und «zurückgeblieben» bedacht worden. In gesteigertem Maß galt dasselbe von den Juden, die etwa 10 Prozent der polnischen Bevölkerung stellten. Entsprechend radikal waren die Vorstellungen von dem, was in Polen zu geschehen hatte. «Die deutschen Pläne zur Eroberung von Lebensraum im Osten sahen bereits im Sommer 1939 die Ausrottung großer Teile der dort lebenden Bevölkerung und die Unterdrückung der Überlebenden vor», schreibt Jochen Böhler in seinem 2006 erschienenen Buch «Auftakt zum Vernichtungskrieg». «Über dieses Programm war die Wehrmacht bereits zu Kriegsbeginn informiert, und sie beteiligte sich aktiv an dessen Verwirklichung.»

Polen war durch den Nachrichtendienst seines Generalstabs über den deutschen Aufmarschplan informiert und hatte daher seit Mitte August schrittweise mobilgemacht und am 30. August die Gesamtmobilmachung angeordnet. Infolgedessen befanden sich die grenznahen Verbände, als der Krieg am frühen Morgen des 1. September mit Angriffen aus der Luft und den Schüssen des Schlachtschiffs «Schleswig-Holstein» auf die Westerplatte bei Danzig begann, in Alarmbereitschaft. Die polnische Luftwaffe wurde bereits in den ersten Stunden auf ihren Flugplätzen vernichtet; das Heer kämpfte zäh und verbissen, hatte aber angesichts der erdrückenden Überlegenheit der Wehrmacht keine wirkliche Chance. Bereits am 11. September konnte die dritte deutsche Armee den Bug östlich von Wyschkow überqueren.

Die deutschen Soldaten standen von den ersten Kriegstagen an unter dem Eindruck von Meldungen, die in der Wirklichkeit keine Stütze fanden, aber geglaubt wurden: Überall sei mit Angriffen polnischer Freischärler zu rechnen. Tatsache war aber lediglich, daß die ins Landesinnere zurückweichenden polnischen Truppen nicht die offene Schlacht suchten, sondern aus der Deckung von Wäldern, Hecken, Gehöften und Ortschaften agierten, was die Invasoren als Ausdruck slawischer Heimtücke empfanden. Sie reagierten damit, daß sie Dörfer und Kleinstädte in Brand steckten und polnische Soldaten nach ihrer Gefangennahme sowie Zivilisten, darunter auch Greise, Frauen und Kinder, erschossen. Die Gesamtzahl der polnischen Soldaten, die außerhalb der Kampfhandlungen getötet wurden, belief sich auf über 3000. Zwischen Anfang September und Ende Oktober gab es 714 Exekutionen, bei denen 16.000 Zivilisten zu Tode kamen. Juden wurden besonders häufig verdächtigt, für Angriffe aus dem Hinterhalt verantwortlich zu sein. Wieviele von ihnen getötet wurden, steht nicht fest. Zahlreich waren die Fälle, in denen deutsche Soldaten Juden auf offenem Marktplatz die Bärte abschnitten oder versengten und sie verprügelten. Plünderungen jüdischer Wohnungen gingen häufig mit Vergewaltigungen jüdischer Frauen einher.

Die Grenzen zwischen Wehrmacht und SS waren während des Polenfeldzugs nicht immer klar gezogen. Im August 1939 hatten die SS-Verfügungstruppen und SS-Totenkopfverbände den Status einer «stehenden bewaffneten Truppe» erhalten. Die 14. Armee bestand aus der SS-Standarte «Germania»; eine eigene Einheit bildete auch die SS-Totenkopfstandarte «Brandenburg», auf deren Konto das Niederbrennen mehrerer Synagogen ging. Im Rahmen der 8. Armee kämpfte die Leibstandarte «Adolf Hitler», als Untereinheiten der Panzerdivision Kempf beteiligten sich das SS-Artillerieregiment «Deutschland» und der SS-Aufklärungssturmbann an der Niederwerfung Polens. Angehörige der genannten Panzerdivision verübten am 6. September ein Pogrom in Groworowo bei Rózan: Die Juden des Ortes wurden in der Synagoge zusammengetrieben, wo bereits die Leichen getöteter Juden lagen; anschließend wurde das Gotteshaus in Brand gesetzt. Nur die Intervention eines Wehrmachtsoffiziers verhinderte im letzten Augenblick den beabsichtigten Massenmord.

Neben den 1,5 Millionen Soldaten von Wehrmacht und SS wurden schon im September fünf Einsatzgruppen des 1939 geschaffenen Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) mit zunächst 2000 Mann in Polen tätig. Ihre Aufgabe war es laut Protokoll einer Besprechung der Amtschefs vom 7. September, «die führende Bevölkerungsschicht in Polen so gut wie möglich unschädlich zu machen» – oder, wie Reinhard Heydrich, der Chef des RSHA, es tags darauf formulierte: «Die kleinen Leute wollen wir schonen, der Adel, die Popen (sic!) und die Juden müssen wir umbringen.» Die Zahl der Juden, die im September und Anfang Oktober 1939 durch Einsatzgruppen getötet wurden, ist unbekannt. Von der «Sondereinsatzgruppe» unter Obergruppenführer Udo von Woyrsch weiß man, daß sie allein bei dem größten Massaker, das zwischen dem 16. und dem 19. September in Przemyol und Umgebung stattfand, 500 bis 600 Juden umgebracht hat. Insgesamt sollen bis Ende 1939 7000 Juden getötet worden sein. Flankiert wurden die Aktivitäten von Wehrmacht, SS und Einsatzgruppen durch Todesschwadronen des Volksdeutschen Selbstschutzes, die in den ersten Monaten der Besatzung 20.000 bis 30.000 polnische Staatsangehörige ermordeten.

Auf polnischer Seite gab es im September eine Reihe von Ausschreitungen gegen die deutsche Minderheit, denen etwa 2000 Menschen zum Opfer fielen, davon bis zu 300 am 3. September in Bromberg, wo auf beiden Seiten paramilitärische Verbände tätig wurden. Zu einer tiefen Zäsur für Polen wurde der 17. September: der Tag, an dem Staatspräsident Moocicki, der Oberbefehlshaber Rydz-Smigly und die Regierung Slawoj-Skladkowski auf rumänisches Territorium übertraten und die Rote Armee auf breiter Front die Grenze nach Ostpolen überschritt, um, wie es offiziell hieß, den Schutz der Ukrainer und Weißrussen zu übernehmen. Drei Tage später kapitulierten die Armeen «Posen» und «Pomerellen» an der Bzura, am 27. September fiel Warschau.

Am folgenden Tag unterzeichneten Ribbentrop und Molotow in Moskau einen deutsch-sowjetischen Grenz- und Freundschaftsvertrag. In einem Geheimen Zusatzprotokoll wurde die Demarkationslinie zwischen der deutschen und der sowjetischen Demarkationslinie von der Weichsel weiter ostwärts an den Bug verlegt und zum Ausgleich ganz Litauen bis auf einen südwestlichen Zipfel der sowjetischen Interessensphäre zugeschlagen. Deutschland besetzte damit 48 Prozent des polnischen Staatsgebietes mit 63 Prozent der Bevölkerung, die Sowjetunion 51 Prozent mit 37 Prozent der Bevölkerung. Das von der Roten Armee kontrollierte Ostpolen war der Teil des Landes, wo Polen und Juden gegenüber Ukrainern und Weißrussen in der Minderheit waren.

Die letzten polnischen Verbände kapitulierten am 5. Oktober. Die Verluste der polnischen Armee beliefen sich auf 66.300, die des deutschen Militärs auf 10.572, die der Roten Armee auf 737 Gefallene. Fast 700.000 polnische Soldaten befanden sich in deutscher, mehr als 200.000 in sowjetischer Kriegsgefangenschaft. Etwa 110.000 Offiziere und Soldaten konnten Polen über Litauen, Lettland, Ungarn und Rumänien verlassen. Als die Waffen schwiegen, gab es bereits eine polnische Exilregierung unter General Wladyslaw Sikorski. Sie hatte sich am 30. September in Paris gebildet, nachdem Präsident Moocicki zwei Tage zuvor im rumänischen Exil von seinem Amt zurückgetreten war. Ihren stärksten Rückhalt bildete die Exilarmee. Sie rekrutierte sich aus jenem Teil der Streitkräfte, der 1939 aus Polen zuerst nach Ungarn und Rumänien und von dort nach Frankreich und Großbritannien gelangt war, außerdem aus Exilpolen – zusammen etwa 84.000 Mann. Dazu kamen erfahrene Geheimdienstoffiziere, die den Alliierten während des Krieges wertvolle Dienste leisten sollten.

Die deutsche Bevölkerung hatte am 1. September keinerlei «Kriegsbegeisterung» gezeigt; der rasche Sieg wurde mit Erleichterung, ja vielfach enthusiastisch aufgenommen. Um das Schicksal des polnischen Volkes kümmerte sich die «Volksmeinung» im Reich nicht. Dem Triumph der deutschen Waffen folgte die (nach 1772, 1793, 1795 und 1815) fünfte Teilung Polens: Deutschland gliederte sich ein großes Territorium im Westen und Norden an; die Sowjetunion tat dasselbe im Osten. Der verbleibende Rest, das «Generalgouvernement», zu dem auch Warschau gehörte, bildete fortan eine Art «Nebenland» des Reiches.

Am 25. Oktober 1939 endete auf Weisung Hitlers die Militärverwaltung in Polen. Da die Voraussetzungen für den Aufbau einer staatlichen Zivilverwaltung noch gar nicht geschaffen waren, hinterließ die Entscheidung des «Führers» bis in das Frühjahr 1940 hinein, um den Historiker Martin Broszat zu zitieren, «ein vielfach gänzlich ungeklärtes Nebeneinander von staatlich-verwaltungsmäßigen, polizeilichen und Parteizuständigkeiten»; sie «eröffnete ein anarchisches Rechtsvakuum und bildete so die wohl keineswegs unbeabsichtigte Grundlage für wochenlang andauernde, mehr oder minder verfahrenslose ‹Großaktionen› gegen Polen und Juden.»

Als wichtigste Aufgabe künftiger deutscher Polenpolitik nannte Hitler am 6. Oktober vor dem Reichstag «eine Ordnung der ethnographischen Verhältnisse, d.h. eine Umsiedlung der Nationalitäten, so, daß sich am Abschluß der Entwicklung bessere Trennungslinien ergeben, als es heute der Fall ist». Die Durchführung dieses Programms oblag in erster Linie der Partei, der SS, dem SD und den Einsatzgruppen. Sie widmeten sich zunächst der massenhaften Exekution von Juden und Angehörigen der polnischen Intelligenz, darunter Professoren, Pfarrern, Lehrern, Rechtsanwälten, Ärzten und Gutsbesitzern, häufig in Form von Geiselerschießungen. Einen frühen Höhepunkt dieser Liquidierung bildete die «Außerordentliche Befriedungsaktion» vom Frühjahr 1940, in deren Verlauf mehrere tausend Intellektuelle, Künstler und Politiker, unter den letzteren der ehemalige Sejmmarschall Maciej Rataj, erschossen wurden. Um in den neuen Reichsteilen, dem Reichsgau Wartheland, dem Reichsgau Danzig-Westpreußen, dem neuen ostpreußischen Regierungsbezirk Zichenau, dem Ostpreußen angegliederten Gebiet um Suwalki und dem vergrößerten Oberschlesien, Volksdeutsche, vor allem Baltendeutsche aus Estland und Kurland sowie Wolhyniendeutsche aus der Ukraine und Bessarabiendeutsche aus Rumänien, ansiedeln zu können, wurden bis Ende 1939 etwa 88.000 Polen, Juden und Zigeuner ins Generalgouvernement deportiert. Auf dem Boden des Deutschen Reiches sollten nach dem Willen Hitlers künftig nur noch Deutsche leben. Mit der Verwirklichung dieser Absicht beauftragte er den Reichsführer SS, Heinrich Himmler, der am 7. Oktober 1939 zum Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums ernannt wurde.

Im Mai 1940 faßte Himmler die Folgerungen für die Polen im Generalgouvernement in einer von Hitler ausdrücklich genehmigten Denkschrift über die «Behandlung der Fremdvölkischen im Osten» zusammen. Über den Status eines Helotenvolkes sollten die Polen, soweit sie nicht «guten Blutes» und damit germanisierbar waren, nicht mehr hinausgelangen. Für die nichtdeutsche Bevölkerung des Ostens durfte es keine höhere Schule als die vierjährige Volksschule geben. «Das Ziel dieser Volksschule hat lediglich zu sein: Einfaches Rechnen bis höchstens 500, Schreiben des Namens, eine Lehre, daß es ein göttliches Gebot ist, den Deutschen gehorsam zu sein und ehrlich, fleißig und brav zu sein. Lesen halte ich nicht für erforderlich.» Eltern der Kinder «guten Blutes» sollten entweder nach Deutschland gehen und dort loyale Staatsbürger werden oder ihre Kinder hergeben. «Sie werden dann wahrscheinlich keine weiteren Kinder mehr zeugen, so daß die Gefahr, daß dieses Untermenschenvolk des Ostens durch solche Menschen guten Blutes eine für uns gefährliche, ja ebenbürtige Führerschicht erhält, erlischt.» Der großen Mehrheit der polnischen Bevölkerung, die sich nicht «eindeutschen» ließ, blieb nur eine Perspektive: Sie mußte «als führerloses Arbeitsvolk zur Verfügung stehen und Deutschland jährlich Wanderarbeiter und Arbeiter für besondere Arbeitsvorkommen (Straßen, Steinbrüche, Bauten) stellen.»

Die Praxis entsprach den Vorgaben. Wer als deutsch oder eindeutschungsfähig galt, wurde in eine der vier Gruppen der Deutschen Volksliste aufgenommen: Sie reichte von bekennenden Angehörigen der bisherigen deutschen Minderheit über Deutschstämmige, die sich nicht als Volksdeutsche betätigt hatten, und im Polentum aufgegangene, wieder eindeutschungsfähige Deutschstämmige bis hin zu wieder eindeutschungsfähigen volksdeutschen «Renegaten». Die überwiegende Mehrheit der Polen hatte keine Aussicht, ins Herrenvolk aufzusteigen. Die deutsche Herrschaft über Polen war die einer Kolonialmacht, die in den Unterworfenen rassisch minderwertige Wesen sah. Im Unterschied zur wilhelminischen Kolonialherrschaft in Übersee übten in Polen aber nicht Offiziere und Beamte, sondern irreguläre Sondergewalten die eigentliche Macht aus: die NSDAP, die in Hans Frank den Generalgouverneur mit Sitz im Krakauer Wawel stellte, und die SS, die Hitlers Volkstumspolitik exekutierte. Die Entmachtung der klassischen Bürokratie war gewollt. Das hergebrachte Denken in den Kategorien von Normen, Regeln und Kompetenzen, von dem die höhere Beamtenschaft geprägt war, sollte keine Chance haben, der Dynamik der rassischen Umwälzung Fesseln anzulegen.

In anderen Formen als die Unterjochung «ihres» Teiles von Polen durch die Deutschen vollzog sich die Sowjetisierung Ostpolens. Um ihrer Herrschaft den Anschein einer demokratischen Legitimation zu verschaffen, verfügte die Sowjetisierung im Oktober 1939 die «Wahl» von Volksversammlungen, die prompt um die Aufnahme des betreffenden Gebiets in die ukrainische beziehungsweise belorussische Sowjetrepublik baten. Es folgten die konsequente Entpolonisierung der annektierten Territorien, die Verstaatlichung der Industrie und, wenig später, die Kollektivierung der Landwirtschaft. Die gesellschaftlichen Veränderungen gingen einher mit Erschießungen, Verhaftungen, Aburteilungen und, beginnend im Februar 1940, mit Deportationen in den Osten und den Süden der Sowjetunion. Insgesamt wurden bis Juni 1941 zwischen 760.000 und 1,25 Millionen Menschen aus Ostpolen ausgesiedelt, wobei viele, vor allem Kleinkinder, während des Transports in eisiger Kälte umkamen. Unter den Deportierten überwogen zunächst Angehörige der Oberschicht, des bisherigen Staatsapparats und der Intelligenz. Im Juni 1940 stellten Juden, meist Flüchtlinge aus dem deutsch beherrschten Teil des Landes, im Juni 1941 ukrainische und weißrussische «Nationalisten» das Gros der Vertriebenen.

Von allen Gewalttaten des Sowjetregimes in Ostpolen aus den Jahren 1939 bis 1941 hat sich die Ermordung von Tausenden polnischer Offiziere im Frühjahr 1940 der kollektiven Erinnerung am stärksten eingeprägt. Am 5. März 1940 beschloß das Politbüro der KPdSU unter Vorsitz Stalins die Erschießung von 25.700 «Offizieren, Beamten, Gutsbesitzern, Polizisten, Gendarmen und Gefängniswärtern» aus Polen, die sich in sowjetischen Kriegsgefangenenlagern sowie in ukrainischen und weißrussischen Gefängnissen befanden. Insgesamt wurden 21.300 Personen exekutiert. Von den Offizieren fanden 4000 bei Charkow, 6300 in Mednoje bei Kalinin/Twer und 4000 in Katyn den Tod. Es gab weitere, nicht zu beziffernde Massenerschießungen von Polen, so in Bykownia bei Kiew, wo die Leichen der Polen neben Opfern des Großen Terrors von 1937/38 verscharrt wurden.

Die Leichen von Katyn wurden im Frühjahr 1943 von zurückweichenden deutschen Truppen entdeckt und der Weltöffentlichkeit als schlagendes Beispiel für den verbrecherischen Charakter des Bolschewismus präsentiert. Das geschah in dem gleichen Jahr, in dem die systematische Ermordung der europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland ihren furchtbaren Höhepunkt erreichte. Von diesem Völkermord sollte die Welt nichts erfahren – so wenig wie vom Ausmaß der Vernichtung der polnischen Oberschicht in dem Teil des Landes, der deutscher Herrschaft unterworfen war.[1]

Von der «drôle de guerre» zum Kampf um Norwegen

Die Westmächte Frankreich und Großbritannien leisteten Polen so gut wie keine militärische Hilfe. Paris hatte Warschau zwar versprochen, am 15. Tag nach Kriegsbeginn mit einer entlastenden Großoffensive zu beginnen, schickte dann aber lediglich einige Verbände in das Vorfeld des «Westwalls», dem seit 1938 errichteten deutschen Pendant zur Maginotlinie. Es gab einige Gefechte, die nach Angaben der Wehrmacht bis zum 19. Oktober 196 Tote auf deutscher Seite forderten. Die ersten beiden britischen Divisionen landeten erst Anfang Oktober in Frankreich, gefolgt von zwei weiteren Divisionen in der dritten Oktoberwoche.

Wirkungsvoller war die von Großbritannien sofort verhängte Seeblockade, die wie im Ersten Weltkrieg Deutschland vom Weltverkehr absperren sollte. Im Seekrieg verbuchten mal die Deutschen, mal die Briten Erfolge: Deutsche U-Boote zerstörten im September im Bristol-Kanal den Flugzeugträger «Courageous» und im Oktober in der Bucht von Scapa Flow das Schlachtschiff «Royal Oak». Britische Kriegsschiffe beschädigten im Dezember das deutsche Panzerschiff «Graf Spee» so stark, daß sich der Kommandant zur Selbstversenkung vor der La-Plata-Mündung gezwungen sah. Die wichtigste Geste der Solidarität gegenüber Polen bestand darin, daß die beiden westlichen Demokratien ein «Friedensangebot», das Hitler ihnen in seiner Reichstagsrede vom 6. Oktober unterbreitete, zurückwiesen. Insgesamt war der Krieg im Westen in den ersten sieben Monaten das, was man in der angelsächsischen Welt alsbald als «Scheinkrieg» (phoney war) und in Frankreich als «komischen Krieg» (drôle de guerre) bezeichnete.

Hitler war im Herbst 1939 durchaus daran gelegen, mit einer Offensive im Westen den Entscheidungskampf herbeizuführen, er gab diese Absicht aber wegen der Wetterverhältnisse schließlich auf und vertagte die entsprechenden Pläne ins Frühjahr 1940. Damit entzog er den konservativen Oppositionskreisen, denen sich zeitweilig auch wieder der wankelmütige Generalstabschef Halder zugesellt hatte, die Grundlage für ihr Vorhaben, Hitler zu stürzen. Zur Ausführung gelangte hingegen am Abend des 8. November im Münchner Bürgerbräukeller ein Anschlag des württembergischen Schreiners Georg Elser – allerdings zu einem Zeitpunkt, als der «Führer» den Ort seiner alljährlichen Rede anläßlich des Jahrestages des Putsches von 1923 bereits wieder verlassen hatte. Hitler verdächtigte sogleich den britischen Geheimdienst, der Urheber des Attentats zu sein. Doch Elser war ein Einzelgänger. Über die Umsturzabsichten der konservativen Verschwörer war London informiert, doch die Regierung Chamberlain dachte nicht daran, den preußischen Frondeuren eine Waffenruhe oder ein strategisches Stillhalten für den Fall in Aussicht zu stellen, daß es in Berlin zum Regimewechsel kam.

Politische und militärische Bewegung gab es hingegen im Osten. Die Sowjetunion zwang Ende September Estland, Anfang Oktober auch Lettland und Litauen zu Beistands- und Handelsabkommen, die ihr Militärstützpunkte einräumten. Litauen erhielt bei dieser Gelegenheit das Gebiet um Wilna, das kurz zuvor bei der fünften Teilung Polens der Sowjetunion zugefallen war. Nur Finnland weigerte sich, dem sowjetischen Druck nachzugeben. Am 10. Oktober begannen außerordentliche Einberufungen von Reservisten, was faktisch auf die Mobilmachung hinauslief. Am 13. November wurden die Verhandlungen zwischen der finnischen und der sowjetischen Regierung abgebrochen. Am 30. November begann mit einem Angriff der Roten Armee der Winterkrieg. Tags darauf setzte Moskau im Grenzort Terijoki eine «Volksregierung der demokratischen Republik Finnland» unter dem aus Finnland stammenden Altbolschewisten Otto Wilhelm Kuusinen ein, mit der sie am 2. Dezember einen Freundschafts- und Beistandsvertrag schloß. In Helsinki trat Risto Ryti von der Fortschrittspartei an die Spitze der Regierung; der Sozialdemokrat Väinö Tanner wurde Außenminister. Feldmarschall Mannerheim blieb Vorsitzender des Verteidigungsrates und übernahm den Oberbefehl der Streitkräfte.

In den demokratisch gebliebenen Ländern Europas genoß der finnische Kampf gegen die sowjetische Aggression große Sympathien. Ein schwedisches Solidaritätskomitee gab die Parole aus «Finnlands Sache ist die unsere». Von den etwa 8000 Schweden, die sich als Freiwillige für Finnland meldeten, kamen freilich nur zwei verstärkte Bataillone an der Front zum Einsatz. Die sozialdemokratische Regierung unter Peer Albin Hansson in Stockholm hielt indessen strikt an ihrer Neutralitätspolitik fest; Außenminister Rickard Sandler, ein Befürworter einer Intervention zugunsten Finnlands, mußte Mitte Dezember zurücktreten und Christian Günther Platz machen, der die außenpolitischen Ansichten des Ministerpräsidenten teilte. Symbolisch blieb die Unterstützung durch den Völkerbund, an den Helsinki sich Anfang Dezember mit der Bitte um Hilfe gewandt hatte: Am 14. Dezember wurde die Sowjetunion als Aggressor aus der Weltorganisation ausgeschlossen. Die skandinavischen und die baltischen Mitglieder des Völkerbundrates beteiligten sich an der Abstimmung, dem letzten Lebenszeichen des Völkerbundes, nicht.

Die Neutralität der skandinavischen Staaten erwies sich auch als das entscheidende Hindernis für Hilfsexpeditionen aus Frankreich und Großbritannien, die Paris und London Helsinki bei Beginn des Krieges versprochen hatten. In beiden Ländern war die öffentliche Meinung eindeutig profinnisch. Das eigentliche Motiv für die Hilfszusagen aber war, wie der finnische Historiker Seppo Hentilä feststellt, ein anderes. «Die Westmächte waren vor allem an den nordschwedischen Erzlagerstätten interessiert. Sie befürchteten, daß sich dort entweder Deutschland oder – nach der Eroberung Finnlands – die Sowjetunion festsetzen könnte. Die Verlängerung des Winterkrieges war deshalb für Frankreich und Großbritannien von Vorteil. Schwedens Lage war kompliziert, ihm drohte von drei Seiten eine Besetzung. Obwohl die Westmächte für Schweden eine erträglichere Alternative als Deutschland oder die Sowjetunion waren, widersetzte es sich während der gesamten Zeit dem Transit einer Hilfsexpedition.»

Die finnischen Streitkräfte lieferten der massiv überlegenen Roten Armee einen zähen und zunächst sehr wirksamen Widerstand. Es gelang ihnen, einen Durchbruch des Aggressors im Zentrum der Karelischen Landenge bei Summa abzuwehren; ein Versuch, die gegnerischen Kräfte dort einzukesseln, forderte aber so viele Menschenleben, daß er am 23. Dezember abgebrochen werden mußte. Auf der Karelischen Landenge erstarrten die Kämpfe danach zum Stellungskrieg. Nördlich des Ladogasees war die finnische Strategie hingegen erfolgreich: Im größten Kessel wurden zwei sowjetische Divisionen eingeschlossen. Anfang Januar 1940 vernichteten finnische Truppen die motorisierte 44. Division der Roten Armee und schlossen weitere ein.

Erst Anfang Februar konnten die Sowjetverbände unter Oberbefehl von Verteidigungskommissar Marschall Woroschilow auf der Karelischen Landenge größere Durchbrüche erzielen. Am 23. Februar ließ die Sowjetführung auf dem Weg über Stockholm die finnische Regierung über ihre Friedensbedingungen informieren. Finnland sollte die Halbinsel Hanko auf dreißig Jahre verpachten, die gesamte Karelische Landenge einschließlich der Stadt Wiborg sowie die West- und Nordseite des Ladogasees an die Sowjetunion abtreten. Die finnische Regierung wollte darauf nicht eingehen und bat abermals die Westmächte um Hilfe, die daraufhin versprachen, bis April eine Hilfsexpedition von über 10.000 Mann zu entsenden. Doch wiederum weigerte sich Stockholm, britischen und französischen Truppen den Durchmarsch zu gestatten. Da Feldmarschall Mannerheim eine Fortsetzung des Kampfes für unmöglich hielt, beschloß die Regierung am 29. Februar, Friedensverhandlungen aufzunehmen. Paris und London reagierten mit einem neuen Hilfsangebot, das auf finnischer Seite geprüft, aber als unzureichend bewertet wurde. Nach abermaligen Erfolgen der Roten Armee waren die Finnen schließlich bereit, zusätzlichen Annexionsforderungen in Kuusamo und Salla zuzustimmen. Am 13. März wurde in Moskau der Friedensvertrag geschlossen; am 14. März trat er in Kraft. Die finnischen Streitkräfte hatten etwa 24.000, die Rote Armee nach eigenen Angaben 49.000 Gefallene zu beklagen.

Die Gebietsverluste Finnlands wogen schwer, aber sein wichtigstes Kampfziel hatte das Land erreicht: die Behauptung seiner Selbstständigkeit. Diese Erfahrung schweißte die Finnen fester zusammen; im Ergebnis bewirkte sie so etwas wie eine Neubegründung der finnischen Nation. Doch nicht nur in Finnland hatte der Winterkrieg weitreichende Wirkungen. Für die Sowjetunion lautete die Lektion, daß das Ziel, Finnland zu erobern und in eine Sowjetrepublik zu verwandeln, ihre Kräfte einstweilen überstieg. Das Deutschland Adolf Hitlers folgerte aus den Ereignissen des Winters 1939/40, daß es für die Wehrmacht gegebenenfalls ein Leichtes sein müßte, die Rote Armee zu bezwingen.

In Frankreich löste das schließliche Nachgeben Finnlands eine schwere Regierungskrise aus. In einer Geheimsitzung beider Kammern der Nationalversammlung wurde der Regierung Daladier vorgehalten, daß sie Finnland nicht wirksam zu Hilfe gekommen sei. Bei einer Vertrauensabstimmung in der Deputiertenkammer votierten am 20. März 239 Abgeordnete für und einer gegen die Regierung; 300 Parlamentarier enthielten sich der Stimme. Daladier zog aus dieser politischen Niederlage die Konsequenz: Er trat nach fast zweijähriger Amtszeit zurück. Tags darauf, am 21. März, übernahm der bisherige Finanzminister Paul Reynaud, seit jeher ein scharfer Kritiker jedes «apaisement» gegenüber dem nationalsozialistischen Deutschland, das Amt des Ministerpräsidenten und zugleich das des Außenministers. Daladier blieb Verteidigungsminister und verhinderte als solcher, daß der Militärreformer Charles de Gaulle, der großen Anteil an Reynauds kämpferisch gehaltener Regierungserklärung hatte, zum Sekretär des Militärkabinetts benannt wurde. Bei der Abstimmung über die Vertrauensfrage in der Deputiertenkammer erhielt Reynaud am 22. März nur eine Stimme über der absoluten Mehrheit: 268 Ja-Stimmen standen 156 Nein-Stimmen und 111 Enthaltungen gegenüber. Das Votum war ein getreues Spiegelbild der inneren Zerrissenheit Frankreichs im Frühjahr 1940.

Auch in London zeitigte der Winterkrieg seine Wirkungen. Winston Churchill hatte als Erster Lord der Admiralität, das heißt als Marineminister, seit Kriegsbeginn darauf gedrängt, die Neutralität Norwegens zu ignorieren und seine Küstengewässer zu verminen – und das nicht nur, um einem deutschen Zugriff zuvorzukommen und das Reich durch Sperrung der Erzzufuhr aus Nordschweden nachhaltig zu schwächen, sondern um Norwegen, ja möglichst ganz Skandinavien in die britische Interessensphäre einzubeziehen. Die Verletzung des Völkerrechts schien Churchill um eines höheren Gutes willen gerechtfertigt: der Sicherheit der Freiheit der freien Völker, an ihrer Spitze des britischen. Der sowjetische Angriff auf Finnland Ende November 1939 bestärkte die Admiralität und den Marineminister in ihrer Überzeugung von der strategischen Bedeutung Skandinaviens. Zur Forderung nach der Verminung der norwegischen Küstengewässer trat nun verstärkt die nach der Besetzung von Bergen und vor allem von Narvik, wo schwedisches Erz auf deutsche Schiffe geladen wurde.

Seinen Regierungschef Neville Chamberlain hatte Churchill von der strategischen Notwendigkeit eines offensiven Vorgehens in der nördlichen Nordsee und im Europäischen Nordmeer überzeugt, als der neue französische Ministerpräsident Paul Reynaud am 28. März 1940 zum vierten Treffen des interalliierten Großen Kriegsrates nach London kam. Bei dieser Zusammenkunft verpflichteten sich beide Staaten, keinen Separatfrieden abzuschließen und nach dem Krieg weiter zur Sicherung des Friedens zusammenzuarbeiten. Das Hauptthema aber bildete die schwedische Erzzufuhr nach Deutschland. Auf Betreiben Reynauds wurde Schweden aufgefordert, diese Lieferungen einzustellen. Außerdem einigten sich die Verbündeten darauf, die norwegischen Küstengewässer zu verminen und ein Expeditionsheer nach Skandinavien zu schicken, das erst Narvik sowie Trondheim, Bergen und Stavanger, dann das schwedische Eisenerzgebiet mitsamt der Hafenstadt Luleå am Bottnischen Meerbusen besetzen sollte. Die Einzelheiten wurden bei einem Besuch Churchills in Paris am 5. April festgelegt.

Am frühen Morgen des 8. April, noch bevor die Regierung in Oslo informiert wurde, erfolgte die Verminung der norwegischen Küstengewässer. Am 10. April sollte ein britisch-französisches Expeditionskorps Narvik besetzen und bis zur schwedischen Grenze vorstoßen. Doch ehe der Plan in die Tat umgesetzt werden konnte, handelte Deutschland. Am 9. April besetzte die Wehrmacht Dänemark, das sich nach kurzem Widerstand in die vollendeten Tatsachen schickte, und begann mit der Besetzung Norwegens. Entsprechende Überlegungen hatte der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Admiral Raeder, schon im Oktober 1939 angestellt. Am 14. Dezember empfing Hitler auf Wunsch Raeders Vidkun Quisling, den ehemaligen Kriegsminister und Führer der rechtsradikalen Partei Norwegens, des Nasjonal Samling, der ihn auf die Gefährdung der norwegischen Neutralität durch Großbritannien hinwies. Noch am gleichen Tag erging Hitlers Befehl zur Ausarbeitung einer Studie über eine Militäraktion in Skandinavien. Im Januar 1940 wurde daraus das Unternehmen «Weserübung». Am 2. April legte Hitler den genauen Zeitplan fest.

In Norwegen stieß die Okkupation auf sehr viel größeren Widerstand als in Dänemark. Die deutschen Truppen konnten am 9. April zwar die wichtigsten Hafenstädte des Landes besetzen, der Kreuzer «Blücher» aber, der den Besatzungsstab mitsamt den Beamten der Gestapo an Land bringen sollte, wurde vom norwegischen Militär im Oslofjord versenkt, was es der Königsfamilie, der Regierung und zahlreichen Beamten und Abgeordneten ermöglichte, die Hauptstadt zu verlassen, sich nach Elverum zu begeben und die Goldvorräte der Staatsbank in Sicherheit zu bringen. Eine deutsche Kapitulationsforderung lehnte König Haakon VII., gestützt auf das Votum der Regierung des sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Johan Nygaardsvold, am 9. April mit einem einzigen Wort, «Nei», ab. Das Nein galt auch dem deutschen Ansinnen, eine von Quisling gebildete «Regierung» als legitim anzuerkennen. Die Regierung Nygaardsvold erhielt am gleichen Tag vom Storting außerordentliche Vollmachten zur Fortsetzung des Kampfes.

Die britisch-französisch-exilpolnischen Verbände, die zwischen dem 14. und 18. April an der norwegischen Küste landeten, mußten sich an den meisten Orten angesichts des deutschen Vormarsches wieder einschiffen. Nur bei Narvik kam es zu einer heftigen Schlacht. Am 28. Mai fiel die Stadt in die Hände der Alliierten; am 8. Juni mußten sie sie wieder räumen und ihre letzten Einheiten aus Norwegen abziehen. Tags zuvor hatten König und Regierung sich von Tromsö aus ins Exil nach England begeben. Die norwegischen Verbände, die der deutschen Kriegsmarine, vor allem im Oslofjord und im Norden des Landes, schwere Verluste zugefügt hatten, stellten am 10. Juni den Kampf ein.

Hitlers Gefolgsmann Vidkun Quisling, der sich am 9. April selbst zum «Staatsminister» ernannt hatte, wurde von den Besatzern an die Spitze eines «Verwaltungsrates» gestellt. Dieser verdankte seine Entstehung einer Initiative von Richtern des Obersten Gerichtshofes, konnte aber keine Legitimität gewinnen und wurde Ende September aufgelöst. Die tatsächlichen Regierungsgeschäfte führte als Reichskommissar für die besetzten norwegischen Gebiete seit dem 24. Mai 1940 der Essener Gauleiter der NSDAP, Josef Terboven. Dem Reichskommissar stand ein von ihm berufener zwölfköpfiger kommissarischer Staatsrat zur Seite. Die politischen Parteien, außer Quislings Nasional Samling, löste Terboven auf. Im Februar 1942 ernannte er Quisling, obwohl dieser in der Bevölkerung über so gut wie keinen Rückhalt verfügte, zum Ministerpräsidenten.

In Dänemark blieb hingegen der König, Christian X., auf dem Thron und die Regierung im Amt. Die oberste Gewalt lag in den Händen des von Hitler ernannten Reichsbevollmächtigten – eines Amtes, das zunächst, bis Oktober 1942, der Diplomat Cécil von Renthe-Fink, danach der SS-Gruppenführer Werner Best innehatte. Der sozialdemokratische Ministerpräsident Thorvald Stauning, der bis zu seinem Tod im Mai 1942 das Amt des Regierungschefs ausübte, erweiterte das Kabinett durch Einbeziehung liberaler und konservativer Politiker sowie parteiloser Beamter zu einer Regierung der nationalen Sammlung. Die Anpassung an das «Dritte Reich» drückte sich auch darin aus, daß Dänemark im November 1940 dem Antikominternpakt beitrat und Maßnahmen gegen die Kommunisten im eigenen Lande ergriff. Innenpolitisch konnte sich die dänische Regierung durch solche Zugeständnisse bis zum Sommer 1943 ein hohes Maß an Autonomie sichern – ein höheres Maß als irgendein anderes von deutschen Truppen besetztes Land.

Der Verlierer des Wettlaufs um die Kontrolle über Skandinavien war, vorläufig jedenfalls, Großbritannien. Obwohl die Hauptverantwortung, wie Ian Kershaw feststellt, bei Churchill lag, mußte Chamberlain den politischen Preis für das gescheiterte Unternehmen zahlen. «Die Messer waren gewetzt, um den Premierminister zu stürzen, der versucht hatte, Hitler zu beschwichtigen. Churchill, dessen Warnungen aus dem politischen Abseits jetzt als prophetisch erschienen, hatte an Statur gewonnen. Anfang Mai hatte ein großer Teil von Chamberlains eigener Partei das Vertrauen in ihn verloren und sah in ihm nicht mehr die Führungspersönlichkeit, die Großbritannien im Krieg brauchte. Die Oppositionsparteien lehnten eine Zusammenarbeit mit ihm in einem Kriegskabinett kategorisch ab.» Nach dem Verlust einer Vertrauensabstimmung im Unterhaus trat Neville Chamberlain am 10. Mai 1940 zurück.

Als wahrscheinlicher Nachfolger galt vielen zunächst Außenminister Halifax, der jedoch, um die Sache der Regierung im Unterhaus vertreten zu können, erst auf seinen Sitz im Oberhaus hätte verzichten und sich in einer Nachwahl in die Commons wählen lassen müssen. Da er überdies selbst an seiner Eignung zum Kriegspremier zweifelte, verzichtete er noch am gleichen Tag auf die Krönung seiner politischen Karriere.

Damit war der Weg frei für den damals fünfundsechzigjährigen Winston Churchill. Wegen seines zweimaligen Parteiwechsels – 1904 von den Konservativen zu den Liberalen und 1924 zurück zu den Tories – haftete ihm der Ruf launenhafter Unbeständigkeit an; als Schatzkanzler der Jahre 1924 bis 1928 war er ein Minister ohne Fortune gewesen; als imperialistischer «diehard», der sich jedem Schritt in Richtung der Unabhängigkeit Indiens verbissen widersetzte, hatte er die gemäßigten Konservativen, die Liberalen und die Labour Party gegen sich aufgebracht. Aber sein beharrlicher Kampf gegen die Appeasementpolitik, seine Dynamik und Energie, seine rhetorische und schriftstellerische Brillanz sicherten ihm auch den Respekt seiner zahlreichen Gegner. Als er der Labour Party am 10. Mai eine Regierungsbeteiligung anbot, um sein Kriegskabinett auf eine breite politische Basis zu stellen, willigte diese ein. Der bisherige Oppositionsführer Clement Attlee wurde als Lordsiegelbewahrer Churchills Stellvertreter, der Labour-Politiker Hugh Dalton übernahm das Ministerium für wirtschaftliche Kriegführung, sein Parteifreund Herbert Morrison (bis zum Oktober 1940) das Ministerium für Versorgung. Lord Halifax blieb (bis zum Dezember 1940) Außenminister. Sein Vorgänger in diesem Amt, Anthony Eden, wurde Kriegsminister, der Pressemagnat Lord Beaverbrook Minister für die Flugzeugproduktion. Die Koordination der Verteidigung übernahm Churchill selbst.

Als Churchill am Abend des 10. Mai 1940 von König Georg VI. zum Premierminister ernannt wurde, hatte die erwartete Westoffensive der Wehrmacht gerade eben begonnen. Der Zweite Weltkrieg trat in eine neue Phase. Hitler suchte die Entscheidung im Krieg gegen die westlichen Demokratien just in dem Augenblick, in dem ihm mit Churchill ein Widersacher erwuchs, der bis zum äußersten entschlossen war, ihm die Stirn zu bieten und sein Reich in die Knie zu zwingen. Er habe nichts zu bieten außer «Blut, Mühsal, Tränen und Schweiß» (blood, toil, tears and sweat), rief der neue Premierminister in seiner ersten Unterhausrede am 13. Mai den Abgeordneten und dem britischen Volk zu. Es gelte Krieg zu führen gegen die monströseste Tyrannei der Geschichte – Krieg zu Wasser, zu Lande und in der Luft und mit einem einzigen Ziel, dem Sieg um jeden Preis, ohne den es kein Überleben für das britische Empire und all das gebe, wofür es stehe. Die Herausforderung, vor die Großbritannien acht Monate nach der Entfesselung des Zweiten Weltkriegs gestellt war, hätte nicht dramatischer und nicht treffender beschrieben werden können.[2]

Frankreichs Zusammenbruch: Der Westfeldzug

Der deutsche Angriff im Westen begann am frühen Morgen des 10. Mai. Von der Nordseeküste bis nach Luxemburg stieß die Wehrmacht unter Mißachtung der Neutralität der Niederlande, Belgiens und Luxemburgs nach Westen vor. Als erste stellten die Niederlande ihren Widerstand ein. Noch während der Kapitulationsverhandlungen wurde Rotterdam bombardiert, wo etwa 900 Menschen umkamen. Am 13. Mai begaben sich die Königin Wilhelmina und die Regierung ins Exil nach London. Am 15. Mai wurde die militärische Kapitulation vollzogen. Drei Tage später übernahm der ehemalige Führer der österreichischen Nationalsozialisten, Arthur Seyß-Inquart, das Amt des Reichskommissars für die Niederlande und begann mit der Errichtung einer deutschen Zivilverwaltung.

Die Niederringung Belgiens dauerte etwas länger. Bis zum 16. Mai wurden die Festungen Lüttich, Namur und die Dyle-Stellung eingenommen, am 17. Mai Brüssel und tags darauf Antwerpen besetzt. Damit gelang es der Wehrmacht, die belgischen Truppen nördlich dieser Linie von britischen und französischen Verbänden abzuschneiden, die inzwischen von Frankreich aus in Belgien vorgerückt waren. Die belgische Regierung flüchtete zuerst nach Frankreich und dann nach England; König Leopold III. blieb im Lande, unterzeichnete am 28. Mai die Kapitulationsurkunde und kehrte danach, faktisch als Gefangener, in das Schloss Laeken zurück. General Alexander von Falkenhausen übernahm die Funktion des Militärbefehlshabers für Belgien, der Regierungspräsident Eggert Reeder die des Chefs der Militärverwaltung.

Luxemburg wurde, nachdem Großherzogin Charlotte und die Regierung sich ins Exil nach Großbritannien begeben hatten, faktisch annektiert und bildete fortan einen Teil des Gaus Mosel-Trier, der Anfang 1941 in Gau Moselland umbenannt wurde. Die Bevölkerung wurde einem rigorosen sprachlich-kulturellen Verdeutschungsprozeß unterworfen und, soweit männlich und in wehrpflichtigem Alter, zum Dienst in der Wehrmacht gezwungen. Etwa 100.000 französisch gesinnte Lothringer und Elsässer mußten das faktisch annektierte Gebiet verlassen: Sie wurden in das von Vichy regierte Frankreich ausgewiesen. Ein Generalstreik, mit dem sich die Luxemburger Ende August 1942 gegen die zuletzt genannte Maßnahme wehrten, bewirkte kein Einlenken der neuen Herren, sondern das Gegenteil: noch mehr Härte gegenüber den «Volksgenossen», die keine sein wollten.

Der Einmarsch in Frankreich erfolgte nicht dort, wo sich das Land in der Zwischenkriegszeit massiv befestigt hatte, an der Maginotlinie, sondern nördlich davon, über eine vom französischen Militär für unbezwingbar gehaltene natürliche Barriere, die Ardennen, hinweg. Sieben deutsche Panzerdivisionen der Heeresgruppe A unter General von Rundstedt konnten innerhalb von drei Tagen der neunten französischen Armee unter General Corap einen vernichtenden Schlag versetzen. Am 15. Mai fiel Sedan in deutsche Hände. Von diesem Brückenkopf aus stieß General Heinz Guderian mit seinen Panzertruppen auf eigene Faust unverzüglich in Richtung Küste vor. Der französische Oberbefehlshaber Gamelin teilte Ministerpräsident Reynaud daraufhin mit, daß das Militär die Sicherheit von Paris nicht mehr gewährleisten könne. Im nördlichen und östlichen Frankreich setzte eine Massenflucht der Zivilbevölkerung ein, was zur Verstopfung zahlreicher Straßen führte. Im Juni befanden sich in ganz Frankreich etwa 8 Millionen Menschen auf der Flucht.

Von Reynaud über den Ernst der Lage informiert, begab sich Premierminister Churchill am 16. Mai nach Paris, das sich dem Zustand der Panik näherte. Der erwartete Fall der Hauptstadt verzögerte sich aber, da die Deutschen zunächst zur Kanalküste vorrücken wollten. Am 19. Mai bildete Reynaud die Regierung um: Der Ministerpräsident übernahm selbst das Verteidigungsministerium. Der bisherige Innenminister Daladier wechselte ins Außenministerium, der energische Kolonialminister Georges Mandel ins Innenministerium. Stellvertretender Ministerpräsident wurde ein Held des Ersten Weltkriegs, der vierundachtzigjährige Marschall Philippe Pétain, der «Sieger von Verdun». General Gamelin, dem Reynaud die Hauptschuld an dem bisherigen militärischen Debakel gab, wurde als Oberkommandierender vom früheren Generalstabschef Weygand abgelöst. Weygand war ein Anhänger der äußersten Rechten und stand, wie Pétain, der parlamentarischen Demokratie der Dritten Republik innerlich ablehnend gegenüber.

Am gleichen Tag, an dem das große Revirement in Paris stattfand, dem 19. Mai, erreichten deutsche Panzerverbände unter General von Kleist Abbéville an der Sommemündung. Damit war der «Sichelschnitt» vollzogen: Die britisch-französischen Truppen, die sich nördlich der Sommelinie befanden, hatten keine Landverbindung mehr zum Rest der alliierten Streitkräfte. Fünf Tage später, am 24. Mai, als die Deutschen bereits 15 Kilometer vor Dünkirchen standen, wurde der Vormarsch jäh unterbrochen: Hitler entschied, in Übereinstimmung mit Rundstedt, aber im Widerspruch zur Meinung anderer Generäle, darunter Brauchitsch und Halder, die Panzertruppe zu schonen und die Einschließung von Dünkirchen von der Seeseite her der Luftwaffe Hermann Görings zu überlassen.

Die unverhoffte Pause im Panzerkrieg nutzte der britische General Lord Gort, um auf eigene Faust und entgegen allen den Franzosen gegebenen Versprechungen, aber mit nachträglicher Zustimmung von Kriegsminister Eden, das britische Expeditionskorps aus der britischen Front herauszulösen, nach Dünkirchen zurückzuziehen und dort einen Brückenkopf zu bilden. Am 27. Mai begann die Einschiffung nach Großbritannien. Die deutsche Luftwaffe störte die (von den Briten so genannte) «Aktion Dynamo» durch heftige Angriffe, konnte sie aber nicht verhindern und mußte selbst schwere Verluste hinnehmen, die ihr die Royal Air Force zufügte. Bis zum 4. Juni wurden 224.301 britische sowie 111.172 französische und belgische Soldaten über den Ärmelkanal evakuiert; ihre Waffen und ihr Kriegsmaterial mußten sie (anders als die in Frankreich gelandeten und von dort nach England gelangten kanadischen Truppen) auf dem Kontinent zurücklassen. Das «Wunder von Dünkirchen» bedeutete nicht mehr und nicht weniger als die vorläufige Rettung Großbritanniens: Ohne die Rückführung des Gros des Expeditionskorps hätte das Vereinigte Königreich den Krieg gegen Deutschland kaum fortsetzen können.

In der zweiten Maihälfte setzten sowohl die britische als auch die französische Regierung große Hoffnungen auf Roosevelt. Churchill bat den amerikanischen Präsidenten in Briefen vom 15. und 18. Mai eindringlich, Großbritannien zu unterstützen, weil dieses andernfalls nach einer Niederlage Frankreichs in größte Bedrängnis geraten würde. Roosevelt antwortete am 24. Mai freundlich, aber mit Rücksicht auf die starken isolationistischen Strömungen in den USA ausweichend. Alles, was er versprechen wollte, war ein Versuch, auf Mussolini einzuwirken, um Italien aus dem Krieg herauszuhalten.

Auf eine solche diplomatische Hilfeleistung des amerikanischen Präsidenten drängte auch Paul Reynaud, der am 26. Mai zu Verhandlungen mit der britischen Regierung in London eintraf. Ein entsprechendes britisch-französisches Ersuchen erhielt Roosevelt am 27. Mai. Er reagierte sofort und teilte dem italienischen Diktator mit, daß er bereit sei, die Rolle eines Mittelsmanns zu übernehmen und gegebenenfalls italienische Ansprüche im Mittelmeerraum an die Alliierten weiterzuleiten. Außerdem verbürgte er sich für die gleichberechtigte Teilnahme Italiens an einer Friedenskonferenz nach Ende des Krieges. Der Versuch schlug fehl: Am 28. Mai lehnte der «Duce» das Angebot ab.

Wäre es nach Reynaud und Lord Halifax gegangen, hätten sich Großbritannien und Frankreich auch direkt an Italien gewandt. Churchill aber entschied sich am 27. Mai nach einigem Schwanken endgültig gegen einen solchen Schritt. Die Zugeständnisse, die der französische Ministerpräsident befürwortete – neben einem großzügigen kolonialpolitischen Entgegenkommen in Afrika eine Neutralisierung des Suezkanals und Gibraltars sowie eine Entmilitarisierung Maltas – erschienen dem Premierminister unvereinbar mit den Lebensinteressen des britischen Empires. Der «Duce» als Vermittler gegenüber dem «Führer»: Was einigen britischen und französischen Politikern offenbar vorschwebte, lief aus Churchills Sicht auf eine Bitte um Waffenstillstand hinaus – ein Ansinnen, dem er sich verweigern mußte. Damit lag die Position Großbritanniens fest: Sie blieb unnachgiebig.

Als am 4. Juni die «Operation Dynamo» abgeschlossen wurde und Dünkirchen in deutsche Hände fiel, befanden sich bereits 1,2 Millionen Soldaten – Franzosen, Briten, Belgier und Niederländer – in deutscher Kriegsgefangenschaft. Am frühen Morgen des folgenden Tages begann die eigentliche Schlacht um Frankreich und damit die zweite Phase des deutschen Westfeldzugs. Mehr als 100 deutschen Divisionen standen weniger als 50 sofort einsatzfähige französische Divisionen gegenüber. Die Luftüberlegenheit Deutschlands war erdrückend, ebenso die der deutschen Panzertruppen. Zu großen Schlachten kam es nicht mehr. Die Wehrmacht drang hinter dem Rücken der Maginotlinie nach Süden vor; sie eroberte das Elsaß und die Normandie; am 9. Juni wurde Rouen eingenommen. Tags darauf erklärte Italien, um bei der zu erwartenden Beute nicht leer auszugehen, Frankreich und Großbritannien den Krieg. Militärischen Ruhm konnten die Italiener freilich nicht an ihre Fahnen heften: Auf eine operative Kriegführung war Italien nicht vorbereitet.

Am 5. Juni, dem letzten Tag der neuen deutschen Offensive, hatte Paul Reynaud seine Regierung nochmals umgebildet. An Stelle seines Widersachers Daladier übernahm der Ministerpräsident selbst das Außenministerium. In seiner Eigenschaft als Verteidigungsminister machte er einen Anwalt des unbedingten Durchhaltewillens, den nunmehrigen Brigadegeneral Charles de Gaulle, zum Unterstaatssekretär. De Gaulle wurde dadurch zum Widerpart Paul Baudouins, der als Unterstaatssekretär im Quai d’Orsay in der Gegenrichtung, im defätistischen Sinn, auf den Regierungschef einwirkte – wie sich zeigen sollte, mit mehr Erfolg als de Gaulle.

Am 10. Juni, dem Tag des italienischen Kriegseintritts, beschloß die Regierung Reynaud, Paris zu verlassen. In den folgenden drei Tagen fanden nochmals, in Gegenwart Churchills, zwei Treffen des Obersten Kriegsrats der Alliierten, zuerst in der Nähe von Orléans, dann bei Tours, statt. Die französische Bitte um einen Einsatz der Royal Air Force mußte der Premierminister ablehnen, da er die Flugzeuge zur Verteidigung seines Landes brauchte. Am 13. Juni ließen Reynaud und Churchill ein gemeinsames Hilfeersuchen an Präsident Roosevelt herausgehen. Tags darauf besetzten deutsche Truppen Paris, das unmittelbar davor zur «Offenen Stadt» erklärt worden war. Die Regierung Reynaud verlegte ihren Sitz nach Bordeaux – in dieselbe Stadt, in der schon eine andere französische Regierung im Zeichen der nahenden Niederlage im deutsch-französischen Krieg von 1870/71 ihren provisorischen Sitz aufgeschlagen hatte.

Der Fall von Paris wirkte in hohem Maß demoralisierend, und zwar nicht nur auf die Masse der Franzosen, sondern auch auf ihre politische und militärische Führung. Pétain und Weygand hatten schon in den Tagen zuvor weiteren Widerstand für unmöglich erklärt, wobei Weygand aber darauf bestand, daß nicht das Heer, sondern der Staat insgesamt kapitulieren müsse, womit der Oberkommandierende die Verantwortung der Politiker betonen wollte. Die Antwort Roosevelts, die am 16. Juni im Ministerrat erörtert wurde, trug nicht dazu bei, die Stimmung zu heben. Der Präsident versprach zwar Waffenlieferungen in steigendem Umfang, einen Kriegseintritt der USA aber konnte er nicht in Aussicht stellen.

Das Kabinett Reynaud sah sich nun vor der Alternative, entweder den Kampf von Nordafrika aus fortzusetzen oder die Deutschen zu bitten, Frankreich die Bedingungen eines Waffenstillstandes mitzuteilen. Ein britisches Angebot, eine «Union» zwischen beiden Staaten mit gemeinsamer Staatsangehörigkeit, einer gemeinsamen Regierung und einem gemeinsamen Heer zu bilden, stieß, obwohl der Ministerpräsident sich zu seinem Fürsprecher machte, auf ungläubiges Staunen und breite Ablehnung. Reynaud neigte zwar persönlich zum Weiterkämpfen an der Seite Großbritanniens, gewann aber den Eindruck, daß er nicht mehr die Mehrheit der Minister auf seiner Seite hatte, und erklärte auf Drängen des Präsidenten der Republik, Albert Lebrun, seinen Rücktritt. Zum Nachfolger ernannte Lebrun noch am 16. Juni den populärsten aller Franzosen, Marschall Pétain. Dieser bildete ein Kabinett, in dem die Defätisten das Sagen hatten: Weygand wurde Verteidigungsminister, Baudouin Außenminister, der ins Friedenslager übergewechselte Admiral François Darlan Marineminister. Der stellvertretende Ministerpräsident Camille Chautemps, der großen Anteil am Rücktritt Reynauds hatte, behielt diesen Posten.

Die Bitte des Ministerrates, Deutschland möge Frankreich seine Bedingungen für einen Waffenstillstand mitteilen, wurde gegen Mitternacht beschlossen und Hitler über den spanischen Botschafter in Frankreich zugeleitet. In einer Rundfunkansprache erklärte Pétain am folgenden Tag seinen Landsleuten, daß Frankreich den Kampf einstellen müsse. Die Rede wirkte wie eine Anweisung, den Deutschen ab sofort keinen Widerstand mehr zu leisten. Die meisten Truppeneinheiten legten daraufhin ihre Waffen nieder. Die Wehrmacht konnte Städte wie Cherbourg, St. Étienne und Lyon kampflos einnehmen; die Panzertruppe des Generals Guderian stieß, von Verdun kommend, bis zur schweizerischen Grenze vor. Am 18. Juni traf sich Hitler mit Mussolini in München, um die Waffenstillstandsbedingungen für Frankreich mit ihm abzustimmen. Die weit ausgreifenden Forderungen des «Duce» nach Nizza, Korsika, großen Teilen Nordafrikas, darunter Tunesien und Französisch-Somaliland, außerdem nach der Übergabe der französischen Flotte und Luftwaffe an Italien, wies Hitler zurück: Ihm lag daran, eine Fortsetzung des Krieges durch die französische Flotte und in den Kolonien zu verhindern und aus dem Frankreich Pétains einen loyalen Satellitenstaat zu machen.

Der greise Marschall hatte, als er Deutschland um Verhandlungen über einen Waffenstillstand bat und bewußt darauf verzichtete, die Annahme der deutschen Bedingungen, entsprechend dem Beschluß des Obersten Kriegsrates der Alliierten vom 28. März 1940, von einer Zustimmung Großbritanniens abhängig zu machen, vermutlich die Mehrheit der Franzosen hinter sich. Die Niederlage war eine Tatsache, und sie hatte eine lange Vorgeschichte, die sich kurzfristig nicht mehr korrigieren ließ. Frankreich hatte sich auf den Schutz verlassen, den ihm die Befestigungen der Maginotlinie zu gewähren schienen; es hatte, entgegen den beharrlichen Mahnungen Charles de Gaulles, keine schlagkräftige, zur offensiven Kriegführung fähige Panzertruppe aufgebaut und seine Luftwaffe vernachlässigt; es hatte sich allzulange, auf der Linken wie auf der Rechten, in Friedensillusionen gewiegt; es war gesellschaftlich und politisch tief gespalten.

Zwar war es nur eine kleine Minderheit, die zur Zeit der Volksfront der rechtsextremen Parole «Lieber Hitler als Blum» applaudiert hatte, aber der Geist der defätistischen Anpassung an das «Dritte Reich» blieb auch unter Daladier und Reynaud lebendig. Der neosozialistische Bürgermeister von Bordeaux, Adrien Marquet, der am 29. Juni das Amt des Innenministers in der Regierung Pétain übernahm, und zwei Führer rechtsradikaler Parteien, der Exsozialist Marcel Déat und der Exkommunist Jacques Doriot, waren einige seiner prominentesten Vertreter. Keiner der offen defätistischen Politiker aber war in seinem politischen Opportunismus so konsequent und so bedenkenlos wie der frühere Ministerpräsident Pierre Laval. Am 2. September 1939 hatte er im Senat vergeblich versucht, das Wort gegen die Kriegserklärung an Deutschland zu ergreifen. Im Sommer 1940 trat er als unbedingter Gefolgsmann von Marschall Pétain hervor. Am 22. Juni wurde er zum Stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt.

Für ganz Frankreich aber sprach der allseits verehrte Marschall am 17. Juni 1940 nicht. Eine Antwort gab ihm am 18. Juni General Charles de Gaulle, der sich als Unterstaatssekretär des Verteidigungsministeriums vier Tage zuvor im Auftrag der Regierung Reynaud nach London begeben hatte, um an der Koordinierung der alliierten Kriegsanstrengungen mitzuwirken. Über den britischen Rundfunk forderte de Gaulle alle französischen Offiziere, Soldaten, Ingenieure und Facharbeiter der Rüstungsindustrie, die sich in Großbritannien befanden oder noch dorthin kommen sollten, auf, sich mit ihm in Verbindung zu setzen. Die Niederlage, sagte er, sei nicht endgültig, denn nichts sei verloren für Frankreich. Es habe ein großes Reich, das britische, hinter sich und könne von den ungeheuren industriellen Ressourcen der Vereinigten Staaten Gebrauch machen. «Dieser Krieg wird nicht durch die Schlacht um Frankreich entschieden. Dieser Krieg ist ein Weltkrieg … Was immer auch kommen möge, die Flamme des französischen Widerstandes darf und wird nicht erlöschen.» (Quoi qu’il arrive, la flamme de la résistance française ne doit pas s’étendre et ne s’étendra pas.) Der später am meisten zitierte Satz «Frankreich hat eine Schlacht verloren, aber Frankreich hat nicht den Krieg verloren» wurde der gedruckten Fassung der Rede erst nachträglich beigefügt.

Die Wirkung der Ansprache war gewaltig: Sie sollte zum Gründungsmanifest des französischen Widerstands gegen die deutsche Besatzung werden. Zehn Tage nach seiner Rede gründete de Gaulle in London das Komitee «France libre», das Leitungszentrum der Résistance. Die britische Regierung erkannte den General am 28. Juni als Führer des freien Frankreich an; in den französischen Kolonien stellten sich mehrere Generäle und Gouverneure, unter den letzteren die von Tschad, Kamerun, Französisch-Äquatorialafrika und Französisch-Kongo, auf seine Seite. In Frankreich selbst versuchte die Regierung Pétain, gestützt auf die im Herbst 1939 eingeführten scharfen Zensurbestimmungen, die Verbreitung der Appelle de Gaulles zu unterbinden; den Widerhall völlig zu unterdrücken gelang ihr nicht. Dem rebellierenden General wurde die französische Staatsbürgerschaft aberkannt; ein Kriegsgericht verurteilte ihn erst, am 4. Juli 1940, zu einer Gefängnisstrafe, dann, am 2. August, zum Tode. Franzosen, die de Gaulle zustimmten, waren dadurch nicht zu beeindrucken.

Am 21. Juni wurde die französische Waffenstillstandsdelegation unter General Huntziger bei Compiègne in ebenjenen Eisenbahnwaggon geleitet, in dem am 11. November 1918 Marschall Foch den deutschen Unterhändlern die alliierten Waffenstillstandsbedingungen ausgehändigt hatte. In Anwesenheit Hitlers und der hohen Generalität teilte Generalfeldmarschall Keitel, der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, den Franzosen die deutschen Bedingungen mit. Der größere nördliche Teil Frankreichs mit Paris bis hin zur Loire und die gesamte Atlantikküste wurden von deutschen Truppen besetzt; einen Gebietsgürtel entlang der Grenze zu Belgien, bestehend aus den Departements Nord und Pas-de-Calais, verwaltete der deutsche Militärbefehlshaber in Brüssel. Der Besatzungsmacht standen alle hoheitlichen Befugnisse zu; nur die lokale Verwaltung sollte unter ihrer Aufsicht in französischer Hand bleiben; sie war zur «collaboration» mit der Besatzungsmacht verpflichtet.

Die französische Armee wurde zahlenmäßig beschränkt, im Mutterland, wie 1919 im Vertrag von Versailles das deutsche Heer, auf 100.000 Mann, in Algerien und den Kolonien auf insgesamt 279.000 Mann. Artillerie, Panzer, Flugzeuge und schweres Kriegsgerät waren an Deutschland zu übergeben. Die Flotte sollte, um sie nicht in britische Hände fallen zu lassen, in französischen Häfen unter deutscher Aufsicht entwaffnet werden. Das galt nicht für die Schiffe, die zur Verteidigung der Überseegebiete erforderlich waren. Das Reich versprach, sich die französische Flotte weder während des Krieges noch danach anzueignen, und erfüllte damit eine Bedingung von Weygand und Darlan. Frankreich verpflichtete sich seinerseits, alle Franzosen daran zu hindern, den Kampf gegen Deutschland wieder aufzunehmen, also sich General de Gaulle anzuschließen. Es hatte die deutschen Kriegsgefangenen freizulassen, mußte es aber hinnehmen, daß 1,95 Millionen Franzosen in deutscher Kriegsgefangenschaft verblieben. Deutsche Staatsangehörige, gemeint waren Emigranten, mußten auf Verlangen an das Reich ausgeliefert werden. Deutschland standen die Erstattung der Besatzungskosten (zunächst 400 Millionen Franc gleich 20 Millionen Reichsmark pro Tag) und ein weitgehender Zugriff auf die wirtschaftlichen Ressourcen Frankreichs zu.

Vom Elsaß und dem Teil Lothringens, der von 1871 bis 1918 zum Deutschen Reich gehört hatte, war in den Waffenstillstandsvereinbarungen nicht ausdrücklich die Rede. Die fraglichen Gebiete, die Departements Moselle, Haut-Rhin und Bas-Rhin, wurden de facto, wenn auch (noch) nicht de jure, Deutschland angegliedert. Das Elsaß bildete fortan einen Teil des Gaus Baden, der künftig «Gau Oberrhein» heißen sollte, während Lothringen dem in «Gau Westmark» umbenannten Gau Saarpfalz angeschlossen wurde. Beide Gebiete unterstanden der Zivilverwaltung der beiden Gauleiter. An die Stelle französischer Ortsnamen traten wieder deutsche. Der Gebrauch der französischen Sprache wurde bekämpft und die wehrpflichtige männliche Bevölkerung zum Dienst in der Wehrmacht gezwungen.

Am 22. Juni unterzeichnete die französische Delegation, nachdem die deutsche Seite fast alle ihre Gegenvorstellungen zurückgewiesen und Frankreich zuletzt ein Ultimatum gestellt hatte, das Waffenstillstandsabkommen. Sein Inkrafttreten war an den Abschluß einer entsprechenden Vereinbarung mit Italien gebunden. Italien hatte, obwohl es am 20. Juni von Pétain um einen Waffenstillstand gebeten worden war, am folgenden Tag mit einer Offensive in den Alpen begonnen, die jedoch nur geringfügige Geländegewinne erbrachte. Bei den Verhandlungen mit der französischen Delegation in Rom verlangten die Vertreter des «Duce» die Abtretung der neu eroberten Gebiete, die Auslieferung des Kriegsmaterials der französischen Alpenarmee, die Demilitarisierung der französisch-italienischen Grenze in Europa und Afrika sowie eine Reihe von Kriegshäfen und die Benutzung bestimmter französischer Häfen und Eisenbahnen in Afrika für militärische Zwecke. Am 24. Juni wurde das Abkommen unterzeichnet. Am 25. Juni um 1 Uhr 35 trat die Waffenruhe in Kraft. Frankreich hatte am Ende des Westfeldzugs 85.000 Gefallene und 15.000 vermißte Soldaten zu beklagen, Deutschland 27.000 Tote und 18.000 Vermißte.

Der britische Protest gegen den Bruch der Vereinbarung vom 28. März 1940, die es beiden Mächten zur Pflicht machte, keinen Separatfrieden abzuschließen, ließ nicht lange auf sich warten. Der Anerkennung de Gaulles als Chef des Freien Frankreich am 28. Juni folgte am 3. Juli die Vernichtung des vor Oran, im Kriegshafen von Mers el-Kébir, liegenden französischen Flottengeschwaders durch das britische Gibraltar-Geschwader. Etwa 1300 französische Offiziere und Matrosen kamen dabei ums Leben. Churchill wollte durch den Angriff verhindern, daß die Schiffe in deutsche Hände fielen, und gleichzeitig den USA seine Entschlossenheit demonstrieren, den Kampf gegen Deutschland auch ohne kontinentalen Alliierten fortzuführen. Die Regierung Pétain beantwortete die beispiellose Herausforderung am 5. Juli mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Großbritannien und einem Bombenabwurf über Gibraltar. Deutschland verzichtete daraufhin auf die Entwaffnung der französischen Flotte.

Sitz der Regierung Pétain war seit dem 1. Juli der Kurort Vichy am nördlichen Rand des Zentralmassivs. Anders als Paris und Bordeaux lag Vichy im unbesetzten Teil Frankreichs. Dort ließ sich Marschall Pétain am 10. Juli von der Nationalversammlung, das heißt in einer gemeinsamen Sitzung von Senat und Deputiertenkammer, auf Bestreben des neuen Stellvertretenden Ministerpräsidenten Pierre Laval die Vollmacht zu einer von ihm, Pétain, vorzulegenden Verfassung geben. Das Gesetz fand die Zustimmung von 569 Abgeordneten aus allen Fraktionen; 80 Parlamentarier, darunter 37 Sozialisten mit Léon Blum an der Spitze, stimmten dagegen. Die einzigen Vorgaben des Auftrags bestanden darin, daß die künftige Verfassung die Rechte der Arbeit, der Familie und des Vaterlandes garantieren mußte und vom Volk zu ratifizieren sowie von den gesetzgebenden Körperschaften zu vollziehen war.

Auf dieser Grundlage erließ Pétain bis Ende Juli fünf Verfassungsdekrete, durch die die Verfassungsgesetze von 1875 weitgehend außer Kraft gesetzt wurden. An die Spitze des Staates trat durch das Dekret vom 11. Juli Philippe Pétain, Marschall von Frankreich, als «Chef d’État». Er erhielt umfassende diktatorische Vollmachten, darunter, bis zur Konstituierung neuer Kammern, die gesamte gesetzgebende Gewalt. Er war Oberbefehlshaber der Streitkräfte; die von ihm ernannten Minister waren ausschließlich ihm verantwortlich; er verhandelte und ratifizierte völkerrechtliche Verträge. An die Zustimmung des Parlaments war er lediglich bei Kriegserklärungen gebunden. Der Senat und die Deputiertenkammer, die aus den Wahlen von 1936 hervorgegangen waren, wurden bis auf weiteres vertagt.

Damit war die Dritte Republik liquidiert, der «État français» als autoritäre Präsidialdiktatur etabliert und jene «nationale Revolution» (révolution nationale) eingeleitet, die die Propagandisten Vichys fortan beschworen. Laval und andere Gegner der parlamentarischen Demokratie hatten ein wichtiges Etappenziel erreicht: Frankreich verfügte nun über das Gerüst einer Ordnung, die es ihm auf längere Sicht gestatten sollte, die Bedingungen des Waffenstillstandes zu mildern, sich aus dem Krieg herauszuhalten, in einem Friedensvertrag seine Souveränität wiederherzustellen und einen angemessenen Platz in Hitlers neuem Europa einzunehmen.

Die rasche Niederwerfung Frankreichs war nicht, wie es in Deutschland sogleich hieß, der Beweis einer genialen Strategie des «Führers», der Idee eines «Blitzkrieges». Als solcher war der Westfeldzug nicht geplant worden. Vielmehr haben ihn erst zwei Faktoren dazu gemacht: auf der einen Seite das Versagen der französischen und britischen Militärs, auf der anderen der improvisierte Durchbruch der deutschen Panzertruppen unter Guderian von Sedan zur Küste Mitte Mai 1940. «Das sogenannte ‹Blitzkriegdenken› entwickelte sich erst nach dem Westfeldzug», urteilt der Militärhistoriker Karl-Heinz Frieser. Der «Blitzkrieg» war demnach «nicht Ursache, sondern Folge des Sieges. Was im Mai 1940 zu aller Überraschung gelungen war, sollte von nun an als ‹Geheimnis des Sieges› zur Verwirklichung von Hitlers Eroberungswillen dienen.» Erst aus dieser Einschätzung heraus konnte jener «Wahn von ‹Weltblitzkrieg›» entstehen, der weltgeschichtliche Folgen nach sich zog. In Fischers pointierten Worten: «Der Westfeldzug war ein nicht geplanter, aber erfolgreicher ‹Blitzkrieg›, der Ostfeldzug 1941 hingegen ein geplanter, aber erfolgloser ‹Blitzkrieg›.»

Obwohl Hitler den schnellen Triumph im Westen nicht herbeigeführt, sondern durch sein Zögern vor Dünkirchen eher gefährdet hatte, ließ der Sieg über Frankreich seine Popularität in Deutschland ins Unermeßliche steigen. Zwei Jahrzehnte nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Versailles schien das Deutsche Reich den Ersten Weltkrieg doch noch gewonnen zu haben. «Die übermenschliche Größe des Führers und seines Werkes erkennen heute alle gutgestimmten Volksgenossen restlos, freudig und dankbar an», berichtete am 9. Juli der Regierungspräsident von Schwaben. Der Kreisleiter der NSDAP von Augsburg-Stadt befand tags darauf: «Man kann ruhig sagen, die ganze Nation ist nun von einem so gläubigen Vertrauen zum Führer erfüllt, wie dies vielleicht in diesem Ausmaß noch nie der Fall war.» Das akademische Deutschland war nicht weniger begeistert als die vielen namenlosen «Volksgenossen». Der liberalkonservative Historiker Friedrich Meinecke, der Hitler und dem Nationalsozialismus mit starken Vorbehalten gegenüberstand, räumte in einem Brief an einen anderen deutschen Historiker, Siegfried A. Kaehler, am 4. Juli 1940 ein: «Freude, Begeisterung und Stolz auf dieses Heer müssen zunächst auch für mich dominieren. Und Straßburgs Wiedergewinnung! Wie sollte einem da das Herz nicht schlagen. Es war doch eine erstaunliche, und wohl die größte positive Leistung des 3. Reiches, in vier Jahren ein solches Millionenheer neu aufzubauen und zu solchen Leistungen zu befähigen.»

Das nationalsozialistische Regime durfte auch auf die Zustimmung vieler, ja der meisten deutschen Historiker rechnen, als es im Frühjahr 1940 mit einer Kampagne begann, deren Ziel es war, europäische Unterstützung für die Führungsrolle des Reiches (und mitunter auch diejenige Italiens) zu gewinnen. In der von Goebbels herausgegebenen Wochenzeitung «Das Reich», die seit Ende 1940 erschien, verkündete der Historiker Peter Richard Rohden am 21. Juli 1940 eine besondere Mission Deutschlands und Italiens: «Träger eines echten imperialen Ordnungsgedankens, der nicht auf Unterdrückung und Ausnutzung, sondern auf Gerechtigkeit und Frieden abzielt, sind im germanisch-romanischen Raum nur Italien und Deutschland – Italien als Erbe der ‹Pax Romana›, Deutschland als Erbe des ‹Sacrum Imperium› …»

Im Jahr darauf veröffentlichte Karl Richard Ganzer, der wenig später die kommissarische Leitung des Reichsinstituts für die Geschichte des neuen Deutschlands übernahm, seine Schrift «Das Reich als europäische Ordnungsmacht». Die wesentliche Botschaft war in einem hervorgehobenen Satz enthalten: «Der deutsche Kern organisiert kraft seiner höheren politischen Potenz um sich als bestimmende Mitte eine Gruppe andersgearteter Räume, die völkisch eigenständig sein können, zu einer politischen Gemeinschaft; in ihr sind die deutsche Führung und die andersvölkische Eigenständigkeit in organischer Stufung ausgewogen.»

Für Hitler war freilich «andersvölkische Eigenständigkeit» auch im Westen Europas nichts, was sein Handeln leitete. Schon vor dem Krieg, im Mai 1937, hatte er von der «zukünftigen Liquidation des Westfälischen Friedens» geträumt. Am 7. November 1939 notierte Goebbels nach einem Gespräch mit Hitler: «Der Schlag gegen die Westmächte wird nicht lange mehr auf sich warten lassen. Vielleicht gelingt es dem Führer eher, als wir alle denken, den Westfälischen Frieden zu annullieren. Damit wäre dann sein geschichtliches Leben gekrönt.» Zehn Tage später kam Hitler auf dieses Thema zurück. «Der Führer spricht über unsere Kriegsziele», hielt Goebbels am 17. November fest. «Wenn man schon einmal anfängt, dann muß man auch die fälligen Fragen lösen. Er denkt an eine restlose Liquidation des Westfälischen Friedens, der in Münster geschlossen worden ist und den er in Münster beseitigen will. Das wäre unser großes Ziel. Wenn das gelungen ist, dann können wir beruhigt die Augen schließen.»

Den Frieden von Münster und Osnabrück rückgängig zu machen: Das war die Umschreibung des Wunsches, die europäische Landkarte völlig neu zu zeichnen und dem Reich zur dauerhaften Vorherrschaft über den Kontinent zu verhelfen. Die Wiederherstellung der Westgrenze des Heiligen Römischen Reiches, wie sie vor dem Dreißigjährigen Krieg verlaufen war, wäre in diesem Zusammenhang wohl nur eine Mindestbedingung gewesen. Bei einer Gebietsforderung ging Hitler schon im Herbst 1939 sehr viel weiter. Als er sich am 3. November, nach Goebbels’ Zeugnis, anschickte, französische Provinzen aufzuteilen, nahm er Burgund für die Aussiedlung der Südtiroler in Aussicht, die sich auf Grund einer deutsch-italienischen Übereinkunft vom 23. Juni 1939 bis Ende des Jahres entscheiden mußten, ob sie nach Deutschland auswandern oder als italienische Staatsbürger ohne Sonderrechte in Italien verbleiben wollten.

Nach dem Sieg über Frankreich tat das Regime erste Schritte, um den Gedanken in die Tat umzusetzen. Am 10. Juli 1940 brach Heinrich Himmler zu einer Besichtigungsfahrt nach Burgund auf. Es galt die Frage zu prüfen, wie das Gebiet durch Ansiedlung deutscher Bauernfamilien germanisiert werden konnte. Ende Dezember 1940 lag ein Gutachten vor, das den Siedlerbedarf für neun französische Departements auf eine Million Menschen bezifferte.

Die Eindeutschung Burgunds war Teil jener «großgermanischen Politik», die Hitler im Frühjahr 1940 proklamierte. Am 9. April, dem Tag des deutschen Überfalls auf Dänemark und Norwegen, erklärte er vor seinen engsten Mitarbeitern: «So wie im Jahre 1866 (nach dem preußischen Sieg über Österreich, H. A. W.) das Reich Bismarcks entstand, so wird am heutigen Tag das Großgermanische Reich entstehen.» Vor dem Krieg hatte Hitler bei «Germanisierung» an die Eroberung von Lebensraum im Osten, in den Weiten Rußlands, gedacht. Doch von Rußland sprach er seit dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 nicht mehr, wenn er das Reich der Zukunft entwarf. Im «Großgermanischen Reich» sollten sich unter deutscher Führung germanische Völker wie Dänen, Norwegen, Niederländer und Flamen zu einem Gebilde zusammenschließen, das sich durch rassische Reinheit auszeichnete, aber kein Nationalstaat mehr gewesen wäre.

Hitler erweckte damit die alte, vornationale Idee des «Germania magna» wieder zum Leben, die schon von deutschen Humanisten um 1500 und zu Beginn des 19. Jahrhunderts von Ernst Moritz Arndt beschworen worden war, die unter den Bedingungen des Jahre 1940 jedoch wie ein «postnationales» Projekt wirkte. Neben dem «Großgermanischen Reich» hätten sich nur Italien und, wenn es denn zur Verständigung mit Deutschland bereit war, Großbritannien als europäische Mächte von Rang behaupten können. So etwa sah Hitlers Vision einer Neuordnung Europas westlich der russischen Grenze zum Zeitpunkt seiner bislang größten kriegerischen Triumphe aus.[3]

Tokio, Washington, Berlin:
Der weltpolitische Szenenwechsel 1940/41

Deutschlands Triumph im Westfeldzug hatte auch Auswirkungen im Fernen Osten. Japan war bei der Entfesselung des europäischen Krieges im September 1939 neutral geblieben, änderte seine Politik aber unter dem Eindruck der Niederlagen erst der Niederlande, dann Frankreichs: Die Chance, Niederländisch-Indien und Französisch-Indochina zu erobern, schien plötzlich in greifbare Nähe gerückt, in naher Zukunft vielleicht auch die Inbesitznahme von Britisch-Malaysia und Singapur. Im Jahr 1940 erzwang die Armee den Rücktritt der Regierung von Admiral Yonai, der als allzu vorsichtig galt, und die Rückkehr des Premierministers von 1937/38, Fürst Konoe, an die Macht. Neben Konoe waren auch Heeresminister Tojo und Außenminister Matsuoka politische Favoriten des Heeres.

Unter der neuen Regierung näherte sich Japan wieder Deutschland an, das Tokio durch den Abschluß des Nichtangriffspaktes mit der Sowjetunion nachhaltig verprellt hatte. Unter dem propagandistischen Begriff der «Großasiatischen Wohlstandssphäre» strebte Japan nunmehr die Herrschaft über ganz Ost- und Südostasien an. Auf eine Expansion in südlicher Richtung hatte seit langem die Flotte gedrängt. Im Sommer 1940 schwenkte auch das Heer, das seine Ambitionen traditionell eher auf Rußland ausgerichtet hatte, auf diese Linie ein: «Nordverteidigung» und «Südvormarsch» lautete fortan die Devise.

Hitler verhielt sich gegenüber den Signalen aus Tokio zunächst reserviert. Erst nachdem er im August 1940 zu der Einsicht gelangt war, daß ein schneller Sieg über Großbritannien dank massiver amerikanischer Hilfestellung nicht zu erwarten war, stimmte er deutsch-japanischen Sondierungen zu. Sein Ziel war eine Militärallianz gegen die Vereinigten Staaten als Preis für die deutsche Bereitschaft, Ost- und Südostasien als Interessensphäre Japans anzuerkennen. Die japanische Marine zögerte, darauf einzugehen, da sie sich für einen Krieg mit den USA noch nicht hinreichend gewappnet fühlte, beugte sich dann aber dem Heer, das einen Vertragsabschluß mit den Achsenmächten Deutschland und Italien forderte. Am 27. September 1940 unterzeichnete Außenminister Matsuoka in Berlin den Dreimächtepakt, ein auf den Fall eines amerikanischen Angriffs ausgerichtetes und auf zehn Jahre befristetes Verteidigungsbündnis auf Gegenseitigkeit. Deutschland versprach Japan Unterstützung beim Bemühen um einen Ausgleich mit der Sowjetunion und war sogar bereit, Moskau für den Fall eines Beitritts zum Dreimächtepakt Iran und Indien als Interessensphäre zu überlassen.

Die neuerliche Annäherung an die Achsenmächte ging mit einer innenpolitischen Neuausrichtung Japans einher. Kurz nach dem Abschluß des Dreimächtepaktes wurden die politischen Parteien aufgelöst und wenig später, am 12. Oktober 1940, die Gesellschaft zur Unterstützung der Kaiserlichen Herrschaft (Taisei yokusankei) gegründet. Sie sollte sowohl die Funktionen einer Einheitspartei erfüllen als auch die Dachorganisation sämtlicher Berufs- und Kulturvereinigungen bilden; ihr Vorsitzender war der jeweilige Premierminister. Eine schlagkräftige, der NSDAP oder dem Partito Nazionale Fascista vergleichbare Organisation wurde aus der neuen Gesellschaft jedoch nicht; dazu gingen die Meinungen der politischen und militärischen Führung über ihren Zweck zu weit auseinander. Die Zusammensetzung des Parlaments blieb, wie sie war; der autoritäre Charakter des Regimes verschärfte sich, eine totalitäre Diktatur nach deutschem oder italienischem Vorbild aber wurde das Kaiserreich im Fernen Osten nicht.

Ob Tokio mit dem Dreimächtepakt seinen potentiell gefährlichsten Gegner, die USA, würde beeindrucken können, war höchst fraglich. Einen Tag vor Abschluß des Vertrags, am 26. Februar 1940, hatten die Vereinigten Staaten ein totales Embargo für Stahl und Schrott verhängt, das Japan empfindlichen Schaden zufügte. Es war die Antwort auf einen von Berlin und, wenn auch unfreiwillig, von Vichy gebilligten aggressiven Schritt des Kaiserreiches: die Besetzung von Französisch-Indochina, die es Japan erlaubte, das China Tschiang Kai-scheks von wichtigen Versorgungslinien abzuschneiden. Ungeachtet des neuen «Dreiecks Berlin-Rom-Tokio» wurde das amerikanische Embargo in der Folgezeit konsequent durchgehalten und die Hilfe aus den USA für China verstärkt.

Auch die Sowjetunion reagierte auf den Berliner Vertragsabschluß nicht so, wie Tokio es erwartet hatte: Sie traf keinerlei Anstalten, dem Abkommen beizutreten. Alles, was Außenminister Matsuoka im April 1941 in Moskau, der letzten Station einer ausgedehnten Europareise, erreichen konnte, war ein Neutralitätsvertrag, nicht der erstrebte Nichtangriffspakt. Daß Deutschland inzwischen seine Haltung gegenüber der Sowjetunion radikal geändert hatte, blieb der japanischen Regierung verborgen. Gleichzeitig erhöhten die USA den Druck auf Japan, und das nicht ohne Erfolg. Während sich der scharf antiamerikanische Außenminister in Europa aufhielt, nahm das Kabinett Konoe hinter seinem Rücken Sondierungsgespräche mit Washington auf, in denen die Möglichkeiten eines Ausgleichs zwischen beiden Mächten ausgelotet wurden.[4]

Die USA hatten zu Beginn des europäischen Krieges ihre Neutralität erklärt, aber schon am 4. November 1939 dieses Prinzip zugunsten der Alliierten relativiert: Ein neues Neutralitätsgesetz erlaubte es kriegführenden Staaten, unter Ausweitung der «cash-and-carry»-Klausel von 1937 Güter aller Art, also auch Waffen und Munition, in den Vereinigten Staaten zu kaufen und auf eigenen Schiffen abzutransportieren.

Am 16. Mai 1940, sechs Tage nach Beginn des deutschen Westfeldzugs, ersuchte Präsident Roosevelt den Kongreß um die außerordentliche Bewilligung von Mitteln in Höhe von mehr als 1 Milliarde Dollar für die Mechanisierung und Motorisierung der Armee sowie für die Serienproduktion von 50.000 Flugzeugen. Er erhielt dafür die Zustimmung von Senat und Repräsentantenhaus. Gleichzeitig erhöhte der Kongreß die Obergrenze der Nationalschuld auf 49 Milliarden Dollar. Drei Monate später, am 19. Juli 1940, unterzeichnete Roosevelt den Two Ocean Navy Expansion Act, der den Bau einer im Atlantik und im Pazifik einsetzbaren Großflotte bis 1945 vorsah.

Um diese Zeit war die amerikanische Öffentlichkeit in der Frage, wie die USA auf die aggressive Politik der totalitären beziehungsweise autoritären Regime in Berlin, Rom und Tokio reagieren sollten, noch tief gespalten. Im Mai 1940 gründeten überzeugte Internationalisten um den Publizisten William Allen White unter dem Eindruck des deutschen Westfeldzuges das Committee to Defend America by Aiding the Allies, das genau das wollte, was der Name besagte: eine massive Unterstützung der europäischen Demokratien, obenan Großbritannien, um einen Kriegseintritt Amerikas überflüssig zu machen. Zu den Unterstützern gehörten vor allem Intellektuelle der Ostküste, darunter «Yankees», die sich England verbunden fühlten, und Amerikaner jüdischer Herkunft.

Sehr viel mehr Aufsehen erregte im Juli eine isolationistische Gegengründung, das von dem Industriellen Robert Wood ins Leben gerufene America First Committee. Zu seinem Starredner avancierte bald Charles A. Lindbergh, der weltberühmte erste Überflieger des Atlantiks. Die Förderer und Anhänger waren häufig Geschäftsleute des Mittleren Westens, namentlich aus Chicago und Umgebung, Amerikaner mit irischen und deutschen Wurzeln, die meisten von ihnen Anhänger der Republikaner. Allerdings gab es auch in der «Grand Old Party» entschiedene Internationalisten, ja Interventionisten. Zwei von ihnen nahm Roosevelt im Juni 1940 demonstrativ in sein Kabinett auf: den Kriegsminister der Präsidenten Taft und Hoover, Henry L. Stimson, der erneut in dieses Amt berufen wurde, und William Franklin Knox als Marineminister.

In der amerikanischen Bevölkerung wuchs im Sommer 1940 die Einsicht um die Gefahren, die dem Land von außen drohten. Im Mai lehnten noch 40 Prozent repräsentativ Befragte Amerikaner eine Kriegsteilnahme ihres Landes unter allen Umständen ab; im Juli glaubten laut einer Umfrage bereits zwei Drittel (66 Prozent) aller Befragten, daß Deutschland eine direkte Gefahr für Amerika bilde. Im gleichen Monat wurde die Administration auf der panamerikanischen Außenministerkonferenz in Havanna mit der Tatsache konfrontiert, daß Hitlers Einschüchterungspolitik auch in Lateinamerika Wirkungen zeitigte: Aus Rücksicht auf den Handelspartner Deutschland weigerten sich unter anderem Argentinien, Brasilien und Chile, ihre Minister nach Kuba zu schicken. Dem State Departement gelang es dennoch, bis Ende des Jahres Verteidigungsabkommen mit allen lateinamerikanischen Republiken außer Argentinien zu schließen.

Im September 1940 ging Roosevelt, unterstützt durch eine großangelegte, vom Weltkriegshelden General Pershing gesteuerte Kampagne des Komitees zur Verteidigung Amerikas, einen entscheidenden Schritt über seine bisherigen Hilfszusagen an Großbritannien hinaus: Unter Umgehung der «cash-and-carry»-Klausel überließ er dem Vereinigten Königreich auf Churchills dringliche Bitte 50 ältere Zerstörer, meist aus dem Ersten Weltkrieg, und ließ eine größere Zahl von Flugzeugen an die Fabriken zurückgehen, damit die Briten sie dort kaufen konnten. Die Gegenleistung Londons bestand darin, daß die USA die Erlaubnis erhielten, künftig militärische Stützpunkte auf Neufundland, den Bermuda-Inseln und auf britischen Inseln in der Karibik zu errichten. Der «Deal» war ein früher Ausdruck dessen, was als «special relationship» zwischen den Vereinigten Staaten und Großbritannien in die Geschichte einging. Für die Briten kaum minder wichtig als Schiffe und Flugzeuge war ein Gesetz, das am 16. September in Kraft trat: Der Selective Service Act ordnete die Registrierung aller Männer im Alter von 21 bis 35 Jahren an und ermöglichte damit, erstmals in der amerikanischen Geschichte, die Einberufung von Rekruten in Friedenszeiten.

Im November 1940 standen Präsidentenwahlen an. Bis in den Sommer hinein war unsicher, ob Franklin Delano Roosevelt sich nochmals als Kandidat der Demokraten aufstellen lassen würde. Eine dritte Amtsperiode war durch die Verfassung zwar nicht ausgeschlossen, es war aber ein ungeschriebenes Gesetz, daß ein Amtsinhaber, der einmal wiedergewählt worden war, nicht nochmals antrat. Roosevelts persönliche Entscheidung, im Hinblick auf die bis zum äußersten angespannte Weltlage als erster Präsident mit der Tradition zu brechen und sich erneut um das höchste Amt zu bewerben, fiel wohl Ende Mai 1940. Doch erst unmittelbar vor der demokratischen Convention in Chicago im Juli gab «FDR» zu verstehen, daß er sich einem Ruf der Delegierten nicht verweigern würde. Die Nominierung erfolgte dann, wie zu erwarten, mit überwältigender Mehrheit. Auch seinen Kandidaten für das Amt des Vizepräsidenten, Landwirtschaftsminister Henry Wallace, einen erklärten Internationalisten, konnte Roosevelt durchsetzen. Bei den Republikanern ging ein «dark horse», der weithin unbekannte New Yorker Industriemanager und ehemalige Demokrat Wendell Willkie, aus den Nominierungskämpfen als Sieger hervor: ein liberaler Internationalist («One World» war einer seiner Slogans), der dank glänzender Rhetorik und maßvoller Positionen die Unterstützung großer angesehener Zeitungen wie der «New York Times» und des «Cleveland Plain Dealer» genoß und gute Aussichten hatte, auch Wähler der Mitte für sich zu gewinnen.

Im Wahlkampf beteuerten beide Kandidaten, daß sie Amerika aus einem Krieg heraushalten würden. Willkie ging zuletzt so weit, Roosevelts Friedenswillen in Frage zu stellen, worauf der Präsident den amerikanischen Vätern und Müttern versprach, ihre Söhne würden nicht in irgendwelche fremden Kriege geschickt werden, ja am 2. November, drei Tage vor der Wahl, versicherte: «Ihr Präsident sagt, daß dieses Land nicht in den Krieg ziehen wird.» Was Roosevelt gegenüber seinem Herausforderer half, war nicht nur seine politische Erfahrung, sondern auch der unverkennbare wirtschaftliche Aufschwung, der in erster Linie der forcierten Aufrüstung und den kriegsbedingten Exporten an Großbritannien zu verdanken war. Was der «New Deal» bis 1938 nicht zuwege gebracht hatte, bewirkte der Krieg, schon bevor die USA offiziell in ihn eintraten: Eine neue Hochkonjunktur zeichnete sich ab.

Roosevelt gewann die Wahl zwar nicht so überlegen wie 1932 und 1936, aber doch mit deutlichem Abstand vor Willkie: 27 gegenüber 22 Millionen Stimmen. Im Gremium der Wahlmänner und Wahlfrauen entfielen 449 Stimmen auf den Amtsinhaber und 82 auf den republikanischen Bewerber. Am besten schnitt der Präsident bei Wählern aus der Arbeiterschaft und der unteren Mittelschicht ab, außerdem bei Wählern jüdischer und polnischer Herkunft sowie bei Amerikanern schwarzer Hautfarbe. Vom Wahlausgang enttäuscht waren vor allem die Isolationisten: Sie hatten nur die Wahl zwischen zwei Internationalisten gehabt. Am 19. Januar 1941 äußerte einer der einflußreichsten Sprecher des isolationistischen Amerika, der republikanische Senator Gerald P. Nye aus North Dakota, auf einer Veranstaltung des America First Committee in Kansas City, er würde sich nicht wundern, wenn die Geschichte den Nachweis erbringen sollte, daß seit der republikanischen Convention in Philadelphia «eine Verschwörung stattfand mit dem Ziel, dem amerikanischen Volk die Chance zu verwehren, seinen Willen zum Ausdruck zu bringen».

Eine der ersten außenpolitischen Entscheidungen, die Roosevelt nach der Wahl traf, war die, dem nahezu bankrotten Großbritannien Waffen und Kriegsmaterial zu liefern, für die es nicht bezahlen mußte. In einer Pressekonferenz vom 17. Dezember 1940 erläuterte der Präsident sein Vorhaben mit einem anschaulichen Vergleich: «Wenn es bei meinem Nachbarn brennt, dann werde ich ihm selbstverständlich meinen Gartenschlauch leihen und nicht zu ihm sagen: ‹Herr Nachbar, der Schlauch hat 15 Dollar gekostet, sie müssen mir jetzt die 15 Dollar zahlen. Ich will nicht die 15 Dollar – ich will meinen Gartenschlauch zurück, wenn Sie das Feuer gelöscht haben.›» Zwölf Tage später begründete Roosevelt in einer vielbeachteten, vom Rundfunk ausgestrahlten «Kaminplauderei» (fireside chat) das Prinzip des beabsichtigten «lend-lease» damit, daß Amerika das «Arsenal der Demokratie» sein müsse. Am 11. März 1941 verabschiedete der Kongreß das Verleih- und Pachtgesetz (Lend-Lease Act), das die Empfänger lediglich verpflichtete, amerikanische Schiffe, Panzer, Flugzeuge, die ihnen «geliehen» wurden, nach dem Krieg den USA zurückzugeben. Von «Neutralität» der Vereinigten Staaten konnte spätestens jetzt nicht mehr die Rede sein. Wirtschaftlich gesehen, befand sich Amerika bereits im Frühjahr 1940 im Krieg mit den Achsenmächten, und wirtschaftlicher Natur war ein wesentliches Motiv der amerikanischen Politik: das Interesse an der langfristigen Sicherung Europas als Absatzmarkt der amerikanischen Industrie und als Anlageplatz für amerikanisches Kapital.

Die grundsätzliche Begründung der neuen, offen interventionistischen Politik der USA lieferte der Präsident in seiner «State of the Union»-Rede vor dem Kongreß am 6. Januar 1941. Infolge der Offensive der «Aggressornationen» sei die Zukunft aller amerikanischen Republiken in ernsthafter Gefahr, erklärte Roosevelt. Er versprach allen Demokratien wirtschaftliche und militärische Hilfe bei der Verteidigung der Freiheit. Die Welt, die Amerika sicher machen wollte, müsse auf vier Freiheiten gegründet sein: die Freiheit der Rede und der Meinungsäußerung, die Freiheit eines jeden Menschen, Gott auf seine Weise zu verehren, die Freiheit von Not (freedom from want) und die Freiheit von Furcht (freedom from fear). «Das ist nicht die Vision eines entfernten Jahrtausends. Es ist die feste Grundlage für eine Welt, die in unserer Zeit und in unserer Generation erreichbar ist. Diese Welt ist die eigentliche Antithese zur sogenannten neuen Ordnung der Tyrannei, die die Diktatoren mit Bombengewalt zu schaffen suchen … Freiheit bedeutet die Geltung der Menschenrechte überall … Für dieses Vorhaben kann es kein anderes Ziel geben als den Sieg.»

Gegenüber Japan stellte Außenminister Cordell Hull im April 1941 «vier Prinzipien» auf, die das Kaiserreich erfüllen müsse, bevor die USA in die von der Regierung Konoe gewünschten Verhandlungen eintreten könnten: Japan müsse die Souveränität und die territoriale Integrität aller Staaten wahren, dürfe sich nicht in die Angelegenheiten anderer Staaten einmischen, müsse die Gleichheit aller Nationen, besonders hinsichtlich ihrer Handelschancen, anerkennen und keine gewaltsame Veränderung des Status quo im Pazifik vornehmen. Im Juni 1941 folgte, wenn auch verklausuliert, die weitere Forderung, den Dreimächtepakt als tot zu betrachten. Es verstand sich von selbst, daß Japan zu einer derart radikalen Abkehr von seiner Expansionspolitik nicht bereit war. Die Möglichkeit eines Krieges an zwei Fronten, einer europäischen und einer pazifischen, war für die Vereinigten Staaten im ersten Halbjahr 1941 deutlich näher gerückt.[5]

Die Macht, die Roosevelt mit allen Mitteln «short of war», also unterhalb der Schwelle des offenen Krieges, zu stützen entschlossen war, fühlte sich durch die amerikanische Hilfe in ihrem Durchhaltewillen gestärkt. Solange Churchill an der Spitze der britischen Regierung stand, durfte Hitler nicht mit dem rechnen, worauf er nach dem Sieg im «Blitzkrieg» gegen Frankreich einen Augenblick lang gehofft hatte: die Bereitschaft Londons, in Friedensverhandlungen einzutreten.

Am 19. Juli 1940, knapp zwei Wochen nachdem er aus seinem zeitweiligen Führerhauptquartier bei Freudenstadt im nördlichen Schwarzwald triumphal nach Berlin zurückgekehrt war, ließ Hitler in einer Rede vor dem Reichstag Großbritannien «noch einmal einen Appell an die Vernunft» zukommen. Es sei nie seine Absicht gewesen, das britische Weltreich zu vernichten oder auch nur zu schädigen, aber er sei sich darüber im klaren, daß die Fortführung dieses Kampfes nur mit der vollständigen Zertrümmerung des einen der beiden Kämpfenden enden werde. «Herr Churchill sollte mir dieses Mal vielleicht ausnahmsweise glauben, wenn ich als Prophet jetzt folgendes ausspreche: Es wird dadurch ein großes Weltreich zerstört werden … Mister Churchill mag glauben, daß dies Deutschland ist. Ich weiß, es wird England sein.» Hitler spielte damit auf eine von Herodot überlieferte Weissagung des Orakels von Delphi an, wonach der Lyderkönig Krösus, wenn er gegen die Perser zu Felde ziehen sollte, ein großes Reich zerstören werde. Der Krieg endete damit, daß Krösus im Jahr 546 vor Christus vom Perserkönig Kyros II. besiegt wurde und sein Reich verlor.

Tatsächlich glaubte Hitler zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr an einen friedlichen Ausgleich mit Großbritannien. Am 16. Juli 1940, drei Tage vor seiner Reichstagsrede, hatte er die Weisung für eine Landungsoperation gegen England, die «Operation Seelöwe», ausgegeben. Vorausgehen sollte dem Großeinsatz der Flotte eine möglichst vollständige Ausschaltung der Royal Air Force. Vier Wochen später, am 13. August, begann der verschärfte Luftkrieg gegen Großbritannien, die «Battle of Britain», mit Angriffen auf Radarstationen, Flugplätze, Flugzeugfabriken, Häfen und Eisenbahngleise im Süden Englands. Nach ersten britischen Bombenangriffen auf Berlin weitete die Luftwaffe seit Anfang September ihre Angriffe systematisch auf London und andere britische Großstädte aus. Manche deutschen Piloten bombardierten auch gezielt Gruppen von Zivilisten. Ihren Höhepunkt erreichte die «Battle of Britain» am 15. September: 56 deutsche und 26 britische Flugzeuge wurden abgeschossen. Insgesamt kamen während der Luftschlacht um England bis Juni 1941 43.000 Zivilisten ums Leben, darunter rund 600 Einwohner von Coventry, die bei einem deutschen Terrorangriff in der Nacht vom 14. zum 15. November 1940 getötet wurden.

Für Görings Luftwaffe wurde ihr bislang größter Einsatz zu einem Debakel. Die geplante Vernichtung der Radarstationen und der Luftabwehr mißlang, womit eine wichtige Voraussetzung für ein erfolgreiches deutsches Landungsunternehmen fehlte. Länger als eine halbe Stunde konnten auch die modernsten der deutschen Flugzeuge, wenn das Benzin für die Rückkehr reichen sollte, nicht über britischem Boden kämpfen. Die Piloten der Royal Air Force, des Commonwealth und der polnischen Exilstreitkräfte hatten dieses Problem nicht; sie hatten zudem einen wichtigen Verbündeten: das schlechte Wetter. Der Faktor Wetter durchkreuzte denn auch die weitere deutsche Planung. Die beginnenden Herbststürme zwangen Hitler am 17. September, die «Operation Seelöwe», die vier Tage später hatte beginnen sollen, auf unbestimmte Zeit zu vertagen.

Bereits vor Beginn der Luftschlacht hatte Hitler Zweifel durchblicken lassen, ob ein Sieg über Großbritannien wirklich in greifbarer Nähe lag. Am 21. Juli faßte er vor den Oberbefehlshabern der drei Wehrmachtsteile erstmals seit Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes eine baldige Wendung gegen die Sowjetunion ins Auge und begründete das damit, daß England seine Hoffnungen immer noch auf Amerika und Rußland setze. Zehn Tage später, am 31. Juli, äußerte sich Hitler in einer Führerbesprechung auf dem Obersalzberg schon sehr viel präziser: Englands Hoffnung seien Rußland und Amerika; wenn die Hoffnung auf Rußland entfalle, dann falle auch Amerika weg, denn ein Wegfall Rußlands, des ostasiatischen Degens Englands und Amerikas gegen Japan, werde eine Ausbreitung Japans in Ostasien in ungeheurem Maß zur Folge haben. «Ist aber Rußland zerschlagen, dann ist Englands letzte Hoffnung getilgt. Der Herr Europas und des Balkans ist dann Deutschland. Entschluß: Im Zuge dieser Auseinandersetzung muß Rußland erledigt werden. Frühjahr 1941 … Fünf Monate Zeit zur Durchführung.» Ein anderer Krieg als ein «Blitzkrieg» war für Hitler seit dem Sommer 1940 offensichtlich nicht mehr vorstellbar.

Großbritanniens, von den Vereinigten Staaten wirksam unterstützer, Widerstand hatte, dem Urteil des Historikers Andreas Hillgruber zufolge, eine «Umkehrung der bisherigen Vorstellungen Hitlers» bewirkt. «Ziel der Niederwerfung Frankreichs und des erhofften ‹Ausgleichs› mit Großbritannien war es ja gewesen, ihm die Rückenfreiheit, die sichere strategische Basis zu verschaffen, aus der heraus er zu einem geeignet erscheinenden Zeitpunkt nach Osten vorstoßen konnte. Nun wurde sein bisheriges Hauptziel, die Eroberung des Ostraumes, zugleich zum Mittel, mit den angelsächsischen Seemächten fertig zu werden, die nicht bereit waren, sich mit seiner Herrschaft über die mittleren und westlichen Teile Kontinentaleuropas abzufinden, sondern sie ihm streitig machten.» Bis zu diesem Punkt waren Hitlers Überlegungen Ende Juli 1940 gediehen. Unwiderruflich aber war, wie sich bald zeigen sollte, seine Zeitplanung damit noch nicht.

Die Sowjetunion hatte die Zeit, in der Deutschland den Westfeldzug zu einem triumphalen Abschluß brachte, in ihrem Sinn zu nutzen verstanden. Am 15. Juni besetzte die Rote Armee nach einem Ultimatum Litauen einschließlich jenes südwestlichen Zipfels, der am 28. September 1939 dem deutschen Interessengebiet zugeschlagen worden war. Zwei Tage später, am 17. Juni, folgte die Besetzung von Lettland und Estland, die am 6. August ebenso wie Litauen zu Sowjetrepubliken und damit zu einem Teil der Sowjetunion erklärt wurden. Bis zum Juni 1941 ließ die Sowjetunion fast 170.000 wirkliche oder vermeintliche Antikommunisten aus dem Baltikum ins Landesinnere der Sowjetunion, meist nach Sibirien, deportieren: 34.250 Personen aus Lettland, 60.000 aus Estland und 75.000 aus Litauen. Stalins nächster Schlag traf Rumänien. Es wurde am 26. Juni ultimativ aufgefordert, Bessarabien und die Nordbukowina an die Sowjetunion abzutreten. Zwei Tage später begann die Besetzung dieser Gebiete durch die Rote Armee.

Was Bessarabien betraf, hielt sich die Aktion im Rahmen der Aufteilung Südost- und Ostmitteleuropas in Interessensphären, wie sie am 23. August 1939 im deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt festgelegt worden war. Daß König Carol II. von Rumänien am 2. Juli Deutschland um eine Garantie seiner Grenzen und die Entsendung einer Militärmission bat, kam Hitler gelegen. Im Zweiten Wiener Schiedsspruch zwangen Deutschland und Italien am 30. August Rumänien zunächst, Nordsiebenbürgen und das Szeklerland an Ungarn abzutreten. Am 4. September ernannte Carol II. den deutschfreundlichen General Ion Antonescu zum Ministerpräsidenten und zum Staatsführer Rumäniens, am 6. September dankte er, von Antonescu gezwungen, zugunsten seines Sohnes Michael ab. Am folgenden Tag mußte Rumänien noch die südliche Dobrudscha Bulgarien überlassen. Die verbleibenden Grenzen wurden von den Achsenmächten anerkannt, ohne daß das Reich die an Rumänien vital interessierte Sowjetunion zuvor konsultiert hätte. Am 2. September beschloß Hitler, der Bitte des früheren Königs entsprechend, eine Militärmission nach Rumänien zu entsenden. Deutschland war einem strategischen Ziel, der Verfügung über die rumänischen Erdölquellen, ein gutes Stück näher gekommen.

Die deutsche Rumänienpolitik war eine Herausforderung der Sowjetunion, bedeutete aber nicht den Bruch zwischen Berlin und Moskau. Die Erdöl-, Erdmetall- und Getreidelieferungen aus der Sowjetunion, Teil des am 11. Februar 1940 abgeschlossenen deutschsowjetischen Wirtschaftsabkommens beziehungsweise des vorausgegangenen Handelsabkommens vom 19. August 1939, gingen unvermindert weiter, und sie glichen in erheblichem Umfang die Folgen der britischen Seeblockade aus. Mitte September 1940 schwenkte Hitler sogar zeitweilig auf eine von Ribbentrop verfochtene Alternative zum Krieg gegen die Sowjetunion um: die Idee eines antibritischen «Kontinentalblocks» von «Yokohama bis Spanien», dem sich auch die Sowjetunion anschließen sollte. Am 4. Oktober traf sich Hitler mit Mussolini am Brenner, um mit ihm einen Interessenausgleich mit dem Spanien Francos und Vichy-Frankreich zu erörtern, die nach den Berliner Vorstellungen beide in den Kontinentalblock mit einbezogen werden sollten.

Knapp drei Wochen später, am 23. Oktober, fand im Bahnhof von Hendaye an der französisch-spanischen Grenze eine Unterredung zwischen Hitler und Franco statt. Sie verlief für beide Seiten enttäuschend. Daß der «Führer» bereit war, einer Eroberung Gibraltars durch Spanien zuzustimmen, konnte den «Generalissimus» nicht aus der Reserve locken. Dem von Hitler gewünschten Kriegseintritt Spaniens stand vor allem die Madrider Forderung nach Gebietsabtretungen in Nordafrika entgegen, auf die Hitler in Hendaye noch nicht eingehen wollte. Als Deutschland sich im November bereit zeigte, dieses Verlangen zu erfüllen, war die Wirtschaftslage Spaniens so katastrophal, daß die uneinige politische Führung sich nicht zu einer Kriegsbeteiligung entschließen konnte. In der Folge erklärte Franco Spanien je nach Kriegslage einmal für nichtkriegführend, ein andermal für neutral. Im Dezember 1940 beschloß Spanien die Bildung einer Freiwilligentruppe, vornehmlich aus Falangisten, die «Blaue Division», die später auf deutscher Seite an der Ostfront eingesetzt wurde – bis Franco im Dezember 1943 den Rückzug anordnete.

Wenig konkrete Ergebnisse hatte auch Hitlers Begegnung mit Pétain in Montoire-sur-le-Loir in der Umgebung von Tours, wo sich der «Führer» zwei Tage zuvor schon mit dem stellvertretenden Ministerpräsidenten Laval getroffen hatte. Der Marschall erreichte zwar, daß Frankreich zur Schutzmacht seiner eigenen Kriegsgefangenen in Deutschland wurde, erhielt aber keine Zusicherung für baldige Verhandlungen über einen Friedensvertrag. Umgekehrt weigerte sich Pétain, sein Land am Krieg gegen Großbritannien zu beteiligen. Die Politik der «collaboration», zu der sich der Chef d’État erstmals am 30. Oktober öffentlich bekannte, geriet kurz darauf in eine Krise, als Pétain, ohne die Deutschen vorher zu fragen, am 13. Dezember 1940 den bisherigen Hauptvertreter der «collaboration», Pierre Laval, entließ und den früheren, als anglophil geltenden Ministerpräsidenten Pierre-Étienne Flandin zum Außenminister ernannte. Doch schon im Februar 1941 schied Flandin unter deutschem Druck aus der Regierung aus. Sein Nachfolger, Admiral François Darlan, der zusammen mit dem stellvertretenden Vorsitz im Ministerrat die Ämter des Außen-, Innen-, Informations- und Marineministers übernahm, setzte alles daran, die Beziehungen zum Deutschen Reich noch fester zu gestalten und Frankreich zu einem aktiven Mitglied eines künftigen «Kontinentalblocks» zu machen.

Das wichtigste, weil folgenreichste Ereignis des Oktober 1940 waren aber nicht Hitlers Gespräche in Hendaye und Montoire, sondern der Beginn des italienischen Angriffs auf Griechenland am frühen Morgen des 28. Oktober, dem 18. Jahrestag des «Marsches auf Rom». Die treibende Kraft hinter diesem Coup war Außenminister Ciano, der es an der Zeit fand, daß sein Land endlich aus dem Schatten des immer weiter expandierenden Deutschen Reiches heraustrat. Mussolini hatte aus Verärgerung über die Alleingänge seines deutschen Verbündeten die Aktion nicht mit Hitler abgestimmt, der, als er am gleichen Tag zu Verhandlungen mit dem «Duce» im Palazzo Vecchio in Florenz zusammentraf, an der vollendeten Tatsache nichts mehr ändern konnte. Für die italienischen Truppen wurde das Unternehmen zu einem Debakel. Griechische Verbände eroberten bei einer Gegenoffensive Anfang November ungefähr ein Drittel des im April 1939 von Italien besetzten Albanien. Britische Truppen besetzten am 29. Oktober Kreta und Anfang November Athen. Hitler fürchtete Angriffe der Royal Air Force auf das rumänische Erdölgebiet um Ploievti und bereitete seit dem Spätjahr 1940 einen deutschen Entlastungsangriff auf Griechenland vor.

Gefährlich für die Achsenmächte waren die Folgen des griechischen Abenteuers auf das Kriegsgeschehen in Afrika. Mitte September 1940 hatte Italien von Libyen aus eine Offensive gegen Ägypten begonnen, die jedoch kurz hinter der Grenze steckenblieb. Im Dezember begann die britische Nilarmee mit einer Gegenoffensive, die zu einem großen Erfolg wurde: Die italienischen Streitkräfte wurden aus Ägypten herausgeworfen und 38.000 Mann gefangengenommen. Eine weitere britische Offensive begann in der zweiten Januarhälfte in Eritrea. Am 21. Januar 1941 eroberten die Briten Tobruk im Osten von Italienisch-Libyen, Anfang Februar Bengasi, die Hauptstadt der Cyrenaika; die Zahl der Gefangenen stieg auf 140.000. Kurz darauf folgte von Kenia aus eine britische Offensive gegen Italienisch-Somaliland, in deren Verlauf Mogadischu eingenommen wurde. Hätte Italien seine Truppen auf die afrikanischen Kriegsschauplätze und namentlich auf das strategisch wichtige Ägypten konzentriert, statt einen großen Teil seines Militärs nach Griechenland zu schicken, wäre es kaum zu derart raschen Erfolgen der Briten in Nordafrika gekommen.

Hitler blieb nichts anderes übrig, als Mussolini im Januar 1941 bei einer Unterredung auf dem Berghof bei Berchtesgaden zum Abbruch seines «Parallelkrieges» und zur Unterordnung unter die deutsche Strategie zu zwingen. Im Februar trafen erste Verbände des neuen Deutschen Afrikakorps unter General Rommel in Tripolis ein, wo sie wenig später zu einer Gegenoffensive antraten. Im März fiel fast die ganze Cyrenaika in deutsche Hand; die Festung Tobruk wurde eingeschlossen. In Griechenland dagegen drangen die Briten vor: Bis Ende April hatten sie dort bereits 58.000 Mann an Land gebracht.

Noch nicht zu überblicken waren im Herbst 1940 die Auswirkungen, die der italienische Feldzug im Süden der Balkanhalbinsel auf Hitlers strategische Planungen in Sachen Sowjetunion haben konnte. Das Vorhaben Ribbentrops, den Dreimächtepakt zum Kern eines großen «Kontinentalblocks» zu machen, war zwar nicht völlig erfolglos: Im November 1940 traten Ungarn, Rumänien und die Slowakei, im März 1941 Bulgarien und Jugoslawien der Allianz Berlin-Rom-Tokio bei. Die Sowjetunion aber traf keine Anstalten, sich der antibritischen Mächtegruppierung anzuschließen. Eine Aufforderung Churchills, mit Deutschland zu brechen, hatte Stalin am 1. August zurückgewiesen. Aber sein Land zum Partner eines von Deutschland geführten europäischen Bündnisses zu machen kam für ihn ebensowenig in Frage.

Am 12. November traf Außenminister Molotow zu zweitägigen Gesprächen mit Hitler und Ribbentrop in Berlin ein. Die Verhandlungen, die wegen eines britischen Luftangriffs auf die Reichshauptstadt teilweise in einem Regierungsbunker geführt werden mußten, verliefen zäh und erbrachten kein greifbares Ergebnis. Hitler versuchte die Sowjetunion im Austausch gegen die Anerkennung des deutschen Herrschaftsbereichs in Europa und deutscher Ansprüche auf ein afrikanisches Kolonialreich zu einer Expansion in Richtung Indischer Ozean, also auf Kosten des britischen Empire, zu bewegen. Molotow hingegen richtete sein Augenmerk auf Finnland und Südosteuropa: Das Reich solle seine im September mit Helsinki vereinbarte Nutzung von finnischem Territorium für den Truppentransfer nach Norwegen beenden, seine um dieselbe Zeit nach Finnland entsandte Militärmission zurückziehen und das Recht der Sowjetunion auf eine Annexion Finnlands anerkennen, es solle weiter im Gegenzug zur deutschen Garantieerklärung für Rumänien einer sowjetischen Garantie für Bulgarien zustimmen sowie der Sowjetunion ein Recht auf freie Benutzung der Ostseezugänge und die Errichtung von Stützpunkten am Bosporus und den Dardanellen zusichern. Außerdem gab Molotow das sowjetische Interesse am künftigen Schicksal Polens, Ungarns, Jugoslawiens und Griechenlands zu Protokoll.

Ein eindeutiges «Nein» zum «Kontinentalblock» waren die Ausführungen des sowjetischen Außenministers nicht. Am 26. November erklärte Molotow sogar schriftlich seine Bereitschaft, den Dreierpakt zum Viererpakt auszuweiten, sofern die Regierungen in Berlin, Rom und Tokio auf die nochmals detailliert dargelegten und erweiterten Moskauer Bedingungen eingingen. Hitler aber dachte gar nicht daran, der Sowjetunion entgegenzukommen. Für ihn war seit den Berliner Verhandlungen vom 12. und 13. November klar, daß eine Verständigung mit Stalin ausgeschlossen, ein Krieg also unvermeidbar war. Eine Antwort auf Molotows Brief, den der «Führer» als Erpressungsversuch bewertete, gab es nicht. Am 18. Dezember erging Hitlers Weisung für den «Fall Barbarossa»: «Die deutsche Wehrmacht muß darauf vorbereitet sein, auch vor Beendigung des Krieges gegen England Sowjetrußland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen.» Die Vorbereitungen hatten sofort zu beginnen und mußten bis spätestens zum 15. Mai 1941 abgeschlossen sein.

Hitlers Zeitplan für den Krieg gegen die Sowjetunion hätte leicht durch zwei Ereignisse auf dem Balkan durchkreuzt werden können: die drohende Niederlage Italiens in Griechenland und der Staatsstreich in Jugoslawien am 27. März 1941. Der Belgrader Coup ging von dem Befehlshaber der Luftstreitkräfte, General Dušan Simovic, und dem Luftwaffengeneral Borivoje Markovic aus. Beide waren Gegner des Beitritts ihres Landes zum Dreimächtepakt – einer umstrittenen Entscheidung, die Ministerpräsident Dragiša Cvetkovic am 25. März, zwei Tage vor dem Umsturz, durch seine Unterschrift besiegelt hatte. Die Putschisten erklärten den siebenjährigen König Peter II. für volljährig und zum Staatsoberhaupt; dieser ernannte seinerseits Simovic zum neuen Regierungschef. Prinzregent Paul begab sich nach Griechenland; in Belgrad kam es zu gewaltsamen Demonstrationen gegen die Achsenmächte.

Obwohl die neue Regierung das Abkommen vom 25. März nicht formell aufkündigte und Deutschland ihrer besten Absichten versicherte, wertete Hitler den Staatsstreich als eine gegen das Reich gerichtete Aktion, was insofern zutraf, als der britische Geheimdienst bei dem Putsch seine Hand im Spiel gehabt hatte. Noch am 27. März gab der «Führer» die Anweisung für einen Angriff auf Jugoslawien. Er bewog die bulgarische und die ungarische Führung zu einem gemeinsamen Vorgehen mit dem Ziel der Zerschlagung Jugoslawiens. Der ungarische Ministerpräsident Graf Pál Teleki, der um gute Beziehungen sowohl zu Berlin als auch zu London bemüht war und im Dezember 1940 einen Freundschaftsvertrag mit Belgrad abgeschlossen hatte, verweigerte sich dem Vertragsbruch, konnte sich aber gegenüber Reichsverweser Horthy und der Armeeführung nicht durchsetzen. Am 7. April nahm er sich das Leben.

Am 6. April, einem Tag nachdem die neue jugoslawische Regierung einen Freundschafts- und Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion abgeschlossen hatte, begann, ohne vorherige Kriegserklärungen, der deutsche Balkanfeldzug mit Angriffen auf Jugoslawien und Griechenland. Belgrad erlebte ein schweres Bombardement aus der Luft; die deutschen Panzerverbände, die aus Österreich und Bulgarien ins Landesinnere vordrangen, stießen nur auf geringen Widerstand. Am 12. April nahmen die deutschen Truppen Belgrad ein; am 17. April kapitulierte das jugoslawische Oberkommando. König Peter und die Regierung konnten mit britischen Flugzeugen nach Athen fliehen und wenig später in London eine Exilregierung bilden.

An der Besetzung Jugoslawiens beteiligten sich auch Truppen aus Ungarn, Bulgarien, Italien und dem italienischen Satellitenstaat Albanien. Am 8. Juli erklärten Deutschland und Italien das Ende des Königreichs Jugoslawien. Deutschland annektierte einen großen Teil Sloweniens mit der Untersteiermark und Teilen von Krain, Italien den Rest Sloweniens mitsamt der Hauptstadt Ljubljana (Laibach) sowie den größten Teil von Dalmatien und die meisten Adriainseln. Ungarn gliederte sich die früheren ungarischen Teile Serbiens, Bulgarien den größten Teil von Mazedonien an. Das von Italien abhängige Albanien verleibte sich das Kosovo und angrenzende Teile von Mazedonien ein.

Im teils deutsch, teils italienisch besetzten Kroatien, dem ganz Bosnien und die Herzegowina zugeschlagen wurden, trat der aus dem italienischen Exil zurückgekehrte Führer der klerikal-faschistischen Ustascha-Bewegung, Ante Pavelić, ein Hauptverantwortlicher der Ermordung König Alexanders I. in Marseille im Oktober 1934, als «Poglavnik» («Führer») an die Spitze eines nominell unabhängigen Staates, wobei er nur von einer kleinen Minderheit seiner Landsleute unterstützt wurde und auch diesen Rückhalt durch ausgedehnte Korruption, Willkürentscheidungen und exzessiven Terror bald wieder verlor. Montenegro wurde zum italienischen Protektorat erklärt. In Serbien übte eine deutsche Militärverwaltung mit Hilfe einer von ihr eingesetzten serbischen Landesverwaltung unter dem ehemaligen Verteidigungsminister General Milan Nedic die Macht aus. Hinter den konservativ-klerikalen Nedic stellten sich über 500 Honoratioren, darunter orthodoxe Bischöfe, Professoren der Belgrader Universität, Industrielle und frühere Minister. In Frage gestellt wurde die Autorität seiner Regierung durch die nationalistischen Kräfte um Oberst Draza Mihajlovic, die Tschetniks (Cetnici), und seit Juli 1941 auch durch die rasch erstarkende Partisanenbewegung um Josip Broz Tito, den Generalsekretär der Kommunistischen Partei Jugoslawiens.

Auch in Griechenland drangen am 6. April 1941 deutsche Truppen von Bulgarien aus rasch ins Landesinnere vor. Am 9. April fiel Saloniki, am 21. April kapitulierte die Epirusarmee; sechs Tage später wurde Athen besetzt. Die Briten räumten das Festland und zogen sich nach Kreta zurück, das nach zwölf Tage währenden verlustreichen Kämpfen am 1. Juni von deutschen Fallschirmjägertruppen erobert wurde. In Athen hatte sich mittlerweile unter Aufsicht der Besatzungsmacht eine griechische Regierung unter General Georgios Tsolakoglou gebildet. Ende Mai begaben sich König Georg II., die Regierung und Teile des Militärs ins Exil nach Ägypten. Da Hitler die deutschen Truppen für den Ostfeldzug benötigte, überließ er den Hauptteil des Landes den Italienern als Besatzungsgebiet; Wehrmachtsverbände verblieben unter anderem in Athen, Saloniki und auf Kreta. In Ostmazedonien und Westthrakien rückten bulgarische Truppen ein.

Während die Wehrmacht auf dem Balkan militärische Triumphe feierte, stagnierte im Westen der Kampf gegen Großbritannien. Am 10. und 11. Mai 1941 fand der letzte große Luftangriff auf London statt, bei dem über 1200 Menschen ums Leben kamen. Ende Mai wurde im Atlantik das deutsche Schlachtschiff «Bismarck», das drei Tage zuvor den größten britischen Schlachtkreuzer, die «Hood», zerstört hatte, von den Briten versenkt, womit der deutsche Überwasserkrieg im Atlantik fast schon beendet war. Der U-Boot-Krieg ging weiter, aber trotz schwerer britischer Verluste brachte er nicht die von der Seekriegsleitung erhoffte Wende. In Nordafrika gab es zwischen Mitte Juni und Mitte November 1941 keine größeren Kämpfe. In Ostafrika dagegen fügten die Briten den Italienern schwere Niederlagen zu: Im April nahmen sie Addis Abeba ein; im Mai kapitulierte das Gros der in Äthiopien eingesetzten italienischen Streitkräfte am Amba Alagi. Im Irak gelang es den Briten, die im April durch einen Putsch an die Macht gelangte achsenfreundliche Regierung Raschid al-Gailani zu Fall zu bringen: Am 30. Mai eroberten Verbände des Vereinigten Königreichs Bagdad, woraufhin sich die antibritischen Machthaber ins Exil begaben.

Rund eine Woche später rückten britische und gaullistische Truppen von Palästina und vom Irak aus in Syrien ein. Im Juli mußten die dort stationierten Truppen der Vichy-Regierung unter General Dentz ihren Widerstand aufgeben und einen Waffenstillstand schließen. Im Nahen Osten hatte sich damit Großbritannien auf breiter Front durchgesetzt. Ein bescheidener Trost für Hitler lag darin, daß die Türkei, die im Frühjahr 1939 unter dem Eindruck des italienischen Einmarsches in Albanien wechselseitige Beistandserklärungen mit Großbritannien und Frankreich ausgetauscht und sich im März 1941 mit der Sowjetunion auf gegenseitige Neutralität im Kriegsfalle verständigt hatte, am 18. Juni 1941 einen Freundschaftsvertrag mit Deutschland schloß. Einen Widerspruch zwischen diesen Abmachungen gab es aus der Sicht von Präsident Ismet Inönü, dem Nachfolger des im November 1938 verstorbenen Staatsgründers Atatürk, nicht: Die Vereinbarungen unterstrichen nach seiner Überzeugung lediglich die Entschlossenheit der Türkei, unter allen Umständen ihre Neutralität zu wahren.

Für seinen Vertragspartner Hitler bedeuteten die rasch erzwungenen Siege in den beiden «Blitzkriegen» auf dem Balkan, daß er seinen Terminplan für den «Fall Barbarossa», den Angriff auf die Sowjetunion, nicht ändern mußte. Bereits Mitte Mai 1941, dem von Hitler vorgegebenen frühesten Zeitpunkt, loszuschlagen erwies sich jedoch als unmöglich: Das verspätet einsetzende Frühjahrtauwetter, das Hochwasser der großen russischen Flüsse und interne organisatorische Probleme beim Heer führten schließlich zur Festlegung des Angriffstermins auf den 22. Juni 1941. Das Datum hätte den geschichtsbewußten «Führer» freilich stutzig machen müssen: An einem 22. Juni, dem des Jahres 1812, hatte ein anderer Eroberer, Napoleon I., seinen Krieg gegen Rußland begonnen – einen Krieg, der für ihn in einer militärischen Katastrophe endete.

Knapp 16 Wochen vor dem tatsächlichen Kriegsbeginn, am 3. März 1941, wies Hitler dem Reichsführer SS Heinrich Himmler im künftigen Operationsgebiet des Heeres «zur Vorbereitung der politischen Verwaltung Sonderaufgaben» zu, «die sich aus dem endgültig auszutragenden Kampf zweier entgegengesetzter politische Systeme ergeben». Vor etwa 200 hohen Offizieren erklärte Hitler kurz darauf, am 30. März, den Aufzeichnungen von Generalstabschef Halder zufolge, der Bolschewismus sei «asoziales Verbrechertum» und der Kommunismus eine «ungeheure Gefahr»: «Wir müssen von dem Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. Der Kommunismus ist vorher kein Kamerad und nachher kein Kamerad. Es handelt sich um einen Vernichtungskrieg … Kampf gegen Rußland: Vernichtung der bolschewistischen Kommissare und der kommunistischen Intelligenz. Der Kampf muß geführt werden gegen das Gift der Zersetzung. Das ist keine Frage der Kriegsgerichte … Der Kampf wird sich sehr unterscheiden vom Kampf im Westen. Im Osten ist Härte milde für die Zukunft.» Am folgenden Tag, dem 31. März 1941, erhielt der berüchtigte «Kommissarbefehl» seine erste, am 12. Mai seine endgültige Fassung. Der Kernsatz lautete: «Politische Hoheitsträger und Leiter (Kommissare) sind zu beseitigen.»

Hitlers Sprache war im Frühjahr 1941 wieder die der «Kampfzeit» vor 1933. Der Krieg gegen die Sowjetunion war für ihn von Anfang an ein Weltanschauungs- und Bürgerkrieg, bei dem es um alles oder nichts ging. Die Zeit, in der er nur die demokratische oder plutokratische Ausprägung des «internationalen Judentums» hatte bekämpfen können, lief ab. Mit Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion rückte wieder der Kampf gegen den «jüdischen Bolschewismus» in den Vordergrund – ein Kampf, den er seit Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes ebenso «verdrängt» zu haben schien wie sein Credo, daß der deutsche «Lebensraum» im Osten nur durch die Vernichtung der Sowjetunion gewonnen werden konnte. Von den meisten Offizieren, die er am 30. März 1941 auf die neue Lage und die ihr angemessenen Methoden einstimmte, durfte er sich verstanden fühlen. Widerspruch wurde jedenfalls nicht laut. Und obwohl Hitler, nach Halders Bericht, die Juden nicht ausdrücklich angegriffen hatte, dürften die Anwesenden gewußt haben, wer und was gemeint war.

General Erich Hoepner – ein Offizier, der zum militärischen Widerstand gegen Hitler gehörte und im Januar 1942 wegen Nichtbeachtung eines Durchhaltebefehls aus der Wehrmacht ausgestoßen wurde – zog jedenfalls die vom «Führer» gewünschten Folgerungen. «Der Krieg gegen Rußland ist die zwangsläufige Folge des uns aufgedrungenen Kampfes um das Dasein und insbesondere um die wirtschaftliche Selbstständigkeit Großdeutschlands und des von ihm beherrschten europäischen Raumes», heißt es in Hoepners Aufmarschbefehl vom 2. Mai 1942. «Es ist der alte Kampf der Germanen gegen das Slawentum, die Verteidigung europäischer Kultur gegen moskowitisch-asiatische Überschwemmung, die Abwehr des jüdischen Bolschewismus. Dieser Kampf muß die Zertrümmerung des heutigen Rußland zum Ziele haben und deshalb mit unerhörter Härte geführt werden. Jede Kampfhandlung muß in Anlage und Durchführung von dem eisernen Willen zur erbarmungslosen, völligen Vernichtung des Feindes geleistet sein. Insbesondere gibt es keine Schonung für die Träger des heutigen russisch-bolschewistischen Systems.» Es war nicht nur Hitlers Krieg, der am 22. Juni 1941 um 4 Uhr morgens mit dem deutschen Einmarsch in die Sowjetunion begann. Es war auch der Krieg der Wehrmacht, die sich den Weisungen des «Führers» ohne Widerrede unterwarf.[6]

Von «Barbarossa» bis Pearl Harbor:
Die Globalisierung des Krieges

Sowenig wie Hitler hatte Stalin je geglaubt, daß der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt mehr bedeutete als eine Atempause im Ringen zwischen beiden Mächten. Die Auseinandersetzung mit dem ideologischen Antipoden in Berlin würde kommen, weil dieser dem Programm von «Mein Kampf», der Eroberung von Lebensraum im Osten und der Vernichtung des «jüdischen Bolschewismus», nie abgeschworen hatte: Daran gab es für den sowjetischen Diktator keinen Zweifel. Auf der anderen Seite war Stalin davon überzeugt, daß Hitler die Sowjetunion nicht angreifen würde, bevor er den Sieg über Großbritannien errungen hatte. In der Zwischenzeit galt es, die Rüstung des eigenen Landes forciert voranzutreiben und alles zu unterlassen, was dem Deutschen Reich als Vorwand für ein vorzeitiges Losschlagen hätte dienen können. Deswegen hielt sich die Sowjetunion, anders als ihr Vertragspartner, strikt an die wirtschaftlichen Verpflichtungen, die sie 1939/40 gegenüber Deutschland eingegangen war: Zwischen Januar und Juni 1941 lieferte Moskau dem Reich 1,5 Millionen Tonnen Getreide, 100.000 Tonnen Baumwolle, 2 Millionen Tonnen Erdölprodukte, 1,5 Millionen Tonnen Holz, 140.000 Tonnen Mangan und 20.000 Tonnen Chrom.

Was die Rüstung betraf, so verfügte die Sowjetunion 1941 über mehr Flugzeuge, mehr Panzer und sehr viel mehr Artilleriegeschütze als das Deutsche Reich. Bei den letzteren belief sich das Verhältnis auf 42.300 zu 7000. Die Rote Armee unterhielt Truppen mit 2,5 Millionen Mann im Westen der Sowjetunion und 2,2 Millionen im Fernen Osten. Der Wehrmacht standen 152 Divisionen mit 3 Millionen Mann, insgesamt etwa drei Viertel des Feldheeres, zur Verfügung.

Was immer im Sommer 1941 als sowjetische Vorteile erscheinen mochten, ihnen standen gravierende Mängel in der technischen Ausrüstung und operativen Ausbildung der Truppen, vor allem aber die fatalen Folgen der großen Säuberung in der Roten Armee gegenüber. Stalin hatte sie faktisch enthauptet, als er 1937/38 über 34.000 Offiziere aus ihren Funktionen entfernen ließ. 22.000 von ihnen wurden ermordet, darunter 80 von 101 Mitgliedern der obersten Militärführung. Von den überlebenden unter den verhafteten Offizieren nahmen die sowjetischen Streitkräfte 1940 rund 10.000 wieder in ihre Reihen auf. Aber kriegsbereit fühlte sich die Rote Armee 1941 noch längst nicht. Erst Ende 1942 würde sie ihre volle Kampfkraft erlangen: So plante sie selbst, und so kalkulierte auch Stalin.

Strategisch hatte sich die Sowjetunion seit den Tagen Tuchatschewskis darauf festgelegt, von der Verteidigung sofort zum Angriff überzugehen. Der Offensivstrategie lag die Annahme zugrunde, daß ein Krieg mit einer Kriegserklärung und einer Generalmobilmachung beginnen werde. An dieser Einschätzung änderte sich nichts Wesentliches, als Verteidigungskommissar Woroschilow im Mai 1940 auf Grund des Fehlschlags des sowjetisch-finnischen Winterkrieges entlassen und durch Marschall Timoschenko ersetzt wurde. Einen deutschen Angriff erwartete man am ehesten südlich von Brest-Litowsk und vom Balkan aus in Richtung Ukraine.

An Warnungen vor einem bevorstehenden deutschen Überfall fehlte es in den ersten fünf Monaten des Jahres 1941 durchaus nicht. Am 21. April ließ Churchill Stalin durch den Botschafter des Vereinigten Königreiches in Moskau, Sir Stafford Cripps, einen unabhängigen Linkssozialisten, auf entsprechende Erkenntnisse des britischen Geheimdienstes hinweisen, aber der sowjetische Führer witterte darin lediglich eine Falle – einen Versuch Londons, die Sowjetunion in einen Krieg mit Deutschland hineinzutreiben. Gleichlautende Meinungen der eigenen Geheimdienste fanden bei Stalin auch keinen Glauben – auch nicht, als zuverlässige deutsche Informanten wie Harro Schulze-Boysen und Arvid Harnack, zwei Mitglieder der legendären «Roten Kapelle», und der Meisterspion Richard Sorge aus Tokio von Hitlers Angriffsplänen berichteten.

Am 5. Mai tat Stalin einen Schritt, den er als Machtdemonstration zwecks Hebung der allgemeinen Moral verstanden wissen wollte: Er übernahm an Molotows Stelle den Vorsitz im Rat der Volkskommissare, womit Partei und Regierung dieselbe Spitze hatten. Am gleichen Tag hielt er vor den Absolventen der Militärakademie, der Armeeführung und den wichtigsten Mitgliedern der Regierung eine Geheimrede, in der er die Rote Armee als eine mit modernen Waffen ausgerüstete Angriffsarmee bezeichnete. Aber einen Präventivkrieg gegen Deutschland in Erwägung zu ziehen, zu dem ihm Timoschenko und Generalstabschef Schukow kurz darauf in einem revidierten Operationsplan (wenn auch wohl erst für einen späteren Zeitpunkt) rieten, weigerte er sich nach wie vor. Sein Argwohn gegenüber dem demokratischen Großbritannien war weiterhin nicht geringer als der gegenüber dem nationalsozialistischen Deutschland: Als am 10. Mai Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß auf eigene Faust nach Großbritannien flog, wo er nach einem Fallschirmabsprung sogleich festgenommen wurde, sah der Sowjetführer in der Aktion zunächst einen Versuch Hitlers, sich mit Großbritannien über eine Beendigung des Krieges im Westen zu verständigen, um danach die Sowjetunion mit Krieg überziehen zu können. Doch weder in Berlin noch in London gab es irgendeinen Rückhalt für den dilettantischen Vorstoß des «Stellvertreters des Führers».

Seit Anfang Juni mehrten sich die nachrichtendienstlichen Erkenntnisse über einen unmittelbar bevorstehenden deutschen Angriff. Stalin kam nicht umhin, Truppenverstärkungen an die Westgrenze sowie der räumlichen Vorverlegung von Kommandostellen zuzustimmen. Am 19. Juni begann die Rote Armee, Flugplätze zu tarnen und Flugzeuge auf grenznahe Flugplätze zu verteilen. Alles, was die deutsche Seite hätte provozieren können, hatte jedoch zu unterbleiben. Diese Direktive galt auch dann noch, als sich seit Mitte Juni in Moskau die Hinweise auf das genaue Angriffsdatum, den 22. Juni, häuften. Der Volkskommissar für die innere Sicherheit, Lawrenti Berijà, forderte am 21. Juni in einem Brief an Stalin die Abberufung des sowjetischen Botschafters in Berlin, Wladimir Dekanosow, weil dieser Moskau mit Desinformationen versorge und soeben einen deutschen Überfall für den morgigen Tag angekündigt habe. Doch Berijà war entschlossen, sich nicht beirren zu lassen. Er vertraute wie alle anderen Sowjetführer dem überlegenen Urteil Stalins, und der war weiterhin davon überzeugt, daß Hitler sich nicht auf das Abenteuer eines Zweifrontenkrieges einlassen würde.

Nachdem das, was nicht sein durfte, doch geschehen war, erging am frühen Vormittag des 22. Juni 1941 der Aufruf an die Rote Armee, sich dem Feind, wo immer er die sowjetische Grenze verletzt habe, entgegenzuwerfen und ihn zu vernichten. Die Wehrmacht aber schien unaufhaltsam zu sein: Am 28. Juni fiel Minsk in deutsche Hände; nach einer Woche waren die deutschen Truppen schon 500 Kilometer weit auf sowjetischem Gebiet vorgedrungen. Am 29. Juni erklärte das Zentralkomitee der KPdSU den Kampf gegen die faschistischen Aggressoren zum «Großen Vaterländischen Krieg der Sowjetunion». Stalin, seit dem 1. Juli auch Vorsitzender des Verteidigungskomitees der Sowjetunion, rief am 3. Juli die Bevölkerung zum Partisanenkampf hinter der Front auf. Es war derselbe Tag, an dem der deutsche Generalstabschef Halder die Prognose wagte, der Krieg gegen Rußland könne schon innerhalb von zwei Wochen gewonnen werden.[7]

Den Deutschen versuchte Hitler am 22. Juni 1941 in einer Rundfunkrede den Angriff auf die Sowjetunion als Notwehrreaktion darzustellen. Zu den erpresserischen und aggressiven Akten der Sowjetunion, die ihn zu diesem Schritt gezwungen hätten, rechnete Hitler nicht nur den Belgrader Staatsstreich vom 27. März, sondern auch den rasch niedergeschlagenen Umsturzversuch der faschistischen (bis dahin von Deutschland geförderten) «Eisernen Garde» gegen den «Conducator» von Rumänien, General Antonescu, Ende Januar 1941. Als Hauptgrund seines Vorgehens nannte der «Führer» die angeblich «inzwischen eingetretene Koalition zwischen England und Sowjetrußland». Nach dauernden Grenzverletzungen durch die Sowjetunion sei «nunmehr die Stunde gekommen, in der es notwendig wird, diesem Komplott der jüdisch-angelsächsischen Kriegsanstifter und der ebenso jüdischen Machthaber der bolschewistischen Moskauer Zentrale entgegenzutreten».

Soweit sie keine eingefleischten Nationalisten waren, reagierten die meisten Deutschen zunächst bestürzt auf die neue Entwicklung, ließen sich dann aber bald von den militärischen Erfolgen der Wehrmacht beeindrucken. Unter den ersten, die dem Überfall auf die Sowjetunion Beifall spendeten, waren evangelische und katholische Kirchenmänner. Der Geistliche Vertrauensrat der Deutschen Evangelischen Kirche, an seiner Spitze der hannoversche Landesbischof August Marahrens, dankte am 30. Juni Hitler dafür, daß er «unser Volk und die Völker Europas zum entscheidenden Waffengang gegen den Todfeind aller Ordnung und aller abendländisch-christlichen Kultur» aufgerufen habe. Die katholischen Bischöfe forderten die Gläubigen lediglich zu «treuer Pflichterfüllung, tapferem Ausharren, opferwilligem Arbeiten und Kämpfen im Dienste unseres Volkes» auf. Manche Kirchenfürsten gingen in den folgenden Monaten aber weiter. So begrüßte der Bischof von Eichstätt, Michael Rackl, den Rußlandfeldzug als einen «Kreuzzug, einen heiligen Krieg für Heimat und Volk, für Glauben und Kirche, für Christus und sein hochheiliges Kreuz».

Ein Bekenntnis zum gerechten Krieg wider den gottlosen Bolschewismus legte auch Clemens August Graf von Galen, der Bischof von Münster, ab. In einem Hirtenbrief vom 14. September 1941 nannte er es eine «Befreiung von einer ernsten Sorge und eine Lösung von schwerem Druck, daß der Führer und Reichskanzler» den «Russenpakt» für erloschen erklärt habe, und zitierte zustimmend Hitlers Wort von der «jüdisch-bolschewistischen Machthaberschaft in Moskau». Im gleichen Hirtenbrief übte der Bischof aber auch, und das nicht das erste Mal, scharfe Kritik am Nationalsozialismus. «Grauenhaft» nannte Galen die «Befolgung jener Lehre, die da behauptet, es sei erlaubt, ‹unproduktiven Menschen›, armen, schuldlosen Geisteskranken vorsätzlich das Leben zu nehmen; einer Lehre, die grundsätzlich die gewaltsame Tötung aller als ‹unproduktiv› erklärten Menschen, der unheilbar Kranken, der Invaliden der Arbeit und des Krieges, der Altersschwachen Tür und Tor öffnet!»

Galen verdankte es seinem persönlichen Ansehen und der großen Erregung, die seine öffentlichen Proteste gegen die «Euthanasieaktion» auslösten, daß das Regime ihn nicht sofort verhaften und in ein Konzentrationslager einliefern ließ. Hitlers Erlaß mit dem offiziellen Datum des 1. September 1939 hatte bis Sommer 1941 über 70.000 Menschenleben gefordert. Die Mittel der Tötung waren zunächst Injektionen, dann, seit Januar 1940, Vergasungen mit Hilfe von Kohlenmonoxid. Am 24. August 1941 wurde die Aktion unterbrochen; die Unruhe in der Bevölkerung hatte ein Ausmaß erreicht, das Hitler für politisch gefährlich hielt. Die Unterbrechung bedeutete aber nicht den Abbruch der «Vernichtung lebensunwerten Lebens». Hitlers Weisung galt nur für die inzwischen bekannten Mordzentren im «Altreich» in Grafeneck in Württemberg, Hadamar bei Limburg und Brandenburg an der Havel. In dezentralisierter Form und mit anderen Mitteln, darunter bewußtem Verhungernlassen (wie es schon im Ersten Weltkrieg praktiziert worden war), massenhaften Erschießungen durch die SS im neuen Reichsgau Danzig-Westpreußen und der Tötung durch Dynamit, gingen die Morde weiter. Eine Gruppe von Patienten wurde ausnahmslos, ohne die sonst übliche Prüfung des Einzelfalls, getötet: jüdische Geisteskranke.

Den Krieg im Osten führte Deutschland währenddessen nicht mehr allein, sondern mit der Unterstützung anderer europäischer Staaten. Noch am 22. Juni schlossen sich Rumänien und Italien dem Krieg an (jenes mit dem Hauptteil seiner Streitkräfte, dieses nur mit einem Expeditionskorps), am 23. Juni die Slowakei. Finnland legte, als es am 25. Juni den gleichen Schritt tat, Wert darauf, daß es sich nicht als Bundesgenosse, sondern als «Mitkriegführender» an die Seite des Deutschen Reiches stellte. Aus finnischer Sicht war es lediglich ein «Fortsetzungskrieg» in eigener Sache, in den das Land eintrat – ein Kampf um die Rückeroberung der Gebiete, die Finnland nach dem Winterkrieg im Moskauer Frieden vom 12. März 1940 an die Sowjetunion hatte abtreten müssen. Einen Tag nach Finnland, am 27. Juni, erklärte Ungarn der Sowjetunion den Krieg. Zur Begründung führte Budapest angebliche sowjetische Luftangriffe an. Drei ungarische Divisionen beteiligten sich an der Besetzung der Ukraine, doch blieb das militärische Engagement Ungarns bis zum Frühjahr 1942 eher symbolisch.

Schon bevor der Krieg gegen die Sowjetunion tatsächlich begann, hatte sich die deutsche Führung darauf festgelegt, daß die Wehrmacht vom dritten Kriegsjahr, also von 1942, ab ihren Ernährungsbedarf in Rußland befriedigen sollte. Dabei wurden dem Protokoll einer Staatssekretärsbesprechung vom 2. Mai 1941 zufolge bis zu 40 Millionen Hungertote auf dem Territorium der Sowjetunion in Kauf genommen. Die zusammenfassenden Direktiven für die Germanisierung des neuen Lebensraumes im Osten brachte der «Generalplan Ost», dessen erste Fassung Himmler am 15. Juli 1941 vorlegte. Der unter Beteiligung von Agrarwissenschaftlern der Berliner Friedrich-Wilhelms-Universität erstellte Plan sah vor, daß innerhalb von dreißig Jahren Ostpolen, das Baltikum, Weißrußland und Teile der Ukraine von Deutschen zu besiedeln waren, was voraussetzte, daß 31 Millionen einheimische Bewohner nach Westsibirien ausgesiedelt wurden, während 14 Millionen «Gutrassige» an ihren Wohnsitzen verbleiben konnten. In das gigantische Vertreibungsprojekt einbezogen waren neben Russen, Weißrussen und Ukrainern auch Polen und Tschechen. Bei den Polen lag die Vertreibungsquote mit 80 bis 85 Prozent am höchsten, gefolgt von den Weißrussen («Weißruthenen») mit 75 und den Ukrainern mit 65 Prozent.

Tags darauf, am 16. Juli 1941, erläuterte Hitler in Gegenwart unter anderem von Hermann Göring und Alfred Rosenberg, dem am folgenden Tag ernannten Reichsminister für die besetzten Gebiete, seine Pläne der künftigen Besatzungspolitik im Osten. Der europäische Teil der Sowjetunion sollte in vier Reichskommissariate, nämlich Ukraine, Ostland mit dem Baltikum und Weißrußland, Moskowien und Kaukasien, aufgeteilt werden. Diesen «riesenhaften Kuchen» galt es «handgerecht zu zerlegen, damit wir ihn erstens beherrschen, zweitens verwalten und drittens ausbeuten können». Daß diese Regelung auf Dauer angelegt war, galt es der übrigen Welt gegenüber zu verschleiern. «Alle notwendigen Maßnahmen – Erschießen, Aussiedeln etc. tun wir trotzdem und können wir trotzdem tun … Die Bildung einer militärischen Macht westlich des Ural darf nie wieder in Frage kommen und wenn wir hundert Jahre darüber Krieg führen müßten … Eiserner Grundsatz muß sein und bleiben: Nie darf erlaubt werden, daß ein anderer Waffen trägt als der Deutsche … Immer muß der Soldat das Regime sicherstellen.» Ein Vierteljahr später, am 17. Oktober 1941, faßte Hitler im Führerhauptquartier seine Zielsetzung für den Ostraum in dem Satz zusammen: «Es gibt nur eine Aufgabe: eine Germanisierung durch Hereinnahme der Deutschen vorzunehmen und die Ureinwohner als Indianer zu betrachten.»

Geplant war der Ostfeldzug von Hitler und der Heeresführung als «Blitzkrieg». Doch nicht überall an der Ostfront entwickelte sich die militärische Lage im Sommer 1941 so, wie es die Optimisten unter den Generälen erwartet hatten. Im Baltikum und in der Ukraine setzten die deutschen Truppen ihren Vormarsch fort, in der Mitte aber kam der Vorstoß nach dem Fall von Smolensk Anfang August zum Stehen. Den vom Militär gewünschten raschen Vorstoß nach Moskau verhinderte Hitler, weil ihm, nicht zuletzt aus wirtschaftlichen Gründen, die Eroberung von Kiew und dem Donezbecken jetzt vordringlicher erschienen als die Einnahme der Hauptstadt. Ende August profitierte die Sowjetunion erstmals von dem Abkommen über gegenseitige Hilfeleistungen (und gegen einen Separatfrieden), das sie am 12. Juli mit dem Vereinigten Königreich geschlossen hatte: Sowjetische und britische Truppen marschierten in den neutralen Iran ein, schlugen dessen Streitkräfte und zwangen wenig später den achsenfreundlichen Rheza Schah Pahlavi, abzudanken. Das besiegte Land wurde in eine nördliche, sowjetische, eine südliche, britische Zone sowie ein neutrales Gebiet in der Mitte des Reiches aufgeteilt. Über den Iran lieferten fortan Großbritannien und später auch die USA Kriegsmaterial in die Sowjetunion.

Im Norden der Ostfront gelang der Wehrmacht Anfang September im Zusammenwirken mit finnischen Verbänden die fast völlige Einschließung Leningrads, das nach Hitlers Willen durch systematische Aushungerung zu Fall gebracht werden sollte; nur über den Ladogasee konnte die sowjetische Seite eine minimale Versorgung der Millionenstadt sicherstellen. Am 17. September wurde Kiew erobert, wobei 665.000 Rotarmisten in deutsche Kriegsgefangenschaft gerieten. Anfang Oktober begann die Heeresgruppe Mitte zwischen Smolensk und Orel mit einem Vorstoß in Richtung Moskau, wo Stalin am 19. Oktober, nachdem der Regierungsapparat und das Diplomatische Corps die Hauptstadt bereits verlassen hatten, den Belagerungszustand proklamierte.

Am 21. November ging im äußersten Südosten der Front das kurz zuvor eroberte Rostow wieder verloren. Moskau, das fast schon in Sichtweite der deutschen Truppen lag, wurde erst durch eine Schlammperiode, dann durch den früh und hart einsetzenden russischen Winter gerettet. Auch Leningrad blieb unbezwungen. Für einen Winterkrieg war die weithin erschöpfte Wehrmacht in keiner Weise ausgerüstet. Trotz 3,3 Millionen sowjetischer Kriegsgefangener war ein Zusammenbruch der Sowjetunion nicht in Sicht. Anfang Dezember begann die Rote Armee an vielen Frontabschnitten mit einer Gegenoffensive. Das strategische Kalkül des Unternehmens «Barbarossa», die Niederwerfung der Sowjetunion in einem Blitzkrieg, war gescheitert. Mehrere Generäle wurden abgelöst; der Oberbefehlshaber des Heeres, Walther von Brauchitsch, nahm seinen Abschied. Am 19. Dezember 1941 übernahm Hitler selbst den Oberbefehl über das Heer.[8]

Mit dem fernöstlichen Partner des Dreimächtepaktes hatte Hitler das «Unternehmen Barbarossa», den Überfall auf die Sowjetunion, nicht abgestimmt. Der Hoffnung Tokios, durch eine Koalition mit Berlin, Rom und Moskau die angelsächsischen Mächte von einer Wendung gegen die japanische Expansion im pazifischen Raum abzuhalten, war damit der Boden entzogen. Als Außenminister Matsuoka, der im April 1941 den Neutralitätsvertrag mit Moskau unterzeichnet hatte, seine Regierung darauf einschwören wollte, sich dem Krieg gegen die Sowjetunion anzuschließen, stieß er auf heftige Opposition bei der Marine, aber auch beim Heer. Beide verwarfen, fürs erste jedenfalls, die «Nordoption» und beharrten auf dem Vorrang der «Südoption». Am 15. Juli wurde Matsuoka im Zuge einer Umbildung des Kabinetts Konoe, zum Rücktritt gezwungen. Neuer Außenminister wurde Admiral Teijiro Toyoda. Eine seiner Aufgaben sollte es sein, die Chancen für einen Friedensausgleich mit den USA auszuloten.

Die praktische Politik Tokios widersprach jedoch dieser Absicht. Am 24. Juli marschierten japanische Truppen, insgesamt 40.000 Mann, trotz amerikanischer Warnungen, aber mit der erpreßten Duldung Vichys, in den Süden von Französisch-Indochina ein, um die «Birmastraße», den wichtigsten Nachschubweg der Regierung Tschiang Kai-schek, abzuschneiden und einen freien Zugang zu den Erdölquellen von Niederländisch-Indien zu erlangen. Die USA reagierten darauf am 26. Juli mit der Einfrierung sämtlicher japanischer Bankguthaben und der Erweiterung des bestehenden Wirtschaftsembargos auf Rohöl. Drei Tage später schlossen sich Großbritannien, Kanada, Neuseeland und Niederländisch-Indien, das letztere vertreten durch die niederländische Exilregierung in London, dem amerikanischen Vorgehen an. Da die japanischen Erdölvorräte nur für höchstens drei Jahre reichten, wurde der Griff nach den Ressourcen von Niederländisch-Indien nun zum wirtschaftlichen Imperativ. Am 3. September beschloß eine von Regierung und Militär beschickte Verbindungskonferenz, den Krieg gegen die USA, Großbritannien und die Niederlande vorzubereiten, gleichzeitig aber die informellen Ausgleichsgespräche mit den Ver einigten Staaten mit der Maßgabe fortzusetzen, daß spätestens am 10. Oktober ein Ergebnis vorliegen mußte. Fünf Tage später, am 15. Oktober, wollten Heer und Marine kriegsbereit sein. Eine Kaiserliche Konferenz bestätigte am 6. September in Gegenwart des zaudernden, eher kriegsunwilligen Kaisers Hirohito die drei Tage zuvor verabschiedeten «Grundsätze für die Ausführung der Kaiserlichen Politik».

Zeitweilig schien es, als ob eine Beilegung des Konflikts mit den USA doch noch möglich sei. Roosevelt war nicht abgeneigt, in ein von Konoe vorgeschlagenes Treffen einzuwilligen. Aber der Präsident beharrte auf den harten Bedingungen, die Außenminister Hull im April 1941 in seinen «Vier Punkten» vorgelegt hatte, darunter ein Rückzug der japanischen Truppen aus China, sowie auf vorbereitenden Gesprächen. Am 13. September beschloß eine Verbindungskonferenz in Tokio «Grundbedingungen für einen Frieden zwischen Japan und China». Demnach sollte das eigene Militär erst dann aus China abgezogen werden, wenn sich die Regierung Tschiang Kai-schek in Tschungking und die japanische Marionettenregierung unter Wang Jingwei in Nanking zusammengeschlossen hätten – was nach Lage der Dinge völlig undenkbar war. Außerdem sollte China den japanischen Satellitenstaat Mandschukuo anerkennen. Das amerikanische Nein zu diesem Ansinnen teilte Außenminister Hull dem japanischen Botschafter Nomura am 2. Oktober mit.

Konoe war zwar persönlich bereit, den «Chinazwischenfall» (wie man den 1937 begonnenen Krieg in Tokio verharmlosend nannte) möglichst rasch aus der Welt zu schaffen und damit den Amerikanern weit entgegenzukommen, fand dafür aber im Kabinett keine Mehrheit. Als sein schärfster Widersacher trat General Tojo Hideki, der Heeresminister, auf, der ein Zurückweichen vor Amerika für unvereinbar mit der Ehre Japans hielt. Am 16. Oktober schickte sich der Premierminister in das Unvermeidliche und bat den Kaiser um seine Entlassung. Dabei betonte Konoe, wie schon gegenüber Tojo, daß er einen großen Krieg nur befürworten könne, wenn zuvor der Konflikt mir China beigelegt sei. Am 18. Oktober trat Tojo seine Nachfolge an. Zusätzlich zum Amt des Heeresministers, das er beibehielt, übernahm der neue Regierungschef auch die Leitung des Innenministeriums. Den Beschluß der Kaiserlichen Konferenz vom 6. September hob Hirohito auf und ersuchte die Regierung, die geheimen Verhandlungen mit den USA fortzusetzen. Sie zu führen oblag Außenminister Togo Shigenori, der zuvor Botschafter in Berlin und Moskau gewesen war.

Am 1. November fielen auf einer Verbindungskonferenz zwischen Regierung und Militär die Würfel. Nach siebenstündiger Debatte setzten sich die «Falken» durch, die den Krieg besser jetzt als später führen wollten, weil andernfalls Amerika militärisch noch stärker werden würde. Am frühen Morgen des 2. November gegen 1 Uhr 30 beschlossen die Versammelten, mit einem Krieg gegen die USA, Großbritannien und die Niederlande Anfang Dezember zu beginnen, falls es nicht doch noch bis zum 1. Dezember 0 Uhr zu einem erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen mit Washington kommen sollte. Am 5. November bestätigte eine Kaiserliche Konferenz diese Entscheidung. Den Ausschlag gab die Überzeugung, daß das Kaiserreich nur durch einen Befreiungsschlag verhindern konnte, daß es zwei Jahre später kein Erdöl mehr für militärische Zwecke gab. Die japanische Führung glaubte im November 1941 in der Tat, mit dem Rücken zur Wand zu stehen. Aber es war ihre eigene Politik, durch die sie in die Sackgasse geraten war – die Politik, die Tokio mit dem Einmarsch in die Mandschurei im September 1931 begonnen und mit dem Krieg gegen China im Juli 1937 fortgesetzt hatte.[9]

Als Hitler die Sowjetunion angriff, zögerte der eingefleischte Antikommunist Winston Churchill keinen Augenblick, die Sowjetunion als Schicksalsgenossen und Kampfgefährten zu begrüßen. Noch am Abend des 22. Juni 1941 erklärte der Premierminister in einer Rundfunkrede, die auch von Millionen Amerikanern gehört wurde, die Gefährdung Rußlands sei «unsere eigene Gefährdung und die Gefährdung der Vereinigten Staaten, und der Kampf der Russen für Heim und Herd ist der Kampf aller freien Menschen und aller freien Völker in allen Teilen der Welt».

Zwei Tage nach Churchills Rede nannte Präsident Roosevelt es in einer Pressekonferenz «selbstverständlich», daß die USA Rußland alle Hilfe leisten würde, die ihnen möglich sei. In einer weiteren Erklärung vom 26. Juni machte Roosevelt deutlich, daß er sich nicht zu Ungunsten der Sowjetunion auf das Neutralitätsgesetz berufen werde. Über drei Dinge war sich der Präsident spätestens seit dem deutschen Sieg über Frankreich im Juni 1940 im Klaren: Erstens würden die USA besser früher als später in den Krieg, den er seit März 1941 den «Zweiten Weltkrieg» nannte, eintreten müssen; zweitens ging die größte Bedrohung für sein Land von dem aggressivsten der Diktatoren, von Adolf Hitler, aus; drittens war es nach wie vor so gut wie aussichtslos, im Kongreß Mehrheiten für eine Kriegserklärung zu erhalten.

Weil er dies wußte, schuf der Präsident, wo immer das möglich war, vollendete Tatsachen. Schon im Mai 1941 hatte er den nationalen Notstand ausgerufen: ein Akt, mit dem sich außerordentliche Maßnahmen begründen ließen. Anfang Juli schickte Roosevelt mit Zustimmung der Regierung in Reykjavik eine 4400 Mann starke Truppe von Marineinfanteristen nach Island. Sie sollten dort britische und kanadische Truppen ablösen, die die Insel im Nordatlantik im Mai 1940 besetzt hatten, aber nach Churchills Meinung auf den Kriegsschauplätzen in Europa und Nordafrika benötigt wurden. Island hatte für den Seekrieg überragende strategische Bedeutung und durfte darum keinesfalls in deutsche Hände fallen: Darin wußte sich der Präsident mit den führenden Militärs einig.

Im Unterschied zur Besetzung Islands bedurfte die von Roosevelt angestrebte Novellierung des Selective Service Act vom September 1940 der Zustimmung des Kongresses. Ziel der Vorlage war es, die Dienstzeit der Wehrpflichtigen für die Dauer des nationalen Notstandes zu verlängern, ihren Einsatz auch außerhalb der westlichen Hemisphäre zu ermöglichen und die Obergrenze von 900.000 Mann für die Armee aufzuheben. Im Senat erhielt der Entwurf Anfang August nach leidenschaftlichen Debatten eine deutliche Mehrheit von 45 zu 30 Stimmen. Im Repräsentantenhaus fiel die Abstimmung denkbar knapp aus: 203 Ja-Stimmen standen 202 Nein-Stimmen gegenüber. Wäre es nach den Isolationisten gegangen, hätten die USA im Augenblick ihrer bisher ernstesten äußeren Bedrohung ihre militärische Abwehrkraft weitgehend eingebüßt.

Noch bevor Roosevelt die Kraftprobe im Kongreß gewann, hatte sich sein engster Berater Harry Hopkins, der auch Leiter des Leih- und Pachtprogramms war, Ende Juli mit der Unterstützung des Präsidenten und des State Departement von Großbritannien aus über die Polarroute nach Moskau begeben, um sich bei Stalin über dessen Vorstellungen von amerikanischer Hilfe zu erkundigen. Für den sowjetischen Partei- und Regierungschef waren Luftabwehrkanonen, Maschinengewehre und Gewehre das, was die Sowjetunion am dringendsten benötigte. Darüber hinaus griff Stalin Hopkins’ Vorschlag einer amerikanisch-britisch-sowjetischen Konferenz in Moskau auf. An Roosevelt erging der Appell, möglichst bald in den Krieg einzutreten. Ohne amerikanische Hilfe würden die Sowjetunion und Großbritannien die deutsche Militärmacht kaum vernichten können. Daß Roosevelt das genauso sah, konnte Stalin einer Botschaft des Präsidenten entnehmen, die Hopkins ihm überbrachte.

Seinen Präsidenten sah Hopkins erst am 9. August wieder, als er, zusammen mit Churchill, auf der «Prince of Wales» in der Placentia Bay vor der Küste Neufundlands eintraf, wohin Roosevelt an Bord des Kreuzers «Augusta» gekommen war, um sich erstmals persönlich mit dem britischen Premierminister über die internationale Lage, das weitere Vorgehen der beiden angelsächsischen Mächte im Kampf mit den Aggressoren in Berlin, Rom und Tokio und die Umrisse der Nachkriegsordnung zu beraten. Die Unterstützung der Sowjetunion war eines der zu erörternden Themen, ebenso der militärische Schutz von britischen Schiffen im Atlantik und, mit am vordringlichsten, die Bedrohung durch Japan im Pazifik. Das für Churchill wichtigste Ergebnis war die (wenn auch erst verspätet eingelöste) Zusage Roosevelts, nicht nur amerikanischen und isländischen, sondern auch anderen Schiffen bis Island militärischen Geleitschutz zu gewähren. Den vom Premierminister gewünschten Kriegseintritt der USA konnte Roosevelt dagegen nicht versprechen. Churchill mußte sich mit der Ankündigung des Präsidenten begnügen, er werde nach einem «Zwischenfall» Ausschau halten, der die Eröffnung von Feindseligkeiten rechtfertigen könnte, und einstweilen Krieg führen, ohne ihn zu erklären.

Für die Welt – und nicht zuletzt die amerikanische Öffentlichkeit – bestimmt war die Atlantikcharta, auf die Roosevelt und Churchill sich am 12. August verständigten und die sie zwei Tage später bekanntgaben. Die beiden Unterzeichner versicherten darin, daß sie keine territoriale oder sonstige Vergrößerung ihrer Länder und auch sonst keine Gebietsveränderungen erstrebten, die nicht dem frei geäußerten Willen der betroffenen Völker entsprächen. Sie drückten ihre Achtung vor dem Recht aller Völker aus, sich die Regierungsform, unter der sie leben wollten, selbst auszusuchen, und bekundeten ihren Willen zur Wiederherstellung der souveränen Rechte und der Selbstregierung aller, denen diese Rechte gewaltsam genommen worden waren. Sie unterstrichen, bei voller Achtung ihrer bestehenden Verpflichtungen (with due respect to their existing obligations), ihre Entschlossenheit, sich für einen gleichberechtigten Zugang aller Völker zum Handel und den Ressourcen der Welt einzusetzen, und bekannten sich zur wirtschaftlichen und sozialpolitischen Zusammenarbeit aller Völker. Nach der endgültigen Zerstörung der nationalsozialistischen Tyrannei sollte ein Frieden geschlossen werden, der allen Völkern die Möglichkeit bot, in äußerer Sicherheit ein Leben frei von Furcht und Not zu führen, und den Grundsatz der Freiheit der Meere achte. Schließlich sollten die Nationen künftig gänzlich auf die Anwendung von Gewalt verzichten, weshalb Völker, die andere bedrohten, zu entwaffnen waren, und alle praktischen Maßnahmen gefördert werden sollten, die es den friedlichen Nationen ermöglichten, ihre drückenden Rüstungslasten loszuwerden.

Im Ton und im Inhalt erinnerte die Atlantikcharta stark an Wilsons Vierzehn Punkte vom Januar 1918. Wie diese wollte das Manifest vom 14. August 1941 als Entwurf einer künftigen, besseren Weltordnung verstanden werden. Der Text war freilich auch ein Balanceakt. Widersprüche zwischen Prinzip und Praxis durften nicht allzu deutlich hervortreten. Da Unabhängigkeitskämpfer in Indien, Birma und Ceylon sich sogleich auf das von der Charta betonte Recht der nationalen Souveränität und der Selbstregierung beriefen, hielt Churchill es für notwendig, im Unterhaus zu erklären, daß sich die «souveränen Rechte» auf die unterworfenen Nationen Europas bezögen – ein Problem, das zu trennen sei von der Entwicklung von Organen der Selbstregierung im britischen Empire. Dem Willen Großbritanniens, an der zollpolitischen Privilegierung («Imperial Preference») von Mitgliedern des Commonwealth festzuhalten, trug der salvatorische Hinweis auf bestehende Verpflichtungen Rechnung.

Dem bei den Treffen vor der Küste Neufundlands abwesenden Dritten im Bunde, dem sowjetischen Ministerpräsidenten Stalin, schickten Roosevelt und Churchill am 12. August eine herzlich gehaltene Grußbotschaft. Was immer beide von der Friedensliebe des Diktators in Moskau halten mochten, für den Augenblick mußte es dem Präsidenten und dem Premierminister vor allem darum gehen, an den Idealismus der Amerikaner zu appellieren und die Isolationisten moralisch in die Defensive zu drängen. Auf längere Sicht aber war die Atlantikcharta nicht mehr und nicht weniger als eine knappe Neufassung des normativen Projekts des Westens – eines Projekts, an dem sich die Nationen des Westens, an ihrer Spitze die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich, messen lassen mußten, wenn sie in der Nachkriegswelt glaubwürdig bleiben wollten. Auf dem Papier bekannten sich bis 1945 noch 43 weitere Staaten, die Deutschland den Krieg erklärt hatten, darunter die Sowjetunion und China, zu den Grundsätzen vom August 1941. Es war Roosevelt, der diesen Staaten am 1. Januar 1942, anläßlich der amerikanisch-britischen «Arcadia»-Konferenz in Washington, den zukunftsweisenden Namen gab: die «Vereinten Nationen».

An Zwischenfällen, die geeignet waren, das deutsch-amerikanische Verhältnis weiter zu verschlechtern, war im Herbst 1941 kein Mangel. Am 5. September erklärte Präsident Roosevelt, tags zuvor sei ein amerikanischer Zerstörer, die «Greer», von einem deutschen U-Boot angegriffen worden. Tatsächlich war die «U 652» südlich von Island von der «Greer», unterstützt von britischen Flugzeugen und einem britischen Zerstörer, mehrere Stunden lang verfolgt worden, ehe sie Torpedos auf das amerikanische Schiff abschoß, die dieses aber nicht trafen. Nichtsdestoweniger nahm Roosevelt den Vorfall zum Anlaß für seinen «Shoot-on-sight»-Befehl vom 11. September: Fortan mußte die Flotte auf U-Boote der Achsenmächte schießen, sobald sie ihrer in Gewässern ansichtig wurde, die für die Verteidigung der USA wichtig waren.

Ernster verlief am 16. Oktober ein anderer Zwischenfall: In Gewässern nahe Island wurde ein amerikanischer Zerstörer, die «Kearney», von einem deutschen U-Boot angegriffen, wobei 11 Matrosen umkamen. Tags darauf stimmte das Repräsentantenhaus der von der Regierung beantragten Bewaffnung amerikanischer Frachter zu, deren Ziel Großbritannien war, und schwächte damit das Neutralitätsgesetz vom November 1939 ab. Eine weitere Änderung des Gesetzes, die den Ausschluß amerikanischer Schiffe aus deklarierten Kampfzonen aufhob, wurde Anfang November mit knappen Mehrheiten verabschiedet. Vorausgegangen war am 31. Oktober der bisher schwerste deutschamerikanische Zusammenstoß: die Versenkung des Zerstörers «Reuben James», 600 Seemeilen westlich von Irland, durch Torpedos eines deutschen U-Bootes. 115 Mann kamen dabei ums Leben.

Die Presse und die öffentliche Meinung der USA waren mittlerweile deutlich weniger isolationistisch gestimmt als zu Kriegsbeginn. 50 Prozent der Befragten hielten einer Meinungsumfrage von Anfang Oktober zufolge die Niederwerfung des nationalsozialistischen Deutschland für wichtiger als die amerikanische Neutralität. Wachsende Sympathie gab es auch, ungeachtet einer starken antikommunistischen Stimmung, für eine Unterstützung der Sowjetunion durch Lieferungen im Rahmen des Lend-Lease Act vom März 1941, zumal viele Amerikaner glaubten, daß auf diese Weise ein Kriegseintritt ihres Landes vermieden oder zumindest hinausgeschoben werden könne. Als Bedrohung galt in erster Linie das Deutschland Adolf Hitlers, nicht das japanische Kaiserreich. Nachdem es amerikanischen Experten gelungen war, den verschlüsselten Funkverkehr zwischen Tokio und der japanischen Botschaft in Washington zu dechiffrieren («Magic» war der Name der entsprechenden Maschine), glaubten sich die amerikanischen Militärs vor japanischen Überraschungsangriffen einigermaßen sicher.

Am 26. November teilte Außenminister Cordell Hull dem japanischen Botschafter Nomura die amerikanischen Bedingungen für eine friedliche Beilegung des Konflikts zwischen beiden Ländern mit. Im Mittelpunkt standen der Rückzug der japanischen Truppen aus China und Indochina, der Verzicht auf alle exterritorialen Rechte Japans in China, die Anerkennung der Regierung Tschiang Kai-schek als einziger legitimer Vertretung Chinas und die Außerkraftsetzung des Dreimächtepakts. Tokio sah in diesem Katalog nicht nur eine Zurückweisung seiner eigenen Vorschläge für einen «modus vivendi», sondern ein amerikanisches Ultimatum. Am 1. Dezember beschloß eine Kaiserliche Konferenz, daß die Antwort darauf nur der Krieg sein konnte.

Mit einem japanischen Angriff rechnete um diese Zeit auch Washington. Allerdings vermuteten die amerikanischen Militärs, daß dessen Ziel eher Malaya, Thailand oder die Philippinen, die letzteren seit 1935 ein «Commonwealth» mit innenpolitischer Autonomie, aber unter amerikanische Kontrolle von Verteidigung und Außenpolitik, sein würden als das Territorium der USA. Hinweise, daß ein Angriff auf den Kriegshafen von Pearl Harbor auf Hawaii bevorstand, wo ein Großteil der pazifischen Flotte vor Anker lag, gab es durchaus, unter anderem aus der amerikanischen Botschaft in Peru. Sie gingen aber in der Flut der eingegangenen Meldungen unter oder wurden nicht ernst genommen. Tatsächlich stand Pearl Harbor seit geraumer Zeit auf dem ersten Platz der japanischen Zielplanung. Am 26. November lief von den Kurilen aus eine Expeditionsflotte mit Kurs auf Hawaii aus. Zu ihr gehörten auch sechs Flugzeugträger.

Am 7. Dezember 1941 und 7.55 Uhr Ortszeit, 14 Uhr 25 Washingtoner Zeit, griffen die ersten japanischen Bomber Pearl Harbor an; eine Stunde später folgte eine zweite Angriffswelle. Dabei wurden drei Kreuzer, acht Schlachtschiffe und vier weitere Schiffe versenkt oder schwer beschädigt. 188 Flugzeuge wurden zerstört, 159 waren nicht mehr einsatzfähig. Über 2400 Angehörige der amerikanischen Streitkräfte kamen ums Leben, fast 1200 wurden verwundet. Flugzeugträger wurden nicht getroffen, weil sie sich auf See befanden. Verschont blieben auch die Bunker der amerikanischen U-Boote. Um dieselbe Zeit begannen japanische Angriffe auf die malaiische Halbinsel, auf Singapur und bald darauf auf die Philippinen und Hongkong. Am 10. Dezember wurde die amerikanische Insel Guam erobert.

Pearl Harbor war der «Zwischenfall», der den Kriegseintritt der USA zur Folge hatte – auch wenn der Präsident einen solchen Vorfall eher im Atlantik als im Pazifik erwartet hatte. Daß Roosevelt über Zeit und Ort des japanischen Angriffs informiert gewesen sei, aber bewußt nichts gegen den Schlag unternommen habe, um den Krieg zur vollendeten Tatsache zu machen, gehört in den Bereich der Verschwörungslegenden. Die für die militärische Sicherheit zuständigen Organe hatten kläglich versagt, aber nachdem der japanische Überfall stattgefunden hatte, ging der Präsident kein Risiko mehr ein, als er am 8. Dezember den Kongreß um die Zustimmung zur Kriegserklärung an Japan bat. Der Senat billigte den Antrag einstimmig, das Repräsentantenhaus mit nur einer Gegenstimme.

Ein Krieg mit Deutschland folgte daraus keineswegs zwangsläufig. Aber Hitler wollte den Krieg mit den USA, weil er nur so Japan fest an sich binden, den angelsächsischen mit dem asiatischen Krieg verschmelzen und so aus zwei getrennten Kriegen einen Weltkrieg machen konnte. Am 11. Dezember informierte er den Großdeutschen Reichstag über das soeben zwischen Deutschland, Italien und Japan geschlossene Abkommen, wonach die drei Mächte den «ihnen von den Vereinigten Staaten von Amerika und England aufgezwungenen Krieg» mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln bis zum siegreichen Ende führen wollten und sich verpflichteten, weder mit den USA noch mit Großbritannien ohne volles gegenseitiges Einvernehmen einen Waffenstillstand oder Frieden zu schließen.

Doch möglicherweise waren es nicht nur militärstrategische Gründe, die Hitler zur Kriegserklärung an Amerika und damit zur Globalisierung des Krieges veranlaßten. Seit dem 1. September hatte er immer wieder mit der Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa für den Fall gedroht, daß es dem «internationalen Finanzjudentum» gelingen sollte, die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu stürzen. Jetzt war der Weltkrieg eine Tatsache, und Hitler konnte mit dem beginnen, was er seit langem tun wollte, aber bisher noch nicht angeordnet hatte: mit der systematischen Ausrottung des Judentums in ganz Europa.[10]


Genesis eines Völkermords:
Die «Endlösung der Judenfrage» (I)

Bis in den Sommer 1941 hinein hatte es in der nationalsozialistischen Führung noch keine letzte Klarheit darüber gegeben, was in den von der Wehrmacht besetzten Gebieten mit den Juden geschehen sollte. Nach der Besetzung und Teilung Polens war in Berlin zunächst über eine «territoriale» Lösung in Polen, und zwar im östlichen Distrikt des Generalgouvernements, Lublin, nachgedacht worden. Dort sollte nach den Vorstellungen Hitlers und Himmlers ein besonderer Judenbezirk entstehen. Doch bereits die ersten Deportationen von Oktober bis Dezember 1939, von denen fast 90.000 Menschen betroffen waren, verliefen so chaotisch, daß Generalgouverneur Hans Frank sich massiv gegen weitere Transporte dieser Art und gegen die Errichtung eines Judenreservats östlich der Weichsel zur Wehr setzte – und damit zunächst Erfolg hatte.

Frank kam zustatten, daß im Frühsommer 1940 ein anderer Vorschlag zur «territorialen» Lösung der «Judenfrage», und zwar diesmal in Übersee, in Umlauf kam und auch Himmlers Beifall fand. Anfang Juni 1940, als der Sieg über Frankreich kurz bevorstand, griff der Judenreferent des Auswärtigen Amtes, Franz Rademacher, eine Idee auf, die als erster der deutsche Antisemit Paul de Lagarde 1885 in die Debatte geworfen hatte und die in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre vom polnischen Obristenregime aufgegriffen worden war: Die Juden (oder, wie Rademacher präzisierte, die «Westjuden») sollten nach Madagaskar, das zum französischen Kolonialreich gehörte, verbracht werden. Nachdem auch Hitler dem Gedanken zugestimmt hatte, legte im August 1940 das Reichssicherheitshauptamt einen eigenen Madagaskar-Plan vor, wonach die Insel vor der ostafrikanischen Küste zu einem Großghetto unter deutscher Oberhoheit werden sollte.

Die klimatischen Bedingungen und die fehlende Infrastruktur auf Madagaskar hätten freilich binnen kurzem zu einer physischen Teillösung der «Judenfrage», nämlich einem Massensterben, geführt. Aber nicht nur deshalb war der Madagaskar-Plan keine «echte» Alternative zur Tötung der Juden. Die Deportation von Millionen sollte auf englischen und französischen Schiffen erfolgen, war also ohne Friedensschluß mit Großbritannien nicht zu verwirklichen. Da sich diese Hauptvoraussetzung nicht erzwingen ließ, spielte das Projekt «Madagaskar» seit dem Spätjahr 1940 praktisch keine Rolle mehr.

Während die nationalsozialistische Führung erst die Lubliner, dann die madegassische Variante einer «territorialen» Lösung der «Judenfrage» erwog, wurden im Warthegau wie im Generalgouvernement die Juden in Ghettos zusammengefaßt und von der übrigen Bevölkerung isoliert. Die Lebensbedingungen in den Ghettos waren derart schlecht, daß dort bald ein Massensterben einsetzte, dem nach Schätzungen des Historikers Raul Hilberg mehr als 500.000 Juden zum Opfer fielen. Die Ghettos waren als Provisorien gedacht gewesen – als Durchgangsstationen auf dem Weg sei es in den Osten des Generalgouvernements, sei es nach Übersee. Als sich die Projekte «Lublin» und «Madagaskar» als Schimären erwiesen, versuchten die deutschen Behörden mancherorts, so in Lodz, den Ghettojuden durch Arbeitsbeschaffung für Rüstungszwecke ein primitives Überleben zu ermöglichen. Andere deutsche Autoritäten, darunter die im Warschauer Ghetto, wollten die Juden einfach verhungern lassen. Im April 1941 konnten sich die Befürworter der «Produktivität» gegenüber den Anwälten des «Aushungerns» durchsetzen – doch nur für kurze Zeit. Mit dem Überfall auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 begann ein neuer Abschnitt der nationalsozialistischen Judenpolitik: Das Schicksal der Juden im deutschen Einflußbereich war, rückblickend betrachtet, seit dem Augenblick besiegelt, in dem sich Hitler zur Vernichtung des «jüdischen Bolschewismus» entschlossen hatte.

Hitlers Entscheidung, die Sowjetunion anzugreifen, war im Dezember 1940 gefallen. Um dieselbe Zeit gab der «Führer» seinen Willen kund, «nach dem Kriege die Judenfrage innerhalb der von Deutschland beherrschten oder kontrollierten Teile Europas einer endgültigen Lösung» zuzuführen. Als Chef der Sicherheitspolizei und des SD erhielt Reinhard Heydrich laut einem Bericht des Judenreferenten der Gestapo in Paris, Theodor Dannecker, «vom Führer über den RF-SS bzw. durch den Reichsmarschall», also Himmler und Göring, den «Auftrag zur Vorlage eines Endlösungsprojektes». Am 21. Januar 1941, als Dannecker sein Schriftstück abfaßte, lag das «Projekt in seinen wesentlichen Zügen» Hitler und Göring bereits vor. Die weiteren Planungen sollten sich «sowohl auf die einer Gesamtabschiebung der Juden vorausgehenden Arbeiten als auch auf die Planung einer bis ins einzelne festgelegten Aussiedlungsaktion in dem noch zu bestimmenden Territorium erstrecken».

Spätestens seit März 1941 konzentrierten sich Heydrichs Überlegungen auf die Sowjetunion, und hier vor allem auf ein entferntes und besonders unwirtliches Gebiet: die Eismeerküste. Am 23. September 1941 sprach Heydrich Goebbels gegenüber davon, daß die Juden in die von den Bolschewisten angelegten Lager transportiert werden sollten. Eine längerfristige Überlebenschance hätten die Juden dort nicht gehabt. Daß viele der Deportierten schon auf dem Weg in die Lager umkommen würden, gehörte zum Kalkül Heydrichs und seiner Mitarbeiter. Wohl schon im Frühjahr 1941 reiften im Reichssicherheitshauptamt Pläne, einen Großteil der arbeitsfähigen Juden durch Zwangsarbeit im Straßenbau und bei der Trockenlegung von Sümpfen zu vernichten.

Das große Morden unter den Juden der Sowjetunion besorgten vom ersten Tag des Ostfeldzugs an vor allem die neugebildeten vier Einsatzgruppen der SS, deren Aktionsräume denen der Heeresgruppe Nord, Mitte und Süd zugeordnet waren (im Bereich der Heeresgruppe Süd arbeiteten zwei Einsatzgruppen, C und D). Hitlers Gleichsetzung von Juden mit Parteigängern und Partisanen der Bolschewisten bedeutete zunächst den Tod eines Großteils der männlichen erwachsenen Juden im Operationsgebiet der Einsatzgruppen.

Seit Ende Juli gingen SS und Einsatzgruppen immer mehr dazu über, alle Juden, die sie antrafen, auch Frauen und Kinder, zu erschießen. Die Ausweitung des Mordens hing mit einer neuen Kompetenzregelung zusammen: Am 16./17. Juli hatte Hitler dem «Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei», Heinrich Himmler, die «polizeiliche Sicherung der neuen Ostgebiete» und damit die polizeiliche Lösung der «Judenfrage» übertragen. Am 14./15. August 1941 berief sich Himmler in Minsk gegenüber dem Führer des Einsatzkommandos 8, Otto Bradfisch, auf einen «Führerbefehl über die Erschießung aller Juden». Der Befehl wurde befolgt: Allein im Bereich der Einsatzgruppe A, die im Baltikum und in Teilen Nordrußlands tätig war, wurden zwischen dem 22. Juni und dem 15. Oktober 1941 etwa 125.000 Juden und 5000 Nichtjuden liquidiert. In der Schlucht von Babi Jar bei Kiew wurden am 29. September bei einem der schrecklichsten Massaker des Krieges überhaupt 33.700 Juden erschossen. Die Gesamtzahl der Juden, die während der ersten fünf Monate des Ostfeldzugs getötet wurden, belief sich auf ungefähr 500.000. Der Völkermord hatte begonnen.

Die Wehrmacht legte den Einsatzgruppen nicht nur keine Hindernisse in den Weg, mancherorts beteiligten sich auch deutsche Soldaten an den Erschießungen, wobei die Entdeckung von Zehntausenden von Leichen ermordeter Häftlinge des NKWD in den eroberten Gebieten Ostpolens und der Westukraine offensichtlich dazu beitrug, moralische Hemmschwellen zu senken. Zwei deutsche Generalfeldmarschälle riefen im Herbst 1941 ihre Soldaten ausdrücklich dazu auf, den Krieg gegen die Sowjetunion nicht als herkömmlichen, sondern als Weltanschauungs- und Rassenkrieg zu begreifen. Walther von Reichenau machte sich am 10. Oktober zum Sprachrohr Hitlers, als er den «Soldaten im Ostraum» zum «Träger einer unerbittlichen völkischen Idee» erklärte, der «für die Notwendigkeit der harten, aber gerechten Sühne am jüdischen Untermenschentum volles Verständnis haben» müsse. Erich von Manstein formulierte im November fast wortgleich: «Das jüdisch-bolschewistische System muß ein für allemal ausgerottet werden. Nie wieder darf es in unseren europäischen Lebensraum eingreifen. Für die Notwendigkeit der harten Sühne am Judentum, dem geistigen Träger des bolschewistischen Terrors, muß der Soldat Verständnis aufbringen.»

Selbst Offiziere wie Henning von Tresckow, der Erste Generalstabsoffizier («I A») bei der Heeresgruppe Mitte, und der Oberst im Generalstab Rudolf-Christoph von Gersdorff, die wenig später führende Rollen im deutschen Widerstand gegen Hitler übernehmen sollten, trugen die vermeintlich kriegsbedingte Gleichsetzung von Ostjuden und bolschewistischen Partisanen zunächst mit, zeichneten Berichte über vollzogene Exekutionen ab und leiteten sie auftragsgemäß weiter. Erst als die Vernichtung der Juden von Borissow, einschließlich von Frauen und Kindern, am 20. und 21. Oktober 1941, keinen Zweifel am genozidalen Charakter der nationalsozialistischen Judenfeindschaft mehr zuließ, reifte bei Tresckow und seinen Freunden der Entschluß zum Widerstand bis hin zur letzten Konsequenz, dem Tyrannenmord.

An den Massenerschießungen von Juden im Baltikum, im östlichen Galizien und in der Ukraine nahmen vielerorts auch einheimische Kräfte teil. Ihr Haß richtete sich nicht nur gegen die Juden, die sich 1939/40 auf die Seite der Sowjetunion gestellt hatten, sondern gegen die Juden schlechthin, wobei sich religiöse, wirtschaftliche und politische Motive vermengten. In der polnischen Kleinstadt Jedwabne im Distrikt Bialystok wurden die Juden von Menschen aus ihrer nächsten Umgebung erschlagen oder bei lebendigem Leibe in einer Scheune verbrannt. Vom katholischen Klerus wurden weder diese noch andere Massaker verurteilt. In einem der Exilregierung in London übermittelten Bericht aus Kirchenkreisen über die Zeit vom 1. Juni bis 15. Juli 1941 hieß es, was die Judenfrage betreffe, «so muß es als ein einzigartiges Walten der göttlichen Gnade angesehen werden, daß die Deutschen hier einen guten Anfang gemacht haben, ganz unabhängig von all dem Unrecht, das sie unserem Land angetan haben und noch weiter antun. Sie haben gezeigt, daß die Befreiung der polnischen Gesellschaft von der jüdischen Pest möglich ist … In dem Beitrag zur Lösung dieser dringlichen Frage, der von den Besatzern geleistet wird, kann man ganz deutlich die Hand Gottes erkennen.»

Das Beispiel, das die Deutschen gaben, spornte auch gleichgesinnte Regime in Südost- und Ostmitteleuropa an. Auf Befehl des «Conducators» Antonescu ermordeten Armee und Gendamerie in Rumänien selbst und auf sowjetischem Territorium 1941/42 innerhalb von zwölf Monaten zwischen 280.000 und 380.000 Juden. Die kroatische Ustascha führte auf Weisung des «Poglavnik» Pavelic einen Kreuzzug gegen die 2,2 Millionen orthodoxen Serben und die etwa 45.000 Juden des Landes, wobei unbeschreibliche Grausamkeiten vor allem an serbischen Frauen begangen wurden. Bis zum Frühjahr 1942 kamen 300.000 bis 400.000 Serben und die meisten Juden ums Leben, ohne daß Papst Pius XII. oder der katholische Klerus den katholischen Ustaschi in den Arm fielen. Die ungarische Polizei übergab im August 1941 etwa 18.000 ausländische Juden der SS; sie wurden zusammen mit etwa 5600 einheimischen Juden in der Westukraine umgebracht. Die katholische Slowakei übernahm im Herbst 1941 von Deutschland eine große Zahl antijüdischer Maßnahmen, darunter den am 1. September 1941 im Reich eingeführten gelben Judenstern, den alle Juden in der Öffentlichkeit tragen mußten. Ausgenommen vom slowakischen Judenstatut vom 1. November 1941 waren zum Katholizismus übergetretene Juden. Als erstes europäisches Land begann die Slowakei im März 1942 mit der Deportation ihrer Juden in Richtung Osten – in das Konzentrationslager Auschwitz.

Für die politische Ausübung deutscher Herrschaft in den eroberten Gebieten der Sowjetunion war nominell Alfred Rosenberg, seit dem 17. Juli 1941 Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, zuständig. Tatsächlich übten zwei hohe Funktionsträger der NSDAP die Macht aus: Hinrich Lohse, der Gauleiter von Schleswig-Holstein, als Reichskommissar für das «Ostland», gebildet aus den drei baltischen Staaten und Weißrußland, und Erich Koch, Gauleiter von Ostpreußen, als Reichskommissar für die (verkleinerte) Ukraine, dem auch der ostpolnische Bezirk Bialystok unterstellt wurde. Koch sah in der Ukraine ein reines Ausbeutungsgebiet und in den Ukrainern ein Sklavenvolk, das für die deutschen Herren zu arbeiten hatte. Daß Rosenberg diese Politik für verhängnisvoll hielt, weil sie jede Zusammenarbeit mit antibolschewistischen Kräften in der Ukraine den Boden entzog, blieb folgenlos: Martin Bormann, der mächtige Leiter der Partei-Kanzlei, gab, im Zweifelsfall gestützt von Hitler, Koch recht.

Wenn es um die Juden ging, hörte aber auch bei Rosenberg das Denken in den Kategorien der Zweckmäßigkeit auf. Als der Generalkommissar für Weißruthenien, der frühere brandenburgische Gauleiter Wilhelm Kube, im Oktober 1941 gegen die Massentötung von Juden, darunter vielen Handwerkern, protestierte und an den Ostminister die Frage richtete, ob denn tatsächlich alle Juden «ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht und wirtschaftliche Interessen (z.B. der Wehrmacht an Facharbeitern und Rüstungsbetrieben)» liquidiert werden sollten, ließ Rosenberg antworten: «Wirtschaftliche Belange sollen bei der Regelung des Problems grundsätzlich unberücksichtigt bleiben. Im Übrigen wird gebeten, auftauchende Fragen unmittelbar mit dem Höheren SS- und Polizeiführer zu regeln.»

Die Ausrottung der Juden hatte im Sommer 1941 begonnen, aber vieles war noch offen. Der Massenmord beschränkte sich einstweilen auf Teile des Ostjudentums und, was das angewandte Mittel betraf, vor allem auf Erschießungen. Auf diese Weise binnen kurzer Fristen viele Millionen Menschen umzubringen war technisch unmöglich, für die «Moral» der aktiv Beteiligten gefährlich und nicht vor der deutschen und der Weltöffentlichkeit geheimzuhalten. Es bedurfte also immer noch jenes «Gesamtentwurfs zur Durchführung der angestrebten Endlösung der Judenfrage», den Göring als der von Hitler eingesetzte Koordinator aller nicht rein militärischen Aktivitäten des Ostfeldzuges am 31. Juli 1941 bei Heydrich anforderte.

Juden unterteilte Hitler bis in den Herbst 1941 hinein, was seine zeitlichen Vorstellungen von einer endgültigen Lösung der «Judenfrage» anging, noch bewußt in Ost- und Westjuden. Am 30. Januar 1941 hatte er im Reichstag an seinen «Hinweis» vom 30. Januar 1939 (den er tatsächlich auf den 1. September 1939, den Tag des Kriegsausbruchs, datierte) erinnert, «daß, wenn die andere Welt von dem Judentum in einen allgemeinen Krieg gestürzt würde, das gesamte Judentum in Europa seine Rolle ausgespielt haben wird». Hitler betrachtete die deutschen und westeuropäischen Juden offenbar als Geiseln, auf die die Vereinigten Staaten Rücksicht nehmen mußten. Amerika war aus seiner Sicht inzwischen die Schutzmacht und der politische Arm des internationalen Finanzjudentums. Stellten sich die USA voll und ganz auf die Seite der Feinde Deutschlands, obenan der Sowjetunion, dann war die «jüdisch-kapitalistisch-bolschewistische Weltverschwörung» Wirklichkeit geworden, von der er in seinem Neujahrsaufruf vom 1. Januar 1942 sprach. Dann brauchte er, Hitler, auf die Juden im Reich und in Westeuropa keinerlei Rücksicht mehr zu nehmen – und hatte er den Krieg erst einmal gewonnen, dann erst recht nicht. Wie immer es kam, längerfristig hatten die Juden im deutschen Einflußbereich keine Überlebenschance.

Am 14. August 1941 trat das Ereignis ein, das Hitlers strategische und politische Gesamtplanung ins Wanken brachte: die Verkündung der Atlantikcharta durch Roosevelt und Churchill. Hitler konnte nun nicht mehr damit rechnen, daß Großbritannien nach einem deutschen Sieg im Osten einlenken und sich mit ihm arrangieren werde. Eine Folgerung des «Führers» war die Abkehr von der Strategie des «Blitzkrieges», in deren Logik die möglichst rasche Einnahme Moskaus gelegen hätte. An die Stelle dieses Konzepts setzte er die Eroberung materieller Ressourcen im Süden der Sowjetunion mit dem Ziel, dem Reich die Mittel für einen längeren Krieg zu verschaffen.

Die andere Folge betraf die Juden. In Erwartung eines unmittelbar bevorstehenden Kriegseintritts der USA und einer alliierten Invasion an der Atlantikküste begann Hitler sich nun auf die Vernichtung aller europäischen Juden noch während des Krieges einzustellen. Die Ausrottung der europäischen Juden als Antwort auf die Ausweitung des europäischen Krieges zum Weltkrieg: Hitler handelte nach den Kategorien, in denen er dachte.

Am 18. August 1941 stimmte der «Führer» seinem Propagandaminister in der Absicht zu, es allen Juden im Reich zur Pflicht zu machen, «ein großes sichtbares Judenabzeichen» zu tragen – den schon erwähnten gelben Judenstern, der am 1. September 1941 auf dem Verordnungsweg eingeführt wurde. In der gleichen Unterredung mit Goebbels äußerte sich Hitler zum «Judenproblem» im allgemeinen. Er tat es auf eine Weise, die deutlich machte, daß er nunmehr daran dachte, die «Judenfrage» noch während des Krieges im europäischen Maßstab durch physische Liquidation zu lösen. «Der Führer ist der Überzeugung, daß seine damalige Prophezeiung im Reichstag, daß, wenn es dem Judentum gelänge, noch einmal einen Weltkrieg zu provozieren, er mit der Vernichtung der Juden enden würde, sich bestätigt. Sie bewahrheitet sich in diesen Wochen und Monaten mit einer fast unheimlich anmutenden Sicherheit. Im Osten müssen die Juden die Zeche bezahlen; in Deutschland haben sie sie zum Teil schon bezahlt und werden sie in Zukunft noch mehr bezahlen müssen. Ihre letzte Zuflucht bleibt Nordamerika; und dort werden sie über kurz oder lang auch einmal bezahlen müssen.»

In der Wochenzeitung «Das Reich» ließ der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda die deutsche Öffentlichkeit am 16. November 1941 wissen, daß es Hitler mit seiner Prophezeiung vom 30. Januar 1939 tödlicher Ernst gewesen sei. «Wie erleben eben den Vollzug dieser Prophezeiung, und es erfüllt sich damit am Judentum ein Schicksal, das zwar hart, aber mehr als verdient ist. Mitleid oder gar Bedauern ist gänzlich unangebracht. Das Weltjudentum hat in der Anzettelung dieses Krieges die ihm zur Verfügung stehenden Kräfte vollkommen falsch eingeschätzt, und es erleidet nun einen allmählichen Vernichtungsprozeß, den es uns zugedacht hatte und auch bedenkenlos an uns vollstrecken ließe, wenn es dazu die Macht hätte. Es geht jetzt nach seinem eigenen Gesetz: ‹Auge um Auge, Zahn um Zahn!› zugrunde.»

Goebbels’ Mitteilung, daß Hitlers Prophezeiung von der Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa bereits in das Stadium des «Vollzugs» eingetreten sei, war unmißverständlich und unüberhörbar: «Das Reich» hatte im Herbst 1941 eine Auflage von einer Million Exemplaren. Wer den Artikel des Propagandaministers mit der plakativen Überschrift «Die Juden sind schuld!» las oder von ihm hörte, erfuhr auf diese Weise, daß im Osten Juden massenweise umgebracht wurden – und daß das Regime entschlossen war, diesen Prozeß bis zum bitteren Ende fortzusetzen. «In dieser geschichtlichen Auseinandersetzung ist jeder Jude unser Feind», hieß es in dem Artikel vom 16. November 1941, «gleichgültig, ob er in einem polnischen Ghetto vegetiert oder in Berlin oder in Hamburg noch sein parasitäres Dasein fristet oder in New York oder in Washington in die Kriegstrompete bläst … Die Juden sind Sendboten des Feindes unter uns. Wer sich zu ihnen stellt, läuft im Kriege zum Feind über.»

Der Artikel des Propagandaministers war in erster Linie eine Warnung an die offenbar nicht wenigen Deutschen, die Mitleid mit den Juden hatten. Allen, die solches Mitgefühl zeigten, drohte Goebbels härteste Konsequenzen an. «Wenn einer den Judenstern trägt, so ist er damit als Volksfeind gekennzeichnet. Wer mit ihm noch privaten Umgang pflegt, gehört zu ihm und muß gleich wie ein Jude gewertet und behandelt werden.» Ob Goebbels zugleich eine Art letzter Warnung an die amerikanischen Juden zu richten gedachte, denen er vorwarf, sie wollten die Vereinigten Staaten in den Krieg mit Deutschland treiben, ist ungewiß. Aber es erscheint möglich. Immerhin gab es im November 1941 den «Weltkrieg» noch nicht, von dem Hitler Mitte August angenommen hatte, er werde in allernächster Zeit zur Tatsache werden.

In den Vereinigten Staaten war man auf Grund laufender Berichte der «New York Times» aus Berlin darüber informiert, daß seit Mitte Oktober 1941 Juden aus dem Reichsgebiet in den Osten deportiert wurden. Die Deportationen waren Hitlers Antwort darauf, daß Präsident Roosevelt nach dem «Greer»-Zwischenfall am 11. September 1941 die Flotte angewiesen hatte, auf deutsche und italienische U-Boote in amerikanischen Interessengewässern «auf Sicht» zu schießen. Doch liquidieren wollte Hitler die deutschen Juden so lange nicht, als zwischen dem Reich und den USA formell noch Friede herrschte. Am 30. November nahm Hitler die geplante, aber von ihm nicht autorisierte Erschießung von etwa 5000 Juden aus dem Reichsgebiet bei Kaunas zum Anlaß, Heydrich über Himmler anzuweisen: «Judentransport aus Berlin! Keine Liquidation.» Der Befehl traf verspätet am Bestimmungsort, Riga, ein, wo am gleichen Tag 1000 deutsche Juden erschossen worden waren, wurde aber bei den anderen Judentransporten aus dem Reich befolgt. Während Goebbels am 16. November von der Kriegsschuld des «Weltjudentums» sprach und allen Juden mit der Vernichtung drohte, schien Hitler zwei Wochen später bereit, mit dem Befehl zur Vernichtung der deutschen und westeuropäischen Juden zu warten, bis es am Umschlag des europäischen Krieges in den Weltkrieg nichts mehr zu deuteln gab.

Der japanische Angriff auf die amerikanische Flotte bei Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 beendete für Hitler die Phase, in der er sich, was die «Judenfrage» anging, noch taktische Rücksichtnahmen auf die USA auferlegt hatte. Unmittelbar nach Pearl Harbor muß sich Hitler definitiv entschlossen haben, die Juden im gesamten deutschen Einflußbereich noch während des Krieges zu töten. «Wir wissen, welche Kraft hinter Roosevelt steht», erklärte der «Führer» am 11. Dezember vor dem Großdeutschen Reichstag. «Es ist jener ewige Jude, der seine Zeit als gekommen erachtet, auch an uns zu vollstrecken, was wir in Sowjet-Rußland alle schaudernd sehen und erleben mußten.» Tags darauf sprach Hitler vor den Reichs- und Gauleitern. «Bezüglich der Judenfrage ist der Führer entschlossen, reinen Tisch zu machen», hielt Goebbels in seinem Tagebuch fest. «Er hat den Juden prophezeit, daß, wenn sie noch einmal einen Weltkrieg herbeiführen würden, sie dabei ihre Vernichtung erleben würden. Das ist keine Phrase gewesen. Der Weltkrieg ist da, die Vernichtung des Judentums muß die notwendige Folge sein.»

Ein anderer Teilnehmer der Zusammenkunft vom 12. Dezember, Hans Frank, gab am 16. Dezember in einer Sitzung der Regierung des Generalgouvernements zu erkennen, daß mit einer Abschiebung von Juden ins «Ostland» oder in die Ukraine nicht zu rechnen war, sondern mit ihrer Tötung im Generalgouvernement. «Man hat uns in Berlin gesagt: Weshalb macht man uns die Scherereien; wir können im Ostland oder im Reichsgebiet auch nichts mit ihnen anfangen, liquidiert sie selber!… Die Juden sind auch für uns außergewöhnlich schädliche Fresser … Diese 3,5 Millionen Juden können wir nicht erschießen, wir können sie nicht vergiften, werden aber doch Eingriffe vornehmen können, die irgendwie zu einem Vernichtungserfolg führen, und zwar im Zusammenhang mit den vom Reich zu besprechenden Maßnahmen …»

Zwei Tage später, am 18. Dezember 1941, notierte Himmler nach einem Gespräch mit Hitler: «Judenfrage./als Partisanen auszurotten.» Der Sinn der lakonischen Bemerkung ist nicht schwer zu entschlüsseln: Seitdem das Reich sich im Kriegszustand mit den USA befand, waren alle Juden, deren Deutschland habhaft werden konnte, ebenso zu behandeln, wie man das bislang schon mit Hunderttausenden von Juden in der Sowjetunion getan hatte.

Am 20. Januar 1942 fand im Haus Am Großen Wannsee 56–58 in Berlin unter dem Vorsitz von Reinhard Heydrich die von Frank angekündigte Besprechung statt. Sie war ursprünglich schon auf den 9. Dezember 1941 einberufen, dann aber wegen der Veränderung der Weltlage auf unbestimmte Zeit verschoben worden. Thema der Konferenz, an der Vertreter der SS, des Auswärtigen Amtes, des Reichsjustizministeriums, des Ostministeriums, der Vierjahresplanbehörde, des Generalgouvernements und der Reichskanzlei, darunter vier Staatssekretäre, ein Unterstaatssekretär und ein Ministerialdirektor, teilnahmen, war die «Endlösung der Judenfrage». Dem Protokoll zufolge, das von Adolf Eichmann, dem Leiter des Judenreferats im Reichssicherheitshauptamt, verfaßt war, trug Heydrich in verschlüsselter Form vor, was die von ihm angekündigte «Evakuierung der Juden nach dem Osten» zu bedeuten hatte. «Unter entsprechender Leitung sollen im Zuge der Endlösung die Juden in geeigneter Weise im Osten zum Arbeitseinsatz kommen. In großen Arbeitskolonnen, unter Trennung der Geschlechter, werden die arbeitsfähigen Juden Straßen bauend in diese Gebiete geführt, wobei zweifellos ein Großteil durch natürliche Vernichtung ausfallen wird. Der allfällig endlich verbleibende Restbestand wird, da es sich bei diesen zweifellos um den widerstandsfähigsten Teil handelt, entsprechend behandelt werden müssen, da dieser, eine natürliche Auslese darstellend, bei Freilassung als Keimzelle eines neuen jüdischen Aufbaues anzusprechen ist. (Siehe die Erfahrung der Geschichte.) Im Zuge der praktischen Durchführung der Endlösung wird Europa von Westen nach Osten durchgekämmt …»

Die Wannseekonferenz bildete den Auftakt großangelegter «Auskämmaktionen» mit dem Ziel, das von Deutschland beherrschte oder kontrollierte Europa «judenfrei» zu machen. In der Praxis spielte die Vernichtung durch Straßenbau fortan keine große Rolle mehr, weil die militärische Lage diese Art von Ostkolonisation nicht zuließ. Die «Endlösung» im Sinne der industriellen Menschenvernichtung sollte überwiegend auf polnischem Territorium stattfinden. Experten der «Aktion T-4» (benannt nach der Schaltstelle des Mordes an den Geisteskranken in der Tiergartenstraße 4 in Berlin) waren seit dem Herbst 1941 bei der technischen Vorbereitung der Massenliquidation behilflich: Sie hatten bei der Tötung von Geisteskranken Erfahrungen mit der Vergasung, und zwar in mobilen Gaswagen, gesammelt.

Bereits im Oktober 1941 begann die SS mit der Errichtung des ersten «reinen» Vernichtungslagers, Belzec bei Lublin. Seit November wurden dort ortsfeste Gaskammern gebaut – ein deutliches Zeichen, daß die Entscheidung für die systematische physische Vernichtung zumindest der Ostjuden zu diesem Zeitpunkt bereits gefallen war. Auf Belzec folgten Sobibór und Treblinka; die schon bestehenden Lager Auschwitz und Majdanek waren hingegen keine «reinen» Vernichtungslager, sondern Konzentrationslager, denen Wirtschaftsbetriebe angegliedert waren. Am 8. Dezember 1941 begann die Ermordung von arbeitsunfähigen polnischen Juden und Zigeunern in Gaswagen im Lager Chelmno, auf deutsch Kulmhof im Warthegau – der «ersten Mordfabrik in der Geschichte der Menschheit», wie der niederländische Historiker L. J. Hartog Chelmno genannt hat.

Zum Zeitpunkt der Wannseekonferenz steckte die Entwicklung der Anlagen zur Menschenvernichtung noch in den Anfängen. Im Verlauf des Jahres 1942 wurde die Mordmaschine immer «leistungsfähiger». An die Stelle der Vergasungswagen traten die Gaskammern in Auschwitz, Belzec, Sobibór, Treblinka und Majdanek. Das Blausäuregas Zyklon B verdrängte das zuvor eingesetzte Kohlenmonoxid. Im Lager Auschwitz-Birkenau fand bis zuletzt «Vernichtung durch Arbeit», unter anderem in einem Zweigbetrieb der IG Farben, neben sofortiger Vergasung der eingelieferten Juden, aber auch von Zigeunern und sowjetischen Kriegsgefangenen statt.

Einen schriftlichen Befehl Hitlers zur Judenvernichtung gab es nicht. Es konnte ihn schon deshalb nicht geben, weil die Erfahrungen mit der Weisung zur Tötung der Geisteskranken gegen diese Art der Festlegung sprachen. Hitler drückte seinen Willen zur «Lösung der Judenfrage» so aus, daß die nachgeordneten Führer, vom Reichsführer SS über die Höheren SS- und Polizeiführer bis zu den Führern der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos, die radikalste Verwirklichung der Weisung für diejenige halten mußten, die den Wünschen des «Führers» am besten entsprach. Der Prozeß zunehmender Radikalisierung bei der Vernichtung der Juden hat hier einen seiner Gründe.

Ein anderer Grund waren die Folgen vorausgegangener Maßnahmen, die ohne Rücksicht auf ihre Wirkungen getroffen worden waren. Die Ansiedlung von Volksdeutschen im Warthegau und die Deportationen von Juden aus dem Reich und dem Protektorat Böhmen und Mähren ins Generalgouvernement schufen einen Problemdruck, der sich nicht durch Deportationen in ehedem sowjetisches Gebiet abbauen ließ: Über die angrenzenden Territorien war im «Generalplan Ost» verfügt worden, und die für Judenlager in Aussicht genommene Eismeerküste blieb dem deutschen Zugriff entzogen. Eine «territoriale Lösung der Judenfrage» östlich von Polen kam damit nicht mehr in Frage. Eine solche Lösung hätte zwar auch zur physischen Vernichtung der Juden geführt, aber erst über einen längeren Zeitraum hinweg. Nachdem diese Option ausgeschieden war, blieb nur die «Endlösung» in der Form übrig, wie sie stattfand. Die «Sachzwänge», die den Massenmord unausweichlich erschienen ließen, obenan die seit Ende 1941 immer kritischer werdende Versorgungslage, waren das Ergebnis von Entscheidungen, für die in letzter Instanz immer Hitler verantwortlich war. Die lange umstrittene Frage, ob die Vernichtung der Juden «intentional», aus Hitlers Absichten, oder «funktional», aus der Eigendynamik der nationalsozialistischen Kriegs- und Rassenpolitik, zu erklären sei, läßt sich infolgedessen weder im Sinne der einen noch der anderen «Schule» beantworten: Beides kam zusammen.

Zehn Tage nach der Wannseekonferenz, am 30. Januar 1942, dem neunten Jahrestag seiner «Machtergreifung», erinnerte Hitler im Berliner Sportpalast abermals an seine Prophezeiung von der Vernichtung des Judentums. «Wir sind uns dabei im klaren darüber, daß der Krieg nur damit enden kann, daß entweder die arischen Völker ausgerottet werden, oder daß das Judentum aus Europa verschwindet … Zum erstenmal wird diesmal das echt altjüdische Gesetz angewendet: ‹Aug’ um Aug’, Zahn um Zahn!› Und je weiter sich diese Kämpfe ausweiten, umso mehr wird sich – das mag sich das Weltjudentum gesagt sein lassen – der Antisemitismus verbreiten. Er wird Nahrung finden in jedem Gefangenenlager, in jeder Familie, die aufgeklärt wird, warum sie letzten Endes ihr Opfer zu bringen hat. Und es wird die Stunde kommen, da der böseste Weltfeind aller Zeiten wenigstens auf ein Jahrtausend seine Rolle ausgespielt haben wird.»

In den tausend Jahren, die zwischen dem Sieg über den Antichrist und dem Jüngsten Gericht lagen, würde der Teufel keine Macht mehr über die Menschen haben: Hitler bemühte, ohne die biblische Quelle zu nennen, das zwanzigste Kapitel der Offenbarung des Johannes, um die Deutschen von der Größe ihres geschichtlichen, ja geradezu heilsgeschichtlichen Auftrags zu überzeugen. Und nicht nur die Deutschen: Hitler war nicht weniger als Goebbels davon überzeugt, daß Europa, ja die «arische» Rasse insgesamt allen Grund hatte, Deutschland für die Erlösung von der jüdischen Weltgefahr dankbar zu sein.

Die Judenfeindschaft als Vehikel einer europäischen Solidarisierung mit dem nationalsozialistischen Deutschland: Ganz und gar abwegig war diese Erwartung nicht. Die antisemitischen Parolen der Nationalsozialisten stießen im deutsch beeinflußten Teil Europas durchaus auf einen gewissen Widerhall. Nach Italien und Ungarn ging auch Vichy-Frankreich, und zwar schon bald nach dem Waffenstillstand und ohne von Deutschland dazu gedrängt worden zu sein, zu einer eigenen Judengesetzgebung über. Ende Juli erging ein Gesetz, das die Überprüfung aller seit 1927 erfolgten Einbürgerungen anordnete und dazu führte, daß etwa 8000 Juden ihre französische Staatsbürgerschaft verloren. Im August wurde ein erst im April verabschiedetes Gesetz aufgehoben, das Hetze aus rassischen oder religiösen Gründen verbot. Am 3. Oktober 1940, knapp eine Woche nach dem Erlaß einer ersten antijüdischen Verordnung des deutschen Militärbefehlshabers, erließ das Pétain-Regime ein «Judenstatut», das die Zugehörigkeit zum Judentum rassisch definierte (Jude ist, wer von drei Großeltern jüdischer Rasse abstammt oder von zwei jüdischen Großeltern, wenn auch der Ehegatte jüdischer Abstammung ist) und Juden von allen öffentlichen Ämtern sowie leitenden Funktionen in Presse, Theater und Film ausschloß. Auf Grund des Judenstatuts wurden 140 Hochschullehrer und vier Professoren des Collège de France entlassen.

Ein weiteres Gesetz vom 4. Oktober 1940 erlaubte die Internierung ausländischer Juden auf Veranlassung des jeweiligen Departements. Im Mai 1941 begannen die ersten Massenverhaftungen ausländischer Juden. Im Juni folgten im Zuge eines zweiten, verschärften Judenstatuts die Einführung des Numerus clausus für zahlreiche freie Berufe, darunter Rechtsanwälte und Ärzte, sowie Maßnahmen zur Arisierung der französischen Wirtschaft. Rund 47.000 jüdische Unternehmungen, vor allem solche der Textilbranche, Kaufhäuser und Banken, wurden aufgelöst oder von nichtjüdischen Eigentümern übernommen. Besonders hart traf dieser Schlag das Pariser Judentum.

Zu den frühen Opfern der Juden- und Emigrantenpolitik des État français gehörten zwei deutsche Sozialdemokraten: der bedeutende marxistische Theoretiker und zweimalige Reichsfinanzminister Rudolf Hilferding, ein Jude, und der nichtjüdische frühere Fraktionsvorsitzende der Reichstagsfraktion der SPD, Rudolf Breitscheid. Am 9. Februar 1941 nahm die Vichy-Polizei beide im Hôtel du Forum im südfranzösischen Arles fest und übergab sie in Vichy dem SD, der sie in das Pariser Gestapo-Gefängnis La Santé einlieferte. Dort nahm sich Hilferding am 12. Februar 1941 das Leben. Breitscheid wurde in das Konzentrationslager Buchenwald deportiert, wo er im August 1944, angeblich bei einem Bombenangriff, umkam. Der prominenteste jüdische Sozialist aus Frankreich, der vom Vichy-Regime an die Deutschen ausgeliefert wurde, war Léon Blum. Er überlebte die Haft in den Konzentrationslagern Buchenwald und Dachau und sollte 1946/47 noch einmal an die Spitze einer französischen Regierung treten.

Nur in einem Land des deutschen Einflußbereiches in Westeuropa kam es angesichts der fortschreitenden Entrechtung und Verfolgung der Juden zu offenem Protest von Teilen der einheimischen Bevölkerung: in den Niederlanden. Im November 1940 verwahrten sich Professoren und Studenten der Universitäten Leiden und Delft gegen die Entlassung jüdischer Hochschullehrer. Am 25. Februar 1941 riefen die Kommunisten in Amsterdam mit Erfolg zu einem Generalstreik auf, der in erster Linie ein Protest gegen eine brutale Polizeiaktion im Judenviertel der Stadt war. In allen anderen von Deutschland besetzten Ländern Westeuropas stieß die antisemitische Politik auf eine Mischung aus Apathie und verhaltener Zustimmung. In den Worten von Saul Friedländer: «Die antijüdischen Maßnahmen wurden von den Völkern und von den geistlichen und intellektuellen Eliten und am eklatantesten von der Mehrzahl der christlichen Kirchen hingenommen, ja gebilligt.»

In Deutschland zeigte sich während des Krieges, daß die unaufhörliche antisemitische Propaganda des Regimes nicht ohne Wirkung geblieben war: Die abgrundtiefe Verachtung der Juden, wie sie in zahllosen Briefen sowohl von Offizieren wie von einfachen Soldaten, besonders aus Polen, in Erscheinung tritt, ist kaum anders zu erklären. Dennoch wußte die nationalsozialistische Führung, daß die Absicht, die europäischen Juden zu ermorden, in der Bevölkerung keine Zustimmung gefunden hätte. Deswegen sollten, trotz der gezielten Hinweise auf das «Verschwinden», die «Vernichtung» oder «Ausrottung» der jüdischen Rasse, der Vorgang als solcher und damit die Art und Weise des Tötens geheimgehalten werden.

Ob Hitlers engste Gefolgsleute seine apokalyptischen Visionen vom Endkampf zwischen der «arischen» und der jüdischen Rasse teilten, steht dahin. Sie mußten es auch gar nicht tun, um fanatische Antisemiten zu sein. Und es war wohl nicht einmal erforderlich, die Juden zu hassen, um Hitlers Befehle zur Vernichtung der Juden auszuführen. Es genügte, den charismatischen «Führer» für politisch unfehlbar zu halten und damit von vornherein auszuschließen, daß das, was er im Namen Deutschlands verlangte, Unrecht sein könne. Einen «Befehlsnotstand» bei der Judenvernichtung hat es im übrigen nicht gegeben. Von den deutschen Polizisten im Osten, die sich weigerten, auf unbewaffnete jüdische Männer, Frauen und Kinder zu schießen, ist nach allem, was wir wissen, keiner bestraft worden. Für die Mehrheit galt, unabhängig davon, was der einzelne von den Juden hielt, die Devise «Befehl ist Befehl». Der soziale Druck der Kameradschaft war in der Regel stärker als das eigene Gewissen.

Unerheblich aber war die Abneigung gegen die Juden gewiß nicht. Sie gehörte in Deutschland, und nicht nur hier, seit langem zur konservativen und noch länger zur christlichen Tradition. Wenn auch die Judenfeindschaft nur bei einer Minderheit sich zur Mordlust steigerte, erleichterte sie doch das Wegschauen, als Hitler daran ging, sein Glaubensbekenntnis zu exekutieren. Gegen die Tötung von Geisteskranken hatte es Proteste aus beiden christlichen Kirchen gegeben; gegen den Judenmord, über den sehr viel mehr bekannt wurde, als die Führung wollte, verwahrten sich nur sehr wenige Geistliche wie der katholische Domprobst Bernhard Lichtenberg, der seinen Mut mit Haft und Tod bezahlen mußte. Vergleichsweise milde verfuhr das Regime mit dem evangelischen Landesbischof von Württemberg, Theophil Wurm, der, obwohl selbst ein bekennender Antisemit in der Tradition des Hofpredigers Adolf Stoecker, 1943 mehrfach in Predigten und Briefen, darunter an Hitler und Goebbels, gegen die Ausrottung der Juden protestierte: Im März 1944 wurde über Wurm ein Rede- und Schreibverbot verhängt.

Um Millionen Juden zu ermorden, bedurfte es nur nicht eines Heeres subalterner Befehlsempfänger. Erforderlich war auch die Mitwirkung der Eliten: des Militärs, dessen Waffenerfolge die Errichtung der Vernichtungslager erst ermöglicht hatten; der Industriellen, die sich an der Vernichtung durch Arbeit beteiligten und von ihr profitierten; der Banken, die die Eheringe und das Zahngold ermordeter Juden in Devisen für das Reich verwandelten und Kredite für den Bau von Vernichtungslagern vergaben; der Naturwissenschaftler und Techniker, die die Instrumente der Massentötung bereitstellten; der Ärzte, die an jüdischen und anderen Häftlingen unmenschliche Experimente vornahmen; der Juristen, die der Entrechtung und Verfolgung von Juden den Schein der Rechtsförmigkeit und Regelhaftigkeit verschafften; der Historiker und Wirtschaftswissenschaftler, die der «Lösung der Judenfrage» vorarbeiteten, indem sie dem Regime ihr Wissen andienten. Der Judenmord war nicht das geheime Projekt, auf das hin die deutsche Geschichte angelegt war. Aber aus der deutschen Geschichte erklärt sich, warum es so wenig Widerstand gab, als sich der Mann, an den die Mehrheit der Deutschen noch immer glaubte, anschickte, sein Projekt, das Projekt des extremen Antisemitismus, zu verwirklichen.[11]

Kriegswende: Die Achsenmächte geraten in die Defensive

Das Jahr 1942 begann für Deutschland mit schlechten Nachrichten von der Ostfront: Der Roten Armee gelang es, von den Waldaihöhen bis in die Gegend nördlich von Smolensk vorzustoßen und in diesem Raum die Heeresgruppe Mitte von der Heeresgruppe Nord zu trennen. Wenig später, am 18. Januar, durchbrachen sowjetische Truppen südlich von Charkow die Stellungen der Heeresgruppe Süd. An dieser Stelle setzte im Mai auf Grund einer Weisung Hitlers der deutsche Gegenstoß ein. In seinem Verlauf gerieten fast 239.000 Rotarmisten in deutsche Kriegsgefangenschaft. Die deutsche Sommeroffensive brachte der Wehrmacht große Geländegewinne im Südosten: Im Juli wurden Woronesch und Rostow eingenommen und kurz darauf der große Donbogen erreicht. Die Rote Armee zog sich bis zur «Stalingrad-Front» zurück, die fortan systematisch verstärkt wurde. Mit äußerster Brutalität verhinderten Einheiten des NKWD ein weiteres Zurückweichen der Sowjettruppen.

Hitlers wichtigstes strategisches Nahziel war infolge der notorischen Treibstoffknappheit der Wehrmacht die Eroberung der Erdölregion im Kaukasus und besonders von Baku. Am 21. August hißten Gebirgsjäger auf dem höchsten Berg des Kaukasus, dem Elbrus, die Reichsflagge. Der Angriff auf den Kriegshafen Suchumi aber schlug fehl. Obwohl es den Deutschen gelang, Teile einiger nichtrussischer Volksgruppen zur Kollaboration zu bewegen und Bataillone aus Kosaken, Georgiern und Kalmüken zu bilden, fehlte der neu gebildeten Heeresgruppe A die Kraft, Grosny und Baku einzunehmen. Die Folge war ein schwerer Konflikt zwischen Hitler und dem Generalstabschef des Heeres. Am 24. September trat Franz Halder zurück und wurde durch den General der Infanterie Kurt Zeitzler ersetzt. Sieben Wochen zuvor, am 19. August 1942, hatte die 6. Armee unter General Paulus mit dem Angriff auf Stalingrad begonnen und die Stadt binnen weniger Tage eingeschlossen. Am 25. August verhängte Stalin den Belagerungszustand über die nach ihm benannte Industriemetropole. Für Hitler hatte die Einnahme von Stalingrad mehr als nur strategische Bedeutung: Die Stadt an der Wolga verkörperte aus seiner Sicht nicht minder als Leningrad und Moskau den «jüdischen Bolschewismus» – den Erzfeind, den es zu vernichten galt.

Im Kampf gegen Großbritannien zog Deutschland Anfang 1942 Nutzen aus der Tatsache, daß die britische Mittelmeerflotte zu großen Teilen in den Indischen Ozean verlegt wurde, um der japanischen Aggression Einhalt zu gebieten. Die deutsche Afrikaarmee unter Erwin Rommel rückte Anfang Februar in Richtung Tobruk vor, das am 21. Juni in deutsche Hände fiel. Tags darauf beförderte der «Führer» Rommel zum Generalfeldmarschall. Anschließend wandte sich Rommel, obwohl nach dem Willen Hitlers und Mussolinis zunächst Malta hätte erobert werden sollen, gegen Ägypten und erreichte am 30. Juni El-Alamein, etwa 100 Kilometer westlich von Alexandria. Für ein weiteres Vordringen nach Kairo aber reichten die Kräfte der Afrikaarmee nicht aus. Ende Oktober begann General Montgomery mit einer großangelegten Offensive, an der sich auch exilpolnische Verbände beteiligten, gegen die deutsch-italienische Stellung bei El-Alamein. Seitdem kamen die Achsenmächte aus der Verteidigung in Nordafrika kaum mehr heraus. Rommels Truppen zogen sich, entgegen einem ausdrücklichen Befehl Hitlers, Ende November in die Marsa-el-Brega-Stellung zurück.

Zwei Wochen zuvor bereits, am 8./9. November 1942, hatte das legendäre Unternehmen «Torch» (Fackel) stattgefunden: die Landung amerikanisch-britischer Invasionstruppen unter dem Oberbefehl von General Dwight D. Eisenhower in Marokko und Algerien. Die französische Marine leistete zunächst in Casablanca, Oran und Algier Widerstand, am 10. November aber willigte Admiral Darlan, der im April als Regierungschef von seinem Vorvorgänger Pierre Laval abgelöst worden war, seitdem den Oberbefehl über die Streitkräfte von Vichy-Frankreich innehatte und sich Anfang November zufällig in Algier aufhielt, wahrscheinlich auf eigene Faust und nicht im geheimen Einvernehmen mit Pétain, in einen Waffenstillstand in Nordwestafrika ein und wurde daraufhin von den Alliierten als Chef der französischen Zivilverwaltung in Nordafrika anerkannt. Der Chef der France libre, General de Gaulle, der über die alliierte Invasion in Marokko und Algerien nicht informiert worden war, legte bei Churchill energischen Protest ein. Darlan ignorierte seine Absetzung durch Pétain am 16. November; am 24. Dezember wurde er von einem Anhänger de Gaulles in Algier ermordet. Zum französischen Partner der Alliierten avancierte nunmehr der Oberkommandierende der französischen Truppen in Nordafrika, General Henri Giraud, der im April 1942 aus deutscher Kriegsgefangenschaft nach Frankreich geflüchtet war und als entschieden antideutsch galt.

In Tunesien hingegen stieß eine Invasion deutscher und italienischer Truppen, die am 12. November auf dem Luftweg begann, zunächst auf keinen französischen Widerstand. Im Februar 1943 konnte Rommel den Amerikanern am Kasserine-Paß im Süden Tunesiens eine schwere Niederlage zufügen, das weitere Vordringen der angelsächsischen Alliierten aber nicht verhindern. Am 9. März wurde er von Hitler als Oberbefehlshaber der deutsch-italienischen «Panzerarmee Afrika» abgelöst und durch General Hans-Jürgen von Arnim ersetzt. Am 13. März 1943 mußten die Reste der von diesem befehligten Truppen kapitulieren. 175.000 deutsche und italienische Soldaten begaben sich in alliierte Gefangenschaft. Der Krieg in Nordafrika war damit beendet.

Auch in Europa landeten 1942 erste amerikanische Truppen: am 21. Januar in Nordirland. Zwischen März und Mai gab es die ersten Flächenbombardements der Royal Air Force auf deutsche Städte mit jeweils Hunderten von Toten: Betroffen waren Lübeck, Rostock und Köln. Die Luftwaffe flog ihrerseits Angriffe auf Bath, Exeter und Canterbury, die aber nicht bewirkten, was sie sollten: die Einstellung des britischen Bombenkriegs gegen Deutschland. Ein erster, als Test gedachter Versuch, kanadische und britische Truppen auf den Kontinent zu bringen, wurde am 19. August bei Dieppe unternommen, scheiterte aber unter schweren Verlusten. Der deutsche U-Boot-Krieg im Nordatlantik erreichte im Sommer 1942 mit koordinierten Angriffen auf amerikanische Konvois, die auf dem Weg nach Großbritannien waren, seinen Höhepunkt. Die dabei angewandte «Rudeltaktik» hörte aber auf, erfolgreich zu sein, als es den Briten im Dezember 1942 durch Nachbau der deutschen Chiffriermaschine Enigma gelang, den Funkverkehr zwischen den U-Booten zu entschlüsseln, wobei den britischen Experten einschlägige Erkenntnisse des polnischen Geheimdienstes zustatten kamen.

Die Landung anglo-amerikanischer Truppen in Nordafrika am 8./9. November 1942 veranlaßte Hitler zu einer seit langem für diesen Fall geplanten Aktion, der Besetzung des bisher noch nicht okkupierten Teiles von Frankreich, am 11. November. Italien begann am gleichen Tag, in Absprache mit Deutschland, mit der Besetzung der Provence bis zur Rhone und tags darauf von Korsika. Der Chef des État français, Marschall Pétain, legte, als der «Führer» ihn am 11. November über die bereits angelaufene Besetzung informierte, feierliche Verwahrung gegen die Verletzung des Waffenstillstandsabkommens vom 22. Juni 1940 ein, rief aber nicht zum Widerstand auf. Als die Deutschen am 27. November Toulon besetzten, um zu verhindern, daß die dort vor Anker liegende französische Heimatflotte zu den Alliierten überlief, ordnete der Befehlshaber die Selbstversenkung der Schiffe an. Nur drei U-Boote konnten nach Algerien entkommen.

Daß die großangelegte Invasion der westlichen Alliierten im November 1942 nicht in Europa erfolgte, wie die Sowjetunion, aber zunächst auch die USA es wünschten, sondern in Nordafrika, geschah auf britisches Drängen hin: Das Vereinigte Königreich sah sich im südlichen Mittelmeerraum, einer für das Empire seit jeher strategisch besonders wichtigen Zone, in einer relativ starken und die Achsenmächte in einer vergleichsweise schwachen Position, und der Fehlschlag des Landungsunternehmens vom August in Dieppe bekräftigte die Londoner Führung in ihrer Prioritätensetzung: Ein alliiertes Landungsunternehmen an der französischen Atlantikküste erforderte sehr viel mehr Vorbereitung und vermutlich auch mehr Menschenleben als eine Invasion in Nordafrika. Einig waren sich Roosevelt und Churchill darin, daß der Sieg über Deutschland Vorrang vor der Niederwerfung Japans hatte – eine Reihenfolge, für die aus Washingtoner Sicht auch wirtschaftliche Gründe sprachen. Im Pazifik wollten die Vereinigten Staaten und Großbritannien, entsprechend der Vereinbarung, die beide Staatsmänner auf der Washingtoner «Arcadia»-Konferenz um die Jahreswende 1941/42 trafen, vorläufig defensiv vorgehen.

Japan tat das Gegenteil: Am 22. Dezember 1941 landeten seine Truppen in Mindanao, der südlichsten Insel der Philippinen. Fünf Tage später nahmen sie Hongkong ein, am 2. Januar 1942 Manila. Es folgten noch im gleichen Monat die Invasion von Inseln, die zu Niederländisch-Indien gehörten, darunter dem erdölreichen Tarakan und Celebes, eine Offensive gegen Britisch-Birma, die von Thailand ihren Ausgang nahm, und die Landung auf Neuguinea, die Australien zur totalen Mobilmachung veranlaßte. Am 17. Februar kapitulierte nach achttägiger Belagerung die britische Kronkolonie Singapur; 70.000 Mann mit General Percival an der Spitze gerieten in japanische Kriegsgefangenschaft – aus britischer Sicht eine der größten Katastrophen in der Geschichte des Empire. Drei Wochen später wurde die birmesische Hauptstadt Rangun eingenommen. Am 8. März ergaben sich die niederländischen Streitkräfte in Java, womit sich ganz Niederländisch-Indien in japanischer Hand befand. Am 6. Mai konnte die Eroberung der Philippinen abgeschlossen werden.

Vier Wochen später, am 3. Juni, begann die Schlacht um die amerikanischen Midway-Inseln, die die Japaner vor allem deswegen einnehmen wollten, weil sie sich davon einen wirksamen Schutz vor amerikanischen Luftangriffen (wie die auf Tokio und andere Städte) im April 1942 versprachen. Die Angreifer erlitten dabei aber so schwere Verluste, darunter von vier ihrer besten Flugzeugträger, daß sie das Unternehmen nach vier Tagen abbrechen mußten. Die Niederlage wurde zum Wendepunkt des Krieges im Pazifik. Der geplante Vorstoß nach Hawaii mußte aufgegeben werden; die Zeit der großen militärischen Erfolge und territorialen Eroberungen des fernöstlichen Kaiserreichs ging im Juni 1942 zu Ende.

Das Vorhaben Tokios, die immer stärker werdende indische Nationalbewegung für seine Zwecke zu nutzen, war nun vorerst ebenfalls nicht mehr zu verwirklichen. Der britischen Kolonialmacht gelang es, im Frühherbst 1942 der schweren Unruhen Herr zu werden, die im August nach der Verhaftung der gesamten Führung des Indischen Nationalkongresses, an ihrer Spitze Mahatma Gandhi und Jawaharlal Nehru, ausbrachen, nachdem Gandhi im Allindischen Kongreß die «Quit India Resolution» eingebracht und durchgesetzt hatte – eine Aufforderung an die Briten, Indien sofort zu verlassen. Von Japan hatten die indischen Nationalisten zunächst keine Unterstützung mehr zu erwarten. Sie konnten auch nicht verhindern, daß Indien weiterhin Lebensmittel, Textilien und andere Güter an Großbritannien und seine Verbündeten lieferte und 2,5 Millionen Soldaten an allen Fronten stellte, an denen die Alliierten gegen die Achsenmächte kämpften. Japan konzentrierte sich seit der Niederlage bei den Midway-Inseln darauf, seine Herrschaft in den eroberten Gebieten zu festigen und amerikanische und britische Angriffe abzuwehren.

In der Zeit, als Japan seine erste schwere und folgenreiche Niederlage erlitt, befand sich Deutschland auf dem Höhepunkt seiner Machtausdehnung. Die Einflußsphäre des Reiches reichte vom Nordkap bis El-Alamein und von den britischen Kanalinseln bis in den Kaukasus. Doch wenige Monate später zeichnete sich nicht nur in Nordafrika, sondern auch in Osteuropa eine dramatische Wende ab: Am 19. November 1942 begann die Rote Armee westlich von Stalingrad von ihren Brückenköpfen am Don aus mit einer von Stalin und den Marschällen Schukow und Wassilewski angeordneten Großoffensive, in deren Verlauf sie zuerst die Stellungen der 3. und 4. rumänischen Armee durchbrach und dann die 6. deutsche Armee unter General Paulus im Raum Stalingrad einschloß.

Den von Paulus geforderten Ausbruch lehnte Hitler kategorisch ab und versprach stattdessen eine wirksame Luftbrücke, die sich jedoch ebenso als Fehlschlag erwies wie ein Entlastungsangriff der neugebildeten Heeresgruppe Don. Zwischen Mitte Dezember 1942 und Mitte Januar 1943 gelang den sowjetischen Truppen die Zerschlagung einer italienischen und einer ungarischen Armee, die auf der Seite der Deutschen am Don kämpften. Kurz darauf stieß die Rote Armee im Süden der Ostfront vor und vertrieb die Heeresgruppe A aus dem Kaukasus bis in den Raum Rostow mitsamt ihrem von der Krim aus versorgten Brückenkopf auf der Kuban-Halbinsel. Einige Tage später, am 18. Januar, eroberten sowjetische Truppen im Norden Schlüsselburg am Ladogasee zurück und stellten so eine Landverbindung zu dem seit September 1941 belagerten und ausgehungerten Leningrad her. Die Wirkung der umfangreichen «Land-Lease»-Lieferungen von kriegswichtigem Material, darunter Schiffen, Bombern, Flugzeugen, Panzern, Jeeps, Lastkraftwagen, Lokomotiven und Güterwaren, aus den USA war ebenso unverkennbar wie die hohe Kampfmoral der Roten Armee: Die Sowjetunion entfaltete eine militärische Kraft, die die Deutschen das Fürchten lehrte.

Eine Kapitulation der 6. Armee hatte Hitler am 23. Januar 1943 strikt verboten, obwohl deren Lage inzwischen hoffnungslos war. Am 31. Januar ergab sich Paulus, inzwischen Generalfeldmarschall, mit dem Südkessel der 6. Armee, zwei Tage später der Nordkessel. Von ursprünglich 250.000 Mann waren zwischen 30.000 und 40.000, zumeist Verwundete, aus dem Kessel ausgeflogen worden. Mindestens 120.000 Mann waren gefallen; 90.000 gerieten in sowjetische Kriegsgefangenschaft. Stalingrad war die schwerste Niederlage, die Deutschland seit 1939 erlitten hatte – die Niederlage, von der es sich nicht mehr erholen sollte und die dem Mythos vom unbesiegbaren «Führer» einen ernsten, wenn auch noch keinen tödlichen Schlag versetzte.

In den folgenden Wochen nahm die Rote Armee Rostow, Charkow und Kursk ein; die Wehrmacht wurde über den Don zurückgedrängt. Während der Schlammperiode erstarrte die Front zeitweilig. Anfang Juli begann Hitler mit einer letzten Großoffensive, der Operation «Zitadelle», einer großen Panzerschlacht, die von Orel und dem rückeroberten Charkow ihren Ausgang nahm, der Roten Armee schwere Verluste beibrachte, aber nach einem sowjetischen Durchbruch am mittleren Teil der Front und dem Fall von Orel Mitte Juli auf Weisung Hitlers abgebrochen wurde. Es folgten weitere sowjetische Offensiven, in deren Verlauf die Deutschen immer mehr nach Westen zurückweichen mußten. Anfang November fiel Kiew; Mitte Januar 1944 reichte die Front von Leningrad über die Pripjet-Sümpfe bis zur Krim. Eine Verstärkung der Ostfront war dem Reich schon deshalb nicht möglich, weil es seit dem Sommer 1943 eine weitere Front gab: in Sizilien, wo am 10. Juli Amerikaner und Briten unter dem Oberbefehl Eisenhowers gelandet waren.

Seit der japanischen Niederlage bei den Midway-Inseln und den deutschen Niederlagen von El-Alamein und Stalingrad schwanden Hitlers Aussichten rasch dahin, im globalen Maßstab gegen das britische Empire vorgehen zu können. Am 28. November 1941 hatte er den nach Deutschland geflüchteten Großmufti von Jerusalem, Haj Mohammed Amin el-Husseini, empfangen und ihm die Unterstützung des Reiches für den Kampf der Araber gegen die Juden Palästinas und ihre britischen Protektoren versprochen. Doch ebensowenig wie der ebenfalls nach Deutschland geflohene ehemalige irakische Ministerpräsident Raschid Ali al-Gailani, ein erklärter Freund der Achsenmächte, mit dem Hitler am 15. Juli 1942 zusammentraf, konnte el-Husseini nach den militärischen Erfolgen der Briten im Nahen Osten und in Nordafrika dem Reich noch von Nutzen sein.

Etwas mehr Glück hatte Hitler mit einem anderen politischen Flüchtling: dem früheren Präsidenten des Indischen Nationalkongresses, Subhash Chandra Bose, mit dem er am 28. Mai 1942 eine Unterredung hatte. Im Juni 1943 gelangte Bose mit Hilfe eines deutschen U-Bootes über Singapur nach Japan, wo er an die Spitze einer von ihm berufenen provisorischen indischen Nationalregierung trat. Aus indischen Kriegsgefangenen in Malaya und Singapur bildete er eine 40.000 bis 45.000 Mann starke indische Nationalarmee, die fortan auf der Seite der Japaner und ihrem Oberbefehl kämpfte. Im Februar 1944 unternahm sie zusammen mit japanischen Kräften von Birma aus einen Vorstoß nach Ostindien, der dort aber ohne Widerhall blieb und im April von den Briten endgültig zurückgeworfen wurde.

Noch bevor die 6. deutsche Armee in Stalingrad kapituliert hatte, waren Roosevelt und Churchill mit ihren Stabschefs vom 14. bis 26. Januar im marokkanischen Casablanca zusammengetroffen, um das weitere Vorgehen abzustimmen. Das wichtigste Ergebnis war die vom amerikanischen Präsidenten auf einer Pressekonferenz verkündete Forderung nach einer «bedingungslosen Kapitulation» (unconditional surrender) – eine Formel, bei der sich Roosevelt ausdrücklich auf das Vorbild der Beendigung des amerikanischen Bürgerkriegs durch den Oberkommandierenden der Nordstaatentruppen, General Ulysses Grant, im April 1865 berief.

Die Forderung nach der «bedingungslosen Kapitulation» sollte vor allem Stalins Angst vor einem Arrangement zwischen den Westmächten und Hitler entgegenwirken: Ein Sonderfriede mit Deutschland war nunmehr auch dann ausgeschlossen, wenn in Berlin die Regierung wechseln sollte. Deutschland, Italien und Japan hatten nicht nur militärisch, sondern von Staats wegen zu kapitulieren. Als nächste Etappe sollten die Eroberung Tunesiens und die Landung in Sizilien erfolgen. Daran war Churchill vor allem gelegen, weil es für eine Invasion in Frankreich, auf die Stalin beharrlich drängte, aus seiner Sicht 1943 noch zu früh war: Die britischen Verluste an dem von Deutschland errichteten Atlantikwall versprachen umso geringer zu werden, je schwerere Niederlagen die Alliierten der Wehrmacht an anderen Fronten vorher zufügten. Daß die Forderung nach der «bedingungslosen Kapitulation» den Widerstand in Deutschland und Japan verstärken würde, nahmen die westlichen Verbündeten billigend in Kauf: Es kam darauf an, beiden Staaten für alle Zukunft die Angriffsfähigkeit zu nehmen.[12]

Heimatfronten: Nationen im Krieg

Ein November 1918 werde sich niemals wiederholen, hatte Hitler am ersten Kriegstag, dem 1. September 1939, im Reichstag ausgerufen. In diesem Punkt erwies sich der «Führer» tatsächlich als Prophet. Es gab im Zweiten Weltkrieg in Deutschland keine Streiks, keine Meutereien und erst recht keine Revolution. Das lag nicht nur, und wohl nicht einmal vorrangig, an der Allgegenwart des Terrors. Es lag vor allem an der rücksichtslosen Ausbeutung der besetzten Gebiete, die Deutschland eine Hungersnot, wie im Ersten Weltkrieg, ersparte. Es lag auch an der ebenso rücksichtslosen Ausbeutung von Millionen meist zwangsverpflichteten ausländischen Zivilarbeitern, Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen, einem neuen Subproletariat, das seinerseits einer rassistisch bestimmten Hierarchie unterworfen war: «Ostarbeiter» wurden schlechter behandelt als «Westarbeiter», wobei unter diesen sehr viel mehr «Freiwillige» waren als unter jenen. Am unmenschlichsten aber war die Behandlung jüdischer Sklavenarbeiter, für die Arbeit nur ein Durchgangsstadium für Vernichtung sein sollte.

Die Zwangs- und Sklavenarbeit von Ausländern sorgte auch dafür, daß der Krieg für die Deutschen nicht ganz so «total» wurde, wie man es nach Goebbels’ berüchtigter Rede im Berliner Sportpalast vom 18. Februar 1943 hätte vermuten können – jener wenige Wochen nach der Katastrophe von Stalingrad gehaltenen Rede, in der sich der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda die rhetorische Frage «Wollt ihr den totalen Krieg?» von einer fanatischen Menge mit einem frenetischen Ja beantworten ließ. Eine allgemeine Dienstpflicht für Frauen wurde nicht eingeführt, weil sie Hitlers, durchaus kleinbürgerlich geprägtem, Bild von der (bürgerlichen) deutschen Frau widersprach. Das deutsche Volk sollte seinem «Führer» die Treue halten; dieses Ziel setzte der Ausbeutung deutscher Arbeitskräfte und zumal der berufstätigen deutschen Frauen Grenzen, über deren Respektierung Hitler persönlich wachte.

Allerdings war im Gefolge der Rüstungskonjunktur der Anteil der berufstätigen Frauen an der Gesamtheit der zivil Beschäftigten im Deutschen Reich mit 37,3 Prozent sehr hoch – um 10,9 Prozentpunkte höher als in Großbritannien. 1943 stieg der Frauenanteil in Deutschland auf 48,8 Prozent, in Großbritannien auf 36,4 Prozent. Wie in allen Kriegswirtschaften übten auch in Deutschland Frauen in weit größerer Zahl als zuvor Berufe aus, in denen vor 1939 überwiegend Männer beschäftigt gewesen waren: so als Postbotinnen, als Eisenbahnerinnen, als Bus- und Straßenbahnfahrerinnen. Wie in anderen kriegführenden Ländern wurde im Deutschen Reich die Rüstungsindustrie auf Kosten aller anderen Branchen privilegiert: Im Verlauf mehrerer systematischer «Auskämmaktionen» mußten das Handwerk, der Handel sowie alle für den zivilen Bedarf produzierenden Wirtschaftszweige Arbeitskräfte an die Rüstungsindustrie abgeben, was, ebenso wie die Einberufungen zur Wehrmacht, zahllose Betriebsschließungen zur Folge hatte. Das Handwerk verlor zwischen 1939 und 1944 48,3 Prozent, der Handel 42,7 Prozent, die Landwirtschaft 22,6 Prozent der Beschäftigten.

Von einem «Wohlleben» der Deutschen konnte während des Zweiten Weltkrieges zu keiner Zeit, am wenigsten in den vom Bombenkrieg geprägten letzten Jahren, die Rede sein. Der Lebensstandard der Zivilbevölkerung war vom nationalsozialistischen Regime schon vor 1939 im Zeichen des Primats der Aufrüstung bewußt niedrig gehalten worden. Nach Kriegsbeginn bestand die deutsche Politik in den Worten des britischen Historikers Richard J. Overy nicht darin, «einen hohen Lebensstandard oder die Verhältnisse der Friedenszeit aufrecht zu erhalten, sondern in der Bewahrung des Existenzminimums, unter das der Lebensstandard nicht sinken sollte. Unter allen Umständen mußten Erscheinungen wie der ‹Steckrübenwinter› des Ersten Weltkrieges vermieden werden. Hitlers wahre Priorität war gleichmäßige Verteilung, nicht hoher Konsum. Es galt sicherzustellen, daß kein Teil der deutschen Bevölkerung mehr zu leiden hatte als andere, daß die Anteile an den zu bringenden Opfern gleich groß ausfielen.»

Die Ausbeutung fremder Gebiete und Arbeitskräfte war auch keineswegs die einzige Quelle, aus der sich die Finanzierung der deutschen Kriegskosten speiste. Die materielle Hauptlast trugen die Deutschen, und zwar nicht so sehr über höhere Steuern und Abgaben als auf eine Weise, die sie zunächst gar nicht bemerkten: über ihre Ersparnisse. Die gigantische zusätzliche Verschuldung des Deutschen Reiches in den Jahren 1939 bis 1945 wurde dadurch ermöglicht, daß alle Institutionen, bei denen die Deutschen sparten – von den Postämtern über die Sparkassen und Banken bis zu den Versicherungen –, gezwungen waren, ihre Einlagen der Regierung zur Verfügung zu stellen, indem sie langfristige Schuldversicherungen und Schatzwechsel des Reiches kauften. Diese Verschuldung hätte nur dann auf andere abgewälzt werden können, wenn Deutschland als Sieger aus dem Krieg hervorgegangen wäre.

Da es anders kam, wurde den Deutschen die Rechnung nach dem Krieg präsentiert – in Gestalt einer fast vollständigen Vernichtung ihrer Ersparnisse und des jetzt erst voll sichtbar werdenden radikalen Kaufkraftverlustes der Reichsmark. Die Ersparnisse stiegen im übrigen während des Krieges weiter an, weil sich angesichts der rigorosen Zwangsbewirtschaftung sämtlicher Güter des täglichen Bedarfs ein gewaltiger Kaufkraftüberhang entwickelte. Führten aktuelle Mängel in der Lebensmittelversorgung zu Mißstimmung in der Bevölkerung, versuchte das Regime, solange es ging, elastisch zu reagieren: Als sich im Sommer 1942 der Unmut der Arbeiter über niedrige Fleischrationen Luft machte, wurden die Rationen prompt erhöht – um angesichts von neuen Engpässen im Mai 1943 wieder gekürzt zu werden.

Je weiter sich die Wehrmacht im Osten seit 1943 zurückziehen mußte, desto schlechter wurde, vor allem seit der Jahreswende 1943/44, die Versorgung mit Lebensmitteln. Innerhalb des knappen Angebots an Nahrungsmitteln verschoben sich die Gewichte immer stärker von Fleisch- zu pflanzlichen Produkten. Auf diese Weise konnte eine durchschnittliche städtische Arbeiterfamilie ihren Kalorienbedarf zwar einigermaßen decken, aber selbst bei Familien von Schwerarbeitern, die in den Genuß erhöhter Rationen kamen, führte der Rückgang des Verzehrs von tierischem Eiweiß und Speisefett zu einer Senkung des gewohnten Ernährungsstandards. Die Masse der Verbraucher mußte sich, wie der Wirtschaftshistoriker Christoph Buchheim feststellt, spürbar einschränken, und zwar kinderlose Haushalte noch sehr viel mehr als Familien mit kleinen Kindern. Sendungen mit Nahrungsmitteln von Soldaten der Ost- oder Westfront an ihre Angehörigen mochten vielen Familien gelegentlich helfen, mit den Folgen der Mangelwirtschaft fertig zu werden, im großen Stil aber profitierten nur die politisch, militärisch oder wirtschaftlich Mächtigen von «Liebesgaben», die sie sich gegen gute Bezahlung vornehmlich aus neutralen Ländern wie der Schweiz schicken ließen. Hinter der Fassade der «Volksgemeinschaft» gab es weiterhin die gesellschaftlichen Gegensätze zwischen «Oben» und «Unten», die sich während des Krieges noch weiter verschärften.

Den hohen selbstgestellten Ansprüchen des «Dritten Reiches» widersprach auch die unzulängliche Art und Weise, in der die deutsche Wirtschaft nach 1939 auf Kriegsbedürfnisse umgestellt wurde. Erst im März 1940 wurde ein Reichsministerium für Bewaffnung und Munition unter dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen, Fritz Todt, errichtet, dem die zentrale Planung und Steuerung der Rüstungswirtschaft oblag. Nach dem Tod Todts bei einem Flugzeugunfall am 8. Februar 1942 übernahm Hitlers Lieblingsarchitekt Albert Speer, der Organisator der Nürnberger Reichsparteitage und Erbauer der Neuen Reichskanzlei, das Ressort. Unter seiner Ägide wurde nicht nur die deutsche Industrie strikter als zuvor Erfordernissen der Kriegswirtschaft unterworfen, Speer dirigierte auch, nicht immer friktionsfrei unterstützt vom Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, dem thüringischen Gauleiter Fritz Sauckel, das Heer der Fremdarbeiter aus ausländischen Zivilarbeitern, KZ-Häftlingen, sowjetischen und anderen Kriegsgefangenen sowie «Arbeitsjuden», die er rücksichtslos, und das hieß im Extremfall bis zur physischen Vernichtung durch Arbeit, für die Steigerung der deutschen Rüstungsproduktion einsetzte.

Die Gesamtzahl der in Industrie, Handwerk, Landwirtschaft und privaten Haushalten des Reiches beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte belief sich Ende November 1942 auf 4,67 Millionen. Das größte Kontingent stellten sowjetische Kriegsgefangene und Zivilarbeiter mit 1,6 Millionen, gefolgt von den Polen mit 1,3 Millionen und französischen Kriegsgefangenen mit 931.000. Bis Ende 1944 stieg die Zahl der ausländischen Zivilarbeiter und Kriegsgefangenen auf mindestens 8,2 Millionen. Dazu kamen 700.000 KZ-Häftlinge. Die Gesamtzahl der deutschen Arbeitskräfte belief sich Mitte des vorletzten Kriegsjahres auf 23,3 Millionen. Die Zivilarbeiter hatten mit 94 Prozent die größte Überlebenschance. An zweiter Stelle standen Kriegsgefangene mit 70 Prozent, an dritter die kleine Gruppe der verbliebenen «Arbeitsjuden» mit 55 Prozent, an vierter und letzter Stelle die KZ-Häftlinge mit 31 Prozent.

Wenn die deutschen Arbeiter davon profitierten, daß soziale Sicherungen der Vorkriegszeit, zum Beispiel in den Bereichen Arbeitsschutz und besonders Mutterschutz, auch nach 1939 aufrechterhalten blieben, lag auch das nicht zuletzt am Interesse des Regimes, sich die Loyalität der Arbeiterschaft zu bewahren. Für die Nachkriegszeit entwickelte die Deutsche Arbeitsfront im Herbst 1940, um der «Heimatfront» ein positives Zukunftsbild vor Augen zu führen und so den Entbehrungen der Gegenwart einen höheren Sinn zu verleihen, ein großzügiges «Sozialwerk des deutschen Volkes». Es schloß eine umfassende Altersversorgung, ein Gesundheitswerk mit Freizeit- und Erholungswerk, eine Reichslohnordnung, ein Berufserziehungswerk und ein soziales Wohnungsbauprogramm mit ein. Unter anderem sollten ein Recht auf Arbeit neben einer Pflicht zur Arbeit gesetzlich festgeschrieben werden. Dem sozialen Wohnungsbau schrieb die Deutsche Arbeitsfront in einer Denkschrift vom September 1940 die Bestimmung zu, «zum Schutzwall gegen die Vergreisung, fremdvölkische Unterwanderung und soziales Elend» zu werden. Die politische Bedeutung dieses Projekts unterstrich Hitler, als er am 15. November 1940 Robert Ley, den Führer der Deutschen Arbeitsfront, zum Reichskommissar für den sozialen Wohnungsbau ernannte.

Das repressive Gegenstück zu den sozialen Wohltaten, den schon gewährten wie den erst verheißenen, war der verschärfte Terror gegen alle diejenigen, die durch ihre Äußerungen und Handlungen dem «Führer» und dem «Endsieg» entgegenwirkten. Die «Instrumente der inneren Disziplinierung der ‹Volksgemeinschaft›» reichten, um den Historiker Rolf-Dieter Müller zu zitieren, «von Ermahnungen über die Einweisung ins KZ bis zum Henkersbeil». Der im April 1934 provisorisch, auf Grund eines Gesetzes vom April 1936 dauerhaft geschaffene Volksgerichtshof hatte als Erst- und Letztinstanz die Aufgaben des Reichsgerichts im Bereich von Hoch- und Landesverrat und anderen politischen Delikten übernommen. Unter dem Vorsitz von Roland Freisler entwickelte er sich seit 1942 zu einem Tribunal für Schauprozesse. Er bildete fortan die Speerspitze einer Sondergerichtsbarkeit, die jedweden Verstoß gegen neugeschaffene oder verschärfte Straftatbestände mit äußerster Härte verfolgte. Die Zahl der Todesurteile stieg dramatisch an, seit 1943 der Glaube an den «Endsieg» allmählich dahinschwand. Am 26. April 1943 ließ sich Hitler nach heftigen Angriffen auf die deutsche Justiz vom Reichstag in dessen letzter Sitzung überhaupt Vollmachten als «Oberster Gerichtsherr» übertragen, die nicht mehr und nicht weniger bedeuteten als die Beseitigung der letzten Reste von Rechtsstaatlichkeit und richterlicher Unabhängigkeit in Deutschland.

Die Reichstagsrede Hitlers vom 26. April 1942 fand den Stimmungsberichten amtlicher Beobachter zufolge in der Bevölkerung ein überwiegend kritisches Echo, was nicht nur an den Attacken auf die ordentlichen Gewalten lag, sondern mindestens ebensosehr an Andeutungen, daß der Krieg auch im kommenden Winter noch nicht beendet sein werde. Seit dem Ende der «Blitzsiege» im Sommer 1940 hatte der Führermythos nicht dramatisch, aber doch spürbar an Strahlkraft eingebüßt. Seit der Kapitulation von Stalingrad beschleunigte und verbreitete sich dieser Prozeß. «Nicht diese Niederlage, sondern die Unfähigkeit zum Sieg und zur Kriegsbeendung brachten den Umbruch des Führer-Images», schreibt Ian Kershaw. «Die große Erschütterung, die ‹Stalingrad› auslöste, und der enorme Prestigeverlust, den Hitler dabei erlitt, öffneten mit einem Schlag die Schleusen der Regimekritiker und der nun auch nicht mehr verborgenen Kritik am Führer.»

Die Meldungen vom Untergang der 6. Armee lösten, so die Befunde aus Bayern, «tiefe Erschütterung», «tiefste Ergriffenheit», «tiefe Bestürzung» und «besondere Niedergeschlagenheit» aus. Trotz zunehmender Kritik auch an ihm persönlich wurde Hitler aber von der Volksmeinung nach wie vor wesentlich freundlicher bewertet als seine Paladine wie Goebbels und Göring, von regionalen und örtlichen Größen der NSDAP ganz zu schweigen. Wenn irgendein Repräsentant des «Dritten Reiches» noch Hoffnungen breiter Massen auf sich zu ziehen vermochte, dann der Mann an der Spitze. Den Pakt, den sie 1933 mit ihm geschlossen und danach, in Stunden des nationalen Triumphes, immer wieder erneuert hatte, wollte eine Mehrheit der Deutschen auch in einer Zeit schwerer Rückschläge und Niederlagen, ja selbst dann nicht aufkündigen, als die Angst vor Fliegeralarm und Bombenangriffen allnächtlich geworden war.[13]

Hitlers Widersacher in London erlebte 1942, als die von Deutschland geführte «Festung Europa» ihre größte Ausdehnung erreichte, die innenpolitisch schwierigste Phase seiner Zeit als Kriegspremier: In breiten Kreisen galt Winston Churchill als politisch und militärisch glücklos und der Lordsiegelbewahrer, der brillante, seit seinem Ausschluß aus der Labour Party im Mai 1943 unabhängige Linkssozialist Sir Richard Stafford Cripps, als ein geeigneter Nachfolger. Erst der erfolgreiche Durchbruch von General Montgomery bei El-Alamein festigte Churchills Position aufs neue. Das Prestige seines Rivalen hingegen litt darunter, daß Cripps im Frühjahr während einer offiziellen Mission in Indien mit dem Versuch gescheitert war, den Nationalkongreß gegen das Versprechen künftiger Unabhängigkeit als Bundesgenossen im Kampf gegen die Achsenmächte zu gewinnen. Ende November fühlte sich Churchill stark genug, Cripps aus dem Kriegskabinett zu entfernen und auf den weniger bedeutenden Posten des Ministers für die Flugzeugproduktion abzuschieben.

Einen Monat nach dem Triumph von El-Alamein, am 1. Dezember 1942, legte Sir William Beveridge, ein renommierter Wirtschaftswissenschaftler und liberaler Sozialreformer, dem Unterhaus und der britischen Öffentlichkeit einen Bericht unter dem Titel «Social Insurance and Allied Services» vor, den er im Auftrag von Arbeitsminister Ernest Bevin, einem prominenten Labour-Politiker, als Vorsitzender einer Expertengruppe angefertigt hatte. Es war ein weit in die Zukunft weisendes Manifest der gesellschaftlichen Erneuerung, das in vielem den Plänen der Deutschen Arbeitsfront vom September 1940 ähnelte.

Beveridge entwarf das Bild einer britischen Nachkriegsgesellschaft, in der materielle Not, Arbeitslosigkeit, Krankheit ohne angemessene medizinische Fürsorge und Unbildung der Vergangenheit angehörten. Im Mittelpunkt des Berichts standen der Gedanke einer nationalen Einheitsversicherung, die auf wöchentlichen Beiträgen aller arbeitsfähigen über ein Einkommen verfügenden Einwohner beruhen und Kranken, Witwen, Arbeitslosen und Rentnern das Existenzminimum sichern sollte, sowie eine von staatlichen Gesundheitsämtern zu gewährende medizinische Versorgung, ähnlich der, die 1938 von der Labour-Regierung in Neuseeland eingeführt worden war. Was den Beveridge Report sofort zum Bestseller machte, war nicht die Originalität seiner Vorschläge. Beeindruckend war vielmehr die plausibel begründete Bündelung vieler unterschiedlicher Ansätze, deren gemeinsamer Nenner darin bestand, daß sie darauf abzielten, den Klassencharakter der britischen Gesellschaft zu überwinden.

In der Presse wurden die Empfehlungen der Beveridge-Kommission als geradezu revolutionäre Botschaft gewürdigt. Die «Times» schrieb, die Vorschläge müßten zur Grundlage der praktischen Politik gemacht werden. «Die Regierung hat damit die Gelegenheit erhalten, dieser Zeit der Entbehrungen den Stempel einer sozialen Tat aufzudrücken, mit der es gelingen wird, den Glauben der gewöhnlichen Männer und Frauen an die Kraft der Demokratie in aller Welt wiederherzustellen». Der «Economist» nannte den Bericht eines der bemerkenswertesten Dokumente, die jemals zu Papier gebracht worden seien. «Die wahre Probe auf den Beveridge-Plan wird sein, ob er, ohne Rücksicht auf die Interessen der Geschäftswelt, eine nationale Entschlossenheit erzeugen wird, offenkundige Mißstände zu beheben, und die Regierung zu einer Reihe von Entscheidungen zu veranlassen vermag, die, was immer dieser Krieg sonst noch an Ergebnissen zeitigen sollte, soziale Sicherheit und wirtschaftlichen Fortschritt gleichzeitig voranbringen.»

Die Parteien reagierten keineswegs einmütig auf den Vorstoß von Beveridge und seinen Kollegen. Churchill und die meisten Tories fürchteten, daß die Reformforderungen das Land vom Vordringlichsten, den Kriegsanstrengungen, ablenken könnten. Die Labour Party sah sich durch den Bericht in ihrem politischen Wollen nachdrücklich bestätigt, zerfiel aber sogleich in zwei Lager: die Regierungsmitglieder, die den Plan als Grundlage für die innere Politik der Nachkriegszeit, aber nicht als unmittelbar aktuell betrachteten, und die Mehrheit der Unterhausfraktion, die das Kabinett auf die Empfehlungen festlegen und sofort mit ihrer Verwirklichung beginnen wollte. Ein entsprechender Antrag wurde nach eingehender Debatte in den Commons im Februar 1943 mit 225 zu 119 Stimmen abgelehnt, wobei 97 Labour-Abgeordnete gegen die Regierung stimmten und nur 23 für sie – unter den letzteren alle bis auf einen Parlamentarier, die in der einen oder anderen Funktion dem Kabinett Churchill angehörten.

Der Premierminister wurde seit 1940 nicht müde, den Krieg den «Krieg des Volkes» (People’s War) zu nennen. Tatsächlich fehlte es nicht an eindrucksvollen Beispielen des nationalen Zusammenstehens und der praktischen Solidarität mit sozial Schwächeren – beispielsweise angesichts der deutschen Bombenangriffe, als besser situierte Familien, vor allem auf dem Lande, im Zuge von Evakuierungen Kinder armer Familien aus dem Londoner East End und Elendsvierteln anderer britischer Großstädte bei sich aufnahmen. Doch es gab auch krasse Fälle von Privilegienwahrung, Klassendünkel und Egoismus: So weigerten sich Golfclubs, ihre Anlagen in Ackerland umzuwandeln, und Hotels, einkommensschwache Opfer des Bombenkrieges bei sich unterzubringen. Angehörige der Unterschicht nutzten Luftangriffe aus, um Geschäfte zu plündern. 1941 wurden offiziell 4585 solcher Vorkommnisse gezählt.

Mit der Rhetorik des «Volkskrieges» nicht zu vereinbaren waren auch die rassischen Vorurteile, unter denen in Großbritannien lebende Menschen schwarzer Hautfarbe zu leiden hatten: Sie durften, trotz des Mangels an Soldaten und besonders an Piloten, zunächst nicht in der Royal Air Force dienen; selbst die aus Zivilisten bestehende Home Guard, die bei der Abwehr einer deutschen Invasion tätig werden sollte, blieb ihnen einstweilen versperrt. Weiße Soldaten aus den USA, die in Großbritannien stationiert waren, erreichten zeitweilig, bis zum erfolgreichen Einschreiten des Colonial Office, daß Schwarzen der Zutritt zu Tanzhallen und Restaurants untersagt wurde. Weiße Soldaten hatten nach wie vor ihre eigenen Krankenhäuser, Kinos und Offizierskasinos.

Der Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen stieg, wie schon erwähnt, während des Krieges erheblich an. Von der 1941 eingeführten allgemeinen Dienstpflicht waren aber Frauen ausgenommen, die Kinder unter 14 Jahren zu versorgen oder häusliche Aufgaben wie die Zubereitung der Mittagsmahlzeit für ihre Männer zu erfüllen hatten. Für die in der Industrie beschäftigten verheirateten Frauen, die kleine Kinder versorgen mußten, richtete die Regierung Kindergärten ein. Bei den Gewerkschaften, die einen Verdrängungswettbewerb zu Lasten ihrer meist männlichen Mitglieder fürchteten, stieß die Ausweitung der Frauenarbeit auf anhaltenden Widerstand. Der offiziell anerkannte Grundsatz «Gleicher Lohn für gleiche Arbeit» wurde von den Unternehmern auf breiter Front unterlaufen. Auch wenn Frauen dieselbe, oft hochqualifizierte Arbeit verrichteten wie Männer, verdienten sie meist nur halb so viel wie diese.

Insgesamt war die wirtschaftliche Mobilmachung in Großbritannien weniger «total» als in Deutschland, was sich auch darin zeigte, daß der durchschnittliche Konsumstandard im Vereinigten Königreich weniger stark beschnitten wurde als im Deutschen Reich: Der Index des realen Pro-Kopf-Konsums sank in Deutschland vom Basisjahr 1938 bis 1944 auf 70, in Großbritannien nur auf 88 Prozent. Wie in Deutschland gewann während des Krieges auch im Vereinigten Königreich die staatliche Planung an Bedeutung. John Maynard Keynes, der im Juli 1940 zum Sonderberater des Finanzministeriums ernannt wurde, setzte einen neuen Typ von Haushaltsplan durch, der nicht nur die Einnahmen und Ausgaben des Staates enthielt, sondern auch die Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung – einer Periodenrechnung der in der Statistik des Sozialprodukts ermittelten makroökonomischen Kreislaufgrößen mit einem Konto für jedes gesamtgesellschaftliche Aggregat, das heißt Unternehmen, private Haushalte, Staat, Ausland und Vermögensänderungen, auf dem wie in der doppelten Buchführung sämtliche Kreislauftransaktionen mit den übrigen Aggregaten erscheinen. Der planende Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit warf in Gestalt von Keynes’ Haushaltsreform und dem Bericht der Beveridge-Kommission seinen Schatten voraus.

Die repressive Seite der britischen Kriegspolitik bekamen Ausländer aus den Achsenmächten zu spüren. Alle Deutschen und Österreicher, die in Großbritannien lebten, wurden im September 1939 in drei Kategorien eingeteilt, von denen die Regierung zunächst nur die erste, die der offenkundigen Sympathisanten des «Dritten Reiches», internieren ließ. Im Mai 1940, nach der Evakuierung der britischen Truppen aus Frankreich und Belgien, wurden auch die meisten Flüchtlinge, die Deutschland aus rassischen oder politischen Gründen verlassen hatten, interniert – vorzugsweise, solange die Kapazitäten reichten, auf der Isle of Man. Zu den 25.000 Emigranten, die im Vereinigten Königreich ihr zeitweiliges Zwangsdomizil fanden, kamen etwa 9000, die nach Kanada oder Australien deportiert wurden. Das offenkundige Unrecht, das damit vor allem jüdischen Gegnern Hitlers zugefügt wurde, trug mit dazu bei, daß das Kabinett Churchill im Sommer 1940 mit dem «general roundup» deutscher und, seit dem Kriegseintritt Italiens, auch italienischer Emigranten aufhörte und die ersten Internierten wieder zu entlassen begann. Abgeschlossen wurde das Kapitel «Internierung» erst zwei Jahre später – zu einer Zeit, als viele jüngere jüdische Freiwillige aus Deutschland und Österreich bereits in den britischen Streitkräften als Freiwillige gegen den deutschen Nationalsozialismus und den italienischen Faschismus kämpften.

Die britischen Dominions gingen im Hinblick auf «enemy aliens» ihre eigenen Wege. Am liberalsten verhielt sich Neuseeland, wo seit 1935 die Labour Party die Regierung stellte: Hier wurden lediglich solche Deutsche interniert, die als Freunde des Nationalsozialismus bekannt waren. Härter gingen die Kriegskabinette Australiens mit Einwanderern aus den Achsenmächten um. «Enemy aliens» unterlagen Beschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit und einer strikten Polizeiaufsicht. Die Internierung war die ultima ratio und betraf nur erklärte Anhänger der Regime Hitlers und Mussolinis. Seit 1940 konnten internierte Europäer Beschwerde gegen diese Maßnahmen einlegen, internierte Japaner hingegen nicht. Ähnlich diskriminierend verhielt sich Kanada unter dem liberalen Premierminister William Lyon Mackenzie King gegenüber potentiell «feindlichen Ausländern». Während deutsche und italienische Einwanderer nur zu einem kleinen Teil von Internierungen betroffen waren, wurden Kanadier japanischer Herkunft nach Beginn des pazifischen Krieges unterschiedslos in Lager verbracht – ein Fall von angewandten rassischen Vorurteilen, der Kanada nahe an seinen großen Nachbarn im Süden heranrückte.[14]

In den USA lebten um 1940 etwa 127.000 Menschen mit japanischen Wurzeln – ein Drittel Immigranten der ersten Generation, zwei Drittel bereits in Amerika geboren oder naturalisierte amerikanische Staatsbürger. Die einen wie die anderen sahen sich nach dem Überfall auf Pearl Harbor unterschiedslos und pauschal dem Verdacht ausgesetzt, Spione und Agenten ihres Herkunftslandes zu sein. Auf Betreiben von Politikern und Militärs der Westküste, wo die meisten «Japanese Americans» lebten, aber auch des Kriegsministeriums ordnete Präsident Roosevelt am 9. Februar 1942 die Internierung der ethnischen Japaner an. Etwa 110.000 von ihnen wurden in gefängnisartigen Lagern, oft in wüstenähnlicher Umgebung, konzentriert und isoliert. Erst 1944 erhielten die Internierten die Chance, bei Abgabe einer Loyalitätserklärung, Eintritt in die Armee oder Annahme eines Arbeitsplatzes im Landesinnern die Lager zu verlassen. Der rassistische Charakter der kollektiven Freiheitsberaubung wurde dadurch unterstrichen, daß es vergleichbar summarische Maßnahmen gegenüber Amerikanern deutscher oder italienischer Herkunft nicht gab. Dennoch erklärte der Oberste Gerichtshof die Anordnung des Präsidenten im Dezember 1944 für verfassungskonform.

Die «Japanese Americans» waren nicht die einzigen Amerikaner, die während des Krieges ihre Erfahrungen mit weißem Rassedünkel machen mußten. Eine andere Gruppe waren Amerikaner schwarzer Hautfarbe. Viele von ihnen strömten im Zeichen der Kriegskonjunktur aus dem ländlichen Süden in die Industriezentren im Nordosten und Mittleren Westen, besonders nach Detroit, wo es im Juni 1943 zu blutigen Rassenunruhen mit 34 Toten, darunter 25 Schwarzen, kam. Im Jahr zuvor hatten schwarze Gewerkschaftsführer und Bürgerrechtsaktivisten den Congress of Racial Equalitiy (CORE) ins Leben gerufen, der gegen jede Art von Rassendiskriminierung und namentlich gegen die Rassentrennung in Theatern und Restaurants Front machte und in diesem Zusammenhang neue Protestformen wie die «Sit-ins» entwickelte.

Dem Drängen eines schwarzen Gewerkschaftsführers, des Vorsitzenden der Brotherhood of Sleeping Car Porters, A. Philip Randolph, war es zuzuschreiben, daß Präsident Roosevelt am 25. Juni 1941 eine Anordnung erließ, wonach es keine Diskriminierung von Arbeitern in der Verteidigungsindustrie und in Bundesbehörden auf Grund von Rasse, Religion, Hautfarbe oder nationaler Herkunft geben durfte. Die Form eines Bundesgesetzes nahmen die «Fair Employment Practices» nicht an: Entsprechende Versuche scheiterten nach dem Krieg am Widerstand konservativer Demokraten aus den Südstaaten.

Auch im Militär wurden die «African Americans», die bei Kriegsende 700.000 Soldaten stellten, weiterhin auf vielfältige Weise benachteiligt. Das Marinekorps und das Fliegerkorps des Heeres waren ihnen völlig versperrt. Von den Trainingslagern gingen nur wenige während des Krieges von der nach Rassen getrennten zu einer zumindest teilweise integrierten Ausbildung von weißen und schwarzen Soldaten über. Aber auch in den integrierten Lagern waren Schwarze vor einer diskriminierenden Behandlung durch weiße Ausbilder nicht sicher. Einige dieser Vorkommnisse lösten Proteste, ja manchmal Unruhen aus.

Vielerlei Benachteiligung erlebten auch die Frauen, die während des Krieges in Fabriken und mehr noch im Dienstleistungsbereich Lücken schließen sollten, die durch die Einberufung von Männern zum Militär entstanden waren, oder neu geschaffene Positionen im Regierungsapparat zu füllen hatten, der seit 1942 beträchtlich anwuchs. Berufstätige Frauen wurden durchweg schlechter entlohnt als Männer. Arbeitende Mütter, deren Männer Kriegsdienst leisteten, mußten ihre Kinder tagsüber oft unbeaufsichtigt zuhause oder im parkenden Auto lassen, da es kaum irgendwo Kindergärten gab. Der New Deal hatte in dieser Hinsicht wenig bewirkt, und während des Krieges stand nicht sein Ausbau auf der Tagesordnung, sondern die Abschaffung von Einrichtungen, an denen es auf Grund von annähernder Vollbeschäftigung keinen Bedarf mehr zu geben schien – so dem Civilian Conservation Corps und der Works Progress Administration.

Der Krieg ließ, schon bevor die USA in ihn eintraten, die Staatsausgaben und die Staatsverschuldung gewaltig ansteigen. An der Westküste, wo man Japan am nächsten war, gaben Regierungsaufträge der Flugzeugindustrie und in ihrem Gefolge der technologischen Forschung und vielen hochspezialisierten Zulieferbetrieben sowie Investitionen in die Infrastruktur der ganzen Region Auftrieb. Der ständig wachsende Bedarf an Arbeitskräften brachte zahlreiche Mexikaner in den Südwesten der USA, vor allem nach Kalifornien und hier besonders nach Los Angeles, wo es im Juni 1943 zu tagelangen heftigen Auseinandersetzungen zwischen einheimischen und zugewanderten Arbeitern kam.

Nutznießer des Booms waren die Gewerkschaften: Ihre Mitgliederzahlen stiegen von 10,5 Millionen im Jahr 1941 auf 13 Millionen vier Jahre später. An das Versprechen der beiden Spitzenverbände AFL und CIO, während des Krieges nicht zu streiken, fühlten sich freilich nicht alle Arbeiter und auch nicht alle Einzelgewerkschaften gebunden: Zwischen Ende 1941 und 1945 wurden 15.000 Arbeitsniederlegungen gezählt. Einen Streik der United Mine Workers beantwortete der Kongreß im Mai 1943 mit dem War Labor Dispute Act (auch Smith-Conally Act genannt), bei dem sich Senat und Repräsentanten sogar mit den erforderlichen Zweidrittelmehrheiten über ein Veto des Präsidenten hinwegsetzten. Fortan mußten die Gewerkschaften vor jedem Streik in einem kriegswichtigen Wirtschaftszweig eine Pause von 30 Tagen einlegen. Dasselbe Gesetz ermächtigte den Präsidenten, Rüstungsunternehmen durch Truppen besetzen zu lassen. Streikaufrufe in einem davon betroffenen Betrieb waren untersagt.

Zu keiner Zeit profitierten die Vereinigten Staaten so stark von der Emigration hochqualifizierter jüdischer Gelehrter aus Deutschland wie in den Jahren des Zweiten Weltkriegs. Von Hitler vertriebene Geisteswissenschaftler berieten die Regierung in Fragen der psychologischen Kriegführung und der Nachkriegsplanung. Ihre Kollegen aus den Naturwissenschaften trugen mit dazu bei, daß die Vereinigten Staaten den Wettlauf mit Deutschland um den Bau der Atombombe gewannen. Amerikanischen und britischen Experten gelang es, die Raketentechnologie so weiterzuentwickeln, daß die Alliierten bei der Abwehr feindlicher U-Boote, Flugzeuge und Raketen einen entscheidenden Vorsprung erzielten. Dazu kam die immer raschere Entschlüsselung der deutschen und japanischen Geheimcodes, wobei im Fall Deutschland Polen und Briten die Pioniere waren. Die Ressourcen Amerikas schienen unbegrenzt, aber keine war so wichtig wie die mentale: Seit dem Tag von Pearl Harbor stand die Nation, wenn es darauf ankam, einmütig hinter dem, was der Präsident von ihr verlangte, um das Land und seine Ideale zum Sieg über die Diktatoren in Berlin, Rom und Tokio zu führen.[15]

Der Diktator in Moskau brauchte nach dem deutschen Angriff vom 22. Juni 1941 einige Tage, um seine Fassung wiederzugewinnen. Zu den ersten Maßnahmen, die Stalin danach ergriff, gehörte die Evakuierung aller kriegswichtigen Industrieanlagen und, soweit es möglich war, der Belegschaften aus frontnahen Gebieten in Regionen, von denen man annahm, daß sie durch die deutschen Armeen oder durch Angriffe der Luftwaffe vorerst nicht gefährdet waren: ins Wolgagebiet, nach dem Ural, nach Westsibirien und Zentralasien. Verlagert wurden Waffen-, Motoren- und Traktorenfabriken, die Luftfahrtindustrie, Stahl- und Automobilwerke aus Leningrad, Moskau, der Ukraine und bald auch aus dem Donezbecken – zwischen Juli und November 1941 insgesamt 1523 industrielle Unternehmungen. Alexander Werth, während des Krieges Moskauer Korrespondent der «Sunday Times», spricht in diesem Zusammenhang in seinem Buch «Russia at War» von einer «einzigartigen Leistung», hebt aber auch hervor, daß längst nicht alle industriellen Anlagen rechtzeitig evakuiert oder, entsprechend der am 3. Juli 1941 von Stalin angeordneten Politik der «verbrannten Erde», zerstört werden konnten.

Die Arbeiterschaft unterlag seit Beginn des deutsch-sowjetischen Krieges einem immensen Leistungsdruck. Am 22. Juni wurden die Siebentagewoche und längere Tagesarbeitszeiten eingeführt. Ende 1941 wurden die Beschäftigten der Rüstungsindustrie zu «mobilisierten» Personen erklärt: Sie konnten ihren Arbeitsplatz praktisch nicht mehr wechseln. Im Februar 1942 folgte die Dienstpflicht für die gesamte arbeitsfähige städtische Bevölkerung, und zwar für Männer, die zwischen 16 und 55 Jahre, und Frauen, die zwischen 16 und 40 Jahre alt waren. Bald darauf wurde die ländliche Bevölkerung derselben Regelung unterworfen.

Je weiter die Wehrmacht nach Osten vordrang, desto schlechter, ja katastrophaler wurde die Lebensmittelversorgung. Die Gebiete, die bis November 1941 von den Deutschen besetzt wurden, hatten 38 Prozent der Getreide- und 84 Prozent der Zuckerproduktion der Sowjetunion geliefert; aus ihnen stammten 38 Prozent des Vieh- und 60 Prozent des Schweinebestandes. Infolgedessen mußten die Anbauflächen im Wolgagebiet, im Ural, in Westsibirien und Kasachstan ausgeweitet und neue Saatkulturen angelegt werden. Die Arbeit in der Landwirtschaft verrichteten während des Krieges fast nur noch Frauen und Kinder; in der Erntezeit mußte ihnen die verfügbare städtische Bevölkerung dabei helfen.

Die psychologische Mobilmachung im Zeichen des «Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion» schloß gezielte Appelle an den großrussischen Nationalstolz ein, wobei Stalin einen wahren Kult nicht nur um die bedeutendsten Dichter und Komponisten wie Tolstoi und Tschechow, Glinka und Tschaikowski, sondern auch um Kriegshelden des Zarenreiches wie die Marschälle Suworow und Kutusow und nicht zuletzt um den Zaren Iwan den Schrecklichen betrieb, dem Sergej Eisenstein 1944 seinen berühmten Monumentalfilm widmete. Zum Sowjetpatriotismus paßten die rein außenpolitisch motivierte Auflösung der Kommunistischen Internationale im Mai 1943 und die ebenso demonstrative Annäherung des Regimes an die orthodoxe Kirche, mit der Stalin im September 1943 eine Art Konkordat schloß. Es gestattete der Kirche die Wahl ihrer Patriarchen, die Wiedererrichtung des Heiligen Synod als Kirchenregierung, die Wiederzulassung der 1936 verbotenen Moskauer Patriarchatszeitung und die Wiedereröffnung einiger theologischer Seminare und Akademien. Die Kirche erfreute sich eines wachsenden Zulaufs von Gläubigen, namentlich von Soldaten, und revanchierte sich für das Entgegenkommen des kommunistischen Regimes mit pathetischen Bekundungen ihrer Loyalität und ihres Patriotismus.

Flankiert wurde die Rückbesinnung auf vorrevolutionäre Traditionen und Institutionen durch die Anstachelung zum Haß auf die deutschen Invasoren. Kein Autor wurde von Sowjetsoldaten so intensiv gelesen wie der Schriftsteller Ilja Ehrenburg, dessen Artikel regelmäßig in der Armeezeitung «Krasnaja Swesda» (Roter Stern) erschienen. Am 23. August 1942, als die Deutschen bereits auf Stalingrad vorrückten, schrieb er, alles könne man ertragen, Not, Hunger und Tod, nicht aber die Deutschen. «Heute gibt es nur einen Gedanken: Die Deutschen töten, sie töten und in der Erde verscharren … Wir werden sie alle töten. Aber wir müssen es schnell tun, sonst werden sie ganz Rußland entweihen und noch Millionen zu Tode quälen.» Tags darauf gab Ehrenburg die Parole aus: «Wenn du einen Deutschen getötet hast, bring den nächsten um – es gibt nichts Schöneres als deutsche Leichen.»

Der Haß auf die Deutschen wurde nicht nur durch das geschürt, was diese den von ihnen als rassisch minderwertig erachteten Völkern der Sowjetunion antaten. Besonders erbitterte es viele Russen, daß die Deutschen im Baltikum, in der Ukraine und im Kaukasus zunächst oft als Befreier begrüßt wurden. Ganze Nationalitäten gerieten dadurch in den kollektiven Verdacht, Sympathisanten der Feinde zu sein. Als erste waren davon Sowjetbürger deutscher Herkunft, obenan die Wolgadeutschen, betroffen. Bereits im August 1941 ließ die Regierung in Moskau eine halbe Million von ihnen aus ihrem angestammten Siedlungsgebiet, in dem sie zum Teil schon seit der Zeit Katharinas der Großen lebten, nach Kasachstan und Sibirien deportieren und die Autonome Republik der Wolgadeutschen auflösen. Insgesamt waren 80 Prozent aller ethnischen Deutschen von den Umsiedlungsmaßnahmen betroffen. Ein ähnliches Schicksal erlitten alle der Kollaboration mit den Aggressoren bezichtigten Nationalitäten, so die Tschetschenen, Inguschen, Karatschaier, Balkaren, Mescheten und die Krimtataren. Von den letzteren kamen im Zuge der Deportation und Neuansiedlung in Zentralasien etwa 45 Prozent um. In den ehemaligen Wohngebieten der vertriebenen Ethnien wurde die Erinnerung an sie und ihre Kultur von Amts wegen ausgelöscht.

Die sowjetische Zivilbevölkerung hatte, wo immer sie von den Kämpfen unmittelbar in Mitleidenschaft gezogen wurde, Furchtbares zu erdulden, aber nirgendwo so Schreckliches wie in Leningrad. Von den 3 Millionen Bewohnern starben während der fast 900 Tage währenden Belagerung, die im September 1941 begann und erst im Januar 1944 endete, zwischen 600.000 und 800.000. Die systematische Aushungerung durch die Deutschen führte zu vielen Fällen von Brotraub, Plünderungen und auch von Kannibalismus. Schon bei Brotraub reagierte das NKWD häufig mit Erschießungen. Wer seinen Arbeitsplatz während der ununterbrochenen Arbeitswoche unerlaubt verließ, wurde wegen Fahnenflucht vor Gericht gestellt. Auf «Bummelei» standen Haftstrafen. Wäre der Roten Armee in den Wintermonaten nicht eine minimale Versorgung der eingeschlossenen Stadt gelungen, hätte sich Rußlands «Tor zum Westen» bis 1944 in eine Totenstadt verwandelt.

Was Leningrad an Terror seitens des NKWD erlebte, war nichts Singuläres. Überall, wo die Wehrmacht vorrückte, liquidierten oder deportierten die Truppen des sowjetischen Innenministeriums vorher wirkliche oder vermeintliche Regimegegner, am blutigsten in Ostpolen, in der westlichen Ukraine, im ehemals polnischen Teil Weißrußlands und im Baltikum. In Lemberg töteten die Tschekisten auf Grund eines ausdrücklichen Befehls von NKWD-Chef Berijà vom 24. Juni 1941 etwa 3500 ihrer Gefangenen, nachdem sie sie zuvor auf bestialische Weise gefoltert hatten. Insgesamt wurden allein in Ostpolen nach fundierten Schätzungen zwischen 20.000 und 30.000 Menschen Opfer der Tscheka. Sie starben durch Massenerschießungen, Prügelorgien, Folter und Vergewaltigung bis zum Tod und durch Todesmärsche. Im Oktober 1941, als die Panik im Funktionärskörper der KPdSU den Höhepunkt erreichte, befahl Stalin dem NKWD, die in Moskau verbliebenen Verwandten von «Volksfeinden» nach Kuibyschew zu bringen und dort zu erschießen. In Stalino zwangen die Tschekisten die Gefangenen kurz vor der Einnahme der Stadt durch die Deutschen, ihre eigenen Gräber auszuheben, bevor sie erschossen wurden. Im Donezbecken kamen Arbeiter schon deshalb vor ein Exekutionskommando, weil sie das Regime oder die Versorgungslage kritisiert hatten.

Der Terror gegenüber der Zivilbevölkerung wurde in den Schatten gestellt durch den Terror, von dem die Rotarmisten tagtäglich bedroht waren. Zu seinen ersten Opfern gehörten der Oberbefehlshaber der Westfront, General Dimitrij Pawlow, und drei Generäle seines Stabes. Sie wurden nach dem Fall von Minsk am 4. Juli 1941 verhaftet, einer «antisowjetischen Militärverschwörung» beschuldigt, zum Tode verurteilt und am 22. Juli erschossen. Am 16. August 1941 erließ Stalin den «Befehl Nr. 00270», wonach eingekesselte Truppen bis zum letzten möglichen Augenblick kämpfen beziehungsweise sich zu den Ihren durchschlagen mußten. Jene, die bereit waren, sich in Kriegsgefangenschaft zu begeben, sollten mit allen Mitteln vernichtet werden. Die Familien von Rotarmisten, die sich in Gefangenschaft begaben, erhielten keinerlei staatliche Unterstützung und Hilfsmittel.

Zu diesem Zeitpunkt waren bereits 1,5 Millionen Rotarmisten in deutsche Kriegsgefangenschaft geraten; bis zum Ende des Jahre 1941 wuchs ihre Zahl auf 3,8 Millionen an. Nach späteren Erhebungen wurden während des Krieges 994.000 Männer und Frauen von Militärgerichten verurteilt und 157.000 von ihnen als Deserteure oder Fahnenflüchtige oder wegen anderer Delikte erschossen. 400.000 Soldaten wurden, weil sie aus einem Kessel ausgebrochen oder aus einem Kriegsgefangenenlager geflohen waren, in Strafbataillone geschickt. In solche Bataillone kamen auch viele der von der Roten Armee befreiten Kriegsgefangenen. Die 1,5 Millionen Angehörigen der Strafbataillone wurden in die gefährlichsten Frontabschnitte beordert, wo sie meist sofort im feindlichen Feuer fielen.

Stalins unerbittlicher Härte fiel auch sein eigener Sohn Jakov zum Opfer: Der Diktator verstieß ihn, als er im Juli 1941 in deutsche Kriegsgefangenschaft geriet, als Feigling und Verräter und lehnte ein deutsches Angebot ab, ihn gegen deutsche Generäle auszutauschen. Jakov Dschugaschwili starb im April 1943 im Konzentrationslager Sachsenhausen, wahrscheinlich durch Selbstmord. «Die Rote Armee kannte keinen Rückzug», urteilt Jörg Baberowski. «Ihre Soldaten hatten die Wahl, von den Deutschen erschossen oder gefangengenommen oder von NKWD-Kommandos getötet zu werden. Sie entschlossen sich deshalb gewöhnlich dazu, den Angriff fortzusetzen, der ihnen die größere Überlebenschance gab als der Rückzug.»[16]


Besatzung, Kollaboration, Widerstand (I):
Ostmittel-, Südost- und Nordwesteuropa

Gegner des Kommunismus, die zur Zusammenarbeit mit den Deutschen bereit waren, gab es in den von der Wehrmacht eroberten Teilen im Westen der Sowjetunion, zumal unter den nichtrussischen Nationalitäten, viele. Einer Partnerschaft mit den vermeintlichen «Befreiern» stand aber nicht nur der Rassendünkel der Nationalsozialisten entgegen, sondern auch die feste Entschlossenheit der deutschen Führung, den Krieg zur Gewinnung von Lebensraum im Osten zu führen.

Daraus folgte, daß die slawische Bevölkerung zu weichen hatte, damit deutsche Bauern und Handwerker im Schutz der deutschen Waffen das eroberte Gebiet zum Nutzen des Reiches kolonisieren konnten. Nur wenn sie sich den neuen Herren bedingungslos unterwarfen und Sklavenarbeit für sie verrichteten, hatten die Ostvölker noch eine Überlebenschance. Sogenannte «überzählige Esser» waren zum Tod durch Verhungern verurteilt – ein Schicksal, das auch einem Großteil der insgesamt 5 Millionen der sowjetischen Kriegsgefangenen bestimmt war, von denen nur etwa über 1 Million den Krieg überlebte. Das Land, das die Einheimischen bisher bewirtschaftet hatten, sollte künftig die Deutschen ernähren; seine Bodenschätze standen nur ihnen zu und niemandem sonst. Himmler brachte die «Philosophie», die hinter dem Lebensraumkrieg stand, im August 1942 nach einer Reise nach Kiew auf die knappe Formel, «daß man die soziale Frage nur dadurch lösen kann, daß man die anderen totschlägt, damit man ihre Äcker bekommt.»

Die praktische Umsetzung solcher Vorgaben oblag den beiden Reichskommissaren, die Hitler mit der Verwaltung des Ostraumes beauftragt hatte: dem schleswig-holsteinischen Gauleiter Hinrich Lohse für die baltischen Staaten und Weißrußland («Weißruthenien»), die zum Reichskommissariat Ostland zusammengeschlossen worden waren, und dem ostpreußischen Gauleiter Erich Koch, dem das Reichskommissariat Ukraine unterstellt war. Koch sah in der getreide- und rohstoffreichen Ukraine ein Territorium, das zu 80 Prozent für den Bedarf des Großdeutschen Reiches zu produzieren und ihm Arbeitskräfte zu liefern hatte. Die führenden ukrainischen Nationalisten der OUN (Orhanizacija Ukrajins’kych Nacionalistiv) um Stepan Bandera, die am 30. Juni 1941 einen souveränen Staat proklamiert hatten, wurden wenige Tage später verhaftet und in das Konzentrationslager Sachsenhausen deportiert. Der aus einer deutschbaltischen Familie stammende Alfred Rosenberg, der seit Juli 1941 an der Spitze des Reichsministeriums für die besetzten Ostgebiete stand, hielt die schroffe Zurückweisung der nationalistischen und antibolschewistischen Kräfte, die vor allem in der Ukraine viele Anhänger hatten, durch Koch für einen schweren Fehler, konnte sich aber, wovon bereits die Rede war, mit seinen Gegenvorstellungen bei Hitler nicht durchsetzen. Nicht einmal den baltischen Völkern, die dem westlichen Kulturkreis zugerechnet wurden, vermochte Rosenberg irgendetwas in Aussicht zu stellen, was nationaler Unabhängigkeit nahekam.

Der «Führer» reagierte auch ablehnend, als der sowjetische General Andrei A. Wlassow, der im Juli 1942 in deutsche Kriegsgefangenschaft geraten war, sich bereit erklärte, aus sowjetischen Kriegsgefangenen und Überläufern eine Armee zu bilden, die an der Seite der Wehrmacht für die Befreiung Rußlands von der Herrschaft Stalins kämpfen sollte. Im Dezember 1942 konnte Wlassow immerhin das «Smolensker Komitee» ins Leben rufen, das «Hilfswillige» sammelte, die sich verpflichteten, im Rahmen deutscher Einheiten den sowjetischen Streitkräften entgegenzutreten. Mindestens eine halbe Million ehemaliger Rotarmisten folgten diesem Aufruf – viele wohl weniger aus antibolschewistischen Motiven heraus als vielmehr aus Angst, andernfalls in deutscher Kriegsgefangenschaft zu verhungern oder vom NKWD erschossen zu werden.

Erst im September 1944, als die Rote Armee den Reichsgrenzen bereits gefährlich nahegerückt war, stimmte Hitler der Bildung der «Russischen Befreiungsarmee», kurz «Wlassow-Armee» genannt, zu. Sie bestand aus Kriegsgefangenen, Zwangsarbeitern und Emigranten, zählte zeitweilig etwa 100.000 Mann und wurde gegen Kriegsende unter anderem an der Ostfront in Böhmen und Mähren eingesetzt. (Die Amerikaner, denen sich Wlassow ergab, lieferten ihn und seine Armee vereinbarungsgemäß an die Sowjetunion aus, die Wlassow und neun seiner Generäle im August 1946 hinrichten ließ. Die Soldaten der Wlassow-Armee wurden in Zwangsarbeitslager oder, beim Vorliegen mildernder Umstände, auf sechs Jahre in die Verbannung geschickt.)

Zu den deutschen Förderern Wlassows gehörte seit Anfang 1944 auch Heinrich Himmler, der sich über seine Vorstellungen von germanischer Rassereinheit immer dann hinwegsetzte, wenn er es um des «Endsieges» willen für zweckmäßig hielt. Die zuletzt 38 Divisionen der Waffen-SS umfaßten nicht nur dänische, norwegische, holländische und flämische, also «germanische» Einheiten, sondern bald auch wallonische und französische und schließlich, in der Spätphase des Krieges, lettische, estnische, weißrussische, russische, polnische, bosnische, kosakische, usbekische, indische und arabische Verbände. Zu den im Frühjahr 1944 gebildeten russischen Einheiten gehörte auch das XV. Kosaken-Kavalleriekorps, das Anfang 1945 in die «Russische Befreiungsarmee» aufgenommen wurde. Das erstrebte Großgermanische Reich deutscher Nation mit germanischen Kräften allein zu errichten hatte sich als unmöglich erwiesen. Doch seit 1943 hatten die germanischen Sammlungsparolen ohnehin ausgedient. Eine werbende Wirkung versprach sich die deutsche Führung zuletzt nur noch von dem Versprechen, Europa und damit die Welt vor dem Bolschewismus zu retten.

Was für die Ukrainer galt, traf erst recht für die Polen zu: Sie durften nicht darauf hoffen, von den Deutschen milder behandelt zu werden, wenn sie ihnen Beistand gegen die Sowjetunion anboten. Tatsächlich gab es in Polen zwar einige Parteigänger der russischen Kommunisten, aber nur sehr wenige der deutschen Nationalsozialisten. Schon kurz nach der Niederwerfung durch die Wehrmacht hatten sich im Generalgouvernement die ersten Widerstandsgruppen gebildet, darunter der um die Jahreswende 1939/40 gegründete, von der Exilregierung unter General Sikorski in London anerkannte Verband für den Bewaffneten Kampf (ZWZ), der sich 1942 in «Heimatarmee» (Armia Krajowa) umbenannte. Auf sein Konto gingen zahlreiche Exekutionen von Kollaborateuren und Denunzianten, Attentate auf besonders verhaßte Vertreter des Besatzungsregimes, Angriffe auf Bahnverbindungen, Gefängnisse, Polizeireviere und Gefangenentransporte. 1943/44 soll die Heimatarmee 300.000 bis 350.000 Mitglieder gezählt haben, von denen freilich nur etwa 20.000 als bewaffnete Partisanen kämpften. Verglichen mit ihr wirkte die sehr viel kleinere, im Januar 1944 ins Leben gerufene kommunistische Volksarmee (Armia Ludowa), der militärische Arm der Anfang 1942 von Beauftragten der Komintern gegründeten Polnischen Arbeiterpartei (PPR), fast als Randerscheinung.

Gegen die Deutschen kämpften bewaffnete Polen aber nicht nur in der Heimat, sondern auch an mehreren Fronten des Krieges. 1944 standen jeweils etwa 80.000 Mann auf der Seite der westlichen Verbündeten und auf der Seite der Roten Armee. Eine über 70.000 Mann starke Truppe aus zuvor Kriegsgefangenen und internierten Polen unter dem Befehl von General Wladyslaw Anders, die sogenannte «Anders-Armee», hatte Stalin zwischen März und August 1942 auf Drängen Churchills über Zentralasien in den Iran «evakuieren» lassen, von wo aus sie unter britischem Oberbefehl zum Einsatz erst im Irak und in Palästina, dann nach Nordafrika und Italien gebracht wurde. Das gespannte Verhältnis zwischen der Sowjetunion und der polnischen Exilregierung besserte sich dadurch aber kaum, da Moskau keine Auskunft über den Verbleib von über 10.000 vermißten polnischen Offizieren gab. Nachdem die Wehrmacht im Frühjahr 1943 die vergrabenen Leichen der Ermordeten bei Katyn gefunden hatte, ersuchte die Exilregierung das Internationale Rote Kreuz um eine Untersuchung des Vorgangs – ein Schritt, den Molotow am 25. April mit der «Unterbrechung» der diplomatischen Beziehungen mit der Regierung Sikorski beantwortete.

Der bewaffnete Kampf war nur ein Teil des polnischen Widerstands. Dem allgegenwärtigen Terror der Besatzungsmacht zum Trotz bauten polnische Intellektuelle, in Anknüpfung an eine im russischen «Kongreßpolen» des 19. Jahrhunderts entwickelte Tradition, eine Untergrunduniversität und Untergrundgymnasien auf – Teile eines von der Zivilgesellschaft getragenen «Untergrundstaates», der mit eingeschleusten Geldern aus Großbritannien finanziert und von einer in zwölf Departements gegliederten «Delegatura» koordiniert wurde. Wäre der Widerstand nicht von langer Hand vorbereitet und im Generalgouvernement nahezu flächendeckend organisiert worden, hätte die Elite seiner Aktivisten niemals zu jenem Schlag gegen die Unterdrücker ausholen können, von dem an anderer Stelle noch zu reden sein wird: dem Warschauer Aufstand, der am 1. August 1944 begann und entgegen der Erwartung seiner Urheber ganze neun Wochen dauern sollte.

Ein erheblicher Teil der polnischen Zivilbevölkerung, insgesamt 1,3 Millionen, erlebte die deutsche Besatzungszeit nicht in Polen, sondern im «Altreich». Schon im Oktober 1939 hatte Generalgouverneur Frank in seinem Herrschaftsbereich die Arbeitspflicht für die polnische Bevölkerung zwischen dem 14. und dem 60. Lebensjahr eingeführt. 1940 begann der Arbeitseinsatz von Polen in Deutschland, wobei schon bald die zwangsrekrutierten die angeworbenen Arbeitskräfte überwogen. Besonders groß war der Bedarf in der Landwirtschaft, wo polnische und andere Fremdarbeiter, ungeachtet aller amtlichen Gebote und Verbote, im allgemeinen besser behandelt wurden als in der Industrie. Polen, die im Reich arbeiteten, war auf Grund besonderer «Polenerlasse» die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, die Haltung von Fahrrädern, der Besuch von deutschen Gottesdiensten, von Kinos und Theatern untersagt; sie erhielten grundsätzlich geringere Lebensmittelrationen als Westarbeiter; die Übertretung des Verbots von Geschlechtsverkehr mit Deutschen wurde mit dem Tod durch öffentliches Erhängen in Gegenwart der versammelten Landsleute bestraft. Seit Mitte 1943 erfolgte in solchen Fällen meist die Überweisung in ein Konzentrationslager – eine Strafe, mit der auch deutsche Frauen und Mädchen bedroht waren, die sich mit Polen «einließen». Entsprechende Strafen für Männer, die mit Polinnen sexuell verkehrten, waren nicht vorgesehen.

Verglichen mit den Polen wurden die Tschechen im Protektorat Böhmen und Mähren «milde» behandelt. Politisch wurde die einheimische Bevölkerung vollständig entrechtet; eine kollaborierende Einheitspartei, die «Nationale Union» (Národní shromázddní), trat an die Stelle der bisherigen politischen Parteien. Für Außenpolitik und Verteidigung war die Besatzungsmacht zuständig. Alle im Bereich der inneren Politik zuständigen Behörden unterlagen der strikten Aufsicht der deutschen Protektoratsverwaltung. Kommunisten, «linke» bürgerliche Intellektuelle und deutsche Emigranten, die in die Tschechoslowakei geflüchtet waren und das Land nicht rechtzeitig vor der deutschen Besetzung hatten verlassen können, wurden in Konzentrationslager, die Juden seit Herbst 1941 teils direkt in Richtung Osten, teils zuerst in das auf dem Boden des Protektorats errichtete Konzentrationslager Theresienstadt, dann, seit 1942, in die Vernichtungslager in Polen deportiert.

Auf Streiks und Demonstrationen anläßlich des Unabhängigkeitstages am 28. Oktober 1943 reagierten die Okkupanten mit harter Hand: Ein Arbeiter wurde erschossen, ein Student so schwer verletzt, daß er kurz darauf starb. Hitler nahm die Demonstrationen zum Anlaß, alle tschechischen Hochschulen und Universitäten für die Dauer von drei Jahren zu schließen. Mit Ausnahme der Mediziner wurden alle Professoren in den Wartestand versetzt, die Studenten zum Arbeitseinsatz geschickt. Dem tschechischen Ministerpräsidenten Alois Eliáš wurde im September 1941 der Vorwurf geheimer Verbindungen zur Exilregierung unter Edvard Beneš in London zum Verhängnis: Er wurde verhaftet, in einem Schauprozeß zum Tode verurteilt und im Juni 1942 erschossen.

Wer mit den Deutschen zusammenarbeitete, hatte im allgemeinen nichts zu befürchten. Die tschechische Industrie wurde in die Kriegswirtschaft des Reiches eingebunden und faktisch von deutschen Konzernen gelenkt. Zahlreiche kleinere, mittlere und größere Unternehmer profitierten von der «Arisierung» des jüdischen Eigentums; die Arbeiter zogen Nutzen aus der kriegsbedingten Vollbeschäftigung. Der erste Reichsprotektor, der frühere Reichsaußenminister Konstantin von Neurath, wurde im September, offiziell krankheitshalber, beurlaubt und faktisch durch seinen neu ernannten Stellvertreter, den Chef des Reichssicherheitshauptamtes, Reinhard Heydrich, entmachtet, der mit ungleich größerer Brutalität gegen die einheimische Bevölkerung vorging.

Zu einer tiefen Zäsur in der Geschichte des Protektorats wurde der 27. Mai 1942 – der Tag, an dem freiwillige Fallschirmjäger aus dem tschechoslowakischen Exil, die über dem Protektorat abgesprungen waren, ein Attentat auf Heydrich verübten, an dessen Folgen der stellvertretende Reichsprotektor am 4. Juni 1942 starb. Im Verlauf der nun einsetzenden Terrorwelle wurden etwa 10.000 Tschechen festgenommen und über 1000 ohne Gerichtsurteil erschossen. Der Abschreckung der Bevölkerung dienten vor allem die Massaker von Lidice und Lezáky am 10. und 24. Juni 1942: Die Orte wurden zerstört, die erwachsenen Männer erschossen, die Frauen und Kinder in Konzentrationslager eingeliefert. Die Stelle Heydrichs übernahm der Polizeigeneral Kurt Daluege. Im August 1943 wurde der bisherige (in dieser Funktion durch Himmler ersetzte) Reichsinnenminister Wilhelm Frick zum Reichsprotektor ernannt. Zu größeren Sabotageakten und Anschlägen kam es bis 1945 nicht mehr. Der Terror von SS und Polizei sorgte dafür, daß das Protektorat Böhmen und Mähren fortan im Sinn der Besatzungsmacht «funktionierte».

Kollaboration und Widerstand gab es auch im besetzten Serbien. Zu den Kollaborateuren gehörte zumindest äußerlich der Chef der von der Besatzungsmacht eingesetzten Belgrader Regierung, General Milan Nedic. Gleichzeitig arbeitete er verdeckt auch mit den Tschetniks (Cetnici), dem nationalistischen Flügel der serbischen Widerstandsbewegung, zusammen, der im Zeichen seines militanten Großserbentums mit äußerster Brutalität gegen die kroatischen Ustaschi, die montenegrinischen und albanischen Separatisten und die bosnischen Muslime vorging, sich der deutschen Besatzungsmacht gegenüber aber eher defensiv verhielt und von den Italienern zeitweilig sogar protegiert wurde. Gegenüber König Peter II. und der jugoslawischen Exilregierung, die in London residierten, betonte Nedic sogar, daß er sich nur als ihr Platzhalter verstehe. Mit dem konservativen Widerstand um Oberst Draza Mihajlovic insgeheim liiert war auch die von Nedic gebildete und von den Deutschen tolerierte, etwa 18.000 Mann starke, bewaffnete Gendarmerie, die Serbische Staatswache, wohingegen das kleinere, von Dimitrije Ljotic, dem Gründer der christlich-nationalistischen Zbor-Bewegung, geführte Serbische Freiwilligenkorps mit 3600 Mann eindeutig im Lager der Kollaboration stand.

Die kommunistischen Partisanen unter Josip Broz Tito, einem gebürtigen Kroaten, erhielten, nachdem die Komintern im Juli 1941 zum Befreiungskampf gegen die deutschen Unterjocher aufgerufen hatte, in vielen Teilen Jugoslawiens starken Zulauf. Im Frühherbst zählten sie bereits 15.000 Mann. Die Zahl der Sabotageakte und Anschläge auf Angehörige und Einrichtungen der Wehrmacht und der serbischen Gendarmerie stieg von 97 im Juli auf 892 im September 1941. Die deutsche Reaktion waren exzessive «Sühnemaßnahmen» nach der von dem Kommandierenden General Franz Böhme ausgegebenen Devise, wonach auf einen getöteten deutschen Soldaten hundert serbische Geiseln zu erschießen waren. Zwischen April 1941 und Februar 1942 wurden über 20.000 Zivilisten, darunter Tausende von Juden, erschossen. Darunter waren 2300 Bewohner der Stadt Kragujevac, darunter Schüler und Lehrer des örtlichen Gymnasiums und Juden, die am 21. Oktober 1941 von Truppen der Wehrmacht (und nicht etwa von der SS) exekutiert wurden.

Der Terror der Deutschen und der kroatischen Ustascha trieb der kommunistischen Partisanenbewegung neue Anhänger zu, darunter auch Nichtkommunisten, die von der abwartenden Haltung der Tschetniks enttäuscht waren. Aus Serbien freilich mußten Titos Kampfeinheiten sich, nachdem ihre Hochburg, die zur «Republik» erklärte westserbische Stadt Uzice, im November 1941 von den Deutschen erobert worden war, zunächst zurückziehen und den Schwerpunkt ihrer Aktivitäten in das italienische Protektorat Montenegro sowie ins westliche Bosnien und die Herzegowina verlagern, die zur italienischen Besatzungs- und Einflußzone des «Unabhängigen Staates Kroatien» gehörten. Versuche, zu einer Verständigung zwischen Tito und Mihajlovic zu gelangen, scheiterten an der Unvereinbarkeit ihrer Positionen. Schon im November 1941 kam es zu ersten blutigen Zusammenstößen zwischen den Tschetniks und kommunistischen Partisanen, wobei sich beide Seiten an Grausamkeit gegenüber dem Gegner in nichts nachstanden.

Aus Hitlers Sicht waren die beiden verfeindeten Partisanenlager gleichermaßen gefährlich, und das umso mehr, als er seit dem Fall von El-Alamein im Oktober 1942 mit einer alliierten Invasion auf dem Balkan rechnete. Im Januar 1943 gelang es deutschen, italienischen und kroatischen Verbänden, das Gros von Titos Nationaler Befreiungsarmee in Südkroatien und Westbosnien zu vernichten. Die kommunistischen Kräfte waren aber immer noch stark genug, um im Februar 1943 den Tschetniks in der Schlacht an der Neretva eine schwere Niederlage beizubringen. Im Mai entkamen sie unter schweren Verlusten der Umklammerung durch Deutsche und Italiener in der Schlacht an der Sutjeska. Kurz darauf erlebten sie den Triumph, daß ein großer Teil der Tschetnik-Verbände von den Achsenmächten entwaffnet wurde.

Im November 1943 trat im bosnischen Jajce der von Tito einberufene zweite Kongreß des Antifaschistischen Rates der Volksbefreiung Jugoslawiens zusammen. Er beschloß, das künftige Jugoslawien als Föderation aufzubauen, setzte eine provisorische Regierung unter der Präsidentschaft Titos ein, untersagte König Peter II. die Rückkehr und bestritt das Recht der Exilregierung in London, für Jugoslawien zu sprechen. Stalin, bis dahin Titos einziger Verbündeter im alliierten Lager, sah in der Einsetzung der provisorischen Regierung eine Bedrohung des breiten ost-westlichen Anti-Hitler-Bündnisses und reagierte entsprechend empört. Churchill hingegen, der bislang Mihajlovic unterstützt hatte, war Realist genug, um sich umzuorientieren. Er setzte fortan auf Tito und begann, dessen Partisanenbewegung im großen Stil mit Munition und Waffen zu versorgen.

Was Tito ebensosehr zugute kam, war die Kapitulation Italiens im September 1943 – ein Ereignis, auf das noch ausführlich zurückzukommen sein wird. Die kommunistische Partisanenbewegung konnte infolge dieser unerwarteten Wendung ihre Positionen in Bosnien und der Herzegowina festigen und wieder in Montenegro Fuß fassen, von wo sie nach der Schlacht an der Sutjeska hatte zurückweichen müssen. Sie erhielt dadurch die Chance, doch noch als Siegerin aus dem jugoslawischen Bürger- und Befreiungskrieg hervorzugehen und sich als die erfolgreichste Widerstandsgruppe des Zweiten Weltkriegs in die Annalen der Geschichte einzuschreiben. Der Stern der Tschetniks sank währenddessen immer tiefer. Es half ihnen auch nichts, daß ihr Führer Mihajlovic seit Januar 1941 die ihm vom Monarchen im Exil verliehenen stolzen Titel Kriegsminister, Kommandant der Jugoslawischen Armee in der Heimat und Divisionsgeneral führte. Als am 12. September 1944 König Peter II. auf Churchills Drängen von London aus alle «Serben, Kroaten und Slowenen» aufrief, sich der «nationalen Befreiungsarmee unter Führung von Marschall Tito» anzuschließen, waren die Würfel gefallen: Wenn Jugoslawien nach der Befreiung von den Deutschen wiedererstand, würde es von den Kommunisten geführt werden und sich damit radikal vom einstigen Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen unterscheiden.

Wie im ehemaligen Jugoslawien, so war auch im teils italienisch, teils deutsch besetzten Griechenland der Widerstand gegen die Besatzungsmächte in ein kommunistisch geführtes und ein antikommunistisches Lager gespalten: Der Nationalen Befreiungsfront (EAM), einer Volksfrontorganisation, und ihrem militärischen Arm, der Nationalen Befreiungsarmee (ELAS), stand die sehr viel kleinere bürgerlich-republikanische Nationale Demokratische Vereinigung (EDES) gegenüber. Erst nach massivem britischen Drängen kam es im November 1941 zu einer gemeinsamen Aktion der Rivalen, der Sprengung des Eisenbahnviadukts über den Gorgopotamos, einer für das Deutsche Afrikakorps wichtigen Nachschub- und Versorgungsverbindung. Danach bedurfte es noch großzügiger britischer Goldzahlungen, um die ELAS im Juli 1943 zu einer geregelten Kooperation mit der EDES zu bewegen. Das Zusammenspiel war jedoch nur von kurzer Dauer: Nach der Kapitulation Italiens zwei Monate später entwaffnete die ELAS die italienische Pinerolo-Division und nahm mit den erbeuteten Waffen sogleich den Kampf gegen Verbände der EDES auf, die auf dem Epirus operierten. Die Zusammenstöße waren nicht mehr und nicht weniger als ein Vorspiel zum griechischen Bürgerkrieg, der 1946 voll ausbrach und erst im Oktober 1949 beendet werden konnte.

Der Kampf um die Befreiung Griechenlands richtete sich seit dem Herbst 1943 nur noch gegen eine Besatzungsmacht, die deutsche, und die von ihr eingesetzte griechische Regierung in Athen. Die Deutschen beschränkten sich zunehmend auf die Verteidigung der großen Städte und der wichtigsten Verkehrsverbindungen. Zum Hauptmerkmal ihrer Herrschaft wurden brutale Vergeltungsmaßnahmen gegen die Zivilbevölkerung, wann immer ihnen Aktionen der Partisanen dazu einen Anlaß lieferten. Zwischen Dezember 1943 und Juli 1944 wurde die Bevölkerung ganzer Ortschaften exekutiert, so in Kalavrita am 13. Oktober 1943, in Distono am 16. Juli 1944 und in Klissura am 29. Juli 1944. Insgesamt wurden zwischen März 1943 und Oktober 1944 21.255 Griechen von den Besatzungsmächten getötet und etwa 20.000 ins Gefängnis geworfen.

Mit eiserner Konsequenz betrieben die Deutschen die «Entjudung» des besetzten Landes: Gegen den folgenlosen Protest des Ministerpräsidenten Konstantinos Logothetopoulos wurden im Frühjahr 1943 45.000 bis 50.000 Juden aus Saloniki nach Auschwitz und Treblinka deportiert, wo die meisten sofort den Weg in die Gaskammern antreten mußten. Es folgten die Verhaftung und der Abtransport der Juden aus Athen und der Ägäis. Von etwa 70.000 Juden, die 1940 in Griechenland gelebt hatten, befanden sich im August 1944 nach dem Abzug der Deutschen noch etwas über 10.000 im Land. Einige wenige waren in Länder des Nahen Ostens entkommen. Von den deportierten Juden überlebten etwa 2000 die Shoah.

Im Februar 1944 vereinbarten EAM und ELAS auf der einen, die EDES auf der anderen Seite, einen Waffenstillstand auf der Grundlage des Status quo. Die Position der kommunistisch geführten Partisanenbewegung war inzwischen so stark, daß der linksliberale Georgios Papandreou, der seit April 1944 an der Spitze der in Kairo residierenden Exilregierung stand, der EAM sechs Ministerposten in seinem Koalitionskabinett anbot. Erst auf das Drängen einer sowjetischen Militärmission und nachdem König Georg II. versprochen hatte, sich einem Plebiszit der griechischen Bevölkerung zu unterwerfen, ließ sich die kommunistische Führung im August auf einen Eintritt in die Regierung Papandreou ein. Am 24. September 1944 unterstellten sich alle Partisanengruppen, an der Spitze ELAS und EDES, im Abkommen von Caserta der Exilregierung, die ihrerseits das Kommando über die kämpfenden Einheiten dem Oberbefehlshaber der britischen Streitkräfte in Griechenland übertrug. Um dieselbe Zeit begannen die Deutschen, ihre Truppen aus der Ägäis und aus Griechenland abzuziehen, was es der ELAS gestattete, ihre Herrschaft über große Teile des Landes auszuweiten. In Athen und einigen anderen großen Städten rückten anschließend britische und Regierungstruppen ein. Am 27. Oktober, fünf Tage nach dem Abzug der Wehrmacht, schlug die Regierung Papandreou ihren Sitz in der Hauptstadt auf.

Fünf Wochen später, am 1. Dezember 1944, erklärte die EAM ihren Austritt aus der Regierung. Kurz darauf begann, ausgelöst durch Schüsse der Polizei auf meist unbewaffnete Demonstranten, ein kommunistischer Aufstand in Athen, der erst endete, nachdem sich die EAM Mitte Januar 1945 mit den Briten auf einen Waffenstillstand und dann am 12. Februar mit der Regierung auf eine Art Friedensvertrag verständigt hatte. Der Bürgerkrieg schien noch einmal abgewendet, doch tatsächlich wurde Anfang 1945 kaum mehr erreicht als eine Kampfpause.

Wie in Griechenland war auch in Belgien die deutsche Präsenz bis 1944 eine ganz überwiegend militärische. Dem deutschen Militärbefehlshaber General Alexander von Falkenhausen stand als Verwaltungschef der Regierungspräsident Eggert Reeder zur Seite, der während seiner ganzen Amtszeit Mühe hatte, den Anspruch der SS auf die Kontrolle über den Militärapparat abzuwehren. Am 13. Juli 1944 wurde Falkenhausen, der in enger Verbindung zur militärischen und konservativen Opposition gegen Hitler stand, seines Dienstes enthoben; am 29. Juli, neun Tage nach dem gescheiterten Anschlag auf Hitler, wurde er verhaftet. An die Stelle der Militärverwaltung trat eine Zivilverwaltung unter dem Kölner Gauleiter Josef Grohé. Da Grohé Reeder als Verwaltungschef beibehielt, ja zu seinem Stellvertreter ernannte, und dieser sich der von Himmler angestrebten forcierten Verdeutschung Flanderns widersetzte, dauerten die Friktionen mit der SS an.

Sympathien für eine enge Zusammenarbeit mit den Deutschen gab es bei den rechtsradikalen flämischen Nationalisten vom Vlaamsch Nationaal Verbond, in dem 1941 auch der Verbond van Dietsche Nationaal-Solidaristen aufging, und den wallonischen Rexisten um Léon Dégrelle – Gruppierungen, aus deren Anhängern sich die Freiwilligen der flämischen und wallonischen Legionen der Waffen-SS rekrutierten. Dazu kam, für die Deutschen überraschend, eine zur Kollaboration bereite Richtung der belgischen Sozialisten um den international bekannten Sozialpsychologen Hendrik de Man, der seit 1939 an der Spitze des Parti Ouvrier Belge stand. Der erklärte Planwirtschaftler sah in der belgischen Kapitulation eine Niederlage der parlamentarischen Demokratie und des plutokratischen Kapitalismus, die es im Sinne seiner Auffassung von Sozialismus zu nutzen galt. Im Sommer 1940 löste er die Sozialistische Partei auf und gründete eine der Deutschen Arbeitsfront nachempfundene Einheitsgewerkschaft: die Unie van Hand- en Geestesarbeiders (Union des Travailleurs manuels et intellectuels), die mit den Deutschen zusammenarbeitete, aber kaum Anhänger zu gewinnen vermochte, so daß die deutsche Seite bald das Interesse an der neuen Organisation verlor.

Den Kollaborateuren im weiteren Sinn war auch König Leopold III. zuzurechnen, der sich im Unterschied zur Regierung Hubert Pierlot nicht ins Exil begeben hatte, sondern in Belgien verblieben war, wo er nach der Unterzeichnung der Kapitulationsurkunde in Schloß Laeken unter Hausarrest gestellt wurde. Daß er eine gewisse Nähe für eine autoritäre Regierungsform erkennen ließ, eine eigene Regierung zu bilden versuchte und sich im November 1940 auf ein Zusammentreffen mit Hitler einließ, kostete ihn viele Sympathien bei seinen Landsleuten und führte schließlich zum Thronverzicht zugunsten seines Sohnes Baudouin im Jahr 1950.

Nach dem Krieg wurden 500.000 Belgier der Kollaboration mit den Deutschen bezichtigt, darunter viele Beamte, die ihre Arbeit unter der Aufsicht der Deutschen fortgesetzt hatten, und Unternehmer, die zu Partnern und Profiteuren der deutschen Kriegsherrschaft geworden waren. 345.000 Personen wurden vor Gericht gestellt und 60.000 verurteilt. Die Zahl der Belgier, die aktiven Widerstand leisteten, wird auf bis zu 70.000 geschätzt. Widerstand bedeutete zum Beispiel Hilfe für Juden, von denen viele durch Gewährung von illegalem Unterschlupf vor der Deportation in die Vernichtungslager bewahrt werden konnten, und für alliierte Flieger, die über Belgien abgeschossen worden waren. Daneben gab es, verstärkt seit 1943, zahlreiche Sabotageakte und eine spektakuläre Brückensprengung in den Ardennen im Dezember 1944, bei der Hunderte von deutschen Soldaten ums Leben kamen. Die große Mehrheit der Belgier ertrug die Fremdherrschaft, ohne mit den Deutschen zu kollaborieren oder aktiven Widerstand gegen sie zu leisten.

Anders als Belgien standen die Niederlande unter einer deutschen Zivilverwaltung mit dem österreichischen Nationalsozialisten Arthur Seyß-Inquart als Reichskommissar. Die NSDAP hatte infolgedessen auf die deutsche Besatzungspolitik in den Niederlanden sehr viel mehr Einfluß als im südlichen Nachbarland. Da die germanischen Holländer als rassisch artverwandt galten, war die deutsche Besatzungspolitik längerfristig auf die Eingliederung der Niederlande in das erstrebte Großgermanische Reich abgestellt. In der Geschäftswelt und im Beamtentum gab es zwar eine verbreitete Bereitschaft, mit den Besatzern loyal zusammenzuarbeiten, aber keine Neigung, die Niederlande eines Tages in Deutschland aufgehen zu lassen.

Die Nationaal Socialistische Beweging um Anton Adriaan Mussert blieb mit ihren 80.000 Mitgliedern ohne festen Rückhalt in der Gesellschaft und wurde von den Besatzern im Interesse einer möglichst reibungslosen Zusammenarbeit mit den etablierten Eliten in Staat und Wirtschaft zunächst auch nicht sonderlich gefördert. 1941 gründete Mussert die SS-Freiwilligen-Legion Niederlande, die sich am Krieg gegen die Sowjetunion beteiligte. Eine von konservativen Kräften im Juli 1940 ins Leben gerufene, kollaborationswillige Einheitspartei, die Nederlandsche Unie, gewann rund zehnmal so viele Mitglieder wie die Partei Musserts, wurde aber, da sie sich als nicht hinreichend lenkbar erwies, von der deutschen Zivilverwaltung im Dezember 1941, wie zuvor schon die anderen Parteien, verboten. Das Parlament durfte seit Juni 1940 nicht mehr tagen. «Regiert» wurde das Land durch niederländische Generalsekretäre in den Ministerien, die unter deutscher Aufsicht arbeiteten. Die Minister hatten sich, zusammen mit Königin Wilhelmina, am 13. Mai 1940, drei Tage nach dem deutschen Angriff, ins Exil nach London begeben. Daß der Ministerpräsident Dirk Jan de Geer, ein konservativer Politiker, im Februar 1941 auf eigene Faust in die besetzte Heimat zurückkehrte und dort, von den Deutschen gefördert, für einen Kompromißfrieden unter Anerkennung der neuen Realitäten warb, war wenig mehr als ein persönliches Kuriosum.

Die Niederlande waren, wie schon erwähnt, das einzige von deutschen Truppen besetzte Land, in dem es zu offenen Protesten gegen die Verfolgung der Juden kam: zuerst im November 1940 an den Universitäten Leiden und Delft, dann im Februar 1941 in Form eines Generalstreiks in Amsterdam. Es sollten nicht die letzten Streiks während der Besatzungszeit bleiben. 1942 traten die Ärzte in den Ausstand. Als die Besatzungsmacht Ende April 1943 begann, die aus deutscher Kriegsgefangenschaft entlassenen niederländischen Soldaten für den Arbeitseinsatz im Reich zu erfassen, kam es, von Twente ausgehend, zu landesweiten Arbeitsniederlegungen. Im September 1944, als die Befreiung durch die Alliierten näher rückte, traten die Eisenbahner in den Streik.

Die Zwangsrekrutierungen niederländischer Arbeiter konnten durch solche Aktionen allerdings nicht verhindert werden. Kraft Besatzungsrecht waren männliche Niederländer im Alter von 18 bis 45 Jahren verpflichtet, der Aufforderung zum Arbeitseinsatz in Deutschland Folge zu leisten. 1944 wurden sogar Eisenbahnzüge ins Reichsgebiet umgeleitet, damit dort aus den Passagieren die zur Arbeit geeigneten ausgewählt werden konnten. Im November 1942 belief sich die Zahl der in Deutschland beschäftigten Niederländer auf 153.000, die der Belgier auf 130.000.

Die Besatzungsmacht reagierte auf jeden Streik mit äußerster Härte – auf den der Eisenbahner mit einer mehrwöchigen Blockade der Binnenschiffahrtswege, durch die die Lebensmittelversorgung der großen Städte behindert wurde. Gewaltsame Aktionen des niederländischen Widerstands wie Sabotageakte oder Anschläge auf bekannte Kollaborateure, auf Angehörige der Zivilverwaltung, auf Soldaten und Einrichtungen der Wehrmacht beantwortete die deutsche Seite mit überdimensionalen Repressalien, darunter der Erschießung von 50 Geiseln für die Ermordung eines ehemaligen niederländischen Generals, von dem man wußte, daß er für die Deutschen arbeitete, im Februar 1943. In den letzten Kriegsmonaten wurden nach Anschlägen von Widerstandsgruppen jeweils Hunderte von Geiseln exekutiert.

Gegen weniger spektakuläre Formen von Widerstand konnten die Besatzer nur wenig ausrichten. Wenn Arbeits- und Gesundheitsämter die Einberufung zum Arbeitseinsatz im Reich hintertrieben, war das oft nicht nachweisbar, und ohne Denunziationen aus der Bevölkerung ließen sich nur schwer untergetauchte Juden, Verweigerer des Arbeitseinsatzes oder Widerstandskämpfer aufspüren, die von ihren Landsleuten versteckt worden waren. Über 50.000 Niederländer wurden während des Krieges in Konzentrationslager eingeliefert. Nach dem Krieg büßten 150.000 Kollaborateure über kürzere oder längere Zeit hinweg in den von Deutschen auf niederländischem Boden errichteten Konzentrationslagern für das, was sie in der Besatzungszeit getan hatten. 66.000 Personen wurden verurteilt, davon 900 zum Tode, zu lebenslänglichen oder langjährigen Freiheitsstrafen. Zu denen, gegen die ein Todesurteil erging, gehörte Anton Mussert. Er wurde am 7. Mai 1946 in Den Haag hingerichtet.

Wie die Niederlande unterstand auch das besetzte Norwegen einer deutschen Zivilverwaltung. Die einzigen einheimischen Kräfte, auf die sich der von Hitler ernannte Reichskommissar, der Essener Gauleiter Josef Terboven, stützen konnte, waren die etwa 50.000 Mitglieder der einzigen zugelassenen Partei, des Nasjonal Samling (NS) unter Vidkun Quisling, und die mit seiner Hilfe angeworbenen knapp 4000 norwegischen Freiwilligen der Waffen-SS. Da Terboven Quislings politischen Fähigkeiten mißtraute, mußte dieser seine Berliner Gönner, den Leiter des Außenpolitischen Amtes der NSDAP, Alfred Rosenberg, und den Oberbefehlshaber der Marine, Erich Raeder, bemühen, um seinen Vorstellungen Nachdruck zu verleihen. Ein erster Teilerfolg war es für Quisling, daß die aus den Reihen des NS stammenden, von Terboven berufenen «kommissarischen Staatsräte» seit Ende September 1941 den Titel «Minister» führen durften. Am 1. Februar 1942 schließlich erfolgte Quislings Ernennung zum «Ministerpräsidenten». Doch auch das war ein bloßer Titel. Hitler dachte nicht daran, Quislings Wunsch zu erfüllen und Norwegen zu einem mit dem Großdeutschen Reich in einem großdeutschen Bund verbundenen «freien, unteilbaren und unabhängigen Reich» zu machen. Der tatsächliche Machthaber in Norwegen war weiterhin Terboven – fürs erste jedenfalls.

Die Ernennung Quislings trug auch nichts dazu bei, der deutschen Herrschaft mehr Rückhalt in der Bevölkerung zu verschaffen. Gleich zu Beginn seiner Amtszeit, im Februar 1942, löste der nominelle Regierungschef mit Maßnahmen zur Gleichschaltung des Schulwesens und der Kirche einen Konflikt aus, der die Norweger tief aufwühlte. 60 Prozent aller Lehrer unterschrieben eine Erklärung, wonach sie sich außerstande sähen, an einer Erziehung der norwegischen Jugend nach den Richtlinien des «Jugenddienstes» des Nasjonal Samling mitzuwirken, und deshalb nicht bereit seien, dem neugegründeten Norwegischen Lehrerverband beizutreten. Etwa 1000 Lehrer wurden daraufhin verhaftet und zur Zwangsarbeit im Norden des Landes deportiert.

Ebenso ablehnend wie die Lehrer reagierten die Bischöfe und Pfarrer, als sie mit der Forderung konfrontiert wurden, ihre Loyalität gegenüber dem «neuen Staat» zu bekunden. Die Bischöfe erklärten am 24. Februar 1942, daß sie ihre Funktionen in der lutherischen Staatskirche niederlegten, ihre seelsorgerliche Tätigkeit aber fortsetzen würden. Die «Regierung» Quisling beantwortete diesen Schritt mit der Suspendierung der Bischöfe und der Einsetzung «loyaler» Amtsvertreter. Als die Pfarrer sich mit den Bischöfen solidarisierten und ebenfalls auf ihre Ämter in der Staatskirche verzichteten, wurden im April fünf führende Mitglieder des oppositionellen Christlichen Gemeinschaftsrates, darunter der Bischof von Oslo, Eivind Berggraf, der Mann an der geistlichen Spitze der norwegischen Kirche, verhaftet. Die Pfarrer, die auch nach einem Ultimatum des Kirchen- und Unterrichtsministeriums fast ausnahmslos bei ihrer Amtsniederlegung blieben, erhielten fortan keine Gehälter mehr. Ihre seelsorgerliche Arbeit aber konnten sie fortsetzen: Sie wurden aus reichlich fließenden Spenden bezahlt, die die neu geschaffene vorläufige Kirchenleitung einsammelte.

Zu einem Debakel wurde auch Quislings Plan vom September 1942, die unter kommissarische Verwaltung gestellten Gewerkschaften, den Handwerker- und den Industriellenverband nach dem Vorbild der Deutschen Arbeitsfront in einer Dachorganisation, dem Riksting, zusammenzufassen. Die Gewerkschaften und Verbände reagierten darauf mit der Aufforderung an ihre Mitglieder, in diesem Fall ihren Austritt aus den bestehenden Vereinigungen zu erklären. Terboven konnte die sofort einsetzende Austrittswelle nur dadurch eindämmen, daß er Quisling zur Rücknahme seines «Riksting»-Planes zwang: ein Triumph des zivilen Ungehorsams.

Die tatsächliche Führung Norwegens lag um diese Zeit bereits in den Händen des Widerstands, der seinerseits eng mit der Exilregierung in London zusammenarbeitete. Zwischen Norwegen und den britischen Shetland-Inseln pendelten, was der Besatzungsmacht zunächst verborgen blieb, Boote, die Flüchtlinge nach Großbritannien und Freiwillige für die Untergrundarbeit sowie Waffen und anderes Material nach Norwegen brachten. Norwegische Widerstandskämpfer aus dem wachsenden Kreis der «Milorg» halfen den Briten bei Anschlägen auf deutsche Kriegsschiffe wie die «Bismarck» und die «Tirpitz»; sie zerstörten auch selbst deutsche Schiffe und Versorgungseinrichtungen sowie rüstungswichtige Industrieanlagen und verübten Attentate auf Vertreter der Besatzungsmacht. Der spektakulärste Sabotageakt war der Anschlag auf die Schwerwasseranlage von Vermork, die von großer Bedeutung für die deutsche Nuklearforschung war, im Februar 1943, verübt durch ein norwegisches Kommando, das von der britischen SOE (Special Operations Executive) ausgebildet worden war.

Die Deutschen beantworteten jede Aktion des Widerstands mit drastischen «Sühnemaßnahmen», meist der Exekution unbeteiligter Menschen. Im April 1942 wurde in einem Vergeltungsschlag das kleine Fischerdorf Televåg dem Erdboden gleichgemacht. Es war der Ort, wo sich zwei von den Shetland-Inseln aus nach Norwegen gelangte Widerstandskämpfer, die zwei Gestapo-Agenten getötet hatten, versteckt hielten. Die männlichen Bewohner von Televåg wurden in das Konzentrationslager Sachsenhausen deportiert, wo 31 von ihnen umkamen, die Frauen und Kinder in Lager im Landesinnern verbracht. Im Herbst 1943 schloß die Besatzungsmacht die Universität Oslo, nachdem sie 1200 Studenten und 30 Lehrkräfte verhaftet hatte. Bei Kriegsende befanden sich etwa 40.000 Norweger in den von Deutschen im Lande selbst errichteten Lagern, darunter viele Polizisten und ehemalige Offiziere, die sich geweigert hatten, Loyalitätserklärungen abzugeben. Etwa 50.000 Norweger waren seit dem April 1940 ins Nachbarland Schweden geflohen, darunter etwa 900 Juden – mehr als die Hälfte der Juden, die 1940 in Norwegen lebten. Von den über 700 Juden, die in Norwegen blieben, überlebten nur wenige den Zweiten Weltkrieg.

Aus den Norwegern, denen es gelungen war, ihre Heimat 1940 oder danach in Richtung Schweden oder auf dem Seeweg nach Großbritannien zu verlassen, rekrutierte die Londoner Exilregierung unter dem Sozialdemokraten Johan Nygaardsvold eine Freiwilligenarmee, die aus einer Landtruppe, einer Luftwaffe und einer Kriegsflotte bestand, 1942/43 etwa 2500 Mann umfaßte und an zahlreichen alliierten Einsätzen teilnahm. Als die deutschen Streitkräfte in Norwegen im Mai 1945 kampflos aufgaben, beging Reichskommissar Terboven Selbstmord. Am 31. Mai 1945 kehrten König Haakon VII. und die Regierung nach Oslo zurück. Quisling stellte sich der norwegischen Heimwehr, wurde in einem Gerichtsverfahren zum Tode verurteilt und am 15. Oktober 1945 hingerichtet. Dasselbe Schicksal erlitten 25 norwegische Kollaborateure.

Einen Sonderfall der deutschen Besatzungsherrschaft bildete das südlichste der skandinavischen Länder, Dänemark. König Christian X. blieb während der ganzen Zeit der Okkupation im Lande; das 1940 zur faktischen Allparteienregierung ausgeweitete Kabinett unter dem Sozialdemokraten Thorvald Stauning arbeitete mit der Besatzungsmacht ebenso loyal zusammen wie nach Staunings Tod am 3. Mai 1942 das Kabinett seines Nachfolgers, des Sozialdemokraten Vilhelm Buhl. Die deutschen Interessen nahm als Nachfolger des Diplomaten Cécil von Renthe-Fink seit dem 5. November 1942 der frühere Justitiar der Gestapo und nunmehrige SS-Gruppenführer Werner Best wahr. Solange die dänische Regierung der außenpolitischen Abhängigkeit vom Deutschen Reich Rechnung trug und die Bevölkerung von größeren Widerstandsaktionen abhalten konnte, respektierte die Besatzungsmacht den Fortbestand des demokratischen Regierungssystems einschließlich der Führungsrolle der Sozialdemokraten.

Für den SS-Intellektuellen Best war das germanische Dänemark dazu bestimmt, eines Tages ein Teil des Großgermanischen Reiches zu werden. Deshalb sollte das Nachbarland so pfleglich wie möglich behandelt werden. Zudem war das Königreich von hoher strategischer und wirtschaftlicher Bedeutung für Deutschland: Es bildete eine Brücke zu Norwegen und einen Teil der kontinentalen Gegenküste zu England; es belieferte das Reich mit einem erheblichen Teil seines Lebensmittelbedarfs (1941 waren das zwischen 10 und 15 Prozent, was 75 Prozent aller dänischen Agrarexporte entsprach). Außenpolitisch hatte Dänemark dem Deutschen Reich wichtige Zugeständnisse gemacht, indem es im Juli 1940 aus dem Völkerbund ausschied und im November 1941 dem Antikominternpakt beitrat. Der Rekrutierung von Freiwilligen für die Waffen-SS und, unter der deutschen Minderheit in Nordschleswig, auch für die Wehrmacht legte die dänische Regierung keine Hindernisse in den Weg. Die Kopenhagener Führung hoffte, auf diese Weise eine direkte Beteiligung am Krieg vermeiden und ihre innere Autonomie bewahren zu können.

Mit dieser Zielsetzung war eine Regierungsbeteiligung der kleinen Partei der Nationalsozialisten nicht vereinbar, von der Einsetzung einer Regierung unter Führung von Frits Clausen, dem ersten Mann der dänischen Nationalsozialisten, wie Hitler sie im Herbst 1941 forderte, ganz zu schweigen. Best gelang es, unmittelbar nach Beginn seiner Tätigkeit als Reichsbevollmächtigter, Clausen zum Verzicht auf eine Regierungsbeteiligung seiner Partei zu bewegen und damit den Weg frei zu machen für eine verfassungskonforme Lösung: die Berufung des parteilosen Außenministers Erik Scavenius an die Spitze eines Kabinetts, dem weiterhin alle wichtigen Parteien, von den Sozialdemokraten bis zu den Konservativen, angehörten. Der Reichstag verabschiedete sogar, wie Hitler das verlangt hatte, ein «Ermächtigungsgesetz», das der Regierung umfassende Kompetenzen auf dem Gebiet der Gesetzgebung einräumte. Aber wie diese Vollmachten genutzt wurden, entschieden nach wie vor die Parteien, die das Kabinett trugen. Das Kabinett Scavenius war zwar in höherem Maß von Deutschland abhängig als die sozialdemokratisch geführten Vorgängerregierungen, aber doch immer noch sehr viel mehr als eine Marionettenregierung.

Best hielt die innenpolitische Lage Anfang 1943 für stabil genug, um den spätestens am 3. April fälligen Reichstagswahlen zuzustimmen. Aus den Wahlen vom 23. März gingen die Sozialdemokraten mit über 44 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen als stärkste Partei hervor. Auf die vier «Sammlungsparteien» entfielen insgesamt 92 Prozent der Stimmen. Die dänischen Nationalsozialisten erhielten etwa 2 Prozent und blieben damit eine Splitterpartei. Die Regierung Scavenius konnte den Wahlausgang zurecht als Plebiszit für die von ihr propagierte «folkestyre», die dänische Selbstbestimmung, deuten.

Dem innenpolitischen Triumph der Regierung folgte wenige Monate später die bisher schwerste Krise der Kollaborationspolitik. Die militärischen Niederlagen, die Deutschland seit dem Spätjahr 1942 hinnehmen mußte, und die von der BBC verbreitete Propaganda dänischer Exilpolitiker aus London führten 1943 zu wachsender Unruhe in der Bevölkerung, ja zu der Angst, daß Dänemark von den wahrscheinlichen Siegermächten immer mehr als Partner der Achsenmächte wahrgenommen und zur Rechenschaft gezogen werden könnte. Die britische Sabotageorganisation SOE begann seit dem Frühjahr 1943, ihre Kontakte zu dänischen Widerstandsgruppen auszubauen und sie über ihre in Jütland gelandeten oder dort mit dem Fallschirm abgesprungenen Agenten mit Waffen und Sprengstoff zu versorgen. Die Zahl der Sabotageakte stieg von 24 im Januar auf 80 im April 1943. Es kam zu einigen Streiks und Zusammenstößen zwischen dänischen Zivilisten und Soldaten der Wehrmacht.

Während der deutsche Militärbefehlshaber in Dänemark, General Hermann von Hanneken, dafür plädierte, alle Widerstand- und Sabotageakte mit drakonischer Strenge zu verfolgen, wollte Best seinen bisherigen, vergleichsweise nachsichtigen Kurs fortsetzen. Bis in den Sommer 1943 hinein blieb es bei der vom Reichsbevollmächtigten vertretenen Linie. Dann aber wendete sich das Blatt. Der Sturz Mussolinis und der verheerende britische Luftangriff auf Hamburg im Juli riefen in der dänischen Bevölkerung die Erwartung hervor, daß der Krieg bald mit einer deutschen Niederlage enden werde. Die Kluft zwischen den Regierungsparteien und der Bevölkerung vertiefte sich; die Sozialdemokraten und die Gewerkschaften verloren zunehmend ihren Einfluß auf die Arbeiterschaft. Anfang August kam es in weiten Teilen des Landes zu Unruhen; in Esbjerg traten am 6. August die Arbeiter in einen «wilden» Streik, der sechs Tage währte. Am 21. August konnte Best die Regierungsparteien nochmals zu einem gemeinsamen Aufruf gegen Arbeitsniederlegungen und Sabotageakte bewegen, der aber keine Wirkungen zeitigte. Vielmehr stieg die Zahl der Sprengstoffanschläge, vor allem auf wichtige Verkehrsverbindungen. Für die Besatzungsmacht besonders beunruhigend war die Ausweitung der Streiks auf Nordjütland, da man um diese Zeit mit einer alliierten Invasion in dieser Küstenregion rechnete.

Als Best am 24./25. August im Führerhauptquartier, der «Wolfsschanze» nahe dem ostpreußischen Rastenburg, Hitler über die angespannte Lage in Dänemark zu berichten hatte, erfuhr er, daß der «Führer» sich bereits zu einem radikalen Kurswechsel im Sinne unerbittlicher Härte gegenüber den Dänen entschlossen hatte. Die Zeit des «Musterprotektorats» war abgelaufen, und Best fühlte sich selbst, trotz der Rückendeckung Himmlers, Ribbentrops und des Reichsernährungsministers Herbert Backe, als «politisch toter Mann». Der Reichsbevollmächtigte mußte gegen seinen Willen der Regierung Scavenius ein Ultimatum stellen, das unerfüllbare Forderungen enthielt, darunter den Einsatz von Waffengewalt gegen Streikende. Da die Sozialdemokraten auf einem klaren Nein bestanden, blieb der Regierung nur die Ablehnung des Ultimatums übrig. Die deutsche Antwort waren die Verhängung des Ausnahmezustands und die Absetzung der Regierung Scavenius durch General von Hanneken als Inhaber der vollziehenden Gewalt am 29. August 1943. Zwar nahm König Christian X. den Rücktritt der Minister nicht an, so daß diese nominell weiter amtierten, ihre Funktionen aber konnten sie nicht mehr ausüben.

Der Konfrontationskurs, auf den Hanneken, ganz im Sinne Hitler, seit längerem gedrängt hatte, war nur insofern erfolgreich, als die Streiks und Demonstrationen rasch aufhörten. Eine Fortsetzung der Politik der Zusammenarbeit aber war auf diese Weise nicht zu erreichen. Daher konnte Best sich in Berlin mit dem Argument durchsetzen, daß der Ausnahmezustand möglichst zügig zu beenden und die Berufung entweder eines «unpolitischen» Kabinetts oder eines Verwaltungsausschusses unabdingbar sei. Der Ausnahmezustand sollte aber nach seiner Meinung dazu genutzt werden, eine starke deutsche Polizeimacht in Dänemark zu schaffen, die alle Angriffe auf deutsche Interessen verfolgen sollte. Auf dänischer Seite verständigte man sich darauf, daß nach Lage der Dinge eine verfassungsmäßige Regierung nicht mehr möglich war und lediglich eine Verwaltungsspitze, gebildet aus den Staatssekretären der Ministerien, in Frage kam, die auf der Grundlage deutscher Anordnungen zu arbeiten hatte.

In der Zwischenzeit erließ die Besatzungsmacht scharfe Verordnungen gegen Streiks und Sabotageakte, auf deren Grundlage am 8. September ein Todesurteil gegen einen dänischen Widerstandskämpfer erging. Das kleine dänische Heer wurde entlassen, die Flotte kam der Beschlagnahme durch die Versenkung ihrer Schiffe zuvor. Am 8. September forderte Best in einem Telegramm an das Auswärtige Amt, die Juden- und die Freimaurerfrage noch während der Geltung des Ausnahmezustands zu lösen, weil nach dessen Ende bei einem harten deutschen Vorgehen gegen die etwa 8000 in Dänemark lebenden Juden mit Unruhen, ja mit einem Generalstreik gerechnet werden müßte. Wie Bests Biograph Ulrich Herbert feststellt, ging es dem Reichsbevollmächtigten, entgegen seinen späteren Einlassungen, nicht darum, die dänischen Juden dadurch zu retten, daß er sich den Auftrag zur Lösung des Problems erteilen ließ. Vielmehr lag eine «Entjudung» des deutschen Einflußbereiches in Europa auf der seit jeher von ihm verfolgten Linie – eine Position, die in Dänemark nur deshalb ohne praktische Konsequenzen geblieben war, weil ein radikales Vorgehen unter den gegebenen Bedingungen übergeordneten deutschen Interessen, obenan der ungestörten Belieferung des Reiches mit dänischen Lebensmitteln, widersprochen hätte.

Doch die Erwartung, daß der Ausnahmezustand eine rasche Aktion ohne viel Aufsehen erlauben würde, erwies sich als irrig. Nachdem Hitler die Deportation der dänischen Juden genehmigt hatte, ließ Best am 17. September die Mitgliederverzeichnisse der Jüdischen Gemeinde von der deutschen Polizei beschlagnahmen. Zusammen mit dem Eintreffen zusätzlicher deutscher Polizeikräfte aus Norwegen führte diese Maßnahme dazu, daß die dänischen Juden und die dänische Öffentlichkeit in Alarmzustand versetzt wurden. Von da ab mußte auch Best davon ausgehen, daß der von ihm geforderte Schritt heftige Gegenreaktionen nach sich ziehen würde. Hanneken teilte diese Ansicht. Der Schiffahrtssachverständige der deutschen Botschaft, Georg F. Duckwitz, aber tat den entscheidenden Schritt. Als er am 11. September, vermutlich durch Best, erfuhr, daß die Razzia am 1./2. Oktober stattfinden sollte, informierte er die ihm gut bekannten sozialdemokratischen Politiker Hans Hedtoft und H. C. Hansen, die ihrerseits die Vertreter der dänischen Juden von dem deutschen Plan in Kenntnis setzten.

Infolge der rechtzeitigen Warnung konnte die Mehrzahl der Juden gerettet werden. Die Regierung des neutralen Schweden, durch ihren Botschafter in Kopenhagen informiert, teilte der deutschen Regierung mit, daß sie bereit sei, die dänischen Juden bei sich aufzunehmen, und machte dieses Angebot auch über den Rundfunk bekannt, so daß die Betroffenen davon erfuhren und sich mit Hilfe dänischer Freunde und Nachbarn verstecken konnten. Da die deutsche Marine keine Anstalten getroffen hatte, eine Flucht über den Öresund zu verhindern, gelangten etwa 7000 Juden, mehrere Hunderte mit ihren nichtjüdischen Ehepartnern, auf dänischen Fischerbooten oder kleinen Schiffen nach Schweden. In Dänemark konnte die deutsche Polizei am 2. Oktober und in den Tagen danach nur noch 481 Juden verhaften. Sie wurden nach Deutschland und dann, auf Drängen Bests, nicht in ein Vernichtungslager, sondern in das Konzentrationslager Theresienstadt gebracht, wo die meisten von ihnen das Kriegsende erlebten. Der Reichsbevollmächtigte gab sich erfreut, daß ungeachtet des Fehlschlags der Verhaftungsaktion das eigentliche Ziel erreicht war: Dänemark war «entjudet».

Nach der Beendigung des Ausnahmezustandes am 6. Oktober 1943 mußte Best seine Politik auf dänischer Seite mit dem Staatssekretär des Außenministeriums, Nils Svenningsen, dem Sprecher der übrigen Staatssekretäre, abstimmen. Währenddessen schlossen sich die dänischen Widerstandsgruppen zu einem «Freiheitsrat» zusammen, der enge Kontakte zur britischen Regierung unterhielt und sich eines wachsenden Rückhalts in der Bevölkerung erfreute. Auf das Konto des Freiheitsrates gingen die meisten Sabotageakte zurück, deren Zahl seit Oktober 1943 beträchtlich anstieg, aber auch die Ermordung dänischer Spitzel, die für die Deutschen arbeiteten. Mehrere Saboteure, deren die deutsche Sicherheitspolizei habhaft geworden war, wurden daraufhin von einem deutschen Kriegsgericht abgeurteilt, davon einige zum Tode. «Sühnemaßnahmen» in Form von Geiselerschießungen aber, wie Hitler sie verlangte, lehnte Best, um eine Eskalation zu vermeiden, ab, desgleichen Hitlers Alternativforderung, die Liquidation von Angehörigen des Widerstands als Antwort auf Attentate und Sabotageaktionen.

Was Geiselerschießungen anging, konnte Best sich durchsetzen, nicht aber in Sachen «Gegenterror». Am 4. Januar 1944 fiel der Pfarrer und Dichter Kaj Munk einem Mordanschlag deutscher Geheimagenten zum Opfer. Sein Tod sollte die Vergeltung für die Tötung eines Spitzels aus den Reihen der dänischen Nationalsozialisten sein. Es folgten noch viele weitere Akte des «Gegenterrors», und zwar im Verhältnis 2 zu 1: zwei tote Dänen für einen toten Deutschen. (Hitler hatte ursprünglich ein Verhältnis von fünf zu eins gefordert.)

Den Höhepunkt des dänischen Widerstands bildete der Kopenhagener «Volksstreik» von Ende Juni 1944. Er wurde ausgelöst durch eine teilweise Zerstörung des Vergnügungsparks Tivoli und ein nächtliches Ausgehverbot – Maßnahmen, mit denen die deutsche Seite einen Sabotageanschlag auf eine Waffenfabrik beantwortete. Die Gegenaktion der hauptstädtischen Arbeiter war so erfolgreich, daß Best sich genötigt sah, das Ausgehverbot am 28. Juni wieder aufzuheben. Am folgenden Tag wurden elf Demonstranten von der Polizei erschossen und die Hinrichtung von acht Widerstandskämpfern bekanntgegeben. Die Streiks weiteten sich daraufhin aus, was Best veranlaßte, den Belagerungszustand über Kopenhagen zu verhängen und die Versorgungsbetriebe stillzulegen. Außerdem wurden die Militärpatrouillen angewiesen, gegebenenfalls von der Schußwaffe Gebrauch zu machen, und Kampfflugzeuge mit Brandbomben bestückt. Vor allem die letztere Maßnahme wirkte einschüchternd. Seit dem 1. Juli begann die Streikfront zu bröckeln, am 3. Juli war der Ausstand zu Ende.

Hitler war über die Kopenhagener Vorgänge empört und sah darin das vollständige Scheitern der von Best gewählten Taktik. Am 5. Juli 1944 mußte sich der Reichsbevollmächtigte auf dem Berghof bei Berchtesgaden heftige Vorwürfe seines «Führers» anhören. Der bescheidene Handlungsspielraum, den er bisher noch besessen hatte, wurde restlos beseitigt, als ein Terror- und Sabotageerlaß Hitlers am 30. Juli 1944 die Möglichkeit einer gerichtlichen Verfolgung von Widerstandskämpfern abschaffte und nur noch «Gegenterror» zuließ. Der Sonderstatus Dänemarks gehörte der Vergangenheit an. Das skandinavische Königreich war nunmehr endgültig ein besetztes Land unter anderen.[17]

Besatzung, Kollaboration, Widerstand (II): Frankreich

Auf den ersten Blick zumindest wies Vichy-Frankreich eine große Ähnlichkeit mit dem besetzten Dänemark auf: Es verfügte zunächst über eine beträchtliche Autonomie, was seine innere Politik betraf. Doch inhaltlich unterschied sich dieselbe fundamental von der dänischen: Während die sozialdemokratisch geführte Regierung in Kopenhagen dem «Dritten Reich» außenpolitisch entgegenkam, um das demokratische System zu bewahren, nutzte das Pétain-Regime in Vichy den militärischen Zusammenbruch und die deutsche Oberherrschaft, um die parlamentarische Demokratie der Dritten Republik zu beseitigen. Die vom greisen Marschall als Chef d’État proklamierte «nationale Revolution» zielte jedoch nicht auf die Errichtung einer faschistischen Diktatur, sondern auf eine autoritäre Ordnung, die am ehesten im «Estado novo» Salazars in Portugal eine Entsprechung fand.

Der État français knüpfte an unterschiedliche Traditionen der französischen Rechten von den Ideologen der Gegenrevolution wie Louis de Bonald und Joseph de Maistre über den Bonapartismus und den Boulangismus bis zu den Croix de feu und der Action française an, wobei die letztere großen Nutzen daraus zog, daß Papst Pius XII. im Juli 1939, kurz nach dem Antritt seines Pontifikats, die Exkommunikation aufgehoben hatte, die von seinem Vorgänger Pius XI. 1926 über die Leser der Zeitung «Action française» verhängt worden war. Einer der prominenten Vertreter der Action française im Staat von Vichy war Raphaël Alibert, der erste Justizminister und eigentliche Autor der Verfassungsdekrete vom Juli 1940, von denen bereits die Rede war. Das Motto des État français, «Arbeit, Familie, Vaterland», hatte Oberst de la Rocque, der Führer der Feuerkreuzler, 1934 geprägt. Aus den Gruppierungen der jungen Rechten der Zwischenkriegszeit stammten die planwissenschaftlichen Ideen, auf die vor allem die Regierung Darlan zurückgriff. Vom italienischen Faschismus ließ sich Vichy in Sachen berufsständische Ordnung, Uniformierung von regimenahen paramilitärischen Verbänden, Propaganda, Stigmatisierung wirklicher oder vermeintlicher Gegner wie Kommunisten, Freimaurer, Ausländer, Juden als Feinde des Vaterlandes («Anti-France») anregen. Der deutsche Reichsarbeitsdienst stand Pate bei der Einrichtung von Jugendarbeitslagern (Chantiers de jeunesse). Der systematisch betriebene Kult um Marschall Pétain, den Helden von Verdun, erinnerte an die Glorifizierung von Marschall Pilsudski in Polen, Admiral Horthy in Ungarn, Marschall Antonescu in Rumänien und Generalissimus Franco in Spanien. Den bekanntesten Militärführern fiel in jedem dieser Länder die Aufgabe zu, die Einheit der Nation zu verkörpern und die neue Ordnung zu symbolisieren.

Als Pétain Laval im Dezember 1940 entließ, war das keine Absage an die Kollaboration mit Deutschland, zu der sich der Marschall am 30. Oktober 1940, knapp eine Woche nach seinem Treffen mit Hitler in Montoire, bekannt hatte. Laval mußte gehen, weil Pétain ihm und seiner engsten Umgebung mißtraute. Admiral Joseph Darlan, der im Februar 1941 als Vizepräsident des Ministerrats, Außen-, Innen-, Informations- und Marineminister zum neuen «starken Mann» der Regierung aufstieg, erreichte in den «Pariser Protokollen» vom Mai 1941 die Reduzierung der Besatzungskosten um ein Viertel sowie die Entlassung von 100.000 Kriegsgefangenen und gewährte seinerseits den Deutschen verdeckte Unterstützung im Kampf gegen Großbritannien in Irak, Syrien und Nordafrika. Doch in beiden Regierungen, der deutschen wie der französischen, stießen die «Pariser Protokolle» auf so viel Widerstand, daß sie schließlich nicht unterzeichnet wurden. Am 18. April 1942 berief Pétain auf massives deutsches Drängen hin Laval unter Gewährung außerordentlicher Vollmachten erneut an die Spitze der Regierung. Am 22. Juni 1942, dem ersten Jahrestag des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion, sprach Laval in einer Rundfunkrede jenen Satz aus, der ihn in den Augen der meisten Franzosen zum bloßen Vollzugsorgan der Besatzungsmacht machte: «Ich wünsche den Sieg Deutschlands, weil sich ansonsten der Bolschewismus überall breitmachen wird.»

Der Staat von Vichy wies viele romantische und rückwärtsgewandte Züge auf. Zu ihnen gehörte der Ausschluß der Frauen aus dem öffentlichen Dienst, die Aufwertung des Vaters als Oberhaupt der Familie, die subventionierte «Rückkehr zur Scholle», mit der der Landflucht Einhalt geboten werden sollte, der Kampf gegen das Freimaurertum und die Ideen der Aufklärung, der bei manchen, nicht bei allen Vertretern des Regimes mit einem demonstrativen Klerikalismus einherging. Den berufsständischen Vorstellungen der Rechten kamen die Zwangsorganisationen für die Bauern und viele freie Berufe, darunter Ärzte, Apotheker und Architekten, entgegen, ebenso die Auflösung der Gewerkschaften und des Dachverbandes der Unternehmer zugunsten reiner Berufsverbände. Dem Vorbild der italienischen Carta del Lavoro von 1926 entsprach, schon vom Namen her, die Charte du Travail vom 4. Oktober 1941, die für die Sozialbeziehungen innerhalb der Unternehmen einen arbeitsrechtlichen Kodex schuf und nach dem Urteil Henry Roussos hinter einer sozialpartnerschaftlichen Fassade die Macht der Firmenchefs stärkte.

Sein reaktionäres und repressives Gesicht zeigte Vichy besonders deutlich in den schon erwähnten Judendekreten vom Oktober 1940 und Juni 1941, aber auch in der Säuberung des öffentlichen Dienstes und der Richterschaft von Anhängern der Dritten Republik. Die Unabsetzbarkeit der Richter wurde aufgehoben und mit ihr die Unabhängigkeit der Justiz; es folgte die Schaffung einer Reihe von Sondergerichten, unter anderem für die Verfolgung der «Verantwortlichen der Niederlage», zur Unterdrückung der Kommunisten und zur Bekämpfung des Schwarzen Marktes. Ein Prozeß gegen die angeblich Schuldigen der Niederlage von 1940, an ihrer Spitze Léon Blum und Édouard Daladier, vor dem Obersten Gerichtshof in Riom wurde jedoch zu einem Debakel. Das Verfahren wurde am 11. April 1942 vertagt, nachdem Hitler öffentlich beanstandet hatte, daß es in Riom nicht um die Verantwortung für den Krieg, sondern lediglich um dessen mangelhafte Vorbereitung gehe.

Neben Zwang, Unterdrückung und Reaktion gab es aber auch modernisierende Elemente im État français. René Rémond rechnet zu ihren Trägern ökonomische und finanzwissenschaftliche Theoretiker und Praktiker, denen die wirtschaftliche Rückständigkeit Frankreichs bewußt war und deren Ziel es war, ihr Land in eine mächtige Industrienation zu verwandeln. «Diese Technokraten, die den politischen Gegebenheiten relativ gleichgültig gegenüber standen, waren die Erben der Technikergeneration aus der Vorkriegszeit …; sie waren die Vorläufer der kommenden Generation hoher Funktionäre, die Frankreichs Modernisierung nach 1945 zum Erfolg führten, was so rasch nicht gelungen wäre, wenn Vichy nicht die Grundlagen dafür gelegt hätte.»

Der deutsche Angriff auf die Sowjetunion bedeutete auch für Frankreich eine Zäsur. Unter den Vorzeichen des Hitler-Stalin-Paktes hatte der illegale PCF versucht, sich mit den Besatzern zu arrangieren – was sogar zu dem, allerdings sofort zurückgewiesenen Ansinnen führte, die «Humanité» und andere Parteizeitungen wieder zuzulassen. Nach dem 22. Juni 1941 änderte sich die Situation grundlegend. Die Kommunisten gingen zum aktiven Widerstand gegen die Deutschen und ihre französischen Handlanger über. Am 21. August erschoß der Kommunist Pierre Georges, der später als Oberst Fabien eine wichtige Rolle in der Résistance spielen sollte, an der Pariser Metrostation Barbès-Rochechouart einen beliebig ausgewählten Angehörigen der Wehrmacht, den Marineverwaltungsassistenten Alfons Moser. Die Deutschen antworteten auf diesen und andere Akte mit äußerster Härte: Ende Oktober wurden 98 französische Geiseln erschossen. Der Innenminister der Regierung in Vichy, Pierre Pucheu, ließ im Herbst 1944 etwa 100 Personen hinrichten.

Der Anschlag von Barbès-Rouchechouart fiel in eine Zeit, die Pétain am 12. August in einer Rundfunkansprache mit dem Wort zu umschreiben versuchte, er spüre in mehreren Regionen Frankreichs einen «widrigen Wind» (vent mauvais). Was den Marschall und seinen damaligen Regierungschef Darlan beunruhigte, war nicht nur die wachsende Resonanz der überall in Frankreich zu empfangenden französischen Rundfunksendungen der BBC, einschließlich der von London aus ausgestrahlten Propaganda von de Gaulles «France libre», sondern auch Arbeitsniederlegungen wie der Streik der Bergleute im Departement Pas-de-Calais im Mai 1941, der sich gegen die enge Zusammenarbeit der Zechenleitung mit der Besatzungsmacht richtete.

Das Vichy-Regime antwortete auf die Unruhe in der Bevölkerung mit dem Verbot aller politischen Versammlungen, einer neuen Welle von Säuberungen (épurations), von der vor allem die Freimaurer betroffen waren, der Verdoppelung der Polizeikräfte und der gezielten Förderung des Frontkämpferverbandes, der Légion française des combattants, der im November 1941 in der Légion française des combattants et des volontiers de la Révolution nationale aufging. Seinen letzten Kern bildete der im Januar gegründete, uniformierte Service d’ordre légionnaire (SOL), der sich unter seinem Chef, dem philofaschistischen Joseph Darnand, einem unerbittlichen Kampf gegen Gaullisten, Bolschewisten, Freimaurer und nicht zuletzt Juden verschrieb.

Als der État français im Juli 1940 entstand, lebten im französischen Mutterland (ohne Algerien) etwa 330.000 Juden. Davon waren 200.000 französische Staatsbürger. Unter den 130.000 ausländischen Juden befanden sich 90.000 Polen, Russen, Deutsche, Österreicher und Rumänen sowie 40.000 Flüchtlinge aus den Niederlanden, Belgien und Luxemburg. Dazu kamen im Oktober 1940 fast 7000 Juden aus Baden und der Saarpfalz, die das Reichssicherheitshauptamt ohne Rücksprache mit Vichy ins unbesetzte Frankreich deportieren ließ.

Die Internierung ausländischer Juden und anderer unerwünschter Ausländer in improvisiert errichteten Lagern hatte bereits im Herbst 1939 begonnen. Die Lebensverhältnisse in Lagern wie Gurs, Les Milles und Rivesaltes waren so katastrophal, daß viele Insassen an Krankheit, Hunger und Entkräftung starben. Von Gurs behauptete der Schriftsteller Arthur Koestler, der dort im Winter 1939/40 interniert war, es sei schlimmer gewesen als ein «Nazi-Konzentrationslager, was die Nahrung, die Einrichtung und die Hygiene betrifft». In dem von den Deutschen besetzten Teil Frankreichs belief sich die Zahl der Lagerinsassen 1942 auf 15.000, im unbesetzten Teil zeitweilig auf 50.000 Menschen, darunter neben Juden und nichtjüdischen Emigranten auch Sinti und Roma ohne französischen Paß.

Ende März 1942 ließ die Besatzungsmacht erstmals 1000 Juden, die meisten von ihnen französische Staatsbürger, von Bourget aus nach Osten, in das Konzentrationslager Auschwitz, deportieren. Vom 7. Juni 1942 ab mußten alle Juden im besetzten Teil Frankreichs den Judenstern tragen. Im unbesetzten Teil des Landes blieben die Juden von dieser Maßnahme zunächst noch verschont, weil die Regierung, an deren Spitze seit dem 18. August wieder Pierre Laval stand, negative Reaktionen der Bevölkerung befürchtete. Der von Laval ernannte neue Generaldirektor der französischen Polizei, René Bousquet, sicherte der deutschen Seite eine Mitwirkung der von ihm befehligten Polizisten bei antijüdischen Aktionen gegen das Versprechen zu, daß davon als erste ausländische Juden betroffen sein sollten.

Daß auch Kinder unter 16 Jahren deportiert werden konnten, obwohl die deutsche Seite das noch gar nicht verlangt hatte, ging auf Laval zurück: Der Chef der Regierung in Vichy wollte nicht, daß sich der État français mit der Fürsorge für die andernfalls zurückbleibenden minderjährigen Juden neue Lasten aufbürdete. Die größte Razzia wurde Mitte Juli 1942 von der französischen Polizei organisiert: 12.800 ausländische Juden wurden bis zu ihrem Abtransport tagelang in der Winterradsporthalle der Hauptstadt, dem Vélodrome d’Hiver, kurz Vel’ d’Hiv’ genannt, zusammengepfercht, obwohl die amtlichen Stellen dort keinerlei Vorkehrungen für die Unterbringung und Versorgung so vieler Menschen getroffen hatten. Bis Oktober wurden 10.500 ausländische Juden aus den Internierungslagern des unbesetzten Frankreich nach Drancy gebracht, von wo aus die Deportationszüge ins besetzte Polen abfuhren. Die Gesamtzahl der aus Frankreich deportierten Juden belief sich Ende 1942 auf 42.000 – das waren mehr als die Hälfte der in Frankreich festgenommenen Juden, die dem nationalsozialistischen Rassenmord zum Opfer fielen.

Die Razzien, die im Sommer 1942 in mehreren französischen Großstädten stattfanden, waren nicht geheimzuhalten und riefen Proteste hervor. Die Präfekten berichteten von Empörung in der Bevölkerung; mehrere katholische Bischöfe legten in Hirtenbriefen, die in den Kirchen verlesen wurden, Verwahrung gegen das Unrecht ein, das den Juden angetan werde. Der Erzbischof von Toulouse, Monsignore Saliège, nannte am 23. August die Juden Menschen, die von Christen als Brüder behandelt werden müßten. Das Vichy-Regime, das sich bisher auf die Unterstützung des katholischen Klerus hatte verlassen können, berief sich demgegenüber auf antijüdische Äußerungen von Päpsten und Scholastikern und sprach von einer Agitation, hinter der die Gegner der «nationalen Revolution» stünden. Über den offiziellen Pressedienst rief die Regierung die Katholiken Anfang September auf, ihr Mitgefühl lieber den 1,2 Millionen Kriegsgefangenen zuzuwenden, diese zumindest seien «echte Söhne Frankreichs».

Die französischen Kriegsgefangenen spielten auch eine Rolle bei den Versuchen Vichys, den Forderungen der Besatzungsmacht nach einem größeren Engagement Frankreichs im Rahmen der deutschen Kriegswirtschaft nachzukommen. Als Hitlers Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, Fritz Sauckel, für die zweite Hälfte des Jahres 1942 350.000 Arbeitskräfte aus Frankreich verlangte, gelang es Laval, die Zahl auf 150.000 zu senken und einen Austausch von drei Arbeitern gegen einen freigelassenen Kriegsgefangenen, die sogenannte «Relève», durchzusetzen. Doch meldeten sich auf den entsprechenden Appell Lavals vom 22. Juni 1942 hin bis Ende Juli nur etwa 40.000 Freiwillige, woraufhin das Reich die meisten der 1,2 Millionen Kriegsgefangenen zur Zwangsarbeit verpflichtete.

Im September 1942 erließ die Regierung ein Gesetz, das die Mobilisierung von Männern zwischen 18 und 35 Jahren zu Arbeiten erlaubte, die angeblich im höheren Interesse der Nation lagen. Auf Grund dieses Gesetzes wurden Ende 1942 weitere 240.000 Arbeitskräfte nach Deutschland geschickt. Die Forderung Sauckels nach zusätzlichen 250.000 Fremdarbeitern aus Frankreich hatte die Einführung eines zweitägigen Zwangsarbeitsdienstes für Männer der Jahrgänge 1920 bis 1922, des Service de travail obligatoire (STO), zur Folge. Die Betroffenen, ihre Familien und die Kirche reagierten mit Entrüstung; zahlreiche junge Männer schlossen sich der Résistance an, um der Zwangsarbeit in Deutschland zu entgehen; im Verwaltungsapparat, bei der Polizei und Gendarmerie gab es viele, die trotz Androhung harter Strafen kein Interesse daran zeigten, «STO» zum Erfolg zu führen.

Zwischen dem Mobilisierungsgesetz und der Einführung des Zwangsarbeitsdienstes lag die tiefste Zäsur in der Geschichte des Vichy-Regimes: die Landung der alliierten Truppen in Nordafrika und die Besetzung des bisher unbesetzten Teiles von Frankreich durch die Deutschen im November 1942. Hatte der État français bis dahin noch über einen gewissen politischen Spielraum verfügt, so war er fortan nur noch ein vollständig vom Willen des Reiches abhängiger Satellitenstaat: ein Sachverhalt, den Laval beharrlich zu leugnen versuchte. Am 30. Januar 1943, dem zehnten Jahrestag von Hitlers «Machtergreifung», ersetzte er den Service d’ordre légionnaire durch die Milice français, zu deren Generalsekretär er den Chef des SOL, Joseph Darnand, machte. Die paramilitärische Milice bestand aus Freiwilligen, denen es oblag, die Ordnung aufrechtzuerhalten, Arbeitsverweigerer, Regimegegner und versteckte Juden aufzuspüren und der Polizei auszuliefern. Die Milice sollte Lavals persönliche Macht sowohl gegenüber politischen Rivalen in Vichy und Paris wie gegenüber der Besatzungsmacht stützen. Doch ebendiesem Auftrag versagte sich Darnand zunehmend: Er begann seine eigene Politik zu betreiben, verbündete sich mit Gegnern der Regierungschefs und nahm Verbindungen zum SD und zur deutschen Sicherheitspolizei auf.

Laval war, wie auch Pétain, ein Kollaborateur im Sinne der «collaboration d’état», aber kein «collaborationniste». Unter «collaboration d’état» verstehen französische Historiker die von Interessen geleitete Zusammenarbeit der Regierung in Vichy mit der Besatzungsmacht – eine Zusammenarbeit, die eine gewisse ideologische Nähe zum «Dritten Reich» nicht unbedingt voraussetzte und sich vorrangig an dem Ziel orientierte, den Handlungsspielraum des besiegten Frankreich schrittweise zu vergrößern und seine Souveränität zum frühstmöglichen Zeitpunkt wiederherzustellen. «Collaborationnistes» hingegen waren jene Politiker und Intellektuelle, die sich offen zum Faschismus bekannten, im Nationalsozialismus einen Verwandten im Geist und im Deutschland Hitlers die einzige Macht sahen, die Europa sowohl vor dem «jüdischen Bolschewismus» als auch vor der Überwältigung durch die angelsächsischen Demokratien, obenan die Vereinigten Staaten von Amerika, bewahren konnten. Da auch die «collaborateurs» meist glühende Antikommunisten und sehr häufig Antisemiten waren, gab es zwischen ihnen und den «collaborationnistes» keineswegs nur Trennendes, sondern auch wichtige Gemeinsamkeiten.

Zwei der prominentesten «Kollaborationisten» waren der ehemalige sozialistische Politiker Marcel Déat und der einstige Kommunistenführer Jacques Doriot. Déat, der im Mai 1939 die defätistische Parole «Mourir pour Dantzig?» ausgegeben hatte, setzte sich bereits im Juli 1940 für die Schaffung einer großen, von Pétain geführten Einheitspartei nach dem Vorbild der italienischen Faschisten und der deutschen Nationalsozialisten ein, konnte sich damit aber beim Marschall nicht durchsetzen. Daraufhin näherte er sich der deutschen Besatzungsmacht an und gründete im Februar 1941 seine eigene Bewegung, das Rassemblement national populaire (RNP), das in seinem Organ «L’Œuvre» das Vichy-Regime von rechts als nationalkapitalistisch und reaktionär angriff. Im Sommer 1941 gründete er zusammen mit Doriot und Eugène Deloncle, dem Chef des profaschistischen Mouvement social révolutionnaire, den Freiwilligenverband Légion des volontaires français contre le bolchévisme, aus deren Resten 1943 die französische Einheit der Waffen-SS, die spätere SS-Division Charlemagne, hervorgehen sollte.

Im Unterschied zu dem Intellektuellen Déat ging der Volkstribun Doriot, der Vorsitzende des 1936 gegründeten rechtsradikalen Parti populaire français (PPF), mit seinem Antikommunismus so weit, sich zeitweilig selbst als einer der französischen Legionäre in Wehrmachtsuniform aktiv am Kampf gegen die Sowjetunion zu beteiligen. Während das Auswärtige Amt in Berlin und der deutsche Botschafter in Paris, Otto Abetz, auf Déat setzten, genoß der der radikalere Doriot das besondere Wohlwollen der SS. Einen Massenanhang konnte aber weder der eine noch der andere hinter sich bringen. Doriot verlor als «collaborationniste» die meisten Anhänger, die seine Bewegung vor dem Krieg gehabt hatte. Seine Partei hatte aber immer noch mehr Mitglieder als die Déats. Zusammen mit anderen faschistischen Organisationen, darunter die Bewegung Deloncles, sollen die RNP und der PPF in 52 Departements zwischen 1942 und 1944 etwas über 14.000 Mitglieder gehabt haben. Die Gesamtzahl der Mitglieder aller faschistischen und prodeutschen Vereinigungen wird für die zweite Hälfte des Jahres 1943 auf höchstens 50.000 geschätzt.

Zu den intellektuellen «collaborationnistes» gehörten der Publizist Alfred Fabre-Luce, die Schriftsteller Louis Ferdinand Céline, Robert Brasillach, Pierre Drieu la Rochelle und Henry de Montherlant – allesamt beredte Verteidiger eines vom nationalsozialistischen Deutschland geführten Kampfes zur Rettung Europas vor dem Bolschewismus. Die Wortführer des «collaborationnisme» agierten von Paris aus, aber sie hatten einflußreiche Verbündete auch in Vichy. Unter diesen waren der ehemalige Kommunist Paul Marion, der seit Februar 1941 innerhalb der Regierung für Information und Propaganda zuständig war, der Staatssekretär beim Vizepräsidenten des Ministerrates, Jacques Bénoist-Méchin, und Joseph Darnand, der Chef der Milice, der, tatkräftig unterstützt von seinem engen Mitarbeiter Philippe Henriot, seit 1943 zum Inbegriff der fortschreitenden Faschisierung des Vichy-Regimes wurde.

1943 wurde zu einem Jahr der Résistance. Seit der Einführung des Zwangsarbeitsdienstes im Januar stieg nicht nur die Zahl der Widerstandskämpfer, sondern auch die ihrer bewaffneten Aktionen gegen Vichy-Polizisten, Milizionäre, bekannte Kollaborateure und Angehörige der Besatzungsmacht steil an. Die Okkupanten reagierten mit massenhaften Deportationen in deutsche Konzentrationslager: Von den 87.000 Franzosen, die dieses Schicksal erlitten, waren zwei Drittel Angehörige der Résistance; das verbleibende Drittel bestand vor allem aus Geiseln, Strafgefangenen und Homosexuellen.

Unter dem Eindruck der zunehmenden Repression schlossen sich die regional und politisch gespaltenen Widerstandsgruppen enger zusammen. Dem persönlichen Beauftragten General de Gaulles in Frankreich, dem früheren Präfekten des Departements Eure-et-Loire, Jean Moulin, gelang es im Januar 1943, die wichtigsten linken Widerstandsgruppen der östlichen Zone, «Combat», «Libération» und «Franc-Tireur», zusammenzuschließen. Am 27. Mai gründete er in Paris den Conseil national de la résistance (CNR), in dem neben den illegalen Kampfverbänden der gemäßigten Rechten und Linken und den republikanischen Parteien auch die größte und aktivste aller Widerstandsorganisationen, der von der Kommunistischen Partei kontrollierte Front national, mitarbeitete. Viereinhalb Wochen später, am 21. Juni 1943, wurde Jean Moulin von der Gestapo verhaftet; vom Gestapo- Chef von Lyon, Klaus Barbie, auf brutalste Weise gefoltert, starb er am 8. Juli an Herzversagen. Moulins Tod war ein schwerer Schlag für die Résistance, aber keine Zäsur: Der Kampf der «maquisards», die aus dem Schutz des Dickichts (maquis) im Zentralmassiv und anderen für den Partisanenkampf gut geeigneten Regionen gegen die Besatzer und ihre französischen Helfer losschlugen, ging unvermindert weiter.

Der Zusammenschluß der Résistance in Frankreich gab den Bemühungen um eine Zusammenarbeit der Anti-Vichy-Kräfte außerhalb des Mutterlandes Auftrieb. Nachdem General Henri Giraud, der zivile und militärische Hochkommissar in Nordafrika, im Frühjahr 1943 unter dem Einfluß seines engen Beraters Jean Monnet öffentlich mit der Regierung des Marschalls gebrochen hatte, zeigte sich de Gaulle bereit, dem britischen Drängen nachzugeben und eine Allianz mit Giraud einzugehen. In Algier riefen beide Generäle am 3. Juni 1943 das Comité français de libération nationale (CFLN) ins Leben. Die Doppelpräsidentschaft Girauds und de Gaulles war allerdings nur von kurzer Dauer. Unter dem Druck der Anhänger der Résistance in Algerien, die in der im September einberufenen Beratenden Versammlung den Ton angaben, mußte Giraud Anfang Oktober zurücktreten. De Gaulle war nunmehr der alleinige Führer des CFLN und zugleich der Inhaber der französischen Macht in Algerien. Da die Alliierten das Komitee bereits im Juli als Vertretung der französischen Interessen anerkannt hatten, konnte der Chef des Freien Frankreich fortan auch auf die Unterstützung der Macht rechnen, die bis zum 8. November 1942 diplomatische Beziehungen zu Vichy unterhalten und in Nordafrika auf Giraud gesetzt hatte: der USA.

Mit der Ausschaltung Girauds endete die Spaltung des außerhalb des Mutterlandes agierenden französischen Militärs – ein Gegensatz, der zahlreiche Menschenleben gefordert hatte, unter anderem bei dem Versuch de Gaulles vom September 1940, seine Truppen mit britischer Hilfe in Dakar landen zu lassen, bei den Kämpfen zwischen Vichy-Streitkräften auf der einen, Briten und France-libre-Kräften auf der anderen Seite in Syrien im Sommer 1941 und bei der Schlacht um Nordafrika anläßlich der Landung der Alliierten im November 1942. Auch im innerfranzösischen Widerstand wuchs die Autorität de Gaulles. An die Spitze des CNR trat nach der Verhaftung Moulins ein anderer Vertrauensmann des Chefs des Freien Frankreich, Georges Bidault. Dafür, daß die Résistance weiteren Zulauf hatte, sorgte nicht nur die immer härter werdende Repression durch das Vichy-Regime und die Besatzungsmacht, sondern auch ein Faktor, auf den die Franzosen der unterschiedlichen Richtungen nur wenig Einfluß hatten: die militärischen Erfolge der Alliierten, die den Deutschen an allen Fronten schwere Niederlagen beibrachten. Die Folge war, daß der Glaube an einen «Endsieg» des Reiches und seiner Verbündeten auch in Frankreich immer mehr dahinschwand.

Innerhalb des Vichy-Regimes traten im Sommer 1943 erneut Spannungen zwischen Pétain und Laval zutage. Der Chef d’État lehnte sich gegen das Ansinnen der Besatzer auf, alle Juden, die seit 1927 die französische Staatsbürgerschaft erhalten hatten, auszubürgern und damit den Deutschen den Zugriff auf sie zu erleichtern. Laval, der dem deutschen Plan bereits zugestimmt hatte, mußte sich in diesem Punkt korrigieren. Eine Deportation von Juden mit französischem Paß wurde dadurch verzögert, aber nicht verhindert. Einige Monate später kam es zu einer schweren Krise zwischen der Besatzungsmacht und dem État français. Um seiner fortschreitenden Entmachtung durch Laval Einhalt zu gebieten, unternahm Pétain einen Schritt, den der Historiker Marc-Olivier Baruch einen «konstitutionellen ‹Staatsstreich›» nennt: Der Marschall unterzeichnete am 11. November einen Verfassungsakt, durch den die im Juli 1940 suspendierten beiden Kammern der Nationalversammlung einberufen wurden. Ihre Aufgabe sollte darin bestehen, die damals angekündigte neue Verfassung auszuarbeiten und einen Nachfolger für Pétain zu bestimmen. Die Okkupationsmacht intervenierte sofort und verhinderte die Ausstrahlung der entsprechenden Rundfunkerklärung des Staatschefs. Pétain protestierte, mußte sich aber schließlich fügen und fortan seine ständige Überwachung durch den deutschen Diplomaten Cécil von Renthe-Fink, den früheren Reichs bevollmächtigten in Dänemark, akzeptieren. Der innenpolitische Gewinner des Machtkampfes war Laval.

Anfang 1944 erzwangen die Deutschen die Entlassung einiger der engsten Berater des Chef d’État sowie einer großen Zahl von Präfekten und Unterpräfekten. Einige von ihnen wurden nach Deutschland deportiert. Gleichzeitig setzte die Besatzungsmacht die Berufung von entschiedenen «collaborationnistes» in Regierungsämter durch: Joseph Darnand, der Generalsekretär der Milice française, wurde am 1. Januar 1944 zum Generalsekretär für die Aufrechterhaltung der Ordnung und damit faktisch zum Polizeiminister, sein Mitarbeiter Philippe Henriot, wie Darnand ein fanatischer Antisemit, fünf Tage später zum Minister für Information und Propaganda ernannt. Am 17. März folgte die Berufung Marcel Déats zum Arbeitsminister. Damit gelangten erklärte Faschisten in Schlüsselpositionen des État français. Sie konnten sich auf die inzwischen zeitweise kasernierte Miliz stützen, die längst zum wichtigsten Instrument im Kampf gegen die Résistance geworden war. Milizionäre wurden von Darnand zu Präfekten, zu Polizei- und Gefängnisdirektoren oder leitenden Beamten des Geheimdienstes ernannt. Den neuen, im Januar 1944 geschaffenen, ebenfalls von Darnand berufenen Standgerichten oblag es, Widerstandskämpfer, die Attentate vorbereitet oder begangen hatten, abzuurteilen. Bei erwiesener Schuld hieß das, da ein Einspruch nicht möglich war, sofortige Exekution.

Der Machtgewinn der Miliz bedeutete eine Entmachtung der Polizei, die dadurch dem État français entfremdet wurde. Aus ihren Reihen wie aus denen der Beamtenschaft erhielt die Résistance neuen Zulauf, so daß die Grenzen zwischen Kollaboration und Widerstand teilweise undeutlich wurden. Besonders heftige Kämpfe zwischen der Résistance und der Miliz fanden Anfang 1944 im Maquis von Glières im Departement Haute-Savoie statt, wo die Vichy-Kräfte sich nur noch mit deutscher Hilfe durchsetzen konnten. Die anschließenden Exekutionen von Widerstandskämpfern fanden häufig statt, ohne daß es zuvor Gerichtsverfahren gegeben hätte. In der Bevölkerung wurde Laval für den Terror der Miliz verantwortlich gemacht, weniger Pétain, der nach wie vor ein beträchtliches persönliches Ansehen genoß. Am 26. April wurde der Marschall bei dem einzigen Besuch, den er seit dem Waffenstillstand Paris abstattete, mit Ovationen empfangen; ähnlich freundlich war die Begrüßung des Staatschefs in anderen Städten, in die er im Frühjahr 1944 kam. Doch von der breiten Unterstützung, auf die sich der État français zunächst hatte verlassen können, war um diese Zeit nicht mehr viel übrig: Die Mehrheit der Franzosen wartete ungeduldig auf die Befreiung von der Fremdherrschaft – ein Ereignis, das am 6. Juni mit der Landung der Alliierten in der Normandie in greifbare Nähe rückte.

Kurz darauf begingen Besatzungsmacht und Miliz einige der schrecklichsten Verbrechen der Vichy-Ära. Am 8. Juni hängten deutsche Truppen in Tulle, nachdem sie tags zuvor die von Kämpfern der Widerstandsgruppe Francs-tireurs et partisans eingenommene Stadt zurückerobert hatten, 99 Einwohner an den Balkonen der Gebäude auf. Zwei Tage später, am 10. Juni 1944, rottete die SS-Division «Das Reich» ein ganzes Dorf, Oradour-sur-Glane, aus: 642 Männer, Frauen und Kinder wurden in einer Scheune und der Kirche des Orts zusammengetrieben und erschossen oder bei lebendigem Leib verbrannt. Am 20. Juni entführten Angehörige der France-Garde, der kasernierten Miliz, den früheren radikalsozialistischen Minister Jean Zay, aus dem Gefängnis von Riom; seine Leiche wurde erst 1946 aufgefunden. Am 7. Juli brachten Milizionäre einen anderen radikalsozialistischen Politiker, Georges Mandel, um. Sein Tod sollte die Vergeltung für die Ermordung des Propagandaministers Henriot durch Widerstandskämpfer am 28. Juni sein.

Am 20. August wurde Marschall Pétain von den Deutschen, die inzwischen den Rückzug aus Frankreich angetreten hatten, gegen seinen Willen von Vichy zunächst nach Belfort und dann ins schwäbische Sigmaringen gebracht. Dorthin begaben sich auch, ebenfalls gegen ihren Willen, Laval und seine Minister. An die Spitze der Exilregierung, der unter anderem Darnand und Déat angehörten, trat, mit der Zustimmung Pétains, der frühere Generaldelegierte der Vichy-Regierung für die besetzten Gebiete und nachmalige Staatssekretär Fernand de Brinon. Reale Macht hatte das Sigmaringer Kabinett nicht mehr. Diese lag mittlerweile in den Händen der Résistance. Am 25. August, drei Tage nachdem der letzte Judentransport aus Frankreich nach Auschwitz abgegangen war, befreiten Truppen der France libre unter General Leclerc, von aufständischen Widerstandskämpfern unterstützt, Paris. Wenige Stunden später zog General de Gaulle in die Hauptstadt ein und begab sich ins Rathaus. Tags darauf marschierte er, von der Bevölkerung stürmisch bejubelt, an der Spitze seiner Getreuen über die Champs-Elysées zur Place de la Concorde.

Solange die Deutschen in Frankreich das Sagen hatten, war unklar geblieben, was aus diesem Land werden sollte, falls der Krieg mit einem Sieg des Reiches endete. Als sicher durfte gelten, daß Elsaß-Lothringen bei Deutschland verbleiben würde. Von der Germanisierung Burgunds, die vor und nach dem Westfeldzug die Phantasie Hitlers, Himmlers und Goebbels beschäftigt hatte, war seit 1941 keine Rede mehr. Als Teil eines künftigen Großgermanischen Reiches hatte der «Führer» das übrige Frankreich nie betrachtet. Vermutlich wäre einem territorial verkleinerten Frankreich ein Platz als Vasallenstaat des siegreichen Deutschland zugewiesen worden. Daß Hitler einen gewissen Respekt vor der Kultur des besiegten Landes empfand und darin vom deutschen Botschafter in Paris, Otto Abetz, und vielen deutschen Offizieren noch weit übertroffen wurde, bewahrte die Franzosen davor, als Sklavenvolk behandelt zu werden und damit ein ähnliches Schicksal zu erleiden wie Weißrussen, Ukrainer und Polen.

Auf der anderen Seite arrangierten sich viele der von Abetz umworbenen französischen Künstler und Intellektuellen, auch wenn sie nicht offen kollaborierten, mit der Realität der Besatzung. Zwischen 1940 und 1944 wurden in Paris bedeutende Theaterstücke wie «Die Fliegen» von Jean-Paul Sartre und «Der seidene Schuh» von Paul Claudel uraufgeführt. Mit deutscher Genehmigung erschienen Werke von Albert Camus, Georges Duhamel und selbst von François Mauriac, der der Résistance zuzurechnen war und gleichzeitig in einem Untergrundverlag, den Editions de Minuit, publizierte. Maler, Bildhauer blieben unbehelligt, solange sie sich nicht mit der Besatzungsmacht anlegten. Von einer «blühenden Saison» spricht Marc-Olivier Baruch im Hinblick auf das Paris der Jahre 1940 bis 1944.

Mit der Befreiung Frankreichs begann die mythische Verklärung der Résistance. Frankreich sei, erklärte Charles de Gaulle am 25. August 1944 in seiner Rede vor dem Pariser Hôtel de Ville, durch sein eigenes Volk, mit der Hilfe seiner Armeen und der Unterstützung von ganz Frankreich, des kämpfenden, also des einzigen, des wahren und ewigen Frankreichs befreit worden (libéré par son peuple avec le concours des armées de la France, avec l’appui et le concours de la France tout entière, de la France qui se bat, de la seule France, de la vraie France, de la France éternelle).

Der Chef der France libre machte damit aus der Leistung einer Minderheit von etwa einer Million Franzosen ein Werk der gesamten Nation. Die Kollaboration hingegen wurde einem überschaubaren Personenkreis zugeschrieben, den es unnachsichtig zur Rechenschaft zu ziehen galt. Der «épuration» fielen in den ersten Monaten nach der alliierten Invasion, teilweise auch schon in den Wochen davor, rund 10.000 Menschen ohne Gerichtsverfahren zum Opfer, darunter Politiker, Milizionäre und Gendarmen. Frauen, die intime Beziehungen mit Besatzungssoldaten eingegangen waren, wurden, wie auch in anderen von Deutschland okkupierten Ländern, unterschiedslos der Kollaboration bezichtigt, gesellschaftlich geächtet und vielerorts öffentlich kahl geschoren. Kinder, die aus solchen Verbindungen hervorgingen, hatten unter ihrer Herkunft schwer zu leiden.

Der informellen folgte die formelle Vergeltung. Von den Ministern und Staatssekretären der Vichy-Regierung wurden 1945 22 zu Gefängnis oder Zwangsarbeit und 18, davon 10 in Abwesenheit, zum Tode verurteilt. Unter den zum Tode Verurteilten war auch Philippe Pétain, der aber wegen seines hohen Alters vor der Exekution verschont blieb und auf die der Vendée vorgelagerte Insel Yeu verbannt wurde, wo er am 23. Juli 1951 starb. Laval, Brinon und Darnand wurden hingerichtet. Doriot kam im Februar 1945 bei einem Fliegerangriff in Deutschland um, Déat konnte nach Italien fliehen und sich in einem Kloster verstecken, wo er 1955 starb. Von den Milizionären und höheren Funktionären des Vichy-Regimes wurden etwa 1500 zum Tode ver urteilt und hingerichtet; 38.000 mußten Gefängnisstrafen verbüßen.

Nicht wenigen Kollaborateuren half es, daß sie auch Beziehungen zur Résistance unterhalten hatten. Unter ihnen war René Bousquet, der bis Ende 1943 als Generalsekretär der französischen Polizei an der Spitze des Repressionsapparates gestanden und maßgeblichen Anteil an der Deportation der in Frankreich lebenden Juden in die Vernichtungslager gehabt hatte. Bousquet kam mit einer Aberkennung der politischen Bürgerrechte für die Dauer von fünf Jahren davon. Erst nach dem Bekanntwerden neuer belastender Vorgänge, darunter seiner Mitwirkung an der Deportation von 194 jüdischen Kindern, wurde Bousquet 1991 erneut angeklagt. Seiner persönlichen Freundschaft mit dem Staatspräsidenten der Jahre 1981 bis 1995, François Mitterrand, hatte er es zu verdanken, daß die Eröffnung des Prozesses verschleppt wurde. Am 8. Juni 1993 wurde Bousquet von einem angeblich unzurechnungsfähigen Mann erschossen.[18]

«Dieses Volk von der Erde verschwinden zu lassen»:
Die «Endlösung der Judenfrage» (II)

Das erste Land, aus dem der Vollzug der Vernichtung der Juden gemeldet werden konnte, war Serbien. Auf die Erschießung von Tausenden männlicher Juden im Zuge von «Sühnemaßnahmen» im Sommer und Herbst 1941 folgten von März bis Mai 1942 die Tötung von etwa 8000 jüdischen Frauen und Kindern des Konzentrationslagers Sajmište, dann der Patienten und des Personals des jüdischen Krankenhauses Belgrad sowie von Juden aus einem nahegelegenen Lager in einem aus Berlin geschickten Gaswagen. Außer den Juden wurden auch Sinti und Roma, die hier wie überall im deutsch besetzten Europa als rassisch minderwertige, asoziale überflüssige Esser galten, auf dieselbe Weise umgebracht. Im August 1942 telegraphierte der mit der Durchführung der Mordaktion beauftragte Chef der deutschen Zivilverwaltung in Belgrad, SS-Gruppenführer Harald Turner, voller Stolz nach Berlin: «Serbien einziges Land, in dem Judenfrage und Zigeunerfrage gelöst.»

Gaswagen als Instrumente zur Vernichtung von Juden wurden nach den Erfahrungen, die man bei der Tötung von Geisteskranken gemacht hatte, auch in den baltischen Ländern, in Weißrußland, der Ukraine und im Lager Chelmno (Kulmhof) im Warthegau eingesetzt. Im November 1941 begann in Belzec im Generalgouvernement die massenhafte Ermordung von Juden in Gaskammern. Belzec gehörte neben Sobibór, Treblinka und etwas später, seit Juli 1942, Majdanek zu den Vernichtungslagern der (wohl im Gedenken an Reinhard Heydrich so genannten) «Aktion Reinhard», die unter der Aufsicht des SS- und Polizeigruppenführers des Distrikts Lublin, Odilo Globocnik, standen. Bis Ende 1942 wurden in Belzec etwa 434.000 Juden umgebracht, in Sobibór in den ersten drei Monaten seines Betriebs, von März bis Juni 1942, 90.000 bis 100.000 Juden, die vor allem aus dem Distrikt Lublin, aus Österreich, dem Altreich und dem Protektorat Böhmen und Mähren kamen. Im Juli 1942 begannen die Tötungen in den Gaskammern von Treblinka. Majdanek, ursprünglich ein Lager für sowjetische Kriegsgefangene, war sowohl ein für Sklavenarbeit genutztes Konzentrations- als auch ein Vernichtungslager. Dasselbe galt für Auschwitz, das, soweit es um Vernichtung durch Arbeit ging, der Aufsicht des Wirtschaftsverwaltungshauptamtes der SS unterstand, während für die unmittelbare physische Vernichtung durch Vergasung das Reichssicherheitshauptamt zuständig war.

Das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau begann, nach einem «Vorlauf» im September 1941, bei dem 600 russische Kriegsgefangene und 200 kranke oder arbeitsunfähige Häftlinge durch Zyklon B umgebracht worden waren, Mitte Februar 1942 mit der Massentötung in Gaskammern. Zu den ersten Opfern gehörten für arbeitsunfähig erklärte Juden aus oberschlesischen Arbeitslagern. 1943 wurden in Birkenau ein «Frauenlager», ein «Familienlager» für Zigeuner und ein «Familienlager» für Juden aus dem Konzentrationslager Theresienstadt eingerichtet. Die zur Vernichtung bestimmten Juden mußten sich vor der Tötung in den Gaskammern völlig auskleiden. Nachdem der Tod durch qualvolles Ersticken eingetreten war, wurden die Leichen durch das Herausbrechen von Goldzähnen, das Abschneiden von Frauenhaar, die Abnahme von Prothesen und das Einsammeln von Wertgegenständen wie Eheringen und Brillen ökonomisch verwertet. Diese Arbeit hatten jüdische Sonderkommandos zu erledigen. Es folgte, nachdem die Körper der Toten zunächst vergraben worden waren, seit 1943 die Verbrennung der Leichen in großen Öfen, die die Firma Topf und Söhne in Erfurt hergestellt und geliefert hatte. Die Knochen wurden in besonderen Mühlen zermahlen, die Asche danach, wie Saul Friedländer schreibt, «als Dünger auf den nahegelegenen Feldern verwendet, in Wäldern der Umgegend ausgekippt oder in der Nähe in den Fluß geschüttet. Und was die Angehörigen der Sonderkommandos anging, so wurden sie von Zeit zu Zeit getötet und durch neue Mannschaften ersetzt.» Die Zahl der in Auschwitz umgebrachten Menschen, darunter 1,1 Millionen Juden, 140.000 Polen, knapp 20.000 Sinti und Roma und 10.000 sowjetische Kriegsgefangene, wird auf 1,3 Millionen geschätzt.

Die Ermordeten kamen aus allen Teilen des von Deutschland besetzten oder kontrollierten Europa. Solidarische Hilfe der einheimischen Bevölkerung erfuhren die Juden nur selten, und nirgendwo so erfolgreich und umfassend wie im schon erwähnten Ausnahmefall Dänemark. In den Niederlanden kooperierten, ungeachtet der frühen Solidaritätsaktionen in Delft, Leiden und Amsterdam 1940/41, Polizei und Beamtenschaft mit den Besatzern bis zuletzt, wenn es darum ging, Juden in die Vernichtungslager zu deportieren. Ähnliches galt für Belgien, wo, anders als im nördlichen Nachbarland, die überwältigende Mehrheit der im Lande lebenden Juden ausländischer Herkunft war. In Frankreich stieß die «collaboration» auf gewisse Grenzen, wenn es um die Auslieferung alteingesessener Juden ging. Von den aus Frankreich deportierten Juden waren über zwei Drittel (68 Prozent) ausländische Juden. Während von den in Frankreich lebenden ausländischen Juden 39 Prozent dem Holocaust zum Opfer fielen, waren es «nur» 12 Prozent der französischen Juden. In Frankreich belief sich der Anteil der deportierten und ermordeten Juden an der Gesamtheit der jüdischen Bevölkerung auf 23 Prozent, in Belgien lag er bei der Hälfte, in den Niederlanden bei drei Vierteln.

Aus Belgien gingen im August 1942 die ersten Transporte von 10.000 Juden in die Vernichtungslager ab. Es waren polnische, tschechoslowakische, russische und andere ausländische Juden, aber noch keine Juden mit belgischer Staatsangehörigkeit. Zur Begründung erklärte der Vertreter des Auswärtigen Amts beim deutschen Militärbefehlshaber in Belgien, Werner von Bargen, in einem Bericht nach Berlin, daß das «Verständnis für die Judenfrage» in Belgien noch nicht sehr verbreitet und die Juden in den «hiesigen Wirtschaftsprozeß» voll eingegliedert seien, weshalb bei ihrem Abtransport «Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt» zu befürchten wären. Soweit belgische und ausländische Juden den Holocaust überlebten, verdankten sie das spontaner Hilfe aus der Bevölkerung und der Unterstützung von Widerstandsgruppen. Am 31. Juli 1944 brachte letztmals ein Deportationszug Juden aus dem Sammellager Mechelen nach Auschwitz. Mit ihm gelangte auch der Maler Felix Nußbaum, nach nationalsozialistischen Begriffen ein Vertreter der «entarteten Kunst», in das Vernichtungslager, wo er, vermutlich am 2. August, vergast wurde.

In den Niederlanden protestierten im Juli 1942 die Führungen aller christlichen Kirchen gegen die Judendeportationen. Als Reichskommissar Seyß-Inquart daraufhin zusagte, getaufte Juden, sofern sie vor der deutschen Besatzung zum Christentum übergetreten waren, vom Abtransport auszunehmen, gaben die protestantischen Bischöfe nach, während die katholischen Bischöfe ihren Protest aufrechterhielten und in den Kirchen bekannt machten. Daraufhin wurden die meisten katholischen Juden verhaftet und 92 von ihnen nach Auschwitz deportiert, wo sie sofort den Weg in die Gaskammer antreten mußten. Eines der Opfer war die aus Breslau stammende Karmeliternonne und Philosophin Edith Stein, die 1922 zum Katholizismus übergetreten war.

Zu den in die Niederlande geflüchteten ungetauften deutschen Juden, die den Holocaust nicht überlebten, gehörte die im Juni 1929 in Frankfurt am Main geborene Anne Frank. Ihre Familie konnte sich vom Juni 1942 ab mit Hilfe aus der einheimischen Bevölkerung heraus zwei Jahre lang in einem Hinterhof in der Amsterdamer Prinsengracht verstecken, worüber Anne in ihrem später weltberühmt gewordenen Tagebuch berichtete. Am 4. August 1944 erfolgte, auf Grund einer Denunziation, die Verhaftung der dort versteckten Juden. Nur Annes Vater, Otto Frank, der nach Auschwitz deportiert wurde, überlebte den Krieg. Anne und ihre Schwester Margot wurden in das Konzentrationslager Bergen-Belsen gebracht, wo beide, kurz vor der Befreiung des Lagers, im März 1945 an Typhus starben.

Überleben konnten die Juden in den von Deutschland besetzten Ländern nur durch die Flucht (was in Frankreich nach der Besetzung auch des südlichen Teils im November 1942 kaum noch möglich war) oder im Untergrund, was die aktive Mitwirkung von Nichtjuden voraussetzte. Menschen, die bereit waren, Juden vor ihren Verfolgern zu schützen und unter Gefahr für Leib und Leben bei sich aufzunehmen, gab es in allen besetzten Ländern und auch in Deutschland selbst. Doch nirgendwo war die Zahl nichtjüdischer Unterstützer so groß wie im traditionell antisemitischen Polen. Dabei spielten auch Geld und Erpressung eine Rolle, und sicher gab es sehr viel mehr Sympathisanten der Judenvernichtung und Denunzianten untergetauchter Juden als Polen, die assimilierten Juden halfen, ihre Identität zu verbergen, oder gar Juden Unterschlupf gewährten. Von den 3,3 Millionen Juden, die 1939 in Polen gelebt hatten, überlebten etwa 300.000 den Krieg, davon freilich höchstens 40.000 auf polnischem Territorium.

Schwankend und widersprüchlich war die Haltung der meisten mit dem nationalsozialistischen Deutschland verbündeten Staaten gegenüber der Judenvernichtung. Das gilt auch für das faschistische Italien. Italienische Diplomaten und Offiziere konnten in den besetzten Gebieten Griechenlands, Kroatiens und Südfrankreichs Tausende von Juden vor dem sicheren Tod retten, indem sie eine Deportation in die Vernichtungslager verhinderten. In Kroatien brachte sie das nicht nur in Gegensatz zu den Deutschen, sondern auch zu den radikal antisemitischen Ustaschi, die dort, wo sie nicht daran gehindert wurden, also in der deutschen Einfluß- und Besatzungszone, die Juden zum größten Teil bereits ausgerottet hatten. Am 21. August 1942 ließ Mussolini seine militärischen und zivilen Untergebenen wissen, daß er den deutschen Anspruch auf die im italienischen Besatzungsgebiet Kroatiens lebenden Juden unterstütze. Das italienische Außenministerium war kurz zuvor durch den zweiten Mann der deutschen Botschaft in Rom, den Gesandten Otto von Bismarck, einen Enkel des Reichsgründers, schriftlich und in ungewöhnlich offener Form über den Zweck der verlangten Deportation informiert worden: die «Zerstreuung und vollständige Eliminierung» der betroffenen Juden.

Daß die maßgebenden italienischen Militärs auf der anderen Seite der Adria, an ihrer Spitze General Roatta, der Befehlshaber der 2. Armee in Slowenien, Dalmatien und Kroatien, sich der Direktive aus Rom nicht fügen wollten, hatte nicht nur humanitäre, sondern auch realpolitische Gründe: Zum Abscheu gegenüber dem mörderischen Rassenwahn des deutschen Verbündeten kam die Sorge, daß Italien im Fall einer deutschen Niederlage von den Siegermächten als Komplize eines gigantischen Verbrechens haftbar gemacht werden könnte. Trotz der Einwände Roattas ordnete Mussolini Mitte Oktober die Internierung der im italienisch besetzten Teil Kroatiens lebenden Juden und ihre Auslieferung an Kroaten und Deutsche an. Die Internierung in einem Lager auf der Insel Rab erfolgte, die Auslieferung aber unterblieb. Auf Grund einer neuen, von Roatta erwirkten Weisung des «Duce» wurde die Entscheidung über das weitere Schicksal der Lagerinsassen bis zum Frühjahr 1943 verschoben. Erst nach dem Sturz Mussolinis im Juli 1943 und der Unterzeichnung eines Waffenstillstands zwischen Italien und den Westalliierten am 8. September konnten die Deutschen sich eines Teils der im bisherigen italienischen Besatzungsgebiet Kroatiens lebenden Juden bemächtigen und sie nach Auschwitz deportieren – ein anderer Teil hatte sich inzwischen den Partisanen Titos angeschlossen.

Bis zum Sommer 1942 schien es, als würde auch der rumänische «Conducator» Ion Antonescu, ein getreuer Verbündeter Hitlers, Deutschland bei der «Endlösung der Judenfrage» genau so unterstützen wie im Kampf gegen die Sowjetunion. In den ersten zwölf Monaten des Krieges im Osten brachten Armee und Gendarmerie Rumäniens in den rückeroberten Gebieten Bessarabien und Nordbukowina zwischen 280.000 und 380.000 Juden um; im Oktober 1941 ermordeten rumänische Truppen nach dem Einmarsch in Odessa zwischen 45.000 und 50.000 der dort lebenden Juden. Doch im Herbst 1942 begann sich der Bukarester Diktator, vermutlich auch unter dem Eindruck militärischer Rückschläge der Achsenmächte, umzuorientieren. Im Oktober schob er die den Deutschen bereits zugesagte Deportation der noch lebenden 300.000 rumänischen Juden zunächst bis zum Frühjahr 1943 auf, ließ dann aber schon im November einem Beauftragten Himmlers mitteilen, daß Rumänien die deutsche Haltung gegenüber den Juden mißbillige. Offenkundig hatte der Druck, den Berlin gegenüber Bukarest ausübte, das Gegenteil des Gewollten bewirkt. Militärische Gewalt gegenüber dem widerborstigen «Conducator» anzuwenden konnte Hitler sich angesichts der militärischen Lage an der Ostfront nicht leisten. Infolgedessen mußte er die rumänische Weigerung, die Judenvernichtung fortzusetzen, hinnehmen.

Ungarn war in der Ära Horthy kaum weniger antisemitisch als das Rumänien Antonescus. Der judenfeindlichen Rassengesetzgebung vom Mai 1939 folgte im Frühjahr 1942 die Verstaatlichung von Land, das sich in jüdischem Besitz befand. Juden wurden zu Arbeitsbataillonen an der Ostfront eingezogen, wo viele von ihnen umkamen. Um dieselbe Zeit aber vollzog Admiral Horthy, der Reichsverweser, eine außenpolitische Wende. In der Erwartung, daß das «Dritte Reich» am Ende den Alliierten unterliegen würde, ersetzte er im März 1942 den unbedingt deutschfreundlichen Ministerpräsidenten László von Bárdossy durch den Grundbesitzer Miklós von Kállay, der als entschiedener Gegner sowohl der ungarischen Nationalsozialisten, der Pfeilkreuzler unter Férenc Szálasi, wie des deutschen Nationalsozialismus galt und, den Wünschen Horthys entsprechend, die Verbindung zu den Westmächten suchte.

Kállay verweigerte sich zunächst der deutschen Forderung, auch in Ungarn den Judenstern einzuführen, und dann auch dem Verlangen des Reiches, mit der Deportation der etwa 800.000 ungarischen Juden zu beginnen. Ein Gespräch, das Hitler im April 1943 mit Horthy auf Schloß Kleßheim bei Salzburg führte, erbrachte keine Annäherung der Standpunkte. Im Mai 1943 sprach sich Kállay in einer öffentlichen Rede zwar für die restlose Aussiedlung der Juden aus Europa aus, erklärte aber gleichzeitig, daß die wichtigste Voraussetzung für eine solche Lösung der Judenfrage nicht gegeben sei: die Klärung des Problems, wo die Juden angesiedelt werden sollten. Darüber hinaus bekannte sich der Ministerpräsident demonstrativ zu einem Ideal, das der nationalsozialistischen Weltanschauung strikt entgegengesetzt war: «Ungarn wird nie vom Weg seiner Humanität abweichen, die es im Lauf seiner Geschichte auf rassischem und konfessionellem Gebiet stets geübt hat.»

Ein knappes Jahr später entschloß sich Hitler zum Handeln. Um dem Überwechseln Ungarns in das Lager der Alliierten zuvorzukommen, stellte er bei einer weiteren Begegnung mit Horthy am 18. März 1944 auf Schloß Kleßheim ein Ultimatum: Mit der Drohung, militärisch gegen Ungarn vorzugehen, zwang er den Reichsverweser, einer Besetzung seines Landes zuzustimmen, eine deutschfreundliche Regierung einzusetzen und 100.000 Juden für einen angeblichen Arbeitseinsatz in Deutschland zur Verfügung zu stellen. Tags darauf wurde Ungarn von deutschen Truppen besetzt. An die Spitze der Regierung trat der frühere Botschafter in Berlin, Generalleutnant Döme von Sztójay. Einige der engsten Mitarbeiter Horthys wurden verhaftet und in deutsche Konzentrationslager eingeliefert.

Am 20. März traf der Judenbeauftragte des Reichssicherheitshauptamtes, Adolf Eichmann, in Budapest ein. Unter seiner Ägide begann das letzte Kapitel der Bemühungen des «Dritten Reiches», die ungarischen Juden in die «Endlösung der Judenfrage» einzubeziehen. Am 7. April nahmen unter aktiver Beteiligung der Gendarmerie und teilweise sogar unter dem Beifall der Bevölkerung die Verhaftungen von Juden in der ungarischen Provinz ihren Anfang, gefolgt von den ersten Deportationen nach Auschwitz im Mai: Tag für Tag traten zwischen 12.000 und 14.000 Juden den Weg in das Vernichtungslager an.

Sehr viel früher als Ungarn beteiligte sich die Slowakei an der Judenvernichtung. Ende März 1942 fuhr der erste Deportationszug mit 999 jungen Frauen nach Auschwitz, und das nicht auf deutsches Drängen hin, sondern weil die Regierung unter Ministerpräsident Vojtdch Tuka, einem radikalen Antisemiten, dies so wünschte: Sie wollte sich nach der weitgehenden «Arisierung» des jüdischen Eigentums nicht mit der Fürsorge für die verarmten Juden belasten. Anfang 1942 hatte die Slowakei dem Reich bereits 20.000 arbeitsfähige Juden für Zwecke der Zwangsarbeit zur Verfügung gestellt (sie wurden beim Bau des Lagers Auschwitz-Birkenau beschäftigt). Bis Ende Juni 1942 wurden etwa 52.000 Juden nach Auschwitz und in andere Vernichtungslager deportiert. Dann aber erhob Staatspräsident Joseph Tiso, ein katholischer Prälat, auf Ermahnungen aus dem Vatikan hin Bedenken und erreichte eine zeitweilige Unterbrechung der Deportationen, was am 30. Juni zu einer (wenn auch sehr verhalten formulierten) Demarche des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Ernst von Weizsäcker, führte. Im September 1943 gingen auf Grund des deutschen Drängens nochmals drei Transporte nach Auschwitz ab.

Im März 1943 lebten nur noch 20.000, überwiegend getaufte, Juden in der Slowakei. Als Ministerpräsident Tuka von der Möglichkeit sprach, auch diese Juden den Deutschen auszuliefern, kam es zu Protesten des katholischen Klerus und auch aus der Bevölkerung, woraufhin der Regierungschef sein Vorhaben nicht mehr weiterverfolgte. Tiso zeigte bei einem Treffen mit Hitler am 22. April 1943 keine Bereitschaft, die konvertierten Juden zu deportieren. Er konnte bei dieser Linie auch deshalb bleiben, weil der Druck aus Berlin angesichts der vergleichsweise geringen Zahl der Juden, die noch in der Slowakei lebten, nicht allzu massiv war.

Wie die Slowakei verhielt sich auch Bulgarien in Sachen Judendeportation gegenüber dem Deutschen Reich zunächst sehr kooperativ. Im Juni 1942 ließ sich die Regierung des Ministerpräsidenten Bogdan Filov vom Parlament zur Lösung des Judenproblems ermächtigen. Mit Zustimmung von Zar Boris III. wurden daraufhin die etwa 1100 Juden aus zwei Gebieten, die Bulgarien im April 1941 auf Grund seiner Beteiligung an den beiden deutschen Balkanfeldzügen hatte annektieren können – dem ehedem griechischen Thrakien und dem bis dahin jugoslawischen Mazedonien –, im Frühjahr 1943 den Deutschen überantwortet und in das Vernichtungslager Treblinka deportiert. Der Abtransport der bulgarischen Juden, die im Unterschied zu denen aus Thrakien und Mazedonien nicht als Ausländer galten, sollte, wie Zar Boris es Abgesandten der SS versprochen hatte, kurz darauf erfolgen. Doch als im Parlament und bei der orthodoxen Kirche Protest dagegen laut wurde, lenkte der Monarch ein. Die etwa 25.000 bulgarischen Juden blieben im Lande und überlebten den Holocaust.

Selbst in Finnland, wo nur 150 bis 200 Juden ausländischer Herkunft lebten, drängte Deutschland nachdrücklich auf einen Beitrag zur «Endlösung». Kurz nachdem Himmler persönlich bei einem Besuch in Helsinki im Juli 1942 die Auslieferung dieser Juden verlangt hatte, begann die Geheimpolizei Listen mit den Namen und Adressen der betroffenen Personen zusammenzustellen, die dann den Deutschen übergeben werden sollten. Die Angelegenheit ließ sich jedoch nicht geheimhalten und rief Proteste in Regierung und Öffentlichkeit hervor. Das Ergebnis war, daß von den 35 ausländischen Juden, die angeblich auf der Liste der Geheimpolizei standen, acht übrig blieben: Sie wurden im November in das von den Deutschen besetzte Estland deportiert. Nur einer von ihnen überlebte das Kriegsende.

Mittelbar kamen auch die neutralen beziehungsweise nichtkriegführenden Staaten Europas mit der Verfolgung und Vernichtung der Juden in Berührung. Spanien versuchte, obwohl bis zum Dezember 1943 mehrere zehntausend Freiwillige der «Blauen Division» an der Ostfront kämpften, sich aus dem Weltkrieg herauszuhalten und es weder mit den Diktatoren in Berlin und Rom noch mit den angelsächsischen Demokratien zu verderben. In den Zusammenhang dieser Balancepolitik gehörten sowohl die Ersetzung des achsenfreundlichen Außenministers Ramón Serrano Suñer durch den anglophilen Grafen Francisco Gómez-Jordana im September 1942 als auch die eingeschränkte Duldung des Transits von Juden, die aus dem bis November 1942 noch unbesetzten Teil Frankreichs über Spanien und Portugal in die westliche Hemisphäre zu gelangen hofften. Der portugiesische Diktator Salazar bestand zwar auf einer äußerst restriktiven Erteilung von Transitvisa, doch setzten sich manche Konsuln Portugals über die Anweisungen aus Lissabon hinweg. Bis zu 50.000 Juden konnten so ihr Leben retten.

Unter denen, die auf dem Weg über die Pyrenäen in die Freiheit gelangen wollten, gehörte auch der nach Frankreich emigrierte Literaturwissenschaftler und Philosoph Walter Benjamin. Er hatte vom amerikanischen Konsulat in Marseille ein Visum der USA erhalten und besaß auch Transitvisa für Spanien und Portugal. Als Benjamin am 26. September 1940 zusammen mit anderen jüdischen Flüchtlingen die Grenze bei Port Bou überqueren wollte, weigerte sich die spanische Grenzpolizei, die in Marseille ausgestellten Visa anzuerkennen. Einen zweiten Versuch, die Grenze nach Spanien zu überschreiten, unternahm der verzweifelte Benjamin nicht. Er beging noch am selben Tag Selbstmord.

Im Gegensatz zu Spanien und Portugal waren die Schweiz und Schweden demokratisch regierte Länder. Auf Verlangen der Schweiz hatte das Deutsche Reich seit November 1938 alle Pässe von Juden mit einem nicht mehr zu löschenden roten «J» gestempelt. Die Eidgenossenschaft war damit einer ähnlichen Initiative Schwedens zuvorgekommen. Eine legale Einreise von Juden in die Schweiz war seitdem faktisch nicht mehr möglich. 1942 wurden die Grenzkontrollen massiv verschärft. Seit August galt für alle Kantonsbehörden die strikte Anweisung, ausländische Juden, da sie keine politischen Flüchtlinge seien, an die Grenzen zurückzuschicken, sie also unmittelbar oder mittelbar den Deutschen zu überantworten. Bis Ende 1943 wurde diese Direktive mehr oder minder rigoros eingehalten, von da ab wurden gelegentliche, aber seltene Ausnahmen gemacht.

Schweden verhielt sich jüdischen Flüchtlingen gegenüber bis zum Spätjahr 1942 ähnlich restriktiv wie die Schweiz. Als die Nachrichten über die Massenvernichtung der Juden konkreter wurden, änderte das skandinavische Königreich seine Praxis: Es öffnete seine Grenzen gegenüber den norwegischen und dänischen Juden. Von seiner Neutralität wich Schweden auch ab, als es die norwegische Widerstandsbewegung durch Ausrüstung und Ausbildung in Lagern nahe der Grenze unterstützte. Gleichzeitig half das sozialdemokratisch regierte Schweden der deutschen Kriegswirtschaft mit seinen Erz- und Kugellagerexporten. Auch hier gab es Parallelen zur Schweiz: Sie stellte ihre Alpenbahnen für den Materialtransport von Deutschland nach Italien zur Verfügung; ihre Industrie arbeitete für die Achsenmächte; auf der anderen Seite war die Schweiz auf deutsche Kohlelieferungen angewiesen. Schweden und die Schweiz hätten ihre Unabhängigkeit ohne Entgegenkommen gegenüber Deutschland kaum behaupten können. Durch ihre Kooperation aber leisteten sie ungewollt nicht nur einen Beitrag zur Verlängerung des Krieges, sondern mittelbar auch zu dem Teil der nationalsozialistischen Politik, der erst durch den Krieg in Angriff genommen werden konnte: der «Endlösung der Judenfrage».

Neutrale Länder wie Schweden und die Schweiz erhielten frühzeitig aus deutschen Quellen Nachrichten über die systematische Ermordung der europäischen Juden. Im Sommer 1942 wurde Kurt Gerstein, ein tief gläubiger deutscher Protestant, der wohl aus subversiven Gründen der SS beigetreten war und als Entseuchungsexperte am Hygieneinstitut der Waffen-SS in Berlin arbeitete, vom Reichssicherheitshauptamt mit der Beschaffung und Lieferung von Zyklon B, also Blausäuregas, nach Lublin beauftragt. In Belzec wurde Gerstein Zeuge einer Massenvergasung von Juden, über die er auf der Rückfahrt von Warschau nach Berlin einen schwedischen Diplomaten, den Botschaftsattaché Göran von Otter, und kurz darauf den evangelischen Generalsuperintendenten von Berlin, Otto Dibelius, informierte. Wenig später wurde ein anderer schwedischer Diplomat, der Konsul von Stettin, Karl Ingve Vendel, aus Kreisen des militärischen Widerstands gegen Hitler, vermutlich von Oberstleutnant Henning von Tresckow, dem Ersten Generalstabsoffizier der Heeresgruppe Mitte, über die massenhafte Vergasung von Juden unterrichtet. Beide schwedische Diplomaten gaben das, was sie erfahren hatten, an die Regierung in Stockholm weiter, die jedoch davon absah, die Berichte an die westlichen Alliierten weiter zuleiten.

Ebenfalls im Sommer 1942 gelangten gleichlautende Nachrichten in die Schweiz. Der deutsche Industrielle Eduard Schulte, der über gute Verbindungen zu hohen Stellen des nationalsozialistischen Regimes verfügte, berichtete bei einem Besuch in Zürich einem jüdischen Geschäftsfreund von der geplanten Ausrottung der europäischen Juden. Schultes Gesprächspartner informierte den Direktor des Genfer Büros des Jüdischen Weltkongresses, Gerhart Riegner, der die Meldung seinerseits über die amerikanische und britische Gesandtschaft in Bern telegraphisch an den Jüdischen Weltkongreß weiterleitete, dabei aber auch Zweifel an der Richtigkeit des Inhalts durchblicken ließ. Auf diesem Weg erfuhren nicht nur der Jüdische Weltkongreß, sondern auch die Außenministerien in London und Washington von der «Endlösung». Der amerikanische Unterstaatssekretär Sumner Welles verständigte sich mit Stephen Wise, dem Präsidenten des Jüdischen Weltkongreßes, darauf, mit einer Veröffentlichung des Berichts so lange zu warten, bis eine Bestätigung aus unabhängiger Quelle vorlag. Ähnlich reserviert verhielten sich das Internationale Rote Kreuz und die Regierung der Schweiz.

In Großbritannien verbreitete sich die Nachricht von der Judenvernichtung seit Ende Juni 1942. In den USA sah sich das State Department im November genötigt, dem jüdischen Weltkongreß gegenüber zu bestätigen, daß Riegners Telegramm auf Tatsachen beruhte. Am 10. Dezember erhielt die britische Regierung durch den Außenminister der polnischen Exilregierung, Graf Raczynski, einen ausführlichen Bericht über das, was in den Vernichtungslagern geschah. Eine Woche später gaben die alliierten Regierungen und das Nationalkomitee des Freien Frankreich eine Erklärung heraus, in der sie die Weltöffentlichkeit über die fortschreitende Ausrottung der Juden Europas unterrichteten und den Urhebern des Verbrechens Vergeltung androhten.

Im Oktober 1942 wurde ein Untergrundkämpfer der Polnischen Heimatarmee, Jan Karski, der zuvor mit jüdischer Hilfe das Warschauer Ghetto hatte besuchen können, in der Uniform eines ukrainischen Wachmanns Zeuge einer Massenvernichtung von Juden in einem Außenposten des Vernichtungslagers in Belzec. Kurz darauf gelangte Karski auf abenteuerlichen Wegen über Deutschland, Vichy-Frankreich, Spanien und Gibraltar nach London, wohin ihn die polnische Exilregierung beordert hatte. Seine Berichte über die Ausrottung der Juden stießen zunächst nicht nur in polnischen und britischen Kreisen, sondern auch bei seinen jüdischen Gesprächspartnern auf Skepsis. Im Juli 1943 reiste Karski als Kurier der polnischen Exilregierung nach Washington, wo er mit katholischen Erzbischöfen, Führern jüdischer Organisationen, dem jüdischen Richter am Obersten Gerichtshof, Felix Frankfurter, und auch mit Präsident Roosevelt zusammentraf und sie über die Lage in Polen und die Vernichtung der Juden informierte. Praktische Folgen hatte die Unterrichtung aus erster Hand nicht. Die Vertreter des amerikanischen Judentums unterstützten den Krieg gegen das nationalsozialistische Deutschland mit allem Nachdruck, wollten aber den Präsidenten nicht in eigener Sache unter Druck setzen.

Seit Ende April 1944 war man bei den Alliierten durch die «Auschwitz-Protokolle», die über die Schweiz nach Großbritannien und Amerika gelangten Berichte zweier in die Slowakei entkommener jüdischer Häftlinge, Rudolf Vrba und Alfréd Wetzler, genauestens über die Vorgänge in dem größten aller Vernichtungslager informiert. Doch alle Versuche einzelner jüdischer Persönlichkeiten, die amerikanische Führung zu einer Bombardierung der Gaskammern von Auschwitz oder der Eisenbahnlinie in das Vernichtungslager zu bewegen, scheiterten am Desinteresse des State Department und am Widerstand des Kriegsministeriums. Das Standardargument der Gegner dieses Vorhabens lautete, auf diese Weise würden Kapazitäten gebunden, die man anderswo dringend benötige. Der stellvertretende Kriegsminister John McCloy wies im August 1944 entsprechende Vorschläge mit dem zusätzlichen Einwand zurück, solche Aktionen würden die Grausamkeit der Deutschen nur noch steigern.

Die britischen Reaktionen waren ähnlich negativ. Auf beiden Seiten des Nordatlantiks fürchteten die maßgebenden Militärs und Politiker, durch ein verstärktes Engagement für die Juden antisemitischen Ressentiments im eigenen Land Auftrieb zu geben. Im einen oder anderen Fall mögen auch Vorurteile gegen Juden bei den Akteuren eine Rolle gespielt haben. Militärische Aktionen zur Rettung von Juden hat es seitens der Alliierten bis zuletzt nicht gegeben. Technisch wäre ein Bombardement der Zufahrten nach Auschwitz durchaus möglich gewesen: Industrieanlagen, die von den Gaskammern und Verbrennungsöfen nur wenige Kilometer entfernt waren, wurden zwischen Juli und November 1944 mehrfach von alliierten Bombern angegriffen.

Auch im Vatikan war man über das, was die Deutschen den Juden antaten, gut informiert. Seit Anfang 1942 lagen der Kurie Berichte über Massenexekutionen im Baltikum und bald darauf auch über die Geschehnisse in Polen und der Ukraine vor. Doch Papst Pius XII. wollte das «Dritte Reich» nicht öffentlich anprangern, weil er in diesem Fall Repressalien gegenüber den Katholiken im Reich und im deutsch beherrschten Europa befürchtete und seit jeher im Bolschewismus eine größere Gefahr sah als im Nationalsozialismus. In seiner Weihnachtsbotschaft von 1942 äußerte der Papst zwar Mitgefühl mit den Menschen, die auf Grund ihrer Volkszugehörigkeit oder Rasse dem Tode geweiht oder der fortschreitenden Verelendung preisgegeben seien, relativierte diese Anspielung aber dadurch, daß er im gleichen Atemzug auch die Opfer des Luftkrieges nannte.

Zur Deportation der römischen Juden im Oktober 1943 äußerte sich Pius XII. nicht. Als der Bischof von Berlin, Konrad Graf von Preysing, ihn im März 1943 um ein Wort zu den Judendeportationen bat und darauf hinwies, daß unter den Betroffenen auch viele Katholiken seien, begnügte sich Pius XII. mit einem Dank an die Berliner Katholiken, die den «sogenannten Nichtariern» in ihrer Bedrängnis viel Liebe entgegengebracht hätten. Der Pontifex agierte durchgängig als Diplomat, für den das Interesse der katholischen Kirche, so wie er es verstand, absoluten Vorrang vor humanitären Folgerungen hatte, die andere aus der christlichen Botschaft ableiten mochten. Deswegen konnte die Vernichtung der europäischen Juden weitergehen, ohne daß aus dem Vatikan ein öffentlicher Protest laut wurde.

Zur gleichen Zeit, als erste Nachrichten über die Massenvergasung von Juden in den Westen gelangten, Ende Juli 1942, entstand im Warschauer Ghetto eine jüdische Widerstandsgruppe, die Zydowska Organizacja Bojowa (ZOB). Aus dem kommunistischen Untergrund erhielten die etwa 200 Aktivisten der ZOB Pistolen und Handgranaten. Ihre Aktivitäten richteten die Widerstandskämpfer zunächst gegen jüdische Kollaborateure aus dem Judenrat, kamen damit aber nicht weit. Den Deutschen gelang im August und im September die Verhaftung führender Mitglieder der ZOB. Doch die Organisation war damit noch nicht zerschlagen. Im Januar 1943 griffen Widerstandskämpfer eine Begleitmannschaft der SS an, woraufhin 5000 bis 6000 Juden gefangen genommen wurden. Es folgten tödliche Anschläge der ZOB auf Juden, die für die deutsche Seite arbeiteten, darunter den stellvertretenden Chef der jüdischen Ghettopolizei. Die Zusammenarbeit mit der polnischen Heimatarmee wurde dadurch erschwert, daß diese den kommunistischen Neigungen einiger der jüdischen Widerstandskämpfer und ihren Verbindungen zum kommunistischen Untergrund mißtrauten. Einige Waffenlieferungen in das Ghetto gab es trotzdem.

Am 19. April 1943 sollten nach dem Willen Himmlers die Liquidation des Warschauer Ghettos beginnen und die Bewohner in die Vernichtungslager deportiert werden. Die ZOB und ihr militärischer Arm, der ZZW (Zydowski Zwiazek Wojskowy), waren auf die Aktion vorbereitet: Sie nahmen den Kampf gegen die SS auf. Gekämpft wurde neun Tage lang überwiegend auf den Straßen, dann aus den unterirdischen Bunkern heraus. Einige der Aktivisten entkamen ihrer physischen Vernichtung durch die Kanalisation in den nichtjüdischen Teil der polnischen Hauptstadt. Die SS setzte Flammenwerfer, Maschinengewehre, Handgranaten, Dynamit und Tränengas ein. Am 16. Mai 1943 konnte SS-Brigadeführer Jürgen Stroop das Ergebnis bekannt geben: «Es gibt keinen jüdischen Wohnbezirk in Warschau mehr.» Die SS schätzte die Zahl der vernichteten Juden auf über 60.000.

Der Aufstand im Warschauer Ghetto war nicht der einzige Akt jüdischer Notwehr. Auch bei der Räumung des Ghettos von Bialystok und Wilna fanden bewaffnete Auseinandersetzungen statt. Im August 1943 kam es im Lager Treblinka zu einer Erhebung. Ihr ging die Ausgrabung und Verbrennung von Leichen voraus – ein deutliches Zeichen, daß die Deutschen angesichts der vorrückenden Roten Armee die Spuren ihrer Verbrechen verwischen wollten und die Auflösung des Lagers bevorstand. Von den 850 «Arbeitsjuden», die zu diesem Zeitpunkt noch in Treblinka lebten, wurden bis auf 100, die fliehen konnten, bei dem Aufstand oder kurz darauf alle getötet.

Mitte Oktober 1943 folgte die Erhebung der Juden von Sobibór, das ebenfalls aufgelöst werden sollte. Den Aufständischen gelang die Liquidation des SS-Wachpersonals; immerhin 300 Juden entkamen über den Bug in die nahegelegenen Wälder, wo sie sich den Partisanen anschlossen. Bevor es auch in Majdanek und den Lagern Trawniki und Poniatowa zu irgendwelchen Aktionen der dort beschäftigten «Arbeitsjuden» kommen konnte, schlug die SS zu. Im Zuge der «Operation Erntefest» wurden Anfang November 1943 etwa 42.400 Juden exekutiert. Um die Schüsse und die Schreie der Sterbenden zu übertönen, erklang aus den Lautsprechern Musik in ohrenbetäubender Lautstärke.

Im Unterschied zur Vernichtung der europäischen Juden geschah die der Sinti und Roma eher unsystematisch. Obwohl sie ursprünglich aus Nordwestindien stammten und damit als «arisch» zu gelten hatten, wurden die Sinti und Roma von den Nationalsozialisten als asoziale «Untermenschen» betrachtet. Seit 1936 waren in Deutschland lebende Zigeuner in Konzentrationslager eingeliefert worden; seit 1938 wurden sie zu Zwecken der Zwangsarbeit verschleppt. 1941 gab es die ersten Massenerschießungen, ein Jahr später die ersten Vergasungen von Zigeunern in Chelmno. In Vichy-Frankreich wurden etwa 30.000 Sinti und Roma interniert und an die Deutschen ausgeliefert. In Polen, der Sowjetunion und Serbien wurden unter der deutschen Besetzung Tausende von Zigeunern ermordet. Das Ustascha-Regime in Kroatien und das Rumänien Antonescus brachten Zehntausende von Zigeunern um. Von den 22.600 im Zigeunerlager von Auschwitz eingesperrten Menschen kamen 19.300 um. Von den im «Altreich» lebenden Zigeunern und «Zigeunermischlingen» wurden etwa 15.000, von den in Österreich und der Tschechoslowakei lebenden 8000 beziehungsweise 35.000 umgebracht. Die Angaben über die Gesamtzahl der unter deutscher Herrschaft ermordeten Zigeuner schwanken zwischen 220.000 und 500.000.

Seit die SS Ende 1942 zwischen «reinrassigen», auf ihre arischen Wurzeln rückführbaren Sinti und angeblich nicht reinrassigen Roma zu unterscheiden begann, hörten die Deportationen in Vernichtungslager zum Zweck der unmittelbaren Ermordung auf. 1944 wurden im Reichsgebiet etwa 2000 bis 2500 «nichtangepaßte» Zigeunermischlinge sterilisiert. Die nationalsozialistische Zigeunerpolitik war ein widersprüchliches Gemisch aus biologischem Rassismus und gesellschaftspolitischem Utilitarismus. Wenn der Vernichtungswille gegenüber dieser Menschengruppe weniger umfassend und intensiv war als gegenüber den Juden, dann deswegen, weil die Zigeuner «nur» als minderwertige Glieder der Gesellschaft, nicht aber als Urheber einer Weltverschwörung angesehen wurden. Diese Zuschreibung war allein den Juden vorbehalten.

Am 4. Oktober 1943 hielt der Reichsführer SS, Heinrich Himmler, in Posen eine Rede vor SS-Gruppenführern. Offen wie nie zuvor sprach er dabei über die Judenvernichtung. «‹Das jüdische Volk wird ausgerottet›, sagt ein jeder Parteigenosse, ‹ganz klar, steht in unserem Parteiprogramm, Ausschaltung der Juden, Ausrottung, machen wir.› Und dann kommen sie alle an, die 80 Millionen braven Deutschen, und jeder hat seinen anständigen Juden. Es ist klar, die anderen sind Schweine, aber dieser ist ein prima Jude. Von allen, die so reden, hat keiner zugesehen, keiner hat es durchgestanden. Von euch werden die meisten wissen, was es heißt, wenn 100 Leichen beisammenliegen, wenn 500 daliegen oder wenn 1000 daliegen. Dies durchgehalten zu haben und dabei – abgesehen von Ausnahmen menschlicher Schwächen – anständig geblieben zu sein, das hat uns hart gemacht. Das ist ein niemals geschriebenes und niemals zu schreibendes Ruhmesblatt unserer Geschichte.»

Zwei Tage später hielt Himmler in Posen eine Rede vor den Gauleitern der NSDAP. Abermals ging er auf das Thema Judenvernichtung ein. «Es trat an uns die Frage heran», erklärte der Reichsführer SS, «wie ist es mit den Frauen und Kindern? – ich habe mich entschlossen, auch hier eine ganz klare Lösung zu finden. Ich hielt mich nämlich nicht für berechtigt, die Männer auszurotten – sprich also, umzubringen oder umbringen zu lassen – und die Rächer in Gestalt der Kinder für unsere Söhne und Enkel groß werden zu lassen. Es mußte der schwere Entschluß gefaßt werden, dieses Volk von der Erde verschwinden zu lassen.»

Goebbels, der an der Gauleitertagung vom 6. Oktober teilnahm, notierte in sein Tagebuch, Himmler habe «ein ganz ungeschminktes und freimütiges Bild» von der Judenfrage gezeichnet. «Er ist der Überzeugung, daß wir die Judenfrage bis Ende dieses Jahres für ganz Europa lösen können. Er tritt für die radikalste und härteste Lösung ein, nämlich dafür, das Judentum mit Kind und Kegel auszurotten. Sicherlich ist das eine wenn auch brutale, so doch konsequente Lösung. Denn wir müssen schon die Verantwortung dafür übernehmen, daß diese Frage in unserer Zeit ganz gelöst wird. Spätere Geschlechter werden sich sicherlich nicht mehr mit dem Mut und der Besessenheit an dieses Problem heranwagen, wie wir das heute noch tun können.»

Von den beiden großen Zielen des Nationalsozialismus erschien das eine, die Eroberung von «Lebensraum» im Osten, im Herbst 1943 kaum noch erreichbar. Mitte Juli hatte Hitler die Operation «Zitadelle» im Bogen von Kursk abbrechen müssen; danach drängte die Rote Armee immer weiter nach Westen vor. Im August und September 1943 mußten die Deutschen das Donezbecken und den Kuban-Brückenkopf räumen; im November ging die Dnjepr-Linie verloren. Das andere große Ziel, die Endlösung der Judenfrage, zu erreichen erschien aber noch möglich, und weil dem so war, widmete sich die national sozialistische Führung diesem Ziel mit äußerster Verbissenheit. Das allerletzte Ziel aber war die physische Ausrottung der Juden nicht. Das Judentum hatte nach Hitlers Überzeugung dem frühen Christentum seinen Stempel aufgedrückt, so daß der Geist des Judentums im Christentum fortlebte und auf diese Weise in letzter Instanz die Schuld trug an einer lebensgefährlichen Schwächung des Selbstbehauptungswillens der arischen Völker. Daraus folgte, daß der Kampf gegen den jüdischen Geist nur durch die Überwindung des Christentums gewonnen werden konnte.

In seinen Monologen im Führerhauptquartier kam Hitler immer wieder darauf zurück, daß Jesus Arier oder zumindest Halbarier gewesen sei, der Jude Paulus aber schon das Urchristentum auf die Bahn des Bolschewismus gebracht habe. «Dadurch, daß Paulus aus der arischen Protestbewegung gegen das Judentum in Palästina eine überstaatliche christliche Religion machte, hat der Jude das römische Reich zertrümmert», erklärte er am 21. Oktober 1941. «Mit seinem Christentum stellte Paulus der römischen Staatsidee die Idee eines überstaatlichen Reiches gegenüber. Paulus proklamierte die Gleichheit aller Menschen und einen Gott, und indem er das durchsetzte, mußte die römische Staatsgewalt verblassen … Rom wurde bolschewistisch, und dieser Bolschewismus wirkte sich in Rom genauso aus, wie wir es später in Rußland erlebten … Aus dem Saulus wurde ein Paulus und aus dem Mardochai ein Karl Marx (Mardechai war der Geburtsname von Marxens Großvater, H. A. W.). Wenn wir diese Pest ausrotten, so vollbringen wir eine Tat für die Menschheit, von deren Bedeutung sich unsere Männer draußen noch gar keine Vorstellung machen können.»

Drei Jahre später, am 30. November 1944, drückte Hitler seine Überzeugung vom jüdischen Charakter des Christentums folgendermaßen aus: «Jesus kämpfte gegen den verderblichen Materialismus seiner Zeit und damit gegen die Juden … Paulus erkannte, daß die richtige Verwertung einer tragenden Idee bei Nichtjuden eine weit höhere Macht gab als das Versprechen materieller Belohnung beim Juden. Und nun fälschte Saulus-Paulus in raffinierter Weise die christliche Lehre um: Aus der Kampfansage gegen die Vergottung des Geldes, aus der Kampfansage gegen den jüdischen Eigennutz, den jüdischen Materialismus wurde die tragende Idee der Minderrassigen, der Sklaven, der Unterdrückten, der an Geld und Gut Armen gegen die herrschende Klasse, gegen die Oberrasse, gegen die Unterdrücker. Die Religion des Paulus und das von da an vertretene Christentum war nichts anderes als der Kommunismus.»

Hitlers Judenhaß war nicht einfach ein Ausdruck von «Rassismus». Die «Neger», die er am meisten verachtete, wollte er nicht ausrotten, sondern auf eine dienende Stellung beschränkt sehen; die «artfremden» Zigeuner ließ er vor allem ihres «asozialen» Charakters willen verfolgen und zu erheblichen Teilen ermorden; für die «nichtarischen» Japaner und Chinesen empfand er zunehmend hohen Respekt. Der Rassist Hitler war sich bewußt, daß die Juden streng genommen keine Rasse waren. «Die jüdische Rasse ist vor allem eine Gemeinschaft des Geistes», diktierte er, die Echtheit der Überlieferung vorausgesetzt, am 3. Februar 1945 dem Leiter der Parteikanzlei, Martin Bormann. «Geistige Rasse ist härter und dauerhafter als natürliche Rasse. Der Jude, wohin er auch geht, er bleibt ein Jude. Er ist seiner Natur nach ein Wesen, das sich nicht einverleiben läßt. Und gerade dieses Merkmal der Nichtassimilierbarkeit ist bestimmend für seine Rasse und muß uns als ein trauriger Beweis für die Überlegenheit des ‹Geistes› über das Fleisch erscheinen!»

Der jüdische «Geist» aber war durch die physische Vernichtung der Juden noch nicht für immer besiegt. Weil er ins Christentum eingegangen war, standen der «nordischen Rasse» nach der Lösung der «Judenfrage» noch schwere Kämpfe bevor. Dem militärischen «Endsieg» sollte denn auch nach Hitlers Willen eine beispiellose Kulturrevolution folgen. Ihr Ziel war die Korrektur einer historischen Fehlentwicklung, die vor fast zweitausend Jahren begonnen hatte, als der jüdische Geist in christlicher Gestalt sich anschickte, Europa zu erobern und den arischen Völkern das Rückgrat zu brechen, indem er ihnen die herrenmenschliche Natur austrieb und sie auf das artfremde, jüdische Gebot «Du sollst nicht morden» festlegte.

Was ein deutscher Antisemit wie Paul de Lagarde im späten 19. Jahrhundert über die angebliche Verfälschung der Lehre Jesu durch Paulus geschrieben hatte, dachte Hitler radikal zu Ende: Die «Endlösung der Judenfrage» war die notwendige Voraussetzung für die Befreiung des Einflusses, den das Judentum und das von ihm geprägte Christentum auf die europäische und damit auch die Weltgeschichte gehabt hatten und weiter hatten. Danach erst würde sich die wahre, von keiner Mitleidsmoral gehemmte Natur des arischen Menschen voll entfalten und ihn befähigen, sich im Kampf ums Dasein dauerhaft zu behaupten. Dieses Ziel zu erreichen oder ihm so nah wie möglich zu kommen betrachtete der Mann, der sich «nur als Vollstrecker eines geschichtlichen Willens» verstand, als seine historische Sendung.[19]


Zusammenbruch einer Diktatur: Italien 1943/44

Was die Intensität und Radikalität des Judenhasses anging, blieb das Italien Mussolinis weit hinter dem nationalsozialistischen Deutschland zurück. In Sachen Besatzungsherrschaft aber taten die italienischen Faschisten alles, was in ihrer Kraft stand, um einem Vergleich mit dem mächtigsten Verbündeten einigermaßen standzuhalten. In Abessinien, wo die italienischen Truppen bereits im Mai 1941 vor den Briten die Waffen strecken mußten, sollen bis zu diesem Zeitpunkt 75.000 Guerillakämpfer getötet worden sein; die Zahl der Menschen, die bei standrechtlichen Erschießungen umkamen, wird auf 24.000, die der in Konzentrationslagern Verstorbenen auf 35.000 geschätzt. Der Schweizer Historiker Aram Mattioli spricht im Hinblick auf das Regime, das die Italiener zwischen 1936 und 1941 im Reich des Negus errichteten, von einer «Schreckensherrschaft, für die es in der Kolonialgeschichte Afrikas und Asiens nur wenige Vorbilder gab».

Auf die Besatzungsherrschaft in Griechenland waren die Italiener so wenig vorbereitet, daß im Winter 1941/42 etwa 5 Prozent der Zivilbevölkerung einer Hungersnot zum Opfer fielen. In Kroatien und Montenegro reagierten die italienischen Besatzer auf Anschläge der Tito-Partisanen mit Methoden, die denen der SS ähnelten: Folterungen, Geiselerschießungen, das Niederbrennen ganzer Ortschaften und Massendeportationen in Konzentrationslager waren an der Tagesordnung. Für die Exekution von Geiseln galten mancherorts Quoten von zehn Geiseln für einen getöteten oder verwundeten Offizier. Insgesamt wurden 100.000 Slowenen und Kroaten deportiert, um die annektierten Gebiete möglichst rasch und vollständig zu «italianisieren». Besonders radikal ging dabei der Oberbefehlshaber der 2. Königlichen Armee, General Mario Roatta, vor – derselbe Kommandeur, der sich, wie schon erwähnt, im Herbst 1942 der Auslieferung von Juden an die Deutschen mit Erfolg widersetzte.

Aus ideologischen, wirtschaftlichen wie aus Prestigegründen bestand Mussolini auf einer Beteiligung Italiens am Feldzug gegen die Sowjetunion. Auf den Einsatz im Osten aber waren die 200.000 Mann der Armata Italiana in Russia (ARMIR) völlig unzureichend vorbereitet: Es fehlte vor allem an Winterkleidung und an schweren Waffen. Die Italiener verloren bis zur Einnahme Stalingrads durch die Rote Armee Anfang Februar 1943 95.000 Mann, fast 70 Prozent ihrer Kraftfahrzeuge und nahezu ihre gesamte Artillerie. Die Zahl der Verwundeten ging in die Zehntausende. Der Rückzug von der Ostfront im Frühjahr 1943 vollzog sich in chaotischer Form. Nur etwa über 10.000 Soldaten der ARMIR sollten ihre Heimat wieder sehen.

Dem Fall von Stalingrad ging im November 1942 die verlorene Schlacht von El-Alamein voraus. Für die Italiener hatte die bislang schwerste Niederlage der Achsenmächte auf dem nordafrikanischen Kriegsschauplatz, wie Wolfgang Schieder bemerkt, eine ähnliche Bedeutung wie Stalingrad für die Deutschen: Sie wurde zum Anfang vom Ende. Im Mai 1943 mußten Deutsche und Italiener in Nordafrika kapitulieren. Am 10. Juli landeten britische und amerikanische Streitkräfte unter dem Oberbefehl von General Eisenhower im Südosten Siziliens und zerstörten damit schlagartig, wie der Historiker Jens Petersen schreibt, den nationalsozialistischen «Mythos von der Unangreifbarkeit der Festung Europa». Augusta und Syrakus mußten kapitulieren. Nur im Nordosten der Insel, gegenüber der Straße von Messina, konnten sich deutsche Truppen vorerst noch behaupten. Der alliierte Vormarsch auf Sizilien war der entscheidende Grund, weshalb Hitler am 13. Juli die Operation «Zitadelle» abbrach und das 2. SS-Panzerkorps aus Rußland nach Italien verlegte.

Schon vor der Invasion der Alliierten in Sizilien hatten sich der Unmut und der Kriegsverdruß der Italiener erst in Hungerdemonstrationen, dann im März 1943 in großen Streiks geäußert, die in den Fiat-Werken von Turin ihren Ausgang nahmen und bald große Teile von Norditalien erfaßten. Es waren die ersten Arbeitsniederlegungen seit fast zwei Jahrzehnten; zeitweise bis zu 300.000 Menschen beteiligten sich an den spontanen Aktionen. Das unmittelbare Ziel der Ausstände waren höhere Löhne und Lebensmittelrationen, doch waren mitunter auch Rufe nach einem sofortigen Friedensschluß zu hören. Die Unternehmer traten sofort in Verhandlungen mit den Streikenden und erfüllten, so gut es ging, ihre Forderungen. Der Staatsapparat, die faschistische Partei und die offiziellen Korporationen traten dagegen faktisch nicht in Erscheinung. Der «stato corporativo» erwies sich als bloße Fassade – ein deutliches Zeichen für den Autoritätsverfall des faschistischen Systems.

Die sozialen Unruhen gaben den oppositionellen Kräften, die sich seit der Jahreswende 1942/43 neu zu formieren begonnen hatten, moralischen und politischen Auftrieb. Die Vertrauensleute des Regimes beobachteten ein Anwachsen der kommunistischen Bewegung; mehr Gewicht aber hatte im Sommer 1943 eine Gruppe aus Politikern der Parteien rechts von den Kommunisten, die sich um den Ministerpräsidenten der Jahre 1921/22, den einstigen Reformsozialisten Ivanoe Bonomi, scharte. Bonomi stand in Verbindung mit dem Kreis um die Schwiegertochter des Königs, die Prinzessin Marie José von Piemont, eine Tochter des verstorbenen belgischen Königs Albert I. – einem Kreis, in dem bereits im Sommer 1942 der Plan eines königlichen Staatsstreiches gegen den «Duce» entwickelt worden war. Soweit es nach Bonomi ging, sollte der Monarch Mussolini stürzen und einsperren lassen, vorübergehend einen General an die Spitze einer Militärregierung stellen und dann ein Kabinett aus älteren Politikern bilden, dem die Aufgabe zufiel, mit den Alliierten Verhandlungen über ein Ausscheiden Italiens aus dem Krieg zu führen.

Eine Opposition gegen Mussolini gab es mittlerweile auch in der faschistischen Partei. Führender Kopf der Verschwörer war der Kammerpräsident Graf Dino Grandi, ein von der unabwendbaren Niederlage der Achsenmächte überzeugter Politiker, der dem «Duce» auch persönlich grollte, seitdem dieser ihn Anfang Februar 1943 als Justizminister entlassen hatte. Zu Grandis engsten Verbündeten gehörten der frühere Senatspräsident Luigi Federzoni, der Korporationsminister Giuseppe Bottai und Mussolinis Schwiegersohn, der ehemalige, im Februar 1943 entlassene Außenminister Graf Ciano. Sie alle verband, daß sie sich 1940 gegen einen Kriegseintritt Italiens ausgesprochen hatten. Im Sommer 1943 strebte Grandi eine Art von Rekonstitutionalisierung des faschistischen Regimes an, wobei der Träger der Krone, der Senat und die Kammer wieder voll in ihre verfassungsmäßigen Funktionen einzusetzen waren. Eine auf dieser Grundlage umgebildete Regierung sollte dann mit den westlichen Alliierten in Friedensverhandlungen eintreten. In diesem Zusammenhang sah Grandi, der während seiner Zeit als italienischer Botschafter in London von 1932 bis 1939 ein gutes persönliches Verhältnis zu Churchill entwickelt hatte, offenkundig eine große Aufgabe auf sich selbst zukommen. Daß ein solches Vorhaben nicht mit Mussolini zu verwirklichen war, sondern die Entmachtung des «Duce» voraussetzte, war Grandi und seinen politischen Freunden bewußt.

Innerhalb des Militärs war der Generalstabschef des Heeres, Vittorio Ambrosio, die treibende Kraft einer dem «Duce» gegenüber zunehmend skeptischen Fronde. Aus Ambrosios Sicht konnte Mussolini nur dann an der Spitze der Regierung bleiben, wenn es mit seiner Hilfe gelang, Hitlers Zustimmung entweder zu einer grundlegenden Änderung der strategischen Prioritäten, das heißt zu einer (auch vom «Duce» befürworteten) Beendigung des Krieges im Osten und einer Konzentration der militärischen Kräfte auf den Kampf gegen die westlichen Alliierten, vor allem im Mittelmeerraum, oder aber zum Ausscheiden Italiens aus dem Krieg insgesamt zu erreichen. War Mussolini dazu nicht bereit oder scheiterte ein entsprechender Vorstoß beim «Führer», mußte der «Duce» ausgeschaltet werden. Dazu bedurfte es freilich der Mitwirkung des Königs.

Was Viktor Emanuel III. anging, so hatte auch er einen Grund, sich von Mussolini zu trennen: Einer Niederlage Italiens würde mit großer Wahrscheinlichkeit der Sturz der Monarchie folgen, sofern er, der Monarch, nicht rechtzeitig mit dem Mann brach, der das Land in den Krieg geführt hatte. Anfang Juli 1943 scheint sich der König mit der Ablösung Mussolinis mit Hilfe der Armee und der Carabinieri und der Einsetzung einer provisorischen Regierung unter Marschall Badoglio, dem vom «Duce» im Dezember 1940 entlassenen Generalstabschef, einverstanden erklärt zu haben. Je mehr Unterstützung der Machtwechsel bei der faschistischen Partei fand, desto größer war die Chance, daß sich der Staatsstreich ohne Blutvergießen oder gar Bürgerkrieg durchführen ließ. Abwarten wollte Viktor Emanuel aber in jedem Fall noch das Treffen zwischen Mussolini und Hitler, das am 19. Juli im norditalienischen Feltre stattfinden sollte. Der König ließ sich dabei von der Hoffnung leiten, daß ein Ausscheiden Italiens aus dem Krieg vielleicht doch noch mit diplomatischen Mitteln und im Einvernehmen mit Deutschland erreicht werden könnte.

Die Zusammenkunft des «Führers» und des «Duce» in Feltre bestand in erster Linie aus stundenlangen Monologen Hitlers, der sich unter anderem über die kriegswirtschaftliche Bedeutung der Ukraine und des Balkans ausließ. Der gesundheitlich geschwächte Mussolini forderte eine Verstärkung der militärischen Unterstützung durch Deutschland, beschränkte sich ansonsten aber im wesentlichen auf das Zuhören. Damit enttäuschte er die Erwartungen der Heeresführung, obenan des mit nach Feltre gereisten Generalstabschefs Ambrosio, der ihn gedrängt hatte, Hitler eindringlich auf die verzweifelte Lage Italiens hinzuweisen und den Krieg notfalls von sich aus binnen kürzester Zeit zu beenden. Während die beiden Diktatoren konferierten, bombardierten die Alliierten Rom. Es war zwar nur einer von vielen Luftangriffen, die 1943 dazu beitrugen, die Stimmungslage in der italienischen Bevölkerung zu verschlechtern. Aber da es der erste Angriff auf die Hauptstadt der «Impero» war, hatten die Bombenabwürfe vom 19. Juli doch eine besondere politische und symbolische Bedeutung.

Am gleichen Tag nahm die Verschwörung gegen den «Duce» festere Formen an. Der König legte sich auf die Entlassung Mussolinis fest. Grandi verfaßte mehrere Schriftstücke, in denen er seine Vorstellungen von einer Rückkehr Italiens zu verfassungsmäßigen Zuständen und damit zur Abschaffung der Diktatur des «Duce» konkretisierte. Am 21. Juli trug er sein Vorhaben Mussolini persönlich vor. Dieser war inzwischen durch Roberto Farinacci, den radikalen Parteichef von Cremona, über die Pläne Grandis und seiner Verbündeten, der gemäßigten und der Monarchie wohlgesinnten Faschisten, in Kenntnis gesetzt worden und hatte Farinaccis Vorschlag zugestimmt, die innerparteilichen Gegner in einer Sitzung des Gran Consiglio del Fascismo, des seit Jahren nicht mehr einberufenen höchsten Parteigremiums, zur Rede zu stellen. Als Datum der Sitzung bestimmte Mussolini den späten Abend des 24. Juli, als Ort seinen Amtssitz, den Palazzo Venezia.

In der Sitzung des faschistischen Großrats beging der «Duce» einen schweren Fehler: Er ließ, obwohl das Gremium eine bloß beratende, aber keine beschließende Funktion hatte, eine Abstimmung über den Antrag Grandis zu. 28 Mitglieder stimmten für, 19 gegen die Vorlage des Kammerpräsidenten. Das war nicht mehr und nicht weniger als ein Mißtrauensvotum gegen den Diktator. Dieser vertraute noch immer auf die Unterstützung des Königs und des Militärs und maß darum seiner Niederlage keine große Bedeutung bei. Doch Viktor Emanuel III. war entschlossen, die Gunst der Stunde zu nutzen. Die Abstimmung im Großrat machte es unwahrscheinlich, daß die faschistische Partei und ihre Anhänger sich gegen die beabsichtigte Entlassung des Ministerpräsidenten auflehnen würden. Also galt es sofort zu handeln.

Als Mussolini am Nachmittag des 25. Juli zur Audienz beim König in der Villa Savoia erschien, hatte er lediglich vor, Viktor Emanuel den militärischen Oberbefehl im Krieg zurückzugeben, den dieser ihm, ohne vom Ministerpräsidenten dazu gedrängt worden zu sein, am 10. Juni 1940 übertragen hatte. Der König aber bat den «Duce» nur knapp um seinen Rücktritt und teilte ihm mit, daß Marschall Badoglio faktisch bereits die Regierung übernommen habe. Beim Verlassen der königlichen Residenz wurde Mussolini von Carabinieri verhaftet. Nach kurzen Zwangsaufenthalten auf der Sträflingsinsel Ponza und der vor der Küste Sardiniens gelegenen Insel La Madalena wurde der entmachtete «Duce» am 28. August in einem Berghotel auf dem Gran Sasso in den Abruzzen gefangen gesetzt.

Der unblutige Staatsstreich vom 24./25. Juli 1943 war nur möglich, weil das faschistische Italien weniger «totalitär» war, als es dem Anspruch des Regimes entsprach. Es gab eine legitime Gewalt neben und formell über dem «Duce», die Monarchie, und in der Systemkrise vom Sommer 1943 erwies sich, daß der Träger der Krone, nicht zuletzt dank seiner Unterstützung durch die Heeresführung, immer noch die Kraft hatte, die Rolle einer Gegenmacht zu übernehmen. Zudem war das faschistische Italien auch in anderer Hinsicht weniger als das nationalsozialistische Deutschland ein «Führerstaat»: Das «Dritte Reich» kannte kein Gremium wie den Großrat des Faschismus, das von einer innerparteilichen Opposition zu Aktivitäten gegen den Mann an der Spitze genutzt werden konnte. Schließlich war die Kontrolle über die Bevölkerung in Italien sehr viel weniger dicht und umfassend als beim Verbündeten nördlich der Alpen. Wäre es anders gewesen, hätten die Streiks vom Frühjahr 1943 im Industriebereich Turin-Mailand-Genua gar nicht stattfinden und die Diktatur des «Duce» einige Monate später nicht widerstandslos implodieren können.

Die Regierung Badoglio war kein alternatives faschistisches Regime, wie es Grandi und seinen Freunden vorgeschwebt hatte, sondern im Kern ein Militärkabinett, das einige Posten, auch den des Innenministers, mit Zivilkommissaren, darunter amtierenden und ehemaligen Präfekten, besetzte. Badoglio selbst war bis zu seiner Absetzung als Generalstabschef im Jahr 1940 ein getreuer Gefolgsmann Mussolinis gewesen und hatte sich, in Libyen und anderswo, schwerer Kriegsverbrechen schuldig gemacht. Der Jubel, den der Machtwechsel vom 25. Juli auf den Straßen vieler italienischer Städte auslöste, galt nicht ihm, sondern der Annahme, daß es nun bald zu einem Friedensschluß mit den Alliierten kommen werde.

Wo die Demonstrationen und Streiks nach Einschätzung der Behörden ein vernünftiges Maß überschritten, wurden sie, so etwa in Reggio Emilia und in Bari, von der Polizei blutig unterdrückt. Zwischen dem 25. Juli und dem 8. September 1943 wurden bei Zusammenstößen zwischen der Staatsgewalt und der Bevölkerung in ganz Italien 105 Menschen getötet, 572 verletzt und 2455 verhaftet. An der antisemitischen Gesetzgebung der Faschisten änderte die neue Regierung nichts. Sie begnügte sich damit, die faschistische Partei, den Gran Consiglio und den politischen Sondergerichtshof aufzulösen und die Miliz in die Armee einzugliedern. Den deutschen Verbündeten versuchte Marschall Badoglio noch am 25. Juli mit der öffentlichen Feststellung zu beruhigen, daß der Krieg weitergehe und daß Italien sich an das gegebene Wort halte.

Das war eine Versicherung, der Hitler keinen Glauben schenkte und die auch nicht den Tatsachen entsprach. Während Badoglio offiziell die Deutschen noch für ein einvernehmliches Ausscheiden Italiens aus dem Krieg zu gewinnen versuchte, ließ er insgeheim in Lissabon Kontakte mit den westlichen Alliierten aufnehmen. Diese setzten sich dadurch, daß sie überhaupt mit Italien verhandelten, über eine Vereinbarung vom 1. Januar 1942 hinweg, in der sich alle am Kampf gegen die Achsenmächte beteiligten Staaten verpflichtet hatten, keinen Sonderwaffenstillstand zu schließen. Amerikaner und Briten bestanden aber, entsprechend der im Januar 1943 in Casablanca vereinbarten Formel, auf einer bedingungslosen Kapitulation Italiens – einer Forderung, gegen die sich die Regierung Badoglio wochenlang sträubte. Am 3. September schließlich wurde in Cassibile auf Sizilien ein geheimer Waffenstillstand unterzeichnet, über den die Regierung nicht einmal die eigenen Truppen informierte. Am gleichen Tag landeten zwei britische Divisionen in Kalabrien. Am 8. September machte General Eisenhower als Oberbefehlshaber der Alliierten den Waffenstillstand publik. Tags darauf landeten amerikanische Truppen bei Tarent und Salerno.

Zum Zeitpunkt des Staatsstreichs hatten deutsche Truppen in Sizilien gestanden, wo sie gegen die Alliierten kämpften, außerdem in Kalabrien und Sardinien, wo sie die «Zweite Front» aufbauen sollten, und, zwecks Verteidigung des Golfs von Genua, in Mittelitalien. Nach dem Umsturz in Rom ließ Hitler die militärische Präsenz des Reiches in Italien massiv verstärken. In der Hauptstadt nicht mehr sicher, flüchteten der König und die Regierung Badoglio am 9. September, dem Tag nach dem Inkrafttreten des Waffenstillstandes, überstürzt über Pescara nach Brindisi, wo sie sich unter den Schutz der dort landenden Alliierten stellten. Die Deutschen sprachen von «Verrat» und besetzten am 10. September Rom, das am 31. Juli zur «Offenen Stadt» erklärt worden war.

Zwei Tage später, am 12. September, gelang es einem deutschen Fallschirmjägerverband, Mussolini aus der Haft auf dem Gran Sasso zu befreien. Der «Duce» wurde noch am gleichen Tag auf Befehl Hitlers nach Wien geflogen. Am 13. September traf er mit Hitler in dessen Führerhauptquartier in Rastenburg zusammen. Seine künftige Aufgabe wies ihm der «Führer» zu: Er sollte an die Spitze der «Faschistischen Nationalregierung» treten, die einige Radikalfaschisten, darunter Roberto Farinacci, auf Geheiß der Deutschen hin in der Nacht vom 8. zum 9. September gebildet hatten. Mussolini hielt den Begriff «faschistisch» inzwischen für so wenig werbewirksam, daß er in dem von ihm gewählten Staatsnamen «Repubblica Sociale Italiana» (RSI) ganz auf ihn verzichtete. Ihren Sitz nahm die Regierung des republikanischen Faschismus in der kleinen Stadt Salò am Gardasee, was dazu führte, daß das zweite faschistische Staatswesen Italiens als «Repubblica di Salò» in die Geschichte einging.

Wo immer in Europa im Frühherbst 1943 noch italienische Truppen standen, wurden sie nach dem Waffenstillstand von den Deutschen als Verräter und als feindliche Streitkräfte betrachtet und entwaffnet. Etwa 500.000 davon betroffene königlich-italienische Soldaten mußten fortan als Kriegsgefangene in Deutschland oder in den besetzten Ostgebieten Zwangsarbeit für das Reich verrichten. Auf dem Balkan und besonders in Griechenland kam es angesichts des brutalen Vorgehens von Wehrmacht und Waffen-SS zu bewaffneten Konflikten zwischen den Italienern und ihren bisherigen Verbündeten. 25.000 italienische Soldaten fielen entweder im Kampf mit den Deutschen oder starben auf dem Transport in den deutschen Herrschaftsbereich. Eine etwa gleich große Zahl von Militärinternierten kam in deutschen Lagern um. Auf der griechischen Insel Kephallonia wurden 5000 Soldaten der Divisione Acqui nach der Gefangennahme erschossen – ein beispielloses Kriegsverbrechen, begangen an Angehörigen eines Staates, der bis vor kurzem noch der engste Bündnispartner des Reiches gewesen war. In Italien selbst konnten sich nicht wenige Soldaten der Entwaffnung und dem Abtransport nach Deutschland entziehen, indem sie in der Zivilbevölkerung untertauchten.

Auf der Balkanhalbinsel waren die einheimischen Partisanen die Hauptprofiteure der italienischen Kapitulation. Sie erbeuteten in Griechenland, Albanien und Jugoslawien große Mengen an Waffen und Munition und konnten sich vielfach in den Gegenden festsetzen, die von den Italienern geräumt worden waren. In Kroatien kapitulierte die 2. italienische Armee gegenüber den Kämpfern der Tito-Verbände. Das Kriegsmaterial, das dabei in die Hände der Partisanen fiel, half ihnen beim Kampf gegen die verbliebenen Gegner, die Deutschen, die Tschetniks und die Ustaschi. Die letzteren zogen ebenfalls Nutzen aus dem Ausscheiden Italiens aus dem Achsenbündnis: Der Ustascha-Staat wurde einen lästigen Protektor los und verleibte sich das 1940 von Italien annektierte Küstengebiet an der Adria an.

Ein einheitlich regiertes Italien gab es seit dem Herbst 1943 nicht mehr. Die königliche Regierung unter Badoglio, die ihren Sitz in Salerno aufschlug, konnte nur in den von den Alliierten besetzten Gebieten des Südens eine gewisse Autorität gewinnen. Nördlich des Golfs von Gaeta, wo die alliierte Offensive über längere Zeit hinweg stecken blieb, hatte theoretisch Mussolinis «Italienische Sozialrepublik» das Sagen, praktisch aber war Mittelitalien, bis auf Rom, als südliche Operationszone zum größten Teil direkt der deutschen Militärverwaltung unter Generalfeldmarschall Kesselring unterstellt. Im Norden wurden die vorsorglich geschaffenen Operationszonen Alpenvorland und Adriatisches Küstenland vom übrigen Italien abgetrennt und fortan von den Gauleitern von Tirol beziehungsweise Kärnten verwaltet. Der Regierung in Salò verblieben damit faktisch als Territorium, wo sie unter der Aufsicht eines Bevollmächtigten des Großdeutschen Reiches, des Diplomaten Rudolf Rahn, tätig werden konnte, die Gebiete nördlich und südlich der Poebene, darunter die Romagna.

Mussolinis RSI gab sich einerseits sozialistisch und kündigte umfassende Sozialisierungen an, womit der «Duce» zu seinen Ursprüngen zurückzukehren schien. Andererseits bekannte sich der im November 1943 neugegründete Partito Fascista Reppublicano in seinem «Manifest von Verona» zu einem konsequenten Antisemitismus: Die Juden wurden als Feinde aus der italienischen Nation ausgestoßen und der letzten Rechte beraubt, die ihnen nach den Rassegesetzen von 1938 noch verblieben waren. Etwa 7000 Juden wurden vom Regime Mussolinis den Deutschen übergeben und von diesen in die Vernichtungslager, meist nach Auschwitz, deportiert. Von ihnen erlebten nur 830 das Kriegsende. In Rom sorgten die Deutschen Mitte Oktober 1943 selbst dafür, daß die 1030 Juden der Stadt, deren sie bei ihrer Razzia habhaft wurden, nach Auschwitz verbracht wurden; nur 15 von ihnen überlebten den Völkermord. Insgesamt fiel etwa ein Fünftel der rund 43.000 Juden, die 1942 noch in Italien gelebt hatten, dem Holocaust zum Opfer.

Anfang 1944 führte die Repubblica di Salò in Verona vor einem Sondergerichtshof einen ersten Schauprozeß gegen fünf Angeklagte durch, denen Verrat an der faschistischen Idee vorgeworfen wurde. Der prominenteste «Verräter» war der langjährige Außenminister Graf Ciano, Mussolinis Schwiegersohn. Er wurde wie die übrigen Angeklagten zum Tode verurteilt und am 11. Januar 1944 hingerichtet. Instrumente des Terrors gegen alle Andersdenkenden waren die Republikanische Nationalgarde, die im Sommer 1944 ins Leben gerufenen Schwarzen Brigaden, denen alle Parteimitglieder im Alter von 16 bis 60 Jahren beitreten mußten. Dazu kam noch eine ehemalige Eliteeinheit der Marineinfanterie, der Decima Mas unter dem Fürsten Valerio Borghese, die sich auf die Partisanenbekämpfung spezialisierte.

Auf die Schaffung eines regulären Militärs der RSI ließ sich die deutsche Seite nur widerstrebend ein. Zuletzt dienten etwa 43.000 Mann in den «republikanischen» Streitkräften. Weitere 70.000 taten freiwillig Dienst in der Waffen-SS oder in Verbänden, die direkt dem deutschen Oberkommando unterstellt waren. Unter denen, die Mussolini bis zuletzt die Treue hielten, waren nicht nur Altfaschisten, für die der Umsturz vom Juli 1943 ein Ausdruck von Opportunismus, Feigheit und Verrat war. Zu ihnen gesellten sich auch viele jüngere Italiener, für die der Kampf gegen den Bolschewismus einen hinreichenden Grund bildete, sich auf die Seite des «Duce» und damit auf die der Deutschen zu stellen.

Die großen Massen freilich konnte das Regime von Salò weder durch sozialistische Rhetorik noch durch antibolschewistische Propaganda für sich gewinnen. Die Haltung der Arbeiter zeigte sich im November 1943 bei einem neuerlichen, diesmal von den Kommunisten gesteuerten Streik in den Turiner Fiat-Werken, an dem sich etwa 50.000 Menschen beteiligten. Daß die versprochene Sozialisierung nicht stattfand, lag vor allem am Widerstand der Deutschen, trug aber mit dazu bei, das ganz vom Reich abhängige Satellitenregime von Salò der Verachtung der proletarischen Massen preiszugeben.

Von fremden Herren abhängig war auf ihre Weise auch die andere italienische Regierung, die von Marschall Badoglio in Salerno. Die von den westlichen Alliierten gebildete Militärregierung zwang sie, mit den antifaschistischen Parteien und Gruppen zusammenzuarbeiten, die sich Ende Januar 1944 im Comitato di Liberazione Nazionale zusammengeschlossen hatten. Zu den Partnern dieses heterogenen Bündnisses gehörten Kommunisten, Sozialisten, linksliberale und katholische Kräfte. Dem König und dem von ihm berufenen Ministerpräsidenten standen sie zunächst scharf ablehnend gegenüber. Doch im Frühjahr 1944 setzte der Führer der Kommunisten, Palmiro Togliatti, der kurz zuvor aus dem Moskauer Exil zurückgekehrt war, eine realpolitische Kursänderung durch, die voll und ganz Stalins Direktiven entsprach: Die Befreiung Italiens vom «Nazifascismo» hatte absoluten Vorrang vor allen anderen Zielen; die innenpolitischen Streitfragen mußten daher vertagt werden. Zusammen mit dem Linkssozialisten Pietro Nenni legte Togliatti die Linke auf einen demokratischen Weg an die Macht fest. Am 15. April 1944 trat er sogar selbst als Minister ohne Geschäftsbereich in das Kabinett Badoglio ein. Den gleichen Schritt taten der Philosoph Benedetto Croce und der aus dem amerikanischen Exil heimgekehrte Graf Carlo Sforza, der unter Giolitti 1920/21 das Amt des Außenministers innegehabt hatte.

Die Kommunistische Partei Italiens, der PCI, hatte sich im französischen Exil reorganisiert und wurde seit 1942 im italienischen Untergrund aktiv. Auf ihr Konto gingen nicht nur Streiks wie der von Turin im November 1943, sondern auch zahllose Anschläge auf faschistische Funktionäre und Kollaborateure, des öfteren auch gegen Latifundienbesitzer und Unternehmer. Innerhalb der «Resistenza», die sich 1943/44 auch zu einer militärischen Kraft entwickelte, war der PCI die mit Abstand stärkste Kraft. Die gleichfalls in der Guerilla aktiven Sozialisten vereinigten sich im Herbst 1943 in Rom unter Führung von Pietro Nenni, Giuseppe Saragat und Lelio Basso zum Partito Socialista di Unità Proletaria. Auf der bürgerlichen Seite war der Partito d’Azione unter Ferruccio Parri die tatkräftigste Gruppe in der Resistenza. Die Liberalen sammelten sich im Juli 1942 im Partito Liberale Italiano, die vom Faschismus unterdrückten Freimaurer im Partito della Democrazia del Lavoro. Aus den Resten des katholischen Partito Popolare Italiano und der Azione Cattolica entstand im Oktober 1942 die Democrazia Cristiana, die nach 1945 unter Führung Alcide de Gasperis zur führenden Regierungspartei aufsteigen sollte.

Die Resistenza führte einen Kampf gegen zwei Gegner: die deutschen Besatzer und die italienischen Faschisten. Die Gesamtzahl der bewaffneten Widerstandskämpfer wird für den Sommer 1944 auf 80.000 und für das Frühjahr 1945, den Höhepunkt ihrer Aktivitäten, auf über 200.000 Mann geschätzt. Die meisten «partigiani» waren ehemalige Angehörige der Königlichen Armee, die sich im September 1943 der Entwaffnung durch die Deutschen hatten entziehen können. Zwischen 30.000 und 40.000 Partisanen sollen im Befreiungs- und Bürgerkrieg gefallen sein. Auf der Seite der Faschisten und Kollaborateure fielen etwa 12.000 Menschen der antifaschistischen Vendetta zum Opfer. Die Deutschen übten, wo immer es Anschläge auf Angehörige der Einrichtungen der Wehrmacht, der Waffen-SS und der deutschen Militärpolizei gab, brutale Vegeltung. In den Fosse Ardeatine bei Rom erschoß eine SS-Einheit unter Obersturmbannführer Herbert Kappler am 24. März 1944 335 Geiseln, darunter Führer der jüdischen Gemeinde in Rom und Mitglieder der antifaschistischen Parteien. Südlich von Bologna, in der Nähe des kleinen Ortes Marzabotto, wurden 770 Zivilisten durch SS und Wehrmachtseinheiten unter dem Befehl von Major Walter Reder exekutiert. Insgesamt wurden bei der Partisanenbekämpfung und bei Geiselerschießungen etwa 9200 Männer, Frauen und Kinder umgebracht.

Dem Deutschen Reich hatte das Königreich Italien bereits am 13. Oktober 1943 den Krieg erklärt. Wieder kampffähig gemachte Einheiten der Königlichen Armee wurden von den Alliierten als «Badoglio-Divisionen» eingesetzt. Die Hauptlast des Kampfes gegen die Deutschen aber lag auf den Schultern der Amerikaner und der Truppen des britischen Commonwealth. Die Wehrmacht hatte sich Mitte August aus Sizilien und nach der Landung der Alliierten bei Salerno auf die «Gustavlinie» in der Höhe von Monte Cassino und Ortona zurückgezogen – eine Linie, die sie in erbitterten Kämpfen bis zum Frühjahr 1944 verteidigen konnte. Ende Januar errichtete ein amerikanisches Korps einen Brückenkopf bei Anzio und Nettuno südlich von Rom. Am 18. Mai schließlich gelang es neuseeländischen, indischen und polnischen Truppen, die Festung von Monte Cassino zu erobern. Die Deutschen mußten sich in den Wochen danach nicht nur aus Süd-, sondern auch aus Mittelitalien zurückziehen.

Am 4. Juni zogen die Alliierten in das erneut zur «offenen Stadt» erklärte Rom ein. Fünf Tage später ernannte König Viktor Emanuel III., um die Monarchie zu retten, seinen Sohn Umberto zum «Generalstatthalter des Königreiches». Das Kabinett des Marschalls Badoglio trat zugunsten einer Koalitionsregierung der antifaschistischen Parteien zurück, der auch Togliatti wieder angehörte. Der Kampf um die Befreiung Italiens war damit noch längst nicht zu Ende. Am Ausgang dieses Kampfes aber konnte es im Frühsommer 1944 keine ernsthaften Zweifel mehr geben.[20]

Die Alliierten auf dem Vormarsch:
Ostasien und Europa 1943/44

Auch für Deutschlands fernöstlichen Achsenpartner, Japan, war 1943 ein entscheidendes Jahr. Im Januar erklärte die knapp drei Jahre zuvor, im März 1940, von den Besatzern in Nanking eingesetzte chinesische Gegenregierung zur nationalistischen Regierung von Marschall Tschiang Kai-schek in Tschungking, den USA und Großbritannien den Krieg. Eine Verbesserung der strategischen Position gegenüber den angelsächsischen Mächten ergab sich daraus aber nicht. Im Frühjahr 1943 begann der neue Außenminister im Kabinett Tojo, Mamoru Shigemitsu, mit seinem von vornhinein illusorischen Versuch, die Beziehungen zur Sowjetunion, einem Japan gegenüber neutralen Staat, zum Zweck der Vermittlung eines deutsch-sowjetischen Sonderfriedens zu nutzen, um anschließend alle Kraft auf den Kampf gegen die Westmächte konzentrieren zu können. Nicht ganz so aussichtslos war das Bemühen, die Besatzungspolitik in Südostasien zu ändern – von brutaler Ausbeutung der okkupierten Gebiete zu einer gezielten Förderung antikolonialer Bewegungen, vor allem in Birma und den Philippinen, überzugehen. In beiden Fällen kam es daraufhin zu einseitigen Erklärungen der Unabhängigkeit: in Birma am 1. August, auf den Philippinen am 14. Oktober.

Eine Woche später, am 21. Oktober, stellte sich der indische Nationalist Subhash Chandra Bose, der, wie erwähnt, im Juni 1943 mit einem deutschen U-Boot nach Singapur gelangt und von dort nach Tokio weitergereist war, in der japanischen Hauptstadt an die Spitze einer Regierung des «Freien Indien». Es folgte am 30. Oktober der Abschluß eines Freundschaftsvertrags mit der Nanking-Regierung, in dem Japan auf seine Sonderrechte nach dem «Boxer-Protokoll» von 1901 verzichtete. Am 1. November begann in Tokio eine dreitägige «Großasiatische Konferenz», an der außer Japan selbst Mandschukuo, Nanking-China, das mit Japan verbündete Thailand, die Philippinen, Birma und Boses «Freies Indien» teilnahmen. Das Ergebnis blieb deklamatorischer Art: Die Teilnehmer verpflichteten sich zu einer engen Zusammenarbeit beim Aufbau einer gemeinsamen ostasiatischen Wohlstandssphäre und zur wechselseitigen Achtung ihrer Souveränität. Mit der neuen Verbindlichkeit im Umgang mit verbündeten und abhängigen Staaten reagierte Japan sowohl auf das Ausscheiden Italiens aus dem Lager der Achse wie auf eigene Rückschläge im Krieg mit den Westmächten: Ende Juni waren amerikanische Streitkräfte auf Neuguinea und den Salomon-Inseln gelandet, womit eine alliierte Großoffensive im Südpazifik begann. Am 30. September verlegte Japan daraufhin seine Hauptverteidigungslinie auf die Marianen und die westlichen Karolinen zurück.

Die Hoffnung Tokios, mit den neuen, werbenden Parolen massenhafte Unterstützung für die Großmacht Japan in den okkupierten Ländern zu gewinnen, erfüllte sich jedoch schon deshalb nicht, weil die Besatzungspolitik im wesentlichen dieselbe blieb wie zuvor. Aus China, Taiwan, Korea und den meisten später eroberten Gebieten wurden nach wie vor Zwangsarbeiter nach Japan deportiert und Frauen und Mädchen, die sogenannten «Trostfrauen», als Zwangsprostituierte für die Streitkräfte rekrutiert. Nach fundierten Schätzungen fiel 1 Million Menschen aus den besetzten Gebieten der Vernichtung durch Arbeit zum Opfer. 540.000 Kriegsgefangene kamen auf Grund von Hunger, fehlender Hygiene oder mangelnder medizinischer Versorgung ums Leben. 3,6 Millionen Chinesen und 1 Million Filipinos wurden von japanischen Soldaten massakriert. 550.000 Menschen kamen durch Flächenbombardements sowie durch chemische und biologische Waffen, 250.000 durch künstlich erzeugte Hungersnot zu Tode. Die Gesamtzahl der Zivilisten, die von Japanern im Zusammenhang mit ihrer kriegerischen «Lebensraum»-Politik getötet wurden, wird auf knapp 6 Millionen geschätzt.

Die Härte der japanischen Besatzungspolitik führte in fast allen der seit Ende 1941 okkupierten Gebiete zur Herausbildung von Widerstandsbewegungen. Auf den Philippinen formierte sich 1943 eine Volksarmee (Hukbalahap), die mehrheitlich aus armen Bauern bestand und ihre Aktivitäten sowohl gegen die Besatzer wie gegen die mit ihnen kollaborierende Oberschicht richtete. Auf der malaiischen Halbinsel schlossen sich vor allem ethnische Chinesen der antijapanischen Volksarmee an. In Französisch-Indochina kämpfte die Liga für die Unabhängigkeit Vietnams, die Vietminh, eine Gründung der Kommunistischen Partei unter Ho Chi Minh, gegen beide Fremdherrschaften: die japanische und die französische, die in der Vichy-Ära auf der Verwaltungsebene mit der Billigung Tokios bis März 1945 fortbestand. In Birma nahm die Burma National Army unter General Aung San, die zunächst auf der Seite der Japaner gegen die Briten gekämpft hatte, im März 1945 den bewaffneten Kampf gegen die Besatzer auf. An der Antifaschistischen Freiheitsliga, einer im August 1944 gebildeten Sammlungsbewegung, beteiligten sich auch die Kommunisten. In Niederländisch-Indien hingegen kollaborierte die Unabhängigkeitsbewegung unter Sukarno bis zuletzt mit den Japanern, wobei sie davon ausging, daß ihr Ziel, ein unabhängiges Indonesien, erst nach dem Sieg des Kaiserreichs über die europäischen Kolonialmächte zu erreichen sein würde.

Wenige Wochen nach der Tokioter Ostasien-Konferenz, vom 22. bis 26. November 1943, trafen sich Roosevelt und Churchill mit Tschiang Kai-schek in Kairo. Sie vereinbarten einen gemeinsamen Feldzug zur Rückeroberung von Birma, die Wiederherstellung der Unabhängigkeit von Korea und die Rückgabe Taiwans, der Pescadores-Inseln und der Mandschurei an China. Japan sollte die von ihm nach 1914 eroberten deutschen Pazifikinseln verlieren, der Krieg mit dem fernöstlichen Kaiserreich ebenso wie der mit dem nationalsozialistischen Deutschland mit der bedingungslosen Kapitulation enden. Tschiang Kai-schek konnte zufrieden sein: Faktisch hatten die angelsächsischen Demokratien ihn in Kairo nicht nur als den Repräsentanten Chinas, sondern auch als Führer einer Großmacht anerkannt.

Um dieselbe Zeit landeten amerikanische Truppen unter Admiral Chester Nimitz auf den Gilbert-Inseln, was zum Auftakt des legendären «Inselspringens» werden sollte. Im Dezember begannen britisch-indische und bald auch amerikanische und chinesische Truppen mit dem Kampf um Birma. Es folgten im Januar 1944 die amerikanische Invasion auf den Marschall-, im Sommer dann die auf den Marianen-Inseln, beginnend mit der Eroberung von Guam. Der Fall der Marianen-Insel Saipan, wo es zuvor zu einer Schlacht der Flugzeugträger gekommen war, löste ein politisches Erdbeben in Japan aus: Die Regierung von General Tojo trat am 18. Juli zurück; sie wurde abgelöst durch ein Kabinett unter dem inaktiven General Koiso Kuniaki, der sogleich das Wehrpflichtalter auf 17 Jahre senkte.

Die Eroberung der Marianen hatte auch eine große strategische Bedeutung: Von hier aus konnten amerikanische Bomber Japan selbst erreichen. Im November 1944 begannen jene Flächenbombardements, die am 9./10. März 1945 mit den Bombenabwürfen über Tokio ihren schrecklichen Höhepunkt erreichten: Etwa 85.000 Menschen kamen dabei um, mehr als bei jedem anderen Luftangriff des Zweiten Weltkrieges. Im Oktober 1944 landeten amerikanische Truppen unter General Douglas MacArthur auf der Philippineninsel Leyte. Japan setzte dort den größten Teil seiner Flotte ein und machte damit aus den Kämpfen um Leyte die größte Seeschlacht des Zweiten Weltkrieges. Auch die ersten Kamikaze-Einsätze japanischer Piloten, die befehlsmäßig ihre mit Sprengstoff beladenen Flugzeuge über den feindlichen Kriegsschiffen zum Absturz brachten, konnten das Blatt nicht mehr wenden: Die Amerikaner gewannen die Schlacht knapp und unter schweren Verlusten.

Im Februar 1945 fiel die philippinische Hauptstadt Manila, nachdem die Japaner zuvor noch ein Massaker unter der Zivilbevölkerung angerichtet hatten, in die Hände von Truppen der Vereinigten Staaten. Im gleichen Monat nahmen US-Truppen nach schweren Kämpfen die erste japanische Insel, Iwojima, ein. Die Amerikaner hatten hier fast 7000, die Japaner über 20.000 Gefallene zu beklagen.

Am 1. April begann die Eroberung von Okinawa, bei der Tausende von Kamikazefliegern zum Einsatz kamen. Vier Tage später kündigte die Sowjetunion einseitig das Neutralitätsabkommen vom 13. April 1941 auf und näherte sich damit zumindest formell der Erfüllung eines Versprechens, das sie einige Wochen zuvor, Anfang Februar 1945, auf der Konferenz von Jalta den Westalliierten gegeben hatte: der Zusage, zwei oder drei Monate nach der deutschen Kapitulation in den Krieg gegen Japan einzutreten. Um diese Zeit standen Truppen des Kaiserreichs noch in der Mandschurei, in Korea, in großen Teilen Chinas, in Niederländisch-Indien und in Indochina. Die japanische Führung verfügte im Frühjahr 1945 darüber hinaus über etwa 3 Millionen Soldaten, die bislang noch nicht in den Kampf geschickt worden waren. Alles sprach dafür, daß sie auch diese unverbrauchten Reserven noch einsetzen würde, um eine Niederlage abzuwenden.

Auf dem europäischen Kriegsschauplatz gelang der Roten Armee im März 1944 am Südabschnitt der Front die Vertreibung der Deutschen aus der Ukraine. Im April stießen sowjetische Truppen über den Dnjestr bis auf rumänisches Territorium vor. Mitte Mai wurde die Krim zurückerobert. Anfang Juni begann auf der Karelischen Landenge eine Offensive gegen Finnland, die Mitte Juli mit einem Abwehrsieg der Finnen endete. Am 31. Juli mußte der finnische Ministerpräsident Risto Ryti zurücktreten, weil er sich Ende Juni gegenüber Ribbentrop verpflichtet hatte, keinen Sonderfrieden mit der Sowjetunion abzuschließen. Feldmarschall Mannerheim, der nunmehr als Präsident die Führung des Landes übernahm, erfüllte am 2. September eine zentrale sowjetische Forderung, indem er alle Beziehungen mit Deutschland abbrach. Zwei Tage später wurden die Kampfhandlungen eingestellt. Im Waffenstillstand, der am 17. September in Moskau unterzeichnet wurde, verzichtete Finnland auf die westkarelischen Gebiete, die es schon 1940 an die Sowjetunion hatte abtreten müssen, außerdem auf das Gebiet von Petsamo. Die Sowjetunion erhielt einen Stützpunkt in Porkalla und Reparationen in Höhe von 300 Millionen Dollar, die innerhalb von sechs Jahren zu bezahlen waren.

Auch in Südosteuropa verlor das Deutsche Reich um dieselbe Zeit zwei bisherige Verbündete. Am 20. August stieß die Rote Armee bis ins rumänische Kerngebiet vor. Drei Tage später entließ König Michael Marschall Antonescu, der sofort verhaftet wurde, und ordnete die Einstellung aller Kämpfe an. Ein deutscher Luftangriff auf Bukarest führte am 25. August zur Kriegserklärung Rumäniens an Deutschland. Ende August besetzte die Rote Armee Bukarest und das Erdölgebiet von Ploievti; am 12. September wurde in Moskau ein Waffenstillstand unterzeichnet. Das südliche Nachbarland Bulgarien versuchte, nachdem die Rote Armee bei Giurgiu bereits die Donau erreicht hatte, am 2. September durch Aufkündigung des Antikominternpakts das Blatt noch zu wenden, konnte aber damit nicht mehr verhindern, daß ihm die Sowjetunion am 5. September den Krieg erklärte. Am 8./9. September kam durch einen Staatsstreich eine prosowjetische, von den Kommunisten dominierte Regierung unter Kimon Georgiew ans Ruder. Kurz darauf wurde Bulgarien von der Roten Armee besetzt. Am 11. Oktober verzichtete Sofia auf die 1940 eroberten griechischen und mazedonischen Gebiete. Am 28. Oktober folgte die Unterzeichnung des Waffenstillstands mit der Sowjetunion, Großbritannien und den USA in Moskau.

Der Vormarsch der Roten Armee ging überall einher mit der konsequenten Verfolgung politischer Gegner und umfassenden Umsiedlungsaktionen. Der Vertreibung aus Wolhynien und Ostgalizien im Zuge der sowjetischen Sommeroffensive von 1941 kamen etwa 300.000 Polen durch die Flucht in das polnische Kerngebiet zuvor. Insgesamt wurden zwischen 1944 und 1946 800.000 Polen aus der Ukraine nach Polen und 500.000 Ukrainer aus Polen in die Ukraine umgesiedelt. Schon vor der Rückkehr der Roten Armee hatte die extrem nationalistische und antisemitische Ukrainische Aufstandsarmee, die UPA (Ukrainska Povstans’ka Armija) seit 1943 Terrorakte gegen polnische Siedler verübt: Etwa 80.000 Polen, darunter Frauen und Kinder, wurden von ihr ermordet. Dem Gegenterror der polnischen Heimatarmee, der Armia Krajowa, fielen etwa 20.000 Ukrainer zum Opfer.

Am 22. Juni 1944, dem dritten Jahrestag des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion, begann die Rote Armee mit einer Großoffensive, der nach einem Feldherrn des Zarenreiches aus der Zeit der napoleonischen Kriege benannten «Bagration-Offensive», gegen die Heeresgruppe Mitte, die in dieser Zeit noch einen Frontbogen zwischen Witebsk und Bobruisk hielt. Binnen weniger Tage hatte die Wehrmacht Verluste zu beklagen, die über das Ausmaß der Katastrophe von Stalingrad weit hinausgingen. Am 8. Juli nahmen sowjetische Truppen die weißrussische Hauptstadt Minsk ein. Seit Beginn der Offensive waren 28 deutsche Divisionen zerschlagen worden und etwa 350.000 Mann gefallen. Wenig später begann eine weitere sowjetische Großoffensive in Galizien. Über Lemberg drang die Rote Armee weiter nach Westen vor. Am 20. Juli überschritten sowjetische Truppen den Bug; Ende Juli erreichten ihre Panzerspitzen die östlichen Vororte Warschaus.

Bereits bei ihrem Treffen in Teheran vom 28. November bis zum 1. Dezember 1943 hatten sich Stalin, Roosevelt und Churchill grundsätzlich darauf verständigt, das polnische Territorium westwärts zu verschieben. Die Ostgrenze sollte im wesentlichen die 1920 von dem britischen Außenminister Lord Curzon vorgeschlagene und nach ihm benannte Linie sein, das Gebiet zum Bialystok an Polen und das nördliche Ostpreußen mit Königsberg an die Sowjetunion fallen. Die modifizierte Curzon-Linie sicherte der Sowjetunion neun Zehntel der Beute, die ihr der Molotow-Ribbentrop-Pakt von 1939 eingebracht hatte. Als Westgrenze Polens betrachteten Stalin und Churchill in Teheran die Oder. Roosevelt hielt sich aus innenpolitischen Gründen, der Rücksicht auf Wähler polnischer Herkunft, mit allzu genauen Festlegungen zurück. Aber es war zwischen den Alliierten unstrittig, daß das, was Polen im Osten an die Sowjetunion verlor, im Westen durch territoriale Gewinne auf Kosten Deutschlands ausgeglichen werden sollte. Am 22. Februar 1944 nannte Churchill diese Vereinbarung im Unterhaus die optimale Lösung der polnischen Frage.

Die exilpolnische Regierung in London unter Stanislaw Mikolajczyk, dem Nachfolger des am 4. Juli 1943 bei einem Flugzeugabsturz bei Gibraltar ums Leben gekommenen Wladislaw Sikorski, war mit einer Ausdehnung in westlicher Richtung einverstanden, hielt aber ungeachtet der Übereinkunft von Teheran an der Ostgrenze fest, wie sie Polen durch den Frieden von Riga vom März 1921 erhalten hatte – einer Grenze, die etwa 250 Kilometer östlich der Curzon-Linie verlief. Seit April 1943 gab es, als Folge der Ermordung von Tausenden polnischer Offiziere durch die GPU bei Katyn, keine diplomatischen Beziehungen mehr zwischen der Exilregierung und Moskau. Am 1. Januar 1944 wurde unter Führung des Kommunisten Boleslaw Bierut in Warschau ein Landesnationalrat gegründet, der sogleich, um ein Gegengewicht zur Armia Krajowa zu schaffen, die Armia Ludowa (Volksarmee) ins Leben rief. Am 22. Juli verkündete Radio Moskau die Bildung des Polnischen Komitees für die nationale Befreiung, des sogenannten Lubliner Komitees, unter dem Sozialisten Edward Osóbka-Morawski. Es war nicht mehr und nicht weniger als eine kommunistisch gesteuerte Gegenregierung zur Londoner Exilregierung.

Die Armia Krajowa, die im Juli 1944 an der Befreiung von Wilna mitgewirkt hatte, wurde von der Roten Armee kurz darauf vor die Alternative gestellt, sich entweder der auf sowjetischer Seite kämpfenden, von Oberst Zygmunt Berling geführten und nach ihm benannten exilpolnischen Armee anzuschließen oder sich entwaffnen zu lassen. Offiziere der Untergrundarmee, die beide Optionen ablehnten, wurden festgenommen, nach Osten deportiert oder erschossen. Viele derer, die sich dem sowjetischen Zugriff entziehen konnten, schlossen sich in der Folgezeit dem antikommunistischen Untergrund an.

Für die polnische Heimatarmee, die Armia Krajowa, waren die militärischen Erfolge der Roten Armee auf polnischem Gebiet der letztlich wohl entscheidende Grund, am 1. August 1944 in Warschau mit einer seit langem geplanten Aktion zu begegnen: einem allgemeinen Aufstand gegen die deutschen Besatzer. Die Hauptstadt sollte durch Polen befreit werden, bevor die sowjetischen Truppen einzogen. Bei der Entscheidung der Armia Krajowa, mit der Erhebung nicht länger zu warten, spielte auch das gescheiterte Attentat von Oberst Claus Schenk Graf von Stauffenberg auf Hitler vom 20. Juli 1944 eine Rolle. Der Anschlag wurde als Zeichen des bevorstehenden Zusammenbruchs des nationalsozialistischen Deutschland gedeutet. Waffen und Munition hatte die Heimatarmee auf dem Luftweg durch die westlichen Alliierten erhalten, wenn auch in einem sehr viel bescheideneren Umfang als etwa die «Résistance» in Frankreich. Auf 40.000 wird die Zahl der bewaffneten Kämpfer geschätzt, die sich aktiv am Warschauer Aufstand beteiligten. Geführt wurden sie durch den Befehlshaber der Armia Krajowa, General Tadeusz Bór-Komorowski.

Zwei Tage nach Beginn der Erhebung nahm Ministerpräsident Mikolajczyk auf Einladung Stalins und britisches Drängen hin in Moskau Verhandlungen mit Vertretern des Lubliner Komitees auf. Als die Gespräche am 10. August zu Ende gingen, waren sich beide Seiten in keiner Weise näher gekommen. In der Zwischenzeit hatten die Aufständischen unter dem Jubel der Bevölkerung große Teile der Hauptstadt befreit. Seit dem 4. August aber waren die Deutschen zum Gegenangriff übergegangen. Nach dem Willen Hitlers und Himmlers sollte Warschau, das Zentrum der polnischen Intelligenz und des nationalen Widerstands, dem Erdboden gleichgemacht werden; die Aufständischen waren, gleichviel ob sie in Kampfhandlungen begriffen waren oder nicht, sofort zu erschießen und auch die nicht kämpfende Bevölkerung niederzumachen. Die Führung der deutschen Gegenaktion übernahm der SS-Obergruppenführer Erich von dem Bach-Zelewski. Die Straßenkämpfe mit Artillerie und Flammenwerfern wurden flankiert von Bomben, die die Luftwaffe über Warschau abwarf. Einige der schrecklichsten Bluttaten, die Ermordung von 40.000 Warschauern, darunter verwundeter Kämpfer und der sie behandelnden Ärzte und Krankenschwestern, am 5. und 6. August gingen auf das Konto einer Sondereinheit von Straftätern, der «Brigade Dirlewanger», die zuvor bereits in großem Stil Massaker an der weißrussischen Zivilbevölkerung begangen hatte. Angehörige einer anderen Sondereinheit vergewaltigten Tausende von Polinnen.

Als der Aufstand nach neun Wochen, am 2. Oktober, mit der Kapitulation der Heimatarmee endete, belief sich die Zahl der Opfer auf polnischer Seite auf 150.000 bis 180.000 Menschen. Neun Zehntel von ihnen waren Zivilisten. Es folgten die Vertreibung der Bevölkerung Warschaus, soweit sie überlebt hatte, und die systematische Zerstörung der Hauptstadt und ihrer kulturellen Schätze. Bei den Warschauer Massenmorden von August bis Oktober 1944 gab es nicht nur aktive deutsche oder von Deutschen angeheuerte Täter, unter den letzteren Deserteure der Roten Armee aus Aserbaidschan, sondern auch, wie der Historiker Wlodzimierz Borodziej feststellt, «einen passiven Mittäter in Gestalt der Sowjetunion». Deren Truppen lagen östlich der Stadt und taten nichts, um den Aufständischen zu helfen. Stalin weigerte sich auch, den Westalliierten eine Hilfsaktion zu gestatten. Bis zum 10. Februar wurde es amerikanischen Flugzeugen verwehrt, auf sowjetischen Flugplätzen zu landen. Ein einziger Hilfsflug für die polnische Hauptstadt war das größte Zugeständnis, das die Sowjetunion sich von den USA abhandeln ließ.

Hätten die Aufständischen triumphiert, wären aus Stalins Sicht die «falschen» Polen die Sieger gewesen: nicht «seine», sondern die Polen, die mit den Westalliierten sympathisierten. Deswegen sprach alles dafür, die Ausschaltung des aktivsten Teiles der Polen, mit deren künftiger Gegnerschaft er, Stalin, rechnen mußte, den Deutschen zu überlassen. War Hitlers Deutschland erst geschlagen, befand sich das «richtige» Polen, das des Lubliner Komitees, in einer sehr viel besseren Position als vor dem Warschauer Aufstand. Daß die Westalliierten das sowjetische Verhalten gegenüber der polnischen Erhebung als Schlag ins Gesicht empfinden mußten, nahm Stalin billigend in Kauf.

Knapp eine Woche nach der Niederschlagung des Warschauer Aufstandes, am 9. Oktober, begann in Moskau eine britisch-sowjetische Konferenz, an der Churchill und Stalin sowie, als Beobachter, der amerikanische Botschafter Averell Harriman teilnahmen. Der zu den Beratungen zeitweilig hinzugezogene exilpolnische Regierungschef Mikolajczyk weigerte sich erneut, der von der Sowjetunion verlangten Anerkennung der Curzon-Linie als Ostgrenze Polens zuzustimmen und dem Lubliner Komitee, das gleichfalls auf der Konferenz vertreten war und mittlerweile in dem Gebiet zwischen Bug und Weichsel Exekutivfunktionen ausübte, die Mehrheit der Ministerposten in einem Nachkriegskabinett zuzugestehen. Da Churchill sich die sowjetischen Grenzforderungen, einschließlich der Odergrenze, zu eigen machte und Roosevelt, wenn auch erst nach seiner dritten Wiederwahl am 7. November 1944, in einer gewundenen Erklärung eine Gebietsgarantie für das unabhängige Polen ebenfalls ablehnte, erklärten Mikolajczyk und sein Exilkabinett am 24. November ihren Rücktritt. Neuer Ministerpräsident wurde der strikt antikommunistische Sozialist Tomasz Arciszewski. Auf der internationalen Bühne spielte die letzte polnische Exilregierung keine Rolle mehr. Der innerpolnische Gewinner der alliierten Politik waren das Lubliner Komitee und der gleichfalls moskautreue Landesnationalrat, der schon am 9. September seinen Vorsitzenden, den Kommunisten Boleslaw Bierut, zum polnischen Staatspräsidenten ausgerufen hatte.

Die Rote Armee war während der ersten Tage des Warschauer Aufstandes durch einen deutschen Gegenstoß nahe der Hauptstadt aufgehalten und auch weiter nördlich, im Vorfeld der ostpreußischen Grenze, von deutschen Verbänden zum Stehen gebracht worden. Am 20. August begann eine neue sowjetische Großoffensive an der rumänisch-deutschen Front. Wenige Tage später brach in der Slowakei, wo die Rote Armee inzwischen den Dukla-Paß in den Karpaten erreicht hatte, ein Aufstand gegen die Deutschen aus, der trotz der Unterstützung durch sowjetische Fallschirmspringer bis Anfang Oktober von der Wehrmacht niedergeworfen werden konnte. Am 13. Oktober mußte die deutsche Heeresgruppe Nord Riga räumen und sich nach Kurland zurückziehen, wo sie bald eingekesselt wurde, sich aber bis zum Mai 1945 behaupten konnte. Am 16. Oktober griffen sowjetische Truppen Ostpreußen an. Die Wehrmacht konnte zwar die meisten der von der Roten Armee eroberten Orte, darunter Goldap, bis Anfang November zurückerobern. Ein Teil der Ostfront aber verlief seit dem Herbst 1944 bereits auf dem Gebiet des Altreichs.

Das für den Ausgang des Krieges entscheidende Ereignis des Jahres 1944 war die von Stalin seit 1942 dringlich geforderte, von den Briten und Amerikanern immer wieder hinausgeschobene Bildung einer zweiten Front in Frankreich: die Landung der westlichen Alliierten in der Normandie am 6. Juni. Hitler und die Wehrmachtsführung hatten mit einer entsprechenden Offensive der Amerikaner und Briten seit längerem gerechnet, wenn auch nicht dort, wo sie stattfand, sondern weiter nördlich, bei Pas-de-Calais, an der engsten Stelle des Ärmelkanals. Durch den systematisch ausgebauten «Atlantikwall» an der belgischen und französischen Küste mit seinen fast 15.000 Bunkern und beinahe 2700 Geschützen wähnten sich die Deutschen einigermaßen sicher; an die Möglichkeit einer erfolgreichen Invasion der Westmächte in Frankreich wollte der «Führer» jedenfalls nicht glauben.

Die Anfang 1942 gebildeten Vereinigten Generalstäbe (Combined Chiefs of Staff) der USA und Großbritanniens hatten die Operation «Overlord», die Landung an der Küste der Normandie, schon für 1943 geplant, dann, entsprechend einer zwischen Roosevelt und Churchill im August 1943 in Quebec getroffenen Vereinbarung, den «D-Day» («D» stand für «disembarcation», also Ausschiffung) auf den 1. Mai 1944 und schließlich aus Gründen des Wetters bis in den Juni verschoben. Dem Landungsunternehmen vorhergegangen war die systematische Bombardierung der gegnerischen Verkehrsverbindungen und der im Bau befindlichen Abschußrampen für Raketen in Nordfrankreich.

Insgesamt 23 Infanterie-, 10 Panzer- und 4 Luftlandedivisionen standen dem Oberbefehlshaber, General Eisenhower, zur Verfügung, zusammen 3 Millionen Soldaten, neben Amerikanern, Briten und Angehörigen der Commonwealth-Länder auch gaullistische, polnische, tschechoslowakische und niederländische Freiwillige. Die deutsche Streitmacht bestand aus 1,87 Millionen Soldaten unter dem Oberbefehl von Generalfeldmarschall von Rundstedt. Am Morgen des 6. Juni wurden zunächst drei alliierte Luftlandedivisionen hinter den deutschen Linien abgesetzt, bevor die Landung begann – ein Unternehmen, das den Verbündeten infolge des massiven deutschen Feuers schwere Verluste brachte und doch schon am ersten Tag an drei Stellen und damit insgesamt erfolgreich war: Die Alliierten konnten Brückenköpfe auf dem französischen Festland errichten, die in den folgenden Tagen zu einem größeren Operationsgebiet vereinigt wurden.

Am 18. Juni gelang der 1. amerikanischen Armee unter General Omar Bradley die Überquerung der Halbinsel Cotentin. Tags zuvor bereits war der Befehlshaber der Heeresgruppe B, Generalfeldmarschall Rommel, auf den die Deutschen ihre größten Hoffnungen setzten, bei einem Tieffliegerangriff schwer verletzt worden. Bis Ende Juli fielen auf beiden Seiten etwa 116.000 Mann. Am 19. August wurden die 7. deutsche Armee und Teile der 5. Armee mit zusammen 125.000 Mann bei Falaise eingeschlossen. Nur ein Teil entkam dem Kessel; 45.000 Mann gerieten in Kriegsgefangenschaft. Damit hatten die Alliierten die Invasionsschlacht faktisch gewonnen: Der Weg nach Paris war offen. Der eigentliche Kampf um Frankreich konnte beginnen. Er sollte bis zum siegreichen Abschluß sechs Monate in Anspruch nehmen.

Die Deutschen hatten bis Ende August etwa 250.000 Mann verloren. In den folgenden Wochen konnten sie den Vormarsch der Alliierten an vielen Stellen aufhalten, aber nicht verhindern, daß Truppen der USA und der France libre am 15. August an der Mittelmeerküste zwischen Toulon und Cannes landeten und General de Gaulle am 25. August in Paris einzog. Am 21. Oktober fiel die erste deutsche Großstadt, Aachen, in die Hände der Amerikaner. Ende November folgte die Einnahme von Metz und Straßburg durch amerikanische Truppen. Dann geriet der alliierte Vormarsch ins Stocken. Da Präsident Roosevelt Stalin ohne jedes Mißtrauen gegenüberstand, entwickelte er keinerlei Ehrgeiz, seine Truppen vor der Roten Armee in Berlin einziehen zu lassen. Wäre es anders gewesen, hätte die Nachkriegszeit einen anderen Verlauf genommen.

Im übrigen vertrauten die westlichen Alliierten auf ihre Luftüberlegenheit. Seit dem Sommer 1943 hatten sie den Bombenkrieg gegen deutsche Städte immer weiter gesteigert. Ende Juli 1943 kamen bei Luftangriffen auf Hamburg, der Operation «Gomorrha», 35.000 Menschen ums Leben, im November und Dezember in Berlin 2700. Gravierende Folgen hatte der Bombenangriff auf Peenemünde, das Zentrum der deutschen Raketenrüstung, im August und sehr viel mehr noch der auf die Kugellagerfabriken von Schweinfurt im Oktober 1943. Im Mai 1944 richteten sich die Schläge der alliierten Luftflotten vor allem auf die Zerstörung von Werken im Reichsgebiet und im Protektorat Böhmen und Mähren, in denen die Deutschen synthetischen Treibstoff erzeugten. Im Juli 1944 wurden große Teile von Stuttgart, Ende August die Innenstadt von Königsberg zerstört.

Die Deutschen antworteten zwischen Januar und April 1944 mit neuerlichen Bombenangriffen auf London, die die Kampfmoral der Briten aber ebensowenig brechen konnten wie die unbemannten Flugkörper «V 1» und «V 2», mit denen die Hauptstadt des Vereinigten Königreiches ab Juni beziehungsweise September 1944 attackiert wurde. Umgekehrt zeitigten auch die allnächtlichen Bombenangriffe der Alliierten auf größere und mittlere deutsche Städte nicht die gewünschte Wirkung: Die Deutschen lehnten sich nicht gegen ihre Führung auf. Auch wenn sie in ihrer Mehrheit seit den Katastrophen von El-Alamein und Stalingrad, der Landung der Alliierten in Sizilien und dem Zusammenbruch des Faschismus in Italien nicht mehr an den «Endsieg» glaubten, hatten sie doch dem «Führer» zu lange zugejubelt, um jetzt, wo es um das Reich immer schlechter bestellt war, noch glaubwürdig mit ihm brechen zu können. Die alliierte Parole von der «bedingungslosen Kapitulation» hatte Fatalismus auf breiter Front erzeugt: Von den fanatischen Nationalsozialisten abgesehen, dürften die meisten Deutschen seit 1943 mit einer Niederlage des Reiches gerechnet – und sie doch einem Schrecken ohne Ende vorgezogen haben.[21]

20. Juli 1944:
Deutscher Widerstand gegen Hitler

Neben den überzeugten Nationalsozialisten und den zwischen Führerkult und Fatalismus schwankenden «Volksgenossen» gab es auch noch andere Deutsche: die Minderheit der entschiedenen Gegner Hitlers. Soweit ihre Gegnerschaft zu aktivem Widerstand führte, unterschieden sie sich von den Widerstandsbewegungen anderer Länder dadurch, daß sie nicht gegen eine fremde oder eine vom äußeren Feind eingesetzte Regierung, sondern gegen die eigene Regierung kämpften. Während des Krieges auf den Sturz der eigenen Führung hinzuarbeiten hieß mit überkommenen Vorstellungen von nationaler Loyalität zu brechen: eine Konstellation, die viele und vor allem konservative Deutsche in einen schweren Gewissenskonflikt stürzte.

Organisierter Widerstand gegen Hitler und sein Regime setzte, um wirksam werden zu können, eine gewisse Nähe zur Macht voraus: Dieses Paradox galt, seit die Nationalsozialisten sich eines festen Rückhalts in der Bevölkerung sicher sein konnten, also spätestens seit dem Sommer 1933. Dem Widerstand aus den Reihen der gespaltenen Arbeiterbewegung, dem zeitlich frühesten Widerstand, ging diese Voraussetzung ab. Der Macht nahe und doch mit dem innersten Machtkern nicht identisch waren hingegen jene Teile des höheren Offizierskorps und des hohen Beamtentums, die der nationalsozialistischen Ideologie gegenüber Distanz gewahrt oder sich wieder von ihr abgewandt hatten. Das erste traf für die älteren, das zweite für einige der Jüngeren unter den (im weitesten Sinn) konservativen Gegner Hitlers zu.

Zu denen, die selbst Zugang zu Machtmitteln hatten, kamen andere, die über besondere Autorität und besonderes Fachwissen verfügten: der frühere Generalstabschef des Heeres, Ludwig Beck, und der ehemalige Leipziger Oberbürgermeister Carl Goerdeler etwa; Theologen beider großen Konfessionen wie auf evangelischer Seite Dietrich Bonhoeffer und auf katholischer Seite der Jesuitenpater Alfred Delp; frühere sozialdemokratische Politiker wie Julius Leber, Carlo Mierendorff und Theodor Haubach; ehemalige Gewerkschaftsführer wie Wilhelm Leuschner und Jakob Kaiser, von denen der erste aus den Reihen der «Freien», der zweite aus denen der «Christen» kam. Die aktiven Offiziere, Diplomaten und Beamten, die sich zum Widerstand entschlossen hatten, bedurften des Sachverstands der Experten und der Verbindung zu den wichtigsten gesellschaftlichen Gruppen; die Ratgeber und Planer waren, wenn sie etwas bewirken wollten, auf die Zusammenarbeit mit den oppositionellen Kräften im militärischen und zivilen Staatsapparat angewiesen.

Politisch kam das Zweckbündnis der Hitler-Gegner einer Koalition gleich, die von den Sozialdemokraten bis zu den Deutschnationalen reichte. Auf dem rechten Flügel der Allianz gab es Anhänger eines autoritären Systems und überzeugte Monarchisten, auf dem linken Befürworter einer Einheitsgewerkschaft und einer Sozialisierung von Schlüsselindustrien. Was sie einte, war die Überzeugung, daß die Willkürherrschaft einem Rechtsstaat Platz machen mußte. Ein «Zurück nach Weimar» aber konnte die verbindende Klammer nicht sein. Wer, wie die Konservativen, der ersten deutschen Demokratie zu ihren Lebzeiten ablehnend gegenübergestanden hatte, tat das auch nach 1933. Aber auch von den einstigen Verteidigern der Republik hielt es keiner für verantwortbar, ein System wiederherzustellen, das nicht zuletzt an den Mängeln seiner eigenen Verfassung gescheitert war.

Eine Synthese der gegensätzlichen Traditionen strebte der «Kreisauer Kreis» um den Juristen Helmuth James Graf von Moltke an. Im schlesischen Kreisau, Moltkes Gut, und in der Berliner Wohnung seines Freundes Peter Graf Yorck von Wartenburg, eines Regierungsrates beim Wirtschaftsstab Ost beim Oberkommando der Wehrmacht, dachten Konservative und Sozialisten über ein Nachkriegsdeutschland nach, in dem der Gegensatz zwischen «rechts» und «links» aufgehoben sein sollte – eine Ordnung, die sich mehr auf die «kleinen Gemeinschaften» wie Familie, Gemeinde, Heimat, Beruf und Betrieb als auf Parteien und andere Großorganisationen gründete, in der Selbstverwaltung und Föderalismus die Gegengewichte zum Reich als oberster Führungsmacht des deutschen Volkes bildeten. Bis hinauf zur Kreisebene sollten die Deutschen ihre Vertreter direkt wählen (wobei Familienväter für jedes nicht wahlberechtigte Kind eine Zusatzstimme erhielten), oberhalb der Kreisebene indirekt, so daß die Landtage aus den Gemeinde- und Kreistagen, der Reichstag aus den Landtagen hervorgegangen wäre. Außenpolitisch waren die «Kreisauer», an der Spitze ihr Wortführer in internationalen Fragen, der in der Informationsabteilung des Auswärtigen Amtes tätige Legationsrat Adam von Trott zu Solz, Gegner des herkömmlichen Nationalismus und Fürsprecher eines vereinten Europa – was nicht ausschloß, daß Trott zeitweilig Teile Westpreußens und das Sudetenland bei Deutschland belassen wollte.

Die älteren Konservativen wie Carl Goerdeler, der als kommender Reichskanzler galt, der ehemalige Botschafter in Rom, Ulrich von Hassell, dem das Amt des Außenministers zugedacht war, und der preußische Finanzminister Johannes Popitz waren, anders als die «Kreisauer», deutsche Großmachtpolitiker wilhelminischer Prägung. Was Hitler bis 1940 erobert hatte, sollte, abgesehen vom Generalgouvernement und der offenen «Schutzherrschaft» über Böhmen und Mähren, deutsch bleiben. Wie die wissenschaftlichen Parteigänger des Nationalsozialismus sahen Goerdeler, Popitz und Hassell im Reich die europäische Ordnungsmacht. Sie lehnten die Methoden ab, mit denen Hitler sich den Osten zu unterwerfen trachtete, gewannen dem Krieg gegen die Sowjetunion bis zur Jahreswende 1941/42 aber auch Positives ab: Die Beseitigung des Bolschewismus und die Festigung der deutschen Hegemonie waren mit ihren Vorstellungen von einer Neuordnung Europas durchaus vereinbar.

Innenpolitisch hoben sich die älteren Konservativen von den «Kreisauern» dadurch ab, daß sie die westliche Demokratie viel entschiedener ablehnten als diese. Popitz etwa sah einen straff zentralistischen Staat vor. Dem Staatsoberhaupt gestand der preußische Finanzminister in seinem Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes von Anfang 1940 eine diktatorische Machtfülle zu; erst in der endgültigen Verfassung sollte dem Volk die Möglichkeit eingeräumt werden, über eine berufsständische Vertretung Einfluß auf die Politik zu nehmen.

Auch Goerdeler strebte eine weitgehend verselbständigte Exekutivgewalt ohne wirksame parlamentarische Kontrolle an. Die Regierung konnte jederzeit gesetzesvertretende Verordnungen erlassen. Um sie außer Kraft zu setzen oder die Regierung zu Fall zu bringen, bedurfte es einer Zweidrittelmehrheit des Reichstags. Eine einfache Mehrheit genügte dann, wenn der Reichstag und das Reichsständehaus, die erste Kammer aus Vertretern der Berufsverbände, Kirchen und Universitäten, zusammen die Abberufung der bisherigen Regierung verlangten. Die Mitglieder des Reichstags wurden zur einen Hälfte von den «Gautagen», zur anderen vom Volk direkt gewählt, wobei Familienväter mit mindestens drei ehelichen Kindern eine Zusatzstimme erhielten. Gesetze kamen nur zustande, wenn auch das Reichsständehaus zustimmte. An der Spitze des Reiches sollte zunächst ein Generalstatthalter, später vielleicht ein erblicher Monarch stehen.

Die Vorbehalte der Selbstbestimmung des Volkes ergaben sich aus der konservativen Tradition, aber nicht nur daraus. Man mußte kein Konservativer sein, um aus den Weimarer Erfahrungen den Schluß abzuleiten, daß die Mehrheit irren konnte, das Mehrheitsprinzip also nicht uneingeschränkt gelten durfte. Hitler war zwar nicht durch freie Wahlen ins Kanzleramt gelangt, aber seinen politischen Aufstieg verdankte er den Wählern, die seine Partei zu der mit Abstand stärksten gemacht hatten. Hitlers anhaltende Popularität rechtfertigte Mißtrauen in die Urteilskraft der Massen: Dieser Meinung ware nicht nur die Konservativen, sondern auch viele Sozialdemokraten. Ein autoritäres System aber, wie es Popitz oder, in abgemildeter Form, Goerdeler vorschwebte, hätte sich allenfalls mit militärischer Gewalt an der Macht behaupten können. Die konservativen Hitler-Gegner gaben sich Illusionen hin, wenn sie glaubten, das Volk werde sich mit sehr viel weniger politischen Rechten zufrieden geben, als es sie vor 1933 gehabt hatte.

Wer als Konservativer auf Hitlers Sturz hinarbeitete, mußte deswegen noch kein entschiedener Gegner des Antisemitismus sein. Vielmehr gehörten Vorbehalte gegenüber Juden zur Tradition des deutschen Konservativismus. Daß der Einfluß der Juden auf Wirtschaft und Kultur zurückgedrängt werden müsse, war vor wie nach 1933 ein Teil des konservativen Credos. Die Nürnberger Gesetze erschienen daher vielen Konservativen als eine, zumindest im Kern, berechtigte Abwehr jüdischer Anmaßung. Goerdeler zum Beispiel wollte Anfang 1941 in einer Denkschrift zwar eine Reihe von diskriminierenden Maßnahmen gegen die Juden aufheben und die Ghettos in den besetzten Gebieten «menschenwürdig» gestalten. Aber wenn es gelang, in internationaler Zusammenarbeit einen Judenstaat «unter durchaus lebenswerten Umständen entweder in Teilen Kanadas oder Südamerikas» zu errichten, sollten die deutschen Juden automatisch dorthin ausgebürgert werden. Ausgenommen waren nur solche Juden, die am Ersten Weltkrieg teilgenommen hatten, die die Einbürgerung ihrer Familien vor 1871 oder die Taufe nachweisen konnten, sowie christliche Abkömmlinge einer «Mischehe», die vor der Machtergreifung geschlossen worden war. Goerdeler übertrieb kaum mit der Feststellung, daß die Nürnberger Gesetze sich durch diese Regelung «vollkommen» erledigen würden. Er wich von konservativen Vorstellungen auch nicht ab, wenn er es als «Binsenweisheit» bezeichnete, «daß das jüdische Volk einer anderen Rasse angehört».

Die Denkschrift Goerdelers stammte aus der Zeit vor dem Beginn der systematischen Judenvernichtung. In der Verurteilung dieses Verbrechens waren sich die Angehörigen der Widerstandsbewegung einig. Goerdeler sprach 1944 in einem anderen Memorandum von der «Ungeheuerlichkeit der planmäßig und bestialisch vollzogenen Ausrottung der Juden». Ein junger Offizier aus dem legendären Potsdamer Infanterieregiment 9, Axel von dem Bussche, der im Herbst 1942 in der Ukraine Zeuge einer Massenerschießung von Juden wurde, kam auf Grund dieses Erlebnisses zu dem Schluß, sich selbst für ein Attentat auf den obersten Auftraggeber der Mordaktion zur Verfügung zu stellen. In Absprache mit gleichgesinnten Militärs, unter ihnen der Oberst im Generalstab, Claus Schenk Graf von Stauffenberg, wollte er Hitler und sich selbst bei einer Uniformvorführung in die Luft sprengen. Bevor es dazu kam, wurde Bussche an der Front schwer verwundet, so daß er keine aktive Rolle mehr in der Verschwörung spielen konnte. Der Versuch eines anderen jungen Offiziers, Ewald Heinrich von Kleist-Schmenzin, Hitler auf dieselbe Weise zu töten, scheiterte Anfang Februar 1944 daran, daß die Uniformvorführung kurzfristig abgesagt wurde.

Bussche und Kleist waren nicht die einzigen Offiziere, die sich zusammen mit Hitler in die Luft sprengen wollten. Der Oberst im Generalstab Rudolf-Christoph von Gersdorff, auch er ein Sproß einer alten preußischen Adelsfamilie, bereitete seit dem Sommer 1942 einen solchen Anschlag vor. Am 21. März 1943 war es soweit: Anläßlich der zentralen Feier zum Heldengedenktag wollte Gersdorff dem «Führer» im Zeughaus in Berlin erbeutetes Kriegsmaterial vorführen und dabei zwei englische Haftminen zünden. Doch Hitler durcheilte die Ausstellung so rasch, daß der Anschlag nicht stattfinden konnte. Mit knapper Not gelang es Gersdorff, die Explosion der einen, bereits gezündeten Haftmine zu verhindern. Die von Hitler so oft beschworene «Vorsehung» schien sich wieder auf seine Seite geschlagen zu haben.

Gersdorff hatte den Anschlag auf Betreiben von Oberst Henning von Tresckow, dem Ersten Generalstabsoffizier in der Heeresgruppe Mitte, einer Schlüsselfigur des militärischen Widerstands, verüben wollen. Über die Verbrechen, die die SS im Osten beging, war er genauestens informiert. Befehle zur Vernichtung von angeblichen oder wirklichen, jüdischen oder nicht-jüdischen Partisanen sowie deren Angehörigen, also auch Frauen und Kindern, gingen über seinen Schreibtisch und wurden von ihm abgezeichnet. Tresckow sah äußerste Härte im Partisanenkrieg offenbar als unabweisbare militärische Notwendigkeit an. Der Krieg gegen den Bolschewismus war, zunächst jedenfalls, auch sein Krieg. Seinen Entschluß zum unbedingten Widerstand gegen das Regime, das diesen Krieg führte, faßte er im Herbst 1941 – zu einem Zeitpunkt, als er an den völkermörderischen Absichten der Nationalsozialisten gegenüber den Juden und damit an dem von Grund auf verbrecherischen Charakter des «Dritten Reiches» keinen Zweifel mehr hatte. Seitdem stand für Tresckow fest, daß nur die Beseitigung Hitlers dem Morden ein Ende bereiten konnte.

Der Mann, der am 20. Juli 1944 im Führerhauptquartier, der «Wolfsschanze» bei Rastenburg in Ostpreußen, Hitler mit einer Bombe töten wollte, Oberst Claus Schenk Graf von Stauffenberg, entstammte einer katholischen schwäbischen Adelsfamilie. Claus von Stauffenberg hatte wie sein Bruder Berthold zum Kreis der Jünger des Dichters Stefan George gehört und dessen Traum von einem Adel des Geistes, vom «neuen Reich» und einem innerlichen Deutschland mitgeträumt. Im Nationalsozialismus sahen die beiden Brüder zunächst die Chance, eine Volksgemeinschaft jenseits alles Trennenden zu verwirklichen, und selbst der Rassengedanke erschien ihnen als etwas Gesundes. Die Rassenpolitik der Nationalsozialisten hielten beide dann freilich für eine gefährliche Übertreibung einer an sich richtigen Idee.

Als Helmuth von Moltke 1941 oder Anfang 1942 bei Stauffenberg vorfühlen ließ, ob er sich am Widerstand beteiligen wolle, war die Antwort abschlägig: Erst müsse Deutschland den Krieg gewinnen, und während eines Krieges mit dem Bolschewismus könne man mit der «braunen Pest» nicht aufräumen, sondern erst danach. Zu der Einsicht, daß der Umsturz doch während des Krieges erfolgen mußte, gelangte Stauffenberg im Verlauf des Jahres 1942. Er war inzwischen überzeugt, daß der Krieg für Deutschland nicht mehr zu gewinnen, eine Niederlage im Osten aber vielleicht noch abwendbar sei. Seit Oktober 1943 Stabschef beim Befehlshaber des Ersatzheeres, hatte Stauffenberg eine Position inne, die für die Verschwörung eine hohe strategische Bedeutung besaß und ihm selbst Zugang zu Hitler verschaffte.

Stauffenbergs Bombe explodierte, nachdem der Oberst das Führerhauptquartier bei Rastenburg wieder in Richtung Berlin verlassen hatte. Was die Verschwörer im Bendlerblock, dem Sitz des Oberkommandos der Wehrmacht, am 20. Juli 1944 taten, um das nationalsozialistische Regime zu stürzen, war zum Scheitern verurteilt, weil die Annahme, von der sie ausgingen, falsch war: Hitler war nicht tot; er hatte das Attentat leicht verletzt überlebt.

Noch am Abend des 20. Juli wurden Stauffenberg und seine Mitverschwörer Friedrich Olbricht, Albrecht Ritter Mertz von Quirnheim und Werner von Haeften im Hof des Bendlerblocks auf Befehl von General Fromm, dem Befehlshaber der Ersatzheeres, erschossen. Generaloberst Ludwig Beck, der nach dem Gelingen des Umsturzes Staatsoberhaupt hatte werden sollen, war zu diesem Zeitpunkt schon tot. Er hatte sich, von Fromm gedrängt, zu erschießen versucht und war, als der Versuch fehlschlug, von einem Feldwebel erschossen worden. Tags darauf nahm sich Henning von Tresckow, einen feindlichen Granatenangriff vortäuschend, an der Ostfront bei Ostrów in Polen das Leben. Er hatte sich zu diesem Schritt entschlossen, weil er fürchtete, bei einer Untersuchung unter Folter könnten ihm Mitteilungen abgepreßt werden, die andere Verschwörer belasteten.

Hitlers Rache an den unmittelbar oder mittelbar Beteiligten war furchtbar. Aber er konnte nicht verhindern, daß beim Prozeß vor dem Volksgerichtshof ein Angeklagter nach dem anderen sich zu seiner Verantwortung bekannte und dem tobenden Präsidenten Roland Freisler die Stirn bot. Ulrich Wilhelm Graf Schwerin von Schwanenfeld, Mitarbeiter bei der Dienststelle des Generalquartiermeisters, nannte als ein Motiv seines Handelns «die vielen Morde in Polen». Peter Graf Yorck erklärte: «Das Wesentliche ist, was alle diese Fragen verbindet, der Totalitätsanspruch des Staates gegenüber dem Staatsbürger unter Ausschaltung seiner religiösen Verpflichtung Gott gegenüber». Hans-Bernd von Haeften, Vortragender Legationsrat im Auswärtigen Amt und älterer Bruder Werner von Haeftens, sprach auch für seine Freunde, als er sagte: «Nach der Auffassung, die ich von der weltgeschichtlichen Rolle des Führers habe, nehme ich an, daß er ein großer Vollstrecker des Bösen ist.»

Von denen, die Freisler zum Tode verurteilte, wurden die ersten acht, unter ihnen Generalfeldmarschall Erwin von Witzleben, General Erich Hoepner und Yorck, unmittelbar nach der Urteilsverkündung in der Strafanstalt Berlin-Plötzensee am 8. August gehängt. Andere mußten bis zur Vollstreckung des Urteils warten. Julius Leber, den die Gestapo auf Grund seiner Kontakte zur illegalen KPD am 5. Juli verhaftet hatte, wurde am 20. Oktober zum Tode verurteilt und am 5. Januar 1945 hingerichtet. Goerdelers Urteil erging am 8. September; die Vollstreckung erfolgte am 2. Februar 1945. Moltke wurde im Januar 1945 verurteilt und hingerichtet. Am 2. Februar erlitt Pater Alfred Delp dasselbe Schicksal. Dietrich Bonhoeffer, der schon Anfang 1943 verhaftet worden war, wurde im Februar 1945 in das Konzentrationslager Flossenbürg eingeliefert und dort am 9. April nach einem Standgerichtsverfahren hingerichtet. Insgesamt belief sich die Zahl der Hinrichtungen, die mit dem 20. Juli 1944 in Zusammenhang standen, auf etwa 200.

Wäre Hitler bei dem Attentat getötet worden, hätte das noch nicht den Sieg der Verschwörer bedeutet. Ihr Rückhalt in der Bevölkerung war schwach. Den amtlichen Stimmungsberichten zufolge waren die meisten Deutschen über den Anschlag empört. Entsprechend groß war ihre Freude über die Meldung, daß Hitler nur leicht verletzt worden war. Nach den Beobachtungen des Präsidenten des Oberlandesgerichts Nürnberg wurde das Attentat auch «von denen abgelehnt, die keine ausgesprochenen Nationalsozialisten sind, und zwar nicht nur aus Abscheu vor dem Verbrechen als solchem, sondern weil sie überzeugt sind, daß nur der Führer die Lage meistern kann und sein Tod das Chaos und den Bürgerkrieg zur Folge gehabt hätte.»

Mit Chaos und Bürgerkrieg zu rechnen war nicht unrealistisch. Diadochenkämpfe unter den führenden Nationalsozialisten nach Hitlers Tod waren vorhersehbar. Durch Kontakte zu Popitz war selbst Himmler in die Verschwörung «verstrickt». Auf der anderen Seite sprach nichts dafür, daß die Wehrmacht als Ganzes sich hinter die Verschwörer stellen würde. Der Vorwurf, sie hätten der kämpfenden Truppe einen Dolchstoß in den Rücken versetzt, war Stauffenberg und seinen Freunden sicher. Die Behauptung der Nationalsozialisten, die Verschwörung sei das Werk einer kleinen reaktionären Minderheit, fiel auf fruchtbaren Boden. Der «Führermythos» war zwar inzwischen nachhaltig erschüttert, aber er war nicht erloschen. Nach dem gescheiterten Attentat vom 20. Juli 1944 erlebte der Mythos sogar vorübergehend eine gewisse Renaissance: Vielleicht, so glaubten nun viele, war Hitler wirklich mit der «Vorsehung» im Bunde und Deutschland nur durch ihn zu retten.

Daß Hitler populärer war als sie, darüber konnten die Männer des 20. Juli nicht im Zweifel sein. Ob sie das deutsche Volk durch Aufdeckung der nationalsozialistischen Verbrechen im nachhinein von der Notwendigkeit des Tyrannenmordes würden überzeugen können, war höchst unsicher. Sie konnten, nachdem Roosevelt und Churchill sich im Januar 1943 in Casablanca auf die Forderung nach der bedingungslosen Kapitulation festgelegt hatten, nicht einmal davon ausgehen, daß die Alliierten den Gegnern Hitlers einen milderen Frieden gewähren würden als einem nationalsozialistisch geführten Deutschland. Der Erfolg ihrer Aktion aber war für die Kerngruppe des Widerstands im Sommer 1944 schon gar nicht mehr das Entscheidende. Worauf es ihr vor allem ankam, war etwas anderes: Die Welt und die kommenden Generationen von Deutschen sollten wissen, daß Hitler nicht Deutschland war, sondern daß es noch ein anderes, ein besseres Deutschland gab.

Wer so dachte, für den war es eine Frage der Ehre, so zu handeln, wie es die Verschwörer des 20. Juli taten. Die meisten von ihnen hatten sich erst spät zum aktiven Widerstand gegen Hitler durchgerungen. Da sie «national» gesinnt waren, war ihnen vieles am Nationalsozialismus nicht fremd. Der Krieg war für sie lange nicht nur Hitlers, sondern auch ihr Krieg gewesen, bei dem es um die Führungsrolle Deutschlands und, seit dem Sommer 1942, zugleich um die Bekämpfung eines aggressiven, verbrecherischen Systems, des Bolschewismus, ging. Die Einsicht, daß sie selbst einem aggressiven, verbrecherischen System dienten, kam den einen früher, den anderen später. Viele waren, ob sie es wahrhaben wollten oder nicht, in unterschiedlichem Maß schuldig geworden. Als sie sich unter Einsatz ihres Lebens gegen Hitler auflehnten, war das auch ein Stück Wiedergutmachung.

Vor dem Richterstuhl Freislers stand ein anderes Deutschland. Seine besten Vertreter handelten aus einer Tradition heraus, die christlich oder humanistisch, kantianisch oder preußisch geprägt war. Diese Tradition kannte einen Befehlshaber oberhalb des Staates und des Mannes an seiner Spitze: das eigene Gewissen. Weil die Verschwörer ihrem Gewissen folgten, wurde der 20. Juli 1944 zu einem der großen Tage der neueren deutschen Geschichte. Einen ähnlich hohen moralischen Rang haben zwei Tage, die ebenfalls in die Annalen des deutschen Widerstands gegen Hitler eingegangen sind: der 8. November 1939, an dem der württembergische Schreiner Johannes Georg Elser vergeblich versuchte, mit einer selbstgebauten Bombe den «Führer» anläßlich seines Auftritts im Münchner Bürgerbräuhauskeller zu töten, und der 18. Februar 1943, an dem Hans und Sophie Scholl, die Gründer der oppositionellen Studentengruppe «Weiße Rose», unter dem Eindruck der Niederlage von Stalingrad im Lichthof der Münchner Universität Hunderte von Flugblättern gegen die gewissenlose Kriegführung Hitlers verteilten.

Elser, der Einzelgänger aus dem Volk, die Geschwister Scholl, ihre Kommilitonen Christoph Probst, Alexander Schmorell und Willi Graf, ihr akademischer Mentor Kurt Huber erlitten dasselbe Schicksal wie die Männer des 20. Juli 1944: Sie wurden exekutiert. Wären sie und andere nicht gegen Hitler aufgestanden, die Deutschen hätten nach dem Ende der nationalsozialistischen Herrschaft wenig gehabt, woran sie sich beim Rückblick auf die Jahre 1933 bis 1945 aufrichten konnten.[22]

Die Teilung Europas (I):
Nachkriegsplanungen der Alliierten

Bis zuletzt hatten einige der maßgeblichen deutschen Gegner Hitlers, an ihrer Spitze Goerdeler, gehofft, ein Sturz des nationalsozialistischen Regimes würde Deutschland in die Lage versetzen, mit den Alliierten zu einem Verständigungsfrieden zu gelangen. Realistisch war diese Erwartung seit der Casablanca-Formel von der «bedingungslosen Kapitulation» nicht mehr. Die Landung der westlichen Verbündeten in der Normandie im Juni 1944 tat ein übriges, die Haltung Londons und Washingtons gegenüber der deutschen Opposition zu verhärten. Churchill, der über die Absichten der Berliner Verschwörer sehr gut informiert war, zugleich aber allem Preußischen gegenüber tiefes Mißtrauen empfand, hielt es für angebracht, am 2. August 1944 im Unterhaus ein sehr abschätziges Urteil über die Männer des 20. Juli abzugeben: Bei dem Anschlag auf Hitler handle es sich lediglich um Ausrottungskämpfe unter den führenden Persönlichkeiten des Reiches.

Im Vordergrund der alliierten Planungen für das Nachkriegsdeutschland stand seit längerem der Gedanke einer «Zerstückelung» (dismemberment) des Reiches. Als erster hatte Stalin im Dezember 1941 in Gesprächen mit dem britischen Außenminister Eden diese Idee, und zwar in Gestalt einer Abtrennung des Rheinlands von Preußen, der Abtretung Ostpreußens an Polen und der Bildung eines eigenen bayerischen Staates, zur Sprache gebracht. Im Oktober 1943 verständigten sich die Außenminister der USA, Großbritannien und der Sowjetunion, Hull, Eden und Molotow, in Moskau auf die Wiederherstellung eines unabhängigen Österreich in den Grenzen von 1938 und die Abtretung Ostpreußens an Polen. Konkrete Einzelheiten sollten in der Europäischen Beratenden Kommission (European Advisory Commission) erörtert werden, die ihren Sitz in London nahm.

Auf der Konferenz der «Großen Drei» vom 28. November bis 1. Dezember 1943 in Teheran verständigten sich Roosevelt, Stalin und Churchill nicht nur, wovon bereits die Rede war, auf eine Westverschiebung Polens und die Abtretung des nördlichen Ostpreußen an die Sowjetunion, sondern auch, zumindest im Grundsatz, auf eine Zerstückelung Deutschlands. In der Schlußsitzung plädierte Churchill für eine Isolierung Preußens, das härter behandelt werden sollte als die übrigen Teile Deutschlands, die in einem eigenen Staat zusammenzuschließen waren, sowie für eine Donauföderation, der Bayern, Österreich und möglichst auch Ungarn beitreten sollten. Roosevelt sprach sich für fünf autonome deutsche Staaten aus, nämlich erstens Preußen, zweitens Hannover und Nordwestdeutschland, drittens Sachsen, viertens Hessen und fünftens Bayern, Baden und Württemberg. Das Ruhr- und das Saargebiet sollten keiner deutschen Staatshoheit, sondern einer Treuhandverwaltung der Vereinten Nationen unterstehen. Stalin neigte mehr der Linie des amerikanischen Präsidenten als der des britischen Premierministers zu. Bindende Beschlüsse wurden in Teheran nicht gefaßt. Die weitere Erörterung der Aufteilung Deutschlands überließen die «Großen Drei» der Europäischen Beratenden Kommission in London.

Innerhalb der amerikanischen Regierung gab es, was die künftige Behandlung Deutschlands anging, höchst unterschiedliche Auffassungen. Außenminister Cordell Hull trat für eine freiwillige Aufteilung Deutschlands ein, wobei er mit starken separatistischen Bestrebungen im Westen und Süden des Reiches rechnete. Sein Stellvertreter Sumner Welles hingegen war ein entschiedener Anwalt einer zwangsweisen Zerstückelung Deutschlands. Sehr viel weiter noch ging Finanzminister Henry Morgenthau. Er wollte Polen den Süden von Ostpreußen sowie Schlesien und Frankreich neben dem Saargebiet die Territorien westlich von Rhein und Mosel zugestehen, das Ruhrgebiet einer internationalen Kontrolle unterstellen und das übrige Deutschland in zwei autonome, voneinander unabhängige Staaten im Norden und Süden aufteilen. Damit von Deutschland nie wieder eine Bedrohung für andere Länder ausgehen konnte, sollte es radikal entindustrialisiert, also in ein Agrarland umgewandelt werden.

Auf ihrer Konferenz in Quebec im September 1944 stellten sich Roosevelt und Churchill auf den Boden des Morgenthau-Plans. Wenige Wochen später aber, am 22. September, zog der amerikanische Präsident seine Unterschrift wieder zurück. Es waren die Einsprüche von Außenminister Hull, Kriegsminister Stimson und dessen Stellvertreter John McCloy, die Roosevelt zu der Einsicht brachten, daß die Vorstellungen seines Finanzministers von einem reagrarisierten Deutschland ein Produkt rückwärtsgewandten Wunschdenkens und fatal für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas waren. Kurz darauf distanzierte sich auch Churchill vom Morgenthau-Plan.

Die Aufteilung Deutschlands freilich stand weiter auf der Tagesordnung der Alliierten. Am 27. Oktober 1944 berichtete Churchill Roosevelt telegraphisch von seinen Moskauer Gesprächen mit Stalin, in denen sich der Sowjetführer für eine Abtrennung des Ruhr- und des Saargebiets von Preußen, für ein selbstständiges Rheinland und einen süddeutschen Staat unter Einschluß Österreichs mit Wien als Hauptstadt ausgesprochen habe. Wieder andere Vorstellungen von einer Neugliederung Deutschlands vertrat die am 10. September 1944 gebildete, am 23. Oktober von den Alliierten anerkannte Provisorische Regierung der Französischen Republik unter General de Gaulle: Sie verlangte die Abtrennung des linken Rheinufers von Deutschland, den Rhein bis nördlich von Köln als permanente französische Staats- oder mindestens Militärgrenze, die Internationalisierung der Ruhr, die Angliederung des Saargebiets an Frankreich sowie eine französische Besatzungszone im Südwesten Deutschlands. Deutschland sollte künftig aus mehreren, allenfalls locker miteinander verbundenen Staaten bestehen. Im Dezember 1944 erklärte de Gaulle bei einem Besuch in Moskau, der im Abschluß eines auf 20 Jahre befristeten französischsowjetischen Bündnisvertrages gipfelte, sein Einverständnis mit der künftigen deutsch-polnischen Grenze an Oder und Lausitzer Neiße. Die Zustimmung Stalins zur französischen Forderung nach der Rheingrenze erhielt er allerdings nicht.

Zwischen Churchills Moskaubesuch vom Oktober und dem geplanten neuen Dreiergipfel zu Beginn des Jahres 1945 lagen die amerikanischen Präsidentenwahlen vom 7. November 1944. Die Republikaner stellten den Gouverneur von New York, Thomas E. Dewey, einen der aktivsten Politiker der jüngeren Generation, auf, die Demokraten zum vierten Mal Franklin Delano Roosevelt. Als Kandidaten für das Amt des Vizepräsidenten setzte der Parteiapparat an Stelle des Amtsinhabers, des entschiedenen «New Dealers» Henry Wallace, den als vergleichsweise konservativ geltenden Senator von Missouri, Harry S. Truman, durch. Seine Wahlkampfauftritte bewältigte der gesundheitlich geschwächte Präsident, der unter anderem an fortschreitender Arteriosklerose litt, souverän. Erneut triumphierte er an den Urnen: Er erhielt 53,5 Prozent, sein Konkurrent 46 Prozent. Im Senat verloren die Demokraten einen Sitz, im Repräsentantenhaus gewannen sie 20 Mandate hinzu. In beiden Häusern des Kongresses konnte die Partei des Präsidenten damit ihre Mehrheit behaupten.

Ein Vierteljahr nach der Präsidentenwahl, am 4. Februar 1945, trafen sich Roosevelt, Churchill und Stalin, begleitet von ihren Außenministern, führenden Militärs und den jeweils wichtigsten politischen Beratern, in Jalta auf der Krim. Die Konferenz fiel in eine Zeit, in der amerikanische Militärs noch mit einem längeren, möglicherweise bis weit in das Jahr 1946 hinein dauernden Krieg im Fernen Osten und in diesem Zusammenhang mit dem Verlust von einer weiteren Million amerikanischer Soldaten rechneten. Umso wichtiger erschien es Roosevelt, die Sowjetunion zum Aufbau einer zweiten Front gegenüber Japan zu bewegen.

Stalin zeigte sich grundsätzlich bereit, das im April 1941 geschlossene, auf fünf Jahre befristete Neutralitätsabkommen mit Tokio zu kündigen und spätestens drei Monate nach der deutschen Kapitulation in den Krieg gegen Japan einzutreten, knüpfte einen solchen Schritt aber an harte Bedingungen: die Übergabe der Kurilen, die das Zarenreich 1875 an Japan abgetreten hatte, und von Südsachalin, das Rußland nach dem Krieg mit Japan von 1904/05 verloren hatte, an die Sowjetunion sowie die Wiederherstellung alter russischer Sonderrechte in bezug auf Eisenbahnen und Häfen in der Mandschurei. Roosevelt ging auf diese Forderungen mit dem Vorbehalt ein, daß er hierfür noch die Zustimmung von Marschall Tschiang Kai-schek einholen müsse, und ermöglichte so die (vorerst rein symbolische) Aufkündigung des sowjetisch-japanischen Neutralitätsabkommens am 5. April 1945.

Der Wunsch, den Krieg im ostasiatisch-pazifischen Raum mit sowjetischer Hilfe so rasch wie möglich zu beenden, war nicht der einzige Grund, weshalb Roosevelt, weit mehr als Churchill, Stalin in Jalta weit entgegenkam. «FDR» sah seit der Konferenz von Teheran in den USA und der Sowjetunion die beiden Weltmächte, von deren enger Zusammenarbeit die Aufrechterhaltung des Weltfriedens künftig in erster Linie abhängen würde. Ein solches Kondominium setzte wechselseitiges Vertrauen voraus, und er, Roosevelt, war bereit, Stalin das Vertrauen entgegenzubringen, das er seinerseits von ihm erwartete.

Als der sowjetische Diktator in Jalta erneut die Zerstückelung Deutschlands forderte, widersprach ihm Roosevelt nicht. Churchill und vor allem Eden hatten hingegen mittlerweile Bedenken gegen ein «dismemberment» des Deutschen Reiches, weil sie in der Sowjetunion die Macht sahen, die daraus den größten Nutzen ziehen würde. Das Ergebnis der Diskussionen war ein Kompromiß: Die «Zerstückelung» Deutschlands wurde zwar formell beschlossen, zugleich aber zur näheren Beratung an einen neu geschaffenen «Ausschuß für die Teilungsfrage» überwiesen und damit vertagt.

Einigkeit bestand darin, daß die höchste Machtvollkommenheit in bezug auf Deutschland in den Händen der Alliierten liegen sollte. Der von ihnen bestellte Kontrollrat hatte die Maßnahmen «einschließlich der völligen Entwaffnung, Entmilitarisierung und Zerstückelung» zu treffen, die die Alliierten «für den künftigen Frieden und die Sicherheit für notwendig» hielten. Frankreich wurden, entsprechend einer Zusage, die Stalin Churchill im Oktober 1944 gegeben hatte, ein Sitz im Alliierten Kontrollrat und eine Besatzungszone im Südwesten Deutschlands zugestanden, die auf Kosten des Territoriums der amerikanischen und britischen Zone zu bilden war. In den Teilungsausschuß wurde Frankreich aber nicht aufgenommen.

Ansonsten blieb es bei der Zonenteilung, auf die sich die European Advisory Commission zwischen September und November 1944 verständigt hatte: Der Süden Deutschlands einschließlich Hessens kam zur amerikanischen Zone, der als Enklave Anfang 1947 außerdem Bremen und Bremerhaven zugeschlagen wurden; die britische Zone umfaßte den Nordwesten, die sowjetische Zone Ost- und Mitteldeutschland, wobei die Grenzlinie westlich von Lübeck und der Elbe entlang bis nördlich von Wittenberge führte, um dann, den Westgrenzen der preußischen Provinz Sachsen, von Thüringen und Sachsen folgend, hinunter bis zur westlichen Grenze der Tschechoslowakei verlief. Für Berlin war ein Viersektorenstatus vorgesehen. Analoge Festlegungen gab es für Wien und Österreich. Ungelöst blieb die Reparationsfrage. Sie wurde, wie das Zerstückelungsproblem, einer besonderen Kommission zur näheren Beratung überwiesen. Ihren Sitz nahm diese Kommission in Moskau.

Die Zukunft Deutschlands war nur eines der Themen, die die «Großen Drei» während der einwöchigen Konferenz von Jalta beschäftigten. Was Polen anging, wurde die modifizierte Curzon-Linie als endgültige Ostgrenze anerkannt. Über eine Ausdehnung Polens bis zur Oder wollten weder Briten noch Amerikaner hinausgehen. Der von Stalin verlangten polnischen Westgrenze entlang der Oder und der westlichen, der Lausitzer Neiße, widersprach Churchill mit dem später vielzitierten Wort, «es wäre höchst bedauerlich, wenn man die polnische Gans dermaßen mit deutschem Futter mäste, daß sie an Verdauungsbeschwerden eingehe». Angesichts dieser Meinungsverschiedenheit versprachen die «Großen Drei» Polen lediglich einen «ansehnlichen Gebietszuwachs im Norden und im Westen», ohne sich in der Grenzfrage festzulegen.

Daß die Westverschiebung Polens mit der Zwangsumsiedlung von Millionen Menschen verbunden sein würde, war allen Beteiligten bewußt. Churchill hatte sich bereits am 15. Dezember 1944 im Unterhaus dafür ausgesprochen, «reinen Tisch zu machen», und die Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten des Reiches als das «befriedigendste und dauerhafteste Mittel» zur Erreichung dieses Zieles bezeichnet. Der britische Premierminister vermochte auch nicht einzusehen, weshalb in Deutschland kein Platz sein sollte für die Bevölkerung der an Polen (und im Falle des nördlichen Ostpreußen an die Sowjetunion) abzutretenden Gebiete. «Schließlich sind schon sechs bis sieben Millionen Deutsche in diesem schrecklichen Krieg getötet worden … Es ist auch zu erwarten, daß in den Kämpfen des kommenden Frühjahrs und Sommers noch mehr Deutsche getötet werden.»

Mehr Skrupel als beim Thema Vertreibung zeigten die Führer der Westmächte gegenüber Stalins Forderung nach einer Anerkennung der Provisorischen Regierung Polens, des ehemaligen, von den Kommunisten im sowjetischen Auftrag eingesetzten Lubliner Komitees. Churchill verwies darauf, daß die souveräne Unabhängigkeit und Freiheit Polens für Großbritannien eine Frage der Ehre sei, war aber gleichwohl kompromißbereit. Nach den Vorstellungen des britischen Premierministers und des amerikanischen Präsidenten sollte die Provisorische Regierung erst durch die Aufnahme «demokratischer Führer» aus dem Exil und aus Polen selbst erweitert und danach allgemein anerkannt werden. Faktisch aber ließen Churchill und Roosevelt die Londoner Exilregierung unter dem kompromißunwilligen Sozialisten Tomasz Arciszewski bereits zu diesem Zeitpunkt fallen. Sie vertrauten auf das Versprechen Stalins, in Polen würden schon sehr bald, vielleicht bereits in einem Monat, freie Wahlen stattfinden, und besiegelten so, ohne sich dessen bewußt zu sein, das Schicksal des Landes, um dessentwillen Großbritannien Deutschland im September 1939 den Krieg erklärt hatte.

Die Preisgabe Polens stand in einem größeren Zusammenhang: der Aufteilung Südost- und Ostmitteleuropas in Interessenzonen. Im Mai 1944 hatte Großbritannien der Sowjetunion vorgeschlagen, Rumänien als sowjetische und Griechenland als britische «Operationszone» zu behandeln. Im Lauf der Verhandlungen wurden die «Operationszonen» der beiden Mächte erweitert – die britische um Jugoslawien, die sowjetische um Bulgarien. Am 12. Juni stimmte Präsident Roosevelt diesem Arrangement zu. Bei den Moskauer Verhandlungen zwischen Stalin und Churchill im Oktober 1944, an denen auch der amerikanische Botschafter in der Sowjetunion, Averell Harriman, als Beobachter teilnahm, wurden dann auf scheinbar exakte Weise «Einflußsphären» abgesteckt. Demnach sollte der sowjetische Einfluß in Rumänien bei 90 und in Bulgarien bei 80 Prozent liegen, während sich Großbritannien in dem aus Londoner Sicht strategisch besonders wichtigen Griechenland einen Einfluß in Höhe von 90 Prozent zusichern ließ. Für Ungarn und Jugoslawien einigte man sich zunächst auf ein Verhältnis von 50 zu 50 – eine Regelung, die im Fall Ungarns kurze Zeit darauf zugunsten von 80 Prozent für die Sowjetunion korrigiert wurde.

In Jalta war von einer solchen prozentualen Einflußverteilung keine Rede mehr. Inzwischen hatte die Rote Armee Rumänien und Bulgarien besetzt und die Deutschen aus Polen vertrieben; Belgrad war am 20. Oktober 1944 eingenommen worden, und während die Alliierten auf der Krim tagten, stand Budapest kurz vor dem Fall. Die «Großen Drei» begrüßten die Einigung zwischen dem exiljugoslawischen Ministerpräsidenten Šubašić und Tito, dem Führer des Antifaschistischen Rates, auf die Bildung einer Koalitionsregierung (in der, als sie sich am 8. März 1945 konstituierte, die tatsächliche Macht bei den Kommunisten lag). In einer «Erklärung über das befreite Europa» gestanden Stalin, Roosevelt und Churchill allen Völkern unter Berufung auf die Atlantik-Charta das Recht zu, «demokratische Einrichtungen ihrer eigenen Wahl zu schaffen» und zum frühestmöglichen Zeitpunkt «durch freie Wahlen Regierungen einzusetzen, welche dem Willen des Volkes entsprachen».

Das letzte Versprechen war das Papier nicht wert, auf dem es stand. Die Westmächte überließen große Teile Südost- und Ostmitteleuropas der Oberherrschaft der Macht, die dort infolge des Vormarsches ihrer Armeen militärisch bereits das Sagen hatte und ohne Krieg aus ihrem neuen Einflußbereich, dem einstigen antibolschewistischen «Cordon sanitaire» der Zwischenkriegszeit, nicht mehr zu vertreiben war: der Sowjetunion. Polen war nur eines der Länder, die sich dem Diktat der neuen machtpolitischen Realitäten zu fügen hatten.

Drei ehedem unabhängige Staaten, die baltischen Republiken Estland, Lettland und Litauen, waren weder in Teheran noch in Jalta ein Verhandlungsgegenstand. Stalin bestand mit Erfolg darauf, daß die Westmächte sich mit der Zugehörigkeit dieser Länder zur Sowjetunion, einem Ergebnis der deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit zwischen 1939 und 1941, abfanden. Churchill hatte sich schon im März 1942 bereit gezeigt, der Sowjetunion den Bestand in den Grenzen vom Juni 1941 zuzugestehen. Im August 1942 wurden die Gesandten der drei baltischen Staaten in London von der Liste der diplomatischen Vertreter gestrichen. Die USA hielten zwar de jure an der Fortexistenz der baltischen Staaten fest, nahmen die sowjetische Annexion jedoch de facto hin. Das letztere galt auch für eine Folge der Sowjetisierung des Baltikums: die Deportation großer Teile der bürgerlichen Eliten und von Hunderttausenden von Bauern, die sich der Zwangskollektivierung der Landwirtschaft widersetzten, nach Sibirien. Die Bundesgenossenschaft mit Stalin forderte einen hohen moralischen Preis: die Desavouierung der Prinzipien der Atlantikcharta vom August 1941, zu denen sich offiziell auch die Sowjetunion bekannte, seit sie am 1. Januar 1942 in Washington den Pakt der «Vereinten Nationen» unterzeichnet hatte.

Unter «Vereinten Nationen» verstand man zu jener Zeit die 26 Staaten, die bis dahin Deutschland den Krieg erklärt hatten. Für Roosevelt aber bedeutete der Begriff sehr viel mehr: Er stand für seine Vision einer gerechten Weltfriedensordnung oder eines globalen «New Deal» – eine Vision, die jener Wilsons von 1917/18 sehr ähnlich war, aber anders als diese eine gute Chance hatte, nicht von innenpolitischen Gegnern um ihre Wirkung gebracht zu werden. An die Stelle des Völkerbundes, der seit 1939 keine reale Bedeutung mehr besaß, sollte nach dem Willen des Präsidenten ein an universalen Prinzipien ausgerichtetes, von den Großmächten verantwortungsbewußt geführtes, handlungsfähiges System der kollektiven Sicherheit, die United Nations Organization (UNO), treten.

Da die USA sich nicht überstimmen lassen wollten, mußten sie, wie alle Großmächte, über ein weitreichendes Vetorecht im wichtigsten Organ der Vereinten Nationen, dem Sicherheitsrat, verfügen. Mit der bedeutendsten Großmacht neben den USA, der Sowjetunion, galt es ein grundsätzliches Einvernehmen herzustellen, um den Weltfrieden dauerhaft zu sichern. Der Völkerbund war 1919 geschaffen worden, um den aus dem Ersten Weltkrieg hervorgegangenen Status quo zu sichern. Die Vereinten Nationen, wie sie Roosevelt vorschwebten, befanden sich 1945 in einer womöglich noch schwierigeren Situation. Sie stellten, wie der Historiker und Politikwissenschaftler Waldemar Besson treffend formuliert hat, «eine Weltregierung zur Erhaltung eines Status quo dar, der noch gar nicht festgelegt war».

Stalin hatte dem amerikanischen Projekt zunächst skeptisch, ja ablehnend gegenübergestanden, dann aber 1943 begonnen, seine Position zu ändern. Auf der Moskauer Außenministerkonferenz vom Oktober jenes Jahres stimmte Molotow dem Vorschlag zu, nach der Niederwerfung der Achsenmächte eine Weltorganisation zur Aufrechterhaltung des Friedens zu schaffen. In interalliierten Expertengesprächen in Dumbarton Oaks im District of Columbia wurden zwischen dem 21. August und dem 7. Oktober 1944 die Struktur und Funktionsweise der Organisation der Vereinten Nationen, einschließlich des künftigen Internationalen Gerichtshofes, beraten, wobei die beiden angelsächsischen Mächte zuerst mit der Sowjetunion und dann mit dem von den USA als vierter Großmacht protegierten China Tschiang Kai-scheks verhandelten.

Das Ergebnis waren die Grundzüge der künftigen Charta der Vereinten Nationen: Der Sicherheitsrat sollte, anders als der Völkerbundsrat, jederzeit tagen können, Frankreich ein ständiger Sitz in diesem Gremium angeboten werden, die Großmächte über ein Vetorecht verfügen. Nicht minder wichtig war den USA, daß allen Mitgliedstaaten im Falle eines Angriffs das «naturgegebene Recht» (inherent right) der individuellen und kollektiven Selbstverteidigung zustand, bis der Sicherheitsrat die erforderlichen Maßnahmen getroffen hatte. Keine Einigkeit erzielten die Unterhändler in der Frage der Ausgestaltung des Vetorechts und im Hinblick auf die Forderung der Sowjetunion, in Analogie zum Status der Dominions des britischen Commonwealth allen ihren 16 Teilrepubliken Sitz und Stimme in der Vollversammlung einzuräumen. Beide Streitfragen wurden vertagt, so daß sie in Jalta erneut auf die Tagesordnung kamen.

Auf der Krimkonferenz verständigten sich Roosevelt, Stalin und Churchill darauf, außer der Sowjetunion noch zwei ihrer Teilrepubliken, die Ukrainische und die Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik, in die Vereinten Nationen aufzunehmen. Das Vetorecht wurde in der absoluten Form akzeptiert, auf der Stalin bestanden hatte: Eine Großmacht sollte auch dann von diesem Recht Gebrauch machen können, wenn sie selbst in einen Streitfall verwickelt war. Mitglieder der UNO sollten alle Staaten werden können, die sich im Krieg mit Deutschland befanden oder dem gemeinsamen Feind bis zum 1. März 1945 den Krieg erklärten. Von der zweiten Möglichkeit machte neben einigen lateinamerikanischen Republiken sowie Ägypten, Syrien, Libanon und Saudi-Arabien auch ein Land Gebrauch, das im Zweiten Weltkrieg neutral geblieben war und erst unter massivem Druck der Alliierten am 2. August 1944 die diplomatischen Beziehungen zu Deutschland abgebrochen hatte: Am 1. März 1945, dem letztmöglichen Zeitpunkt, erklärte die Türkei dem Deutschen Reich den Krieg.

Knapp acht Wochen später, am 24. April, begann auf Einladung der nunmehr fünf Großmächte, der USA, der Sowjetunion, Großbritanniens, Chinas und Frankreichs, die Gründungskonferenz der Vereinten Nationen in San Francisco. Am 26. Juni unterzeichneten die Vertreter von 51 Nationen auf ihrer ersten Vollversammlung, ebenfalls in San Francisco, die Charta der UNO. Am gleichen Tag wurde das Statut des Internationalen Gerichtshofes verabschiedet. Nachdem die fünf Großmächte und die Mehrheit der übrigen Unterzeichnerstaaten die Ratifikationsurkunden bei der amerikanischen Regierung hinterlegt hatten, konnte die Charta am 24. Oktober 1945 in Kraft treten. Unter den Zielen der Vereinten Nationen nannte sie obenan die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit mittels wirksamer Kollektivmaßnahmen, die Entwicklung freundschaftlicher und auf dem Grundsatz der Gleichheit und der Selbstbestimmung der Völker beruhenden Beziehungen zwischen den Nationen und eine internationale Zusammenarbeit, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache und der Religion zu fördern und zu festigen.

Die Dominanz der Großmächte mochte bei den übrigen Mitgliedern der Vereinten Nationen das Gefühl hervorrufen, Staaten zweiter Klasse zu sein. Doch für die Handlungsfähigkeit der neuen Weltorganisation war die Privilegierung der Großen unabdingbar. Nur wenn sie hinter einer Entscheidung des Sicherheitsrates standen, konnte sie auch umgesetzt werden. Sehr viel mehr Grund zur Klage als die Staaten, die nicht zu den Großmächten rechneten, hatten die Kolonien. Die Mandatsgebiete des Völkerbundes kamen 1945 unter die Aufsicht des Treuhandrates der UN, blieben also in der Vollversammlung ohne Sitz und Stimme. Für die weitere Zukunft konnten sie auf die Unterstützung der beiden verbliebenen Weltmächte, der USA und der Sowjetunion, hoffen, die ihrem Selbstverständnis nach antikolonialistisch waren. Unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges aber konnten weder Washington noch Moskau daran denken, eine neue Weltordnung ohne und gegen ihren wichtigsten Verbündeten aufzubauen: Großbritannien. Dieses legte seinerseits großen Wert darauf, nicht die einzige Kolonialmacht unter den Großmächten zu sein, und betrieb auch deshalb zielgerichtet die Rückkehr Frankreichs in den Kreis der Großmächte.

Die Vereinten Nationen waren eines von zwei Projekten, mit denen die Vereinigten Staaten der zweiten Nachweltkriegszeit ihren Stempel aufzudrücken versuchten. Das andere Projekt wurde auf Einladung der USA zwischen dem 1. und dem 22. Juli 1944 in Bretton Woods im Bundesstaat New Hampshire beraten. Bei dieser Konferenz, an der die Vertreter von 44 Regierungen der Anti-Hitler-Koalition teilnahmen, ging es um die Währungs-, Zahlungs- und Handelsfragen der Nachkriegszeit. Das Ergebnis, das mehr die Handschrift des amerikanischen Finanzexperten Harry Dexter White als die des britischen Chefdelegierten John Maynard Keynes erkennen ließ, war die Errichtung des Bretton-Woods-Systems mit seinen vorerst zwei Säulen, des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank. (Als dritte Säule sollte 1947 das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen, das GATT, hinzukommen). Die Mitgliedstaaten des IWF vereinbarten, nun eine freie Konvertibilität der Währungen vorzubereiten und zu sichern, feste Gold- und Dollarparitäten – den «Dollarstandard», der zunächst bei 35 US-Dollar für eine Unze Feingold lag.

Die amerikanische Zentralbank war verpflichtet, jederzeit Dollar in Gold einzulösen. Die anderen Mitglieder des Bretton-Woods-Systems banden sich durch feste Wechselkurse an den Dollar. Auf- und Abwertungen in einer Marge von bis zu 20 Prozent waren nur bei dauerhaften Ungleichgewichten und nur im Rahmen einer internationalen Vereinbarung möglich. Autonom in ihrer Geld- und Währungspolitik waren mithin nur die USA. Der gemischte Gold-Dollar-Standard war weniger starr als der frühere reine Goldstandard oder der zwischen 1925 und 1931 praktizierte Golddevisenstandard: Die Möglichkeit, die Parität aller Währungen im Verhältnis zum Gold zu ändern, verbürgte, ebenso wie die Möglichkeit der begrenzten Auf- und Abwertung einzelner Währungen, ein beträchtliches Maß an Flexibilität. Funktionieren konnte das System von Bretton Woods aber nur, solange die Vereinigten Staaten keine großen Außenhandelsdefizite hatten und eine Politik der knappen Geldmenge betrieben – Voraussetzungen, die bis in die frühen sechziger Jahre hinein gegeben waren.

Die wichtigsten Ziele, zu denen sich der Internationale Währungsfonds, eine Sonderorganisation der UNO, bekannte, waren die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Währungspolitik, die Erleichterung des Welthandels, die Sicherheit geordneter Währungsbeziehungen, die Schaffung eines multilateralen Zahlungssystems nebst Beseitigung von Einschränkungen des Devisenverkehrs sowie die Erleichterung des Zahlungsbilanzausgleichs durch Kreditwährung an die Mitgliedsländer. Aufgabe der Weltbank oder, wie sie ursprünglich hieß, International Bank for Reconstruction and Development, war es, mittels Vergabe von Anleihen an Regierungen oder Privatunternehmen die wirtschaftliche Entwicklung der Mitgliedstaaten zu fördern.

Aus amerikanischer Sicht nahmen die USA mit der Initiative von Bretton Woods endlich die weltwirtschaftliche Führungsrolle wahr, die ihnen objektiv schon nach dem Ersten Weltkrieg zugefallen war, der sie sich aber mit katastrophalen Folgen für die Weltwirtschaft entzogen hatten. Die Architekten des neuen Währungsabkommens sahen in den Vereinigten Staaten den globalen Stabilisator – die Weltmacht, die die richtigen Konsequenzen aus den Wirtschafts- und Finanzkrisen der Zwischenkriegszeit zog, indem sie ihre materiellen Ressourcen im wohlverstandenen Eigeninteresse in den Dienst einer auf anhaltendes, ungestörtes Wachstum ausgerichteten Weltwirtschaft stellte und damit einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung des Weltfriedens, ja zu einer Art von globalem New Deal leistete.

Stalins Blickwinkel war ein radikal anderer: Für den sowjetischen Diktator bildete die Erhebung des Dollars zur Weltreservewährung den klaren Beweis für die imperialistischen Absichten der Vereinigten Staaten. Infolgedessen unterzeichneten weder die Sowjetunion noch die von ihr abhängigen Staaten 1945 das Bretton-Woods-Abkommen. Die Möglichkeit, bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten auf den IWF zurückzugreifen und bei starken Dollarschwankungen zu intervenieren, hatten daher nur «kapitalistische» Staaten. Ihnen brachten die an Dollar und Gold gebundenen Wechselkurse lange Zeit große Vorteile. Der entstehende «Ostblock» hingegen schottete sich unter sowjetischer Ägide gegen alles ab, was die USA in ihrer hegemonialen Rolle bestärken konnte. Im internationalen Währungsbereich waren die Umrisse der Ost-West-Konfrontation der Nachkriegszeit mithin schon 1945 zu erkennen.

Der Mann, der den größten Anteil daran hatte, daß der amerikanische Isolationismus schließlich überwunden wurde, erlebte das Kriegsende und die Gründung der Vereinten Nationen nicht mehr. Franklin Delano Roosevelt starb am 12. April 1945 im Alter von 63 Jahren an Herzversagen. Er hatte lange gebraucht, um zu der Einsicht zu gelangen, daß die USA nur dann eine Zukunft als Weltmacht haben würden, wenn sie sich an die Spitze des Kampfes gegen Hitler stellten. Seinem Bundesgenossen Stalin trat er, was dessen längerfristige Ziele anging, mit nachgerade bestürzender Naivität gegenüber. Als er in Jalta zu Protokoll gab, daß die Vereinigten Staaten nicht länger als zwei Jahre über den Krieg hinaus Truppen in Europa zu belassen gedächten, setzte er ungewollt alles aufs Spiel, wofür amerikanische Soldaten in Europa gekämpft hatten und weiter kämpften.

Doch es waren vor allem sein Charisma und seine Willensstärke, die Amerika aus der tiefen Depression der dreißiger Jahre hinausgeführt und dorthin gebracht hatten, wo es im Frühjahr 1945 stand. Seinem Nachfolger Harry S. Truman, einem gescheiterten Ladenbesitzer und hernach höchst erfolgreichen Senator seines Heimatstaates Missouri, fehlte vieles von dem, was «FDR» zu einem der großen Präsidenten der USA gemacht hatte, und zudem jede außenpolitische Erfahrung. Aber Truman war lernfähig und besaß, wie sich bald zeigen sollte, genügend Intelligenz und Instinkt, um die Herausforderungen zu meistern, vor die er sich seit dem 12. April 1945 als 33. Präsident der Vereinigten Staaten gestellt sah.[23]

Vollzug einer Sendung:
Die «Endlösung der Judenfrage» (III)

Während die Alliierten die neue Weltordnung vorbereiteten, die nach dem Krieg entstehen sollte, bemühte sich das nationalsozialistische Deutschland, seine vermeintliche weltgeschichtliche Sendung zu vollenden: die Ausrottung des europäischen Judentums. Die wenigen deutschen Juden, die um die Jahreswende 1944/45 noch nicht aus dem Reichsgebiet deportiert worden waren, lebten entweder in sogenannten «privilegierten Mischehen», bei denen ein Partner «arisch» war, oder hatten, was sehr selten war, ihre jüdische Herkunft verschleiern können oder wurden von nichtjüdischen Deutschen versteckt. Die jüdischen Partner einer «Mischehe» waren völlig entrechtet; sie mußten den Judenstern tragen, mit ihren Ehepartnern in besonderen «Judenhäusern» leben und ständig damit rechnen, doch noch in den Sog des Vernichtungsprozesses zu geraten.

Existenziell bedroht fühlten sich auch viele «Mischlinge», vor allem jene «ersten Grades», die sogenannten «Halbjuden», und das auch dann, wenn sie nicht zu den Geltungsjuden rechneten. («Geltungsjuden» waren «Mischlinge», die zwei jüdische Großeltern hatten, mit einem jüdischen Ehepartner verheiratet waren oder dem jüdischen Glauben angehörten.) «Halbjuden» und «Vierteljuden» wurden vielfach diskriminiert und schikaniert – seit 1941 aus der Wehrmacht entlassen, als Beamte in den Ruhestand versetzt und mit Berufsverboten belegt, «Halbjuden» seit März 1944 zur Zwangsarbeit in Sondereinheiten der «Organisation Todt» eingezogen. Im Dezember 1942 entschied das Reichserziehungsministerium, daß «Mischlinge zweiten Grades» zwar für das Studium der Medizin, der Zahnmedizin und der Pharmazie immatrikuliert werden durften, nicht jedoch für das der Veterinärmedizin. Dem Erlaß lag die Annahme zugrunde, daß «arische» Deutsche sich vielleicht selbst, nicht aber ihre Tiere von einem «Vierteljuden» behandeln lassen würden. Über Ausnahmeregelungen hinsichtlich der Behandlung von «Mischlingen» hatte die Parteikanzlei, in letzter Instanz also Hitler selbst, zu entscheiden. Das Reichssicherheitshauptamt war seinerseits darauf aus, so viele «Mischlinge» wie möglich in die Vernichtung einzubeziehen.

Unter den außerhalb Deutschlands errichteten Konzentrationslagern gab es eines, das einen Sonderstatus hatte: Theresienstadt im Protektorat Böhmen und Mähren. Es war teils ein Ghetto, teils eine Durchgangsstation auf dem Weg in die Vernichtung. Saul Friedländer beschreibt das «Doppelgesicht» des Lagers Theresienstadt wie folgt: «Einerseits gingen Transporte nach Auschwitz und Treblinka ab, andererseits errichteten die Deutschen ein ‹Potemkinsches Dorf›, mit dem die Welt getäuscht werden sollte.» Zu den «Annehmlichkeiten» des Lagers gehörten ein Kaffeehaus, Konzert- und Theateraufführungen, ein Leseraum und eine Bank. Nach Theresienstadt wurden im Januar 1943 Leo Baeck und andere führende Mitglieder der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland, im Oktober des Jahres die wenigen dänischen Juden deportiert, die die Gestapo hatte verhaften können. Im Juni 1943 wurde einer Kommission des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) ein Besuch des Lagers gestattet. Für den Fall, daß die Kommission darauf bestehen sollte, die endgültige Aufnahmestelle zu besichtigen, in die Juden von Theresienstadt aus deportiert wurden, hatte der Leiter des Judenreferates des Reichssicherheitshauptamtes, Adolf Eichmann, die Errichtung eines «Familienlagers» in Auschwitz-Birkenau angeordnet. Seine Insassen wurden vorläufig nicht vergast. Das geschah erst, als klar war, daß die Kommission den erwarteten Antrag nicht stellen würde.

Im Herbst 1944 wurde in Theresienstadt ein Propagandafilm gedreht, dem die Häftlinge den ironischen Titel «Der Führer schenkt den Juden eine Stadt» gaben. (Der offizielle Titel lautete «Theresienstadt. Ein Dokumentarfilm aus dem jüdischen Siedlungsgebiet».) Der Film zeigte Theresienstadt als einen fast schon luxuriös ausgestatteten Erholungsort mit Schulen, Parks, Schwimmbädern, Fußballturnieren und einem reichen Kulturangebot. Die Regie lag in den Händen des bekannten jüdischen Schauspielers Kurt Gerron, eines der vielen «Prominenten» unter den Lagerinsassen. Kurz nach Beendigung der Dreharbeiten wurde Gerron auf dem letzten Transport von Theresienstadt nach Auschwitz deportiert und dort am 8. Oktober 1944 ermordet.

Öffentliche Aufführungen des Films fanden nicht statt. Sehen durfte ihn aber im April 1945 eine zweite Kommission des IKRK, die Theresienstadt besuchte und anschließend in Genf von dem Lager als «einem kleinen jüdischen Staat» berichtete. Insgesamt wurden seit November 1941 über 140.000 Juden und «Mischlinge» nach Theresienstadt gebracht. Knapp 33.000 von ihnen starben dort, etwa 88.000 wurden in die Vernichtungslager deportiert. Bei der Befreiung durch die Rote Armee am 8. Mai 1945 lebten in Theresienstadt noch knapp 17.000 Juden. Einer von ihnen war der ehemalige Vorsitzende der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland, Leo Baeck.

Einen besonders dramatischen Verlauf nahm die «Endlösung» in Ungarn, das im März 1944 von deutschen Truppen besetzt worden war. Bis zum 9. Juli gelang es Eichmann und seinen Mitarbeitern, 438.000 Juden aus den ungarischen Provinzen, beginnend mit der Karpato-Ukraine und Nordsiebenbürgen, nach Auschwitz zu deportieren, wo 394.000 von ihnen sofort vergast wurden. In der Hauptstadt lebten um diese Zeit noch 200.000 Juden. Seit dem Frühjahr gab es Versuche eines jüdischen «Hilfs- und Rettungs-Komitees», der «Va’adat Ezra Vehazala», der SS das Leben der noch nicht deportierten Juden abzukaufen. Eichmann ging im Auftrag Himmlers auf diesen Gedanken ein, und zwar in der Weise, daß er im April 1944 von dem jüdischen Unterhändler Joel Brand für eine Million Juden die Lieferung von Gütern, darunter 10.000 winterfeste Lastwagen, verlangte, die von den Westalliierten gestellt und nur an der Ostfront eingesetzt werden sollten.

Himmlers Kalkül war es vermutlich, einen Keil zwischen die westlichen Alliierten und ihre sowjetischen Verbündeten zu treiben, ja möglichst die angelsächsischen Mächte für separate Friedensverhandlungen und anschließend für ein gemeinsames Vorgehen gegen die bolschewistische Großmacht im Osten zu gewinnen. Um dieses Zieles willen wäre der Reichsführer SS sogar wohl bereit gewesen, die Ausrottung der europäischen Juden abzubrechen oder zumindest Abstriche an dem Vorhaben in Kauf zu nehmen. Doch die Westmächte dachten nicht an ein solches «renversement des alliances», das gegen Hitler durchzusetzen Himmler im übrigen gar nicht die Macht gehabt hätte. Die jüdischen Unterhändler wurden von Istanbul, wohin sie von Wien aus gelangt waren, nach Kairo gebracht und dort von den britischen Autoritäten verhört und interniert. Der von Eichmann vorgeschlagene «deal» kam nicht zustande.

Ein anderes Tauschgeschäft fand tatsächlich statt: Rudolf Kastner, einem der Führer der «Va’adat», gelang es Ende Juni, gegen Bezahlung von 1000 Dollar für einen Juden 1684 Juden von Budapest auf dem (unerwarteten) Umweg über Bergen-Belsen in die Schweiz ausreisen zu lassen. Die Eidgenossenschaft war bereit, die ungarischen Juden bei sich aufzunehmen, und sie hatte auch kaum eine andere Wahl, wenn sie ihr internationales Ansehen nicht zerstören wollte. Längst war man über das Geschehen in den Vernichtungslagern informiert, und als im Herbst 1944 die beiden Transporte aus Bergen-Belsen in der Schweiz eintrafen, kannte alle Welt die Bilder von den Gaskammern in Treblinka. Das Konzentrationslager war Ende Juli von der Roten Armee befreit worden, bevor die Deutschen die Spuren ihres Vernichtungswerkes hatten verwischen können.

Für den ungarischen Reichsverweser Admiral Horthy gab es im Sommer 1944 keinen Zweifel mehr am Ausgang des Krieges. Am 6. Juli verfügte er die Einstellung der Deportationen von Juden aus Ungarn. Am 25. August entließ er Ministerpräsident Sztójay, einen dem Deutschen Reich gegenüber betont loyalen Politiker, und ersetzte ihn durch einen Mann seines Vertrauens, Generaloberst Géza von Lakatos. Der neue Regierungschef ordnete sogleich die Wiedereröffnung der im April geschlossenen jüdischen Geschäfte an (sofern einer der Inhaber oder Manager kein Jude war). Als die Rote Armee Anfang Oktober von Rumänien aus in Ungarn eindrang, ließ Horthy in Moskau geheime Verhandlungen über eine Verständigung mit der Sowjetunion aufnehmen. Am 11. Oktober wurde in der sowjetischen Hauptstadt ein vorläufiger Waffenstillstand unterzeichnet. Vier Tage später erteilte der Reichsverweser den ungarischen Truppen über den Rundfunk den Befehl zur Beendigung des Kampfes. Doch die radikal antisemitischen Pfeilkreuzler unter Férenc Szálasi hatten die Armee inzwischen so erfolgreich unterwandert, daß die Anweisung ins Leere lief. Die SS nahm den Reichsverweser fest und zwang ihn mit der Drohung, andernfalls seinen Sohn zu erschießen, Szálasi zum Ministerpräsidenten zu ernennen und selbst von seinem Amt zurückzutreten. Anschließend wurde Horthy in Deutschland interniert.


In den folgenden Wochen wurden etwa 50.000 ungarische Juden, Männer wie Frauen, zu einem Fußmarsch ins Reichsgebiet gezwungen, auf dem viele von ihnen umkamen. Von den Überlebenden starben Tausende beim Bau von Befestigungsanlagen rund um Wien. 35.000 Juden wurden zum gleichen Zweck in der Umgebung von Budapest eingesetzt. Als im Dezember die sowjetischen Truppen immer näher rückten und der Rückzug der ungarischen Truppen in die Hauptstadt unvermeidbar wurde, veranstalteten Schlägertruppen der Pfeilkreuzler, die «Nyilas», auf den Donaubrücken und an den Ufern des Flusses ein furchtbares Blutbad unter den jüdischen Zwangsarbeitern.

In Budapest gab es um diese Zeit zwei Ghettos, von denen das kleinere, das «internationale», unter dem Schutz neutraler Länder wie der Schweiz und Schwedens stand. Nachdem die ungarische Regierung unter dem Druck des Auslands der Auswanderung von 8800 Juden nach Palästina zugestimmt hatte, gelang es der «Va’adat», die individuellen Ausreisezertifikate in Familienzertifikate umzuwandeln. Der Leiter der Abteilung «Fremde Interessen» in der Schweizer Gesandtschaft, Carl Lutz, stellte daraufhin Schutzpapiere für 40.000 Juden aus. Fast 35.000 dieser Papiere wurden von der Regierung Szálasi anerkannt. Das Vorhaben, etwa 40.000 ungarische Juden nach Palästina ausreisen zu lassen, scheiterte schließlich am Veto der SS. Carl Lutz mietete daraufhin in Zusammenarbeit mit dem ersten Sekretär der schwedischen Gesandtschaft, Raoul Wallenberg, und dem regimekritischen deutschen Diplomaten Gerhart Feine etwa 30 große Schutzhäuser an, in denen etwa 30.000 Budapester Juden bis zum Kriegsende wirksamen Schutz fanden. Neben Lutz und Wallenberg waren auch der päpstliche Nuntius und Diplomaten aus Spanien und Portugal an der Rettung von Tausenden ungarischer Juden beteiligt. Der bekannteste Helfer, Raoul Wallenberg, wurde 1945 vom NKWD in die Sowjetunion verschleppt. Sein letztes Lebenszeichen stammt aus dem Jahr 1947.

Die «Nyilas» setzten ihr mörderisches Treiben während der Rettungsaktionen der Diplomaten fort. Mitte Januar 1945 fand ihr letztes großes Massaker an den Ufern der Donau statt, dem in erster Linie jüdische Männer, Frauen und Kinder zum Opfer fielen. Zwischen 10.000 und 20.000 Juden wurden während des Winters 1944/45 von den antisemitischen Schlägerbanden umgebracht. Am 13. Februar nahm die Rote Armee die ungarische Hauptstadt ein. Von den ehedem 200.000 Budapester Juden überlebte nur knapp die Hälfte das Kriegsende.

Um die Jahreswende 1944/45 verstärkte Himmler seine Versuche, durch Zugeständnisse in der «Judenfrage» eine Brücke zu den Westalliierten zu schlagen. Der Reichsführer SS autorisierte Kontakte seiner Untergebenen zu Vertretern jüdischer Organisationen in der Schweiz und nahm Verbindung zu möglichen Vermittlern in Schweden und in der Schweiz auf. Dem ihm persönlich bekannten schweizerischen Bundesrat Jean-Marie Musy schlug er die Freilassung von zehntausenden Juden vor, um so den Grund für Verhandlungen mit den angelsächsischen Mächten zu legen. Tatsächlich traf im Januar 1945 ein Zug mit 1200 Juden aus Theresienstadt in der Schweiz ein. Im Februar kam der Vizepräsident des schweizerischen Roten Kreuzes, Folke Graf Bernadotte, nach Berlin, um mit Himmler über die Freilassung skandinavischer Internierter aus dem Konzentrationslager Neuengamme sowie von Juden aus Theresienstadt und Bergen-Belsen zu verhandeln, wobei der Reichsführer sich sehr kooperativ zeigte. Am 21. April empfing der Reichsführer SS sogar einen Vertreter des Jüdischen Weltkongresses, den aus Schweden angereisten Norbert Masur. Das Ergebnis des Gesprächs war bescheiden: Himmler sagte die Entlassung von 1000 jüdischen Frauen und einigen prominenten Ausländern unter den jüdischen Häftlingen des Konzentrationslagers Ravensbrück nach Schweden zu.

Von einer Wende im Vollzug der «Endlösung der Judenfrage» aber konnte keine Rede sein. Das zeigten die Vernichtungsaktionen, die bis in die letzten Kriegswochen hinein weitergingen. Im November 1944 ließ Himmler angesichts des Vormarsches der sowjetischen Truppen die Vergasungen in Auschwitz einstellen und die Gaskammern und Krematorien sprengen, um alle Spuren des Massenmordes zu verwischen. Entsprechend war die SS zuvor schon, soweit möglich, bei den weiter östlich gelegenen Vernichtungslagern vorgegangen. Aus den Massengräbern wurden die Leichen wieder ausgegraben und verbrannt. In Treblinka konnte die Vertuschung des Verbrechens, wie erwähnt, im Juli 1944 nicht zu Ende geführt werden.

Schon vor der Schließung von Auschwitz hatte die SS auf Grund des Drängens von Speer arbeitsfähige Juden zur Rüstungsarbeit nach Deutschland in Marsch gesetzt, unter anderem nach Dachau und in die Tunnel von Dora-Mittelbau im Harz, wo sie von der «Organisation Todt» unter mörderischen Arbeitsbedingungen bei der Produktion von V-2-Raketen eingesetzt wurden. Im Januar 1945 ließ Himmler sämtliche Lager im Osten evakuieren. Etwa 700.000 bis 800.000 KZ-Häftlinge, in ihrer Mehrzahl Juden, mußten Todesmärsche in Richtung Westen antreten. Rund 250.000 Menschen kamen dabei infolge von Erschöpfung oder Erfrieren, durch Erschießung oder Verbrennen bei lebendigem Leibe ums Leben. Vielerorts beteiligten sich auch Zivilisten, darunter Hitler-Jungen, an den Massakern.

Weit über 5000 jüdische Häftlinge aus Außenstellen des Konzentrationslagers Stutthof ließ der ostpreußische Gauleiter Erich Koch in der zweiten Januarhälfte, als sie auf dem Landweg entlang der Ostseeküste nicht mehr vorankamen, in der Nähe von Palmnicken erschießen. Ein ähnliches Schicksal erlitt der größte Teil der 3000 jüdischen Häftlinge des Konzentrationslagers Buchenwald, die die SS im April auf den Marsch nach Theresienstadt schickte. Von den 45.000 Insassen des Lagers Buchenwald erlebte rund ein Drittel das Kriegsende nicht mehr. Kranke Häftlinge blieben in den Lagern zurück. In Auschwitz tötete die SS 200 von ihnen, ausschließlich Frauen, bevor sie endgültig abzog. Am 27. Januar 1945 nahm die Rote Armee das größte der deutschen Vernichtungslager ein und befreite die etwa 7000 überlebenden Häftlinge. Die Zahl der dort ermordeten Menschen belief sich auf 1,3 Millionen. Die Gesamtzahl der Opfer des Holocaust wird auf 5 bis 6 Millionen geschätzt.

An der Ermordung der europäischen Juden waren nicht nur Deutsche, sondern auch Judenfeinde und willfährige Helfer der SS in allen Teilen des von Deutschland beherrschten Europa beteiligt. Aber geplant und in Gang gesetzt hatte den Völkermord das nationalsozialistische Deutschland. Ohne den festen Willen zur Vernichtung der Juden, ohne die Disziplin des damit betrauten Personals, ohne die Kapazitäten der hochentwickelten Industriemacht Deutschland wäre das Projekt nicht zu verwirklichen gewesen. Daß sie von den Alliierten für dieses Menschheitsverbrechen zur Rechenschaft gezogen werden würden, dürften viele Deutsche schon im Frühjahr 1945 geahnt haben. Eine sehr viel radikalere Konsequenz aus der Ausrottung des europäischen Judentums sollte den Deutschen erst später bewußt werden: Ihr Selbstverständnis als Nation konnte nach dem, was sie den Juden angetan hatten, nie mehr dasselbe sein wie in der Zeit vor der tiefsten Zäsur der deutschen Geschichte: der Machtübertragung an Hitler im Jahr 1933.[24]

Kriegsende (I): Der Untergang des Deutschen Reiches

D Als das Jahr 1944 zu Ende ging, war der von Hitler angeordnete letzte große Vorstoß an der Westfront, die Ardennenoffensive, faktisch bereits gescheitert. Die Alliierten verloren dabei 76.000, die Deutschen 90.000 Mann. Der «Führer» erreichte mit dem Unternehmen lediglich, daß der Einmarsch der Amerikaner und Briten in Deutschland sechs Wochen später stattfand als geplant. Am 7. März 1945 fiel die unzerstörte Rheinbrücke bei Remagen nach heftigen Kämpfen in die Hände der Amerikaner. Sie errichteten dort ihren ersten Brückenkopf rechts des Rheins und gewannen damit eine Ausgangsposition für Vorstöße ins Bergische Land und ins Ruhrgebiet.

Die letzte Großoffensive der Roten Armee begann am 12. Januar 1945. Die Front verlief danach von der Memel über Warschau bis zu den Karpaten. Östlich davon gab es deutsche Truppen noch im «Kurlandkessel», den zu räumen sich Hitler hartnäckig weigerte. Da die Wehrmacht in Folge der Ardennenoffensive im Osten über keine Reserven mehr verfügte, konnten die sowjetischen Truppen binnen weniger Tage weit nach Westen vordringen. Ende Januar nahmen sie das unzerstört gebliebene oberschlesische Industriegebiet ein – ein tief einschneidender Vorgang, der Rüstungsminister Albert Speer zu einer Denkschrift an Hitler veranlaßte, die in der Feststellung gipfelte, die Kriegsbereitschaft und die Rüstungsproduktion des Reiches stünden damit vor dem Ende. Am 31. Januar errichtete Marschall Schukow einen Brückenkopf bei Küstrin an der Oder. Am gleichen Tag wurde Königsberg, wenn auch zunächst nur vorübergehend, eingeschlossen. Am 4. März gelang es den sowjetischen Truppen, durch einen Vorstoß zur Ostsee Ostpreußen vom übrigen Reich abzuschneiden.

Eine rechtzeitige Evakuierung der ostpreußischen Bevölkerung hatte Gauleiter Erich Koch konsequent verhindert, so daß die überstürzte Flucht nun für Zehntausende zur Katastrophe wurde. Viele Trecks wurden von sowjetischen Panzern überrollt oder von Tieffliegern beschossen; Pferdefuhrwerke brachen auf der teilweise dünnen Eisdecke des Frischen Haffes ein. Wer im kleinen Hafen von Pillau ein Schiff erreichte, war damit noch nicht gerettet. Von den Schiffen, die die Kriegsmarine nach Ostpreußen beordert hatte, wurden mehrere, darunter der ehemalige «Kraft-durch-Freude»-Dampfer «Wilhelm Gustloff», durch feindlichen Beschuß versenkt. 25.000 Menschen kamen bei der Flucht über die Ostsee nach Schleswig-Holstein oder Dänemark ums Leben. Schrecklich war auch das Schicksal der Ostpreußen, die der vorrückenden Roten Armee nicht mehr entkamen. Ungezählte Frauen und Mädchen wurden vergewaltigt, arbeitsfähige Männer und Frauen zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion verschleppt, Menschen aller Altersstufen wahllos getötet. Auf über 100.000 wird die Zahl der Todesopfer unter den deutschen Zivilisten geschätzt, denen die Flucht nach Westen nicht gelang, oder die zu alt oder zu krank waren, um ihre Wohnungen zu verlassen.

Zehntausende von Flüchtlingen, die auf dem Landweg westwärts unterwegs waren, hielten sich Mitte Februar in und um Dresden auf. Dieser Sachverhalt war auch den Westalliierten bekannt, hinderte sie aber nicht daran, am 13./14. Februar das weltberühmte «Elbflorenz», das auch ein wichtiges Industriezentrum war, in ein flammendes Inferno zu verwandeln. Zwei nächtlichen Angriffswellen des britischen Bomber Command mit weit über 7000 Flugzeugen folgte in den Mittagsstunden des 14. Februar ein amerikanisches Bombardement. Zwischen 20.000 und 25.000 Menschen kamen dabei ums Leben.

Neben Hamburg, wo im Zuge der Operation «Gomorrha» im Juli 1943 35.000 Menschen starben, gehört Dresden zu den Städten, deren Zerstörung im Bombenkrieg sich dem kollektiven Gedächtnis der Deutschen besonders eingeprägt hat. Das Flächenbombardement deutscher Städte war ein integraler, auf der Konferenz von Casablanca im Januar 1943 ausdrücklich beschlossener Bestandteil der alliierten Kriegführung. Die Luftangriffe galten nicht nur den Zentren der deutschen Industrie- und Rüstungsproduktion sowie den wichtigsten Verkehrsknotenpunkten und Hafenanlagen des Reiches, also strategischen Zielen, sondern zielten auch darauf ab, die Moral der Zivilbevölkerung zu brechen, und wurden deshalb von der Royal Air Force im Unterschied zum «strategic bombing» als «moral bombing» bezeichnet.

Dieser Zweck des Bombenkriegs wurde nicht erreicht. Statt die «Volksgenossen» zur Auflehnung gegen Hitler und sein Regime zu treiben, förderten die feindlichen Fliegerangriffe bei den Deutschen vielmehr das Gefühl, einer Schicksalsgemeinschaft anzugehören, die nur eines tun konnte: unter allen Umständen durchhalten. «Moralisch» war nichts am Bombenterror gegen wehrlose Frauen, Kinder und Greise. Die Flächenbombardements waren vielmehr ein Zeichen dafür, daß die Unmenschlichkeit des Aggressors auch den verändern kann, der sich ihm in den Weg stellt – bis hin zur praktischen Verleugnung der Menschlichkeit, in deren Namen der Verteidiger Krieg führt. Ebendiese Einsicht hatte einen englischen Kirchenführer, den Bischof von Chichester, George Bell, seit 1941 immer wieder zu Protesten gegen das sogenannte «moral bombing» veranlaßt. Diese und ähnliche Einsprüche blieben nicht folgenlos. Nach dem Luftangriff auf Dresden kam auch Churchill zu dem Schluß, daß eine Fortsetzung dieser Art von Flächenbombardement den übergeordneten Kriegszielen Großbritanniens mehr schadete als nützte und darum nicht länger zu rechtfertigen war.

Zur gleichen Zeit, in der die Rote Armee den Osten Deutschlands eroberte, standen noch immer deutsche Truppen in Norwegen, Dänemark, den nördlichen Niederlanden, im Kurland, im Protektorat Böhmen und Mähren, im nördlichen Kroatien, in Slowenien und in Norditalien. Am 9. April begann eine alliierte Großoffensive in der Emilia-Romagna, in deren Verlauf zehn Tage später Bologna befreit wurde. Am 27. April eroberten die Amerikaner Genua. Am gleichen Tag nahmen kommunistische Partisanen in der Nähe von Dorio am Comer See den als Wehrmachtssoldaten verkleideten Benito Mussolini auf der Flucht gefangen. Am 28. April wurde der «Duce» zusammen mit seiner Geliebten Clara Petacci erschossen und anschließend mit zwanzig weiteren Anhängern, darunter dem ehemaligen Parteisekretär Achille Starace, am Dach einer Tankstelle auf dem Piazzale Loreto in Mailand kopfabwärts aufgehängt. Die Repubblica di Salò, das letzte Stadium faschistischer Herrschaft in Italien, war definitiv an ihr Ende gelangt. Es begann eine Welle der blutigen antifaschistischen Säuberung, die ihren Höhepunkt im Frühsommer 1945 erreichte.

Einen Tag nach der Erschießung Mussolinis, am 29. April, wurde im alliierten Hauptquartier in Caserta in Anwesenheit sowjetischer Offiziere die bedingungslose Kapitulation der deutschen Streitkräfte in Italien unterzeichnet. Sie trat am 2. Mai um 14 Uhr in Kraft. Vorausgegangen waren Geheimgespräche, die SS-Obergruppenführer Karl Wolff, der deutsche Militärgouverneur in Norditalien, auf eigene Faust am 8. März mit Allen Welsh Dulles, dem Chef des amerikanischen Geheimdienstes, des Office of Strategic Services, in Zürich aufgenommen und am 19. März in Gegenwart von zwei hohen amerikanischen Generälen in Ascona fortgeführt hatte.

Für Stalin waren die Kontakte zwischen dem gemeinsamen Feind und den Westmächten ein Anlaß zu tiefem Mißtrauen. In einer telegraphischen Botschaft an Roosevelt vom 3. April äußerte der Diktator seinen Verdacht, die Briten und die Amerikaner seien darauf aus, mit deutscher Einwilligung widerstandslos in das Herz von Deutschland vorzustoßen, während die sowjetischen Armeen weiterhin mit deutschen Truppen kämpfen müßten – eine Unterstellung, die Roosevelt zwei Tage später scharf zurückwies. Eine solche Absicht gab es auf westlicher Seite in der Tat nicht. Der amerikanische Präsident und der britische Premierminister wußten sehr wohl, daß sie den nahen Sieg über Deutschland zum größten Teil den militärischen Anstrengungen der Sowjetunion verdankten. Sie betonten deshalb immer wieder demonstrativ, daß hinsichtlich der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches zwischen den drei Verbündeten volle Übereinstimmung bestehe.

Im Hinblick auf das Schicksal Ostmittel- und Südosteuropas aber konnte von einem Einvernehmen der Alliierten um diese Zeit schon nicht mehr die Rede sein. Am 6. März erzwang die Sowjetunion in Rumänien die Einsetzung einer Regierung, die formell ein Mehrparteienkabinett war, tatsächlich aber von den Kommunisten beherrscht wurde. Noch mehr beunruhigte Roosevelt und Churchill die Entwicklung in Polen. Die Sowjetunion betrieb dort mit Hilfe der Provisorischen Regierung die Einrichtung eines kommunistischen Satellitenregimes und hinderte Amerikaner und Briten daran, Vertreter in das von der Roten Armee «befreite» Land zu entsenden.

«Ein undurchsichtiger Vorhang hat sich über die Szene gesenkt», schrieb Churchill am 16. März 1945 an Roosevelt. Elf Tage später wies der britische Premier den amerikanischen Präsidenten darauf hin, «daß die Bestimmungen der Proklamation über das befreite Europa keine Anwendung auf Osteuropa finden und wir beide in diesen Gebieten nicht ein Jota Einfluß haben». Doch die Vereinbarungen von Jalta ließen genau das zu, was Churchill erst jetzt voll bewußt wurde: daß Polen und anderen Staaten in Ost- und Südosteuropa «die russische Version der Demokratie aufgezwungen» wurde.

In den folgenden Wochen steigerte sich Churchills Besorgnis hinsichtlich Polens. Im April bewog der Premier den früheren, Ende November 1944 zurückgetretenen Chef der polnischen Exilregierung, Stanislaw Mikolajczyk, zu einem Bekenntnis zur Freundschaft mit der Sowjetunion, der Anerkennung der modifizierten Curzon-Linie als Ostgrenze Polens und einen ausdrücklichen Verzicht auf Lemberg. Die Zurückdrängung der nichtkommunistischen Kräfte Polens ging gleichwohl unvermindert weiter. Ende März waren 16 führende Vertreter der nichtkommunistischen Untergrundbewegung, die die sowjetische Führung unter Zusicherung freien Geleits zu Gesprächen über die Bildung einer polnischen Einheitsregierung nach Moskau eingeladen hatte, verhaftet und in Untersuchungshaft genommen worden. Als Churchill am 29. April bei Stalin gegen dieses Vorgehen protestierte, erwiderte dieser, die Beschuldigten hätten hinter dem Rücken der Roten Armee aufrührerische Akte geplant und durchgeführt. In einem Schauprozeß, der am 18. Juni begann, wurden 13 der Angeklagten zu Gefängnisstrafen von vier Monaten bis zu zehn Jahren verurteilt und drei freigesprochen.

Am 4. Mai 1945 skizzierte der britische Premierminister in einer Aufzeichnung die Lage, auf die sich die Westmächte einstellen mußten. Erfolgte die Zoneneinteilung in Deutschland so, wie die Alliierten sie vereinbart hatten, würde «Polen ganz von russisch besetzten Ländern umschlossen und darin begraben. Wir würden dann praktisch eine russische Grenze bekommen, die vom Nordkap in Skandinavien, längs der schwedisch-finnischen Grenze, über die Ostsee zu einem Punkt knapp östlich von Lübeck, längs der gegenwärtig vereinbarten Zonengrenzen und der bayerisch-tschechischen Grenze nach Österreich, das nominell Vier-Mächte-Gebiet werden würde, und halbwegs durch dieses Land bis zum Isonzo verliefe, werden doch Tito und Rußland das Gebiet östlich dieses Flusses für sich beanspruchen. Demnach würde die russische Kontrolle die baltische Küste, ganz Deutschland bis zur vorgesehenen Zonengrenze, die gesamte Tschechoslowakei, einen großen Teil Österreichs, ganz Jugoslawien, Ungarn, Rumänien und Bulgarien bis zur Grenze des ungefestigten Griechenland umfassen. Sämtliche großen Hauptstädte Mitteleuropas, Berlin, Wien, Budapest, Belgrad, Bukarest und Sofia fielen in diese Zone. Die Stellung der Türkei und Konstantinopels werden fraglos sofort zur Debatte kommen.»

Nach Churchills Überzeugung handelte es sich bei alledem um ein «Ereignis in der Geschichte Europas, für das es keine Parallele gibt und das die Westmächte am Ende ihres langen und wechselvollen Ringens unvorbereitet trifft». Schon die sowjetischen Reparationsforderungen an Deutschland würden so hoch sein, «daß Rußland die Besetzung beinahe unbeschränkt hinausziehen kann, auf alle Fälle so lange, bis Polen und viele andere Länder in der riesigen Zone des russisch kontrollierten Europas verschwunden sind und, wenn auch nicht notwendigerweise wirtschaftlich sowjetisiert, so doch jedenfalls unter Polizeiregime leben müssen».

Die Schlußfolgerungen lagen für den Premierminister klar zutage. «Wir haben einige bedeutende Pfänder in der Hand, die, richtig verwendet, zu einer friedlichen Regelung beitragen können. Erstens, bevor die Westmächte aus ihren gegenwärtigen Stellungen auf die vorgesehenen Zonengrenzen zurückfallen, müssen wir in bezug auf folgende Punkte bindende Zusicherungen haben: Polen, den temporären Charakter der russischen Besetzung Deutschlands, die in den russifizierten oder russisch kontrollierten Ländern des Donaubeckens einzuführende Ordnung mit besonderer Berücksichtigung Österreichs, der Tschechoslowakei und des Balkans. Zweitens könnten wir uns im Rahmen einer Generalbereinigung in bezug auf die Ausgänge aus dem Schwarzen Meer und der Ostsee entgegenkommend zeigen. Eine Lösung für alle diese Dinge ist aber nur zu finden, bevor die amerikanischen Armeen in Europa geschwächt werden. Sollten sie nach dem Abzug der amerikanischen Armee aus Europa und dem Abbau des Kriegsapparats der westlichen Welt noch ungelöst sein, dann sind die Aussichten für eine befriedigende Lösung und die Vermeidung eines dritten Weltkriegs nur sehr gering. Auf eine solche frühzeitige Kraftprobe und Generalbereinigung mit Rußland müssen wir jetzt unsere Hoffnungen setzen. Bis dahin bin ich dagegen, unsere Forderungen an Rußland betreffs Polen irgendwie abzuschwächen.»

Churchill brachte seine Sorgen und Forderungen in einem Augenblick zu Papier, in dem der neue Präsident der Vereinigten Staaten, Harry S. Truman, der Politik seines Landes noch nicht verbindlich die Richtung vorgab. Die tatsächliche Führung der USA schien, was die Beendigung des Krieges in Europa anging, eine Zeitlang beim Oberkommandierenden der amerikanischen und der westalliierten Truppen auf dem europäischen Kriegsschauplatz, General Dwight D. Eisenhower, zu liegen. Dieser zeigte, im Gegensatz zu Churchill, kein Interesse daran, die Truppen der Westalliierten so rasch wie möglich nach Berlin zu führen, um die Eroberung der Reichshauptstadt nicht oder jedenfalls nicht ganz der Roten Armee zu überlassen. Auch einen Vorstoß nach Prag hielt Eisenhower für weniger dringlich als der britische Premierminister. Vorrang hatte für den General die Besetzung Süddeutschlands bis hin zur tschechoslowakischen Grenze von 1937, wobei ihn die Befürchtung leitete, daß den Amerikanern noch massiver deutscher Widerstand in der angeblichen «Alpenfestung» drohte. Churchill versuchte zwar, Eisenhower zu einer Korrektur seiner Prioritäten zu bewegen, hatte damit aber, da Truman sich hinter den Oberkommandierenden stellte, keinen Erfolg. Das Gesamtinteresse der «westlichen Welt», von der Churchill in seiner Aufzeichnung vom 4. Mai sprach, hatte in den letzten Wochen des Zweiten Weltkriegs nur einen klarsichtigen und beredten Fürsprecher: Winston Churchill.

Auch er trug freilich, obgleich er Stalin gegenüber nicht so gutgläubig gewesen war wie Roosevelt, eine Mitverantwortung für die Situation, die nun eingetreten war. Großbritannien und die USA hatten die Hauptlast der militärischen Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Deutschland der Sowjetunion überlassen und die von Stalin geforderte Eröffnung einer «Zweiten Front» in Frankreich immer wieder hinausgeschoben. Dafür gab es jeweils einleuchtende militärische Gründe. Auf diese Weise hielten die beiden großen westlichen Demokratien aber auch die Verluste ihrer Armeen in Grenzen, und sie durften darauf hoffen, daß diese Haltung auch von den Wählerinnen und Wählern honoriert werden würde. Dazu kam das imperiale Interesse Großbritanniens am Mittelmeerraum und dem Erhalt des Commonwealth. Es hatte einen erheblichen Anteil daran, daß die Westmächte der Invasion in Nordafrika einen zeitlichen Vorrang vor einer Invasion auf dem europäischen Kontinent einräumten.

Der Preis dieser Politik bestand darin, daß die westlichen Demokratien der Sowjetunion einen großen Teil Deutschlands überlassen und faktisch ganz Ostmittel- und Südosteuropa ausliefern mußten. Was Roosevelt und Churchill Stalin in Teheran und Jalta zugestanden hatten, ließ sich nicht mehr rückgängig machen. Im übrigen bedeutete das Ende des Krieges in Europa noch nicht das Ende des Zweiten Weltkrieges. Für die Niederzwingung Japans vermeinte man in Washington wie in London noch der sowjetischen Hilfe zu bedürfen. An eine große Konfrontation mit Stalin war unter solchen Umständen im Frühjahr 1945 nicht zu denken.

Während der Ton von Churchills Warnungen vor der Gefahr aus dem Osten immer dringlicher wurde, ging der Vormarsch der Roten Armee, begleitet von Hunderttausenden von Vergewaltigungen und Plünderungen und zahllosen Morden an Zivilisten, weiter. Am 30. März wurde Danzig erobert, am 9. April Königsberg. Seit dem gleichen Tag war auch ganz Ungarn in sowjetischer Hand. Am 13. April zog die Rote Armee in Wien ein. Drei Tage später begann an der mittleren Oder und der Lausitzer Neiße der sowjetische Großangriff auf Berlin.

Vom Westen her rückten um dieselbe Zeit Briten und Amerikaner in Deutschland vor. Am 18. April nahmen Truppen der USA Magdeburg, tags darauf Leipzig ein. Am 26. April fiel Bremen in die Hände der Briten. Am 30. April besetzte die siebte US-Armee München, die einstige «Hauptstadt der Bewegung». Doch die westlichen Alliierten eroberten im April 1945 nicht nur deutsche Städte, sie befreiten auch deutsche Konzentrationslager: am 11. April Buchenwald, am 15. April Bergen-Belsen, am 29. April Dachau. Die Bilder und Filmaufnahmen von fast verhungerten Häftlingen und riesigen Leichenbergen gingen um die Welt und prägten sich tief in das Gedächtnis der entsetzten Zeitgenossen ein.

An einen «Endsieg» glaubte in den letzten Wochen des «Dritten Reiches» nur noch eine winzige Minderheit fanatischer Nationalsozialisten. «Das Volk hat die Nerven vollständig verloren und ist furchtbar aufgeregt und verängstigt», heißt es in einem Stimmungsbericht aus dem bayerischen Bad Aibling vom März 1945. Aus Berchtesgaden meldete der SD am 7. März, es sei «der breiten Masse ganz einerlei, wie das künftige Europa aussieht. Aus allen Gesprächen ist zu entnehmen, daß sich die Volksgenossen aller Schattierungen so bald als möglich den Lebensstandard der Vorkriegszeit herbeiwünschen und gar keinen Wert darauf legen, in die Geschichte einzugehen.» Ein Einwohner derselben Stadt wurde mit der Bemerkung zitiert: «Hätte man 1933 geahnt, daß sich die Ereignisse so zuspitzen würden, wäre Hitler nie gewählt worden.» Einem anderen Bericht zufolge wurde um diese Zeit auch die Meinung geäußert: «Der Führer wurde uns von Gott gesandt, aber nicht um Deutschland zu retten, sondern um Deutschland zu verderben. Die Vorsehung hat beschlossen, das deutsche Volk zu vernichten, und Hitler ist der Vollstrecker dieses Willens.»

Hitler war entschlossen, Deutschland und das deutsche Volk mit in den Abgrund zu reißen, falls der Krieg mit einer Niederlage des Reiches enden sollte. Am 19. März erließ er einen Befehl, überall, wo ein Gebiet dem Feind preisgegeben werden mußte, sämtliche militärischen, Verkehrs-, Nachrichten-, Industrie- und Versorgungsanlagen sowie Sachwerte zu zerstören. (Erst fünf Wochen später erfuhr er von Rüstungsminister Speer, daß dieser den Befehl nicht nur nicht ausgeführt, sondern die Ausführung verhindert hatte.) Die große Hoffnung des «Führers» war bis in den April hinein das Zerbrechen der Allianz zwischen den westlichen Demokratien und dem bolschewistischen Rußland. Als er die Nachricht vom Tod Roosevelts erhielt, wähnte er, von Goebbels in dieser Einschätzung bestärkt, daß nun der Bruch des feindlichen Bündnisses unmittelbar bevorstehe. Als diese Erwartung sich nicht erfüllte, äußerte er die Zuversicht, daß die Entscheidungsschlacht erst in Berlin geschlagen – und von ihm gewonnen werden würde.

Am 20. April, dem 56. Geburtstag Hitlers, erreichten sowjetische Panzer die Außenbezirke der Reichshauptstadt und nahmen Berlin unter Beschuß. Die meisten Würdenträger des «Dritten Reiches» sahen Hitler an diesem Tag zum letzten Mal. Kurz nach der Gratulationscour im Führerbunker verließen Göring, Himmler und die meisten Reichsminister, darunter Speer (dieser freilich noch nicht endgültig), Berlin. Zwei Tage später gab Goebbels bekannt, daß sich Hitler entschlossen habe, in Berlin zu bleiben.

Manche Vasallen des «Führers» interpretierten diese Entscheidung als Akt der Resignation, ja des faktischen Amtsverzichts. Göring, seit 1941 der prädestinierte Nachfolger Hitlers, teilte am 23. April vom Obersalzberg bei Berchtesgaden telegraphisch mit, daß er, falls er bis 22 Uhr nichts anderes aus Berlin höre, an die Spitze des Reiches treten werde. Im Führerbunker hatte man keinen Zweifel daran, was Görings Absicht war: Er wollte in Kapitulationsverhandlungen mit den Westmächten eintreten. Hitler erzwang den Rücktritt Görings von allen s einen Ämtern und ordnete Hausarrest für den bisherigen «Reichsmarschall» an.

Weit schärfer fiel die Reaktion Hitlers aus, als am 28. April bekannt wurde, daß Himmler sich fünf Tage vorher in Lübeck mit dem Vizepräsidenten des Schwedischen Roten Kreuzes, Folke Graf Bernadotte, getroffen und über diesen den Westalliierten die Kapitulation des Reiches angeboten habe. Hitler sprach vom «schamlosesten Verrat in der deutschen Geschichte» und befahl, wenn auch vergeblich, die sofortige Verhaftung und, wenn möglich, die Liquidation Himmlers.

Um dieselbe Zeit kämpften sich sowjetische Truppen bis zum Potsdamer Platz, in die unmittelbare Nähe der Reichskanzlei und des Führerbunkers, durch. Die Verteidiger von Berlin, neben regulären Soldaten auch Hitler-Jungen und ältere Männer des «Volkssturms», hatten nicht die geringste Chance mehr gegen die Rote Armee. Diese verlor bei der «Schlacht um Berlin», die sich jetzt dem Ende zuneigte, nochmals 100.000 Mann – und damit fast so viele Soldaten wie die Amerikaner auf dem gesamten europäischen Kriegsschauplatz.

In der Nacht vom 28. zum 29. April 1945 fiel Hitlers Entscheidung, aus der Niederlage die Konsequenz zu ziehen, die er für diesen Fall immer wieder angekündigt hatte und auf die seine Politik letztlich, wenn auch ihm selber unbewußt, angelegt war: den Selbstmord. In den frühen Morgenstunden des 29. April diktierte er sein politisches Testament, in dem er die Schuld am Krieg dem internationalen Judentum gab und «die Führung der Nation und die Gefolgschaft zur peinlichen Einhaltung der Rassengesetze und zum unbarmherzigen Widerstand gegen den Weltvergifter aller Völker, das internationale Judentum» verpflichtete. Zum neuen Staatschef und Oberkommandierenden der Streitkräfte ernannte Hitler Großadmiral Karl Dönitz, den Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, der sein Quartier im holsteinischen Plön aufgeschlagen hatte. Neuer Reichskanzler wurde Goebbels.

Am 30. April gegen 16 Uhr tötete sich Hitler durch einen Schuß in die Schläfe. Mit ihm starb, durch Einnahme von Gift, seine langjährige Lebensgefährtin Eva Braun, die er tags zuvor geheiratet hatte. Der Rundfunk verbreitete am späten Abend des 1. Mai um 22 Uhr 26 die Nachricht, «daß unser Führer Adolf Hitler heute nachmittag in seinem Befehlsstand in der Reichskanzlei, bis zum letzten Atemzug gegen den Bolschewismus kämpfend, für Deutschland gefallen ist». Hitlers Nachfolger als Reichskanzler lebte um diese Zeit schon nicht mehr: Goebbels hatte einige Stunden zuvor seine vier Kinder durch Blausäure töten lassen und dann zusammen mit seiner Frau Selbstmord begangen. Die Leichen von Joseph und Magda Goebbels wurden wie tags zuvor die von Adolf und Eva Hitler im Garten der Reichskanzlei weisungsgemäß mit Benzin übergossen und verbrannt. Dort fanden sie am 2. Mai, nachdem die Verteidiger von Berlin vor der Roten Armee kapituliert hatten, die ersten Sowjetsoldaten, die in das einstige Machtzentrum des Deutschen Reiches gelangten.

Trauer löste die Meldung vom Tod Hitlers nur bei wenigen aus. Die meisten Deutschen nahmen sie mit einer Mischung aus Apathie und Erleichterung auf. Wo immer die alliierten Truppen näherrückten, versuchten die einstigen «Volksgenossen», Symbole des «Dritten Reiches» wie Führerbilder, Hakenkreuzfahnen, nationalsozialistische Uniformen und Parteiabzeichen so rasch wie möglich verschwinden zu lassen.

Der Glaube an das Charisma des «Führers» hatte es Hitler mehr als alles andere ermöglicht, sich zwölf Jahre lang an der Macht zu behaupten. Die späte Einsicht, daß seine Herrschaft zur Katastrophe für Deutschland geworden war, brach schließlich den Bann, in den er die Mehrheit der Deutschen geschlagen hatte. Dieser Bann war die Voraussetzung der weltgeschichtlichen Rolle gewesen, die Hitler seit 1933 spielte. Kein anderer Mensch hat den Gang der Geschichte im 20. Jahrhundert in einem solchen Maß beeinflußt wie er. Kaum ein großes Ereignis der Zeit nach 1945 steht nicht in einem unmittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang mit seiner Herrschaft.

Hitler ist in die Geschichte eingegangen als der große Zerstörer von Traditionen und Werten, die vordem in der westlichen Welt, einschließlich Deutschlands, als selbstverständlich gegolten hatten. Soweit antikoloniale Befreiungsbewegungen durch den von ihm entfesselten Weltkrieg Auftrieb erhielten, war das ein Kollateralnutzen seines Wirkens. Was die Nachwelt von ihm in Erinnerung behielt, waren vor allem die Millionen von Menschen, die durch seine Obsessionen ihr Leben verloren, obenan die Juden, die er mehr als alle anderen haßte. Als sein Reich zusammenbrach, waren die meisten Deutschen wie benommen: Daß ihre frühere Begeisterung für den «Führer» die Verbrechen erst ermöglicht hatte, mit denen sie nun von den Siegern konfrontiert wurden, wollten 1945 nur wenige einsehen.

Die Reichsregierung, die Hitlers Nachfolger Karl Dönitz am 2. Mai bildete, verlegte ihren Sitz nach Flensburg. Ihr wichtigstes Ziel war es, möglichst viele deutsche Truppen, um ihnen die sowjetische Kriegsgefangenschaft zu ersparen, vor den Westmächten kapitulieren zu lassen. Der ersten regionalen Kapitulation in Italien, die am 2. Mai in Kraft trat und von Dönitz nachträglich gebilligt wurde, folgten noch am Abend desselben Tages eine zweite im mecklenburgischen Schloß Ludwigslust und am 3. Mai eine weitere in Stendal westliche der Elbe – beide gegenüber den Amerikanern.

Am 4. Mai unterzeichnete Admiral von Friedeburg in Dönitz’ Auftrag im Hauptquartier des britischen Oberbefehlshabers Feldmarschall Montgomery in der Lüneburger Heide eine regionale Teilkapitulation aller deutschen Truppen in den Niederlanden, in Nordwestdeutschland und Dänemark und erreichte dafür die mündliche Zusage Montgomerys, deutschen Soldaten, die noch gegen die Rote Armee kämpften, den Übertritt in britische Kriegsgefangenschaft zu ermöglichen. Etwa 1,85 Millionen deutsche Soldaten, viele von ihnen mehr oder weniger individuell und unorganisiert, konnten in der ersten Maiwoche der sowjetischen Kriegsgefangenschaft entgehen, indem sie sich Briten und Amerikanern ergaben. Zwischen dem 2. und 8. Mai erreichten auch Hunderttausende von Flüchtlingen den Teil Deutschlands, in dem sie vor Drangsalierungen und Vergewaltigungen durch Angehörige der Roten Armee sicher waren.

Zur gleichen Zeit wurde vielerorts, unter anderem im nördlichen Jugoslawien und im Protektorat Böhmen und Mähren, noch gekämpft. Am 5. Mai erhob sich in Prag die tschechische Widerstandsbewegung. Ihr Aufstand wurde von SS-Verbänden und, in der Anfangsphase, von einer Division der Wlassow-Armee bekämpft, die kurz darauf zu den Tschechen überlief. Die amerikanischen Truppen unter General Patton, die inzwischen den westlichen Teil der Tschechoslowakei bis hin zu der (mit der Sowjetunion vereinbarten) Demarkationslinie Karlsbad-Pilsen-Budweis besetzt hatten, griffen nicht in die Kämpfe ein. Erst am 9. Mai rückte die Rote Armee in Prag ein und zog damit einen Schlußstrich unter die deutsche Herrschaft im Protektorat Böhmen und Mähren.

Vier Tage zuvor hatte Generalfeldmarschall Kesselring in München die Kapitulation der deutschen Truppen in Süddeutschland und im Westen Österreichs vollzogen. Am gleichen Tag, dem 5. Mai, traf Dönitz’ Abgesandter, Admiral von Friedeburg, in Eisenhowers Hauptquartier in Reims ein. Sein Versuch, Zeit zu gewinnen, um den in Jugoslawien und Böhmen kämpfenden Truppen den Weg in die amerikanische Kriegsgefangenschaft zu öffnen, schlug fehl. Der Oberkommandierende der westlichen alliierten Truppen bestand auf der bedingungslosen Kapitulation an allen Fronten, die in der Nacht vom 8. zum 9. Mai in Kraft treten sollte. Dönitz mußte sich fügen. Mit seiner Zustimmung und in seinem Auftrag unterzeichnete Generaloberst Alfred Jodl, der Chef des Wehrmachtsführungsstabes, in den frühen Morgenstunden des 7. Mai in Reims die Kapitulationsurkunde.

Auf Stalins Drängen hin wurde der Kapitulationsakt am 9. Mai, kurz nach Mitternacht, im sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst wiederholt, wobei diesmal deutscherseits Vertreter aller drei Waffengattungen, der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel, für das Heer, Großadmiral Hans Georg von Friedeburg für die Kriegsmarine und Generaloberst Hans-Jürgen Stumpff für die Luftwaffe, unterzeichneten. Der Waffenstillstand war kurz zuvor, um 0.01 Uhr, in Kraft getreten. In Europa war damit der Zweite Weltkrieg beendet.

Die Reichsregierung unter Großadmiral Dönitz in Flensburg überdauerte die Kapitulation noch um zwei Wochen. Am 23. Mai ließ General Eisenhower auf sowjetisches und französisches Drängen ihr von den Briten toleriertes Schattendasein durch die Verhaftung sämtlicher Mitglieder der Regierung beenden. Das Deutsche Reich von 1871 hörte damit endgültig zu bestehen auf.

Am selben Tag nahm sich der oberste Exekutor des Judenmordes, Heinrich Himmler, der unter falschem Namen untergetaucht und am 21. Mai von britischem Militär festgenommen worden war, durch Verschlucken einer im Mund verborgenen Giftkapsel das Leben. Der höchste der Paladine Hitlers, die zu dieser Zeit noch lebten, war Hermann Göring. Er war am 9. Mai von Angehörigen der amerikanischen Streitkräfte bei Berchtesgaden verhaftet worden. Auch ihm sollte es noch gelingen, sich seiner Verantwortung zu entziehen. Er war zwar einer der zwölf Angeklagten im Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher, die vom Internationalen Militärgerichtshof in Nürnberg am 30. September und 1. Oktober 1946 zum Tod durch den Strang verurteilt wurden. Am Abend des 15. Oktober aber, dem Tag vor der geplanten Hinrichtung, tat Göring dasselbe wie Himmler: Er beging durch Einnahme von Gift Selbstmord.[25]

Die Teilung Europas (II): Umwälzungen und Vertreibungen

Am 13. Mai wandte sich Winston Churchill in einer Rundfunkansprache an seine Landsleute, um den Sieg der Alliierten in Europa zu würdigen und den Soldaten Großbritanniens, des Commonwealth und der amerikanischen Verbündeten dafür zu danken, daß sie die Militärmacht Hitlers und Mussolinis bezwungen hatten. Gegen Ende der Rede erinnerte er aber nicht nur daran, daß Japan noch nicht niedergeworfen war, sondern auch an Gefahren, die den Idealen der westlichen Verbündeten in Europa drohten: «Noch müssen wir dafür sorgen, daß drüben auf dem Kontinent die einfachen und ehrenhaften Ziele, für die wir in den Krieg gezogen sind, in den auf unseren Sieg folgenden Monaten nicht vergessen oder einfach beiseite gewischt werden und daß Worte wie ‹Freiheit› und ‹Befreiung› nicht ihrer wahren Bedeutung, so wie wir sie immer verstanden haben, entkleidet werden. Es hätte wenig Sinn, Hitlers Kumpane für ihre Verbrechen zu bestrafen, sofern nicht Recht und Gerechtigkeit herrschten und wenn an die Stelle der deutschen Eroberer totalitäre Polizeiregime träten.»

In einem Telegramm an Präsident Truman war Churchill tags zuvor noch deutlicher geworden. Er sprach darin erstmals von dem «eisernen Vorhang», der vor der sowjetischen Front niedergegangen sei. «Es ist kaum zu bezweifeln, daß der gesamte Raum östlich der Linie Lübeck-Triest-Korfu schon binnen kurzem völlig in ihrer Hand sein wird. Zu all dem kommen noch die weiten Gebiete, die die amerikanischen Truppen zwischen Eisenach und der Elbe erobert haben, die aber, wie ich annehmen muß, nach der Räumung durch Ihre Truppen in ein paar Wochen gleichfalls der russischen Machtsphäre einverleibt sein werden … Die Aufmerksamkeit unserer Völker aber wird sich mit der Bestrafung Deutschlands, das ohnehin ruiniert und ohnmächtig darniederliegt, beschäftigen, so daß die Russen, falls es ihnen beliebt, innerhalb sehr kurzer Zeit bis an die Küsten der Nordsee und des Atlantik vormarschieren können.» Es sei daher unbedingt lebenswichtig, «zu einer Verständigung mit Rußland zu kommen, beziehungsweise zu sehen, wo wir mit Rußland stehen, und das sofort, ehe wir unsere Armeen bis zur Ohnmacht schwächen und uns auf unsere Besatzungszonen zurückziehen.»

Der britische Premierminister wußte, wovon er sprach: Er beschrieb einen Prozeß, den seine und Roosevelts Zugeständnisse an Stalin im Hinblick auf Südost- und Ostmitteleuropa mit ermöglicht hatten. In Bulgarien war schon am 9. September 1944 durch einen Putsch der neugeschaffenen Vaterländischen Front eine prosowjetische Regierung unter dem früheren Ministerpräsidenten Kimon Georgiew gebildet worden, in der die Kommunisten Schlüsselressorts wie die des Innern und der Justiz innehatten. Im Winter 1944/45 begann eine rigorose Verfolgung früherer Regierungsmitglieder. Nach einem Hochverratsprozeß gegen 162 Angeklagte wurden Anfang Februar 1945 96 Todesurteile verhängt. Die Verurteilten, darunter alle Mitglieder des im September 1944 eingesetzten neuen Regierungsrates, der für den im August 1943 im Alter von sechs Jahren auf den Thron gelangten Sohn von Zar Boris III., Simeon II., die Funktionen des Staatsoberhaupts wahrnahm, wurden unmittelbar darauf erschossen. In Rumänien hatte die am 6. März eingesetzte sowjetfreundliche Regierung unter Ministerpräsident Petru Groza unter dem maßgeblichen Einfluß der Kommunisten damit begonnen, den Einfluß der nichtkommunistischen Kräfte mit König Michael an der Spitze zurückzudrängen. Die Posten des Innen- und des Justizministers waren auch in Bukarest mit Kommunisten besetzt worden.

Vorsichtiger verfuhr die Sowjetunion in Ungarn. Hier hatten aus dem Moskauer Exil zurückgekehrte Kommunisten in dem von der Roten Armee eroberten Szeged im Dezember 1944 eine Nationale Unabhängigkeitsfront ins Leben gerufen. Durch Akklamation gewählte Abgeordnete bildeten am 21. Dezember 1944 in Debrecen eine Provisorische Nationalversammlung, die tags darauf den zur Roten Armee übergelaufenen Generaloberst Béla Miklós von Dálnoki zum Ministerpräsidenten wählte. Die Kommunisten besetzten in seiner Regierung vier Ministerien, darunter das des Innern, und sicherten sich dadurch die Verfügung über die Polizei. Unter sowjetischer Ägide entstanden in allen Ortschaften Nationale Komitees, die gesetzesvertretende Verordnungen erließen, Gerichtsentscheidungen annullierten und Verhaftungen anordneten. Im März 1945 erzwang die Kommunistische Partei eine Agrarreform, die nicht nur den Großgrundbesitz, sondern auch mittlere Güter beseitigte und ein kaum rentables Kleinstbauerntum schuf, von dem die Kommunisten hofften, daß es sich später freiwillig in den Schutz einer landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft, also einer kollektiv organisierten Landwirtschaft, begeben würde.

In der wiederentstehenden Tschechoslowakei profitierte die Sowjetregierung davon, daß sich die Exilregierung unter Edvard Beneš seit 1943 Moskau angenähert und im Dezember jenes Jahres mit der Sowjetunion einen Freundschafts- und Beistandsvertrag geschlossen hatte. Obwohl die Sowjetunion sich im Dezember 1944 die Karpato-Ukraine, einen Teil der früheren Tschechoslowakei, einverleibte, setzte Beneš diesen Kurs unbeirrt fort. Ende Januar 1945 brach seine Regierung die Beziehungen zur polnischen Exilregierung in London ab und erkannte statt ihrer das prosowjetische Lubliner Komitee als provisorische Regierung Polens an. Kein anderes Land war Stalin bis zu diesem Zeitpunkt in Sachen Polen derart weit entgegengekommen.

Im März 1945 verständigten sich die tschechoslowakischen Exilgruppen unter maßgeblicher Beteiligung der Kommunisten in Moskau auf ein gemeinsames Programm – die Grundlage der am 5. April im slowakischen Kaschau (Košice) gebildeten Regierung der Nationalen Front der Tschechen und Slowaken unter dem Sozialdemokraten Zdenek Fierlinger, in der der kommunistische Parteiführer Klement Gottwald einer der stellvertretenden Ministerpräsidenten und der mit den Kommunisten sympathisierende General Ludvík Svoboda Innenminister wurde. Das Amt des Staatspräsidenten übernahm wieder Beneš. Die Vereinbarungen sahen die Nationalisierung von Schwerindustrie, Bergbau und Banken und eine durchgreifende Bodenreform vor. Der Slowakei wurde weitgehende Autonomie zugesagt. Den Deutschen und Ungarn, soweit sie nicht aktiv gegen die separatistischen Kräfte gekämpft hatten, entzog die Übereinkunft der Nationalen Front die Staatsbürgerschaft. Das Münchner Abkommen vom September 1938, das die Tschechoslowakei zur Abtretung des Sudetenlandes an Deutschland gezwungen hatte, war auf Drängen Beneš’ bereits im Juli 1942 vom britischen Kriegskabinett annulliert worden. Gleichzeitig hatte die Londoner Regierung ihr Einverständnis mit einer Umsiedlung der deutschen Minderheit erklärt.

Die «Beneš-Dekrete», von der Provisorischen Nationalversammlung am 18. März 1946 nachträglich gebilligte Präsidialerlasse aus der Zeit von Mai bis Oktober 1945, schufen die quasigesetzliche Grundlage für die nachträgliche Aberkennung der Staatsbürgerschaft der meisten Deutschen und Magyaren, ihre entschädigungslose Enteignung, den Einzug ihrer Sparguthaben, ihre Arbeitspflicht zwecks Entfernung von Kriegsschäden und die Bestrafung der nationalsozialistischen Verbrecher, von Verrätern und Helfershelfern. In der Phase der «wilden» Vertreibungen bis zur praktischen Umsetzung der entsprechenden Beschlüsse der Potsdamer Dreimächtekonferenz ab Ende Januar 1946 wurden etwa 800.000 Deutsche vertrieben. Dabei kam es zu furchtbaren Gewalttaten von aus dem Exil zurückgekehrten Truppenverbänden, von Revolutionsgarden, mancherorts aber auch von Zivilisten. Massaker fanden zwischen Mai und Juli 1945 in Landskron (Landskroun), Postelberg (Postoloprty), Saaz (Zatec) und Aussig (Ústí nad Labem) statt. Hunderte von Menschen kamen bei der Deportation der Deutschen aus Brünn zur österreichischen Grenze ums Leben, die meisten von ihnen infolge von Krankheiten und fehlender Versorgung mit dem Nötigsten. Ungezählt blieben die Selbstmorde von Sudetendeutschen in Arbeits- und Internierungslagern, in denen sie sich bis zur «regulären» Ausweisung aufhalten mußten.

Vorsichtige Schätzungen der Zahl der Deutschen, die bei den «wilden» Vertreibungen aus der Tschechoslowakei zu Tode kamen, belaufen sich auf 13.000 bis 30.000. Ein von der Provisorischen Nationalversammlung verabschiedetes Gesetz vom 8. Mai 1946 verfügte nachträglich die Straffreiheit derer, die im Zuge der «odsun» (Abschiebung) gegen geltende Gesetze verstoßen hatten. Mit den Magyaren verfuhr die ČSR milder als mit den Deutschen, was vor allem am Widerstand der Budapester Regierung gegen Abschiebungen lag. Auf Grund eines Umsiedlungsvertrages vom Februar 1946 wurden 68.000 ethnische Ungarn aus dem slowakischen Landesteil gegen 77.000 in Ungarn lebende Slowaken ausgetauscht. Die Mehrheit der über 500.000 Magyaren verblieb im Lande. Von den über 2,8 Millionen Sudetendeutschen lebten 1950 noch etwa 200.000 in der Tschechoslowakei.

Nach dem, was die Deutschen den Tschechen im Protektorat Böhmen und Mähren angetan hatten, dürften 1945 nur noch sehr wenige Tschechen ein friedliches Zusammenleben mit den Deutschen auf dem Boden des wiedererstandenen tschechoslowakischen Staates für möglich gehalten oder gar gewünscht haben. Dazu kam, daß die große Mehrheit der Sudetendeutschen durch die Unterstützung der Partei Henleins sich gegen die Tschechoslowakei gestellt und 1938/39 ihrer Zerschlagung zugestimmt hatte. Die Rückendeckung durch die Alliierten gab der Idee der «odsun» eine internationale Legitimation, auch wenn diese mit den Prinzipien der Atlantik-Charta und der Charta der Vereinten Nationen nicht zu vereinbaren war. Die Gewaltexzesse, die die «wilden» Vertreibungen begleiteten, machten aber einmal mehr deutlich, daß die Enthumanisierung von Politik und Kriegführung unter Hitler eine unheilvolle Dynamik in Gang gesetzt hatte: Im Kampf gegen die nationalsozialistische Aggression wandten auch demokratische Gegner Hitlers Mittel an, die zutiefst inhuman waren.

In Polen übten die Kommunisten bei Kriegsende bereits sehr viel mehr Macht aus als in der Tschechoslowakei. Am 19. Januar 1945 hatte General Leopold Okulicki, obwohl er sich keinen Illusionen darüber hingab, daß die deutsche Fremdherrschaft nun von einer sowjetischen abgelöst werden würde, die von ihm befehligte Heimatarmee, die Armia Krajowa, aufgelöst und die Soldaten von ihrem Eid entbunden. Befolgt wurde Okulickis letzter Befehl – der Aufruf, unter schwierigsten Umständen mit dem Wiederaufbau des Landes zu beginnen – von den meisten Angehörigen der Heimatarmee, aber längst nicht von allen. Über 10.000 gingen in den Untergrund, um dort Widerstand gegen die Sowjetisierung Polens zu leisten.

Am 1. Februar verlegte die kommunistisch dominierte Provisorische Regierung unter dem Sozialisten Edward Osóbka-Morawski ihren Sitz von Lublin nach Warschau. Trotz zahlloser Verhaftungen und Deportationen von Gegnern der Kommunisten erklärte sich der frühere, im November 1944 zurückgetretene Chef der Londoner Exilregierung, Stanislaw Mikolajczyk, auf Drängen Churchills im Juni bereit, in Moskau mit den polnischen Kommunisten Boleslaw Bierut und Wladislaw Gomulka über die Bildung einer polnischen Einheitsregierung zu verhandeln. Da die Westmächte die Regierung Osóbka- Morawski und die Sowjetunion die Londoner Exilregierung unter Tomasz Arciszewski nicht anerkannten, konnte Polen nicht an der ersten Konferenz der Vereinten Nationen in San Francisco teilnehmen und auch nicht am 26. Juni die Charta der UNO unter zeichnen. Am 28. Juni kam schließlich das «Erweiterte Kabinett der nationalen Einheit» zustande, in dem Mikolajczyk, der ehemalige Generalsekretär der Bauernpartei, den Posten eines stellvertretenden Ministerpräsidenten sowie das Landwirtschaftsministerium und der Sozialist Jan Stanczyk das Arbeits- und Wohlfahrtsministerium übernahmen. Das wichtige Ministerium für Öffentliche Sicherheit blieb in den Händen des Kommunisten Stanislaw Radkiewicz. Der eher symbolischen Umbildung des Kabinetts folgten zwischen dem 29. Juni und dem 5. Juli die Anerkennungen der «Provisorischen Regierung der nationalen Einheit» durch Frankreich, Großbritannien und die USA. Am 15. Oktober unterzeichnete Polen die Charta der Vereinten Nationen und wurde damit in den Kreis ihrer Gründungsmitglieder aufgenommen.

Die maßgebende unter den Parteien, die kommunistische Polnische Arbeiterpartei, zählte zu dieser Zeit etwa 190.000 Mitglieder; den von ihr abhängigen Parteien, den Sozialisten und der neuen Bauernpartei, gehörten 124.000 beziehungsweise 150.000 Mitglieder an. Die früheren Rechtsparteien, die Nationaldemokraten und die Parteien der Sanacja, die Anhänger Piłsudskis, galten als «faschistisch» und waren vom politischen Leben ausgeschlossen. Die Vormachtstellung der Kommunisten beruhte darauf, daß sie binnen kurzem alle Schlüsselstellungen besetzt hatten und ihr Protektor, die Sowjetunion, auch nach dem Abzug der Roten Armee im Sommer 1945 über zahlreiche Militärbasen im Lande verfügte. Außerdem unterhielt das sowjetische Innenministerium, das NKWD, schlagkräftige Spezialtruppen in Polen, die der Regierung bei der Bekämpfung des antikommunistischen Untergrundes halfen.

Das Gesicht Polens änderte sich durch den Ausgang des Krieges radikal. Etwa 6 Millionen polnische Staatsbürger hatten infolge des Krieges ihr Leben verloren; davon waren 80 bis 90 Prozent Juden und etwa 12 Prozent ethnische Polen. Die materiellen Verluste werden auf 49 Milliarden Dollar (im Wert von 1939) geschätzt. Im Osten büßte Polen 47 Prozent seines Vorkriegsterritoriums und 23 Prozent der Bevölkerung von 1939 ein. Wilna und Lemberg, die eine große Rolle in der polnischen Geschichte gespielt hatten, lagen nun auf dem Gebiet der Sowjetunion. Danzig und Breslau, zwei deutsch geprägte Städte, gehörten fortan zu Polen.

Der Historiker Wlodzimierz Borodziej spricht im Hinblick auf die Jahre 1944 bis 1947 von der «größten Völkerwanderung», die Polen je erlebt habe. «Die neue Grenzziehung im Osten beließ die große Mehrheit der Belorussen und Ukrainer in der Sowjetunion. Seit Herbst 1944 begann entlang der neuen Ostgrenze ein Bevölkerungsaustausch, der die nationale Identität mit der staatlichen zur Deckung bringen sollte. Teils unter Zwang wurden knapp eine halbe Million Ukrainer und 36.000 Belarussen in die Sowjetunion ausgesiedelt. Aus den ehemaligen polnischen Ostgebieten, aus Lagern und Ansiedlungsorten kamen über die Ostgrenze nach offiziellen Angaben mindestens 1,1 Millionen Menschen, darunter 250.000 Juden. Während die Deportierten von 1940/41 freiwillig Richtung Westen fuhren, gaben die ‹Evakuierten› aus den ehemaligen Ostgebieten die eigene Heimat aus Furcht vor dem neuen Besatzungsregime auf. Die große Mehrzahl der Ostpolen und Juden siedelte sich in den neuen West- und Nordgebieten an.»

Die etwa 4 bis 5 Millionen deutschen Staatsbürger, die im Mai 1945 noch östlich der künftigen polnischen Westgrenze lebten, wurden zum größten Teil bereits vor der Grenzfestlegung auf der Potsdamer Konferenz vom Juli und August 1945 vertrieben – oftmals, wenn auch nicht so häufig wie in der Tschechoslowakei, unter Anwendung von brutaler Gewalt. Die Verhältnisse in den Arbeits- und Internierungslagern, darunter ehemaligen Konzentrationslagern, in denen Deutsche auf die Ausreise warten mußten, waren so furchtbar, daß die Todesrate bei den Gefangenen nach einer späteren polnischen Schätzung zwischen 20 und 50 Prozent lag. Im Lande bleiben durften deutsche Staatsbürger, die man für das Polentum zurückzugewinnen oder zu ihm zu bekehren hoffte. Das galt vor allem für Oberschlesier, Kaschuben und Masuren.

Das neue Polen war ethnisch sehr viel homogener als das alte und darum in sehr viel höherem Maß als dieses ein Nationalstaat. Es war auch, wie Borodziej feststellt, ungleich «proletarischer» als das Polen von 1939. Es hatte durch den Krieg und die deutsche und die sowjetische Besatzungspolitik 57 Prozent seiner Rechtsanwälte, 39 Prozent der Ärzte, 27 Prozent der katholischen Geistlichen und 29 Prozent der Hochschullehrer verloren. Ein großer Teil der emigrierten Eliten kehrte nicht mehr aus dem Exil zurück, darunter Intellektuelle, Künstler, Politiker, Beamten und Offiziere. Das kommunistisch geführte Polen, wie es aus dem Krieg hervorging, war nicht das Land, für das sie, ob mit Waffen oder Worten, seit 1939 gekämpft hatten.

Die Besetzung durch die Rote Armee war nicht die einzige Möglichkeit, eine kommunistische Partei an die Macht zu bringen oder ihr zumindest einen entscheidenden Anteil an der Macht zu verschaffen. In Jugoslawien waren nicht sowjetische Truppen, sondern die Partisanen Josip Broz Titos die eigentlichen Befreier von der deutschen Fremdherrschaft, und sie waren dies nicht zuletzt infolge der massiven Unterstützung durch die Westmächte. In keinem anderen europäischen Land war der Zweite Weltkrieg im gleichen Maß auch ein Bürgerkrieg gewesen wie hier. Dieser Bürgerkrieg war, als das Deutsche Reich am 8./9. Mai 1945 kapitulierte, noch nicht zu Ende. Die kommunistischen Partisanen holten in den folgenden Wochen zu den letzten vernichtenden Schlägen gegen ihre innerjugoslawischen Gegner aus: gegen die Anhänger des im Herbst 1944 beseitigten serbischen Satellitenregimes von Milan Nedic und alle Kollaborateure, gegen die großserbischen Tschetniks unter Draza Mihajlovic und die faschistischen Ustaschi in Kroatien unter Ante Pavelić.

Am 9. Mai 1945 rückte Titos Partisanenarmee in Zagreb ein. Die Abrechnung mit den Ustaschi und den slowenischen Antikommunisten in den vom Deutschen Reich annektierten Landesteilen wurde dadurch erleichtert, daß die britischen Truppen, die inzwischen in Kärnten und der Steiermark standen, über 100.000 kroatische Soldaten und Angehörige der Ustascha-Milizen sowie etwa 20.000 Slowenen an die Einheiten Titos auslieferten. Es folgten Massenexekutionen, beginnend mit der von Maribor (Marburg) an der Drau im Mai 1945, denen Tausende von politischen Gegnern zum Opfer fielen. In Slowenien wurden Zehntausende Menschen erschossen oder erschlagen und in Gräben, Bergwerkstollen und in Karsthöhlen verscharrt. Unter den Toten, die über ein halbes Jahrhundert später, nach der Auflösung Jugoslawiens, von der nachkommunistischen Regierung Sloweniens in rund 600 Massengräbern registriert wurden, fand man Zehntausende von Kroaten, Slowenen, deutschen Soldaten und Angehörigen der deutschen Minderheit, sowie zahlreiche Serben, Montenegriner, Italiener und Ungarn.

Von den politischen Führern der Antikommunisten konnte sich Nedic, der in Österreich verhaftet worden war, im Februar 1946 einem Prozeß durch Selbstmord entziehen. Mihajlovic gelang es, sich ein Jahr lang in Bosnien zu verbergen; er wurde im März 1946 in einem Schauprozeß zusammen mit anderen Führern der Tschetniks zum Tode verurteilt und hingerichtet. Dasselbe Schicksal erlitt im Juni 1947 der kroatische Marschall Slavko Kvaternik, der 1941/42 als Staatsoberhaupt an der Spitze Kroatiens gestanden hatte, im Oktober 1942 aber von Pavelić aller Ämter enthoben worden war. Der «Poglavnik» Pavelić entkam 1945 mit kirchlicher Hilfe über Österreich nach Italien und gelangte Ende 1948 als Gast des argentinischen Diktators Juan Peron nach Buenos Aires. Nach dessen Sturz floh Pavelić nach Spanien, wo er im Dezember 1959 im Deutschen Krankenhaus in Madrid starb.

Die Ermordung von Angehörigen der deutschen Minderheit war Teil des Vorhabens, das Zusammenleben mit den vor Jahrhunderten eingewanderten Donauschwaben für immer zu beenden. Das Gros der ethnischen Deutschen wurde in Lagern untergebracht, in denen auf Grund von Mißhandlungen, Krankheiten und mangelhafter medizinischer Versorgung Zehntausende umkamen. Die Ausreise der Überlebenden kam erst allmählich, nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1949, in Gang. Der Staat Titos wollte aber nicht nur die in Jugoslawien lebenden Deutschen loswerden, sondern sich auch überwiegend deutschsprachige Gebiete Österreichs aneignen und an der Besetzung Österreichs beteiligt werden – eine Forderung, die die Alliierten zurückwiesen. In Südkärnten eingedrungene Partisanen besetzten Mitte Mai 1945 Klagenfurt, mußten aber die okkupierten Gebiete Ende Mai wieder räumen. Was vorerst blieb, war der jugoslawische Anspruch auf Gebiete in Kärnten und der Steiermark, in denen es eine starke slowenische Minderheit gab.

Ein sehr viel ernsteres internationales Problem erwuchs aus dem jugoslawischen Versuch, die Grenzregelungen der Verträge von St. Germain und Rapallo aus den Jahren 1920/21 zu Lasten Italiens zu revidieren. Schon vor dem Eintreffen der Westalliierten hatten jugoslawische Verbände Ende April ganz Istrien, Anfang Mai auch Triest, Fiume (Rijeka) und Gorizia (Görz) besetzt, «Nationale Befreiungsausschüsse» gebildet und eine Volksbewegung für den Anschluß an Jugoslawien organisiert. Als britische und amerikanische Einheiten im Mai in Triest und Gorizia einrückten, begann ein Konflikt, in dessen Mittelpunkt rasch der Streit um die Zukunft Triests rückte. Am 9. Juni wurde Jugoslawien durch ein Dreimächteabkommen die Militärverwaltung über Istrien übertragen. Triest, Pola (Pula) und das Isonzotal aber mußten Titos Truppen wieder räumen. Elf Tage später wurde in Duino eine Demarkationslinie festgelegt: Pola, Triest und das Isonzotal blieben unter vorläufiger alliierter Militärverwaltung, Jugoslawien wurde der Besitz von Fiume, Zara (Zadar), dem größten Teil von Istrien und den bisher italienischen Inseln vor der dalmatinischen Küste, also Gebieten mit ganz überwiegend slowenischer oder kroatischer Bevölkerung, in Aussicht gestellt.

Die innenpolitische Machtfrage wurde in Jugoslawien 1945 sehr rasch geklärt. Bereits im Mai verließ die Rote Armee das Land. Im August wurde, um mindestens formell einer alliierten Empfehlung zu entsprechen, der Antifaschistische Rat der Nationalen Befreiung Jugoslawien um 121 politisch tätige Persönlichkeiten, darunter 39 frühere Parlamentarier, erweitert, wobei sich die Kommunisten und ihre Verbündeten eine Zweidrittelmehrheit sicherten. Der erweiterte Antifaschistische Rat erklärte sich zum provisorischen Parlament des demokratischen föderativen Jugoslawien und verabschiedete ein Wahlgesetz, das «Kollaborateure» von der Wahl der Volksvertretung ausschloß und das Wahlalter von 21 auf 18 Jahre herabsetzte.

Noch während des Wahlkampfes schied der frühere Exil-Ministerpräsident Ivan Šubašic, der Außenminister in Titos Koalitionskabinett, desillusioniert über das rücksichtslose Vorgehen der Kommunisten, im Oktober aus der Regierung aus. Die Wahlen zu den beiden Kammern der Konstituante brachten der kommunistischen «Volksfront» am 11. November 1945 eine Mehrheit von über 90 Prozent im Bundesrat und von knapp 89 Prozent im Nationalitätenrat. In ihren ersten Beschlüssen erklärte die Konstituante Jugoslawien zur Republik und alle vom Antifaschistischen Rat erlassenen Gesetze für rechtens. Am 31. Januar 1946 trat eine Verfassung in Kraft, die sich an die sowjetische von 1936 anlehnte und Jugoslawien zu einer Föderativen Volksrepublik machte, die aus sechs Teilrepubliken bestand: Slowenien, Kroatien, Serbien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro und Mazedonien.

Noch rascher als in Jugoslawien vollzog sich die kommunistische Machtergreifung in Albanien. Die kleine, 1941 gegründete Kommunistische Partei hatte unter Anleitung Titos und mit seiner tatkräftigen Hilfe im Mai 1944 einen dem Anschein nach überparteilichen Antifaschistischen Rat der Nationalen Befreiung ins Leben gerufen, der ebenso wie sein jugoslawisches Vorbild von den Westmächten und besonders von Großbritannien materiell und militärisch unterstützt wurde. Den Vorsitz im Exekutivorgan des Rates, dem Nationalen Befreiungskomitee, sicherte sich der Mann an der Spitze des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei, der Gymnasiallehrer Enver Hodscha (Hoxha). Eine im Süden Albaniens aktive konkurrierende Organisation, die Nationale Front, hatte zwar gegen die italienischen Okkupanten und das von ihnen eingesetzte Satellitenregime in Tirana gekämpft, kooperierte aber mit den Deutschen, die nach der Kapitulation des faschistischen Italien im September 1943 in Albanien einmarschierten und nominell die Unabhängigkeit des Landes wiederherstellten.

Den Kampf gegen die Deutschen nahm mit beträchtlichem Erfolg die kommunistisch geführte Nationale Befreiungsarmee auf. Ihre Aktionen beschleunigten im Herbst 1944 den Abzug der Wehrmacht aus der Mitte und dem Norden Albaniens. Am 22. Oktober, noch vor der Eroberung Tiranas, ließ sich das Nationale Befreiungskomitee von einer ad hoc einberufenen Versammlung, dem Zweiten Antifaschistischen Kongreß zur Nationalen Befreiung, zur Demokratischen Regierung Albaniens erklären. Damit waren die Kommunisten faktisch bereits an der Macht. Am 2. Dezember 1945 verschaffte sich Hodschas Demokratische Einheitsliste durch eine manipulierte Parlamentswahl den Schein einer demokratischen Legitimation. Am 11. Januar 1946 proklamierte die neugewählte Nationalversammlung die Albanische Volksrepublik. Die kommunistische Umwälzung konnte fortan in «legalen» Formen weitergehen.

Daß Stalin sich in den Ländern Ostmittel- und Südosteuropas, die unter direktem Einfluß der Sowjetunion standen, mit der Einrichtung kommunistischer Regime mehr Zeit ließ als Tito und Hodscha, hatte gute Gründe. Der Generalsekretär der KPdSU achtete 1945 sorgfältig darauf, in den von der Roten Armee besetzten Ländern die demokratische Fassade zu wahren und wo immer möglich Koalitionsregierungen zu etablieren, in denen die kommunistische Hegemonie nicht allzu deutlich in Erscheinung trat. Er schlug diesen sogenannten «Mittelweg» nicht nur deshalb ein, weil er den westlichen Demokratien keine schlagenden Argumente für ihre Kritik an den entstehenden «Volksdemokratien» liefern wollte. Er tat es auch im Interesse der kommunistischen Parteien Westeuropas, die in vier Ländern, nämlich Frankreich, Italien, Belgien und Dänemark an der Regierung beteiligt waren.

In Frankreich waren die Kommunisten im April 1944 auf die wiederholte Aufforderung General de Gaulles hin in das Nationale Befreiungskomitee eingetreten. In der am 10. September 1944 gebildeten, von de Gaulle geführten Provisorischen Regierung der Französischen Republik stellten sie den Gesundheits- und den Luftfahrtminister. In Italien war der Parteiführer Palmiro Togliatti bis zum 8. Juni 1945 stellvertretender Ministerpräsident unter Ivanoe Bonomi und im nachfolgenden Kabinetts unter Ferruccio Parri Justizminister. Ein Parteibuch der Kommunisten besaßen außerdem der Finanzminister des Kabinetts Bonomi und zunächst, bis Ende Juli 1945, auch des Kabinetts Parri. Auch in Belgien waren die Kommunisten «gouvernemental» geworden: Sie beteiligten sich, ebenso wie die Christlichen Demokraten und die Liberalen, an der Koalitionsregierung unter dem Sozialisten Achille van Acker. In Dänemark stellte die Kommunistische Partei den Verkehrsminister im «Befreiungsministerium» unter dem Sozialdemokraten Vilhelm Buhl. Die kommunistischen Minister verhielten sich in allen vier Ländern loyal und unternahmen nichts, was als Vorbereitung eines gewaltsamen Umsturzes hätte gedeutet werden können.

Solche Entwicklungen wären 1945 auch nicht im Sinne Stalins gewesen. Sein vorrangiges Interesse war es, den sowjetischen Einfluß dort zu festigen und auszubauen, wo die Rote Armee die Machtmittel besaß, um die Regierungen und das politische Leben wirksam in ihrem Sinn zu lenken. Nirgendwo war diese Voraussetzung in so hohem Maß gegeben wie in dem Teil Deutschlands, der nun die sowjetische Besatzungszone bildete. Sie war aus Stalins Sicht nicht nur das Prunkstück des Sieges über das nationalsozialistische Deutschland. Sie war auch das Unterpfand für eine weitere Steigerung der sowjetischen Macht in Europa. Solange die USA noch eine große Militärmacht in Europa unterhielten, war es zweckmäßig, sie nicht ohne Not zu provozieren. Hatten die Vereinigten Staaten ihre Truppen erst einmal über den Atlantik zurückgezogen, würden die Kräfteverhältnisse in Europa andere sein – eine für die Sowjetunion durchaus erfreuliche Perspektive.[26]

Neuanfänge und Traditionen: Deutschland nach der Kapitulation

Mit der politischen Umwälzung in ihrem Teil Deutschlands begann die Sowjetunion bereits vor der deutschen Kapitulation. Am 2. Mai 1945, dem Tag, an dem die Verteidiger der Reichshauptstadt ihre Waffen streckten, traf eine Gruppe emigrierter deutscher Kommunisten unter Führung des ehemaligen sächsischen Reichstagsabgeordneten Walter Ulbricht, eines Mitglieds des Politbüros der KPD seit 1927, in Berlin ein. Ihre Aufgabe war es, die Sowjetunion bei der Umgestaltung ihres Besatzungsgebiets im kommunistischen Sinn systematisch zu unterstützen. Am 14. Mai setzte der sowjetischen Stadtkommandant von Berlin, General Bersarin, einen Magistrat für Groß-Berlin unter einem parteilosen Oberbürgermeister ein, wobei alle Schlüsselstellungen in den Händen von Kommunisten lagen. Entsprechend verfuhr die sowjetische Besatzungsmacht in anderen Städten ihrer Zone.

Eine Direktive Stalins in bezug auf Deutschland konnte alle Welt seiner Moskauer Siegesrede vom 9. Mai entnehmen: Die Sowjetunion, erklärte er, feiere den Sieg, aber sie schicke sich nicht an, «Deutschland zu zerstückeln oder zu vernichten». Das war eine klare Absage an die Zerstückelungspläne, wie sie der Generalsekretär der KPdSU noch auf den Konferenzen von Teheran und Jalta vertreten hatte. Mittlerweile war Stalin offenkundig zu der Überzeugung gelangt, daß die Sowjetunion, nachdem sie sich das nördliche Ostpreußen einverleibt und Polen auf Kosten Deutschlands westwärts verschoben hatte, ihre Interessen am besten wahren konnte, wenn sie von ihrer verbleibenden Besatzungszone aus Einfluß auf ganz Deutschland nahm. Um das zu tun, war es wichtig, das, was vom Deutschen Reich territorial noch übrig war, nicht in voneinander unabhängige Staaten aufzuspalten.

Am 5. Juni zogen die vier Siegermächte die logische Konsequenz aus der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches: Sie übernahmen die oberste Regierungsmacht in dem von ihnen besetzten Gebiet. Die in Berlin von den vier Oberkommandierenden Eisenhower für die USA, Schukow für die Sowjetunion, Montgomery für das Vereinigte Königreich und de Lattre de Tassigny für Frankreich abgegebene «Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der obersten Regierungsgewalt in Deutschland» enthielt die in der militärischen Kapitulationsurkunde vom 8./9. Mai angekündigten allgemeinen Kapitulationsbedingungen. Die Präambel stellte ausdrücklich fest, daß es «in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde» gebe, die fähig wäre, «die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die Ausführung der Forderungen der siegreichen Mächte zu übernehmen». Die Übernahme der obersten Regierungsgewalt durch die vier Alliierten schloß «alle Befugnisse der deutschen Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder, Städte und Gemeinden» ein. Die «Berliner Erklärung» hielt auch fest, was die Übernahme der Regierungsgewalt durch die Alliierten nicht bewirkte: eine «Annektierung Deutschlands».

Ausgeübt wurde die oberste Regierungsgewalt durch die Oberbefehlshaber in ihrer jeweiligen Besatzungszone und in allen Deutschland als ganzes betreffenden Angelegenheiten gemeinsam in dem von ihnen gebildeten Alliierten Kontrollrat. Entsprechendes galt für die Viersektorenstadt Berlin, wo für die Angelegenheiten, die die gesamte Stadt betrafen, die Alliierte Kommandantur zuständig war. Zwischen dem 1. und dem 4. Juli besetzten sowjetische Truppen die zuvor von den Amerikanern und Briten geräumten westlichen Gebiete von Sachsen, Thüringen und Mecklenburg. Gleichzeitig zogen Amerikaner, Briten und Franzosen in die ihnen vorbehaltenen Sektoren von Berlin ein. Die französische Besatzungszone im Südwesten Deutschlands wurde, wie in Jalta vereinbart, aus dem geplanten Bestand der amerikanischen und der britischen Zone herausgenommen.

Formal ähnlich verfuhren die Alliierten in Österreich. Allerdings wurde in Wien, anders als in Berlin, die Innenstadt gemeinsam von den vier Alliierten verwaltet, und im Unterschied zu Deutschland verfügte Österreich im Sommer 1945 auch bereits über eine eigene Regierung. Am 27. April hatte die Sowjetunion eine provisorische Koalitionsregierung unter dem früheren Staatskanzler Karl Renner eingesetzt, der außer Renners Sozialisten auch die Christlich-Sozialen und die Kommunisten angehörten. Am 1. Mai setzte die Regierung Renner die Verfassung von 1920 (in der Fassung von 1929) wieder in Kraft; eine Woche später veranlaßte sie die Bildung von Landesregierungen in den wiederhergestellten Bundesländern. Am 20. Oktober wurde die provisorische Regierung in Wien von den Westmächten anerkannt.

Die ersten Anzeichen eines politischen Neuanfangs in Deutschland gab es noch vor der Kapitulation des Reiches in der späteren britischen Besatzungszone. Die stärkste Aktivität entfaltete ein früherer sozialdemokratischer Reichstagsabgeordneter: Kurt Schumacher, der im März 1943 nach einem zehnjährigen Martyrium aus dem Konzentrationslager Dachau entlassen worden war. Am 19. April – neun Tage, nachdem die Amerikaner Hannover besetzt hatten – berief er ebendort ein vorbereitendes Treffen zur Wiedergründung der SPD ein. Am 6. Mai entstand in Hannover der erste sozialdemokratische Ortsverein. Hannover wurde zum «Vorort» der Sozialdemokratischen Partei in der britischen und der amerikanischen Zone, das «Büro Schumacher» zur vorläufigen Parteizentrale.

Die erste Partei, die sich nach dem «Zusammenbruch» neu konstituierte, war die KPD. Ihre Wiedergründung fand am 11. Juni in Berlin statt – einen Tag, nachdem die Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) die Gründung von «antifaschistisch-demokratischen» Parteien und von Gewerkschaften zugelassen hatte. Der Gründungsaufruf der Kommunistischen Partei Deutschlands war betont national und «reformistisch» gehalten. Die KPD bekannte sich zum freien Handel und zur privaten Unternehmerinitiative auf der Grundlage des Privateigentums und äußerte die Auffassung, daß es falsch wäre, «Deutschland das Sowjetsystem aufzuzwingen», da dieser Weg nicht den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in Deutschland entspreche. Vielmehr schrieben die entscheidenden Interessen des deutschen Volkes Deutschland einen anderen Weg vor: die «Aufrichtung eines antifaschistischen, demokratischen Regimes einer parlamentarisch-demokratischen Republik mit allen demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk».

Offen war im Sommer 1945, wie sich das Verhältnis zwischen KPD und SPD entwickeln würde. Unter den Anhängern beider Parteien waren viele, wenn nicht die meisten der Meinung, daß Hitler ohne die tiefe Spaltung der «marxistischen» Arbeiterbewegung nicht an die Macht gekommen wäre, die Überwindung des historischen Gegensatzes folglich das Gebot der Stunde sei. Die «Gruppe Ulbricht» räumte, in voller Übereinstimmung mit Stalin, dem Wiederaufbau der KPD die oberste Priorität ein; verfügte die Partei erst einmal über eine schlagkräftige Organisation, konnte und mußte sie die «Einheit der Arbeiterklasse» zu ihren Bedingungen herstellen. Kurt Schumacher war ein entschiedener Gegner aller Vereinigungspläne. In seinen «Politischen Richtlinien für die SPD in ihrem Verhältnis zu den anderen politischen Faktoren» vom August 1945 formulierte er mit unerbittlicher Schärfe: «Die Kommunistische Partei ist unlösbar an eine einzige der Siegermächte, und zwar an Rußland als nationalen und imperialistischen Staat und seine außenpolitischen Ziele gebunden.» In dem Maß, wie Schumacher seine Stellung in der Sozialdemokratie der westlichen Besatzungszonen festigte, wurde diese Position auch die der West-SPD.

Die erste «bürgerliche» Partei, die nach dem Krieg neu entstand, war die Christlich-Demokratische Union (CDU). Sie war ein Versuch, den Konfessionalismus in Deutschland zu überwinden und Katholiken und Protestanten in einer alle Schichten ansprechenden Volkspartei zusammenzuführen. Die Gründungsorte waren Köln, Berlin und Frankfurt, wo im Juni 1945 die ersten Zusammenschlüsse erfolgten. Der spätere Bundeskanzler Konrad Adenauer, der von den Amerikanern am 4. Mai 1945 wieder in sein früheres Amt als Oberbürgermeister von Köln eingesetzt worden war, gehörte nicht zu den Parteigründern: Er schwankte in den ersten Monaten nach Kriegsende noch, ob er das katholische Zentrum wiederbeleben oder sich der neuen interkonfessionellen Partei anschließen sollte. Erst Ende August trat er in die CDU ein. Im Juli 1945 begann sich auch der deutsche Liberalismus neu zu formieren – unter verschiedenen Namen, aber mit dem gemeinsamen Ziel, die alte Spaltung in eine links- und eine rechtsliberale Partei zu vermeiden.

Die amerikanische Besatzungsmacht hielt sich gegenüber deutschen Parteigründungen zunächst zurück. Die Direktive 1067 der Joint Chiefs of Staff (JCS), die Präsident Truman am 10. Mai bestätigte, verkündete nicht nur die Maxime, daß die amerikanische Politik nicht auf die Befreiung, sondern auf die Besetzung Deutschlands als besiegter Feindstaat abziele. Sie enthielt darüber hinaus auch ein Verbot jeglicher politischen Betätigung. Durchhalten ließ sich diese Maßgabe in der Praxis ebensowenig wie die in der gleichen Direktive ausgegebene Parole «No fraternization» (Keine Verbrüderung). Wenn man die Deutschen «umerziehen», aus Anhängern des Nationalsozialismus Demokraten machen wollte, mußte man ihnen die Gelegenheit geben, sich in politischer Verantwortung zu üben. Da das 1945 auf höherer Ebene noch nicht möglich war, galt es «unten», auf gemeindlicher und kommunaler Ebene, anzufangen. Die Amerikaner vertrauten viel zu sehr der Idee der «Graswurzeldemokratie», als daß sie sich über längere Zeit hinweg dieser Einsicht hätten verweigern können.

In den Gemeinden und Städten der amerikanischen Zone, vor allem in Bayern, waren es häufig katholische Pfarrer, wenig später auch frühere Gewerkschaftsführer, deren Urteil die Besatzungsoffiziere und ihre Berater einholten, wenn es um die Frage ging, welche Deutschen man mit Verwaltungsaufgaben betrauen konnte. Wichtig waren auch der Sachverstand und die personellen Kenntnisse deutscher Emigranten, von denen einige in enger Abstimmung mit dem Exil-Vorstand der SPD in London vom amerikanischen Geheimdienst, dem Office of Strategic Services, schon im März 1945 nach Deutschland eingeschleust wurden und mancherorts eine aktive Rolle bei der Bildung «antifaschistischer» Arbeiterinitiativen spielten. Von deutschen Emigranten waren auch die «Weißen Listen» zusammengestellt worden, die die Namen politisch unbelasteter Deutscher und erwiesener Hitler-Gegner enthielten. Die Unterstützung, die die sowjetische Besatzungsmacht deutschen Parteigründungen zuteil werden ließ, tat ein übriges, um das politische Betätigungsverbot im Sommer 1945 zu Fall zu bringen. Wenn die demokratischen Prinzipien, zu denen sich die Westmächte bekannten, sich auch in Deutschland durchsetzen sollten, mußte man auf die Kräfte zurückgreifen, die die erste deutsche Demokratie, die Weimarer Republik, getragen hatten.

Älter als die demokratische war eine andere deutsche Tradition, die die westlichen Alliierten ihren Zwecken nutzbar zu machen suchten: die föderalistische. Sie schien geeignet, dem Wiedererstehen einer starken Zentralgewalt einen Riegel vorzuschieben. Angesichts der Erfahrungen mit dem totalitären Einheitsstaat des «Dritten Reiches» durfte man auch erwarten, daß viele Deutsche einem ausgeprägten Föderalismus Sympathie entgegenbringen würden. Die sowjetische Besatzungsmacht gab sich ebenfalls föderalistisch: Sie gliederte am 9. Juli ihre Zone in die fünf Länder Thüringen, Sachsen, Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Gegenüber den kurz zuvor gebildeten, weithin von Kommunisten kontrollierten, der SMAD unterstellten elf Zentralverwaltungen der Sowjetzone hatten die Landesregierungen freilich nur geringes Gewicht.

In den Westzonen erstreckte sich der Aufbau von Landesverwaltungen über einen längeren Zeitraum, der mit der Ernennung einer bayerischen Regierung unter dem früheren Vorsitzenden der Bayerischen Volkspartei, Fritz Schäffer, als Ministerpräsident durch die Amerikaner am 28. Mai 1945 begann und mit der von der britischen Besatzungsmacht angeordneten Bildung des Landes Niedersachsen am 1. November 1946 endete. Einen Sonderstatus nahm das Saarland ein, das nach den alliierten Vereinbarungen zur französischen Zone gehörte, von Frankreich aber dem eigenen Wirtschaftsgebiet angegliedert, also von Deutschland abgetrennt wurde.

Einig waren sich die Besatzungsmächte im Prinzip darin, daß es den Nationalsozialismus und den deutschen Militarismus ein für alle Mal zu beseitigen galt. Die «Berliner Erklärung» vom 5. Juni ordnete die Festnahme der «hauptsächlichen Naziführer» und aller noch namhaft zu machenden Personen an, die im Verdacht standen, «Kriegs- oder ähnliche Verbrechen begangen, befohlen oder ihnen Vorschub geleistet zu haben».

Von Anfang an gab es jedoch auch deutliche Unterschiede zwischen den Alliierten, was die Stoßrichtung und die Methoden des Kampfes gegen den Nationalsozialismus (oder, wie die sowjetischen und deutschen Kommunisten vorzugsweise sagten, «Faschismus») anging. Die westlichen Demokratien wollten in erster Linie schuldig gewordene Personen zur Rechenschaft ziehen, die Sowjetunion darüber hinaus die «Klassenverhältnisse» abschaffen, die nach marxistisch-leninistischer Lesart den «Faschismus» hervorgebracht hatten, und darum dem Junkertum und der kapitalistischen Großbourgeoisie die Herrschaftsgrundlage entziehen. Der «Antifaschismus» hatte im sowjetischen Verständnis vor allem die Funktion, die Hegemonie der Kommunisten zu sichern. Am 14. Juli 1945, dem 14. Jahrestag des Verbots aller politischen Parteien außer der NSDAP, wurde in der sowjetischen Besatzungszone die «Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Parteien», der sogenannte «Antifa-Block», gegründet. Ihm gehörten die KPD, die SPD, die CDU und die Liberaldemokratische Partei Deutschlands an. Die Führungsrolle der KPD wurde nicht formell festgeschrieben, faktisch war sie aber schon damals gewährleistet.

Das Land, in dem die vier Besatzungsmächte die oberste Regierungsgewalt ausübten, war im Wortsinn weitgehend ruiniert. Die großen und viele mittlere Städte hatten sich durch den alliierten Bombenkrieg in eine Trümmerwüste verwandelt; viele Verkehrsverbindungen, darunter neun Zehntel des Schienennetzes, waren zerstört oder unterbrochen; Millionen von Menschen, neben den Ausgebombten und den Flüchtlingen aus dem Osten Zwangsverschleppte, die sogenannten «Displaced Persons», aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa, darunter Überlebende des Holocaust, waren in primitiven Notunterkünften untergebracht oder auf der Wanderschaft. Die Reichsmark hatte ihren Kaufpreis zum größten Teil verloren; die Ersparnisse der Deutschen waren durch die Art und Weise der nationalsozialistischen Kriegsfinanzierung weitgehend vernichtet; die Versorgung mit Lebensmitteln war so unzulänglich, daß viele, vor allem die Stadtbewohner, Hunger litten; der Brennstoffmangel ließ für die kalte Jahreszeit das Schlimmste befürchten. Radikal erschüttert waren viele der bislang gültigen, gern «bürgerlich» genannten Vorstellungen von Moral, namentlich der Respekt vor fremdem, sei es privatem, sei es öffentlichem, Eigentum.

Zumindest auf dem Papier galt auch Anfang Juli 1945 noch die vom Geist des Morgenthau-Plans geprägte Direktive JCS 1067 vom Mai, wonach keine Maßnahme ergriffen werden durfte, die die «wirtschaftliche Aufrichtung Deutschlands» oder die «Aufrechterhaltung oder Stärkung der deutschen Wirtschaft» zum Ziel hatte. Wenn sich die USA an diese Devise hielten, drohte in Deutschland eine unvorstellbare Katastrophe. Sie hätte nicht nur die Besatzungstruppen in Mitleidenschaft gezogen, sondern auch die Öffentlichkeit der westlichen Demokratien, obenan die amerikanische, gegen die Führung der USA aufgebracht. Auf einen solchen Konflikt mit der eigenen Bevölkerung und den eigenen Werten konnten es die Vereinigten Staaten nicht ankommen lassen. Deswegen war damit zu rechnen, daß Präsident Truman die Konferenz der wichtigsten drei Siegermächte, der USA, der Sowjetunion und Großbritanniens, die am 17. Juli 1945 in Potsdam begann, zu einer offiziellen Kurskorrektur nutzen würde.[27]

Potsdam: Das Verdikt der «Großen Drei»

Ein Treffen der «Großen Drei» lag nach der deutschen Kapitulation gewissermaßen in der Luft. In Teheran und Jalta hatten sich die führenden Staatsmänner der USA, der Sowjetunion und Großbritanniens über gewisse allgemeine Grundzüge der Nachkriegsordnung verständigt. Nachdem das nationalsozialistische Deutschland von ihren Truppen niedergerungen war, mußte im einzelnen geklärt werden, wie sie in Deutschland und Mitteleuropa weiter vorgehen wollten. An die Hinzuziehung einer weiteren Macht dachte man nicht: Frankreich war zwar inzwischen wieder als Großmacht anerkannt und hatte sowohl in Deutschland wie in Österreich eine Besatzungszone erhalten. Aber Stalin hatte nicht das geringste Interesse daran, mit drei statt mit zwei Westmächten zu verhandeln, und weder Truman noch Churchill sahen einen Grund, weshalb sie dem eigenwilligen General an der Spitze Frankreichs eine Gelegenheit geben sollten, die Abstimmung unter den Alliierten noch schwieriger zu machen, als sie ohnehin zu werden versprach. Schließlich hatte de Gaulle im Frühjahr 1945 durch eine Besetzung des italienischen Aostatals und durch die Entsendung von Truppen nach Libanon und Syrien die beiden angelsächsischen Mächte in einer Weise herausgefordert, die in beiden Fällen an den Rand eines militärischen Konflikts führte.

Am frühesten und nachdrücklichsten drängte Churchill auf eine Zusammenkunft mit Truman und Stalin. Bereits am 11. Mai trat er mit diesem Anliegen an den amerikanischen Präsidenten heran. Die größte Sorge des britischen Premiers war, daß die Sowjetunion es darauf anlegte, ihren Einfluß in Europa immer weiter auszudehnen. Nur ein starker und gemeinsam handelnder angelsächsischer Westen hatte nach Churchills Überzeugung eine Chance, dem «imperialistischen Ausdehnungsdrang des kommunistischen Rußland» wirksam entgegenzutreten. Deshalb verwahrte sich der Premier Ende Mai gegenüber dem von Truman entsandten Sonderbotschafter Joseph E. Davies mit großer Schärfe gegen den in Washington erwogenen Plan, einem Treffen der großen Drei eine separate Konferenz des amerikanischen Präsidenten und des sowjetischen Partei- und Regierungschefs vorzuschalten: Unter solchen für Großbritannien und das Commonwealth verletzenden Bedingungen werde sich die britische Regierung an einem alliierten Treffen nicht beteiligen; sie bestehe vielmehr darauf, von Anfang an als gleichberechtigter Partner behandelt zu werden.

In einem Memorandum vom 27. Mai, das er dem seit seiner Moskauer Botschafterzeit als betont sowjetfreundlich geltenden Diplomaten übergab, hob Churchill seinen Protest gegen eine amerikanisch-sowjetische Zweierkonferenz auf die Ebene des Grundsätzlichen. «Man muß im Auge behalten, daß Großbritannien und die Vereinigten Staaten durch die gleichen Ideale verbunden sind, nämlich durch das Ideal der Freiheit und die in der amerikanischen Verfassung niedergelegten Grundsätze, die mit einigen modernen Zusätzen in der Atlantik-Charta eine bescheidene Wiederholung finden. Die Sowjetregierung huldigt einer anderen Philosophie, nämlich dem Kommunismus und der schrankenlosen Anwendung der Polizeigewalt, welche letztere sie in allen Staaten, die ihren befreienden Armeen zum Opfer gefallen sind, einführt. Der Premierminister kann sich nicht leicht zu dem Gedanken durchringen, daß für die Vereinigten Staaten Großbritannien und Sowjetrußland einfach zwei fremde Mächte sind, die ihnen ungefähr gleichviel gelten und mit denen man die aus dem vergangenen Krieg herrührenden Schwierigkeiten bereinigen muß … Die hohen Ideale und Grundsätze, für die Großbritannien und die Vereinigten Staaten gelitten haben, sind nicht bloß eine Sache des Gleichgewichts der Kräfte. Sie sind vielmehr die Eckpfeiler für die Rettung der Welt.»

Truman bestritt zwar sogleich, daß er eine amerikanisch-sowjetische Vorkonferenz auf höchster Ebene beabsichtigt habe, die Befürchtungen Churchills, der neue Präsident könne gegenüber der Sowjetunion eine Politik des Appeasement verfolgen, vermochte er aber nicht zu entkräften. Unter dem Einfluß von Außenminister James F. Byrnes, Joseph Davies und Harry Hopkins, dem früheren engsten Berater Roosevelts, neigte Truman in den ersten Monaten seiner Amtszeit dazu, in Stalin den pragmatischen Führer einer fürs erste saturierten Macht und in Churchill einen das sowjetische Expansionsstreben maßlos übertreibenden, fast schon hysterischen Antikommunisten zu sehen. In den Verhandlungen, die Hopkins im Auftrag des Präsidenten Ende Mai und Anfang Juni 1945 mit Stalin in Moskau führte, fielen die Würfel über das künftige Schicksal Polens: Der Washingtoner Emissär stimmte jener letztlich nur symbolischen Erweiterung des kommunistisch dominierten Warschauer Kabinetts um exilpolnische und «bürgerliche» Politiker zu, die dann Anfang Juli von Washington und London mit der diplomatischen Anerkennung der Regierung Osóbka-Morawski honoriert wurde. Truman lag zu dieser Zeit alles daran, die Sowjetunion zu einem baldigen Eintritt in den Krieg gegen Japan zu bewegen und die amerikanisch-sowjetische Zusammenarbeit über das Kriegsende hinaus aufrechtzuerhalten.

Die sowjetische Politik war nicht der einzige Grund, weshalb Churchill sich für die rasche Einberufung einer amerikanisch-britisch-sowjetischen Dreierkonferenz aussprach. Als er sein Memorandum vom 27. Mai verfaßte, stand er schon nicht mehr an der Spitze einer «Nationalen Regierung», sondern eines rein konservativen Kabinetts. Die Labour Party hatte auf ihrem Parteitag in Blackpool beschlossen, aus der faktischen Allparteienregierung auszuscheiden, woraufhin Churchill König Georg VI. am 23. Mai sein Rücktrittsgesuch unterbreitete und von diesem erneut mit der Regierungsbildung beauftragt wurde. Eine der ersten Amtshandlungen des wiederernannten Premierministers war die Auflösung des im November 1935 gewählten Unterhauses, das seine Legislaturperiode wegen des Krieges zweimal, zuletzt im Dezember 1944, verlängert hatte. Die Neuwahl wurde auf den 5. Juli angesetzt. Der frühe Termin lag im Interesse der Tories, die ganz darauf setzten, daß Churchills Popularität als Kriegspremier sich bei Wahlen kurz nach dem Sieg über Deutschland zu ihren Gunsten auswirken würde. Da die meisten britischen Soldaten nur im Ausland abstimmen konnten und der Transport ihrer Wahlurnen Zeit beanspruchte, beschloß das Unterhaus, die Urnen für die Dauer von drei Wochen zu versiegeln. Das Wahlergebnis konnte folglich erst am 26. Juli bekanntgegeben werden. Der Wahlausgang war bis dahin ungewiß. Die Dreierkonferenz mußte also, soweit es nach Churchill ging, vorher zusammentreten – zu einem Zeitpunkt, an dem niemand bezweifeln konnte, daß er der britische Premierminister war.

Als Termin der Konferenz verständigten sich Truman, Churchill und Stalin Ende Mai auf den 15. Juli, als Ort auf Berlin. Tatsächlich begann das Treffen zwei Tage später als zunächst geplant und nicht in der zerstörten ehemaligen Reichshauptstadt, sondern im benachbarten, etwas weniger verwüsteten Potsdam. Das überragende Thema der ersten acht Tage war die polnische Westgrenze. Stalin forderte unter Berufung auf das Verlangen der polnischen Regierung einen Grenzverlauf an Oder und Lausitzer (oder Görlitzer) Neiße, während Churchill und, mit deutlich geringerem Nachdruck, Truman auf einer weiter östlich gelegenen Grenze, entlang der Oder und der Glatzer Neiße, bestanden. Das Hauptargument des britischen Premierministers war, daß die Bevölkerung zwischen den beiden gleichnamigen Flüssen rein deutsch war und Deutschland genug Probleme hatte, Millionen von Vertriebenen aus den Ostgebieten unterzubringen und zu versorgen; die Lebensmittel und das Brennmaterial innerhalb der Grenzen von 1937 müßten für alle Deutschen verfügbar sein, unabhängig von der Zone, in der sie lebten. In diesem Standpunkt ließ sich Churchill auch nicht von der polnischen Delegation unter Staatspräsident Bierut beirren, die den Vertretern der drei Mächte am 24. Juli ihre Position darlegen konnte.

Am folgenden Tag flog der britische Premier nach London zurück, um zugegen zu sein, wenn am 26. Juli das Wahlergebnis bekanntgegeben wurde. Die überlegene Siegerin war zur Überraschung der meisten Beobachter die Labour Party, die 393 Abgeordnete stellte, während die Konservativen nur 197 Mandate erlangten. (Die Stimmenanteile der beiden großen Parteien lagen bei 49,7 und 36,2 Prozent; die Liberalen kamen auf 9 Prozent und 12 Sitze.) Im Vordergrund des kurzen Wahlkampfes hatten die Wirtschafts- und die Sozialpolitik gestanden, nicht die Verdienste des Kriegspremiers und seiner Partei. Die Mehrheit der Briten wollte endlich die Reformen verwirklicht sehen, die ihnen während des Krieges durch den Beveridge-Report von 1942 versprochen, aber (mit Ausnahme des Education Act vom August 1944, der das schulpflichtige Alter auf das 15. Lebensjahr anhob und kostenlosen Unterricht auch an öffentlichen höheren Schulen einführte) nicht in Angriff genommen worden waren. Die Labour-Parole «Laßt uns der Zukunft ins Auge sehen» (Let us face the future) war zugkräftiger gewesen als die patriotische Parole, den bewährten Staatsmann Churchill im Amt zu bestätigen. Der Mann an der Spitze der unterlegenen Partei konnte sich mit der Gewißheit trösten, daß die meisten seiner Landsleute, auch wenn sie für Labour gestimmt hatten, seine historische Leistung sehr wohl zu würdigen wußten: Kein anderer westlicher Regierungschef hatte so viel zum Sieg über das nationalsozialistische Deutschland und der Erhaltung der freiheitlichen Demokratie beigetragen wie er – der nunmehr siebzigjährige Winston Churchill.

Sein Nachfolger, der ehemalige Vizepremier und bisherige Oppositionsführer Clement Attlee, hatte von Anfang an auf Bitten Churchills als Mitglied der britischen Delegation an der Potsdamer Konferenz teilgenommen. Mit den Problemen aber, die dort zur Entscheidung anstanden, waren er und der neue Außenminister Ernest Bevin, der an die Stelle von Anthony Eden trat, ungleich weniger vertraut als ihre Vorgänger. In der heiß umstrittenen Frage der polnischen Westgrenze fühlten sich beide nicht an das unerbittliche Nein gebunden, das Churchill der polnischen und sowjetischen Forderung nach der Lausitzer Neiße entgegengesetzt hatte. Das politische Gewicht, das Großbritannien in die Waagschale der «Großen Drei» werfen konnte, wurde seit dem 26. Juli geringer, das der Amerikaner größer: Darin lag die erste außenpolitische Wirkung des Regierungswechsels in London.

Trumans Widerstand in Sachen westliche Neiße war schon in den ersten acht Tagen der Konferenz weniger hart gewesen als der Churchills. Nach dem 26. Juli setzte sich bei den Amerikanern, und vor allem bei Außenminister Byrnes, die Ansicht durch, daß man der sowjetischen Seite im Hinblick auf die Westverschiebung Polens ein gutes Stück entgegenkommen könne, wenn sich Stalin bei einer anderen kontroversen Materie, der Reparationsfrage, kompromißbereit zeige. Dazu kam das Gefühl des Zeitdrucks: Truman wollte zum einen möglichst rasch in die USA zurückkehren, um sich dort wieder ganz dem siegreichen Abschluß des Krieges gegen Japan widmen zu können, zum anderen ging es ihm darum, das Gros der amerikanischen Truppen so schnell wie möglich aus Europa abzuziehen und im Fernen Osten einzusetzen.

Die in Potsdam erzielte Vereinbarung über die polnische Westgrenze war nur scheinbar ein Kompromiß. Die Grenze sollte im Norden unmittelbar westlich von Swinemünde beginnen (womit Stettin an Polen fiel), dann der Oder und der westlichen Neiße entlang bis zur tschechoslowakischen Grenze verlaufen. Die deutschen Ostgebiete wurden, mit Ausnahme des nördlichen Ostpreußen, polnischer Verwaltung unterstellt, die endgültige Grenzregelung einem Friedensvertrag vorbehalten. Das nördliche Ostpreußen mit Königsberg wurde sowjetischer Verwaltung unterstellt, wobei die Westmächte zusagten, den Anspruch der Sowjetunion auf dieses Gebiet in einem Friedensvertrag zu unterstützen.

Die polnische Verwaltung in den deutschen Ostgebieten bedeutete nicht, daß Polen den Status einer fünften Besatzungsmacht mit Vertretung im Alliierten Kontrollrat erhielt. Völkerrechtlich waren die Verwaltungsbefugnisse in den deutschen Ostgebieten ein Provisorium, tatsächlich aber übte Polen in seinen neuen Westgebieten souveräne Staatsgewalt aus. Damit hatten sich die USA und Großbritannien der Kraft der vollendeten Tatsachen gebeugt: Angesichts der Eroberung der fraglichen Territorien durch die Rote Armee und der anhaltenden Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten sprach alles dafür, daß der Provisoriumsvorbehalt in bezug auf die deutschen Gebiete östlich von Oder und Lausitzer Neiße, ein Viertel des Territoriums des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937, sich als ein bloßes Stück Papier erweisen würde. Deutschland in den Grenzen von 1937, der auch von Stalin akzeptierte Ausgangspunkt der Potsdamer Konferenz, verwandelte sich durch ebendiese Konferenz in eine juristische Fiktion. Das wirkliche Deutschland bestand aus dem von den vier Alliierten besetzten und vom Alliierten Kontrollrat regierten Gebiet: Es war das aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangene Deutschland in den Grenzen von 1945, also ohne Ostpreußen, Hinterpommern, die brandenburgische Neumark und Schlesien.

In der Reparationsfrage kamen die Westalliierten Stalin ebenfalls entgegen, wenn auch nicht so weit wie in der polnischen Grenzfrage. Die erstrebte Mitwirkung an der Kontrolle des Ruhrgebiets erreichte die Sowjetunion in Potsdam nicht, wohl aber eine Anerkennung ihres Anspruchs auf Reparationsleistungen aus den drei westlichen Besatzungszonen. Einig waren sich die «Großen Drei» zumindest im Prinzip darin, daß die Reparationen innerhalb der nächsten zwei Jahre aus der Demontage von deutschen Industrieanlagen, und zwar mit dem Ziel der Vernichtung des deutschen Kriegspotentials, sowie aus deutschem Auslandsvermögen entnommen werden sollten. Reparationsleistungen aus der laufenden Produktion, wie sie die Sowjetunion in ihrer Besatzungszone praktizierte, sah das Potsdamer Abkommen nicht vor.

Entsprechend einer Empfehlung der in Jalta eingesetzten Alliierten Reparationskommission erhielt die Sowjetunion, die am meisten unter dem von Hitler entfesselten Krieg gelitten hatte, 56 Prozent der Reparationen aus allen Besatzungszonen sowie 10 Prozent aus den Industrieanlagen, die in den westlichen Zonen zu demontieren waren. Dazu kamen weitere 15 Prozent dieser Anlagen, für die die Sowjetunion im Austausch Nahrungsmittel, Kohle, Kali, Zink, Holz, Ton- und Petroleumprodukte aus ihrer Besatzungszone zu liefern hatte. Die Reparationsansprüche Polens waren aus dem sowjetischen Reparationsanteil zu befriedigen. Österreich, dem vermeintlich «ersten Opfer» Hitlers, blieben auf amerikanisches Drängen hin Reparationszahlungen erspart. Im Hinblick auf das deutsche Auslandsvermögen verzichteten die USA und Großbritannien zugunsten der Sowjetunion auf Ansprüche in Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Oberösterreich und Finnland, während die Sowjetunion ihrerseits keine Ansprüche auf deutsches Auslandsvermögen westlich der genannten Gebiete und auf das Gold erhob, das die Westmächte in den zeitweise von ihnen okkupierten Teilen der sowjetischen Besatzungszone erbeutet hatten.

Die Potsdamer Reparationsregelung war ein konfliktträchtiges Provisorium. Auf britisches Drängen hin unterblieb die von der Sowjetunion geforderte Festlegung der Gesamthöhe der Reparationen auf 20 Milliarden Dollar. Da jede Besatzungsmacht die Reparationen aus ihrer Zone entnehmen sollte, hing alles von der Bereitschaft der Alliierten zur Zusammenarbeit ab. Doch schon bald nach dem Treffen der «Großen Drei» wurde deutlich, daß die Sowjetunion ihre Reparationen entgegen den Potsdamer Vereinbarungen wie schon zuvor in hohem Maß aus der laufenden Produktion entnahm. Damit gefährdete sie nicht nur die Versorgung der deutschen Bevölkerung in der eigenen Besatzungszone, sie brach auch ihre Zusage, auf dem Wege des Austausches Lebensmittel und andere Güter in die westlichen Besatzungszonen zu liefern. Unter diesen Bedingungen war die erklärte Absicht von Truman, Attlee und Stalin, Deutschland in den Grenzen von 1945 als wirtschaftliche Einheit zu behandeln, nicht zu verwirklichen.

Die praktische Umsetzung dieser Maxime wurde indes auch von einer westlichen Besatzungsmacht boykottiert: Frankreich, das an der Potsdamer Konferenz nicht teilgenommen hatte, kündigte in einer Note vom 7. August 1945 in kaum verschlüsselter Form sein Veto gegen die Errichtung deutscher zentraler Verwaltungsabteilungen an, die nach dem Willen der anderen drei Besatzungsmächte die Alliierten bei der Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands unterstützen sollten. Seine Stellungnahme zur Potsdamer Reparationsabsprache behielt sich Frankreich, obwohl es der alliierten Reparationskommission beitrat, noch vor. Generell betrachtete Paris nur die Potsdamer Beschlüsse als für sich bindend, denen es im nachhinein ausdrücklich zugestimmt hatte.

Die möglichen Folgen des Ausschlusses Frankreichs von der Potsdamer Konferenz hatten Truman, Churchill und Stalin offenbar nicht bedacht. Neben dem dilatorischen Charakter des Reparationskompromisses trug der französische Einspruch gegen deutsche Zentralverwaltungsstellen entscheidend dazu bei, daß die wirtschaftliche Einheit Deutschlands ein bloßes Postulat blieb. Die in Teheran und Jalta in Aussicht genommene «Zerstückelung» Deutschlands hatten die «Großen Drei» in Deutschland zwar ad acta gelegt, einer Teilung des besetzten Deutschland aber keinen Riegel vorgeschoben. Ob es je wieder zu einer wirtschaftlichen und staatlichen Einheit Deutschlands kommen würde, war im Sommer 1945 völlig offen.

Im Gegensatz zur polnischen Westgrenze und dem Reparationsproblem waren die meisten anderen Aspekte der deutschen Frage nur wenig oder gar nicht umstritten. Das erste Ziel ihrer Deutschlandpolitik beschrieben die drei Alliierten im Potsdamer Abkommen mit den Worten: «Der deutsche Militarismus und Nationalismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maßnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann». Gleichzeitig versicherten die Verbündeten, daß es nicht ihre Absicht sei, «das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven». Die Alliierten wollten vielmehr «dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen.»

Zur Erreichung des alliierten Programms sollte Deutschland gemäß den «Politischen Grundsätzen» des Potsdamer Abkommens vollständig abgerüstet und entmilitarisiert, seine Industrie, soweit sie für kriegerische Zwecke benutzt werden konnte, ausgeschaltet beziehungsweise überwacht werden. Die NSDAP war zu vernichten, ihre Nebenorganisationen wie SS, SA, SD und Gestapo waren ebenso aufzulösen wie die Land-, See- und Luftstreitkräfte und der Generalstab. Alle nationalsozialistischen Gesetze, die Menschen auf Grund ihrer Rasse, Religion oder politischen Überzeugung diskriminierten, mußten außer Kraft gesetzt werden. Die Kriegsverbrecher und ihre Helfer waren zu verhaften und vor Gericht zu stellen, die nationalsozialistischen Parteiführer und alle Personen, die der alliierten Besetzung und ihren Zielen gefährlich waren, zu verhaften und zu internieren. Eine erste Liste der Hauptkriegsverbrecher sollte am 1. September veröffentlicht werden. Über die Methode des Verfahrens gegen diese Tätergruppe wollten sich die «Großen Drei» so schnell wie möglich verständigen.

Im Sinne der «endgültigen Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokratischer Grundlage und einer eventuellen friedlichen Mitarbeit Deutschlands am internationalen Leben» waren das Erziehungs- und das Gerichtswesen sowie die Verwaltung, beginnend mit der kommunalen Selbstverwaltung, in demokratischem Geist neu zu organisieren. In ganz Deutschland waren alle demokratischen politischen Parteien zuzulassen und zu fördern; ihnen stand das Recht zu, Versammlungen einzuberufen und öffentliche Diskussionen durchzuführen. Gewählte Volksvertretungen sollten so rasch wie möglich auf Gemeinde-, Kreis-, Provinz- und Landesebene eingeführt werden. Soweit es die Notwendigkeit der militärischen Sicherheit erlaubte, sollten die Freiheit der Rede, der Presse und der Religion gewährt, die religiösen Einrichtungen respektiert und die Schaffung freier Gewerkschaften gestattet werden. Die Voraussetzung der Erfüllung solcher alliierten Versprechungen aber war die Einsicht der Besiegten: «Das deutsche Volk muß überzeugt werden, daß es eine totale militärische Niederlage erlitten hat und daß es sich nicht der Verantwortung entziehen kann für das, was es selbst dadurch auf sich geladen hat, daß seine eigene mitleidlose Kriegführung und der fanatische Widerstand der Nazis die deutsche Wirtschaft zerstört und Chaos und Elend unvermeidlich gemacht haben.»

In den «Wirtschaftlichen Grundsätzen» wurde Deutschland die Vernichtung seines Kriegspotentials und eine konsequente Dezentralisierung seiner Wirtschaft aufgegeben. Ziel der Dezentralisierung war es, die «bestehende übermäßige Konzentration der Wirtschaftskraft» in Form von Kartellen, Syndikaten, Trusts und anderen Monopolvereinigungen zu vernichten. Bei der Reorganisation des Wirtschaftslebens war das Hauptgewicht auf die Entwicklung der Landwirtschaft und der «Friedensindustrie für den inneren Bedarf (Verbrauch)» zu legen. Die alliierte Kontrolle der deutschen Wirtschaft sollte auf das Maß des Notwendigen beschränkt werden. Die Reparationen sollten dem deutschen Volk genügend Mittel belassen, um ohne Hilfe von außen zu existieren. Die Einnahmen aus der Ausfuhr von Erzeugnissen aus der laufenden Produktion und der Warenbestände hatten in erster Linie der Bezahlung der Einfuhren zu dienen, für die bei der Aufstellung des «Haushaltsplanes Deutschlands» die nötigen Mittel bereit zu stellen waren. In diesem Zusammenhang kam den deutschen Verwaltungsstellen große Bedeutung zu – einem Apparat, der nie entstehen sollte, weil das Veto Frankreichs ihn verhinderte.

Keinen Streit gab es unter den Alliierten über die gewaltigen Bevölkerungsverschiebungen, die die Neuordnung der europäischen Landkarte zur Folge hatte. Während des Zweiten Weltkriegs hatte Churchill immer wieder das Beispiel des griechisch-türkischen Bevölkerungstransfers nach dem Vertrag von Lausanne aus dem Jahr 1923 angeführt: Auf Grund dieser Vereinbarung waren damals 1,5 Millionen Griechen aus Kleinasien, dem Pontusgebiet und Ostthrakien nach Griechenland und 400.000 Türken aus Mazedonien, Thessalien und aus dem Epirus in die Türkei umgesiedelt worden. Einen ähnlichen Bevölkerungsaustausch hatte im November 1919 der Vertrag von Neuilly zwischen der Türkei und Bulgarien vorgesehen. Vertraglich geregelte Zwangsumsiedlungen erschienen den britischen und amerikanischen Staatsmännern der vierziger Jahre auf Grund dieser Präzedenzfälle völkerrechtlich unbedenklich.

Im konkreten Fall, der in Potsdam zur Entscheidung anstand, sprachen die Erfahrungen mit der deutschen Politik des letzten Jahrzehnts für einen Bevölkerungstransfer. An ein friedliches Zusammenleben von Polen, Tschechen und Deutschen jenseits der Grenzen des verbliebenen deutschen Territoriums war nach allem, was die Deutschen ihren Nachbarn angetan hatten, nicht ernsthaft zu denken. Hätten die «Großen Drei» Millionen von Deutschen auf den Gebieten Polens und der Tschechoslowakei belassen, wäre das aus der Sicht der Sieger ein Beitrag zur Förderung eines aggressiven deutschen Irredentismus und damit einer abermaligen Gefährdung des europäischen Friedens gewesen.

Die Alliierten beschlossen daher auf sowjetisches, polnisches und tschechoslowakisches Drängen die «Überführung der deutschen Bevölkerung oder von Bestandteilen derselben, die in Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind», nach Deutschland, wobei «jede derartige Überführung, die stattfinden wird, in ordnungsgemäßer und humaner Weise» erfolgen sollte. Einklagbar war dieser humanitäre Vorbehalt nicht, seine Funktion war es denn auch eher, beruhigend auf die Öffentlichkeit in den westlichen Demokratien einzuwirken, der die Gewaltsamkeit der bisherigen «wilden» Vertreibungsaktionen durchaus nicht entgangen war. Eine angemessene Verteilung der Vertriebenen auf die einzelnen Besatzungszonen, wie das Potsdamer Abkommen sie vorsah, erwies sich ebenfalls als illusorisch: Frankreich weigerte sich im August 1945, seine Zone für Flüchtlinge und Vertriebene zu öffnen.

Als die Potsdamer Konferenz am 2. August 1945 zu Ende ging, gab es, zumindest auf dem Papier, ein neues Gremium, auf das sich die «Großen Drei» verständigt hatten: den Rat der Außenminister, in dem außer den Vereinigten Staaten, der Sowjetunion und Großbritannien auch Frankreich und China vertreten sein sollten. Seine wichtigste Aufgabe war es, Friedensverträge für Italien, Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Frankreich aufzusetzen und diese dann den Vereinten Nationen vorzulegen. (Frankreich und China sollten an den Beratungen der Friedensverträge beteiligt werden, sofern sie die Waffenstillstandsabkommen mit den betreffenden Staaten unterzeichnet hatten). Außerdem sollte der Rat eine friedliche Regelung für Deutschland vorbereiten, damit das entsprechende Dokument durch «eine für diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands» angenommen werden könne, nachdem eine solche Regierung gebildet worden sei.

Einige Vereinbarungen der «Großen Drei» wurden zwar nicht als «geheim» eingestuft, aber zunächst nicht veröffentlicht. Darunter waren die Absprachen, den Rückzug der britischen und der sowjetischen Truppen aus Iran durch den sofortigen Abzug der alliierten Truppen aus Teheran einzuleiten und das Schwarzmeerengenabkommen von Montreux aus dem Jahr 1936 zu revidieren, das der Türkei die volle Souveränität über die Dardanellen, das Marmarameer und den Bosporus zurückgab. Der letztere Punkt lief auf eine westliche Unterstützung der sowjetischen Forderung hinaus, an der Kontrolle der Meerengen beteiligt zu werden – ein Verlangen, dem freilich die Türkei hätte zustimmen müssen (was sie nicht tat).

Auf der Potsdamer Konferenz hatte keiner der Teilnehmer die Absicht verfolgt, Deutschland zu teilen. Anders als Frankreich lag den «Großen Drei» aus unterschiedlichen Gründen daran, das besetzte Land als wirtschaftliche und, soweit möglich, künftig auch als politische Einheit zu behandeln. Für die USA und Großbritannien war diese Festlegung das einzige Mittel, Einfluß auf die Entwicklung der sowjetischen Besatzungszone zu nehmen und von dort den Anteil an Sachlieferungen für ihre Besatzungszonen zu erhalten, zu dem die sowjetische Seite sich in Potsdam verpflichtet hatte. Die Sowjetunion setzte ihrerseits darauf, in die westlichen Besatzungszonen hineinzuwirken und doch noch die (in Potsdam von Briten und Amerikanern nicht definitiv abgelehnte) Unterstellung des Ruhrgebiets, des industriellen Herzens Deutschlands, unter eine Vier-Mächte-Kontrolle zu erreichen. Kam es in diesen Streitfragen zu keiner Einigung, so war die geographische Linie klar erkennbar, der entlang das besetzte Gebiet in zwei Teile zerfallen würde: Es war die Grenze, die zwischen der britischen und der amerikanischen Zone auf der einen, der sowjetischen Zone auf der anderen Seite verlief.

Auf den ersten Blick war Stalin der Gewinner der Potsdamer Konferenz. Er hatte die Westverschiebung Polens in dem Ausmaß erreicht, das er anstrebte, und in der Reparationsfrage seine Forderungen bis auf die Festlegung der Obergrenze bei 20 Milliarden Dollar und die Internationalisierung des Ruhrgebiets durchgesetzt. Wäre er auch im Hinblick auf das Industrierevier an Rhein und Ruhr erfolgreich gewesen, hätte das der Sowjetunion zu entscheidendem Einfluß auf den Westen Deutschlands verholfen und darüber hinaus ihre Position in Westeuropa erheblich verstärkt. Dieser Triumph blieb Stalin versagt. Sein Griff nach der Ruhr stieß nicht nur bei den Briten, in deren Besatzungszone das Industriegebiet lag, auf hartnäckigen Widerstand, sondern auch bei der unbestrittenen Führungsmacht des Westens, den USA. Deren Präsident zog aus dem Gang der Potsdamer Verhandlungen einen weitreichenden Schluß: Auch wenn die Sowjetunion noch in den Krieg im Fernen Osten eintreten sollte, wollte er ihr nicht das Recht zugestehen, sich auch an der Besetzung Japans zu beteiligen. Mit Stalin über die deutsche und die eng mit ihr verknüpfte polnische Frage zu feilschen war unvermeidbar gewesen. Ähnliche Verhandlungen nach dem Sieg über das ostasiatische Kaiserreich zu führen war Truman nicht bereit.

Für die Deutschen erbrachte das Treffen der «Großen Drei» ein zwiespältiges Ergebnis. Das Potsdamer Abkommen, das kein Friedensvertrag war, aber einen solchen auf absehbare Zeit ersetzte, war, was die Gebietsverluste, die wirtschaftlichen Lasten und die politischen Auflagen anging, ungleich härter als der Vertrag von Versailles. Doch Potsdam stand auch für die endgültige Trennung der Vereinigten Staaten vom Geist des Morgenthau-Plans. Sein Urheber gehörte der amerikanischen Regierung nicht mehr an: Am 5. Juli hatte Truman das mündliche Rücktrittsgesuch von Finanzminister Henry Morgenthau umstandslos angenommen – ein Gesuch, das seinerseits eine Reaktion darauf war, daß der Präsident Morgenthaus Bitte, an der Potsdamer Konferenz teilzunehmen, brüsk abgelehnt hatte. Was das Potsdamer Abkommen über Demontagen sagte, war zwar schwer zu erfüllen, aber doch etwas völlig anderes als ein Programm zur Entindustrialisierung und Reagrarisierung Deutschlands.

Auch politisch gab das Konferenzergebnis den Deutschen Anlaß zu bescheidenen Hoffnungen. Sie erhielten die Zusicherung individueller Freiheitsrechte und demokratischer Mitbestimmung, womit die amerikanische Besatzungsmacht der bisher gültigen Direktive JCS 1067 eine Absage erteilte. Wohl begründet war ein gewisser politischer Optimismus deutscherseits freilich nur in den westlichen Besatzungszonen und den Westsektoren von Berlin. Was Stalin unter «Demokratie» verstand, unterschied sich fundamental von den Auffassungen der Amerikaner, Briten und Franzosen. Das hatte er nicht nur in der Sowjetunion, sondern auch überall dort bewiesen, wo 1944/45 Kommunisten mit sowjetischer Hilfe in staatliche Schlüsselpositionen gelangt waren.

Alles, was die Westmächte zu diesem Thema in Potsdam mahnend zu Protokoll gaben, bestärkte Stalin in der Überzeugung, daß sie sich mit den vollendeten Tatsachen in Südost- und Ostmitteleuropa letztlich abgefunden hatten. Mochte die deutsche Frage auch noch offen sein, so gab es doch nichts mehr daran zu deuteln, daß Europa auf unabsehbare Zeit in eine östliche und eine westliche Interessensphäre gespalten war. Churchills Wort vom «Eisernen Vorhang» beschrieb nach dem Abschluß der Potsdamer Konferenz die Wirklichkeit des alten Kontinents noch treffender als zuvor.[28]

Kriegsende (II):
Die Atombombe und die Kapitulation Japans

Am frühen Morgen des 16. Juli 1945, des Tages vor dem Beginn der Potsdamer Konferenz, gelang einer Gruppe amerikanischer und britischer Kernphysiker und ihren Mitarbeitern in der Wüste von New Mexico bei Alamogordo ein Experiment, das die Welt verändern sollte: die erste Explosion einer Atombombe. Der erfolgreiche Versuch war das Ergebnis jahrelanger, von der Regierung der USA finanziell massiv unterstützten Forschungen, des sogenannten «Manhattan-Projekts».

Die wichtigste politische Triebkraft der amerikanischen Anstrengungen war die Angst, Hitlers Deutschland könne, gestützt auf die Forschungen deutscher Atomphysiker wie Otto Hahn, Werner Heisenberg und Carl Friedrich von Weizsäcker, noch vor den Vereinigten Staaten in die Lage versetzt werden, die neue Massenvernichtungswaffe herzustellen und anzuwenden. Diese Furcht erwies sich als unbegründet: Hitler war nur an kurzfristig nutzbaren «Wunderwaffen» interessiert und dachte nicht daran, gigantische Mittel in die Entwicklung einer Technologie zu investieren, von der ungewiß war, wann sie, wenn überhaupt, militärisch verwertbar werden würde. Die Folge war, daß die deutsche Kernforschung hinter der angelsächsischen weit zurückblieb: 1944 erreichte sie etwa den Stand, auf dem das von Roosevelt eingesetzte Uran-Komitee im Juli 1941 seine Arbeit aufnahm. Es gab deutsche Kernwaffenversuche, und zwar im Oktober 1944 auf Rügen und Anfang März 1945, unter der Regie der SS, bei Ohrdruf, einer Außenstelle des Konzentrationslagers Buchenwald, in Thüringen. Von der Fähigkeit, Atomwaffen zum Einsatz zu bringen, aber war das Reich bei Kriegsende noch weit entfernt.

Die Zerstörungskraft von «Trinity», so der Deckname der in New Mexico gezündeten Atombombe, übertraf die Erwartungen von J. Robert Oppenheimer, dem Mann an der Spitze der in Los Alamos arbeitenden Teams, bei weitem. Der Wissenschaftsredakteur der «New York Times», William L. Laurence, der das streng geheime Ereignis von Alamogordo aus etwa 30 Kilometer Entfernung beobachten konnte, sah einen Flammenausbruch, «wie er nie zuvor auf diesem Planeten erblickt worden war, und der eine kurze Zeitspanne, die einem die ganze Ewigkeit dünkte, Erde und Himmel mit dem Licht vieler Sonnen erfüllte … Dann löste sich aus der großen Stille ein gewaltiger Donner. In einem kurzen Zeitraum wiederholte sich das Phänomen, das wir als Licht beobachtet hatten, nun als Laut. Es war wie die Explosion von Tausenden von schwersten Bomben, die gleichzeitig an einem Ort losgehen. Der Boden erzitterte unter unseren Füßen wie bei einem Erdbeben.»

Präsident Truman, der am 15. Juli in Potsdam eingetroffen war, erfuhr unmittelbar nach der Explosion vom Gelingen des Experiments. Er war schon vorher entschlossen gewesen, die neue Waffe, sobald sie erprobt war, einzusetzen, falls ein rasches Kriegsende im Fernen Osten zu diesem Zeitpunkt nicht absehbar war. Am 18. Juni hatte ihm Admiral Leahy, sein Stabschef, vorgerechnet, daß nach den Erfahrungen der Schlacht um Okinawa von April bis Juni 1945 bei einer Invasion der japanischen Hauptinseln etwa 268.000 amerikanische Soldaten fallen würden – etwa so viele, wie bisher an allen Fronten des Zweiten Weltkriegs ihr Leben verloren hatten. Wie Kriegsminister Stimson und Außenminister Byrnes ging auch der Präsident davon aus, daß Japan bei Fortsetzung des Kriegs mit konventionellen Waffen erst in mehreren Monaten, möglicherweise auch erst im Herbst 1946 kapitulieren würde. Da die Atombombe die Chance bot, das Leben von Hunderttausenden von «GI’s» zu bewahren, mußte sie, wenn Tokio den Kampf nicht einstellte, erstmals über einer japanischen Stadt abgeworfen werden: Darin war sich Truman mit seinen engsten Beratern wie auch mit Churchill einig. Als amerikanische Innenpolitiker, die Truman und Byrnes, auch er ein ehemaliger Senator, im Sommer 1945 in erster Linie immer noch waren, dachten beide stets auch an die heimische Wählerschaft: Sie würde es der eigenen Führung nicht verzeihen, wenn sie einen blutigen und verlustreichen Krieg fortsetzte, obwohl sie über die technischen Möglichkeiten verfügte, ihn rasch zu beenden.

Nachdem Truman genauer über die Ergebnisse des Experiments in der Wüste von New Mexico informiert worden war, teilte er am 24. Juli Stalin am Rande der 8. Vollsitzung der Potsdamer Konferenz beiläufig mit, daß die USA jetzt über ein neues Kampfmittel von ungewöhnlicher Zerstörungskraft verfügten. Der sowjetische Ministerpräsident reagierte gelassen und bemerkte lediglich, er hoffe, daß die Vereinigten Staaten die Bombe mit gutem Nutzen gegen Japan einsetzen würden. Tatsächlich war Stalin längst durch den Bericht eines sowjetischen Spions, des aus Deutschland nach Großbritannien emigrierten Kernphysikers Klaus Fuchs, der am «Manhattan-Projekt» beteiligt war, über die Explosion von Alamogordo in Kenntnis gesetzt worden.

Die Entscheidung über den Abwurf einer Atombombe über Japan war zu diesem Zeitpunkt noch nicht gefallen. Vor einem eventuellen Einsatz der neuen Waffe sollte Japan die Gelegenheit erhalten, den Krieg zu beenden. In einem Ultimatum vom 26. Juli, der «Potsdamer Erklärung», forderten Truman, Churchill und der Präsident der nationalchinesischen Regierung, Marschall Tschiang Kai-schek (der nicht in Potsdam anwesend war), das Kaiserreich auf, bis spätestens 3. August die Waffen zu strecken und so der völligen Vernichtung seiner Streitkräfte und der Verwüstung der japanischen Inseln zu entgehen.

Die Bedingungen der Verbündeten waren «unumstößlich»: Die für den «verantwortungslosen Militarismus» und die aggressive Eroberungspolitik Verantwortlichen waren auszuschalten und die Kriegsverbrecher zur Rechenschaft zu ziehen; wie schon in der Proklamation von Kairo vom November 1943 angekündigt, sollten die Territorien und die Souveränität Japans auf die Gebiete beschränkt werden, die es vor dem Beginn seiner Expansionspolitik besessen hatte; bis zur Errichtung einer neuen, demokratischen und friedlichen Ordnung würde Japan in noch näher zu bestimmendem Umfang besetzt werden. Über den Tenno sagte die Potsdamer Erklärung nichts: Weder forderte sie seine Abdankung und Verurteilung oder den Übergang von der Monarchie zur Republik, noch deutete sie die Bereitschaft der Alliierten an, Kaiser Hirohito auf dem Thron zu belassen. Auch fehlte eine direkte Drohung mit dem Einsatz einer Atombombe.

An der Spitze der japanischen Regierung stand seit dem 7. April 1945 der greise Admiral Suzuki Kantaro, der das Vertrauen des Kaisers genoß und auf Drängen friedensbereiter Kräfte ins Amt gelangt war. Auf Betreiben von Außenminister Togo Shigenori nahm der frühere Premierminister Fürst Konoe im Juli in Moskau Gespräche auf, um die neutrale Sowjetunion zu einer Vermittlungsaktion bei den Westmächten zu bewegen. Die sowjetischen Verhandlungspartner reagierten überaus reserviert und hielten die Japaner hin. In Potsdam kamen die Bemühungen Konoes zur Sprache, und sie blieben nicht ohne Wirkung: Daß die Potsdamer Erklärung von Japan, anders als im Fall Deutschland, nur die bedingungslose Kapitulation der Streitkräfte, nicht aber die des Staates forderte und den Japanern für die Zukunft politische Selbstbestimmung, den Zugang zu Rohstoffen und die Teilnahme am Welthandel in Aussicht stellte, war durchaus als Signal an jene Kräfte in Tokio zu sehen, die einen raschen Friedensschluß erstrebten.

Die japanische Führung aber war zutiefst gespalten: Die gemäßigten Kräfte um Außenminister Togo sahen in der Potsdamer Erklärung positive Ansatzpunkte, hielten aber eine Klärung der Frage für notwendig, wie die Alliierten zur künftigen Stellung von Kaiser Hirohito standen. Die radikalen Militaristen um Armeeminister Anami und General Umezu, den Stabschef der Armee, betrachteten die Annahme des Ultimatums als unvereinbar mit der Ehre Japans. Am Ende ausführlicher Erörterungen im Obersten Kriegsrat empfahl Togo am 28. Juli, zunächst die sowjetische Antwort auf die Mission Konoes abzuwarten. In einer anschließenden Pressekonferenz erklärte Premierminister Suzuki, man habe sich für ein «mokusatsu» entschieden, was schwer zu übersetzen war, aber auf ein «Nicht-zur-Kenntnis-Nehmen» hinauslief. Armeeminister Anami gab daraufhin die Parole aus, die tags darauf die Schlagzeilen der nationalistischen Presse bestimmte: «Zurückweisung durch Ignorieren». Aus amerikanischer Sicht war das ein klares Nein – und damit ein Zeichen, den Abwurf der ersten Atombombe vorzubereiten.

Als Ort des Luftangriffs bestimmten die Einsatzplaner ein industrielles und militärisches Zentrum, die Hafenstadt Hiroshima. Aus etwa 680 Meter Höhe brachte dort am 6. August 1945 um 8 Uhr 15 die Besatzung des Bombers «Enola Gay» auf Befehl von Präsident Truman den «Little Boy», die erste als Kriegswaffe eingesetzte Atombombe, zur Explosion. Etwa 80.000 der insgesamt 355.000 Einwohner waren sofort tot; 60.000 Menschen starben bis zum Ende des Jahres 1945, weitere 60.000 in der Folgezeit an radioaktiver Verstrahlung. Vier Fünftel der Gebäude von Hiroshima wurden am 6. August zerstört oder schwer beschädigt.

Am 8. August, zwei Tage nach dem Abwurf von «Little Boy», erklärte die Sowjetunion Japan den Krieg. Ein Kapitulationsersuchen Tokios lag den Amerikanern zu diesem Zeitpunkt nicht vor, obwohl Truman tags zuvor für den Fall, daß Japan nicht unverzüglich um Frieden bat, mit Luftschlägen von bisher unbekannter Zerstörungskraft gedroht hatte. Der Grund des Schweigens war die anhaltende Zerstrittenheit der Führung: Der Oberste Kriegsrat konnte nur einstimmige Beschlüsse fassen, und die kamen wegen des Gegensatzes zwischen Moderaten und Radikalen nicht zustande. Infolgedessen ordnete der amerikanische Präsident den Abwurf einer weiteren Atombombe an – der letzten der drei im Rahmen des «Manhattan-Projekts» hergestellten Bomben. «Fatman», so der Name der Bombe, wurde am 9. August um 11 Uhr über der Hafenstadt Nagasaki abgeworfen, und zwar direkt über einer Rüstungsfabrik des Konzerns Mitsubishi. 39.000 der 270.000 Einwohner kamen direkt um, weitere 31.000 starben bis Ende 1945. Der Zerstörungsgrad der Gebäude lag bei 40 Prozent.

Auch nach dem Abwurf der zweiten Atombombe waren die Verfechter der harten Linie in Tokio noch nicht bereit, zu den Bedingungen der Potsdamer Erklärung zu kapitulieren. Am späten Abend des 9. August, kurz vor Mitternacht, schaltete sich Kaiser Hirohito in die Beratungen des Obersten Kriegsrates ein. Als Premierminister Suzuki ihn bat, sich zwischen den Positionen der Gemäßigten und der Radikalen zu entscheiden, stellte sich der Monarch auf die Seite von Außenminister Togo, der für die Annahme des Ultimatums eintrat. Kurz darauf informierte das Außenministerium die Kriegsgegner über die japanische Botschaft in Bern, daß Japan zur Kapitulation bereit sei, sofern die Sieger nichts verlangten, was die Rechte des Kaisers als souveräner Herrscher beeinträchtigen würde.

Auf diese Forderung ließ sich die Regierung der USA nach Konsultationen von Großbritannien, China und der Sowjetunion nur in der Form ein, daß sie versprach, die Entscheidung über die endgültige Staatsform dem freien Willen des japanischen Volkes zu überlassen und Japan nur solange besetzt zu halten, bis die Zwecke der Potsdamer Erklärung erfüllt waren. Am frühen Morgen des 12. August lag die von Außenminister Byrnes unterzeichnete Note in Tokio vor. Am 14. August akzeptierte der Oberste Kriegsrat auf Drängen des Tenno die amerikanische Note. Ein Umsturzversuch rebellierender Truppeneinheiten am Abend desselben Tages schlug fehl. Einige der radikalen Nationalisten unter den Militärs und Politikern begingen Harakiri.

Am 15. August informierte Hirohito in einer Rundfunkansprache die Japaner über die Annahme der Note, ohne die Worte «Niederlage», «Übergabe» oder «Kapitulation» zu benutzen. Er verurteilte den Abwurf von Atombomben über Hiroshima und Nagasaki, erklärte aber auch unzweideutig, daß eine Fortführung des Kampfes den endgültigen Zusammenbruch und die Auslöschung der japanischen Nation bedeuten würde. Tags darauf erließ der Tenno den Befehl zur Feuereinstellung an allen Fronten. Die bedingungslose Kapitulation der japanischen Streitkräfte nahm der Oberbefehlshaber der amerikanischen Truppen, General Douglas MacArthur, am 2. September 1945 kurz nach 9 Uhr morgens in Gegenwart von Vertretern der Sowjetunion, Chinas, Großbritanniens, Australiens, Neuseelands, Kanadas und Frankreichs an Bord des Kriegsschiffs «Missouri», das in der Bucht von Tokio ankerte, entgegen. Auf japanischer Seite unterzeichneten der neue Außenminister Shigemitsu Mamoru und der Generalstabschef des Heeres, General Umezu Yoshijiro, die Urkunde. Damit war der Zweite Weltkrieg auch in Asien zu Ende.

Als der amerikanische Präsident vom Bombenabwurf auf Hiroshima erfuhr, befand er sich auf hoher See – auf der Heimreise von der Potsdamer Konferenz in die Vereinigten Staaten. Er reagierte mit großer Erleichterung, ja Freude auf die Nachricht aus dem Fernen Osten. Die Entscheidung, Atombomben über Japan abzuwerfen, hatte Truman ohne moralische Skrupel getroffen: Aus seiner Sicht war die neue Waffe ein legitimes, ja notwendiges Mittel, um einen furchtbaren Krieg zum frühestmöglichen Zeitpunkt und mit der geringstmöglichen Zahl amerikanischer Opfer zu beenden. Daß durch die Bombenabwürfe eine nicht abzuschätzende Zahl von japanischen Zivilisten, darunter Frauen und Kinder, getötet werden würde, nahm man in Washington billigend in Kauf. Bei konventionellen Bombenangriffen waren bereits Hunderttausende von Menschen ums Leben gekommen, allein in Tokio am 9./10. März 1945 85.000. Die Gewöhnung an die massenhafte Tötung von Zivilisten durch Bomben hatte auch in den west lichen Demokratien die moralischen Hemmschwellen der Verantwortlichen fortschreitend abgesenkt. Die Atombombe erlaubte eine gewaltige Steigerung der Vernichtungskapazität, und das machte sie strategisch wertvoll. Die Langzeitfolgen radioaktiver Verstrahlung bewegten die Akteure kaum.

Anhaltspunkte dafür, daß Truman und seine engsten Berater sich bei der Entscheidung über den Abwurf von Atombomben über Japan von den verbreiteten rassischen Vorurteilen gegenüber den «Japs» leiten ließen, gibt es nicht. Vermutlich wäre die neue Massenvernichtungswaffe auch im Krieg gegen Deutschland eingesetzt worden, wenn sie früher zur Verfügung gestanden hätte. Es spricht auch nichts für die Annahme, daß der Präsident von der Überlegung beeinflußt war, man müsse zumindest einmal praktischen Gebrauch von der Atombombe machen, um der Welt ein für alle Mal zu zeigen, daß Krieg fortan kein Mittel der Politik mehr sein konnte. Vertreten wurde dieser Gedanke von zwei maßgebenden naturwissenschaftlichen Beratern der Regierung, den Präsidenten des Massachusetts Institute of Technology und der Harvard-Universität, Karl T. Compton und James B. Conant. Würde die Waffe im gegenwärtigen Krieg nicht benutzt, schrieb Compton am 11. Juni 1945 an Kriegsminister Stimson, «so würde der Welt keine angemessene Warnung zuteil im Hinblick auf das, was zu erwarten wäre, wenn erneut ein Krieg ausbrechen sollte» (the world would have no adequate warning as to what was to be expected if war should break out again). Das war eine weit in die Zukunft reichende Erwägung – und vielleicht gerade deswegen jenseits des Horizonts derer, die im Sommer 1945 über den Einsatz von Atombomben zu entscheiden hatten.

Die schärfste wissenschaftliche Kritik am Abwurf der ersten Atombomben hat seit 1965 der Historiker Gar Alperovitz, der Wortführer einer «revisionistischen» Richtung innerhalb der amerikanischen Geschichtswissenschaft, geübt. Seine zentrale These lautet, daß Japan im Sommer 1945 unmittelbar vor dem militärischen Zusammenbruch gestanden habe, weshalb ein Einsatz von Atomwaffen zwecks Verkürzung des Krieges gar nicht erforderlich gewesen wäre. Truman und seinen Beratern sei es denn auch in Wirklichkeit um ein ganz anderes Ziel gegangen: die Einschüchterung der Sowjetunion. Von einer Demonstration nuklearer Stärke in Fernost habe sich die amerikanische Führung positive Auswirkungen auf die sowjetische Politik in Europa versprochen, und schon auf der Potsdamer Konferenz sei Truman, nachdem er über das Experiment von Alamogordo Näheres erfahren habe, Stalin gegenüber sehr viel härter als zuvor aufgetreten.

Tatsächlich hatte sich die Einsicht in die Unvermeidbarkeit der Kapitulation in der japanischen Führung vor dem 6. August 1945 noch keineswegs durchgesetzt. Der Krieg hätte ohne den Abwurf von Atombomben noch sehr viel länger gedauert: In dieser Einschätzung hatten Truman und seine engsten Mitarbeiter recht. Mit Blick auf die Sowjetunion kam Außenminister Byrnes seit dem 21. Juli – dem Tag, an dem Truman und er ausführlich über die Explosion von Alamogordo informiert wurden – zu dem Schluß, daß ihr Eintritt in den Krieg gegen Japan nun nicht mehr nötig sei. Byrnes hoffte zunächst auch, daß die neugewonnene militärische Stärke der Vereinigten Staaten einen positiven Einfluß auf die sowjetische Politik in Europa haben könnte, stand damit aber in der amerikanischen Delegation in Potsdam allein. Truman legte seit dem 21. April keinen Wert mehr darauf, daß die Sowjetunion Japan den Krieg erklärte, unternahm aber nichts, um diesen Schritt zu verhindern. Eine andere politische Wirkung des Ereignisses in der Wüste von New Mexico ist zu vermuten: Die Atombombe dürfte Truman in der Absicht bestärkt haben, die Sowjetunion nicht an der Besetzung Japans zu beteiligen und ihr so die Möglichkeit zu nehmen, den USA dort ähnliche Schwierigkeiten zu bereiten wie in Deutschland.

Was Europa anging, vollzogen die Vereinigten Staaten im Sommer 1945 keine antisowjetische Kehrtwende – auch nicht im Hinblick auf die vor allem von Kriegsminister Stimson befürwortete Zusammenarbeit zwischen den USA und der Sowjetunion bei der Rüstungskontrolle. Von einer Verhärtung der amerikanischen Position gegenüber Moskau auf der Potsdamer Konferenz seit dem 21. Juli konnte keine Rede sein. Vielmehr setzten die Vereinigten Staaten weiterhin auf Kooperation mit der Sowjetunion, wobei sie das Vorhandensein einer sowjetischen Einflußsphäre in Südost- und Ostmitteleuropa faktisch akzeptierten. Die Atombombe war eine militärtechnologische Revolution, die die politischen Gewichte im westlichen Lager, im Verhältnis zur Sowjetunion und damit im globalen Maßstab zugunsten Amerikas verschob. Eine «atomare Diplomatie» im Sinne von Alperovitz aber betrieben die Vereinigten Staaten 1945 nicht. Der Kalte Krieg begann erst später.

Der Eintritt der Sowjetunion in den Krieg gegen Japan am 8. August 1945 war zwar spät, gewissermaßen in letzter Sekunde, erfolgt, aber dieser Schritt war doch sehr viel mehr als ein symbolischer Akt. Die Rote Armee stieß unmittelbar nach der Kriegserklärung in die Mandschurei vor und entsandte Truppen in den Nordteil Koreas sowie auf die Kurilen und nach Sachalin, die beide dem sowjetischen Staatsgebiet einverleibt wurden. (Im Fall der vier südlichsten Kurilen, die nicht zu den 1875 vom Zarenreich an Japan abgetretenen Inseln gehörten, bedeutete das die Annexion von japanisch besiedeltem Territorium, gefolgt von der Vertreibung der dort lebenden Bevölkerung.) In Korea dauerten die Kämpfe noch bis zum 20. April an. Die Kapitulation der japanischen Truppen nahm, einer Absprache mit den USA gemäß, nördlich des 38. Breitengrades die sowjetische, südlich davon die amerikanische Seite entgegen. Damit wurde eine Demarkationslinie ins Leben gerufen, die sich bald als äußerst konfliktträchtig erweisen sollte.

In China erfolgte die Kapitulation der japanischen Truppen gegenüber Marschall Tschiang Kai-schek am 9. September. Knapp acht Wochen zuvor, am 14. August, hatte die Sowjetunion mit Chiang einen Freundschafts- und Bündnisvertrag abgeschlossen, in dem sie sich die von den Westmächten in Jalta zugestandenen Rechte in bezug auf die Mandschurei, eine Marinebasis in Port Arthur (Lüshun) nebst weiteren Privilegien auf der Halbinsel Laodong bestätigen ließ und die Anerkennung der Unabhängigkeit der Äußeren Mongolei durch die nationalchinesische Regierung. Innenpolitisch bedeutete der Vertrag eine Stärkung der Kuomintang, der Partei Chiangs, im Machtkampf mit den chinesischen Kommunisten unter Mao Zedong, was dieser nur als Affront empfinden konnte.

Mao hatte in den Jahren zuvor im Norden Chinas einen zähen Guerillakrieg gegen die Japaner geführt. Im August 1945 beteiligte er sich mit seinen Truppen an der sowjetischen Invasion in Nordchina. Auf sowjetisches Drängen und amerikanische Vermittlung hin führte Mao ab Ende August in Tschungking, dem provisorischen Sitz der nationalchinesischen Regierung, Verhandlungen mit Tschiang Kai-schek. Sie mündeten am 10. Oktober in eine gemeinsame Erklärung, in der beide Seiten ihre Bereitschaft zu friedlicher Zusammenarbeit zu Protokoll gaben. Das Kommuniqué sollte ein Stück Papier bleiben. Es führte ebensowenig zu einer Verständigung zwischen den gegnerischen Lagern wie eine weitere, von den Amerikanern mehr oder minder erzwungene Übereinkunft vom 25. Februar 1946 über Truppenstärken und Truppenverteilung. Im April brachen heftige Kämpfe zwischen Nationalisten und Kommunisten aus; im Frühjahr 1947 begann der offene Bürgerkrieg. Er endete zwei Jahre später mit dem Sieg der Kommunisten und der Vertreibung der Kuomintang vom chinesischen Festland nach Taiwan.

In vielen von Japan besetzten Kolonien europäischer Mächte gab es nach der Kapitulation des Kaiserreiches Versuche, eine Rückkehr der früheren Herrschaftsverhältnisse zu verhindern. In Java, einem Teil von Niederländisch-Indien, riefen zwei Führer der Unabhängigkeitsbewegung, Achmed Sukarno und Mohammed Hatta, unter dem Druck der nationalistischen Jugendbewegung Pemuda am 17. August 1945 die Republik Indonesien aus. Die Streitkräfte Sukarnos und Hattas konnten außer Java auch Sumatra und die südlich von Sumatra gelegene Insel Madura unter ihre Kontrolle bringen und hätten wohl auf der ganzen Linie triumphiert, wenn ihnen nicht britisch-indische Truppen, unterstützt von Verbänden japanischer Soldaten, die zu diesem Zweck aus der Kriegsgefangenschaft entlassen worden waren, massiv entgegengetreten wären. Im Oktober 1946 lösten niederländische Truppen die britischen ab. Dem Versuch der Kolonialmacht, mit der Republik zu einer Verständigung zu kommen, war nur ein kurzfristiger Erfolg beschieden. Nach mehreren blutigen «Polizeiaktionen» in den Jahren 1947 bis 1949 mußte sich die Regierung in Den Haag dem Druck der Weltöffentlichkeit und vor allem der USA beugen und im Dezember 1949 Indonesien in die Unabhängigkeit entlassen.

Unter den von Japanern besetzten französischen Kolonien war Vietnam diejenige, wo die Nachricht von der Kapitulation des Kaiserreiches die stärksten Demonstrationen für die Unabhängigkeit auslöste. Am 28. Oktober 1945 dankte der von den Japanern im März wieder eingesetzte Kaiser Bao Dai ab; am 2. September rief der Führer der Kommunisten, Ho Chi Minh, in Hanoi die Demokratische Republik Vietnam aus. Der japanischen Okkupation folgte im Norden zunächst eine Besetzung durch nationalchinesische, im Süden durch britisch-indische Truppen, die sich wie in Niederländisch-Indien auf Einheiten aus ehemaligen japanischen Kriegsgefangenen stützen konnten. Im September kam es zu ersten Zusammenstößen der Viet Minh, der Streitkräfte von Ho Chi Minh, mit französischen Soldaten, die die Briten aus japanischer Kriegsgefangenschaft befreit hatten. Im Oktober trafen 35.000 Mann französischer Kolonialtruppen unter General Leclerc, dem Befreier von Paris, im Süden Vietnams ein. Rund ein Jahr später begann, nachdem alle Versuche Ho Chi Minhs, mit Frankreich zu einem Ausgleich zu gelangen, gescheitert waren, der erste Indochinakrieg.

Wie die Niederländer und die Franzosen sahen sich auch die Briten nach der Kapitulation Japans in vielen ihrer südostasiatischen Kolonien mit Kräften konfrontiert, die auf die Unabhängigkeit drängten. Starke antikoloniale Bewegungen gab es in Singapur, Malaya und vor allem in Birma, wo der Versuch, die Kolonialherrschaft wiederherzustellen, den hartnäckigsten Widerstand hervorrief. Die japanische Fremdherrschaft hatte in Birma wie in anderen besetzten Ländern die Kräfte gestärkt, die jede Art von kolonialer Bevormundung ablehnten: Wenn es eine positive Wirkung des japanischen Imperialismus gab, dann war es diese.

Den Vereinigten Staaten fiel es am leichtesten, den veränderten Verhältnissen Rechnung zu tragen: Sie hatten ihrer Quasikolonie, dem «Commonwealth» der Philippinen, 1935 die staatliche Unabhängigkeit für 1945 versprochen. Im Juli 1946 lösten sie diese Zusage mit kriegsbedingter Verzögerung ein, wobei sie sich eine Reihe von handelspolitischen Privilegien und einige militärische Stützpunkte sicherten. Die europäischen Kolonialmächte brauchten mehr Zeit, um zu begreifen, daß der Zweite Weltkrieg die Grundlagen ihrer Herrschaft in Asien nachhaltig untergraben hatte. Je später sie zu dieser Einsicht kamen, desto kostspieliger und blutiger sollte der Abschied von ihren Illusionen werden.[29]

Schuld und Sühne: Die Zäsur von 1945 (I)

Die Zahl der Menschen, die weltweit unmittelbar oder mittelbar durch den Zweiten Weltkrieg ums Leben kamen, wird auf bis zu 60 Millionen geschätzt. Darunter waren mehr Zivilisten als Soldaten, wobei die Angaben über die Zahl der Ziviltoten weit auseinandergehen. Zu den Ziviltoten gehörten die von den Nationalsozialisten ermordeten Juden, Polen, Russen, Weißrussen, Ukrainer, Sinti und Roma, die zivilen Opfer der Bürgerkriege in Jugoslawien und Griechenland, von Geiselerschießungen, Deportationen, Vertreibungen und Bombenkrieg, aber auch die Millionen von Hungertoten, die in vielen Statistiken gar nicht auftauchen.

Die Zahl der gefallenen oder in Kriegsgefangenschaft gestorbenen Soldaten lag bei mindestens 27 Millionen und war damit mehr als dreimal so hoch wie die Zahl der getöteten Kombattanten des Ersten Weltkriegs, die auf 8,5 Millionen geschätzt wird. Die größten Opferzahlen hatten die Sowjetunion und China mit 27 beziehungsweise 13,5 Millionen zu beklagen. Es folgten Deutschland mit 6,35, Indien mit über 3 und Japan mit über 2 Millionen Toten, gefallene Soldaten und umgekommene Zivilisten jeweils zusammengerechnet.

Von «reinen» Bürgerkriegen abgesehen, wurden seit dem Dreißigjährigen Krieg in keinem europäischen Krieg die Grenzen zwischen Kombattanten und Zivilisten so sehr zum Verschwinden gebracht wie im Zweiten Weltkrieg. Auch wenn dieser Krieg keineswegs überall ein «totaler» war, so war er doch weit totaler als der Erste Weltkrieg. Das Gebot der Haager Landkriegsordnung von 1907, Angriffe nur auf militärische Ziele zu richten und die Zivilbevölkerung soweit wie möglich zu schonen, wurde nicht nur von den diktatorisch regierten Angreiferstaaten, sondern zunehmend auch von den westlichen Demokratien mißachtet. Das «moral bombing» der Alliierten diente erklärtermaßen dem Zweck, den Durchhaltewillen der Zivilbevölkerung zu brechen und so den Aggressorstaaten den Massenrückhalt zu nehmen.

Die Flächenbombardements auf deutsche und japanische Städte waren aber nicht der einzige Bereich, in dem die demokratischen Westmächte sich den brutalen Kampfmethoden der Feinde annäherten. Auch zu den von den Westmächten sanktionierten Massenvertreibungen wäre es 1945 nicht gekommen, hätte Deutschland in dem von ihm beherrschten Europa nicht mörderische «ethnische Säuberungen» in großem Stil vorgenommen. In den Worten der Historiker Jörg Baberowski und Anselm Doering-Manteuffel: «Die Vernichtung der deutschen Armeen sowie die Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten östlich von Oder und Neiße und aus Böhmen lag in der Konsequenz der deutschen Eroberung und Besatzung.»

Weder die Flächenbombardements noch die Vertreibungen waren im zeitgenössischen Verständnis Kriegsverbrechen: Bei den alliierten Bombenangriffen handelte es sich aus der Sicht der Verantwortlichen um eine angemessene Reaktion auf die deutsche beziehungsweise japanische Aggression; bei den Zwangsmigrationen verwiesen die Westmächte auf vertraglich vereinbarte Vorbilder aus der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg und besonders auf den griechisch-türkischen Bevölkerungsaustausch auf der Grundlage des Vertrags von Lausanne von 1922.

Kriegsverbrechen waren im übrigen weder ein Novum des Zweiten Weltkriegs, noch gab es sie nur auf der Seite der Diktaturen, die ihn ausgelöst hatten und auf deren Konto die meisten Kriegsgreuel gingen. Die Liste der sowjetischen Kriegsverbrechen war ebenfalls lang, und sie begann nicht erst mit der Ermordung Tausender polnischer Offiziere bei Katyn im Frühjahr 1940. Auf der Seite der Westalliierten war die Bindung an das Völkerrecht stärker als bei ihrem kommunistischen Verbündeten, aber auch hier wurden Taten verübt, die unter den Begriff «Kriegsverbrechen» fallen. Im Frühjahr 1945 kam es in der ersten Phase der Besetzung auch im Westen Deutschlands zu Plünderungen, Vergewaltigungen und Gewaltexzessen alliierter Soldaten. Den alliierten Kriegsverbrechen zuzurechnen war auch die unmenschliche Behandlung von mehreren Hunderttausend kriegsgefangenen deutschen Soldaten in etwa 20 «Lagern» auf Wiesen am linken Rheinufer, wo die «Behausungen» aus selbstgegrabenen Erdlöchern unter freiem Himmel bestanden und mindestens 8000 der Insassen umkamen.

1945 erschien der Begriff «Kriegsverbrechen» vielen Rechtsgelehrten und Politikern der westlichen Demokratien zu schwach, um das, was das nationalsozialistische Deutschland und seine Verbündeten der Menschheit angetan hatten, angemessen zum Ausdruck zu bringen. Drei Jahrzehnte zuvor, am 14. Mai 1915, hatten Großbritannien, Frankreich und das russische Zarenreich in einer gemeinsamen Protestnote das Osmanische Reich angesichts der Massaker an den Armeniern eines «Verbrechens gegen die Menschlichkeit und die Zivilisation» beschuldigt. Auf diesen Begriff kamen die Siegermächte nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs zurück. Am 8. August 1945 nahmen die Vertreter der «Großen Drei» und Frankreichs, entsprechend einer Vereinbarung der Potsdamer Konferenz, das Londoner Abkommen an, wonach sich die Strafgewalt des zu errichtenden Internationalen Militärgerichtshofs in Nürnberg auf Verbrechen gegen den Frieden im Sinne der Planung, Vorbereitung, Entfesselung oder Durchführung eines Angriffskrieges, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit erstrecken sollte.

Das Recht, auf dessen Grundlage in Nürnberg (und nach diesem Vorbild kurz darauf auch in Tokio) Urteile ergingen, war neu geschaffenes internationales Recht. An den für alle Rechtsstaaten konstitutiven Grundsatz «nulla poena sine lege» (Keine Strafe ohne Gesetz), das Verbot rückwirkender Strafgesetze, fühlten sich die Völkerrechtsexperten der westlichen Demokratien aus einer nur naturrechtlich zu begründenden Erwägung heraus im konkreten Fall nicht gebunden: Die Strafbarkeit der nationalsozialistischen Verbrechen ergab sich schon daraus, daß sie den von den zivilisierten Völkern allgemein anerkannten Rechtsgrundsätzen fundamental widersprachen. Die Verwerflichkeit der Taten, über die es in Nürnberg zu urteilen galt, war mit anderen Worten so groß, daß das Rechtsgefühl ungleich stärker verletzt worden wäre, wenn diese Verbrechen keine Sühne gefunden hätten. Aus ebendiesem Grund nahmen die Westmächte auch einen anderen Makel des Verfahrens in Kauf: Eine der richtenden Siegermächte, die Sowjetunion, hatte selbst Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in großem Umfang begangen und sorgte nun dafür, daß diese Taten in Nürnberg nicht zur Sprache kamen.

Am 1. Oktober 1946 erging nach fast elfmonatiger Prozeßdauer das Urteil gegen die Hauptkriegsverbrecher. Zwölf der höchsten Funktionsträger des «Dritten Reiches», darunter Göring, Ribbentrop, Frick, Rosenberg, Keitel und Jodl, wurden zum Tode durch den Strang, andere, wie Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß und Rüstungsminister Albert Speer, zu langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Göring konnte sich, wie schon erwähnt, der Vollstreckung des Urteils am 16. Oktober durch Selbstmord entziehen. Der ehemalige Vizekanzler Franz von Papen und der frühere Reichsbankpräsident und Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht, die Hitler den Weg in die Reichskanzlei geebnet, aber keine Verbrechen im Sinn der Anklage begangen hatten, wurden freigesprochen.

Dem Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher schlossen sich Verfahren gegen Ärzte, Juristen, prominente Industrielle und Konzerne, darunter Flick, Krupp und die IG Farben, Angehörige des Auswärtigen Amtes, des Oberkommandos der Wehrmacht und einzelne militärische und SS-Führer an. (Ebenso wie das Führungskorps der NSDAP, die Gestapo und der SD war die SS zuvor zur «verbrecherischen Organisation» erklärt worden.) In diesen Prozessen ergingen nochmals 36 Todesurteile. Die Gesamtzahl der von den ehemaligen Kriegsgegnern wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit Verurteilten wird auf 50.000 bis 60.000 geschätzt. Von den in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands verurteilten Personen wurde etwa ein Drittel zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion deportiert. In den Westzonen wurde, die Nürnberger Prozesse eingerechnet, in 806 Fällen die Todesstrafe verhängt und in 486 Fällen vollstreckt. Die Zahl der in der sowjetischen Besatzungszone ausgesprochenen und vollstreckten Todesurteile ist nicht bekannt.

Die in Potsdam beschlossene «Entnazifizierung» des Millionenheeres von Mitgliedern nationalsozialistischer Organisationen verlief von Besatzungszone zu Besatzungszone verschieden, aber überall mehr oder weniger schematisch. Am rigorosesten und willkürlichsten ging die Sowjetunion vor. Die verhafteten Nationalsozialisten kamen, soweit sie nicht in die Sowjetunion deportiert wurden, zusammen mit mißliebigen bürgerlichen Demokraten und Sozialdemokraten, ja sogar oppositionellen Kommunisten in «Speziallager». Von den mehr als 120.000 Gefangenen dieser Lager, die bis 1950 bestanden, sollen 42.000 ums Leben gekommen sein. Eines der Lager war das ehemalige Konzentrationslager Buchenwald. Als Thomas Mann am 1. August 1949 im Deutschen Nationaltheater zu Weimar die Festrede zu Goethes 200. Geburtstag hielt, weigerte er sich zur Enttäuschung vieler seiner Bewunderer, auf diese Kontinuität des Terrors einzugehen.

Das Pendant zur Repression war die Privilegierung. Verwaltung, Polizei und Schulen wurden durchgreifend «gesäubert» und zuverlässige Kommunisten, wo immer möglich, in die wichtigsten Schaltstellen geschleust. Kurzfristig ausgebildete «Volksrichter» und «Neulehrer» ersetzten ihre politisch belasteten Vorgänger. Gesichtspunkte wie Professionalität und Effizienz spielten bei diesem Personenwechsel keine Rolle: Entnazifizierung und kommunistische Kaderpolitik gingen nahtlos ineinander über.

Den Gegenpol zur sowjetischen Besatzungszone bildete die französische Zone. Frankreich verhielt sich gegenüber ehemaligen nationalsozialistischen Beamten vergleichsweise großzügig: Die Vergangenheit der «Parteigenossen» wurde von Anfang an als Druckmittel benutzt, um die Betroffenen zur Loyalität zu zwingen. Entlassungen aus dem Amt, Verhaftungen und Internierungen gab es freilich auch hier. Sie bildeten in allen vier Besatzungszonen die erste Phase der Entnazifizierung, die bis in das Jahr 1946 hinein fortdauerte. Die zweite Phase, die in der amerikanischen Zone im März 1946, in der britischen und französischen Zone ein halbes Jahr später begann, stand im Zeichen gerichtsähnlicher Verfahren vor «Spruchkammern». Sie teilten die Deutschen, deren «Fragebogen» zu einem Verfahren Anlaß gaben, in fünf Gruppen ein: Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer und Entlastete. Am strengsten verfuhren dabei die Amerikaner: Sie stuften nur eine winzige Minderheit als «entlastet» ein und belegten «Mitläufer» zunächst mit einem Berufsverbot. Die Briten verzichteten auf eine solche Maßnahme und erklärten mehr als die Hälfte der Überprüften für «entlastet».

Je mehr sich seit 1947 der Gegensatz zwischen Ost und West zuspitzte, desto toleranter wurden auch die Amerikaner gegenüber ehemaligen Nationalsozialisten. Hitler war jahrelang ein nationaler Heros, seine Partei eine Massenbewegung gewesen. Strenge gegenüber seinen früheren Gefolgsleuten drohte ein Reservoir von sozialer Unzufriedenheit und politischem Radikalismus zu schaffen. Von Nachsicht, gekoppelt mit «re-education», also politischer Umerziehung, waren bessere Ergebnisse zu erwarten: eine rasche Eingewöhnung in die Demokratie und Widerstandskraft gegenüber extremen Parolen von rechts und links. Die Entnazifizierung erwies sich alles in allem als Fehlschlag. Wer nicht strafrechtlich verurteilt wurde, konnte im Westen Deutschlands nach 1949 meist in seine frühere berufliche Stellung zurückkehren. Nicht nur «Mitläufer» und «Minderbelastete», auch «Belastete» durften nach Ablauf einiger Jahre hoffen, nicht mehr mit ihrer politischen Vergangenheit konfrontiert zu werden.

Gegenüber «kleinen» Nationalsozialisten verfuhr die sowjetische Besatzungsmacht nicht viel anders: Sie durften umlernen und sich in aufrechte «Antifaschisten» verwandeln. Der wichtigste Teil der Entnazifizierung waren aus der Sicht der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland ohnehin nicht individuelle Sanktionen, sondern strukturelle Eingriffe. Darunter war die Brechung der Macht jener Klassen zu verstehen, die nach marxistisch-leninistischer Auffassung dem Faschismus zur Macht verholfen hatten. Diesem Ansatz entsprach die «Bodenreform» vom September 1945, die dem ostelbischen Junkertum im Wortsinn den Boden entzog. Rund 7000 Großgrundbesitzer wurden entschädigungslos enteignet, um, so die Kampfparole, «Junkerland in Bauernhand» gelangen zu lassen. Unter den 500.000 Menschen, die auf diese Weise Grundbesitz zugeteilt erhielten, waren auch 83.000 «Umsiedler», also Heimatvertriebene aus den Ostgebieten.

Die Enteignung traf keineswegs nur ehemalige Förderer des Nationalsozialismus, sondern auch Gegner desselben. Spezifisch kommunistisch war der radikale Eingriff dennoch nicht. Eine Änderung der Eigentumsverhältnisse in der ostelbischen Gutswirtschaft zugunsten kleinerer und mittlerer Bauern hatten bürgerliche Agrarreformer seit vielen Jahrzehnten gefordert, dabei allerdings nicht an eine entschädigungslose Enteignung gedacht. Der Popularität der «Bodenreform» tat das kaum Abbruch: Bis weit in das Bürgertum hinein galt die Umverteilung des Rittergutsbesitzes als gerechtfertigt, ja überfällig.

Von der wenig später, im Oktober 1945, eingeleiteten «Industriereform» läßt sich das nicht sagen. Von ihr waren keineswegs nur «Kriegsverbrecher» und «Nazis» betroffen, sondern das Großunternehmertum schlechthin. Bis zum Frühjahr 1948 wurden fast 10.000 Unternehmen ohne Entschädigung in Staatsbesitz überführt – mit der Folge, daß zu diesem Zeitpunkt bereits 40 Prozent der Industrieproduktion auf den öffentlichen Sektor entfielen. Dazu kamen noch die von der Besatzungsmacht in eigener Regie betriebenen Sowjetischen Aktiengesellschaften der Schwerindustrie. Banken und Sparkassen waren noch früher, im Juli 1945, verstaatlicht worden. Am Ziel der Besatzungsmacht konnte es seit Herbst jenes Jahres keinen Zweifel mehr geben: Die kapitalistische Gesellschaftsordnung sollte systematisch beseitigt und durch eine sozialistische abgelöst werden.

In den Westzonen hielten sich die gesellschaftlichen Eingriffe der Besatzungsmächte in vergleichsweise engen Grenzen. Anläufe zu einer Bodenreform führten nirgendwo zum Ziel. Im industriellen Bereich wurden einige, durch ihre Rolle unter dem nationalsozialistischen Regime besonders belastete Großunternehmen und Großbanken – die IG Farben, die Eisen- und Stahlindustrie der britischen Zone, die Commerz-, die Dresdner und die Deutsche Bank – beschlagnahmt und Treuhändern unterstellt. Aus den zwölf größten Montangesellschaften machte die britische Besatzungsmacht, nachdem sie im Dezember 1945 zunächst die entschädigungslose Enteignung verfügt hatte, 28 voneinander unabhängige Unternehmungen. Eine Sozialisierung von Großbetrieben, wie sie vor allem Sozialdemokraten und Gewerkschaften forderten, fand zwar bei der seit Juli 1945 in London regierenden Labour Party, nicht jedoch beim amerikanischen Militärgouverneur, General Lucius D. Clay, Beifall. Clay setzte sich durch. Die Frage der Sozialisierung wurde mit der Begründung vertagt, sie sei so wichtig, daß sie nicht in einem einzelnen Land oder einer einzelnen Besatzungszone, sondern nur von einem späteren deutschen Gesetzgeber entschieden werden könne.

Der Einschnitt, den das Jahr 1945 in der deutschen Sozialgeschichte hinterlassen hat, läßt sich erst dann ermessen, wenn man zum Vergleich die Situation Deutschlands am Ende des Ersten Weltkriegs heranzieht. Damals gab es in Berlin in Gestalt des Rates der Volksbeauftragten eine deutsche Regierung, deren Legitimität von den Alliierten nicht in Frage gestellt wurde; das Reich wurde nicht besetzt; keine der alten Machteliten mußte als ganze abtreten. Der ostelbische Rittergutsbesitz verlor zwar vorübergehend an politischem Einfluß, konnte aber die gesellschaftlichen Grundlagen seiner Macht behaupten. Der Schwerindustrie gelang es, der Sozialisierungsbewegung zu trotzen. Das Beamtentum wurde durch die Revolution von 1918/19 nicht wesentlich, die Justiz überhaupt nicht erschüttert. Das Militär mußte den Beschränkungen Rechnung tragen, die ihm der Versailler Vertrag auferlegte, blieb aber in der Weimarer Republik das, was es im Kaiserreich gewesen war: ein «Staat im Staat» und darüber hinaus ein innenpolitischer Machtfaktor, der im Fall des Ausnahmezustands zum Träger der vollziehenden Gewalt aufsteigen konnte.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es, den Bestimmungen des Potsdamer Abkommens entsprechend, zunächst keine deutsche Staatlichkeit und kein deutsches Militär. Der ostelbische Rittergutsbesitz existierte seit der «Bodenreform» nicht mehr; den einst von ihm geprägten Staat Preußen löste der Alliierte Kontrollrat am 25. April 1947 durch sein Gesetz Nr. 46 mit der pauschalen Begründung auf, dieser sei «seit jeher Träger des Militarismus und der Reaktion in Deutschland» gewesen und habe in Wirklichkeit zu bestehen aufgehört. Die Schwerindustrie wurde im Osten enteignet, im Westen zunächst von den Besatzungsmächten entflochten und später, nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland, der paritätischen Mitbestimmung der Arbeitnehmer unterworfen. Damit konnte keine dieser Machteliten, die in ihrer Mehrheit vor 1933 entschiedene Widersacher der Demokratie gewesen waren, nach 1945 dieselbe oder eine ähnliche Rolle spielen wie in der Weimarer Republik.

Viel stärker war die Kontinuität, was die Westzonen betrifft, im öffentlichen Dienst. Amerikanischen und britischen Versuchen, das deutsche Berufsbeamtentum abzuschaffen und durch einen «civil service» angelsächsischer Prägung zu ersetzen, war kein Erfolg beschieden. Kein Richter, der an Terrorurteilen des «Dritten Reiches» mitgewirkt hatte, wurde deswegen seinerseits verurteilt. Manche Hochschullehrer, die sich zwischen 1933 und 1945 besonders kompromittiert hatten, darunter Martin Heidegger und Carl Schmitt, verloren ihre Lehrstühle. Viele, die im Rückblick kaum weniger belastet erscheinen, konnten nach einer unfreiwilligen Unterbrechung dort weitermachen, wo sie 1945 aufgehört hatten. Die politische Überprüfung des Beamtentums wirkte so disziplinierend, wie die Erfahrung des «Zusammenbruchs» ernüchternd gewirkt hatte. Offene Demokratiefeindschaft war fortan diskreditiert: Das galt für das Beamtentum ebenso wie für die Justiz.

Eine «Stunde Null» hat es nach dem Untergang des «Dritten Reiches» nicht gegeben, und doch trifft dieser Begriff das Empfinden der Zeitgenossen auf das genaueste. Nie war die Zukunft in Deutschland so wenig vorhersehbar, nie das Chaos so allgegenwärtig wie im Frühjahr und Frühsommer 1945. Das Ende aller Sicherheit prägte sich tief in das Gedächtnis derer ein, die es, wenn auch auf unterschiedliche Weise, das heißt in der sowjetischen Besatzungszone sehr viel brutaler als in den westlichen Zonen, erlebten. Die «Zusammenbruchsgesellschaft» war in allen vier Besatzungszonen hoch mobil: Hungrige Stadtbewohner unternahmen «Hamsterfahrten» aufs Land, wo sie sich auf dem Weg des Gütertausches mit den notwendigen Lebensmitteln versorgten; viele ehedem «Bessersituierte», die nun ohne Gehälter, Pensionen oder sonstige regelmäßige Einkünfte waren, mußten zeitweilig primitive Arbeiten verrichten. Die «Trümmerfrauen», die den Ruinenschutt beseitigten und Ziegelsteine sowie anderes verwertbares Baumaterial retteten, wurden zur Verkörperung eines radikalen Tausches der Geschlechterrollen.

In den Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft war der Anspruch der traditionellen Oberschicht auf ein höheres Sozialprestige im Zeichen der «Volksgemeinschaft» systematisch bekämpft, die «Realstruktur» der deutschen Gesellschaft aber nicht revolutioniert worden. Im Zuge von Bombenkrieg, Vertreibung und «Zusammenbruch» veränderte sich die deutsche Gesellschaft weitaus stärker als in den ersten zehn Jahren des «Dritten Reiches». Aber Dauer war den meisten der Veränderungen von 1945 nicht beschieden. Die «Zusammenbruchsgesellschaft» war eine Gesellschaft im Ausnahmezustand. Sie brachte keine neue Ordnung hervor, sondern die tiefe Sehnsucht, so rasch wie möglich zu irgendeiner Art von «Normalität» zurückzukehren.

Tiefer als die soziale reichte die moralische Erschütterung der Deutschen, und sie sollte, immer wiederkehrenden apologetischen Anwandlungen zum Trotz, eine nachhaltige Wirkung zeitigen. Anders als nach 1918 hatten Kriegsunschuld- und Dolchstoßlegenden nach 1945 keine Aussicht, den Beifall der Eliten und der breiten Masse zu finden: Zu offenkundig war, daß der Mann an der Spitze des Reiches den Zweiten Weltkrieg entfesselt hatte und die Hauptverantwortung für seine Ergebnisse trug. Die Trümmer der Städte, die Not der Ausgebombten und Evakuierten, das Elend der Flüchtlinge und Heimatvertriebenen, schließlich auch die Verbreitung genaueren Wissens über die Konzentrationslager und die Ermordung der Juden: Das alles sprach gegen Hitler und gegen jeden Rückfall in den Nationalsozialismus. Hitler, die oberste Parteiführung und die SS für die Alleinschuldigen der Verbrechen zu erklären, der Wehrmacht und der Masse der Deutschen hingegen zu bescheinigen, sie seien «anständig» geblieben, blieb freilich noch lange populär. Es war eines, sich vom «Führer» und seinen fanatischen Helfern abzusetzen. Ein anderes war die Einsicht in die deutschen Traditionen, an die der Nationalsozialismus angeknüpft hatte, und in die eigene Verantwortung für das, was seit 1933 in und durch Deutschland geschehen war.

Der Philosoph Karl Jaspers, den das nationalsozialistische Regime 1937/38 mit einem Veröffentlichungsverbot belegt hatte, löste 1946 mit seiner Schrift «Die Schuldfrage», ursprünglich einer Heidelberger Vorlesung im Wintersemester 1945/46, neben zustimmenden Kommentaren auch eine Welle abwehrender Reaktionen aus. Jaspers sprach von einer «moralischen Kollektivschuld» im Sinne einer Haftung der Deutschen für die politischen Zustände während der Jahre 1933 bis 1945. «Daß in den geistigen Bedingungen des deutschen Lebens die Möglichkeit gegeben war für ein solches Regime, dafür tragen wir alle die Schuld.» Der Begriff «Kollektivschuld» genügte vielen, um Jaspers Willfährigkeit gegenüber den Alliierten vorzuwerfen. Daß der Autor eine deutsche Alleinschuld am Nationalsozialismus bestritt und das Ausland für den Erfolg Hitlers verantwortlich machte, daß er, die kurz zuvor erschienene Schrift «Die deutsche Frage» des emigrierten Wirtschaftswissenschaftlers Wilhelm Röpke zitierend, von den Deutschen als Hitlers «ersten Opfern» sprach und vom deutschen Antisemitismus sogar behauptete, er sei «in keinem Augenblick eine Volksaktion» gewesen, minderte nicht den Zorn derer, die sich über Jaspers empörten.

Ein ähnlich gespaltenes Echo wie Jaspers› Schrift zur «Schuldfrage» fand ein Manifest, das radikal mit dem nationalistischen Erbe des deutschen Protestantismus brach: das «Stuttgarter Schuldbekenntnis» des Vorläufigen Rates der evangelischen Kirche in Deutschland vom Oktober 1945. Daß die wesentlich auf Betreiben des württembergischen Landesbischofs Theophil Wurm und des Kirchenpräsidenten von Hessen-Nassau, des ehemaligen KZ-Häftlings Martin Niemöller, verabschiedete Erklärung von einer «Solidarität der Schuld» zwischen Kirche und Volk sprach, stieß auch innerhalb der Kirche auf verbreiteten Widerspruch. Als unangebrachte Bestätigung der (angeblichen) alliierten These von einer deutschen «Kollektivschuld» galt vor allem der Satz: «Durch uns ist unendliches Leid über viele Völker und Länder gebracht worden.» Und viel zu weit ging konservativen Protestanten die Selbstanklage, «daß wir nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher geglaubt und nicht brennender geliebt haben». Doch es waren ebendiese Worte, die sich der kollektiven Erinnerung der evangelischen Deutschen einprägten und entscheidend dazu beitrugen, daß die protestantischen Kirchen außerhalb Deutschlands einen Ansatz fanden für ihr Bemühen, dem Ursprungsland der Reformation im Geist der Versöhnung gegenüberzutreten.

Vom größten und schrecklichsten Verbrechen des Nationalsozialismus, der Ermordung der europäischen Juden, war im «Stuttgarter Schuldbekenntnis» nicht ausdrücklich die Rede, und es sollte noch Jahrzehnte dauern, bis die Deutschen dem Holocaust die zentrale Bedeutung zuerkannten, die ihm zukommt. Der Genozid an den Juden war das, was der Historiker Dan Diner einen «Zivilisationsbruch» genannt hat: «Das Ereignis Auschwitz rührt an Schichten zivilisatorischer Gewißheit, die zu den Grundvoraussetzungen zwischenmenschlichen Verhaltens gehören. Die bürokratisch organisierte und industriell durchgeführte Massenvernichtung bedeutet so etwas wie die Widerlegung einer Zivilisation, deren Denken und Handeln einer Rationalität folgt, die ein Mindestmaß antizipatorischen Vertrauens voraussetzt; ein utilitaristisch geprägtes Vertrauen, das eine gleichsam grundlose Massentötung, gar noch in Gestalt rationaler Organisation, schon aus Gründen von Interessenkalkül und Selbsterhaltung der Täter ausschließt. Ein sozial gewachsenes Vertrauen in Leben und Überleben bedingende gesellschaftliche Regelhaftigkeit wurden ins Gegenteil verkehrt: Regelhaft war die Massenvernichtung – Überleben hingegen dem bloßen Zufall geschuldet.»

Die Ermordung der europäischen Juden war der Zivilisationsbruch, den die Nationalsozialisten am systematischsten und konsequentesten betrieben. Es begann mit massenhaften Erschießungen und endete mit den Massenvergasungen. Parallel zum Holocaust fanden andere deutsche Massenmorde statt, die, sofern man das Moment der «industriellen» Tötung nicht so stark betont wie Diner, ebenfalls als «Zivilisationsbrüche» einzustufen sind: Neben der von Hitler befohlenen Ermordung von Geisteskranken die Ausrottung eines großen Teils der polnischen Eliten und die faktische Verurteilung von Millionen Weißrussen, Ukrainern, Russen und Angehörigen anderer Völker der Sowjetunion zum Hungertod. Die Zahl der Opfer unter der sowjetischen Zivilbevölkerung wird auf 15 Millionen geschätzt. In der Sowjetunion kam nach den Berechnungen des amerikanischen Historikers Timothy Snyder jeder fünfundzwanzigste Bewohner durch deutsche Hand um, in der Ukraine und in Polen jeder zehnte, in Weißrußland jeder fünfte. Zeitgleich mit den Juden wurden Hunderttausende von Sinti und Roma ermordet: ein Genozid, den die Nationalsozialisten zwar nicht so systematisch betrieben wie den Judenmord, aber nicht minder industriell als diesen.

Zivilisationsbrüche aus der Zeit vor 1939 waren der türkische Völkermord an den Armeniern im Ersten Weltkrieg und die stalinistischen Kollektivmorde wie die an den Kulaken und, während des großen Hungers von 1932/33, des Holodomor, an den Bauern der Ukraine. In dieselbe Kategorie fiel die von Stalin angeordnete Verurteilung großer Teile von als national unzuverlässig geltenden nichtrussischen Nationalitäten während des Zweiten Weltkrieges. Gemeinsam war diesen Aktionen, ob sie unter den Begriff des Völkermords im Sinne der Konvention der Vereinten Nationen über Verhütung und Bestrafung des Völkermords von 1948 fallen oder nicht, daß sie, wie Jörg Baberowski und Anselm Doering-Manteuffel in Anlehnung an den Soziologen Zygmunt Bauman formulieren, einer «Utopie der Eindeutigkeit» folgten: der Vorstellung einer rassischen, ethnischen, nationalen oder klassenmäßigen Homogenität, in deren Namen es alles zu liquidieren galt, was dieser Vorstellung widersprach. Auf ein weiteres, mit dem Postulat der «Eindeutigkeit» zusammenhängendes Merkmal, das die von totalitären Regimen in Gang gesetzten, «modernen» Massenmorde von älteren unterscheidet, verweist Bauman: «Der moderne Massenmord ist charakteristisch durch den vollkommenen Mangel an Spontanität einerseits und das Vorherrschen rationaler, kalt berechnender Planung andererseits.»

Was den deutschen Völkermord an den europäischen Juden von anderen Genoziden unterschied, waren aber nicht nur die bürokratische Routine und die technische Perfektion, mit der die Opfer, Frauen ebenso wie Männer, Greise ebenso wie Kinder, erfaßt, transportiert und in den Mordfabriken von Belzec, Sobibór, Treblinka und Auschwitz getötet wurden. Es kamen noch andere Besonderheiten hinzu. Die Juden waren kein «Volk» für sich, sie gehörten als Staatsbürger anderen Völkern an und betrachteten sich in vielen Ländern als integrierende Teile der jeweiligen Nation. Aus der Sicht ihrer Feinde hingegen waren die Juden überall auf der Welt und daher nirgendwo zuhause. Für die radikalen Antisemiten war es auch, anders als für die Verfechter des älteren, religiösen Antijudaismus, unerheblich, ob die Juden ihrer überlieferten Religion anhingen oder ihr abgeschworen hatten. Was die Juden zum Todfeind machte, war der Glaube der Antisemiten, daß das Judentum, gleichviel ob in kapitalistisch-plutokratischer oder in marxistisch-bolschewistischer Verkleidung, nach der Weltherrschaft strebte und auf dem Weg zu diesem Ziel alles tat, um die Völker der «arischen» Rasse von innen heraus zu zersetzen und gegeneinander aufzuhetzen.

Diesen Glauben teilten Minderheiten in vielen europäischen Ländern, aber nur in Deutschland war der extreme Antisemitismus aus eigener Kraft an die Macht gelangt, und nur hier stand ein Mann an der Spitze von Staat und Regierung, der sich von der «Vorsehung» berufen wähnte, nicht nur das Judentum, sondern auch den jüdischen Geist zu vernichten, der über das Christentum in die «arischen» Völker eingedrungen war. Deutschland war kulturell ein Land des Westens; es hatte die großen europäischen Emanzipationsprozesse seit dem Mittelalter mitvollzogen, ja im Fall der Reformation in Gang gesetzt. Deutschland hatte Teil gehabt an der europäischen Aufklärung und im 19. Jahrhundert einen Rechtsstaat hervorgebracht, der westlichen Maßstäben entsprach. Es war als Sozialstaat ein Vorbild für andere geworden; es war zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein hochentwickeltes Industrieland und eine der führenden Wissenschaftsnationen der Welt. Eben deshalb löste die Ausrottung der europäischen Juden in den westlichen Demokratien fassungsloses Entsetzen aus. «Es besteht kein Zweifel», schrieb Winston Churchill am 11. Juli 1944 an Anthony Eden, «daß es sich hier um das wahrscheinlich größte und schrecklichste Verbrechen der ganzen Weltgeschichte handelt, das von angeblich zivilisierten Menschen im Namen eines großen Staates und eines führenden Volkes Europas mit wissenschaftlichsten Mitteln verübt wird.»

Der Holocaust war ein Menschheitsverbrechen, begangen von einem Land des alten Okzidents, dessen traditionelle Eliten sich gleichwohl von den Nationen des transatlantischen Westens in einem wesentlichen Punkt unterschieden: Deutschland hatte sich das normative Projekt des Westens, die Ideen von 1776 und 1789, bis 1918 allenfalls teilweise zu eigen gemacht. Die unveräußerlichen Menschenrechte, die Prinzipien der Volkssouveränität und der repräsentativen Demokratie bildeten keinen Teil der politischen Kultur des Kaiserreichs. Gehorsam gegenüber einem Staat, der als Rechtsstaat per definitionem nichts Unrechtes anordnen konnte, stand beim deutschen Bürgertum des Bismarckreiches höher im Kurs als der Gedanke politischer Verantwortung für das Gemeinwesen. Im Ersten Weltkrieg stellten die deutschen Kriegsideologen den «Ideen von 1789» die «Ideen von 1914» gegenüber und präsentierten damit den deutschen Kultur-, Macht- und Obrigkeitsstaat als überlegene Antwort auf die universellen Werte der westlichen Demokratien.

Nach der Niederlage von 1918 galt die parlamentarische Demokratie von Weimar einem großen Teil der meinungsbildenden Eliten als Staatsform der Sieger und damit als «undeutsch» – eine Deutung, der sich auch Hitler anschloß. Der Nationalsozialismus war die extremste Steigerung des antiwestlichen Ressentiments der Deutschen. Was «modern» war am «Dritten Reich», reflektierte immer auch die normativen Defizite des deutschen Modernisierungsprozesses. Ohne den Rückhalt bei den vor- und antidemokratischen Traditionen, an die er anknüpfen konnte, hätte Hitler Deutschland 1933 nicht seiner Herrschaft zu unterwerfen vermocht, und nur weil er im Besitz der Staatsmacht war, konnte er eine radikale Lösung der Judenfrage, einen zentralen Teil des nationalsozialistischen Projekts, in Angriff nehmen und verwirklichen. Der Holocaust hatte eine Vorgeschichte, die über die Geschichte des Antisemitismus und Rassismus hinausreichte und nicht zu trennen war von der allgemeinen deutschen Geschichte – der Geschichte eines weithin westlichen Landes, dessen traditionelle Eliten sich einer Öffnung gegenüber der politischen Kultur des Westens bis 1945 beharrlich verweigert hatten und das nun die Folgen dieser katastrophalen Politik tragen mußte.[30]

Als im Oktober 1946 in Nürnberg das Urteil im Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher verkündet wurde, war die Besatzungsherrschaft in Italien längst zu Ende gegangen. Solange sie im Amt war, bis zum 31. Dezember 1945, hatte die britisch-amerikanische Militärregierung das letzte Wort in der Gesetzgebung: Ohne ihre Zustimmung trat kein Gesetz und keine Veränderung in Kraft. Die Westalliierten nahmen entscheidenden Einfluß auf die Säuberung des öffentlichen Dienstes, die Neuordnung des Pressewesens und die Kulturpolitik.

Die Abrechnung mit dem Faschismus hatte in den Teilen Italiens, die nicht von den Deutschen besetzt waren, schon 1943 begonnen – am radikalsten in Gestalt «wilder» Säuberungen, die zwischen 1943 und 1946 etwa 1200 Faschisten das Leben kosteten. Parallel dazu lief die offizielle politische Säuberung, die «epurazione», an. An ihr beteiligten sich von der alliierten Militärregierung eingesetzte Ausschüsse, Säuberungskomitees der Befreiungsausschüsse und staatliche Kommissionen. Von den unter Mussolini ins Amt gelangten Bürgermeistern wurden die meisten entlassen; für die Inhaber leitender Positionen im staatlichen Verwaltungsapparat galt dasselbe. In Norditalien gingen von den Kommunisten dominierte Säuberungskommissionen sehr viel weiter: Sie entließen in manchen Fabriken nicht nur ehemalige Faschisten aus ihren Funktionen, sondern darüber hinaus alle Personen, die aus ihrer Sicht «arbeiterfeindlich» waren.

Anders als in Deutschland blieb in Italien die juristische Aufarbeitung der Diktaturzeit der Gerichtsbarkeit des eigenen Landes vorbehalten. Wo das geltende Strafgesetzbuch (das aus dem Jahr 1931, also der Ära Mussolini, stammte) an seine Grenzen stieß, griff der neugeschaffene, für die oberste Garnitur der faschistischen Staats- und Parteiführung zuständige Gerichtshof, die Alta Corte di Giustizia, ebenso wie der Internationale Militärgerichtshof in Nürnberg auf die allgemein anerkannten Rechtsgrundsätze zurück, wich also bewußt vom Prinzip des «nulla poena sine lege» ab. Dasselbe taten die außerordentlichen Schwurgerichte, die zwischen 1945 und 1947 zwischen 20.000 und 30.000 Verfahren gegen politisch belastete Faschisten und Kollaborateure durchführten und dabei etwa 1000 Todesurteile und noch sehr viel mehr langjährige Haftstrafen verhängten. «In keinem anderen Land Europas – Frankreich vielleicht ausgenommen – gingen die Gerichte so rasch und so massiv gegen belastete Faschisten vor», schreibt Hans Woller. «Nirgendwo sonst mußten sich schon 1945 so viele Repräsentanten des untergegangenen Regimes für ihre Schandtaten verantworten wie in Italien.»

Bis Ende 1945 standen die italienischen Regierungen bei der «Entfaschistisierung» unter dem massiven Druck der Alliierten. Nach dem Abzug der Besatzungstruppen entfiel dieser Faktor. Die Christlichen Demokraten, die seit dem 4. Dezember 1945 mit Alcide de Gasperi den Ministerpräsidenten einer Allparteienregierung stellten, waren an einer Fortsetzung der Säuberungen deutlich weniger interessiert als ihre Koalitionspartner auf der Linken, die Sozialisten unter dem stellvertretenden Regierungschef Pietro Nenni und die Kommunisten unter Justizminister Palmiro Togliatti. Im Juni 1946 vollzog Togliatti eine (auch in der eigenen Partei umstrittene) Kehrtwende in Sachen Umgang mit dem Faschismus. Er legte ein Amnestiegesetz vor, das viele der bisher verhängten Sanktionen abschwächte oder aufhob und am 22. Juni in Kraft trat. Drei Wochen zuvor, am 2. Juni, war das erste Nachkriegsparlament gewählt worden. Mit 18,9 Prozent für die Kommunisten und 20,7 Prozent für die Sozialisten erhielten die Linksparteien sehr viel weniger Stimmen als erwartet, während die Democrazia Cristiana mit 35,2 Prozent einen als geradezu sensationell empfundenen Erfolg verbuchen konnte.

Der 2. Juni 1946 war auch der Tag eines Plebiszits über die künftige Staatsform Italiens. 54,3 Prozent der Abstimmenden sprachen sich für die Republik, 45,2 Prozent für die Beibehaltung der Monarchie aus. Viktor Emanuel III., der im Oktober 1922 Mussolini zum Ministerpräsidenten ernannt und ihn im Oktober 1943 entlassen hatte, saß zu dieser Zeit schon nicht mehr auf dem Thron. Er hatte am 9. Mai 1946 zugunsten seines Sohnes Umberto II. abgedankt und sich ins Exil nach Ägypten begeben. Umberto verließ wenige Tage nach dem Referendum ebenfalls Italien, und zwar in Richtung Portugal.

Neben dem König war auch das Militär bis 1943 eine zuverlässige Stütze des «Duce» und des faschistischen Regimes gewesen. Die Rolle, die es beim Sturz des Diktators und danach als Verbündeter der Westmächte gespielt hatte, rechnete es sich jetzt als Verdienst an und fand dabei die Unterstützung der Christlichen Demokraten und der von ihnen geführten Regierungen. Diese weigerten sich beharrlich, einer Forderung der Vereinten Nationen nachzukommen und rund 1700 Angehörige der italienischen Streitkräfte an die Länder auszuliefern, von denen sie schwerer Kriegsverbrechen beschuldigt wurden.

Da Italien seinerseits die Auslieferung deutscher Kriegsverbrecher verlangte, war es aber gezwungen, zumindest den Anschein zu erwecken, als sei es ihm ernst mit der Ankündigung, etwaige Kriegsverbrecher selbst zur Rechenschaft zu ziehen. Die Militärgeneralstaatsanwaltschaft leitete in der Tat auch über 2000 Ermittlungsverfahren ein, von denen neben Deutschen auch italienische Kollaborateure und Angehörige der Streitkräfte betroffen waren. Der Vorsatz, keine italienischen Kriegsverbrecher vor Gericht zu bringen, führte aber dazu, daß es so gut wie keine Anklageerhebungen gab. Die große Mehrheit der Italiener fand daran nichts zu beanstanden: Die eigenen Offiziere und einfachen Soldaten galten gemeinhin als «brava gente» (anständige Leute), die, anders als die Deutschen, zu Greueltaten gar nicht fähig waren. Die Kriegsverbrechen, die Italiener vor allem in Äthiopien, Griechenland und Jugoslawien begangen hatten, blieben infolgedessen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, ungesühnt.

Die Verdrängung des Unrechts, das Italien unter der Herrschaft des Faschismus anderen Nationen zugefügt hatte, ging einher mit der Neigung, den italienischen Faschismus so sehr vom deutschen Nationalsozialismus, dem «Nazifascismo», abzuheben, daß irgendwelche Gemeinsamkeiten beider Regime kaum noch zu erkennen waren. Gleichzeitig pflegte die italienische Linke den Mythos vom breiten Widerstand gegen den Faschismus – einen Mythos, der es den Kommunisten auch als Oppositionspartei, die sie seit 1947 waren, erlaubte, an das gemeinsame Erbe aller antifaschistischen Kräfte zu appellieren.

Nach dem Urteil Wolfgang Schieders wurde auf diese Weise die «ritualisierte Geschichte der ‹Resistenza› … zur Meistererzählung der italienischen Politik erhoben», ja die Geschichte des Faschismus gezielt auf die Geschichte des Antifaschismus reduziert. Während die Linke sich ungern an ihre Ohnmacht und ihre Niederlage vor und unter dem Faschismus erinnerte, lag der Rechten nichts an der Aufarbeitung ihres Anteils an der Entstehung und Aufrechterhaltung der faschistischen Diktatur. Die Folge war Schieder zufolge, daß sich in Italien in den ersten beiden Jahrzehnten nach 1945 eine «Gemeinsamkeit des Desinteresses am Faschismus» entwickelte.

Eine andere Gemeinsamkeit bestand in den ersten Nachkriegsjahren in dem Bestreben, einen Friedensvertrag zu erhalten, der den territorialen Besitzstand des Landes in größtmöglichem Umfang wahrte und Italien materiell so wenig wie möglich belastete. Friedensverhandlungen im engeren Sinne gab es nicht; die Italiener konnten lediglich ihre Position in Washington, Moskau, London und Paris vortragen. Das zentrale Argument lautete dabei, Italien sei von Mussolini ein Krieg an der Seite Deutschlands aufgezwungen worden, es habe auf anständige Weise gekämpft, sich 1943 selbst von der Herrschaft des «Duce» befreit und schließlich an der Seite der Alliierten einen wichtigen Beitrag zum Sieg über Deutschland geleistet. Die römischen Abgesandten präsentierten Italien mithin, wie es Woller formuliert, als das «Hauptopfer des Faschismus» – eine Geschichtsdeutung, die zu eigenwillig war, um in irgendeiner der vier Hauptstädte auf Verständnis zu stoßen.

Was der Pariser Friedensvertrag vom 10. Februar 1947 Italien zumutete, war durchaus erträglich. Die ehemalige Achsenmacht mußte die 1912 eroberten Inseln des Dodekanes an Griechenland und Istrien an Jugoslawien abtreten sowie auf alle Kolonien verzichten (was nicht ausschloß, daß die Vereinten Nationen Italien im November 1949 ein Mandat für die Treuhandverwaltung seiner früheren Kolonie Somalia zwecks Vorbereitung der Unabhängigkeit erteilten). Triest wurde zunächst ein Freistaat, konnte aber 1954 zu Italien zurückkehren. Südtirol blieb italienisch und erhielt im Januar 1948 ein erstes Autonomiestatut. Die Reparationslasten, die Italien auferlegt wurden, hielten sich in engen Grenzen: Jugoslawien wurden 125, Griechenland 105, der Sowjetunion 100, Äthiopien 25 und Albanien 5 Millionen Dollar zugesprochen. Die italienischen Streitkräfte mußten Beschränkungen ihrer Mannschaftsstärken und ihrer Ausrüstung hinnehmen; den größten Teil der Kriegsflotte sicherten sich Frankreich, Griechenland, Jugoslawien und die Sowjetunion.

Der Friedensvertrag war innenpolitisch heftig umstritten: Nicht nur die äußerste Rechte in Gestalt der Neofaschisten und der Monarchisten, sondern auch die Liberalen machten Front gegen das, was aus ihrer Sicht ein brutales Diktat war. In Wirklichkeit war Italien mit dem Pariser Vertrag sehr glimpflich davongekommen. Es hatte unter Mussolinis Führung in Äthiopien einen rassistischen Eroberungskrieg geführt und dabei Methoden der Massenvernichtung angewandt, zu denen es in der europäischen Kolonialgeschichte nur wenige Parallelen gab; es hatte an der Seite der Deutschen in Nordafrika, auf dem Balkan und in der Sowjetunion gekämpft und sein Territorium auf Kosten anderer europäischer Länder erweitert; es hatte seinen Beitrag zur Verfolgung und Vernichtung der europäischen Juden geleistet. 1947 wollten die meisten Italiener von alledem nichts mehr wissen. Für sie war es ein beruhigender Gedanke, daß alles, was man dem faschistischen Italien vorhalten konnte, weit in den Schatten gestellt wurde durch die sehr viel größere und schrecklichere Verbrechensbilanz seines ehemaligen Verbündeten, des nationalsozialistischen Deutschland.[31]

In Japan blieb, anders als in Italien, die Monarchie erhalten, aber sie änderte ihren Charakter: Am 1. Januar 1946 widerrief Kaiser Hirohito seine «Göttlichkeit». Zehn Monate später, am 3. November 1946, verkündete der Monarch eine neue Verfassung. Sie war das Werk einer von der amerikanischen Besatzungsmacht eingesetzten Kommission, das im Oktober vom neugewählten Parlament mit überwältigender Mehrheit gebilligt worden war und ein halbes Jahr später, am 3. Mai 1947, in Kraft trat. Der Kaiser war nun nicht mehr souveräner Herrscher, sondern nur noch «das Symbol des Staates und der Einheit der Nation». Der Adel wurde abgeschafft; Japan war fortan eine parlamentarische Demokratie mit einer unabhängigen rechtsprechenden Gewalt; Staat und Religion waren getrennte Sphären, der Shintoismus nicht mehr die privilegierte Religion. Die Verfassung gewährleistete die klassischen Grundrechte einschließlich der Religionsfreiheit; sie bekannte sich zur Gleichberechtigung von Mann und Frau. In Artikel 9 verzichtete Japan auf den Unterhalt eines Militärs und auf das Recht der Kriegführung – eine einschneidende Neuerung, von der nicht ganz klar ist, ob sie auf eine japanische Initiative oder den Druck der Besatzungsmacht zurückging.

Im Unterschied zu Deutschland verfügte Japan nach der Kapitulation weiterhin über eine eigene Regierung. Der Oberkommandierende der alliierten Truppen und Mann an der Spitze der faktisch einzigen, der amerikanischen Besatzungsmacht, General Douglas MacArthur, hatte zwar am 2. September 1945, wenige Stunden nach der Kapitulation, verfügt, daß alle Staatsgewalt fortan von der Besatzungsmacht ausgeübt werde, mußte sich aber kurz darauf, nach japanischen Protesten und auf Weisung des State Department, revidieren: Der Oberbefehlshaber erließ seine Anordnungen über die japanische Regierung, die insoweit zu einem Vollzugsorgan der Besatzungsmacht wurde.

Die Verfügungen MacArthurs zielten auf eine konsequente Verwestlichung des Kaiserreichs. Er ließ die repressiven Sicherheitsgesetze außer Kraft setzen, die politischen Gefangenen entlassen und Personen verhaften, die im Verdacht standen, Kriegsverbrechen begangen zu haben. Er verfügte die Zulassung von freien Gewerkschaften, die Gewährung des Streikrechts, das Verbot der Kinderarbeit, die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die Auflösung der großen Konzerne, der «Zaibatsu», eine Landreform und eine Liberalisierung des Bildungswesens. Ein großer Teil dessen, was die Verfassung von 1947 enthielt, bedeutete also nur die Festschreibung von Neuerungen, die die Besatzungsmacht angeordnet hatte.

Eines der zentralen Anliegen der USA, die Bestrafung von Kriegsverbrechern, wurde dadurch erschwert, daß die japanischen Behörden in der kurzen Zeit zwischen der Kapitulation und der amerikanischen Besetzung belastendes Material in großem Umfang vernichtet hatten. Erst im Mai 1946 konnte ein nach dem Nürnberger Vorbild geschaffener Internationaler Militärgerichtshof in Tokio seine Arbeit aufnehmen. Einige der Beschuldigten, so der ehemalige Premierminister Konoe und der frühere Heeresminister und Generalstabschef Sugiyama Gen, begingen Selbstmord und entzogen sich so ihrer Verhaftung. Der langjährige Kriegspremier, General Tojo Hideki, der ebenfalls zur Gruppe der Hauptkriegsverbrecher gehörte, überlebte schwer verletzt einen Versuch der Selbsttötung.

Tojo war einer von sieben Angeklagten, die der Internationale Militärgerichtshof im November 1948 zum Tod durch den Strang verurteilte. Sechs von ihnen waren Militärs; der einzige Zivilist war der frühere Premierminister und Außenminister Hirota Koki. In sechzehn Fällen verhängten die Richter lebenslängliche Haft-, in zwei Fällen mehrjährige Freiheitsstrafen. (Soweit die Betroffenen noch lebten, wurden sie bis 1956 alle freigelassen.) Wie in Deutschland folgten dem Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher weitere Verfahren gegen Personen, denen Kriegsverbrechen vorgeworfen wurden. Prozesse gegen japanische Kriegsverbrecher fanden auch auf den Philippinen, in China und der Sowjetunion statt.

Eine über die Prozesse gegen die Kriegsverbrecher hinausgehende, der «Entnazifizierung» in Deutschland vergleichbare politische Säuberung, wie die USA sie wünschten, scheiterte am Widerstand der japanischen Beamtenschaft. Von den strukturellen Veränderungen, die die Besatzungsmacht eingeleitet hatte, war die Bodenreform die wohl erfolgreichste. Etwa 5 Millionen Kleinbauern profitierten als Eigentümer oder Pächter davon, daß der Staat zwischen 1946 und 1949 Land von Großgrundbesitzern aufkaufte, um es anschließend zu verteilen. Fortan durfte niemand mehr als 3 Hektar Land besitzen oder als Pächter bewirtschaften. Nur auf der kargen Insel Hokkaido waren größere Höfe mit bis zu 20 Hektar Land erlaubt.

Nachhaltig wirkte sich auch die Umgestaltung des Bildungswesens aus. Die Schulpflicht wurde von 6 auf 9 Jahre verlängert, eine dreijährige Oberschule nach dem Vorbild des amerikanischen College eingeführt, der Lehrkörper «umerzogen» und der Lehrstoff entmilitarisiert. Weniger erfolgreich waren die Amerikaner bei ihrem Versuch, die großen Konzerne zu zerschlagen. Entsprechende Gesetze wurden zwar verabschiedet, neue Verflechtungen und Konzentrationsprozesse auf diese Weise aber nicht verhindert. Im Endeffekt erreichten die amerikanischen Reformer nach dem Urteil des Historikers Gerhard Krebs auf diesem Gebiet das Gegenteil dessen, was sie erstrebt hatten: Durch die Modernisierung seiner Industrie- und Finanzwelt wurde Japan für die USA zu einer stärkeren Konkurrenz, als es dies vor dem Zweiten Weltkrieg gewesen war.

Eine Schulddebatte wie in Deutschland fand in Japan nach 1945 nicht statt. In Deutschland ging diese Diskussion nicht zufällig vom Protestantismus aus: Das Schuldigwerden des Menschen, eine Folge seiner Sündhaftigkeit, war und ist ein zentrales Problem aller christlichen, vor allem aber der lutherischen Theologie. Im Shintoismus, der die japanische Kultur tief geprägt hat, gibt es eine solche Tradition nicht, und infolgedessen auch kein «schlechtes Gewissen» der Nation im Hinblick auf die aggressive Politik Tokios in den dreißiger und vierziger Jahren und das grausame Leid, das das japanische Militär und namentlich die Militärpolizei, die Kempeitai, der Zivilbevölkerung und besonders den mindestens 100.000 zur Prostitution gezwungenen Frauen und Mädchen in China, der Mandschurei, Korea und vielen der neu besetzten Gebiete zugefügt hatten. Ein Eingeständnis von Schuld wurde und wird in weiten Kreisen der Gesellschaft als unvereinbar mit der japanischen Vorstellung von «Ehre» betrachtet. Ein tiefverwurzeltes Gefühl von Scham läßt ein Schuldbekenntnis als Gesichtsverlust erscheinen – etwas, was es unbedingt zu vermeiden gilt.

Die hingerichteten Kriegsverbrecher sind aus der Sicht der japanischen Rechten immer noch Patrioten und Märtyrer. Am Yasukuni-Schrein, einem 1869 von Kaiser Meiji errichteten shintoistischen Heiligtum, wird ihrer bis heute gedacht, und von 1975 bis 2009 nahmen an den nationalistischen Zeremonien am 15. August, dem offiziellen Gedenktag der Kapitulation, regelmäßig auch prominente Regierungsvertreter der Liberal-demokratischen Partei teil. Die Atombombenabwürfe von Hiroshima und Nagasaki bestärkten Japan in dem Gefühl, im Zweiten Weltkrieg mehr Opfer als Täter gewesen zu sein: eine Einschätzung, die die Beziehungen Japans zu seinen Nachbarn nach wie vor belastet und von den westlichen Demokratien der Nachkriegszeit trennt.

Viereinhalb Jahre nach Italien, am 8. September 1951, erhielt Japan in San Francisco seinen Friedensvertrag, der freilich weder von dem inzwischen kommunistischen China noch von der Sowjetunion unterzeichnet wurde. Darin erklärte Japan seinen Verzicht auf alle nach 1895 erworbenen oder eroberten Gebiete. Die USA sicherten sich die zeitlich befristete Verwaltungshoheit über einige kleinere, aber strategisch wichtige Inseln und schlossen mit Japan einen Sicherheitsvertrag, der dem Kaiserreich die Bildung von «Selbstverteidigungskräften», also eine Wiederbewaffnung, erlaubte. Als Gegenleistung für das amerikanische Entgegenkommen schloß Japan, wenn auch widerstrebend, einen eigenen Friedensvertrag mit der Regierung der Kuomintang auf Taiwan, die damit von Tokio als die einzige legitime Regierung Chinas anerkannt wurde.

Der exzessive Militarismus Japans gehörte inzwischen der Vergangenheit an. Manche derer, die für die Kriegspolitik mitverantwortlich waren, hatten aber seit dem Ende der Besatzungsherrschaft im Jahre 1951 durchaus wieder eine politische Zukunft: 1954 kehrte der zu einer Freiheitsstrafe verurteilte ehemalige Außenminister Shigemitsu Mamoru in sein altes Amt zurück. 1957 trat der entschieden antikommunistische Kishi Nobusuke, der dem Kriegskabinett von General Tojo angehört hatte, an die Spitze der Regierung. In Japan empfand man dies als ein Zeichen von Normalisierung – und in den USA schon längst nicht mehr als schockierend.

Japan, Italien, Deutschland: Die Jahre 1943 bis 1945 stehen für das katastrophale Scheitern von drei Versuchen spätimperialistischer Reichsbildung. Die Regime in Tokio, Rom und Berlin wollten im 20. Jahrhundert nachholen, was älteren Großmächten in früheren Jahrhunderten gelungen war: die Ausweitung ihrer Herrschaftssphäre auf fremde, vorzugsweise weniger entwickelte Länder. Es war nicht der Imperialismus als solcher, der die aggressiven Regime der Zwischenkriegszeit hervorbrachte. Diese Systeme entstanden vielmehr nicht zufällig in Ländern, die sich bei der «Verteilung der Welt» zu kurz gekommen wähnten. Wenn es für die globale Katastrophe der ersten Hälfte der vierziger Jahre eine gemeinsame Ursache gibt, dann liegt sie hier: in dem zwanghaft kompensatorischen Streben dreier vermeintlich vom Schicksal benachteiligter Mächte, den weltpolitischen Status quo zu ihren Gunsten zu revolutionieren und sich so dauerhaft den Platz zu sichern, auf den sie einen Anspruch zu haben glaubten.[32]

Westen, Osten, Dritte Welt: Die Zäsur von 1945 (II)

In Potsdam hatten sich im Juli und August 1945 noch die «Großen Drei» getroffen. Aber manche Briten mochten sich schon damals fragen, ob sie wirklich noch zu den «großen» Siegermächten gehörten. Am Zweiten Weltkrieg hatten auf der Seite des Vereinigten Königreiches fast 5 Millionen Soldaten aus dem Commonwealth teilgenommen: aus Indien 2,5 Millionen, aus Australien und Neuseeland zusammen über 1 Million, aus Kanada 725.000, aus den ost- und westafrikanischen Kolonien fast 500.000 und aus Südafrika 200.000. Diese militärische Hilfe war für das Mutterland ebenso wichtig wie die Kredite, die Großbritannien aus Indien, aus den «alten» Dominions, Kanada, Australien und Neuseeland, erhielt. Dazu kamen die großzügigen amerikanischen Materiallieferungen nach dem Lend-Lease-Programm. Ohne diese Unterstützung hätte das Vereinigte Königreich den Kampf gegen die Achsenmächte nicht führen und schließlich gewinnen können. Materiell gesehen war dieser historische Erfolg ein geborgter Sieg.

Nach dem Krieg würden Rechnungen präsentiert werden: Darüber gaben sich die Verantwortlichen in London keinem Zweifel hin. Am 2. September 1945 hörten die Lieferungen aus den USA abrupt auf. In langwierigen Verhandlungen, bei denen abermals John Maynard Keynes eine maßgebliche Rolle spielte, gelang es den Briten, einen weitgehenden Schuldenerlaß zu erreichen: Die USA reduzierten ihre Forderungen aus dem Lend-Lease-Programm von 22 Milliarden auf 650 Millionen Dollar, knapp 3 Prozent der geschuldeten Summe. Die Commonwealth-Länder, die Großbritannien mit Krediten geholfen hatten, verlangten am Ende nur 1 Prozent des fälligen Betrages zurück, was den Verzicht auf 38 Milliarden Pfund Sterling oder 152 Milliarden Dollar bedeutete.

Dieses Entgegenkommen war eine immense Erleichterung, aber es reichte nicht aus, das Vereinigte Königreich finanziell wieder handlungsfähig zu machen. Der Zweite Weltkrieg hatte etwa 28 Prozent des britischen Volksvermögens im In- und Ausland vernichtet. Ohne eine neue Kreditaufnahme im Ausland drohte der finanzielle Zusammenbruch. Erneut bedurfte es zäher Verhandlungen, um die nötigen Anleihen zu erhalten – von Kanada in Höhe von 1,25 Milliarden, von den USA in Höhe der dreifachen Summe, nämlich 3,75 Milliarden Dollar.

Im amerikanischen Kongreß gab es heftigen Widerstand gegen den gewünschten Kredit. Der Senat stimmte der Vorlage schließlich im Mai 1946 mit 46 zu 34 Stimmen, das Repräsentantenhaus im Juli mit 219 zu 155 Stimmen zu, so daß Präsident Truman das Gesetz am 15. Juli 1946 unterschreiben konnte. Was bei der parlamentarischen Zustimmung zuletzt den Ausschlag gab, war die Einsicht, daß Großbritannien ein wichtiger, ja der wichtigste Verbündete bei dem Bemühen war, eine weitere Ausdehnung des sowjetischen Einflusses in Europa zu verhindern. Am 5. März 1946 hatte der britische Oppositionsführer Winston Churchill in Fulton im Bundesstaat Missouri in Gegenwart Trumans jene historische Rede gehalten, in der er erstmals öffentlich von dem «Eisernen Vorhang» sprach, der von Stettin bis Triest über Europa niedergegangen sei, und vor diesem düsteren Hintergrund die «special relationship», die historische Sonderbeziehung zwischen den beiden großen englisch sprechenden Demokratien, den Vereinigten Staaten und Großbritannien, beschworen. Churchills Worte hatten die Wirkung eines Paukenschlags.

Die massiven Vorbehalte, auf die das britische Anleihebegehren in beiden großen amerikanischen Parteien stieß, hatten ihren wichtigsten Grund in der Palästinapolitik des Vereinigten Königreiches. Die britische Regierung hatte im Mai 1939 in einem Weißbuch ausdrücklich festgestellt, daß die «Balfour Declaration» vom November 1917, das Versprechen einer nationalen Heimstatt für die Juden in Palästina, niemals die Gründung eines jüdischen Staates gegen den Willen der arabischen Bevölkerung bedeutet habe. Palästina sollte innerhalb von zehn Jahren in die Unabhängigkeit entlassen werden, wobei die Araber im neuen Staat weiterhin die Mehrheit der Bevölkerung stellen sollten. Innerhalb der nächsten fünf Jahre, also bis 1944, legte das Weißbuch eine jüdische Einwanderungsquote von höchstens 10.000 Personen jährlich fest, dazu noch einmal 25.000 jüdische Einwanderer. Für den Zionismus war diese Regelung der bislang schwerste Rückschlag in seiner Geschichte.

Unmittelbar nach Kriegsende prallten in dem britischen Mandatsgebiet die gegensätzlichen Interessen von Juden und Arabern aufeinander: Für die Juden war Palästina angesichts der Verfolgung und Vernichtung durch die Nationalsozialisten zum Zufluchtsort schlechthin geworden, während die dort ansässigen Araber jede weitere jüdische Einwanderung ebenso entschieden ablehnten wie eine Teilung des Mandatsgebiets in einen jüdischen und einen arabischen Teil – die Lösung, die Chaim Weizmann, der Leiter der Jewish Agency und Präsident der Zionistischen Weltorganisation, befürwortete. Die britische Mandatsverwaltung widersetzte sich gleichfalls einem weiteren Zustrom von Juden aus Europa, konnte die illegale Einwanderung aber nicht völlig unterbinden: Anfang 1946 erreichte die Zahl der «Illegalen» über 1000 pro Monat. Um diese Zeit belief sich die Zahl der in Palästina lebenden Juden auf 608.000. Sie stellten damit bereits zwei Fünftel der Gesamtbevölkerung des Mandatsgebiets.

In den Vereinigten Staaten, die ihrerseits nicht daran dachten, eine größere Anzahl von Juden aus Europa bei sich aufzunehmen, stieß die britische Haltung auf scharfe Kritik. Die Washingtoner Forderung ging dahin, das Mandatsgebiet sofort für 100.000 Überlebende des Holocaust zu öffnen – ein Ansinnen, dem sich die Briten verweigerten. Um die Einwanderung von «Illegalen» zu stoppen, verhängte London eine Seeblockade und ließ insgesamt 26.000 Flüchtlinge in Lagern auf Zypern internieren. Ein Schiff mit 4500 jüdischen Displaced Persons, die «Exodus 1947», wurde im Spätsommer 1947 nach Europa zurückgeschickt. In Palästina selbst ging die Mandatsmacht seit dem «Schwarzen Sabbat», dem 29. Juni 1946, zu einem verschärften Kampf gegen zionistische Untergrundgruppen, wie die rechtsgerichtete «Irgun» unter dem späteren Ministerpräsidenten Menachem Begin und die «Stern-Gruppe» unter Avraham Stern, über, die bereits mehrere Anschläge auf britische Einrichtungen verübt hatten. Den blutigen Höhepunkt des zionistischen Terrors bildete das Bombenattentat der «Irgun» auf das von der britischen Mandatsverwaltung benutzte King David Hotel in Jerusalem am 22. Juli 1946. 91 Menschen kamen dabei um.

Die Radikalisierung des jüdischen Protests trug wesentlich dazu bei, daß die öffentliche Meinung in Großbritannien sich gegen die Fortsetzung der bisherigen Palästinapolitik wandte und die Labour-Regierung unter Clement Attlee sich im Februar 1947 dazu durchrang, die Verantwortung für die Lösung des Palästinaproblems den Vereinten Nationen zu überlassen – der Nachfolgerin des Völkerbundes, der Großbritannien 1922 mit dem Mandat betraut hatte. An der Teilung Palästinas, wie sie die Vollversammlung der UNO am 29. November 1947 mit Zweidrittelmehrheit beschloß, wollte Großbritannien aber unter keinen Umständen mitwirken; es verweigerte sogar der Palästina-Kommission der Vereinten Nationen die Einreise in das Mandatsgebiet.

Die Kämpfe zwischen Arabern und Juden steigerten sich seit der Jahreswende 1947/48 zum offenen Bürgerkrieg. Am 14. Mai 1948 – einen Tag bevor Großbritannien sein Mandat einseitig beendete – rief der Ministerpräsident der provisorischen israelischen Regierung, David Ben-Gurion, den Staat Israel aus. Tags darauf marschierten die Truppen der arabischen Nachbarstaaten in Palästina ein. Der Krieg endete im Juli 1949 mit einem Sieg der israelischen Armee – und einer beträchtlichen Vergrößerung des Territoriums des Staates Israel.

Früher als im Fall Palästina war in London eine Indien betreffende historische Entscheidung gefallen: Am 20. Februar 1946 gab die Regierung Attlee ihre feste Absicht bekannt, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, um eine Machtübergabe an eine verantwortliche indische Regierung bis zum Juni 1947 zu ermöglichen. Das Vorhaben Londons, Indien in eine lockere Föderation zu verwandeln, stieß aber sowohl bei der zentralistisch gesinnten Kongreßpartei unter Jawaharlal Nehru als auch bei der Muslim-Liga unter Mohammed Ali Jinnah, dem entschiedenen Fürsprecher einer Teilung Britisch-Indiens, auf heftigen Widerspruch. Zwischen Hindus und Muslimen kam es im August 1946 in Kalkutta und im Panjab zu blutigen, bürgerkriegsartigen Kämpfen, bei denen über 4000 Menschen starben. Der letzte Vizekönig von Indien, Lord Mountbatten, und das Kabinett Attlee sahen schließlich nur noch einen gangbaren Ausweg aus dem drohenden Chaos: Am 3. Juni 1947 verkündete die Londoner Regierung einen endgültigen Plan zur Teilung des Subkontinents in einen überwiegend hinduistischen und einen überwiegend muslimischen Staat. Das entsprechende Gesetz wurde vom britischen Parlament am 18. Juli verabschiedet. Am 15. August trat es in Kraft. Die britische Herrschaft in Indien war zu Ende.

Churchill und andere konservative «Diehards» hatten immer wieder gewarnt, daß der Rückzug aus Indien der Anfang vom Ende des Empire sein würde. Die Labour-Regierung ließ sich durch diese Aussicht nicht von dem abschrecken, was sie für unvermeidbar hielt und was die USA von Großbritannien und, im Prinzip jedenfalls, von allen europäischen Kolonialmächten erwarteten: die Trennung von Kolonien, die nach Unabhängigkeit strebten. Im Fall Indiens hatten sich die materiellen Gewichte zwischen der Kolonialmacht und der Kolonie inzwischen nachhaltig verschoben: Großbritannien war der Schuldner, Indien der Gläubiger. Es verfügte in London über ein Guthaben von 1,3 Milliarden Pfund Sterling. Die britischen Exporte nach Indien, die 1914 noch zwei Drittel der indischen Einfuhren ausgemacht hatten, waren bis 1940 auf 8 Prozent der Gesamteinfuhr gesunken.

Schließlich lag es, wie der Historiker Peter Wende in seinem Buch über das britische Empire schreibt, auf der Hand, «daß die Briten nicht mehr über ausreichende Ressourcen verfügten, um etwa in künftigen Krisensituationen ihre Herrschaft im Lande mit Gewalt aufrechterhalten zu können. Nach den Erfahrungen des Krieges betrachtete die britische Regierung die Indische Armee nicht länger als ihr zuverlässiges Machtinstrument zur Unterdrückung eines eventuellen Aufstands. Die wachsende Beteiligung von Indern an der Verwaltung reduzierte zudem die Chancen von britischen Karrieren im Kolonialdienst. Während über lange Zeit der Indian Civil Service englischen Universitätsabsolventen vorbehalten geblieben war, zählte er 1947 neben 429 britischen nun 510 Beamte indischer Herkunft … Es war keine spektakuläre militärische Niederlage, wohl aber eine fortschreitende Erosion der Macht, die den Rückzug der Briten zur politischen Notwendigkeit werden ließ.»

Großbritannien war durch den Zweiten Weltkrieg so geschwächt, daß es sich eine Serie langwieriger und kostspieliger Kolonialkriege gar nicht mehr leisten konnte – vom fehlenden Willen der Bevölkerung, solche Kriege zu unterstützen, ganz zu schweigen. Der Entstehung der neuen, aus mörderischen Kämpfen hervorgegangenen Staaten Indien und Pakistan folgte Anfang 1948 die Entlassung von zwei weiteren asiatischen Kolonien in die Unabhängigkeit: Birma und, sehr viel weniger konfliktreich, Ceylon. Wie Indien und Pakistan wurde Ceylon (Sri Lanka) als Dominion Mitglied des Commonwealth, während Birma darauf verzichtete. Die britische Herrschaft in Asien war damit noch nicht beendet. Malaya, Singapur und Nord-Borneo blieben vorerst Kolonien Großbritanniens; die Unabhängigkeit erlangten Malaya 1957, Singapur 1963 und Brunei 1984. Die Kronkolonie Hongkong wurde 1997 nach Ablauf des auf 99 Jahre befristeten Pachtvertrages von 1898 an China zurückgegeben. In Afrika kam es in den fünfziger Jahren in einer Kolonie, Kenia, zu einem blutigen Aufstand gegen die britische Herrschaft. In den sechziger Jahren wurde eine britische Kolonie nach der anderen in die Unabhängigkeit entlassen. Nur in Südrhodesien (Simbabwe) konnten die weißen Siedler diesen Schritt bis 1980 verhindern.

Das Vereinigte Königreich gehörte unzweifelhaft zu den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs, und deshalb fiel es ihm leichter, sich von seinem Kolonialreich zu verabschieden, als Frankreich. Die Vierte Republik setzte geradezu verbissen auf die Wahrung des überseeischen Besitzstandes, den sie von der Dritten Republik und, im Falle Algeriens, von der restaurierten Bourbonen- und der Julimonarchie geerbt hatte. Die Behauptung dieser Gebiete trug stark kompensatorische Züge: Die Kolonien, Protektorate und das der France métropolitaine einverleibte Algerien schienen etwas von jener «gloire» zu verbürgen, die Frankreich nach der dramatischen Niederlage von 1940 und der deutschen Besatzungsherrschaft mehr denn je zu benötigen glaubte. Es war eine kostspielige und mit hohen Verlusten an Menschenleben verbundene Illusion, der die französischen Nachkriegsregierungen anhingen. Ironischerweise bedurfte es der Rückkehr des Kriegshelden und nationalen Heros Charles de Gaulle an die Macht im Jahre 1958, um Frankreich mit der Tatsache zu versöhnen, daß es keine andere Zukunft als die eines rein europäischen Landes hatte. Mit der Gewährung der vollen Unabhängigkeit an Algerien im Jahr 1962 ging die französische Kolonialherrschaft in Afrika zu Ende.

1960, im gleichen Jahr wie die meisten französischen Kolonien Schwarzafrikas, wurde Belgisch-Kongo in die Unabhängigkeit entlassen, womit eines der schrecklichsten Kapitel in der postkolonialen Geschichte Afrikas begann. Am längsten wehrte sich Portugal – ein Land, das im Zweiten Weltkrieg neutral geblieben war – gegen den Abschied von vergangener Größe. Das Ende der blutigen Kolonialkriege in seinen afrikanischen Besitzungen Angola und Mozambique erzwang das Militär. 1975, im Jahr nach seinem Putsch, der «Nelkenrevolution» von April 1974, zog die Armee einen Schlußstrich unter die portugiesische Kolonialgeschichte in Afrika. 1999, zwei Jahre später als Hongkong, wurde Portugals letzte asiatische Kolonie, Macao, an die Volksrepublik China übergeben.

Die koloniale Frage war im Zweiten Weltkrieg ein Streitpunkt zwischen den USA und Großbritannien gewesen. Roosevelt war im Unterschied zu Wilson ein entschiedener Antikolonialist. Den Begriff «Selbstbestimmungsrecht der Völker» wollte er auch im Sinn des Rechtes der asiatischen und afrikanischen Kolonialgebiete auf Unabhängigkeit verstanden wissen; die Versprechungen der Atlantikcharta vom August 1941 sollten auch für sie gelten. Unter Truman änderte sich an dieser Linie nichts. Aber anders als Roosevelt mußte sein Nachfolger auf London in dieser Frage keinen Druck ausüben: Attlees Labour-Kabinett ging im besonders dringlichen Fall Indien mit der Gewährung der Unabhängigkeit viel rascher voran, als Washington dies erwartet hatte. Die Niederlande hingegen mußten massiv gedrängt werden, um sie zur Beendigung ihrer Kolonialherrschaft über Indonesien zu bewegen.

Die treuhänderische Verwaltung Französisch-Indochinas hatte Roosevelt während der Konferenz von Kairo im November 1943 der nationalchinesischen Regierung unter Tschiang Kai-schek angeboten, die im Sommer 1945 denn auch sogleich Truppen in den Norden Vietnams schickte. Den kommunistischen Viet Minh zu unterstützen kam den USA allerdings nicht in den Sinn, und nach dem Sieg der Kommunisten in China legten die Vereinigten Staaten ihrem Antikolonialismus auch in Südostasien straffe Zügel an. Im Zweifelsfall stützen sie nun lieber die Kolonialmacht Frankreich als eine Unabhängigkeitsbewegung, deren Erfolg die weltpolitischen Gewichte zugunsten der Sowjetunion zu verschieben drohte. In Afrika schien die Überwindung des Kolonialismus aus amerikanischer Sicht in den vierziger Jahren noch nicht aktuell; erst in den fünfziger Jahren fand der «schwarze Kontinent» in Washington größere Aufmerksamkeit.

Die USA waren 1945 in wirtschaftlicher, finanzieller, militärischer und politischer Hinsicht die mit Abstand stärkste Macht der Welt, und sie waren sich bewußt, was das im Verhältnis zu ihrem engsten Verbündeten, Großbritannien, bedeutete. Das Vereinigte Königreich hing finanziell so sehr vom guten Willen der Vereinigten Staaten ab, daß es sich empfahl, außenpolitisch, wo immer möglich, mit Washington an einem Strang zu ziehen. Umgekehrt legten die USA Wert darauf, den Briten einen privilegierten Platz in der Nachkriegsordnung zu verschaffen und sie so mit dem fortschreitenden Verlust ihrer Weltgeltung zu versöhnen. Am 15. Dezember 1945 unterzeichneten auf Grund einer amerikanischen Initiative Präsident Truman, der britische Premierminister Attlee und der kanadische Premierminister Mackenzie King in Washington eine gemeinsame Erklärung über enge Zusammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung der Kernenergie. Andere Länder waren zur Teilnahme eingeladen, sobald es verläßliche Sicherheitsgarantien gegen eine militärische Verwendung von spaltbarem Material gab. Gleichzeitig sprachen sich die Unterzeichner für ein internationales Verbot von Atom- und allen Massenvernichtungswaffen aus. Ihr Monopol in Sachen Atomwaffen gedachten die USA freilich nicht aufzugeben.

Im Herbst 1945 gab es Anzeichen für eine Verschlechterung des Verhältnisses zwischen den Westmächten und der Sowjetunion. Auf der Tagung des in Potsdam eingesetzten Außenministerrates vom 10. September bis 2. Oktober beantwortete Molotow die Weigerung Byrnes und Bevin, die kommunistisch dominierte Regierung Rumäniens anzuerkennen, mit einem «Njet» zum Vorschlag der Angelsachsen, Frankreich und China auch dann an der Vorbereitung von Friedensverhandlungen zu beteiligen, wenn sie die Waffenstillstandsvereinbarung mit dem betreffenden Land nicht unterzeichnet hatten (was auf den Fall Rumänien zutraf).

Sehr viel ernster nahmen die Westmächte die eindeutige Verletzung einer in Potsdam getroffenen Absprache: die Verstärkung der in Nordiran stationierten sowjetischen Truppen und die von der kommunistischen Tudeh-Partei gesteuerte separatistische Bewegung in den iranischen Teilen von Aserbaidschan und Kurdistan, wo im Dezember 1945 autonome Republiken ausgerufen wurden. Erst nachdem Iran im März 1946 mit Unterstützung der USA und Großbritanniens das aggressive Vorgehen der Sowjetunion vor den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gebracht hatte, versprach Moskau den Rückzug der sowjetischen Truppen innerhalb von sechs Wochen. Gleichzeitig erhöhte die Sowjetunion aber ihren Druck auf die Türkei. Sie verlangte von Ankara nicht nur eine Mitkontrolle über die Meerengen, sondern auch die Rückgabe der 1921 abgetretenen südkaukasischen Gebiete um Kars, Ardahan und Artvin und kündigte im März 1946 den 1925 abgeschlossenen sowjetisch-türkischen Nichtangriffs- und Neutralitätspakt. Um seinen Forderungen militärischen Nachdruck zu verleihen, ordnete Stalin massive Truppenkonzentrationen an der Grenze zur Türkei an.

Die Zuspitzung des sowjetisch-türkischen Konflikts sollte im Sommer 1946 zu einer grundsätzlichen Umorientierung der amerikanischen Politik gegenüber der Sowjetunion führen und wesentlich zum Ausbruch des «Kalten Krieges» beitragen. Im Frühjahr 1946 aber konnte man von einem endgültigen Bruch zwischen West und Ost noch nicht sprechen. Die USA stellten die sowjetische Vorherrschaft in Ostmittel- und Südosteuropa nicht in Frage. Im Februar 1946 erkannte Washington nach langem Zögern die von der Sowjetunion eingesetzte Regierung Rumäniens an. In Sofia, Bukarest und Warschau hatten moskautreue Kommunisten zu dieser Zeit längst die Schlüsselstellungen im Regierungs- und Staatsapparat besetzt. In Budapest und Prag waren sie maßgeblich an der Regierung beteiligt. In der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands wurden unter massivem Druck der Besatzungsmacht im April 1946 die Kommunistische und die Sozialdemokratische Partei Deutschlands zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands zusammengeschlossen, womit der Grund gelegt war für die Hegemonie der Kommunisten und die Gleichschaltung der übrigen Parteien. Churchill übertrieb nicht, als er im März 1946 in Fulton von einem «Eisernen Vorhang» sprach, der Europa in zwei Teile spaltete.

Die in Jalta gezogene Demarkationslinie trennte aber nicht einfach «Ost» und «West». Sie verlief vielmehr quer durch den alten Okzident hindurch. Zum neuen «Osten» gehörten nicht nur zwei byzantinisch-orthodox geprägte Länder, Bulgarien und Rumänien, sondern auch der lateinisch oder westkirchlich geprägte östliche Grenzraum des alten Okzidents mit dem Baltikum, Polen, der Tschechoslowakei, Ungarn und der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands. Der neue transatlantische «Westen» umschloß nicht nur Länder des Okzidents, sondern auch, nachdem der Bürgerkrieg 1949 mit einer Niederlage der Kommunisten geendet hatte, das orthodoxe Griechenland und die islamische Türkei. Die historischen Begriffe «Westen» und «Osten» wurden während des «Kalten Krieges» so sehr vom neuen Ost-West-Gegensatz überlagert, daß die ältere Wirklichkeit und Begrifflichkeit darüber immer mehr in Vergessenheit gerieten.

Rein europäische Weltmächte gab es seit 1945 nicht mehr. Die Weltmächte von 1945, die Vereinigten Staaten von Amerika und die Sowjetunion, waren die Flügelmächte der Anti-Hitler-Koalition. Beiden fiel innerhalb ihres Einflußbereiches eine hegemoniale Position zu. Die ansatzweise «Bipolarität», wie sie sich 1945 herausformte, war aber vorerst eine asymmetrische. Solange nur einer der «Großen Zwei», die USA, Atomwaffen herstellen konnte, bedeutete das einen entscheidenden Machtvorsprung vor dem weltpolitischen Rivalen. Aber auch in wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht waren die USA der Sowjetunion überlegen. Sie waren der neue Weltbankier und der Dollar die globale Leitwährung. Von einem «Gleichgewicht» zwischen den Vereinigten Staaten und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken konnte man daher in der unmittelbaren Nachkriegszeit noch nicht sprechen.

Die meisten europäischen Länder gehörten nach 1945 zur Einflußsphäre einer der beiden verbliebenen Weltmächte. Von der koreanischen Halbinsel abgesehen, standen die USA und die Sowjetunion nirgendwo einander so unmittelbar gegenüber wie auf dem «alten Kontinent». Aber Europa bildete nur einen kleinen Teil der Welt, und was europäische Mächte in anderen Kontinenten ihrer Herrschaft unterworfen hatten, war 1945 kein sicherer Besitz mehr. Eine «Dritte Welt» gab es unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg noch nicht. Aber zwei der Staaten, die zwischen 1945 und 1949 neu entstanden, Indien und Indonesien, waren schon von der bloßen Größe her dazu prädestiniert, eine führende Rolle zu übernehmen, wenn sich die Länder außerhalb der Einflußsphären der «Großen Zwei» eines Tages anschicken sollten, ihre gemeinsamen Interessen wahrzunehmen.

Die Sowjetunion hatte sich von jeher als antiimperialistische Macht verstanden, was sie nicht daran hinderte, China gegenüber in der Mandschurei eine Politik zu betreiben, mit der sie in die Fußstapfen des imperialistischen Zarenreiches trat. Nach 1945 konnte Moskau mehr denn je darauf setzen, daß sich aus den nationalen Befreiungsbewegungen Kämpfer für den globalen Klassenkampf und damit für die Weltrevolution rekrutieren lassen würden. Die Vereinigten Staaten, die ihre Existenz einer antikolonialen Revolution verdankten, mußten sich schon deshalb vom Kolonialismus distanzieren, weil sie sich sonst gegenüber der Sowjetunion eine Blöße gegeben hätten.

Der Zweite Weltkrieg hat der Emanzipation der Kolonialvölker Auftrieb gegeben – aber nicht, weil sein Urheber, Adolf Hitler, das gewollt hätte, sondern weil der von ihm entfesselte Krieg die alten Kolonialmächte nachhaltig schwächte. Am Ende dieses Krieges waren die Tage des britischen Empire, das Hitler stets bewundert hatte, gezählt, und die des französischen Kolonialreiches ebenso. Die Nachkriegsordnung, deren erste Umrisse 1945 erkennbar wurden, trug mithin in Europa wie in Asien auf eine paradox anmutende Weise immer noch einen deutschen Stempel: Sie war weithin das Resultat des zweiten, katastrophal gescheiterten Versuchs, aus dem 1871 gegründeten Deutschen Reich eine Weltmacht, ja die Weltmacht schlechthin zu machen.[33]


Von Weltkrieg zu Weltkrieg:
Rückblick auf eine Ausnahmezeit

Am 18. September 1941 unternahm General de Gaulle, der Chef der France libre in London, in einer Rundfunkrede an die Franzosen einen Versuch, das aktuelle Kriegsgeschehen in einen großen historischen Zusammenhang einzuordnen. «Der Krieg gegen Deutschland hat 1914 begonnen», sagte er. «Der Vertrag von Versailles hat ihn in der Tat keineswegs beendet. Es hat lediglich einen Waffenstillstand gegeben, in dessen Verlauf der Feind seine Angriffskraft wiederherstellte. Seit dem März 1936 begann die deutsche Aggression aufs neue, zuerst mit der Rheinlandbesetzung, dann gegen Österreich und die Tschechoslowakei, gefolgt von der Vorbereitung der Feldzüge gegen Polen, Belgien und Frankreich, die ihrerseits nur Vorspiele waren zum Angriff auf Rußland und der jetzigen Konzentration der Kriegsanstrengungen auf die Angelsachsen. In Wirklichkeit befindet sich die Welt also im Dreißigjährigen Krieg, für oder gegen die Weltherrschaft des Deutschtums.» (En réalité, le monde fait la Guerre de trente ans, pour ou contre la domination universelle du germanisme.) Zweieinhalb Jahre später machte sich Churchill diese Geschichtsdeutung zu eigen. In einem Brief an Stalin schrieb der britische Premierminister am 27. Februar 1944, er betrachte «die deutsche Aggression als Ganzes und als einen dreißigjährigen Krieg von 1914 an».

Das Wort vom neuen Dreißigjährigen Krieg war ein Mittel der psychologischen Kriegführung, aber deswegen nicht ohne historische Substanz. 1914 trug Deutschland zwar nicht die Alleinschuld an der Auslösung des Ersten Weltkrieges, aber es war doch die Großmacht, die die größte Verantwortung für die Eskalation der Julikrise und damit für die Ausweitung des österreichisch-serbischen Konflikts in einen großen europäischen Krieg trug. Nach 1918 fand sich Deutschland mit seiner Niederlage nicht ab, und wenn sich das Land in einer Sache einig war, dann darin, daß der Vertrag von Versailles zutiefst ungerecht und revisionsbedürftig war. Hitler war von Anfang an zur kriegerischen Expansion entschlossen, wobei er freilich im Gegensatz zum landläufigen Revisionismus niemals daran dachte, sich mit den Grenzen der Vorkriegszeit zu begnügen. Es gab mithin eine Kontinuität, was die Infragestellung des Status quo durch Deutschland anging, und seit der Machtübertragung an Hitler bildete dieses Streben den eigentlichen Unruhefaktor der europäischen Politik. Im nachhinein lag es also nahe, in der Zwischenkriegszeit nur einen brüchigen Waffenstillstand zu sehen und der deutschen Politik seit 1918 eine Zielgerichtetheit zu bescheinigen, die den vom Deutschen Reich entfesselten Weltkrieg unvermeidbar machte.

Weitet man den Rückblick über Europa auf Asien aus, so gibt es ebenfalls Gründe, ein Fragezeichen hinter die Auffassung zu setzen, nach dem Ersten Weltkrieg habe erst einmal zwei Jahrzehnte Friede geherrscht. Japan, der spätere Achsenpartner des nationalsozialistischen Deutschland, hatte bereits 1931 mit der Errichtung des Protektorats Mandschukuo begonnen, seine Machtsphäre gewaltsam auszuweiten; im Juli 1937 hatte es mit dem «Zwischenfall» an der Marco-Polo-Brücke in Peking den japanisch-chinesischen Krieg eröffnet, der Ende 1941 zu einem Teil des Zweiten Weltkriegs wurde. Deutschlands anderer Achsenpartner, Italien, hatte 1935 mit dem Einfall in Äthiopien einen Krieg begonnen, der mehr war als ein herkömmlicher Kolonialkrieg, nämlich ein rassisch motivierter Vernichtungskrieg und insoweit ein Vorgriff auf das, was die Welt nach 1939 in sehr viel größerem Maßstab erst im östlichen Mittel- und dann in Osteuropa erleben sollte. Auch der Spanische Bürgerkrieg trug, seit die Achsenmächte Deutschland und Italien auf der einen, die Sowjetunion auf der anderen Seite sich aktiv daran beteiligten, Züge eines Vorspiels zum Zweiten Weltkrieg. Erstmals prallten hier «Faschismus» und «Bolschewismus» militärisch aufeinander: die ideologischen Antipoden, die nur für kurze Zeit, im Zeichen des Hitler-Stalin-Pakts, miteinander kooperierten und sich dann, seit dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941, auf Leben und Tod bekämpften.

Nach 1945 wurde das Wort vom zweiten Dreißigjährigen Krieg auch in der Geschichtswissenschaft aufgegriffen – am entschiedensten und eindringlichsten von dem amerikanischen Historiker Arno J. Mayer in einem 1988 erschienenen Buch über die «Endlösung der Judenfrage», in dem er den Zweiten Weltkrieg als deutschen «Kreuzzug» gegen den jüdischen Bolschewismus interpretierte. Zwischen den beiden dreißigjährigen Kriegen, dem von 1618 bis 1648 und dem von 1914 bis 1945, gab es nach Mayer mehrere bedeutsame Übereinstimmungen. «Im Hinblick auf das internationale System ging es in beiden Fällen um den Anspruch einer Großmacht auf kontinentale Hegemonie, ein(en) Anspruch, dem sich beide Male eine ideologisch inhomogene militärische Koalition entgegenstellte. Richelieu und Gustav Adolf bildeten als Schirmherren des Kräftegleichgewichts ein ebenso unwahrscheinliches Paar wie später Winston Churchill und Josef Stalin. Im 17. Jahrhundert lag Mitteleuropa im Auge des Wirbelsturms, im 20. Osteuropa. In beiden Fällen nahm das Blutvergießen enorme Ausmaße an und fanden mehr Zivilisten als Soldaten den Tod … 1648 hatte die Tatsache, daß den hegemonialen und zentralistischen Ambitionen der Habsburger ein Riegel vorgeschoben wurde, zum Fortbestand des deutschen ‹Flickenteppichs› aus mehr als zweihundert praktisch selbständigen Territorialstaaten geführt, deren Fürsten nach dem Grundsatz cuius regio, eius religio (wessen die Herrschaft, dessen der Glaube, H. A. W.) regierten. 1945 führte der gescheiterte Versuch eines verspätet vereinigten Deutschland, sich zum Herrn über ganz Europa aufzuschwingen, zu seiner Teilung in zwei Rumpfstaaten mit ihrer jeweils eignen unveräußerlichen politischen Religion.»

Beide dreißigjährigen Kriege waren, so Mayer, «Perioden einer generellen Krise des gesellschaftlichen und politischen Systems, die zugleich Ursache und Folge eines totalen und ungeheuerlichen Krieges war, der die traditionellen Fundamente Europas erschütterte. Der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts kam die zweifelhafte Ehre zu, die blutigste und zerstörerischste Jahrhunderthälfte in der überlieferten Geschichte gewesen zu sein, bis sie darin von der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts abgelöst wurde … Während die allgemeine Krise und der dreißigjährige Krieg des 17. Jahrhunderts die Endphase des ideologischen Ringens zwischen Katholizismus und Protestantismus markierten, bildeten die allgemeine Krise und der dreißigjährige Krieg des 20. Jahrhunderts den Höhepunkt des ideologischen Kampfes zwischen Faschismus und Bolschewismus … Im 17. Jahrhundert ordnete Europa seinen globalen Herrschaftsbereich neu und erweiterte ihn zugleich; im 20. Jahrhundert büßte es seine globale Vormachtstellung und seine Kolonialreiche ein.»

Der Vergleich zwischen den ersten Hälften des 17. und des 20. Jahrhunderts, die man beide Ausnahmezeiten nennen kann, ist erhellend. Wie der Dreißigjährige Krieg waren der Erste und der Zweite Weltkrieg nicht nur Konflikte zwischen Staaten; sie wurden auch auf der Ebene der weltanschaulichen Auseinandersetzung geführt und nahmen teilweise bürgerkriegsartige Formen an. Wie 1648 bedeutete 1945 eine tiefe Zäsur für das Staatensystem und die innere Ordnung der Staaten. Brachte der Dreißigjährige Krieg den Sieg des Grundsatzes «cuius regio, eius religio», so der Zweite Weltkrieg nach einer Formel des Staatsrechtlers Hans Peter Ipsen den Triumph der Formel «cuius occupatio, eius constitutio» (wer die Besatzungsmacht hat, bestimmt die Verfassung). Das «Westfälische System» beruhte auf der Maxime, daß alle Staaten selbst souverän über ihre innere Ordnung bestimmten, anderen Staaten also kein Interventionsrecht zustand. Das System von Jalta und Potsdam übertrug diese Devise auf die Einflußsphären der Großmächte: Was innerhalb der sich allmählich herausbildenden «Blöcke» geschah, rechtfertigte keine gewaltsame Einmischung der jeweils anderen Seite, und das auch dann nicht, wenn die Hegemonialmacht die Souveränität eines Staates in der eigenen Einflußzone mißachtete. Zu Konflikten zwischen den Führungsmächten konnte es kommen, wo sich die Einflußsphären, wie bei der Behandlung Deutschlands als wirtschaftliche Einheit, überschnitten oder, wie 1950 im Fall Korea, die formell vereinbarte Demarkationslinie von einer Seite ignoriert und überschritten wurde.

Neben den Parallelen gibt es jedoch auch fundamentale Unterschiede zwischen den Konstellationen des 17. und des 20. Jahrhunderts. Der Dreißigjährige Krieg erschien bereits den Zeitgenossen trotz klar voneinander zu trennender Phasen und wechselnder Koalitionen als ein Krieg. In der zwei Jahrzehnte währenden Zwischenkriegszeit des 20. Jahrhunderts hatten die allermeisten Europäer und die Nordamerikaner nicht das Empfinden, sich im Kriegszustand zu befinden. Der Friede, wie er aus den Pariser Vorortsverträgen hervorging, hätte vermutlich noch sehr viel länger Bestand gehabt, wenn die Weimarer Republik nicht in den Stürmen der Weltwirtschaftskrise untergegangen und vom «Führerstaat» Adolf Hitlers abgelöst worden wäre. Der Begriff des «zweiten Dreißigjährigen Krieges» suggeriert eine Zwangsläufigkeit der Entwicklung zwischen 1914 und 1945 und verwandelt die Friedensjahre im nachhinein in eine optische Täuschung – eine teleologische und deterministische Geschichtssicht, die keinen Raum mehr läßt für die Unterscheidung zwischen dem, was als Möglichkeit im Ausgang des Ersten Weltkrieges angelegt war, und dem, was unter dem Einfluß einer globalen ökonomischen Katastrophe politische Wirklichkeit wurde.[1]

Für den Ersten Weltkrieg, der für Franzosen und Briten immer noch der «Große Krieg» ist, gilt mehr als für viele andere Kriege, daß er im Sinne Heraklits «der Vater aller Dinge» war. «Der Große Krieg hat der Theorie der Gewalt zu einem überwältigenden Triumph verholfen», schrieb der Wirtschaftswissenschaftler Moritz Julius Bonn 1925 in seiner Schrift «Die Krisis der europäischen Demokratie». «Die Kriege der vergangenen Zeiten sind größtenteils von Berufssoldaten ausgefochten worden. Der Große Krieg war ein Krieg der Völker. Jeder einzelne fühlte seine Wirkung täglich am eigenen Leibe, auch wenn er nur im Hinterlande beruflich tätig war. In dieser Beziehung ähnelte der Weltkrieg weit mehr einem gut organisierten Bürgerkrieg, der seiner Natur nach alle Beziehungen der Gesellschaft, die er heimsucht, erschüttert … Der Krieg ist die Verneinung der Grundsätze, auf denen die moderne Zivilisation aufgebaut ist. Er verneint die Unverletzlichkeit des Privateigentums, er verleugnet die Heiligkeit des menschlichen Lebens; er zerreißt die Verträge … Der Geist der Gewalttätigkeit, der vier Jahre lang ununterbrochen getobt hat, kann sich nicht plötzlich in ein Gefühl der fügsamen Einordnung verwandeln, wenn der Befehl zur Demobilisierung erteilt worden ist.»

Paramilitärische Gewalt wurde nach 1918 zu einem Merkmal der inneren Politik vieler Staaten, zumal der besiegten. Den Umschlag des Krieges in den Bürgerkrieg erlebte als erstes Land Rußland. Schon im November 1914 hatte Lenin die Parole ausgegeben, die «Umwandlung des gegenwärtigen imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg» sei die «einzig richtige proletarische Losung». Seine Theorie in Praxis umzusetzen hatte Lenin nach der Oktoberrevolution von 1917 Gelegenheit, wobei er hoffte, daß das russische Beispiel zur Initialzündung für die Revolution in ganz Europa werden würde.

Tatsächlich konnte sich die kommunistische Revolution nur in Rußland durchsetzen, als Drohung aber war sie dank der Kommunistischen Internationale und ihrer Mitgliedsparteien bald überall in Europa präsent. Die Bürgerkriege der unmittelbaren Nachkriegszeit blieben regional begrenzt und wuchsen nicht zu dem von den Bolschewiki erwarteten einen großen Bürgerkrieg zusammen. Die Angst vor dem Bürgerkrieg und der roten Revolution aber erfaßte ganz Europa, und nirgendwo war sie so stark und so weit verbreitet wie in dem Land, ohne dessen aktive Hilfe Lenin und die Bolschewiki gar nicht an die Macht gelangt wären: in Deutschland. Der tiefere Grund dieses Sachverhalts war ein nationales Trauma: die Erfahrung des Zusammenbruchs aller gewohnten Ordnung, von Chaos, blinder Gewalt und dem Wüten von fremder Soldateska im Dreißigjährigen Krieg. Er war das negative Schlüsselereignis der älteren deutschen Geschichte, die deutsche Urkatastrophe.

Wie das bolschewistische Rußland war auch sein stärkster Gegenspieler, die Vereinigten Staaten von Amerika, 1917 erstmals ein Akteur der europäischen Politik geworden. Präsident Wilson, der den entscheidenden Anteil am Kriegseintritt der USA hatte, gab mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker eine Parole aus, die eine größere Kraft entfalten sollte als Lenins Aufruf zur Weltrevolution. Die ostmittel- und südosteuropäischen Nachfolgestaaten des russischen und des habsburgischen Vielvölkerreiches wurden zu Nutznießern zweier urwestlicher Prinzipien, der Volkssouveränität und der demokratischen Mehrheitsentscheidung, die unlösbar mit der Amerikanischen Revolution von 1776 und der Französischen Revolution von 1789 verknüpft waren.

Die Anwendung dieser Grundsätze auf gemischt nationale Gebiete führte freilich von Anfang an zu Konflikten mit anderen westlichen Traditionen, nämlich der Achtung der Menschen- und Bürgerrechte aller Staatsbürger und damit der Toleranz gegenüber Minderheiten. Die neuen Staaten fühlten sich als Nationalstaaten, im strikten Sinne aber war es keiner von ihnen; Jugoslawien, die Tschechoslowakei und Polen waren ausgesprochene Nationalitätenstaaten. Die vom Völkerbund erzwungenen Minderheitsschutzverträge wirkten in den wenigsten Fällen befriedend; von Finnland und Estland abgesehen konnte man in keinem der neuen Staaten von einem alles in allem gedeihlichen Verhältnis zwischen der Titularnation und den ethnischen Minderheiten sprechen.

Die Nationalitätenprobleme erschwerten die Bildung stabiler politischer Mehrheiten und trugen auf diese Weise mit dazu bei, daß die westliche Demokratie in den meisten der jungen Staaten keine festen Wurzeln schlug. Andere typische Hypotheken der Demokratie waren die Landarmut der Bauern, der verbreitete Analphabetismus, das Mißtrauen des Klerus, des Militärs und der privilegierten Schichten, obenan der Großgrundbesitzer, gegenüber dem parlamentarischen System und der radikale Protest von Bauern, «Kleinbürgern» und Arbeitern gegen die bestehenden Verhältnisse. Die Regierenden antworteten auf die inneren Krisenerscheinungen meist mit einem forcierten Nationalismus, häufig auch Antisemitismus, und dem Rückgriff auf repressive Herrschaftsmittel. Im Endeffekt triumphierte die «self-determination» der jeweils führenden Nation über das demokratische «self-government» der Staatsbürger: eine Entwicklung, die Wilsons faktische Gleichsetzung beider Prinzipien ad absurdum führte.

Der erste neue Staat, der sich in ein autoritäres System verwandelte, war 1919/20 Ungarn: eine Verlierernation, die ihren früheren, durch den Vertrag von Trianon eingebüßten Gebieten nachtrauerte, und zudem das einzige Land Mitteleuropas, das 1919 eine kommunistische Revolution erlebt hatte. Ein Jahrzehnt nach dem Ende des Ersten Weltkrieges gab es unter den neuen Staaten nur noch wenige, die man als Demokratien bezeichnen konnte. Mitte der dreißiger Jahre wurden alle bis auf zwei mehr oder minder autoritär regiert. Die Ausnahmen waren die Tschechoslowakei, das bürgerlichste und am stärksten industrialisierte und säkularisierte Land unter den Nachfolgestaaten der Vielvölkerreiche, und Finnland, das sich den skandinavischen Demokratien zurechnete und von ihrer politischen Kultur stark beeinflußt war. Eine Zwischenstellung nahm Finnlands südlicher Nachbar Estland mit seiner «gelenkten Demokratie» ein.

Neben den meisten neuen Staaten Ostmittel- und Südosteuropas wurden in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre auch viele der älteren europäischen Staaten diktatorisch regiert. Auf der Balkan- und der Pyrenäenhalbinsel gab es 1938 keine Demokratie mehr. Die Rückzugsgebiete der westlichen Demokratie waren Skandinavien, Großbritannien, Irland, die Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich und die Schweiz. Die Tschechoslowakei gehörte nur noch bis zu ihrer Zerschlagung durch das nationalsozialistische Deutschland im März 1939 zu dieser Staatengruppe.

Versucht man, die tieferen Ursachen der Entdemokratisierung in der Zwischenkriegszeit auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, so lautet er in fast allen Fällen: gesellschaftliche und mentale Rückständigkeit. Die autoritären Rechtsdiktaturen hatten sich in überwiegend agrarisch geprägten Ländern durchgesetzt, in denen, vom Baltikum und Österreich abgesehen, große Teile der Bevölkerung des Lesens und Schreibens unkundig waren und die katholische oder die orthodoxe Kirche ein Machtkartell mit der traditionellen Oberschicht bildete.

In zwei Fällen greift die Formel «Rückständigkeit» aber zu kurz: in Italien und mehr noch in Deutschland. Beide Länder hatten vieles miteinander gemeinsam. Sie hatten ihre nationale Einheit erst spät, in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, erreicht und waren noch später zu Kolonialmächten geworden. Sie kannten ein krasses regionales Entwicklungsgefälle – in Italien zwischen Nord und Süd, in Deutschland zwischen West und Ost. Sie hatten vor 1914 lediglich eine Teildemokratisierung erlebt. Italien war zwar eine parlamentarische Monarchie, aber erst 1912 zum annähernd allgemeinen gleichen Wahlrecht übergegangen, und noch immer wirkte der Wahlboykott nach, mit dem der Vatikan auf die Aufhebung des Kirchenstaates im Jahr 1870 geantwortet hatte. In Deutschland galt zwar seit der Reichsgründung von 1871 das allgemeine gleiche Reichstagswahlrecht für Männer, eine parlamentarische Monarchie aber wurde das Kaiserreich erst im Oktober 1918, als sich die Einsicht in die Unabwendbarkeit der militärischen Niederlage durchsetzte.

Die ungleichzeitige Demokratisierung Deutschlands – frühe Demokratisierung des Wahlrechts, späte Parlamentarisierung des Regierungssystems – wirkte sich nach dem Ersten Weltkrieg darin aus, daß es in der Revolution von 1918/19 nur um mehr Demokratie gehen konnte: um die Einführung des Frauenwahlrechts, die Demokratisierung des Wahlrechts in den Einzelstaaten und die volle Durchsetzung der parlamentarischen Regierungsweise. Versuche der äußersten Linken, eine «Diktatur des Proletariats» nach sowjetischem Vorbild zu errichten, wurden nur von einer Minderheit des Proletariats unterstützt und 1919/20 blutig niedergeworfen. Italien erlebte nach 1918 keine Revolution, wohl aber in Gestalt des «biennio rosso» 1919/20 revolutionäre Unruhen, die das parlamentarische Regierungssystem in eine schwere Krise stürzten. Im Deutschland der Weimarer Republik erschien die westliche Demokratie breiten bürgerlichen Schichten zunehmend als Staatsform der Sieger und damit als «undeutsches» Produkt der Niederlage. In Italien geriet der Westen in Mißkredit, weil ihn die Rechte für einen angeblich «verstümmelten Sieg» (vittoria mutilata) verantwortlich machte, in dem das Land um die Früchte seines heroischen Kampfes gebracht worden sei. Ein antiwestliches Ressentiment stand mithin in beiden Ländern am Beginn der Auflehnung gegen die Demokratie.

Der Faschismus, der in Italien im Oktober 1922 mit tatkräftiger Hilfe der monarchischen Staatsspitze und bereitwilliger Duldung der bisher tonangebenden Liberalen an die Macht kam, etablierte ein System, wie es bis dahin in Europa unbekannt war. Es stützte sich auf paramilitärische Kräfte, die zuvor mit äußerster Gewaltsamkeit gegen die gespaltene Linke vorgegangen und dabei von den Großgrundbesitzern finanziell unterstützt worden waren. Die Machtübernahme Mussolinis bedeutete nicht etwa das Ende des Terrors, sondern seine staatliche Sanktionierung.

Der italienische Faschismus war die bislang radikalste Antwort auf den Bolschewismus und zugleich in mancher Hinsicht dessen Nachahmung. Was Unduldsamkeit gegenüber politischen und weltanschaulichen Gegnern anging, standen sich Faschisten und Kommunisten in nichts nach. Beide Regime beanspruchten den ganzen Menschen und versprachen für die Zukunft einen nach ihren Vorstellungen geformten «neuen» Menschen. Dieser totale Anspruch unterschied die neuen Diktaturen in Italien und der ebenfalls 1922 entstandenen Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken von herkömmlichen autoritären Regimen, etwa Militärdiktaturen. Italien war das erste Land, in dem der neue Regimetyp von liberalen und sozialistischen Kritikern als «totalitär» bezeichnet wurde – ein Begriff, den Mussolini übernahm und der später von Wissenschaftlern angewandt wurde, um damit zu kennzeichnen, was Faschismus, Nationalsozialismus und Bolschewismus gemeinsam war: das Macht- und Propagandamonopol einer Partei, die konsequente Ausschaltung jeder Art von Gewaltenteilung, die Unterdrückung aller Formen von Opposition, die Allgegenwart der Geheimpolizei und des Terrors, die Entrechtung des Einzelnen, die Mobilisierung der Massen und der Kult um den Mann an der Spitze.

Italien war 1922 ein erst teilweise industrialisiertes, immer noch stark von der Landwirtschaft geprägtes Land. In manchen Teilen des Mezzogiorno, so in Kalabrien, bestand die Bevölkerung zu Beginn der zwanziger Jahre nach wie vor mehrheitlich aus Analphabeten (im nationalen Durchschnitt waren es 1921 27 Prozent). Wenn also Rückständigkeit auch in Italien zum Hintergrund für das Scheitern der Demokratie und die Entstehung einer rechtsgerichteten Diktatur gehörte, dann war ebendies ein Grund, eine ähnliche Entwicklung in Deutschland für eher unwahrscheinlich zu halten. Deutschland war ein hochentwickeltes Industrieland, in dem seit langem die allgemeine Schulpflicht galt. Als «rückständig» wurde hier vor allem das vom Großgrundbesitz geprägte platte Land Ostelbiens und namentlich das vom übrigen Deutschland abgetrennte Ostpreußen betrachtet, das nur dank großzügiger Finanzhilfen aus Preußen und dem Reich wirtschaftlich überleben konnte. Ein krasses regionales Bildungsgefälle wie in Italien aber gab es in Deutschland nicht.

Daß in Deutschland eine Bewegung, die sich am Vorbild der italienischen Faschisten orientierte, nach 1930 zur stärksten Partei aufstieg, hatte viel mit der Ungleichzeitigkeit des deutschen Demokratisierungsprozesses zu tun. Nachdem das parlamentarische System an der fehlenden Kompromißbereitschaft der gemäßigten Parteien gescheitert war, wuchs Hitlers Nationalsozialisten eine einzigartige Chance zu: Sie konnten fortan einerseits an das verbreitete Ressentiment gegenüber der westlichen Demokratie und andererseits an den seit Bismarcks Zeiten verbrieften Teilhabeanspruch des Volkes in Gestalt des allgemeinen gleichen Wahlrechts appellieren – ein Recht, das von den seit 1930 regierenden halbautoritären Präsidialkabinetten weithin um seine politische Wirkung gebracht wurde.

Es war der pseudodemokratische «appel au peuple», der Hitlers radikales Nein zu Weimar von dem der traditionellen Rechten unterschied. Diese Rechte hatte bisher überwiegend eine autoritäre Krisenlösung angestrebt – ein Vorhaben, das das Land in einen blutigen Bürgerkrieg zu stürzen drohte. Um die Jahreswende 1932/33 setzte sich bei einem Teil der Konservativen die Auffassung durch, daß in einem Land mit langer demokratischer Wahlrechtstradition wie Deutschland der geplante Regimewechsel eines breiten Massenrückhalts bedurfte. Weil Hitler als Führer der stärksten «nationalen» Partei geeignet erschien, diesen Rückhalt zu gewährleisten, und sich zudem bereit erklärte, die Macht mit den Konservativen zu teilen, verhalf ihm die etablierte Rechte mit dem Reichspräsidenten von Hindenburg an der Spitze am 30. Januar 1933 zur Kanzlerschaft.

Mit dem italienischen Faschismus verband den deutschen Nationalsozialismus vieles: Beide Bewegungen huldigten einem extremen Nationalismus. Beide waren radikal antimarxistisch und antiliberal. Sie gingen mit einer bisher ungekannten Brutalität gegen politische Gegner vor, betrieben einen Heroenkult um ihren Führer, verherrlichten Jugend, Männlichkeit und soldatische Tugenden. Sie schalteten, nachdem sie an die Macht gelangt waren, alle Kräfte und Institutionen aus, die sich ihnen in den Weg stellten, und erzeugten durch eine Mischung aus Propaganda und Terror eine akklamierende Pseudoöffentlichkeit, die keinen Widerspruch duldete und dem Regime den Schein einer plebiszitären Legitimation verschaffte.

Was die fortschreitende Verdrängung der traditionellen Eliten anging, war der Nationalsozialismus sehr viel konsequenter und erfolgreicher als der italienische Faschismus, der bis zuletzt gezwungen war, sich mit der Monarchie und dem Militär zu arrangieren. Der Nationalsozialismus war, ungeachtet ständiger interner Machtkämpfe im Umfeld des «Führers», sehr viel totalitärer und einem absoluten Machtmonopol näher als der italienische Faschismus. Von diesem unterschied den Nationalsozialismus auch der fanatische Antisemitismus, der zum innersten Wesenskern der Bewegung Adolf Hitlers gehörte. Erst Ende 1938 ging das Regime Mussolinis zu einer antijüdischen Politik über, die sich am Vorbild der Nürnberger Gesetze von 1935 orientierte, aber nicht mit derselben bürokratischen Systematik exekutiert wurde wie diese. Rassistisch war freilich auch der italienische Faschismus, wie sich in seinen Kolonialkriegen erst in Libyen und später in Äthiopien zeigte. In Afrika bewies der «Duce», zu welcher nach außen gerichteten Aggressivität sein Regime fähig war. Auf einen Krieg gegen die Sowjetunion aber hat er, seinem immer wieder bekundeten Antibolschewismus zum Trotz, schon aus Einsicht in die begrenzten materiellen Ressourcen Italiens zu keiner Zeit hingearbeitet. Wenn er 1941 an dem vom nationalsozialistischen Deutschland eröffneten Feldzug im Osten, einem spätkolonialen Lebensraum- und zugleich ideologischen Vernichtungskrieg, teilnahm, so nur deswegen, weil das faschistische Italien bei der erwarteten Neuordnung der Welt nicht leer ausgehen sollte.

Die Gemeinsamkeiten zwischen dem italienischen Faschismus und dem deutschen Nationalsozialismus waren so offenkundig, daß schon Zeitgenossen beide unter dem typisierenden Oberbegriff «Faschismus» zusammenfaßten. Der Nationalsozialismus war einerseits die deutsche Erscheinungsform des Faschismus, wich aber andererseits in zentralen Punkten vom italienischen Vorbild so stark ab, daß es sich verbietet, in ihm nur den «deutschen Faschismus» zu sehen. Faschistische Bewegungen gab es im Europa der Zwischenkriegszeit viele, darunter die spanische Falange, die kroatische Ustascha, die rumänische Eiserne Garde und die ungarischen Pfeilkreuzler. Aber nur in Italien und Deutschland gelangten faschistische Parteien ohne Einwirkung von außen an die Macht, und nur in diesen beiden Ländern entstanden autonome faschistische Regime.

Versuche, die europäischen Faschismen übernational zu organisieren, waren zum Scheitern verurteilt. Ihr exklusiver Nationalismus machte es den faschistischen Regimen unmöglich, jenseits ihrer Staatsgrenzen ein der Kommunistischen Internationale vergleichbares Maß an internationaler Solidarisierung zu erzeugen. Im Zeichen von Antisemitismus und Antibolschewismus konnte das «Dritte Reich» im Zweiten Weltkrieg in den besetzten Ländern zwar einzelne Intellektuelle, Politiker, Parteien und Gruppierungen zur Kollaboration bewegen, aber keine Massen mobilisieren. Ein faschistischer oder nationalsozialistischer Internationalismus war ein Widerspruch in sich.

Die extremsten Widersacher der äußersten Rechten, die russischen Bolschewiki, hatten sich seit jeher als Vorkämpfer einer neuen, klassenlosen Gesellschaft verstanden und dementsprechend nach ihrer Machtergreifung sogleich damit begonnen, die bisher herrschenden Klassen auszuschalten und zu großen Teilen auszurotten. Die italienischen Faschisten und die deutschen Nationalsozialisten wollten die ökonomischen, militärischen, bürokratischen und intellektuellen Eliten nicht vernichten, sondern sich dienstbar machen, was ihnen in unterschiedlichem Maß auch gelang. Für Stalin war es ein zentrales Herrschaftsmotiv, die Rückständigkeit Rußlands ein für allemal zu beseitigen, und er kam diesem Ziel mit brutalen Mitteln näher als irgendein Politiker vor ihm. Von einer Modernisierung der italienischen Gesellschaft durch den Faschismus kann man hingegen nur mit erheblichen Vorbehalten sprechen – mit dem größten Recht wohl im Hinblick auf den Kampf gegen den Analphabetismus, aber auch hier setzte das Italien Mussolinis letztlich nur die in der Ära Giolitti eingeschlagene Politik fort. Im nationalsozialistischen Deutschland schritt die Industrialisierung, aller agrarromantischen Parteiideologie zum Trotz, voran – aber nicht, weil Hitler Deutschland modernisieren wollte, sondern weil er ohne forcierten Ausbau der rüstungswichtigen Industrie keinen Krieg führen konnte. Das nationalsozialistische Deutschland und das faschistische Italien waren keine Modernisierungsdiktaturen, wohl aber beide, wie Wolfgang Schieder feststellt, Ausdruck von Modernisierungskrisen – der Krisen zweier erst spät zu staatlicher Einheit gelangten Nationen, die ihre gesellschaftlichen Probleme nicht mit demokratischen Mitteln zu bewältigen vermochten und zutiefst unzufrieden waren mit dem Platz, der ihnen in der Nachkriegsordnung zugewiesen worden war.

Die Krise der europäischen Demokratie in der Zwischenkriegszeit beschränkte sich nicht auf die Länder, die zu autoritären oder faschistischen Diktaturen übergingen. Sie erfaßte auch die meisten Länder, die auf ältere demokratische Traditionen zurückblicken konnten. Der Erste Weltkrieg hatte dem Glauben an die Vernunft einen schweren Schlag versetzt und nationalistische Leidenschaften erzeugt, die fortwirkten, als die Waffen endlich schwiegen. Der Krieg hatte aber auch Haß hervorgerufen auf die, die man für das Massensterben verantwortlich machte, die es rechtfertigten oder an ihm verdienten. Eine Rückkehr zur Normalität war nach 1918 auch dort schwer, wo man seit langem gewöhnt war, politische Konflikte auf der parlamentarischen Bühne im friedlichen Austausch der Argumente auszutragen. Die Besitzenden fürchteten sich überall vor der erstarkten Arbeiterbewegung, ihren Gewerkschaften und Parteien; eine Majorisierung des Bürgertums durch die Linke erschien nach 1918 sehr viel wahrscheinlicher als vor 1914.

Gleichwohl scheiterte die parlamentarische Demokratie nur dort, wo sie erst 1918/19 eingeführt worden war oder über kein breites Fundament in der Gesellschaft verfügte. In älteren Demokratien konnten faschistische Bewegungen keine Massenbasis wie in Deutschland oder Italien hinter sich bringen. Wo es den Kommunisten, wie in Frankreich, gelang, einen erheblichen Teil der Arbeiterklasse hinter sich zu vereinigen, waren sie doch nicht in der Lage, die Sozialisten auf den zweiten Platz zu verweisen. Kritik von rechts an Parlamentarismus und Demokratie gab es auch in Frankreich und in Großbritannien, und sie fand ihr Publikum. Aber anders als die «Konservative Revolution» in Deutschland konnte die intellektuelle junge Rechte weder diesseits noch jenseits des Ärmelkanals die Meinungsführerschaft erringen. Sie vertrat eine Denkrichtung unter anderen.

Von der Weltwirtschaftskrise, in deren Verlauf Deutschland sein parlamentarisches System preisgab und sich einer totalitären Diktatur von rechts zuwandte, waren Großbritannien und die USA kaum weniger betroffen als das Deutsche Reich. In den beiden angelsächsischen Ländern blieb die Demokratie erhalten; sie erneuerte und festigte sich durch wirtschaftliche und soziale Reformen. In der Depressionszeit erwiesen alte freiheitliche Prägungen ihre Beharrungskraft. Wo das normative Projekt des Westens tiefe Wurzeln geschlagen hatte und das politische Denken der Regierenden wie der Regierten bestimmte, bewährte es sich auch in der bislang ernstesten Herausforderung des Westens: der Großen Krise seit 1929.[2]

Wenn irgend etwas dem «Dritten Reich» Adolf Hitlers nach 1933 Sympathien in konservativen Kreisen des Westens einbrachte, dann war es sein militanter Antibolschewismus. Die britische Appeasement-Politik in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre beruhte zu guten Teilen auf der Annahme, daß diese Gegnerschaft unverrückbar war und darum als Grundlage einer begrenzten Zusammenarbeit zwischen London und Berlin dienen konnte. Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 entlarvte diese Einschätzung als Ausdruck von Wunschdenken. Daß dem machtpolitischen Arrangement zwischen Hitler und Stalin keine Dauer beschieden sein würde, war unschwer vorherzusagen. Der deutsche Überfall auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 eröffnete Großbritannien die Chance, den Kampf gegen das nationalsozialistische Deutschland mit einem starken Verbündeten weiterzuführen. Daß der konservative Churchill ein geschworener Gegner des revolutionären Bolschewismus war, fiel dabei nicht ins Gewicht. Solange es um das Sein oder Nichtsein Großbritanniens und seines Empire ging, mußte das ideologisch Trennende hinter dem gemeinsamen Interesse, der raschen und vollständigen Niederwerfung des deutschen Aggressors, zurücktreten.

Franklin Delano Roosevelt schien der Gedanke, mit Stalin gegen Hitler zusammenzugehen, keinerlei ideologische Skrupel zu bereiten. Der amerikanische Präsident sah in der Sowjetunion mittlerweile eine kalkulierbare Größe; der Antikolonialismus der Sowjetkommunisten war ihm durchaus sympathisch, ja ein willkommenes Gegengewicht zu Churchills Imperialismus. Hitler war der Feind schlechthin: Nichts an ihm, seinem Regime und seiner Weltanschauung bot Anknüpfungspunkte für die amerikanische Politik. Mit Stalin hingegen konnte man handelseinig werden, und das möglichst über die Zeit der Waffenbrüderschaft hinaus. Die USA und die Sowjetunion würden aus dem Zweiten Weltkrieg als die beiden Weltmächte der Nachkriegszeit hervorgehen: Von ihrem Willen zur Verständigung und zur Zusammenarbeit hing aus Roosevelts Sicht künftig die Aufrechterhaltung des Weltfriedens in erster Linie ab.

Der Soziologe M. Rainer Lepsius hat Kommunismus und Faschismus die «beiden großen Bewegungen des 20. Jahrhunderts gegen die parlamentarische Demokratie, gegen das Projekt der Zivilgesellschaft» genannt. In der Tat bildeten nicht nur der italienische Faschismus und der deutsche Nationalsozialismus, sondern auch der russische Bolschewismus radikale Negationen des normativen Projekts des Westens, wie es aus den atlantischen Revolutionen des späten 18. Jahrhunderts hervorgegangen war. Die beiden ideologischen Antipoden standen diesem Projekt jedoch in einer asymmetrischen Distanz gegenüber. Die Faschismen verwarfen das Erbe von 1789 total und standen insofern in einer Traditionslinie, die sie mit der katholischen und der romantischen Gegenrevolution des frühen 19. Jahrhunderts verband. Die Bolschewisten hingegen sahen sich als die Erben des äußersten linken Flügels der Französischen Revolution, der «Verschwörung der Gleichen» um François Noël («Gracchus») Babeuf, der als erster die vollständige Abschaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und die Errichtung einer kommunistischen Gesellschaft gefordert hatte. Für individuelle Freiheit war in dieser revolutionären Denktradition kein Platz.

Vier Jahre lang, von 1941 bis 1945, gelang es, den ideologischen Gegensatz zwischen den westlichen Demokratien und dem totalitären Sowjetsystem im Zeichen des gemeinsamen Gegensatzes zum anderen totalitären Regime, dem des Nationalsozialismus, notdürftig zu neutralisieren. In dieser Zeit sahen sich die angelsächsischen Mächte genötigt, Positionen preiszugeben, zu denen sie sich in der Atlantik-Charta vom 14. August 1941 feierlich bekannt hatten: Sie opferten, ohne daß sie sich dessen damals schon bewußt gewesen wären, das Selbstbestimmungsrecht der Völker Ostmittel- und Südosteuropas auf dem Altar einer Zusammenarbeit, in die sie von Hitler hineingezwungen worden waren. Als ihm die fatalen Folgen dieser Politik in den letzten Kriegswochen klar wurden, erhob Churchill Protest, konnte damit aber keine Korrektur mehr bewirken. Die Bruchlinien der Nachkriegszeit waren im Frühjahr 1945 deutlich zu erkennen: Europa war gespalten in einen Teil, in dem sich die Versprechungen der Atlantik-Charta erfüllen konnten, und einen anderen Teil, dem diese Chance verwehrt war.

Mit dem gemeinsamen Sieg über das nationalsozialistische Deutschland entfiel die «realpolitische» Klammer, die die westlichen Demokratien und die Sowjetunion vorübergehend zusammengehalten hatte. Es war nur eine Frage der Zeit, wann der ideologische Konflikt zwischen den beiden «Welten» voll entbrennen würde. Der Historiker Dan Diner sieht im Gegensatz von «Freiheit» und «Gleichheit» die «zentrale Deutungsachse» für das Verständnis des 20. Jahrhunderts, wobei «Gleichheit» im sowjetischen Verständnis nicht die liberale Gleichheit vor dem Gesetz und auch nicht die «sozialdemokratische» Chancengleichheit, sondern die absolute Gleichheit im Sinn der radikalen Abschaffung von klassenbedingter Ungleichheit bedeutet.

Für diesen Gegensatz scheint Diner die «Metapher vom Weltbürgerkrieg» angemessen. «Die Welt war politisch von einem geschichtsphilosophisch aufgeladenen Antagonismus der Werte durchwirkt. Er durchschnitt die ihm vorausgehenden staatlichen wie nationalen Loyalitäten vertikal und entsprach somit der aus dem 19. Jahrhundert herüberragenden Entgegensetzung von Freiheit und Gleichheit, von Bourgeoisie und Proletariat, von Revolution und Konterrevolution. Auch die Dekolonisation machte sich die politische Sprache des vergangenen Saeculums zu eigen, griff auf die Nomenklatur von 1789 zurück, als in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ganze Kontinente zum revolutionären Subjekt erhoben wurden und in geschichtsphilosophischer Anlehnung an den Dritten Stand von einer Dritten Welt die Rede war – von tiers état zu tiers monde.»

Als dramatisierende Metapher steht der Begriff «Weltbürgerkrieg» für den ideologischen Grundkonflikt, der das 20. Jahrhundert bis zum Ende der kommunistischen Regime in Europa zwischen 1989 und 1991 prägen sollte. Begonnen hatte dieser Konflikt mit der russischen Oktoberrevolution von 1917. Wenn er in der Zwischenkriegszeit noch nicht voll durchbrach, dann aus drei Gründen. Erstens sah sich die Sowjetunion infolge vieler Rückschläge beim Versuch des Revolutionsexports gezwungen, die «Weltrevolution» zu vertagen und sich entsprechend Stalins Devise auf den «Aufbau des Sozialismus in einem Lande» zu konzentrieren. Zweitens wurde der demokratische Messianismus der USA durch den amerikanischen Isolationismus durchkreuzt, der ein anhaltendes transatlantisches oder gar globales Engagement der potentiellen westlichen Führungsmacht verhinderte. Drittens trat mit den Faschismen und namentlich mit dem deutschen Nationalsozialismus nach dessen «Machtergreifung» eine «dritte Kraft» auf, die eine ideologische West-Ost-Konfrontation im Zeichen von «Freiheit» versus «Gleichheit» oder «Demokratie» versus «Diktatur» unmöglich machte.

Der Sieg der Anti-Hitler-Koalition vereinfachte die Weltsituation radikal. Es gab nur noch zwei Weltmächte, die USA und die Sowjetunion, wobei die Vereinigten Staaten schon auf Grund ihres überlegenen technologischen «Know how» und ihres Atomwaffenmonopols die mit Abstand stärkere war. Von den anderen Großmächten (sofern dieser Status durch einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen definiert war) wurde China durch den inneren Machtkampf zwischen der Kuomintang und den Kommunisten gelähmt; Großbritannien und Frankreich, die beiden größten europäischen Kolonialmächte, waren durch den Krieg so geschwächt, daß fraglich war, ob sie sich davon noch einmal erholen würden.

Das Vereinigte Königreich war inzwischen materiell so stark von den USA, seiner einstigen Kolonie, abhängig, daß man mit Diner von der Übertragung des «imperialen Staffelstabes» von Großbritannien auf die Vereinigten Staaten, von einer «translatio imperii der neuesten Zeit» sprechen kann. Was künftig aus den ehemaligen Großmächten Deutschland und Japan werden würde, war einstweilen offen. Das Zeitalter der klassischen, souveränen Nationalstaaten neigte sich, zumindest in Europa, dem Ende zu: eine Einsicht, die freilich noch Zeit benötigte, um sich durchzusetzen. Das Schicksal des alten Kontinents lag nicht mehr in seinen eigenen Händen, sondern in denen der beiden Weltmächte, die den Zweiten Weltkrieg für sich entschieden hatten.

1945 markierte das Ende eines Typs von totalitärer Diktatur, des faschistischen, aber noch nicht das Ende totalitärer Herrschaft schlechthin. Die deutsche Kapitulation zog einen Schlußstrich nicht nur unter die zwölfjährige Geschichte des «Dritten Reiches», sondern auch unter das knappe Dreivierteljahrhundert, in dem es ein Deutsches Reich gegeben hatte. 1945 endete die deutsche Auflehnung gegen das normative Projekt des Westens, die lange vor 1933 begonnen hatte. Mit dem von ihm entfesselten Zweiten Weltkrieg zerstörte Deutschland die Grundlagen dessen, was der Erste Weltkrieg von der europäischen Weltgeltung noch übrig gelassen hatte. Der Holocaust führte der ganzen Welt vor Augen, was ideologische Verblendung im Bunde mit moderner Technik vermochte, wenn ein Staat sich erst einmal, so wie Deutschland im Jahr 1933, von der Herrschaft des Rechts verabschiedet hatte. Wenn die Ermordung der europäischen Juden im kollektiven Gedächtnis des Westens stärker nachwirkt als die millionenfachen Massenmorde des Stalinismus, dann nicht nur, weil die Shoah in ihrer kalten Systematik einzigartig war, sondern auch aus einem anderen Grund: Dieses Menschheitsverbrechen wurde von einer Nation begangen, die kulturell zum Westen gehörte und darum an westlichen Maßstäben gemessen wurde – und gemessen wird. Ebendies war der Kern der «deutschen Katastrophe», von der der Historiker Friedrich Meinecke 1946 im Titel eines damals vielgelesenen Buches sprach.

In Europa überlebten die westlichen Werte den Zweiten Weltkrieg nur, weil der neue Westen in Gestalt Amerikas und der britischen Dominions den freiheitlichen Kräften des alten Kontinents zu Hilfe gekommen war. Die Sache der Freiheit aber war nach wie vor bedroht. Vom Zusammenhalt des Okzidents beiderseits des Nordatlantiks hing es fortan ab, ob die Ideen von 1776 und 1789 in der Nachkriegswelt ihre Leuchtkraft würden bewahren können.[3]
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